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Vorwort 

Das  hier  beginnende  Unternehmen  soll  ein  wissenschaftliches  sein. 
Es  soll  weder  ein  Organ  für  Mittheilung  unverarbeiteter  statistischer 
Materialien  werden,  noch  soll  es  bestimmten  praktischen  Parteizwecken 
dienen.  Vielmehr  ist  es  seine  Aufgabe,  auf  dem  Gebiete  der  National- 
ökonomie und  Statistik  die  Fortschritte  wissenschaftlicher  Erkenhtniss 
in  steter  Folge  zu  begleiten  und  zu  fördern  und  zugleich  alle  grossen 
volkswirthschaftlichen  Bewegungen  und  Umgestaltungen,  die  sich  im 
europäischen  Yölkerleben  vollziehen,  in  ihrem  historischen  Zusammen- 
hange und  ihrer  wisseüschaftlichen  Berechtigung  zu  prüfen. 

Dieser  Aufgabe  gemäss  wird  sein  Inhalt  in  vier  Abtheilungen 
geschieden  werden. 

Die  erste  soll  selbslständige  Untersuchungen  und  Abhandlungen  in 
allgemein  verständlicher  Form  enthalten,  welche  die  wissenschaftliche 
Forschung  und  Erkenntniss  auf  irgend  einem  Puncte  erweitern  oda* 
zur  Lösung  respective  Klärung  schwebender  Fragen  und  Probleme 
beitragen. 

Die  zweite  Abtheilung  wird  die  Fortschritte  der  nationalökonomischen 
Gesetzgebung  verfolgen  und  theils  Darstellungen  und  kritische  Ueber- 
sichten  der  bestehenden  Gesetzgebungen  enthalten,  theils  wichtigere 
neue  Gesetze  selbst  mittheilen.  In  erster  Linie  wird  hierbei  allerdings 
Deutschland  Berücksichtigung  finden,  aber  es  soll  auch  von  .den  bedeu- 
tenderen gesetzgeberischen  Acten  des  Auslandes  auf  dem  Gebiete  der 
Nationalökonomie  Kenntniss  gegeben  werden. 

Die  dritte  Abtheilung  wird  die  beachtenswertheren  Erscheinungen 
der  nationalökonomischen  und  statistischen  Litteratur  besprechen.  Hierbei 
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soll  als  Kegel  eine  gi'uppenwcise  Behandlung  gelten,  bei  welclier  die 
sämrotlichen  neueren  Leistungen  über  eine  bestimmte  wissenschaftliche 
Frage  unter  Anknüpfung  an  die  früheren  Bearbeitungen  des  Gegen- 
standes zur  gemeinsamen  kritischen  Würdigung  gelangen.  Beurthei- 
lungen  einzelner  Werke  sind  indessen  keineswegs  ausgeschlossen. 

Da  aber  die  Wissenschaft  und  die  wissenschaftliche  Behandlung 

ökonomischer  Zeit-  und  Lebensfragen  heutzutage  noch  weit  mehr  in 

periodischen  Zeitschriften  als  in  Büchern  fortschreitet,  so  wird  diese 

Abtheilung  zugleich  ein  fortlaufendes  kurzes  Referat  über  den  Haupt- 

'  inhalt  der  wichtigsten  nationalökonomischen  Journale  Europa's  enthalten. 

Die  vierte  Abtheilung  endlich,  welche  unter  dem  Titel  Miscellen 
beigefügt  wird,  ist  für  kürzere  Mittheilungen  von  wissenschaftlichem 
Interesse  bestimmt.  Sie  soll  einzelne  nationalökonomische  und  statistische 
Thatsachen,  kürzere  Untersuchungen  und  Gesichtspuncte,  die  für  weitere 
Forschungen  fruchtbar  gemacht  werden  können,  in  Undauf  setzen,  aber 
auch  einfache  Nachrichten  über  Preisaufgaben ,  litterarische  Untenieh- 
mungen  u.  s.  w.  nicht  ausschliessen. 

In  welchem  Geiste  das  ganze  Unternehmen  redigirt  werden  wird, 
darüber  geben  die  Abhandlungen  an  der  Spitze  der  ersten  Hefte :  „Ueber 
die  gegenwärtige  Aufgabe  der  nationalökonomischen  Wissenschaft" ,  nä- 
heren Aufschluss.  Um  aber  schon  jetzt  bei  allen  Denjenigen,  welchen 
mein  gegenwärtiger  wissenschaftlicher  Standpunct  noch  unbekannt  ist, 
jeden  Zweifel  zu  beseitigen,  füge  ich  hier  die  Erklärung  hinzu,  dass 
die  Grundsätze  und  Anschauungen,  die  ich  in  meinen  früheren  national- 
ökonomischen Schriften*)  ausgesprochen,  in  ihrem  ganzen  Umfange 
noch  heute  die  meinigen  sind. 


*)  namentUch  in  der  Einleitung  zur  Schrift  Xenophontis  et  Ar  ist.  de  oeco- 
nomiapublicadoctrinae.  Marbrg.l845,in  dcrNationalökono  miede  rGegen- 
wart  und  Zukunft  I.  1848.  in  der  Schrift  über  die  kur hessische  Finanz- 
Verwaltung.  Kassel  1850,  in  den  deutschen  Parlamenlsberichten  über  ein  Hei- 
mathsgesetz  und  über  die  volkswirth  schaf  tliche  n  Bestimmungen 
der  Grundrechte  und  in  dem  kurhessischen  Landlagsbericht  Ober  das  Grund- 
steuergcsetz  vom  Jahre  1850. 


Vorwort. 


Die  OekoDomie  der  Völker  ist  nach  dieser  meiner  Ueberzeugung 
eben  so  wie  ihre  Sprache,  ihre  Litteratur,  inr  ixecnt  un3  ihre  Kunst 
ein  Zweig  der  Civilisation ,  sie  bewegt  sich  zwar  wie  diese  übrigen 
/uituTzwei^e  in  bestimmten  naturgesetzlichen  Grenzen,  aber  innerhalb 
dieser  Grenzen  ist  sie  ein  Product  der  Freiheit  und  der  Arbeit  des 
menschlichen  Geistes.    Ihre  Wissenschaft  ist  deshalb  keine  abstracte. 


die  gleich  den  Naturwissenschälte 


erüältnisse  in  Zeit  und 


Raum    das  gleiche   öesetz  aufstellt    und  Alles  nach  gleichem  Masse 
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zu  süire^  zu  erforschen  und  auf  diesem  Wege  den  Ring  zu  erkennen, 
den  die  Ärbeir  cles  gegenwärtigen  Gegjdilechte  der  yi^ttp  gfiafjlgchag;* 
lieber  Entmckelung  hiMufüjjen,.§pll  N  Culturgeschichte 

im  Zusammenhange  mit  der  Geschichte  der  gesammten  politischen  und 
rechtlichen  Entwickelung  der  Völker  und  Statistik  sind  die  einzigen 
sichern  Grundlagen,  auf  denen  ein  gedeihlicher  Weiterbau  der  national- 
ökonomischen Wissenschaft  möglich  erscheint. 

Aber  die  Geschichte  soll  nicht  Deckmantel  der  Gesinnungslosigkeit 
werden  und  dahin  führen,  dass  Männer  der  Wissenschaft  den  praktischen 
Zeitfragen  aus  dem  Wege  gehen!  Das  Verstänoniss  aer  Gegenwart  steüt 
in  lebendigster  Wechselwirkung  mit  dem  Verständniss  der  Vergangenheit, 
und  wem  die  Lebensbedingungen  und  Lebensaufgaben  seiner  eigenen 
Zeit  fremd  sind,  dem  fehlt  auch  das  rechte  Verständniss  der  Geschichte. 

In  Beziehung  auf  die  praktischen  ökonomischen  Fragen  der  Gegen- 
wart spreche  ich  deshalb  offen  aus,  dass  ich  mit  meiner  ganzen  wissen- 
schaftlichen Ueberzeugung  ein  entschiedener  Gegner  französischer  Cen- 
tralisation  und  Regierungsbevormundung  bin  und  für*  Deutschland  auf 
dem  Gebiete  der  wirthschaftlichen  Privatthätigkeit  volle  Freiheit.  Selbst- 

Gkeit  des  Voll 


.nach  dem  Vorbild 
Grossbritanniens  als  die  Grundbedingung  seines  ökonomischen  und  sitt- 
liehen  Gedeiheflg^^aaBefae.  ^s 

Trotz  dieses  Standpunctes,  den  ich  auch  in  dieser  Zeitschrift  ent- 
schieden festhalten  werde,  sollen  entgegengesetzte  Richtungen,  wo  sie 


!• 


4  Vorwort. 

methodisch  und  mit  wissenschaftlichem  Ernst  begründet  werden,  nicht 
ausgeschlossen  bleiben.  Vielmehr  wird  jeder  Fortschritt  der  Wissenschaft 
Beachtung  und  Anerkennung  finden,  von  welcher  Seite  er  auch  aus- 
gehen mag. 

Dass  das  Unternehmen  einem  dringenden  Bedürfniss  des  in  Deutsch- 
land neu  erwachten  nationalökonomischen  Lebens  und  Interesses  ent- 
9  spricht,  dürfte  zweifellos  sein.    Ob  ,und  inwieweit  es  aber  der  gestellten 

^Z  •*'  Aufgabe  genügt,   wird  wesentlich  von  dem  bereitwilligen  und  eifrigen 
^^'^  Beistand  meiner  deutschen  Fachgenossen  und  wissenschaftlichen  Freunde 

abhängen.  Ich  schliesse  deshalb  dieses  Vorwort  mit  der  dringenden 
Bitte  an  dieselben,  mich  bei  Ausführung  des  Unternehmens  durch  ihre 
thätige  Mitwirkung  nachhaltig  zu  unterstützen. 

Jena,  den  18.  October  1862. 

B.  Htldebrand. 


L 

Die  gegenwärtige  Aufgabe  der  Wissenschalt 

der  Nationalökonomie. 

Vom  Heraufli^eber. 

Die  Volkswirthschaftslehre  verdankt  bekanntlich  ihire  erste  tiefere 
Begründung  der  sogenannten  Aufklärungsperiode  des  vorigen  Jahrhun- 
derts.   Damals  hatte  der  Druck  des  «europäischen  Absolutismus  seinen 

'hödisten  Gipfel  erreicht,  und  mit  ihm  hatte  sich  ein  ökonomischess 
Bevormundungssystem  entfaltet,  dem  jedes  selbst  stand  ige  Privat-  und 
Gemeindeleben  vollkommen  erlegen  ytst.  Die  Begenten  betrachteten  sich 
in  den  republicanischen  wie  in  den  monarchischen  Staaten  gleichsam  als 
Privatbesitzer  ihrer  Staatsterritorien ,   als   die  unumschränkten  Herrn 

leibeigener  Völker,  die  keinen  höheren  Be'ruf,  keine  andere  Ehre  kennen 
durften  als  militärischen  Gehorsam.  Die  Unterthanen:  \?urden  durch 
Ordonnanzen  zur  Verheirathung  genöthigt,  sie  mussten  nach  obrigkeit- 
licher Vorschrift  den  Acker  bestellen  und  ihre  Producte  auf  dem  vor- 
geschriebenen Markte  um  den  vorgeschriebenen  Preis  feil  bieten;  sie 
mussten  nach  Befehl  Manufacturen  errichten  und  Handel  treiben,  sie 
hatten  keinen  anderen  Zweck  zu  erfüllen,  als  durch  ihre  Arbeit  für 
das  Wohlleben  und  durch  möglichst  viele  Abgaben  für  die  volle  Kasse 
der  Regenten  zu  sorgen. 

Unter  der  Last  dieser  historisdi  hergebrachten  Zustände  suchten  die 
Völker  Rettung  19  der  Philosophie.  In  allen  Gebieten  des  menschlichen 
Wissens  entwickelte  sich  eine  Revolutionslitteratur ,  deren  gemeinsame 
Tendenz  dahin  ging,  die  entartete  Welt  der  Wirklichkeit  durch  die 
Schärfe  der  Kritik  zu  zerstören  und  ihr  eine  neue  aus  abstracten 
Begriffen  erbaute  Lebensordnung  gegenüber  zu  stellen.  Man  verwarf 
Alles,  was  bestand  und  ererbt  war,  alle  Geschichte,  alle  nationalen 
Unterschiede,  alle  überlief ei*te  Gultur,  und  construirte  für  ^ie  ganze 
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Menschheit  logisch  das  Ideal  eines  politischen  Naturzustandes,  in  wel- 
chem das  Individuum  von  dem  ganzen  Druck  der  Staatsgewalt  erlöst 
war,  und  seine  unbeschränkte  Freiheit  als  Ausgangs  -  und  Zielpunct  alles 
gesellschaftlichen  Zusammenlebens  galt.  An  die  Stelle  des  blinden  Glau- 
bens im  Staat  wie  in  der  Kirche  trat  der  Geist  der  Kritik ,  an  die  Stelle 
des  unbedingten  Gehorsams  das  unbeschränkte  Freiheitsgefühl,  an  die 
Stelle  der  Autorität  obrigkeitlicher  Gewalt  die  Herrschaft  des  philoso- 
phischen Begriffs,  an  die  Stelle  der  mannigfaltigen  positiven  Gesetze 
ein  Codex  angebomer  Natur-  und  Menschenrechte. 

Auf  rein  politischem  Gebiete  wurde  diese  Richtung  der  Aufklä- 
rungslitteratur  bekanntlich  am  schärfsten  durch  Rousseau  vertreten. 
Auf  dem  Gebiete  der  Staatswirthschaft  wurde  sie  durch  die  Physiokraten 
begonnen  und  durch  das  berühmte  Werk  des  Schotten  Adam  Smith  über 
die  Natur  und  die  Ursachen  des  Nationalreichthums  vollendet.  Wäh- 
rend die  absolutistischen  Staatsökonomen  oder  sogenannten  Mercantilisten 
das  wirthschaftliche  Leben  der  Völker  als  ein  Product  menschlicher  Re- 
gierungskunst betrachteten,  dem  man  nur  befehlen  dürfe,  um  seinen 
Zweck  zu  erreichen,  behaupteten  die  Physiokraten  und  Adam  Smith, 
dass  in  den  wirthschaftlichen  Zuständen  der  Menschheit  eben  so  unabän- 
derliche Naturgesetze  walten  wie  in  der  Pflanzen-  und  Mineralwelt  und 
erklärten  demzufolge  alle  jene  Regierungsmassregeln  für  nachtheilige 
Hemmungen  einer  gesunden  naturgesetzlichen  Entfaltung  des  ökonomi- 
schen Lebens.  Den  hergebrachten  Prohibitions  -  und  Schutzsystemen  der 
Mercantilisten  setzten  sie  das  Princip  der  Handelsfreiheit,  den  herge- 
brachten Zunftverfassungen  und  industriellen  Monopolen  das  der  freien 
CJoncurrenz,  den  Resten  mittelalteriger  Agrarverfassung  die  Noth-. 
wendigkeit  eines  völlig  freien  und  theilbaren  Grundeigenthums ,  der 
tiberlieferten  Gewerbepolizei  das  Princip  unbedingter  Gewerbefreiheit 
entgegen. 

So  ging  aus  diesem  Aufklärungskampfe  die  Nationalökonomie  als 
neue  Wissenschaft  von  den  Naturgesetzen  des  menschlichen  Verkehrs 
hervor,  die  für  die  menschliche  Gesellschaft  etwas  Aehnliches  leisten 
sollte,  wie  die  Physik  und  Chemie  für  die  gesammte  Körperwelt.  Sie 
sollte  die  naturgesetzlichen  Functionen  der  einzelnen  Glieder  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft  untersuchen  und  auf  Grund  derselben  nach  den 
Gesetzen  forschen,  welche  den  allgemeinen  Arbeits-  und  Ernährungs- 
process  der  Gesellschaft  beherrschen.  Von  den  Physiokraten  unterschied 
sich  Adam  Smith  allerdings  in  hohem  Grade  durch  die  ungleiclLfßiaere 
unrf*vieIsetfigereT5So1)'ac^  Li^beüsverhältnisse  und 

durcKTlar'TWrihm' aufgestellte  Syslfem '  wirthschaftlicher  Gesetze ,  aber 
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in  den  Grundanschauungen  über  die  Angabe  der  nationalökonomischen 
Wissenschaft,  über  die  Natur  der  menschlichen  Gesellschaft  und  über 
die  Voraussetzungen,  aus  denen  sie  ihre  ökonomischen  Gesetze  herlei- 
teten, standen  beide  ganz  auf  demselben  Standpuncte.  Beide  betrach- 
ten  die  neue  Wissenschaft  des  wirthsdtiaftlichen  Lebens  als  einen  Zweig 
oder  als  eine  Art  Naturwissenschaft,  welche  allgemein  gültige  Natur- 
gesetze aufzusuchen  hat ;  beide  theilen  mit  Rousseau  die  atomistiscbe 
Staatsansicht  und  halten  das  Interesse  des  Individuums  für  den  aus- 
schliesslichen Grund  und  Zwec^  aller  socialen  Gemeinschaft;  beide  theilen 
mit  der  materialistischen  Moralphilosophie  jener  Zeit  die  Anschauung,  dass 
der  Eigennutz  die  einzige  nothwendige  Triebfeder  aller  menschlichen 
Handlungen  sei^),  und  gründen  auf  diese  Voraussetzung  ihre  wiiüi- 
schaftlichen  Naturgesetze;  beide  haben  endlich  mit  der  ganzen  Aufklä- 
rungslitteratur  die  universelle  kosmopolitische  Richtung  gemein  und  con- 
struiren  eine  absolute  Weltökonomie,  deren  Principien  für  aUeVölker 
und  Zeiten  ewige  Gültigkeit  haben  sollten. 


Uerdings  trat  im  öffentlichen  Culturleben  Europa's  sehr  bald  eine 
Beaction  ein.  Die  Aufklärungsepoche  schlug  in  ihren  Gegensatz  um. 
Den  weltbürgerlichen  Vertrags-  und  Gonstitutionstheorien  folgten  die 
Bestaurationsprincipien  Ludwig  Haller's  und  Adam  Müller's,  der 
Epoche  der  natürlidien  Vemunftreligion  eine  Periode  positiv  -  christlicher, 
meist  mystischer  Beligionsanschaunng ,,  dem  Zeitalter  subjectiver  Kritik 
die  litterarischen  Bestrebungen  der  Il(miantiker  und  der  philosophischen 
Bechtslehre  gegenüber  bildete  sich  eine  historische  Bechtsschule.    Sd 

wie  dort  einseitig  die  philosophische  Construction  geherrscht  hatte,  so 

• 

1}  Das  ist  bei  A.  Smith  allerdings  in  augenfälliger  Weise  nor  in  seinem  Wealth  of 
nations  der  FaU.  In  seiner  Elhik  (Theory  of  moral  sentifflents),  die  17  Jahre  früher 
erschien ,  betrachtet  er  im  Gegensatz  zu  den  materialistischen  Moralphilösophen  und  zu 
seinem  na|ional5konomischen  Werke  die  Existenz  sittlicher  und  tugendhafter  Handlan- 
gen als  unzweifelhafte  Thatsache  der  Erfahrung  und  sucht  ihren  Ursprung  aus  der 
Sympathie  herzuleiten.  Buckle  in  seiner  Geschichte  der  Civilisation  in  England  (1I|6) 
vfiU  diesen  Widerspruch  dadurch  lösen,  dass  er  in  scharfsinniger  Weise  durchführt: 
Smith  habe  in  jedem  der  beiden  Werke  die  entgegengesetzte,  aber  sich  ergänzende  Seite 
der  menschlichen  Natur  behandeln  wollen.  In  der  Ethik  habe  er  die  Tbatsachen  der 
menschlichen  Selbstsucht  und  in  der  Nationalökonomie  die  Thatsachen  des  menschlicbeD 
Wohlwollens  absichtlich  unterdrückt,  um  in  jedem  Werke  die  eine  Hälfte  der  menschli- 
chen Natur  desto  schärfer  beherrschen  zu  können.  Allein  dieser  Widerspruch  ist  doch 
nur  ein  scheinbarer.  Wenn  der  Mensch  nur  deshalb  tugendhaft  handelt ,  weil  Andere 
mit  seinen  tugendhaften  Handlungen  sympathisiren ,  und  Pflichtgefühl  nichts  weiter  ist, 
als  das  Bewusatsein,  in  Andern  durch  seine  Handlungen  Sympathie  erwecken  zu  wollen, 
so  ist  die  ganze  Moral  nur  eine  Klugheitslehre  für  raf&nirte  Egoisten ,  die  mit  den  na- 
tienalökonomlsehen  Ansichten  von  A.  Smith  vortrefflich  stimmt. 


/> 
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wurde  hier  einseitig  das  historisch  Gewordene  und  jede  Ueberlieferung 
verherrlicht,  so  wie  man  dort  nur  die  Menschheit  als  ein  ungegliedertes 
Ganzes  anerkannte,  so  hob  man  hier  wieder  die  einzelnen  Nationalitä- 
ten ohne  Rücksicht  auf  ihren  Zusammenhang  hervor.  Dort  galt  das 
angebome  Recht  des  Individuums  und  seine  unbeschränkte  Freiheit,  hier 
die  staatliche  Autorität  für  das  Höchste;  dort  verfolgte  man  philoso- 
phisch construirte  Gesellschaftsideale,  ^^^  f^"^"^'^irtfi  Tllfln  ^ftP?^^  t^^:. 
gestorbene  Zeiten  u"fi  7.n^t^jtt\o  und  wnlUt  i1t^  -^am  ^jj^j^j^^c^ViiMifo 
wieder  aui  den  l'unct  zurückleiten,  von  dem  er  hergekommen  w"arr^ 

So  trat  nun  wieder  umgekehrt  der  freien  subjectiven  Gestaltung 
der  Gegenwart  die  exclusive  Schätzung  der  Vergangenheit,  dem  Zweifel 
die  unbedingte  Hingebung  an  die  bestehenden  Gewalten ,  dem  kritischen 
Verstand  das  Gemüth ,  dem  Eosmopolitismus  eine  nationale  Schwärmerei 
entgegen. 

Fast  in  allen  Gebieten  der  Wissenschaft,  soweit  sie  den  geistigen 
Menschen  und  das  gesellschaftliche  Leben  zum  Gegenstande  ihrer  For- 
schung haben,  ist  nun  auch  dieser  Standpunct  in  seiner  Einseitigkeit 
erkannt  und  glücklich  überwunden,  und  gegenwärtig  geht  der  stille  Zug 
des  vrissenschaftlichen  Strebens  dahin ,  Anerkennung  der  Geschichte  mit 
philosophischer  Kritik  und  Tiefe,  Anerkennung  der  Nationalität  mit 
dem  fortwährenden  Blick  auf  die  gesammte  Entwickelung  der  Mensch- 
heit zu  verbinden  und  in  dem  stetigen  Weiterringen  des  Menschen- 
geschlechts von  Stufe  zu  Stufe  eine  immer  grössere  Vervollkommnung, 
eine  nach  bestimmten  Gesetzen  zu  immer  höherer  Gultur  fortschreitende 
Entwickelung  anzuerkennen. 

Eigenthümlich  ist  es  der  nationalökonomischen  Wissenschaft,  dass* 
hier  nicht  in  gleicher  Weise  derselbe  Gegensatz  zu  den  Aufklärungs- 
principien  des  vorigen  Jahrhunderts  zur  Geltung  gelangte.  Die  Adam 
Smith'sche  Lehre  ist  nicht  nur  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch  die  herr- 
schende geblieben,  sondern  hat  sogar  erst  während  des  verflossenen  Decen- 
niums  in  dem  Franzosen  Fr  6d6ric  Basti  at  einen  ihrer  ^geistreichsten 
und  beredtesten  Vertreter  gefunden.  In  Deutschland  hat  sich  der  erste 
Statistiker  der  Gegenwart')  für  ihre  Grundanschauungen  bekannt,  und 

2)  E n  gel  in  der  2eUschrift  des  K.  P.  »tat.  Bureau's  1860  S.  41,  wo  er  «agt:  „Mit 
der  wirtlischafllichen  Freiheit  meinen  wir  das  Selbst  Interesse  der  einzelnen  Producen- 
ten  und  Consomenten.  Daa  Selbslinteresse  in  den  einzelnen  Menschen  gleicht  der 
Schwerkraft ,  die  bekanntlich  ja  alle  physischen  Korper  durchdringt.  Die  CentrifugaU 
kraft  und  Centripetalkraft  sind  Modificationen  derselben.  Aber  eben  so  wie  die  erstere 
dahin  strebt,  jeden  physischen  Körper  unauflialtsam  und  in  gerader  Linie  fortzutreiben, 
wahrend  letztere  ihn  zwingt»   io  gewissen  in  sich  geschlossenen  Bahnen  zu  bleiben, 
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wie  sehr  sie  selbst  von  den  entgegengesetztesten  politischen  Standpuncten 
aus  anerkannt  wird,  beweist  unter  Anderen  recht  schlagend  der  nun- 
mehr'verstorbene  Stahl,  der  in  allen  früheren  Ausgaben  seiner  Rechts- 
nnd  Staatslehre  sagte:  „Die  Entwickelung  der  Wissenschaft  der  Na- 
tionalökonomie, die  mit  A.  Smith  ihre  Vollendung  erhielt,  hat  die 
grosse,  der  früheren  Zeit  ganz  fremde  Einsicht  in  die  Naturgesetze 
der  Gütererzeugung  zu  Tage  gefördert." 

Allerdings  wurde  die  A.  Smith'sche  Schule  im  Laufe  dieses  Jahr- 
hunderts auf  der  einen  Seite  von  einzelnen  Restaurationspolitikem  und 
auf  der, andern  Seite  von  den  Gommunisten  und  Socialisten  lebhaft  be- 
kämpft. Die  ersteren  suchten  die  volkswirthschaftlichen  Zustände  des 
Mittelalters  wieder  heraufzubeschwören  und  priesen  wieder  zünftige 
Abschliessung  und  gewerbliche  Monopole,  Majorate  und  Grundherrlich- 
keit an.  Die  letzteren  proclamirten  einen  vollständigen  Neubau  der 
menschlichen  Gesellschaft  und  stellten  zur  Begründung  ihrer  Bestrebungen 
die  Grundsätze  der  A.  Smith^scb^T  T.phrft  prprftdfl^]  Auf  d^^yi  K"Pf^ 

Während  z.  B.  A.  Smith  das  Privatinteresse  des  Individuums  und 
das  egoistische  Streben  jedes  Einzelnen  nach  Erwerb  als  die  nothwen- 
dige  Grundlage  der  ökonomischen  W^ohlfahrt  Aller  betrachtet  hatte,  er- 
kannten die  Socialisten  in  diesem  selbstsüchtigen  Privaterwerbstrieb  die 
Ursache  der  Zerstörung  aller  gesellschaftlichen  Wohlfahrt  und  verlang- 
tep,  dass  Jeder  seine  ganze  Individualität  der  Gemeinschaft  zum  Opfer 
bringen  soll.  Während  A.  Smith  freie  Concurrenz  der  Völker  wie  der 
Einzelnen  unter  einander  wollte,  strebten  die  Socialisten  nach  Aufhe- 
bung-aller Concurrenz  und  wollten  eine  vollständige  polizeiliche  Leitung 
aller  Arbeiten  und  Gewerbe.  Während  A.  Smith  die  Arbeitstheilung 
als  den  Haupthebel  des  öffentlichen  Reichthums  prfes,  erklärten  die 
Socialisten  die  Arbeitstheilung  für  verderblich,  weil  sie  den  Menschen 
zur  Maschine  herabwürdige,  und  verlangten  einen  Arbeitswechsel  für 
jedes  Individuum.  Während  nach  A.  Smith  Waarenpreis,  Arbeitslohn 
und  Zinsfüss  durch  den  Interessenkampf  zwischen  Käufer  und  Verkäufer 
und  durch  Nachfrage  und  Angebot  naturgesetzlich  regulirt  werden,  er- 
strebten die  Socialisten  eine  gerechte  Vertheilung  des  Ertrags  nach  dem 
Verdienst  eines  Jeden  durch  eine  neutrale  Behörde. 

Aber  beide  Richtungen ,  sowohl  die  der  Restauratoren  des  Mittelalters 
als  auch  die  der  Gommunisten  und  Socialisten,  hatten  nur  eine  ganz 
vorübergehende  Bedeutung;  jene,  weil  ihre  prsjrtischen  Forderungen  in 

_      » 

ebenso  treibt  das  Selbstinteresse  des  einzetnen  Menseben  denselben  rasUos  ▼orwarts'^ 
n.  8.  w.  Ygl.  Jedocb  die  pbilosopbiscbe  Binleitong  in  seiner  meisterbafien  Abhandlung 
fiber  die  YoUtszählungen  ebd.  18tf2  N.  2. 
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eine  Zeit  fielen ,  in  der  Europa  gerade  durch  Befreiung  von  der  mittel* 
alterigen  Gewerbe-  und  Agrarverfassung  zu  einem  ganz  neuen  ökono- 
mischen Leben  erwacht  war,  diese,  weil  sie  ihre  socialen  Luftgebilde 
auf  die  Vernichtung  der  nothwendigsten  Grundlagen  aller  menschlichen 
Cultur  gegründet  hatten,  und  überall ,  wo  sie  praktisch  werden  wollten, 
sich  mit  Nothwendigkeit  selbst  widerl^ten. 

Wenn  aber  auch  die  positiven  Verbesserungspläne  der  letzteren 

sich  als  vollständig  unhaltbar  erwiesen  und  seit  der  1848er  Junischlacht 

in  den  Strassen  von  Paris  nicht  einmal  mehr  in  der  Litteratur  irgend 

eine  neue  Vertretung')  gefunden  haben,  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen, 

J^  dass  die  negative  Kritik,  welche  dieselben  gegen  die  Smith'sche  Schule 

^  und  die  modernen  wirthschaftlichen  Zustande  geübt  haben,   eine  un- 

.^       lengbare  Wahrheit  zu  Tage  gefördert  hat.  die  auch  durch  die  national- 

uß^^     ökonomische  Entwickelung  Europa's  in  den  letzten  Decennien  vollstän- 

iJ^     dig  bestätigt  J^^.^lg!VTKli  /!?jj"?LM.-Utf  ■  luwainj^'^^vtf  IL,  ifeä  Jl.  f'.^^'^E^^" 
w^^j.       PrSKps"''äes"'2jissez 


')\ 


Vergegenwärtigt  man  sich  die  Gestaltung  der  volkswirthschaftlichen 


^</^  ^  lidien  XnscBauungsweise  der  Smith'schen  Schule. 

^"^^  Zustände  in  den  civilisirtesten  Staaten  Europa's  seit  der  Mitte  des  vo- 
rigen Jahrhunderts ,  so  muss  man  allerdings  über  die  Biesenfortschritte 
staunen,  we^yhe  ^ie  menschliche  Gesellschaft  gerade  seit  Befreiung  dei^ 


^.^ 


rtmaimmmm» 


•«•»^•••^f«"«** 


physischen  iM  geistigen  ArbeitsKrane  des  inamdiuiuis  .vojn.Jto.^  ^^ 
B(!Biedenen_FesselcL.früherer  Jahrhunderte  und  seit  Durchführung  der 
^  «^— TT,  V  principien  auf  ökonomisch^ ^flabiete  *»gemftoht Htet. 
Der  Arbeiter  ist  von  dci  DüioneTbeTreir.  Jeder  kann  denjenigen  Beruf 
und  denjenigen  Ort  für  Ausübung  dieses  Berufes  wählen,  in  denen  er 
sein  Talent  und  seine  Geschicklicbkeit  am  besten  verwerthen  kann. '  Der 
Grund  und  Boden  ist  nicht  nur  frei  von  allen  bäuerlichen  Lasten  ge- 
worden ,  sondern  auch  theilbar  und  veräusserlich  und  kann  ohne  Schwie- 
rigkeit in  die  Hände  des  fähigsten  Besitzers  übergehen.  Diese  neue 
Circulation  und  der  durch  sie  hervorgerufene  Wettkampf  der  Arbeits- 
und Bodenkräfte  hat  eine  unendliche  Steigerung  der  nationalen  Pro- 
ductivkraft  bewirkt ,  und  diese  wieder  eine  gewaltige  Erhöhung  der  Pro- 
duction  und  des  Nationalertrags.    In  Folge  der  Ertragsüberschüsse  ist 

3)  Winkelblech's  bSndoreicbes  und  in  manchen  Partien  auch  recht  verdiensUicbes 

Werk,  das  unter  dem  Titel:  Unter  Buchungen  über  die  Organisation  der 

Arbeit  oder   System  der  Weltökonomie    von    Karl   Mario.    Kassel 

1867  erschienen  ist,  kann  schon  deshalb  nicht  als  solche  betrachtet  werden,  weil 

die  ersten  Lieferungen  desselben  schon  im  Jahre  1848  publicirt  waren. 


Die  gegenwärtige  Aufgabe  der  Wissenechaft  der  Nationalökonomie.        11 

die  Capitalkraft  mit  rapider  Schnelligkeit  gewachsen  und  eine  Macht 
geworden,  die  in  Verbindung  mit  den  Fortschritten  der  Wissenschaft 
den  ganzen  Productions-  und  Lebensprocess  der  Völker  umgestaltet  hat 
Sie  hat  in  den  Gewerken  der  Bohstofferzeugung  überflüssige  Wälder 
ausgerodet,  Weiden  in  Wiesen  verwandelt,  Sümpfe  in  fruchtbare  Felder 
umgeschaffen,  Hausthiere  und  Pflanzen  veredelt,  sie  hat  den  Boden 
zu  ungleich  höherem  Ertrag  genöthigt  und  die  Natur  dem  Menschen 
immer  mehr  dienstbar  gemacht  In  England  wurden  seit  1760  über 
7  Millionen  englische  Morgen  oder  nahezu  V^  der  ganzen  Oberfläche  wü* 
stes  Land  urbar  gemacht^)  und  der  Viehstand  ist  moht  nur  numerisch, 
sondern  auch  qualitativ  gewachsen.  Da^  durchschnittliche  Qewicht  eines 
Schlachtochsen  stieg  von  370*  auf  800  Pfd. ,  das  eines  Schlachtkalbes  von 
50  auf  140  Pfd.  und  das  eines  Schafes  von  28  auf  80  Pfd.  ^).  In  Preussen 
ist  die  Gewichtszunahme  beim  Schlachtvieh  statistisch  nicht  ermittelt, 
ab^r  ausser  allem  Zweifel,  dagegen  betrug  die  numerische  Zunahme 
des  Viehstandes  von  1816  bis  1858  43  Procent®).  In  Belgien  nahm 
der  durchschnittliche  Verkaufspreis  des  landwirthschafüich  benutzten 
Bodens  von  1830  bis  1846  um  22,02  Vo,  also  jährlich  um  1,3%  zu'). 
Gleichzeitig  ist  durch  das  Capital  die  Arbeitstheilung  das  herr* 
sehende  Princip  in  der  Technik  geworden  und  hat  zu  neuen  Erfindungen 
und  zur  ausgedehntesten  Anwendung  von  Maschinen  geführt.  Die  Ma^ 
schinen  aber  haben  die  Productionskraft  des  Menschen  in's  Unendlidie 
gesteigert  und  grössere  V^ohlfeilheit  der  Fabricate,  stärkere  Nachfrage 
und  leichtere  Befriedigung  der  menschlichen  Bedürfnisse  erzeugt,  und 
die  stärkere  Nachfrage  hat  wiederum  einen  massenhafteren  Betrieb  her-r 
vorgerufen.  1785  wurde  die  erste  Dampfmaschine  zur  Betreibung  von 
Spinnstühlen  aufgestellt,  und  1856  arbeiteten  allein  in  den  Baumwollen- 


4)  Von  mo  — 1769     704,550  Acker 

-  1770  —  1779  1,207,800  - 

-  1780—1789     450,180  - 

-  1790  —  1799     858,270  - 

-  1800  —  1809  1,-560,010  - 

-  1810  —  1819  1,660,^90  - 

-  1820—1829     375,160  - 

-  1830—1839     248,880  - 

-  1840  —  1849     394,647  - 


7,350,677  Acker. 
Port  er,  Progrees  of  ihe  nation  ed.  1851  p.  167. 

6)  M'CuUoch,  Stat.  account  ef  the  british  empire  4.  ed.  Loadon  1854.  I,  497  f. 

6)  E.  g^^r^i^y^ijtflfhr.  At^iL  fi^euBs.  s^l.  Barcau^s  1861.  Mai  228. 

7)  S.  Hörn,  Slat.  Gemälde  des  Königr.  Belgien  S.  82. 
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Spinnereien  Englands  ge^en  2000  Dampfmaschinen  mit  88,011  Pferde- 
kräften, und  in  sämmtlichen  gewerblichen  Etablissements  und  den  Ver- 
kehrsanstalten Grossbritanniens  sind  gef^enwärtig  so  viel  Dampfmaschinen 
thätig,  dass  zur  Hervorbringung  ihrer  mechanischen  Leistung^)  die 
Arbeit  yon  77  Millionen  erwachsenen  Männern,  d.  h.  ungefähr  die  ganze 
mannbare  Bevölkerung  Europa's  nöthig  wäre.  In  Preussen  fuhr  das 
erste  Dampfschiff  1827  auf  dem  Rhein,  und  im  Jahre  1859  gab  es 
im  Verkehr  und  in  der  Industrie  8878  Dampfmaschinen,  deren  Herstel- 
lungskosten wenigstens  50  Millionen  Thaler  betragen.  Während  die 
Bevölkerung  Europa's  seit  1786  nur  um  69%®)  gestiegen  ist,  ver- 
mehrte sich  seine  jährliche  Eisenproduction  in  den  letzten  30  Jahren 
um  350%,  seine  Steinkohlenproduction  um  400%  und  seine  Baum- 
wollenindustrie nahm  Dimensionen  an,  die  in  Vergleich  mit  der  Ver- 
gangenheit fast  mährchenhaft  erscheinen.  In  den  Jahren  1771  —  75 
führte  England  durchschnittlich  noch  nicht  ganz  5  Mill.  Pfd.  Baumwolle 
per  Jahr  ein,  1841  dagegen  528  Mill.  Pfd.  und  1861  sogar  1,256  Mill. 
Pfd.  ^®),  und  im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  waren  auf  der  Erdoberfläche 
noch  nicht  2  Millionen  mechanische  Spindeln,  im  Gange,  und  gegenwär- 
tig zählt  Europa  allein  über  42  Millionen  und  Nordamerika  über  8  Mil- 
lionen *^).  Die  Ausfuhr  Englands  an  baumwollenen  Waaren  hatte  1801 
einen  WeiiJi  von  7  Mill.  L.  St,  1847  dagegen  von  17  Mill.  und  1860 
von  42  Mill.  L.  St.  ^2),  und  diese  kolossale  Entwicklung  der  Baumwol- 
lenindustrie erfolgte  keineswegs  auf  Kosten  der  Fabrication  anderer 
Faserstoffe,  vielmehr  nahm  auch  diese  gleichzeitig  in  grossartigem 
Massstabe  zu.  Während  die  inländische  WoUproduction  Englands  durch 
Verbesserung  und  Erweiterung  der  Schafzucht  in  dem  Zeiträume  von 
1800  bis  1846  von  92  Mill.  Pfd.  auf  129  Mill.  Pfd.  stieg,  wuchs  der  Im- 
port an  Schafwolle  von  7  Mill.  Pfd.  im  Jahre  1801  auf  42  Mill.  Pfd.  im 
Jahre  1835  und  auf  147  Mill.  Pfd.  im  Jahre  1861,  und  die  Ausfuhr  von 
Wollen  waaren  stieg  in  den  letzten  15  Jahren  von  6  Vi  MilL  L.  St,  auf 
12  Mill.  L.  St.    Während  der  Export  von  britischen  Leinenfabricaten 


8)  Si«  beträgt  3,650,000  PferdekräAe.  Vgl.  Kolb,  Handbuch  der  rergl.  StatjaUk 
3.  Aufl.    Leipzig  1862.  S.  34. 

9)  nämlich  von  167  Mill.  auf  282  Mill.  Kopfe.    Kolb  a.  a.  0.  S.  417  f. 

10)  SUtiat.  Abstract  for  tbe  uniled  kingdom  from  1647  to  1861.     London  1862 
p.  15. 

11)  Mahrlen,  Die  Darstellung  und  Verarbeitung  der   €teapinnsle.     StnUgart 
L861.  S.  102  flf.  "   '     "■-  —      ' ' 

Abstract.  p.  37  ff* 
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im  Jahre  1801  einen  Werth  von  1  Mill.  L.  St.  liatte,   betrug  derselbe 
im  Jahre  1847  2,900,000  und  im  Jahre  1860  4,800,000  L.  St. 

Mit  dieser  Umwandlung  und  diesem  Wachsthum  der  Industrie  sind 
die  Fortschritte  des  Verkehrs  Hand  in  Hand  gegangen.  Neben  den 
alten  Landstrassen,  deren  Zahl  in  den  meisten  Ländern  verdreifacht 
und  vervierfacht  wurde  *^),  und  neben  den  Wassei-strassen ,  die  durch 
Anwendung  der  Dampficraft  um  fast  Va  verkürzt  wurden,  entstanden 
seit  der  ersten  Eisenbahn  im  Jahre  1829  auf  der  Erdoberfläche  circa 
15,000  deutsche  Meilen  Schienenwege,  deren  Anlagecapital  mindestens 
6000  Mill.  Thaler,  d.  h.  ungefähr  dreimal  so  viel  als  die  ganze  kali- 
fornische, australische  und  russische  Goldausbeute  seit  dem  Jahre  1848 
oder  etwas  über  Va  sämmtlicher  europäischer  Staatsschulden  betrug. 

In  Folge  dieser  Vervollkommnung  der  Transportmittel  sind  alle 
Länder  und  Welttheile  in  einen  engeren  ökonomischen  Wechselverkehr 
getreten  und  können  ihren  Mangel  und  ihren  Ueberfluss  ausgleichen. 
Die  Preise  der  Lebensmittel  sind  gleichmässiger  und  die  Nothjahre  sel- 
tener geworden.  Während  der  durchschnittliche  Eoggenpreis  von  1816 
1820  in  den  westlichen  PrAvinyp^i  i\Mi  T|rAnQQigpiiPn  StaatesjaAcLuuik 

RtAfld    als  in    den    j}{^t1if»hfti^  Prnvinjpn^  J^^^,^!^J!f   ^^    ^55*:. 

eiueu  vuu  iöJC7^184Qjwiw»»"a»^4  vonY84Ö^185oliur:UHi"  V9,9  % 
unT^rön  185'0'^1860  nur  um  18,5%>*).  Während  in  England  der 
Preis  des  Quarters  Weizen  durchschnittlich  betrug: 

von  1821—1830  58,2     Sh. 

-  1831  —  1840  56,11    - 

-  1841  —  1850  52,8     - 

-  1851  —  1860  54,6      - 

kostete  in  Preussen  in  den  gleichen  Zeiträumen  die  gleiche  Quantität 


'  13)  InPreusgen  gab  es  1816  nur  523  deutsche  Meilen,  1859  dagegen  1825,7 
Meilen  öffenUiche  Staatsstrassen.  D  i e  t e  r  i  c  i ,  fi»«n«*j|f  j|.p  prcuss.  Staats,  ftty^^i  ^g6t 
8*643.  BeJgiejiy  dessen  Strassen  und  Kanäle  schon  im  17.  Jahrhundert  berühmt 
waren ,  hatte  1795  450  Meilen  (a  5000  Mitresj ,  1830  648  und  im  Jahre  1850  1247 
Meilen  Landstrassen.    Hörn  a.a.O.  S.  217. 

14)  Diese  ProcentsStze  ergeben  sich  aus  den  ?on  Engel  in  j'^f  y[(»jiipi]iir'f^  f^^ 
PrevM.  itat.  Bureau's  1861  8.265  milgetheilten  Angaben,  wonach  die  Durchschnitts- 
preise des  Scheffels  betrugen 


in  den  dstlichen  Pro?inzen  i 
1816  —  1820  57  Sgr.  11  Pf. 
1820—1830  31     -      8    - 
1830  —  1840  37     -       3    . 
1840  —  1850  45     -      6    - 
1850  — 1860  62     -      6    - 


in  den  westlichen  Pro^vinien : 
84  Sgr.  lÖ  Pf. 
40     -      3    - 
49     .       9    . 
68     -     11    . 
74 
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Weizen  (5,29  preuss.  Scheflfel)  26,9  Sh.,  30,7  Sh.,  .37,2  Sh.,  46,9  Sh."), 
so  dass  die  Differenz  des  Preises  von  31,3  Sh.  per  Quarter  im  ersten 
Jahrzehnt  auf  7^7  Sh.  im  letzten  Jahrzehnt  sank.  Gleichzeitig  ist  der 
Tagelohn  gestiegen  und  der  Zinsfuss  gefallen.  An  die  Stelle  der  Ar- 
muth  ist  Wohlstand  getreten,  und  mit  dem  Wohlstand  ist  nicht  nur 
die  Bevölkerung ,  ßondem  auch  ihre  Genuss  -  und  Bildungsfähigkeit  ge* 
wachsen. 

Mit  diesen  starken  Lichtseiten  der  modernen  volkswirthschaftlichen 
Cultur  haben  sich  aber  auch  alhnählig  Schattenseiten  entwickelt. 

Dasselbe  Capital,  welches  in  der  modernen  Oekonomie  Wunder 
geihan  und  in  Jahrzehnten  Fortschritte  der  Production  bewirkt  hat, 
die  früher  in  Jahrhunderten  nicht  möglich  gewesen  wären ,  *  hat  eine 
Eigenschaft  offenbart ,  welche  die  gesellschaftliche  Wohlfahrt  untergräbt. 
Das  Capital  bevorzugt  den  gewerblichen  Grossbetrieb  und  zerstört  den 
l^einbetrieb.  Es  centralisirt  die  Industrie  und  erzeugt  neue  Monopole 
in  der  Völkerökonomie,  welche  eben  so  verderblich  sind  wie  diejenigen, 
welche  früher  der  Staat  verlieh. 

Eine  Dampfioiaschine  von  100  Pferdekräften  kostet  nicht  fünfmal 
so  viel  als  eine  von  20  Pferdekräften,  sondern  nur  das  Zwei-  und  ein 
Halbfache.  Eine  Spinnerei  von  10,000  Spindeln  erfordert  unter  sonst 
gleichen  Verhältnissen  weit  geringere  Anlagekosten  als  5  Spinnereien 
zu  2000  Spindeln,  und  eine  Spinnerei  von  50,000  wieder  geringere  An- 
lagekosten als  5  Spinnereien  von  10,000  Spindeln.  In  England  gab  es 
1856  2210  Spinnereien  mit  durchschnittlich  12,674  Spindeln,  und  die 
Anlagekosten  betrugen  circa  18  Schilling  oder  6  Thlr.  pro  Spindel.  In 
Sachsen  dagegen,  wo  1855  eine  Spinnerei  durchschnittlich  nur  4170 
Spindeln  umfasste,  betrug  das  Anlagecapital  nach  Engel  durchschnitt- 
Uch  c.  10  Thlr.  Aber  nicht  nur  die  Anlagekosten  vermindern  sich  mit 
der  Grösse  der  industriellen  Etablissements ,  sondern  auch  die  Betriebs- 
kosten. In  Preussen,  wo  in  einet  Spinnerei  (1858)  durchschnittlich  nur 
2627  Spindeln  arbeiten,  kommt  1  Arbeiter  schon  auf  37  Spindel^,  in 
England,  wo  durchschnittlich  cme  Splmiüi'üi  12,^74  fepmdeln  unrfasst, 
kommt  dagegen  1  Arbeiter  erst  auf  104  Spindeln.  In  Würtemberg 
waren  (1858)  in  den  kleinen  Etablissements  unter  1000  Spindeln  26 
Arbeiter  und  in  den  grossen  Etablissements  von  12,000  Spindeln  und 
darüber  nur  14  Arbeiter  per  1000  Spindeln  nöthig^*).  Je  grösser  da- 
her die  industrielle  Anlage,   desto  wohlfeiler  producirt  sie.    Engel  hat 


15)  nach  den  Angaben  von  Engel  a.  aJO.  S.  !252^ 

16)  Mibrlen  a.  a.  0.  S.  103  ff.  ^~" 
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berechnet,   dass  1  Thir.  Anlagecapital  in  den  Baum^^ 
Sachsens  von  unter  bis  1000  Spindeln  jährlich  17  Sgr.  U 
cirt ,  von  1001  bis  2000  Spindeln  28  Sgr.  4,8  Pf. ,  von  50t. 
31  Sgr.  4,7  Pf.,  von  mehr  als  12,000  Spindeln  36  Sgr.  4,&. 
Productionskraft  des  Capitals  steigert  sich  auf  diese  Weise  m\\ 
Quantität  in  geometrischer  Progression.    EinaJ^iUiQn^  im  Grossb 
concentrirt,  bringt  nicht  doppelt  so  viel  Ertrag  als  V2  Million  im  Klein- 


od 


«•A 
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^z  jede  Concurrenzfähigkeit  des  Kleinbetriebs  auf.  Je 
grösser  das  Capital,  das  an  einem  Puncto  concentrirt  arbeitet,  desto 
billiger  liefert  es  die  Producte,  desto  leichter  wird  ihm  der  Sieg  über 
seine  schwächeren  Concurrenten.  Die  kleinen  Gewerbe  gehen  zu  Grunde 
und  die  grossen  herrschen,  bis  sie  von  noch  grösseren  verschlungen 
werden.  Daher  in  neuerer  Zeit  das  kolossale  Wachsthum  der  einzelnen 
Etablisüsements  und  der  Untergang  so  vieler  kleinen.  In  England  kamen 
1839  durchschnittlich  6322  Spindeln  auf  eine  Spinnerei,  1856  dagegen 
12,674,  und  Manchester  besitzt  Anstalten  bis  zu  150,000  Spindeta.  In 
Bayern  umfasste  1846  jede  der  11  Spmnereien  durchschnittlich  4594 
Sfändeta,  1859  dagegen  jede  der  dort  bestehenden  18  Spinnereien 
äurchschnittUdi  30,483,  und  die  grösste  Spinnerei  zählt  80,000  Spindeta. 
In  Würtemberg  gingen  bis  1860  6  kleme  Spinnereien  eta,  in  Sachsen 
von  1830  —  1845  12,  in  Preussen  von  1840—1844  24  und  von  1846 
bis  1849  20. 

Die  gleiche  Erscheinung  wiederholte  sich  in  anderen  ökonomischen 
Gebieten.  Die  Verbrüderungen  und  Fusionen  der  grossen  EisenbahngeseU- 
schaften  haben  die  kleinen  Concurrenzbahnen  zu  Boden  gedrückt ,  die 
Ausführung  neuer  Concurrenzbahnen  verhindert  und  ein  Monopol  des 
Transpoi-tgewerbes  errungen.  Die  Riesenbrauerei  von  Barclay,  Perkins 
und  Comp,  in  London,  welche  gegen  1  und  Vj  Million  Thaler  Steuern 
in  einein  Jahre  zahlt,  hat  das  Braugewerbe  monopolisirt.  Die  grossen 
Magazme  fertiger  Kleider  in  der  Schweiz ,  in  Paris ,  London  u.  s.  w.  haben 
Vernichtungskriege  gegen  das  Schneidergewerbc  geführt  und  die  Meister 
hundertweise  zu  Lohnarbeitern  gemacht.  Die  Omnibus-  und  Drosch- 
kengesellschaften in  Paris  und  London  haben  die  einzetaen  Kutscher-  ' 
gewerbe  vernichtet  oder  von  sich  abhängig  gemacht.    V^siSSäkJ^%^^ 

betneb  zu  monopolisiren  und  dadurch  eine  Capitalistenherrschaft  aus- 

zuBiidtlfL  Wüldllü  'flus  'KlelnEcwcrliüIj^erstört  r^die  VermögenstnigtetcMiöIt 

Vermcnrt  und  allmählig  auch  den  Markt  und  die  Consumenten  beherrscht. 

So  wie  im  Mittelalter  die  in  den  städtischen  Gemeinwesen  ursprünglich 


f 
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herrschende  Ansiedelungs  -  und  Gewerbefreiheit *0  die  monopolsüchtigen 
Zunft«  erzeugte,  so  scheint  das  moderne  Princip  der  freien  Goncurrenz 
einen  industriellen  Feudalismus  zu  gebären,  der  um  so  gefahrlicher 
ist ,  als  sich  seine  Hen-schaft  nicht  auf  Rechte  gründet ,  die  durch  die 
Staatsgesetzgebung  aufgehoben  werden  können,  sondern  auf  die  natür- 
liche Macht  des  Besitzes. 

Gleichzeitig  hat  dieselbe  Goncurrenz,  weiche  die  künstlichen 
Schutzmauern  der  gewerblichen  Trägheit  und  Schlaffheit  niedergerissen 
und  die  Productivität  aller  ökonomischen  Kräfte  der  Nation  in  so  wunder- 
barem Grade  vervielfältigt  hat,  auch  den  Kampf  dieser  Kräfte  in  einen 
gesellschaftlichen  Krieg  verwandelt,  der  mit  den  unsittlichsten  Mitteln 
geführt  wird. 

Der  Arbeiter  concurrirt  mit  seinen  Arbeitsgenossen,  die  Arbeiter 
gemeinsam  mit  dem  Arbeitsgeber,  das  Talent  mit  dem  weniger  Begabten, 
der  grosse  Capitalist  mit  dem  kleinen ,  der  kleine  mit  dem  Besitzlösen. 
Jeder  steht  dem  Andern  feindselig  gegenüber.  Jeder  strebt  mit  allen 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln,  seine  Stellung  auf  Kosten  der  Anderen 
zu  heben  und  die  neue  Beweglichkeit  des  Lebens  zu  seinem  Yortheil 
auszubeuten.  Das  Streben  nach  Keichthum  ohne  Arbeit  und  die  Spe- 
culation  sind  raffinirter  geworden  und  haben  neue  Mittel  zur  Erreichung 
ihrer  Zwecke  in  Bewegung  gesetzt.  Die  Erfolge  einzelner  Speculanten, 
denen  über  Nacht  Beichthümer  in  den  Schooss  fielen ,  haben  zur  Nach- 
ahmung gereizt  und  die  Ueberzeugung  verbreitet,  dass  die  redliche 
und  mühevolle  Arbeit  gerade  die  schwächste  Quelle  des  Reichthums 
sei.  Gegenseitige  Ueberlistung ,  Börsenspiel,  Agiotage-  und  Differenz- 
geschäfte sind  allgemein  verbreitete  Erwerbsmittel  der  Besitzenden 
geworden  '^).    Wer  mit  seinem  Capital  schlau  und  gewissenlos  manövrirt, 

17)  Dbbs  in  den  Städten  des  MIttelaUers  ursprünglich  unumgcbränkte  Gewerbefreiheft 
herrschte  und  dass  die  Zünfte  mitten  aus  dieser  Gewerbefreiheit  durch  die  freie  Vor- 
brflderung  der  Htiidwerksgenossen  her?orgingen ,  hat  meines  Wissens  zuer»t  Wilda 
nachgewiesen  in  seiner  Schrift:  Das  Gildewesen  im  Mittelalter.  Halle  1831  S.  302  iL 
Die  ältesten  Zünfte  im  Mittelalter  kannten  auch  keine  andere  Beschränkung,  als  dass 
Alle,  welche  in  einer  Stadt  ein  Handwerk  treiben  wollten,  der  entsprechenden  Zunft 
beitreten  und  sich  ihrer  Ordnung  unterwerfen  mussten.  Vgl.  das  vortreffliche  Schrift- 
chen  von  W.  Arnold,  Das  Aufkommen  des  Handwerkerstandes  im  M.-A.  Basel  1861. 

18)  AVer  sich  darüber  näher  instruiren  will,  den  verweisen  wir  aufProudhon'a 
lehrreiches  und  in  vielen  Auflagen  verbreitetes  Buch:  Manuel  du  »p^culateur  de  la 
Bourse ,  das  auch  in  Deutschland  zwei  Bearbeitungen  gefunden  hat,  die  eine  von  Kolb 
unter  dem  Titel:  Die  Börse.  Zürich  1857,  die  andere  unter  dem  Titel:  Froudhon's 
Handbuch  für  Börsenspeculanten.  Hannover  1857.  Nach  Proudhon  bringt  das  Darleha 
auf  Report  an  der  pariser  Börse  250  Procent  Zinsen  jährlich,  und  die  60  Bör»en- 
igenten  in  Paris  verdienen  jährlich  gegen  80  Millionen  Franken. 
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gebt  aus  dem  Kampfe  als  Sieger  über  seine  Mitbürger  hervor,  und 
wem  diese  Schlauheit  fehlt,  unterliegt,  bis  er  so  glücklich  ist,  einer 
schwachem  Kraft  gegenüber  zu  stehen  und  durch  deren  Niederlage  sich 
wieder  zu  heben. 

So  entwickelt  sich  mitten  unter  den  Segnungen  der  Gewerbefreiheit 
und  der  Concurrenz  immer  mehr  eine  ökonomische  Immoralität  und 
eine  selbstsüchtige  Interessenökonomie  in  den  verschiedensten  Formen, 
die  ohne  ein  energisches  Gegengewicht  in  ihren  Gon^equenzen  nothwendig 
zu  einer  allmähligen  Fäulniss  des  ganzen  Volkslebens  führen  müsste. 
Ich  brauche  diese  Schilderung  hier  nicht  durch  Beispiele  zu  belegen. 
Die  Geschichte  des  pariser  Credit  mobilier ,  des  Credit  mobilier  -Fiebers 
in  Deutschland  und  die  Einzelnheiten  der  letzten  Finanz  -  und  Handels- 
krisen sind  noch  in  zu  lebhaftem  Andenken,  als  dass  es  Jemandem  an 
Belegen  fehlen  sollte. 

Das  Schlimmste  aber  ist,   dass  sowohl  jene  Monopolisirungpbjsatr.e- 

nigj  flfiph  fiiAfcAg  ]|nsitt.m;p^  lYeiben  auf  dem 

isfarkte  des  Verkehrs  die  Grundsätze  der  Wissenschaft  für  sich  hat.  Denn, 
da  nach  den  Lehren  der  Smith'schen  Schule  die  Verfolgung  des  Privat- 
interesses nicht  nur  gestattet ,  sondern  naturgesetzliche  Nothwendigkeit 
.ist,  so  hat  auch  der  Capitalist  keine  Verpflichtung,  sich  anzustrengen 
und  für  neue  Unternehmungen  zu  arbeiten,  welche  die  Cultur  des 
Landes  heben.  Er  darf  nur  auf  der  pariser  oder  wiener  Börse  oder 
in  den  vom  Staate  selbst  gegründeten  oder  concessionirten  Lotterien 
oder  Lotterie -Anleihen  spielen  und  darch  Müssiggang  seinen  Gewinn 
finden,  so  hat  er  den  Grundsätzen  der  Wissenschaft  vollständig  genügt; 
und  der  kleine  Capitalist  braucht  kein  mühsames  Handwerk  zu  treiben 
und  seine  Gewerbthätigkeit  zu  ei-weitern;  —  er  braucht  nur  eine  neue 
Bierwirthschaft  oder  zu  80  Kramläden  noch  einen  Slsten  zu  errichten, 
und  fertige  Waaren,  die  er  aus  nächster  Quelle  bezieht,  mit  50  oder 
100  Procent  Gewinn  zu  verkaufen  oder  nöthigenfalls  einem  unwissenden 
Fremden  doppelte  Preise  abzufordern ,  so  führt  er  ein  bequemes  Leben, 
bei  dem  er  noch  dazu  den  Vortheil  hat ,  wenig  denken  zu  müssen. 
Kurz,  jeder  gewinnreiche  Müssiggang,  jedes  noch  so  verwerfliche  Spe- 
culationsgewerbe  findet  in  der  Theorie  seine  Rechtfertigung. 

Es  ist  wahr:  alle  diese  Auswüchse  rächen  sich  selbst.  Einmal 
verliert  der  Spieler  doch  seinen  Besitz,  auch  wenn  er  das  Spiel  noch 
so  fein  versteht,  und  der  Krämer  oder  Handwerker,  der  von  der 
Unwissenheit  des  Käufers  profitirt,  verliert  doch  nach  und  nach  seine 
Kundschaft ,  aber  dem  gesammten  Gemeinwesen  wird  durch  diese  spätere 
Belehrung  des  Einzehden  nicht  geholfen. 

2 


18  Hildebrand, 

Allerdings  hat  das  sittliche  Bewusstsein  des  Volkes  g^en  jene 
Missbrättche  im  gewerblichen  Leben  und  die  dadurch  (herbeiführte 
(Korruption  Front  gemacht,  und  auch  in  vrissenschaftlidien  Kreisen  ist 
gegen  die  Theorie  des  »laissez  faire  ^  wiederholt  vom  Standpuncte  des 
Staatswohls  und  der  öffentlichen  Moral  aus  Protest  eingelegt,  aber  die 
eigentliche  Wissenschaft  der  Nationalökonomie  selbst  hat  noch  keinen 
festen  Standpunct  gefunden,  von  dem  aus  sie  ein  Yerdammungsurtheil 
wissenschaftlich  begründen  könnte. 

Diese  Sachlage  wird  auch  nicht  gebessert ,  wenn  man  z.  B.  mit 
Chevalier  die  Volkswirthschaftslehre gegen  die  Vorwürfe  der  Immoralität 
durch  den  Nachweis  zu  rechtfertigen  sucht,  dass  das  persönliche  Interesse 
auch  eine  in  der  Moral  anerkannte  machtige  Triebfeder  des  Menschen 
sei ,  welcher  vorzugsweise  die  Vervollkommnung  des  Menschengeschlechts 
zugeschrieben  werden  müsse,  und  dass  die  freie  Concurrenz  im  Gegensatz 
zu  den  Monopolen  und  Privilegien  den  Moralprincipien  der  Freiheit 
und   Gerechtigkeit   entspreche,    denn   kein    Sachkundiger   wird    diese 
Uebereinstimmung  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  verkennen  und  die 
ausserordentlichen  und  wohlthätigen  Wirkungen  der  Ck)ncurreuz  leugnen, 
aber   ebensowenig  darf  man  ded  Missbräuchen  gegenüber   die  Augen 
verschliessen  und  übersehen,  dass,  so  lange  die  Wissenschaft  national- 
ökonomische Naturgesetze   annimmt,    denen    der  Mensch   mit   seiner 
wirthschaftlichen  Thätigkeit  unterworfen  ist ,  sie  nicht  nur  den  Gebrauch, 
sondern  auch  den  Missbrauch  sanctionirt,  eben  weil  diese  Naturgesetze 
nur  auf  die  Voraussetzung  gebaut  sind,    dass  der  Mensch  im  wirth- 
schaftlichen Leben  immer  als  Egoist  handelt.     Desgleichen  wird  die 
Lage  der  Volkswirthschaftslehre  auch  nicht  durch  das  Auskunftsmittel 
der  meisten  deutschen  Nationalökonomen  gebessert,  welche  der  Wissen- 
schaft der  Nationalökonomie  eine  Wissenschaft  der  Volkswirthschafts- 
politik  gegenüberstellen    und  nur    die  erstere   auf  das  Princip   des 
Privatinteresses,  die  letztere  dagegen  auf  das  Princip  des  Gemeinwohls 
gründen,  so  dass  der  Volkswirthschaftspolitik  die  Aufgabe  zufällt,  die 
nachtheiligen   Wirkungen   selbstsüchtiger   Privatwirthschaft   durch  die 
Organe  der  Staatsgewalt  corrigiren  zu  lassen,  denn  so  lange  dieselben 
Nationalökonomen  in  der  Volkswirthschaftslehre  die  bekannten  Natur- 
gesetze annehmen,  befinden  sie  sich  in  einem  unverkennbaren  Wider- 
spruch.   Entweder  nämlich  herrscht  der  Egoismus  nicht  ausschliesslich 
im  wirthschaftlichen  Leben,   dann  existiren  auch  diese  ökonomischen 
Naturgesetze  nicht,  oder  es  herrschen  diese  Naturgesetze,   dann  kann 
auch  der  Staat  dieselben  nicht  corrigiren  wollen. 

Wenn  man  hiernach  das  Verdienst  der  Socialschriftsteller  anerkennen 
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muss,  die  Nationalökonomen  der  Smith'schen  Schale  auf  diese  un- 
b^treitbare  Schwäche  ihres  Systems  aufinerksam  gemacht  zu  haben, 
so  ergiebt  sich  als  die  erste  und  dringendste  Forderung  der 
Gegenwart  an  die  nationalökonomische  Wissenschaft,  dass  sie  ihre 
ganze  naturwissenschaftliche  Grundanschauung  einer 
Kritik  unterwirft  und  die  Frage  beantwortet,  ob  und  inwie- 
weit im  wirthschaftlichen  Leben  wirklich  Naturgesetze 
herrschen. 

Es  würde  zu  weit  führen,  die  Untersuchung  dieser  Frage  hier 
erschöpfen  zu  wollen.  Aber  einige  Umrisse  sind  unerlässlich ,  um  das 
nöthige  Licht  über  dieselbe  zu  verbreiten  und  die  weiteren  Erforder- 
nisse der  Yolkswirthschaftslehre  auf  ilurem  gegenwärtigen  Standpuncte 
zu  begründen. 

Der  selbstbewusste  Mensch  wirthschaftet,  abex  er  wirth- 
schaftet  in  der  bewusstlosen  Nafur  und  mit  den  Gaben  und  Kräften 
der  Natur,  er  ist  selbst  mit  seinem  Leibe  ein  Theil  dieser  Natur. 

Wenn  man   deshalb  von  Naturgesetzen  in  der  Volkswirthschaft 
spricht,  so  hat  man  zwei  Fragen  streng  von  einander  zu  scheiden: 
1)  hat  die  bewusstlose  Natur,  wdcher  der  Mensch  die  Mittel  zur 

Wirthschaft   verdankt  und  der  er   selbst  mit  seinem  leiblichen 

Organismus  angehört,  hat  diese  Natur  mit  ihren  unwandelbaren 

Gesetzen   einen    bestimmenden  Einfluss  auf  die  Wirthschaft  der 

Völker? 
2)  ist  die  Wirthschaft  selbst ,  4.  h. •  si^d  die  wirthschaftlichen 

Handlungen  des  Menschen  .^Naturgesetzen  unterworfen? 

Das  Erstere  ist  unbestritten  und  unbestreitbar.  Der  Mensch  wird 
geboren  und  stirbt  nach  Naturgesetzen,  ihm  ist  von  der  Natur  ein 
beschränktes  Maass  von  Körperkraft  und  Arbeitsfähigkeit  verliehen. 
Sein  körperlicher  Organismus  hat  natürliche  Nahrungs-,  Kleidungs- 
und Wohnungsbedürfnisse.  Boden  und  Klima  bedingen  die  Stofife 
seiner  Arbeit,  welche  zur  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  dienen. 
Seine  Arbeit  ist  an  die  Jahres  -  und  Tageszeiten  gebunden.  Kurz,  die 
Natur  und  ihre  ewigen  Gesetze  bestimmen  nach  allen  Seiten  hin  die 
Grenzen,  iä'  denen  sich  alle  menschliche  Wirthschaft  bewegt  und  inso- 
weit ist  die  Oekonomie  aller  Völker  und  Zeiten  eben  so  unveränderlich, 
wie  die  Elemente  und  die  Gesetze  der  Natur. 

Abec  innerhalb  dieser  von  der  Natur  gesteckten  Grenzen  liegt 
noch  ein  weites,  unabsehbares  Feld  wirthschaftlicher  Möglichkeiten, 
das  der  menschliche  Geist  beherrscht.  Der  Mensch  kann  durch  thierische 
Kräfte,  durch  Wind  und  durch  Wasser  sein  Korn  mahlen  lassen.    Er 
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kann  die  Schiffe  durch  Bader,  Segel  oder  Dampf  auf  dem  Meere  fort- 
bewegen lassen.  Er  baut  nach  seiner  Wahl  und  seiner  Einsicht  die 
Instiiimente  und  Maschinen,  durch  welche  die  Naturkräfte  gezwungen 
werden,  seinen  Productionszweckeu  zu  dienen.  Er  organisirt  Arbeits- 
theilung,  Banken  und  Wechselverkehr  und  verbindet  sich,  mit  seinen 
Mitbürgern  zu  gemeinsamen  industriellen  Unternehmungen.  Er  misst 
den  Werth  der  Güter ,  schiiesst  Verträge  über  Zins  und  Arbeitslohn 
und  wirkt  bei  Feststellung  der  Waarenpreise  mit  u.  s.  w.  Es  tritt 
deshalb  die  zweite  Frage  an  uns  heran:  Sind  auch  diese  dem 
menschlichen  Willen  entspringenden  wirthschaftlicheü 
Acte  Naturgesetzen  unterworfen? 

Die  Aufklänmgslitteratur  des  vorigen  Jahrhunderts  bejahte  diese 
Frage ,  weil  sie  den  Eigennutz  als  die  einzige  naturgesetzliche  Triebfeder 
menschlicher  Handlungan  anerkannte  und  denselben  auf  ganz  gleiche 
Linie  mit  den  Natuikräften  stellte,  welche  in  der  bewusstlosen 
Schöpfung  wirken.  Die  physische  und  moralische  Welt  galten  ihr  nur 
als  getrennte  Erscheinungsformen  derselben  Naturgesetze. 

Die  neueren  Anhänger  der  Smith'schen  Schule  bejahen  die  Frage 
ebenfalls,  aber  von  einem  anderen  Standpuncte  aus.  Sie  bejahen  sie, 
weil  sie  die  von  A.  Smith  aufgestellten  und  sinnerhalb  seiner  Schule 
weiter  ausgebildeten  Naturgesetze  für  unumstösslich  halten.  Sie  küm- 
mern sich  nicht  um  die  Voraussetzung,  auf  welche  jene  Naturgesetze 
gegründet  sind,  sondern  nur  um  die  Gesetze  selbst,  oder  wenn  sie  es 
thun,  so  nehmen  sie  die  Herrschaft  des  Privatinteresses  in  der  Oeko- 
nomie  als  historische  Thatsache  oder  als  noth^vendiges  Uebel  ohne 
nähere  Untersuchung  nur  der  Gesetze  wegen  an. 

Selbst  Stuart  Mi  11  kommt  über  diesen  Standpunct  nicht  hinaus. 
Er  räumt  allerdings  der  öffentlichen  Moral  einen  grossen  Einfluss  auf 
die  Oekouomie  ein.  Er  erkennt  nicht  nur  an,  dass  die  sittlichen 
Eigenschaften  des  Arbeiters,  sein  Eifer,  seine  Thätigkeit  und  Zuver- 
lässigkeit die  Fruchtbarkeit  seiner  Arbeit  bedingen ,  sondern  auch,  dass 
die  sittlichen  Begriffe  von  Becht  und  Billigkeit  und  das  Herkommen 
oft  auf  den  Waarenpreis  und  den  Tagelohn  mächtig  einwirken  und  den 
Einfluss  der  Concurrenz  und  des  Eigennutzes  wohlthätig  beschränken; 
Ja,  er  verlangt  sogar  in  einzelnen  Fällen  sehr  tief  einschneidende  Ein- 
schränkungen der  Concurrenz  dm'ch  die  Gesetzgebung,  wie  z.  B. 
Untheilbarkeit  der  kleinen  Landgüter,  Besdiränkung  der  Eingehung 
von  Ehen ,  Einwanderungsverbote  u.  s.  w. ").    Aber  darneben  lässt  er 


19)  Principles  of  polit.  econ.  B.  II  Cap.  13. 
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doch  die  Naturgesetze  des  Preises,  des  Arbeitslohnes,  des  Capital- 
gewinnes  und  der  Bodenrente  in  ihrem  ganzen  Umfange  bestehen  und 
erklärt  sogar,  dass  die  politische  Oekonomie  wegen  dieser  auf  das 
Princip  der  Concurrenz  gebauten  Naturgesetze,  obgleich  dieselben  in 
der  Wirklichkeit  nicht  überall  zur  Geltung  kämen,  allejn  einen 
Anspruch  auf  den  Charakter  einer  Wissenschaft  habe^). 

Während  die  XuMärungsR^^ 
Moralprincips  in  allen  Wissenschaftftn  ^o^  öffentlichen  Lebens ,  in  der 
Staats-  und  Rechtswissenschaft  wie  in  der  Volkswirthschaftslehre  Na- 
turgesetze annahm,  ziehen  die  modernen  Anhänger  yon  A.  Smith  eine 
scharfe  Grenze  zwischen  beiden  wissenschaftlichen  Kreisen  und  betrachten 
nur  die  Nationalökonomie  als  Naturwissenschaft,  die  Staats-  und 
ReclilWisseiikTraffen  'clagcgen  als  etliische  Disciplinen  *^). 

Bo  scher  endlich  hebt  diese  letztere  Scheidung  wieder  auf  und  setzt 
die  nationalökononiische  Wissenschaft  wieder  auf  ganz  gleiche  Linie 
mit,  i^^n  übrigen  Wissenschaften  der  mensch^ffbnn  Gpspikpbflff.  aber  den 
Naturwissenschaften  gegenüber.  Er  erklärt ,  dass  die  Nationalökonomie 
wenigstens  ebenso  sehr  eine  Methodenlehre  des  Gemeinsinns  wie  des 
Eigennutzes  genannt  werden  könne  und  betrachtet  als  ihre  eigentliche 
Aufgabe  die  Erforschung  der  in  der  historischen  Erfahrung  gegebenen 
and  mit  den   Völkern  und    ihren    Bedürfnissen  sich   umwandelnden 


20)  Vgl.  besonders  Bd.  II  C«]l  4. 

21)  Vgl.  ans  neuestVL'  Aell  (Je  r  s  t  n  e  r  (Tübinger  Zeitschrift  fQr  Staatswissen- 
gchafl  1861  S.  703  ff.)  und  Karl  A^rnd  (Das  System  W.  Bosch  er'g  gegenüber 
den  unwandelbaren  Nal£yyjgelzigKL_.i.?I..  Volks w | rthsc haft.  Frankfurt  1862).  Wenii 
Cerstner'eine^  Wisaenscbaft  der  Nothwendigkeit  oder  der  Naiar  und  eine  Wissen- 
ichalt  der  Freiheit  oder  des  Geistes  unterscheidet,  und  die  Nationalökonomie  deshalb 
zur  ersteren  rechnet ,  weil  das  yolkswirthschaflliche  Leben  vorhanden  sei,  ehe  der 
Verstand  der  Beiheiligten  die  Entstehung  und  Eotwickelung  desselben  kenne,  und 
weil  der  einzelne  3Iensch  unbewusst  in  seiner  ökonomischen  Entwickelung  vorwärts 
gedrSngt  werde,  so  ist  dagegen  einzuwenden,  dass  die  gleiche  Entwickelung  des  Men- 
Kben  aus  der  bewusstlosen  Abhängigkeit  von  der  Aussenwelt  zum  vollen  Selbst- 
bewusstsein  und  zum  selbstbewusslen  Wirken  auf  die  Aussenwelt  in  allen  Sphären 
menschlicher  Cultur,  im  Recht,  im  Staat,  in  der  Kunst  und  in  der  Religion  eben  so 
wie  in  der  Nationalökonomie  stattfindeL  DI«  wahre  Freiheit  des  Menschen  ist  flberal! 
erst  ein  Product  der  Cultur.  Wenn  ferner  Arnd  zwei  Systeme  ewiger  Gesetze 
unterscheidet,  welche  die  sichtbare  Natur  beherrschen,  das  System  der  physikalischen 
Naturgesetze  und  das  der  wirthschaf Hieben  Naturgesetze,  und  ?on  letzterem  sagt,  dass 
M  deh  mit  der  Unterwerfung  der  Natur  unter  den  menschlichen  Willen  beschäftige, 
14»  ^gt  darin  ein  offenbarer  Widerspruch.  jEntweder  ist  der  mensehliche  Wille  Natur- 
gf isetzen  unterworfen ,  dann  giebt  es  nicht  bloss  wirthschaftliche ,  sondern  auch  Jurl- 
gtiscbe  und  politische  Naturgesetze ,  oder  der  menschliche  Wille  ist  nicht  Naturgesetzen 
«nterworfen ,  dann  ist  auch  die  Nationalökonomie  keine  Naturwissenschaft. 
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Yolkswirthschaftlichen  Institutionen  und  Gesetze,  so  dass  ihm  „die  Ge-^ 
schichte  nicht  als  Hülfsmittel ,  sondern  als  Gegenstand"  der  Wissen- 
schaft gilt. 

Trotzdem  nennt  er  aber  die  Nationalökonomie  „die  Anatomie  und 
Physiologie  des  wirthschaftlichen  Volkslebens**^  und  spricht  von  „den 
Naturgesetzen,  womach  die  Völker  ihre  materiellen  Bedurfhisse 
befriedigen"").  Namentlich  träten  diese  Naturgesetze  und  „di©  Wir- 
kungen des  Eigennutzes  bei  der  Preisbestimmung  hervor,  die  regel- 
mässig durch  den  Kampf  der  entgegengesetzten  Interessen  zu  Stande 
kämen**^).  Er  vergleicht  diese  Gesetze  mit  denen  der  Mathematik,  die 
in  Wirklichkeit  nie  in  völliger  Reinheit  zum  Vorschein  kämen.  „Wie 
in  der  Mathematik  die  Gesetze  der  Bewegung",  sagt  Röscher,  „für 
den  luftleeren  Raum  berechnet  sind,  in  der  Anwendung  aber  durch 
den  Widerstand  der  Luft  bedeutende  Modificationen  erleiden,  so  sind 
in  der  Nationalökonomie  die  meisten  Gesetze  des  Preises  auf  ideale 
Contrahenten  berechnet,  die  ohne  Nebenrücksichten  bloss  durch  ihren 
richtig  erkannten  Vor th eil  geleitet  werden"*^). 

Röscher  nimmt  also  in  der  Geschichte  der  wirthischaftlichen  Thä- 
tigkeit  der  Menschen  und  Völker  zwei  Elemente  an :  das  naturgesetzliche, 
das  sich  immer  gleich  bleibt  uqd  f\]\f^  f^pTP  ^"^Mi^^^r?!g^^ft?..¥.'!'."^rhf" 
ontepriniart. .  und  das  wandelbare. ^^y,fta-jnit^p|f  V^]^  f^  ftf^,^^^-  ^r 
bejaht  also  eoenlalls  me  zweite  Jbrage,.  ^pb  die  dem .  menschlichen 
Willen  entspringenden  wirthschaftlichen  Acte  Naturgesetz^pi^nterworfen 
\  sind,  wenigstens  theil weise ^*). 

Um  nun  diese  Frage  zur  Entscheidung  zu  bringen  und  die  Rldi- 
tigkeit  der  Consequenzen  b^urtheilen  zu  können,  die  man  aus  ihrer 
bisherigen  Beantwortung  gezogen  hat,  genügt  es  nicht,  nachzuweisen, 
dass  unsere  wirthschaftlichen  Handlungen  nicht  ausschliesslich  vom 
Selbstinteressc ,  sondern  zu  allen  Zeiten  auch  durch  sittliche  Motive, 


22)  Leipziger  Antrittsrede  in  der  deutschen  VierteljahrsschriA  1849  S.  160  and 
Syttem  I.  §.  26. 

23)  System  I.  $.  100. 

24)  System  I.  §.  22. 

25)  Wie  sicli  Röscher  das  VerhäUni<8  dieser  beiden  Elemente  zu  einander 
denkt,  ist  mir  unklar  geblieben.  Penn  wenn  die  wirihschaniichen  Handlungen  der 
Menschen,  soweit  sie  dem  Egoismus  entspringen,  naturgesetzlich,  soweit  sie 
aus  anderen  MoUven  her?orgehen,  nicht  naturgesetzlicb  sind,  so  ist  damit  anerkannt, 
dass  es  vom  Willen  des  Menschen  abhängt,  naturgesetzHch  zu  handeln  oder  nicht,  und 
dieae  Anerkennung  hebt  eben  den  naturgeaetzlichen  Charakter  der  menschUchen  Hand<- 
luDgen  auf.  Entweder  sind  alle  menschlichen  Handlungen  Naturgesetzen  unterworfen 
oder  keine.    Ein  Mittelding  scheint  mir  ganz  unmöglich  zu  sein. 
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darcb  did  fteligion ,  durch  die  Macht  der  Yolkssitte ,  durch  die  Begriffe 
fCMi.  ß^kt  UBd  Billigkeit  u.  s.  w.  bestimn^t  worden  sind.  Viehnehr 
erseb^int  es^als  unerlässliche  Nothwendigkeit^  die  sogenannten  Natur- 
gefiotze  S€^t)st  einer  Prüfung  zu  unterwerfen. 

i.  Bekanntlich  zei-fallt  in  der  Smith'^chen  Schule  die  Wissenschaft 
4er  Nationalökonomie  in  drei  Theile:  in  eine  Lehre  von  der  Güter- 
f  roduclion ,  in  eine  Lehre  von  .der  Vertheilung  der  Güter  und  in  eine 
Iiehrc  von  der  Gonsumtion.  Der  erste  und  letzte  Theil  enthalten  nur 
Oine  auf  die  Beobachtung  des  Lebens  gestützte  Naturbeschreibung  der 
betreffenden  Processe;  jener  eine  Beschreibung  der  einzelnen  Productiv- 
loräfike  und  der  Mittel,  die  Wirkungen  derselben  zu  steigerp,  sowie 
ihres  Zusammenwirkens  in  den  verschiedenen  Gewerben  und  ihres 
P]»ductes,  dieser  eine  Beschreibung  der  verschiedenen  Arten  der  Güter- 
verw^dung  und  ihres  Einflusses  auf  den  Nationalwohlstaud.  Die  Lehre 
von  der  Güt^rvertheilung  dagegen  umfasst  den  eigentlichen  Kern  der 
Wissenschaft,  sie  entwickelt  die  Naturgesetze,  nach  welchen  sich  im 
Güterumlauf  die  Preise  aller  Waaren  und  demgemäss  auch  aller  Bunten, 
des  Arbeitslohns,  des  Capitalzinses  u.  s.  w.  bilden.  Greifen  wir  hier 
statt  aller  übrigen  die  Gesetze  einer  einzigen  Rente,  aber  wohl  der 
wichtigsten,  nämlich  des  Arbeitslohnes  heraus  1 

Die  Smith'sche  Schule  sagt^*):  Der  Arbeitslohn  oder  der  Preis  der 
Arbeit  wird  wie  jeder  Preis  durch  drei  Factoren  bestimmt : 

1)  durch  den  Werth  der  Arbeit, 

2)  durch  die  Kosten  der  Arbeit, 

3)  durch  das  Yerhaltniss  der  Nachfrage  nach  Ai*beit  zum  Angebot 
von  Arbeit. 

Der  Werth  bestimmt  die  Grenze  des  FVeises  bei  dem  Arbeitskäufer, 
weil  Niemand  vermöge  seines  Egoismus  mehr  für  eine  Arbeit  geben 
wird,  als  sie  ihm  werth  ist. 

Die  Kosten  dagegen  bestimmen  die  Preisgrenze  bei  dem  Arbeits- 
verkäufer, denn  Niemand  wird  vermöge  des  gleichen  £^oismus  weniger 
für  eine  Arbeit  nehmen,  als  sie  ihm  selbst  kostet. 

Endlich  Nachfrage  und  Angebot  fixiren  den  Preis  zwischen  jenen 
beiden  Preisgrenzen,  welche  die  beiden  sich  gegenüberstehenden  Kräfte 
des  Käufers  und  Verkäufers  festhalten. 

Es  ergiebt  sich  aus  diesem  Gesetz,  dass  jede  Höhe  des  Arbeits- 
lohns, mag  nun  derselbe  für  geistige  Arbeit  oder  für  physische,  mag 
er  in  Form  eines  Gehaltes  oder  als  Accordpreis  für  bestimmte  Arbeits- 


26)  Vgl  Ratt,  Grundsätze  der  Volkswirthschaflslehre  §.  146  ff. 
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producta  gezahlt  werden,  vor  der  Theorie  vollkommen  gerechtfertigt 
erscheint,  weil  sie  sich  eben  durch  die  egoistischen  JCräfte  des  Arbeits- 
käufers und  Arbeitsverkäufers  naturgesetzlich  regulirt,  und  die  Smith'sche 
Schule  hat  auch  durch  dieses  Gesetz  dor  Preisbildung  alle  jene  un- 
sinnigen Polizeilaxen  und  Lohnordnungen  früherer  Jahrhunderte  siegreich 
bekämpft  und  beseitigt.  Es  ergiebt  sich  aber  auch  daraus ,  jdasa  der 
Fabricant  vollständig  im  Recht  ist,  wenh  er  den  Lohn  der  Fabrik- 
arbeiter nach  Kräften  herabzudrücken  sucht,  uud  d^  jede  Klage  über 
den  Druck  und  die  traurige  Lage  der  arbeitenden  Classen,  mag  sie 
nun  aus  den  schlesischen  Weberbezirken  oder .auä. den  landwirthschaft- 
lichen  Djstricten  Irlands  oder ,  wie  gegenwärtig ,  aus  den  Fabrikorten 
Lancashire's  hieraustönen,  vor  dem  Naturgesetz  verstummen  muss. 

Allein  selbst  zugegeben,  beide  Gonträhehten ,  welche  über  den 
Arbeitslohn  verhandeln ,  wären  wirklich  reine  Egoisten  und  jedes 
Billigkeits  -  und  Gerechtigkeitsgefühl  wäre  in  ihnen  erstorben ,  so  würde 
das  angeführte  Gesetz  doch  nur  dann  richtig  sein,  wenn  jeder  der 
beiden  Conlyahenten  im  Stande  wäre,  4ie  durch  den  Werth  und  durch 
die  Kosten  dei:  Arbeit  fixirte  Preisgrenze'  festzuhalten,  und  die  Mög- 
lichkeit des  Festhaltens  würde  wiederum  nur  dann  denkbar  sein,  wenn 
beide  Contrahenten  gleich  stark  wären.    Da  dies  aber  bekanntlich  nie 

ittfindet^  Ja:;jgde  0^^^ 
^tttfcE^l^j^^gch^Te^^  besitzt'  um  ihre^SItung  ^ 


^r  ix*  "Ghaupten  und  ihren   Ansprüchen   G  eTtungzu  vcfscl 


item  Kämpfib  Vm  deii'Ar'ßerispreis  stets  unter1iegeii*TffiiftS'*tiSirilSss  er 
oflrTturcE"TRen5ronr^e  acceptiren,  der 

ausserhalb  der  supponirten  Preisgrenzen  liegt  ^0.  Das  Gesetz  des 
Preises  der  Arbeit  setzt  nicht  nur  die  allgemeine  und  unveränderliche 
Herrschaft  des . Eigennutzes  unter  allen  Contrahenten  voraus,  sondern 
auch  eine  vöRigeGleichheit  aller  egoistischen  Kräfte  und  ruht  somit 
auf  einer  Grundlage ,  die  der  Wirklichkeit  vollständig  widerspricht. 


'  27)  Diesen  Nothprets  der  Arbeit  gieM  auch  schon  der  Malhematiker  Canard, 
enter  der  schärfsteh  Köpfe  der  A.  SmUh'schen  Schule,  in  seiner  1801  gekrönten  Preis- 
schrift  (Principes  :d'^conomie  polltique)  zu.  Nachdem  er  dort  erklärt  hat,  dass  dio 
ganze  Theorie  der ,  Staatswirlhschaft  auf  dem  Princip  des  Gleichgewichts  der  beiden 
egoistischen  Kräft^  des  Käufers  und  Verkäufers,  ebenso  wie  die  ganze  Statik  auf 
dem  Princip  des  Oleichgetvichts  des  Hebels  beruhe,  und  eine  mathematische  Formel 
für  den  Arbeitslohn  aufgestellt  hat,  sagt  er  ungefähr  weiter:  „Die  niedrigste  Preis- 
grenze bildet  der  nothwendige  Arbeitslohn  für  einen  Gegenstand,  denn^geseixt, 
dem  Käufer  glQckt  es,  die  Arbeit 'unt er  dem  nothwendigen  Arbeitslohn  za  kaufen, -so 
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Es  ist  daher  das  vermeintliche  Naturgesetz  offenbar  falsch,  und 
seine  kurze  Beleuchtung  dürfte  hinreichen,  um  hier  die  Behauptung 
zu  rechtfertigen,  dass  die  ganze  Hypothese  von  nationalökonomischen, 
auf  den  menschlichen  Egoismus  gegründeten  Naturgesetzen,  ^ie  sie  in 
der  A.  Smith'schen  Schule  gele^  werden,  nicht  aufrecht  erhalten 
werden  kann. 


wird  entweder  der  Verkäufer  die  Arbeit  nicht  mehr  liefern,  oder  wenn  ihn  die 
Noth  dazu  zwingt,  Iiüinmerlich  leben  müssen.  In  Folge  dieser 
Noth  und  de?  Mangels  an  Lebensunterhalt  wird  sich  aber  die 
Zahl  der  Arbeiter  fortwährend  verringern  und  dadurch  die  Arbeit 
wieder  einen  höheren  Preis  erhalten,  bis  der  nothwendige  Arbeitslohn  wieder  gezahlt 
wird.**  Der  unter  den  schlesischen  Webern  in  den  i840er  Jahren  ausgebrochene 
Hungertyphus  wäre  also  nach  dieser  Ansicht  der  einzige  nationalökonomjsche  Trost  in 
der  damaligen  Webernoth  gewesen,  weil  er  Yiele  Arbeiter  zum  Tode  beforderte, 
dadurch  ihre  Zahl  verringerte  und  in  Folge  dieser  Verminderung  wieder  eine  Steigerung 
des  Arbeitslohns  in  Aussicht  stellte! 


^:  i  K, 


V^  ß 
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n. 

Die  nationalökonomischen  Grundsätze  der 

canonistischen  Lehre. 

Von 
Hr.  W«  Bndemaiin» 

Profeuor  und  Ober»ppel]ationt|^erichurath  in  Jena. 

Inhaltsübersicht:  $.  1.  Einleitung.  —  §.  2.  Aeussere  Enlwicklung 
der  Wuchergesetze.  —  §.  3.  Die  Begründung  der  Wucherge setze.  —  §.  4.  Der 
Umfang  des  Wucherverbotes.  —  §.  6.  Nähere  Darstellung  der  Folgen  für  einzelne 
Geschäfte.  —  §.  6.  Ausnahmsweise  Capitalrerwerihung ,  besooders  im  Handels- 
Yorkehr.  —  $.  7.  Einige  besondere  Gescbäflsformen.  —  $.  8.  Das  Geld.  —  §.  9. 
Preis  und  Preisbestimmung.  Yerhältniss  des  Verkehrs  zu  derselben.  ^-  §.  10.  Der 
Begriff  des  Werthes.  Gebrauchs-  und  Tauschwerth.  >-  $.11.  Der  Credit  und  sein 
Schutz.  —  $.  12.  Capital.  —  §.  13.  Sachen,  insbesondere  Grundstücke.  ~  §.  14. 
Abgabenwesen.  —  §.  16.  Die  Arbelt.  —  §.16.  Die  einzelnen  Arbeitszweige.  — 
§.  17.    Vertheilung  der  Güter.  —    $.  18.    Schlussbetrachtung. 

§.  1.    Emleitang. 

Die  Aufgabe  dieser  Darstellung  ist  die  Schilderung  der  volkswirth- 
schafüichen  Ansichten  der  canonistischen  Schule  der  Juristen.  Eine 
solche  Aufgabe  kann  so  verschieden  aufgefasst  werden,  dass  es  zweck- 
mässig erscheint,  gleich  Eingangs  zu  erklären,  in  welcher  Weise  hier 
deren  Lösung  versucht  werden  soll. 

Die  Grundlage  der  canonischen  Lehre  bildet  natürlich  das  Corpus 
juris  canonici.  In  ihm  haben  sich  die  canonischen  Anschauungen 
von  den  rechtlichen  und  den  damit  innig  verbundenen  volkswirthschaft- 
lichen  Dingen  zunächst  verkörpert.  Allein  eine  lose  Zusammenstellung 
desjenigen  Stofis  der  canonischen* Rechtssammlung,  welcher  irgend  eine 
Benutzung  auf  volkswirthschaftlichem  Gebiet  zulässt,  oder  eine  blosse 
Beschreibung  dessen,  was  die  canonische  Gesetzgebung  mit  Wirkung  auf 
das  wirthschaftliche  Leben  gethan  hat ,  würde  nur  halb  leisten ,  was  zu 
leisten  ist:  nämlich  eine  Darstellung  der  wirthschaftlichen  Grundsätze. 
Diese  liegen  zum  grossen  Theil  versteckt  unter  Bestimmungen  und  treten 
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nur  an  Pancten  zu  Tage ,  welche  ausserhalb  des  Rechtsbuehs  in  seinem 
überlieferten  Bestände  gelegen  sind.  Wenn  irgend  thunlich,  erscheint 
es  aber  nothwendig,  Einsicht  in  den  innem  Mechanismus  der  canoni- 
schen Lehren  und  Regeln  und  in  ihre  Verbindung  mit  anderen  Erschei- 
nungen zu  gewinnen.  Erst  dadurch  kann  die  wahre  Bedeutung  der  in 
dem  Corpus  juris  zerstreuten  Bestimmungen  klar  werden. 

Allerdings  darf  hierbei  an  Nichts  weniger,  als  an  ein  aus  den  letz- 
terü  zu  entwickelndes  umfassendes  System  der  canonischen  Volkswirth- 
Schaft  gedacht  werden.  Wer  es  unternehmen  wollte,  ein  solches  zu 
entwickeln,  würde  von  vornherein  ankündigen,  dass  er  keineswegs  die 
canonische  Theorie  getreu  wiedergeben  werde.  Jene  Theorie  hat  kein 
System  der  Volkswirthschaft ;  man  kann  fast  sagen,  sie  hat  keine 
volkswirthschaftlichen  Ansichten,  sondern  bloss  Ansichten  von  volks- 
wirihschaftlicher  Bedeutung.  Mit  andern  Worten:  die  bewusste  £r- 
kenntniss  y  welche  die  Volkswirthschaft  als  eigene  Wissenschaft  auftreten 
lässt,  fehlt  gänzlich.  Dies  hindert  jedoch  nicht,  dass  volkswirthschaft- 
liche  Instmete  und  volkswirthschaftliche  Zustände  aus  den  Lehrsätzen 
der  Kirche  entnommen  werden  können ,  aus  denen  sich  so  ziemlich  eme 
TTebersicht  über  dasjenige  eröfinen  lässt,  was  wir  heutzutage  das  Gebiet 
der  Volkswirthschaft  nennen. 

Eine  solche  üebersicht  würde  unbefriedigend  sein,  wenn  sie  nur 
aufzeigen  wollte,  was  damals  anders  war  als  jetzt.  Man  fühlt  die 
Nothwendigkeit  der  Frage,  wanim  damals  Vieles  anders  war  als  jetzt. 
Um  die  volkswirthschaftlichen  „Ansichten"  des  Corpus  juris  in  ihrer 
objectiven  Erscheinung  zu  verstehen ,  muss  man  festhalten  und  einsehen, 
wie  die  subjective  „Ansicht",  die  ganze  Auffassungsweise  der  canoni- 
schen Periode  eine  ganz  andere  war. 

Soll  nun  dieser  erweiterten  Aufgabe  genügt  werden,  so  kann  äch 
die  Darstellung  nicht  lediglich  auf  das  Corpus  juris  und  allenfalls  dessen 
unmittelbarste  Interpretationsmittel  als  Quelle  beschränken.  Die  Auf- 
gabe erweitert  sich  von  selbst  zu  einer  Entwicklung  der  wirthschaftlichen 
Ansichten  der  canonischen  Lehre.  Um  aber  der  solchergestalt  erwei- 
terten Aufgabe  zu  genügen,  müssen  dazu  noch  andere  Quellen  hervor- 
gezogen werden,  nämlich  die  Schriften  canonischer  Schriftsteller,  na- 
mentlich auch  späterer  Autoren. 

Es  erhellt  leicht,  aus  welchem  Orunde.  Wollte  man  sich  ganz 
Ulein  auf  das  positive  Wort  der  in  der  Sammlung  enthaltenen  Sätze 
beschränken,  so  würde  nur  eine  trockene  und  unvollständige  Zusam- 
menstellung von  Material  entstehen.  Fleisch  und  Blut  erhält  die  Arbeit 
erst  dann,  wenn  man  die  Bedeutung  der  Gesetzesregeln  und  deren 
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Tragweite  fiir  das  gesainmte  Leben  aus  der  Verwerthung  derselben 
in  der  Wissenschaft  kennen  lernt.  Olinehin  muss  man  sich  sagen, 
dass,  wie  ein  Gesetzbuch  seiner  Entstehung  nach  nur  die  Frucht  bereits 
vorhandener  Ideen  und  Zustände  darstellt,  so  auch  das  Gesetz  selbst 
wieder  hauptsächlich  seine  Bedeutung  darin  hat,  wie  es  zur  Grundlage 
oder  zum  Anhaltspunct  der  weiteren  Entwicklung  wird.  In  diesem  Sinn 
erscheint  der  Inhalt  des  Corpus  juris  canonici  wohl  als  der  Mittelpunct 
der  Darstellung;  das  eigentliche  Ziel  derselben  aber  muss  die  Einsicht 
in  die  durch  die  canonische  Gesetzgebung  ausgedrückte  und  zugleich 
auch  wieder  begründete  canonische  Lehre  sein.  Die  vollen  Conse- 
quenzen  der  Gesetze  so  zu  erkennen ,  wie  sie  von  der  Schule  ausgebeutet 
wurden,  ist  unerlässlich.  Sollen  diese  Ck)nsequenzen  klar  werden,  so 
dürfen  diejenigen  Schriftsteller  nicht  unaufgeschlagen  bleiben,  welche 
sich  hauptsächlich  mit  den  hieher  gehörigen  Gegenständen  auf  der  Basis 
der  canonischen  Gesetze  beschäftigen.  Bei  der  grossen  Starrheit  der 
canonischen  Doctrin ,  welche  dieselben  Fragen ,  dieselben  Antworten  und 
Controversen  immer  stereotyp  wieder  vorführt,  wird  es  übrigens,  wenn 
ich  sonach  die  Ausführungen  der  Canonisten,  und  zwar  selbst  späterer 
Zeit ,  mit  in  das  Bereich  der  nachfolgenden  Untersuchung  ziehe ,  genü- 
gen, anstatt  einer  leicht  zu  vervielfachenden  Häufung  von  Citaten  nur 
so  viel  anzuführen,  als  zur  Vollständigkeit  des  zu  entwerfenden  Bildes 
gehört. 

Die  Darstellung  wird  femer  zum  Theil  eine  juristische  sein.  Der 
Zweck  derselben  besteht  eben  darin ,  die  volkswirthschaftlichen  Ansichten 
der  canonischen  Gesetzgebung  und  canonischen  Jurisprudenz  nach- 
zuweisen.  Ihren  Stoff  und  ihre  Quellen  hat  sie  also  wesentlich  in  der 
Rechtsgesetzgebung  des  Corpus  juris  und  in  den  rein  juristischen ,  oder 
doch  juristisch -theologischen  Schriften  der  Gelehrten.  Schon  hiernach 
wird  es  kaum  der  Rechtfertigung  bedürfen,  dass  im  Folgenden  vielfach 
Rechtssätze  und  Rechtsinstitute  etwas  näher  entwickelt  werden.  Aber 
selbst  wenn  dem  nicht  so  wäre,  würde  der  Kundige  in  der  Hinwei- 
ßung  auf  die  rechtlichen  Gestaltungen  gewiss  keinen  Nachtheil  er- 
blicken. Wer  sich  irgend  die  Beziehungen  zwischen  dem  Recht  und 
den  wirthschaftlichen  Zuständen  vergegenwärtigt ,  wird  nicht  im  Zweifel 
sein,  wie  verfahren  werden  muss.  Schlimm  genug,  dass  die  nothwen- 
dige  Wechselwirkung  zwischen  beiden  wenigstens  von  den  Juristen  bis 
zur  Stunde  fast  ganz  übersehen  wird.  Die  Rechtswissenschaft  beraubt 
sich  dadurch  der  eigentlich  realen  Grundlage  für  ihre  wichtigsten 
Abschnitte,  und  wie  einerseits  der  Jurist  aus  der  Erkenntniss  der 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  erst  die   innere   Nothwendigkeit  vieler 
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Bechtsinstitutionen  zu  erklären  vermag^  so  wird  umgekehrt  durch  die 
innige  Beziehung  derselben  zu  den  ökonomischen  Elementen  auch  die 
Kenntniss  der  Ilechtserscheinungen  für  die  Nationalökonomen  von  grösster 
Wichtigkeit.  Wo  es  sich  um  die  Einsicht  in  die. Vergangenheit  handelt, 
von  deren  wirthschaftlichen  Bewegungen  eine,  unmittelbare  Kunde  uns 
nicht  überliefert  worden  ist,  kann  eben  wegen  jener  innigen  Verbindung 
die  deutlichere  Ueberlieferung  der  Bechtsregeln  und  Bechtsvorkomm* 
nisse  sehr  wohl  benutzt  werden,  um  durch  deren  Kenntniss  zu  der 
Kenntniss  der  wirthschaMichen  Ansichten  vorzudringen. 

So  verhält  es  sich  namentlich  hier,  wo  es  gilt,  die  canonischen 
Ansichten  zu  schildern.  Niemals  war  das,  was  jetzt  sJs  Volkswirthschaft 
bezeichnet  wird,  unmittelbarer  Gegenstand  der  canonischen  Gesetz* 
gebung  oder  auch  der  canonischen  Litteratur.  Was  dahin  gehört,  fällt 
halb  den  Theologen,  halb  den  Juristen  zu.  Und  so  wichtig  die  ersteren 
fbr  die  Einsicht  vor  den  allgemeineren  Lehren  der  socialen  Existenz 
und  die  Kenntniss  der  geistigen  Strömungen  im  Ganzen  sein  mögen,  für 
die  Kenntniss  der  positiven  Grundlagen  des  wirthschaftlichen  Lebens, 
für  die  Kenntniss,  wie  die  Factoren  desselben,  Güter,  Capital,  Werth 
u.  dgl. ,  behandelt  worden  sind ,  wird  man  sich  immer  vornehmlich  an 
die  Bechtsgesetze  und  die  rechtlichen  Darstellungen,  die  freilich  oft 
mit  Theologie  vermischt  sind,  wenden  müssen.  Aus  den  theils  moralisch- 
religiösen, theils  rein  juristisch  zu  nennenden  Vorschriften  des  Corpus 
juris  canonici  und  der  darauf  sich  beziehenden  wissenschaftlichen  Aus- 
führungen ist  die  Summe  der  wirthschaftlichen  Anschauungen  heraus^ 
zuziehen.  Wenn  dies  nicht  wohl  für  thunlich  erachtet  werden  kann, 
ohne  zugleich  öfter  in  juristische  Dinge  einzugehen,  und  wenn  gerade 
auf  diesem  Wege  sich  nicht  unerhebliche  Ausbeute  zu  versprechen 
scheint,  so  versteht  sich  doch  von  selbst,  dass  im  Verhältniss  zu  unserem 
Zweck  die  juristische  Betrachtung  stets  nur  die  Stelle  eines  Hülfsmittels 
einnehmen  darf.  Indessen  wird  es  gestattet  sein ,  wenigstens  hier  und 
da,  wenn  die  gemachten  Wahrnehmungen  dazu  drängen,  auch  auf  die 
rechtlichen  Folgerungen  kurz  hinzudeuten.  Man  fühlt  sich  dazu 
leicht  gedrängt,  wenn  man  gerade  bei  der  Beschäftigung  mit  solchen 
Dingen  zu  seinem  Erstaunen  inne  wird,  wie  unglaublich  häufiger,  als 
es  die  Meisten  wissen ,  selbst  noch  die  heutige  Theorie  an  den  Nach- 
wehen von  Lehrsätzen  krankt,  die  zwar  an  und  für  sich  längst  als 
überwunden  gelten,  deren  weithin  verbreitete  Folgen  aber  noch  fort- 
bestehen, weil  man  aus  Mangel  der  rechten  Erkenntniss  des  Zusammen- 
hangs nie  daran  gedacht  hat,  nun  auch  alle  Wirkungen  jener  abge* 
thanen  Obersätze  zu  beseitigen. 
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Was  den  Plan  der  folgenden  Ausführung  betrifft,  so  findet  es 
seine  Begründung  in  dem  bereits  Gesagten,  wenn  jedenfalls  abgelehnt 
werden  muss,  eine  systematische  Darstellung  an  der  Hand  der  in 
der  heutigen  Wissenschaft  üblichen  Rubriken  zu  versuchen.  Ent- 
weder würde  man  in  sehr  vielen  Abschnitten  nur  negative  Resultate, 
nämlich  dass  darüber  die  canonische  Lehre  Nichts  enthält,  niederzulegen 
wissen,  oder  man  würde  in  die  Gefahr  fallen,  durch  Au&öthigung  einer 
jener  Periode  selbst  unbekannten  Systematik  das  wahre  historische  Bild 
zu  verfälschen.  Gerade  eine  getreue  Darstellung  der  Lehre,  mehr  als 
eine  Kritik  derselben,  möchte  zunächst  das  Ziel  sein. 

Zwei  Wege  bleiben  jedoch  zur  Wahl  übrig,  wenn  man  von  vorn- 
herein die  systematische  Vollständigkeit,  welche  der  gegenwärtige  Stand- 
punct  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  zu  fordern  scheinen  könnte, 
aufgibt.  Man  kann  entweder  von  dem  Allgemeinen  zum  Besondem, 
oder  umgekehrt  von  dem  Besondem  zum  Allgemeinen  vorschreiten. 
Man  könnte  erst  die  allgemeinsten,  mehr  religiös  -  ethischen  Lehren  der 
Kirche,  die  ihren  Ausdruck  auch  im  Corpus  juris  gefunden  haben, 
darstellen  und  dann  allmählig  zu  den  einzelnen,  positiven  Gesetzen  und 
Einrichtungen  übergehen,  welche  sich  auf  jener  Grundstimmung  erheben. 
Das  wäre  der  erste  Weg  und  seine  Möglichkeit,  wie  seine  Berechtigung 
ist  offenbar.  Dennoch  ziehe  ich  vor,  den  zweiten  Weg  einzuschlagen. 
Ich  glaube,  dabei  positiver  zu  verfahren  und  durch  die  Methode  selbst, 
indem  diese  besser  der  Art  und  Weise  der  canonischen  Doctrin  entspricht, 
mehr  zum  Yerständniss  des  eigentlichen  Wesens  der  canonischen  Lehren 
beitragen  zu  können.  Man  würde  sonst  auf  dem  ersteren  Wege  viel 
Mühe  haben,  den  allgemeinen  Boden,  dessen  Abgrenzung  keineswegs 
eine  scharfe  ist ,  zu  bestimmen. 

Der  Mittelpunct  der  ganzen  canonischen  Lehre ,  soweit  sie  für  die 
Volkswirthschaft  Bedeutung  hat,  ist  das  stricte  und  an  sich  positiv  sehr 
greifbare  Zinsverbot.  Es  scheint  am  geeignetsten,  diesen  festen  Kern, 
an  dem  zimächst  und  am  sichtlichsten  die  canonischen  Ansichten,  die 
zum  Theil  natürlich  viel  tiefere  Ursachen  und  Verbindungen  haben,  zu 
Tage  treten,  zuerst  zu  erfassen.  Von  da  aus,  wenn  das  Wesen  des 
Zinsverbotes  bei  dem  Darlehn  erkannt  worden  ist,  wird  sich  die  Be- 
deutung der  Wuchergesetze  in  weiterem  Umfang  klar  machen  lassen. 
Allmählig  knüpfen  sich  daran  immer  weitere  Perspectiven  über  die 
wirthschaftlichen  Dinge.  Wir  werden  also  gleichsam  von  dem  Centrum 
eines  Kreises  nach  der  Peripherie  uns  bewegen  und  da  still  stehen, 
wo  die  Grenze  der  wirthschaftlichen  Beziehungen  nach  den  weiten  Ge- 
bieten der  Moralphilosophie,  der  Dogmatik  oder  des  Kirchenrechts  hin 
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zu  verschwinden  im  Begriffe  ist.  Wenn  wir  so  zu  Werke  gehen,  so 
möchte  am  sichersten  die  realistische  Anlehnung  an  die  positiven  Insti- 
tutionen gesichert  sein,  während  die  allgemeinsten  Folgerungen  sich 
leicht  von  selbst  ergeben  werden,  wenn  es  gelingt,  eine  Reihe  einzehier 
thatsochlicher  E^cheinungen  genügend  zu  erklären.  Bei  umgekehrtem 
Verfahres  könnte  die  Gefahr  nahe  sein,  von  vornherein  durch  Betrach- 
tung der  allgemeinsten  Lehren  in  jene  Grenzgebiete  der  Theologie  oder 
Philosophie  ttberzutreten,  ins  Weite  zu  schweifen  und  dadurch  den  näch- 
sten Zweck  aus  dem  Gesicht  zu  verlieren.  Das  nächste  und  eigent- 
liche Ziel  muss  aber  sein,  mehr  in  den  wirklichen  Gestaltungen  des 
Lebens  und  des  Verkehrs  die  wirthschafüichen  Ideen  kennen  zu  lernen', 
als  die  ethisch -dogmatischen  oder  philosophischen  Ansichten  jener  Zeit 
von  andern  Gesichtspuncten  aus  darzustellen. 

Ich  beginne  daher  sofort  mit  der  Betrachtung  der  Wuchergesetze. 

§.  2.    Aeussere  Entwicklung  der  Wuohergesetze. 

Schon  in  frühester  Zeit  fand  die  Kirche,  dass  in  der  Bibel  das 
Zinsennehmen  untersagt  sei.  Indem  die  Begründung  dieses  Satzes  im 
Näheren  unten  darzustellen  sein  wird,  handelt  es  sich  hier  zunächst 
darum,  kurz  anzugeben,  in  welcher  Weise  derselbe  von  dem  Gebiete 
der  christlichen  Glaubenslehre  aus  zum  positiven^  auch  durch  den  welt- 
lichen Arm  erzwingbaren  Gesetz  gestaltet  wurde. 

Ursprünglich  betraf  das  Verbot,  auf  Zinsen  auszuleihen,  welches 
die  Kirche  aussprach,  nur  die  Cleriker.  Das  römische  Hecht  mit  seiner 
Gestattung  des  foenori  dare  war  noch  in  voller  Uebung,  als  bereits 
Concilienschlüsse  den  Gliedern  der  Kirche  das  Zinsennehmen  untersagten. 
Die  Kirchenversammlung  von  Nicäa  im  Jahre  325  verbot  den  Geistlichen 
ausdrücklich,  auf  solche  Weise  schnöden  Gewinn  zu  machen^).  In 
ähnlicher  Weise  hatte  noch  früher  eine  Versammlung  zu  Elvira  gegen 
Zinsen  nehmende  Cleriker  sogar  Degradation  und  Abstinenz  angedroht^. 
Mehrere  andere  Concilienschlüsse  wiederholten  diese  Vorschriften'). 


1)  Der  Concilienbeschluss  ist  in  c.  2  diaa.  47  und  in  c.  8  C.  14  qn.  4  in  das 
Corpus  jur.  canon.  aufgenommen. 

2)  €.  6  diät  47.  Daas  auoii  damals  sclion  Laien  mit  Slvafen  für  das  Zinsen- 
nehmen  bedroht  worden,  ist  nach  dem  ganzen  Verlaufe  der  Entwicltlnng  sehr  un- 
glaubhaft. Vgl.  Weisice,  Rechtslexicon  Bd.  15  S.  65  Not.  7  über  die  Bedenken 
gegen  die  Echtheit  jenes  Textes  bei  H  a  r  d  u  i  n.  Concil.  P.  I  p.  252 ,  wonach  auch 
Laien  Correction  und  Excommunication  angedroht  worden  wäre. 

3)  c.  2  C.  14  qu.  4;  c.  6  ibid. ;  c.  9  diss.  46.    lieber  den  Versuch  einer  libera- 
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Von  dem  Kreise  der  eigenen  Glieder  aas  Süchte  aber  die  Kirche 
ihre  Regel  auch  weiterhin  als  Gesetz  geltend  za  machen.  Nach  c.  7 
C.  14  qu.  4  erklärte  bereits  Leo  (443)  die  usura  auch  fttr  Laien  als 
damnabilis  ^).  Jedenfalls  dehnten  die  Gapitularien  Karls  des  Grossen 
und  Goncilienschlüsse  des  9.  Jahrhunderts,  welche  indessen  in  das  Corpus 
juris  nicht  aufgenommen  worden  sind,  das  Zinsverbot  auch  auf  Laien 
aus  *). 

Höchst  bedeutend  war  femer  die  allmählige  Ausdehnung  des  ob- 
jectiven  Umfangs  jenes  Verbotes. "  Die  Kirchenväter  Augustinus*X 
Chrysostomus^),  Hieronymus*)  und  Ambrosius*),  von  denen 
namentlich  der  letztere  in  der  Folge  ganz  besonders  als  Autorität  an- 
geführt wird ,  lehrten ,  dass  nicht  bloss  der  ausdrücklich  ausbedungene 
Zins,  sondern  aller  und  jeder  Vortheil  ultra  sortem  s.  debitum,  er  konune, 
woher  er  wolle,  und  in  welcher  Gestalt  er  wolle,  als  sündhaft  erscheine. 
Zugleich  förderten  sie  durch  ihre  allgemein  gehaltenen  Gründe ,  welche 
das  Zuwiderhandeln  als  unchristlich  bezeichneten,  die  unmittelbare  An- 
wendung auch  auf  die  Laien. 

Das  entschiedene  Vorgehen  der  canonischen  Gesetzgebung  beginnt 
erst  mit  Alexander  EI.  (1179) '•).  Den  usurariis  manifestis  wurde 
Excommunication  und  Versagung  des  christlichen  Begräbnisses,  den 
Priestern,  welche  nicht  demgemäss  verfahren  vrürden,  wo  sie  dem 
Zinsennehmen  begegnen,  Suspension  angedroht  ^^).  Daran  schliessen  sich 
in  rascher  Folge  Wiederholungen ^^^  mjd  Einschärfungen.  Urban  IIL 
(1186)^^)  erklärte  es  bereits  allgemein  für  Wucher,  si  licet  onmi  con- 


lercn  Theorie  von  Seiten  des  Patriarchen  Photius,   der  jedoch  erfolglos  blieb,  8. 
Weiske  a.  a.  0.  S.  56. 

4)  c.  10  dist.  46  desselben  Pabstes  redet  nur  von  Geisllichen. 

5)  S.  darQber  Weiske  a.  a.  0.  Not.  17.  19. 

6)  c.  2  C.  14  qu.  1:  peccat,  qui  exfgit  ultra  debitum.  c.  1  C.  14  qu.  3:  st 
plus,  quam  dedisti,  exspeclas  accipere,  foenerator  es  et  in  hoc  Improbandus ;  c.  11 
C.  14  qu.  4. 

7)  c.  11  diss.  88  §  4,  wo  der  Unterschied  der  Gebrauchsfiberl^ssung  an  Geld 
und  an  andern  Dingen  ausgeführt  wird. 

8)  c.  2  C.  14  qu.  3. 

9)  c.  3  C.  14  qu.  3  und  c.  10  C.  14  qu.  4. 

10)  c.  3  X.  de  usur.  5, 19;  zunächst  freilich  nur  gegen  die  nsurarii  manifesti. 
cf.  c.  ult.  dist.  46;  c.  1  diss.  47;  c.  1  C.  14  qu.  4.  Barbosa  und  Gonzalez 
Tellez  in  c.  3  X.  h.  t.  nr.  6. 

11)  Vgl.  auch  c.  2  X.  h.  t. 

12)  Audi  insbesondere  fflr  die  Geistlichen;  c.  1  X.  eod.  (1180);  c.  7  X.  eod. 
(1213). 

13)  c.  10  X.  eod. 
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venüone  cessante  quis  mutuam  pecuniam  credit,  ut  plus  Sorte  recipiat, 
si  merces  loiig%  majori  pretiocUstrahit  ratione  dilatae  solutionis  u.  s.  w. 
Eine  Decretale  Alexander's  ni.  (1213)^^)  knüpfte  daran  an  und  wurde 
durch  das  directe  Verbot,  um  höheren  Preis  auf  Ziel  zu  verkaufen, 
für  die  Doctrin  ausserordentlich  wichtig.  Andere  Erlasse  befahlen  die 
Rückerstattung  dennoch  bezogener  Zinsen  oder  sonstiger  widerrechtlicher 
Vortheile  ^*).  Zunächst  sollte  letztere  zwar  nur  durch  geistliche  Censur 
und  Kirchenstrafe  erzwungen  werden  ^^),  immerhin  aber  war  damit, 
während  früher  das  Wucherverbot  sich  lediglich  innerhalb  der  geistlichen 
Zucht  bewegte,  zuerst  eine  durch  kirchlichen  Zwang  herbeizuführende 
weltliche,  nämlich  vermögensrechtliche,  Folge  gegeben.  Das  Verfahren 
gegen  die  usurarii,  namentlich  die  Vollziehung  des  erwähnten  Rück- 
ersatzes wurde  in  der  Folge  mannigfach  verschärft  ^0* 

Einen  Schritt  weiter  erachtete  esGregorIX.  (1236)*«)  für  Wucher, 
wenn  Jemand,  um  der  Gefahr  willen,  die  er  bei  Darleihung  eines 
Capitals  erleidet,  etwas  ultra  sortem  ausbedingt**).  Dagegen  schien  es 
erlaubt ,  sich  anstatt  der  Bückzahlung  des  hingeliehenen  Geldes  die 
Zulieferung  von  Waaren  versprechen  zu  lassen,  deren  Werth  die  Dar- 
lehnssumme  übersteigen  durfte,  wenn  es  nur  von  Haus  aus  ungewiss 
war,  wie  sich  das  Werthverhältniss  stellen  werde  ^).  Man  sieht  bereits 
den  Beginn  der  scholastischen  Schwierigkeiten  und  Weitläufigkeit,  welche 
die  Bestimmung  und  Durchführung  des  Wucherbegrifä  verursachen 
musste. 


14)  c.  6  X.  «od. 

15)  So  c.  5  X.  eod.;  vgl.  aach  c.  1  C.  II  qn.  6;  c.  9  X.  h.  t.  erstreckte  diese 
Pflicht  aach  auf  die.  Erben. 

16)  Wegen  der  Juden  wandte  sich  c.  12  X.  h.  t.  (Innocenz  TU.  1213)  an  die 
weltliche  Macht  der  Fürsten.  Das  c.  18  X.  eod.  schreibt  yor,  dass  die  Juden,  welche 
durch  usurarum  exactio  die  facultates  Christianorum  ezhauriunt,  die  Kirche  wegen 
der  von  den  Christen  zu  leistenden  Zehnten  schadlos  halten  sollen. 

17)  c.  11.  13—17  X.  h.  t. ;  sämmtlich  Ton  Innocenz  III. 

18)  c.  19  X.  h.  t. 

19)  Ueber  die  Bedenicen  dieser  viel  bestrittenen  Stelle  vgl.  man  übrigens  schon 
Jo.  Andreae  in  h.  t. 

20)  Die  Verbindung  des  letzteren  Satzes  mit  dem  ersteren  durch  quoque  im  Texte 
des  c.  19  cit.  lässt  auch  iilr  den  ersten  Satz  ein  non  erwarten.  Dem  natürlichen  Sinn 
würde  dies  entsprechen ;  das  hat  Ton  Jeher  auch  die  canonische  Lehre  gefühlt.  Allein 
RaymundusdePennafortOf  der  Compilator  der  Decret.  Gregor. ,  fand  wenig- 
stens, wie  seine  Summa  de  poenis  Hb.  II  tit.  de  usur.  §  7  beweist,  den  Text  schon 
80  vor,  wie  er  j^tzt  noch  lautet,  und  für  die  Doctrin  war  der  positive  Buehstabe, 
gereimt  oder  ungereimt,  aUein  massgebend« 
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Gregor  X.  (1273)  liess  sich  an  den  seitherigen  Massregeln  nicht 
genügen.  Er  verordnete  bei  schwerer  Strafe  die  Austreibung  der 
Wucherer  aus  Gemeinden,  Corporationen,  Städten  u.  dgl.^^).  Indem 
er  die  Restitution  aller  bezogenen  Zinsen  bei  Yersagung  der  Absolution 
und  des  Begräbnisses  aufs  Neue  zur  Pflicht  macht,  verhängt  er  ^zugleich 
über  die  usurarii  die  Unfähigkeit,  Testamente  zu  errichten^). 

Endlich  vollendete  Clemens  Y.  auf  dem  Concil  zu  Vienne  (1311) 
das  Werk  dadurch,  dass  er  jede  entgegenstehende  weltliche  Gesetz- 
gebung für  null  und  nichtig  erklärte**).  Das  Verbot  des  Zinsen- 
nehmens *^)  war  absolutes  Dogma  der  Kirche.  Jeder  Zweifel  an  demselben 
war  als  Ketzerei  gebrandmarkt,  jedes  Gericht,  welches  diesen  Glaubens- 
satz in  seinen  Urtheilen  verletzen  würde,  unterlag  dem  Kirchenbann. 
Die  Gesetzgebung  der  Fürsten  vermochte  Nichts  mehr  gegen  die  ewige 
Wahrheit  der  Kirche.  Keine  Gewohnheit  hatte  die  Macht,  wucherische 
Verträge  erlaubt  zu  machen  **). 

Damit  hatte  die  Unterdrückung  des  Wuchers  ihre  äusserste  Grenze 
erreicht.  Was  im  Anfang  nur  Sache  der  Moral  und  der  Glaubenslehre 
gewesen  war,  galt  jetzt  zugleich  als  bürgerliches  Gesetz.  Die  Kirche 
hatte  damit,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergeben  wird,  eine  ungeheure 
Macht  über  den  gesammten  Verkehr  in  derselben  Weise  erlangt,  wie 
sie  allmählig ,  und  wesentlich  gerade  durch .  die  Lehre  vom  Wucher 
unterstützt,  die  Ausdehnung  der  ursprünglich  nur  auf  ihre  Glieder 
beschränkt  gewesenen  geistlichen  Gerichtsbarkeit  über  einen  grossen 
Theil  der  weltlichen  Dinge  und  Personen  eroberte. 

An  jene  Clem.  un.  schliesst  sich  übrigens  noch  eine  ganze  Reihe 
weiterer  päbstlicher  Verordnungen.  Dieselben  gehören  jedoch  nur  zum 
Theil  dem  eigentlichen  Corpus  juris  canonici  an.  Ihren  Gegenstand 
bildeten  fast  durchweg  solche  Gestaltungen  des  Rechtsverkehrs,  in  denen 
man  einen  Ausweg  unter  dem  unnatürlichen  Druck  der  Wuchergesetze 
zu  gewinnen  suchte.  Hieher  gehören  z.  B.  die  Erlasse  von  Martin  V., 
Calixt  VII.*«),  Nicolaus  V.  und  PiusV.")  über  den  contractus 


21)  c.  1  VI  de  iisor.  5,  6. 

22)  c.  2  VI  eod. 

23)  Clem.  un.  h.  t.  5,  6. 

24)  in  dem  weiten  Sinne  des  aliquid  nltra  sortem. 

25)  Consuetudo  nihil  operatur  in  usoris.  —  Pralctlsch  war  freilich  In  der  Folge 
dieser  Satz  keineswegs  so  absolut,  aU  ea  seinem  Wortlaut  nach  scheint  Scacc. 
tract.  de  commerc*  §  6  gl.  1  nr.  48  sqq. 

26)  Bxtravag.  com.  III,  6. 
27}  Sept  decret.  Hb.  II,  12. 
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censuTun**),  von  Leo  X.  und  Pius  IV.  über  die  societas  officii^,  von 
Sixtus  V.  über  die  montes  pietatis,  von  Pius  IV.  und  Pius  V.  über 
die  cocnobia^^).  Alle  diese  Erlasse  untersuchten  mit  grösserer  oder, 
bei  zunehmender  Beaction  wider  die  Verbote  der  Gapitalnutzung,  mit 
geringerer  Strenge,  ob  die  innere  Beschaffenheit  solcher  Varkehrsformen 
dem  Fundamentalsatz  entspreche,  oder  nicht. 

Den  weiteren  Verlauf  in  uns  noch  näher  liegende  Zeiten  zu  ver- 
folgen, ist  hier  nicht  der  Ort. 

§.  3.    Die  Begründung  der  Wuchergesetze. 

um  die  Bedeutung  einer  so  wichtigen  Erscheinung,  wie  die  canoni- 
schen Wucherverbote  sind,  irichtig  zu  erkennen,  ist  es  vor  Allem 
erforderlich,  diejenigen  Gründe  darzustellen,  auf  welche  die  canonische 
Theorie  und  Gesetzgebung  selbst  sich  stützen  zu  können  glaubte.  Es 
wird  sich  dabei  zugleich  zeigen,  ob  und  inwieweit  wirklich  „volkswirth- 
schaftliche  Ansichten^'  dabei  mit  im  Spiele  waren. 

Unter  den  Gründen  j  welche  die  Canonisten  in  wissenschaftlichen 
Darstellungen  sowohl,  wie  in  den  gesetzlichen  Erlassen  für  das  Verbot 
des  Zinsennehmens  von  jeher  anführten,  steht  in  erster  Linie  der  Wort- 
laut der  heiligen  Schrift.  Darauf  laufen  die  Canones,  die  Interpreta- 
tionen und  Ausführungen  der  Theoretiker  jedesmal  zurück.  Der  ganze 
Charakter  der  canonlschen  Auffassung  wurzelt  eben  in  dem  Festhalten 
an  dem  positiven  Wort.  Auch  für  die  Bildung  des  Bechts  ist  nicht  die 
in  dem  gesammten  Volksleben  sich  ausprägende  leitende  Idee,  sondern 
der  geschriebene  Satz  die  letzte  Grundlage.  Die  Bibel  aber  ist  das 
absolute  positive  Gesetz,  nach  jeder  Richtung  hin  unumstössliches  Gebot 
Hinter  dem  Ausdruck  des  unmittelbaren  göttlichen  Willens  noch,  als 
ob  es  deren  um  der  Autorität  des  Gesetzes  willen  bedürfte,  innere 
Gründe  zu  suchen,  wäre  selbst  bei  solchen  Dingen,  wie  dem  Verbot 
des  Zinsennehmens ,  wenn  es  ebmal  ausgesprochen  war ,  Vermessenheit 
gewesen. 

Die  Theologen,  wie  die  von  gleichem  Geist  erfüllten  Rechtsgelehrten 
fanden,  wenigstens  zur  Zeit,  da  die  Wuchergesetze  sich  schon  des  bürger- 
lichen Verkehrs  zu  bemächtigen  strebten,  die  Hauptquelle  in  den  Worten 
des  Evangelisten  Lukas  Cap.  6  Vers  «34 — 35**).    Die  älteren  Kirchen- 

28)  wovon  unten  in  §  7  mehr^. 

29)  S.  unlen  $  7. 

30)  Sept.  lib.  II ,  11. 

31)  Darauf  nimmt  clO  X.  de  iisnr.  5, 19  (Urbanlll.  1186)  Becug.  -^  Manche, 
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lehrer  hatten  die  Sündhaftigkeit  des  Zinsdarlehns  auch  noch  aus  andern 
Stellen  des  alten  und  neuen  Testaments  gefolgert  3').  Je  tiefer  sich  die 
Scholastik  in  die  einmal  vorausgesetzte  und  gewollte  Wahrheit  hinein- 
arbeitete, desto  reichlicher  schienen  sich  Zeugnisse  darzubieten,  aus 
denen  eine  Bestätigung  hergeleitet  werden  könnte^). 

Eine  kritische  Betrachtung  dieser  Stellen  ist  durch  den  Zweck  der 
vorliegenden  Darstellung  nicht  geboten.  Für  sie  genügt  es,  darauf  hin- 
zuweisen, dass  man  darin  das  göttliche  Gebot  erblickte,  dessen  Au^ 
fahrung  die  Kirche  übernehmen  zu  müssen  glaubte'*). 

In  dem  Ursprung  des  Zinsverbotes  lag  die  Unwiderstehlichkeit 
desselben.  Es  war  darnach  so  gewiss  kirchliches  Dogma,  dass  das 
Zinsdarlehn  unstatthaft  sei,  dass  jedes  Ableugnen  der  Wahrheit  dieses 
Satzes  als  Ketzerei  gelten  musste  ^^) ,  ja  dass  sogar  schon  der  Glaube, 
Zinsennehmen  sei  erlaubt,  geschweige  denn  das  Zinsennehmen  selbst, 
verdammungswürdig  ei*schien  ^),  Keine  gegentheilige  Gewohnheit  hatte 
irgend  welchen  Anspruch  auf  Geltung  3^^).  Keine  weltliche  Macht  ver- 
mochte mit  irgend  welchem  Erfolg  das  Gegentheü  zu  sanctioniren '*). 


wie  z.B.  D  0  m  i  n.  S  o  t  u  8 ,  de  just,  et  jur.  lilk  VI  qu.  1  art.  1  legte  wohl  diese  Bibel- 
steile  später  anders  aus;  aHein  eine  solche  Ansicht  wurde  von  den  strengeren  Cano- 
nisten  schon  mit  der  Berufung  auf  die  päbsUiche  Declaralion  in  c.  10  X.  cit.  energisch 
zurückgewiesen.  Cf.  Scaccio,  track.  de  comm.  §.1  qu.l  nr. 405.  Leon.  Lessius, 
de  just,  et  jur.  ad  II ,  2  D.    Thomae ,  11  c.  24  dub.  4  nr.  24. 

32)  Man  vergleiche  die  §  2  Not.  6 — 9  bemerkten  Stellen,  bes.  der  disk.  47  und 
C.  14  qu.  3. 

33)  Dahin  gehören  Matth.  26,  27;  2.  Buch  Mos.  22,  25;  3.  Buch  Mos.  25, 35-37; 
5.  Buch  Mos.  23,  19  —  20 >  Psalm  14,  5  u.  a.  —  Hierbei  ist  zu  erwähnen,  dass  ur- 
sprünglich übei;  die  Zeugnisstüchtigkeit  des  alten  Testaments  viele  Zweifel  waren.  S. 
S.  Thom.  II,  2  qu.  78  art.  1;  auch  Azorinus,  instit.  moral.  III,  5  c.  2. 

34)  c.  3  X.  h.  t.  5,  19  (Concil.  Lateranens.)  bezeugt  z.  B.,  utriusque  testamenki 
paglna  usuram  condemnari;  Clem.  un.  h.  t.  sagt:  usuram  contra  Jura  divina  tue.  Cf. 
dazu  Zabarell.  in  h.  t. 

35)  Clem.  un.  h.  t.  Covarruvius  Tsr.  resol.  III  c.  1  nr.  1.  L.  Less.  II 
c.  10  dub.  4  nr.  23.  Die  Strenge  empfand  z.  B.  Carol.  Molinaeus,  der  daron  zu 
sprechen  wagte,  dass  da,  wo  der  Darlehnsemj^fänger  mit  dem  Darlehn  einen  grossen 
Gewinn  mache,  Zins  erlaubt  sei.  Sein  Buch  wurde  zum  Verbranntwerden  verdamm!^ 
er  selbst  haerelicus  notatus  est.    Scacc.  §  1  qu.  7  par.  1  nr.  402. 

36)  Manche  hielten  sogar  den  usuram  dans  für  in  peccato;  indessen  hielt  dies  die 
gewöhnliche  Meinung  für  unrichtig,  quia  cenaetur  per  vim  solvere.  NaVarr.  in 
c.  17  X    h.  t.  5 ,  19  nr.  246. 

37)  S.  über  diese  vielbesprochene  Frage  z.  B.  Scacc.  §1  qu.  1  nr.  306.  Co- 
varruv.  III  c.  1  nr.  8  und  §  2  Not.  25. 

38)  Clem.  un.  cit.  §  2  Not.  23. 
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Nicht  einmal  der  Pabst  durfte  irgendwie  durch  Privileg  oder  Dispens 
das  exercitium  usurae  als  erlaubt  nachlassend^). 

In  der  Bibel  stand  die  Vorschrift :  mutuum  dato  nihil  inde  sperantes 
im  Zusammenhang  mit  den  Grundsätzen  christlicher  Liebe  des  Nächsten, 
welche  das  Evangelium  überall  predigt.  Nach  der  Entstehungsgeschichte 
des  canonischen  Gesetzes  und  Gesetzbuchs  kann  es  indessen  nicht  be- 
fremden, dass  jene  ethischen  Pflichtsätze,  welche  dem  Dürftigen  un- 
entgeltlich darzureichen  befahlen,  zu  zwingenden  Kechtsregeln  ausgeprägt 
oder  doch  zu  deren  Begründung  benutzt  wurden^). 

Die  Lehre  der  heiligen  Schrift  liebt  die  Armuth**),  hasst  den 
Reichthum  als  die  Quelle  der  Habsucht  und  der  Zwietracht  ^^).  In  der 
Erwartung  himmlischen  Lohns  sollen  sich  die  Menschen  unter  einander 
in  ihren  Bedürfnissen  umsonst,  eben  aus  chrisflicher  Nächstenliebe, 
aushelfen.  Diese  Lehren ,  wdche  consequenter  Weise  zur  .Gemeinschaft 
aller  Güter  und  zur  Aufhebung  jeden  Privatbesitzes*^)  führten,  wurden 
insbesondere  auch  zur  Begründung  der  Zinsverbote  heraiigezogen. 

Zinsennehmen  ist  eine  Verletzung  der  christlichen  Vorschrift  der 
Nächstenliebe,  es  ist  die  Ursache  ungerechten  Beichthums  und  einer 
Habgier,  welche  gegen  die  Mitmenschen  tödtliche  Feindschaft  übt*^), 
das  Geld  mehr,  als  den  höchsten  Gott  zu  verehren  anreizt*^).    • 

So  hinlänglich  aber  auch  schon  der  Ausdruck  der  heiligen  Schrift 
und  der  positive  Canon  das  Verbot  der  Zinsen  bedingte,  man  nahm 
doch  auch  noch  andere  Rechtfertigung  mit  zu  Hülfe.  Die  Schriftsteller 
berufen  sich,  wenn  auch  das  positive  Wort  Gottes  für  sich  selbst  genug 
ist^  gern  auf  die  Autorität  eines  Plato,  Aristoteles,  Plautus, 
Cicero,  Seneca  u.  A.*^) 


39)  Cover r.  1.  c.  Scacc.  $  3  Gloes.  3  nr.  43..  Nicht  einmal,  wenn  es  gelte, 
mit  dem  Darlehn  Mitchristen  aus  sarazenischer  Gefangenschaft  loszukaufen ,  soUle  dies 
möglich  sein.    Jo.  Andr.  u»  Gonzal.  Teil,  in  c.  4  X.  h.  t. 

40)  Man  Tgl.  z.  B.  die  canon.  der  dist.  47  und  der  C.  14  qu.  3. 

41)  Luc.  14,  33.    Matth.  19,  21  u.  a.    S.  dazu  c.  8  diss«  47.    Vgl.  unten  §  17. 

42)  c.  3  dist.  47. 

43)  in  c.  7  dist.  1;  c.  1  dist.  8;  c.  2  C.  12  qu.  1  in  das  Corpus  jur.  über- 
gegangen. 

44)  c.  12  C.  14  qu.  4;  ab  illo  usuram  eiige,  cui  merito  nocere  desideras;  cul 
Jure  inferuntur  arma ;  quem  non  sit  crimen  occidere ;  c.  11  C.  14  qu.  4 ;  non  minus 
crudelis  est,  qui  pauperem  tnicidat,  foenore,  quam  qui  diviti  aliquid  subtrahit. 

45)  c.  8  dist.  47. 

46)  Es  genügt,  beispielsweise  auf  Gonzal.  Teil.  1.  c.  nr.  9;  Covarruv.  1.  c. 
nr.  5;  L.  Loss.  II  c.20  dub.  4  nr.  26  hinzuweisen.  Die  Citate  ans  den  Alten  finden 
sich  überall  ebenso  stereotyp  wieder,  wie  die  meisten  sonstigen  Begründungen. 
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Da  bei  den  meisten  Völkern  in  niedrigem  Culturzustand  Abneigung 
mder  den  Zins  von  Alters  her  geherrscht  hat,  so  konnte  man  zugleich 
die  geschichtliche  Thatsache  dieses  Widerwillens,  der  einen  mehr  oder 
minder  starken  Ausdruck  zu  finden  pflegte,  mit  benutzen.  Bei  den 
Israeliten  fand  man  das  Zinsennehmen  nach  dem  alten  Testament  unter- 
sagt, und  man  fahrte  dies  als  Beweis  für  Richtigkeit  des  kirchlichen 
Lehrsatzes  an,  obwohl  jederzeit  über  den  Umfang  jenes  israelitischen 
Verbotes  unter  den  Gelehrten  viele  Zweifel  waren  *^).  Spätere  Dar- 
stellungen unterliessen  nicht  leicht,  hervorzuheben,  dass  auch  bei  den 
Germanen,  noch  ehe  die  christliche  Kirche  ihnen  das  Verständniss 
des  wahren  göttlichen  Gesetzes  «röfifnet  hatte*®),  der  Zins  nicht  vor- 
gekommen sei**). 

Dass  im  römischen  Recht  die  Verzinslichkeit  des  Darlehns  anerkannt 
war,  Hess  sich  nicht  hin  wegleugnen ,  so  unangenehm  dies,  da  das  rö- 
mische Recht  doch  sonst  die  ständige  Grundlage  des  canonischen  Rechts 
bildete,  empfiftiden  wurde.  Indessen  bemerkte  man  doch,  dass  wenig- 
stens die  Verzinslichkeit  dort  eine  qualitativ  und  quantitativ  beschränkte 
gewesen  sei**^),  und  tröstete  sich  mit  dem  Gedanken,  dass  die  Erlaubt- 
heit nur  in  gewissen  Nützlichkeiterücksichten,  nimmermehr  aber  in  der 
wirklichen  justitia  usurae  ihre  Ursache  gehabt  haben  könne**).  Ohnehin 
durfte  man  auf  das  Unheil  hindeuten,  welches  der  Zins  bei  den  Römern 
angerichtet.  Denn  ihm  schrieb  man  die  social  -  politischen  Stürme, 
welche  die  Republik  erschüttert  hatten,  und  in  denen  so  oft  der  Name 
der  Zinsgesetze  erklungen  war,  unbedenklich  zum  gi'össten  Theile  zu. 
Endlich  war  man  überdies  nicht  ganz  gewiss,  ob  nicht  schon  von  den 
römischen  Kaisern  durch  Anerkennung  der  Beschlüsse  des  Concils  von 
Nicäa  der  alte  Irrthum  verbessert  worden  sei"). 

47)  Namentlich,  ob  die  Juden  von  Fremden  Zinsen  nehmen  durften,  was  IQr  die 
Frage,  ob  ihnen  auch  Christen  gegenüber  das  exercitium  usurae  zu  gestatten  sef,  vom 
scholastischen  Standpunct  aus,  ein  praktisches  Interesse  hatte.  S.  über  die  Lebr- 
meinungen  CovarruT.  1.  c.  nr.  7.    Scacc.  §  3  Glois.  3  nr.  48. 

48)  Damit  muss  man  unwillkürlich  zusammenstellen,  dass,  nachdem  die  SündHcbkelt 
des  Wuchers  eindringlichst  als  Dogma  dargetlian  und  gelehrt  wurde,  wahrend  Torber 
ohne  Dogma  kein  Zins  exlstirt  hatte,  nun  die  Klagen  über  trotzdem  überhand  neh- 
mende usuraria  pravitas  täglich  wuchsen. 

49)  Ufber  den  usus  dirersarum  gentium  liefert  Gonzal.  1.  c  nr.  9  eine  Zu- 
sammenstellung.   Auch  Azorin.  1.  c.  und  L.  Less.  1.  e.  nr.  83. 

60)  Raph.  de  Turr.  tract.  de  camb.  disp.  1  qu.  i3  nr.  16 sqq. 

51)  S.  Thom.  II,  2  qu.  78  art  1.  Jo.  Andr.  in  c.  4  VI.  de  R.  J.  nr.  17. 
Mol  in.  de  Just.  II  disp.  804  yergleicht  dies  damit,  dass  ja  auch  das  meretricium 
unter  Umstanden  ad  majore  mala  evitanda  geduldet  werde. 

52)  Olosfl.  in  c.  11  C.  14  qu.  4.    Covarrw.  I.  c.  nr.  6.     Man  nahm  nimlieh 
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Daza  waren  die  Juristen  mit  scholastiscben  Argumenten  ebenso 
reichlich  versehen,  wie  die  Theologen.  Beide  standen  im  innigsten 
Wechselverkehr.  Aus  der  langen  Beihe  ihrer  Beweisführungen  von  der 
Ungerechtigkeit  der  usura^)  interessirt  uns  aber  nur  das,  was  als 
innerer  Grund  (naturalis  ratio  ^))  für  ganz  besonders  schlagend  ange- 
sehen wurde  und  zugleich  den  besten  Maassstab  für  die  Auffassung 
dessen  abgibt,  was  wir  jetzt  als  die  volkswirthschafüiche  Frage  be- 
zeichnen. 

Die  Deduetion  ist  folgende.  Der  Darleiher  überträgt  nach  bekannten 
Bechtsgrundsätzen  der  römischen  Juristen  das  Eigenthum  der  nummi, 
des  Geldes  als  körperlicher  Sache.  Dies  musste  angenommen  werden, 
um  2u  dem  Besultat  zu  kommen,  dass  der  Erborger  über  das  erborgte 
Geld  disponiren,^ dasselbe. verwenden  oder  consumiren  darf.  Wie  sollte 
nun  die  peeunia^  wenn  man  auch  einen  Augenblick  hätte  einräumen 
wollen,  dass  sie  überhaupt  Früchte  zu  erzeugen  im  Stande  wäre,  dem 
Darleiher,  also  demjenigen,  welcher  aufgehört  hatte,  Eigenthümer  der- 
selben zu  sein,  in  Gestalt  der  usura  Früchte  bringen?  Es  schien  ganz 
widersinnig,  dies  anzunehmend^).  _\ 

Aber  auch  von  einer  andern  Seite  betrachtet  ergab  sich  das  Näm- 
liche. Der  Gebrauch  des  dai^eliehenen  Geldes  ist,  abgesehen  von  dem 
seltenen  Fall,  dass  Münzen  zu  andern  Zwecken,  wie  z.  B.  zur  Schau- 
stellung, als  specielle  körperliche,  identisch  zurückzuerstattende  Dinge 
hingegeben  werden,  nothwendig  ein  consumtiver,  wie  bei  der  üeber- 
tragung  anderer  Gonsumtibilien.  Der  eigentliche  Gebrauch  des  erborgten 
Geldes  besteht  darin ,  dass  es  ausgegeben ,  zum  Kaufen  anderer  Sachen 
benutzt  wird^),  wie  Wein  oder  Getreide  dazu  dient,  getrunken  oder 
gegessen  zu  werden.^  Wurde  also  Geld  dargeliehen,  so  verstand  sich 
«iieser  Gebrauch  von  selbst.  Die  volle  Ausgleichung  des  Darlehns  war 
aber  bewirkt,  sobald  der  Empfänger  dieselbe  Summe,  die  er  empfangen, 
rückerstattete.  Nähme  der  Darleiher  noch  eine  besondere  Vergütung 
für  den  Gebrauch  der  pecunia,   so  würde  er  so  verfahren,   als  ob  er 


an,    dass  bereits  das  Concil  tod  Nicäa  die  usura  allg^meiB  yerbolen  habe.    VergL 
S  c  a  c  c.  §.1  qu.  7  per.  2  ampl.  10  nr.  45. 

53)  Man  s.  z.  B.  J  o.  A  n  d  r.  in  c.  4  VI  de  B.  J. 
-  64)  Schon  S.  Thom.  hatte  dieser  nun  naher  darzustellenden  natürlichen  ratio 
bMondern  Beifall  geachenkt.    Ihm  folgen  dann  alle  spateren  Dedoctionen«     J.  Andr. 
1.  e.  col.  6^    CovarruT.  1.  c.  nr.  5«    Scace.  §  i  qu.  1  nr.  403. 

65)  S.  Dec.  coDsil.  119  nr.  4.    Navarr.  in  c.  1  C.  14  qu.  3. 

66)  CoTarruT.  1.  c.  nr.  6  nach  der  Glosse,  Bartolus  Jason  de  Mayno 
«.  a.-  CommentaWren  ad  L.  1  §  3  Big»  ad  8.  C.  TrebeU.  36,  L 
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Wein  oder  Getreide  als  die  Dinge  an  und  far  sich  und  dann  noch  be- 
sonders deren  Gebrauch  gegen  einen  besondem  Preis  verkaufen  wollte. 
Dies  schien  unmöglich,  weil  ja  für  den  Darlehnsempf&nger  schon  mit 
dem  Empfang  des  Geldes  als  Darlehn  der  Gebrauch  der  pecunia  mutuata 
nothwendig  gegeben  sei^^).  Der  Darleiher  würde  sich  durch  Zinsen- 
nehmen folglich  geradezu  mit  dem  Schaden  des  Erborgers  bereichem, 
quod  per  naturam  fieri  non  potest*^). 

Diese  auf  den  ersten  Blick  kaum  begreifliche  Argumentation  ent- 
halt bei  näherer  Betrachtung  die  wichtigsten  Aufschlüsse  über  den 
canonischen  Begriff  des  Geldes^)  und  den  Schlüssel  zu  der  eigenthüm- 
lichen  Behandlung  des  gesammten  Geldverkehrs. 

Auf  solche  Weise  dachte  man  gezeigt  zu  haben,  dass  die  usura 
keineswegs  bloss  dem  ausdrücklichen  Willen  des  Religionsstifters  wider- 
spreche. Die  usura  war  nicht,  bloss  ein  peccatum  aus  dem  oben  ent- 
wickelten Gesichtspunct ,  sondern  auch  ein  iUicitum  oder  injustum  nach 
den  Grundsätzen  des  natürlichen  Rechts,  ex  sui  ipsius  natura^).  Man 
gelangte  also  zu  dem  Ziel,  dass  das  Zinsverbot,  selbst  wenn  es  gar 
keinen  positiven  Ausdruck  in  der  heiligen  Schrift  und  den  Glaubens- 
sätzen der  Kirche  gefunden  hätte,  dennoch  aufrecht  zu  erhalten  sei, 
weil  der  Zins  contra  naturam  Verstösse  •*). 

Die  verschiedenen  Wege  führten  ganz  auf  denselben  Punct.  War 
es  nach  natürlichen  Begriffen  ungerecht,  sich  für  den  usus  pecuniae, 
qui  ab  ipsa  pecunia  separari  non  potest,  bezahlen  zu  lassen,  so  kam 
der  canonischen  Gesetzgebung  die  nämliche  Rolle  zu,  wie  wenn  sie 
davon  ausging,  dass  sie  die  ausdrückliche  lex  divina  zu  vollziehen  habe. 
Der  canonischen  Gesetzgebung  gebührte  es  jedenfalls,  über  die  justitia 
aller  Rechtsgeschäfte  zu  wachen  und  die  natürliche  aequalitas  aufrecht 
zu  erhalten.  Nur  um  so  entschiedener,  da  auch  ex  rei  natura  das 
illicitum  der  usura  gezeigt  werden  konnte,  gewann  man  Grund  zu  der 


67)  wie  für  den  Käufer  des  Weins  das  Trinken.  Non  potest,  sagt  einer  der 
citirten  Schriftsteller,  duas  recompensationes  pelere,  nempe  restitulionem  rei  aequalis 

et  pretium  usus. 

68)  Augusiin.  de  civit.  Dei  XX  c.  4.    Oonzal.  L  c.  nr.  9. 

69)  woTon  im  Näheren  unten  in  §  8. 

60)  quia  ex  sui  natura  est  peccatum ,  ideo  est  prohibita  (usura) ,  non  autem  est 
peccatum,  quia  sit  prohibita.  Jo.  Andr.  in  c.  4  VI  de  R.  J.  nr.  12  qv.  2.  —  Tgl. 
hierüber,  sowie  über  die  Bedenken,  ob  nicht  doch  ex  jure  natiirae  Zins  erlaubt  sei, 
Gonzal.  Teil,  in  c.  3  X.  h.  t.  nr.  6  sqq.,  bes.  nr.  9.    ^ 

61)  Das  bewies  der  Umstand,  dass  Ja  schon  Aristoteles  und  andere  Heiden 
gegen  den  Zins  argumentirt  hatten«    S.  oben  Not.  4$. 
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Behauptung,  dass  die  canoniscbe  Gesetzgebung  selbst  in  foro  exteriori 
gewahrt  werden  und  die  etwa  entg^enstehenden  B^ehi  des  jus  dvile 
oder  caesareum  brechen  müsse  ^). 

Das  Zinsennehmen  war  daher  zugleich  gemeines  weltliches  Ver- 
brechen. Die  starken  Ausdrücke,  mit  denen  die  älteren  canones  den 
Wucher  verdammten,  wurden  so  sehr  wörtiüch  genommen,  dass  man 
das  exercitium  usurae  dem  Diebstahl ••),  dem  Raub«*),  dem  Mord**) 
an  die  Seite,  ja  an  Schwere  der  yerbrecherischen  That  sogar  noch 
voranstellte.  Nur  den  Feinden  gegenüber,  die  mit  Raub  und  Todtschlag 
verfolgt  werden  durften,  war  denkbarer  Weise  der  Bezug  von  Zinsen 
statthaft**).  Der  Gewinn  an  Zinsen  musste  so  gewiss  restituirt  werden 
an  den  Beschädigten,  wie  die  Beute  irgend  eines  andern  Verbrechens*^). 
Ohne  das  war  zugleich  v(m  Busse  und  geistlichem  Ablass  keine  Rede. 

Es  erhellt  leicht,  dass  der  Maassstab  freier  logischer  Gonsequenz 
an  diese  Art  von  Begründung  nicht  immer  angelegt  werden  kann.  Bei 
schärferer  und  vorurtheilsfreier  Untersuchung  hätte ,  so  soUte  man 
meinen,  der  Zweifel  entstehen  müssen,  ob  eigentlich  das  allgemeine 
Axiom  der  Verwerflichkeit  des  Zinses  aus  der  speciellen  positiven  Vor- 
schrift herzuleiten  oder  ob  die  letztere  ihrem  positiven  Inhalte  nach  aus 
einer  allgemeinen  Wahrheit  zu  begründen  sei.  Die  Scholastik  lässig  in 
dieser  Hinsicht,  wie  einige  Erfahrung  in  den  Schriften  jener  Periode 
lehrt,  jene  Schlüssigkeit,  die  heute  das  Bedürfioiss  einer  anders  den- 
kaiden  Wissenschaft  ist,  oft  vermissen.  Zirkel-  und  Trugschlüsse  waren 
dort  unvermeidlich ,  aber  auch  in  gewissem  Sinne ,  da  es  ja  nur  galt, 
unter  allen  Umständen  das  positive  Wort  des  Dogma's  zu  erhalten, 
unschädlich. 

Der  wichtige  Satz,  in  den  nach  dem  Bisherigen  das  Verbot  des 
Zinsennehmens  ausläuft,  lautet:  pecunia  pecuniam  parere  non  potest, 
oder  auch:  nummus  nummum  parere  non  potest.    Das  Geld  ist  un- 


62)  CovarruY.  1.  c.  nr.  6.      Scacc.  §  1  qu.  7  par.  2  anpl.  10  nr.  45; 
ampL  20  nr.  30. 

63)  dl  C.  4  qu.  4. 

64)  c.  10  ibid.    Crudelior  eat,  qui  pauperem  trucidat  com  foenore,  quam  qni  sob- 
traut  aliqvid  diviti. 

65)  Oonial.  in  t,  3  X.  h.  t.  nr.  8.     Sot  de  jusU  et  jor.  VI  qu.  1  art.  1. 
CoyarruT.  Tar.  res.  li  c.  1  nr.  5. 

66)  c.  12  C.  14  qa.  4.    Gonzal.  1.  c.  nr.  13.    Covarr.  1.  c.  nr.  7. 

67)  e.  7.  9.13  X.  h.  t.    Oonxal.  in  c  5  X.  h.  t.    Zabarell.  in  Ciem.  h.  t. 
vers.  aeptimo  qnaeritar. 
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productiv,  unfähig,  Früchte  zu  erzeugen^).  D^  Begriff  des  Geldes 
aber  ist  dem  der  Münze  gleich. 

Gewiss  war  dieser  Satz,  in  welchem  sich  die  Grundanschauung  der 
Ganonisten  verkörpert,  historisch  genommen,  eine  Folge  des  Bibelwortes: 
mutuum  date  nihil  inde  sperantes.  Man  fand  diese  Wahrheit  erst, 
nachdem  jenes  Verbot  der  Schrift  bereits  da  war,  und  weil  dasselbe 
allgemeinhin  gelten  sollte.  Allein  ebenso  gewiss  ist,  dass  dieselbe  der 
späteren  Doctrin  als  Grund  des  Wucherverbotes  galt ,  das  freilich  lange 
Zeit  hindurch  bereits  existirt  hatte,  ohne  dass  man  bewusst  oder  un- 
bewusst  an  die  Productivität  oder  ünproductivität  des  Geldes  gedacht. 

Ganz  dasselbe,  wie  nummus  numraum  non  parit,  besagt  die  echt 
scholastische  Versicherung,  dass  die  Zeit  (tempus)  als  ein  Gemeingut 
Aller  (commune  omnium)  nicht  um  Geld  verkauft  werden  könnet). 
Dies  würde  aber  geschehen,  wenn  der  Verleiher  für  die  Zeit  des  Aus- 
stehens seines  Geldes  eine  Vergütung  nähme;  da  eben,  wie  früher 
erwähnt  wurde,  die  Hingabe  des  Geldes  schon  durch  die  Rückgabe 
einer  gleichen  Summe  vollständig  ausgeglichen  wurde. 

Von  da  aus  liess  sich  ohne  Mühe  eine  Menge  von  Argumenten 
greifen.  Wäre  das  sonach  schon  an  und  für  sich  ungerechtfertigte 
Zinsennehmen  erlaubt,  so  würde,  da  der  Zins  eigentlich  gar  keine 
Gegenleistung,  die  zu  vergüten  wäre,  hat,  das  otium  quod  victum 
quaereret  ex  istis  negotiis  sine  labore^®)  genährt,  die  Menschheit  vom 
Ackerbau  und  der  Arbeit  hinweg-,  dem  unnützlichen  Geldverkehr  und 
dem  Geiz  in  die  Arme  getrieben  ^^) ,  dadurch  der  Capitalbesitz  als  da& 
höchste  und  bequemste  Gut  hingestellt,  ein  Uebergewicht  des  Reich- 
thums  voll  Unerträglichkeit  hervorgerufen ,  Neid  und  Zwietracht  err^ 
kurz,  alles  üebel  gestiftet.  Vor  so  drohenden  Gefahren  suchte  der  Blick 
immer,  und  damit  deuten  wir  auf  den  Hintergrund  der  ganzen  Auf- 
fassung, das  Ideal  einer  christlichen  Gemeinschaft,  die  ohne  Aussicht 
auf  Gewinn  die  Beschaffung  der  gegenseitigen  Bedürfnisse  nur  als  Liebes- 


68)  Dafür  bezog  man  sich  auf  c.  11  dist.  88,  8.  bes.  §  I;  auch  auf  L.  1  Cod. 
de  conlrah.  emt.  und  Aristot.  polit.  I  c.  6. 

69)  c.  6  X  de  usur.  5 ,  19.  Durant.  Specul.  jur.  IV,  4  de  usur.  nr.  6.  Bald. 
In  tu.  Cod.  4,  32  nr.  1.  Mit  einer  etwas  anderen  Wendung  sagte  man  auch:  tempus 
ei  se  pecuniam  parere  non  potest.    Scacc.  §  1  qu.  7  par.  1  nr.  18. 

70)  Was  unnatarlich  und  gegen  die  Bibel :  im  Schweisse  deines  Angesichts  sollst 
da  dein  Brot  essen  (1.  Buch  Mos.  3,  19;  Hiob  5,  7)  wäre.  8cacc.  §  1  qu.  i 
nr.  172. 

71)  c.  8.  dist.  47.  ^  Interdum  etiam  usurae  arte  nequissima  ex  ipso  auro  aomm 
nascitur.    Sed  quid  agist    Nee  saUetas  unquam  nee  finis  aderit  cupiditati. 
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pflicht  erkennt   Imd   alles  irdische  Gut  um  des  Seelenheils  und  der 
Belohnung  im  Jenseits  willen  verachten  lehrt  ^2). 

Als  Beispiel  der  canonischen  Begründungsweise  möge  zum  Schluss 
vergönnt  sein,  wenigstens  einen  der  ansehnlichsten  Schriftsteller  etwt» 
ausführlicher  zu  citiren.  Dies  wird  zugleich  als  Beleg  für  dasjenige* 
dienen,  was  über  den  Charakter  der  Grunde  gesagt  wurde.  Zaba- 
rella^^)  erfindet  sex  causae  des  Wucherverbotes ^*).  Primo  usura  est 
prohibita  ex  paupertate,  quia  proximi  maxime  pauperes  hoc  truci- 
dantur;  secundo  ex  fame,  nam  laborantes  rustici  praedia  colentes 
libentius  ponerent  pecuniam  ad  usuras,  quam  in  laboratione,  cum  sit 
tutius  lucrum,  et  sie  non  curarent  homihes  seminare  seu  metere,  et  ex 
hoc  fame  frustraremur  et  fames  mundum  devastaret;  tertio  ex  ido- 
latria,  quia  plus  diligerent  pecuniam,  quam  Deum;  quarto  ex  Cha- 
rit ate,  quia  tenemur  diligere  proximum  sicut  nosmetipsos,  quod 
tolleretur ,  si  subveniretur  proximo  intuitu  lucri ,  non  charitatis ;  quinto 
quia  res  aliena  in  mutuo  officitur  mea  et  sie  usus  debet  esse  meus, 
non  mutuantis;  sexto  quia  utenda  est  res  ad  usum,  ad  quem  deputata 
est,  sed  pecunia  non  est  instituta  ad  germinandum^^). 

§.  4.    Der  Umfang  des  Wucherverbotes. 

Es  kommt  nun  darauf  an ,  den  Umfang  der  Wirksamkeit  derjenigen 
Hegel ,  welche  bisher  als  Zinsverbot  oder  Wucherverbot  im  Allgemeinen 
bezeichnet  wurde ,  näher  zu  bestimmen ;  umsomehr ,  als  häufig ,  durch 
den  Ausdruck:  „Zinsverbot"  (usura  prohibita,  usurarium)  veranlasst, 
die  objective  Bedeutung  der  canonistischen  Theorie  nicht  in  vollem 
Maasse  gewürdigt  wird. 

Der  eigentliche  Ursprung  und  Sitz  der  usura  ist  nach  der  über- 
einstimmenden Darstellung  aller  Canonisten^*)  das  Darlehn  ^^),  und  zwar 


72>  Wovon  unten  in  §  17  mehr. 

73)  in  Clena.  vn.  h.  t.  vers.  tertio  quaer. 

74)  Andere  fQhren  im  Wesentlichen  dieselben  causae  an ,  allein  bald  mehr ,  bald 
weniger  Nummern  bildend. 

75)  Welche  Krittle  in  der  Folge  an  den  canonischen  Begründungen  der  Wncher- 
verbole,  bes.  durch  Claudius  Salmasius  (de  usuris,  de  foenore  trapezitico)  geflbt 
wurde,  ist  bekannt.  Dahin  gebort  auch  eine  diatriba  de  mutuo,  non  esse  leilienationem 
netore  Alezio  a  Massalia.    Lugd.  1640. 

76)  Man  sehe  z.  B.  Jo.  Andr.  in  c.  4  VI  de  R.  J.  Hostiensis  in  summ.  tit.  X 
4e  nsur.  nr.  1.    Abbas  (Panorm.)  in  Ut.  X  de  usur.  nr.  2,  3.  u.  A. 

77)  lucrum  pecunia  aestimabile  quaesitum  ex  mutuo  W  mutui;  so  schon  bei  Ter- 
tullian,  Ambrosius,  Augustinus.    Aiorln.  Inst,  moral.  III  lib.  Y  c.  1. 
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insonderheit  das  Gelddarlehn,  das  Darlebn  in  gemünztem  Geld  ^*).  Davon 
gingen  auch  die  Canones  aus.  Ja  es  galt  auch  noch  in  der  Folge  filr 
ausgemacht,  dass  nur  mit  dem  Darlehn'*)  der  Begriff  des  verbotenen 
Zinses  verwachsen  sei  *®) ;  was  freilich  wieder  nicht  mehr  und  nicht  we- 
niger als  eine  scholastische  Wendimg  war ,  die  ihre  Erläuterung  einfach 
darin  findet,  dass  unter  Darlehn  (mutuum)  sowohl  das  verum  wie  auch 
das  palliatum  verstanden  war^^).  Es  blieb  sich  gleich,  ob  man  da, 
wo  ausserhalb  des  eigentlichen  Darlehns  Etwas  ungerechter  Weise  ultra 
sortem  bezogen  wurde,  dies  unmittelbar  für  Wucher,  oder  da*  Theorie 
zu  Liebe  erst  für  ein  verschleiertes  Darlehnsgeschäft  und  erst  als  solches 
für  wucherisch  ansah  •2). 

Wir  sahen  bereits,  warum  bei  dem  eigentlichen  Darlehn  der  Ge- 
winn des  Darleihers,  der  mehr  als  die  dargeliehene  Summe  sich 
zurückbezahlen  Hess,  als  offenbar  rechtswidrige  Beschädigung  des  Er- 
borgers galt.  Der  Gewinn  konnte  nun  zunächst ,  und  dies  war  bei  dem 
Gelddarlehn  von  jeher  die  Regel,  in  gewissen  Frocenten,  die  in  Geld 
ausgezahlt  wurden,  bestehen.  Dem  musste  es  aber  natürlich  gleichstehen, 
mithin  ebenfalls  als  usura  betrachtet  werden,  wenn  irgend  eine  Vergü- 
tung, sei  sie  auch  noch  so  gering,  in  anderer  Gestalt  als  Geld 
stattfand. 

üsura  war,  quidquid  sorti  accedit*').  Es  ist  schon  Wucher,  wenn 
z.  B.  der  Darleiher  die  Rückerstattung  des  Darlehns  in  anderen  Dingen, 
sei  es  in  Früchten  oder  selbst  in  Münzen  >^),  absichtlich  auf  eine  Zeit 
bedingt ,  wo  dieselben  theurer  sein  werden  •*) ,  oder  wenn  z.  B.  altes 
Korn  hingeliehen  wurde ,  um  neues  zurückzuempfangen  ••).    Das  Darlehn 

78)  c.  2  dist.  47  apricht  mit  Psalm  14  zunächst  von  dem,  qui  pecuniam  dat 
ad  ttsuram.  So  aach  c.  11  dist.  88  §  4;  c.  4  dist.  47;  c.  1  C.  14  qu.  3j  c.  4  eod. ; 
c.  1  X  h.  t.  5,  19  u.  a. 

79)  mutuum  dato  nihil  sperantes  hiess  es  ja  im  Evangelium. 

80)  Man  bezog  sich  besonders  auf  c.  6  X  h.  t.  6,  19.  Moli n.  de  just.  II  de 
contr.  disp.  303.    S  c  a  c  c.  §  1  qu.  7  par.  1  nr.  25. 

81)  S.  Thom.  II,  2  qu.  78  art.  2.    Abb.  in  c.  6  X  c.  7.  nr.  2. 

82)  Von  dem  Verkaufen  auf  Credit  um  theuereren  Preis  u.  dgl.  s.  unten  §  5  zu 
Anfang. 

83)  Diese  Entwicklung  des  Begriffs  der  usura  ist  besonders  Gegenstand  der  4  ca- 
non.  der  C.  14  qu.  3.  —  S.  Thom.  II,  2  qu.  78  art.  2.  Gonzal.  in  c.  3  X  h.  t 
nr.  7. 

84)  Denn  auch  diese  konnten  im  yalor  sinken  und  steigen,  wie  sich  in  §  8  er- 
geben wird. 

85)  Abb.  in  c.  19  X  h.  t.  nr.  20.  Raph.  de  Turr.  tract.  de  camb.  disp.  i 
qu.  13  nr.  91.    L.  Less.  II  c.  20  dub.  17. 

86)  Za  bar  eil.  in  Clem.  un.  h.  t.  pro  decimo  quaer. 
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kann  aber  auch  Quantitäten  anderer  fungibler  Sachen,  als  Greld,  zmn 
Gegenstand  haben  und  auch  da  ist  natürlich  der  Zins  verboten*^). 

Verboten  ist  es  femer,  durch  den  Genuss  der  Früchte  verpfändeter 
Sachen  neben  Rückerstattung  der  Hauptschuld  Nutzen  zu  ziehen.  Ein 
solcher  Fruchtgenuss  muss  vielmehr  auf  das  Capital  dem  Schuldner 
gutgeredmet  werden^).  Nicht  minder  muss  es  als  Wucher  gelten, 
wenn  sich  der  Gläubiger  anstatt  der  Kückzahlung  in  Geld  Erstattung 
in  Waaren  ausbedingt ,  deren  Werth  die  Darlehnssumme  übersteigt  und 
folglich  eine  den  Zins  vertretende  Vergütung  enthält^*;. 

Schon  hiemach  tmg  sich  der  Begriff  des  usurarium ,  indem  es  sich 
auf  Alles ,  was  dem  Werthe  nach  ultra  sortem  war ,  erstreckte ,  weit 
hinaus  ^).  Jedes  Uebereinkommen ,  wonach  der  Verleiher  ratione  tem- 
poris,  also  für  die  Zeitdauer  oder  wegen  der  Zeitdauer  des  Darlehns- 
gebrauclis.  Etwas  empfing,  war  unmöglich. 

Darauf  beschränkte  sich  aber  der  Begriff  des  Wuchers  nicht  Auch 
ohne  eigentliches  Ausbedingen  konnte,  wenigstens  nach  gewissen  casui- 
stischen  Unterscheidungen"^),  schon  der  blosse  factische  Bezug  von 
Vortheilen  Wucher  sein.  Der  Wucher  hatte  überhaupt  sein  Wesen  in 
der  Absicht  des  Darleihers^).  Schon  die  blosse  Intention,  durch 
das  Darlehn  einen  Gewinn  zu  machen ,  war  wucherisch ,  -  wenn  auch 
eine  ausdrückliche  Stipulation  über  die  Gebranchsvergütung  ganz  unter- 
blieb^). Daher  denn  umgekehrt  jedes  Darlehn,  welches  ohne  solche 
Absicht  gegeben  wurde,  nicht  allein  gestattet  und  löblich  erschien, 


87)  c.  4  G.  14  qu.  4.  —  S.  auch  c.  2  dist.  47  über  die  sescapla,  FrucbUinsen, 
die  nach  L.  1  Cod.  Theodos.  II ,  tit.  de  usur.  erlaubt  gewesen  waren. 

88)  c.  1  X  h.  t.  5,  19;  c.  2  ibid.  J«.  Andr.  in  h.  1.  Oonzal.  in  c.  16  X 
b.  t.  und  in  c.  6'X  de  pignor.  3,  21.  Coyarrnv.  III  c.  1  nr.  3.  —  Etwas  ge- 
lindere Ansichten  hegt  in  diesem  Puncto  L.  Less.  II  c.  20  dub.  16. 

89)  c.  19  X  b.  t.  6,  19.  Daran  schlössen  sich  denn  eine  Masse  von  Zweifels- 
liUen ,  z.  B.  ob  man  an  die  Rückerstaltung  eine  Pönalstipulation  knüpfen  könne ,  ob 
das  Ausbedingen  der  Verzeihung  für  eine  Injurie,  oder  eines  Rückdarlehns ,  oder  das 
Versprechen ,  bei  dem  Darleiher  kaufen  zu  wollen ,  zu  mahlen ,  irgend  einen  Dienst 
zu  leisten,  ja  selbst  das  gleichzeitige  Ausbedingen  des  Abtrags  einer  andern  schon 
bestehenden  Schuld  u.  dgl.  neben  der  puren  Rückerstattung  des  Darlehns  wucherisch 
sei.  S.  L.  Less.  II  c.20  dub.  7  —  9.  Azorin.  III  üb.  de  usura  V  c.  7.  Die  Mo- 
thigung  des  Erborgers  zu  einem  dem  Darleiher  gewinnreichen  Vertrag,  wie  Pacht, 
Kauf  u.dgl.,  war  entschieden  usurarium.  Scacc.  $  1  qu.  7  par.  2  ampl.  10  nr. 88sqq. 

90)  Als  usurarium  implicituro.    S.  die  Zusammenstellung  bei  Azorin.  I.  c.  c.  9. 

91)  Leon.  Lex.  II  c.  20  dub.  6.    Usurarium  mentale. 

92)  Nach  dem  Spruch :  muluum  dato ,  nihil  inde  sperantes. 

93)  c.  10  X.  h.  t.  5,  19.  Hujusmodi  homines  pro  intentione  lucri,  quam  ha- 
bent,  judicandi  sunt  male  agere.    VgU  auch  c.  6  X  eod. 
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sondern  sogar  dem  Verleiher,  indem  der  Erborger  freiwillig  Etwas 
darbot  oder  sonst  für  die  wucherische  Willensrichtung  keinerlei  Anzeige 
war,  einen  erlaubten  Nutzen  abwerfen  konnte. 

.  Echt  canonistisch  wurde  also  das  eigentliche  Merkmal  der  Wucher- 
lichkeit  in  den  innem  Willen  gelegt*^*).  Dies  entsprach  vollständig  der 
Abstammung  des  Wucherverbotes  aus  einer  Kegel,  die  von  Haus  aus 
nur  als  Moralgesetz  anzusehen  ist**). 

Dadurch  wird  nun  vollends  dem  Begriff  des  Wuchers  das  weiteste 
Feld  eröfihet.  Durch  den  Nachweis  ••)  der  usuraria  voluntas  konnte  jedes 
Rechtsgeschäft  als  gesetzwidrig  charakterisirt  werden.  Das  Darlehn 
umfasste  mithin  nur  noch  einen  kleinen  Theil  der  Wucherfälle.  Es 
war  zwar  die  gewöhnlichste  Form,  unter  welcher  Capitalnutzung ,  die 
verpönte,  gesucht  wurde ;  in  ihm  war  die  wucherische  Richtung  so  sehr 
ausgeprägt,  dass  bei  jedem  Darlehnsgewinn  die  Wucherabsicht  sofort 
vermuthet  werden  musste*'):  allein  bei  Weitem  nicht  die  einzige  Ge- 
legenheit des  Wuchers.  Man  fühlte,  dass  das  Verbot  nicht  durch  den 
zufälligen  Namen  des  mutuum  und  des  Darlehnszinses  bedingt  sein 
könne.  Usura  ist  Alles,  was  ex  usu  pecuniae  pervenit**).  Mit  dem 
Verbot  der  üsura  war  also  jede  Entgeltlichkeit  des  Gebrauchs  von 
pecunia  verboten.  Dieser  Grundsatz  musste  mithin  zur  Anwendung 
kommen,  wo  immer  unter  irgend  welcher  Form  eine  Vergütung  des 
usus  pecuniae  oder  des  tempus  erstrebt  wurde. 

Jeder  Vertrag ,  er  habe  einen  Namen  wie  er  wolle ,  kann  wucherisch 
werden ,  sobald  er  das  Mittel  gewährt  oder  gewähren  soll ,  Etwas  ultra 
sortem**)  oder  vielmehr,  stricter  gesagt,  da  der  Name  der  sors  zunächst 

94)  Jo.  Andr.  in  c.  10  X.  cit  CoTarroT.  III  c.  1  nr.  1  i.  f.  Usur«  est  vo- 
luntas capiendi  uUra  sortem.  —  Man  vgl.  dazu  den  Abschnitt  de  usurario  mentali 
bei  Azor.  inst,  moral.  P.  III  lib.  5  de  usur.  c.  16. 

95)  Wie  ja  auch  die  Kirchenväter,  aus  denen  grossentheils  die  Stellen  der  dlst.  47 
und  C.  14  qu.  3.  4  entnommen  sind ,  vor  Allem  natörlich  far  die  Beförderung  der 
cbristlichen  Liebe  und  die  Abneigung  von  Habsucht  wirken  wollten. 

96)  Der  Beweis  halte  manche  besondere  Eigenlhumlichkeit;  tB  genügten  hier 
schon  conjecturae  u.  dgl.  S.  statt  Aller  Jos.  Mascardi  Sarzanens  de  probat.  III 
concl.  1417  sqq.  Namentlich  sollte  der  usurarius,  ein  Begriff,  den  man  freilich  erst 
streng  scholaslisch  definiren  musste,  unbedingt  verpflichtet  sein,  seine  Geschäftsbücher 
vorzulegen  (zu  edtren),  aus  denen  man  sehen  kann,  ob  er  gewuchert  hat.  Fulv.  Paciani 
de  probat,  lib.  I  c.  68  ur.  69  sqq. 

97)  Ex  sola  mutui  participatione  oritnr  foenoris  praesumtto.  Raph.  de  Turr. 
disp.  1  qu.  13  nr.  73.  —  Man  konnte  freilich  sagen,  diese  Termuthong  gestehe 
eigenUich  zu-,  dass  das  Capitalmiethgeld  doch  das  Natürliche  sei. 

98)  L.  Less.  II  c.  20  nr.  1. 

99)  eo  proposito,  ut  plus  tarnen  sorti  recipiat«  c.  10  X  h.  t.  5,  19. 
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meAer  nur  auf  das  Darlehn  hinzudeuten  scheint,  Etwas  ultra  jus  tum 
debitum  zu  erlangen  i^).  Auf  solche  Weise  konnte  der  Kauf,  der 
Tausch,  die  Pacht  u.  s.  w.  gerade  so  wucherisch  werden  als  das  Zins- 
darlehn*®^),  oder  konnte,  wie  man  es  lieber  ausdrückte,  das  Wucher- 
darlehn  verschleiern. 

In  diesen  letzteren  Fällen  tritt,  indem  man  den  Begriff  des  usu- 
rarium  mit  dem  des  mutuum  identificirte  *92) ,  ein  mutuum  formale, 
virtuale  s.  palliatum  zu  Tage.  Die  veränderte  äussere  Gestalt  verändert 
das  Wesen  des  Vertrags  so  wenig  wie  das  pallium  facit  monachum^^). 

Mit  andern  Worten  hiess  dies  Nichts,  als  dass  die  canonische  Ge- 
setzgebung und  Rechtspflege  alle  Verträge  von  dieser  Seite  her  zu 
prüfen  berechtigt  war.  Die  usura  sollte  vermieden  werden.  Da  aber 
usura  möglicherweise  in  jedem  Vertrag,  in  jeder  Gegenleistung  stecken 
mochte,  weil  die  Betheiligten  unter  irgend  einer  Form  einen  wider- 
rechtlidien  Gewinn  aus  blossem  Gapitalgebrauch  beabsichtigten,  musste 
sich  jeder  Vertrag  die  Untersuchung  semes  Inhalts  gefallen  lassen.  Die 
canonische  Rechtspflege  umzog  gleichsam  den  ganzen  Rechtsverkehr  mit 
den  Schranken  des  usurarium  und  wachte  streng  über  jede  Zuwider- 
handlung, indem  sie  zu  entscheiden  hatte,  ob  der  Vertrag  nach  gött- 
lichem und  canonischem  Gesetz  wirksam  sei  oder  nicht.  Durch  Ver- 
htltung  der  usura  musste  dasjenige ,  was  man  justitia  oder  aequalitas 
contractuum  nannte,  aufrecht  erhalten  werden.  Das  canonische  Recht 
nahm  sich  die  Aufgabe,  jeder  injustitia  der  Gegenleistung  in  dem  Um« 
tausch  oder  der  Bewegung  der  Güter  vorzubeugen;  eine  ungeheure 
Last,  zugleich  aber,  und  das  ist  das  Wesentliche,  eine  ungeheure 
Oberaufsicht  und  Beherrschung  aller  Verkehrsbeziehungen, 

Mit  oder  von  dem  Verbote  der  usura  aus  war  der  gesammte  Ver- 
kehr unter  eine  scharfe  Controle  der  canonischen  Rechtspflege  gestellt, 
welche  durch  ihre  Autorität  von  oben  herab  die  justitia  aller  Verbind- 
lichkeiten aufrecht  zu  erhalten  sich  vorgesetzt  hatte. 


100)  c.  19.  X  de  as.  5,  19.  Abbas  in  h.  1.  nr.  6.  —  Usura  est,  ubi  amplius 
requiritur,  qoam  datur;  c.  4;  s.  auch  c.  1  — 3  C.  14  qu.  3.    Dartis  comm.  ad  h.  1. 

101}  S.  z.  B.  c.  6  X  de  emt  3,  17.  Jo.  Andr.  in  b.  1.  Covarrav.  II  c.  8. 
nr.  4. 

102)  S.  oben  Not.  81. 

103)  Jo.  Andr.  in  c.  4  VI  de  R.  J.  Paul.  Caslrens.  consil.  1, 160.  Gonzal. 
In  c.  6  X  h.  t.  5,  19. 

(Die  Fortsetzung  folgt  im  nächsten  Heft.) 


m. 

Die  Geschichte  des  russischen  Papiergeldes 
und  die  Einlösung  desselben 

auf  Grund  des  Erlasses  vom  25.  April  1862. 

Von 
Br«  A*  Brückner  in  Petersburg. 

Der  in  letzter  Zeit  von  der  russischen  Regierung  durch  die  Anleihe 
und  die  daran  anknüpfende  Verordnung  vom  25.  April  1862  angebahnte 
Versuch,  „eine  solide  Grundlage  für  die  Geldcirculation  zu  schaffen^', 
ist  eine  beachtenswerthe  Erscheinung  in  der  Geschichte  des  öffentlichen 
Gredits.  Die  Art  seiner  Anbahnung  und  seines  Verlaufes  wird  und 
muss  für  die  Lösung  der  Fragen  von  dem  Verhältniss  des  Deckungs- 
fonds zu  der  Menge  des  Papiergeldes,  von  der  Möglichkeit,  Curs  und 
Agio  des  Papiergeldes  officiell  zu  bestimmen  u.  dgl.  m.,  Aufschlüsse 
enthalten ,  ohne  dass  man  jetzt  schon  im  Stande  wäre ,  der  ganzen 
Operation  ein  sicheres  Prognostikon  zu  stellen.  Zur  Beurtheilung  des 
gegenwärtigen  Standes  der  Dinge  wird  es  nützlich  sein,  sich  in  kurzen 
Zügen  die  Hauptmomente  der  Geschichte  des  russischen  Papiergeldes 
zu  vergegenwärtigen.  Wir  benutzen  für  diesen  letztem  Zweck  ausser 
dem  hier  und  da  in  den  Werken  von  Noback,  Rau  und  Hübner 
Zerstreuten  ganz  besonders  den  in  neuester  Zeit  erschienenen  zweiten 
Band  des  nunmehr  abgeschlossenen  Werkes :  „Grundzüge  der  politischen 
Oekonomie.  St.  Petersburg  1862*'  H.  S.  200—227,  von  Iwan  Gorlow 
(russisch)  und  nehmen  gern  die  Gelegenheit  wahr,  auf  dieses  Buch, 
welches  zweifelsohne  in  Deutschland  von  Wenigen  gekannt  ist,  aufmerksam 
zu  machen.  Herr  Gorlow,  Professor  an  der  Universität  und  Inspector 
an  der  kaiserlichen  Bechtsschule  in  Petersburg,  ist  bereits  durch  eine 
„wirthschaftliche  Statistik  Russlands",  welche  1845  erschien,  und  andere 
Schriften  bekannt. 

Das  erste  Papiergeld  in  Russland  wurde  unter  Katharina  11.  aus- 
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gegeben,  welche  als  Grund  dieser  Maassregel  in  dem  Manifest  vom 
29.  December  1768  den  Umstand  anführt,  dass  das  Kupfergeld ,  damals 
Hauptzahlmittel  in  Russland,  sich  für  d6n  Verkehr  und  namentlich  fOr 
die  Uebersendung  von  Ort  zu  Ort  wenig  eigne.  Um  diesem  Papier- 
gelde, welches  den  Namen' Assignationen  führte,  die  Fähigkeit  zu  geben, 
statt  des  Metallgeldes  im  Volke  zu  cursiren,  wurde  in  ebendemselben 
Manifeste  anbefohlen,  dasselbe  in  allen  Staatscassen  bei  Steuerzahlungen 
statt  des  haaren  Geldes  anzunehmen.  Ja,  man  machte  sogar  den 
Steuerzahlenden  zur  Pflicht,  von  je  500  Rubeln  25  in  Assignationen  zu 
entrichten.  Ueberdies  konnte  Jeder ,  der  die  Assignationen  in  klingende 
Münze  einzuwechseln  wünschte , '  sich  deshalb  an  die  gleichzeitig  in 
Moskau  und  St.  Petei^sburg  emchteten  Assignationsbanken  wenden. 
Zunächst  setzten  einige  Behörden,  wie  das  Comnrissariat  und  die  Pro- 
viantcommission ,  das  Papiergeld  in  Curs;  sodann  war  es  auch  Privat- 
personen freigestellt,  gegen  inländisches  Metallgeld,  verarbeitetes  und 
unverarbeitetles  Gold  und  Silber  und  fremde  Münzen  in  den  Banken  zu 
St.  Petersburg  und  Moskau  Assignationen  zu  verlangen.  Beide  Banken 
lösten  auf  Verlangen  ihre  eigenen  Papiere  dieser  Art ,  nicht  aber  die  der 
Schwesteranstalt ,  mit  baarera  Kupfergelde  ein ,  sowie  sie  auf  Verlangen 
grössere  Scheine  gegen  kleinere  umwechselten.  Das  Papiergeld  hatte  glän- 
zenden Erfolg.  Der  Begehr  darnach  war  so  stark,  dass  bisweilen  in  einer 
Woche  über  100,000  Rubel  an  Papiergeld  ausgegeben  wurden.  Das 
Bedürfniss  nach  einer  für  den  Verkehr  geeigneteren  Geldart  wurde  so 
lebhaft  empfunden,  dass  die  Staatscassen  bei  der  Ausgabe  von  Papier- 
geld ein  Agio  von  y4  %  und  darüber  erheben  konnten,  was  vom 
Publicum  gern  bewilligt  wurde,  um  indessen  die  Gefahr  des  Mangels 
an.  kleinem  Gelde  für  die  Bedürfnisse  des  täglichen  Lebens  zu  vermeiden, 
wurden  im  Jahre  1772  an  verschiedenen  Orten  im  Reiche  Bankcomptoirs 
errichtet,  welche  etwa  präsentirte  Assignationen  gegen  Kupfergeld  ein- 
lösten. Freilich  konnte  das  Kupfergeld  keine  ausreichende  Garantie 
für  die  Assignationen  sein ,  aber  der  Curs  derselben  blieb  dennoch 
beständig  auf  98 — 99  Kopeken,  was  einerseits  aus  dem  dringenden 
Bedürfniss  nach  einem  geeigneten  Verkehrsmittel,  andrerseits  aus  dem 
Umstände  zu  erklären  ist,  dass  die  Ausgabe  des  Papiergeldes  ein  ge- 
wisses Maass  nicht  übei*schritt. 

Indessen  nöthigten  die  durch  politische  Verhältnisse  veranlassten 
grössern  Ausgaben  die  Regieining,  die  Menge  des  im  Volke  cursirenden 
Papiergeldes  zu  vermehren,  obgleich  in  dem  ükas  vom  10.  Januar  1774 
dem  Senat  vorgeschrieben  war,  die  Summe  von  20  Millionen  bei  der 
Herausgabe  von  Papiergeld  keinenfalls   zu  überschreiten.    Die   erste 
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Papieremission  wai*  eine  Folge  des  türkischen  Krieges  gewesen:  das 
Manifest  über  den  letztem  war  am  18.  November  1768  erlassen  worden, 
als  bald  darnach,  am  29.  Deöember,  die  Verordnung  in  Betreff  des 
Papiergeldes  folgte.  Aber  auch  die  Ueberschreitung  der  für  die  Papier- 
emission festgesetzten  Summe  wurde  durch  diesen  Krieg  veranlasst, 
wobei  die  Kaiserin  allerdings  wiederum  auf  das  Bestimmteste  versicherte, 
dass  man  über  eine  bestimmte  Menge  Papiergeld  nicht  hinausgehen 
werde :  in  dem  Manifest  über  die  neue  Papiergeldemission  vom  28.  Juni 
1786  wird  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  die  Menge  der  Bankassig- 
naüonen  nie  und  in  keinem  Falle  die  Summe  von  100  Millionen  über- 
schreiten würde. 

In  dem  Manifeste  war  die  Aeusserung  enthalten,  dass  die  Menge 
des  bereits  vorhandenen  Papiergeldes  dem  bestehenden  Bedürfniss  noch 
nicht  ganz  habe  entsprechen  können ;  indessen  zeigte  die  Folge ,  dass 
100  Millionen  offenbar  dies  Bedürfniss  überstiegen ,  weil  die  Assignatio- 
nen  sofort  im  Verhältniss  zur  klingenden  Münze  im  Werthe  sanken. 
Noch  im  Jahre  1787  galt  der  Silberrubel  103  Kopeken  in  Papiergeld, 
1788  bereits  108  Kopeken,  und  1789  sogar  109.  Die  durch  wieder- 
holte Kriege  mit  Polen  und  der  Türkei  vermehrten  Staatsausgaben 
hatten  mittlerweile  hnmer  weitere  Emissionen  von  Papiergeld  zur  Folge, 
so  dass  das  Missverhältniss  zwischen  Papiergeld  und  Münze  immer 
greller  hervortrat.    Folgende  Tabelle  mag  dies  näher  veranschaulichen: 


Bereit*  Im  Verkehr. 

Neu  cmittirt. 

Frei, 
ii 

det  Silberrabelt 
t  Papiergeld. 

1788 

40  Mill. 

60    MUl. 

103 

Kop. 

Assign. 

1790 

100      - 

11        - 

115 

- 

- 

1791 

111    - 

Tß        - 

123 

- 

- 

1792 

117       - 

3      - 

126 

- 

- 

1793 

120      - 

4       - 

135 

- 

- 

1794 

124      - 

21,5    - 

141 

- 

- 

1795 

145,5  - 

4,5    - 

146 

- 

- 

1796 

150     - 

7,7    - 

147 

- 

- 

Es  war  nicht  zu  verwundem,  dass  demgemäss  auch  der  Wechsel- 
curs  auf  das  Ausland  sank,  wie  aus  folgender  Tabelle  zu  ersehen  ist: 

Werth  dee  At8.-R.  Wecheeloare  auf  Loadoa. 

1787  97      K.  Silber  41     ^A) 


1)  In  Petersburg  herrscht  bekanntlich  die  dem  Usus  der  meisten  Wechselplilze 
enlgegengeselzte  Sitle.  Man  verzeichnet  im  Cursblatt  nicht  den  Werth  des  aasländi-> 
sehen  Geldes  in  einheimischer  Münze,  sondern  den   Werlb  des  russischen  Rubels  in 
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W«r(h  de*  An.-R. 

We«htelciirt  auf  London. 

1790 

87      K. 

SUber 

3IV4  d. 

1791 

81%  - 

« 

27%  - 

1792 

79»/»  - 

- 

23%  - 

1793 

74       - 

- 

24»/*  - 

1794 

71       - 

- 

27%  - 

1795 

68%  - 

- 

30%- 

1796 

70%  - 

- 

31%  - 

Allerdings  musste  selbstverständlich  mit  der  Entwerthung  des  Pa- 
piergeldes ein  Sinken  des  Wecbselcurses  zusammenhängen^  und  wenn 
wir  nicht  eine  vollständige  Uebereinstinmiung  dieser  beiden  Positionen 
wahrnehmen,  wie  aus  unserer  kleinen  Tabelle  hervorgeht,  so  kommt  das 
daher ,  weil  natürlich  auch  andere  Umstände  den  Gurs  bestimmen  helfen, 
der  namentlich  von  der  Menge  der  zwischen  London  und  Petersburg 
zu  machenden  Zahlungen  und  von  der  Bilanz  dieser  beiden  Plätze  ab- 
hängt. 

Die  Vermehrung  der  Assignationen  hatte  femer  eine  relative  Stei- 
gerung aller  Preise  zur  Folge.  Wir  übergehen  hier  eine  ganze  Reihe 
von  Verordnungen  der  Regierung  in  Betreff  der  überhandnehmenden 
Theuerung,  und  erinnern  nur  an  den  Ukas  vom  23.  Juni  1794.  Darin 
wurde  1)  die  Kopfsteuer  von  allen  Krön-  und  gutsherrlichen  Bauern 
erhöht,  ,)Weil  der  gesteigerte  Geldverkehr  die  Preise  aller  Gegenstände 
erhöht  habe,  und  daher  den  Bauern  die  Möglichkeit  gegeben  sei, 
durch  Ackerbau  und  andere  wirthschaftliche  T^äti^eit  mehr  zu  erwerben 
als  früher^';  2)  wurde  zum  Eintritt  in  die  drei  Kaufmannsgilden  als 
Minimum  der  Nachweis  eines  grossem  Capitals  verlangt,  womit  eine 
Erhöhung  der  Gildensteuer  im  Zusanmienhange  stand;  3)  wurde  die 
Steuer  auf  Gusseisen,  Kupfer,  Schmelzöfen  u.  dgl.  erhöht,  „weil  die 
Preise  des  Eisens  und  Kupfers  zum  Vortheil  der  Eigenthümer  unver- 
hältnissmässig  in  die  Höhe  gegangen  seien";  4)  wurden  die  Preise  des 
Stempelpapiers,  wie  die  Gebühren  bei  Bittschriften,  Patenten,  Privile- 
gien, Schenkungen  und  Pässen  erhöht.  Femer  wurde  ebenfalls  am 
23.  Juni. mittelst  eines  Edicts  der  Senat  ermächtigt,  unbebaute  Kron- 
ländereien  nicht  mehr  zu  früher  festgestellten  Preisen,  sondem  in 
öffentlicher  Auction  zu  veräussem,  „weil  im  Laufe  der  letzten  29  Jahre 
in  allen  Preisen  grosse  Verändemngen  vorgegangen  seien".  Durch 
einen  Ukas  vom  28.  Juni  an  das  KriegscoUegium  erfolgte  eine  Gehalt- 

dar  auslandischen  Münze,  auf  welche  der  Wechsel  lautet,  so  dass  der  im  Cursblatt 
ausgesetzte  Curs  beion  Steigen  des  Wecbselcurses  auf  fremde  Platze  fällt  und  beim 
Sinken  des  Wechselcurses  steigt. 

4* 
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Zulage  für  die  Of&dier^  und  Gemeinen  der  Armee  und  in  den  Gar- 
nisonbataillons. Man  darf  wohl  mit  Sicherheit  behaupten ,  dass  die 
allgemeine  Theuerong  auch  mit  dieser  letzteren  Maassregel  in  innigem 
Zusammenhange  stand. 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  Absicht  der  Kaiserin,  der  Emission 
von  Papiergeld  eine  feste  Grenze  zu  setzen,  zweimal  vereitelt  ward. 
•Es  war  nicht  bei  den  zuerst  emittirten  20  Millionen  geblieben;  es  blieb 
auch  nicht  bei  den  ferner  emittirten  100  Millionen,  und  in  dem  Todes- 
jahr der  Kaiserin  betrug  die  Menge  des  Papiergeldes  bereits  die  Summe 
von  157,703,000  Rubel.  Während  der  folgenden  Regierungen*  machten 
ebenfalls  kostspielige  Kriege  neu6  beträchtliche  Emissionen  von  Papier- 
geld nothwendig,  so  dass  im  Jahre  1810  die  Menge  desselben  bereits 
die  ungeheure  Ziffer  von  577  Millionen  erreicht  hatte.  In  diesem  Jahre 
erklärte  der  Kaiser  Alexander  I.  in  dem  Manifest  vom  2.  Februar  die 
Assignationen  für  eine  Staatsschuld ,  welche  durch  das  gesammte  Staats- 
vermögen garantirt  sei,  und  fügte  hinzu,  dass  keine  fernere  Emission 
von  Papiergeld  stattfinden  werde.  Dessenungeachtet  musste  auch  er, 
von  den  Umständen  gedrängt,  wiederum  zu  einer  Vermehrung  des 
Papiergeldes  seine  Zuflucht  nehmen,  und  so  betrug  denn  im  Jahre  1817 
die  Summe  alles  emittirten  Papiergeldes  836  Millionen  Rubel.  Nach 
solchen  Erfahrungen  wird  man  schwerlich  in  Abrede  stellen  können, 
dass  dem  Papiergelde  eine  gewisse  Expansivkraft  innewohnt,  welche 
stets  zur  Vermehrung  desselben  drängt,  und  dass  dieser  Expansivkraft 
nicht  durch  nur  momentan  wirkende,  sondern  durch  radicale  Mittel 
begegnet  werden  muss,  wenn  anders  eine  Entfernung  des  Papiergeldes 
aus  der  Girculation  bezweckt  und  das  Uebel  an  der  Wurzel  gefasst 
werden  soll.  Eine  solche  Radicalcur  verzögern  und  nur  mit  zeitweilig 
erleichternden  Mitteln  den  Uebeln  der  Volkswirthschaft  abhelfen  wollen, 
heisst  nicht  die  Finanzkrankheit  heilen,  sondern  ihr  die  Möglichkeit 
geben ,  nur  noch  weiter  um  sich  zu  fassen  und  nochmals  mit  verstärkter 
Kraft  aufzutreten ,  wodurch  der  Staatsorganismus  den  schwerstOQ  Krisen 
ausgesetzt  wird. 

Die  Folgen  der  neuen  Papieremissionen  waren  die  nämlichen.  Dia 
klingende  Münze  stieg  immer  mehr  im  Werthe  im  Verhältniss  zum 
Papiergeld,  der  ausländische  Wechselcurs  sank  immer  tiefer,  die  Preise 
aller  Gegenstände  stiegen,  was  den  Ruin  vieler  Privatpersonen  nach 
sich  zog;  der  Staat  erlitt  grosse  Verluste.  Folgende  Tabelle  stellt  die 
Verhältnisse  des  Agio  und  den  Curs  auf  London  innerhalb  dieser 
Zeit  dar: 
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Werth  der 

Werth  des 

Cort  aaf 

Assignstionea. 

Papierrobela. 

London. 

1796 

157  MiU. 

70V2  Kop.  S. 

31%  d. 

1797 

163 

- 

79V,     -      - 

29%  - 

1798 

194 

- 

73        -      - 

25%  - 

1799 

210 

- 

67y,    -      - 

26%  - 

1800 

212 

- 

65%    -      - 

28%  - 

1801 

^21 

- 

66%    -      - 

29%  - 

1802 

230 

- 

71%    -      - 

30%  - 

1803 

247 

- 

80        -      - 

34%  -, 

1804 

260 

- 

79%    -      - 

31%  - 

1805 

292 

- 

77        -      - 

31%  - 

1806 

312 

- 

•73   •  •  -      - 

29%  - 

1807 

382 

X 

67%    -      - 

25%  - 

1808 

■    •   477 

- 

53%    -      - 

■    

1609 

,       533 

- 

44V^    -      -• 

• 

1)810  \ 

• 

« 

:    33%    -      - 



tsu  /  ■ 

^ 

•  25%     -      - 



1812  y 

■577 

- 

.      26%    -      - 

19%  - 

18181 

•     25%    -     •- 

15%  - 

1814; 

25V»    -      - 

12V2  - 

Diese  Vergleichung  der  Veränderungen  im  Agio  und  im  Wechsel- 
curse  zeigt  allerdings,^  dass  beide  nicht  immer  ganz  parallel  liefen^ 
Dieses  rttbrt  daher ,  dass  solche  Y eräifderungen  nicht  ausschliesslich  von 
der  Menge  des  Papiergeldes  bedingt  werden,  sondern,  namentlich  in 
Kriegszeiten,  von  dem  öffentlichen  Credit.  Im  Ganzen  und  Grossen 
geht  aus  unserer  Tabelle  hervor,  dass  die  Menge  des  Papiergeldes  in 
dto  Jahren  1796  bis  1818  um  das  SV^fache  vermehrt  wurde,  dass  in 
derselben  Zeit  der  Werth  eines  Papierrubels  (von  IOV2  auf  25V2  Kop.) 
mt  beinahe  Vs  und  der  Wechselcurs  in  demselben  Yerhältniss  gefallen 
war  (von  Siy^  d.  auf  12Vi  d.). 

Die  Waarenpreise  stiegen  allerdings  in  den  Jahren  1803  — 1814 
ebenfalls ,  aber  nicht  in  demselben  Yerhältniss ,  wie  das  Agio  auf  Silber. 
Klingende  Münze  und  edles  Metall  überhaupt  zeichnet  sich  durch  be- 
sondere Sensibilität  in  Preisverhältnissen  aus ;  an  ihnen  zuerst  thut  sich 
die  Entwerthung  des  Papiergeldes  kund,  während  die  Waarenpreise 
erst  später  an  der  Bewegung  Theil  zu  nehmen  anfangen.  Der  Erhöhung 
der  Waarenpreise  liegt  nicht  ein  klares  Bewusstsein  von  den  ökonomi- 
schen Yeränderungen ,  die  mit  dem  Papiergelde  vorgehen,  zu  Grunde; 
man  weicht  darin  der  M^^cht  der  Umstände ,  ohne  sich  von  dem  ganzen 
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Vorgange  genaue  Rechenschaft  zu  geben.  Ueberdies  steigen  nicht  die 
Preise  aller  Waaren ,  auch  nicht  die  Preise  an  allen  Orten  zugleich. 
Und  gerade  diese  Unverhältnissroässigkeiten  sind  geeignet,  in  der 
wirthschaftlichen  Thätigkeit  Verwirrung  anzurichten,  denn  wenn  die 
Veränderungen  alle  und  überall  zugleich  einträten,  so  würden  nur  die 
Ziffern  sieb  verändeit  haben,  während  alle  Verhältnisse  dieselben  ge- 
blieben wären. 

Welche  Verluste  dabei  der  Staat  erlitten ,  sehen  wir  aus  dem  Mani- 
feste vom  2.  Februar  1810,  in  welchem  die  Regierung  mit  schätzens- 
werther  Oflfenheit  den  Sachverhalt  auseinandersetzt.  Sie  beabsichtigte 
durch  Einstellung  verschiedener  öffentlicher  Bauten  und  Arbeiten  eine 
Erspamiss  von  über  20  Millionen.  Femer  wurden  zur  Deckung  des 
Deficits  verschiedene  Steuern  und  A1)gaben  erhöht,  was  ähnlich  ihotivirt 
wurde,  wie  in  dem  ükas  vom  23.  Juni  1794  unter  der  Kaiserin  Ka- 
tharina 11.2).  „Der  Werth  des  Papiergeldes  im  Verhältniss  zum  Silber 
ist  gesunken ,  die  Preise  aller  "paaren  sind  gestiegen ,  die  verschiedenen 
Stände  sind  davon  empfindlich  berührt  worden.  Die  Steuern  und  Auf- 
lagen sind  ursprünglich  sehr  gering  angesetzt  gewesen  und  haben  sich 
in  der  Folge  durch  die  Vermehrung  des  Papiergeldes  zum  Nachtheil 
der  Krone  mehr  als  um  die  Hälfte  verringert."  Daher  wurde  die 
Kopfsteuer  auf  2  Rubel  erhöht ,  „um  dieselbe  wieder  annäherungsweise 
auf  das  Maass  zurückzuführen ,  welches  sie  bei  dem  frühem  Preise  des 
Geldes  anfänglich  hatte";  die  Grundsteuer  der  Kronbauera  wurde  je 
nach  den  verschiedenen  Classen  der  Gouvemements  erhöht,  „weil  die- 
selbe, obgleich  ihr  Werth  der  Ziffer  nach  sich  gleichgeblieben,  aber  in 
Anbetracht  der  Erhöhung  des  landwirthschaftlichen  Ertrages  und  der 
Erhebung  in  Papiergeld  gefallen  sei,  sich  wesentlich  vermindert  habe." 
Bei  der  Erhöhung  der  Vermögenssteuer  berief  sich  die  Regierung 
darauf,  dass  sie  Alles  theurer  einkaufen  müsse,  aber  zur  Bestreitung 
aller  Ausgaben  bisher  immer  dieselben  Einkünfte  gehabt  habe.  Auch 
in  den  Zollerhebungen  gingen  grosse  Veränderungen  vor:  früher  galt 
der  Tlialer  bei  dem  Erlegen  des  Zolls  2  R.  lOKop.,  jetzt  sollte  er 
4  Rubel  gelten.  Die  wichtigste  Neuerung  in  der  Finanzverwaltung, 
welche  das  Manifest  vom  2.  Februar  verkündete,  bestand  darin,  „dass 
die  Staats-Eimmhmen  und  Angaben  künftighin  ftlr  das  Jahr  1811  noch 
in  dem  laufenden  Jahre  rechtzeitig  bekannt  gemacht  werden  sollten." ' 

2)  Eine  ganz  analoge  Erhöhung  von  Sleoern,  namentlich  eine  Erhohang  der 
Stempclpapiergebökren  um  beiläufig  10  %  erfolgte  im  Anfang  des  Jahres  1862 ,  wobei 
aoch  Ton  Selten  der  Regierung  die  Voraussetzung  ausgesprochen  wurde ,  dass  Preis- 
erhöhung eine  grössere  Steuerfihigkeit  zur  Folge  hatte  (!). 
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Zur  Herstellung  des  durch   die  Papieremission  gestörten  Gleich- 
gewichts in  den  Finanzen  wurde  in  dem  Manifest  vom  27.  Mai  1810 
eine  innere  Anleihe  und  der  Verkauf  von  Reichsdomänen  angekündigt. 
Letzteres  war  eine  Maassregel ,  welche  bereits  Katharina  II.  beabsichtigt 
hatte.    Indessen  war  bekanntlich  die  Regierung  erst  im  Jahre  1817  im 
Stande,  durchgreifende  Maassregeln  zu  ergreifen^   aber  diese  hatten 
denn  auch  zur  Folge,  dass  von  den  836  Millionen  Rubel  Papiergeld, 
welche  noch  im  Jahre  1817  bestanden  hatten,    1821   nur  596,776,000 
übrig  waren.    1817  schloss  nämlich  die  Regierung  eine  innere  Anleihe 
zu  83 Vs  %  ab  und  gab  6  %  Obligationen  aus.    Diese  Anleihe  wurde 
in  Papiergeld  gemacht,    so   dass   dieselbe  nichts  Anderes    war,    als 
die  Verwandlung   einer  unverzinslichen  Schuld   in   eine  verzinsliche. 
1818    erfolgte   eine   Anleihe   zu  85  Vo?    d-  h.  es  wurden  auf  je  85 
eingezahlte  Papierrubel  100  Rubel  in   6%  Obligationen  ausgegeben. 
1820  wurde  eine  5  %  Anleihe  im  Auslande  zu  72  %  in  Silber  abge- 
schlossen, BO  dass  die  Regierung  statt  der  nominellen  40  Millionen 
kaum  29  MillioBen  erhielt.     1820  wieder  5%  Anleihen  zu  77  und 
'^'^Vz  Vo-    Ein  Theil  dieser  Summen  wurde  der  Schuldtilgungscommission 
zum  Zweck  der  Einlösung  von  Papiergeld- überwiesen.     Durch  diese 
imd  andere  Maassregeln  wurde  allerdings  die  Menge  des  circulirenden 
Papiergeldes  auf  595,776,000  R.  verringert,   aber  leider  hörte  diese 
VeiTingerung  im  Jahre  1822  auf.    Der  Graf  Cancrin,  welcher  damah 
an  die  Spitze  des  Finanzministeriums  ti-at ,  hielt  die  Verwandlung  des 
Papiergeldes  in  eine  verzinsliche  Schuld  für  eine  durchaus  verwerfliche 
Maassregel,  und  wünschte  nur^  das  vorhandene  Papiergeld  im  Curse  zu 
erhalten  und  auf  Gelegenheiten  zu  warten,  das  Papiergeld  durch  klin- 
gende Münze  zu  ersetzen.  Er  meinte,  der  einmal  gemachte  Fehler  wüi'de 
durch  eine  solche  Umwandlung  nicht  gehoben,  sondern  das  Volk  nur  unnütz 
mit  einer  neuen  Last  beschwert,  während  es  dem  .Volkswohlstand  offenbar 
minder  schwer  fällt,  die  Zinsen  einer  Schuld  zu  zahlen,  welche  die  Vernich- 
tung des  Papiergeldes  zum  Zweck  hat,  als  der  Gefahr  neuer  Papieremissio- 
nen und  plötzlicher  Veränderungen  im  Curse  des  Papiergeldes  ausgesetzt 
zu  sein.    Indessen  ist  die  Verwaltung  des  Grafen  Cancrin  durch  die 
Festigkeit  merkwürdig,  mit  welcher  er  seiner  üeberzeugung  treu  blieb 
und  keine  weitere  Papieremission  gestattete.    Die  Summe  des  Papier- 
geldes von  595,776,000  Rubeln  blieb  constant  in  den  Jahren  1822  bis  1839, 
obgleich  die  Finanzlage  in  jener  Zeit  wegen  der  Kriege  mit  Persien, 
der  Türkei  und  Polen  sehr  schwierig  war.    Dieser  Umstand  allein  ist 
geeignet,  dem  Grafen  Cancrin  eine  bedeutende  Stelle  in  der  Reihe  der 
Finanzmänner  Russlands  zu  sichern. 
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Diese  Periode,  welche  mit  dem  Jahre  1839  abschliesst,  bietet  in 
dem  rassischen, Geldsystem  eine  seltsame  Erscheinung  dar.  Während 
die  Staatscassen  den  Papierrubel  zum  nominellen  Weilhe,  den  Silber- 
rubel  zu  3  Rubel  60Eop.  und  den  halben  Imperial  zu  18  Rubel  25  Kop. 
annahmen,  galt  im  Handel  und  täglichen  Verkehr  ein  anderer  Gurs,  in« 
dem  1839 

der  Papierrubel      bis  zu    1  Rubel        27  Kop.  ^) 

-  Silberrubel         -    .     4     -     30—40    - 

-  halbe  Imperial    -    -  23     -  -      galt. 

Wie  dies  bei  solchen  Gelegenheiten  häufig  zu  geschehen  pflegt,  war 
man  im  Publicum  geneigt,  die  Veränderungen  im  Geldcurse  nicht  als 
eine  Folge  wirthschaftlicher  Bedingungen,  sondern  als  eine  Wirkung 
der  Speculation  der  Wechsler  anzusehen.  Alle  litten  unter  diesen 
Schwankungen  und  Verschiedenheiten  des  Geldcurses  in  den  verschie- 
denen Gouvernements.  Da  entschloss  sich  die  Regierung  zu  einem 
entscheidenden  Schritte.  Am  1.  Juli  1839  erschien  ein  Manifest,  welches 
über  die  Verschiedenheit  des  Agio  an  verschiedenen  Orten  des  Reichs 
klagte  und  diesen  Schwankungen,  welche  allen  Ständen  gi*osse  Verluste 
bereiteten  und  die  Einheit  des  Münzsystems  verletzten,  ein  Ende  zu 
machen  versprach.    Demgemäss  wurde 

1)  „im  ganzen  russischen  Reiche  die  russische  Silbermünze  als  Haupt- 
zahlungsmittel nach  den  Grundlagen  des  Manifestes  vom  20.  Juni 
1810  bestimmt,  und  sonach  der  Silberrubel  nach  dessen  jetzigem 
Werthe  und  bestehenden  Unterabtheilungen  als  gesetzliche  und 
unveränderliche  Münzeinheit  des  im  Reiche  cursirenden  Geldes  fest- 
gesetzt." 

2)  „Die  Reichsassignationen  (Bankrubel)  bleiben  ihrer  ursprünglichen 
Bestimmung  nach  ein  blosses  Hülfszeichen  des  Werthes,  wobei  ihnen 
von  jetzt  an,  ein  für  allemal  und  für  immer,  ein  fester  unver^ 
änderlicher  Curs  in  Bezug  auf  das  Silber  zugetheiltiwird,  und  zwar 
der  Silberrubel  sowohl  an  sich,  als  in  seinen  Unterabtheilungen, 
zu  3  Rubel  50  Kopeken  Bankassignationen.'^ 

6)  „Alle  Berechnungen,  Verbindlichkeiten  und  überhaupt  jede  Art  von 
Geschäften ,  zwischen  der  Krone  und  Privatpersonen  und  Ai^sßc 
mit  der  Krone,  sowie  alle  Geschäfte  von  Privatpersonen  unter  ein- 


3)  Wi«  es  kam,  dass  der  Rubel  als  RechnungsmQnze  im  Werthe  so  unter  den 
Papierrubel  sinken  konnte,  ist  uns,  wir  bekennen  es,  nicht  klar  gewjorden.  Ein 
so  beträchlliches  Agio  auf 'den  nominellen  Werth  des  Papierrubels  ist  jedenfalls  eine 
merkwürdige  und  auffallende  Erscheinung. 
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ander,  sind  von  nun  an  einzig  auf  Silbermünze  zu  schliessen  und 
abzumachen." 
9)  „Es  wird  auf  das  Strengste  verboten,    den  Assignationen  irgend 
einen  andern  Gui's  als  den  oben  bestimmten  beizulegen,  ebenso  auf 
Silber  und  Assignationen,   auf  beide  zugleich  ein  Agio  in  Form 
von  Procenten  zuzufügen,    oder  sich  fernerhin  bei  neuen  Trans- 
actionen  d^  sogenannten  Berechnungsart  auf  Münze  zu  bedienen. 
Der  Wechselcurs  an  den  Börsen,  sowie  alle  Anzeigen  in  den  Curs- 
zetteln,  Preiscouranten  u.  s.  w.  sind  von  jetzt  an  in  Silber  anzu- 
merken;  eine  Anzeige  des  Gui*ses  der  Assignationen  soll  aber  in 
Zukunft  an  den  Börsen  gar  nicht  mehr  stattfinden." 
Bald  darauf  erfolgte  die  Einziehung  der  Bankassignationen  und  an 
deren  Stelle  traten  neue  Reichscreditbillets,  welche  die  Herrschaft  der  Sil- 
berwährung befestigen  sollten.    Diese  Reichscreditbillets  sind  das  auch 
heute  noch  in  Russland  cursirende  Papiergeld.  Die  Einziehung  der  Bank- 
assignationen wurde  durch  das  Manifest  vom  1.  Juni  1843  verordnet  „zur 
Vereinfachung  der  Umlaufszahlmittel  und  um  die  bereits  eingeführte 
Einheit  des  Silberwerths  allgemeiner  zu  erreichen."    An  die  Stelle  der 
einzuziehenden  595,776,000  Rubel  Bankassignationen    sollten    nun  ^u 
3,50  Kop.  =  1  Rubel  170,221,7J4  Rubel  treten,   wobei  der  Fall  vor- 
kam, dass  12,287,000  Rubel  nicht  zum  Umwechseln  vorgelegt  wurden, 
also  verloren  gegangen  waren,   aber  dagegen  6,857,000  Rubel  nach- 
gemachte Assignationen  zum  Vorschein  kamen.     Die  Reichscreditbillets 
sollten   durch  das  gesammte  Reichsvermögen  garantirt   sein.     Im  De- 
cember  1844  wurde  auf  Befehl   des  Kaisers  ein  baarer  Belauf  von 
70,464,245  Rubel  99  Kop.  Silber  theils  in  BaiTcn,  theils  in  Gold-  und 
Silbermünzen  bestehend  und  zur  Sicherheit  der  Reichscreditbillets  die- 
nend,   zugleich  unter  Aufsicht  der  aus   24  Mitgliedern    bestehenden 
Börsendeputation,  aus  den  Bankgewölben  und  den  Fonds  der  Expedition 
der  Creditbillets  in  ein  eigenes  neu  gewölbtes  Gebäude  in  der  Peters- 
burger Citadelle  transportirt,    dabei   auch  noch   die  Vornahme  einer 
Nadizahlung  durch  die  Deputation  der  Kaufmannschaft  für  gut  befund^, 
welche  von  den  vielen  Säcken  Geldes  einige,  von  der  Deputation  aus- 
gewählte,   nachzählte  und  auch  einige  ebenso  bestimmte  Barren  ein^ 
Prüfung  unterwarf.    Am  12.  Juli  1845  wurden  fernere  12,180,000  Rubel 
baar  in  Gold  und  Silber  als  Fonds  der  Reichscreditbillets  in  das  Vor- 
rathsgewölbe  der  Peter -Pauls -Festung  gebracht. 

So  meinte  man  das  Verhaltniss  zwischen  Papier-  und  Metallgeld 
dauernd  befestigt  zu  haben.  Aber  leider  blieb  es  nicht  bei  den 
170,221,714  Rubel  SUber  in  Papiergeld,  welche  im  Jahre  1839  bcstandep, 
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und  im  Jahre  1849  betrag  die  Menge  des  Papiergeldes  bereits  die 
Summe  von  300,317,000  Rubel  Silber.  Der  orientaliscjhe  Krieg  wurde 
endlich  für  diese  Verhältnisse  durchaus  katasti'ophisch ,  wie  folgende 
Zahlen  deutlich  machen: 

1854  stellte  das  Papiergeld  einen  Werth  dar  von 

356  Millionen  Rubel  Silber, 

1855  —  509        -  -         . 

1856  —  689 
"    1857  —  735 

Es  hatte  sich  also  die  olmdiiB  betriifihiliehe  Menge  des  Papiergeldes  in 
vier  Jahren  mehr  als  verdoppelt. 

Die  Folge  davon  war  die  Wiederholung  der  uns  bereits  be- 
kannten zu  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts vorgekommenen  Erscheinungen.  Die  klingende  Münze  fioss 
in's  Ausland.  Gold  und  Silber  erhielt  ein  Agio  von  10%  und  dar- 
über. Der  Wechselcurs  auf  ausländische  Plätze  fiel.  Die  Waaren- 
preise  stiegen,  wenn  auch  nicht  alle  und  nicht  überall  in  demselben 
Yerhältniss.  Besonders  empfindlich  war  letzteres  in  Moskau,  Petersburg 
und  an  demjenigen  Orten  des  Reichs  der  Fall,  wo  der  grösste  Geld- 
reichthum  sich  concentrirt  hatte ;  weniger  empfindlich  dort,  wo  man  von 
dicht  bevölkerten  und  mit  Geldcapital  versehenen  Gegenden  entfernter 
und  auf  innere  Kräfte  und  Hülfsmittel  angewiesen  war. 

Diese  natürlich  ungemein  drückenden  Verhältnisse  haben  id  den 
letzten  Jahren  fortgedauert.  Edles  Metall  blieb  aus  dem  Viearkete  fast 
spurlos  verschwunden  und  die  Gurse  auf  ausländische  Plätze  behempteten 
ihren  tiefen  Stand.  Die  Courszettel  der  Jahre  1857  bis  1861  liefern 
folgende  Resultate,  wobei  wir  den  jedesmaligen  höchsten  und  niedrigsten 
Stand  des  Wechselcurses  auf  London  verzeichnen : 


2.  Januar      1857 

38"/,,  d. 

18.  März         1860    34"/i,  d. 

12.  November    - 

34 

28.  October        -       36»/ie  - 

3.  Januar      1868 

34%     - 

10.  Januar      1861    35%     - 

9.  December    - 

37V„    - 

24.  November    -       32V8     - 

16.  Januar      1869 

36«/xe  - 

1.  Mai 

31%     - 

Es  ist  begreiflich,  dass,  wenn  der  russische  Halbimperial  gegen 
Papiergeld  im  Preise  stieg,  auch  die  Silber-  und  Goldmünze  des  Aus- 
landes im  Preise  gegen  Papiergeld  steigen,  also  der  Wechselcurs  in  Pe- 
t^sburg  auf  ausländische  Plätze  fallen  musste.  Und  doch  ist  wiederum 
diese  Erscheinung  nicht  eigentlich  ein  Fallen  des  Wechsetcurses,  sondern 
die  Folge  des  Venchwindens  des  Silberrubete  und  das  Ersetzen  des- 
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selben  durch  einen  im  Werthe  geringeren  Papierrubel.  Wenn  bei  uns 
wie  im  Auslande  die  Zahlungen  in  klingender  Münze  gemacht  würd^, 
so  wäre  der  Curs  unseres  Eubels  auf  Paris  4  Franken  geblieben, •oder 
höchstens  2%  niedriger  als  Aequivalent  für  die  Transportkosten  des 
Geldes ,  abgesehen  natürlich  von  den  vorübergehenden  Beziehungen  der 
Börsen  von  Petersburg  und  Paris  zu  einanjier.  Weil  aber  unser  Zahl- 
mittel der  Papierrubel  geworden  ist,  der  auf  dem  inneren  Markt  gegen 
Gold  und  Silber  im  Werthe  gesunken  ist,  so  musste  er  auch  gegen 
ausländisches  Metall  sinken. 

Manche  sind  geneigt,  zu  behaupten ,  dass  die  Zahlungen  Russlands 
an's  Ausland  und  die  vermehrte  Waareneinfuhr  in  Folge  des  neuen  Zoll- 
tarifs von  1857,  indem  sie  die  Bilanz  benachtheiligte,  den  Begehr  nach 
klingender  Münze  gesteigert  haben  und  steigern  mussten.  Allerdings  hat 
Bussland  viele  Zahlungen  im  Auslande  zu  machen.  Die  Zinsen  der  auslän- 
dischen Anleihen  betragen  15  Millionen,  die  von  der  Begierung  garantirten 
Zinsen  der  Eisenbahngesellschaft  6  Millionen ;  eine  beträchtliche  Summe 
erfordert  der  Unterhalt  der  Gesandtschaften,  der  diplomatischen  Agenten 
und  Beamten  der  russischen  Regierung  im  Auslande,  der  im  Auslande 
befindlichen  russischen  Schiffe,  die  Bezahlung  der  von  der  Regierung, 
den  Gompagnien  und  Privatleuten  im  Auslande. bestellten  Gegenstände. 
Manche  schätzen  die  Summen,  welche  die  im  Auslände  reisenden  Russen 
aufwenden,  auf  20  Millionen  Rubel,  was  in  Analogie  der  vor  30  Jahren 
von  reisenden  Engländern  auf  dem  Continent  verzehrten  80  Millionen 
Rubel  Silber  nicht  zu  hoch  gegriffen  sein  mag.  Alle  diese  Zahlungen 
müssen  in  klingender  Münze  gemacht  werden.  Aber  das  Alles  erklärt 
die  Entwerthung  des  Papiergeldes  nicht.  Vielmehr  ist  klar,  dass,  wenn 
in  Russland  Metallgeld  vorhanden  und  dasselbe  nicht  durch  die  unge- 
heure Papieremission  verdrängt  wäre ,  sich  der  Begehr  vom  Auslande 
her  leicht  ohne  Agio  befriedigen  liesse. 

Manche  wollen  femer  die  Ursache  der  Entwerthung  des  Papier- 
geldes in  dem  Umstände  erblicken,  dass  die  Einlösung  desselben  gegen 
edles  Metall  sistirt  wurde ,  und  allerdings  muss  man  von  dir  jetzt  an- 
gebahnten Einlösung  wohlthuende  Folgen  erwarten,  die  auch  bereits 
sich  fühlbar  gemacht  haben.  Indessen  muss  man  sich  erinnern,«  dass 
auch  vor  dem  ominösen  Erimkriege  eine  sdnrankenlose  Einlösbarkeit  des 
Papiergeldes  nicht  bestand.  In  dem  13.  Absdmitt  der  betreffenden  Be- 
stimmung vom  1.  STuni  1B5S  ist  gesagt:  „Zur  Sich^rstellung  der  Ein- 
lösung des  Papiergeldes  in  kleinen  Summen  in  den  Gouvernements  sind 
die  Staatscassen  angewiesen,  auf  Grundlage  des  Manifestes  vom  1.  Juli 
1839  jedem  Präsentanten  von  Reichscreditbülets  bis  hundert  Rubel 
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in  klingender  Münze  dagegen  auszuzahlen."  Nur  in  St  Petersburg 
zahlte  die  Expedition  des  Papiergoldes  unlimittirte  Summen  aus,  und 
in  Mpskau  die  dort  bestehende  Gasse  je  3000  Rubel  an  die  einzelnen 
Präsentanten*  Ungeachtet  solcher  Beschränkungen  hatte  sich  das  Papier- 
geld bis  zum  orientalischen  Kriege  ganz  gut  erhalten,  und  begann  erst 
da  im  Preise  gegen  klingende  Münze  zu  fallen,  offenbar  in  Folge  der 
maasslosen  Papieremission. 

Unter  solchen  Verhältnissen  galt  es  vor  Allem,  die  Menge  des  cur- 
sirenden  Papiergeldes  zu  verringern  und  zwar  durch  Einlösung  desselben 
gegen  edles  Metall.  Ein  solches  Verfahren  leitete  die  russische  Re- 
gierung im  Frühling  1862  ein.  Am  14.  April  erschien  ein  Erlass  des 
Kaisers  an  den  Finanzminister ,  in  welchem  die  neu  abgeschlossene  An- 
leihe von  15  Millionen  Pfund  Sterling  zu  5  %  verkündet  wurde.  Dadurch 
sollte,  um  für  die  Geldcircuktion  eine  solide  Basis  herzustellen,  die 
Reichsbank  in  Stand  gesetzt  werden,  Reichscreditbillets  mit  klingender 
Münze  einzulösen  und  zu  dem  Zwecke  der  Einlösungsfonds,  welcher 
damals  einen  Bestand  von  79  Millionen  Rubel  in  Gold  und  Silber  so- 
wohl in  Barren  als  in  geprägter  Münze  und  12  Millionen  Rubel  in 
Staatspapieren  hatte,  verstärkt  werden.  Alle  durch  die  Anleihe  ein- 
kommenden Summen  sollten  der  Reichsbauk  zum  Zwecke  der  Einlösung 
des  Papiergeldes  zur  Verfügung  gestellt,  und  das  eingelöste  Papiergeld 
ohne  Verzug  verbrannt  werden.  Fernere  Emission  von  Papiergeld  wurde 
der  Reichsbank  nur  gestattet  für  den  Zweck,  gegen  Oold  und  Silber 
Greditbillets  umzutauschen  oder  um  kleine  gegen  grosse  Scheine  einzu- 
wecliseln  und  umgekehrt,  oder  endlich  um  alte  Greditscheine  durch 
neue  zu  ersetzen.  Eine  genauere  Angabe  über  die  Art  der  Einlösung 
des  Papiergeldes  erfolgte  in  einem  Erlass  au  den  Finanzminister  vom 
25.  April.  Demgcmäss  sollte  die  Einlösung  zu  folgenden  Sätzen  stattfinden : 

„Die  Einlösung  beginnt  am  1.  Mai  1862,  wobei  der  halbe  Imperial 
zu  5,70  Kopeken  und  der  Silberrubel  zu  lioy,  Kopeken  angenommen 
wird." 

„Von  ^em  1.  August  1862  an  erfolgt  die  Einlösung  zu  dem  Satze 
von  560  Kopeken  Silber  für  den  halben  Imperial  und  zu  IO8V2  Kopeken 
für  äsn  Silberrubel." 

„So  wird  allmählig,  bis  der  nominelle  Werth  der  Greditbillets  dem 
Werthe  der  klingenden  Münze  gleichsteht,  der  Preis  des  halben  Im- 
periais und  des  geprägten  Silberrubels  stets  herabgesetzt  werden,  nach 
Maassgabe  des  Standes  des  Wechselcm^es  auf  das  Ausland  und  des 
Bestandes  des  Einlösungsfonds;  jede  neue  Herabsetzung  des  Preises 
wird  rechtzeitig  bekannt  gemacht  werden." 
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So  der  &lass  der  russischen  Regierung,  den  man  nicht  lesen  kann, 
ohne  das3  dabei  mancherlei  juristische  und  politisch -ö]^onomische  Be- 
denketi  auftauchen. 

Zunächst  die  juristischen. 

Hält  man  die  Verordnungen  von  1839  und  1843  mit  dem  gegen- 
wärtigen Erlass  vom  25.  April  1862  zusammen,  so  ergeben  sich  ßel^ 
same  Wide^prüche: 

Das^  Manifest  von  1839  hatte  den  wirklichen  „Silberrubel  als  un- 
verjUdd^lidie  Münzeinheit'^  festgesetzt:  in  dem  gegenwärtigen  Erlass 
ist  die  l^nzeinheit  der  Papierrubel. 

I)a^  Manifest  von  1839  hatte  den  Werth  des  halben  Imperiais  auf 
5  Rubel  15  Eop.  festgesetzt;  die  gegenwärtige  Verordnung  lässt  ihn 
5  Rubel  70rKop.  u.  s.  f.  gelten. 

Im  nennten  Puncte  des  Manifestes  von  1839  wird  auf  das  Strengste 
yerbotenv  den  Papiergeldscheinen  irgend  welchen  Curs  ausser  dem  of- 
ficiellen  zu  geben,  der  „ein  für  allemal  unveränderlich  und  durchaus 
beständig"  von  der  Regierung  festgesetzt  war,  jedes  Agio,  jede  vom 
festgesetzten  Verhältniss  abweichende  „Berechnung  auf  Münze"  war  auf 
das  Strengste  verpönt.  In  Curszetteln,  Preiscouranten ,  an  der  Börse 
durfte  durchaus  keine  Notirung  des  Preises  von  Papiergeld  stattfinden: 
—  die  gegenwärtige  Verordnung  schlägt  jenem  Manifest  in's  Gesicht, 
indem  ihr  Inhalt  dem  Geiste  desselb^  diametral  entgegengesetzt  ist 
und  den  Inhalt  desselben  total  aufhebt.  Es  ist  die  Regierung  selbst, 
welche  gegen  den  Geist  und  den  Buchstaben  eines  von  ihr  früher  ge- 
gebenen Gesetzes  verstösst,  indem  sie  dem  Papiergeld  officiell  einen 
Curs  gibt ,  der  von  jenem,  ursprünglichen  ,,HftYeränderlichen"  abweicht, 
indem  sie  damit  ein  Agio  sanctionirt,  welcbos  auf  das  Strengste  ver- 
boten war,  indem  sie  das  Papiergeld  „auf.  Münze,  berechnet",  was  jenes 
Manifest  verpönt  hatte. 

Endlich  ist  auf  den  seit  1843  in  Girculation  gesetzten  und  auch 
heute  noch  cursirenden  ReichscredifbiUets  Jedem  Präsentanten  die  so- 
fortige Auszahlung  des  Nominalwerths  in  Silber-  oder  Goldmünze  ver- 
bürgt: die  gegenwärtige  Verordnung  dementirt  4iese  auf  jedem  einzelnen 
Reichscreditbillet  abgedruckte  Zusage,  indem  sie  nicht  den  vollen  No- 
minalwerth,  sondern  weniger  auszuzahlen  verspricht. 

Man  kann  es  nicht  läugnen:  die  Papierrubel  werden  von  der  rus^ 
Bischen  Regierung  nicht  voll  bezahlt:  es  ist  ein  Accord  mit  den  Cre- 
ditoren  des  Staats,  insofern  man  die  Inhaber  von  Papiergeld  als  solche, 
das  Papiergeld  als  Sta^atsschuld  bezeichnen  kann.  Allerdings  ist  Nie- 
mand gezwungen j  das  Papiergeld  zu  diesem  Curse  einzuwechseln;  Jeder 
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kann  einen  bessern  abwarten ;  der  gegenwärtige  ist  nur  die  Anbahnung 
für  die  Ausgleichung  der  Differenz,  ein  Agio  von  etwa  10%,  welches 
factisch  in  der  letzten  Zeit  bestanden.  Die  Regierung  bietet  fOr  das 
Papiergeld  nicht  weniger,  als  der  Privatmann  auf  anderem  Wege  er- 
langen könnte;  auch  liegt  die  Absicht  und  Hoffiiüng  zu  Grunde,  in 
Zukunft  ein  günstigeres  Verhaltniss  eintreten  lassen  zu  können. 

Aber  an  die  Hoflbung  der  Regierung,  auf  diesem  Wege  das  Agio 
verschwinden  zu  machen,  knüpft  sich  femer  nothwendig  ein  politisch- 
ökonomisches Bedenken.  Wird  die  Erwartung  der  russischen  Regierung 
erfüllt  werden?  Jener  ermässigte  Satz,  der  vom  1.  August  an  gelten 
soll,  deutet  fast  das  Tempo  an,  in  welchem  die  Hebung  des  Papier- 
geldwerthes  vor  sich  gehen  soU.  Die  Regierung  verspricht,  „nach 
Maassgabe  ^ea  Standes  des  Wechselcurses  und  Einlösungsfonds''  fernere 
Herabsetzung  des  Agio  eintreten  zu  lassen.  Wie  weit  wird  es  in  ihrer 
Macht  stehen,  die  Stärke  des  Einlösungsfonds,  welcher  vor  der  neuen 
Anleihe  etwa  den  neunten  Theil  der  drculirenden  Papiergeldmasse  deckte, 
dem  jeweiligen  Bedürfniss  entsprechen  zu  lassen?  Wie  weit  wird  es  in 
ihrer  Macht  stehen,  den  Wechselcurs  zu  stützen? 

Die  Antwort  auf  solche  Fragen  hat,  wie  man  leicht  einsieht,  sowohl 
wissenschaftliches  Interesse  in  Bezug  auf  dergleichen  Fälle  überhaupt, 
als  auch  praktisches  für  Russland  insbesondere,  dessen  Zukunft  grossen- 
tiieils  von  wirthschaftlichen  Dingen  abhängig  ist.  Baco  sagt  einmal: 
der  Reichthum  verhalte  sich  zur  Tugend  wie  das  Gepäck  zum  Heere, 
ein  Satz,  der  in  Russland  seine  Anwendung  so  gut  findet  als  sonstwo. 
Wenn  Fragen  wie  die  von  Erhöhung  der  Producüvität  in  Folge  der 
Bauememancipation,  von  Steigerung  der  Gommunicationsmittel  und  von 
dem  öffentlichen  Credit  dort  nicht  bald  eine  günstige  Lösung  finden,  so 
dürfte  „die  Angst  des  Mischen",  imi  Schiller's  Ausdruck  zu  ge- 
brauchen, Russland  in  bedenklicher  Weise  in  seiner  Innern  Entwickelung 
hemmen. 

Wir  sind  gespannt,  wie  der  Versuch,  in  das  zerrüttete  Geldsystem 
Russlands  Ordnung  zu  bringen,  verlaufen  wird.  Von  seinem  Gelingen 
oder  Misslingen  wird  viel  abhängen.  Qui  vivera  verra.  Die  nächste 
Zukunft  wird  darüber  Au&chlüsse  bringen,  und  wir  werden  nicht  ver- 
fehlen, den  Lesern  dieser  Zeitschrift  weitere  Mittheilungen  über  diesen 
Gegenstand  zu  machen. 
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Nachschrift  im  October  1862. 

Wir  haben  dem  Obigen  als  Nachtrag  nur  wenige  Worte  hinzu- 
zufügen : 

Die  Finanz-  und  namentlich  die  Papiergeldfrage  in  Bussland  hat 
in  den  letzten  Monaten  einen  günstigen  Verlauf  genommen.  Die  Er- 
wartungen, welche  durch  jene  Erlasse  vom  April  d.  J.  ausgesprochen 
wurden,  haben  sich  bisher  als  nicht  grundlos  erwiesen.  Viel  mag  dazu^ 
die  alhnählig  beruhigte  Stimmung  in  der  Gesellschaft,  viel  die  durch- 
greifend reformirende  Richtung  beitragen,  welche  von  der  Regierung 
verfolgt  wird  und  namentlich  in  den  letzten  Wochen  einen  überaus  gün- 
stigen Eindruck  machte.  Die  Lösung  der  Aufgaben,  welche  man  sich 
beim  Abschluss  der  neuen  Anleihe  im  Frühling  stellte,  ist  vorgeschritten. 
Wir  versuchen  es,  durch  folgende  Zahlenreihen  die  Resultate  der  Finanz- 
operation zu^eranschaulichen,  indem  wir  den  regelmässigen  Publica- 
tionen  der  Keichsbank  die  für  unsem  Zweck  wichtigen  Positionen 
entlehnen: 

Papiergeld  Im  Umlaof : 

1.  Mai      S.-R.  707,063,666,  Metallvorrath  S.-R.  91,440,417  58  Kop., 


1.  Juli 

-    706,672,660, 

- 

-    98,289,283  98 

8.   - 

-    706,562,686, 

- 

-    98,190,256  77 

5.  August 

-    704,151,944, 

- 

-    95,974,998  Ol 

12.      - 

-    701,921,987, 

• 

-    93,923,593  64 

26.      - 

-    699,683,575 , 

- 

-    91,888,981  75 

15/27.  Octbr. 

-    696,831,672, 

- 

-    93,457,313  50 

Man  kann  die  Schwankungen  des  Metallvorraths ,  eine  Folge  des 
Zuwachses  durch  die  neue  Anleihe  und  des  Abflusses  durch  die  Ein- 
lösung des  Papiergeldes,  als  unerheblich  bezeichnen,  während  das  im 
Umlaufe  befindliche  Papiergeld  sich  um  mehr  als  10  Millionen  vermindert 
hat.  Es  fragt  sich  allerdings,  wie  gross  der  Theil  der  neuen  Anleihe 
sein  dürfte,  welcher  zur  Einlösung  des  Papiergeldes  verwendet  wurde? 

Wir  berichteten  von  dem  Agio,  welches  die  Regierung  für  Gold 
und  Silber  im  Verhältniss  zum  Papiergelde  festsetzte.  Zwischen  diesem 
Agio  und  dem  Wechselcurse  musste  natürlich  ein  Zusammenhang  be- 
stehen, insofern  die  Ermässigung  des  Agio's  ein  wahrscheinliche?  Steigen 
des  Wechselcurses  (wir  erinnern  an  die  in  Petersburg  übliche  Verzeich- 
nung des  Wechselcurses)  in  Aussicht  stellte.  Die  Erwartungen  der 
Regierung  sind  in  dieser  Hinsicht  nicht  getäuscht  worden,  wie  folgende 
Uebersicht  zeigt,  bei  welcher  wir  in  jedem  Monat  die  höchsten  und 
niedrigsten  Curse  notiren: 
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London 

Peoce 
für  1  S.-R. 


Amiterdam 

Centt 
f.  1  S.-R. 


Hamburg 

SchilHnf  Do 
f.  1  S.-R. 


Paris 

Ceatimef 
f.  1  S.-R. 


34%-  "/„ 
34%-    V» 

34%«-  iy„ 


343/.-35% 


35    — 35Vw 


168%— 171% 
168%— 170% 
170    -171% 


171    —173% 


172    —173% 


30%-31%i 
30%— 31 

3ü3/,-31%. 


31    —31% 


31V»*-315# 


355%-364 
358%— 362 
362    —367 


364    -371V9 


368    —373 


Tom  I.Mai  bis  zvm  1. Au- 
gust war  der  Preis  des 
halben  Imperials,  in  Pa- 
piergeld ausgedrückt,  an- 
gesetzt zu    .  .  5,70  Rop. 

Die  CursnotiruDg  war 
im  Hai 

-  Juni    

—  Juli    •••••••••• 

YoDi  1.  Aug.  bis  1.  Sept. 

galt: 

der  Va  Imperial  5,60  Rop 

der  Silberrubel   1,08%  - 

Vom  1.  Sept.  bis  1.  Oct. 

galt: 
der  Va  Imperial  5,56VaKp. 
der  Silberrubel  1,08      - 

Bemerkenswerth  ist  die  Steigeioing  der  russischen  Valuta  bereite 
im  Laufe  des  Juli  und  ganz  besonders  im  August,  wo  das  von  der 
Regierung  festgesetzte  Agio  fQr  Gold  und  Silber  eine  Ermässigung  er- 
fuhr. Ob  die  ferneren  Ermässigungen  im  Agio  von  einem  ähnlichen 
Steigen  des  Curses  begleitet  sein  werden,  muss  die  Zukunft  lehren.  Die 
in  Aussicht  gestellten  Bankpreise  für  Gold  und  Silber  sind  folgende: 
Vom  l.Oct.  an  gilt  der  Vi  Imperial  5,54 Kop.,  der  Silberrubel  lOTViKop. 

-  l.Nov.  -    -      ...        5,51     ...  107       - 

-  l.Dec. ,  5,49    -        -  -  106Va  - 

-  I.Jan. 5,46    ...  106       - 

so  dass  man  sich  dem  Zeitpuncte  nähert,  wo  der  für  das  Papiergeld 
fixirte  Guts  al  pari  sein  und  das  Agio  völlig  aufhören  wird.  Für  den 
ferneren  Verlauf  der  Operation  wird  zunächst  viel  davon  abhängen,  wie 
lange  Zeit  hindurch  die  Einlösung  von  Papiergeld  mit  Hülfe  der  neuen 
Anleihe  sich  wird  fortsetzen  lassen.  Man  ist  der  Meinung,  dass  die 
Summen  der  Anleihe  noch  ein  Paar  Jahre  lang  Deckung  bieten  werden, 
und  erwartet,  dass  in  dieser  Zeit  ein  beträchtlicher  Theil  des  Papier- 
geldes verschwunden  und  das  Vertrauen  für  den  Rest  gehoben  sein 
werde ;  man  hofft  femer,  dass  mittlerweile  die  segensreichen  Folgen  der 
Bauernemancipation  eine  Steigerung  der  Production,  diese  wiederum 
eine  gesteigerte  Ausfuhr,  und  diese  endlich  einen  günstigeren  Curs  be- 
wirken werden.  Es  ist  schwer,  zu  sagen,  wie  viel  von  diesen  Erwar- 
tungen erfüllt  wird ;  gewiss  ist ,  dass  man  jetzt  mit  mehr  Vertrauen  in 
die  finanzielle  Zukunft  Russlands  blickt,  als  noch  vor  wenigen  Monaten. 


IV. 

Die  Preis-  und  Lohnverhältnisse  des  sechs- 
zehnten Jahrhunderts  in  Thüringen. 

Vfln 
Br.  KI  US  in  Weimar. 

L 

Zur  Darstellung  der  nationalökonomischen  Verhältnisse  des  sechs- 
zehnten  Jahrhunderts  im  mittleren  Deutschland  möchte  sich  nicht  leicht 
eine  andere  Landschaft  besser  eignen  als  Thüringen,  das  sowohl  mitten 
in  Deutschland  liegt ,  als  auch  rücksichtlich  seiner  Bevölkerung  und  des 
Keichthums  seiner  Producte  ziemlich  die  Mitte  hält.  Beherrscht  von 
Fürsten,  die  sich  an  den  geistigen  Kämpfen  im  Zeitalter  der  fieformation 
lebhaft  betheiligten,  bei  ihrem  hervorragenden  politischen  Ansehen  an 
der  Spitze  der  geistigen  Bewegung  standen  und  einen  mächtigen  Einfluss 
auf  den  Gang  der  Begebenheiten  ausübten,  war  Thüringen  schon  damals 
von  einer  bevorzugten  Bedeutung  in  Mitteldeutschland. 

Neben  den  bekannten  vortrefflichen  Quellen  für  die  Geschichte 
jener  grossen  Zeit  gewährt  das  gemeinschaftliche  Archiv  des  Emesti- 
nischcn  Hauses  Sachsen  in  Weimar  auch  zur  Erforschung  der  volks- 
wirthschaftlichen  Zustände  des  sechszehnten  Jahrhunderts  ein  ausser- 
ordentlich reichhaltiges  Material.  Nachstehender  Versuch  einer  Darstellung 
der  Preis-  und  Lohnverhältnisse  gründet  sich  auf  Forschungen  in  dem 
genannten  Archiv,  das  in  den  Amts-,  Schösser-  Und  Kammerrechnungen, 
den  Hof-  uud  Küchbüchem,  Markt-  und  Capitalrechnungen,  ßeisebüchern, 
in  den  CoiTespondenzen  der  Schösser  und  Rentmeister  u.  s.  w.  wohl 
den  besten  Einblick  in  diese  Verhältnisse  jener  Zeit  gestattet. 

Vorausgeschickt  sei  die  Bemerkung,  dass,  um  nicht  durch  eine  zu 
grosse  Masse  von  Citaten  den  Raum  allzu  sehr  in  Anspruch  zu  nehmen, 
nicht  bei  jeder  Preisangabe  die  archivalische  Quelle  bezeichnet  worden 
ist,  dass  aber  jede  angeführte  Thatsache  archivalischen  Quellen  entlehnt 
ist  und  als  solche  verbürgt  wird.  *  : 

D  i  e    ])([  ü  n  2^  e. 

Die  gi'obe  Münze,  welche  während  der  Münzwirren  des  sechszehnten 
Jahrhunderts  wenigstens  einigen  Anhalt  zum  Verständnias  der  Münz- 
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Verhältnisse  bietet,  war  der  Guldengroschen,  der  vor  dem  Jahre  1534 
dem  rheinischen  Goldgulden  an  Werth  gleich  war,  und  dessen  Ver- 
hältniss  zur  Mark  von  Zeit  zu  Zeit  gesetzlich  bestimmt  wurde. 
Es  wurden  acht  Stück  aus  der  gemischten  Mark  Silber  zu  15  Loth 
fein  geprägt,  und  dieser  Gulden  sollte  zu  21  Gr.  gerechnet  wer-^ 
den.  Im  Jahre  1531,  resp.  1534,  einigten  sich  jedoch  nach  voraus- 
gegangener Münztrennung  die  sächsischen  Füi'sten,  um  zu  verhindern, 
*  dass  die  einheimische  gute  Münze  in's  Ausland  ginge  und  dafür  die 
schlechte  auswärtige  Scheidemünze  in's  Land  einströmte,  zu  dem  grim- 
maischen Machtspruch,  wodurch  festgesetzt  wurde,  dass  fernerhin  folgende 
Münzen  geprägt  werden  sollten'):  „I.  Ein  Groschen  (Gulden)  für  einen 
rhein.  Gulden ,  8  Stück  auf  die  Mark ,  jeglicher  2  Loth  am  Gewichte, 
die  gemischte  Mark  14  Lth.  8  Grän  fein.  n.  Zwcen  Groschen  für  einen 
Gulden,  16  St.  auf  die  Mark  nach  gleichem  Korne.  III.  Rechte  Zins- 
groschen, 88  St.  auf  eine  Mark,  solche  7  Lth.  9  Grän  fein.  IV.  Drei- 
pfenniggröschlein ,  4  St.  auf  einen  Zinsgroschen,  197y3  St.  auf  die 
Mark,  und  V.  Zwölf  Pfennige  auf  einen  Zinsgroschen  gerechnet  und 
37  St.  auf  1  Loth,  beide  Sorten  die  gemischte  Mark  zu  4  Lth.  fein." 

Der  Guldengroschen  sollte,  wie  oben  bemerkt,  eigentlich  zu  21  Gr. 
gerechnet  werden,  allem  er  stieg  fortwährend,  bis  sogar  nach  acht 
Jahren  das  Gebot  erschien*),  dass  er  nicht  höher  als  zu  25  Gr.  ge- 
rechnet werden  dürfe ;  allmählig  blieb  er  dann  auf  24  Gr.  stehen.  Im 
gewöhnlichen  Verkehr  rechnete  man  jedoch  ausschliesslich  nach  dem 
imaginären  meissnischen  Gulden,  der  als  ein  blosses  Zählgeld  21  Gr. 
in  einzelner  Münze  betrug.  Wurde  eine  Zahlung  in  ganzen  Gulden 
(Guldengroschen)  gemacht,  so  wurde  vorher  bestinmat,  wie  sie  gerechnet 
werden  sollten,  ob  zu  24  oder  25  Gr.  So  blieb  es  trotz  unzähliger 
Verhandlungen  in  Münzangelegenheiten  im  Allgemeinen  bis  zum  Jahre 
1571,  wo  der  Gulden  zwar  zum  Thaler  avancirte,  in  Wirklichkeit  je- 
doch abermals  von  seinem  Werthe  verlor.  Es  wurden  nämlich  von  jetzt 
ab  8  Stück  Thaler  aus  der  gemischten  Mark  zu  14  Lth.  4  Grän  fein 
ausgeprägt.  Im  Jahre  1534  war  also  der  Geld  werth  um  3,72%  und 
1571  um  1,58  %  gefallen. 

Die   folgende   Tabelle   giebt  eine  Uebersicht   des   Metallwerthes, 
dieser  Courantmünzen  im  heutigen  preussischen  Gelde: 


1)  Yergl.  Klotze cb,  Versuch  einer  chorsächs.  Münzgeschichte.  Chemnitz  1779. 
Th.  I  S.  262.  V.  Praun,  Gründliche  Nachricht  vom  Deutschen  Münzwesen.  Leipz. 
1784.   S.  88. 

2)  V.  P  r  a  u  n ,  D.  Münzwesen  u.  s.  w.  S.  89. 
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Müiiie. 

Nominal- 
werth. 

Gehalt. 

Heutiger 
Silberwerth. 

Heutiger 
Goldwerth. 

Verh&ltDiaa 
dea  Silben 
sum  Golde. 

Ter  1534  «varder 
Galdengroschen 
in  Silber  gleich 
i   rhein.  Gold- 
gutden. 

21  Gr. 

bis 
25  Gr. 

V/i  Llh. 

lThl.19Sg.4Pf. 

2Thl.10Sg.6Pf.    1:10»»/,« 

Nach  der  Reichamünzordnung 

TOD  1524 : 
2Thl.7Sg.2>/2Pf.  l:ll»w/352 

Nach  1534  der 
Guldengroschen 

24  Gr. 

1»/m  Lth, 

lThK17Sg.6Pf. 

Nach  1571   der 

Gulden  gleich 

dem  Thaler 

24  Gr. 

1%  tlh. 

IThl.  16  Sg.  9  Pf. 

s 

Eine  Summe  von  100  Gulden,  die  nach  dem  im  Anfang  des  sechszehi^ten 
Jahrhunderts  üblichen  Verhältniss  des  Silbers  zum  Golde  —  wie  1  : 
lö^Vi«  —  in  Gold  ausgezahlt  worden  wäre,  würde  demnach  heute, 
nachdem  der  Werth  des  Goldes  im  Verhältniss  zum  Silber  so  gestiegen  ist, 
dass  jetzt  das  Silber  zum  Golde  wie  1 :  15,5  steht,  235  Thlr.  werth  sein; 
dagegen  nach  der  esslinger^)  Reichsmünzordnung  vom  Jahre  1524,  welche 
das  Verhältniss  des  Silbers  zum  Golde  auf  1 :  11  ^^Va«  festsetzte*),  würden 
jene  damals  in  Gold  gezahlten  100  Gulden  heute  den  Werth  haben  von 
224  Thlr.  10  Pf.    Uebrigens  gab  es  wenig  Goldmünzen  in  Sachsen. 

Nach  obiger  Darstellung  betrug  von  1534 — 71  der  Gulden  zu 
24  Gr.  nach  heutigem  Werthe  1  Thlr.  17  Sgr.  6  Pf.,  folglich  der  meiss- 
nische  Gulden  von  21  Gr.  1  Thlr.  11  Sgr.  6V4  Pf.    üebersehen  wir,  um 


3)  Als  Kaiser  Karl  V.  die  Regierung  antrat,  erschien  ihm  die  Münzfrago  als 
•ine  der  dringendsten  Angelegenheiten  des  Reichs,  in  Betracht,  „dass  kundiger  Massen 
nnnützlfche ,  falsche  und  allzugerioge  Münze  einige  Jahre  daher  in  Deutschland  ein- 
geschlichen und  hieraus  die  gute  goldene  und  silberne  Mflnze  gefährlicher  und  betrog- 
licher  Weise  gestohlen  worden  ael**  Vgl.  Klotz  seh,  Versuch  einer  chursächs.  Münz- 
geschichte.  Chemnitz  1779.  Tbl.  I  S.  243  fl.  Das  Nöthtgste  war  die  Bestimmung  eines 
allgemeinen  Munzkornes;  alle  Fürsten  wurden  deshalb  aufgefordert,  einen  Wardein 
nach  Nürnberg  zu  senden.  Als  Resultat  ihrer  Prüfungen  und  Berathungen  übergaben 
diese  Sachverständigen  ein  Gutachten,  welches  die  Reichstagsversammlung  in  Nürnberg 
dem  Reichsregimente  zu  weilerer  Vollziehung  überreichte.  Hieraus  erfolgte  die  erste 
regelmassige  allgemeine  deutsche  Münzordnung,  welche  unter  Kaiser  KarPs  Y.  Na- 
men Esslingen  den  10.  Nov.  1524  publicirt  wurde ,  Jedoch  so  yielseitigen  Widersprach 
find ,  dass  sie  eigentlich  gar  nicht  zum  Vollzug  kam.  Vgl.  die  sehr  gründliche  Ass- 
•inandersetznng  Dr.  Pückert's,  Das  Münzwesen  Sachsens  von  1618*- 25,  Habili- 
UUonsschrift.    Leipzig  1862.    S.  42  —  64. 

4)  Vergl.  Puckert,  Das  Münzwesen  u.  s.w.  S.  59. 

6» 
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den  Bruch  zu  beseitigen,  die  sehr  kleine  Differenz  und  setzen  wir 
1  Thlr.  12  Sgr.,  so  beträgt  der  alte  Groschen  gerade  2  Silbergroschen. 
Vor  dem  Jahre  1534  würde  derselbe  allerdings  den  Bruchthcil  eines 
Pfennigs  mehr  und  nach  1571  weniger  betragen,  was  wir  aber  der  be- 
quemeren Rechnung  wegen  ausser  Anschlag  lassen. 

Als  einer  gangbYiren  Münze  erwähnen  wir  auch  des  Schrecken- 
bergers,  so  genannt  von  der  Stadt  Annaberg,  welche  bis  um's  Jahr 
1500  Schreckenberg  hiess;  er  galt  drei  Groschen,  und  sieben  betrugen 
einen  Gulden.  Unter  Kurfürst  Johann  kam  der  Schreckenbcrger  auf 
3 */2  Groschen,  weshalb  Kurfürst  August  1558  festsetzte,  dass  6  Stück 
dieser  Münze  zu  S'/j  Gr.  auf  einen  Gulden  gehen  und  46V2  Stück  auf 
eine  Mark  Silber  zu  14  Loth  8  Grän,  also  nach  demselben  Korne  wie 
die  Gulden  geprägt  werden  sollten.    Vgl.  Klotzsch  I  S.  193.  199. 

Sehr  häufig  wird  ausserdem  namentlich  in  der  ersten  Hälfte  des 
sechszehnten  Jährhunderts  nach  dem  Schock  gerechnet  und  man  unter- 
schied das  alte  Schock  Groschen ,  auch  Altschock  genannt ,  zu  20  Gr. 
(=  1  Thlr.  10  Sgr.)  und  das  neue  oder  gute  Schock  zu  CO  Groschen 
(=  4  Tldr.). 

Oetreidepreise* 

Das  vorherrschende  Getreidemaass ,  nach  welchem  im  sechszehnton 
Jahrhundert  in  Thüringen  gemessen  wurde,  war  das  erfurter  Malter. 
Wir  haben  deshalb  alle  diejenigen  Preisangaben ,  die  sich  nach  anderen 
m  den  verschiedenen  Gegenden  Thüringens  gebräuchlichen  Getreide- 
gemässen  vorfinden,  auf  das  erfurter  Malter  reducirt  und  zwar  nach 
den  Verhältnissen,  die  wenigstens  zu  damaliger  Zeit  actenmässig  im 
Verkehr  allgemein  angenommen  wurden,  wenn  auch  sorgfältigere  Mes- 
sungen in  neuerer  Zeit  zu  anderen  Ilesultaten  führen.  Der  üngenauigkeit 
der  damaligen  Gemässe  ent«^pricht  auch,  dass  einige  gehäuft,  andere 
gestrichen  gemessen  wurden. 

Das  erfurter  Malter  beträgt  nach  einer  Messung  des  Prof.  Sieg- 
ling*)  54720  erf.  Cubikz.,  also  36373,2185  paris.  C",  nach  einer  an- 
deren Messung  •)  ist  es  =  13%|  preuss.  Scheflf.,  folglich  (ein  preuss. 
Seh.  =  3072  preuss.  C."  =  2770,7420  paris.  C.")  =  36062,720  paris. 
0.";  nach  der  Angabe  im  weim.  Regierungsblatt  von  1845  Nr.  15  ent- 
hält es  36168  paris.  C."  Je  nach  diesen  drei  verschiedenen  Angaben  ist 
der  jetzige  weimarische  Scheffel,  welcher  auf  3796  (eigentl.  3795,582)  C* 

6)  Reichsanzeiger  1796.    Nr.  210. 

6)  Gedruckte  Reductionstabelle  des  erf.  Fruchlgemisses  auf  das  neue  preussische. 
Erfurt  1828. 
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gesetzlich  festgestellt  ist,  dessen  Berechnung  aber  auf  seinem  Verhältniss 
zum  erfurter  Malter  beruht,  entweder  um  84,228  oder  um  51,108  oder 
um  62,338  paris.  C."  kleiner  als  der  alte  im  secliszehnten  Jahrhundert 
übliche  weim.  ScheflFel.  Die  Differenz  zwischen  dem  alten  und  neuen 
weim.  Scheflfel  ist  somit,  zumal  nach  der  zweiten  Annahme,  so  gering 
(Vi4i)j  dass  man  füglich  bei  dem  Preisverliältniss  davon  absehen  kann. 

Die  übrigen  in  Thüringen  gebräuchlichen  Gemässe  des  sechszehnten 
Jahrhunderts  verhalten  sich,  wie  aus  den  Reductionen  in  den  betreffenden 
Rechnungen  des  weim.  Comm.-Archivs  hervorgeht,  freilich  oft  wohl  nur 
nach  einein  für  die  Praxis  bequemen  Annäherungswerth ,  wie  folgt  ^): 

5  altenburgische  ScheflFel  sind =1  erfurt.  Malter, 

5  amstädter  Viertel =1 

16  allstedter  ScheflFel =1      -      .     - 

2  eisenacher  Mltr.  und  1  Viertel  (=  9  Viert.)  =1 
3%  fuldaer  Malter =1      - 

4  gothaer  Malter =1 

7V2  heldburger  (cob.)  Simmer =1 

3  hofer  ScheflFel =1      - 

4V2  jenaische  ScheflFel =1 

6  leuchtenberglsche  ScheflFel =1 

4  mühlhäuser  Malter =1 

V/z  neustadter  ScheflFel =1 

2  pösnecker  Seh.  rz:  2  saalfelder  ScheflFel, 

8  pösnecker  oder  4  saalfelder  ScheflFel  .    .    =  1      - 
10  weimarische  Seh.  (richtiger  9yg  weim.  Seh.)  =  1      - 
(12  weim.  Scheffel  =  1  weim.  Malter.) 

4  zellaer  Scheffel =1      ; 

4Vj  zwickauer  Scheffel =1 

3  kreuzburger  Malter =1 

Der  eisenberger  Scheffel  war  etwas  völliger  als  der  jenaische;  drei 
weidaische  Scheffel  machten  zwei  jenaische. 

Weizen. 

Das  erfurter  Malter  Weizen  kostete: 

1538  5  fl.   6  Gr.  1546    5  fl.    7  Gr.  1554  5  fl..  15  Gr. 

1539  5  -    6     -           1551     9  -     1     -  1555  7  -     15     - 
1545     5  -     7     -           1552     9  -  11     -  1561  6  -     14    - 

7)  Weim.  Commun- Archiv.  Reg.  Aa.  pag.  407  B.  XII.  E».  Reg.  A». 
psg.  406  K\  Reg.  Aa.  pag.  407.  Reg^.  Bb.  pag.  8  Cap.  II  Nr.  73.  Reg.  Bb.  S.  418 
bU  20.  B.  XX.  E. 
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1562    9  fl.   12  Gr.        1569    6  fl.    14  Gr. 
1566  10  -     10    -         1571  20  -     12    -         1574    Besoldungs- 
1568    6  -    14    -         1574    6  -    14.    -  anschlag. 

Nach  Ausscheidung  des  theuersten  Jahres  beträgt  der  Durdischnitts- 
preis*)  fttr  das  erfurter  Malter  7  fl.  3  Gr.  (=10  Thlr.),  also  der  wei- 
jDarischeScheflfeP)  16  Gr.  (=  1  Thlr.  2  Sgr.). 

R  0  g  g  e  D. 

Das  erfurter  Malter  Roggen^®)  kostete: 


1500 

3fl.  9  Gr. 

1538 

4fl. 

16  Gr. 

1551* 

4fl. 

11  Gr.") 

1501 

4  -  16 

- 

1539 

5  - 

6 

- 

1552 

5  - 

6  - 

'  1503 

4  -  16 

- 

1540 

5  - 

5 

- 

1553 

5  - 

15  - 

1506 

3  -  7 

- 

1541 

4  - 

6 

- 

1554 

5  - 

15  - 

1507 

4  -  6 

- 

1542 

4  - 

6 

- 

1555 

6  - 

13  - 

1508 

3  -  7 

- 

1543 

3  - 

17 

- 

.  1561 

4  - 

16  - 

1515 

3  -  7 

- 

1545 

4  - 

16 

- 

1562 

9  - 

—  - . 

1533 

2  -  9 

- 

1546 

4  - 

16 

- 

1565 

6  - 

4  - 

1535 

4  -  6 

- 

1547 

6  - 

18 

.- 

1571 

20  - 

12  - 

1536") 

6  -  14 

- 

1549 

3  - 

17 

- 

1574* 

5  - 

15  - 

1537 

5  -  15 

- 

1550 

5  - 

— 

- 

8)  Der  Durchschnittspreis  des  Weizens  ersclieinl  nicht  so  begründet  als  derjenige  der  fol- 
genden Frachtgattangen,  weil  die  Angaben  aus  den  früheren  höchst  wahrscheinlich  billigeren 
Jahrgängen  fehlen.  Doch  lässt  sich  aus  dem  Preise  des  Gemangkorns,  das  zwischen  Weizen 
und  Roggen  —doch  dem  letzteren  etwas  näher  —  steht,  auf  einen  den  übrigen  Getreidegat- 
tungen entsprechenden  wohlfeileren  Preis  des  Weizens  mit  ziemlicher  Sicherheit  schliessen. 

9)  Aus  einem  Scheffel  Weizen  wurden  3  Schock  9  Zeilen,  später  immer  4  Schock 
Semmeln,  aus  einem  Scheffel  Gemang  1570  4  Schock  Brot  gebacken. 

10)  Zuweilen  war  der  Preis  einer  Fruchlgattung ,  besonders  des  Roggens,  zu 
gleicher  Zeit  an  verschiedenen  Orten  so  abweichend,  dass  die  Differenz  nicht  selten 
25  —  30%  betrug.  Bei  den  hier  mitgelheillen  Preisen  ist  möglichst  auf  Käufe  oder 
Verkäufe  grösserer  Quantitäten ,  sowie  mehr  auf  die  Preise  im  Winter  als  auf  die  bis- 
weilen höheren  im  Sommer  kurz  vor  der  Ernte  Rücksicht  genommen,  zumal  es  sich 
bei  den  letzteren  gewöhnlich  nur  um  kleinere  Quantitäten  handelt.  Andererseits  waren 
auch  manche  der  in  den  Acten  verzeichneten  Getreideverkäufe  nicht  zu  berücksich- 
tigen, da  sich  bei  genauerer  Nachforschung  zeigte,  dass  die  Fürsten  einzelnen  Be- 
günstigten nicht  selten  aus  Gnaden  das  Getreide  zu  einem  billigeren  Preise  abliessen. 
Auch  die  in  den  Hofbüchern  angegebenen  Einkaufspreise  des  Getreides  waren  nur 
mit  grosser  Vorsicht  zu  gebrauchen,  indem  die  Küchenbedürfnisse  an  Weizen,  Gemang 
und  Roggen  von  den  fürstlichen  Fruchtböden,  soweit  der  Yorrath  reichte,  entnommen 
und  auch  während  der  theuersten  Jahre  nur  zu  einem  mittleren  Preise  berechnet 
wurden,  wie  z.  B.  in  dem  theuersten  Jahre  1571  Weizen  und  Gemangkorn  immer  nur 
zu  6  fl.  14  gr.  und  5  fl.  15  gr. ,  als  der  damaligen  Kammertaxe,  berechnet  wurden. 

11)  Die  mit  *  bezeichneten  Jahrgänge  geben  den  Getreideanschlag  in  der  Besoldung  an. 

12)  Preise  des  Roggens  und  der  Gerste  in  den  Jahren  1536  —  43.  Weim.  Comm.- 
Archiv  Reg.  Aa.  pag.  406.  A.  2  Nutzung  der  Mühle  zu  Oberweimar  auf  acht  Jahre. 
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Zieht  man  die  Durchschnittssunune,  der  Preise  von  den  genannten 
32  Jahrgängen  mit  Ausscheidung  des  niedrigsten  und  höchsten,  so  er- 
hält man  als  Durchschnittspreis  für  das  erfurter  Malter  5  fl.  ^Vs  Pf- 
(=  7  Thlr.  4V5  Pf.),  also  galt  der  weimarische  ScheflFel  11  Gr.  22/3  Pf. 

(=  22  Sgr.  öVa  Pf.). 

Gerste. 

Das  erfurter  Malter  Gerste  kostete: 


1500 

2fl. 

10  Gr. 

1539 

3fl. 

7  Gr. 

1551*  2fl. 

18  Gr 

1501 

2  - 

18 

- 

1540 

3  - 

2 

- 

1552  5  - 

- 

1502 

2  - 

18 

- 

1541 

2  - 

18 

- 

1553  4  - 

12  - 

1515 

2  - 

1 

- 

1542 

3  - 

17 

- 

1554  4  - 

8  - 

1522 

2  - 

8 

- 

1543 

2  - 

13 

- 

1555  5  - 

7  - 

1523 

2  - 

8 

- 

1545 

4  - 

- 

1558  5  - 

—  - 

1535 

2  - 

18 

- 

1546 

4  - 



- 

1561  7  - 

16  - 

1536 

3  - 

17 

- 

1548 

3  - 

17 

- 

1562  3  - 

17  - 

1537 

3  - 

7 

- 

1549 

3  -- 

— 

- 

1574*  4  - 

16  - 

1538 

3  - 

2 

- 

1550 

3  - 

17 

- 

Der  Durchschnittspreis  der  genannten  29  Jahre  beträgt  nach  Aus- 
scheidung des  niedrigsten  und  höchsten  Jahrespreises  für  das  erfurter 
Malter  3  fl.  10  Gr.  10  Pf.  (=  4  Thlr.  27  Sgr.  8  Pf.) ,  folglich  der  wei- 
marische Scheffel  7  Gr.  10%  Pf.  (=  15  Sgr.  9  Pf.). 


H  a  f 

e  r. 

Das  erfurter  Malter  Hafer  kostete: 

1507  —  fl. 

16  Gr. 

1540 

Ifl. 

14  Gr. 

1558 

2fl. 

18  Gr 

1508 

15  - 

1541 

2  - 

18 

- 

1562 

4  - 

6  - 

1515  1  - 

5  - 

1542 

2  - 

18 

- 

1563 

2  - 

20  - 

1.528  1  - 

1  - 

1548 

2  - 

8 

- 

1564 

2  - 

20  - 

1529  1  - 

* 

1552 

2  - 

12 

- 

1565 

2  - 

20  - 

1533  1  - 

18  - 

1553 

3  - 

1 

- 

1568 

2  - 

20  - 

1534  2  - 

14  - 

1554 

3  - 

1 

- 

1569 

3  - 

18  - 

1535  1  - 

9  - 

1555 

3  - 

8 

- 

1572 

3  - 

7  - 

1538  1  - 

8  - 

1556 

2  - 

18 

- 

1574* 

2  - 

10  - 

1539  1  - 

18  - 

Der  Durchschnittspreis  der  genannten  28  Jahre  beträgt  nach  Aus- 
scheidung des  niedrigsten  und  höchsten  Jahrespreises  für  das  erfurter 
Malter  2  fl.  2  Pf.  (=  2  Thlr.  24  Sgr.  4  Pf.) ,  folglich  für  den  weimari- 
schen Scheifel  4  Gr.  6  Pf.  (=  9  Sgr.). 

Vom  Jahr  1541  an  erhöht  sich  der  Haferpreis  sehr  ansehnlich.  Bei 
Besoldungen  wurden  12  Malter  auf  das  Pferd  gerechnet. 
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Der  Scheffel  Kleie  kostete  1500  bei  niedrigen  Getreidepreisen  4  Gr. 
(=  8Sgr.)  und  1536  — 1543  bei  wechselnden,  aber  höheren  Preisen  fest- 
stehend das  Malter  Kleie  und  Staubmehl  nur  20  Gr.  (=  1  Thlr.  10  Sgr.). 

Der  Anschlag  der  Getreidezinsen  bei  der  Liquidation  im  Jahre 
154713)  stQ]it  sich  zwar,  indem  das  erfurter  Malter  Weizen  zu  3  fl. 
(=  4  Thlr.  6  Sgr.),  Roggen  zu  2y2fl.  (=  3  Thlr.  15  Sgr.),  Gerste  zu 
2  fl.  (=  2  Thlr.  24  Sgr.),  Hafer  zu  1  fl.  2  Gr.  (=  1  Thlr.  16  Sgr.)  ge- 
rechnet wird,  bedeutend  geringer,  doch  mag  hierbei  theils  auf  die 
vorausgegangenen  billigen  Jahrgänge,  theils  auf  die  geringere  Qualität, 
hauptsachlich  aber  auf  die  Kosten  der  Einnahme  billige  Rücksicht  ge- 
nommen worden  sein.  Auch  bei  Getreide -Erbzinskäufen  wurde  wohl 
aus  denselben  Rücksichten  das  Getreide  viel  geringer  angeschlagen.  So 
schreibt  Joachim  v.  d.  Pforten,  wie  theuer  er  1542  die  Getreide- 
^inse  in  Erbkauf  angenommen  habe**),  nämlich  den  jenaischen  Scheffel 
Weizen  um  12  Gr.  (nr  24  Sgr.),  Gemang,  Roggen  und  Erbsen **)  um 
10  Gr.  (=  20  Sgr.),  Gerste  um  8  Gr.  (=  16  Sgr.),  Hafer  um  5  Gr. 
(=:  10  Sgr.).  Danach  berechnete  sich  das  erfurter  Malter  Weizen  auf 
2fl.  12  Gr.  (=  3  Thlr.  18  Sgr.),  Gemang,  Roggen  und  Erbsen  auf 
2  fl.  3  Gr.  (=  3  Thlr.),  Gerste  auf  1  fl.  15  Gr.  (=  2  thlr.  12  Sgr.),  Hafer 
auf  1  fl.  V/2  Gr.  (=  1  Thlr.  15  Sgr.). 

TergleichoBg  des  Preises  der  Terscliiedenen  Getreideart^n  im  sechszehnten 

Jahrhmidert,  1500  —  1574. 

Setzen  wir  den  Weizenpreis  =100,  so  verhielten  sich: 

bei  dem  Getreide  -  Erbzinskauf  1542 
bei  der  Liquidation  1547  .... 
nach  dem  Besoldungsanschlag  1574 
nach  dem  Durchschnittspreis  bis  1574 

13)  Pr.  Beck,  Joh.  Friedrich  d.  Mittlere.    Weimar  1858.    Thl.  I  S.  125. 

14)  Weim.  Cotnm.-Archiv  Reg.  Aa.  pag.  419.  F.  „Nach  hergebrachtem  Gebrauch 
der  Stadt  Jena  sind  vor  Alters  bis  auhero  die  Erbzins  verkauft  und  gekauft  worden 
nachfolgender  Gestalt,  nämlich: 

ein  jenaischer  Scheff.  Weizen  um  12  alte  Schock  (=:  16  Thlr.  —  Sgr.) 

-  Gemang  u.  Roggen    -    10    -        -        (z=  13    -      10    -  ) 

-  Gerste  -      8    -        -        (z=  10    -      20    -  ) 
"      Hafer  -6-        -        (=6-20-) 

Bei  Erhzins  wird  je  ein  all  Schock  fdr  10  alte  Schock  gerechnet.  Denn  ein  ehrbarer 
Rath  allhier  zu  Jena  hat  anno  domini  1543  von  dem  Burger  Wolf  Fritzscher  9  alte 
Schock  5  Gr.  3  Pf.  jährl.  Erbzins  für  92V3  AUschock  erkauft.  So  sind  auch  vor 
Alters  des  Raths  jährlich  einkommende  Zinse  nicht  anders  gekauft  worden.*' 

15)  Erbsen  standen  im  Preise  dem  Roggen  gewöhnlich  gleich. 


WeixsB 

Roggen 

Gerate 

Hafer 

100 

83,33 

66,67 

41,67 

100 

83,33 

66,67 

36,51 

100 

85,71 

71,43 

37,50 

100 

70,14 

49,22 

28,12. 
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Damit  verglichen  der  heutige^*)  Durchschnittspreis  von  1838  — 1861  der 
Martini -Marktpreise  von  Weimar,  Erfurt  und  Jena: 

Weisea  Ro|[gen  Gerste  Hafer 

100  77,68  56,64  32,52. 

Es  ist  wohl  sicher  nicht  blosser  Zufall,  dass  das  Verhältniss  des 
Weizens  zu  Roggen  und  Gerste  bei  dem  Getreide -Erbzinskauf  und  bei 
der  Liquidation  1547  genau  dasselbe  war,  vielmehr  scheint  es  ein 
durch  die  Erfahrung  begründetes  gewesen  zu  sein;  auffallend  bleibt 
jedoch,  dass  der  Durchschnittspreis  der  Gerste  im  16.  Jahrhundert  so 
verschieden  war,  und  dass  selbst  in  der  neuesten  Zeit  diese  Frucht 
trotz  ihres  bedeutenden  Verbrauchs  zum  Bierbrauen  das  alte  Verhältniss 
des  Liquidationspreises  von  1547  nicht  wieder  erreicht  hat. 

Es  verhalten  sich  im  16.  Jahrhundert  die  bekannten  niedrigsten 
und  höchsten  Preise 

beim  Weizen  wie  1  :  3,89  bei  der  Gerste^^)  wie  1  :  3,79 

beim  Roggen  wie  1  :  8,47  beim  Hafer  wie  1:6 

und  während  der  letzten  24  Jahre  von  1838 — 61   verhielten  sich  die 
niedrigsten  und  höchsten  Preise 

beim  Weizen     wie  1  :  2,377 
beim  Roggen     wie  1  :  3,776 
bei  der  Gerste  wie  1  :  3,124 
beim  Hafer        wie  1  :  2,470. 
Hiemach  stellt  sich  heraus,   dass  der  höchste  Roggenpreis  im  16. 
Jahrhundert  das  Acht-  und  ein  Halbfache  des  niedrigsten  und  das  Vier- 
fache des  mittleren  Preises ,  in  den  letzten  24  Jahren  aber  der  höchste 
Röggenpreis  noch  nicht  das  Vierfache  des  niedrigsten  und  noch  nicht 
das  Doppelte  des  mittleren  Durchschnittspreises  erreicht  hat. 


16)  Dieser  Durchschnittspreis  ergibt  sich  fQr  Weimar  gemäss  den  §§•  54.  55  des 
AblosuBgsgesetzes  für  das  Grossherzogtham  vom  18.  Mal  1848.  Nach  diesem  Gesetze 
sind  nämlich  Ton  den  Martini  -  Markipreisen ,  d.  1.  dem  Durchschnitt  der  miUIeren 
Marktpreise  der  Monate  Oclober,  November  und  December,  an  den  einschlagenden 
Marktplälzen  von  den  zuletzt  Terflossenen  24  Jahren  die  zwei  höchsten  und  die  zwei 
niedrigsten  Jahrespreise  auszuscheiden,  die  übrig  bleibenden  Jahrespreise  sind  zu- 
sammenzuzählen und  durchschnittlich  mit  20  zu  theilen ;  endlich  sind  die  so  gewon- 
nenen Durchschniltspreise  der  in  Betracht  kommenden  Marktplätze  ebenfalls  wieder 
zusammenzuzählen  und  in  der  Gesammtsumme  mit  der  Zahl  jener  Marktplätze  zu 
dividiren. 

17)  Angaben  des  Gerstenpreises  in  dem  theuersten  Jahre  1570-^71  fehlen.  Aus 
dem  Verhältniss  zu  den  anderen  Fruchtpreisen  konnte  man  auf  das  Doppelte  des  hier 
berücksichtigten  höchsten  Preises  scbliessen. 
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TerhUhiigs  der  DnrekschnitUpreise  eines  welmarisclieA  Scheffeb 
(»3/^  =  i  erf.  Hltr.)  m  16.  Jakrk.  (1574)  n  im  heatigen  (1838  —  61). 

Weizen  16  Gr.  (=  1  Thlr.  2  Sgr.)  3  Thlr.  15  Sgr.  4  Pf.  wie  1 :  3,29 

Roggen  1 1  Gr.  2V3  Pf.  (=  22  Sgr.  5 V3  Pf.)  2  -  22  -  8  -  wie  1 : 3,75 
Gerste  7  Gr.  IOV2  Pf-  (=  15  Sgr.  9  Pf.)  1  -  29  -  8  -  wie  1 : 3,79 
Hafer  4  Gr.  6  Pf.  (=  9  Sgr.)  1    -      4    -    3  -  wie  1 : 3,81 

Der  höchste  Roggenpreis  im  16.  Jahrhundert  ist  immer  noch  um 
5  —  6  Thlr.  grösser  als  der  heutige  Mittelpreis. 

Während  der  Werth  des  Geldes  sank,  stiegen  also  die  Preise 
des  Getreides  seit  dem  16.  Jahrhundert  um  das  Drei-  bis  Vierfache, 
was  nothwendig  zu  höchst  auffallenden  Veränderungen  und  Umwälzungen 
der  Werthverhältnisse  führen  musste.  Nehmen  wir  z.  B.  an,  eine 
Pfarrerbesoldung  sei  im  Jahre  1551  zu  jährlich  200  fl.  in  der  Weise 
dotirt  worden,  dass  die  eine  Hälfte  in  baarem  Gelde  etwa  groschen- 
weise in  Erbzinsen  einzunehmen  gewesen  wäre,  die  andere  Hälfte  in 
Roggen ,  so  würden  nach  dem  damaligen  Besoldungsanschlage  von  4  fl. 
11  Gr.  ungefähr  22  erf.  Mltr.  und  1  Scheffel  die  Summe  von  100  fl. 
betragen  haben.  In  Folge  der  indessen  stattgehabten  successiven  De- 
pretiation  des  Geldes  würde  jene  baare  Besoldungshälfte  nach  dem 
heutigen  Geldwerthe  140  Thlr.  betragen;  dagegen  würde  der  ui-sprüng- 
lich  gleich  grosse  Naturalbesoldungstheil  nach  dem  heutigen  Durch- 
schnittspreise des  Getreides  einer  Summe  von  569  Thlr.  10  Sgr.  10  Pf. 
entsprechen,  folglich  sogar  das  Vierfache  des  früher  gleichen  Besol- 
dungstheils  übersteigen. 

Die  grössten  Getreidevorräthe  lagerten  oft  auf  den  fürstlichen 
Fruchtböden,  weshalb  sich  in  Zeiten  des  Mangels  die  Unterthanen 
direct  an  den  Fürsten  um  Hülfe  wandten.  Im  Jahre  1539  erbaten  sich 
Rath  und  Universität  von  Wittenberg  Getreide  und  Mehl  vom  Kur- 
fürsten Joh.  Friedrich,  welcher  ihnen  auch  1000  Scheffel  Mehl  und  500 
Scheffel  Korn  2— 3  Gr.  billiger  abliess;  doch  mussten  Rath  und  Uni- 
versität für  diQ  Zahlung  Bürgschaft  leisten  ^*).  War  nach  einer  Missemte 
Theuerung  zu  befürchten,  so  wurde  die  Getreideausfuhr  verboten,  wie 
es  1570  geschah.  Dadurch  entging  freilich  der  fürstlichen  Kammer 
selbst  ein  gi-osser  Gewinn ,  insofern  dieselbe  ihren  Getreidevorrath  nicht 
an  die  mit  baarem  Gelde  zahlenden  Ausländer  verkaufen  durfte,  son- 
dern vielmehr  an  die  ärmeren  Unterthanen  ablassen  und  meistens  ver- 


18)  Weim.  Comm.-Arch.  Aa.  p.  419.  F. 
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borgen  musste.  Indessen  wurde  doch  von  den  fürstlichen  Vorräthen 
ausgeführt,  indem  das  Verbot  „relaxirt"  .wurde.  Am  16.  Mai  1571 
wandte  sich  Egydius  Ayerer,  Bürger  in  Nürnberg,  in  einem  sehr 
beweglichen  Schreiben  an  Herzog  Joh.  Wilhelm  und  bat  um  Erlaubniss, 
100  Mltr.  Korn  in  seinem  Lande  kaufen  zu  dürfen ,  denn  in  Nürnberg 
wäre  Mangel  und  Theuerung  gross.  Aber  auch  in  Thüringen  herrschte 
besonders  kurz  vor  der  Ernte  eine  „über  Menschengedenken  hoch  ge* 
stiegene  Theuerung" '•).  Aus  vielen  Aemtem  wandten  sich  die  Ge- 
meinden an  den  Herzog  und  baten  um  Verabreichung  yon  Getreide, 
das  ihnen  denn  auch  gegen  die  Verpflichtung  der  nachträglichen,  nach 
dem  höchsten  Marktpreise  zu  leistenden  Zahlung  überlassen  wurde. 
Die  Schösser  wurden  deshalb  aufgefordert,  die  höchsten  Marktpreise 
zwischen  Pfingsten  und  der  Ernte  schleunigst  einzuberichten.  Der 
Rentmeister  stellte  darauf  die  Preise  zusammen  und  fand,  dass  das 
erf .  Malter  Korn  —  Weizen  und  Roggen  galten  in  der  Theuerung  gleich  — 
bis  zu  20  fl.  12  Gr.  (=  28  Thk.  24  Sgr.)  auf  dem  Markte  verkauft 
worden  sei.  Er  empfiehlt  jedoch  um  der  Gleichheit  willen,  jedes  Mltr. 
Korn  um  15  fl.  (=  21  Thlr.)  anzuschlagen.  „Wollen  E.  F.  G.  der 
Armuth  zu  Gute  noch  etwas  herabthun ,  so  würde  E.  F.  G.  nicht  allein 
vor  ein  christlich  und  fürstlich  Werk  nachgerühmt,  sondern  ohne  allen 
Zweifel  von  unserem  Herregott  durch  seinen  mildreichen  Segen  wiederum 
in  andere  Wege  reichlich  erstrecket  und  verlohnet  werden."  Der  Fürst  . 
hatte  wohl  die  Bedingung  des  höchsten  Preises  nur  gestellt ,  um  durch 
einen  Nachlass  seine  Gnade  um  so  glänzender  leuchten  zu  lassen.  Die 
Armen  sollten  nicht  mehr  als  15  fl.  zahlen.  In  der  Regel  fragen  die 
Schösser  unmittelbar  beim  Fürsten  selbst  an,  wie  hoch  sie  sich  das 
geliehene  Getreide  bezahlen  lassen  sollen. 

Schlachtvieh-  und  Fiel  8  chpreise. 

Kälber  kosteten  6— 12  Gr.,  1523  und  1532  im  Durchschnitt 
ein  Kalb  von  30  Pfd.  7  Gr.,  1533  von  40  Pfd.  10  Gr.,  1544  6—9  Gr., 
1561—67  12  Gr.  Schwere  Kälber  wurden  später  bis  zu  1  fl.  bezahlt. 
Das  Pfd.  Kalbfleisch ^flteigt  von  2V2  bis  4  Pf.,  nn  Jahr  1567  auf  5  Pf,, 
ein  Kalbskopf  1  Gr^  eine  Kalbsleber  1  gr.,  ein  Kalbsgekrösc  8  — 18  Pf. 

Stiere.  Ein  Ijähriger  Stier  kostete  1539  1  fl.,  ein  2jähriger 
1539  2  fl.,  ein  3jähriger  Stier  1539  und  1567  3  fl.,  ein  4jähriger  1567 
4  fl. ,  ein  Stier  von  290  Pfd.  1544  6  fl. ,  von  357  Pfd,  8  fl. 


1^ 
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Ochsen  liess  Kurfürst  Friedrich  in  Stettin  1516  in  mehreren 
Hunderten,  das  Paar  zu  10. fl.,  1522  in  Krakau  um  IOV2  A-  einkaufen. 
Da  man  bei  Hofe  nicht  so  viel  verspeisen  konnte,  so  sah  man  sich 
genöthigt,  einen  Theil  derselben  den  Fleischern  zu  Altenburg  und 
Leipzig  mit  Verlust  abzulassen.  In  den  Jahren  von  1538 — 40  wurden 
laut  der  Marktrechnungen  Heerden  von  200  bis  über  600  Stück  Ochsen 
in  Pommern,  in  dem  Lande  „zu  Polen'^  und  in  „Reussen" ^*^)  auf  kur- 
fürstliche Kosten  zu  10 — 16  fl.  für  das  Paar  angekauft.  Die  Trans- 
portkosten für  613  Stück  Ochsen  und  2  Büffel  (zu  28  fl,)  aus  dem  fernen 
ßussland  betrugen  auf  das  Paar  5 — ^^6fl.;  es  wui'den  10  Stück  drein 
gegeben,  so  dass  also  der  zufällige  Verlust  beim  Transport  reichlich  ge- 
deckt wurde.  In  einem  Besoldungsanschlag  von  1566  wird  ein  Ochse 
noch  zu  8  fl.,  aber  1574  ein  solcher  von  572  Pfd.  zu  12  fl.  angeschlagen. 
Im  Einzelnen  kostete  das  Pfd.  Ochsenfleisch  von  1506  —  32  5  Pf., 
1544  6  Pf.,  1565  —  67  8  Pf.,  1574  9  Pf.  Eine  Rindszunge  kostete 
1532  1  Gr.  4  Pf. 

Kühe  kosteten  1539  im  Durchschnitt  von  39  „melkenden"  Kühen 
4  fl.,  im  Durchschnitt  von  12  Stücken  1549  3  fl.,  1561  —  62  5  fl.  Die 
jährliche  Nutzung  einer  Kuh  wird  zu  1  fl.  angegeben;  für  15  Gr.  jähr- 
lich wurden  Kühe  venniethet. 

Schafe.  1506  kostete  ein  Hammel  14  Gr.,  1523  9  Gr.,  1532 
12  Gr.,  von  1539  an  bleibt  der  Preis  bis  1574  ständig  auf  1  fl.  Ein 
altes  Schaf  kostete  1539  11  Gr.,  1561  —  62  15  Gr.,  Schaf  und  Lamm 
zusammen  galten  gleich  einem  Hammel.    Ein  Pfd.  Hammelfleisch  5  Pf. 

Schweine.  Im  Jahre  1532  kostete  ein  Schwein  von  100  Pfd. 
2fl.  12  Gr.,  1539  ein  Vijähriges  Schwein  durchschnittlich  13  Gr.,  ein 
IVajähriges  durchschnittlich  1  fl.  18  Gr.;  1540  wurden 2*>)  in  einzelnen 
Transporten  über  15  Schock  Schweine  aus  Neubrandenburg  zu  1  fl.  9  Gr., 
1  fl.  10  Gr.,  1  fl.  15  Gr.  und  2  fl.  pro  Stück  bezogen.  1544  kostete  ein 
Schwein  von  138  Pfd.  4  fl.,  ein  Schwein  von  100  Pfd.  2  fl.  10  Gr., 
1561  —  62  ein  Bachschwein  4  fl.,  ein  Brühschwein  2  fl.,  ein  Spanschwein 
6  Gr.,  1566  ein  Speckschwein  (Besoldung)  4fl.,  1567  ein  Sjähriges 
Schwein  4  fl.,  1574  ein  schwer  gemästet  Schwein  (Besoldung)  7  fl.  — 
Ein  westphälischer  Schinken  1500  7  Gr.,  ein  Pfd.  Fleisch  1532  6  Pf., 
1544  7  Pf.,  der  Centner  westphälischer  Schinken  1^46  6^/2^-,  ein  Pfd. 
Speck  1523  1  Gr.,  1532  14  Pf.,  1539  der  Cntr.  4  fl.,  das  Pfd.  11  Pf., 
1566  eine  Speckseite  1  — 3  fl.,  1532  5  Leber-  und  2  Blutwürste  2  Gr. 
6  Pf.,  4  Bratwürste  3  Gr. 
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Vergleichen  wir  die  Schlaehtviehpreise  von  1567  — 1574,  indem 
wir  die  Preise  auf  den  jetzigen  Gcldwerth  reduciren ,  mit  den  heutigen, 
so  ergiebt  sich  folgendes  Resultat: 

Yerhältniss 

Ein  Kalb  v.  4Ö— 45  Pfd.  kostet  1567  24  Sgr.,  1862  4  Thlr.  wie  1  :  5 
ein  Ochse  v.  572  Pfd.  1574  16  Thhr.  24  -  -  90  -  -  1  :  5,35 
eine  Kuh  1572  7  .  _  .  -  40  -  -  1  : 5.72 
ein  Hammel  1572  1  -  12  -  -  6  -  -  1:4,48 
ein  Schwein  V.  100  Pfd.  1567  3  -  14  -  -  I6V2-  -  1:4,76. 
Und  wenn  wir  auf  frühere  Jahre  zurückgehen,  so  kostete 

eine  Kuh  1539  4  Thlr.   6  Sgr.,  1862         40  Thlr.  wie  1 : .  9,51 

ein  Ijähriger  Stier  1539     1    -    12  -  ,     -     10—12    -       -  1:  7,86 

ein  2jähriger  Stier  1539     2    -    24  -        -     24—26    -  -  1 :   8,93 

ein  3jähr.  St.  1539  u.  1567  4    -      6   -        -  36     -  -   1 :   8,57 

ein  4jähriger  Stier  1567     5-18-        -     50—70    -  -   1:10,72. 

Tergleichong  der  Fleiscbpreise 

(nach  neuer  Münze). 

Kalbfl.  Ochsenfl.        Hammelfl.     Schweinefl.      Speck 

1532         6  Pf.  10  Pf.  10  Pf.  12  Pf.        11  Pf. 

1544         8    -  12   -  10    -  14    -  11    - 

1862  2  Sgr.  6  Pf.  4  Sgr.  4  Pf.  3  Sgr.  6  Pf.  5  Sgr.  10  Sgr. 
Es  verhalten  sich  also  die  Fleischpreise  der  Jahre  1532  und  1544 
zu  denen  von  1862  beim  Kalbfleisch  wie  1:4,29,  Ochsenfleiach  wie 
1 : 4,73,  Hammelfleisch  wie  1  : 4,20,  Schweinefleisch  wie  1 : 4,62,  Speck 
wie  1 :  5,47.  Folglich  sind  die  Fleischpreise  noch  nicht  ganz  in  dem 
Verhältniss  gestiegen,  wie  man  aus  den  Schlachtviehpreisen  schliessen 
könnte,  was  offenbar  seinen  Grund  in  dem  seit  jener  Zeit  gesteigerten 
Gewicht  des  Schlachtviehs  hat. 

Für  den  Durchschnittspreis  des  weimarischen  Scheffels  Roggen  im 
16.  Jahrhundert  von  16  Gr.  2V3  Pf.  erhielt  man  1532  und  1544  Kalb- 
fleisch 38V2  PM.,  Ochsenfleisch  24V2  Pfd.,  Hammelfleisch  27  Pfd., 
Schweinefleisch  20%  Pfd.,  Speck  12Vn  Pfd.  Jetzt  erhält  man  für  den- 
selben Seh.  Roggen  nach  dem  heutigen  Durchschnittspreis  von  2  Thlr. 
22  Sgr.  5  Pf.  an  Fleisch  nur:  Kalbfleisch  33  Pfd.,  Ochsenfleisch  19  Pfd., 
Hammelfleisch  23V7  Pfd.,  Schweinefleisch  16>/2Pfd.,  Speck  874  Pfd. 

Zeigt  sich  hierbei  schon ,  dass  die  Fleischpreise  im  Verhältniss  zur 
Brotfrucht  gestiegen  sind ,  so  wird  es  noch  auffallender ,  wenn  man  die 
Schlachtviehpreise  mit  dem  Roggen  vergleicht    Am  auffallendsten  aber 
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wird  das  Yerhältniss  zwischen  dem  bekannten  theuersten  Preise  des 
Roggens  und  dem  damaligen  Viehpreise«  Im  Jahre  1571  nämlich,  wo 
das  erf.  Malter  Roggen  bis  auf  20  fl.  12  Gr.  (=  28  Thlr.  24  Sgr.)  stieg, 
würde  man  dafür  haben  erhalten  können  zusammen  einen  Ochsen  für 
10  fl.,  eine  ansehnliche  Kuh  für  5  fl.,  ein  fettes  Schwein  für  4  fl.,  einen 
Hammel  für  1  fl.  und  ein  Kalb  für  12  Gr.  Nach  den  heutigen  (1862) 
Viehpreisen  würden  die  genannten  fünf  Stücke  90  Thlr.,  40  Thlr., 
24  Thlr.,  6  Thlr.,  4  Thlr.,  zusammen  also  164  Thlr.  kosten,  während 
in  den  theuersten  Jahren  unseres  Jahrhunderts  (1817  und  1847)  das  alte 
erf.  Mltr.  (9%  weim.  Seh.)  noch  nicht  50  Thlr.  gekostet  hat,  eine 
Summe ,  mit  welcher  man  nicht  mehr  als  V»  vom  Werthe  des  alleinigen 
Ochsen  würde  haben  bestreiten  können. 

Im  Werthe  zum  Roggen,  verhalten  sich  nämlich  nach  dem  Durch- 
schnittspreise des  Roggens  im  16.  Jahrhundert  und  demjenigen  von 
1848  —  1861 

einKalbv.  40—45  Pf.  1567=   IVuSch.  18C 
ein  Ochse  v.  572  Pfd.  1574  =  22i%i  - 
eine  starke  Kuh  1572       =z  9Vii     - 
ein  Hammel  1572  =  1^%^   - 

ein  Schwein  V.  100 Pfd.l567=  A^Vn  - 
ein  einjähriger  Stier  1539  i=  IVii  - 
ein  2jähriger  Stier  1539  =  3Vii  - 
ein  3jähr.  St  1539  u.  1567  =  5Vii  - 
ein  4jähriger  Stier  1567  =  V/^i    - 

Folglich  ist  der  Werth  des  Viehes  im  Verhältniss  zur  B^otfrucht 
und  dem  Getreide  überhaupt  bedeutend  gestiegen,  denn  während  beim 
Getreide  die  Verhältnisszahlen  sind  1:3 — 4 ,  so  bei  den  verschiedenen 
Viehgattungen  wie  1  :  5 — 10. 


—   l'VuSch. 

wie 

1 : 1,34 

32»»/«    - 

- 

1 : 1,44 

=  14«V«    - 

w 

1 : 1,53 

-    2%i     - 

- 

1:1,15 

=  6V41      - 

- 

1 : 1,27 

4%i     - 

- 

1 : 2,21 

9%i     - 

- 

1 :  2,39 

-13V«    - 

- 

1:2,30 

=  21'/«     - 

- 

1 : 2,76 
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Die   BChwelzcriache    Bankgesetzgebung. 

Von 

Dr.  Heinrich  Pich, 

l'toffssor  Jtr  Rcrhle  in  Zürich. 

Die  Schweiz  besitzt  sehr  \iele  Banken.  Schon  die  Uebei'sicht, 
welche  in  der  schweizerischen  Eisenbahn-  und  Handekzeitung  vom  14. 
Oct.  dieses  Jahres  enthalten  ist,  zälilt  25  eigentliche  Banken, 
d.h.  grössere  Institute  auf,  welche  sich  mit  den  Operationen  befassen, 
die  man  herkümmlich  im  Gegensatze  zu  dem  gewöhnlichen  Banquier- 
gewerbe  als  Bankoperationen  bezeichnet.  Diese  grösseren  Cre- 
ditinstitutc  sind  fast  sammtlich  gleichzeitig  Depositen-,  Disconto-, 
Leih-  und  Zcttelbanken.  Einige  unter  ihnen,  so  z.  B.  die  Actiengesell- 
schaft  Leu  &  Comp,  in  Ztiricli  und  die  beiden  Creditanstalteu ,  die 
schweizerische  in  Zürich  und  die  deutsch  -  schweizerische  in  St.  Gallen, 
haben  jedoch  bis  jetzt  principiell  die  Emission  von  Noten  aus  dem  Be- 
reiche ihrer  Geschäfte  ausg^^chlosseu.  Alle  diese  gi-össem  Bank-,  resp. 
Creditinstitute  dürften  wolil  als  anonyme  Actiengcsellschaften  zu 
eharakterisiren  sein.  Hie  sind  von  den  betreffenden  Cantonsbehörden 
speciell  concessionirt  und  werden  im  Verkehr  und  in  den  Gerichten  als 
selbstständige  Vermijgenssubjecte ,  als  juristische  Personen  aner- 
kannt. Mehrere  unter  denselben ,  welche  den  Namen  Cantonal- 
bankcn  führen,  sind  geradezu  durch  die  Regierung  des  betreffenden 
Cantons  in's  Leben  geiiifen  und  werden  unter  Mitwirkung  von  Kegie- 
rungsorganen  verwaltet,  so  z.  B.  die  aargauische  Bank ,  welche  in  Folge 
einer  ausdrücklichen  Bestimmung  in  der  Verfassung  (§.  29)  im  Jahre 
1854  gegründet  wurde,  die  Banque  Cantonale  du  Yalais,  Banque  Can- 
tonale  i'ribourgeoise ,  Neuchateloise ,  Vaudoise  u.  s,  w.  Aber  auch  diese 
Cantonalbanken  sind  ihrem  juristischen  Wesen  nach  Privatunterneh- 
mungen, recht  eigentliche  Actienbanken ,  bei  denen  nur  der  Staat  als 
Vermögenssubject  der  wichtigste  Theilnehmer,  Actienzeichner  ist,  indem 
ei'  einen  bedeutenden  Theil  des  gesammten  Gründungscapitals ,  so  z.  B. 
in  Aargau  und  Waadt  die  Hälfte,  als  Actionär  den  Statuten  gemäss 
zu  übernehmen  hat.  Ein  ausschliessliches  Bankprivilegium  in  dem 
äinne ,  dass  neben  der  Caatonalbank  die  Bankoperationen  weder  von 
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Privaten,  noch  von  neu  sich  bildenden  anderen  Actiengesellschaften 
betrieben  werden  dürften,  steht,  soviel  bekannt  ist,  keiner  derselben 
zur  Seite. 

Ueber  den  Umfang  dieser  schweizerischen  Banken  kann  man  sich 
einen  ungefähren  Begriff  machen,  wenn  man  bedenkt,  dass  nach  der 
oben  erwähnten  Uebersicht  das  Actiencapital  dieser  25  grösseren  Banken 
über  120,000,000  Fr.  beträgt,  und  dass  in  dieser  Uebersicht  eine  ganze 
Reihe  erst  in  neuester  Zeit  gegründeter  Banken,  wie  die  schaff  hauser, 
die  graubündener  und  die  winterthurer,  noch  nicht  eingeschlossen  sind. 
Will  man  bankähnliche  Institute  von  mehr  localem  Verkehre,  die  unter 
dem  Namen  Spar-  und  Leiheassen  an  sehr  vielen  Orten  in*s  Leben  ge- 
treten sind,  mit  zu  den  schweizerischen  Banken  rechnen,  so  dürfte  wohl, 
vielleicht  mit  Ausnahme  von  Schottland  und  Nordamerika,  kein  Land 
der  Erde  mit  der  Schweiz  in  der  auf  die  Bevölkerung  repartirten  An- 
zahl der  Banken  wetteifern  können. 

Doch  fehlt  es  bis  zur  Stunde  noch  ganz  und  gar  an  einer  für  die 
ganze  Schweiz  geltenden  Bankgesetzgebung ,  und  auch  die  Gesetzgebung 
der  einzelnen  Gantone  hat '  nur  hier  und  da  ganz  vereinzelte  Normen 
über  das  Bankwesen  aufgestellt. 

Für  die  ganze  Schweiz  kann  schon  deshalb  nicht  von  einer  einheit- 
lichen Bankgesetzgebung  die  Rede  sein,  weil  das  Bankwesen  gar  nicht 
zu  den  der  Gentralgewalt  in  der  Bundesverfassung  vorbehaltenen  Gegen- 
ständen gehört.  Zwar  ist  das  Münzwesen  nach  der  Bundesverfassung 
vom  12.  Sept.  1848  Bundessache  und  durch  besondere  Bundesgesetze 
regulirt,  aber  glücklicher  Weise  hat  der  bisweilen  von  Juristen  und 
Nationalökonomen  aufgestellte  Satz,  dass  die  auf  Inhaber  lautenden 
Zahlscheine  als  eine  Art  von  Geld  in  den  Bereich  des  Münzregals  zu 
ziehen  und  daher  wenigstens  alle  Zettelbanken  der  Verfügung  des  In- 
habers des  Münzregals  unterworfen  seien,  bis  zur  Stunde  in  der  Schweiz 
weder  bei  Bundes-  noch  bei  Cantonalbehörden  Anklang  gefunden. 

Auch  von  eidgenössischen  Concordaten  über  Bankverhältnisse  ist 
bis  jetzt  noch  nie  die  Rede  gewesen,  obwohl  sich  hiezu  bei  dem  regen 
Verkehr  zwischen  den  einzelnen  Cantonen ,  bei  dem  Circuliren  der  Noten 
von  Banken  des  einen  Cantons  in  den  Nachbarcantonen  nach  den  Er- 
fahrungen, die  in  anderen  Ländern  gemacht  sind,  Veranlassung  hätte 
darbieten  sollen.  In  der  Schweiz  hat  sich  bis  jetzt  keinerlei  Missstand 
gezeigt,  der  anderswo  aus  dem  Ueberschwemmen  des  einen  Landes  mit 
papiernen  Zahlmitteln  des  andern  "befürchtet  wird.  Obwohl  die  Noten 
der  Banken  anderer  Cantone  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  die 
Noten  des  eigenen  Cantons  auf  Geltung  als  Zahhnittel  im  Privatverkehr 
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gesetzlichen  Ansprach  haben,  so  ist  bis  jetzt  nirgends  ein  solches 
Ueberschwemmen  mit  fremden  Noten  bemerkbar  gewesen.  Nirgends 
können  Banknoten ,  namentlich  auch  nicht  die  Noten  der  s.  g.  Cantonal- 
banken  zu  Folge  einer  allgemein  verbindlichen  Gesetzesbestimmung 
vom  Debitor  seinem  Greditor  zu  ihrem  Nennwerthe  Uls  Zahlung  auf- 
gedrungen werden.  Ueberall  aber  werden  thatsächlich  Noten 
der  Banken  des  eigenen  Gantons  und  der  Nachbarcantone  von  Creditoren 
an  Zahlungs  statt  angenommen.  Wenn  in  den  Statuten  einzelner  Can- 
tonalbanken ,  so  z.  B.  in  §  39  des  aargauer  Grossrathsdecrets  »über 
Errichtung  einer  Leihbank  in  Verbindung  mit  einer  »cantonalen  Erspar- 
nisscasse  für  den  Ganton  Aargau«  gesagt  ist,  dass  die  Noten  von  aUen 
öffentlichen  Verwaltungen  und  Gassen  des  Gantons  nach  ihrem  Nenn- 
werthe  als  Zahlung  angenommen  werden,  so  liegt  darin  nicht  von  Feme 
eine  gesetzliche  Zwangscursverleihung,  wie  sie  so  oft  in  grösseren  Staaten 
vorkommt.  Eine  solche  Bestimmung  ist  im  Grunde  genommen  nichts 
weiter,  als  eine  contractliche  Verpflichtung,  eine  Art  von  Bürgschaft, 
weldie  der  Staat  als  Vermögenssubject  in  seinem  eigenen  Interesse 
übernimmt ,  um  der  Bank ,  deren  vornehmster  Actionär  er  ja  ist ,  gros- 
sem Gredit  zu  verschaffen.  Von  der  Art  und  Weise,  wie  thatsäch- 
lich, ohne  allen  gesetzlichen  Zwang,  die  meisten  schweizerischen  Banken 
ihren  Noten  auch  ausserhalb  des  Gantons ,  in  dem  sie  ihren  Sitz  haben, 
Anerkennung  als  Zahlungsmittel  zu  verschaffen  wussten,  gewährt  ein 
deutliches  Bild  die  Instmetion,  welche  die  Verwaltung  der  schweizeri- 
schen Nordostbahn  ihren  Gassebeamten  hinsichüidi  der  Annahme  von 
schweizerischen  Banknoten  beim  BiUetverkauf  ertheilt  hat.  Hiemach 
sind  die  Gassen  der  Nordostbahn  geradezu  angewiesen,  die  Noten  der 
thurgauer,  st.  galler,  glamer,  Züricher,  aargauer,  solothumer,  berner, 
baseler,  neuenburger,  waadter,  walliser  und  der  beiden  genfer 
(Comptoir  d'Escompte  und  Banque  g^n^rale)  Zettelbanken  als  Zahlung 
anzunehmen.  Ausdrücklich  untersagt  ist  denselben  nur  die  Annahme 
der  tessiner  und  freiburger  Banknoten. 

Bei  diesem  regen,  weit  über  die  Grenzen  des  einzelnen  Gantons 
hinausreichenden  Verkehr  mit  Banknoten  ist  es  eine  auffallende  Er- 
scheinung, dass  sich  bis  jetzt  noch  keinerlei  Missbräuche  fühlbar 
gemacht  haben.  Während  ntan  so  oft  von  Münzfälschungen  liest,  die 
zur  Gognition  der  Gerichte  kommen,  hat  man  bis  jetzt  noch  wenig 
oder  gar  nichts  von  Banknotenfalschungen  gehört.  Ebensowenig  hat 
bis  jetzt  etwas  von  Zahlungseinstellungen  einzelner  Banken  verlautbart, 
durch  welche  Notenbesitzer  zu  Schaden  gekommen  wären.  Vielleicht 
bleibt  auf  die  Dauer  auch  die  Schweiz  nicht  von  solchen  Uebeln  ver- 
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schont,  und  dann  dürfte  ohne  Zweifel  die  Zeit  gekommen  sein,  wo  sich 
der  gänzliche  Mangel  eines  Organs  für  eine  eidgenössische  Bank- 
gesetzgebung fühlbar  machen  wird,  und  daher  diejenigen  Gantone, 
welche  am  meisten  in  wechselseitigem  Notenverkehr  stehen,  sich  ver- 
anlasst sehen  werden,  durch  eidgenössische  Goncordate  abzuhelfen. 

Gegenwärtig  ist  dies  Stadium,  das  hoffentlich  noch  recht  lange 
auf  sich  warten  lassen  wird,  noch  nicht  eingetreten,  und  es  hat  sich 
daher  eine  Darstellung  der  schweizerischen  Bankgesetzgebung  auf  die 
Mittheilung  der  wenigen  ganz  isolirten  Bestimmungen,  welche  ein- 
zelne Gantone  in  Beziehung  auf  das  Bankwesen  erlassen  haben ,  zu 
beschenken. 

Von  Bestimmungen,  welche  direct  für  das  Bankwesen  gegeben 
sind,  welche  ausdrücklich  für  alle  gegenwärtigen  und  künftigen 
Bankanstalten  eines  Gantons  erlassen  sind,  findet  sich,  soviel  ich  in 
Erfahrung  bringen  konnte,  mit  einziger  Ausnahme  des  Gantons  Zürich 
und,  sofern  man  das  erst  am  1.  September  1862  in  Kraft  getretene 
Gesetzbuch  Graubündens  mit  in  den  Kreis  dieser  Betrachtungen  ziehen 
will,  mit  Ausnahme  Graubündens,  nirgends  eine  Spur.  Die  Verhältnisse 
der  bestehenden  Banken  sind  durch  die  von  den  betreffenden  Behörden- 
des  Gantons  geprüften  und  genehmigten  Statuten  speciell  regulirt,  und 
es  ist  dem  Ermessen  der  Behörden  anheimgegeben,  bei  neu  sich  bil- 
denden Banken,  wenn  diese  überhaupt  aus  irgend  welchen  Gründen 
es  für  nothwendig  oder  angemessen  finden,  eine  Mitwirkung  und  Ge- 
nehmigung der  Behörden  in  Anspruch  zu  nehmen,  das  Geeignete  vor- 
zukehren. Nirgends  mit  Ausnahme  der  Gantone  Zürich  und  Graubünden 
ist  eine  solche  Mitwirkung  der  Staatsbehörden  für  eine  neu  sich  bildende 
Bank,  als  solche,  d.  h.  lediglich  wegen  der  besondern  Beschaffenheit 
der  geschäftlichen  Operationen,  durch  die  sie  unter  den  Begriff  einer 
Bank  fällt,  gesetzlich  vorgeschrieben.  Wenn  dennoch  wohl  überall  bei 
einer  neu  sich  bildenden  Bank  ebenso  wie  bei  sämmtlichen  bis  jetzt 
bestehenden  eine  Mitwirkung  des  Staats,  eine  Bestätigung  des  Opera- 
tionsplanes nachgesucht  werden  wird,  so  hat  dies  seinen  Grund  in 
Gesetzen,  die  für  ßechtsformen  gegeben  sind,  die  mit  dem  eigentlichen 
Begriffe  der  Bank  in  keinem  noth wendigen  Zusammenhange  stehen, 
die  aber  thatsächlich  für  das  Blühen  und  Gedeihen  einer  Bank 
nicht  leicht  entbehrt  werden.  Es  sind  dies  die  Rechtsformen,  unter 
denen  eine  juristische  Persönlichkeit  und  insbesondere  die  für  die  Banken  " 
wichtigste  Art  derselben,  die  anonyme  Actiengesellschaft  in's  Leben 
treten  kann.  Wollte  sich  eine  Bank  —  und  begrifflich  würde  dagegen 
gewiss  nichts  einzuwenden  sein  —  in  der  Weü^e  bilden,    dass  ein 
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einzelner  Capitalist,  oder  ein  in  den  Formen  einer  ganz  gewöhn- 
lichen Collectlv  -  oder  Commanditengesellschaft  zusammentretender 
Verein  von  Capitalisten  für  seine  Rechnung  und  Gefahr  die  geschäft- 
lichen Operationen  (Annahme  von  Depositen ,  Discontiren  von  Wechseln, 
Ausleihen  auf  Faustpfander ,  Emission  von  Zablungsversprechen ,  die  auf 
Inhaber  und  auf  Sicht  lauten  u.  s.  w.)  unternimmt,  die  herkömmlich 
den  Begriff  einer  Bank  ausmachen :  so  würde  dagegen  auch  vom  Stand- 
puncto  der  bestehenden  Cantonalgesetzgebungen,  mit  einziger  Ausnahme 
von  Zürich  und  Bünden,  nichts  eingewendet  werden  können.  Der  Ope- 
rationsplan und  dessen  Ausführung  würde  dem  freien  Ermessen  der 
Gründer  und  Eigenthümer  eines  solchen  Instituts  so  lange  anheimgegeben 
bleiben,  bis  entweder  die  Uebertretung  irgend  eines  bestimmten  Straf- 
gesetzes, so  z.  B.  der  noch  überall  in  der  Schweiz  zu  Recht  beste- 
henden Wucherverbote,  ein  Einschreiten  der  richtenden  Gewalt  zur 
Folge  hätte,  oder  bis  die  gesetzgebende  Gewalt  sich  veranlasst  sähe, 
ex  post  die  Organe  der  Administrativgewalt  zu  einem  Einschreiten  zu 
ermächtigen.  In  der  That  sollen  hier  und  da^  so  z.  B.  von  Marquard 
&  Comp,  in  Bern,  dergleichen  Versuche,  die  eigentlichen  Bankopera- 
tionen, so  namentlich  die  Emission  von  Banknoten,  ohne  Creirung 
einer  vom  Staate  genehmigten  juristischen  Persönlichkeit  zu  betreiben, 
nicht  ganz  ohne  Erfolg  gemacht  worden  sein. 

Wenn  dagegen  die  Gründer  und  Eigenthümer  einer  Bank,  d.  h. 
diejenigen,  welche  den  Gewinn  aus  Bankoperationen  beziehen,  sich 
nicht  den  Verpflichtungen  mit  ihrer  Person  und  ihrem  Vermögen  unter- 
ziehen wollen,  welche  die  gewöhnlichen  Gesellschaftsformen  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  nach  sich  ziehen,  wenn- sie  die  von  ihnen  mit 
ganz  b&stimmten  scharf  abgegrenzten  Summen  dotirte  Bank  den  Cre- 
ditoren  gegenüber  als  ein  selbstständiges  Vermögenssubject  hinstellen 
wollen,  für  das  Niemand  mit  seinem  gesammtcn  Yennögen,  seiner 
Person  und  seinem  guten  Namen  einzustehen  braucht,  dann  bedürfen 
sie  so  ziemlich  überall  in  der  ganzen  Schweiz  entweder  der  Mitwirkung 
derjenigen  Regierungsorgane,  welchen  ein-  und  für  allemal  durch  Gesetz 
,die  Constituirung  anonymer  Gesellschaften  übertragen  ist,  oder  eines 
speciellen  Actes  der  gesetzgebenden  Gewalt,  eines  Individualgesetzes. 
Das  Erstere  ist  der  Fall  im  Canton  Bern  laut  Gesetz  vom  12.  Dec.  1860, 
im  Canton  Neuenburg  laut  D^cret  concernant  les  soci^t^s  anonymes  vom 
3.  Dec  1852,  im  Canton  Solothurn  laut  Art.  1218  des  Gesetzbuchs  vom 
2.  März  1847  und  in  denjenigen  Cantonen,  in  welchen  der  Art  37  des 
Code  de  commerce  recipirt  ist,  so  in  Waadt,  Freiburg  und  Genf.  Wo 
es  an  dergleichen  gesetzlichen  Bestimmungen  fehlt  und  wo  auch  nicht 
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eine  feststehende  Praxis  für  den  von  der  gemeinrechtlichen  Theorie  be- 
haupteten Satz,  dass  Actiengesellscfaaften  ohne  Staats genehmigung 
wirksam  in's  Leben  treten  können,  nachgewiesen  werden  kann,  da  dürfte 
es  mindestens  höchst  zweifelhaft  sein,  ob  die  Gründer  einer  anonymen 
Actiengesellschaft  ohne  einen  besondem  Act  der  gesetzgebenden  Gewalt 
ihren  Zweck,  schlechterdings  nur  mit  ihren  zum  Voraus  fixirten  Bei- 
trägen für  die  Schulden,  die  in  ihrem  Interesse  angeknüpft  werden, 
einstehen  zu  müssen,  erreichen  können.  Eine  der  Privatautonomie  hin- 
sichtlich der  Gründung  von  anonymen  Actiengesellschaften  günstige 
Praxis  dürfte  vielleicht  einzig  und  allein  im  Canton  St.  Gallen,  wo 
ziemlich  viele  anonyme  Actiengesellschaften  ohne  alle  Mitwirkung  des 
Staats  in's  Leben  getreten  sind  und  von  den  Gerichten  als  solche  an- 
erkannt werden,  nachweisbar  sein.  Bis  zu  dem  citirten  Gesetz  vom 
3.  Dec.  1852  stand  diese  Privatautonomie  auch  im  Ganton  Neuenburg 
theils  durch  älteres  Gewohnheitsrecht,  theils  durch  gesetzliche  Bestim- 
mungen Xvgl-  meine  Kritische  Uebersicht  der  schweizerischen  Handels- 
und Wechselgesetzgebung.  Erlangen,  bei  Ferdinand  Enke.  1862.  S.  31) 
ausser  Zweifel. 

Im  Canton  Graubünden  ist  die  Gründung  anonymer  Actiengesell- 
schaften zwar  im  Allgemeinen  in  den  §§  448  und  449  des  am  1.  Sept. 
1862  in  Kraft  getretenen  Civilgesetzbuchs  der  Privatautonomie  anheim- 
gegeben; sofern  sie  aber  Bankoperationen  bezwecken,  unterliegen  sie 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Creditinstitute  nach  §  94  dieses  Gesetzbuchs  der 
Genehmigung  und  Aufsicht  der  Regierung. 

Dieser  §  94,  überschrieben  »Creditinstitute«,  hat  offenbar  den 
Zweck,  alle  Banken  und  ähnliche  Institute,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Frage ,  ob  sie  überhaupt  von  einem  Actien  -  oder  sonstigen  Vereine  ge- 
gründet sind,  und  wie  dieser  Verein  organisirt  ist,  einzig  und  allein 
wegen  der  möglichen  Missbräuche,  zu  welchen  dergleichen  Institute  Ge- 
legenheit bieten,  einer  speciellen  Gontrole  der  Regierung  zu  unterziehen. 
Da  er  zu  den  wenigen  Bestimmungen  gehört,  die  überhaupt  die 
Banken,  als  solche,  berühren,  so  mag  er  hier  vollständig  seine 
Stelle  finden: 

»Auf  den  öffentlichen  Credit  berechnete  Institute,  mögen  sie  auf 
»  einem  Gesellschaftsvertrage  beruhen  oder  zu  den  Stiftungen  gehören 
»(Banken,  Sparcassen,  Credit-,  Leih-  und  Rentenanstalten  u. s.  w.)» 
»sind  in  ihren  Beziehungen  zu  Dritten  als  privatrechtliche 
»juristische  Personen  anzusehen,  unterliegen  jedoch  insofern  der 
»  Genehmigung  und  Aufsidit  der  Regierung ,  als  diese  ihnen  jeder- 
»  zeit  den  Nachweis  darüber  abverlangen  kann,  dass  sie  auf  solider 
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>  Grundlage  ruhen  und  die  zu  Erfüllung  der  zu  übernehmenden 
»oder  übernommeuen  Verpflichtungen  erforderliche  Gewähr  bieten. 
» Sollten  sie  diesen  Nachweis  nicht  leisten,  so  kann  die  Kegieruug, 
» sei  es,  ihnen  ihre  Genehmigung  versagen,  sei  es,  wenn  sie  schon 
» bestehen ,  auf  Abhülfe  dringen  oder  nöthigenfalls  ihre  Aufhebung 
»  und  Liquidation  beschliessen.  Handelt  es  sich  um  auswärtige  An- 
» stalten,  so  kann  ihnen  die  Agentur  im  Canton  untersagt  oder  an 
»Bedingungen  geknüpft  werden.« 

lieber  die  Maximen,  nach  welchen  die  Frage  über  die  solide 
Grundlage  zu  bemessen  ist ,  ob  z.  B.  bei  einer  Zettelbank  die  Hälfte 
oder  V3  der  emittirten  Noten  durch  Baarvorräthe  gedeckt  sein  müsse, 
u.  s.  w. ,  fehlt  es  auch  in  diesem  specieU  die  Banken  betreffenden  Ge- 
setze an  jeder  bindenden  Bestimmung.  Die  Regierungsbehörden  des 
Cantons  Graubünden  haben  in  dieser  Beziehung  ebenso  freie  Hand  wie 
in  den  andern  Gantonen,  wenn  sie  beim  Nachsuchen  einer  Bank  um 
Anerkennung  als  anonyme  Actiengesellschaft  in  den  Fall  kommen,  «ich 
diese  Frage  vorzulegen.  Es  wird  daher  immer  darauf  ankommen, 
welchen  bankpolitischen  Ansichten  die  jeweilige  Mehrheit  der  betreffen- 
den Behörden  huldigt. 

Ganz  dasselbe  gilt  auch  im  Ganton  Zürich,  der  sich,  soviel  ich 
ermittehi  konnte,  der  relativ  vollständigsten  Bankgesetzgebung  erfreut. 
Im  Canton  Zürich  sind  die  Banken  noch  weit  bestimmter,  als  durch  den 
citirten  Paragraphen  des  bündner  Gesetzbuchs,  ganz  abgesehen  davon,  ob  sie 
als  anonyme  Actiengesellschaften  constituirt  sind  oder  nicht,  einer  gewissen 
Controle  der  Regierung  unterworfen.  Der  §  8  des  Wuchergesetzes  vom 
17.  Christmonat  1832  verfügt:  »Anstalten,  welche  gewerbsmässig  Geld 
>  auf  Zinsen  ausleihen ,  bedürfen  zu  ihrer  Errichtung  der  Bewilligung 
»  des  Regierungsrathes.  Diesem  sind  die  Statuten  oder  die  Bedingungen, 
»unter  welchen  die  Darlehen  angeboten  werden,  vorzulegen.  Einer 
»  solchen  anerkannten  Anstalt  ist  gestattet,  abgesehen  von  dem  Zinsfusse 
»zu  5  Vo j  för  ihre  Geschäftsbesorgung  noch  V2 Vo  monatliche  Provision 
»  zu  beziehen.  Der  Regierungsrath  ist  befugt,  seine  Bewilligung  zurück- 
» zuziehen,  sobald  die  Statuten  von  der  Anstalt  nicht  gehalten  werden. 
»Anstalten  dieser  Art  sind  dem  Ragionenbuche  einzuverleiben  und  ver- 
» bunden ,  über  ihr  Geschäft  vollständige  und  genaue  Bücher,  nach  den 
»  Regeln  der  kaufmännischen  Buchhaltung  zu  führen.  Der  Mangel  einer  sol- 
»  chen  Buchführung  zieht  den  Verlust  der  im  Eingange  dieses  Paragraphen 
»erwähnten  Bewilligung  und  eine  Busse  von  50  bis  1000  Fr.  nach  sich.« 
Wenn  eine  Bank  den  Charakter  einer  anonymen  Actiengesellschaft 
hat,  so  ist  sie  auch  in  dieser  Eigenschaft  schon  nach  §  6  des  Gesetzes, 
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betreffend  das  Ragionenwe?en ,  vom  25.  Horbstmonat  1835  und  nach 
§§  22.  23.  44.  45  und  1342  des  privatrechtlichen  Gesetzbuchs  des  Cantons 
Zürich  der  Controle  des  Regierungsrathes  unterworfen.  Sie  bedarf  als 
anonyme  Actiengesellschaft  nach  §  6  des  citirten  Gesetzes  einer  »Autori- 
»sation  des  Regierungsrathes,  für  deren  Ertheilung  die  Vorlegung  der 
»Statuten,  wovon  ein  Exemplar  bei  der  Handelskammer  aufbewahrt 
» wird,  und  die  Ausweisung  über  ihre  ökonomischen  Krtäfte  erforderlich 
»ist.  Der  diesfällige  Beschluss  wird  auf  eingeholtes  Gutachten  der 
» Handelskannner  erlassen.«  Nach  §  44  des  Gesetzbuchs  ist  auch  für 
die  Auflösung  ein  Beschluss  des  Regierungsrathes  erforderlich,  und  nach 
§  45  kann  die  Regierung  auch  während  ihrer  Dauer;  wenn  sie  sich  als 
eine  »entartete  oder  den  Credit  oder  andere  öffentliche  Interessen  ge- 
fährdende Corporation»  darstellt,  auf  dieselbe  reformirend  einwirken. 
Dagegen  steht  dem  Regierungsrathe  im  Canton  Zürich  keineswegs  in 
ähnlicher  Weise,  wie  in  Grauböuden,  die  Befugniss  zu,  im  äussersten 
Falle  die  gänzliche  Auflösung  und  Liquidation  zu  beschliessen.  Zu  diesem 
äussersten  Schritte  ist  im  Canton  Zürich  nach  §  48  des  Gesetzbuchs  nur 
der  Grosse  Rath  ermächtigt,  und  auch  dieser  nur,  wenn  die  Bank  sich 
als  eine  unerlaubte  oder  unsittliche  oder  gemeinschädliche  Corpora- 
tion dai'stellen  würde,  also  jedenfalls  nicht,  wenn  sie  gar  nicht  als 
anonyme,  sondern  als  gewöhnliche  Handelsgesellschaft  organisirt  ist. 

Will  eine  Bank  Papiere  auf  den  Inhaber  in  grösserer  Anzahl  emit- 
tiren,  so  bedarf  sie  für  diese  Operation  nach  §  1100  des  privatrecht- 
lichen Gesetzbuchs  des  Cantons  Zürich  »der  vorherigen  Erlaubniss  und 
»unterliegt  der  Controle  der  Regierung.«  Sollen  dergleichen  Papiere 
als  Privatpapiergeld  wirken  oder,  mit  anderen  Worten,  ist  die  Bank 
eine  Zettelbank ,  so  bedarf  sie  sogar  nach  §  1097  des  Gesetzbuchs  »der 
»Genehmigung  des  Grossen  Rathes  und  unterliegt  der  fortdauernden 
»Aufsicht  des  Regienmgsrathes.«  Bei  diesen  beiden  Beschränkungen 
der  Bankfreiheit  ist  esvollkommen  gleichgültig,  wie  die  Bank  organisirt 
ist;  die  Operationen  der  Emission  von  Banknoten  und  anderen  massen- 
haften Inhabeipapieren  unterliegen  als  solche,  gleichviel  ob  sie  von 
einer  oder  mehreren  physischen  Personen,  oder  von  einer  juristischen 
Pereon  unternommen  werden,  diesen  in  den  §§  1097  u.  1100  des  Gesetz- 
buchs enthaltenen  Beschränkungen.  Ucber  die  bankpolitischen  Principien, 
nach  welchen  der  Grosse  Rath,  resp.  Regierungsrath  des  Cantons  Zürich 
bei  den  erforderlichen  Genehmigungen  und  der  fortwährenden  Controle 
zu  verfahren  habe,  findet  sich  nirgends  eine  gesetzliche  Bestimmung. 
Es  ist  demnach  auch  diese  relativ  vollständigste  Bankgesetzgebung  des 
Cantons  Zürich  gegenüber  dem ,  was  man  in  England  und  Nordamerika 
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sich  unter  einer  Daukgosctzgcbung  vorzustellen  pfiegt,  etwas  höchst 
Lückeiihfiffep. 

Schliesslich  mag  hier  noch  eine  gesetzliche  Bestimuiung  des  Cantons 
Genf  erwähnt  werden,  welche  zwar  durchnas  nicht  für  Banken,  als 
solche,  erlassen  ist,  die  aber  für  die  Banken,  weil  sie  re;:elmiissig  als 
juristische  Personen  organisirt  sind,  von  der  grössten  Wichtigkeit  ist. 
Ein  Gesetz  vom  27.  Aug.  1849  des  Cantons  Genf  verbietet  allen  aus- 
wärtigen juristischen  Personen  (soci^tfe  anonymes,  fondations  ou  cor- 
porations  (Strang&res),  sofern  sie  nicht  eine  spccielle  Staatsgenehmiguug  im 
Canton  Genf  ausgewirkt  haben,  den  Betrieb  ihrer  Geschäfte  beiMeidung 
von  500  Fr.  und  im  Wiederholungsfalle  von  1000  bis  10,000  Fr.  Strafe. 

Als  Resultat  dieser  Betraditungen  dürfte  sich  demnach  Folgendes 
ergeben : 

1)  Es  ist  in  der  Schweiz  von  einer  Bankgesetzgebung  in  dem  Sinne, 
dass  ein-  und  für  allemal  bestimmte  bankpolitisclie  Maximen  für 
die  Controlirung  liostchender  und  Zulassung  neuer  Banken  vorge- 
schrieben worden,  nirgends  die  Rede, 

2)  Eine  Beschränkung  der  Bankfrejheit,  d.  h.  ein  Eingreifen  der  Staats- 
behörden hei  Errichtung  und  Leitung  der  Banken  ergibt  sich  da- 
gögen  so  ziemlich  ßberall  durch  das  Bedilrfuiss  derselben,  von  Seiten 
der  Cantonalbehördon  die  Anerkennung  als  juristische  Petsonen,  als 
anonyme  Actiengcsellschaften  auszuwirken. 

3)  Eine  weiter  gehende  Beschränkung  der  Bankfreiheit  in  dem  Smne, 
dass  für  gewisse  Bankoperationen,  so  z.B.  die  Emission  von  Banknoten, 
auch  wenn  sie  von  gewöhnlichen  Privatpersonen  betrieben  werden,  eine 
spedelle  Mitwirkung  der  Staatsgewalt  vorgeschrieben  ist,  lasst  sich  nur 

-       in  wenigen  Cantonen,  so  z.  B.  im  Canton  Zürich,  nachweisen. 

^  €i  Die  den  einzelnen  Cantonsbchörden  vermöge  dieser  Bescliränkungen  zu- 
stehenden Einmisclmngshefngnisse  werden,  wie  sich  aus  der  grossen 

.'  ■     Anzahl  bestehender  Banken  ergibt,  in  sehr  liheralem  Sinne  gchandhaht, 

und  es  sind  bis  zur  Stunde  begründete  Klagen  weder  von  Seiten  der 

■  -■_.     Banken  über  allzu  strenge,  noch  viel  weniger  von  Seiten  dea  Publicums 

über  allzu  la.te  Handhabuug  dieser  Kegierungäbefugnisse  laut  geworden. 


n. 

Cewcrbeordnuns  für  danOroHaherzoBthniu 
Snclisen-Wriuinr-ISIseiiach 

Tom  30.  April  I8B2. 
§.    t.     Umfang  dei  Ocsatiee. 
Diiaei    GesrU  Icidel   Annendung    nuf   Blle  gDiveibemässig  belricbeni?  Beidiäili- 
gaoBW  mit  lelgendtn  AuBotboien : 
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Ackerbau,  Tiehzucbt,  Forstwirthschaft,  Gartenbao,  Weinbaa    ood  die   mit 
deren  Betriebe  Yerbundenen,    im  Wesentlichen  auf  Verarbeitung  selbst  erzeug-, 
ten    Roh  -  Materials    beschränkten    Nebengewerbe;    die    zu   einzelnen  solchen 
Nebengewerben  nach    älteren   Bestimmungen  erforderliche  Concession   kommt 
in  Wegfall; 

Bergbau,  sowohl  der    Regal- Bergbau,  sammt  den  nach  dem  Berggesetze 
damit  verbundenen  Anstalten,  als  der  Bergbau  auf  dem  Regal  nicht  unter- 
worfene Fossilien; 
die  advocatorische  und  Notariats  -  Praxis ; 

die  Ausübung  der  Heilkunde  (einschliesslich  der  Errichtung  von  Privat- 
Heilanstalten)  und  der  Thierheükunde ;  das  Apotheker -Gewerbe,  die  Erzeugung 
känstlicher  Mineral  -  Wässer  (einschliesslich  der  Errichtung  von  Trinkanstalten 
für  solche)  und  der  Handel  n\it  Arznei  - Waaren  und  Giften,  die  Thäligkeit 
der  Hebammen  und  des  sonstigen  ärztlichen  Hülfs  -  Personals  und  der  Leichen- 
wäscher ; 

der  Privat -Unterricht  und  die  auf  solchen  und  auf  Erziehung  sich  bezie- 
henden Anstalten; 

die  lilterarische  Thäligkeit,  die  Ausübung  der  schönen  Künste,  die  Thäligkeit 
der  Ingenieure  und  Geometer; 
Eisenbahnunternehmungen ,  Telegraphen  und  Posten ; 
die  Fähranstalten  an  öffentlichen  Flüssen; 
die  Flösserei  auf  öffentlichen  Flüssen ; 
die  Ausübung  des  Münz  -  Regals  ; 
die  Fabrication  und  der  Verkauf  der  Spielkarten; 

der*  Handel  mit  den  dem  landesherrlichen  Salzverkaufs -Rechte  unterliegen- 
den salinischen  Producten; 

der  Vertrieb  von  Lotterie -Loosen. 
Hinsichtlich  derjenigen  gewerbemässigen   Beschäftigungen,  auf  welche  die  Ge- 
werbeordnung Anwendung  nicht  leidet,  bewendet  es  bei  den  darüber  bestehenden 
Bestimmungen. 

Die  im  §.  38  der  Gewerbeordnung  enthaltene  Bestimmung  jedoch  leidet  auch 
auf  die  hier  vorstehend  ausgenommenen  Gewerbe  Anwendung. 

§.  2. 
Gewerbsunternehmungen  des  Staates  oder  der  Hofhaltung,    die  zu  denselben 
gehörigen  Anlagen   und  die  bei  denselben  beschäftigten  Arbeiter  sind  nur  den  Be- 
stimmungen der  §$.  24  bis  36 ,   des  ganzen   dritten  Abschnittes ,  der  §§.  77  bis  79 
und  des  fünften  Abschnittes  unterworfen. 

Auf  die  in  Militär  -  Etablissements  als  Arbeiter  beschäftigten  Soldaten,  ingleicben 
auf  die  Beschäftigung  der  in  Straf-  und  Besserungs  -  Anstalten  detinirten  Personen, 
leiden  auch  diese  Bestimmungen  keine  Anwendung. 

Erster  Abschnitt. 
Von  derBefugniss  zum  Gewerbebetriebe  und  deren  Erwerbung. 

§.3.    Freiheit  des  Oewerbebetriebes* 
Der  selbstständige  Betrieb  eines  jeden  Gewerbes,  welches  im  Folgenden    (§§. 
8  bis  40)  nicht  ausdrücklich  an  die  vorgäugige  Erfüllung   gewisser  Bedingungen  ge- 
knüpft ist,  steht  unter  Beobachtung  der  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Yorscbrifien 
jedem  dispositionsfähigen  Inländer,  welcher  das  yier  und  zwanzigste  Leben^abr  voll- 
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endet  hat,  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  und  ohne  BescbrSnkangen  in  der 
Wahl  des  Ortes  frei ;  dafern  er  nur  bei  der  Niederlassung  an  einem  Orte ,  in  welchem 
er  nicht  heimathsberechtigt  ist,  auf  Verlangen  einer  der  Gemeindebehörden  einen 
Heimathschein  und  ein  gutes  Leumundszeugniss  beibringt  (§.  44). 

§.  4.    Ausnahmen  von  der  Altersbeschrftnkimg* 

Zum  Eintritt  durch  Erbgang  in  einen  bereits  bestehenden  selbststindigen  Ge- 
irerbebetrieb  genügt,  in  Beziehung  auf  das  Lebensalter  des  Eintretenden,  der  Nach- 
weis des  vollendeten  ein  und  zwanzigsten  Jahres  oder  der  erlangten  Mündigkeitser- 
klärung. 

Den  Bezirks 'Directoren  steht  das  Recht  zu,  von  dem  im  §.  3  vorgeschriebenen 
Erfordernisse  des  vollendeten  vier  und  zwanzigsten  Lebensjahres  für  Beginn  eines 
selbstitandigen  Gewerbebetriebes  in  besonderen  unbedenklichen  Fällen  bis  auf  das 
vollendete  ein  und  zwanzigste  Lebensjahr  zu  dispensiren. 

§.   5.    Anmeldnngspflieht 

Wer  an  irgend  einem  Orte  des  Landes  ein  Gewerbe  zu  treiben  beabsichtiget, 
hat  davon  dem  Gemeindevorstande  Anzeige  zu  machen. 

Diese  Anmeldungspflicht  erstreckt  sich  auch  auf  jede  wesentliche  Teranderaof^ 
des  Gewerbes.  Bestellte  Geschäftsführer  (§.  22),  Stellvertreter  und  Pachter  ($.  43) 
sind  ebenfalls  anzumelden. 

An  den  Bestimmungen  über  Handels  -  Firmen  wird  hierdurch  nichts  geändert. 

§.  6.    Ausnahmen. 

Nicht  als  selbstständiger  Gewerbebetrieb  im  Sinne  dieses  Gesetzes  anzusehen, 
daher  von  der  im  §.  3  ausgesprochenen  Altersbeschänknng  und  von  der  Anmeldungs- 
pflicht ausgenommen ,  sind : 

1)  jede  gemeine  Lohn  -  und  Hand  -  Arbeit ; 

2)  jede  Arbeit,  welche  ohne  Annahme  von  Gehülfen  nur  gegen  Lohn  für  einen 
Unternehmer  ausgeführt  wird; 

3)  sogenannte  weibliche  Arbeiten ,  wie  Anfertigung  und  Verkauf  von  Frauen- 
kleidem,  Pntzgegenständen ,  Stickerei,  Wäsche  und  dergleichen,  Insoweit 
nicht  damit  ein  offenes  Verkaufs -Local  verbunden  ist. 

$.7.    VerfUirett  der  Behörden. 

Bei  Eingang  der  Anmeldung  hat  die  Behörde  (§.  6)  sofort  zu  erwägen ,  ob 
der  beabsichtigte  Gewerbebetrieb  nach  gegenwärtigem  Gesetze  concessionspflicbtig  oder 
an  Erfüllung  besonderer  Bedingungen  geknüpft  sei,  nicht  minder,  ob  dem  Aufenthalte 
der  Anmeldenden  an  dem  gewählten  Orte  ein  in  den  Gesetzen  begründetes  Binder- 
niss  entgegenstehe. 

Ist  Beides  nicht  der  Fall,  so  ist  dem  Anmeldenden  sofort  über  die  erfolgte 
Anmeldung  Bescheinignng  zu  ertheiien.  Entgegengesetzten  Falles  sind  dem  Anmel- 
denden ebenfalls  ohne  Verzug  die  von  ihm  vor  Eröffnung  seines  Gewerbebetriebes 
zu  erfüllenden  Bedingungen  nnter  Hinweis  auf  die  gesetzlichen  Strafen  mitzutheilen. 

$.  8.    Conoefsions- Gewerbe. 

Eine  Erlaubniss  der  zuständigen  Behörde  (Concession)  Ist  erforderlich: 

1)  zum  Betriebe  von  Gasthöfen,  Speise-  und  Schank-Wirthschalten  und  zur 
gewerbe weisen  Vermiethung  von  Schlafstellen; 

2)  zum  Geschäftsbetriebe  von  Versicherungsgesellschaften  aller  Art,  sowie  als 
Feuerversicherungs-  und  Auswanderungs  -  Agent ; 

3)  zum  Geschäftsbetriebe  als  Pfandleiher,  Pfandvermittler  und  Trödler; 

4)  für  Theater-  und  Schauspieler  -  Gesellschaften. 
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Die  Concession  ivird  für  )3ie  Ter9fcheningsg<'f:e1l8rh8flen  tOh  dem  Staats  -  Mini- 
steriom,  zu  den  Qbrigen  Geiverhen  von  den  Bezirks- Directoren  erlheilt. 

§.9.    Persönlichkeit  der  Ceneeaeion. 

Jede  Concpüsion  ist  pei^onlich. 

Nur  für  Gaslhofe  können  auch  Real  -  Concessionen  von  dem  Staats  -  Ministerium 
ertheilt  werden. 

§.10.    Besondere  Coneeesiona  -  Bedingfangen. 

Die  besonderen  Bedingungen,  an  deren  Beobaclilung  der  Betrieb  eines  Con- 
cessions -  Gewerbes  gebunden  sein  soll.  Bind  von  der  Concessions- Behörde,  sofern 
nicht  für  das  beireffende  Gewerbe  allgemeine  Bedingungen  durch  Verordnungen, 
Regulalive  oder  Orls- Statuten  aufgestellt  sind,  bei  Ertheilung  der  Concession,  welche 
Bchrifllich  zu  erfolgen  hat,  feslzust)*llen. 

Es  dürfen  jedoch  keine  anderen  Bedingungen  gestellt  werden,  als  welche  durch 
die  Rücksichlen  auf  die  öffentliche  Sicherheit  und  Wohlfahrt  und  durch  Interesseni 
deren  Wahrung  im  §.  45  vorgeschrieben  ist,  geboten  werden. 

Auch  ist  die  Concessionirung  der  Feuerversicherungs  -  Agenten  von  dem  Nach- 
weise der  Ansässigkeit  mit  Grundbesitze  nicht  weiter  abhängig. 

Nur  für  die  Concessions- Ertheilung  in  den  Fällen  des  §.8  anter  1  nnd  4 
können  auch  Abgaben  erhoben  werden. 

§.   11. 
Jede  Concession  kann  zurückgezogen  werden  : 

1)  wenn  der  Concessionar  die  für  Ertheilung  der  Concession  vorausgesetzte 
persönliche  Qualification  verliert, 

2)  wenn  die  Behörde  bei  Erlheilung  der  Concession  über  wesentliche  thatsäch- 
liehe  Verhäitniäse  gelauscht  worden  i»t, 

3)  wenn  der  Conces.sionar  eine  Concessions- Bedingung,  deren  Nichterfüllung 
bei  Ertheilung  der  Concession  mit  deren  Verluste  ausdrücklich  bedroht 
worden  war,  nicht  erfüllt. 

§.  12. 
Die  Entscheidung  über  Zurückziehung  einer  Concession  sieht  derjenigen  Behörde 
zu,  Yon  welcher  dieselbe  erlheilt  worden  ist.  Gegen  ihren  Ausspruch  ist,  wenn 
derselbe  von  dem  Staats -Ministerium  erfolgte,  Vorstellung,  wenn  er  von  dem 
Bezirks-Director  ausging,  Recurs  an  das  Staats- Ministerium  freigegeben.  Wird  hier- 
yon  nicht  binnen  zehn  Tagen  von  Zeit  der  Eröffnung  an  Gebrauch  gemacht,  80  tritt 
die  Zurückziehung  der  Concession  in  Kraft. 

§.  13.    Gewerbebetrieb  im  Umheniehen. 
Hauair -HandeL 
Eine  Erlaubntss  der  zuständigen   Verwaltungsbehörde  bedarf  ferner   jeder  Ge- 
werbebetrieb im  Umherziehen  (einschliesslich  des  Uausir- Handels).    Als  solcher  wird 
im  Sinne  dieses  Gesetzes  nicht  angesehen: 

1)  die  Ausführung  von  Gewerbsarbeiten  durch  ständige  Gewerbetreibende  oder 
deren  Arbeiter  bei  ihren  Kunden  (§.  47),  sowie  das  Austragen  bestellter 
Waaren ; 

2)  das  Anbieten  von  Leistungen; 

3)  das  Herumtragen  von  Erzeugnissen  der  Landwirthschafl,  des  Waldbaues, 
des  Gartenbaues,  der  Viehzucht,  der  Jagd  und  der  Fischerei,  von  Victualien 
nnd  Brcnn-Matcriatien  und  gewissen  im  Verordnungswege  zu  ^bezeichoenden 
gemeinen  Verbrauchsgegenständen ; 
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4)  der  Einkauf  fnländigcher  Erzeu^nfese  und   das   Sammeln    Ton  Bestellungen 
—  mit  Ausnahme  des  Subscribenten  -  Sammi^ins  —  durch  Gewerbetreibende, 
deren  Angehörige  oder  Handelsreisende.    Es  dürfen  jedoch  die    eingelcauften 
Waaren  unterwegs  nicht   wieder  verkauft  und  bei  dem  Sammeln  von  Bestel- 
lungen nur  Muster,  keine  Waarrn  mitgeföhrt  werden. 
Durch  die  unter    Nr.  3  vorstehende  Beslimmung  wird  an  den  Yorschriften  über 
den  Handel   mit  Holzpfianzen ,  Obstbäumen   und  dergleiclien  im   §.  16  des  Gesetzes 
▼om  1.  Mai  1850  zum  Schutze  der  Holzungen  nichts  geändert. 

§.  14.    Fortsetsimg^. 
Die  Gewerbe,  zu  deren  Betriebe  im  Umherziehen  ijberhanpt  Erlaubniss  ertheilt, 
und  die  Waaren,  mit  denen  der  Hausir -Handel  gestattet  werden  darf,  die  persönlichen 
Toraussetzungen  för  diese  Erlaubnissertheilung  und  die  Behörden,  welche  dazu  befugt 
sind,  werden  im  Yerordnungswege  bestimmt. 

§.  15.    Oertlioh  reg-oUrte  Gewerbe. 
Der  Regelung  durch  die  Gemeindebehörden  unterließen : 

1)  die    Unterhaltung   der    Communication    innerhalb    der    Orte   durch  Fiacres, 
Droschken,  Omnibus,  Gondeln,  Sänften  u.  s.  w. ; 

2)  die  Versorgung  der  Gemeinden  mit  Leucht-Gas  und  Wasser. 

Den  Gemeindebehörden  steht  es  hierbei  namentlich  frei,  die  Erlaubniss  zum 
Betriebe  der  Torstehenden  Gewerbe  auf  bestimmte  Personen  und  Anstalten  zu  be- 
schranken . 

Zur  Production  öffentlicher  Schaustellungen  aller  Art  gehört  polizeiliche  Erlaubniss. 

§.16.  Fortsetzung. 
Die  Aufstellung  Terpflichleter  und  mit  Instructionen  zu  versehender  Personen 
fQr  Dienste ,  welche  besonderes  Vertrauen  in  Anspruch  nehmen ,  z.  B.  Lohndiener, 
Hochzeit-  und  Leichen -Bitter,  Fremdenführer,  Boten,  Aufläder,  Packerund  der- 
gleichen, steht  den  Gemeindevorständen  frei,  jedoch  ohne  Beschränkung  des  Ge- 
brauches nicht  verpflichteter  Personen. 

'    $.17.    Sohomateinfeger. 
Bficksfchllich  der  Annahme  der  Schornsteinfeger  bewendet  es  bei  den  bestehen- 
den Bestimmungen. 

§.  18.    BeOhignngsnaehweis. 
Von  dem  Beweise  besonderer  Befähigung  abhängig  sind: 

die  Ausübung  des  Hufbeschlages ,  sowie  die  selbsiständige  Ausführung  und 
Leitung  von  Bauten  nach  den  deshalb  erlassenen  oder  im  Verordnungswege 
noch  zu  erlassenden  Bestimmungen. 

§.   19.    Gewerbebetrieb  von  AnslAndem. 
Ausländern  ist  die  Niederlassung  im  Grossheriogthume  zum  Zwecke  des  selbst- 
stlndigen   Gewerbebetriebes,   nach   Massgabe    dieses  Gesetzes,   gestattet,  insoweit  in 
deren  Heimath  eine    gleiche   Vergünstigung    den  diesseitigen   Staatsangehörigen   ge- 
währt wird. 

Zur  Zulassung  solcher  Auslander,  In  deren  Heimathslande  die  diesseitigen 
Staatsangehörigen  beschränktere  Gewerbeberechtigungen  haben,  kann  von  dem  Staats- 
Ministerium  Erlaubniss  ertheilt  werden. 

§.  20.    Yerkehr  tber  die  Grenie. 
Im  Auslande  wohnende  Gewerbetreibende  sind  berechtigt,  im  Inlande  Gewerbs- 
arbeiten,  za  denen   sie  in   ihrer   Heimath  befugt  sind,  auszufuhren  oder  durch  ihre 
Arbeiter  ausführen  za. lassen,  ohne   deshalb  zur  Entrichtung  diesseitiger  Staats- 
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oder  Commiinal  -  Abgaben  verpflichtet   zu  sein ,   dafern  in  ihrer  Heimath  ein«  gleiche 
Yergünetigung  ffir  diesseitige  Staatsangehörige  gesetslich  besteht  and  ihre  Gewerbe- 
berechtigung  den  Bestimmungen   dieses   Gesetzes   entspricht;  ausserdem  entacheiden 
die  mit  den  Nachbarstaaten   bestehenden  oder  abzuschliessenden  Verträge;  in  deren* 
Ermangelung  tritt  das' Ermessen  des  Staats -Ministeriums  ein. 

Das  Einbringen  und  Abliefern  im  Auslande  gefertigter  Gewerbsarbeiten,  sowie 
der  Handel  aber  die  Landesgrenze  unterliegt  nur  den  durch  die  Zoll  -  und  Abgaben- 
Yerhältnisse  und  durch  die  sicberheitspolizeilichen  Vorschriften  bedingten  Beschran- 
kungen. 

Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  soll  an  den  in  den  §§.  13  und  14  in 
Betreff  des  Hausir -Handels  gegebenen  Vorschriften  nichts  geändert  werden. 

§.  21.    Gewerbebetrieb  Mindeijfthziger. 
Ein  Gewerbe  darf  nach  dem  Tode  des  Gewerbetreibenden  für  Rechnung  minder- 
jähriger oder   zum  selbstständigcn  Gewerbebetriebe    noch   nicht   berechtigter  Erben 
fortbetrieben  werden. 

Dasselbe  gilt  während  der  Dauer  einer  Curatel,  sowie  einer  Nachlass-Reguürung. 

§.  22.  Gesehäftsföhrer. 
Zu  Leitung  des  Geschäftsbetriebes  in  den  $.  21  erwähnten  Fällen,  sowie  für 
Rechnung  juristischer  Personen  ist  ein  Geschäftsführer  zu  bestellen,  welcher,  dafern 
nicht  eine  Real-Concession  ertheilt  worden  ist,  in  4en  §$.  8  bis  17  behandelten  Fällen 
der  Genehmigung  der  zuständigen  Behörde  bedarf  und  in  den  Fällen  des  §.  18  für 
seine  Person  die  Befähigung  nachzuweisen  hat. 

Der  Geschäftsführer  haftet  persönlich  für  Beobachtung  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen j  die  in  diesem  Gesetze  angedrohten  Strafen  werden  gegen  ihn  verfügt.  Für 
Geldstrafen  haftet  der  Gewerbsinhaber  subsidiarisch. 

§.  23.  Gewerbebetrieb  dnroh  Beamte  n.  s.  w. 
Inwiefern  Geistliche^  Schullehrer,  Civil  -  Beamte  des  Staates  und  der  Gemeinden 
und  Militär  -  Personen  zu  dem  Gewerbebetriebe  für  sich  und  ihre  Angehörigen  der 
besonderen  Genehmigung  ihrer  Dienstbehörde ,  Ehefrauen  der  Zustimmung  ihrer 
Ehemänner  bedürfen,  ist  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen,  bezüglich  nach  den 
bestehenden  Dienstvorschriften,  zu  beurtheilen.    - 

§.  24.  Gefahrliehe  und  belästigende  Anlagen. 
Gewerbsanlagen,  welche  wegen  ihrer  besonderen  Feuergefährlichkeit,  oder  wegen 
der  dabei  vorhandenen  Möglichkeit  von  Explosionen,  oder  durch  Entwickelung  von 
Rauch,  Dämpfen  und  Gasen,  oder  durch  ihre  sich  dem  Wasser  beimischenden  Abflüsse 
ihrer  Umgebung  gefährlich,  oder  auch  nur  durch  den  verbreiteten  Geruch,  Staub, 
oder  die  Verunreinigung  des  Wassers  besonders  lästig  werden  würden,  bedürfen  zu 
ihrer  Errichtung  der  ausdrücklichen  Genehmigung  des  Bezirks  -  Directors.  Solche 
Anlagen  sind: 

Fabriken  und  Niederlagen  von  Schiesspulver,  Schiessbaumwolle,  Zündhütchen, 
Zündwaaren,  Feuerwerksgegenständen,  Phosphor,  Salpeter,  Schwefel,  femer 
von  Alkohol,  Aether,  ätherischen  Oelen,  Naphta,  Photogen  und  anderen  leicht 
brennbaren  oder  ezplodirenden  Stoffen,  Koaks-  und  Theer-O^fen,  Gasberei- 
tungs-Anstalten,  Pech  -  und  Terpentin-Siedereien,  Firniss  -,  Lack  -,  Wachstuch- 
und  Lackleder  -  Fabriken ,  metallurgische  Hütten  und  Gifthfltten,  Eisen-  und 
Erz  -  Giesaereien ,  Glashütten,  Tbonwaaren  -  Fabriken ,  Ziegeleien,  Gyps-  und 
Kalk-Oefen,  Fabriken  chemischer  Producte  (namentlich  Schwefel-,  Salz-  und 
Salpetersäure-  und  Salmiak -Fabriken),  Zuckersiedereien,  chemisehe  (Schnell)- 
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Bieichen,  Firbereien  and*  Zeugdruckereif  o,    Cichorien-  und  Rüben -Kaffee- 
Fabriken ,  Stärke- Fabriken,  Papier-Fabriken,  Gerbereien,  Darmaailen-Fabnken, 
Blutlaugen-FlusB-,  Fleck-  und  Leim  -  Siedereien ,   Talgschmelzereien ,  Seifen- 
siedereien und  Kerzengiessereien,  Knochen-  und  Boss  -  Brennereien,  Knochen- 
siedereien,  Knochen-  und  Wachs  -  Bleichen ,  Flachs-  und  Hanf-Ri^atanalalten, 
Schlachtbiuser,  Abdeckereien,  Poudretten-  und  Dünger  -  Faflken. 
Das  Staats -Ministerium  ist  ermächtigt,  nach  Maassgabe  des  sich  durch  Erfah- 
rung ergebenden  Bedfirlhisses  durch  Verordnung  einzelne  Gattungen   ron  Gewerbs- 
anlagen diesem  Verzeichnisse  hinzuzufügen,  oder  demselben  zu  entnehmen ,  auch  wo 
ortliche  Terhältnlsse  eine  Ausnahme  rechtfertigen,  in  kleinem  Maassstabe  betriebene 
Gewerbe  der  in  diesem  Paragraphen  bezeichneten  Arten  für  den  betreffenden  Ort 
▼OB  den  Vorschriften  dieses  Paragraphen  zu  entbinden. 

$•  26.  Vorbehalt  der  allgemeinen  Voraehriften. 
Das  Staats  -  Ministerium  ist  befugt,  für  einzelne  Kategorieen  der  im  $.  24  er- 
wähnten Anlagen  allgemeine  Vorschriften  zu  erlassen,  über  die  örtlichen  Verhältnisse, 
unter  denen  sie  unbedingt  unzulässig,  und  über  die  Bedingungen,  an  welche  die 
Ausführung  der  Anlage  und  der  Betrieb  im  Allgemeinen  zu  knüpfen  sind,  dabei  auch 
besondere  Organe  für  die  Prüfung  und  Beaufsichtigung  solcher  Anlagen  zu  bezeichnen. 
Auch  ist  es  zulässig,  durch  ortsstatutariache  Bestimmungen  gewisse  Orlstheile  zu 
bezeichnen,  in  denen  alle  oder  einzelne  der  §•  24  erwähnten  Anlagen  gar  nicht 
oder  nur  unter  geeigneten  Beschränkungen  errichtet  werden  dürfen. 
Die  bereits  bestehenden  Vorschriften  dieser  Art  bleiben  in  Kraft. 

§.  26.    VerfUiren  bei  der  Oenehmignng. 
Vor  Ausführung  einer  der  in  §.  24  bezeichneten  Anlagen  ist  die  Genehmigung 
bei  dem  Bezirks -Director  unter  Einreichung  der  nothigen  Situations- Pläne,  Bau- 
zeichnungen und  Erläuterungen  nachzusuchen. 

§.  27.  Fortaetmmg. 
Die  Behörde  (§.  26)  hat  ohne  Zeitverlust  unter  Zuziehung  Sachverständiger  zu 
prüfen,  ob  die  Anlage  an  dem  angegebenen  Orte  und  in  der  gegebenen  Weise  den 
etwa  vorhandenen  besonderen  Vorschriften  (§.  26)  widerspreche,  oder  sonst  mit 
Gefahren  für  Gesundheit  oder  Leben,  oder  anderen  aus  sicherheits-  oder  wehlfahrts- 
polizeilichen  Gründen  nicht  zu  duldenden  Nachtheilen  für  die  Umgebung  oder  die 
zu  beschäftigenden  Arbeiter  verbunden  ist.  Ist  dieses  mit  Bestimmtheit  zu  bejahen, 
so  ist  die  Genehmigung  unter  Angabe  der  Gründe  zu  versagepi.  Gegen  diese  Ver- 
aagung  steht  dem  Ansuchenden  Recurs  zu. 

§.  28.  Fortsetnng. 
Ist  aus  der  Prüfung  nach  $.  27  die  Unzuiäsaigkeit  der  Anlage  nicht  sofort 
erkennbar,  so  hat  die  Behörde  In  dem  für  ihre  amtlichen  Bekanntmachungen  vorge- 
schriebenen Blatte  die  Absicht  des  Gesuchsstellers  bekannt  zu  machen  und  Jedermann 
aufzufordern ,  innerhalb  einer  für  alle  nicht  auf  Privat  -  Rechtstiteln  beruhenden  Ein- 
sprüche prädusiven  Frist  von  vier  Wochen  etwaige  Einwendungen  anzubringen. 

$,  29.    Fortsetnng. 
Die  mit  Ablauf  der  $.  28  gesetzten  Frist  zu  fassende  Entschliessung  der  Be- 
hörde ist  dem  Unternehmer  und   dem  Widersprechenden  bekannt  zu  machen.    Beiden 
Tbeilen  steht  binnen  zehntägiger   ausschliesslicher  Frist    hiergegen  Recurs  an   das 
Staats -Ministerium  zu. 

$.  30.    XoaUn. 
Die  haaren  Auslagen ,   welche  durch  die  Bekanntmachung  und  das  weitere  Ver- 
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fahren  entstehen,  fallen  dem  Unternehmer,  diejenlf^en  Kosten  aber,  welche  dorch 
unbegröndete  Einwendungen  erwachsen,  dem  Widersprechenden  xur  Last  Die  £nt- 
echliesBung  ist  zugleich  auf  den  Kostenpunct  zu  erstrecken. 

$.31.    Erlöschen  der  Oenehmigmig. 

Die  nach  difsem  Verfahren  ertheilte  Genehmigung  erlischt,  wenn  nicht  binnen 
einem  Jahre  nJI^  Erlhellung  derselben  die  Ausführung  der*  Anlage  begonnen  wor- 
den ist. 

§.  32.    Folgen  der  erüieilten  Genehmigung  tnr  spätere  Einwendmigen. 

Ist  eine  Anlage  nach  Beobaclitung  dieses  Verfahrens  von  der  zuständigen  Ter- 
waltungsbehörde  genehmigt  und  unter  Beachtung  der  dabei  gestellten  Bedingungen 
ausgeführt  wofden  ,  so  kann  von  den  Gerichten  später  wegen  Belästigung  oder  beein- 
trächligter  Nutzbarkeit  fremden  Eiiirenlhumes  nicht  mehr  auf  Aendcrung  oder  Besei- 
tigung der  Anlage,  sondern  nur  auf  Entschädigung  erkannt  werden. 

§.  33.    Folgen  der  Zuwiderhandlung. 

Wer  ohne  Genehmigung  eine  der  im  §.  24  gedachten  Anlagen  ansfQhrt,  ist 
gehalten,  wenn  sich  bei  der  nachher  anzustellenden  Erörterung  und  bezüglich  Nach* 
holung  des  §.  26  ff.  vorgeschriebenen  Verfahrens  ergiebt,  dass  die  Anlage  unzulässig 
ist,  die  zu  Beseitigung  der  Gefahren  und  Nachtlieile  (§.  27)  notbwendigen  Verände- 
rungen auf  seine  Kosten  auszuführen,  oder  wenn  dieses  nicht  möglich,  oder  die 
Anlage  nach  den  §.  25  vorbehaltenen  besonderen  Vorschriften  an  dem  betreffenden 
Orte  überhaupt  nicht  statthaft  ist,  auf  Anordnung  der  Behörde,  oder  auf  Antrag  des 
Verletzten  die  Anlage  ohne  Entschädigung  wieder  zu  beseitigen. 

Dasselbe  tritt  ein,  wenn  die  Anlage  zwar  genehmiget,  aber  von  dem  Unter- 
nehmer den  bei  der  Genehmigung  gestellten  Bedingungen  für  Ausführung  der  An- 
lage nicht  nachgekommen  worden  ist. 

§.34.    Benrtheilnng  nach  der  Oenehmigong  sieh  leigender  Uebelstände. 

Einrichtungen,  welche  zur  Beseitigung  von  Uebelsländen  für  die  Umgebung, 
bezüglich  des  Betriebes  von  Gewerbsanlagen  überhaupt,  oder  einzelner  Gattungen 
derselben  in  Folge  technischer  Erfahrungen  von  dem  Staats -Ministerium  angeordnet 
worden,  hat  der  Besitzer  der  Anlage  auf  seine  Kosten  auszuführen. 

Zeigen  sich  dagegen  nach  Inbetrieblselzung  einer  unter  §.  24  fallenden,  aber  in 
Gemässheit  von  §§.  26  bis  29  genehmigten  und  Vorschrift smä<)sig  ausgeführten  Anlage 
Gefahren  und  Nachlheile  (§.  27)  für  die  Umg'-bung,  welche  durch  Einrichtungen 
Yorgedachter  Art  nicht  zu  beseitigen  sind,  so  kann  der  Unternehmer  auf  Antrag  der 
Gemeinde  oder  des  Staates,  wenn  sich  die  Noihwendigkeit  dazu  ergiebt,  ebenfalls 
zu  Veränderungen  und  sogar  zu  gänzlicher  Beseitigung  der  Anlage  angehalten  werden, 
er  bat  aber  dann  Anspruch  auf  volle  Entschädigung. 

Eine  solche  fällt  nur  dann  weg,  wenn  dem  Unternehmer  nachgewiesen  wird^ 
dass  er  bei  Vorlegung  der  Unterlagen,  auf  welche  hin  die  Genehmigung  zu  der  Anlage 
ertheill  worden  ist,  wesentliche  Umstände  verschwiegfn,  oder  die  Behörde  getäuscht  hat. 

Die  Entschädigung  ist  bei  vorliegendem  Antrage  der  Gemeinde  ausder  Gemeinde- 
casse,  bei  einem  Antrage  Seiten  des  Staates  aus  der  Siaalscasse  zu  gewähren. 

Bei  dringenden  Gefahren  für  die  Umgebung  oder  das  Gemeinwohl  'kann  die 
einstweilige  Einstellung  des  Betriebes  angeordnet  werden.  Solchen  Falles  steht  unter 
den  vorgedachten  Voraussetzungen  dem  Unternehmer  ein  gleicher  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung zu ,  dafern  die  einstweilige  Einstellung  nicht  dadurch  nothwendig  geworden 
ist,  dass  der  Unternehmer  die  angeordneten  Einrichtungen  und  bezuglich  Verände- 
rungen nicht  ausgeführt  hat. 
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8.  85. 

ütber  die  Frage:  ob  natli  g.  34  der  Brsitzpr  zu  Veränderungen  odfr  gänzlicher 
Beseitigting  einer  GeiverbsanlJge  oder  zu  Eiii>lelliing  rtes  Delriebe!  »erpQicIitel  seF 
enlsclieidel  drr  B^hks-Direclor  und  «iif  eingeMendele  B^tutiitig  endtullllg  das  SlaaU- 
Minfslerium  mit  Aus=clilu<s  des  Redilsweges.  Die  Elnfc^uiig  der  Bemrung  ist  gn 
eine  lelinlägige  niisstliliesOiriie  FHdl  gftiinil.-n.  Bei  angrordneler  Brlriebseinjtellunr 
blt  die  Beriirun»  keine  iur>cl>i^beiide  Wirkung. 

Wegen  Fes^laleiriing  drr  für 'Besciligiing  oder  Veränderung  einer  GetTerbganlags 
in  leistenden  Entsclildigiing  findet  dj.3  in  d.'n  g§.  67  bis  70  drB  Gesetzes  zum  Schutte 
gegen  Iliesjeiido  Gewä^se^  Tom  IG.  Februar  1H51  geordnete  Veihhren  analoge  An- 
wendung. 

Wird  indess  die   VerpQicIitung    lu    Geirölirtm 
IUI   den   im   §.  34    für    deren   Wegf.iii   aufgp»lellle 
Frage    in    dm   förmliclien    Reclilsneg  m  verweisen,    unter  Annendung  der  im  §.  67 
aliD.  2  des  Gesetzes  vom  IC.  Februar  1ä.'>4  enllinilenrn  VurscIiriCl. 
§.  31).    Btlokwirkende  Kraft. 
Die  im  §.  32  a.isgesproclienen  reclitliclicn   Wirkungen,   sonlo  die  Beslimmungen 
ie»   §.   31   gellen  sucli  für  alle  unler  §.  24  fallende,    bei  Erlass  dieses  Geseliea  be- 
reits bestellende  .Anlagen. 

§.  37.    Erweitenmg  imd  TerAndemug  von  Dewerbtuüigan. 
Jede  wesenilirhe  Enveilernng  einer  unler  §.  24  fallenden  Ge»eri>,aiil«ge,  toiHa 
jede    wesenliiilie  Veränderung   derselben   in  Anlage  oder  Beirieb,   ist  der  «Wien  Er- 
richtung gleich  zu  achten  und  eben  lo  zu  belianilrln. 
S.  38. 
In  denjenigen  Fällen,  in  denen  ju  dem  Zivetke  der  Controllrung  oder  Eibe  tun  g 
der  Slfiier  von  dem  Beiriebe  oder  Erzeugnisse  eines  Geweihes  geiiisse  Einrichtungen 
oder  Vrranslnltungen  errorderüiti  sinit,    ntflssen  diese  vnii  dem  belrrlTenden  Generbe- 
treibenden  nath  Vors. Iirifl  der  Sleuetbehürde  noch  vor  Ei Öffiiiing  des  Betriebes  bergeatellC 
und  bis  zur  EinsleiluDg  desselben  unlerlialten  wenlen. 
§.  3!l.     Windmühlsn. 
Tor  Anlegung   einer  ■Windmühle    ist   mit  genauer  Bezeicbnung  des  Standpunclej 
«od   der  Enlfernung   von  vorfiberfiliirenden  ölTenllichen  Wegen  dem  Bezirks -Director 
Antelge   zn   machen.     Dieser   kann,    nenn  die  Windmühle  in  eine,   den  Verkehr  ge- 
fährdende Nähe  des  Weges  kommen  MÜrite,  die  Anlegung  unler^agen. 

Auf  bereila  besithende  oder  natli  Erlass  dieses  Gesetzes  angelegte  Windmühlen 
leiden  die  Vurschriflen  des  §.  34  mit  der  weiteren  Bestimmung  Anwendung,  dass  die 
Entschädigung  namenllicli  auch  dann  liiiinegfällt,  wenn  die  Äuieige  lunder  bealisichligtea 
Anlegung  der  Windmühle  unlerls'sen  wurde. 

g.  40.  Lärmeade  Oewerbs. 
Solibe  Gewerbe,  deren  Ausübung  mit  ungewülmlicbem  Lärm  verknüpft  fst,  dürfen 
In  der  Nähe  von  Kirchen,  Schulen,  Krankenhäuijern  oder  anderen  üffentlicben  Ge- 
. bänden,  deren  bestimniungamässige  Brnulzuiig  daduicli  gehört  werden  würde,  entweder 
gar  Ditht  oder  nur  unter  den  gecignelen  Bcschränkuiigen  in  Bettieb  ge<<etit  werden. 
Die  irn  §.  2ä  ausgesprocbinc  Zullisigkeit  oilsstitularisther  Besliiumuogen  findet 
■nch  hier  Statt. 

§,  4t.     Strafen  fdr  unbefugten  Oewerhebe trieb. 
Wer    ein  frriei  Gewerbe  vürEinpfaiig  der  §.  7  gcdaihtru  Bescheinigung  betreibt, 
terlälU  in  eine  Ucldtlrafc  bis  tu  zehn  Ihalern. 
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Wer  ein  an  Concession  oder  drtliche  Regnlining  oder  Nachireis  der  Befihigiing 

gebundenef  Gewerbe  beireibt,   ebne  Concession  öder  Erlaubniss  der  Ortsobrigkeit 

erlangt  oder  die  Befiibigang  nachgewiesen  zu  haben,  ingleichon  wer  den  wegen  Anlage 

▼on  Windmühtsn  erlassenen  Anordnungen  der  Obrigkeit  zuwider  handelt,  ist  —  neben 

der  lu  yerfQgenden  Einstellung  des  Betriebes  —  mit  Geld  bis  lu  fünfzig  Tbalern  zu 

bestrafen. 

Gleiche  Geldstrafe  bis  zu  fonfeig  Thalem  trifft  Denjenigen ,  welcher  den  wegen 

des  Betriebes  lärmender  Gewerbe  erlassenen  Anordnungen  zuwider  handelt.    Ebenso 

kann  auch  solchen  Falles  die  Einstellung  des  Betriebes  von  der  Behörde  angeordnet 

werden. 

Wer  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  betreibt»  ohne  im  Besitz  der  §.  13  vor- 
geschriebenen Erlaubniss  zu  sein,  yerfälit  in  eine  Geldstrafe  bis  zu  zwanzig  Thalern. 

Wer  eine  der  im  §.  24  bezeichneten  Anlagen  ausführt,  oder  wesentlich  verändert, 
ohne  die  Genehmigang  der  Behörde  abzuwarten ,  yerfallt  in  eine  Strafe  von  25—300 

Thalern. 

Zweiter  Abschnitt. 

Umfang  und  Ausübung  der  Rechte  selbständiger  Gewerbe- 
treibenden. 

$.  42.    Aufhebung  der  Yerbietongsreehte. 

Die  aus  dem  bisherigen  Innungsverbande  abfliessenden  Verbietungsrechte  sind 
aufgehoben. 

Yerbietungs  -,  Zwangs  -  und  Bann  -  Rechte  können  künftig  weder  verliehen,  noch 
durch  Vertrag  oder  Verjährung  erworben  werden. 

Ueber  Aufhebung  bestehender  Rechte  letzterer  Art,  soweit  sie  nicht  aus  dem 
Innungsverbande  fiiessende  Verbietungsrechte  sind,  bleibt  der  Erlass  besonderer  gesetz- 
licher Bestimmungen  vorbehalten. 

Die  Rechte  auf  ausschliessliche  Vervielfältigung  von  Werken  der  Litteratur  und 
Kunst ,  sowie  auf  ausschliessliche  Benutzung  von  Erfindungen ,  Muslern  und  Fabrik- 
Zeichen  werden  hierdurch  nicht  berührt. 

§.  43.    StellTertreter  und  Päehter. 

Jeder  zum  selbstständigen  Gewerbebetriebe  Berechtigte  kann  sein  Gewerbe  auch 
durch  einen  Stellvertreter  oder  Pachter  ausüben  lassen. 

Auf  die  Pächter  und  Stellvertreter  leiden  die  Vorschriften  wegen  der  Geschäfts- 
führer in  $.  22  Anwendung. 

$.  41.    VerhältnlSB  der  Gewerbetreibenden  lur  Ctaneinde. 

Durch  die  gewerbliche  Niederlassung  an  einem  Orte  an  sich  wird  die  Verpflichtung 
zu  Gewinnung  des  Bürgerrechtes  nicht  begründet.  Die  Gemeinde  kann  jedoch  von 
den  ihr  nicht  angehörlgen  Gewerbetreibenden,  welche  fQnf  Jahre  hindurch  ihr  Gewerbe 
ununterbrochen  selbstständig  Im  Gemeindebezirke  ausgeübt  haben,  verlangen,  dass  sie 
das  Bürgerrecht  erwerben,  oder  den  Gewerbebetrieb  im  Gemeindebezirke  aufgeben. 
Den  so  Aufgeforderten  darf  die  Aufnahme  von  der  Gemeinde  nicht  versagt  werden, 
sobald  sie  das  nach  statutarischer  Bestimmung  etwa  zu  entrichtende  Bürgergeld  erlegen. 
Im  Uebrigen  kommen  hinsichtlich  der  Gewinnung  desHeimaths-  und  Bürger  -  Rechtes, 
der  Theilnahme  an  den  Rechten  der  Gemeindeangehörigen,  sowie  der  Verpflichtung, 
zu  Gemeindeabgaben  und  Leistungen  beizutragen,  die  gesetzlichen  Bestimmungen  zur 
Anwendung. 

Die  Erlaubniss  zum  ferneren  Aufenthalte  in  einer  Gemeinde  kann  einem  darin 
nicht  Heimathsberechtigten  entzogen  werden,    wenn  derselbe  mit  Entrichtung  der 
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5ifoBUiehen  Abgaben  Ober  ein  Jahr  im  ROckstsnde  bleibt ,  oder  der  Gemeinde  durch 
UntersiüUttngsb^durfligkeit  lästig  wird^  oder  den  guten  Leumund  Terliert. 
§•  45,    YorbehAlt  der  allgoneiiiezL  PoUsei-  und  Steuer  «Vozaehriften. 

Jeder  Ge werbet reibmde  unterliegt  r&cIcoicliUicIi  der  Wahl  der  Oertliehlieit ,  der 
Beschaffenheit  der  Anlage,  der  Art  des  Betriebes,  der  Steuern  und  Abgaben,  den 
durch  die  Landesgesetzgebiing  und  durch  die  allgemein,  oder  örilich  geltenden  poli-* 
zeilichen  oder  VeriraItuiigs>Vorschriflen  begründeten  Beschrünkungen. 

Ebenso  wird  an  den  nach  der  Gesetzgebung  über  Zoll>  und  Steuer -Wesen  bo- 
slehenden  Befugnissen,  xeitweiHge  Betriebseinslellimg  oder  gätisliche  lEntziehung  dor 
Berechligung  zu  einem  beslimmlen  Gevrerbebetriebe  zu  erkennen,  nichts  geändert* 
§.  46.    Kohrero  Workstfttten  und  Verkanfli-Looale,  Zweiggosohäfte. 

Die  Ausübung  eines  freien  Gewerbes  kann  durch  denselben  Unternehmer  an 
Verschiedenen  Orten  des  Landes ,  und  an  einem  und  demselben  Orte  in  mehreren 
Werkstätten,  auch  in  mehreren  Verkaufs  -  Localen  erfolgen. 

Es  ist  jedoch  an  denjenigen  Orten,  wo  der  Unternehmer  nicht  selbst  wohnt, 
dem  Zweiggeschäfte  ein  StellTerlreler  ($.  43)  vorzusetzen. 

Zweiggeschäfte  dieser  Art  sind  bei  der  Obrigkeit  des  Ortes ,  an  welchem  iit 
lieh  befinden,  nach  §.  5  anzumelden. 

§.  47.    Wegfall  rftamlieher  Besohränknngon. 

Jeder  Gewerbetreibende  darf  von  seinem  Wohnorte  aus  seine  Erzeugnisse  in 
jeden  anderen  Ort  des  Landes  abliefern  und  daselbst  aufstellen,  oder  seine  Gewerbi* 
arbeiten  bei  den  Kunden  selbst  oder  durch  seine  Arbeiter  ausfuhren,  auch  Bestellungen 
lelbst  oder  durch  Beauftragte  sammeln. 

§.  48.    Oleiehieitigor  Betrieb  mehrerer  Gewerbe.    Freie  Assoolation. 

Die  Vereinigung  verschiedener  Gewerbe  in  der  Person  eines  und  desselben 
Unternehmers  unterliegt  keiner  Besdiränkung.  Ebensowenig  die  Vereinigung  ver* 
scliiedener  Gewerbetreibender  zu  gemeinschaftlichem  Gewerbebetriebe.  Soweit  hier- 
bei nach  §§.  8  und  18  personliche  Qualification  in  Frage  kommt,  ist  erforderlich,  dasi 
wenigstens  einer  der  Gesellschafter  oder  der  nach  §.  22  anzunehmende  Geschäflsführer 
dieselbe  besitze.  Bei  Concessions  -  Gewerben  muüs  die  Zustimmung  der  Concessions- 
Behörde  hinzutreten. 

§.  49.-    Wegfall  der  Taxen* 

Taxen  für  Preise  von  Gewerbe  -  Producten,  Waaren  oder  Dienstleistungen,  auch 
f&r  Löhne,  sind,  ausser  bei  den  in  §.  8  unier  2  genannten  Agenten  und  den  im  $.  8 
unter  3,  §.  i5  unter  1,  $$.  16  und  17  genannten  Gewerben,  unzulässig. 

Rücksichtlich  der  Regelung  der  Salz- Verkaufspreise  bewendet  es  bei  den  deshalb 
bestehenden  besonderen  Bestimmungen. 

Bäcker,  Fleischer,  Gast-  und  Schenk- Wirl he  können  durch  polizeiliche  Ver- 
fügung angehalten  werden,  ihre  Preise  in  ihren  Gewerbs - Localen  auszuhängen. 

§.  60.    Beschlüsse  Ar  Preise  und  Löhne. 
Beschlüsse  von  Gewerbetreibenden ,   oder  gewerblichen  Corporationen  über  fest^ 
zuhaltende   gleiche   Preise    und  Löhne   haben  für   die  Theilnehmer  derselben  keine 
Terbindliche  Kraft. 

Sind  zugleich  Verabredungen  über  physische,  oder  moralische  Zwa ngs mittel 
gegen  Nichlbeilretende  oder  Zurücktretende  getroffen«  so  verfällt,  wenn  nicht  die 
Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches  Anwendung  leiden,  jeder  Theilnehmer  in  tint 
Strafe  bis  zu  300  Thalera  oder  8  Wochen  Gefaagniss, 

ff 
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$.  61.    MaiAtrtrJniir. 

Die  Erlaubniss  zur  Abhaltang  von  Messen  und  Märkten  bleibt  von  der  Genehmi- 
gung des  Staats  -  MInisterinms  abhängig. 

Der  Verkehr  auf  denselben  ist  durch  Mess-  oder  Markt  •  Ordnungen  su  regeln. 
Bei  dieser  Regelung  ist  allen  Marktbesuchem  hinsichtlich  des  Kaufes  und  Verkaufes 
gleiche  Berechtigung  xu  gewähren.  , 

Dritter  Abschnitt. 
Von  dem  gewerblichen   Hfilfs -Personal. 

$.  62.    BosehAftigung  von  Kindom. 

Kinder  unter  zwdlf  Jahren  dQrfen  ausser  dem  Hause  ihrer  Aeltem  und  V(r- 
sorger  Oberhaupt  nicht  in  solchen  Vferkstätten  beschäftigt  werden,  für  welche  der 
Unternehmer  nach  §.  64  zu  Aufstellung  einer  Fabrik -Ordnung  Yerpflichlet  ist. 

Oeffentliche  Beschäfligungsanstalten  für  Kinder  sind  von  dem  Verbote  ausge- 
nommen. 

Kinder  von  zwölf  bis  vierzehn  Jahren  dürfen  nur  in  der  Tageszeit  von  Morgens 
6  bis  Abends  8  Uhr  und  nicht  länger  als  zehn  Stunden  beschäftigt  werden.  In 
diese  Arbeitszeit  sind  die  Unterbrechungen  durch  eine  Mittagszeit  von  einer  Stunde 
und  die  sonst  angemessenen  Ruhezeiten  einzurechnen. 

Im  Verordnungswege  können  für  einzelne  Fabrik-Zweige,  auf  welche  vorstehende 
Beatimmungen  nicht  ganz  passen  sollten,  Ausnahmen  und  Abänderungen  bestimmt 
werden.  Ausnahmen  für  kurze  Zeit  in  dringenden  Fällen  kann  der  Gemeinde  vorstand 
gestatten. 

Personen,  welche  sich  gegen  von  ihnen  beschäftigte  Kinder  einer  im  Slrafge- 
setzbuche  mit  Strafe  bedrohten  Handlung,  oder  der  Verleitung  zu  einem  Verbrechen 
oder  Vergehen  schuldig  gemacht  haben,  kann  die  weitere  Beschäftigung  von  Kindern 
in  ihren  Werkstätten  durch  Beschluss  des  Bezirks  -  Directors  untersagt  werden. 

Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Bestimmungen  werden  mit  Geldstrafen  von  zehn 
Groschen  bis  fünf  Thaler  für  Jedes  in  vorschriftswidriger  Weise  verwendete  Kind  und 
jedeVi  Contraventions  -  Fall  geahndet. 

§.  53.    Schulpflichtige  Kinder. 

Schulpflichtigen  Kindern  ist  Zeit  zum  Genüsse  des  nöthigen  Schulunterrichtes 
in  den  öffentlichen  Lehranstalten  des  Ortes  nach  Maassgabe  der  bestehenden  Bestim- 
mungen zu  gewähren,  oder  es  sind  für  dieselben,  unter  Genehmigung  der  hierfür 
zuständigen  Behörde,  durch  die  Arbeitgeber  besondere  Fabrik  -  Schujen  zu  errichten. 

Der  Schulunterricht  musi^  innerhalb  der  Zeit  von  früh  6  Uhr  bis  Abends  8  Uhr 
ertheilt  werden. 

Die  gegen  zweimalige  obrigkeitliche  Aufforderung  zur  Nachachlung  fortgesetzte 
Nichtbeachtung  vorstehender  Vorschrift  hat  das  Verbot  fernerer  Beschäftigung  schul- 
pflichtiger Kinder  zur  Folge. 

Bei  dennoch  fortgesetzter  Beschäftigung  schulpflichtiger  Kinder  tritt  gleiche 
Strafe,  wie  im  $.  52  geordnet,  ein. 

§.  54.    Arbeitsvorträge  Unmündiger. 

Unmündige  bedürfen,  dafern  sie  nicht  etwa  bereits  mit  ausdrücklicher  oder 
stillschweigender  Einwilligong  ihrer  Aeltem  und  Vormünder  in  der  Lage  sind,  ihr 
Fortkommen  selbst  suchen  zu  müssen,  zu  Abschliessung  eines  Arbeitsvertrages  der 
Einwilligung  des  Vaters  oder  Vormundes. 

War  die  Einwilligung  nicht  auf  bestimmte   Zeit > beschränkt,  oder  ausdrücklich 


für  du  GrostherzogUmiii  Sachsen- Weimar -Eueii8ch\^>^^*i*|f^oi 

nar  auf  einen  bestimmten  Arbeitgeber  gerichtet,  eo  bedarf  es  min  Abscliluss  weilerer 
Arbeitsverträge  mit  Unmündigen  keiner  erneueten  Einwilligung  des  Vaters  oder  Vor- 
mundes, Tielmehr  haben  die  mit  solchen  Unmöndigen  später  abgeschlossenen  Arbeits- 
verträge sammt  allen-  daraus  entspringenden  Ansprachen  und  Forderungen  volle 
rechtliche  GQItigkeil. 

In  Streitigkeiten,  welche  über  nach  Vorstehendem  durch  unmündige  Arbeiter 
giUtig  geschlossene  Arbeitsverträge  entstehen ,  können  unmündige  Arbeiter  auch  ohne 
Vater  oder  Vormand  vor  Gericht  handeln. 

$.  55.    Kündigung. 

Wenn  über  die  Kündigungszeit  nichts  Anderes  verabredet,  oder  in  Fabrik  -  Ord- 
nungen (§.  64)  festgesetzt  ist ,  gilt  die  in  dem  betreffenden  Gewerbe  an  dem'  Orte 
übliche  Auslohnungsfrist  auch  als  Kündigungsfrist  dergestalt,  dass  beiderseits  nur  von 
Lohntag  zu  Lohnlag  gekündigt  werden  kann. 

^  §.  56.    EntlasBung  der  Arbeiter  ohne  Kündigung* 

Ohne  Rücksicht  auf  Kündigungsfrist  darf  der  Arbeiter,  soweit  nicht  der  Arbeits-: 
▼ertrag  oder  die  Fabrik  -  Ordnung  weiter  gehende  Bestimmungen  enthält,  sofort  ent- 
lassen werden: 

a)  wenn  ,er  sich  ein  Verhalten  zu  Schulden  kommen  lässt,  welches  nach  der 
bestehenden  Gesetzgebung  zur  polizeilichen  Ausweisung  eines  Auswärligen 
berechtigt,  oder  wenn  er  wegen  Verletzung  pflichtmässiger  Verschwiegenheit 
nach  Art.  320  des  Strafgesetzbuches  Terurtbeiit  wird; 

b)  wenn  er  ohne  Einwilligung  des  Arbeitsgebers  ein  Nebengeschäft  (reibt, 
welches  ihn  in  der  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  gegen  den  Arbeitgeber 
hindert ; 

c)  wenn  er  an  Verabredungen  von  Arbeitern  zu  Erzwingung  höherer  Löhne,  kürzerer 
Arbeitszeit  u.  s.  w.  Theil  nimmt; 

d)  wenn  er  den  Arbeitsherrn  oder  ein  Glied  seiner  Familie  oder  seines  Hausstandes 
oder  eine  in  der  Werkstatt  zur  Aufsicht  angestellte  Person  thätlich,  oder  sonst 
schwer  beleidigt; 

;e)  wenn  er  Glieder  der  Familie  des  Arbeilsherrn ,  Mitarbeiter  oder  Lehrlinge  zu 
unordentlichem  Lebenswandel  oder  zu  unerlaubten  Handlungen  zu  verleiten  sucht; 

f)  wenn  er  sich  weigert,  die  ihm  übertragene  Gewerbsarbeit  auszuführen; 

g)  wenn  er  der  Verwarnung  zuwider  unvorsichtig  mit  Feuer  und  Licht  umgeht; 

h)  wenn  er  arbeitsunfähig  wird ,  oder  in  eine  ansteckende  oder  ekelhafte  Krankheit . 
verfällt; 

i)  wenn  in  Folge  von  Brand-  oder  Elementar  -  Ereignissen  die  Arbeit  eingestellt 
werden  muss; 

k)  wenn  auf  Grund  der  Bestimmungen  gegenwärtiger  Gewerbeordnung  durxh  Ent- 
scheidung der  zuständigen  Behörde  die  zeitweilige  oder  bleibende  Einstellung  des 
Gewerbebetriebes  gegen  den  Arbeitsgeber  ohne  dessen  Verschulden  verfügt  wird. 

§.  57.    Yerlaasen  der  Arbeit  ohne  Kündigung. 
Der  Arbeiter  (Arbeitnehmer)  ist  berechtigt,   die  Arbeit  ohne  Kündigung  zu 

verlassen: 

a)  wenn  ihm  von  dem  Arbeitgeber  widerrechtliche  oder  unsittliche  Handlungen  zu^ 

gemuthet  werden; 

b)  wenn  er  vom  Arbeitgeber  thätlich  oder  sonst  schwer  beleidigt,  oder  in  einer 
nach  diesem  Gesetze  unzulässigen  Weise  gestraft  wird; 
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e)  wenn  er  am  Lohntage  seinen]  Lohn  nicht  oder  nicht  in  der  forgoschrlobenen 

VFeise  (§.  69)  erhält ; 
d)  wenn  bei  'Gedingearbeit  oder  Stücklohn  der  Arbeitsherr  nicht  fihr  Beschiftigong 

sorgt  $ 
«)  wenn   er  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  körperlich  unfähig  wird ; 

f)  wenn    bei  Foflsetziing   der  Arbeit  sein  Leben   oder  seine  Goaandheit  einer  er- 
weislichen besonderen  Gefahr  ausgesetzt  sein  würden. 

Arbeiter,  welclie  die  Arbeit  ohne  Kündigung  verlassen,  ohne  dazu  nach  dem 
ArbeilsTork'age,  der  Fabrik- Ordnung,  oder  nach  vorstellenden  Bestimmungen  be- 
rechtigt zu  sein,  können,  auf  Antrag  des  Arbeitsgebers  mit  Gefängniss  bis  zu  acht 
Tagen ,  oder  mit  Geld  bis  zu  drei  Tlialern  bestraft  werden. 

§.  58.    Strafbefagniss  der  Arbeitsherren. 

Gegen  schulpflichtige  Arbeiter  hat  der  Arbeitslierr  das  Recht  der  vaterlichen 
Zflchtigung  innerhalb  der  zur  Erhaltung  von  Zucht  und  Ordnung  erforderlichen  Grenzen. 

Gegen  anderes  llülfs  -  und  Arbeits -Personal  dfirfen  nur  die  Mittel  der  Entlassung 
und  in  der  Fabrik -Ordnung  festgesetzter  oder  sonst  verlragsmässig  vereinbarter 
Lohnabzüge  als  Strafe  ongewendet  werden. 

An  einem  Lohntage  darf  als  Strafe  keinesfalls  mehr  als  ein  FQnfttheil  des 
fiUigen  Lohnes  abgezogen  werden. 

§.  ?9.    Lohniahlnng. 

Zu  Zahlungen  an  Arbeiter  für  Lohn  oder  gelieferte  Arbeit  dürfen  VTaaren  bei 
Strafe  bis  zu  dreihundert  Thalern  oder  acht  Wochen  Gefängniss  selbst  dann  nicht 
rerwendet  werden,  wenn  der  Arbeiter  vorher  oder  nachher  zugestimmt  hat.  Bei 
gleicher  Strafe  ist  die  Auslohnung  mit  Anweisungen,  sowie  die  Zahlung  mit  Wechseln 
über  Cours  oder  mit  Gold  über  Cours  an  Arbeiter  verboten. 

Arbeiter,  welche  in  einer  vorstehend  verbotenen  Weise  bezahlt  worden  sind, 
können  Jederzeit  die  Bezahlung  nachverlangen. 

Fabrikanten,  Fabrik -Kaufieuten,  Verlegern,  Tattoren  und  Fabrik  -  Beamten, 
welche  wegen  Auslohnung  ihrer  Arbeiter  mit  Waaren  bestraft  worden  sind ,  kann  der 
gleichzeitige  Detail -Handel  mit  Waaren,  welche  nicht  Alaterialien  oder  Producte  des 
beireffenden  Gewerbes  sind,  zeitweilig  oder  für  immer  untersagt  werden. 

§.  60.    Verbotene  VenArednngen. 

Verabredungen  zwischen  Arbeitgebern,  deren  Angehörigen  und  Beauftragten 
einerseits  und  den  Arbeitern  (§.  62)  andererseits,  über  Enlnehmung  von  Bedürfnissen 
aus  gewissen  Verkaufsslellen,  sowie  solche  Verabredungen,  welche  dazu  dienen  solletti 
das  Verbot  der  Ausloiinung  mit  Waaren  (§.  69)  zu  umgehen,  sind  nichtig. 

Bio  Bestimmung  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  etwaige  von  Inhabern  geschlossener 
Etablissements  mit  Uebereinstimmung  der  Arbeiter,  oder  durch  die  Fabrik  -  Ordnung 
getroffene  Einriditung  zu  Beschaffung  von  Wohnunj;,  Feuerung,  Lebensmitteln,  'Arz- 
neien u.  s.  w.  und  auf  Bestimmungen  der  Fabril(-t)rdnung  zu  Beschaffung  von  Beleuch- 
tungs-,  Schmier-  und  sonstigen  flülfs- Materialien  für  die  Arbeiter  unter  Anrechnung 
auf  das  Lolm. 

Sollten  sich  aber  aas  derartigen  Einrichtungen  Missbräuche  ergeben,  welche  auf 
andere  Weise  nicht  abzustellen  sind,  so  können  sie  nach  vorgängiger  Erörterung  und 
Gehör  der  Betheiligten  durch  Bescliluss  des  Gemeindevorstandes  aufgehoben  werden. 

$.61.    Verabredungen  der  Arbeiter. 

Verabredungen  von  Arbeitern  (§.  62)  zur  Erzwingung  höherer  LöbnOi  künerer 
Arbeitszeit  u.  s.  w,  sind  für  di«  Tbeiinehmer  nicht  Terbindlioh. 


•  •  •  : 
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$.  62.  AnaMuiimgr  ▼ontehender  BesthnmimgeiL 
Yorstebend«  Beslimmung^en  (§§.  69  —  61)  leiden  nicht  allein-  Anwendong  auf 
dasjenige  gewerbliche  Haifs-  und  Arbeiter- Personal,  welches  in  den  Werkstättan 
und  auf  den  Werkplalzen  eines  Unternehmers  beschäftiget  ist,  sondern  auch  auf  Lehr- 
linge und  auf  solche  Personen,  welche  in  ihren  Behausungen  für  Fabrikanten,  Verleger» 
Facteren  u.  a.  w.  arbeiten. 

§.  63.  Sehnte  der  Arbeiter  gegen  Oefiüuren. 
Jeder  Gewerbsunternefiroer  ist  verbunden,  auf  seine  Kosten  alle  diejenigen 
Einrichtungen  herzustellen  und  zu  unterhalten,  welche  mit  RQcksicht  auf  die  besondere 
Beschaffenheit  des  Gewerbebetriebes  und  der  Locslitäten  zu  tbunlichster  Sicherung 
der  Arbeiter  gegen  Gefahren  för  Gesundheit  oder  Leben  von  der  zuständigen  BehSrda 
angeordnet  werden.  Unterlassungen  sind  mit  Strafen  bis  su  dreihundert  Xhalern  oder 
acht  Wochen  Gefängniss  zu  belegen. 

Bei  dringender  Gefahr  ist  der  Bezirks -Direelor  ermächtigt,  die  einstweiligf 
EJnatelluAg  des  Gewerl>ebelriebe8  zu  verfögen  und  es  steht  dem  Crewerbsunlernehmer 
gegen  eine  solche  Yerfiigung  daa  Rechtsmittel  des-Recurses,  jedoefa  ohne  au£icfaiebenda 
"Wirkung,  zu. 

§.  61.    Fabrik -Ordnungen. 
Unternehmer,  die  mehr  als  zwanzig  Arbeiter  ohne  Unterschied  des  Altera  und 
Geschlechtes    in    gemeinschaftlichen  Werkstätten  beschäftigen,    sind  gehalten,    eine 
Fabrik-Ordnung  aufzustellen;  diese  ist  den  Arbeitern  durch  Anschlag  und  in 
aonat  geeigneter  Weise  bekannt  zu  machen  und  muss  das  Ndtlilge  enthalten.: 
über  die  Classen  des  Arbeits -Personals  und  ilire  Verrichtungen,, 
über  die  Kündigungsfristen  und  Bntlasaungsgrände, 
über  die  Arbeitezeit, 

'über  die  Abrechnungs  -  und  Lohn  -  Zeiten-, 
Aber  die  Befugnisse  des  Arbeits -Personals, 

Aber  die  Disctplin  in  den  Werkstätten  elnaeblieasHeb  dea  .Verhalteaa  mit  Feuer 
und  Licht, 

über  die  Behandlung  im  Falle  der  Erkrankung  oder  Verunglficknng, 
über  die  Strafen  durch  Lohnabzüge  oder  Entlassung,  * 

über  die  Unterskfltzungs  -  und  Kranken  -  Caaaen,  insoweit  solche  bereita<  beateben 
oder  eingerichtet  werden. 
Jede  Fabrik  -  Ordnung  ist  dem  Bezirks  -  Director  forzulegea. 
Dieser  hat  dieselbe  zu  prüfen  und  die  Abänderung  oder  Beseitigung  etwa  darin 
enthaltener,  den  Gesetzen  und  Verordnungen  zuwiderlaufender  Bestimmungen,  insbe« 
aöndere  auch  eines  etwaigen  Uebermaasses  in  den  Strafbestimmungen,  anzuordnen. 

Bb  Befolgung  der  vorstehenden  Vorschriften  kann  bei  Geldstrafe  bis  zu  einhundert 
Thalern  und  bei  fortgesetztem  Ungehorsam  bei  Veroaeidung  der  Einstellung  des  Fabrik- 
Betriebe»  aufgegeben  werden. 

§.  65.    Lehrlinge* 
Ala  Lehrling  wird  angesehen^  wer  bei  einem  aelbslständigen  Gewerbetreibenden 
iir  Erlernung  dea  Gewerbes  eintritt,  ohne  Unterschied,  ob  die  Erlernung  gegei^ 
Lehrgeld  oder  unenigeldiicbe  HQlfeleistunc;  Statt  findet,  oder  ob  für  die  Arbeit  Lohn 

gezahlt  wird. 

$.  66.    Annahme  Ton  Lehrlingen. 
Unter  den  im  vorletzten  Absätze  des  $.  52  ausgesprochenen  Voraussetzungen  kann 
einem  Gewerbetreibenden  die  fernere  Annahme  unmündiger  Lehrlinge  untersagt  werden. 
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$.  67.     Gegenseitig«  Pflichten  des  Lehrlings  und  des  Lehrherrn. 

Lehrlinge  sind  ihrem  Lehrherrn  Achtung  und  Gehorsam  schuldig.  Solche  Lehr- 
linge, welche  bei  dem  Lehrherrn  in  Kost  und  Wohnung  stehen,  sind  auch  der  hauslichen 
Zucht  des  Lehrherrn  unterworfen. 

Der  Lefarherr  ist  verpflichtet ,  den  Lehrling  nach  Vermögen  in  allen  Arbeiten 
desjenigen  Gewerbes,  zu  dessen  Erlernung  er  ihn  angenommen  hat,  zu  unterweisen 
oder  durch  geeignete  Gehülfen  unterweisen  zu  lassen  und  denselben  zu  hausiichen 
Verrichtungen,  sowie  zu  anderen  Dienstleistungen,  nur  so  weit  zu  benutzen,  als  dieses 
ohne  Beeinträchtigung  des  Hauptzweckes  geschehen  kann.  Er  hat  den  Lehrling  zu 
sitUichem  und  religiösem  Lebenswandel  anzuhallen,  demselben  auch  zum  Besuche  des 
<yottesdiensles ,  sowie,  wenn  eine  gewerbliche  Fortbildungs  -  oder  Sonntags  -  Schule 
am  Orte  sich  befindet,  zum  Besuche  einer  derselben,  Zeit  zu  lassen. 

§.  68.    Probeieit 

Ist  in  dem  Lehrrertrage  eine  Probezeit  bedangen.  Innerhalb  deren  beiden  Theilen 
der  Rücktritt  frei  steht,  so  wird,  wenn  nach  Ablauf  derselben  die  Lehre  forlgesetzt 
vrird,  die  Probezeit  in  die  bedungene  Lehrzeit  eingerechnet. 

§.  69.    Aulhebung  des  Lehrvertrages» 

Vor  Beendigung  der  bedangenen  Lehrzeit  kann,  abgesehen  von  weiter  gehenden 
contractlicben  Verabredungen,  der  Lehrverlrag  einseitig  aufgehoben  werden : 

A.    Von  Seiten  des  Lehrherm: 

a)  wenn  der  Lehrling  sich  ein  Verhalten  zu  Schulden  kommen  laset,  welches  nach 
der  bestehenden  Gesetzgebung  zur  polizeilichen  Ausweisung  eines  Auswärtigen 
berechtiget,  oder  wenn  er  wegen  Verletzang  pflichtmässiger  Verschwiegenheit 
nach  Art.  320  des  Strafgesetzbuches  verurtheilt  wird; 

b)  wenn  er  an  Verabredungen  von  Arbeitern  zur  Erzwingung  höherer  Lohne,  kürzerer 
Arbeitszeit  u.  s.  w.  Theil  nimmt; 

c)  wenn  er  dtfn  Lehrherrn  oder  ein  Glied  seiner  Familie  oder  seines  Hausstandes, 
oder  eine  in  der  Werkstatt  zur  Aufsicht  angestellte  Person  th&tlich  oder  sonst 
schwer  beleidigt; 

d)  wenn  er  Glieder  der  Familie  des  Arbeitsherrn ,  Arbeiter  oder  Lehrlinge  zu  un- 
ordentlichem Lebenswandel  oder  zu  unerlaubten  Handlungen  zu  verleiten  sucht; 

e)  wenn  er  länger  als  sechs  Wochen  von  einer  nicht  durch  die  Arbeit  selbst  ent- 
standenen Krankheit  an  der  Arbeit  verhindert  wird; 

f)  wenn  er  wiederholt  entläuft,  ohne  dass  ihm  oder  seinem  rechtlichen  Vertreter 
nach  den  weiteren  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Paragraphen  ein  Recht  auf 
einseitige  Aufhebung  des  Lehrvertrages  zusteht; 

g)  wenn  er  sich  beharrlich  ungehorsam  oder  zur  Erlernung  des  Gewerbes  unfähig 
zeigt. 

B.    Von  Seiten  des  Lehrlings  oder  seiner  reohtliehen  Vertreter. 

a)  wenn  dem  Lehrlinge  von  dem  Lehrherrn  widerrechtliche  oder  unsittliche  Hand- 
lungen zugemuthet  werden; 

b)  wenn  er  zur  Fortsetzung  der  Lehre  körperlich  unfähig  wird; 

c)  wenn  bei  Fortsetzung  der  Lehre  sein  Leben  oder  seine  Gesundheit  einer  er- 
weislichen besonderen  Gefahr  ausgesetzt  sein  würde ; 

d)  wenn  er  von  dem  Lehrherrn  thätlich  gemlsshandelt  oder  in  einer  sonst  nach 
den  Gesetzen  unzulässigen  Weise  bostraft  wird ; 

e)  wenn  der  Lehrherr  seinen  Wohnort  verändert; 

0  wenn  der  Lehrherr  seinen  Verpflichtungen  Dich  §•  67  nicht  nachkommt; 
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g)  wenn  der  Lehrberr  des  Rechtes  zar  Aiifnahme  unmündiger  Lehrlioge  Terliutig 

«rUart  wird;  ' 

h)  wenn  der  Gewerbebetrieb  des  Lehrherrn  eiDgestellt  wird. 

In  den  Fällen  unler  A,  sowie  in  den  Fällen  unter  B,  b,  g  und  e,  ingleichen  in 
dem  Falle  unter  B,  b,  vorausgesetzt,  daas  die  Einstellong  du  Gewerbebetriebes  ohne 
sein  Verichttlden  erfolgt,  hat  der  Lehirherr  Anspruch  auf  das  nach  der  Yorschrift  im 
$.  71  bis  zum  Tage  der  erklärten  Aufhebung  des  Yertragea  zu  berechnende  Lehrgeld. 
In  Fällen  unter  B,  a,  d,  f  und  g,  sowie  in  dem  Falle  unter  B,  h,  Torausgesetzt» 
dass  die  Einstellung  des  Gewerbebetriebes  durch  die  Verschuldung  des  Lehrherrn 
harbeigefikhFt  wird,  verliert  dieser  jeden  Anspruch  auf  das  Lehrgeld  und  hat  das 
etwa  bereits  gezahlte  zu  eiBlatton. 

§.  70.    VnnUisIgkeit  des  Zwangea  inr  Fortaotmag  der  Lehre. 

Gegen  den  Willen  seiner  rechtlichen  Vertreter    (oder    gegen  seinen  eigenen 

Willen,  wenn  er  bereits  mündig  war)  kann  ein  Lehrling,  welcher  die  Lehre  vor  Be« 

endigung  der  Lehrzeit  verlässt,  nicht  zur  Vollendung  der  Lehrzeit  gendtbiget  werden. 

Bern  Lehrfaerrn  bleibt  die  Ausführung  seines  etwaigen  Entschädigungsanspruches 

vorbehalten. 

Auf  Lehrlinge ,  welche,  ohne  nach  $  69  dazu  berechtiget  zu  sein,  eigeumächtig 
die  Lehre  verlassen ,  leidet  Jedoch  die  Strafbestimmung  am  Schlüsse  des  §.  67  eben- 
falls Anwendung. 

$.  71.    Bepartition  des  Lehrgeldes. 
Wenn  nicht  Besonderes  ausgemacht  ist,  so  wird  von  dem  für  die  ganze  Lehrzeit 
bedungenen  Lehrgelde   für  das  erste  Lehrjahr  -doppelt  so  viel  gerechnet,  als  für 
jedes  der  folgenden. 

§.  72.    Lehneugniss. 
Bei  AuflSsung  de»  LehrverhSUnisses  kann  der  Lehrling  über  die  Dauer  der 
Lehrzeit  und  die  während  derselben  erworbenen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten,  sowie 
über  sein  Betragen  ein  Zeugniss  YOm  Lehrherrn  fordern. 

$.  73.    Kaufinamüsehes  Hfilft  -  Peiaonal. 
Auf  kaufmännisches  Comptoir«  und  Hülfs- Personal  und  kaufmännische  Lehrlinge 
leiden  nur  <die  Bestimmungen  S§.  64  bis  67  (soweit  hierin  durch  das  Handelsrecht 
nicht  etwas  Anderes  bestimmt  wird)  66  bis  72  Anwendung. 

Vierter  Abscboilt. 

Von  den  Vereinigungen  und  Genossenschaften  der  Gewerbetrei- 
benden und   von  gemeinnützigen  Anstalten. 

§.74. 

Sowohl  selbststäodige  Gewerbetreibende  als  GjBwerbegehüifen  und  Arbeiter  haben 
das  Recht,  zur  Fürderung  gemeinsamer  Angelegenheiten  Genossenschaften  zu  bilden, 
auf  welche  die  gesetzlichen  Vorschriften  über  das  Vereins-  und  Versammlungs- Recht 
Anwendung  leiden. 

Derartigen  Genossenschaften  bleibt  es  überlassen,  ob  sie  um  Erlheilung  der 
Rechte  einer  juristischen  Person  nachsuchen  wollen. 

Die  Genossenschaften  verwalten  ihre  Angelegenheiten  selbst  stand  ig.  Ein  Zwang 
zum  Beitritt  zu  einer  Genossenschaft  findet  nicht  Statt.  Andererseits  darf  keinem 
Gewerbegenossen,  welcher  die  statutarischen  Bedingungen  zu  erfüllen  bereit  ist,  die 
Aufnahme  verweigert  werden,  falls  solches  das  Statut  nicht  ausdrücklich  gestattet. 
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S.  75. 
Die  Statuten  jeder  mit  den  Bechten  einer  Juristischen  Person  lu  Ttmehendea 
gewerbliehen  Genossennclisft  müssen  folgenden  Bestimmniigen  genOgen: 

1)  das  Statut  darf  keine  mit  der  gegenwärtigen  Gewerbeordnung  oder  sonstigen 
gesetzlichen  Vorschriften  in  Widerspmeh  stehende  Bestimmung  enthalten; 

2)  das  Statut  darf  Nichts  enthalten,  wodurch  die  einzelnen  Mitglieder  in  der 
beliebigen  Ausübung  der  nach  dem  zweiten  Abschnitte  dieses  Gesetzes  jedeoi 
selbstständigen  Gewerbetreibenden  zusiehenden  Rechte  beschrankt  und  beein- 
trichh'get  würden; 

3)  das  Statut  darf  den  Austritt  der  Mitglieder  an  keine  anderen  beschrSnken* 
den  Bestimmungen,  als  an  solche  knöpfen,  welche  durch  die  pünktliche  Erfül- 
lung der  der  Gjenossenschaft  gegen  dritte  Personen  obliegenden  rechtlichen 
Yerbindlichkeiien  bedingt  sind ; 

4)  das  Statut  muss  für  den  Fall  der  Auflösung  oder  des  Absterbens  der  Ge- 
nossenschaft genügende  Vorschriften  über  die  Ordnung  der  VermögensTerhalt* 
nisse  und  insbesondere  über  Sicherung  etwa  forhandener  Verbindlichkeiten 
enthalten. 

§.  76.    Fortbestehen  der  bisherigen  Innungen. 
Die  bei  Publication  dieses  Gesetzes  Yorbandenen  Innungen  bestehen  als  gewerb« 
liehe  Genossenschaften  fort  und   behalten   die  Rechte  juristischer  Personen ;  sie  sind 
zur  Förderung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  insbesondere  folgender  Zwecke 
berufen : 

1)  Regelung  der  VerhältDisse  zwischen  den  Gewerbetreibenden  und  ihren  Lehr- 
lingen und  Gehülfen  innerhalb  der  Grenzen  der  über  den  Lehr-  und  Arbeits- 
Yertrag  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen; 

2)  Beilegung  der  zwischen  den  Genossen  unter  einander  oder  zwischen  ihnen 
und  ihren  Lehrlingen  und  Gehülfen  über  die  in  diesem  Gesetze  oder  in  den 
Genossenschafts  -  Statuten  geordneten  VerhSltnisse  entstehenden  Streitigkeiten; 

3)  Gründung,  Förderung  und  Verwaltung  Ton  Fachschulen  und  ähnlichen 
gemeinnützigen  Anstalten ; 

4)  Gründung    von    Anstalten  (Gassen)    zur  Unterstützung    der  Mitglieder   nnd. 
ihrer  Angehörigen  und  Gewerbegehülfen. 

Dioden  Innungen  Ycrliehenen  Special-Artikel  bleiben,  soweit  sie  mit  den  Bestimmun- 
gen dieses   Gesetzes  nicht  in  Widerspruch   stehen,  als  Innungs- Statut  in  Gültigkeit. 

Die  Mitglieder  haben  das  Recht,  durch  Slimmenmehrlieit  über  Auflösung  der 
Innung  und  das  Innungsvermögen  zu  verfugen.  Zu  Beschlüssen  einer  Innung  über 
Auflösung,  sowie  über  Verthellung  des  Vermögens  unter  die  Mitglieder  ist  eine  Mehr- 
heit von  zwei  Dritteln  der  Stimmen  in  einer  slatutenmässig  und  unter  Angabe  des 
Gegenstandes  der  Beschlussfassung  berufenen  General  -  Versammlung  erforderlich. 

Der  Auflösung  einer  Innung,  sowie  deren  Vereinigung  mit  einer  oder  mehren 
anderen  Innungen  hat  die  Ordnung  ihrer  VermÖgensverhfiltnisse  mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  vorhandenen  Verbindlichkeilen  vorauszugehen. 

Innungen,  deren  Milgliederzahl  bis  unter  drei  herabgesunken  ist,  sind  bU  aufgelöst 
zu  betrachten.  Das  Vermögen  fällt  den  letzten  Mitgliedern  zu  gleichen  Thellen  anheim. 

Der  Austritt  aus  der  gewerblichen  Genossenschaft  steht  jedem  einzelnen  Mitgliede 
frei ;  doch  haftet  ier  Ausgetretene  noch  ein  Jahr  lang  für  die  zur  Zeit  seines  Aus- 
trittes vorhandenen,  durch  das  Activ-Vermögen  nicht  gedeckten  Schulden  der  gewerb- 
lichen Genossenschaft  mit,  und  zwar  zn  semem  Kopflheile. 
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$.  77.    Verpilielttiiiig  imn  Beitrag  fttr  Arbetter^VerpAeirnngokorteiL. 
Gewerbrg^ehOlfen  und  Fabrik- Arbeiter   l(5nnen  Terpfliclitet  werden,  BeifrSge  za 
Casseii  zu  zahlen ,  deren  Zweck  die  Unterstützung  in  Erkrankungsfällen  und  Besirei- 
tiing  von  BegrSbnisskesten  ist. 

Es  ist  Yerbchalten ,  Ober  die  Einrichtung  solcher  Cassen  und  über  ihre  Ver* 
wtllung  unter  Tbeilnahme  von  Vertretern  der  Geholfen  u.  s.  w.  aligemeine  Vorschrif- 
ten in  VerwaUungsirege  zu  erlassen. 

§.  78.    Aeltere /Cassen. 
Die  dermalen  bereits  bestehenden  Cassen  .dieser  Art  bleiben  in  ihrer  zeitherigen 
Verfassung  und  Wirksamkeit  auf  so  lange,  als  von  den  Bei  heiligten  mit  Genehmigung 
des  Bezirks- Directors  hierfiber  nicht  anders  beschlossen  irird. 

§.  79.    Zulflssigkeit  von  Xrankenliausbeitrflgen. 
Es  ist  zulassig  für  alle  solche  Gesellen,  Gt-hOtfen  und  Fabrik- Arbeiter,  welche 
zu  keiner  Gasse  nach  $$.  77  und  78  steuern ,  die  Pflege  in  Erkranknngsfallen  durch 
Verpfliclitung  zu  regelmässigen  Beiträgen  an  ein  für  den  Ort  oder  Bezirk  bestehendes 
Krankenhaus  zu  sichern. 

Fünfter  Abschnitt. 

Behörden  und  Verfahren  in  Gewerbesachen. 

§.  80.    Competeni  der  Verwaltungsbehttrden. 

Die  Durchführung  der  Bestimmungen  gegenwärtigen  Gesetzes  erfolgt  durch  die 
Verwsltungsbehdrden,  welchen  auch  hinjichtlich  der  nach  Maasugabe  der  gegenwärtigen 
Gewerbeordnung  yerwirkten  Geldstrafen  die  Befugniss,  dieselben  dem  Schuldigen 
anzufordern ,  zusteht  (Art.  4  de?  Gesetzes  vom  20.  März  1850). 

§.  81.    Competeni  der  Juatis-Behörden. 

Wegen  der  mit  SIrafe  bedrohten  Ueberlretungen  dieses  Gesetzes  haben  die 
Jastis  -  Behörden,  sofern  nicht  der  Schuldige  hinsichllich  einer  angedrohten  Geldstraf« 
auf  die  Anforderung  der  Verwaltungsbehörde  (§.  80)  dieselbe  erlegt  hat,  das  Straf- 
▼erlahren  nach  Maassgabe  der  gesetzlichen  Bestimmungen  einiuleiten  und  zu  erkennen. 

lieber  die  privalrechtlichen  Forderungen  und  Ansprüche  der  Gewerbetreiben- 
den unter  einander,  ferner  der  Unternehmer  (Fabrikanten,  Meister,  Principale  u.  's.  w.) 
gegen  ihr  Arbeits-  und  HOlfs-Personal  (einschliesslich  der  Lehrlinge)  und  umgekehrt, 
haben  die  Justiz-Behörden  zu  entscheiden,  auch  wenn  diese  Forderungen  und 
Ansprüche  auf  den  durch  dieses  Gesetz  geordneten  Verhältnissen  beruhen. 

Schlussbestimmungen. 
§.  82.    Aufhebung  alterer  Bestimmungen. 

Neben  den  gegenwärtigen  Gesetze  bleiben  das  Pressgesetz  vom  23.  Juni  1857, 
ingleichen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  über  den  Schutz  gegen  fliessende  Gewässer 
nnd  über  die  Benutzung  derselben  Tom  16.  Februar  1854  in  Gültigkeit,  mit  Aus- 
nahme TOn  §.  37  des  letztgedachten  Gesetzes,  welcher  aufgehoben  ist 

Eben  so  sind  alle  andere  mit  gegenwärtigem  Gesetze  im  Widerspruche  stehende 
gesetzliche,  statutarische  und  sonstige  Bestimmungen  aufgehoben. 

$.  83.    Auafühnmg  und  Beginn  der  Wirksamkeit 

Gegenwärtiges  Gesetz,  mit  dessen  Ausführung  das  Staats  -  Ministerium  beauftragt 
ist»  tritt  mit  dem  1.  Januar  1863  in  Wirksamkeit*). 


*)  In  diesen  §  ist  der  Tag,  mit  welchem  das  Geselz  in  Kraft  tritt,  aus  der 
Minislerial-Bekanntmachung  vom  B.  Oc  tober  d.  J.  mit  aufgenommen  worden. 
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i. 

HattonAlökonoiiiJbich  -  elTili«tiflehe  fittudien  tob  H.  Dank* 
war  dt.  Hit  einem  Torwort  von  W«  Ronelier*  I<eip- 
siy  und  Heidelberfr,  €•  F.  Winter'nelie  Terlayflitandinny 
186t. 

Unter  diesem  Titel  hat  Dankwardt  seioen  früher  unter  dem  Titel 
„Nationalökonomie  und  Jurisprudenz''  erschienenen  Schriften  ein  neues  Heft* 
angereiht.  Die  Art  und  Weise  des  Verfs.  ist  Ton  früher  her  bekannt.  Die 
eigenen  Anpreisungen  dessen,  was  von  ihm  schon  geleistet  worden,  hätte  sich 
derselbe  ersparen  dürfen.  Auch  die  ziemlich  heftige  Polemik  gegen  einzelne 
Juristen,  die  dem  Verf.  entgegengetreten  sind,  thut  wenig  zur  Sache.  Ohne- 
hin gründet  sich  die  Hauptdiatribe  gegen  Prof.  Kuntze  lediglich  auf  einen 
Privatbrief  des  Letzteren,  aus  dem  nur  abgerissene  Satze  roitgetheilt  werden. 

Was  sowohl  die  älteren  Arbeiten  des  Verfs.,  als  auch  die  in  dipsem  Hell 
vorliegenden  betrifft,  so  können  wir  trotz  der  Vorwortsempfehlung  Rosiiher's 
wenig  Erspriesliches  darin  erblicken.  Das  einzige  Verdienst  besteht  «Uenfalli 
darin ,  dass  der  Verf.  eben  den  nothwendigen  Zusammenhang  zwischen  der 
wissenschaftlichen  Erkenntniss  des  Rechts  und  der  Nationalökonomie  betonl. 
Wir  sind  mit  diesem  Gedanken  vollständig  einverstanden  und  sind  der  Meinung, 
dass  der  Widerstand,  den  vielleicht  ein  Theil  der  streng  juristischen  Doctrin 
dagegen  leisten  möchte,  wenig  Beachtung  verdient.  Zweifellos  wird  ein  grosser 
Theil  der  Rechtswissenschaft  von  dort  erst  seine  eigentliche  Begründung  erlan« 
gen.  Allein  traurig  ist  es,  wenn  bei  allem  löblichen  Eifer  für  ein  so  bedeu- 
tendes Ziel  demselben  mit  so  unzulänglichen  Mitteln  entgegengestrebt  wird,  wie 
Ton  dem  Verf.  geschieht.  Er  darf  sich  dann  nicht  wundern,  dass  am  Ende 
das  ganze  Unternehmen  in  den  Augen  Vieler  ganz  in  Misscredit  geräth.  Dem 
Verf.  hilft  zunächst  das  Lob  Roscher's  nicht  zu  der  erforderlichen  Schärfe 
in  der  Erkenntniss  der  nationalökonomischen  Elemente.  Eine  noch  viel  grössere 
Oberflächlichkeit  aber  gibt  sich  in  der  Darstellung  der  juristischen  Begriffe  kund. 
Damit  macht  man  keine  Nationalökonomie  und  Jurisprudenz,  dass  man  in  bun- 
ter, bald  hier,  bald  da  die  Sache  angreifender  Weise,  bald  abstract  speculativ, 
bald  an  sehr  vereinzelte  positive  Gesetze  anknüpfend  Wirthschaflliches  und  Ju- 
ristisches zusammenwürfelt. 

Ist  es  dem  Verf.  Ernst  mit  der  Erklärung  der  Rechtsentwickhing  ans  der 
Nationalökonomie,  dann  sei  er  zunächst  darauf  bedacht,  die  wirthschaftUche 
Entwickelung  selbst  in  ihrem  historischen  Gange,  die  Geschichte  der  volks- 
wirthschaftlichen  Begriffe,  die  keineswegs  immer  dieselben  waren,  bei  den 
Römern,  weiter  im  Mittelalter  und  endlich  in  der  Neuzeit  sich  zu  klarer  Er- 
kenntniss zu  bringen.  Wenn  dies  geschehen  und  wenn  ausserdem  die  nöthige 
Kenntniss  der  Rechtsgeschichte,  die  eine  ziemlich  genaue  sein  muss,  vorhanden, 
dann  erst  wird  daran  zu  denken  sein,  nachzuweisen,  wie  zu  den  Stufen  ^er 
wirthschafUichen   Begriffe  allemal   die  Rechtsinstitutionen  gepasst  haben,  oder 
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nicht.  Das  ist  mdhsain,  aber  der  einzige,  freilich  auch  sichere  Weg  zur 
inneren  Erklärung  des  gesammtcn  Verkehrsrechts',  sowie  zum  Nachweis  der 
Schaden  unserer  heutigen,  den  wirlhschafUichen  Ansichten  der  GegenVart  nicht 
mehr  entsprechenden  Rechtssälze.  Damit  kommt  man  nicht  aus,  dass  man 
einige  Nationalökonomie  der  Gegenwart  mit  etwas  römischem  Recht  vergleicht 
oder,  was  noch  schlimmer,  in  das  römische  Recht  hineinzutragen  sucht,  als 
hatten  die  römischen  Juristen  von  jeher  mit  unseren  heutigen  Begriffen  operirt 
Auch  das  römische  Recht  ist  erst  sehr  allmählig  im  Zusammenhang  mit  der 
Gestaltung  wirthschafllicher  Begriffe  aufgewachsen.  Die  nnumgingliche  Brücke 
der  mittelalterlichen  Begriffe  yollends,  welche  yon  dem  römischen  Recht  zu 
uns  berfiberftthrt,  scheint  D.  gar  nicht  zu  kennen. 

Unseres  Erachtens  hat  daher  der  „neue  Schacht,  den  der  geistyolle  Verf. 
in  das  Bergwerk  der  Wissenschaft  getrieben'^  (nach  Roscher's  Worten),  so 
wenig  Erz  geliefert,  wie  die  alten.  Und  nochmals:  wir  bedauern  das  sehr  um 
des  Zieles  willen,  das  der  besten  KrSfte  würdig,  und  das  zu  verfolgen  für  die 
Rechtskunde  durchaus  nothwcndig  ist.  W.  E. 


n. 

Die  nationaldkonomisehe  UtteFainr  in  der  perlodiselien 

Preswe. 

a.    England. 

1)  Iron  —  its  uses  and  manufacture.     Edinburgh  Review  Juli 

18  62.  pag.  204  sqq. 

Das  gegenwärtige  Jahrhundert  bietet  nach  dem  Esse^ist  in  der  Weltgeschichte 
das  erste  Beispiel  von  einem  Vorrath  von  Eisen,  welcher  den  Bedarf  überschreitet. 
Die  Seltenheit  dieses  nfitzlichsten  aller  Metalle  war  das  grosse  Hinderniss  der  ungleich 
entwickelten  Civilisation  der  alten  Welt.  Die  Geschichte  der  Production  und  Versr- 
beitang  des  Eisens  zeichnet  daher  die  Fasstapfen  der  Civilisation.  Er  giebt  nun  eine 
kurze  Geschichte  der  Entwickelung  der  Eiseninduslrie  insonderheit  Englands.  Wir 
bemerken  daraus: 

Der  erste,  aber  misslangene  Yersuch  zu  einer  eisernen  Brücke  wurde  im  Jahre 
1755  zii  Lyon  gemacht.  Kurze  Zeit  darauf  wagte  John  Wilkinson,  „der  Vater 
des  Eisenhandels" ,  zu  seiner  Zeit  als  „der  grosse  Eisenmeister*'  bekannt ,  vorausza- 
sagen,  es  werde  die  Zeit  kommen,  wo  wir  in  eiseinen  Häusern  leben  und  in  eisernen 
Schiffen  segeln  würden.  Er  war  selbst  auch  der  Erste,  der  eiserne  Boote  construirte, 
die  zum  Gütertransport  auf  dem  Severn  und  in  den  Canfilen  verwendet  worden*  Vor 
zehn  Jahren  wurden  in  England  c.  3  Millionen  Tonnen  Eisen  productrt,  was  ungelSbr 
gleich  komme  allem  übrigen  in  der  Welt  zusammengenommen!  Der  Verfasser  füllt 
zum  Schlnss  viele  Seiten  mit  den  bepanzerlen  Schiffen,  dieser  traurigsten  Erfindung 
unserer  Tsge ,  die  der  Gegenwart  imponirt,  aber  sicher  eine  Aussicht  in  die  Zukunft 
nicht  hat. 

Von  den  sechs  vom  Verfasser  allegirten  Schriften  heben  wir  Lives  of  the 
Engineers.  By  Ssmuel  Smiles.  2  vols.  1862  hervor,  worüber  die  litera- 
rische Beilage  zum  „Economist**  Aug.  23  unter  Anderem  sagt:  Wir  kennen  kein 
Buch,  welches  wirksamer  den  Triumph  des  Geistes  über  die  Materie  beweist  oder 
reicher  ist  an  Mustern  wirklich  mfinnlicher  Männer.  Durch  den  ersten  Band  geht  ein 
Hauch  wie  aus  den  alten  heroischen  Zeiten. 

2)  The   board  of  trade  tables  for   seven  months.    Economist 

London  3  0.  August  1862. 
The    Great  Western  Railway    short   dividends    and  their 
causes,  Econ.  23.  August  1862* 
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Der  „Economisf*  nacht  sich  kfin«  Illusionen  Ober  di«  Bmimwollennetti  und  ihre 
Folgen.  Die  nachstehenden  nackten  Ziffern  sind  unividerlegliclie  Beweise,  dass  die 
Krtsis  sogar  im  Anfange  sieht.  Während  der  Export  an  baamwollenen  Garnen  und 
Waaren  ivährend  der  ersten  7  Monate  von  1862  nach  dem  Werth  kaum  einen  Röck- 
gang gegen  die  beiden -letzten  Jahre  zeigt,  stellt  sich  bereits  die  Abnahme  an  Gü- 
tern auf  fast  ein  Drittel  heraua: 

lYerth  des  Exports  der  7  Monate  bis  Ende  Juli : 

1860  1861  1862 

Baumwollenes  Garn  5.425,263         5,300,555         4,080,328  L.  St. 

Baumwollene  Alanufacle    21,481.184        21,117,913        17,541,415  L.  St. 
Quantität  des  Exports  in  dieser  Zeit: 

1860  1861  1862 

Baumwollenes  Garn ,    Pfd.        108,625,301  103,986,152  65,875,528 

Baumwollene  Güter,  Yards    1,448,6*25,838        1,507.878,521        1,095,200,177. 
Wird  dies  aber  verglichen  mit  der  Abnahme  des  Vorraths  an  eingeführter  Baum- 
wolle, so  ist  der  Unterschied  ausserordentlich  bedeutend;   Bäumwolle  (berechnet  nach 
dem  wirklichen  Werth)  wurde  in  6  dlonaten  bis  Ende  Juli  eingeführt: 

1860  1861  1862 

24,501,978  23,509,532  7,689,223  L.  St. 

Tollkommen   klar  wird  aber  die  Krisis  für  England ,   wenn  man  die  Quantitäten  der 
eingegangenen  Baumwolle  mit  denen  der  früheren  Jahre  zusammenateiit: 

Einfuhr        1860  1861  1862 

CtT.  Ctr.  Ctr. 

Ana  den  Vereinigten  Staaten  7,896,017           6,714,499               40,482 

-  BraMÜen 86,074                66,223              118,775 

-  Egypten 278,882              256,024              396.017 

-  britisch  Ostindien    .    .  906,792            1,041,798           1,159,289 

-  anderen  Gegenden  .    .  54,375 33.198 170,200 

9,222,140  8,111,742  1.884,763,     . 

was    ein    Sinken    der   Einfuhr   um    mehr   als  75  p.  C.  beweist.     Diese  Aufstellung 
ergiebt  zugleich,  dass   die   unbedeutende  Zunahme  der  Einfuhr  aus  andern  Gegenden 
keineswegs  einen  Ersatz  bietet  für  die  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 
Wir  geben  noch  einen  x^larktbericht  von  Liverpool: 

Ganze  Einfuhr                  Constimtion  Ausfuhr  Vorratb 

1.  Januar bis     ...    .      28.  August  ?8.  Augnst 

1862         1861  1862  1861  1862         1861        1862        1861 

660,997    2,408,298    920.610    1,635,970    299,830    431,960    63,160    886,050  Ballen. 
Nach  dem  uns  soeben  zugekommenen  Heft  vom  23.  October  hat  sich  offenbar  die  Lage 
bedeutend  zum  Besseren   gestaltet.     Nach   dem  liverpooler  Blarktbericht  betrug  &t 

ganze  Einfuhr:  der  Vorrath 

▼.  1.  Januar  —  23.  Octbr.  am  23.  Ooibr. 

1862  18^1  1862  1861 

1,019,166       2,613,441  299,790       621,740  Ballen^ 

der  Preis  der  Baumwolle  ist  aber  trotzdem  ein  enormen 

per  Pfd   1862  1861 

(Jpland  22-27  10%  — 12% 

Surat    14  — 173/4  6'/«—   7V4t 

wahrend  er  bereits  im  Jahr  1861  um  diese  Zeil  ein  ungewöhnlich  hoher  war. 

Der  „Economist*^  nimmt  die  Stockung  im  Baumwollengeschäft  als  Beuptgrund  an 
für  das  Sinken  der  Dividende  der  fünf  grossen  englischen  Eisenbahnen :  die  Dividende 
betrug  für  das  Halbjahr  vom  1.  Jan.  bis  30.  Juni  1861  und  1862  bei  den  Bahnen: 

1861 
8.  d. 
Great  Western  ....  22  6 
Lancashire  and  Torkshire  55  0 
North  Eastern-Tork  ,  .  45  0 
Bristol  and  Exeter  ...  42  6 
StocktoA  and  Dailington  .    90    0 

Durchschnitt      61    0  38    0  15    0 


18ü2 

1862^ 

a.  d. 

8.  d. 

5  0 

17  6 

40  0 

15  0 

30  0 
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75  0 

15  a 

r 
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Bie  DWidetiden  sfnd  also  seit  1861- im  Dardisclmitl  um  30  Proeent,  Great  Western 
allein  um  80  Procent  gesunken;  Tergleiche  dagegen  die  Ergebnisse  der  italienischen 
Bahnen. 

Ring  Cotton  hat  sich   in  den  letzten  Jahren  in  England   eine  LiUeratar  ge- 
schaffen, 80  gross  und  umfangreich,   wie   sich  deren  kein  anderer  Herrscher  rühmen 
kann.    Review's,  BrochQren,   grössere  Werke,   die  ganze    Zeitungslilteratur   bringen  ' 
dieser  grossen   ökonomischen  Frage  Ihren  Tribut.    Nachstehend   das   Wichligste  aus 
dem  „Economist**: 

Aus  dem  Stand  des  Marktes,  den  wir  soeben  gegeben  haben,  ist  ersichtlich,  dass 
die  Zufuhren  von  andern  Landern  In  keiner  Weise  die  .ausbleibenden  Ballen  der  Sud- 
staaten Ton  Amerika  auch  nur  einigermaassen  ersetzen.  Die  nächste  Folge  davon  ist 
fAr  England  the  Lancashiro  distress. 

3}  The   best  remedies  for  the  distress  in  Lancashire.    Econ. 

Jali  26. 

Der  ,,Economist*'  stellt  eine  Berechnung  über  die  Vermehrung  der  Armen  in  den 
nachstehenden  Industriedislricten  auf: 

Arme  Arme  Bevölkerang  von  20  Jahre« 

4te  Woche  Jan!       4te  Woche  JonI         ^J^'d^r  H*"JmwnTr/„^«3i 
1857  - 1858  1861  - 1862  *'  **"  "iHrTeei 

Ashton  -  ander-  Lyne  2,^02  9,632  22,277 ' 

Blackburn     ....  4,064  lt,6l3  17319 

Manchester  Township  8,54^  14,255  19,252 

Preston 4,698  12.145  l.%257 

Rochdale 2,728  4,396  7,519 

Slockport     ....  2,253  6,038  15,748 

Salford 2,950 4,640  4,748 

27,444  62,649  102,620. 

Zieht  man  daher  ab  von  der  gegenwärligen  Zahl  der  Armen      ...         62,649 
die  gewöhnliche  Zahl  der  Armen    .   ^. 27,444 

so  haben  wir  die  Zahl  der  Armen,  deren  Armulh  der  Baumwollen- 
hongersnolh  zuzuschreiben,  nämlich '    35,205. 

Das  Ist  eine  klare  Rechnung,  sie  sagt  aber  noch  nicht  Alles.  Nach  drn  Fest« 
Stellongen  des  Armengesetz-Inspectors  Farnall  und  aus  andern  Nachforschungen  hat 
man  erfahren,  dass  die  verschiedenen  Fonds,  aus. denen  die  nicht  oder  nur  halb  be- 
schaftiglen  Arbeiter  bisher  ihren  Erwerb  bezogen  haben,  fast  erschöpft,  dass  Ihr 
Eräbrigles  aus  den  Sparbanken  genommen,  dass  die  angesammelten  Beiträge  für  die 
Krankencassen  und  die  Gesellschaflen  für  gegenseitige  UnterstOlzung  aufgebraucht 
worden  sind,  sowie  dass  der  Credit  der  Arbeiter  bei  den  Ladenhaltrrn  die  letzte  Grenze 
erreicht  hat.  Es  ist  offenbar,  dass  in  sehr  kurzer  Zeit  ein  beträchtlicher  Theil,  wenn 
nicht  ein  Tollständiges  Drittel,  von  der  ganzen  gewöhnlich  von  der  Baumwollenindustrie 
für  ihr  tägliches  Brot  abhängigen  Bevölkerung  dieses  Brot  von  gesetzlicher  oder  frei- 
williger MildUiätigkeit  erhalten  muss,  und  dass  dieser  Stand  der  Dinge  ffir  eine  Periode 
fortdauern  kann ,  von  der  man  noch  kein  Ende  verabsielit.  So  der  „Leader**  vom 
yyEconomisl^S  Von  der  Erwägung  ausgehend,  dass  dii>so  Calamilät  vorübergehend  Ist, 
sehlägt  er  als  vernünftigste  Mittel  zur  Abhülfe  der  Noth  TOr,  dass  zunächst  die  Armen-* 
bezirke,  die  yon  der  Noth  betroffen  sind,  versuchen,  sich  mit  Anleihen  zu  behelfen, 
sodann,  wenn  sich  die  Krisis  hinziehen  sollte,  dass  die  nächsten  Drstricto,  die  nicht 
mit  Armenlast  überbürdet  sind,  in  nächste -Mitleidenschaft  gezogen  werden;  zuletzt, 
wenn  auch  die  angrenzende  Landschaft  erschöpft  und  ungeeignet  ist,  erst  dann  soll 
man  zu  emem  Anspruch  an  den  Staatsfond  schreiten.  Oobden  schlug  vor,  den 
Arbeitern  Darlehen  zu  geben.  Ohne  Grund  zum  Credit  würde  dies  aber,  wie  der 
„Economist**  gewiss  sehr  richtig  bemerkt,  so  sein,  als  wenn  Jedermann  Jedermanns 
Geld  bald  haben  würde.  Jemandem  leihen,  der  kein  Versprechen  der  Wiederbezahlung 
bieten  kann,  ist  nicht  Creditgeben,  sondern  Schenken. 

Der  „Economist^  kl  einem  Artikel  vom  13.  September  1862:  „Distress  and 
Relief  In  Lancashire^*  hält  die  Lage,  obgleieh  von  grossen  Schwierigkeiten  um- 
feben,  nicht  für  so  drohend,  ab  sie  von  der  politischen  Presse  gemacht  wird.     Vor 


110  Litteratur. 

Allem  aber  ralh  er  die  grosste  Vorsicht  an,  damft  nicht  „unter  einer  viel  würdigeren 
Bevölkerung^*  alle  die  vollendeten  IrrthQmer  und  thorichten  Missgriffe  der  irischen 
Hungersnoth  wiederholt  werden.  Namentlicli  warnt  er  vor  den  Uebersclireitungen, 
die  ein  unüberlegtes  Mitgefühl  eingeben  könnte.  Er  bemerkt  dabei «  dass  nicht  die 
Fonds  fehlen,  und  dass  die  Schwierigkeit  mehr  darin  besteht,  dass  dieselben  auch  die 
wirklich  Bedürftigen  und  Würdigen  erreiche,  für  die  sie  bestimmt  sind.  Das  Man- 
chester-Comiti  habe  60,000  Pfd.St.  zur  Disposition  und  nur  300  Pfd.  St.  pro  Woche 
vertheilen  können.  Der  Mansion  House  Fund  hat  vielleicht  40,000  Pf.  St.,  und  fürchtet 
der  „EconomisVS  dass  er  das  Geld  an  Localcomit^'s  in  Districten  verschwenden  werde, 
wo  er  mehr  Nachtheil  bringen  als  Gutes  schaffen  werde.  Uns  erscheint  diese  Auf- 
fassung fast  zu  kühl,  und  bald  werden  die  herannahenden  Wintermonate  zeigen,  ob 
die  entsetzlichen  Folgen  lang  andauernder  Entbehrungen,  die  ganzen  Schrecknisse  einer 
Hungersnoth  im  reichsten  Theil  vom  reichen  England  doch  nicht  noch  eintreten.  Der 
englische  Arbeiter,  so  tüchtig  er  ist,  ist  kein  Entbehrer.  Darin  geben  wir  aber  dem 
„EconomisV*  vollkommen  Recht,  wenn  er  sagt:  „Die  wirklich  traurigen  Resultate  von 
dieser  Krisis  sind  nicht  die  zeitweilige  Beschränkung  einer  ganzen  Bevölkerung  auf 
schmalen  Erwerb  und  mildthatige  Unterstützung,  sondern  die  Zerstörung  und  der  Ver- 
lust mühevoller  Ersparnisse  so  mancher  Jahre  und  das  Zurückbringen  zu  wirklicher 
Armuth  von  Tausenden,  welche  eine  lange  Laufbahn  von  Fleiss,  Nüchternheit  und 
Vorsicht  aus  der  Stellung  von  Tagearbeitern  fast  zu  der  von  kleinen  Capitalisten  empor- 
gehoben hatte ;  —  die  Verarmung  derer,  die  einige  klehie  Wohnungen  sich  angeeignet, 
oder  die  50  Pfd.  St.  in  der  Sparbank  hatten,  oder  die  Partner  geworden  in  den 
Cooperativ- Gesellschaften  und,  sagen  wir  noch,  die  nun  theil  weise  der  Demoralisation 
anheimfallen  werden.  In  dem  stenographischen  Bericht  über  die  Verhandlungen  des 
fünften  Congresses  deutscher  Volkswirthe  finden  wir  eine  Zuschrift  V.  A.  Hu  her 's 
über  den  gegenwärtigen  Stand  der  „cooperative  association*'  in  England»  datirt  vom 
9.  September  d.  J. ,  in  welchem  derselbe  die  Bemerkung  macht,  dass  das  Vereinsleben 
der  Arbeitergenossenschaften  in  England  In  den  von  der  Noth  betroffenen  Fabrik- 
districten  ziemlich  unverändert  seinen  Gang  fortgeht,  wo  es  nicht  in  der  Hauptstromung 
der  Ueberschwemmung  liegt,  und  auch  hier  seien  es  die  „siores^*  (ConsumTereine),  die 
noch  immer  gleichsam  Inseln  der  sicheren  Zuflucht  bilden.  Wir  werden  mit  aufmerk- 
samen Augen  den  Verlauf  der  Krisis,  namentlich  in  ihrer  Einwirkung  auf  die  Arbeiler- 
classe  verfolgen. 

4)  CottoD'producing  coantries.     Econ.  Aug.  23.  1862. 

Ehe  wir  auf  die  Cotton  producirenden  Länder  und  ihr  Verhältniss  zum  europäi^* 
sehen  Markte  einen  Blick  werfen,  wollen  wir  nach  dem  „Economist"  eine  Art  Theorie 
der  BaumwoUenwirthsdiaft  der  nordamerikanischen  Sclavenstaaten  geben,  die  unsern 
Markt  bisher  unumschränkt  beherrscht  haben.  Sie  bildet  gleichzeitig  den  Hintergrund 
aller  Erörterungen  über  die  Müglichkeit  einer  gesunden  Concorrenz  anderer  Länder 
mit  ihnen;  oder  mit  andern  Worten:  „Welcher  Preis  vermag  sich  in  Liverpool  auf 
eine  Reihe  von  Jahren  zu  behaupten  V^  und :  „Welche  Länder  können  es  unternehmen, 
Baumwolle  zu  diesem  Preis  in  Liverpool  niederzulegen  und  einen  Gewinn  zu  machen, 
wenn  sie  dies  thun?*' 

Es  ist  ein  bezeichnender  Umstand ,  dass,  wie  tief  auch  der  Preis  der  Baumwolle 
in  Liverpool  gesunken  ist,  er  niemals  im  mindesten  Grade  die  Production  dieses 
Marktes  in  Amerika  entmutbigt  hat.  Im  Gegentheil,  niedrige  Preise  und  hohe  Preise 
scheinen  in  beinahe  gleicher  Weise  auf  die  Pflanzer  des  Südens  dahin  gewirkt  zu 
haben,  ihre  BaumwoUencultur  zu  vergrössern,  und  folglich  ist  die  Baumwollenernte 
der  Vereinigten  Staaten  regelmässig  genau  im  Durchschnittsbetrag  gestiegen  wie  die 
Negerbevölkerung.  Die  Erklärung  dieses  Phänomens  liegt  offen  vor,  und  die  Folgerung 
daraus  ist  entscheidend.  Was  immer  der  Preis  ist,  der  für  Baumwolle  zu  erhalten 
—  wenn  er  nicht  weit  tiefer  fallen  sollte,  als  es  bis  jetzt  je  geschehen,  oder  es  über- 
haupt wahrscheinlich  ist  —  er  bezahlt  immer  noch  den  Pflanzer  weit  besser,  als  irgend 
eine  andere  Erntet  für  welche  Sclavenarbeit  verwendet  werden  kann. 

Tabak,  Zucker  und  Baumwolle  sind  ungefähr  die  einzigen  Artikel,  welche  mit 
Nutzen  durch  Negerarbeit  in  den  südlichen  Staaten  sebaut  werden  können  —  und  von 
diesen  bezahlt  Baumwolle,  selbst  zu  4  d.  per  Pfund,  am  besten.  Tabak  ist  ein  Ar- 
tikel von  weiter  Production  und  beschränkter  Nachfrage,   und  der  Preis  (abgesehen 
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von  4er  Skeoer)  sehr  |;ering.  Zacker  sind  die  Amerikaner,  selbst  nicht  in  Louisiana, 
nicnals  im  Stande  gewesen,  so  zu  produciren,  dasa  sie  mitCuba  oder  Brasilien  halten 
concurriren  können,  sd  dass  sogar  in  den  Vereinigten  Staaten  jetzt  der  Hauptconsnm 
fremdes  Gewächs  gewesen  ist. 

Dia  Folgerung  literaus  ist  die,  dass,  wenn  Baumwolle  hoch  gestanden  hat,  der 
Pflanzer  alle  Anregung  halte,  seine  Cultur  bis  zur  äussersten  Grenze  seiner  Arbeits-«- 
macht  auszudehnen,  —  wenn  sie  niedrig  stand  ,  er  alle  Veranlassung  hatte,  die  Quantität 
zu  ▼ergrössern,  um  die  Niedrigkeit  des  Preises  für  das  Pfund  wieder  auszugleichen. 
Es  ist,  unter  der  Bedingung  der  Sclavenarbeit,  nicht  Tollstandig  correct,  zu  sagen, 
•in  Artikel  könne  oder  könne  nicht  zu  dem  oder  dem  Preis  gebaut  werden  -^  dass 
z.  B.  6  d.  den  Pflanzer  werden  bezahlen  können  und  4  d.  ihn  werden  nicht  bezahlen 
können.  Der  Sclave  ist  da:  —  er  muss  ernährt  und  muss  verwendet  werden.  Die 
einzigen  Erwägungen  för  den  Pflanzer  sind:  „Werden  4  d.  per  Pfund  (oder  3d.  oder 
2  d.)  die  Erhaltung  des  Negers  bezahlen?'*  und  zweitens:  „VTerden  die  Preise  von 
Zucker  oder  Tabak  dies  besser  thun?**  Und  da  nun  ein  sehr  niedriger  Preis  der 
Baumwolle  es  hinreichend  ermöglichen  wird,  den-ScIaven  zu  nähren  und  zu  kleiden, 
und  da  keine  andere  passondere  Ernte  bessere  Aussichten  bietet,  so  baut  der  Pflanzer 
und  hat  immer  gebaut  und  wird  fortfahren  zu  bauen  —  Baumwolle,  wie  er  vermag  — 
80  lange  mindestens,  als  er  noch  4  d.  per  Pfund  zu  Liverpool  erhalten  kann  —  und 
vielleicht  noch  länger.  Der  Hauptunterschied  ist  der,  dass,  wenn  Baumwolle  hoch 
ist ,  der  Werth  des  Negers  und,  sein  Kaufpreis  höher  sein  wird ,  als  wenn  BaumwoUo 
niedrig  steht.  In  Wirklichkeit  wird  der  Preis  des  Sclaren  regulirt  durch  den  Preis  der 
Baumwolle ;  —  und  der  Preis  des  Sdaven  ist  in  den  letzten  Jahren  bedeutend  gestiegen. 

Der  Verfasser  schliesst,  daaa,  wenn  Frieden  und  Sciaverei,  unter  was  immer  filr 
politischen  Bedingungen,  in  den  confoderirten  Staaten  wiederhergeatellt  sind,  Baum- 
wolle zu  jedwelchem  Preis  auch  fernerhin  so  mächtig  und  energisch  daselbst  fortgebaut 
werden  wird,  wie  vordem,  wenn  nicht  ein  Sdavenarbeits-Product  gefunden  wird,  das 
besser  bezahlt ,  oder  wenn  nicht  der  Preis  so  tief  fallen  wird ,  dass  die  darauf  ver- 
wendete Sclavenarbeit  nicht  mehr  lohnt. 

5)  How  is  colton  to  be  got.    Economiat  Juli  19. 

Petitionfromthecottonauppljasiociation.  Econ.  Aug.  1862. 

The   cotton   aapplj,   present  and  proapective.     Companion 
to  the  Almanac  for  1862.     S.  41  flg. 

Unter  denjenigen  Ländern,  deren  Boden  und  Clima  den  Baumwollenbau  gestatten, 
wie  Aegypten,  Algier,  Queensland,  Hayti,  Mauritius,  Natal,  Madagascar,  die  Gold- 
küsle,  Peru,  Brasilien,  SicUien,  Terra  di  Lavoro,  Ostindien,  sind  nur  wenige,  welche 
Aussicht  geben,  für  die.  Gegenwart  der  Baumwollennoth  abzuhelfen,  und  England  und 
die  übrigen  baumwollenbedürftigen  Länder  Europa's  aus  den  Sclavenfesseln  der  Süd- 
staaten Amerika's  auch  für  die  Zukunft  ganz  zu  befreien.  Nicht  das  im  Stande  sein, 
Baumwolle  zu  bauen,  ist  ökonomisch  das  Entscheidende,  sondern  mit  Nutzen,  resp. 
mit  grösserem  Nutzen  dies  zu  thun.  So  würde  Australien  z.  B.  vortreffliche  Baum- 
wolle bauen;  Land  ist  wohlfeil,  Boden  geeignet,  Clima  günstig,  allein  der  Arbeits- 
lohn so  theuer,  dass  es  unmöglich  ist,  diese  Cultur  mit  Vortheil  zu  beginnen  (aus- 
genommen die  wenig  begehrte  Sorte  Sea  Tsland).  Die  Baumwolle  würde  zu  theuer 
zu  stehen  kommen.  Italien  hat  zwar  guten  Boden  und  geeignetes  Clima,  auch  einen 
Ueberfluss  an  ArbeitskrSften ,  leicht  verschaffbares  Capital  und  zweckmassige  Strassen 
—  aber  andere  Ernten  —  Wein,  Oel,  Seide,  Getreide  —  lohnen  besser  als  Baum- 
wolle. So  in  Barbados  und  Demerara,  wo  Zucker  profitabler  zu  bauen  ist,  als  Baum- 
wolle. 

Fast  nur  das  britische  Ostindien  mit  seiner  ungeheueren  Bevölkerung,  niedrigem 
Arbeitslohn  und  seiner  mächtigen  Baumw^llencultur  scheint  einen  grösseren  Erfolg 
hoffen  zu  lassen,  wenigstens  so  lange  die  Preise  hoch  bleiben.  Der  Preis  ist  bis 
zum  Dreifachen  gestiegen,  bis  15  d.  (jetzt  über  das  Fünffache).  In  Indien  hat  in  den 
letzten  30  Jahren  die  Baumwolle  zu  Bombay,  Madras  u.  s.  w.  im  Durchschnitt  2  d. 
gestanden.  Wenn  nun  der  englische  Käufer  daselbst  6  d.  bietet,  so  wird  die  Baum- 
wolle exportirt  werden,  und  sich  der  Indier  mit  seinem  Consum  einstweilen  beschrän- 
ken müssen.     Nun  ist  aber  die  Nachricht  in  den  indischen  Handelsplätzen  angelangt. 
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dass  die  Snrat- Baumwolle  zu  Li?erpool  zo  6  und  8  d.  per  Pfd.  notfrt  worden,  Ja, 
dsss  in  der  letzten  Zeit  der  Preis  bis  zu  12  und  14  d.  gestiegen  ist.  Diese  Nach- 
ricliten  werden  den  indisciien  M^rkt  beeinflussen  und  zur  Erweiterung  des  Anbaus 
Yon  Baumwolle  veranh«spn.  Diese  Soliiiissfoigerungen  sind  gewiss  gewidiUger  Art, 
nur  das  Eine  bleibt  aiifrälltg,  abgesehen  übrigens  davon,  das^  die  indistche  Baumwolle 
der  ameiikanischen  vielfach  nachstellt,  was  nicht  leicht  zu  ersetzen,  nümltch  dass  bis 
jetzt  die  Vermehrung  der  Einfuhr  von  Ostindien  nur  wenig  zugenommen,  obwohl  Aber 
Jahresfrist  der  Stand  der  Dinge,  wie  er  jetzt  eingetreten,  übersehen  und  vorausge* 
sagt  wurde. 

Der  ,,Gconomist''  weist  die  den  Industriellen  von  den  politischen  Blattern  gemach- 
ten Vorwürfe  als  absurd  zurück,  dass  sie  nicht  der  Calamilat  vorgesehen  und  Ihr 
vorgebeugt  hatten.  Nach  der  Meinung  derselben  hätten  die  Baumwoltenspinner  unter 
Beiseitesetzung  ^ller  Principien  merkantiler  Scharfsfcht  und  natürlichen  gesunden 
Menschenverstandes  6  d.  für  schlechtere  indische  Baumwolle  zahlen  sollen,  wenn 
bessere  amerikanische  für  4  d.  zu  haben  gewesen,  um  die  Production  iir  Indien  ztt 
ermutliigen,  damit  die  m5|cliche  Auflösung  der  Union,  oder  ein  möglicher  Secessions- 
krieg  oder  eine  mögliche  Sciavenemancipation  eines  Tages  die  Zufuhr  dieses  Artikels 
nicht  unterbrechen  könne.  Ferner  ist  der  „Economiat'^  gegen  jede  Regierungseinmi- 
schung, nicht  bios  gegen  Garanlirung  Seitens  des  Staates  von  6%  "n  Compagnieen, 
die  den  Baumwollenbau  in  Au<traiien,  Jamaica,  Africa  u.  s.  w.  unternehmen  wollen, 
sondern  selbst  gegen  Alaassregeln  der  Regierung  zur  Informirung  der  Indier  über  die 
Preise,  das  Reinigen,  die  Verpackung  der  Baumwollo  u.  s.  w.  durch  ihre  Beamten* 
Die  Englander  haben  sich  übrigens  bei  dieser  Präge  selbst  vergessen.  E«  war  sogar 
der  Vurschlag  gemacht  worden,  dass  das  Gouverufment  für  die  indischen  Artikel 
einen  (und  zwar  sehr  hohen)  3linimalpreis  für  eine  Periode  von  wenigstens  18  Mona- 
ten garantiren,  nämlich  d«Mn  Producenten  oder  Kaufmann  10  d.  per' Pfd.  für  alle  die 
Baumwolle  versprechen  solle,  welche  derselbe  an  einen  Seehafen  liefere,  und  für  die 
er  nicht  wenigsien«  diese  Summe  oder  mehr  vom  britischen  Kaufer  erhalte.  Es  tst 
ein  kleiner  Tro^t  für  uns,  dass  auch  den  Engländer  solche  Gedanken  noeh  befallen 
können,  trotz  seiner  grossen  wirtlischaftlichen  Einsichten  und  reichen  Erfahrungen. 
Der  „Economi.st^*  erinnert  dabei  an  den  Kaiser  von  Frankreich,  „die  irdische  Provi- 
dence'*,  wobei  wir  ihm  nicht  widersprechen  wollen. 

6)  The  cotton  sn[iply  by  J.  W.  B.  Moiiej.  jBcon.  16.  23.  30.  An- 
gast,  6.  13.  September  flg.  1862. 

Manchester  Chamber  of  Commerce.  Economist  27.  Septem- 
ber 1862. 

The  best  practical  methode  of  augmenting  the  callare  of 
Cotton  in  India.    4.  October  1862. 

Yon  einem,  nach  dem  Inhalte  zu  urtheilen,  der  indischen  Verhältnisse  wohl* 
kundigen  Manne  sind  eine  Anzahl  Briefe  in  dem  „Economist"  erschienen,  in  welchen 
auf  Grund  der  daselbst  bestehenden  wirlhschaflltchen  und  socialen  Verhältnisse  die 
Mittel  nachgewiesen  werden,  aus  Ostindien  den  englischen  Markt  mit  Baumwolle  su 
Tersorgen. 

Money  schlägt  vor,  jedem  europäischen  Baumwollenkäufer,  der  in  Indien  seinen 
Wohnsitz  aufschlägt,  zu  einem  Vermittler  zwischen  dem  Gouvernement  und  dem  Ryot 
(Landbauer)  für  die  Einnahme  und  Ablieferung  der  Grundsteuer  zu  maeben,  indem 
man  ihm  die  Stelle  eines  Einnehmers  von  einem  wohlbevölkerten  La nddisl riet,  hin- 
reichend gross,  um  jährlich  1000  Ballen  Baumwolle  zu  productren,  übertrage.  Er 
rechnet  auf  ca.  20  Acker  Land  einen  Ballen  Baumwolle ,  danach  also  würde  der  Di- 
strict  nicht  unter  20,000  Acker  gross  sein  dürfen. 

Um  ihm  die  llnterstülzung  der  Ortsbehurden  zu  sichern ,  so  würde  er  einen 
Procentsalz,  z.  B.  eine  Rupie  per  Balten  von  dem  Ertrage  seiner  Geschäfte  abzugeben 
haben. 

Die  Hauptschwierigkeit  für  den  europäischen  Kaufmann  besteht  in  Indien  nämlich 
In  der  Concurrenz,  die  ihm  der  einheimische  Käufer  macht,  und  in  dem  Einfluss  und 
der  Macht,  welche  derselbe  über  die  R>-ots  ausübt.  Dieser  ist  nämlich  in  der  Regel 
der  Bankier  und  zugleich  der  Landsteuereinnehmer.    Er  sorgt  ausserdem  für  Ter* 
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schfedene  Bedürfnisse  der  Dorfgemeinschaft,  z.  B.  für  die  religiösen  Festlichkeiten, 
und  macht  derselben  Vorschusse.  Ein  Üiieil  der  Dorfflur  wird  nun  fQr  ilin  als  Aequi- 
Talent  fär  das,  was  er  för  das  Gemeinwesen  leistet,  bebaut.  Ein  anderer  Theil  der 
Baumwollenernte  gehört  ilim  als  ZalWung  für  die  Vorschüsse  an  die  Einzelnen.  Dieser 
nun,  der  durch  Gewohnheit,  Hericommen  und  Schuldverbindlichkeiten  eine  feste  Stel- 
lung in  den  Orten  einnimmt  und  Personen  und  Verhaltnisse  auf  das  Genaueste  kennt, 
würde  als  entschiedenster  Gegner  des  europäischen  Kaufmanns ,  der  ihn  in  seinem 
Erwerb  und  Gewinn  slören  würde,  auftreten  und  ihm  suf  jede  Weisse  entgegenwirken 
und  daher  nur  z.  B.  durch  die  mächtige  Stellung  eines  officiellen  Landsteuereinnehmera 
mit  Erfolg  belcäropft  werden  können.  In  Indien  ist  bekanntlich ,  wie  In  den  meisten 
asiatischen  Reichen,  der  Herrscher  des  Landes  zugleich  alleiniger  Landeigenlhümer, 
und  die  Landsteuer  erhält  dadurch  mehr  di«  Natur  einer  Grundrente.  Der  europäische 
Baumwollenkäufer,  der  zugleich  Steuereinnehmer  sein  würde,  dürfte  nur  dadurch  im 
Stande  sein,  den  Ryot  aus  den  Händen  des  eingebornen  Geldleihers  zu  befreien,  und 
ihn  durch  Inaussichtstellung  besserer  Bezahlung  für  seine  Ernte,  begleitet  von  ent- 
sprechenden Vorschüssen,  zum  verstärkten  Baumwollenanbau  veranlassen.  Money 
glaubt,  dass  der  Export  von  indischer  Baumwolle  im  Jahre  1863  ungefähr  1>4 
ilillion  Ballen  anstatt  1  Ulillion  Ballen,  wie  in  diesem  Jahre,  betragen  werde;  die 
Baumwolleneinfuhr  aus  den  übrigen  Theilen  der  Erde  schlägt  er  für  das  Jahr  1863 
auf  V4  Millionen  an.  Da  aber  6y<|  Millionen  Ballen  gebraucht  werden,  so  würde 
dieses  einen  Ausfall  geben  von  S'/i  Millionen. 

Die  Money'schen  Propositionen  wurden  der  Handelskammer  Ton  Manchester  vor- 
liegt, und  hat  sich  dieselbe  am  8.  September  dahin  erklärt,  dass  das  Project  un- 
ausführbar sei,  und  dass  sie  im  Hinblick  auf  den  gegenwärtigen  beklagenswerthen 
Mangel  an  Zufuhr  von  Baumwolle  die  Ueberzeugung  habe,  dass  für  die  Wohlfahrt  In- 
diens sowohl,  als  auch  zur  Herstellung  einer  Verbindung  der  europäischen  Capitalisten 
mit  den  eingebornen  Landbauern  die  Einführung  eines  weisen  und  billigen  Contract- 
gesetzes  noth wendig  sei. 

In  einem  Briefe  vom  18.  September,  in  welchem  Money  die  genaueste  Kennt- 
niss  der  indischen  Verhältnisse  durch  Anführung  von  bereits  in  diesem  Gebiete 
gemachten  Erfahrungen  zeigt,  weist  er  die  Unwirksamkeit  des  Vorschlags  der 
Handelskammer  schlagend  nach;  wir  können  uns  aber  nicht  gestalten,  in  Einzelnes 
näher  einzugehen,  so  sehr  wir  auch  von  der  höchst  klaren  und  überzeugenden  Dar- 
stellung des  englischen  Gentleman  uns  angesprochen  fühlen. 

Der  „Leader**  des  „Economist**  vom  4.  October  bekämpft  den  Money'schen  Vor- 
schlag gleichfalls.  Er  sagt  unter  Anderm:  Nach  dem  Money'schen  Project  würde  ein 
europäisches  Individuum  das  Monopol  in  einem  bestimmten  District  gegen  alle  übrigen 
Europäer  erhalten.  Wäre  der  Vorschlag  wirklich  von  Erfolr  begleitet,  so  würde  kein 
Gouvernement,  das  so  constituirt  ist  wie  das  englische,  den  beständigen  Anklagen 
und  unaufhörlichen  Insinuationen  von  Favoritismus  ^  mit  denen  er  in's  Leben  treten 
würde,  begegnen  können. 

Er  ist  dagegen  mit  einem  andern  Vorschlag  bei  der  Hsnd;  darnach  sollte  eine 
besondere  Licenz  an  alle  Baumwollenhändler  gegeben  werden  (für  die  sie  natürlich 
bezahlen  müssten),  die  ihnen  ein  Recht  gäbe,  von  dem  Gouvernement  in  Allem  Hülfe 
zu  beanspruchen,  was  ihr  Geschäft  fördern  würde.  Es  würde  dabei  unerlässlich  sein, 
d38S  die  Personen,  welche  um  eine  solche  Licenz  nachsuchten,  beträchtliche  pecuniäre 
Sicherheiten  stellten,  da  es  wünschenswerth  sei,  ihnen  alle  diejenige  Autorität  ztt 
geben ,  welche  ein  Gouvernement  geben  kann ,  und  deswegen  müsse  man  die  beste 
Versicherung  haben,  dass  es  Personen  seien  von  Respectabllität,  damit  sie  die  Sanction 
nicht  zum  Missbrauch  verwendeten. 

Uns  will  es  bedünken,  dass  der  „Leader'<  unwillkürlich  einen  Theil  des  Money'- 
schen Projects  nur  in  anderer  Form  aufnimmt  und  dadurch  in  den  gleichen  Vorwurf 
des  Monopolisirens  und  des  Favorftismus  geräth.  Jedenfalls  dürfte  in  England  jetzt 
die  Ansicht  die  herrschende  sein,  dass  Ostindien  das  einzige  Land  ist,  welches  einen 
Ersatz  für  den  Ausfall  der  Baumwolleneinfuhr  aus  den  Südstaaten  von  Nordamerika 
mit  Erfolg  bieten  kann. 

7)  A    few    rulee    for    estimating   the    comparative    worth    of 
foreign  loana,  Econ«  9.  Augaat  1862. 
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The   persons    who    sKould   invest,    and    the    monej   which 

shoiild  b«  in?ested,  in  foreign  loans^   Econ.  28.  August 

1862. 

Gate  Regeln  zur  Beurlheilang  des  Werths  fremder  Anleben  für  die  Engländer, 
welche  ihr  Geld  besser  als  zu  2  Procent  ausser  Landes  anlegen  wollen. 

8)  The  imn\ense  recent  importationa  of  corn.   Econ.  25.  Octo- 

ber  1862. 

Der  oEconomisl"  nennt  die  ungeheuere  Entwickelung,  welche  der  Getreidehandel 
England*  mit  dem  Auslande  in  neuerer  Zeit  erfahren  hat,  eine  der  merkwürdigsten, 
wenn  nicht  die  merkwürdigste  commercielle  Thatsacbe  der  modernen  Zeit.  Was  kein 
Frotectionist  befärchtet,  kein  Freihandebmann  gehofft,  sei  in  den  beiden  letzten  Jahren 
und  in  diesem  Jahre  eingetreten. 

An  Körnern  und  Hehl  wurde  in  England  eingeführt: 

1860  1861 

14,494,975  16,094,914  Quarters 

(daninler    5,880,968  6,912,815        -        Weizen). 

Der  Import  rom  1.  Januar  bis  31.  August  betrug : 

1861  1862 

4,908,208  5t513,901  Quarters  Weizen, 

5,030,281  5,007,918        -        diverses  Mehl. 

Der  wunderbare  Contrast  des  Handels  der  früheren  Zeit  mit  dem  jetzigen  6e> 
treidehandel  tritt  in  seiner  ganzen  Grösse  hervor,  wenn  die  Jahre  1843  und  1844,  wo 
die  Freihandelsgeselzgebung  begann,  mit  den  letzten  beiden  Jahren  zusammengestellt 
werden. 

In  jenen  beiden  Jahren  betrug  die  Einfuhr  an  Cerealien  in  runder  Summ« 
4V3  Millionen  Quarters,  in  den  Jahren  1860  und  1861  zusammen  30ys  Millionen ! 
Die  Preise  (Durchsehnittsjahrespreise)  differiren  in  diesen  beiden  Perioden  dagegen 
nur  wenig  von  einander:  «.      d.  s.    d. 

1843  50   1         1860   53  3 

1844  51   3         1861   55  4 

1845  50  10 

Die  so  überaus  mächlig  gestiegene  Consumtionskraft  des  Landes  habe  sonach  alle  Be- 
fürchtungen der  Grundbesitzer  zu  Schanden  gemacht  und  jeden  Schaden  von  ihnen 
abgewendet. 

9)  Public  income  and  Expenditure.     Econ.  4.  October  1862. 

Aus  dem  officiellen  Bericht  über  die  öffentliche  Einnahme  und  Ausgabe  der  Pe- 
riode vom  31.  März  1859  bis  31.  M|rz  1862  heben  wir  einige  Ziffern  hervor. 
Aus  der  Einnahme:  L.  8c. 

Die  Customs  im  Jahre  1858—1859  (31.  März)  ....  23,045,748 

1861—1862     -        -       ....  22,667,473. 
Dia   Halbjabrscinnahme  aus    diesem  Jahre,    von   Gladstone    veranschlagt    auf 
23,550,000,  demnach  y^  =  11,775,000,  trug  217,000  L.  St.  mehr  ein,  als  der  Vor- 
anschlaff  war«  t  st 

Excise  im  Jahre 1858—1859  (31.  März)  17,026,939 

1861—1862      -      -     17,406,286 

Eigenthumsbesteuerung 1858—1859      -      -        6,435,799 

1861-1862      -      -      10,117,060 

ToUleinnahme 1858—1859      -      -      60,961,315 

1861—1862      -      .      64,974,897. 
Aus  der  Ausgabe: 
Interessen  und  Verwaltung  der  Staatsschulden  1858—1859  (31.  März)  28,480,809 

1861—1862      -      -      26.142.606 

Armee  im  Jahre 1858—1859      -      -      12,512,290 

1801—1862      .      -      15,570,868 

Seemacht 1858—1859      .      -       9,512,290 

1861-1862      -      -      12,598,042. 
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CiviUisle ,  Be^olduDgea ,  diplomatisebe  Befolduiigen  und  Pensionen  sind  sich  in 
den  Tier  Jahren  fast  gleich  geblieben,  Jahrgehalte  und  Pensionen  haben  sich  in  dieser 
Zeit  um  ca.  30,000  L.  St.  vermindert.  In  Deutschland  haben  die  Civillisten  (auch 
unter  dem  Namen  Domanialrente  im  Budget  aufgeführt)  mehr  eine  Tendenz  zum  Steigen. 

Ja.   St. 

Totalausgabe  im  Jahre  1858—1869 60,147,913, 

1861  —  1862 66,416,904. 

10)    Wbat  a  Bank  Acconut  should  contain,  and  vbat  is  thc  proper 
mode  of  reading  it.     Econ.  25.  October  1862. 
Reports   of  Joint  Stock   Banks   of  the   United  Kingdom   for 
tbe  half'jear  or  for  the  Jear  ending  30.  Juni  1862.     Sup- 
plement zum  Econ.  y.  2  5.  October. 

In  dem  ersleren  Aufsalze  wird  zunichst  Gericht  gehalten  über  die  eingebürgerten 
Ausdrucke  „Liabilities**  und  „Assets'S  Der  „Economist"  glaubt,  viele  Leute  würden 
die  Sache  viel  besser  verstehen,  wenn  die  „Liabililies*'-Bereehnung  mit:  „Gelder  sur 
Disposition  der  Bank**  und  die  „Assets^-Rechnung  mit:  „die  Weise,  in  welcher  die 
Bank  über  ihre  Gelder  disponirt  hat*',  überschrieben  wären. 

Was  unter  den  „Liabilities**  begriffen  wird,  ist  entweder  Eigenthum  der  Bank 
oder  ihr  geliehenes  Geld.  Er  meint  nun,  dass  die  gegenwärtigen  Namen  die  Unter- 
scheidung sehr  verdunkeln,  da  nur  in  einem  sehr  theoretischen  und  abstracten  Sinne 
das  Capital  der  Bank  eine  Verbindlichkeit  (liability)  genannt  werden  kann.  Wir  können 
den  Betrachtungen  und  Ausstellungen  nicht  weiter  folgen,  zu  denen  der  dem  „Eeo- 
nomist"  beiliegende  Bericht  über  die  Joiqt- Stock -Banken  Veranlassung  gegeben  zu 
haben  scheint.  Nur  eine  Bemerkung  noch,  welche  vielleicht  auch  deutschem  Bank- 
wesen nicht  fern  liegt. 

Ein  mächtiges  Capital  —  hinreichend,  um  der  Bank  einen  substantiellen  Cha- 
rakter zu  geben  und  zu  zeigen,  dass  sie  etwas  zu  verlieren  hat  —  ist  eine  stricte 
Bedingung,  ein  unabänderliches  Erforderniss  für  eine  solide  Bank;  aber,  ganz  entgegen 
einer  gemeinen  Meinung,  kann  Capital  ebenso  leicht  sich  irren  durch  Uebermaass  wie 
durch  Mangel.  Es  ist  fast  schlimmer,  zu  viel  als  zu  wenig  zu  haben,  denn  viel  mehr 
Fehler  im  Bankgeschäft  sind  verursacht  worden  durch  ängstliches  Bestreben  nach  hohen 
Gewinnen,  als  aus  irgend  einem  andern  Grunde.  Auch  vor  dem  zu  grossen  Vertrauen 
in  die  Ziffern  warnt  er ,  denn  unter  den  „Assets**  findet  sich  z.  B.  keine  besondere 
Berechnung  schlechter  Schulden,  die  keine  Bank  als  einen  getrennten  Posten  ver- 
öffentlicht, da  es  auch  im  höchsten  Grade  unrathsam  sein  würde,  dies  zu  thun.  Der 
nicht  zu  grosse  Artikel  ist  reich  an  praktischen  Bemerkungen  und  Aufschlüssen  über 
da^  Bankwesen. 

In  dem  Report  über  die  Bank  von  England  beantwortet  der  €k>uverneur  der- 
selben, Latham,  die  Interpellationen  wegen  der  Banknotenfilschungen  dahin,  dass 
dieselben  unbedeutender  seien,  als  das  Publicum  glaube. 


Italien. 

1)  Seit  Mitte  dieses  Jahres  erscheint  in   Turin   die   Zeitschrift  „Rivista 

nazionale  di   diritto   amministrativo  di  economia  poli- 

tica  e  di  statistica^S  Heraasgeber  Alessandro  Gicca,  von  der 

uns  das  erste  Heft  yorliegt. 
Der  erste  Theil  desselben  enthält  politische  Oekonomie  und  Statistik,  der  zweite 
Sammlung  der  Administrativgesetze  des  Königreichs  Italien.    Wir  geben  eine  Inhalts- 
Ikbersicht. 
Paiie  L    Ueber  den  Staat  und  seine  Functionen  im  Leben   der  Gesellschaft  von 
P.  Duprat,  eine ' italienisch  geschriebene  und  französisch  gedachte  Philosophie 
des  Staates  auf  33  Seiten ;  viel  bekannte  Phrasen. 

Ueber  den  Cours  der  Staatspapiera    und  über  die  Finanzgesetze    von  A. 
»      Gicea. 

8» 
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SUtistik  der  italienischen  Prodacte  aof  der  internationalen  Indastrieansstel- 
longp  zu  London  1862  von  Devincenzi.  2238  Italiener,  darunter  200  auf 
der  Classe  der  srhonen  Künste,  betheiligten  sich  an  der  londoner  Ausstellung; 
die  grössere  Zahl  aus  Florenz,  Cagliari,  Turin ^  Neapel,  Genua,  Foggia,  Pisa, 
Alessandria,  Lucca  und  Brcscia. 

Statistische  Mitlheilungen  über  die  Haupl producta  der  ProYinz  Bologna  von 
G.  Golinelli. 

Ueber  die  Ra^en  der  Schafe  und  die  Industrie  der  Wolle  in  Calabria  uUe- 
riore  seconda    von  L.  Grimaldi;  mehr  land-  als  volkswirlhscbaftUch. 
Bibliographie  und 
Chronik,  letztere  sehr  reichhaltig. 
Parte  II.    Das  Reichsstalut  und  das  Wahlgesetz;  dieses  noch  nicht  Yollständig. 

Da  Italien  auch  in  einer  wirthschanüchen  Wiedergeburt  begriffen  ist,  wo  zu 
Allem  erst  der  Grund  zu  legen,  wo  Alles  erst  zu  schaffen  ist  (dove  tulto  h  a  fon- 
dare,  doire  tutto  h  a  creare),  so  werden  wir  seinen  ökonomischen  Zuständen  ganz 
besondere  Aufmerksamkeit  :^uwenden.  Deutschland  muss  daran  noch  ein  weiteres  als 
blofl  scientifisches  Interesse  haben. 

Gicca  stellt  wissenschaftliche  Originalcorrespondenzen  aus  der  T&rkei  und 
Griechenland  in  Aussicht  und  wQrde  dadurch  die  französischen ,  englischen  und  betgi« 
sehen  ökonomischen  Zeitschriften ,  die  von  da  selten  etwas  Anderes  bringen  als  dürf- 
tige Handelsnotizen,  ergänzen.  Wir  wünschen  der  neuen'  Zeitschrift  ein  gutes  Ge- 
deihen, fürchten  aber,  dass  sie  etwas  zu  gross  angelegt  ist.  (Jeden  Mopat  ein  Heft 
von  10  Bogen!) 

2)  Del   coTBO   de'  fondi   pubblici   e  delle   leggi  di  finanza,   A« 
Gicca.     Faacicolo  1.  p.  33'8qq. 

Gicca  untersucht  die  Gründe,  weshalb  die  italienischen  Staatspapiere  einen  sa 
niedrigen  Curs  haben.  Die  Anleihe  von  500  Millionen  sei  zu  70,60  abgeschlossen 
worden,  und  der  Curs  schwanke  zwischen  65  und  70.  Während  die  englischen  3pro- 
centigen  Papiere  92,  die  französischen  4y2procentigen  97  stehen,  sei  der  Curs  der 
italienischen  5procentigen  72.  Er  hält  für  den  alleinigen  Grund  des  schlechten  Stan- 
des nicht  die  politische  Lage  des  neuen  Königreichs,  nicht  die  Höhe  der  Staatsschuld 
und  nicht  die  grossen  Deficits,  sondern  die  ökonomische  und  Finanzverfassung  des 
Landes.  Er  stellt  zum  Erweise  die  Einnahmen  und  Schulden  mehrerer  Grossstaatea 
Beben  einander,  nämlich: 

Reate  der  consolidirtea 
Bilmnzjahr  Einnmlmen  ordentliehea  Schulden. 

England 1860 i;767,634,401.  10.  612,940,106.  40. 

Frankreich 1862 1,971,080,028.  00.  602,215,602.  00. 

Italien 1861 480,000,000.  00.  142,648,493.  25. 

Oesterreich 1860 763,973,637.  50.  253,655,212.  60. 

und  schliesst  daraus,  dass  das  Yerhältniss  der  Schulden  zu  den  Deckungsmilteln  in 
den  Einnahmen  in  Italien  günstiger  sei ,  als  das  der  andern  grossen  Mächte.  Bei  den 
Vergleichungen  der  Deficits  in  diesen  Staaten  mit  denen  Italiens  ist  er  weniger  glück- 
lich. Er  empfiehlt  für  Italien  nicht  die  Grundsätze  der  Manchesterschule.  Er  glaubt 
vielmehr,  dass  bei  der  gegenwärtigen  Lage  der  Dinge  das  Princip  des  Sparens  und 
stricter  Oekonqmie  im  Staatshaushalt  sich  als  absolute  Regel  nicht  halten  lassl.  Er 
vergleicht  den  italienischen  Staat  mit  einem  grossen  industriellen  Unternehmen ,  in 
welchem  nur  dereinst  Gewinn  zu  ziehen,  vorerst  €apitale  angelegt  werden  müssen. 
Er  glaubt,  dass  die  grössere  Entfaltung  des  Öffentlichen  Credils  wesentlich  behindert 
werde  durch  die  Ungewissheit  und  Unordnung,  die  aus  der  mangelhaften  Verwirk^ 
lichung  der  organischen  Gesetze  und  aus  dem  Mangel  einheitlicher  Finanzgeselze 
insbesondere  hervorgehen. 

Er  schlägt  eine  alsbaldig  in's  Leben  zu  rufende  einheitliche  Organisation  der 
Finanzverwaltung  für  ganz  Italien  vor. 

3)  Ferrovie  Riv.  pag.  97  sqq. 

Aus  der  Uebersicht  über  die  Einnahmen  während  .  des  Monats  März  d.  J.  von 
9  Eisenbahnen,  die  vom  Staat  verwaltet  werden,  nämlich  der  Linien:  Turin  — Genuai 
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AlesMndria  —  Piacenza,  Turin  —  Ciineo,  Bra  —  CaTallermaggiore,  Alessandria — Acqui, 
Genua  —  Vollrl,"  Morlara  — Vigcvano,  Turin  —  Pinerolo,  Valenza  —  Vercelli ,  Torrc- 
beretli  — Pavia,  geht  hervor,  das»  die  Einnahmen  meist  bedeutend  zugenommen  ha- 
ben. 0ei  der  ersten  Linie  betragt  das  Steigen  iiicltt  weniger  als  191,835.  09  L. 
bei  einer  Monatseinnahme  von  1,194,791.09.  Dieselbe  Erscheinung  biekn  die  Bahnen 
der  Lombardei  und  Centralitaliens. 

Das  ganze  Eisenbahnnetz  des  Königreichs  Italien  umfasst  jetzt  2,411  Kilometer, 
darunter  645  Kilom,  Slaatsbahncn«  Der  Kirchenstaat  besitzt  ausserdem  noch  195  und 
Tenetien  475  Kilom.    Summe  für  ganz  Italien  3,081  Kilom. 

4)  Finanze  Riv.  pag.  109. 

Die  Einnahmen  aus  indirecten  Steuern,  TeiiheHt  nach  den  einzelnen  ProTinzen, 
betr8gei>: 

1861.  laea 

Piemonte L.  66,195,510.  34.  69,521,124.  65. 

Lombardia -  28,976,435.  93.  30,161,462.  44. 

Etoilia -  20,636,380.  88.  22,677,818.  5a. 

ümbria  e  iUarche  .....  -  7,951,229.  40.  7,038,002.    - 

Toscana -  1'8,975,954.  9t.  19,467,764.  34. 

Napoli -  33,924,674.  80.  38,745,064.  52. 

SiciUa -  7,053,262.  77.  7,620,328.  12. 

Totaleinnahme  -    173,713,449.  03.        185,231,564.  57. 

Die  Mindereinnalime  im  Jnhre  1862  gegen  1861  schreibt  die  ^^Rivista'*  zu  dem 
Abtreten  von  Savoyen  wnd  Nizza,  dem  Aufhören  der  Zolliinien  zwischen  den  einzel- 
nen Provinzen  und  der  Einfuhrung  des  milderen  ZolIs)^stems  in  Mittelitalien,  wodurch 
daselbst  einzelne  Zolle  um  80  Procent  geringer  wurden. 

Die  öffentliche  Schuld  des  Königreichs  Italien  betrug  am  1.  April  1862 

Direzione  Generale L.    94,492,998.  86.    Renta 

Direzione  speziale  di  Firenze  ...   -       7,996,495.   - 

di  Miiano  ....  7,355,365.  89. 
di  Napoli  .....  26,003,633.  50. 
di  Palermo.  .  .    -       6,800,000.    - 

Totalsumma  L.  142,648,493.  26. 
Hierin  ist   nicht  mit  begriffen  die  Rente  der  römischen  consolidirten  Schuld  im 
Beirage  von  1,425,302.  Ol.    Die    zu   5%   capitaiisirle  Rente  der  öffeDtlichen  Schuld 
betrug  am  1.  April  1862  in  runder  Summe  2,900  Mill.  L. 


nr- 


Frankreich. 

i)  Lebndget  de  186  3.    Reviie-desdeux  mondea  1.  M«!  pag.  104 
bis  219  p.  Caaimip  Periar. 

C.  Parier,  welcher  früher  schon  „les  finances  de  l'empire^  und  im  zweiten 
Februarheft  der  „Rev.  des  deux  mondes^  t.  1862  „la  refbrme  financiire'*  publicirt 
hat,  stellt  über  die  Finanzen  Frankreichs  in  den  letzten  zehn  Jahren  Betracntungen 
«od  Vergleiche  an,  welche  ein  hohes  Interesse  beanspruchen. 

Das  ganze  Budget  von  1863  von  2,091,805,662  Fr.  Gberscbreitel  um  122  Mil- 
lionen das  votlrte  Budget  von  1862  und  um  462  Millionen  das  regulirte  Ton  1859. 
Was  aber  unter  dem  Kaiserreich  der  Untersehied  zwischen  reguUrtem  und  vorher  ver- 
anschlagtem Budget  besagt,  das  zeigen  die  Vergleichungen  zwischen  diesen  beiden 
Budgets.  Das  Budget  von  1860,  festgesetzt  durch  das  Finanzgesetz  vom  11.  Juni  1847 
aof  1  Milliarde  825,000  Millionen,  erscheint  im  provisorischen  Rechenschaftsbericht 
der  Finanzadministration  mit  2  Milliarden  167  Millionen,  was  eine  Differenz  ergibt 
iwiacben  den  gemachten  Und  den  vorausgesehenen  Ausgaben  von  342  Miliionen.  Daa 
regulirte  Budget  von  1847  betrug  mir  1  Milliarde  629  Millionen. 

Alacht  man  eine  Berechnung  über  die  ganzen  zehn  Jahre  von  1852  an,  ao  kommt 
Man  iwiacben  den  beiden  Badgeta  au  einer  Differenz  ¥«n  3  Milliarden,  und  siebt,  man 
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▼on  den  Jahren  des  Krlmlinegg  und  des  italienischen  Kriegs  ab,  so  bleiben  immer 
noch  2  Milliarden  zurück.  Dies  wird  noch  auffälliger,  wenn  man  erwigt,  dass  beim 
Budget  von  1863  150  Millionen  aus  der  Amortisation  unter  die  Einnahmen  gebracht 
werden.  Wir  stellen  noch  die  beiden  Perioden  von  1831  —  1848  udd  1852—1861 
neben  einander. 

Ueberschreltang 
Periode  Vorhergeseheae  vnd  Wirkliehe  der  AoegftbeB  Aber 

von  1831  bis  1848  rolirte  Aufgaben  Autgaben        die  Veraneehlagnngen 

ToUlsumme  der  siebzehn  Jahre  20,596,000,000  Fr.  21,884,000,000  Fr.  1,249,000,000  Fr. 

Mittlerer  Jahresdurchschnitt       1,212,000,000  -       1,287,000,000  -  73,000,000  - 

Periode  von  1852  bis  1861 

Totalsumme  der  neun  Jahre      14,828,000,000  .  17,767,000,000  -  2,939,4)00,000  - 

Mittlerer  Jahresdurchschnitt       1,647,000,000  -       1,973,000,000  -.  326,000,000  - 

Die  Differenz  zwischen  dem  ersten  und  letzten  Jahre  der  ersten  Periode  betraft 
410  Millionen,  diejenige  zwischen  dem  ersten  und  letzten  Jahre  der  zweiten  Periode 
nicht  weniger  als  654  Millionen.  Die  3  Milliarden  sind  zu  der  öffentlichen  Schuld 
hinzugetreten  und  durch  Anleihen  gedeckt  worden,  ausserdem  hat  die  Amortisation 
aufgehört  und  die  Auflagen  sind  vermehrt  worden. 

Perier  macht  dabei  die  Bemerkung:  Diese  Ziffern  zeigen,  dass,  wenn  einerseits 
in  den  17  letzten  Jahren  des  parlamentarischen  Regime's  das  Finanzresuliat  einer  con- 
trolirten  Administration  und  einer  von  den  Kammern  in  Schranken  gehaltenen  Politik 
das  gewesen  ist,  dass  Frankreich  1  Milliarde  249  Millionen  (im  Jahresdurchschnitt 
73  Millionen)  mehr  als  die  Veranschlagung  des  Budgets  verausgabt  hat,  sich  anderer- 
seits in  den  neun  ersten  Jahren  des  neuen  Regime's  die  Summen,  Yon  denen  der 
gesetzgebende  Körper  nur  die  Anwendung  zu  bestätigen  (homologuer)  statt  zu  ver- 
ansthlagen  und  zu  regeln  hatte,  auf  2  Milliarden  939  Millionen  (im  Jahresdurchschnitt 
326  Millionen)  erhoben.  Dabei  sind  seit  der  Errichtung  der  Kaiserher rschaft  die 
öffentlichen  Arbeiten  im  mittleren  Jahresdurchschnitt  nur  dotirt  mit  70  Millionen ;  die 
neun  letzten  Jahre  des  vorhergehenden  Regime*s  weisen  dagegen  je  einen  Durchschnitt 
von  120  Millionen  pro  Jahr  nach. 

Er  sagt  am  Schlnss:  Frankreich,  gewarnt  und  an  seine  Verbindlichkeiten  er- 
innert, würde  in  Zukunft  nicht  zu  entschuldigen  sein,  wenn  es  nicht  der  Führung  seiner 
Angelegenheiten  die  Aufmerksamkeit  schenkte,  die  es  ihnen  so  sehr  entzogen  hat,  und 
wenn  es  nicht ,  um  ein  wenig  Einfluss  auszuüben ,  sich  der  Rechte  bediente ,  die  ihm 
die  Verfassung  gibt. 

Fould  gibt,  um  dies  schliesslich  noch  zu  erwähnen,  im  „Monileur'*  yom 
9.  October  die  Lage  der  Finanzen  folgendermassen  an:  Die  Höhe  der  frühern  unge- 
deckten Schuld  ist  auf  157  Mill.  Fr.  gemindert ;  die  Finanzverwaltung  des  Jahres  1862 
wird  kein  Deficit  ergeben;  man  wird  das  Jahr  1863  mit  einer  Reserve  von  80  Mil- 
lionen für  unvorhergesehene  Ereignisse  beginnen,  und  das  Budget  von  1864  wird  die 
Steuern  nicht  erhöhen!  und  M«xico1 

2)  Les  nouveaux  impdts  et  le  budget  de  1863,  par  Victor 
Bonnet.  Revue  def  deux  mondes  15.  Mai  1862  pag.  462 
bis  485. 

Bonnet  hebt  hervor,  dass  Europa  und  die  neue  Welt  in  eine  Finanzverwirrung 
gerathen  sind,  von  der  es  noch  wenige  Beispiele  gegeben,  nnd  dass  seit  dem  italienischen 
Krieg  in  fast  ganz  Europa  sich  in  drei  Jahren  die  Ausgaben  um  15  bis  20  Procent 
vermehrt  haben,  beim  Königreich  Italien  sogar  um  100  Procent  und  In  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  von  325  Millionen  Fr.  vor  dem  Kriege  bis  auf  3  Milliardan 
65  Millionen  während  des  Kriegs,  wovon  2  Milliarden  225  Millionen  durch  Anleihen 
zu  decken. 

Er  ist  ein  entschiedener  Gegner  der  Einkommensteuer :  den  einzigen  Vorzug, 
den  er  ihr  zuerkennt,  ist  die  Wohlfeilheit  der  Erhebung.  Er  bestreitet  ihr  inson- 
derheit, dass  sie  am  meisten  der  Billigkeit  entspreche  und  am  yerbältnissmässigsten 
sei,  denn  sie  statuire  Bxemptionen  und  befreie  diejenigen  von  der  Steuer,  welche  ihr 
Einkommen  falsch  declariren ,  so  dass  die  Steuerlast-  gerade  auf  die  Schultern  der 
ehrlichen  Leute  gewälzt  werde.  Er  stützt  sich  für  diese  Behauptung  auf  die  Erfah- 
rungen ,  die  man  in  England  gemacht ,  wo  ea  sich  herausgestellt ,  dus ,  während  nach 
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Scbedula  D.  7  den.  Yom  Pfd.  SU  zu  geben  waren ,  nur  4  den.  ir irklich  gc Keben  und 
das  übrige  Einkommen  verschwiegen  wurde.  Schedula  D.  aber  begreift  die  inaustrielten 
Gewinne,  d.  h.  V»  der  ganzen  Einkommensteuer. 

Nach  seiner  Meinung  ist  die  indirecte  Steuer  auf  die  grossen  Consumtionsartikel 
die  für  die  Erhaltung  des  Reichtliums  zuträglichste.  Denn  wenn  sie  im  Augenblick 
der  Bildung  desselben  auferlegt  wird  und  massig  ist,  so  könne  sie  der  Arbeit  einen 
leichten  Sporn  geben,  um  den  Antheil  des  Fiscus  mit  zu  schaffen,  und  da  nun  zuletzt 
der  Fortschritt  des  öffentlichen  Reichthums  auf  der  Arbeit  beruhe,  so  werde  die 
Steuer  bezahlt,  ohne  dass  die  Masse  des  disponiblen  Einkommens  vermindert  wird. 
Wenn  im  Gegentheil  die  Steuer  in  dem  Augenblick  eintritt,  wo  der  Reichthum  schon 
gebildet  und  keine  Anstrengung  mehr  zu  machen  ist,  um  den  Theil  des  Fiscus  zu 
compenslren,  so  werde  dieser  Antheil  als  eine  einlache  Erhebung  auftreten  und  um  so 
viel  die  Menge  des  Einkommens  vermindern. 

Bonnet  ist  für  die  Erhöhung  der  Salzsteuer,  well  die  Herabsetzung  derselben 
auf  die  Hälfte  im  Jahre  1848  gezeigt  habe,  dass  der  Verbrauch  des  Salzes  nur  um 
2%  jährlich  stieg,  während  die  Consumtfon  hochbesteuerter  Gegenstände,  wie  z.  B. 
der  Getränke  una  des  noch  hoher  besteuerten  Tabaks,  in  nicht  vergleichbarem  Maass- 
Stabe  wuchs,  und  gegen  die  Steuer  auf  Wagen  und  Pferde  (auf  5,500,000  Fr. 
Toranschlagt) ;  ebenso  gegen  das  den  Verkehr  hindernde  droit  de  transmission.  Diese 
Steuer,  welche  im  Voraus  für  Werthe  au  porteur  entrichtet  wird,  und  zwar  im  Au- 
genblick des  Uebergangs  für  die  nominellen  Werthe,  hat  seit  dem  Jahre  1857,  von 
welcher  Zeit  sie  besteht,  die  Erwartungen  getäuscht,  indem  sie  weniger  ergab,  als 
man  vermuthet  hatte,  und  zwar  theils  weil  die  alten  Werthe,  um  ihr  zu  entgehen, 
unbeweglidi  gemacht  wurden,  theils  weil  die  Steuer  ein  Hinderniss  war  für  neue 
Unternehmungen.  Der  gut  geschriebene  Artikel  dürfte  gerade  in  den  Hauptsachen  den 
Ansichten  der  Mehrheit  der  französischen  Nationalökonomen  widersprechen,  und  es 
sollte  uns  wundern,  wenn  er  nicht  bald  eine  Entgegnung  erführe. 

3)  Une  r^forme  de  Ngislation  commerciale.    Les  traniactiont 

financiires  p.   G.  Poujardhieii.      R'ev.    des   deux  mondes 

i.  JuDi  1862  pag.  725  sqq. 
Er  verlangt,  dass  das  Princip  der  internationalen  Freiheit  des  Handels,  welches 
neuerdings  in  Frankreich  zur  Geltung  gekommen,  als  natürliche  und  nothwendige 
Ergänzung  eine  bedeutendere  Ausdehnung  der  Freiheit  des  Credits  im  Innern  herbei- 
führe, folglich  die  Einführung  beträchtlicher  Reformen  des  Handelsgesetzes.  Ferner 
bekämpft  er  direct  das  Monopol  der  Börsensensale  in  Paris  und  beweist  die  Ungesetz- 
lichkeit eines  Theils  ihrer  Geschäfte,  die  sich  ungesetzmässig  erweitert  haben,  beson- 
ders nachdem  die  Coulisse  aufgehoben  worden.  .    ' 

4)  l^todea  sor  le  systime   des  impots.     Impots   sor  los   actes 

(Fortsetzung).  Impots  aar  les  actes  judiciaires.  JourD. 
desläcon.  Septbr.  1862  p.  337  sqq.  par  Esq.  deParieu  de 
rinstitut. 

Die  Fortsetzung  der  Studien  über  das  Steuersystem  in  den  Heften  vom  Januar 
1860,  Februar,  Juli  und  October  1861  und  April  1862,  welche  später  besprochen 
werden  sollen,  wenn  diese  sorgfältigen  und  namentlich  mit  reichem  historischen  Ma- 
terial versebenen  Untersuchungen  zu  einem  grossem  Abschluss  gekommen  sind. 

5)  Des  rapports  du  jaate  et  de  Putile.     Journ.  des  Econ.  Juli 

1862  p.  5  sqq.  par  R.  de  Fontenaj. 

Observations  sur  le  spiritn  alisme  en  ^conomie  politiqae 
en  r^ponse  k  M.  Dameth  et  k  M.  de  Fontenay  Journ.  des 
£con.  Juli  1862  p.  40  sqq.  par  Henri  Baudrillart. 

R^ponse  aux  observations  de  M.  Baudrillart  sur  le  spiri- 
tualisme  en  6conomie  poUtique  par  H.  Dameth  Journ. 
des  £con.  Oct.  1862  p.  43  sqq. 
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Derni^res  obserTationi  snr  le  fpirilaalisme  en  ^conomie 
politique.  R^plique  k  M.  Dameth  par  H.  Baudrillart. 
ebd.  Oct.  186  2  p.  51  sqq. 

Zwei  geistvolle  Abhandlungen  über  das  Gebiet  der  Moral,  des  Rechts  und  der 
Yolkswirlhsrhaft  nebst  xwei  Repliken. 

Das  Inslitut  zu  Paris  halte  als  Thema  aufgestellt:  Die  Uebereinslimmung  des 
Gerechten  mit  dem  Nützlichen,  die  Beziehungen  der  politischen  Oekonomie  zur  Moral, 
und  e^  waren  in  Folge  dessen  zahlreiche  Arbeiten  hervorgerufen  worden,  unter  An- 
deren von  Minghetli,  Baudrillart,  Dameth,  Roncelet  u.  s.  w. 

Wir  bedauern,  uns  nur  kurz  fassen  zu  müssen,  da  namentlich  die  erstere  Ab* 
handlang  nicht  allein  eine  Kritik  dieser  Schriften  von  Baudrillart  und  Dameth, 
sondern  auch  interessante  eigne  Untersuchungen  enthält  aber  den  Begriff  der  Moral 
und  die  Stellung  der  politischen  Oekonomie  zu  derselben. 

De  Fontenay  nimmt  den  Begriff  der  letzteren  als  feststehend  an,  als  einer 
positiven  Wissenschaft,  welche  die  Bedingungen  erforscht,  unter  denen  sich  der  Reich* 
thum  und  das  Wohlbefinden  entfalten,  fragt  aber,  was  die  Moral  sei,  ob  ein 
Dogma,  ein  Gefülii  oder  eine  Wissenschaft.  Hierauf  giebt  er  die  Antwort:  das  mo- 
ralische Gefühl  (oder  sagen  wir  die  Moral)  ist  ein  Factum  der  Erziehung  und  Ge- 
wohnheit, das  seinen  Grund  hat  in  den  vorhandenen  Bedingungen  und  Verhältnissen 
des  jeweiligen  Zustandes  der  Gesellschaft,  wie  ihn  die  Vergangenheit  uns , überliefert 
hat.  Arthur  Schopenhauer  würde  den  Verfasser  mit  Sarkasmen  überschütten, 
dass  er  solche  Behauptungen  aufzustellen  wagt  20  Jahre  nach  seinen  Gruudproblemen 
der  Ethik.  Staat  und  Gesellschaft  aber  konnten  und  müssten  daher  auch  durch  Er- 
ziehungsanstalten und  Reltungshäuser  jedem  Verbrechen  zuvorkommen,  und  der  Straf- 
codez  würde  ein  überflüssiges  Stück  Papier  sein.'  De  Fönte naj  will  die  Moral 
durch  ihren  Gegenstand  objectiviren  und  zu  einer  Wissenschaft  (science)  erheben. 
Deren  Gegenstand  aber  ist  nach  ihm  der  allgemeine  Nutzen,  das  allgemeine  Wohl. 
Hier  findet  er  auch  den  Puiict,  wo  die  Wissenschaft  der  Moral  utd  die  ökonomisclie 
Wissenschaft  zusammenkommen.  Er  sagt:  So  findet  sich  dieser  Dualismus  beseitigt, 
der  unbegründet  und  unauflöslich  in  der  scientifischen  Ordnung  zu  bestehen  scheint  und 
zwei  Kategorien  der  socialen  Wissenschaft  gegenüberstellt,  die  eine  ausgehend  von  dem 
Gefühl  des  Gerechten  und  Rechtschaffenen  (honn&te) ,  die  andre  ausgehend  von  dem 
Begriff  des  Nützlichen.  Es  giebt  in  den  socialen  Wissenschaften  nur  ein  und  dasselbe 
Princip ,  das  Nutzliche ,  indem  man  dieses  Wort  in  seinem  ausgedehntesten  Sinne 
nimmt,  wornach  es  Alles  dasjenige  bezeichnet,  was  zur  Erhaltung«  und  zum  Fortschritt 
des  Menschen  ^und  der  Gesellschaft  dient.  Die  Menschheit  hat  keinen  andern  Gegen- 
stand (der  uns  bekannt  ist)  als  sich  selbst;  ihr  Interesse  ist  ihr  Gesetz.  Der  Fort- 
schritt ist  nur  der  unaufliorliche  Eingriff  des  Menschen  in  die  andern  lebendigen 
Kräfte  der  Natur,  und  die  Gesellschaft  nur  die  permanente  Verschwörung  des  Men- 
schengeschlechts ,  um  sich  Alles  das  zu  unterwerfen  oder  zu  assiroiliren ,  was  es  um 
aich  SB  fremdem  Leben  findet.  Alle  socialen  Wissenschaften  lösen  sich  in  die  Anwen- 
dung und  in  positive  Disciplinen  auf,  alle  haben  als  Gegenstand  die  •  Thätigkeit  der 
socialen  Mächte  in  Rücksicht  auf  den  Fortschritt  zu  organisiren ,  um  den  geringsten 
Yerlust  zu  erleiden  und  die  grösstmöglichste  Entwicklung  ihrer  nützlichen  Wirkung, 
hervorzubringen. 

Die  Stellung  der  politischen  Oekonomie  zur  Moral  anlangend,  so  verneint  er 
deren  Unterordnung  unter  die  Politik  und  die  Moral.  Er  sagt:  Im  wissenschaftlichen 
Sinne  ist  die  politische  Oekonomie  nicht  ein  Zweig,  sondern  eine  Wurzel  (racine)  der 
Moral,  sie  ist  keine  Herleitung  und  keine  Dependenz  von  der  Moral,  sie  jst  im  Gegen- 
theil  eine  der  Prämissen ,  eins  der  constitutiven  Elemente ,  eine  der  vorausgegebenen 
Grössen  derselben.  Und  gerade  deshalb,  weil  die  Moral  eine  an  praktischer  Wichtig- 
keit höhere  Wissenschaft  ist,  bildet  sie  in  der  wissensehafllichen  Ordnung  ein  Correllat 
und  eine  Synthese  der  niedern  Wissenschaft.  Ueberall  ist  die  unabhängige  Wissen- 
schaft diejenige,  welche  am  nächsten  den  Beobachtungen,  der  Analyse  und  dem  Detail 
steht.  Diese  ist  es,  welche  verpflichtende  Resultate  und  Bedingungen  der  syntheti- 
schen und  höchsten  (culminante)  Wissenschaft  zufuhrt.  Er  giebt  als  Erläuterung  das 
Terhältniss  der  Heilkunst  zur  Anatomie,  Physiologie,  der  organischen  Chemie  u.  s.  w. 
an.    Dieses  find  einige  der  Hauptgedanken  von  de  Fontenay.     Baudrillart 
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fuchi  ihn  za  widerlegen  nnd  bekämpft  den  MateriaHsmns  (oder  -RealigimtB?).  Er 
glaubt,  dass  mit  dem  praktischen  Triumph  des  Materialismus,  welcher  nothirendig 
herbeigeführt  wird  durch  die  Ueberzeugung ,  dass  er  die  philosophische  M^ahrheit 
sei,  die  ökonomische  Welt  eine  sehr  traurige  Hodification  erfahren  wird.  Sie  werde 
Ctofahr  laufen,  das  Schauspiel  der  Unordnung  darzubieten.  Endlich  frage  es  sich,  ob 
der  Materialismus  wissenschaftlich  im  Stande  sei,  der  theorelischen  Oekonomie  dio 
Stütze  der  begriffe  yon  Recht  und  Pflicht  zu  geben.  Er  ruft  schliesslich  aus:  Von  dem 
Augenblick  an,  wo  es  euch  gelungen  Ist,  den  Menschen  zu  überzeugen,  dass  er  die 
Horal  gemacht  hat ,  macht  euch  auch  gefasst ,  dass  der  augenblickliche  Einfall  und 
die  Leidenschaft  frei  mit  diesem  Werke  seines  Geistes  schalten  werden,  so  achtungs- 
werth  sie  auch  der  Wissenschaft  von  dem  Nützlichen  erscheine.  Bandrillart  ordnet 
die  Yolkswirthschaft  der  Moral  unter. 

Von  Courcelle  Seneuil  und  von  dem  Amerikaner  Carey  sind  neuerdings 
zwei  bedeutende  Werke  über  die  sociale  Oekonomie  erschienen,  welche  den  gleichen 
Gegenstand  behandeln.  Uns  scheint  es  ein  Thema  für  deutsche  philosophische  Durch« 
blldung;  übrigens  ist  es  eine  Frage,  welche  nicht  bloss  das  französische  Institut  auf^ 
stellt,  sondern  deren  Beantwortung  die  Gegenwart  von  uns  fordert. 

6}  Des  dHinitions  et  de  la  nataro  du  num^raire  et  du  cr(Sdit 
ä  l'occaeioii  de  deux  onvrages  de  H.- D.  Macleod.  Ele- 
ments d'^conomie  politique  p.  Michel  Chevalier.  Journ. 
des  Econ.  Angust  1862  p.  1  sqq. 

Nam^raire,  capital,  credit  parAmbroise  Clement,  ib.  Sept. 
p.  43  9  sqq. 

Le  Credit  est-il  da  capital?  *—  Lettre  k  M.  le  directenr 
daJoarnal  des  l^conomistes  par  Ad.  Blaise  (des  Vosges) 
ib.  Sept.  p.  4  49  sqq. 

Journ.  des  £con.  Septembre  1862.   Oct.   p.  19  sqq. 
Streitschriften  über  den  Begriff  des  Geldes  und  des  Credits. 

Bei  der  Anzeige  zweier  Werke  H.  D>  Macleod's  the  elementa  Ofpoliti- 
esl  economy  und  eines  Lexikons  der  politischen  Oekonomie,  welches  in  einzelnen 
Lieferungen  erscheint  (Macleod  gab  früher  heraus:  Theory  and  practico 
of  banking),  trat  M.  Chevalier  in  dem  ersten  Artikel  dessen  neuen  Definitionen 
Ton  Geld  und  Credit  bei.  Macleod  geht  nach  dem  Referenten  davon  aus,  dass 
Bankbillets,  Wechsel  u.  dgl.  jedenfalls  eine  Forderung  des  Inhabers  repräsentiren. 
Die  Masse  dieser  Creditwerthe  sammt  dem  Vorrath  an  Metallgeld  bilden  die  currency 
des  Landes,  welche  comme  un  bloc  de  cr^ances,  ou  d'engagements  ou  de  gages  er- 
scheint. Alle  Creditpapiere  setzen  ernstliche  Verpflichtung  (des  tttres  de  creance 
respectables)  voraus.  Und  Chevalier  hält  es  für  ein  unbestreitbares  Verdienst, 
dass  solchergestalt  an  den  Begriff  der  currency  die  Idee  einer  wirlclichen  Obligation 
geknüpft  werde.  Zwischen  der  Menge  der  bestehenden  Verpflichtungen  und  der 
currency  oder  dem  num^raire,  welches  aus  den  Creditmitteln  und  dem  Baargelde 
besteht,  soll  Gleichgewicht  sein. 

Macleod  greift  hiemach  die  Theorieen  von  Thornton,  J.  Stoart  M111, 
Mac-Culloch,  Loyd,  Torrens,  Normann,  J.  B.  Say  u.  s.  w.,  nämlich, 
dass  derselbe  nichts  hinzufuge  zum  Capital,  dessen  sich  die  Gesellschaft  bedient,  um 
ihre  Unternehmungen  zu  befruchten,  dass  er  nur  die  Uebertragung  eines  Reichthums 
aus  der  Hand  des  Einen  in  die  Hand  des  Andern  sei,  der  besser  im  Stande  ist,  ihn 
zur  Geltung  zu  bringen,  lebhaft  an,  und  stellt  vielmehr  die  entgegengesetzte  Behaup- 
tung auf,  dass  der  Credit  das  Nationalcapital  wirklich  vermehrt.  Er  wiederholt 
dfters,  dass  der  Credit  selbst  Capital  ist.  Das  Octoberheft  des  „Journal  des  Econo- 
mfstes'^  S.  19  flg.  giebt  sodann  eine  Uebersetzung  des  theoretischen  Theilg  des  Ar* 
tikels  „Credit"  aus  dem  Dictionnaire  von  Macleod,  die  folgende  Sätze  enthält: 
Credit  ist  der  Name  fiir  eine  gewiss«  Art  von  immateriellem  Eigenthum ,  die 
man  auch  Schuldforderung  nennt. 

Er  ist  das  Recht,  zu  einer  gewissen  Zeit  eine  bestimmte  Summe  Geld  von  einer 
bestiflunten  Person  za  fordern. 
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P«s  CtMUysitm  besteht  in  der  Schaffang  aod  dem  Verkauf  von  Scholdferde- 
ritngen  (§.1). 

Das  £igenlbum  ist  kein  materieller  Gegenstand,  sondern  ein  Recht. 

Das  Eigenlhum  oder  die  Rechte  können  eingetheilt  werden  in  Rechte  auf  Sachen, 
if eiche  bereits  existiren,  und  in  Rechte  auf  Sachen,  die  noch  nicht  existiren,  denen 
aber  die  Zukunft  Existenz  giebt  ($.  6). 

Es  giebt  zwei  Arten  von  geschriebenen  Titeln,  beide  Yon  allgemeinem  Gebrauch 
im  Handel,  welche  sich  oberflächlich  ahnein;  das,  was  sie  von  Grund  aus  unterschei- 
det, bildet  die  Basis  der  Crediltheorie.  Die  zwei  Kategorieen  von  Titeln,  um  die  es 
sich  handelt,  sind: 

1)  die  Connossemenle ,  die  Certificate  auf  Depositen  und  andere  speciell  be- 
stimmte Sachen ; 

2)  die  Bankbillets,  Wechsel  u.  s.  w.  (§.  7). 

Das  Cpnnossement ,  das  Depositencertificat  identificirt  sich  mit  den  Waaren  hin- 
sichtlich des  Eigen thumsverhältnisses  und  bildet  mit  ihnen  nur  ein  einziges  untrenn- 
bares Eigenthum;  man  kann  sagen:  der  Titel  repräsentirt  die  Waare.  Die  Schaffung 
des  Titels  ist  kein  Austausch.  Diese  Titel  gehören  daher  nicht  zum  Gebiet  des 
Credits. 

Wer  dagegen  gegen  Geld  beim  Bankier  sich  ein  Creditpapier  kauft,  tauscht 
gegen  das  Geld  eine  Schuld forderung  ein.  Hier  wird  ein  neues  Eigenthum  geschaf- 
fen, das  an  Jedermann  fibertragen  werden  kann  und  das  mit  Werth  versehen  ist, 
da  es  der  Besitzer  gegen  Geld  oder  gegen  andre  Waare  umtauschen  kann  (§.  9). 

Während  nach  der  gewöhnlichen  Ansicht  über  den  Credit  derselbe  in  der  Ueber- 
tragung  eines  Capitals  besteht,  sucht  Macleod  zu  beweisen,  dass  es  der  Name 
von  einer  gewissen  Art  von  Eigenthum  ist. 

Mit  seiner  Theorie,  bei  deren  Neuheit  er  selbst  Widerstand  voraussieht,  holTt 
Macleod,  dem  Credit  die  gebührende  Stellung  angewiesen  zu  haben.  Sein  Referent 
aber,  indem  er  den  einzelnen  Untersuchungen  das  Lob  einer  scharfsinnigen  und  sach- 
kundigen Behandlung  zollt,  giebt  sich  am  Schluss  dem  Eindruck  hin,  dass  Macleod 
mehr  in  der  Wahrheit  und  im  Recht  ist,  als  seine  Gegner,  wie  hervorragend  sie  auch 
immer  seien. 

Den  Ausführungen  Macleod 's,  dass  der  Credit  Capital  sei,  tritt  nun  Am- 
broise  Clement  im  2.  Artikel  entgegen.  Er  geht  von  dem  Begriff  des  Capitals 
als  des  Inbegriffs  aller  Werkzeuge,  Yorräthe  oder  Materialien  der  Industrie,  im  Eigen- 
thume  Einzelner  oder  von  Gesammtheiten  aus.  Erwiesen  sei  der  Satz,  dass  Pro- 
ducta und  Produclivdienste  nur  gegen  andere  Producte  oder  Productivdienste  ausge- 
tauscht werden  können ;  nun  sei  es  aber  einleuchtend ,  dass  die  Vermehrung  der  A  n  - 
%v  eisungen  auf  den  Reichthum  nichts  durch  sich  selbst  zur  Masse  der  Producte 
oder  der  yorhandenen  Mittel  der  Production  hinzufüge,  sie  könnte  also  auch  nichts 
zur  Gesammtheit  der  Productionsfahigkeiten  hinzuthun!  Die  Wirkung  des  Credits 
sei  nur  eine  viel  grössere  Concurrenz  der  Erwerber,  welche  wohl  den  Preis  der 
Capi tauen  und  der  industriellen  Dienste  ei höhen,  nicht  aber  die  Quantität  derselben 
vergrössern  könnten.  Verbreitete  sich  die  Meinung,  dass  der  Credit  Capital  sei,  so 
würde  sie  sehr  bald  dazu  beitragen,  die  schlechte  Anwendung  davon  auszudehnen. 

Ziemlich  dieselben  Gründe  bringt  Ad.  Blaise  gegen  Chevalier  vor.  Dass 
aber  die  Frage  vom  Credit,  jenachdem  man  ihn  vom  Standpunct  der  Einzelwirth- 
schaft  oder  von  dem  der  Gesammtwirthschaft  betrachtet,  zunächst  verschiedene  Ge- 
sichtspuncte  darbietet,  haben  sie  unbeachtet  gelassen. 

Die  Replik  Chevalier 's,  die  übrigens  gelegentlich  seines  Berichtes  über  die 
londoner  Industrieausstellung,  um  der  Aeusserung  willen,  dass  der  berühmte  Mal- 
t  h  u  s ,  wenn  er  jetzt  auf  die  Erde  zurückkehrte ,  seine  Gedanken  in  minder  strenge 
Formeln  gekleidet  haben  würde,  Ton  dem  Präsidenten  der  nationalökonomischen  Ge- 
sellschaft zu  Paris,  Mr.  Dupuit,  wegen  seiner  Ketzereien  auch  gegen  Malthus  und 
Rossi  ziemlich  hart  gerügt  wurde,  wird  schwerlich  ausbleiben.  Wir  werden  alsdann 
Gelegenheit  finden ,  über  dieselbe  zu  berichten. 

Uebrigens  ist  bei  Besprechung  dieser  Arbeiten  über  den  Credit  suf  die  scharf- 
sinnige Darstellung  eines  deutschen  Juristen,  nämlich  W.  Endemann:  Der  Credit 
als  Gegenstand  der  Rechtsgeschäfte,  in  Goldschmidt's  Zeitschrift  für 
das  gesammte  Handelsrecht  1861  Bd.  4  S.  31  flg.  aufmerksam  zu  machen.    Der  Ver- 


Litteraiur.  123 

fasser  zeigt  darin,  dass  der  Credit,  ^en  das  rSmische  Recht  nur  als  eine  Eigenschaft 
der  Leistung  (als  creditirte  Leistung)  gekannt,  das  canonische  Recht  in  Folge  der 
Wuchergesetze  ganz  unterdrückt  habe ,  als  die  freiwillig  eingeräumte  Befogniss ,  über 
fremde  Werthe  zu  verfugen ,  jetzt  selbstständiges  Object  der  ?<nrgütung  und  wirklicher 
Gegenstand  der  verschiedensten  Rechtsgeschäfte  geworden  sei.  An  der  juristischen 
Behandlung  der  ihn  betreffenden  Geschäfte  wird  nachgewiesen,  dass  der  Credit  in 
diesem  Sinne  der  juristischen  Auffassung  als  vermögensrechtliches  Object,  als  ein 
eigener  Werthgegenstand  entgegentrete.  Das  unkörperliche,  ideelle  Gut,  Credit  ge- 
nannt —  und  das  erinnert  an  die  Definition  JMacleod'a  —  ist  darnach  ein  Gegen- 
aland, über  den  man  durch  Verträge  disponiren,  den  man  kaufen  und  verkaufen  kann. 

7)  Aas  dem  Jiillhefl  des  Jonmala  „Des  ^conomistes'*  heben  wir  noch  herror : 
Des  Conditions  r^glementaircs  da  transit  et  de  l'exporta- 

tion  par  cbemin  de  fer  p.  E.  Lam^  Flearj.  p.  55, 

worin  die  königliche  Ordonnanz  vom  15.  19ovbr.  1816  betr.  das  Reglement  der  öffent- 
lichen Administration  über  die  Ausbeutung  der  französischen  Eisenbahnen  und  der 
Lasten  der  grossen  Compagnieen  und  insonderheit  das  jüngste  Decret  über  die  Eisen« 
bahnen  Tom  26.  April  1862  besprochen  werden.  Jede  französische  Bahncompagnie 
ist  verpflichtet,  jährlich  an  die  Administration  eine  Statistik  einzuschicken,  welche 
das  Tonnenmaass,  die  Natur,  Bestimmung,  den  Preis  und  die  Bedingungen  des  Trans- 
ports der  Waaren  enthält,  welche  nach  dem  Ausland  ezportirt  werden  oder  über  ihr 
Netz  gehen. 

8)  La  justice  et  las  moeurs  pabliqaes  p.  Paul  BoiteaUr  Joarn. 

des  äconomistes  Jali  1862  p.  81,  Aagast  1862  p.  255. 
Wir  entnehmen  daraus  den  steigenden  Abfall  der  in  Frankreich  wegen  Yerbrechen 
Angeklagten. 

Man  rechnete  einen  Angeklagten  auf 

4517  Einwohner  von  1826—1830 
4427        —  von  1831—1835 

4297  —  von  1836—1840 
4901  —  von  1841—1045 
4749  —  von  1846-1850 
5055         —  von  1851—1855 

6758        —  von  1856—1860. 

Am  31.  December  1860  bestand  daselbst  die  Armee  der  Justiz  und  Polizei  aus: 
2,863  Friedensrichtern, 
18,634  Gensdarmen  (vertheilt  in  3410  Brigaden), 
1,981  Polizeicommissären, 
8,425  Agenten  der  Commissäre, 
36,789  Maires  der  alten  Departements, 
33,779  Gemeinde  •  Feldwächtern, 
31,095  Feldwächtern  der  Privaten, 
9,222  Wald-  und  Fischereiwächtern, 
25,392  Zollbeamten, 

168,180  Personen  in  Allem,  gegen  159,451  im  Jahre  1850. 
Die  Mittheilungen  stützen  sich  auf  den  allgemeinen  Rechenschaftsbericht  der 
Administration  der  Criminaljustiz  in  Frankreich  während  des  Jahres  1860,  der  vor 
Kurzem  veröffentlicht  worden  ist. 

9)  Un    grand    äconomiate    fran9ais    da  XlYe   siicle.      Joarn. 

des  l^con.   Septbr.   1862    p.   355   sqq.    p.   L.    Wolowski   de 

rinstittt. 
Röscher  machte  jüngst  der  Academie  der  moralischen  and  politischen  Wissen- 
achaften  zu  Paris  die  Mitlheilung,  dass  Frankreich  im  14.  Jahrhundert  einen  bedeu- 
tenden volkswirthschaftlichen  Schriftsteller  besessen  habe.  Frankreich  hat  sich  beeilt, 
für  diesen  die  Ehre  zu  vindiciren,  dass  er  unstreitig  zuerst  die  Lehre  vom  Gelde 
l»egründet  habe,  und  zwar  nicht  bloss  Tor  den  Italienern,  sondern  auch  Tor  Rice 
Taughan,  Cotton,  Fetty,  North  und  Locke. 
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Es  ist  dies  der  Cleriker  Nicole  Oresme,  Bischof  von  Ltsieux,  Grossmeister 
des  Collegs  zu  Navarra  u.  s.  w.  und,  wenn  nicht  der  Lehrer,  doch  der  Rath  und 
Berather  von  Karl  Y.  von  Frankreich,  dessen  Verwaltung  sich  durch  weise  Verord- 
nungen über  das  M&nzwesen  auszeichnet.  A.usser  der  ersten  französischen  lieber- 
Setzung  des  Aristoteles,  der  Ethik,  Politik  und  Oekonomik,  woraus  er  »eine 
geläuterten  Begriffe  über  Staat  und  Wirthschaft  geschöpft  zu  haben  scheint,  und 
anderen  zahlreichen  Schriften  gegen  die  Astrologie,  fiber  die  Naturwissenschaften^ 
Theologie  u.  s.w.  schrieb  der  Bischof  den  Tractat:  De  origiae,  natura,  jure 
el  niutationihus  monetarum,  wovon  er  später  selbst  eine  französische  lieber- 
Setzung,  versehen  mit  Zusätzen,  lieferte.  Auffallend  ist  uns  nur,  dass  Röscher  die 
pariser  Academie  auf  Oresme  wie  auf  eine  neue  Entdeckung  aufmerksam  machen 
konnte,  da  die  Schrift  von  Oresme  in  Deutschland  durchaus  nicht  unbekannt  ist> 
und  bereits  Fischer  in  seiner  verbreiteten  Geschichte  des  deutschen  Handels  (P.  IT 
S.  683  ff.)  sechs  Seiten  lange  Auszöge  9us  derselben  mittheilt. 

10)  La  prochaine^  session    des   conseils    g6ii<Frattx  de  France« 

Journ.  des  Econ.  Acut  1862  p.  271. 

Les  Yoeux  des  conseils  g^n^raux  de  France    (Fortsetznng  und 

Schluss  des  Torigen  Artikels).    Journ.  des   £con.  Septbr.  1862 

p.  39  5  p.  Julies  Du  Tal. 

Jedes  Jahr  versammeln  sich  die  GeneralrSlhe  von  Frankreich  an  dem  Hauptorte 
eines  jeden  Departements,  und  das  Gouvernement  veröffenllicht  eine  llebersicbt  der 
"Wünsche  derselben,  in  der  nach  den  Ministerien  classificirt  und  nach  Ordnung  des 
Inhalts  alle  diejenigen  WQnsche  zusammengefasst  werden,  welche  diese  Versammlungen 
ausgesprochen  haben.  Düval  hat  mit  Weglassung  aller  untergeordneten  und  localen 
Fragen  es  unternommen,  ein  Resum^  dieser  Wünsche  fiber  drei  Jahre  zu  geben. 
Rubricirt  sind  sie  unter  die  zehn  Ministerien.  Den  ungemein  reichen  Inhalt,  na- 
mentlich unter  der  Rubrik  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Innern,  des  Ackerbaus, 
des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeilen  charakterisiren  wir  am  besten  mit  den 
Worten  des  Berichterstatters  selbst.  Er  sagt:  „Diese  lange  Aufzählung,  instructir 
in  ihrer  Trockenheit,  zeigt  die  unendliche  Mannigfaltigkeit  der  Desiderien  Frankreichs 
in  dem  Rahmen  der  Thäligkeit  seiner  Generalräthe.  Wenn  es  nicht  die  ganze  sociale 
Oekonomie  ist,  so  ist  es  doch  davon  ein  beträchtlicher  Theil.  Aber  wie  sehr  klagt 
dieser  Auszug  das  Uebermaass  der  Centralisalion  an,  welche  den  Händen  des  Staates 
eine  Menge  von  Fragen  überlassen  hat,  die  zum  natürlichen  Geschäftskreis  der  Com- 
Diunen  der  Departements  und  der  Provinzen  gehören)*^ 

11)  Les  chaires  d'^conomie   politique  p.  Jalea  Pantet»    Jonrn» 

des  Econ.  Septbr.  1862  p.  413. 

Es  ist  eine  Klage,  dass  Frankreich,  welches  sich  rühmt,  an  der  Spitze  der  Civl- 
lisation  einherzuschreiten,  nur  einen  einzigen  Lehrstuhl  der  politischen  Oekonomie 
besitzt,  den  des  College  de  France,  welcher  nach  einander  eingenommen  wurde  von 
Say,  Rossi  und  Blichet  Chevalier,  und  seit  zehn  Jahren  in  Stellvertretung 
TOn  Henri  Baudrillart. 

Wiederholt  war  der  Staat  auf  dem  Wege,  dem  Bedürfniss  abzuhelfen.  Man 
fürchtete  die  Wissenschaft  der  KationalSkonomie  und  deshalb  unterblieb  immer  die 
Ausführung.  In  neuerer  Zeit,  im  Jahre  1845,  Hess  de  Salvandy  die  Facultäten 
deswegen  befragen,  und  das  Jahr  darauf  trug  dann  eine  Commission  der  Rechtssto« 
dien  auf  Erweiterung  des  Unterrichts  des  öffentlichen  und  ad  mini  »trat  iven  Rechts  in 
allen  Rechtsfacultäten  an,  sowie  auf  Gründung  einer  besonderen  Schule  der  politischen 
und  administrativen  Wissenschaften.  1847  legte  hierauf  de  Sajvandy  einen  Ge- 
setzentwurf der  Kammer  der  Pairs  vor,  in  dem  er  die  Wiederherstellung  des  Lehr- 
stuhls der  politischen  Oekonomie  vorschlug.  Die  Revolution  von  1848  hat  diese 
Bestrebungen  unterbrochen  und  hierbei  ist  es  geblieben. 

Ausser  am  College  de  France  wird  die  politisdie  Oekonomie  Jetst  noch  in 
Paris  gelehrt  in  der  kaiserlichen  Schule  der  Brücken  und  Chausseen  von  Josepli 
Garnier  und  am  Conservatorium  des  arts  et  m^tiers  von  Wolowski.  Der  Un- 
terricht ist  zwar  nur  beim  ColUge  de  France  üffentUch,  der  Zutritt  aber  auch  xa 
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den  beiden  letztern  Schulen  zn  erlangen.  Pautet  beneidet  Benlacbland  nm  »ein* 
LehrslQhle  der  politischen  Oekonomie,  darf  er  es  auch  beneiden  um  die  Verbreitung 
Tollcswirthschafllicher  Kenntnisse  im  Volke,  bei  der  Geschäftswelt  und  vor  Allem  bei 
den  Staatsverwaltungen  ?! 

Ausser  Paris  wird  sie  noch  gelehrt  zu  Montpellier,  zu  Bordeaux,  zu  Nancy, 
zu  Reims  von  Fr ^d^ric  Passy  (früherem  Finanzmioister)  und  Victor  Modeste« 

12)  Principes  de  laBciencezocialeparH.  C.  Carey.  —  Compto 
rendu  par  R.  de  Fontenay.  Journal  des  Econ.  Septbr. 
1862  p.  377,  October  1862  p.  5. 

Die  bereits  vor  ein  Paar  Jahren  erschienenen  Principles  of  Social 
Science  von  Henri  C.  Carey,  3  Voll.,  Philadelphia  und  London,  isind 
jetzt  in  dieCellection  des  Economistesotpublicistes  contemporains 
in  der  Uebersetzung  von  Saint-Germain  Leduc  und  A.  Planche  aufgenommen 
worden,  eine  Stelle,  auf  die  sie  mehr  Anrecht  zu  haben  scheinen  als  manche  andre 
Schrift.  Der  Aufsatz  von  de  Fontenay  ist  mehr  ^loge  als  einfacher  compto 
rendu;  der  Berichterstatter  scheint,  noch  von  dem  Geiste  Carey's  inspirirt,  ge* 
schrieben  zu  haben.  Sonderbar,  dieselbe  Fascinalion  fand  sich  auch  bei  dem  ersten 
deutschen  Kritiker  (Ausland  3.  Jun.  1860).  Derselbe  vergass  ganz  die  Beurlheilung 
Ober  der  Be-  und  Verwunderung.  „Das  Werk  CareyV^  sagte  er,  „ist  ein  auf 
völlig  neu  entdeckten  Fundamentalsätzen  beruhendes  philosophisches  System ,  das  an 
Grossartigkeit  dem  Hegel'schen  kaum  nachsteht,  mit  einer  Sorgfalt  und  mit  so 
brillantem  Reichthum  der  Induction  durchgeführt,  dass  es  unter  den  in  der  Gesell« 
Schaftswissenschaft  epochemachenden  Erscheinungen  mit  in  erster  Reihe  genannt  zu 
werden  Anspruch  hat.  In  Bezug  auf  die  Kühnheit  und  die  fiberraschende  Neuheit 
der  von  Carey  entdeckten  Grundsätze  des  Gesellschaftsverkehrs  steht  sein  Werk 
ebenbürtig  neben  denen  von  Adam  Smith,  Malthus  und  Ricardo,  welche 
letztere  beiden  Lehren  es  bekämpft.*'  De  Fontenay  preist  wenigstens  nicht  min- 
der: „Die  Zeit*' ,  sagt  er,  „welche  man  mit  Carey  verbringt,  ist  nie  verloren,  er 
unterrichtet  und  interessirt  immer;  er  hat  eine  Weise  an  sich,  die  Dinge  zu  sehen, 
die  wohl  Anfangs  etwas  Störendes  hat,  aber  mit  der  man  sich  auf  die  Länge  ver- 
söhnt. Er  ist- vielleicht  der  einzige  moderne  ökonomische  Schriftsteller,  welcher 
wahrhaft  originell  ist;  und  welches  Urtheil  man  auch  über  seine  Systeme  fällt,  man 
kann  sagen,  dass  man  nicht  auf  der  Höhe  der  Wissenschaft  steht,  wenn  man  nicht 
bis  auf  den  Grund  die  Carey'schen  Ideen  kennt.'' 

Bei  dieser  Uebereinstimmung  des  Lobes  erfordert  Carey 's  Werk  von  nna 
eine  eingehende  Besprechung,  die  wir  in  dieser  Zeitschrift  an  einer  anderen  Stelle 
nicht  unterlassen  werden,  sobald  uns  das  Original  vorliegt.  Vorläufig  nur  Folgen- 
des: Carey  iit  Protectionist,  vielleicht  der  eminenteste  Vertheidiger  der  Schutz- 
zölle, er  ist  Gegner  der  Ricardo'schen  Lehre  von  der  Bodenrente  und  ist  Gegner 
des  Malthus'schen  Bevölkerungsgesetzes. 

Carey  war  in  früherer  Zeit  Freihändler,  so  noch  in  seinen  Principles  of 
political  economy  (1837),  jetzt  ist  er  in  Amerika  unbestritten  die  erste  wis- 
senschaftliche Autorität  für  das  Protectionssystem.  In  seinen  Letters  to  the 
F  r  esi  dent  on  the  foreign  and  domestic  policy  of  the  Union  1868 
verlangt  er  ein  strenges  Schutzzollsystem  für  die  Vereinigten  Staaten.  Seitdem  ist 
der  hohe  Tarif  erfolgt,  trotz  der  Freihandelspartei  in  Amerika,  die  durchaus  noch 
nicht  erloschen.  Der  mit  den  amerikanischen  Verhältnissen  offenbar  sehr  vertraute 
Berichterstatter  im  Ausland  sagte  bereits  1860  die  Schutzzollpolitik  voraus.  Carey 
schrieb  noch  ausser  Anderem  The  Past,  the  Present  and  the  Future 
(1848),  Essay  on  the  rate  of  wages  u. s. w.  und  ist  in  der  periodischen  Presse 
«ehr  thätig. 

Ifach  de  Fontenay  definirt  Carey  Gesellschaftswissenschaft  als  dieWissenr 
schaft  der  Gesetze,  welche  den  Menschen  bei  seinen  Anstrengungen  regieren,  seine 
Individualität  und  seine  Macht  der  Vergesellschaftung  mit  seines  Gleichen  auf  die 
höchste  Stufe  zu  bringen. 

Er  verwirft,  wie  schon  Andere  vor  ihm  gethan,  den  materiellen  Reichthum  als 
alleinigen  productiven  Gegenstand  der  Wirthschaft,  indem  gerade  die  für  unproductiv 
gehaltenen  Dienste,  genauer  betrachtet,  die  hervorragend  nützlichsten  sindy  da  sie 
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liacb  der  Erhaitiing  und  Entwicklang  des  llenschen  selbsl ,  d.  h.  der  Productivkrafi 

5ar  excellence,  trachten.     Die  Nützlichkeit  ist  nach  Carey  das  Maasa  der  Macht 
ea  Menacben  Ober  die  Natur,   der  Werth  das  Maass  der  Macht  der  Natur  über  den 

Menschen. 

In  dem  Maasse ,  als  der  Mensch  seine  Macht  über  die  Natur  yergnrossert  und 
ausübt,  in  demselben  Maasse  hört  er  auf,  sie  über  Seinesgleichen  aussufiben,  und 
jeder  ökonomische  Fortschritt  ist  auch  ein  Fortschritt  zur  Gleichheit  unter  den  ver- 
schiedenen Classen  und  den  Terschiedenen  Menschenra^en. 

Der  grössere  Theil  des  Artikels  von  de  Fontenay  behandelt  die  Ton  uns 
bereits  erwähnten  drei  grossen  Heterodoxieen  Carey' s,  die  wir  spSter  ausführlich 
behandeln  werden.  Nur  zwei  Worte  noch  über  die  Art  und  Weise  seiner  Beweisführung. 
Um  Ricardo  zu  widerlegen  und  die  von  ihm  selbst  aufgestellte  Ansicht  zu  beweisen,  be- 
ginnt er  durch  die  alte  und  neue  Weit  eine  Art  höclist  interessanter  Auskundschaftsreise. 
Die  Beobachtungen  über  Frankreich,  England,  Schottland,  Italien  u.  b.w.  bekunden  nicht 
allein  einen  feinen  Kopf,  sondern  offenbaren  auch  grosse  geschichtliche  und  geogra- 
phische Kenntnisse  des  Schriftstellers.  Den  interessantesten  Theil  bilden  aber  seine 
Studien  in  Amerika,  die,  mit  den  Staaten  des  Nordens  beginnend,  durch  Mexiko 
und  den  Isthmus  gehen  und  sich  in  die  unbekannten  Regionen  von  Südamerika  ver- 
lieren. Für  die  amerikanische  Union  zutoial  ist  es  In  Wahrheit  die  detaillirte  Kart« 
der  Colonisatton,  ^gezeichnet  nach  Epochenj  nach  der  Natur  und  mittelst  so  neuer 
Documenle,  so  sichtbarer  und  noch  handgreiflicher  Spuren,  dass  es  unmöglich  ist, 
den  geringsten  Zweifel  an  der  Richtigkeit  des  Carey^schen  Systems  aufkommen  za 
lassen.    So  de  Fontenay. 

Belgien. 

i)  Le   trait^   de   commerce  avec  l'Angleterre.     L'£conomiata 
Beige,  Auguat  2.  1862.     p.  181. 

Adoption  da  trait^  de  commerce  arec  l'Angleterre.   L'i^con. 
Beige,  August  16.  1862.     p.  193  aq. 

The  Anglo-Beigian  Commercial  Treaty.   The  London  Eco- 

nomiat,  Auguat  9.  18  62.     p.  873  aq. 

Der  Handelsvertraa  zwischen  Belgien  und  England  ist  am  23.  Juli  unterzeichnet 
Und  am  30.  August  ratincirt  worden.  Die  belgische  Kammer  der  Abgeordneten  nahm 
ihn  in  der  Sitzung  vom  1§.  August  mit  76  von  87  Yotanten  an.  Der  Vertrag  zerfällt 
in  zweiTheile;  der  eine  betrifft  den  eigentlichen  Handel  und  beschrankt  sich  darauf, 
auf  England  die  Stipulationen  des  Handelsvertrags  mit  Frankreich  auszudehnen ,  mit 
Ausnahme  einer  „den  Riagen  der  genter  Grossindustri eilen*'  zugestandenen  Ueber- 
gangsperiode ;  es  bezieht  sich  dies  auf  die  baumwollenen  Garne  und  Gewebe  aus 
Wolle  und  Baumwolle,  bei  denen  erst  mit  1.  October  1864  Zollgleichheit  mit  Frank- 
reich eintreten  soll.  Belgien  sind  dagegen  von  England  alle  Privilegien  zugestanden, 
die  Frankreich  gewährt  worden.    Der  andere  Theil  ist  ein  Schifffahrtsvertrag. 

Beide  „Economists**  begrüssen  den  Vertrag  als  einen  Fortschritt  auf  der  Bahn 
des  Freihandels.  Der  belgische  Berichterstatter  im  Abgeordnetenhause,  Orts,  sagt 
in  seinem  Bericht  unter  Anderem :  „Der  englische  Vertrag  befestigt  und  vervollstän- 
digt das  mit  dem  französisch -belgischen  Vertrag  von  1861  eingeweihte  Werk  der 
Handelsfreiheit.  Andere  internationale  Conventionen  werden  bald  das  Gebäude  krönen. 
Der  Zweck  dieser  Politik  ist,  allmählig  aus  unsem  Tarifen  die  Protection  zu  tilgen, 
ibdem  die  Zollsteuer  zu  dem  gemacht  wird,  was  sie  sein  muss,  um  rechtmässig  zu 
bleiben,  eine  reine  Finanzquelle.'* 

Nach  dem  „Constitution el''  theilen  wir  noch  die  Einfuhr  von  Belgien  nach 
Ftankreich  und  retour  während  der  ersten  acht  Monate  dieses  Jahres  mit. 

Einfuhr  von  Belgien  nach  Frankreich  vom  1.  Januar  bis  Ende  August : 

1861  1862 

,     79^78,600  Fr.  90,347,000  Fr. 

Einfuhr  von  Frankreich  nach  Belgien  auf  dieselbe  Zeit: 

67,974,000  Fr.  99,322,000  Fr. 
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Jepe  8lte^  demnach  um  10,468,500  Fr. ,   diese  um  31,348,500  Fr.    So  wirkte  der 
franiÖBisch- belgische  HandelsTertrag  im  Laufe  eines  einzigen  Jahres. 

2)  La  proclamation  du  pr^sident  Lincoln.  —   Theorie  ^cono- 

mique  de  TeBclavage.  L'^conomiate  Beige  11.  Octbr. 
1862. 

Bei  der  Besnrechung  der  Prociamal  ion  des  Präsidenten  Lincoln,  nach  welcher 
am  1.  Januar  18d2  alle  Personen,  die  in  einem  Staate  oder  in  einem  bestimmten 
Theil  des  Staates  der  Union,  dessen  Bevölkerung  gegen  die  Vereinigten  Staaten  im 
Aufstand  sein  wird,  als  Sciayen  gehalten  werden,  von  diesem  Augenblick  an  und 
fOr  immer  frei  sein  sollen,  giebt  der  Cbefredacteur  des  „ifeconomiste^*  6.  de  Moli- 
iiari  folgende  Theorie  der  Sclaverei  vom  wirtliscbafUichen  Standpunct. 

Im  Phänomen  der  Sclaverei  sind  zwei  Thatsachen  Terbunden :  erstens  ein  Mo- 
nopol der  Ausbeutung,  welches  auf  Slissbrauch  berulien  kann  und  zu  oft  Missbrauch 
gewesen  ist,  und  zweitens  eine  Beyormundung,  welche  im  Gegentheil  oft  gerecht- 
fertigt und  nothwendig  ist.  Er  betrachtet  dann  die  Sclaverei  nach  der  Seite  der 
Consumtion  und  Production.  Molinari  stellt  den  Satz  auf,  dass  der  Mensch 
mit  Recht  und  nützlicher  Weise  nicht  frei  gelassen,  mit  andern  Worten,  nicht  Herr 
seiner  Production  und  Consumtion  sein  kann,  es  sei  denn  unter  der  Voraussetzung 
der  nolhwendigen  Capacitat,  um  die  Verantwortlichkeit  zu  tragen,  die  mit  der  Frei- 
heit Terbunden  ist.  Wenn  er  diese  Fähigkeit  nicht  besitzt,  so  verlangt  das  gemeine 
Interesse,  in  welchem  sein  eignes  begriffen  ist,  entweder  dass  er  unter  Vormund- 
schaft gestellt  oder  aus  der  Gemeinschaft  ausgeschieden  wird,  für  die  er  ein  Schaden 
ist  (nuisance). 

Nun  könne  man  in  moralischer  und  intellectueller  Hinsicht  den  Neger  einem 
Kinde  der  civilisirten  Ra^e  gleichstellen,  das  im  Alter  von  sieben  Jahren  die  physi- 
schen Proportionen  und  die  Männlichkeit  eines  ausgewachsenen  Menschen  habe. 
Wflrde  dies  Rind  im  Stande  sein,  sich  selbst  zu  regieren?  Seine  Antwort  ist 
natürlich:  Nein,  sicherlich  nicht,  denn  nicht  durch  physische  Blacht  regiert  sich  der 
Mensch,  sondern  mittelst  seiner  moralischen  und  geistigen  Kräfte,  folglich  — 
Vormundschaft.  Er  ist  demzufolge  auch  natfirlich  für  vollständig  freien  Han- 
del mit  „engagirter^*  Arbeit  und  vergleicht  dessen  Verbot  mit  den  Wucherge- 
setzen!  Das  in  den  franzosischen  und  englischen  Colonien  bestehende  Gesetz, 
das  Arbeitsverdingung  auf  Lebenszeit  verbietet,  verdammt  er,  „denn  die  Engage- 
ments auf  Lebenszeit  sind  für  die  Arbeiter  die  nützlichsten.*'  Molinari  ist  in 
der  Frage  der  unfreien  Arbeit  eine  Autorität,  er  hat  sich  in  seinen  „Lettres  sur 
la  Russie"  und  sonst  viel  mit  der  Leibeigenschaftsf<'age  und  den  Entwicklungsstufen 
der  Arbeitsfreiheit  beschäftigt.  Seine  Theorie  scheint  uns  aber  ganz  verfehlt,  ja 
bizarr ;  in  socialer  Beziehung,  denn  die  Unmündigkeit  des  Negers  mit  der  Unmündig- 
keit des  Kindes  oder  des  weiblichen  Geschlechts  zu  vergleichen,  ist  wider  die  Natur 
des  Menschen,  —  Kindesalter,  Geschlechtsverschiedenheiten  und  Ra^enunterschieda 
sind  ganz  heterogene  Dinge  — ,  und  in  okonomisdier  Beziehung  verläugnet  er  seine 
eignen  Principien,  wenn  er  mit  der  freien  Arbeit,  über  die  der  Inhaber  der  Arbeits- 
kraft ohne  alle  Schranken  und  bloss  im  eignen  Interesse  verfügt,  die  auf  Lebenszeit 
verkaufte  Arbeit  gleichstellt,  denn  der  Inhaber  der  letzten  wird  stets  nur  das 
Interesse  haben,  so  wenig  als  möglich  zu  arbeiten  und  deshalb  das  wirthschaflliche 
Gesammtwohl  mit  Nothwendigkeit  beeinträchtigen.  Von  der  uneigennützigen  Erzie- 
hung aber  der  Sclaven  oder  der  auf  Lebenszeit  „engagirten**  Arbeiter  haben  wir 
weder  einen  Begriff,  noch  giebt  es  in  der  Geschichte  der  Menschheit  ein  verbürgtes 
Beispiel  dafür. 

3)  CongvhB  de  r«8Bociation  internationale  ponr  U  congris 

des   Bciencea   sociales.     L'6con.  Beige   27.  Septbr.  1862 

pag.  227  sqq. 

AsBOciatioD    internationale  ponr  le  progria  des  sciencea 

sociales  par  Cl^mence -Auguste  Royer.   Jonrnal  des  Eco- 

nomistes  Oetbr.  1862  p.  63  sqq. 
Wir  beschränken  uns,  aus  den  Verhandlungen  des  Congresses  der  internatio- 
nalen Gesellschaft  für  den  Fortschritt  der  socialen  Wissenschaften,  der  vom  22.  bis 
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26.  September  d.  J.  zu  Brüssel  zum  ersten  Male  tagte,  nur  auf  einige  Mittheilnngeii 
aus  den  Debatten  der  fanflen  Section  (^conomie  pojitique ;  Präsident  das  Kammer- 
mitglied  de  Nayer). 

Der  erste  Gegenstand  seines  Programmes  war  die  Theorie  der  Steuern  und 
der  Einfluss  der  Terscliiedenen  Steuern  auf  die  Produclion.  Unter  denen,  die  sich 
an  der  Discussion  betheiligten,  finden  wir  keinen  deutschen  Namen,  wogegen  na- 
mentlich Frankreich  durch  verschiedene  Nationalökonomen  von  gutem  Klang  vertreten 
war,  wir  nennen  nur  Duval,  J.  Garnier,  Wolowski  u.  s.  w.,  England  durch 
yerschiedene  Parlamentsmitglieder,  ferner  durch  Dr.  Bo wring  u.  s.  w. 

Zunächst  wurde  die  Frage,  unter  welchem  Recbtstitel  nimmt  der  Staat  die 
Steuer?  fast  unbestritten  dabin  beantwortet:  einzig  unter  dem  Titel  der  Dienste, 
welche  er  den  Bürgern  leistet,  und  des  Willens  der  Burger,  diese  Dienste  zu  er- 
halten, was  ihnen  wieder  die  Pflicht  auferlegt,  den  Werth  dafür  zu  bezahlen.  Vom 
ideellen  Gesichtspuncte  spricht  sich  Niemand  für  das  System  der  indirecten  Steuern 
aus,  "Was  für  dieselben  angeführt  wird,  ist  entweder  hergenommen  aus  der  prakti- 
schen Nothwendigkeit,  weiche  die  Unvollkommenheit  unsrer  Civilisation  herbeiführt, 
oder  aus  einer  gewissen  Gleichgültigkeit  in  Sachen  der  Steuern. 

Diebeiden  Engländer  Laurence  Heyworth,  m. P.,  und  Francis  Beult, 
Mitglieder  der  englischen  Gesellschaft  für  Finanzreformen  zu  Liverpool,  sind  glü- 
hende Verfechter  einer  ausschliesslich  directen  Steuer,  deren  Ausführung  sie  ebenso 
sehr  praktisch  für  unmittelbar  ausführbar  halten,  wie  theoretisch  für  allein  richtig. 
Beide  wollen,  dass  diese  Steuer  das  Einkommen  treffe. 

A.  Clamageran,  Advocat  zu  Paris,  wünscht  sie  gleichzeitig  auf  das  Ein- 
kommen und  das  Capital.  M.  Hyacinthe  De  hesseile  von  Verviers  schlägt  ein 
neues  System  vor,  um  das  matprielle  Capital  allein  zu  treffen.  M.  Joffroy  von 
Antwerpen  will  nur  die  Grundsteuer.  Von  denen,  welche  Gegner  der  directeH 
Steuer,  namentlich  einer  progressiven  Steuer,  sind,  sind  die  bedeutendsten:  ÜVo- 
lowski  und  Jules  Duval  von  Paris  und  das  englische  Parlamentsmitglied 
O'Rei  lly.  Für  sie  ist  Steuerzahlen  einfach  Vorschuss  machen,  und  kein Contribuent, 
selbst  nicht  der  Arbeiter,  werde  verfehlen,  die  Summe,  welche  er  bezahlt,  auf  den  Preis 
der  Dinge  zu  schlagen,  welche  er  vermielhet  oder  verkauft.  Sonst  hat  das  System 
der  indirecten  Steuern  auf  dieser  Versammlung  nur  wenige  Vertheidiger  gefunden. 

Die  fünfte  Section  hat  sich  vorzuglich  noch  über  die  Nothwendigkeit  ausge« 
gprochen,  die  Gesammtheit  der  öffentlichen  Lasten  zu  einer  Mässigung  zurückza- 
bringen,  von  der  man  sich  jeden  Tag  mehr  zu  entfernen  scheine.  Franzosen, 
Engländer  und  Spanier  waren  von  gleichem  Eifer  beseelt,  den  thörichten  Wetteifer 
ihrer  Regierungen  in  der  Vergrösserung  der  militärischen  Bewaffnung  zu  verdammen. 

Eine  Dame,  Fräulein  Roy  er  von  Lausanne,  die  schweizerische  Miss  M  ar- 
tin eau,  Mitglied  der  Gesellschaft  der  poMtischen  Oekonomie  zu  Paris,  die  obige 
Berichterstatter  in  am  Journal  des  Economistes,  betheiligte  sich  lebhaft  bei  den 
Debatten. 

Am  24.  und  25.  September  wurde  noch  verhandelt  über  die  Reduction  des 
Miliiäraufwandes,  als  Mittel  der  Steuerreform,  und  über  die  Uniformirung  der  Ge- 
setze bezüglich  des  Handels ,  der  Schifffahrt ,   der  Versicherungen  und  der  Havarien. 

4)  Caisses   d'^pargnes.      L'Econ.  Beige    8.    November   1862 
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Aus  einem  nicht  zu  langen  Briefe  über  die  Erfordernisse  der  Sparcassen'  wol- 
len wir  einen  Ponct  hervorheben,  der  uns  neu  zu  sein  scheint.  Unter  drei  Er- 
fordernissen für  eine  Sparcasse  verlangt  der  Correspondent  an  erster  Stelle:  All* 
eingelegten  Summen  sollen  ein  provisorisches  Interesse  tragen  zum  Minimalsatz  von 
3  Procent  bis  zum  Schluss  eines  jeden  Jahres ,  wo  die  Casse  unter '  die  Einleger 
nach  der  Grösse  und  der  Dauer  ifirer  Einlagen,  die  Ueberschüsse  der  Einnahme 
die  sie  gehabt,   zu  vertheilen  hat.     Diese   Idee   dürfte  freilich  zunächst  auf  grosso 

Sraktische  Schwierigkeiten  stossen.     Abgesehen  von   der  Berechnung,  wer  würden 
enn  die  wirklichen  Participienten  sein,  alle  Einleger  oder  nur  die,   welche  am 
Jabresschluss  ihre  Gelder  noch  in  der  Casse  haben? 
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Statlitlk   und  StRntawIrtbscliaft   in  Peru  vor  der  ■pnnlsehen 
Kroberung. 

Die  VerraSBung  der  Peruaner  vor  Erolrruiig  ihre«  Lsndea  durch  ilie  Spa- 
nier war  eitle  der  selUanistt.'n  Erscheinungeii,  die  wobi  jemals  in  der  GeachichU 
Torgekommen  ist,  nämlicli  eine  bis  in  die  äueserslen  Coiisequciizen  durchgeführte 
■ocialietische  DeapoUe ,  die  abeoluleste  Despotie ,  die  sich  denken  liiaat  und 
gleichwohl  Hut  das  humanste  Frincip  des  Chrisleiilhum»,  dse  der  Menschenliebe, 
des  Wohlwollens  und  der  Milde  gegründet''). 

Unter  anderen  Einrichtungen,  irelche  der  Kohheit  der  Spanier  lum  Opfer 
fielen,  war  auch  eine  hia  in  die  kleinsten  Details  gehende  Statistik,  von  deren 
Umfang  man  aich  einen  imgcfähren  UegritT  machen  kann,  ivenn  man  sich  einen 
Ueberblick  über  die  staatlichen  und  socialen  Eijirjchliingen  der  Peruaner  unter 
den  Vnca'B  verschalTt. 

Der  Ynca  und  seine  Stammcsgenossen  (ala  Slaatarüthe)  waren  Alles  iu 
Peru,  der  einzelne  Unterthan  nichts.  Das  ganze  Leben  bis  in  die  einzeleteu 
PriratTerhällnisee  hinein  wurde  von  Cuzco  ans  durch  den  Ynca  bestimmt.  Monat- 
liche Berichte  der  scharf  nach  Zahlvcrhältnissen  gegliederten  Beamten  (die  uu- 
tersteii  heissen  Chunca  camajou,  decurio,  ein  Vorgesetzter  über  zehn)  erhielten 
den  Ynca  in  Kenntniss  von  Zahl,  Alter,  Geschlecht,  Gesundheitszustand,  allge- 
meiner und  speciellec  Arbeitsfähigkeit  u.  s.  v.  der  Einzelnen**).  —  Danach 
wurden  die  nothtrendigen  Ehen  bealimmt  (Ehrlosigkeit  war  nicht  gestattet), 
die  Arbeiten  vertheilt,  die  Austheilung  des  (Julturlandes,  der  Kleidungsstücke 
nnd  der  nicht  in  einem  gegebenen  District  au  gewinnenden  Nahrungsmittel  ab- 
gemessen. Faulheit  wurde  streng  bestraft.  Die  Häuser  durften  nie  Terachlos- 
■en  Eein,  damit  die  regelmässigen  Beamten,  sowie  die  beständig  umherreiaen- 
den  und  besonders  vom  Ynca  ernannten  geheimen  Aufseher  jeden  Augenblick 
eintreten  und  sich  ron  dem  Staude  der  Arbeit,  der  Bedürfnisse,  der  Kinder- 
eniehung  und  so  weiter  überzeugen  konnten. 

Das  Land,  dessen  bestimmte  Culturweise  nach  den  klimnlischen  und  Boden- 
Terhällnissen  überall  genau  vorgeschrieben  war,  wurde  alljährlich  in  3  Theile 
getheilt,  1  für  die  Sonne,  1  für  die  Y'nca's,  1  für  das  Volk.  Von  letzterem 
erhielt  jeder  »erheirathete  Mann  1  Theil  für  sich,  '/i  für  jede  Tochter  und 
t  Theil  für  jeden  Sohn  bis  zu  deren  Verheirathung.  —  Alle  Cullurarbcit  wurde  ge- 
aetzmässig  beatimmt,  sie  begann  an  bestimmten  Tagen  und  zwar  wurden  zuerst 
von  allen  gemeinschaftlich  die  Felder  der  Wiltwen  nnd  Waisen,  sowie  der  Arbeits- 
unfähigen bestellt.  Ein  Proviniialstatthalter ,  der  einmal  seine  eignen  Felder 
zuerst  hatte  bestellen  lassen  ,    wurde    mitten    auf  denselben  aufgehängt.      Narh 

*)  Vergl.  Prescot,  Ilij^lory  of  llie  Conquesl  ef  Peru  (London  1B58)  Bd.  l 
S.  1—120. 
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den  Feldern  des  Bedurttigen  wurden  die  der  Einzelnen  bearbeitet.  —  Pro- 
rinzen,  in  denen  MlssirttcliB  geherrscht,  sowie  jeder  einzelne  Arme  erhielten 
das  nöthige  Saatkorn  aus  den  im  ganzen  Reiche  regelmässig  vertheilten  Staats- 
roagazinen.  —  Sodann  wurden  wieder  gemeinschaftlich  die  Felder  der  Statt- 
halter, der  Sonne  und  des  Ynca  bestrllt.     Gesang  begleitete  alle  Feldarbeit. 

Neu  dem  Reiche  einverleibte  Lander  wurden  wie  der  alte  Besitz  rermessei^ 
eingetheHt,  wenn  nuthig  terrassirt^  durch  Landstrassen  mit  der  Hauptstadt  Cuzco 
in  Verbindung  gesetzt  und  mit  oft  grossartig  kostbaren  Anlagen  zur  Bewässe- 
rung der  Felder  rersehen.  —  Die  Bewässerung  war  ebenfalls  gesetzlich 
geordnet;  jedes  Stück  Land  erhielt  zur  bestimmten  Zeit  die  nSlhige  Wassermenge. 
Wer  nicht  zur  angesagten  Zeit  davon  Gebrauch  machte,  wurde  bestraft. 

Die  Ernten  wurden  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Bestellung  vorgenommen. 
Was  von  den  nur  zum  geringsten  Theil  verbrauchten  Ernten  der  Sonne  und 
des  Ynca  übrig  blieb,  wurde  in  die  öffentlichen  Magazine  verthellt,  aus  denen 
jedem  Mangpl  in  irgend  einem  Theilc  des  Reiches ,  z.  B.  bei  Misswachs ,  augen- 
blicklich abgeholfen  wurde. 

Die  von  den  Lama's  und  Guanaco's  gewonnene  Wolle,  sowie  die  geerntete 
Baumwolle  gehörte  dem  Ynca,  dieselbe  wurde  in  die  einzelnen  Provinzen  und 
an  die  Einzelnen,  je  nach  ihrer  Geschicklichkeit  zum  Spinnen,  Weben  und 
Anfertigen  der  Kleider,  gegeben  und  die  Kleider  dann  theils  nach  ihrer  Feinheit 
an  die  verschiedenen  Stände ,  theils  nach  dem  Material  „Wolle  oder  Baumwolle^* 
an  die  klimatisch  so  sehr  verschiedenen  Provinzen  vertheilt. 

Der  Feldbau  selbst  stand  auf  einer  sehr  hohen  Stufe,  des  ganz  durch- 
geführten Systems  der  künstlichen  Bewässerung  ist  schon  gedacht.  Nicht  minder 
vollkommen  war  das  System  der  Düngung.  Grosser  Werth  wurde  auf  Poudrette 
gelegt,  für  deren  Bereitung  besondere  Fabriken  bestanden;  in  der  Nahe  der 
Küste  von  Arequipa  bis  Tarapaca  benutzte  man  den  Guano,  der  ganz  regel- 
inässig  mit  Schonung  der  Vögel  (auf  das  Tödten  derselben  stand  Todesstrafe) 
und  des  Vorraths  abgebaut  und  nach  Bedarf  vertheilt  wurde.  In  den  Provinzen 
Atica,  Alitipa,  Villacori,  Malla  und  Chillca  endlich  düngte  man  mit  kleinen 
Seefisrhrn  (in  je  1   Loch  1  Fisch  und  3  bis  4  Maiskörner). 

Arbeiten  musste  jeder  für  die  Gesammtheit.  Ausgenommen  davon  waren 
die  Frauen,  die  schon  für  ihre  Männer  mitarbeiteten;  gSnzIich  befreit  wareA 
Männer  unter  25  und  über  50  Jwhren,  Wittwen,  Blinde,  Verwundete,  Kranke 
und  Krüppel.  —  Stumme  und  Taube  erhielten  solche  Arbeit,  zu  der  sie  noch 
befähigt  waren. 

Wie  die  Einnahme  war  auch  die  Ausgabe  jedes  Einzelnen  gesetzlich  be- 
stimmt. Alle  Feste  waren  öffentlich  und  gesetzlich  geordnet.  —  Reisen  durfte 
Niemand  als  in  öffentlichem  Auftrsg  und  für  diese  Reisenden  waren  überall 
Stationsbäuser  errichtet,  wo  sie  unentgeltlich  Nachtlager  und  Unterhalt  fanden« 

Die  dazu  Tüchtigen  wurden  zum  Kriegsdienst  erzogen  und  waren  von  der 
Iributärrn  Arbeit  frei,  weil  sie  dem  Staate  ihren  Tribut  als  Soldaten  abbezahlten. 
Ueber  alle  diese  Verhältnisse  wurde  monatlich  bis  in's  kleinste  Detail  hinein 
nach  Cuzco  berichtet,  denn  jede  sich  nöthig  machende  Veränderung  in  Verthei- 
lung  der  Arbeit,  der  Ernten,  der  Kleider  und  Werkzeuge,  die  Verheiralhungen, 
Aushebung  der  Soldaten,  die  Unterstützung  der  Wittwen  und  sonstigen  Bedürf- 
tigen wurden  ausschliesslich  von  Cuzco  aus  durch  den  Ynca  geordnet. 


Kriege  und  zwar  Eroberungskriege  waren  stehend.  Es. waren  ausschliess- 
lich Religionsliriege  und,  wie  die  Kreuzfahrer  des  Peter  von  Amiens  mit  ihrem 
,,Dieu  le  veut'^ ,  zogen  die  Peruaner  mit  dem  Ruf:  „Die  Sonne  will  es^'  in  die 
Schlacht.  —  Aber  Tor  Beginn  des  Krieges  wurde  bis  aufa  Aeusserste  Unter- 
handlung Tersucht,  der  angefangene  Krieg  mit  grösster  Schonung  der  Feinde 
und  ihres  Landes  geführt ,  augenblicklich  beendet,  sowie  die  Unterwerfung  geai- 
chert  war  und  sogleich  mit  der  weisesten  und  mildesten  Ordnung  dta  senen 
Landes  zum  Besten  der  Unterthanen  vertauscht.  —  Die  ausserordentliche  Milde 
des  Regiments  ging  überall  bis  zu  einer  Zartheit,  die  zuweilen  fast  lächerlich 
craeheint.  So  mnsslen  die  zur  Arbeit  (der  einzigen  Art  des  Tributs)  Unfähigen 
regelmassig  kleine  Packete  menschlichen  Ungeziefers  abliefern,  um  ihnen,  wie 
das  Gesetz  tagt,  das  drückende  GefAhl  zu  ersparen,  ihren  Unterhalt  als 
blosse  Almosenempffinger  zu  verzehren. 

Ueber  alle  erwähnten  Verhältnisse,  die  ich  noch  viel  mehr  iVs  Einzelne 
hatte  auszeichnen  können,  wurden  die  ausführlichsten  Acten  durch  die  Quipu's, 
verschiedenfarbige  Schnure ,  bei  denen  die  Farben  und  die  in  der  mannigfachsten 
Weise  eingeknfipften  Knoten  für  die  Kundigen  mit  derselben  Schärfe  und  Si- 
cherheit wie.  Schrift  alles  zu  Merkende  bezeichneten.  Noch  jetzt  sollen  Peruaner 
leben,  welche  die  theilweiae  erhaltenen  Quipu's  lesen  können,  ihre  Kennlniss 
aber  vor  jedem  Weissen  geheim  halten. 

Aber  ein  Volk,  das  ohne  Privatbesitz,  allen  den  aus  demselben  entaprin- 
genden  Leidenschaften  entgeht ,  ohne  Sorge  um  den  Lebensunterhalt ,  in  bestän- 
diger, gesunder,  massiger  Thätigkeit,  immer  heiter  und  fröhlich,  ohne  Gelegenheit 
zu  Verbrechen,  —  welch'  fruchtbares  Feld  für  vergleichende  Statistik,  wenn 
jene  Acten  erhalten  wären. 

Aber  wenige  Jahrzehnte^  nachdem  sogenannte  Christen  das  Land  in  Besitz 
genommen,  waren  alle  jene  Einrichtungen  zerstört,  die  Wasserleitungen  und 
§traBseu  verfallen,  das  Volk  darch  Hqngersnoth  and  Seuchen  dedmirt  and  der 
fröhlich- gatmfithige  Charakter  dereelbsn  in  den  bittern,  finstern,  versehlosaenan 
Grimm  umgewandelt,  der  noch  jetzt  den  eingebornen  Peruaner  charakterisirt. 

Warum?  —  Zu  den  Mitteln >  die  genaue  Kenntniss  des  ganzen  Reichs 
für  die  Ynca's  förderten,  gehörten  auch  vollständige  Thiergärten  in  Cuzco  mit 
allen  im  Reiche  yorkommenden  Thieren.  „Das  eine  Quartier'^,  sagt  Garci- 
lasso,  „hiesB  Amarucancha,  ^»»das  Quartier  der  giftigen  Schlangen^ ^,  es  ist 
der  Platz,  wo  jetzt  das  Haus  der  Jesuitenväter  steht.'' 

Ich  habe  im  Vorstehenden,  nicht  im  Einzelnen  citiren  mögen;  wer  fich 
näher  unterrichten  will,  den  verweise  ich  auf  das  oben  erwähnte  Werk  dea 
Garcilaaso  (besonders  Buch  2  Cap.  14  and  Bach  5),  au«  dem  ich  faat  bot 
iokhe  Verhältnisse  ausgezogen  habe,  die  zugleich  Ton  anderen  spaniachen  Schrift^ 
flteUern  derselben  Zeit  (bald  nach  der  Eroberung  von  Peru),  wie  Pater  Blaa 
Valera,  Joseph  Acosta  u.  s.  w.  bestätigt  werden. 

M.  J.  Schieiden,  Dr. 
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II. 

Ble  Bewegunur  der  BeTSlkeranip  Im  droMhensoirthiiiii 

SA€li«eii- Weimar -fiUenacli  walirend  der  leimten  %7  Jahre 

und  die  Resultate  der  letzten  TolkcvKlilaBy. 

SachBen- Weimar  hat  nach  Engelhardt'a  Berechnung*)  einen  Fliehen- 
räum  Ton  66,12  Qoadratmailen.     Auf  diesem  Räume  wohnten: 


Im 

Familien 

Personen 

über  14  Jahre  alt 

Kinder  unter  14  Jahren 

Gesammt- 

Jaiire 

nitnnliclie 

weiblich« 

m&anliche 

weiblich« 

Bevölkerung. 

1834 

49,601 

79,356 

84,052 

37,851 

37,413 

238,672 

1837 

60,859 

81,498 

85,960 

38,506 

38,210 

244,174 

1840 

51,634 

83,358 

87,579 

38,826 

38,735 

248,498 

1843 

52,307 

84,907 

89,049 

39,391 

39,486 

252,833 

1846 

55,616 

87,336 

90,835' 

39,471 

39,931 

257,573 

1849 

53,393 

88,436 

92,041 

40,244 

40,373 

261,094 

1852 

56,522 

87,768 

92,596 

41,017 

41,143 

262,524 

1855 

58,742 

88,391 

93,832 

40.817 

40,847 

263,887 

1858 

61,282 

89,981 

95,430 

40,974 

40,727 

267,112 

1861 

62,924 

91,730 

97,110 

42,269 

42,143 

273,262. 

Hiernach  nahm  die  BeTdlkemng  in  den  27  Jahren  von  Ende  1834  bis  Ende 
1861  um  34,580  Peraonen  oder  um  13  Procent  zu  und  alieg  auf  der  Quadrat- 
meile von  3G09  im  Jahre  1834  auf  4132  im  Jahre  1861. 

Dieae  Zunahme  war  aber  keine  gleichmäasige,  aondcrn  in  den  yerachiedenen 
Perioden  dicaea  Zcitranma  aehr  wechaelnd.     Sie  betrug 

in  den  eraten       neun  Jahren  von  1834  —  1843  14,461  Köpfe  oder  5,6  Vo9 

.    -    folgenden    -        -        -     1843  —  1852     9,691     -         -    3,7  - 

-     -     letzten         -        -         -     1852—1861  10,728     -         -     3,9  - 

Ob  dieae  Vermehrung  und  dieser  Wechael  der  Stärke  der  Vermehrung  in  den 
Einwanderungen  oder  in  den  Geburtafiberachüaaen  ihren  Grund  hat,  ergibt  iich 
aua  einer  Vergleichung  der  Reaultate  der  Volkazühlungen  mit  den  Ergebnisaen 
der  Geburta-  und  Sterblichkcitaliaten.  Wir  laaaen  deahalb  zunichat  eine  lieber- 
aicht  der  letztem  in  den  drei  genannten  neunjährigen  Zeiträumen  folgen,  der 
irir' zugleich  die  Ueberaieht  der  neu  geachloaaenen  Ehen  beifugen: 


*)  Nacli  der  preuaaiachen  Generalatabakarte.  Vgl.  Dieterici,  Mitlheilungen  dea 
atat.  Bureau's  in  Berlin  1853  S.  251. 
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134.  Miscelleo. 

Aus  diesen  U«;bersichtco  geht  hervor,  dasi  die  Sterblichkeit  sehr  constani 
blieb  und  uur  in  der  dritten  Periode  ganz  unerheblich  stieg,  dass  dagegen  die 
Zahl  der  Geburten  sowie  der  neiigescblosseiien  Ehen  fast  ununterbrochen  wuchs. 

Auf  1000  Lebende  kamen  jährlich 

Todetf&lle        Bbea         Gebarten    ' 

in  der  ersten  Periode     24,00         7,75         32,94 
in  der  zweiten       -         23,51         7,88         32,98 
in  der  dritten        -         24,12         7,91         33,40 
und  der  Ueberschuss  der  Gebornen  aber  die  Verstorbenen  betrug 
in  der  ersten  Periode     19,701 
in  der  zweiten       -         22,035 
in  der  dritten       -         25,272. 
Es  würde  demnach  die  Bevölkerung,  wenn  keine  Auswanderungen  statlgefuuden 
hätten,  in  der  ersten  Periode  um  8,2% 
ip  der  zweiten       -         -    8,5  - 
in  der  drillen        -         -    9,0  - 
und  in  dem  ganzen  27jahrigen  Zeiträume  nicht  um  34,580  Köpfe  oder  um  13%, 
sondern  um  67,008  Köpfe,  d.  h.  um  28%  oder  mehr  als  doppelt  so  stark  ge- 
wachsen sein. 

Während  also  der  Ueberschuss  der  Geburten  über  die  Todesfälle  sich  in 
jeder  folgenden  Periode  erheblich  steigerte,  war  die  wirkliche  Zunahme  der  Be- 
völkerung, wie  sie  durch  die  Volkszählungen  constalirt  ist,  Immer  geringer, 
so  dass  die  Differenz  zwischen  beiden  immer  grösser  wurde. 

Diese  Differenz  stieg  von  5,540  Köpfen  in  der  ersten  Periode  auf  12,344 
>in  der  zweiten  und  14,544  in  der  dritten  Periode,  und  beweist,  dass  die  Aus- 
wanderungen den  grussten  Einfluss  auf  die  verminderte  Zunahme  der  wirklichen 
Bevölkerung  ausgeübt  haben   und   in  Vergleich  mit  den  Einwanderungen  immer 
-mehr  gewachsen  sind. 

Zugleich  geht  aus  den  mitgetheiltcn  Uebersichten  hervor,  dass  im  Laufe 
der  27  Jahre  die  Zahl  der  Todtgebornen  sich  sehr  unbedeutend  veränderte,  dass 
dagegen  die  unehelichen  Geburten  erheblich  wuchsen.  Erstere  betrugen  4% 
aller  Geburten  in  der  ersten,  4,18%  in  der  zweiten  und  3,89Vo  '^^  ^^^  ^^^' 
ten  Periode,  lelztere  stiegen  von  12,78%  in  der  ersten  auf  15,33%  in  der 
zweiten  und  auf  15,56%  in  der  dritten  Periode. 

Schliesslich  theilen  wir  Ton  den  Resultaten  der  neuesten  Volbzähiung 
noch  Folgendes  mit: 

Von  den  273,252  Menschen,  welche  diese  Volkszählung  ergeben  hat,  wohnen 

87,071  oder  32,08 V«  in  den  Städten, 
185,581  oder  67,92yo  auf  dem  Lande. 
Die  städtische  Bevölkerung  zählt 

43,088  Personen  oder  49,18Vo  männlichen  und 

44,583         -         oder  50,85Vo  weiblichen  Geschlechts, 
die  ländliche  dagegen 

00,911  oder  48,99 Vo  männlichen  und 

94,670     -     51,01Vo  weiblichen  GeschlechU, 
so  dass  in  den  Städten  das  männliche  Geschlecht  im  Verhältniss  zum  weiblichen 
etwas  stärker  vertreten  ist  als  auf  dem  Lande. 


H  i  8  c  e  1 1  e  n. 
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Ueber   die  Vertheiinng  der  Bevölkerung   nach  den  AltersclaMen  gicbt  fol- 
gende Tabelle  AafBchluss: 

Es  leben: 


in  < 

ien    1 

auf  dem 

xusam- 

in 

den 

auf  dem 

lasam« 

im 

Städten   1 

Lande 

men 

im 
Alter 

Städten 

Lai 

Bde 

men 

Alter 

m. 

w.    1 

m.       w. 

m.       w. 

0. 

w. 

m. 

w. 

m.       w. 

unter 
IJahr 

1068 

1094 

2257 

2371 

3325 

3465 

47-48 

347 

385 

801 

798 

1148 

1183 

1-2 

991 

971 

2155 

2160 

3146 

3131 

48-49 

382 

455 

877 

936 

1259 

1390 

2-3 

1060 

1071 

2310 

2322 

3370 

3393 

49—50 

386 

434 

886 

906 

1272 

134(r 

3-4 

976 

1034 

2430 

2280 

3406 

3314 

60-51 

430 

684 

1093 

1169 

1523 

1753 

4—5 

953 

966 

2265 

2253 

3218 

3219 

51—62 

356 

380 

825 

724 

1181 

1104 

5-6 

884 

857 

2111 

2133 

2995 

2990 

52-53 

355 

381 

874 

843 

1229 

1224 

6    7 

825 

790 

1814 

1827 

2639 

2617 

53-54 

324 

406 

896 

820 

1220 

1226 

7-8 

819 

828 

1064 

1937 

2783 

2765 

64-55 

362 

387 

855 

871 

1217 

1258 

8-9 

879 

921 

2148 

2086 

3027 

3007 

55—56 

304 

346 

666 

740 

970 

1086 

9-10 

838 

834 

1910 

1866 

2748 

2700 

66—57 

337 

385 

826 

827 

1163 

1212 

10—11 

925 

920 

2043 

2053 

2968 

2973 

57-58 

286 

297 

744 

666 

1030 

963 

11—12 

881 

866 

1907 

2040 

2788 

2906 

58-59 

303 

384 

717 

790 

1020 

1174 

12—13 

979 

891 

2141 

2058 

3120 

2949 

59—60 

270 

290 

671 

666 

941 

956 

13^14 

908 

813 

1828 

1901 

2736 

2714 

60-61 

323 

408 

883 

945 

1206 

1353 

14—15 

841 

675 

1456 

1527 

2297 

2202 

61-62 

290 

402 

799 

817 

1089 

1219 

15-10 

984 

784 

1588 

1770 

2572 

2554 

62-63 

220 

260 

615 

592 

835 

852 

16-17 

1121 

927 

1693 

1845 

2814 

2772 

63-64 

235 

239 

617 

540 

852 

779 

17—18 

954 

862 

1565 

1760 

2519 

2612 

64    65 

234 

254 

619 

579 

863 

833 

18-19 

913 

893 

1564 

1780 

2477 

2673 

65—66 

192 

226 

663 

593 

755 

819 

19—20 

827 

832 

1423 

1680 

2250 

2512 

66-67 

195 

225 

497 

532 

692 

757 

20—21 

886 

897 

1503 

1750 

2389 

2647 

67—68 

160 

202 

426 

449 

586 

651 

21—22 

1097 

792 

1041 

1512 

2138 

2304 

68-69 

170 

210 

452 

443 

622 

653 

22—23 

954 

815 

1116 

1650 

2070 

2465 

69-70 

170 

149 

384 

352 

554 

501 

23-24 

724 

779 

1250 

1462 

1974 

2241 

70—71 

189 

199 

449 

450 

638 

649 

24—25 

737 

853 

1372 

1547 

2109 

2400 

71    72 

99 

146 

271 

280 

370 

426 

25—26 

693 

765 

1313 

1454 

2006 

2219 

72—73 

85 

151 

312 

309 

397 

460 

26—27 

743 

778 

1448 

1580 

2191 

2358 

73—74 

96 

128 

237 

234 

333 

362 

■27-28 

648 

739 

1325 

1387 

1973 

2126 

74—75 

83 

115 

233 

217 

316 

332 

28—29 

629 

725 

1326 

1451 

1955 

2176 

75—76 

102 

120 

215 

181 

317 

301 

29—30 

534 

661 

1134 

1209 

1668 

1870 

76—77 

75 

101 

157 

211 

232 

312 

30—31 

658 

787 

1351 

1549 

2009 

2336 

77—78 

45 

68 

147 

152 

192 

220 

31—32 

565 

571 

11741149 

1739 

1720 

78-79 

51 

67 

155 

130 

206 

197 

32-33 

556 

603 

1261 

1274 

1817 

1877 

79—80 

45 

40 

100 

99 

145 

139 

33-34 

594 

637 

1170 

1182 

1764 

1819 

80—81 

30 

40 

102 

86 

132 

126 

34-36 

571 

630 

1215 

1321 

1786 

1951 

81-82 

24 

34 

73 

48 

97 

82 

35-36 

514 

571 

1121 

1181 

1635 

1759 

82-83 

26 

24 

58 

59 

84 

83 

36—37 

614 

670 

1270 

1344 

1881 

2015 

83-84 

19 

13 

57 

32 

76 

45 

37—38 

532 

513 

1141 

1146 

1673 

1659 

-84-85 

17 

17 

63 

41 

70 

68 

38—39 

529 

582 

1290 

1339 

1819 

1921 

8o*""öo 

8 

11 

36 

24 

44 

35 

39-40 

549 

592 

1062 

Uli 

1611 

1703 

86—87 

6 

14 

22 

24 

27 

38 

40-41 

612 

653 

1437 

1500 

2049 

2153 

87-88 

5 

4 

9 

12 

14 

16 

41-42 

477 

520 

1166 

1020 

1643 

1540 

88—89 

3 

4 

17 

12 

20 

16 

42—43 

531 

585 

1211 

1240,1742 

1825 

89-90 

— 

8 

3 

6 

3 

8 

43—44 
'  44-45 

501 
421 

499 
530 

1066 
1012 

110411567 
1098,1433 

1603 
1628 

90  und 
darüber 

4 

8 

9 

15 

13 

23 

46—46 

454 

508 

1067 

11031521 

1611 

ohne  AI- 

11 

M  a 

M  i\ 

M  f^ 

t^tv 

46-47 

486 

481 

1177 

1133 

1663 

i 

1614 

teranfabe 

14 

19 

17 

30 

31 

B.  Hildebrand. 
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III. 
Preülaiifiiaben  der  BubenowStifiiaiiy. 

1)   Oeschichte   der  Staatswirthsohaft  des  groBsen  Kurfftrsten  Friedrich  " 

Wilhelm  von  Brandenbarg. 

Eb  wird  bei  dieBcr  Aufgabe  zunächst  eine  actenmäBsige  Geichichte  der 
FinanzgeBctigebung  und  Finanzverwallung  des  grossen  Kurfürsten  gefordert. 
Es  wird  aber  femer  gewünscht,  dass  hiermit  eine  kritische  Daratellimg  der 
Yolkswirihschaftlichen  Grundsätze,  Einrichtungen  und  Erfolge  dieses  Fürsten 
Terbunden  werde,  unter  Berücksichtigung  der  Yolks-  und  staatswirthschaflHchen 
Ansichten  seiner  Zeit,  sowie  der  betreffenden  Politik  der  maassgcbenden  Staaten 
Europa's« 

2)  Oeschiohte  der  Umwandlung  der  älteren  deutschen  Gerichte  in 

gelehrte  Gerichte. 

Unter  den  entscheidenden  Momenten,  welche  zur  Reception  des  römischen 
Rechts  in  Deutschland  gefuhrt  haben,  nimmt  das  Eindringen  des  gelehrten  Richter- 
standes  in  die  deutschen  Gerichte  die  erste  Stelle  ein.  Eine  eingehende  Dar- 
stellung dieses  wichtigen  Umwandlungsprocessea  Ist  der  Zweck  der  gestellten 
Aufgabe.  Ausser  den  allgemeinen  Gesichtspuncten  sind  folgende  Verhältnisse 
noch  besonders  zu  berücksichtigen: 

1)  Die  Ausbreitung  des  Studiums  d^r  deutschen  Juristen  auf  fremden  wie 
auf  einheimischen  Uni?ersitäten  ist  nach  den  Terschiedenen  Landschaften  und 
nach  den  verschiedenen  Ständen  näher,  als  bisher  geschehen,  in^s  Auge  zu  fassen. 
Die  Beschaffung  statistischen  Materials  erscheint  zu  diesem  Zwecke  besonders 
wünschenswerth. 

2)  Es  ist  nachzuweisen  das  Aufkommen  der  Aotenfersendung  und  der 
Rechtsprechung  der  deutschen  juristischen  Facultäten. 

3)  Es  wird  gewünscht,  dass  der  Verfasser  diese  Umwandlung  schliesslich 
an  einem  einzelnen  deutschen  Lande  speciell  nachweist. 


Die  Abhandlungen  sind  in  deutscher  oder  französischer  Sprache  abzufassen. 
Sie  dürfen  den  Namen  ^t%  Verfassers  nicht  enthalten,  sondern  sind  mit  einem 
Wahlspruche  zu  yersehen  und  der  Name  des  Verfassers  ist  in  einem  versiegelten 
Zettel  zu  verzeichnen,  der  denselben  Wahlspruch  trägt. 

Die  Einsendung  der  Abhandluegen  muss  spätestens  den  1.  März  1866 
geschehen;  die  Zuerkennung  der  Preise  erfolgt  am  17.  October  desselben  Jahres« 

Für  die  Preisvertheilung  stehen  800  Thlr.  zur  Verfügung.  Kein  Preis 
darf  unter  200  Thlrn.  betragen,  es  kann  aber  auch  die  ganze  Summe  einer 
Arbeit  zuerkannt  werden. 

Greifswald,  den  6.  DecemberlSGi. 

Reeter  und  Senat  der  Universität 
B.  Baumstark. 


V. 

Die  gegenwärtige  Aufgabe  der  Wissenschaft 

der  Nationalökonomie. 

Von 
B.  Hildebrand« 

Wenn  ^^e  TJntqrf;iip1iiin{|  Hiki  (^Y?i\ßV  ^^Hkels  zu  dem  Resultate  führte, 

dassdieNa^^  MSI.  .te.  J&CfiOÄßö 

Jb^hrnmen,  m  denen  sieb  allemenschjjfihfi  Wirthsr^yff.^[uwpgrt^  dass  aber 

die  Hypothese^  nach  wfi^^;hft^  am^]t^  {lie  Yf\rthschaftlichen  Handlungen  un- 
veränderlichen  Naturgesetzen^nterworfen  sind,  nicht  auifrecht  erhalten 
werden  Kann,  so  ergiebt  sich  von  selbst,  dass  auch  die  Consequenzen, 
welche  .man  aua.  ieuer  Hypothese  folgerte,  als  solche  unstatthaft  sind. 
Wie  früher  gezeigt  wurde,  stellte  man  die  Hypothese  von  ökono- 
mischen Naturgesetzen  auf,  um  dem  herrschenden  Bevormundungssystem 
der  Regierungen  gegenüber  die  Nothwendigkeit  wirthschaftlicher  Frei- 
heit und  allgemeiner  Goncurrenz  zu  beweisen  und  zu  zeigen,  dass  die 
Regierungen  weder  die  Macht  noch  das  Recht  haben,  das  ökonomische 
Leben  der  Völker  nach  eigenem  Gutdünken  zu  modeln.  Die  Logik, 
welche  man  hierbei  befolgte,  war  folgende:  Alles,  was  im  wirthschaft- 
lichen  Leben  vorgeht,  die  wirthschaftlichen  Handlungen  der  Menschen 
und  folglich  auch  die  wirthschaftlichen  Zustände  entstehen  und  ent- 
wickeln sich  in  Folge  des  allgemein  herrschenden  Privatinteresses  nach 
Naturgesetzen  und  sind  deshalb  nothwendig.  Sie  können  nicht  anders 
sein,  als  sie  sind,  und  es  ist  daher  jedes  Eingreifen  sowohl  der  Regie- 
rangen» als  auch  einzelner  Privaten  in  dieselben  zwecklos  und  verwerf- 
lich. Es  muss  das  Princip  des  „laissez  faire"  im  Staate  herrschen,  und 
der  Glaube  an  die  Macht  des  individuellen  Willens,  die  ökonomischen 
Zustände  umgestalten  oder  verbessern  zu  können,  muss  aufgegeben  wer- 
den. Man  ging  aber  noch  einen  Schritt  weiter.  Man  sagte:  Alles,  was 
im  wirthschaftlichen  Leben  geschieht,  wenn  es  frei  von  jeder  Einmi- 
schujQg  der  Regierungen  im  Zustande  der  freien  Goncurrenz,  also  natur- 
gesetzlich  geschieht,  ist  gut    Die  Goncurrenz  ist  das  allgemeine  öko- 
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nomische  Heilmittel,  sie  hebt  vermöge  des  allgemein  herrschenden 
menschlichen  Privatinteresses  alle  socialen  Uebel  von  selbst  auf;  sie 
erzeugt  nationalökonomische  Gesundheit.  Jeder  Preis  einer  Waare, 
jeder  Arbeitslohn,  jeder  Zins  des  Capitals,  wenn  er  unter  der  Herr- 
schaft der  freien  ConcuiTenz,  also  naturgesetzlich  zu  Stande  gekommen, 
ist  sowohl  nothwendig  als  heilsam,  und  das  einzelne  Individuum  beför- 
dert das  Wohl  Aller  besser,  wenn  es  sein  Privatinteresse  verfolgt,  als 
wenn  es  das  öffentliche  Wohl  zu  befördern  beabsichtigt.  Man  kam 
also  nicht  nur  zu  einem  wirthschaftlichen  Determinismus,  sondern  auch 
zu  einem  wirthschaftlichen  Optimismus,  der  alle  menschliche  Wohlfahrt, 
alle  menschlichen  Wünsche  auf  ökonomischem  Gebiete  in  der  Realisirung 
wirthschaftlicher  Freiheit  und  in  dem  unabhängigen  Walten  der  Natur- 
gesetze erreicht  sah.  So  wie  Rousseau  die  Verwirklichung  abstracter 
politischer  Freiheit  als  das  Heil  alles  Staatslebens  betrachtete ,  so  fand 
die  Aufklärungsliteratur  und  finden  noch  jetzt  ihre  heutigen  Anhänger 
in  der  Realisirung  der  Concurrenz  ihr  höchstes  nationalökonomisches  Ziel. 
Dass  diese  Schlüsse  als  solche  mit  der  Unterlage,  auf  die  sie  ge- 
baut, zusammenstürzen,  bedarf  keines  Beweises.  Aber  auch  abgesehen 
von  der  Beschaffenheit  der  Unterlage  ist  in  diesen  Schlussfolgerungen 
ein  doppelter  Irrthum  unverkennbar. 

1)  Wenn  alle  wirthschaftlichen  Handlungen  der  Menschen  Natur- 
gesetzen unterworfen  wären,  so  würden  es  unstreitig  auch  die  national- 
ökonomischen Handlungen  derjenigen  Personen  sein,,  welche  Träger  der 
Regierungsgewalt  sind,  und  es  wäre  nicht  einzusehen,  wie  von  den  Re- 
gierungen Störungen  des  naturgesetzlichen  Lebens  ausgehen  könnten. 
Wem  die  Theilnahme  eines  Arbeitgebers  an  der  Feststellung  des  Ar- 
beitspreises in  Folge  der  allgemeinen  Herrschaft  des  menschlichen 
Egoismus  als  naturgesetzlicher  Act  gilt,  der  muss  auch  jede  Einwirkung 
eines  öffentlichen  Beamten  auf  den  Preis  als  Resultat  der  Wirkungen 
naturgesetzlicher  Kräfte  anerkennen.  Ob  der  Bürgeimeister  sein  Korn 
auf  dem  Markte  einkauft  oder  die  polizeiliche  Brodtaxe  auf  dem  Rath- 
hause  nach  den  Kompreisen  festsetzt,  ist  für  die  vorliegende  Frage 
ganz  gleichgültig.  In  beiden  Fällen  begeht  er  eine  wirthschaftlicbb 
Handlung,  und  man  kann  nicht  die  erstere  als  eine  naturgesetzliche, 
die  letztere  als  das  Gegöntheil  bezeichnen. 

2)  Wenn  die  wirthscliaftliche  Freiheit  der  Völker  und  die  Con^ 
currenz  die  einzigen  Bedingungen  wären,  von  denen  die  nationalökono- 
mische Wohlfahrt  abhängt,  so  müsste  auch  überall,  wo  diese  Freiheit 
vorhanden  gewesen,  eine  Blüthe  des  nationalökonomischen  Lebeas  sicht- 
bar gewesen  sein.   Nun  beweist  aber  die  Geschichte  nicht  selten  gerade 
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das  Gogentheil.  Wir  brauchen  nicht  auf  das  jetzige  Nordamerika  zu 
blicken,  wo  der  gemeinste  Börsencoup  zn  grossem  öfifentlichen  Ansehen 
führt,  wenn  er  gelingt  und  den  Urheber  rei<^  macht,  und  wo  sich  bei 
vollständiger  wirthschafüicher  Freiheit  ein  gegenseitiges  Ausbeute-  und 
Raubsystem  ausgebildet  hat,  das  selbst  mitten  in  den  furchtbarsten 
Kriegsnöthen  auf  die  schamloseste  Weise  seine  Opfer  verlangt.  Wir 
wollen  auch  nicht  auf  das  heutige  Frankreich  hinweisen,  das  nunmehr 
7  Jahrzehnte  hindurch  die  Principien  der  Gewerbe-  und  Niederlassungs- 
freiheit und  des  freien  Grundeigenthums  in  seiner  Gesetzgebung  besitzt, 
und  das  wir  Deutsche  wajirlich  nicht  um  seine  nationalökonomische  Wohl- 
fahrt zu  beneiden  haben.  Wir  wollen  nur  auf  das  alte  römische  Impera- 
torenreich zurückblicken.  Dort  wissen  wir  weder  von  einer  gesetzlichen 
Beschränkung  des  Gewerbebetriebs,  noch  von  Untheilbarkeit  des  Grund- 
besitzes, noch  von  einem  beschränkten  Niederlassungsrecht  der  freien 
Bürger,  und  dennoch  sehen  wir  dort  die  Wirthschaft  Italiens  von  Stufe 
zu  Stufe  unabhaltsam  tiefer  sinken,  bis  die  ganze  Bevölkerung  in  ihrem 
wachsenden  Elend  nationalökonomisch  so  verkommen  ist,  dass  wir  das 
stoLse  Kom  schon  in  seiner  Auflösung  begriffen  finden,  ehe  es  noch  der 
Sturmwind  aus  dem  Norden  in  Trümmer  warf.  Während  dort  das  Con- 
sumtionsbedürfhiss  und  der  raffinirte  Lebensgenuss  immer  mehr  wuchsen, 
nahm  die  Güter-Production  immer  mehr  ab.  Durch  die  Eroberungen 
und  die  reichen  Zuflüsse  aus  den  eroberten  Provinzen  war  man  längst 
aller  Arbeit  entwöhnt.  Nachdem  die  Provinzen  ausgesogen  waren,  zehrte 
man  vom  ererbten  Nationalcapital.  Der  Reichthum  an  edeln  Metallen, 
den  das  römische  Reich  noch  unter  Augustus  besass,  strömte  nach 
Arabien,  Ostindien  und  China,  um  die  Bedürfnisse  des  Luxus  herbeizu- 
schaffen^), und  verschwand,  weil  man  keine  Arbeitsproducte  zur  Ausfuhr 
besass.  Die  blühendsten  Fruchtfelder  wurden  Einöden.  In  dem  durch 
seine  Fruchtbarkeit  berühmten  Gampanien,  wo  man  nach  den  Berichten 
Strabo's  und  des  Plinius  dreimal  im  Jahre  ernten  konnte,  waren  im 
Jahre  395  p.  Chr.  528,042  römische  Motgen^)  oder  24^4  geogr^h. 
QMeilen,  d.  b.  mehr  als  die  Hälfte  der  ganzen  campanischoa  Ebene, 
zu  völligen  Wüsten  geworden ,  so  dass  keine  Grundsteuer  mehr  daton 
erhoben  werden  konnte. 


1)  Cod.  Theod.  XI.  28.  l.  2.  Vgl.  Hegewisch,  Htatorisckftr'VenKich  aber  die 
römischen  Finanzen.    Altona  1804,  S.  876. 

2)  Plinius  (Nsitnirgesöh.  12,  41.)  giebt  an,  dass  das  römische  JEteieb. nach  dem 
geringsten  Anschlage  jährlich  100  Millionen  Sestertien,  d.h.  5  MillioneD^^haler  Gold 
im  Handel  mit  dem  Orient  verlor.  Vgl  Znmpt,  lieber  den  Stand  4er Bevölkerung 
nnd  die  Yolksyermehrung  im  Altertbum.    Berlin  1841.  8.  76.  .■: 
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Die  Städte  verfielen  und  entvölkerten  sich ,  und  die  Noth  wurde  so 
gross,  dass  Eltern  oft  selbst  ihre  Kinder  verkauften').  In  den  Provin- 
zen, deren  Nahrungslosigkeit  mit  dem  Verfall  des  Centrums  wuchs, 
kehrte  man  überall  zur  Naturalwirthschaft  zurück,  von  der  man  in 
seiner  nationalökonomischen  Entwickelung  ein  Jahrtausend  vorher  aus- 
gegangen war.  Man  erhob  Steuern  und  Abgaben  in  Naturalien,  lohnte 
die  Soldaten  mit  Naturalien  und  führte  Spanndienste  wieder  ein.  Das 
römische  Reich,  das  zu  Claudius'  Zeit  über  20  Millionen  freie  Bürger- 
bevölkerung zählte*),  kehrte  wie  ein  Greis  zur  Kindheit  zurück,  trotzdem 
dass  jede  neue  Provinz  ihm  neue  Lebenssäfte  zugeführt  hatte  und  ihm 
die  reichen  Naturkräfte  der  ganzen  damaligen  Welt  zu  Gebote  standen. 
Es  gmg  gerade  an  dem  Egoismus  der  Menschen  zu  Grunde,  den  die 
moderne  Wissenschaft  als  Basis  des  ökonomischen  Völkerglücks  machen 
zu  müssen  glaubte. 

Hierin  liegt  gewiss  der  schlagendste  Beweis,  jass  jene  wirthschaft- 
liche  Freiheit,  deren  hohen  Werth  wir  iiüLjiiß  Gegenwart  und "fiaiiieiTt- 
licBTIuf  Deutschland  durchaus  nicht  verkennen  f},  nicht  al  1  e  in  hinreicht,  (/^ 
daS'MtiönäToEonomisclie^Tjeneihe^    der  Völker  zObfirünflSfTT'sonctern 


dass  sie  nur  so  langiircnSe  "Wrl^^^  die  sittliche  Thatkraft  im 

vniirn    tiromicrj^i^lLqj  p|i~/lQa    pon^^    ftfo^ypj^pp     ^j|^  -p^7fjp^y,.nr^|^    erfüllt, 

tPSIche  für  das  Wachsthum  der  sittlichen  Volkskraft  unentbehrlich "  sind. 
Diese  sittliche  Kraft,  welche  dem  alten  Rom  fehlte  und  welche  im 
heutigen  Britannien  ^ie  Nation  gross  gemacht  hat,  ist  freilich  keine 
smnlich  wahrnehmbare  Grösse.  Rur  Umfang  und  ihre  Intensität  kön- 
nen weder  durch  Beobachtungen  ermittelt,  noch  durch  Experimente  ge- 
messen werden.  Sie  ist  wie  die  Wissenschaft  und  die  Intelligenz  eine 
unsichtbare  Macht,  die  in  den  Herzen  und  in  den  Gesinnungen  der 
Menschen  lebt  und  nur  in  ihren  Wirkungen  auf  das  Pflichtgefühl  und 
die  persönliche  Willenskraft  der  einzelnen  Individuen  erkennbar  wird, 
aber  sie  muss  deshalb  nicht  minder  als  der  wichtigste  Factor  neben 


8)  Liban.  contra Florent.  p.427.  und  ZosinL  II,  38.  S.  Hegewisch  a.a.O. 
S.  859  ff. 

4)  Bei  dem  vom  Kaiser  Claudius  im  Jahre  48  p.  Ch.  gehaltenen  Censns  gab  es 
im  röm.  Reiche  zwischen  6  und  7  MiU.  (nach  Tac.  Annal.  XI,  25.  5,984,072  capita, 
nach  Euseb.  6,844,000,  nach  Syncellus  6,941,000)  erwachsene  römische  Bürger 
männlichen  Geschlechts,  also  mit  Frauen  und  Kindern  jedenfaUs  mehr  als  drei- 
mal so  viel  freie  bürgerliche  Einwohner. 

5)  Wir  erkennen  dissen  Werth  so  sehr  an,  dass  wir,  wie  wir  hier  ausdrücklich  hervor- 
heben und  später  auszuführen  noch  oft  Gelegenheit  finden  werden,  die  meisten  Gewerbe- 
und  Niederlassungsgesetze,  welche  während  der  letzten  Jahre  in  einzelnen  deutschen 
Staaten  gegeben  worden  sind ,  in  einzelnen  Puncten  noch  für  viel  zu  engherzig  halten. 


'  *       h^^  h*>A-*^  y^4%^^ 
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der  Intelligenz'  im  ökonomischen  Völkerleben  anerkannt  werden.  Sie, 
die  durch  den  Grundsatz  des  „laissez  faire'^  und  durch  die  Hypothese 
der  Naturgesetze  beseitigt  werden  sollte,  ist  gerade  die  Seele  jedes  ge- 
sunden nationalökonomischen  Yolksorganismus. 

Wie  die  Intelligenz  die  Fähigkeit  und  die  Macht  des  Menseben  ver- 
grössert,  durch  geringeren  Aufwand  von  Kräften  grössere  nationalöko- 
nomische  Resultate  zu  erreichen,  eben  so  steigert  die  öff^ntiÜfibQ  MOTaL. 
nicht  nur  den  Fleiss,  denjünteraehnmngsgeis    und  die  Ausdauer  in  dßc  . 
X|'|}eit^  g9q4prn.  auch   die  Gewissenhaftigkeit  in  der  Pflichterfüllung, 
das  gegenseitige  Vertrauen,  den  Credit  und  äieiDpferbereitwilligkeit  für' 
das  gemeinsame  Beste.  Sie  hebt  den  einzelnen  Menschen  aus  seiner  be- 
schränkten egoistischen  Welt  auf  den  höheren  Standpunct  des  öffent- 
lichen Gemeinwohls,  giebt  ihm  ein  Bcwusstsein  über  den  Zusammen- 
hang seines   speciellen  Berufis  mit  der  nationalen  Arbeit  und  verleiht 
dadurch  seiner  ganzen  Thätigkeit  höhere  Zielpuncte  und  eine  höhere 
Weihe,  durch  die  wiederum  seine  Beru&freude  imd  seine  Leistungsfähig- 
keit wächst. 

Aber  freilich  kann  diese  sittliche  Macht  weder  durch  Regierungs- 
massregeln noch  durch   ökonomische  Institutionen   geschaffen  werden. 
Sie  ist  ein  geistiges  Capital  der  Völker,  das  nur  durch  lange  harte  Ar- 
beit mühsam  erworben  wird ,  sie  ist  die  langsam  reifende  Frucht  einer 
grossen  erfahrungsreichen  Geschichte,  einer  intensiven  nationalen  Cultur 
und  eines  fest  geordneten  freien  Staatslebens.    In  letzterer  Beziehung      '    '' 
bUdet  sie  den  engsten  Bertthnmgspunct  zwischen  der  Volkswirthschaft      ^^  /. 
und  dem  ganzen  Staatsorganismus.  Da,  wo  das  Staatsgebäude  auf  Missr     "*       * 
trauen  gegründet  ist,  wo  die  Regierungen  allQ  Angelegenheiten  der  ein-^  ^  - 

zelnen  Volkskreise  vom  Centrum  aus  bureaukratisch  verwalten  und  alle  Z' '"^  '*^y> 
Regungen  und  Handlungen  des  Volkes  ängstlich  überwachen  oder  von      -^  '^^^ 
ihrer  Genehmigung  abhängig  machen,   wie  im  absolutistischen  Staate 
des  vorigen  Jahrhunderts  oder  im  heutigen  Frankreich,  da  wird  nicht 
nur  4tuf  politischem,    sondern  auch  auf  volkswirthschaftlichem  Gebiete 
trotz  aller  freien  Concurrenz  das  gegenseitige  Vertrauen,  die  persön- ' 
liehe  und  sittliche  Thatkraft  und  der  Gemeinsinn  der  Bürger  untergraben. 
Der  Staat  erntet  die  Frucht  seiner  Saat.    Er  wird  zu  einer  geistlosen 
Maschine,  die  von  dem  Volke  nur  gefürchtet  oder  gehasst  wird,  und 
die  Wirthsdiaft  des  Volkes  ist  nur  der  Tummelplatz  kleiner,  niedriger 
egoistischer  Privat-Interessen,  aus  deren  Getriebe  niemals  grosse  Gedan- 
ken und  schöpferische  Thaten  hervorwachsen.    Wo  aber  der  Staat  auf 
das  Vertrauen  zu  den  einzelnen  Bürgern  gebaut  ißt,  wo  die  Theilnahme 
an  den  zunächst  liegenden  öffentlichen  Angelegenheiten ,  die  Selbstver- 
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waltung  und  Selbsthülfe  auf  allen  Gebieten  des  Privatlebens  als  selbst- 
verständliche  Gewohnheitsrechte  von  jedem  Bürger  geübt  werden,  und 
Niemand  diese  Rechte  heiliger  halt  als  die  Staatsgewalt  selbst,  wie  in 
Grossbritannien,  da  wächst  in  einem  gesunden  Volke  nicht  nur  die  Ein- 
sicht u^d  die  Fähigkeit,  überall  da$  wahre  Bedürfniss  selbst  herauszu- 
fühlen und  die  praktischen  Mittel  zu  seiner  Befriedigung  aufzufinden, 
sondern  auch  die  Liebe  zur  Staatsordnung,  die  Aufopferungsfähigkeit 
für  das  Gemeinwesen  und  die  sittliche,  politische  und  wirthschafüiche 
Kraft  des  ganzen  Volkes  •). 

Wenn  sich  hieran»  ergiebt,  dass  die  Hypothese  von  nationalökono* 
mischen,  auf  den  menschlichen  Egoismus  gegründeten  Naturgesetzen, 
wie  sie  in  der  Smith'schen  Schule  gelehrt  werden,  nicht  nur  unhaltbar, 
sondern  auch  unfruchtbar  erscheinen  muss,  so  folgt  aber  nicht,  dass 
die  wirthschaftlichen  Handlungen  der  Menschen  und  die  durch  diese  Hand- 
lungen hervorgerufenen  und  bedingten  wirthschaftlichen  Zustände  blindem 
Zufall  preisgegeben  und  willkürliche  seien.  So  wenig  man  auf  anderen 
Gebieten  der  menschlichen  Thätigkeit  und  des  menschlichen  Lebens,  wie 
auf  dem  Gebiete  des  Rechts,  aus  dem  Mangel  an  Naturgesetzen  diese 
Folgerung  zulässt,  eben,  so  wenig  ist  sie  auf  wirthschaftlicbem  Gebiete  ge- 
stattet. Vielmehr  halten  wir  jede  ökonomische  Handlung,  wie  alle  Acte  des 
menschlichen  WoUens,  mit  den  Anhängern  der  Herbart'schen  Psycholo- 
\  gie  für  bedingt  durch  die  gesetzlichen  Processe ,  welche  unser  psycho- 
logisches Leben  beherrschen,  und  hervorgegangen  aus  einem  Kampfe 
unserer  Vorstellungen ,  bei  dem  die  ethischen  Ideen  und  die  in  uns 
durch  Erziehung  und  Erfahrung  herangebildete  Macht  sittlicher  Grund- 
sätze eben  so  sehr  als  Motive  mitwirken  wie  unsere  Sinnlichkeit  und 
unsere  Leidensdiaften. 


6)  Die  nationalökonomischen  Wirkungen  des  politischen  Princips  der  Selbst- 
regierung  auf  die  britische  Industrie  habe  ich  naher  ausgeführt  in  meiner  „National- 
ökon.  der  Gegenwart  und  Zukunft"  I  S.  94  £  und  S.  230  ff.  Uebrigens  beweist  die 
Gegenwart  recht  schlagend,  wie  viel  ein  an  Selbstregierung  und  Selbsthülfe  gewöhn- 
tes Volk  im  Gegensatz  zu  einem  bureaukratisch  bevormundeten  Volk  in  Zeiten  der 
Noth  zu  leisten  vermag.  Die  Baumwollennoth  ist  gegenwärtig  in  Frankreich  wie  in 
England  vorhanden.  Frankreich  hatte  im  Jahre  1852  244,000,  England  im  Jahre 
1856  379,000  Köpfe  in  den  Baumwollenfabriken  beschäftigt  Während  aber  in 
England  gegenwärtig  über  2  MilL  Pfd.  Sterling;  also  über  50  MU.  Franken  von  Pri- 
vaten zur  Abwehr  der  Noth  aufgebracht  worden  sind ,  ist  die  französische  Bevöl- 
kerung der  eignen,  durch  die  Baumwollenkrisis  erzeugten  Arbeitemoth  gegenüber 
theilnahmslos  und  schweigsam  geblieben.  .Alles,  was  durch  Private  hier  zusammen- 
gebracht wurde ,  belief  sich  auf  eine  so  minime  Summe ,  dass  sich  Napoleon  ge- 
nöthigt  sah,  seinen  Eammem  die  Staatshülfe  vorzuschlagen. 
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Es  würde  zu  weit  führen,  wollten  wir  uns  hier  über  die  Natur  die- 
ser psychologischen  Gesetze  näher  verbreiten.  Wer  sich  mit  Herbart's 
Psychologie  und  Ethik  näher  vertraut  gemacht  hat ,  bedarf  keiner  wei- 
teren Ausführung ,  und  wer  ihnen  fremd  geblieben ,  für  den  wird  jede 
Ausführung  an  diesem  Orte  ohnedies  unzureichend  sein.  Nur  das  muss 
hier  besonders  hervorgehoben  werden,  dass  die  Gesetzmässigkeit  der 
psychologischen  Vorgänge  von  der.  physikalischen  Gesetzmässigkeit  un- 
endlich verschieden  ist  und  zwar  nicht  nur  dadurch,  dass  sie  sich  aus- 
schliesslich im  menschlichen  Bewusstsein  und  durch  das  menschliche 
Bewusstsein  vollzieht,  sondern  auch  dadurch,  dass  sie  die  Wirksamkeit 
und  Macht  der  ethischen  Ideen  und  demzufolge  die  sittliche  Pflicht  und 
die  Verantwortlichkeit  des  Individuums  für  «eine  Handlungen  im  vollen 
Umfange  bestehen  lässt.  Während  jeder  Stoss  oder  Wurf  den  bewusst- 
losen  Stein  zwingt,  unmittelbar  den  physikalischen  Gesetzen  des  Stosses 
oder  des  Falles  zu  folgen,  während  der  Druck  des  Uhrgewichts  das 
Pendel  zu  seinen  Schwingungen  nöthigt  und  diese  wieder  mit  zwingen- 
der Gewalt  die  Uhrzeiger  fortbewegen,  findet  jeder  Eindruck,  den  der  . 
menschliche  Geist  von  Aussen  erhält,  im  Bewusstsein  des  Menschen  ein 
aus  früheren  inneren  und  äusseren  Erlebnissen  aufgesammeltes  Capital 
von  Vorstellungen,  Begriffen,  sittlichen  Anschauungen  und  Grundsätzen 
vor,  das  bei  jedem  seiner  Willensacte  den  Ausschlag  giebt  und  auf  dessen 
selbstbewusste  Mitwirkung  sich  seine  Freiheit  und  seine  Verant- 
wortlichkeit gründet. 

Wenn  demnach  alle  Handlungen  der  Menschen  Ausfluss  gesetzlicher 
psychologischer  Processe  sind ,  so  ist  die  menschliche  Wirthschaft  oder 
diejenige  Summe  von  Handlungen,  durch  welche  die  menschliche  Gesell- 
schaft die  Kräfte  derNatur  den  Zwecken  ihres  Daseins  unterwirft,  nothwcn- 
dig  ein  Product  der  Naturgesetze  und  der  psychologischen  Gesetze.  Sie  geht 
aus  der  Wechselwirkung  beider  hervor  und  ist  gleichsam  ein  Gewebe, 
zu  dem  die  Einen  die  Kette,  die  Anderen  den  Einschlag  liefern.  Aber 
so  wenig  mit  dem  Holz  und  Metall,  aus  denen  das  musikalische  Instru- 
ment gebaut  wird,  die  Töne  und  Harmonieen  gegeben  sind,  welche  dem 
Instrumente  entlockt  werden,  eben  so  wenig  ist  mit  jenen  Gesetzen  das 
Gewebe  gegeben,  welches  aus  ihnen  hervorgeht.  Es  ist  ein  vollständig 
neues  Product,  dem  sein  besonderes  Lebensprincip  innewohnt  und  das  • 
von  den  beiden  Factoren,  welchen  es  seinen  Ursprung  verdankt,  in  hohem 
Grade  vei'schieden  ist. 

Während  jene  Gesetze  bei  alleia  Wechsel  im  Leben  der  Natur  und 
der  Menschen  unwandelbar  fest  uncl  unveränderlich  sind,  ist  das  Pro- 
duct derselben,  die  menschliche  Wirthschaft,  allmähligen  Wandlungen 
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unterworfen  und  setzt  mit  jeder  neuen  Generation,  die  über  den  Erd- 
ball schreitet,  neue  Ringe  an,  welche  immer  höhere  Entwickelungsstufen 
menschlicher  Cultur  documentiren. 

Die  Pflanzen  und  Thiere  der  Gegenwart  wachsen  noch  nach  den- 
selben Naturgesetzen  wie  vor  Jahrtausenden;  die  chemischen  StoflFe  ha- 
ben noch  dieselbe  Verwandtschaft  zu  einander  wie  im  Alterthum,  und 
die  heutige  Welt  kennt  keine  anderen  Denkgesetze  als  die  Zeitgenossen 
i^'^'*'  des  Piaton  und  Aristoteles.    Aber  die  wirthschaftliche  Thätigkeit  und 
^   -.      Cultur  des  Menschen,   seine  Kenntniss  jener  Gesetze,   sein  Gebrauch 
r^v*-*^und  seine  Beherrschung  derselben  für  seine  ökonomischen  Zwecke,  seine 
^^^    f  v\  wirthschaftlichen  und  socialen  Institutionen  sind  nach  allen  Seiten  hin 
tiy^^        unendlich  gewachsen  und  vollkommener  geworden»    „Wir  spinnen  und 
,    M'""^  weben  unsere  Kleidungsstoflfe  nicht  mehr  wiQ  ehedem;  unsere  Schiffe 
-/  werden  nicht  blos   durch  Buder   und  Segel  fortbewegt;  wir  zeichnen 

*  '"""^        nicht  mehr  blos  mit  Griffel  und  Stein.  Sondern  wir  spannen  den  Dampf 
, , '         vor  unsere  Wagen  und  Boote;  wir  fangen  das  Licht,  damit  es  Zeichner- 
'  /  ^^und  Maler-Dienste  verrichte;  wir  nöthigen  den  Blitz,  ohne  Ruh  und  Rast 

.  ^J'M*  ^  für  uns  Botendienste  zu  thun,  in  gleicher  Schnelligkeit  über  Berg  und 
Thal,  über  Land  und  Meer  zu  wandern,  so  dass  selbst  viele  tausend 
Meilen  von  einander  entfernte  Erdtheile  in  stiller  Nachtstunde  sich 
zu  unterhalten  vermögen"'').  Und  welche  reiche  Kette  ökonomischer 
Entwickelung  liegt  uns  im  wirthschaftlichen  Verkehr  von  dem  Natural- 
umsatz bis  zum  ausgebildeten  Creditumsatz  und  zu  dem  Abrechnungs- 
verfaliren  im  londoner  Clearing  -  house  oder  auf  dem  Gebiete  des  Ver- 
sicherungswesens oder  in  der  Organisation  der  Erwerbsgesellschaft  von 
der  römischen  societas  bis  zur  modernen  Actiengesellschaft  und  zu  den 
Schulze  -  Delitzsch'schen  Genossenschaften  der  Handwerker  und  Arbei- 
ter vor? 

Dass  das  aber  so  ist ,  dass  das  geistige  Leben  und  die  wirthschaft- 


/ 


liehe   Thätigkeit  des  Menschengeschlechts  trotz  einzelner  historischer 


\lf^  Momente  der  Unterbrechung,  in  denen  die  physische  und  moralische 

^  Kraft  ganzer  Völker  und  Generationen  versiegt,  im  Grossen  und  Gan- 

/t  zen  zu  immer  höherer  Cultur  fortschreitet,    das  verdanken  wir.  ^er. 

i  I         .  «Schöpferischen  Kraft  und  der  Freiheit  des  menschlichen  Geistes,  welche 

^    .  ^\  mitten  in  der  psychologischen  Gesetzmässigkeit  sich  entfalten^  und  durch 

\  -  v^  \  .   ■  welche  sich  eben  die  Gesetzmässigkeit  unseres  Geisteslebens  von  der 

* '  -      I       physikalischen  Gesetzmässigkeit  der  bewusstlosen  Natur  unterscheidet. 

^  Jede  neue  Wahrnehmung  utid  Erfahrung,    welche   die  einzelnen 

Glieder  der  menschlichen  Gesellschaft  machen,  erzeugt  neue  Vorstellungea 

7)  Engel  in  der  S.  9.  citirten  Abhandlung  fiber  die  Yolkszählimgen. 
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und  Begriffe  und  bereichert  das  f{^ip\|ge  ftpftiLmmf^gital  der  Mensfihfin, 
das  von  einer  Generation  zur  anderen  forterbt  und  iort wächst."  TüT"  '^  *  ? '^  ^* 
diesem  Wachsthum  erweitert  sich  die  Einsicht,  die  Erkenntniss  und 
Forschungskraft  der  Menschheit,  und  die  menschliche  Thatkraft  erhält 
neue  Hebel,  neue  Zielpuncte  und  neue  Mittd,  diese  Zielpuncte  zu 
erreichen.  Dazu  kommt,  dass  mit  jedem  neugeborenen  Individuum  ein 
neuer  Krystallisationspunct  von  Vorstellungen  und  Vorstellungskräften 
geschaffen  wird.  Es  vermehrt  sich  mit  den  Fortschritten  der  Bevölke- 
rung nicht  nur  die  Masse  von  Vorstellungen  und  geistigen  Erfahrungen, 
sondern  es  werden  auch  die  Combinationen  derselben  im  Bewusstsein 
der  Menschen  immer  zahlreicher  und  mannigfaltiger.  Das  Gewebe 
menschlicher  Gultur  wird  immer  reicher  und  kunstvoller;  es  wächst 
nicht  nur  die  Zahl  seiner  Fäden ,  sondern  auch  die  Summe  der  Knoten, 
welche  die  verschiedenen  Fäden  verknüpfen.  Jeder  neue  Mensch  wird 
je  nac}i  dem  Grade  seiner  Elrafl,  seiner  Lebensstellung  und  seiner 
Bildung  mehr  oder  weniger  zum  Brennpuncte  geistiger  Gultur,  in 
welchem  die  geistigen  Strahlen  seiner  Umgebung  vereinigt  werden,  um 
wieder  neues  Licht  nach  allen  Seiten  hin  auszustrahlen  und  neue 
Gultur  zu  entzünden.  Er  ist  mit  seinem  Leben,  seinem  Denken  und 
seinem  Handeln  nicht  nur  ein  Product  der  durch  die  Geschichte  seiner 
Zeit  und  Umgebung  überlieferten  Gultur,  sondern  auch  der  S9höpfer 
neuer  Gultur,  der  Fortbildner  der  Geschichte. 

Während  die   bewusstlose   Welt   sich   im  Kreislaufe   nach    ewig 
gleichen  Gesetzen  bewegt,   während  sie  zwar  einen  Wechsel  der  Er- 
scheinungen kennt,  aber  keine  Vervollkommnung  der  Gattungen,  keine 
Gultur,   erfreut    sich  die  geistige   Menschheit  einer   fortschreitenden, 
-   ^mer  neuen,  aus  der  Arbeit  und  der  Freiheit  des  menschlichen  Geistes 
'       s^bst  hervorwachsifiSfenEntwickelungliBd  Vervollkommnung  der  Gattung, 
i^^  einer  Cultm*.      * 

Dieser  G^gphsatz  zwischen  dem  Leben  der  Natur  und  der  mensch- 
lichen Gultur^  i&acht  sich  auch  in  der  Wissens^ft  geltend.  Die 
Naturwissenschaft  erforsdit  in  der  bewusstlosen  Widclichki^it  das  herr- 
schende Ge^tz,  in  den  yeränderungen  des  Naturleben3.4«£r 'Bleibende; 
die  Wissenschaft  der  menscMidien  ^«Hnr,  dagegen  in'^  dem  selbst- 
bewussten  Leben  der  Menschheit  den  Portscltfitt,  ih.  den  Veränderungen 
und  Erfahrungen  der  Ifenschen  die  Vervollkommnung  der  menschlichen 
Gattung.  . 

Die  WisseAsdiaft  der  Nationalökonomie  hat  es  deshalb  nicht  wie 
die  Physiologie  des  thierischen  Organismus  odfer  «ädere  Zweige  der 

Naturwissenschaft  mit  Naturgesetzen,  zu  thun,   sie   hat  nicht  in  der 

•  ■  '  .*■ 
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Mannigfaltigkeit  der  ökonomischen  Erscheinungen  nach  unwandelbaren, 
überall  gleichbleibenden  Gesetzen  zu  forschen,  sondern  sie  hat  in  dem 
Wechsel  der  nationalökonomischen  Erfahrungen  den  Fortschritt ,  in  dem 
wirthschaftlichen  Leben  der  Menschheit  die  Vervollkommnung  der 
menschlichen  Gattung  nachzuweisen.  Ihre  Aufgabe  ist  es,  den  natio- 
nalökonomischen Entwickelungsgang  sowohl  der  einzelnen  Völker  als 
auch  der  gesammten  Menschheit  von  Stufe  zu  Stufe  zu  erforschen 
und  auf  diesem  Wege  die  Fundamente  und  den  Bau  der  gegenwärtigen 
wirthschaftlichen  Cultur  sowie  die  Aufgaben  zu  erkennen ,  deren  Lösung 
der  Arbeit  der  lebenden  Generation  vorbehalten  ist,  oder,  wie  wir  im 
Vorwort  sagten,  „den  Ring  zu  erkennen,  den  die  Arbeit  des  gegen- 
wärtigen Geschlechts  der  Kette  gesellschaftlicher  Entwickelung  hinzu- 
fOgen  sol?'.  Sie  erkennt  an ,  dass  jede  Zeit  ihre  neuen  Richtungen  und 
neuen  Bedürfiiisse  gebärt,  dass  jeder  erklommene  Höhepunct  neue 
Blicke  auf  ungeahnte  Gebiete  und  neue  Zielpuncte  eröfihet,  denen 
Volk  und  Staatsregierung  gemeinsam  entgegenzuringen  haben ,  und  dass 
alle  ökonomischen  Zustände  einer  Zeit  und  eines  Volkes  den  Massstab 
ihres  eigenen  Werthes  oder  Unwerthes  in  sich  selbst  tragen. 

Hieraus  ergiebt  sich  für  den  Nationalökonomen  der  Gegenwart  als 
zweite  Aufgabe  die  NothwendigkfiiLmlkaadltbadiafl^^ 
A  forschung,  welche  ii?THg8inien  AriiKei  erörtert  werden  soll. 
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YI. 
Die  deutsche  Export  -  Industrie. 


David  Born  in  Lotidan. 

Die  vorjährige  internationale  Aiissteilung  in  Loution  gali,  soweit 
eine  Ausstellung  es  überlumpt  kann,  den  Beweis,  dass  seit  den  letzten 
zehn  Jahren  England  und  Deutschland  die  meisten  und  bemerkens- 
werthesten  Fortschritte  unter  den  inUustrielleu  Staaten  Europa's  gemacht 
haben.  Auch  oline  die  Ausstellung  in  Kensington  war  es  kein  Geheim- 
niss  mehr,  dass  die  britische  Industrie  der  Art  fortgeschritten  sei,  indem 
sich  mit  der  li'tilieren  bekannten  Solidität  jetzt  noch  Fornienscliönheit 
und  Harmonie  der  Tarheu  verbumien  habe». 

Aehnliclies  gilt  mit  vollem  Reclite  von  vielen  deutschen  Fabrik- 
und  Handwerkscrzeugnissen ,  deren  Vorzug  früher  Wohlfeilheit  und 
Schönheit  war,  die  ahcr  häufig  zu  leicht,  nachlässig  und  mehr  für  den 
Nipptisch  als  für  den  praktischen  Gehrauch  gearbeitet  waren.  Diese 
Fehler  sind  jetzt  in  Folge  der  engeren  Verbindung  zwischen  Deutscli- 
land  und  England  weniger  häufig,  und  die  deutsche  Industrie  hat  wie 
die  britische  sich  Dasjenige  anzueignen  gesucht,  was  ihr  bisher  fehlte. 

Hierin  in  kurzen  Worten  die  leicht  zu  beweisenden  F'ortschritte, 
die  in  der  lelztjährigen  Ausstellung  in  Vergleich  mit  den  früheren  Welt- 
ausstellungen unwiderlegbar  lien'ortraten.  Was  Frankreich  betrifft,  so 
kann  ich  nur  demUrthcile  aller  unparteiischen  Kenner  der  europäischen 
Industrie  heistimmen,  dass  es  zurückgeblieben  ist,  und  dass  seit  den 
letzten  zehn  Jahren  die  französischen  extravaganten  Formen  und  Dessins, 
die  ersteren  in  den  plastischen ,  die  letzteren  in  gewehten  und  be- 
druckten Fabrikaten,  nicht  mehr  den  Beifall  finden,  den  die  Modeindustric 
Frankreiclis  früher  und  mit  vollem  Rechte  erzielte. 

Uns  liegt  wenig  daran,  die  Ursachen  dieser  Rückschritte  der  fran- 
zösischen Industrie  aufzufinden;  es  ist  dies  Sache  der  Franzosen.  Nur 
-^  insofern ,  als  wir  selber  uns  vor  ähnhchen  Missgiüffen  zu  hüten  haben, 
hätte  eine  Forschung  für  uns  einigen  Werth. 

Bekanntlich  ist  die  Ccctralisation  grosser  Industriezweige  in  ge- 
wissen Städten  und  Districten  ein  Hauptvorzog,  gegenüber  den  nach 
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vielen  Kicbtungen  zerstreuten,  sporadisch  bald  liier  bald  dort  entstan- 
denen Fabriken.  Wo  ganze  für  sich  abgeschlossene  Industriezweige  mit 
allen  verwandten  Nebenbranchen  zusammengehörig  örtlich  gruppirt  sind, 
da  sehen  wir  sofort  bedeutende  Leistungen,  einen  gesicherten,  zumeist  gut, 
jedenfalls  keinen  schlecht  belohnten  Arbeiterstand  und  .stets  ein  export-, 
d.  h.  mit  dem  Auslande  concurrenzfähiges  Fabricat  hervorgehen.  Sok^e 
Städte  wie  Solingen,  Remscheidt,  Iserlohn,  Offenbach,  Berlin,  Aachen  und 
Lennep,  Elberfeld  und  Barmen,  Chemnitz,  Hanau,  Pforzheim,  NümboiTg, 
Sonneberg,  Apolda  und  Gera  und  die  sämmtlichen  fabrikreichen  Distriote, 
in  denen  unsere  Tuchindustrie  blüht,  —  alle  diese  sind  selbstständig  imd 
vom  Zollschutze  völlig  unabhängig.  Auf  solider  Basis  fundirt,  hervorgegap- 
gen  und  verbessert  auf  Grund  uralter  Traditionen,  haben  sich  Gesch|lfts- 
kenntuiss  und  die  Kundschaft  für  den  Absatz  von  Geschlecht  zu  Ge- 
schlecht fortgepflanzt  und  vererbt  und  werden  es  auch  ferner,  w^nn 
nicht  künstliche  oder  gewaltsame  Hindernisse  eine  Störung  herbeiführen. 

Die  deutsche  Industrie  arbeitet  wie  die  britische  für  den  Massen- 
verbrauch aller  civilisirten  Völker.  Eignet  sie  sich  behufs  Veredlung 
die  nöthigen  Formen,  behufs  Verbesserung  die  neuen  Maschinen  und 
Productionsmethoden  an,  so  ist  ihre  Zukunft  gesichert,  weil  nach  dem 
Beispiele  Englands  in  wenigen  Jahren  die  bedeutendsten  Staaten  Eu- 
ropa's  durch  die  Verhältnisse  gezwungen  werden ,  die  den  wirthschaft- 
lichen  und  finanziellen  Interessen  widerstrebenden  Zollgrenzen  zu  öffnen, 
und  demzufolge  das  Aneinanderrücken  der  Völker  die  Gelegenheit  zum 
Absätze  unserer  äusserlich  schönen,  innerlich  soliden  Fabiicate  vermeh- 
ren wird. 

Di€  eifrigsten  Protectionisten  leugnen  dies  auch  nicht,  ja  unsere 
deutschen  Schutzzöllner  haben  dies  bereits  vor  dreissig  Jahren  zuge- 
standen, indem  sie  nur  einen  Termin  zur  Vorbereitung  und  Erlernung 
forderten.  Da  aber  das  Ausland  nicht  wartet,  bis  unsere  Spinnerei- 
und  Hüttenbesitzer  ausgelernt  haben  werden ,  so  ist  der  Schlusstermin 
bis  in  die  Unendlichkeit  hinausgeschoben.  Es  ist  das  alte  Rechen- 
exempel ,  wie  viele  Sprünge  der  Hund  machen  müsse ,  bevor  «r  den 
Hasen  einholt,  sobald  der  Hase  eine  Meile  voraus  ist. 

Glücklicherweise  ist  unsere  deutsche  Industrie  in  ihrer  Mehrheit 
nicht  auf  Zollschutz  basirt  und  ich  habe  das  eben  Erwähnte  nur  vorüber- 
gehend angeführt,  just  wie  ein  alter  Krieger,  selbst  wenn  er  ein  höl- 
zernes Bein  hat,  im  richtigen  Tempo  raarschirt,  sobald  er  sich  der 
früheren  Krieges  -  (hier  keine  Sieges  -)  Märsche  erinnert. 

Unsere  Industrie  ist  in  ihrer  grossen  Mehrheit  dem  Auslande  ge- 
genüber concurrenzfahig ,  häufig  sogar  unerreicht,  trotzdem  sie  an  vie- 
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]0L  Stellen  mit  dem  Nftchtheile  der  Zisrsplitterung  zu  kämpfen  hat ;  sie 
Mkt  eine  grosse  historische  Vergangenheit  und  wenn  der  bodenlose  ün^ 
sinn  einzelner  von  Privatinteressen  beeinflusster  Staassmänner  nicht  die 
Oberhand  behält,  —  hat  sie  eine  bedeutendere  Zukunft.  Unsere  grössten 
Industrieen  datiren  ihren  Stammbaum  bis  in  das  Mittelalter  zurück;  zu 
ihnen  gesellen  sich  die  nicht  minder  bedeutenden  Fabriken  der  moder- 
nen Industrie,  z.  B.  der  Maschinenbau,  und  sobald  die  Erwerbs-  und 
Mederlassungsfreiheit  allgemeiner  geworden,  muss  naturgemäss  die  Aus- 
Wanderung  ab-  und  die  Productions-Lust  und  -Fähigkeit  zunehmen. 

Die  Gewähr  hierfür  liegt  im  Charakter  der  Deutschen.  Im  Ge- 
gensätze zum  Slaven  kann  der  deutsche  und  anglosächsische  Stamm 
„fleissig"  genannt  werden,  selbst  die  romanischen  Stämme  sind  mehr 
g^eigt  zu  künstlicher  Zuführung  des  Gewinnes  durch  den  Staat,  als 
wie  zum  fleissigen  ausdauernden  Selbstschaffen.  Mit  diesem  deutschen 
Fleisse  yereini^  sich  eine  zweite  bedeutende  Eigenschaft,  welche  der 
Nordamerikaner  ebenfolls  in  hohem  Grade  besitzt  —  die  Vielseitigkeit. 
Aber  beide  Eigenschaften  können  nur  in  der  Freiheit  zur  völligen  wirth- 
scbaftlichen .  Entwickelung  gelangen.  Dass  die  Deutschen  beide  Eigen- 
schaften mit  Vortheil  zu  benutzen  verstehen ,  davon  geben  die  im  Aus- 
lände lebenden  den  schlagendsten  Beweis. 

Jeder  Fremde  hat  das  Recht,  auf  dem  weiten  Gebiete,  wo  die  Flagge 
Grossbritanniens  weht,  sich  niederzulassen  und  jedes  beliebige  Gewerbe 
zu  betreiben;  dasselbe  gilt  mnerhalb  der  Grenzen  der  Vereinigten  Staa- 
ten. Die  Folge  davon  ist,  dass  unsere  Landeskinder  eben  überall,  wo 
ihnen  die  Freiheit  gewährt  ist,  sich  mit  Leichtigkeit  eine  neue  Heimath 
gründen,  dass  sie  Handel,  Gewerbe  und  Ackerbau  in  Klhnaten  und 
Gegenden  betreiben,  wo  andere  Fremde  untergehen,  und  dass  die  Meisten 
sich  leicht  in  Verhältnissen  zurechtfinden,  die  ihnen  oft  nicht  an  der 
Wiege  vorgesungen  worden  sind. 

Was  der  deutschen  Industrie  bisher  noch  Abbruch  gethan ,  ist  der 
Mangel  an  Muth.  Ich  könnte  ebenso  wie  Andere  vor  mir  die  Worte 
„Speculationsgeist"  oder  „Unternehmungslust"  gebrauchen,  —  ich  finde 
aber  das  Wort  „Muth"  weit  bezeichnender.  Der  Einwurf,  wh:  hätten  zu 
wenig  Capital,  um  mehr  unternehmen  zu  können,  ist  leicht  widerlegt 
durch  die  Thatsache,  dass  zu  den  auf  Staatsschatz  basirten  Unternehmun- 
gen, zu  Eisenbahnen,  deren  Zins  voraus  vom  Staate  garantirt  worden, 
Capitalien  genug  leicht  flüssig  werden,  während  es  schwer  hält,  zu  neuen 
gewerblichen  Unternehmungen  Mittel  zu  beschafft;  besonders  vernach- 
lässigt sind  diejenigen  Industriezweige,  für  die  der  billige  Arbeitslohn 
und  das  Bohnu^rial  überreichlich  vodumden  sind. 
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Diese  Muthlosigkeit  vieler  Capitalisten  tritt  um  so  greller  dem 
fleissigen,  so  vielseitig  befähigten  deutschen  Mittelstande  gegenüber  her- 
vor. Um  so  mehr  ist  Alles,  was  unsere  Industrie  bisher  geleistet  hat, 
anzuerkennen ;  gehindert  durch  schädliche  veraltete  Verordnungen,  nicht 
hinreichend  unterstützt  durch  Credit  im  Innern,  wo  ein  freies  Bank- 
system (speciell  in  Preussen)  fehlt,  und  unser  Handel  im  Auslande  vogel- 
frei, —  hat  trotzdem  unser  industrieller  Mittelstand  sich  gehoben,  und 
unsere  Gesammtindustrie ,  einzig  und  allein  getragen  durch  den  Fleiss 
und  durch  die  Intelligenz^  steht  solid  und  fest  dem  Auslande  ge- 
genüber. 

Am  wenigsten  aber  haben  unsere  deutschen  Capitalisten  es  ver- 
standen, dort,  wo  billiges  Holz  oder  wo  Sfein,  Marmor  oder  Schiefer 
vorhanden,  den  niedrigen  Lohn  benutzend,  grosse  nutzbringende  Industrie- 
zweige zu  fördern.  Im  Thüringerwald  leben  fleissige,  intelligente  und 
bescheidene  Arbeiter.  Die  Spielwaaren,  Glasperlen  und  Porzellanfiguren, 
welche  dort  gefertigt  werden,  sind  gute  Exportartikel,  die  Perlen  sind 
aber  der  Mode  unterworfen  und  öfters,  wie  dies  seit  zwei  Jahren  der 
Fall,  kaum  absetzbar.  Hier  wäre  Raum  genug  für  Unternehmer;  neben 
der  Verbesserung  der  Porzellanmanufactur  in  Thüringen  könnten  Glas- 
fabriken, die  Erzeugung  von  Böttcherwaaren,  von  Möbeln  aller  Art,  von 
Stutzuhren,  wozu  die  Werke  zuerst  aus  Frankreich  geholt  werden, 
mit  Nutzen  betrieben  werden.  Die  Holzspielwaaren  -  Arbeiter  soll- 
ten der  Kunstdrechslerei  und  feineren  Tischlerarbeit  mehr  zugeführt 
werden.  Unsere  Gebirgsgegenden,  wie  der  Thüringerwald,  das  Riesen- 
gebirge, das  Erzgebirge,  der  Harz,  der  Schwarzwald,  müssten  bei  kräf- 
tiger Unterstützung  von  Seiten  der  Gemeinden  durch  Förderung  von 
Associationen  und  durch  neu  zuziehende  Capitalisten  schnell  an  Wohl- 
stand zunehmen. 

Wir  haben  zwei  Classen  von  Industrieen,  die  ich  als  die  centralisirte 
und  individualisirte  bezeichne.  Die  erstere,  wie  die  Baumwollspinnerei, 
der  Hüttenbetrieb,  der  Eisenbahntransport,  bedarf  des  grossen  Capitals, 
welches  von  Actionairen  leicht  zusammengebracht  wird;  schwieriger 
ist  es  für  die  zweite  Gattung,  die  nöthigen  Mittel  oder  den  Credit  zu 
beschaffen. 

Bei  der  individualisirten  Industrie  hat  jeder  einzelne  Arbeiter  die 
Aussicht  ^  sich  selbstständig  zu  machen ,  und  Städte  wie  Birmingham, 
wo  neben  der  concentrii-ten  grossen  Fabrikindustrie  viele  tausend  kleine 
Meister  bereits  emporgekommen  sind  und  jetzt  noch  jährlich  aus  den 
Werkstätten  neu  sich  etabliren  und  die  tausenderlei  Dinge  fertigen, 
die    wir  als  birminghamer    (zum  Theil  wie  in  Deutschland  die  nüm- 
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berger  Kurz-  und  Galanteriewaaren)  keunen,  geben  den  besten  Beweis 
für  ihre  Bedeutung. 

Diese  mannigfaltige,  die  Selbstständigkeit  des  Einzelnen  fördernde 
individualisirte  Industrie  ist  es,  welche  wir  in  Deutschland  pflegen  sollen ; 
wir  würden  freilich  weniger  „Gotton  Lords",  aber  mehr  wohlhabenden 
Mittelstand  unter  unseren  Industriellen  erzeugen;  auf  den  Arbeitern 
dieser  Industriezweige  lastet  nicht  der  Fluch  des  „Mttssens'^  sondern 
der  Segen  des  freien  „WoUens".  Der  in  der  Fabrikcaseme  beschäf- 
tigte Arbeiter  lässt  beim  Eintritt  wie  in  Dante's  Hölle  die  Hoflhung 
zurück,  er  hat  beim  besten  Lohne  niemals  Aussicht,  ein  selbstständiger 
Eigenthflmer,  Meister,  Fabrikant,  man  nenne  es  wie  man  will,  werden 
zu  können.  Mit  dem  Bankerott  der  grossen  Spinnerei  oder  mit  dem 
Abbrennen  derselben  sind  gleich  so  viele  Hunderte  für  längere  Zeit 
brotlos.  Anders  ist  es  bei  der  individualisirten  Industrie ;  hier  kann  der 
Arbeiter  schon  mit  massigen  Ersparnissen  mit  Hülfe  der  Genossenschaft 
oder  Greditvereine  selbstständig  arbeiten ,  und  die  Regierungen  haben 
die  Pflicht,  der  freien  Entwickelung  dieser  Verhältnisse  nicht  nur  keine 
Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen,  sondern  die  noch  bestehejjden  weg- 
zuräumen. 

Wer  leugnet,  dass  in  Folge  unserer  Zunft-  und  Conscriptionsgesetze 
T^usende  guter  deutscher  Arbeiter  in  Paris  und  London  den  Wohlstand 
der  Franzosen  und  Engländer  mehren  helfen,  anstatt  den  ihres  eigenen 
Vaterlandes?  Es  ist  bekannt,  dass  die  besten  deutschen  Schreiner  in 
Paris,  die  in  London  bestbezahlten  Mechaniker,  Goldarbeiter  u.  a.  m. 
die  deutschen  sind.  Aber  mehr  noch  als  Alles  hindert  unser  Zolltarif 
das  Aufblühen  der  individualisirten  Industrie :  indem  er  grosse  Capital- 
massen  der  centralisii*ten  künstlich  zuführt,  entzieht  er  Capital-  und  Ar- 
beitskräfte der  wirklich  nationalen  naturgemässen,  scheinbar  kleinen, 
aber  in  Wirklichkeit  mannigfaltigen  •  und  weithin  ausbreitungslähigcn 
individualisirten. 

Der  Zolltarif  hindert  oder  vertheuert  die  Einfuhr  der  Werkzeuge,  Ma- 
schinen und  Halbfabrikate,  welche  die  Industrie  bedarf;  man  nehme  irgend- 
welche dem  Galanterie-  oder  Kurzwaaren-Geschäft  oder  der  Kunstweberei 
gehörende  Gegenstände  zur  Hand  und  unter  zehn  sind  neun,  deren  Zu- 
standekommen ohne  Hülfe  fremder  Instrumente  oder  „Zuthaten"  gar 
nicht  möglich  war.  Der  Kunstweber  braucht  zum  Shwal  englisches  oder 
französisches  Garn,  der  Papparbeiter  will  pariser  Gelatinbilder  oder  ver- 
goldete Beschläge  zu  seinen  Kästchen,  d^r  Drucker  und  Färber  bedarf 
der  Soda  und  mancherlei  ausländischer  Farbestoffe  und  Chemikalien, 
der  Blechner  muss ,  anstatt  des  billigen  englischen ,  theueres  heimisches 
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Eisenbledi  verarbeiten,  kurz,  überall  finden  wir,  dajss  unser  jetziger  Zoll- 
tarif, welcher  angeblich  Alles  beschützen  soll,  in  Wirklichkeit  nur  ein- 
zelne Actienspinnereien  und  ähnliche  monopolisirte  Unternehmungen  för- 
dert^ dagegen  der  individualisirten  Industrie  unendlich  schadet. 

Ist  diese  Landplage,  der  jetzige  Zolltarif,  mit  seinem  principlosen 
SchützzoUprincip  erst  reformirt,  dann  werden  frische  Kräfte  der  deutschen 
Industrie  zufliessen,  wie  seit  der  Reform  der  englischen  und  französischen 
Zolltarife  in  beiden  Ländern  eine  neue  Industrieperiode  eingetreten  ist. 

Wenn  ich  zu  Anfang  dieses  Berichtes  die  Gründe  wegen  der  Rück- 
schritte der  französischen  Luxusindustrie  nicht  anführte,  so  glaube  ich 
berechtigt  zu  sein,  einen  Theil  des  dort  Unterlassenen  hier  nachzuholen. 
Die  Luxusindustrie  Frankreichs  leidet  durch  die  überspannten  zehn- 
jährigen Anforderungen  einer  übersättigten,  blasirtenParvenu-Gesellschaft. 
Der  Hof  gab  das  Beispiel  und  Alles,  was  mit  ihm  zusammenhängt,  die 
officielle  und  niditofficielle  durch  den  Hof  reich  gewordene  Classe  folgte 
diesem  Beispiele  einer  in  den  Annalen  Frankreichs  nicht  seltenen  Ver- 
schwendung. Die  Ansprüche,  welche  dieser  masslose  Luxus  an  die 
Industrie  ^machte,  forderte  zu  immerwährendem  Wechsel  heraus,  bis 
selbst  die  Erfindungsgabe  des  geistreichen  Frankreichs  erschöpft  wurde 
und  an  die  Stelle  des  feinen  Geschmackes  wiederum  wie  zur  Zeit  der 
Herrschaft  der  Pompadour  der  Reifrockstyl  sich  breit  macht. 

Dieser  barocke  Reifrockstyl  ist  es,  der  jetzt  die  französische  Luxus- 
industrie gehemmt  hat,  eine  Industrie,  die  ihre  höchsten  Triumphe  zur 
Zeit  Louis  Philipp's  feierte,  wovon  die  Beweise  so  glänzend  im  Krystall- 
pallaste  der  ersten  Industrie  -  Ausstellung  von  1851  von  der  ganzen 
Welt  anerkannt  wurden. 

Aber,  wie  schon  erwähnt,  auch  in  Frankreich  hat  jetzt  eine  neue 
Industrieperiode  begonnen;  in  der  gestiegenen  Einfuhr  von  englischen 
Kohlen,  Eisen,  Maschinen,  Kurzwaaren  aus  Birmingham  und  Sheffield, 
Thonwaaren  aus  Staffordshire,  kurz,  durch  den  Mehrverbrauch  von  nütz- 
lichen grossen  Consumtionsproducten  wird  die  neue  Zeit  eingeweiht.  In 
wenigen  Jahren  wird  der  Einfluss  dieser  Mehreinfuhr  ganz  so,  wie  es 
in  England  geschehen,  auch  in  Frankreich  sichtbar  sein :  die  Gonsumenten, 
erst  an  die  billigeren  und  besseren  Waaren  gewöhnt,  werden  für  die 
heimischen  Pi-oducenten  neue  Kunden,  für  die  zu  arbeiten  und  sich  zu 
mühen  es  lohnt,  und  so  fordert  der  neugeschaffene  Absatz  fremder 
Waaren  die  inländische  Industrie  zu  neuer  Anstrengung  auf  und  hilft 
mehr  Industrieen  schaffen,  als  der  frühere  Zollschutz  es  that 

Nicht  nur  der  Absatz  unserer  Erzeugnisse  nach  Frankreich  leidet 
durch  den  Aufschub  des  Handelsvertrages,  sondern  die  eigene  Entwicke- 
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long  der  zollverdnsländischeii  Industrie  wird  auf  schmähliche,  fast  bru- 
dermörderische  .Weise  auf  Jahre  hinaus  gehemmt ;  dann  müssen  wir  bei 
dem  jetzigen  hohen  Werthe  der  Z^eit  später  schwere  Opfer  bringen, 
um  nur  halbwegs  die  inzwischen  fortgeschrittene  ausländische  Industrie 
wieder  einzuholen. 

Man  scheint  in  den  betreffenden  Kreisen  vor  lauter  hoher  Staats- 
politik ^inen  wichtigen  Gesichtspunct,  nämlich  den  Zustand  Amerika's, 
total  übersehen  zu  haben.  Noch  ist  keine  Aussicht,  dass  der  Krieg  in 
Amerika  bald  beendet  wird,  und  wenn  dies  der  Fall  ist,  so  ist  bei  der 
Zerrüttung  der  dortigen  Verhältnisse  und  bei  dem  jetzigen  Tarif  der 
Vereinigten  Staaten  eine  Wiederkehr  des  früheren  Absatzes  europäischer 
Industrie-Erzeugnisse  in  dem  Grade  wie  früher  nicht  zu  erwarten.  Die- 
sen verlornen  Markt  zu  ersetzen,  giebt  es  einMittel  und 
dies  ist — Eröffnung  des  centraleuropäischen  Marktes. 
Sind  England,  Frankreich,  Deutschland,  Belgien  un^  die  Schweiz  handels- 
politiseh  geeinigt,  so  müssen  Oesterreich  und  Hussland  bald  folgen,  sonst 
wird  an  deren  Gränzen  sich  das  alte  Schmuggelsystem  ausbilde  abge- 
sehen davon,  dass  beide  Staaten  durch  die  steigende  Zolleinnahme  der 
Nachbarn,  die  bei  niedrigen  Zöllen  bei  uns  wie  überall  bisher  eintreten 
wird,  schon  zu  der  Einsicht  gelangen  werden,  dass  die  finanziellen  Ver- 
hältnisse der  österreichischen  und  russischen  Reiche  nicht  lange  der 
unersättlichen  Habgier  eines  modernen  Fabrikantenthums  preisgegeben 
werden  kann. 

Den  Widersachern  der  zollvereinsländischen  Tarifreform  und  den 
Gegnern  des  Handelsvertrages  gegenüber  giebt  es  eine  Stellung,  von 
der  aus  sie  uns  nicht  verdrängen  können,  und  diese  ist  eben  die  deutsche 
Industrie;  sie  ist  unsere  Burg,  unsere  Citadelle;  was  die  Gegner  für 
schwach  und  schutzbedürftig  erklären,  das  beweisen  wir  als  stark  und 
kräftig.  Die  wahre  deutsche  Industrie,  die  uralte  und  die  jüngste,  die 
nicht  sporadisch  entstandene  oder  wie  eine  Treibhauspflanze  künstlich 
erzogene,  senden  die  kräftige ,  naturwüchsige  Industrie  bedarf  nur  der 
Freiheit,  das  Uebrige  überlasse  man  dem  Fleisse,  der  Intelligenz  und 
der  Emsicht  des  arbeitenden  Volkes. 


vir. 

Die  nationalökonomischen  Grundsätze  der 
canonistischen  Lehre. 


Dr^    W,   EndemaDn. 

(Fgrläot/uug.) 

§.  5.     Nähere  Darstellung  der  Folgen  1^  einzebie  Gesch&fte. 

Das  im  vorigen  Paragraphen  Gesagte  lässt  sich  nicht  besser  be- 
wahrheiten, als  dadurch,  dass  wir  die  Folgen  des  aus  der  Unentgeltlich- 
keit des  Darlehns  gezogeneu  Princips  zunächst  an  der  wichtigsten  Rechts- 
forin  desVerkehrs,  und  zwar  vor  Allem  an  dem  Kaufgeschäft,  etwas 
näher  untersuclieu.  Ea  kann  nicht  im  Plane  liegen,  das  ganze  'N'cr- 
tragssyetem  des  conontschen  Rechtes,  welches  den  Einfluss  der  Wucher- 
ausichten  noch  an  vielen  andern  Stellen  erfahren  miisste,  vollständig 
durchzunehmen.  Aber  zu  einer  ausführlicheren  Betrachtung  des  Kauf- 
geschäftes fordert  einmal  schon  der  Umstand  auf,  dass  sich  mehrere 
Gesetze  des  Corpus  juris  ansdrücklicli  mit  dieser  Vertragsart  beschäfti- 
gen, sodann  aber  auch  die  Erwägung,  dass  gerade  aus  der  Bedeutung 
des  Wucherverbütes ,  welche  an  der  wichtigsten  Verkehrsform  erkannt 
wird,  zugleich  seine  grosse  Bedeutung  für  den  gesainniten  "N'erkehr  sicJi 
klar  stellen  muss""). 

Dass  der  Kauf  oder  Verkauf  leicht  wucherisch  werden  kann,  wurde 
gelegentlich  sclion  durch  eine  allgemeine  Bemerkung  angedeutet'"*»}. 
Daran  ist  hier  anzuknü[ifen. 

104)  Ich  citire  im  Folgenden  iiftuptsndilicli  spätere  Sc.lirit't stelle r,  bei  denen  doeh 
veuigsteas  eine  Art  ron  fiuBscrer  Systematik  herrecht.  Die  meisten  Pimcte  finden  sieh 
aber,  nur  karzer  und  weniger  geordnet,  &ucb  schon  in  denTroct.  de  UEuris  lies  Lau- 
rentiu3  de  Endolphis,  AmbroBina  de  Vljnate,  Guido  Papa,  Guiliel. 
lüus  Bont  und  Y.Anlouii,  arcliiep.  Florent.,  Bümmtlich  abgedrueki  in  derSftnim- 
lußg:  TraetatuB  doctonm  juris.  Lugd.  1535.  Vol.  V. 

IM«)  8.  §.  i  Not.  101. 
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Wie  mag  das  Kaufgeschäft  wucheriscli  werden?  Oliue  dass  an 
die  Absicht,  unter  dem  Namen  dos  Kaufes  geradezu  Wucher  vei-schleiem 
zu  wollen,  gedacht  zu  werdeu  braucht,  durch  entgeltliche  Creditleistung. 
Verkauft  Jemand  Waaren  daruin,  weil  er  den  Kaufpreis  einige  Zeit  cre- 
ditiren  soll ,  um  theuereren  Preis ,  so  thut  er  ganz  dasselbe ,  was  der 
Darleiher  thut,  indem  er  sich  einen  Zins  stipuhrt.  Er  lässt  sich,  indem 
er  mehr  nimmt,  als  er  genommen  haben  würde,  wenn  sofort  baar  be- 
zahlt worden  wiii'e,  die  Entbehrung  des  Kaufpreises  oder  den  gewährten 
Credit  vergüten.  Die  Unzuiiissigkeit  des  Darlehiiszinses  bedingt  noth- 
wendig,  dass  auch  die  Steigerung  des  Preises  um  des  Aufschubs  der 
Zahlung  willen  hei  dem  Kaut  unzulässig  ei-scheincn  niuss.  Unstreitig 
ist  eine  solche  Steigerung  Wiiclier. 

Dies  sprach  in  der  That  das  canonisclie  Recht,  mit  vollkommener 
Folgerichtigkeit,  aus"**).  Alle  Bedenken  und  Zweifel,  welche  etwa 
hiergegen  aus  dem  römischen  Recht  sich  ergeben  mochten,  mussten 
durch  den  Hinweis  auf  das  klare  Princip  niedergeschlagen  werden  ""'). 

Gleiches  galt  für  den  umgekehrten  Fall,  dass  der  Käufer  um  emen 
Preis,  welcher  dem  Zeitpunct  des  Handelsabschlusses  entsprach,  Waaren 
auf  Lieferung,  mit  Consignation  auf  eine  Zeit  kaufte,  wo  sie  mehr 
werth  sind"").  Wie  die  Creditbewilligung  des  Preises,  so  mnsste  auch 
die  Anticipation  der  Kaufpreiszahhing  oder ,  wenn  man  will ,  das  Cre- 
ditiren  der  Waarenlieferung,  ohne  Einfluss  auf  das  Preismass  bleiben  ""'). 
Billiger  oder  theuerer  mit  Rücksicht  auf  die  Zeit  der  Zahlung  kaufen, 
war  Wucher  1»*). 


105)  So  in  dem  berOhmten  c,6  X.  h.  t.  5,  19.  Damit  stimmen  c.  10.  19  X.  h.  t., 
c.  5  X.  de  emt,  5,  17  im  WeBentlichen  übercin.  Die  eratereStdle  sagt:  In  dvitate 
tua  saepc  dicis  coatiiiger(^ ,  quad  com  quidam  piper,  seu  cinaaniomiim ,  bcu  alias 
merces  comparanl,  quae  lunc  ultra  quinque  libras  nnn  valent,  et  promitlimt  se  illis, 
a  quibus  morces  illas  accipiunt,  sex  libras  statiito  tennioo  BoluturoB.  Licet  antem 
contracius  hnjusmodi  ex  tali  forma  non  posse  censeri  nominn  iisuranim,  nilutamijjus 
tarnen  venditores  peccatura  iDcumint,  nisi  dubium  Sit  mrrces  illaa  plus  minnsve 
solutionis  tempore  valituras  et  ideo  cives  tui  saluti  snae  bene  consulerent,  si  a  tali 
contractu  cessareot,  qimm  cogitalioneshominnm  omnipotcnli  Dco  npqtieunt  occultari. 
S.  aber  die  Stellung  dieses  Erlasses  in  der  chronol.  Folge  §.  2  Note  H, 

106}  S.  Thom.ir,  2  qu.  78  art.  2.  Abb.  in  c.  6  X,  cit.  GonzaL  in  h.  l.nr.2.3. 
aber  die  ratio nes  dubitandi, 

107)  HoBliens.  in  Bumra.  X.  de  usur.  Scacc.  §.  1  qu.  7.  par.  1,  nr.  31.  Rajih. 
de  Turr.  disp.  I  qu.  13  nr.  2B.^  Eine  bei  vielen  Schriftstellern  hervorgehobene  ani- 
male  Krscheinung  war  der  Kauf  der  spanischen  Wolle.  Cf.  bs.  Lad.  Molin.  de 
juHt  et  jur.  tora.  n  disp.  359—360. 

106)  Bot  de  just  et  jur.  VI  qiL  1  art  L 

109)  Die  Zeit  Icorntte  und  sollte  nicht  verhandelt  werden.    S.  oben  g.  3  Not  69. 
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Nur  dann,  wenn  der  Verkäufer  eigentlich  gar  nicht  zur  Zeit  des 
Vertrags,  sondern  zur  Zeit,  wo  der  EauQ[)reis  zu  zaUen  war,  hatte 
verkaufen  wollen,  machte  man  eine  durch  künstliche  Unterscheidung 
gewonnene  und  schwer  zu  erweisende  Ausnahme.  In  solchem  Fall  näm- 
lich schien  die  wucherische  Absicht,  auf  die  Alles  ankam  ^^%  zu  feUen. 
Es  erhellt  leicht,  in  welch'  schwierige  Distinctionen  die  Scholastik  durch 
dieses  Criterium,  ob  der  Verkäufer  eigentlich  Willens  war,  zur  Zeit 
des  Vertragsschlusses  oder  zur  Zeit  der  Preiszahlung  zu  verkaufen, 
verwickelt  wurde*"). 

Femer  war  gegen  d^jenigen  Kauf  auf  Credit  Nichts  einzuwenden, 
bei  dem  es  ganz  ungewiss  war,  ob  die  Waaren  zur  Zeit  des  Handels, 
der  Zahlung  oder  Lieferung  theuerer  sein  werden  oder  billiger.  In 
solchem  Fall  liess  sich  nicht  unterscheiden,  ob  ein  Wuchergewinn  wirk- 
lich vorli^e,  und  eine  wucherische  Absicht  nicht  unterstellen,  oder  doch 
nicht  erweisen"*). 

Was  war  aber  überhaupt  billiger  oder  theuerer  kaufen?  Diese  Be- 
griffe, von  denen  Alles  abhing,  liessen  sich  nur  bestimmen,  wenn  ein 
fester  Massstab  existirte.  Einen  solchen  festen  Massstab  musste  man 
erheischen ;  dahin  führte  nothwendig  die  Lehre  von  der  Verwerflichkeit 
des  Zinses  und  jeder  zinsartigen  Vergütung.  Wirklich  eignete  sich  die 
canonische  Doctrin  die  Pflicht  zu,  den  Massstab  eines  objectiven  Preis- 
masses  allerwege  aufrecht  zu  erhalten.  Wir  werden  diese  Lehre  v(m 
dem  wahren  oder  gerechten  Preis,  während  an  dieser  Stelle  nur  ihr 
Zusammenhang  mit  dem  Zinsverbot  anzudeuten  war,  unten  näher  be- 
trachten müssen"'). 

So  einfach  aber  an  und  für  sich  der  Satz,  dass  bei  Bestimmung 
des  Preises  die  Zeit  der  Zahlung  oder  des  Empfangs  der  Gegenleistung 
ganz  ausser  Anschlag  bleiben  soll,  klingen  mochte,  so  schwierig  war 


Daher  war  es  denn  auch  nicht  möglich,  eine  noch  nicht  fallige  Schuld  billiger  dem 
Gläubiger  abzukaufen,  als  zum  Nominadwerth.  Wenn  Einige  dies  doch  aus  c.  2  X. 
dealienjud.  niat  causa.  1,  42  folgern  wollten,  so  duldete  die  strengere  Ansicht  dies 
nur,  wenn  ratione  expensarum  s.  laboris  für  den  Käufer  ein  Erlass  am  Preise  ge- 
rechtfertigt erschien.  Abb.  in  c.  2  cit  Scacc.  §.  1  qu.  1  nr.  480.  S.  jedoch  §.  9 
Not  402. 

110)  S.  oben  §.  4  Not  92. 

111)  Gloss.  in  c.  6  X.  h.  t  verb.  venditor,  und  in  c49  19  X.h.t  CovarruT.  II 
c  3  nr.  6. 

112)  Gonzal.  in  c.  6  X.  h.  t  nr.  5.    Covarruy.  1  c.    Die  incertitudo  pretii 
schliesst  den  Wucherrerdacht  aus. 

113)  S.  §.  9. 
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seine  DorchfOhrung.  Es  leuchtet  ein,  dass  mit  dem  einen  Satze  das 
Kaufgeschäft  auf  Credit  und  das  Kaufgeschäft  auf  Lieferung  eigentlich 
ganz  und  gar  vernichtet  wurde.  In  Wirklichkeit  gab  es ,  wenn  jener 
Satz  vollkommefa  praktisch  wurde,  nur  noch  präsenten  Umtausch  yon 
Geld  und  Waare.  Der  Aufschub  der  Lieferung  oder  der  Preiszahlung 
war  alsdann  reine  GefaUigkeit,  ein  Liebesdienst,  ohne  Anspruch  auf 
Berücksichtigung  in  dem  Preismasse ,  kein  Credit  im  Rechtssinne  mehr. 
Allein  konnte  jemals  der  natürliche  Instinct  sich  durch  alle  Gesetze 
der  Kirche  davon  überzeugt  fühlen  ^^*),  dass  der  Credit  keine  Preis- 
differenz herbeiführen  dürfe?  Wie  hätte  namentlich  der  bedeutende 
italienische  Handelsverkehr  sich  bei  jener  Consequenz  wahrhaft  beruhigen 
können?    Dies  ist  undenkbar. 

Selbst  streng  canonische  Juristen  mussten  daher  eine  Reihe  von  Aus- 
nahmen zulassen  ^^^),  in  denen,  da  nun  einmal  Creditgeschäfte  doch  nicht 
zu  vermeiden  waren,  der  vom  Creditgeber  übernommenen  Gefahr,  dem 
ihm  aus  der  Entbehrung  der  creditirten  Werthe  erwachs^den  Schaden, 
den  Werthschwankungen  der  Zwischenzeit  bis  zur  Erfüllung  der  con- 
trahirten  Verbindlichkeit,  den  Conjuncturen  des  Angebots  und  der  Nach- 
frage u.  s.  w.  Rechnung  getragen  wurde  "*  ■).  Die  Rechtjjertigung  solcher 
Ausnahmen  dem  stracken  Verbote  des  Wuchers  gegenüber  war  freilich 
oft  höchst  J[)edenklich,  und  meistens  nur  unter  bedeutenden  Vorbehalten 
und  Einschränkungen  möglich  ^^•).  Daher  entstand  eine  juristische  Lehre 
von  der  Vergütung  der  Gefahr,  vom  Ersatz  des  entgehenden  Gewinnes 
und  des  offenbaren  Schadens  u.  dgl.,  welche  den  künstlichsten  und  ge- 
zwungensten Anstrich  annahm,  weil  man  immerhin  mit  dem  in  dem 
Zinsverbot  ausgeprägten  Princip   in  Uebereinstimmung  bleiben  wollte 


114)  Spätere  SchriftsteUer  fühlen  das  Unüberzeugende  recht  wohl,  s.  z.  B.  Gon- 
zal.  in  c.  6  X.  h.  t.  nr.  2;  allein  sie  müssen  einmal,  als  Canonisten,  über  diesen 
Zweifel  hinwegkommen,  und  dazu  dient  bereitwfllig  die  scholastische  Unterschei- 
dungsknnst 

115)  So  zählt  z.B.  Abb.  in  c.  6  X.  cit.  eine  ganze  Menge  von  FäUen  auf,  in 
denen  es  mindestens  als  zweifelhaft  erscheint,  ob  nicht  der  Creditgeber  eine  Ver- 
gütung als  Schadloshaltung  ansprechen  darf.  Er  sagt  geradezu,  dass  es  viele  ca- 
sus gebe,  in  denen  der  Creditgeber  sonst  amitteret  in  contractu. 

115a)  BalduB  versuchte . die  hier  dargestellten  Grundsätze  auf  die  Kaufge- 
schäfte, welche  fungible  Sachen  betreffen,  zu  beschränke;  allein  es  wurde  ihm  ge- 
zeigt, dass  innerlich  kein  Unterschied  bei  andern  Sachen  sein  könne.  Laurent, 
de  Rudolph,  repet  ad  cX.  consuluit  (in dem Tractatus  doctorum  juris.  Lugd.  1535 
tom.  y  abgedrucld;)  p.  128  nr.  10.  11. 

116)  Ein  sehr  reiches  Material  f&r  die  juristische  BenutEung  bieten  die  Unter- 
suchungen von  L.  Molin.  de  just  et  jur.  tract  EL  disp.  350  sqq. 
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und  doch  sieh  überall  zu  Bechtssätzen  hhigedräigt  fühlte,  welche 
eigentlich  nur  ein  Widerspruch  gegen  jenes  Princip  waren. 

Am  allerwenigsten,  das  ergiebt  sich  von  seltet,  war  mit  dem  Grund- 
satz von  der  Unfruchtbarkeit  des  Geldes  im  eigentlichen  Geld-  und 
Wechselverkehr  auszukommen.  Wie  wollte  man,  ohne  das  Princip  anzu- 
tasten, begi*ünden,  dass  der  Wechsel ^'^^),  je  später  er  fallig,  desto 
billiger  bezahlt  wird,  und  umgekehrt?  Und  doch  musste  man  sich  mit 
den  thatsächlichen  Erscheinungen  des  Verkehrs  abfinden  ^^^);  man  konnte 
die  offenbaren  Verletzungen  des  Wucherdogma's  in  den  Vorkonunnisseu 
des  Lebens  bei  aller  Macht  der  canonischen  Gesetze  nicht  unterdrücken. 
Aber  lieber  wurden  die  verwickeltsten  Deductionen  unternommen,  als 
irgend  ein  Zweifel  an  der  Richtigkeit  des  Hauptsatzes,  welcher  zu  ihnen 
nöthigte,  für  berechtigt  erachtet. 

Ebenso  bunt,  wie  die  Lehre  vom  Kaufvertrag  und  ähnlichen  Ge- 
schäften, gestaltete  sich  aber  sogs^  die  Lehre  vom  Dar  lehn  selbst. 
Durch  mancherlei  Ausnahmen,  welche  der  Verkehr  der  strengen  juristi- 
schen Consequenz  abrang,  erweist  sich  vielfach  der  Einfluss  der  Wucher- 
gesetze nach  Theorie  und  Praxis  beschränkter ,  als  man  obenhin  zu 
glauben  pflegt.  ^  Keineswegs  jedes  Darlehen  blieb  ohne  allen  Nutzen 
für  den  Darleiber. 

Das  Princip,  wonach  Geld  nicht  Geld  h^rorbringen ,  gleichsam 
gebären  kann ,  bezog  sich  eigentlich  nur  auf  das ,  was  man  ruhendes 
Geld  oder  pecunia  per  se  nannte.  So  wenig  das  Geld  im  Kasten 
des  Verleihers  ruhend  diesem  Früchte  getragen  hätte,  eben  so  wenig 
sollte  und  konnte  es  demselben,  nachdem  es  in  den  Besitz  des  Erborgers 
übergegangen  war,  Früchte  bringen^*®).  Denn  diese  beiden  Falle  hielt 
man  für  durchaus  gleich.  Das  schloss  aber  nicht  aus,  dass  das  Geld 
in  Verbindung  mit  menschlicher  Arbeit  Lohn,  Früchte  in  Geld  erzeugen 
mochte ^^^).  Das  heisst  also:  die  Arbeit  kann  das  an  sich  sterile  Geld 
befruchten.    Nicht  etwa,  dass  das  Geld,  als  Capital  betrachtet,   für 


116  a)  oder  nach  der  theoretischen  Vorstellung  der  in  dem  Wechsel  enthaltene 
scutos  marcharum;  das  fingirte  Geld,  welches  den  Wechsel  darstellt  S.  unten  §.  6, 
Not  191. 

117)  Vgl.  darüber  Raph.  de  Tnrr.  tract  de  camb.  bes.  in  disp.  1  qo.  13 
nr.  31  sqq. 

118)  Aus  den  oben  §.  3  Not  55  ff.  dargestellten  GrOnden. 

119)  Nach  der  Bibel;  Matth.25,  14  ff.—  Scacc.  tract  de  commerc.  §.1  qu.7 
par.  1  nr.  69  z.  B.  begrOndet  diesen  Satz:  pecunia  juncta  cum  hominis  operatione 
pecuniam  parare  potest  ausführlich.  Die  Darstellung  dieses  Schriftstellers,  welche 
ihrem  Gegenstande  nach,  indem  sie  das  Yerkehrsrecht  enthält,  für  unseren  Zweck 
besonders  wichtig  wird,  moss  hier  öfter  benutzt  werden. 
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sich  arbeiten,  produciren  und^als  Factor  der  Production  einen  Ge- 
brauchswerth  haben  könnte;  auch  war  hiermit  mcht  gemeint,  dass 
das  Geld  darum,  weil  es  dem  Erborger  in  Verbindung  mit  seiner  Arbeit 
Nutzen  bringt,  fttr  diesen  letztem  einen  Gebrauchswerth  habe  und 
folglich  eine  Vergütung  des  Darleihers  bedinge.  Vielmehr  war  darunter 
verstanden,  dass,  wenn  mit  dem  Hingeben  des  Darlehns  eine  Arbeit  des 
Darleihers  verbunden  oder  in  der  Darlehnsvorstreckung  eine  wirkliche 
Arbeit  des  Darleihers  begriffen  war,  derselbe  nun  wegen  dieser  seiner 
Arbeit  eine  Vergütung  ausbedingen  dürfe.  Insofern  findet  also  das 
Geld  in  der  Vereinigung  mit  der  Arbeit  die  Bedingung,  frucht- 
bringend zu  werden ,  gerade ,  wie  nach  einem  häufig  von  den  Gano- 
nisten  benutzten  Vergleich  das  Getreide  durch  die  Arbeit  im  Ackerfeld 
fruchttragend  wird. 

Mit  diesem  Satz,  den  man  glücklicherweise  rechtfertigen  zu  können 
glaubte,  wussten  wenigstens  spätere  Schriftsteller  innerhalb  der  canoni- 
schen Doctrin  einer  Reihe  täglicher  Vorkommnisse  einigermassen  Erklärung 
und  Approbation  zu  verschaffen.  Einmal  war  darunter  verstanden,  dass 
die  Aufwendung  wirklicher  Arbeit  nicht  unvergütet  bleiben  soUte. 
Daher  durften  denn  die  Wechsler,  welche  sonst  nach  dem  Begriffe  des 
Geldes  für  dessen,  bloses  Umwechsehi  keine  Vergütung  hätten  bean- 
spruchen dürfen  ^^%  doch  eine  Provision  nehmen,  weil  sie  Kosten  und 
Arbeit  aufwendeten,  um  immer  Geld  parat  zu  haben,  weil  sie  bezahlte 
Leute  dafür  halten  mussten  und  dgl.  mehr^'')-  Hier  erwies  sich  denn 
namentlich  der  Transport,  die  Ausgleichung  von  Orts  Verschiedenheiten, 
die  recht  eigentlich  für  Arbeit  galt,  insofern  wichtig,  als  er  stets  eine 
zureichende  Ursache  der  Vergütung  bildete.  Mit  Bücksicht  auf  den 
Ort  der  Lieferung  konnte  in  diesem  Sinne  ^**)  der  Preis  des  Kaufge- 
schäfts gesteigert,  auch  selbst  bei  dem  Darlehn  ein  Lohn  gefordert 
werden.  Die  Berücksichtigung  des  Lieferungs-  oder  Zahlungsortes 
erschien  eben  so  natürlich ,  wie  die  Berücksichtigung  der  Lieferungs- 
oder Zahlungszeit  unnatürlich.  Ja,  die  Vergütung  um  der  Differenz  des 
Lieferungsortes  willen  war  so  begründet,  dass  man  in  echt  canonistischer 
Weise  nicht  selten  die  Fiction  eines  Transportes  benutzte,  um  dem 
im  Geldverkehr  unvermeidlich  eingebürgerten  Gewinn  eine  leidliche 
Grundlage  zu  geben.    So  wird  beispielsweise  der  Profit  des  Wechsel- 


120)  S.  unten  §.  8  Not  363.  Propter  laborem  numerandi  Hostiens.  in  somm 
tit  de  usur.  nr.  82.  L.  Less.  n  c.  20  dub.  4  nr.  28. 

121)  wie  der  durchaus  orthodoxe  Scacc.Lc.nr.  49  ausfahrt 
1122)  Scacc.  L  c  nr.  48.  51. 
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Verkehrs  durch  den  Gedanken  jostifiprt,   dass  der  Wechsel  (fictions- 
weise)  das  Geld  von  einem  zum  andern  Ort  transportirt  ^^')/ 

Sodann  aber  galt  es  auch  sdion  f&r  Arbeit ,  wenn  das  Geld  in 
einen  nutzbringenden  Vertrag  (contractus  frugifenis)  convertirt  wurde  ^**). 
Unter  diesem  Titel  liess  man  eine  ganze  Keihe  von  Geschäften  zu, 
welche  in  Wahrheit  als  AushtU&mittel  gegen  die  unnatürliche  Unter- 
drückung der  Gi^italnutzuDg  entstanden  waren  ^^^).  Die  ursprüngliche 
canonische  Lehre  und  Gesetzgebung  wusste  freilich  von  solchen  Con- 
cessionen  Nichts.  Allein  ;ihren  scheinbar  so  einfach  strengen  Regeln 
über  die  Sündlichkeit  des  Zinses  gegenüber  trat  das  Leben  mit  seinen 
Forderungen  so  mächtig  auf,  dass  am  Ende  sogar  diejenigen  Schrift- 
steller, die  sich  ganz  auf  dem  canonischen  Boden  bewegen  wollten,  in 
eine  Masse  von  Ausnahmen  und  Unterscheidungen  gestürzt  wurden. 
Je  mehr  mit  jedem  Jahrhundert,  ja  mit  jedem  Jahrzehnt  das  gesunde 
Gefühl  der  praktischen  Uebung  an  die  unerträgliche  Regel  anstiess, 
desto  mehr  häuften  sich  die  Schwier^keiten. 

Neben  der  Yei^tung  der  Arbeit  verstand  sich  die  Vergütung 
etwaiger  Aufwendungen  (sumtus  s.  impensae)  von  selbst.  Nie- 
mand braudite  auch  nur  dem  Bedürftigen  mit  eigenem  positivem  Opfer 
auszuhelfen  ^'^).  Dazu  war  vorbehaltlich  aller  Liebespflicht  kein  äusserer 
Zwang.  Mithin  konnte  sogar  der  echte  Darleiher,  wenn  er,  um  das 
Darldm  zu  beschaffen,  seinerseits  Aufwendungen  zu  machen  hatte, 
sich  vollen  Ersatz  ausbedingen  ^^.  An  die  Vergütung  besonderer  Auf- 
wendungen und  Unkosten  schlosssich  weiter  der  Ersatz  aller  posi- 
tiven Beschädigungen,  welche  etwa  der  Darleiher  um  deswillen, 
dass  er  ausgeliehen,  erleiden  mochte. 

Man  nannte  solchen  Schaden  ein  damnum  emergens.  Da  der  Dar- 
leiher gezwungen  wurde,  auf  jeden  Grewinn  des  Dahrldiins  zu  ver- 
zichten, so  war  es  billig,   ihn  auch  vor  nachtheiligen  Folgen  seiner 


123)  transportatio  virtualis  war  der  Kunstaasdruck.  Daher  denn  die  Meisten 
die  diatantia  loci  geradezu  als  ein  wesentliches  Erfordemiss  ftkr  die  Rechtsbestän- 
digkeit  des  Wechsels  ansahen  und  folglich  den  Platzwechsel  für  verboten  hielten. 
Raph.  de  Turr.  disp.  1  qu.  29.  Scacc.  §.  1  qu.  1  nr.  422—428. 

124)  Scacc.  Lc.  nr.69.  Hier  wird  denn  vollends  die  reine  Fictionzur  Hand  ge- 
nommen. 

125)  Davon  unten  §.  6  u.  7. 

126)  S.  Thom.  n,  2  qu.  77  art  1;  auch  qu.  78  art.  2.  Quia  quisque  potest  se 
indemnem  habere,  nee  tenemur  aiteri  snbvenire  cum  notabili  damnoi  nostro. 
Azorin.  P.  m  lib.  Y  c.  4.    L.  Less.  E  c.  20  dub.  10. 

127)  Dieser  Grund  äusserte  namentlich  seine  Wirkung  bei  den  montes  pietatis. 
S.  unten  §.  7  a.  £. 
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woblthätigen  Handlang  zu  schi^teen.  Unter  dem  Schaden  war  jede 
Vermögenseinbasse  verstanden,  welche  nachweisbar  durch  die  Entbeh- 
rung des  hinzugeliehenen  Geldes  yerursacht  wurde  ^^).  Was  von  dem 
Darlehn  galt,  musste  dann  analog  auch  von  der  Bewilligung  einer 
Frist  zur  Zahlung  des  Kaufpreises  und  dgl.  gelten,  wenn  sie  die 
nachweisliche  Ursache  eines  Schadens  wurde  ^'^). 

Wenn  nun  auch  -darüber,  dass  sich  der  Gläubiger  den  Ersatz 
solchen  Schadens  vorbehalten  durfte,  kein  Zweifel  war^'^),  so  forderte 
man  doch  gewisse  Beschränkungen,  z.  B.  die,  dass  der  Schaden  ein 
wahrscheinlicher  sei  und  dgl.  mehr.  Sie  sollten  verhüten ,  dass  nicht 
unter  der  Maske  des  erlaubten  Uebereinkommens  ein  Wuchergewinu 
bezogen  werde.  Unter  allen  Umstanden  blieben  aber  natürlich  der  Fälle 
genug,  in  denen  die  scholastische  Scheidekunst  alle  ihre  Mittel  auf- 
bieten musste,  um  zu  erke^nen,  ob  sich  in  die  Verkehrsgeschäfte 
Wucher  mit  eingemischt  habe  oder  nicht.  Vor  echtem  Schaden  durfte 
man  sich  vertragsmässig  sichern;  sein  Ersatz  konnte  sogar  schon  ohne 
Uebereinkunft  verlangt  werden ^'^).  Aber  was  war  echter  Schaden? 
Jeden£ftll8  waren  femer  die  allergrössten  Bedenken,  ob  dieser  Schadens- 
ersatz von  vom  herein  zu  einem  bestimmten  Anschlag  vertragsmässig 
festgesetzt  werden  könne  ^^').  Da  auf  soldie  Weise  gar  zu  leicht  unter 
dem  Namen  eines  tazirten  Schadensinteresses  thatsächlich  ein  Zins  ver- 
einbart werden  mochte ,  so  .durfte  die  Frage  selbstverständlich  nur 
unter  bedeutenden  Einschränkungen  bejaht  werden  ^'^). 


128)  S.  über  diesen  Begriff,  der  in  der  Rechtstheorie  eine  sehr  grosse  KoUe 
spielt,  Paul  Castrens.  in  L.5  Dig.  de  eo  quod  certo  loco  nr.  8.  Bald,  in  L.  im. 
Cod.  de  sent  quae  pro  eo  nr.  56.  Bald.  cons.  182.  —  Die  folgenden  Fragen  be- 
handelt anch  Ambrosius  de  Yignate  (1460)  de  asoris  (tract  doctorum  juris. 
YoL  V  foL  169  sqq.)  nr.  58  sqq.  Xud..Molin.  L  c.  disp.  3U  sqq. 

129)  PauL  Castr.  in  L.  14  de  act  emt  nr.  8  Alex.  Tartagn.  Y  consil.  121. 
GoTarruv.  HI  c.  4  nr.  6. 

180)  Sot  de  just  et  jur.  VI  qu.  1  art  3.  Navarr.  in  c.  1  C.  14  qu.  8  nr.  14. 
Scacc.  §.  1  qu.  7  par.  2.  ampL  8  nr.  181  —  182.  —  L.  Less.  II  c.  20  dub.  10. 
Azorin.  P.  III  lib.  5  de  usur.  c.  4. 

181)  in  allen  bonae  fidei  actiones.  Scacc.  L  c.  nr.  273.  Nach  canonischer  Idee 
sollten  aber  alle  Rechtsgeschäfte  sich  im  guten  Glauben  halten.  Den  römischen 
Sinn  des  Ausdrucks  verstand  man  nicht  Man  substituirte  ihm  die  ethisch-canonische 
Bedeutung  der  bona  fides. 

182)  Covarruv.  L  c.  nr.  6. 

188)  S.  die  eingänglichen  Untersuchungen  bei  Cyn.  adAutL  adhaecCod.  de  usur. 
4,  82  nr.6.  GonzaL  TelL  in  c.  6  X.  de  usur.  Scacc.  1.  c.  ampl.  8;  sowie  die  auch 
in  diesem Puncte  selbstständige  Kritik  suchenden  Ausführungen  des  CaroL  Moli- 
naeus,  Tract  contract  usurar.  et  redit  nr.  28  sqq. 

11 
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Was  im  Oogensatz  zu  dem  positiven  Schaden  den  Gewinn  betrifift, 
der  dem  Verleiher  etwa  durch  die  Hingabe  seines  Capitals  entgeht,  so 
schien  es  von  vom  herein  unthunlich,  diesen  Verlost  des  Gewinns 
dem  1?ahren  Schaden  gleichzustellen.  Der  Ersatz  des  sog.  lucrum 
cessans  streifte  so  hart  an  Wuchergewinn,  dass  er  unbedingt  höchst 
verdächtig  war.  Wenn  man  dennoch  die  Möglichkeit  eines  Ersatzes 
auch  des  entgehenden  Gewinns  nicht  ganz  abwarf,  so  musste  doch 
die  Verpflichtung  des  Schuldners,  auf  diesen  Titel  hin  eine  Vergütung  zu 
leisten,  in  jedem  einzelnen  Fall  ganz  besonders  scharf  begründet  wer- 
den ^^^).  Vide  Ganonisten  der  früheren  Zeit  waren  entschieden  der 
Meinung,  alles  Uebereinkommen  über  did  Vergütung  des  entgehenden 
Gewinns  sei  durchaus  unzulässig  ^^^).  Die  mildere  Meinung  der  späteren 
schloss  eine  solche  Uebereinkunft  zwar  nicht  ganz  aud,  forderte  aber  doch 
die  vollste  Garantie,  dass  dabei  keine  Wuchergelüste  mitunterliefen  ^'^).  Die 
Vermuthung  des  Wuchers  war  ganz  besonders  dann  am  Platze,  wenn  das 
Interesse  im  Voraus  zu  einem  bestinmiten  Preis  taxirt  wurde.  Bezeich- 
nend ist  es  indessen,  dass  auch  hierin,  während  die  ältere  Lehre  viel 
strenger  dachte  ^'0,  allmählig  die  Beurtheilung  immer  nachgiebiger 
wurde  "^).  Manche  duldeten  den  Pact,  wonach  Ersatz  des  entgangenen 
Gewinns  vorbehalten  wurde,  ohne  Weiteres.  Zumal  bei  Kauf  leuten  war  man 
geneigt,  die  Sache  gelinder  anzusehen,  weil  sie,  wie  man  unterstellte, 
stets  in  der  Lage  seien,  mit  dem  Gelde  Gewinn  zu  machen.  Hier 
schien  mithin  der  entgehende  Gebrauch  "•)  jederzeit  Vergütung  zu 
verdienen.  Hier  duldete  man  sogar  die  feste  B&stimmung  eines 
Interesseanschlags,  obwohl  eben  hier  der  Verdacht  der  Wucherlich- 
keit  noch  viel  entschiedener  zu  hegen  war,  als  bei  der  vertragsmässigen 
Sicherung  wider  das  damnum  emergens  ^^^).  Es  liess  sich  doch  nicht 
gut  den  Betheiligten  verwehren,  auf  solche  Weise  den  sonst  unver- 
meidlichen,   zufolge  der  juristischen  Theorie  ganz  ausserordentlichen 


184)  Scaec.  L  c  nr.  99. 

185)  B.  Thom.  II,  2  qu.  78  art.  2.  Durant  Spec.  jur.  lY,  4  de  usur.  nr.  7. 
J.  Andr.  in  c  ult.  X.  de  usur.    Laurent  de  Rudolph.  1.  c.  p.  132  nr.  6. 

186)  3.  aber  diese  schwierige  Materie  die  Berichte  bei  Menoch.  de  arbitr.  jud. 
II,  119.  8caoe.  L  c.  nr.  181.  Raph.  de  Turr.  I,  18  nr.  33.  Lud.  MoL  L  c. 
disp.  815  XL  A. 

187)  Noch  Dom.  Sot  de  just,  et  jur.  VI  qu.  1  art  3  erid&rt,  dass  imter  den 
Aelteren  keiner  zu  finden  sei,  der  gegentheiliger  Ansicht  wäre. 

188)  S.  Azorin.  L  e.  c.  5.  Less.  L  &  dub.  11.  Covarrur.  TU.  c.  4  und  die 
vielen  Citate  bei  Raph.  de  Turr.  L  c  (Not  136). 

139)  Die  carentia  peoonia.    Less.  L  c.  dub.  14. 

140)  fl.  oben  Not  133. 
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Schwierigkeiten  des  Beweises  über  den  richtigen  Anschlag  zu  be- 
g^nen  ^**). 

Am  interessantesten  jedoch  unter  allen  den  Fällen,  in  welchen 
wenigstens  die  spätere  Theorie  die  Möglichkeit  einer  Vergütung  über 
das  Darlehnscapital  hinaus  anerkannte,  ist  eigentlich  der,  wo  in  ge- 
wisser Weise  eine  Bezahluug  für  das  Risico  stipulirt  wurde.  Jede 
Schuld,  so  argumentirte  die  Doctrin,  konnte  doch  durch  Bürgen  gegen 
die  Gefahr  des  Verlustes  dem  Gläubiger  sicher  gestellt  werden. 
Dem  Bürgen  aber  stand  es  frei,  ftlr  die  Uebemahme  der  Garantie  eine 
Bezahlung  zu  fordern  ***).  Sollte  nun  nicht  auch  der  Darleiher  selbst 
diese  Gefahr  tragen  und  dafür  einen  Preis  verlangen  dürfen? 

Sehr  gewichtige  Bedenken  schienen  dagegen  zu  sprechen,  sobald 
man  sich  die  Zinsverbote  vor  Augen  stellte  ^*').  Dennoch  neigte  sich 
ein  Theil  der  Rechtslehrer  dahin,  einen  solchen  Pact  bei  dem  Darlehn 
zu  gestatten.  Ja  man  fand  dafür  eine  directe  Stütze  in  c  ult.  de 
usur.  5,  19  "*). 

Freilich  muss  bemerkt  werden,  dass  bei  den  zahlreichen  und  un- 
abweislichen  Gründen  wider  die  Zulassung  jener  Selbstassecuranz  um 
Lohn  ***)  weder  die  gedachte  Meinung  überhaupt,  noch  auch  nament- 
lich Text  und  Auslegung  des  c.  19  cit.  unangefochten  waren  "•). 

Gestattete  man  aber  diese  Selbstassecuranz,  so  war  man  allerdings 
dem  Begriff  des  Zinses  nahe  genug  gerückt.  Man  sollte  kaum  glau- 
ben, dass  nun  noch  bei  dem  Zinsverbot  auszuharren  gewesen  wäre. 
Trotzdem  konnte  und  durfte  man  sich  nicht  entschliessen,  die  Zulässig- 
keit  des  Zinses  zuzugestehen.  Und  so  lehren  alle  jene  Goncessionen, 
zu  welchen  man  die  Lehre  hingedrängt  sieht ,  mochten  sie  noch  so  weit 


141)  Menoch.  de  arb.  jnd.  n,  119.  Anan.  in  c  19  X.  de  usur.  iur.62.  Alex. 
Tart  VI  cons.  200.    GoTarruT.  1.  c  mr.  6  L  f. 

142)  Schon  nach  positiven  römischen  Gesetzen.  L.  6  §.  7.  mandat  17,  1 ;  L.  28 
Cod.  ad  8.  G.  YeUej.  4,  29.  Die  italienischen  Joristen  des  Mittelalters  erkannten 
denselben  Satz  an;  s.  Bartol.  in  L.  19  §.  1  de  donat  89,  5.  Bald,  in  L.  6  §.  7 
naad.  Dass  im  Handelsverkehr  die  Yergütong  sich  von  selbst  verstaiid,  s.  Scacc. 
§.  3  gl  8  u.  §.  1  qu.  1  nr.  494.    Azor.  P.  HI  lib.  6  de  nsur.  c  2  in  fin. 

143)  Vgl  Azorin.  Lc.  c.  a     Less.  L  c.  c  13.     Lad.  Molin.  disp.  318.  356 

144)  8.  oben  §.  2  Not  19  u.  20.—  S.  auch  zur  Kritik  hieiftber  GaroL  Molin 
L  c.  qn.  8  nr.  94  sqq. 

145)  Wenn  auch  das  Zinsverbot  nicht  entgegengestanden  h&tte,  so  war  es  doch 
eine  weitere  Zweifelsfirage,  ob  solches  nicht  nnter  den  Begriff  der  canonisch  ver- 
pönten Wette  faUe.    Scacc.  §.  1  qu.  1  nr.  130.  131. 

146)  8.  Aber  diese  Ansichten  Scacc  §.1  qH.1  nr.  497—608  n.  QonzaL  Teil, 
in  c  19  X.  dt 

11* 
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gehen,  doch  erst  recht,  wie  fest  das  Hauptdogma   aufrecht  erhalten 
wurde. 

§.  6.     AiunahmaweiBe  Capitalverwerthimg,  besonders  im 

Handelsverkehr. 

Aus  den  bisherigen  Bemerkungen,  welche  in  allgemeinen  Umrissen 
die  tief  eingreifende  Wirksamkeit  der  Zinsverbote  einerseits  und  die  von 
dem  Verkehr  der  vollen  Strenge  des  Princips  abgerungenen  Concessio- 
nen  andererseits  an  den  regelmässigen  und  Hauptverkehrsfonnen  dar- 
zustellen suchten,  geht  schon  zur  Genüge  hervor,  wie  sonderbar  sich 
nach  verschiedenen  Richtungen  durch  die  Lehre  von  der  Unproducti- 
vität  des  Gapitals  die  Rechtssätze  über  die  Verträge  gestalteten.  Der 
inneren  Consequenz  wird  man  an  vielen  Stellen  vergeblich  nachspüren ; 
schon  deshalb ,  weil  es  der  canonistischen  Jurisprudenz*  hauptsächlich 
nur  auf  scholastische  Folgerichtigkeit  und  Gerechtigkeit  ankam. 

Wir  sahen^  bereits,  dass  das  Schadensinteresse  und  die  Gefahr  ver- 
gütet werden  konnte.  Selbst  bei  dem  Darlehn  war  es  denkbar,  dass 
ein  Gewinn  gemacht,  ohne  Wucher  mehr  als  blos  der  Stock  des  Gapi- 
tals zurückempfangen  wurde.  Der  blos  thatsächliche  Gewinn  war  noch 
kein  Wucher.  Dazu  gehörte,  wie  oben  gezeigt,  der  wucherische 
Wille  ^*^').  Die  zulässige  Vergütung  aber  konnte  "0  nicht  nur  so  aus- 
bedungen werden,  dass  von  vorn  herein  ein  bestimmter  Preis  festgesetzt 
wurde***);  dieser  Preis  konnte  sogar  in  gewissen  Procenten  des  Gapi- 
tals ausgedrückt  werden  ^*'). 

Das  Zinsverbot  traf  überhaupt  nur  den  für  den  regelmässigen 
Gebrauch  ausbedungenen  Zins.  Diejenigen  Zinsen,  welche  nach 
gesetzlicher  Vorschrift  ohne  Vertrag  von  dem  säumigen  Schuldner 
zu  entrichten  sind  ^^%  wurden  dadurch  gar  nicht  betroffen.  Sie  gal- 
ten für  einen  Theil  des  zu  vergütenden  Interesses  des  Gläubigers,  jener 
Schadloshaltung,  welche  vollkommen  gestattet  war.     Sie  waren  keine 


U6a)  S.  darüber  bei  Laurentius  de  Rudolphis  (1408)  de asnris  in  dem  tract. 
doctorum  jui-ia.  Lugd.  1635  VoL  VI.  fol.  125. 

147)  vorbehaltlich  des  in  §.  5  bei  Not  133  Gesagten,  so  weit  vom  Schadens- 
interesse  die  Rede  ist 

148)  Der  Preis  sollte  dem  Genuss,  den  der  Schuldner  hatte,  entsprechen.  Scacc. 
§.  1  qu.  7  par.  2  ampL  8  nr.  38 ;  usura  recompensativa,  s.  das.  nr.  152  sqq. ;  qnan- 
titas,  quae  verisimilibus  conjecturis  convenit  quantitativ  quae  vere  interest  CovarruY. 
var.  resoL  III  c.  4  nr.  5  i.  f.;  c.  1  nr.  43  ilL  4. 

149)  Auf  diese  Weise  war  es  späterhin  unter  Kauf  leuten  ganz  üblich,  10  Procent 
zu  nehmen.    Scacc.  §.  1  qu.  7  par.  1  nr.  82. 

150)  usurae  ex  lege,  ex  mora,  quae  ofdcio  judicis  debentur,  nach  römischer 
Ausdrucksweise. 


Die  nationaldkonomischen   Grandsltze  der  anonisUschen  Lehre.       165 

usurae,  wie  die  stipulirten  Darlehnszinsen  '^>).  Ihnen  stand  wirklich 
Etwas  gegenüber,  was  der  Vergütung  fähig  war,  ein  damnum  des 
Gläubigers.  .Oegen  die  Vorstellung,  als  würden  sie  einfach  von  dem 
rückständigen  Capital  für  dessen  ohne  Willen  des  Gläubigers  von  dem 
Schuldner  fortgeübten  Gebrauch  entrichtet,  musste  man  sich  entschie- 
den verwahren.  Für  so  gerecht  man  sie  hielt ^^^),  sie  konnten  doch 
ihre  Ursache  nach  der  Ansicht  der  Juristen  allein  in  dem  Verzuge 
des  Schuldners,  welcher  eine  Strafe  verdiente,  in  der  Beschädi- 
gung, welche  dem  Gläubiger  durch  rechtswidriges  Zurückhalten  der 
Erstattung  zugefügt  wurde,  oder  in  dem  unbefugten  Fruchtgenuss  '^^), 
den  sich  der  Schuldner  durch  seine  Säumigkeit  anmasste  ^^^),  haben.  Da- 
mit war  den  von  selbst  laufenden  Zinsen ,  welche  übrigens,  noch  man- 
chen Beschränkungen  unterlagen  ^^^),  ein  ganz  anderer  Entstehungs- 
grund zugewiesen,  als  sie  im  römischen  Becht  nach  römischen  Ideen 
gehabt  hatten.  Dort  waren  jene  Zinsen  die  sich  von  selbst  verstehende, 
besonderer  Stipulation  daher  gar  nicht  bedürftige  Ausgleichung  für  die 
Nutzung  bezw.  Vorenthaltung  der  zu  leistenden  Werthe;  hier  dagegen 
ist  jener  Gedanke  der  Verschuldung  und  der  Strafe  ^^^)  um  der  dog- 
matischen Rechtfertigung  willen  erforderlich,  der  noch  bis  in  die  neueste 
Doctrin  der  Juristen  hinein  Verwirrung  anrichtet. 

Alle  Erscheinungea  aber,  welche  hier  und  da  thatsächlich  dem 
Gapitalgebrauch  oder  der  Gapitalentziehung  eine  beschränkte  Entgelt- 
lichkeit verschaffen,  müssen  im  Verhältniss  zu  den  natürlichen  Forde- 
rungen des  Verkehrs  als  dürftigste  Notbbehelfe  betrachtet  werden. 
Wirthschaftliche  Zustände ,  in  denen  eine  solche  Maxime,  wie  daa  Zins- 


151)  keine  lacratoriae,  sondern  recompensativae  s«  restauratoriae.  Azor.  P.IH 
IIb.  5.  de  osor.  c.  6  in  fin. 

152)  Bald.  u.  Salicet  in  L.2  Coddeusor.  4,32.  Anan.inc.  1  X.  deusur.5, 19. 
—  S.  auch.  Gloss.  in  L.  2  Cod.  cit 

153)  Covarruv.  var.  res.  lU  c.  4.  Bei  Molin.  de  just  et  jur.  t  VI  disp.  368 
nr.  9. 

154)  Daher  dann  namentlich  der  Käufer,  der  alsbald  in  den  Fruchtgenuss  der 
verkauften  Sache  tritt,  Zinsen  des  nicht  entrichteten  Preises  zahlen  muss,  und  zwar 
ad  modum  und  ratione  fructuum. 

155)  Covarruv.  in  c.  4. 

156)  Daher  usurae  punitoriae  genannt  Diese  waren  erlaubt,  wie  es  auch  dem 
Gläubiger  nicht  gewehrt  werden  konnte,  eine  besondere  Conventionalstrafe  dafür 
auszubedingen,  dass  ihm  an  einem  bestimmten  Tage  gezahlt  werde.  Azor.  1.  c. 
c.  6  quarto  quaeritur.  Nur  musste  wieder  dieser  Pönalpact  frei  von  Wucherverdacht 
sein;  bei  der  poena  mutuo  apposita  aber  war  geradezu  zu  pr&sumiren,  dass  sie  in 
fraudem  usurarum  ausbedungen.  Cf.  Mascard,  de  probat  concl.  1172  nr.16.  Paul. 
Castr,  in  L.  15  Cod.  h.  t  4,  32.     Lud.  Molin.  disp.  317. 
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verbot,  veDn  auch  unter  Beobachtimg  der  seither  dargestellten  Be- 
schränkungen, sonst  aber  mit  vollem  Erfolge  zur  Ausführung  gelangt 
wäre,  in  denen  man  wirklich  bis  auf  jene  Ausnahmsfälle  einer  Ver- 
gütung zinslos  gelebt  und  gehandelt  hätte,  kann  man  sich  heut'  zu 
Tage  kaum  vorstellen.  Mag  man  der  ausnahmsweisen  Duldung  einer 
Capitalnutzung  die  möglichst  weite  Bedeutung  beimessen  und  zugleich 
die  Handels-  und  Yerkehrsverhältnisse  der  Zeit,  in  welcher  die  Zins- 
verbote ihre  höchste  Blüthe  erreichten,  noch  so  tief  sdiätzen.  Alles 
dies  reicht  nicht  aus,  die  Schmälerung  oder  gar  Vernichtung  der 
Gepitalvergtttung  auch  nur  als  erträglich  zu  denken.  Allein  unter  dem 
Druck  eben  dieses  canonischen  Gesetzes  hervor  nahm  der  Handel  und 
die  Gewerbsthätigkeit ,  namentlich  in  Italien ,  den  bedeutendsten  Auf- 
schwung. Desto  unwiderstehlicher  musste  sich  das  Bedürfiiiss  nach 
Capital  und  zugleich  nach  Vergütung  für  den  täglich  als  werthvoU 
erprobten  Gebrauch  des  Capitals  geltend  machen.  Die  Nutzbarmachung 
der  ^"worbenen  und  aufgesparten  Güter  Hess  sich  so  wenig  ersticken, 
wie  die  Neigung,  Capital  als  Mittel  zu  gewinnreicher  Production  audi 
ohne  die  Mitarbeit  seines  Eigenthümers  an  sich  zu  ziehen;  beides 
Gründe  genug,  die  Benutzung  des  Capitals,  welche  für  den  Nutzniesser 
die  Quelle  neuer  Gewinne  wurde,  dem  Berechtigten  zu  vergüten. 

Es  blieb  folgeweise  Nichts  übrig,  als  sich  beständig  gegen  die 
canonische  Regel  zu  sträuben.  Wir  müssen  diesen  immer  wachsenden 
Widerstand  bei  der  Darstellung  der  canonischen  Zustände  und  Lehren 
mit  verfolgen.  Ein  Theil  der  dadurch  hervorgerufenen  Erscheinungen 
fällt  noch  in  das  Bereich  des  Corpus  juris  und  ist  Gegenstand  der 
positiven  Gesetzgebung  geworden.  Allein  wir  dürfen  auch  einige  ausser- 
halb dieser  engeren  Grenzen  liegende  Vorkommnisse  nicht  ganz  über- 
gehen, schon  deshalb  nicht,  weil  aus  den  thatsächlichen  Folgen  der 
Gegenbestrebungen  um  so  klarer  das  feindliche  Wesen  des  Princq)s, 
welches  sie  hervorrief,  ersichtlich  wird. 

Der  innere  Widerstand  gegen  das  Princip  zeigte  sich  zunächst  in 
vielfachen  g^nz  offenen  Hintansetzungen  des  Zinsverbotes,  sei  es  bei 
Darlehns-,  oder  sei  es  bei  anderen  Verträgen.  Die  Schriftsteller  lassen 
nicht  ab  in  Klagen  und  Vorwürfen  der  immer  steigenden  Sündhaftig- 
keit, welche  die  Wuchergesetze  nicht  mehr  beachten  wollte.  Die  Ver- 
ordnungen der  Sdrehe  häufen  Ermahnung  auf  Ermahnung,  Drohung 
auf  Drohung  "'^).    Schon  daraus  ist  zu  schliessen ,  dass  der  Erfolg  des 


167)  Mia  vergL  die  obige  DarBieUimg  der  ftaseereB  Geichicfate  der  Wucher- 

gesetzgebung  in  §.  2. 
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Zissverbotes  keineswegs  als  ein  allgemeiner  oder  gesicherter  sich  er* 
wies*  Begreiflicherweise  waren  es  vor  allen  Dingen  die  Kaufleute, 
welche  sich  am  wenigsten  an  die  canonische  Begel  banden  und  daher 
bei  der  Kirche  besonders  schlecht  angeschrieben  standen  ^^^).  Indessen 
blieb  derselben  Doctrin,  welche  gegen  den  sogenannten  Wucher  mit 
Fraer  und  Bannfluch  gewüthet  hatte,  allmählig  keine  andere  Wahl, 
als  einigermassen  nachgiebig  zu  werden  ^^^). 

Lassen  wir  indessen  di&  geradezu  gegen  den  WiUen  des  Gesetzes 
geübte  Praktik  bei  Seite,  und  betrachten  wir  da^enige,  was  die  Legis- 
lation oder  die  Theorie  selbst  gethan  hat,  um  ihre  eigenen  Grund- 
regeln ausser  Wirksamkeit  zu  setzen. 

Wir  haben  hier  zunächst  das  Privileg  der  Juden  zu  berühren. 
Den  Juden  wurde  das  Ausleihen  auf  Zins  und  folghch  auch  jedes  ent- 
geltliche Creditgeben  in  anderer  Form  nachgesehen  und  damit  eine 
höchst  einfiussreiche  Stellung  in  d^  Handelswelt  gesichert.  Das 
Zinsverbot  war  seiner  ganzen  Entstehung  nach,  wie  oben  erwähnt, 
etwas  specifisch  Christliches  ^^^).  Da  nun  die  Juden  doch  einmal  nach 
den  Begriffen  der  canonischen  Rechtglaubigkeit  verworfen  waren,  braudite 
sich  der  Canon  um  ihr  Seelenheil  kein6  Sorge  mehr  zu  machen  ^^^). 
Sie  waren  daher  an  die  als  Mahnung  vor  der  Verdammniss  gegebene 
Begel  nicht  gebunden.  Sie  mochten  wuchern  ^^,  so  viel  sie  wollten ;  zu- 
mal ihnen  Gott  nach  der  Annahme  der  Gelehrten  die  rediüiche  Befug- 
niss  gewährt  hatte,  gegen  Andersgläubige  ohne  Schonung  zu  verfahren  ^^^), 

Indessen  liess  diese  Nachsicht  den  Juden  mehr  blos  den  factischen 
Genuss  des  Zinsgewinnes,  als  däss  ihnen  ein  f^mliches  Recht  verliehen 


168)  &  tinteiL  §.  15. 

159)  >Iaii  erkennt  aus  den  Beridiien  der  Sclirifi;steiler  deutlich,  dass  Bicb  vor 
Allem  die  grossen  Handelsstädte  wenig  an  die  Strenge  der  canonischen  Regel 
banden.  Nach  Scaccio-z.  B.  sind  es  entschieden  die  Genueser,  die  sich  als  Geld- 
leute  wenig  darum  kümmern  und  deshalb  dem  zarteren  canonischen  Gewissen  als 
geborene  Sünder  verdächtig  erscheinen. 

leo)  Judaeis  canones  non  sunt  scriptL  —  S.  über  diese  Frage  übeihanpt 
Covarruv.  var.  resol.  lib.  HE  c.  1  nr.  7. 

161)  c.  18  C.  2  qu.  1  galt  als  QueUe  dafür.  Felin.  Sand,  in  tit  X  de  Judaeis 
5,  6.    GonzaL  in  c.  12  X.  h.  t  5,  19.  nr.  2. 

162)  Sot.  de  just  et  jur.  VI  qu.  1.  art  1  nach  S.  Thom. 

163)  Scacc  §.  3  gL  8  nr.  48;  vgl  2.  Buch  Moses  23,  19.  —  Man  wandte  also 
c.  12  C.  14  qu.  4  an,  auch  gegen  Christen.  —  Eine  andere  ratio  war,  dass  die 
Kirche  den  Juden  einmal  Toleranz,  c.  9  X.  de  Jud.  5,  6,  gewährt  und  damit  auch 
flure  üebung  des  Zinsennehmena  geduldet  habe.  —  Manche  Gelehrte  waren  jedoch 
in  diesem  Puncto  bedenklich;  s.  Covarrur.  m  c  1  nr.  7  über  deren  abweichende 
Ansichten. 


v^ 
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worden  wäre.  Es  wurde  sogar  der  Versuch  gemacht,  sie  den  Wudier- 
verboten  zu  unterwerfen.  £ine|Decretale  Innocenz  in.  ^^^)  yerfägte,  dass 
die  Juden  durch  die  weltliche  Gerechtigkeit  zur  Rennssion  der  Ziosen 
an  ihre  Christenschuldner  angehalten  werden  sollten.  Eigentlich  sollte 
damit  den  Juden  jedes  Zinsnehmen  den  Christen  g€^^über  untersagt  sein. 
So  nahm  auch  die  strengere  Lehre  in  der  That  an^^^);  allein  schon 
die  Glosse  ^^^)  wollte  dies  auf  usuras  immoderatas,  d.  h.  auf  solche, 
welche  den  zulässigen  Zinsfuss  überstiegen,  beschränken ^^0  ^'^^  ^^ 
Praxis  war  jedenfalls  mild  genug.  Die  Kirche ,  die  Fürsten  und  die 
Communen  sahen  den  Juden  den  Wucher  nach,  wenn  sie  nur  nicht 
selbst  unter  den  Folgen  litten**®).  Der  Vortheil,  den  man  von  dem 
Schutz  der  Juden  zog ,  war  so  gross ,  die  Gelegenheit ,  ihnen  von  dem 
Gewinn  der  Wucherzinsen  Etwas  wieder  abzunehmen,  so  verftäurerisch 
und  das  Bedürfhiss,  sich  ihrer  zu  Geldgeschäften  zu  bedienen,  bei  den 
Machthabem  selbst  so  gewöhnlich,  dass  man  nicht  umhin  konnte,  sie 
wuchern  zu  lassen.  Welch'  enormen  Nutzen  die  Juden  unter  solchen 
Unständen  zogen,  davon  werden  viele  Beispiele  erzählt.  Ihre  Stellung 
im  Geldverkehr  wurde  so  übermächtig,  dass  man  später  die  montes 
pietatis,  wie  ausdrücklich  erwähnt  wird,  gerade  als  ein  Gegengewicht 
gegen  den  Geschäftsbetrieb  der  Juden  zu  schaffen  sich  genöthigt  sah. 

Was  den  Juden  unmittelbar  ermöglicht  war,  konnten  die  Christen 
dagegen  nur  auf  Umwegen  erreichen.  Es  existirte  aber  doch  eine  An- 
zahl von  Contracten,  welche  eigens  zu  dem  Zweck  sich  gebildet  hatten, 
um  ohne  den  Anschein  des  Wuchers  eine  nutzbringende  Anlage  des 
Capitals  zu  erzielen.  Manche  dieser  Vertragsformen  fanden  niemals 
die  Billigung  der  Canonisten,  wie  z.  B.  der  Vertrag  k  godere  k  godere, 
eine  Art  von  Scheinkauf,  bei  dem  sich  der  Käufer  (pecuniam  dans) 
vorbehielt,  den  Verkäufer  nach  Belieben  zum  Rückkauf  zu  zwingen  *••). 


164)  c.  12  X.  h.  t.  5,  19. 

166)  Hostiens.  Jo.  Aiidr.  in  h.  L    GonzaL  Teil,  in  h.  1. 

166)  Glo8s.  immoderatas  ad  c.  18  X.  h.  t  5,  19. 

167)  Gf.  Paul.  Gastrens.  cons.  n,  295;  Alexand.  Tartagn.  cons.  I,  57 
waren  dfeser  Meinung. 

168)  c  18  X.  h.  t.  5,  19  sorgt  z.  B.  in  dieser  Beziehung  fflr  die  Kirche.  — 
Merkwürdigerwiese  wird  gerade  von  den  Gelehrten,  welche  das  Zinsennehmen  der 
Juden  billigten,  bemerkt,  dass  ihnen  dasselbe  trotz  der  canonischen  Gesetze  ob 
utilitatem  publicam  gestattet  werden  möge. 

169)  Wenn  ersterer  daraus  irgend  Vortiieil  nahm,  so  war  er  usurarius.  Scacc. 
,  §.  1  qu.  1  nr.  472.  476.  491.     Selbst  diesen  Vertrag  vertheidigten  indessen  Einige 

gegen  die  absolute  Straf¥rürdigkeit,  die  von  den  Meisten  behauptet  wurde. 
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Andere  dagegen  erwarben  sich  Anerkennung,  obwohl  diese  nur  durch 
die  yerw^ensten  und  künstlichsten  Schlösse,  oder  yietanehr  nur  durch 
Fictionen  vermittelt  zu  werden  vennochte.  Die  Hauptarten  der  letzte- 
ren sind  zu  lehrreich  für  die  Kenntniss  der  canonischen  Gesetze  und 
ihrer  Wirkung,  als  dass  sie  hier  übergangen  werden  dürften» 

Zuerst  ist  der  Wechsel  (cambium)  zu  nennen.  Wenn  auch  die  Ent- 
stehung dieser  höchst  wichtigen  ßecht^orm  zum  Theil  noch  in  anderen 
Ursachen  wurzelt  ^^^*) ,  so  muss^doch  zugleich  in  den  durch  die  Zins- 
verbote  herbeigefohrten  Verhältnissen  die  mitwirkende  Ursache  sowohl 
der  Entstehung,  als  auch  namentlich  der  raschen  Ausbreitung  gesucht 
werden  ^^^).  In  der  Form  des  Wechsels  schuf  sich  der  Verkehr  die 
Möglichkeit  einer  Girculation  der  Werthe ,  welche,  eigentlich  dem  cano- 
nisehen  Dogma  widersprach.. 

Die  Ausstellung  und  der  Verkehr  mit  Wechsdn  entwickelte  sich 
mitten  in  der  Blüthezeit  der  canonischen  Zinsverbote.  Allein  schnell 
wurde  der  Gebrauch  zu  mächtig ,  als  dass  an  eine  Unterdrückung  zu 
denken  gewesen  wäre.  Sahen  oder  wollten  die  Ganonisten  nicht  sehen, 
was  in  dem  Wechselgeschäft  steckte?  Ungeachtet  schwerer  Bedenken 
gegen  die  Wediselpraxis ,  in  welcher  an  allen  Ecken  die  sonst  fest* 
gehaltenen  Grundsätze  über  Geldnutzung  verleugnet  wurden,  setzte 
sich  die  Ansicht,  dass  es  erlaubt  sei,  durch  Verkehr  mit  Wechseln  Ge- 
winn zu  machen,  immer  fester.  Zuletzt  trat  auch  die  formelle  Bestäti- 
gung hinzu.     Eine  Constitution  Pius  V.  von  1575^^^)   erklärte  unter 


169a)  Vgl.  über  die  Geschichte  des  Wechsels  von  der  jorfstischen  Seite  Biener, 
Wechseli^chtL  Abhandlungen.  Leipz.  1859  imd  Euntze,  Das  Wecliselredit.  1802. 
Sein  Yerh&llniss  zu  den  wirthschafUichen  Piincipien,  d.  h.  zn  den  Wuchenrerboten, 
ist  es,  was  uns  hier  angeht;  dass  dies  zugleich  für  die  juristische  Lehre  nicht 
ausser  Acht  gelassen  werden  kann,  werden  die  folgenden  Bemerkungen  ergeben. 

170)  Raph.  de  Turr.  de  camb.  disp.  1  qu.  3  sagt  ganz  richtig:  cambium 
profectum  a  necessitate,  a  commoditate  auctum,  a  cupidine  lucri  in  immana^Tn 
promotnm.  —  Viele  von  den  hier  zu  bertOirenden  Fragen  i^ind  auch  schon  von 
Thomas  de  Vio,  tract.  de  camb.  (S.  Tractat  doct  jur.  VoL  V)  und  Laurent 
de  Budolph.  (das.),  tract  de  usur.  particuL  m  behandelt  Vgl  auch  Lud.  Mol. 
disp.  898.  599. 

171)  Septim.  Beeret  U,  11.  S.  auch  Scacc.  §.  9  nr.  62.  Prinmm  itaque  damna- 
mus  ea  omnia  cambia,  quae  sicca  nominantur,  ut  contrahentes  ad  certas  nundinas, 
sen  ad  alia  loca  cambia  celebrare  simulent  Dagegen,  sowie  gegen  das  recambium 
hatte  auch  schon  Pius  IV.  a.  1510  decretirt  (s.  Scacc.  §.  9  nr.  61).  Es  sollten 
cambia  realia  allein  geduldet  werden,  d.  h.  im  Ganzen:  das  Wechseldiscontogeschäft 
sollte  möglichst  abgethan  werden.  Porro  autem,  heisst  es  weiter,  statuimus,  ne 
deinceps  quisquam  andeat  determinatum  Interesse  in  casum  non  solutionis  padsci 
u.  8.  w.    Mit  diesen  Massregebi  soll  der  legitimus  usus  cambiorum,  quem  neces- 
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Hinweis    auf   mehrere   der  Haaptzweifebgründe,    welche   vorher   die 
CaDonisten  bewegt  hatten ,  den  Wechsel  für  canonisch  erlaubt. 

Der  Doctrin  kam  es  seitdem  nicht  mehr  zu,  bedenklich  zu  sein.  In- 
dessen machte  die  innere  Rechtfertigung  nach  wie  vor  die  grösste 
Mühe.  Man  interpretirte  heraus,  dass  es  erlaubt  sei,  den  scntus  mar- 
cbarum  —  so  nannte  man  das  im  Wechsel  enthaltene,  ganz  besonders 
geartete  Geld  — ,  gegen  haar  zu  kaufen  ^^^).  Der  blos  eingebildete, 
fingirte  scutus  (Scudi)  des  Wechsels  erscheint  als  eine  Waare,  die  man 
um  baares  Geld  kaufen  kann.  Damit  entging  man  der  sonst  unaus*- 
weichbaren  Gefahr ,  in  dem  Wechsel  einen  Tausch  von  Geld  gegen 
Geld  erkennen  zu  müssen ^^').  Denn  war  der  Wechsel  Nichts,  als  ein 
solcher  Tausch,  so  durfte  nach  dem  durch  die  Zinsverbote  bedingten 
Begriff  des  Geldes  das  vom  Trassaten  erst  in  näherer  oder  entferntere 
Zukunft  zu  ziehende  Geld  nicht  um  billigeren  Preis .  gekauft  oder  ver- 
tauscht werden*^*).  Sonst  hätte  ja  der  Preis  seine  zinsartige  Ver- 
gütung, eine  Frucht  aus  sich  selbst  gehabt.  Die  scutus  marcharum 
genannte,  eingebildete  Waare  aber  konnte,  je  nachdem  die  Zeit,  auf 
welche  der  Wechsel  lautete,  näher  oder  femer  lag,  billiger  oder  theue- 
rer  erstanden  werden.  Dabei  blieb  aber  freilich  immer  noch  der  andere 
Satz  zu  überwinden,  dass  auch  bei  Waarenkäufen  die  2^it  für  die  Be- 
stimmung des  Preises  ganz  ausser  Acht  bljeiben  müsse  ^^^).  Allein  dem 
glaubte  man  durch  die  Betrachtung  zu  begegnen,  dass  der  campsor  in 
der  Ausstellung  des  Wechsels  eine  der  Vergütung  fähige  Arbeit  leiste, 
nämlich  die,  meistens  natürlich  ganz  imaginäre,  Transportation  des 
Geldes  von  dem  Orte  der  Wechselausstellung  an  den  Ort  der  Aus- 
zahlung bewirke  ^^^).  Ausserdem  konnte  man  allenfalls  aus  dem  Gesichts* 


sitaB  publica  indoxit,  vor  Depraration  geschätzt  werden.  —  Zu  erwähnen  ist  auch 
eine  Bestätigimg  der  Wechselstatuten  von  Bologna  durch  Pius  Y.  a.  1560,  s.  6caoc. 
L  c  nr.  63. 

172)  Raph.  de  Turr.  prolog.  nr.  3. 

173)  Raph.  de  Turr.  I,  6. 

174)  S.  darüber  unten  $.  8  Not  375.  —  Dort  wird  aber  bemeiklidi  zu.  machen 
sein,  dass  man  auch  ebenso  gut  den  Wechsel  als  ein  Geld  (Preis)  betrachten  konnte, 
mit  dem  das  baare  Geld  gekauft  wird. 

175)  S.  oben  §.  6  zu  Anfang. 

176)  S.  bes.  über  die  Frage:  an  cambinm  sit  licitnm,  Raph.  de  Turr.  I  qu.13. 
Diese  ganze  ausf&hrliche  Disputation  beschäftigt  sich  mitPrOfong  der  Widerspräche, 
in  welche  der  Wechsel  mit  den  sonst  herrschenden  Grundsätzen  rerfällt  —  üebri- 
gens  woUten  oben  die  Not  171  dtirten  Yerordnungen  nur  solche  cambia,  nämlich 
realia,  bei  denen  wenigstens  ein  Zweck  erreicht  wurde,  der  sonst  wirklichen  Trans- 
port des  Geldes  erfordert  hätte. 
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puncte,  dafis  der  campsor  eine  Gefahr  übernehme,  für  den  Schaden, 
den  er  durch  seine  Wechselausstellung  erleide ,  oder  für  den  ihm  da- 
durch entgangenen  Ge\vinn  einige  Vergütung  zulassen  ^^^*). 

Der  Wechsel  war  folglich  ein  fruchtbringender  Vertrag.  Hier 
konnte  das  Geld,  weil  verbunden  mit  einer  wirklichen  Arbeit,  durch 
die  Differenz  der  Wechselsumme  und  des  Preises  Frucht  bringen  ^^^). 
Eben  deshalb,  weil  die  Rechtfertigung  besonders  in  der  Arbeit  gefun- 
den werden  musste,  war  aber  auch  die  Verschiedenheit^  des  Aus^ 
stellungs-  und  Zahlungsortes  ein  wesentliches  Erfordemiss  für  die  Becht- 
mässigkeit  des  Wechsels.  Nur  wenn  Ausstellungs  -  und  Zahlungsort 
auseinanderlagen,  war  dasjenige  vorhanden,  was  den  Wechsel  über  den 
Begriff  des  nothwendig  bei  voller  Unfi:^chtbarkeit  zu  erhaltenden  Geld- 
geschäftes hinausrückte.  Ohne  Ortsdifferenz  war  keine  Arbeit  des 
Bankiers,  kein  vermeintlicher  Transport  des  Geldes,  der  ihn  zur  Ver- 
gütung berechtigte,  ersichtlich  ^^^). 

Immerhin  streifte  jedoch  der  Wechsel  so  nahe  an  die  unstatthafte 
Geldmiethe  und  das  usurarium,  dass  es  an  genauen  Einschränkungen 
nicht  fehlen  durfte.  Die  Constitution  Pius  V.  verbot  den  eigenen  Wech- 
sel (cambium  siccum)  ganz  und  gar  ^^^).  Denn  wenn  Jemand  über  die 
eigene  Schuld  einen  Wechselschuldschein  mit  den  damit  gegebenen  dra- 
stischen Rechtsfolgen  hätte  ausstellen  dürfen ,  so  wäre  damit  der  ver- 
botenen Bezahlung  des  Credits  Thür  und  Thor  geöffnet  gewesen  ^®^. 
Nicht  minder  verdammungswürdig  erschien  es,  wenn  Wechsel  nur  fin- 
girt  ausgestellt  wurden,  ohne  das»  es  auf  eine  wirkliche  Zahlung  an 
dem  andern  Orte  abgesehen  war^^O*  Die  Verordnung  desPabstes  billigt 
ausschliesslich  die  sogenannten  cambia  realia. 

In  Folge  dessen  entstand  denn  die  schwierige  Controverse,  ob  es 

176a)  Laurent,  de  Rad.  1.  c.  foL  147.    Ambros.  de  Yign.  nr.  293  sqq. 

177)  S.  oben  $.  6  Kot  134. 

178)  Raph.  de  Tarc  I,  28.  29.  Indessoi  nahm  man  es  m  der  Folge  auch 
nicht  80  streng,  dass  gerade  eine  weite  fintfennmg  erforderlich  gewesen  wäre.  Man 
liess  die  froher  streng  rerbotenen  Platzwechsel  (de  platea  in  plateam),  wenn  auch 
Bor  die  Distanz  eine  Strasse  weit  war,  zu.    YgL  auch  Not  171. 

179)  S.  den  Text  in  Not  171. 

180)  Navarr.  in  c  19  X.  h.  t  Scacc  §.  1.  qu.7.  par.  1  nr.  19.  —  Jeder  h&tte 
dann  über  da|L  empfangene  Darlehn  einen  Wechsel  zu  einem  hohem,  das  Darlehn 
flbersteigenden  und  die  Zinsyergütimg  mit  enthaltenden  Betrag  ausgestellt  Dem 
Wechsel  aber  musste  wegen  seiner  Wechselform  nach  den  Gnmds&teen  des  Bechts, 
mindestens  TorlAufig,  stricte  Folge  dsduch  nach  seinem  Wortlaut  gegeben  werden» 
Jedenfalls  verlangte  die  wucherische  Qualit&t,  die  man  ihm  nicht  ansehen  konnte, 
erst  besonderen  Beweis. 

181)  Const  Pü  Y  de  1675. 
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statthaft  sei,  anstatt  der  reellen  Zahlung  am  Präsentationsort  einen 
Rückwechsel  za  nehmen "').  Nur  mit  grosser  Anstrengung  konnte  die 
Doctrin  für  dieses  recambium  allmählig  einigen  Boden  gewinnen'®'). 

Um  zu  verhüten,  dass  nicht  der  Wechsel  zur  Versteckung  von 
Darlehn  und  Zinswucher  benutzt  werde,  verbot  Pius  V.  femer  ganz 
entschieden ,  dass  man  für  den  Fall  der  Zahlungsverweigerung  ein  be- 
stimmt taxirtes  Schadensinteresse  festsetze'®^).  Er  verordnete  weiter, 
dass  die  Wechsel  nur  auf  die  nächste  Messe  oder  auf  die  nächsten  nach 
Ortsgewohnheit  hergebrachten  Wechseltermine,  keinenfalls  auf  längere 
oder  mehrere  Fristen  ausgestellt  werden  sollten  ^^^),  An  Beschränkungen 
fehlte  es  sonach  nicht. 

Bei  alledem  war  es  kaum  möglich,  die  canonische  Gerechtigkeit  des 
Wechsels ,  auch  nur  in  dieser  eng  begrenzten  Gestalt ,  aufrecht  zu  er- 
halten '®^).  Um  den  Verdacht  des  Wuchers  abschneiden,  musste  die 
volle  Rechtmässigkeit  des  Preises  erkennbar  sein.  Hätte  man  nun  den 
Preis  des  Wechsels  oder  des  scutus  marcharum  dem  freien  Verkehr 
überlassen,  so  wäre  die  An-  oder  Abwesenheit  der  wucherischen  Ab- 
sicht gar  nicht  mehr  zu  controliren  gewesen.  Der  wahre  und  gerechte 
Preis  musste  mindestens  einen  festen  Massstab  haben. 

Pius  V.  giebt  einige  Andeutungen,  wie  der  Preis  zu  bemessen 
sei^®^).  Das  wesentlichste  Moment  für  dessen  Bestimmung  bildet,  in 
Uebereinstimmung  mit  der  oben  gedachten  Fiction  eines  Transports, 
die  Entfernung  des  Zahlungsortes  vom  Ausstellungsort '®®).  Die  juristische 
Doctrin  Jbatte  indessen  daran  noch  nicht  genug,  sie  musste  noch  gar 
manches  andere  Erforderniss  stellen,  um  den  Begriff  des  pretium  justum 


182)  Scacc.  L  c.  nr.  98. 

183)  Scacc.  1.  c.  nr.  99.  Raph.  de  Turr.  m  proleg.,  der  Not  171  erwähnten 
Verordnxmg  Pius  IV.  gegenüber. 

184)  Verb. :  sive  a  prindpio,  me  alias  detenninatom  interesse  padsci,  ne  quis- 
quam  andeat    Vgl  oben  §.  6  Not  132. 

186)  Verb.:  ne  cambia  realia  aliter,  quam  pro  primis  nundinis,  ubi  illae  cele- 
brantnr  pro  primis  terminis  joxta  receptum  locorum  usmn  exereere  (audeat),  abosu 
iUo  prorsuB  rejecto,  cambia  pro  secondis  et  deinceps  nnndinis  sive  terminis  exer- 
cendi.  Gurandum  autem  erit  in  terminis,  at  ratio  habeatur  longinquitatis  et  vicini- 
tatis  locorum,  in  quibns  solutio  destinator,  ne  dum  longiores  praefiguntur,  quam 
loca  destinatae  solutionis  desiderant,  foenerandi  detur  occasio.  ^ 

186)  Welche  Schwierigkeiten  die  Justification  des  Wechsels  macnte,  geht  z.  6. 
aus  der  Kritik  hervor,  welche  Raph.  de  Turr.  disp.  3  qu.  12 — 14  an  den  Mei- 
nungen der  gelehrten  Theologen  Michael  Salon us,  Jos.  Azorinus  und  L 
Lessius  übt 

187)  S.  Not.  186  am  Schluss. 

188)  Vgl  oben  bei  Not  176. 
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zu  finden  und  mn  mit  den  sonst  gültigen  Regeln,  dass  weder  die  Zeit 
der  Zahlung,  noch  auch  die  Menge  des  Geldes  (copia  und  inopia)  und 
die  darnach  sich  richtende  Nachfrage  Einfluss  haben  dürfe,  in  Eiiüdang 
zu  bleiben ^®^).  Am  natürlichsten  schien  es,  dass  von  der  Obrigkeit 
oder  von  dem  Vorstände  d^r  Eaufleute  der  gesetzmässige  unabänder- 
liche Preis  der  Wechsel  bestimmt  werde  ^**^);  also  strenges  Taxwesen. 
Oanz  bezeichnend  stellte  man  diesen  Act  unter  dem  Bilde  einer  fingir- 
ten  Ausmünzung  dar.  Die  Bankiers  oder  Wechsler,  welche  so  den 
Preistarif  der  Wechsel  festsetzen,  prägen  den  —  imaginären  —  scutus 
marcharum  aus.  Sie  legen  demselben  in  gleicher  Weise  einen  festen, 
öffentlichen  Werth  bei**'),  wie  der  Fürst  den  unter  seiner  Münzherr- 
schaft geschlagenen  Metallmünzen'^).  Schärfer  konnte  nicht  bezeichnet 
werden,  dass  die  Bestimmung  des  Wechsel-  und  Geldpreises  eigentlich 
gar  nicht  Sache  der  Privatwillkür  sei. 

Trotz  aller  solcher  Hemmnisse  vermittelte,  wie  sich  leicht  einsehen 
lässt,  der  Wechsel  immerhin  einigermassen ,  wenigstens  fdr  den 
Handelsverkehr,  den  durch  das  Zinsverbot  gestörten  Umlauf  der 
Werthe.  Nicht  blos  die  Leichtigkeit  der  Uebertragung  und  die  daraus 
folgende  Bequemlichkeit  des  Gebrauchs  kommt  hierbei  in  Anschlag. 
Vielmehr  war  es  eben  so  wichtig,  dass  in  Gestalt  des  Wechseldisconto's, 
jener  erlaubten  **')  Differenz  zwischen  der  auf  den  Wechsel  eingezahlten 
und  zu  empfangenden  Summe,  wenigstens  einige  Vergütung  des  Credits 
und  einige  Ausgleichung  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  des  Geldes 
eiTOöglicht  wurde***).  In  dem  Wechselwesen  war  niemals  jeder  Anhauch 
der  usura  so  vollständig  zu  vermeiden,  wie  es  die  ganze  canonische 
Strenge  ursprünglich  forderte.  Kein  Wunder  also,  dass,  da  einmal  der 
Wechsel  wenigstens  theQweise  gerecht  erfanden  worden  war,  die  Capi- 
talien  sich  mit  dem  grössten  Eifer  auf  den  Wechselverkehr  warfen. 
Dort  war  ja  einigermassen  der  naturgemässe  Lohn,  den  man  als  usura 


189)  S.  die  Ausftkhrimg  bei  Baph.  de  Turr.  I,  24  Namentlich  war  es  immer 
wieder  unvermeidlich ,  dass  dem  canonischen  Grundsatz  über  den  Greditkauf  zuwi- 
der doch  die  Länge  der  Zahlungsfrist  auf  den  Preis  Einfluss  gewann.  Scacc.'^S.  2 
qu.  3  nr.  69—70. 

190)  Scacc.  §.  1  qu.  6  nr.  56;  Raph.  de  Turr.  L  c.  nr.  85  sqq. 

191)  Baph.  de  Turr.  p.  194  nr.  14  sqq. 

192)  S.  unten  §.  8- Kot  338.  Dadurch  wird  dann  anch  der  scutus  imaginarius 
des  Wechsels,  wie  in  Not  174  angedeutet,  fSUiig,  Preis  zu  sein,  mit  dem  man  das 
gemünzte  Geld  zu  kaufen  scheint 

193)  Man  wird  damit  nicht  das  Verbot  des  Geschäfts,  mit  Wechsebi  zum  Zwecke 
der  Agiotage,  s.  Not  171,  nicht  zusammenwerfen. 

194)  durch  das  yilius  oder  carius  emere  des  Wechsels. 
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sonst  verdammte,  mit  dem  Capital  zu  erwerben.  Dies  darf  man  bei 
der  Betrachtung  der  Entwickelung  des  Wechsels  nicht  ausser  Auge 
lassen.  Daraus  erklärt  sich  wesentlich  die  rapide  Ausdehnung  seines 
Umfangs,  der  Zahl  und  des  Gewinns  der  Bankgeschäfte,  wovon  die 
Schriftsteller,  und  wenn  sie  strenggläubig  sind,  nicht  ohne  Vorwurf 
gegen  den  Geist  der  Zeit,  berichten. 

Gleichwohl  war ,  selbst  wenn  wir  annehmen  dürfen,  dass  im  Wech- 
selverkehr die  Strenge  des  canonischen  Zinsdogma's  wenig  beachtet,  ja 
vielleicht  gänzlich  und  oft  sogar  absichtlich  vergessen  wurde  *^*),  der 
Dienst,  welchen  der  Wechsel  als  Rechtsform  der  Bewegung  des  Gapitals 
leistete,  nur  ein  halber.  Der  Natur  der  Sache  nach  vermittelt  der 
Wechsel  doch  nur  den  vorübergehenden,  kurzen  Gebrauch  und  den 
raschen  Uebergang  von  Werthen**^).  Gegen  Wechsel  Geld  aufnehmen, 
nöthigt  an  baldige  Rückzahlung  zu  denken.  Den  Wechsel  kauft  man 
nicht  auf  eine  lange  aufgeschobene  Zahlungszeit.  Dem  Handelsverkehr 
war  der  Wechsel  von  unendlichem  Werth,  nicht  blos  als  die  Rechts- 
hülfe erleichterndes  Institut,  sondern  zugleich  als  Erfüllung  eines  wirth- 
schaftlichen  Bedürfnisses.  So  efspriesslich  aber  der  Wechsel  dem  Han- 
delsverkehr für  sein  auf  kurze  Ziele  gestelltes  Bedürfoiss  und  die 
Benutzung  des  Personala'edits  werden  mochte,  er  konnte  kein  taug- 
liches Mittel  sein,  um  Geld  zu  längerem  Gebrauch  zu  erlangen,  oder 
Geld  auf  dauernden  Nutzen  anzul^en  ^'^).  Mithin  würde  selbst  dann 
nur  eine  theilweise  Hülfe  für  den  Verkehr  in  dem  Wechsel  geschaffen 
worden  sein,  wenn  auch  die  Verordnung  Pius  V.  nicht  noch  ausdrück- 
lich die  kurze  Dauer  des  Wechsels  anbefohlen  hätte  ^••). 

Ehe  wir  weiter  jedoch  sehen,  wie  man  sich  unter  solchen  Um- 
ständen ausserhalb  des  Handelsverkehrs,  und  überhaupt  zu  dauerndem 
Capitalgebrauch  zu  helfen  suchte,  müssen  wir  einiger  anderer  Dinge, 
die ,  wie  der  Wechsel ,  dem  Handelswesen  angehdrig  sind ,  gedenken. 
Hierher  gehört  die  Assecuration.  Der  Versicherungsvertrag  galt 
allgemein  für  erlaubt,  ja  für  nützlich ^^^).    Dies  folgt  schon  aus  dem- 


i96)  YgL  die  Auslassiingen  der  Gonst  Pii  IV  gegen  die  Praxis  im  Wechsel- 
verkehr. 

136)  S.  Not  186. 

197)  Dass  der  Bankier  sein  Vermögen  in  das  Wechsel gesch&ft  stecken  und 
damit  diesen  Erfolg  erzielen  kann,  widerspricht  natflrlich  nicht  Hier  ist  von  dem 
Erfolg  des  Wechsels,  als  solchen,  einzeln  genommen,  die  Rede. 

198)  S.  oben  Not  186. 

199)  Benyenut  Stracch.  deassecnrat  praef.  nr.44.  GoYarrav.  Tar.resoLUI 
c.  2  nr.  6.  Scacc.  $.  1  qu.  1  nr.  129.  Sot  de  jnst  et  jnr.  VI  qu.  7  nr.  1.  Lud. 
Molin.  disp.  687;  letzterer  bes.  in  Anwendung  aof  Spanien  and  Portugal 
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J^gen,  was  oben  über  die  AofEassimg  der  Gefahr  mitgetheilt  wurde '^). 
Die  Gewähr  der  Gefahr  wurde  als  eine  wirkliche,  bezahlbare  Leistung 
angesehen,  wobei  es  freilich  wieder  viel  Ueberlegung  kostete,  die 
fiegdn  zu  finden,  nach  denen  sich  die  unentbehrliche  aequalitas  pretii 
aufrecht  erhalten  lässt.  Allein  Gegenstand  der  Assecuranz  war  nur  die 
Gefahr  von  Sachen ,  namentlich  auf  dem  Transport  zu  Land  und  Wasser, 
oder  während  der  Lagerung.  Die  Idee  einer  Gefahr  und  folgeweise 
der  Assecuranz  des  Capitals  während  der  Gebrauchszeit  fehlte  ganz  und 
gar.  Insofern  das  erborgte  Geld  zum  Gebrauch  consumirt  wurde,  und 
dazu  war  es  doch  seinem  Wesen  nach  bestimmt '^^),  war  Nichts  zu 
versichern  für  den  Darleiher. 

Neben  dem  Versicherungsvertrag  steht  nahe  verwandt  das  s(^e- 
nannte  Seedarlehn,  foenus  nauticum.  Die  Bömer  hatten  unter 
diesem  Namen  von  andern  Darlehn  dasjenige  unterschieden,  welches 
zum  Zweck  des  überseeischen  Handels  auf  Schiff  oder  Sehifi&gut 
gemacht  wurde.  Bei  dem  letzteren  rechtfertigte  sich  wegen  der  grösseren 
Gefahr,  denen  Schiffe  und  Waaren  zur  See  ausgesetzt  sind,  und  zu- 
gleich wegen  der  Aussicht  auf  hohen  Gewinn  aus  dem  Seeverkehr  ein 
besserer  Zinsfuss  ^.  Nun  waren  zwar  manche  Canonisten  der  Meinung, 
dass  durch  die  Zinsverbote,  namentlich  durch  c  19  X.  h.  t  5,  19  und 
Clem.  un.  h.  t.  5,  5,  nothwendig  auch  dieses  Darlehn  zinslos  geworden 
sei*®').  Da  man  aber  in  dem  Zins  für  Darlehne  auf  See-  oder  auch 
auf  Landtransport  wegen  der  Schwierigkeiten  desselben  mehr  die  Asse* 
curanz  gegen  die  Verlustgefahr,  als  die  Vergütung  für  die  Benutzung 
des  Capitals  erblickte,  so  wussten  Andere  herauszuinterpretiren,  dass 
durch  die  canonischen  Wuchergesetze  die  bürgerlichen  Gesetze  über 
das  Seedarlehn  nicht  berührt  würden*®*).  Die  gemeine  Ansicht*®*) 
Hess  hier  eine  wahre  Gapitalanlage  gegen  Vergütung,  gewöhnlich  gegen 
zwölf  Procent*®«)  zu. 

Hier  war  also  eine  echte,  directe  Ausnahme  von  den  sonstigen 
Zinsverboten,  die  freilich  unter  einem  andern  Gesichtspunct  gehalten 


200)  S.  oben  $.  6  bei  Kot  142. 

201)  a  oben  §.  3  Not  56. 

202)  Fftttl.  reo.  sentent  n,  14,  3.    L.  26  $.  1  Cod.  de  usor.  4,  32. 

203)  Bartholom.  Salicet  in  Anth.  ad  haec  Cod.  de  nsur.  4,  32  nr.  25. 
Stracch.  de  assecor.  piaef.  nr.  26.  Molin.  de  just  2  disp.  304.  Scacc.  $.  1  qu.  7 
ampl.  8  nr.  44.  N  a  v  a  r  r.  in  man.  confess.  c.  17  nr.  285. 

204)  lieber  die  siNitzen  GrOnde  s.  Scacc  1.  c.  nr.  45  sqq.  —  Man  hielt  z.  B. 
c.  16  X.  h«  t  nur  da  für  anwendbar,  wo  die  Gefahr  nicht  wahrscheinlich  sei  a.  8.  w. 

206)  Gonsal.  m  c.  19  X.  dt  5,  19.  nr.  5;  Covarray.  in  c.  2  nr.  5. 
206)  Ueber  den  Zin»fow  a.  Gonzal.  1.  c.  nr.  6. 
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wurde  und  wieder  nur  in  einem  sehr  beschränkten  Gebiet,  und  zwar 
in  der  Regel  auch  nur  bei  vorübergehender  Gapitalverwendung,  dem 
Handel  zu  Statten  kam. 

Dauernde  Capitalanlagen  gegen  Bezug  eines  Nutzens  waren  selbst 
in  Handelsgeschäften  kaum  zu  ermöglichen.  Indessen  darf  man  nicht 
annehmen ,  es  seien  solche  Anlagen  gar  nicht  voz^ekommen.  Nach 
heutigen  Verhältnissen  dient  diesem  Zweck  namentlich  ausser  darlehns- 
massiger  Hingabe  von  Capital  die  Form  der  Societät,  welche  so 
mannigfacher  Abstufungen  fähig  ist,  dass  sie  sehr  verschiedenartigen 
Bedür&issen  zu  genügen  vermag.  Allein  auch  die  Societät  litt  da- 
mals unter  den  Wucherbeschränkungen  sehr.  Obwohl  der  Yortheil  der 
Association  prägnant  von  den  Schriftstellern  hervorgehoben  wurde, 
musste  doch  die  gebotene  Vermeidung  jeder  usura  der  Entwickelung 
hinderlich  werden. 

Die  Societät  an  sich  hat  zwar  nichts  Wucherisches.  Es  war  daher, 
wie  bei  den  Bömem,  vollständig  statthaft,  Arbeitskraft  mit  Arbeitskraft, 
Geld  mit  Geld  zu  vereinigen;  auch  Arbeit  mit  Geld,  also  dergestalt, 
dass  der  eine  Genosse  nur  Arbeit,  der  andere  nur  Geld  in  die  Genossen- 
schaft als  Mittel  zu  gemeinsamem  Erwerb  einbringt  ^0-  Letzteres 
freUich  nur  unter  Clausein. 

Als  solche  Societät  sah  man  es  schon  an,  wenn  der  Principal  seinem 
Factor  statt  eines  Lohnes  eine  bestimmte  Tanti^e  des  Beingewinnes 
auswarf'^®).  Allein  es  kamen  auch  ausserdem  häu%  Vereinigungen 
vor,  bei  denen  ungleiche  Capitalien  oder  nur  von  dem  einen  Gesell-* 
schafter  Capital,  von.  dem  andern  nur  Arbeit  eingeschossen  wurde, 
lieber  das  hierdurch  begründete  Verhältniss  herrschten  indessen  grosse 
Zweifel.  Die  Glossatoren^^*)  waren  der  Meinung,  dass  bei  Beendigung 
der  Gesellschaft  das  noch  vorhandene  Capital  der  Natur  der  Sache  nach 
unter  beide  Gesellschafter  zu  theilen  sei,  wofern  nicht  durch  Vertrag 
oder  bindende  Gewohnheit  etwas  Anderes  bestimmt  werde.  Auch  spä- 
tere Schriftsteller  vertheidigen  noch  diese  Ansicht  >^^). 


207)  Azorinas,  inst,  moral.  P.  m  Hb.  9.  de  so  eist.  c.  1.  -*  Derselbe  giebt 
auch  eine  sehr  yoUständige  Uebersicht  über  die  ältere  Literatur  der  Societät.  Vgl. 
auch  Lud.  Mol  in.  disp.  411  sqq. 

208)  L.  Less.  U  c.  25  dub.  2  nr.  7.  Andere  hielten  dies  richtigex:  nur  f&r 
eine  Dienstmiethe. 

209)  61  OS 8.  in  L.  1  Cod.  pro  socio.  Azorin.  1.  c.  c.  3. 

210)  Covarruv.  in  c.  2  nr.  2.  Weil  nämlich  fingirt  wurde,  dass  beide  socii 
gleichviel  eingebracht  hätten.  Die  Arbeit  des  einen  wurde  stets  so  hoch  geschätzt, 
wie  die  Geldeinlage  des  andern.    Dabei  galt  es  nach  dieser  Ansicht  für  ungerecht, 
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Eine  andere  Meinung  dagegen^'')  bewalu'te  dem  Capitaleinleger 
das  Recht,  sein  Capital  ungeschmälert  zurückzunehmen.  Denn  da  ihm 
nach  der  juristischen  Lehre  das  Eigenthum  —  abweichend  vom  Dar- 
lehn —  an  dem  in  die  Gesellschaft  gewandten  Geld  bleibe*''),  so 
müsse  er  auch  das  Geld  zurückerhalten*'').  Eine  Constitution  Sixtus  V. 
(destabilis  avaritiae''^))  bestätigte  dies.  Allein  bezeichnend  genug  war 
CS  trotzdem,  nicht  ohne  Mühsal  die  entgegengesetzte  Ansicht  mit 
Gründen  zu  widerlegen'**);  wie  denn  auch  inmierfort  die  ausdrück- 
liche Verabredung,  dass  das  Capital  bei  Beendigung  der  Societät  mit 
dem  blos  arbeitenden  Genossen  zu  theilen  sei,  nicht  nur  für  erlaubt, 
sondern  sogar  für  sehr  geeignet  gehalten  wurde***). 

Viel  'schlimmer  aber  sah  es  mit  der  Frage  bezüglich  der  Gefahr 
aus.  Der  Capitaleinleger  blieb,  wie  erwähnt,  Eigenthümer  des 
Geldes.  Er  hatte  folglich  auch  die  Gefahr  des  Geldes ,  während  bei 
dem  Darlehn  Eigenthum  und  Gefahr  der  Darlehnssumme  auf  den  Er- 
borger überzugehen  schien **'^).  Indessen  nahmen  Andere  an,  dass  das 
Geld  gemeinsam  werde,  mithin  die  Gefahr  von  dem  andern  Genossen 
zur  Hälfte  mit  getragen  werden  müsse '*^),  oder  dass,  wie  man  es 
ausdrückte,  aus  der  Geldeinlage  und  der  Arbeitseinlage,  letztere  zu 
einem  bestimmten  Werth  taxirt,  ein  Fonds  gebildet  werde **•).  Man 
erkennt,  welch'  wunderliche  Anschauungsweise  Alles  beherrschte.  In 
der  That  wurde  bei  dem  Bestreben,    der  canonischen  Gerechtigkeit 


dass  der  eine  seine  Arbeit  consomirt  haben  sollte,  wäJirend  dem  andern  sein  Geld 
erhalten  bliebe. 

211)  Gestützt  auf  S.  Thom.  n,  2  qn.  78  art.  2  nr.  5.  S.  Bernard.  n.  serm, 
39  art  2  c.  3. 

212)  üeber  diesen  Fandamentalsatz  s.  auch  Scacc.  §.  3  gl.  3  nr.  33. 

213)  Bald,  in  L.  1  Cod.  pro  soc.  Cynus  in  h.  1.  u.  A.  vertheidigten  diese 
Meinung.    Navarr.  manuaL  c.  17  nr.  63. 

214)  von  1614;  s.  abgedruckt  bei  Scacc.  $.  9  nr.  46. 
216)  Wie  bei  Azor.  1.  c.  c.  3  ausführlich  versucht  wird. 

216)  Az  0  r.  1.  c.  —  Eine  andere  Berechnung  macht  z.  B.  L.  L  e  s  s.  L  c.  nr.  9. 
Wenn  bei  dem  Ende  der  Societät,  in  die  A.  1000  aurei,  B.  dagegen  seine  Arbeit, 
zu  100  aurei  taxirt,  eingeschossen  hat,  1600  aurei  (nämlich  1000  aurei  Capital  und 
600  Gewinn)  da  sind,  so  soUB.  Vu  von  den  1600  erhalten,  also  136! 

217)  Bartol.  u.  Bald,  in  L.  1  Cod.  pro  soc.  Scacc.  §.  i  qu.  7  P.  2  ampl. 
9  nr.  4. 

218)  Cyn.  in  L.  1  cit.;  widrigenfalls  die  Societät  als  societas  leonina  erschien. 
Vergl.  über  letztem  Begriflf  Not.  227. 

219)  Less.  1.  c.  nr.  12.  —  Die  bei  Note  214  erwähnte  Constit  Sixti  V. 
betraf  auch  diesen  Punct  Allein  auch  über  ihre  Tragweite  waren  wieder  die 
grössten  Zweifel.  S.  Scacc.  $.  3  gl.  3  nr.  34  sqq.  zum  Theil  gegen  Azorin., 
Less.,  Molin.  u.  A. 
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(aequalitas  **^) )  getreu  zu  bleiben,  die  Lehre  von  der  SocietÄt  zu  einer 
der  dunkelsten  im  gesammten  Vertragsrecht.  Man  wird  dies  aber  begreif- 
lich finden,  wenn  man  aus  der  Menge  der  Einzelheiten  die  eine  That- 
sache  erkennt,  dass  der  Begriff  des  Gapitals  zunächst  am  Gelde,  folge- 
weise aber  auch  für  die  Behandlung  der  Arbeitskraft  durch  die  canonische 
Lehre  total  unterdrückt  wurde  ^^^).  Damit  war  denn  der  Massstab  für 
die  rechte  Vereinigung  von  Geld  und  Arbeit  verloren. 

Unausbleiblich  mussten  nach  dem  Bisherigen  die  grössten  Unsicher- 
heiten auch  in  Bezug  auf  die  richtige  Methode  der  Gewinnverthei- 
lung  herrschen  ^^) ;  ebenso  in  Bezug  auf  die  Berechnung  der  Aus- 
lagen und  Schäden  *'');  lauter  Folgen  des  eigenthümlichen  Begriff 
der  pecunia***),  welcher  sich  im  Verhältniss  zur  Arbeft  geltend 
machte.  Für  die  Zwecke  der  gegenwärtigen  Aufgabe  muss  es  genü- 
gen, die  Schwierigkeiten  der  canonistischen  Jurisprudenz,  die  eine 
höchst  ausführliche  Darstellung,  wenn  sie  vollständig  sein  sollte,  erfor- 
derlich machen  würden,  nur  in  einigen  Puncten  anzudeuten,  ohne  eine 
erschöpfende  Schilderung  der  Theorie  der  Societät  zu  unternehmen. 

Eine  Frage  indessen  interessirt  uns  billig  so  sehr,  dass  sie 
nähere  Erwähnung  verdient.  Wie,  wenn  derjenige,  welcher  Capital 
einschiesst,  von  der  Gesellschaft  sich  die  Rückerstattung  seines  Gapi- 
tals wider  alle  Gefahr  garantiren  lässt?  Nach  den  sonstigen  Grund- 
sätzen über  Assecuration  der  Gefahr  konnte  dies  nicht  unzulässig 
erscheinen***).  Allein  da  der  Societätsvertrag  immer  einen  Gewinn  für 
den  Gapitalisten  -  Theilhaber  abwerfen  sollte,  war  dies  höchst  bedenk- 
lich. Man  fühlte,  dass  dann,  wenn  die 'Rückziehung  des  Gapitals  unter 
allen  Umständen  gesichert  sei,  kein  wahrer  Unterschied  zwischen 
Societätseinlage  und  Darlehn  sei.  Ob  hier  der  Gewinn  Zins,  dort  Divi- 
dende hiesS;  war  gleich.  Es  fand  hier  wie  dort  neben  Rückerstat- 
tung des  Gapitals  ein  Gewinn  statt,  gleichviel  ob  in  Gestalt  bestinmi- 
ter  Procente ,  oder  in  Gestalt  eines  seinem  Betrag  nach  ungewissen 
Erträgnisses,  ein  Gewinn,  der  der  principiellen  Unfruchtbarkeit  des 
Geldes  widersprach. 


220)  Zu  dieser  verlangte  man  wohl  gar  schon,  dass  die  opera  stets  mit  dem 
Geld  gleichen  Werth  haben  solle.  Raph.  de  Turr.  disp.  3  qu.  10  nr.  74.  Vergl. 
oben  Kote  210. 

221)  Man  vergl.  §.  12. 

222)  Man  sehe  statt  aller  die  Darstellung  bei  A  z  o  r.  1.  c.  c.  4. 

223)  Das.  c.  6. 

221)  zugleich  auch  freilich,  wenn  man  will,  ethische  Rücksichten.  Die  Societät 
sollte  immer  auf  eine  wirkliche  fratemitas  ziurückgeführt  werden. 

222)  S.  oben  Not.  199  ff.  S.  Thom.  II,2qu.  78  art.  2.  Covarruv,  1.  c.  nr.  2. 
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Unendlich  viel  wurde  über  diese  Frage  geschrieben  und  gestrit- 
ten ^^*).  Man  versuchte  alle  möglichen  Unterscheidungen,  um  die  Sache 
zu  halten,  zu  der  das  nahe  liegende  Bedürfhiss  des  Verkehrs  hin- 
drängte^^). Die  Mehrzahl  der  Juristen  aber  hielt  einen  solchen  Ver- 
trag für  wucherisch ;  und  die  bereits  erwähnte  Verordnung  von  Sixtus  V. 
(1586)  erklärte  ihn  geradezu  für  verdammungswürdig  ''^). 

Nach  diesem  Allen  aber,  und  das  ist  wichtig,  war  über  die  dar- 
lehnsmässige,  zum  grossen  Theil  selbst  über  die  actienartige  Betheili- 
gung des  Gapitals  an  Societätsuntemdunungen  der  Stab  gebrochen  und 
jeden&Us  der  Soeietät  die  Fähigkeit,  durch  Aussicht  auf  Gewinn,  die 
Capitalien  an  sich  zu  locken,  ausserordentlich  geschmälert.  Es  erhellt, 
wie  unvollkommen  überhaupt  hiemach  die  Vereinigung  von  Geld  und 
Arbeitskräften  von  Statten  gehen  konnte.  Viele  Formen  der  Vereini- 
gung, welche  heut'  zu  Tage  grosse  Dienste  leisten,  waren  soldiergestalt 
unmögUch. 

Es  erhellt  aber  zugldch,  in  welche  merkwürdige  Lage  das  Capital 
durch  die  canonische  Lehre  versetzt  wurde.  Immerhin  war  doch  bei 
der  Sodetät  anerkannt,  dass  der  Bezug  eines  Gewinns  neben  der 
Bücknahme  des  Gapitals  *'^)  möglich  sei,  dass  also  das  Capital  Früchte 
tragen  könne,  eine  Thatsache,  die  bei  dem  Darlehn  so  streng  verneint 
wurde.  Alles  hing  nun  daran,  dass  bei  dem  Darlehn  die  Gefahr  auf 
den  Erborger  überzugehen  schien,  während  sie  hier  der  Capitalist  trug; 
daran,  dass  hier  der  Gewinn  nicht  als  ein  bestimmtes  Miethgeld  für  den 


222a)  Man  vergL  die  Berichte  bei  Laarent  de  Rudolph.  L  c  p.  131  nr. 
61,  Azor.  L  c.  Lessias  1.  c.  dub.  3. 

223)  So  behandelt  z.  B.  Azor.  1.  c,  nachdem  er  die  Zul&ssigkeit  der  fraglichen 
Bestinummg  im  Societ&tsvertrag  rerworfen,  als  zweite  Frage,  ob  neben 
dem  Sodetätsvertrag  durch  besondern  Assecurationsvertragdas  Resultat 
erreicht  werden  könne,  in  acht  scholastischer  Distinguirkunst 

224)  Diese  Constitution  sagt:  Statuimus,  hiigusmodi  contractus,  conventiones  et 
pactiones  usurarias  et  illidtas  posthac  censeri  debere,  atque  in  posterum  non  licere 
eis,  qui  pecunias  vel  animalia  vel  alias  res  in  sodetatem  tradent,  de  certo  lucro, 
ut  praefertur,  perdpiendo  inter  se  padsd  et  concordare;  neque  etiam  sive  ad  cer- 
tum,  sive  ad  incertum  lucrum  convenerint,  sodos,  qui  ea  receperint,  ad  sortem  seu 
capitale  salvum  et  integrum,  ubi  illud  casu  fortuito  perierit  vel  amissum  erit,  red- 
dendum  quovis  pacto  aut  promissione  sibi  obligare.  Dennoch  suchte  z.  B.  L  e  s  - 
siuB  L  c.  solche  Verträge,  wonach  die  Einlage  von  aUer  GtefSahr  frei  sein  soUte, 
unter  dem  Gesichtspunct  eines  (an  sich  erlaubten)  mit  dem  SodetiLtsvertrag  verbun- 
denen Assecuranzvertrags  zu  vertheidigen,  indem  er  deren  häufiges  Vorkommen,  sogar 
in  der  Weise,  dass  bestimmte  Frocente  der  Einlage  yergütet  werden,  namentlich 
in  Italien  und  den  Niederlanden  bezeugt   Vgl.  auch  Scacc.  §  3  gL  3  nr.  37  sqq. 

225)  S.  oben  Not  214. 
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Gebrauch,  sondern  als  ein  unbestimmter,  demnächst  zu  vertheilender 
Gewinn  zum  Vorschein  kommt;  sowie  daran,  dass  nicht  die  Geldein- 
lage an  sich  fruchtbar  ist,  sondern  erst  durch  die  mit  dem  Gelde 
wirthschaftende  Arbeit  des  einzelnen  Gesellschafters  oder  der  Gesell- 
schaft befruchtet  wird  **•).  üeber  den  W«rth  oder  Unwerth  dieser 
scholastischen  Gegensätze  sich  näher  zu  verbreiten,  ist  keine  Veranlas- 
sung. Allerdings  liegt  ein  äusserer  Unterschied  darin,  dass  die 
Capitaleinlage  in  die  Societät  nur  die  Möglichkeit  eined  ungewissen 
Gewinns  (Dividende)  hat  und  dass  vorläufig  ungewiss  bleibt,  ob  sie 
Nutzen  erzielen,  oder  Verlust  erleiden  wird**Oj  während  das  Darlehn 
eine  bestimmte,  im  Voraus  sichere  Vergütung  (als  Zins)  sucht.  Allein 
darin  stossen  doch  Darlehn  und  Societätseinlage  innerlich  zusammen, 
dass  in  dem  einen  wie  im  andern  FaU  das  Capital  als  Mittel  der  Pro- 
duction  Anspruch  auf  Früdite  macht  und  dass  in  der  That,  ob  durch 
die  Dividende  oder  durch  den  festen  Zins  der  Capitalgebrauch  vergütet 
wird,  kein  wesentlicher  Unterschied  ist.  Ist  doch  nicht  einmal  der 
Umstand,  ob  der  Capitaleinleger  die  Gefahr  trägt  oder  nicht,  streng 
genommen  von  durchschlagender  Bedeutung  '*^»).  Dennoch  ist  es  nach 
eanonischem  Recht,  sobald  die  Capitalanlage  Darlehn  heisst,  unter- 
sagt, obwohl  das  Geld  dem  Erborger  nicht  minder  Mittel  der  Production 
wird,  wie  dem  Socius,  auch  nur  diejenige  Vergütung  zu  nehmen,  die 
dem  Einleger  in  die  Societät. zu  nehmen  erlaubt  ist**^^)*  — 

So  erhellt  schon  aus  den  Betrachtungen,  welche  in  diesen  Para- 
graphen zusammengefasst  sind,  wie  gross  die  Tragweite  der  Zins- 
verbote war.  Schwerlich  war  man  sich  im  ersten  Anlauf,  als  man  das 
mutuum  date  nihil  inde  sperantes  aussprach,  dessen  bewusst  gewe- 
sen. Allein  vom  Darlehn  sprang  die  Wirkung  der  Unfruchtbarkeit  des 
Geldes  auf  den  Kauf  und  auf  andere  Geschäfte  über.    Der  steigende 


226)  Ueber  die  Aosgangspuncte  dieser  Distinction  ist  oben  bei  dem  Darlehn 
das  Köthige  gesagt  worden. 

227)  Die  Societät,  bei  der  der  eine  socius  sichern  Gewinn  und  Freiheit  von 
Verlust  ausbedingt,  wird  bekanntlich  von  jeher  als  sodetas  leonina  (L.  29  §  2  pro 
60C.)  verworfen.    Nach  canonischen  Begriffen  war  das  zweifellos  usura. 

227a)  Dies  näher  auszuführen,  ist  hier  nicht  der  Ort  Es  genügt,  hier  nur  an- 
zudeuten, dass  durch  die  canonische  Lehre  eine  Menge  von  Dingen  in  den  Socie- 
tatsbegriff  eingezwängt  wurden,  die  unter  den  Begriff  des  Darlehns  gehören,  sobald 
dieProductivität  des  Capitals  freigegeben  ist  An  dieser  Missbildung  hat  die  ganze 
juristische  Lehre  von  der  Societät  noch  jetzt  zu  leiden. 

227b)  Von  dem  contractns  socidae  in  Bezug  auf  Thiere  hier  zu  handeln,  ist  nicht 
nöthig.  S.  davon  Laurent  de  Rudolph.  1.  c.  fol.  131  nr.  3  sqq.  Ambr.  de 
Vignate  nr.  iH  sqq. 
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Verkehr  suchte,  wie  man  deutlich  wahrnimmt,  diesem  Hindemiss  aus- 
zuweichen. Da  aber  einmal  ein  Satz  ausgesprochen  war,  der  ein  Princip, 
ja  ein  Dogma  von  allgemeinster  Bedeutung  in  sich  schloss,  nämlich  das 
Princip  der  Unfruchtbarkeit  des  Capitals,  so  blieb  Nichts  übrig,  als  nun 
auch  dieses  Princip  zu  proolamiren  und  mit  demselben  jede  neue  Erschei- 
nung zu  verfolgen.  Dies  geschah  mit  der  dem  canonischen  Wesen 
eigenen  Zähigkeit  im  Festhalten  des  positiven  Gesetzes ;  zu  einem  solchen 
war  das  Zinsverbot  geworden.  Seine  Wirkungen  erstreckten  sich  bis  an 
die  letzten  Grenzen  des  Verkehrs^  und  man  kann  wohl  sagen,  dass  man 
sicherlich  erst  durch  diese  praktische  Uebung,  zu  welcher  dasWachsthuni 
des  Verkehrs  aufforderte,  der  vollen,  schweren  Bedeutung  dessen ,  was 
man  durch  den  Satz  mutuum  date  nihil  inde  sperantes  prodamirt  hatte, 
sich  bewusst  wurde. 

(Die  Fortsetzung  folgt  im  nächsten  HefL) 


Nationalökonomisclie  Gesetzgebung! 

m. 

Bie   dflterrelcbiflcbe  Bankacte  von  27.  Beeember  ISM. 

Die  im  osterreichUcheo  ReichsgeBetzblatt  Tom  14.  Januar  1863  pablicirte 
Bankacte  kann  ?on  einem  doppelten  Geaichtsponcte  aua  gewürdigt  werden:  als 
Act  ataatlicher  Gesetzgebung  zur  Regulirnng  des  Bankwesens  und  als  Mittel 
zur  Herstellung  der  Valuta.  Lisst  man  den  ersten  Gesichtspunct  allein  gelten, 
so  ist  gegen  dieselbe  ?iel  einzuwenden,  da  sie  ein  Bankmonopol  verlängert  und 
damit  die  Centralisation  auf  einem  Gebiete  festhält,  wo  nur  Decentralisation 
und  freie  Entwickelung  des  Associationswesens  auf  einer  gesetzlich  Torgezeieh- 
neten  Grundlage  nach  dem  Vorbild  Englands  heibam  ist.  Anders  gestaltet  sich 
dagegen  das  Urtheil,  sobald  man  die  für  Oesterreich  brennendste  Frage  der 
Herstellung  der  Valuta  mit  ins  Auge  fasst.  Dann  erscheint  die  österreichische 
Bankacte,  wie  sie  aus  den  langen  mühseligen  Berathungen  des  Abgeordneten- 
hauses des  Reichsraths  hervorgegangen,  zwar  nicht  absolut,  aber  doch  relativ 
als  die  beste,  welche  sich  gegenüber  den  dabei  zu  überwindenden  Schwierig- 
keiten, einer  unglaublichen  Befangenheit  gewisser  Regierungsorgane,  den  Vor- 
urtheilen  und  Einflüssen  einer  mächtigen  Bankpartei  und  der  Opposition  einer 
zum  Tbeil  gegängelten  und  corrumpirten,  zum  Theil  auch  eingeschüchterten  und 
in  der  Sache  befangenen  Journalistik  nur  erwarten  Hess.  Der  Segen  einer 
Volksvertretung  hat  sich  in  diesem  wie  kaum  in  einem  anderen  Falle  für 
Oesterreich  bewährt,  und  das  Abgeordnetenhaus  hat  sich  in  seiner  Bankacte  den 
schönsten  Lorbeer  errungen..  Hier  zeigte  sich,  dass  die  Worte'  eines  alten  eng- 
.  lischen  Staatsmanns:  „Behalten  wir  nur  die  Pressfreiheit,  mit  ihr  erobern  wir 
alle  unsere  Freiheiten  wieder*^  ^enn  doch  cum  grano  salis  zu  verstehen  sind. 
Die  Tagsblätter  erfreuten  sich  der  Bankfrage  gegenüber  der  vollsten  Freiheit, 
uud  doch  lagen  sie  thatsächlich  theils  in  freiwilliger,  theils  in  erzwungener 
Knechtschaft,  und  fast  allein  die  wiener  „Fresse^'  bildete  hiervon  eine  rühm- 
liche Ausnahme.  Um  so  fiel  grösser  erglänzt  das  Verdienst  des  Abgeordneten- 
hauses!     '  , 

In  drei  Funden'  laufen  die  wesentlichen  Bedenken  gegen  die  neue  Bank- 
acte des  Abgeordnetenhauses  zusammen^  wie  solche  bis  zum  Abschluss  von  den 
Vertretern  der  Bankgesellschft  geltend  gemacht  worden  sind.  Erstlich  findet 
man  die  Dauer  der  Privilegiums- Verlängerung  auf  10  Jahre  (bis  1876)  ib.  kurz. 
Seltsam  klingt  dieser  Einwand  im  Hunde  derjenigen,  welche  die  der' Bank  zugestan- 
denen Vortheile  für  zu  gering  erachten.  .  Eine  zehnjährige  Verlängerung  lässt 
sich  bei  den  politischen  und-  finanziellen  Zuständen  Oesterr^ichs ,  deren  charak- 
teristisches Merkmal  die  Uüfertigkeit  und  Halbheit  ist,  noch  allenfalls  recht- 
fertigen —  eine  längere  nicht.  Denn  sie  reicht  vollkommen  hin,  um  die 
Zweckmässigkeit  der  neuen  Einrichtungen  nach  allen  Seiten  gründlich  zu  wür- 
digen; Je  nach  den  gewonnenen  Erfahrungen  mag  dann  nach  Ablauf  der  zehn 
Jahre,  wo  das  gegenwärtige  Provisorium  und  Uebergangsstadium  iü  der  Ent- 
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wickelang  Oesterreicbs  sicher  überwunden  sein  wird ,  entweder  die  Terbessemde 
Hand  an  die  Institution  des  privilegirten  ceyitraien  Zettelemissionsinstituts  zu 
deren  weiterer  Befestigung  gelegt,  oder  ein  anderes  Banksystem  auf  neuer 
Grundlage  in's  Leben  gerufen  werden.  Jedenfalls  sollte  das'  PrlTilegium  der 
Nationalbank,  die  nahezu  schon  ein  halbes  Jahrhundert  hinter  sich  hat,  auch 
bei  der  ersten  Eventualität  nie  wieder  mehr  als  um  sehn  Jahre  verlängert 
werden.  Bei  dem  heutigen  raschen  Wechsel  und  Fortschritt  aller  Wirthschafts- 
Terhältnisse  sollte  man  die  Zukunft  in  einer  so  wichtigen  Angelegenheit  jiia 
länger  als  nöthig  binden,  wenn  man  auch  nicht  gerade  zu  dem  jetzigen  eng- 
lisehen  Modus  übergehen  will,  nach  welchem  das  übrigens  ?iel  beschränktere 
Pri?ilegiam  der  Bank  von  England  derzeit  Ton  Jahr  zu  Jahr  gekündigt 
werden  kann. 

Zweitens  schreit  man  die  anfänglich Tom  Abgeordnetenhaus  beschlossene 
Unyerzinslichkeit  der  80  Hillionen  Gulden,  welche  der  Staat  in  Noten 
der  Bank  während  der  Prinlegiums- Dauer  schuldig  bleibt,  für  ein  die  Renta- 
bilität der  Bank  zu  schwer  beeinträchtigendes  Opfer  aus.  Und  doch  stattet 
eben  der  Staat  die  Bank  mit  ausserordentlichen  Immunitäten,  mit  dem  Pri?!- 
legium  der  ausschliesslichen  Notenausgabe  auf  einem  grossen  Ton  mehr  als 
30  Hillionen  Henschen  bewohnten  Territorium,  mit  dem  weiteren  PriTÜegium, 
dass  diese  ihre  Noten  allenthalben  als  Zahlungsmittel  zum  Yollen  Nennwerlhe 
angenommen  werden  müssen,  mit  der  wichtigen  Befugniss  endlich  aus,  dass 
die  Bank  200  Millionen  Gulden  in  Noten  metallisch  unbedeckt  ausgeben  kann. 
Als  alleinigen  Entgelt  für  alle  Immunitäten  und  Priyilegien  yerlangte  das  Ab- 
geordnetenhaus Ton  diesen  200  Millionen  Gulden  metallisch  unbebeckten  Noten 
nur  80  Hillionen  unverzinslich  für  den  Staat,  d.  h.  für  die  Allgemeinheit 
zurück! 

Die  Bankpartei  behauptet  -zwar  immer :  die  Bank  habe  das.  Darlehen  von 
80  Uillionen  aus  ihrem  eigenen  Capital*,  zu  gewähren.  Allein  das  ist  eine 
Fiction,  ein  blosses  Silbenstechen.  Die  Bank  hat  Ton  jeher  vom  Staate  mehr 
Silber  empfangen,  als  sie  ihm  geliehen,  sie  empfängt  noch  weitere,  Yom  Staat 
ihr  überwiesenen  Silberraten  der  Südbahn,  und  auch  die  gegen  das  londoner 
Darlehn  Torgestreckten  20  Hillionen  Gulden  sollen  ihr  in  Metall  heimgezahlt 
werden.  Der  dauernd  zu  yerbleibende  Schnldenrest  Ton  80.  Hillionen  ist  seinem 
Ursprung  wie  seinem  Wesen  nach  eine  Notenschuld,  die  nur  kraft  des 
Tom  Staat  yerliehenen  Privilegiums  in  Circulation  bleiben  kann  und  auch  fer- 
nerhin keiner  metallischen  Bedeckung  bedarf.  Wäre  dem  anders,  sollte  die 
Gesellschaft  wirklich  aus  ihrem  Capital  von  HO  Millionen  Gulden  dem. Staate 
80  Hiliionen  torstrecken,  so  dass  ihr  zur  Betreibung  ihrer  eigentlichen  com- 
merciellen  Bankgeschäfte  nur  noch  30  Hillionen  übrig  blieben,  sie  würde  sich' 
auch  mit  einer  Verzinsung  von  2%,  ja  von  4®/o  nicht  begnügen  können.  Die 
Sache  liegt  vielmehr  so,  dass  die  Bank  ein  lucrätives  Rec&t  des  Staats  allein 
aoauben  soll,  jedoch  nicht  bloss  zu  ihrem  Vortheil,  sondern  zum  Nutzen  auch 
des  Staats.  Wenn  der  Staat  im  Interesse  der  Einheit  des  Notenumlaufs  oder 
aus  anderen  Gründen  auf  sein  Recht  zu  Gunsten  der  Bank  Terzichtet,  wenn  er  ihr 
das  ausschliessende  Recht  der  Notenausgabe  verleiht,  so  kann  dies  Ternünfliger 
Weise  doch  nur  unter  der  Bedingung  geschehen,  dass  er  seinen  Antheil  an  der 
Notenausgabe  habe,  dass  ein  bestimmter' Theil  der.  Banknoten  gleichsam  die 
StaatsDoten  ersetze. 
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Bereits  seit  dem  Jahr  1828,  un^^eachtet  die  meiiten  Länder  iev  Monarchie 
damals  noch  nicht  einmal  von  der  Natural-  zar  Geldwirthachaft  übergegangen 
waren  und  der  Bankfond  nur  etwa  den  dritten  Theil  des  gegenwartigen 
betrug,  flank  die  Schuld  dea  Staats  an  die  Bank  zu  keiner  Zeit  mehr  unter 
110  Millionen  Fl.  osterr.  W.  (den  Belauf  des  jetzigen  Bankcapitals)  herab;  sie 
stieg  1847  auf  133  Mill.,  1848  auf  188  Mill.,  1849  auf  158  Mill.  Fl.  osterr.  W. 
neben  anderem  Staatspapicrgelde  im  Betrage  von  75  Mill.,  welches  mit  Zwangs- 
curs  umlaufend  in  den  nächsten  Jahren  bis  176  MilL  Fl.  osterr.  W.  vermehrt 
wurde.  Durch  die  Zusammenziehung  beiderlei  Papiergattungen  steigt  die  Staats- 
schuld bei  der  Bank  dann  im  Jahr  1854  auf  rund  310  Hill.  Fl.  osterr.  W., 
sinkt  bis  zur  Wiederaufnahme  der  Baarzahlungen  Ende  1858  auf  rund 
153  Mill.  Fl.,  steigt  aber  im  Kriegsjahre  1859  wieder  über  300  Mill.  FL 
üsterr.  W.  Der  unferzinsliche  Theil  der  Staatsschuld  bei  der  Bank, 
thatsächlich  ausgewiesen  schon  seit  dem  Jahre  1826  —  denn  unentgeltlich  ge* 
noss  die  Bankgesellschaft  ihr  PriTilegium  niemals  —  sank  schon  seit  1832  nie 
mehr  unter  35  MilL,  stieg  früher  bereits  in  einzelnen  Jahren  über  50  Mill., 
erhob  sich  später  bis  auf  236  MilL  FL  osterr,  W,  und  betrug  sogar  bei  Wie- 
deraufnahme der  Baarzahlungen  Ende  1858  immer  noch  I26V2  Millionen.  Auch 
nimmt  der  Zinsenertrag  aus  der  Staatsschuld  trotz  der  Vermehrung  derselben 
namentlich  seit  1850  fast  ununterbrochen  ab,  während  die  Erträgnisse  der  eigent- 
lichen Bankgeschäfte  sich  in  überraschender  Progression  steigern.  Bis  zum 
Jahr  1848  erreichte  der  Gesammtertrag  der  Bank  nur  zweimal  5  MilL,  und 
betrugen  allein  die  Staatszinsen  davon  zwischen  2V2  bis  3y^  MilL,  während  zu 
einem  Gesammterträ'gniss  von  10  bis  11  MilL  in  den  Jahren  1857 — 1859 
die  Staatszinsen  kaum  eine  Million  beitrugen.  Der  Schwerpunct  der  Renta- 
bilität der  Bank,  früher  in  der  Staatsschuld  liegend,  hat  sich  seit  1848  eben 
in  die  regelmässigen  Bankgeschäfte  verlegt.  Hiemit  correspondirt  die  Thatsache, 
dass  die  Staatsschuld  bei  der  Bank  trotz  ihrer  Zunahme  fast  regelmässig  fort- 
schreitend einer  immer  geringeren  durchschnittlichen  Verzinsung  unterlag,  welche 
schon  seit  1829  dauernd  unter  3%,  für  1854  auf  0,81%,  für  1856  und 
1857  auf  nahezu  V2%i  für  1859  sogar  auf  0,31%  ^^^  gesammten  Staats- 
schuld herabsank.  In  diesen  Ziffern  drückt  sich  der  immer  höhere  Entgelt  aus, 
welchen  die  Bank  für  ihr  kostbares  und  mit  dem  Verkehr  an  Werth  steigendes 
Privilegium  an  den  Staat  thatsächlich  leistete.  Der  Uebergang  zu  einer  zwar 
unverzinslichen,  aber  auch  fest  limitirten  unüberschreitbaren  Staatsschuld 
von  vcrhältnissmässiger  Grösse  (80  MilL)  liegt  da  nur  in  der  logischen  Con- 
sequenz.  Die  Bank  consolidirt  sich  nicht  bloss^  sondern  büsst  auch  nichts 
am  Gewinn  ein,  wenn  zwar  eine  Staatsschuld  von  drittehalb  Hundert  MilL,  die 
kaum  2%  ^^i^'*  I^cnte  abwerfen,  auf  80  MilL,  die  keine  Zinsen  tragen,  redu- 
cirt  wird,  dagegen  aber  ihre  regelmässigen  Geschäftszweige  sich  nur  um  30 
bis  50  Mill.  erweitern.  Der  grosse  vortheilhafte  Unterschied  besteht  darin, 
dass  das,  was  früher  bloss  thatsächlich  und  somit  unbegrenzt  galt,  fortan  ge- 
setzlich unüberschreitbar  fixirt,  und  damit  eben  eine  die  Banksolvenz 
stets  bedrohende  Ursache  dauernd  beseitigt  wird*). 

Die  mehr  als  ausreichende  Rentabilität   der  Bank  zeigt  auch  die  massigste 


♦)  Das  iät  ausftthrlichcr  und  mit  Daten  belegt  entwickelt  in  der  Schrift :  „Die 
üsterrcichischon  Finanzprobleme'^  von  Dr.  Höfken. 
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Berechnung.  Von  unferzinalichen  Depositen,  welche  zur  Hälfte  im  Bankge- 
scliiift  verwendet  werden  dfirfen,  ganz  abgesehen,  kann  die  Bank  aussersten 
Falles  310  Mill.  Gulden  in  Noten  ausgeben,  200  MilL  metallisch  iinbe- 
deckt  und  110  Millionen  gegen  ihr  Capital.  Gesetzt  aber,  die  Bank  hatte  mit 
voller  Benützung  des  ihr  zugestandenen  Rechts  20  Hill,  ihres  Capitais  in 
eigenen  Pfandbriefen  u.  s.  w.  gebunden,  so  erübrigen,  nach  Abzug  (der  durch  die 
permanente  Schuld  des  Staats  gebundenen  80  MilJ.,  .noch  (310  —  20 —  80  =) 
210  Mill.  höchsten  Falles  für  das  Wechsel-  und  Lombardgeschaft.  Der  unter 
Wegfall  von  Depositen  höchste  Notenumlauf  von  310  Mill.  fände  mithin  seine 
vorschriitsmisige  Bedeckung  in  90  Mill.  gegen  Baarschaft,  210  Mtll.  gegen 
bankmässig  belehnte  Effecten  und  etwa  15  Mill.  gegen  eigene  Pfandbriefe,  zu- 
sammen 315  Mill.  Selbstverständlich  kann  die  Bank  ihre  Wechsel-  und  Lom- 
bardgeschäfte zwar  nicht  immer  bis  zur  Maximal-Grenze  ausdehnen.  £in  Spiel- 
raum von  60  Mill.  Gulden  zwischen  der  äussersten  Zusammenziehung  und  Aus- 
dehnung dieser  Gescliäfte  scheint  im  Allgemeinen  aber  mehr  als  ausreichend  zu 
sein.  Es  kann-  der  Bank  bei  der  notorischen  Capitalsbedürftigkeit  Oesterreichs 
nicht  schwer  fallen,  den  auf  Escomptirung  von  Wechseln  und  statutenmSssige« 
Vorschüsse  verwendeten  G(isammtbetrag  zwischen  150  und  210  Millionen  zu 
halten,  wenn  sie  nur  immer  ihrem  Zinsfusse  die  rechte  Beweglichkeit  giebt« 
Auch  aus  anderen  und  wichtigeren  Gründen  als  dem  der  Rentabilität,  zur  Sicher- 
heit des  Geldumlaufs  und  zur  rechtzeitigen  Vorbeugung  oder  Milderung  von 
Handelskrisen,  wird  es  ihr  bei  freier  Bewegung  geboten ,  den  Zinsfuss  zu  er- 
höhen, wenn  jener  Gesammtbetrag  der  Bankgeschäfte  sich  mehr  der  Maximal- 
Grenze  (210  Mill.),  denselben  dagegen  zu  erniedrigen,  wenn  er  sich  mehr  der 
Minimal- Grenze  (150  Hill.)  nähert.  Man  darf  alsoden  durchschnittlichen 
Gesammtbetrag  der  auf  Escomptirung  und  Lombard  verwendeten  Noten  auf  we- 
nigstens 180  Millionen  und  den  durchschnittlichen  Zinsfuss  auf  mindestens  5Vo 
für  das  nächste  Decennium  unbedingt  annehmen.  Zu  diesen  180  Millionen  die 
20  Millionen  eigene  5%  Pfandbriefe  zugefügt,  macht  von  200  Mill.  ein  Zins- 
erträgniss  von  10  Mill.  Gulden.  Die  Zinsen  des  Reservefonds,  der  Gewinn  aus 
den  Geschäften  der  Hjpothekencredits- Abtheilung  und  den  übrigen  Geschäfts- 
zweigen der  Bank  decken  nicht  bloss  die  sämmtlichen  Regiekosten  der  Bank, 
sondern  lassen  bei  nur  einiger  Ehtwickelung  auch  noch  einen  Ueberschuss  dar- 
über von  einer  Million  erwarten.  Das  gibt  ein  Reinerträgniss  von  10  bis  11 
Hill.  Gulden  oder  nahezu  lOVo  des  Actiencapitals  der  Bank.  Dies  Erträgniss 
kann  sich  noch  dadurch  steigern ,  dass  die  Bank  mit  der  Zeit  auch  unverzins- 
liche Depositen  zur  Verfügung  erhält,  und  dass  hierzu  gegründete  Hoffnung  vor- 
handen sei,  wurde  selbst  im  Reichsrath  von  den  Regierungsorganen  ausdrücklich 
anerkannt.  Jedenfalls  erscheint  das  sichere  Erträgniss  der  Bank  so  hoch,  dass  es 
gerechtfertigt  wäre,  wenn  nicht  bloss  die  80  Millionen  Notenschnld  des  Staats 
unverzinslich  bleiben,  sondern  wenn  auch  nach  Auszahlung  von  6%  Zinsen  die 
Dividende  an  die  Actionäre  und  nach  Verstärkung  •  des  Reservefonds  der  dann 
noch  verbleibende  Gewinn  mit  dem  Staat  getheilt  werden  mfisste.  Gar  nicht 
zu  rechtfertigen  aber  wär's,  sollte  der  Staat  zu  dem  ausschliesslichen  Privilegium 
(das  z.  B.  in  England  in  der  Weise  gar  nicht  besteht)  der  Bank  auch  noch 
•in  Geschenk  von  jährlichen  160,000  Gulden  (2%  Zinsen  von  80  Hill.) 
machen.  Das  hiesse  nicht  bloss  die  Bankgesellschaft  auf  Kosten  des  Staats- 
säckels bereichern,    sondern  auch  die  alte  Missirirthschaft  der  Bank  durch  eine 
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Prämie  begünstigen  und  verewigen.  Man  mache  der  Banli  die  Rentabilitit  nur 
niclit  gar  za  leicht ,  und  sie  wird  schon  dadurch  gezwungen  sein ,  sich  auch 
einer  grösseren  Wirthschaftlichlieit,  einer  gerechteren  und  zwecl^mis' 
sigeren  Creditgewihning  zu  befleissigen  und  sich  gegen  missbrauchliche  Ein- 
fluBSCy  ¥on  wo  sie  liommen,  entschiedener  zu  wahren. 

Drittens  endlich  erwecken  die  VorschriAen  über  die  Notenbedeckung 
(über  200  Mili.  yoU  Metall,  und  was  an  Noten  nicht  metallische  Deckung  hat, 
muss  sonst  bankmässig  bedeckt  sein)  in  dem  Sinne  Bedenken,  dass  der  Noten- 
emission damit  ein  zu  enger  Schnürleib  angelegt  werde,  und  dass  die  Bank  so 
gefesselt  bei  den  Credilgewahrungen  nicht  jene  Elasticitat  entwickeln  könne,  auch 
zu  entwickeln  kein  Interesse  habe,  welche  erforderlich  sei,  um  den  Anfor- 
derungen des  Handels  immer  gerecht  zu  werden  und  dem  Lande  ihren  vollen 
volkswirthschaftlichen  Nutzen  zu  gewahren. 

Hierauf  ist  vom  wissenschaftlichen  wie  praktischen  Standpuncte  zunächst 
zu  erwidern ,  dass  die  ausschliesslich  privilegirte  centrale  Zettel-Bank  dann  ihre 
volkswirthschaftlichen  Zwecke  am  besten  erfüllt  und  den  höchsten  Gemeinnutzen 
4>ringt,  wenn  sie  die  stete  Einlösbarkeit  und  den  Voll  wer  th  der 
Note  sicher  stellt«  Für  die  Hauptaufgaben  der  Bank  bezüglich  sowohl  des 
Geldumlauf  als  bezüglich  des  Creditverkehrs  ist  die  Sicherheit  der  Note,  d.  i. 
die  ununterbrochene  Zahlungsfähigkeit  und  Solvenz  der  Bank  bei  Weitem  das 
oberste  Erfordemiss  und  der  wesentliche  Gesichtspunct,  aus  jr^lchem  die  Bank- 
note zu  beurtheilen  ist.  Den  Rücksichten  auf  die  Sicherheit  und  Vollwerthig* 
keit  des  allgemeinen  Zahlungsmittels  —  die  Grundbedingung  der  ganzen  heutigen 
Volkswirthschaft  —  müssen  sich  alle  anderen  Interessen,  insbesondere  auch  die 
Specülationen  im  Waaren-  und  Effectenhandel,  von  vornherein  unterordnen. 
Vermeintliche  mehr  minder  vorübergehende  Creditbedürfnisse  des  Handels  und 
der  Börse  sind  gar  nicht  berechtigt,  auf  die  Normen  der  Notenbedeckung  bei 
einem  ausschliessend  privilegirten  Zettelinstitut  bestimmend  einzuwirken,  eben 
so  wenig,  als  es  allgemein  anerkannt  das  Creditbedurfniss  des  Staates  selbst  ist, 
und  man  darf  diesem  gegenüber  hinsichtlich  der  Notenausgabe  nicht  absolute  Schranken 
ziehen,  um  sie  für  jene  schrankenlos  zu  öffnen..  Man  muss  akofeslhslten:  Die  sichere 
Einlösbarkeit  der  Note,  die  ununterbrochene  stricte  Zahlungsfähigkeit  der  Bank  ist 
auch  volkswirthMhaftlich  die  Hauptsache,  und  eine  Elasticitit  der  Notenausgabe 
gross  genug,  um  allen  Creditanforderungten  des  Handels  zu  entsprechen,  darf  erst 
in  zweiter  Linie  in  Betracht  kommen.  Gilt  dies  schon  beim  Freibankensystem, 
um  wie  viel  mehr  bei  einem  ausschliessend  monopolisirten  Central-Zettelinstitut! 

Uebrigens  lassen  die  in  der  neuen  Bankacte  vorgeschriebenen  Bedeckungs- 
normea  der  Ehsticitit,  d.  h.  der  Zusammenziehung  und  Ausdehnung  der  Noten- 
emission im  fortan  streng  statutarischen  Geschfifte  allen  nur  wünschenswerthen 
Spielraum.  Es  wurde  dies,  schon  oben  bei  Nachweisnng  der  Banknoten  .neben- 
bei dargelegt.  Unter  Umstiinden,  wo  dieNotenentwefthnng  die  Bank  nöthigt  oder 
doch  nöthigen  sollte,  ihr  eigentliches  Bankgeschäft  nach  Thunlichkeit  einzuengen, 
belief  sich  der  auf  statutenmässige  Escomptirung  und-  Vorschüsse  verwendete 
Gesammtbetrag  in  der  Regel  zwischen  120  und  150  Hill.  Wenn  dieser  Be- 
ttag auch  selten  die  Stimme  von  150  Mill.  überstieg,  so  ist  derselbe  doch  aller- 
dings noch  einer  ganz  naturgemissen  Auadehnung  föhig,  zumal  dann,  wenn  der 
jetzige  Notenumlanf  von  450  Mill.  Gulden  sich  erst  um  jene  150  Mill.  ver- 
mindert haben   wird,    welche  zur  Zeit  noch  theik  gegen  die  eigenen  Effecten 
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der  Bank,  theils  gegen  die  Notenschuld  des  Staats  im  Umlaufe  sind.  Der  Yer- 
hehr  wird  es  sehr  wohllhitig  yerspüren,  irennin  dem  Masse,  als  diese  unlvinkmfissig 
yerausgabten  Noten  zurückfliessen,  die  durchschnittliche  Notenverwendung  in  Es- 
comptirong  und  Lombard  anf  1 80  Hill.  Gulden  sich  ausdehnen  kann.  Durch  ge- 
hdrige  Beweglichkeit  des  Zinsfusses,  durch  Ermässigung  desselben,  wenn  die 
Creditansprfiche  sich  mindern,  durch  consequente  Erhöhung,  wenn  sie  zunehmen, 
wird  es  der  Bank  nicht  schwer  halten,  jene  bankmassige  Notenverwendung  im 
Allgemeinen  und  Ganzen  zwischen  150  und  210  Hillionen  zu  erhalten,  und 
dieser  normale  Spielraum  von  60  Hill.  Gulden  seheint  mir  auch,  wie  gesagt, 
vollkommen  ausreichend,  um  den  wirklichen  Creditbedurfnissen  des  Verkehrs  mit 
glucklichem  Erfolge,  d«  h«  ohne  Störungen  zu  bewirken,  aber  auch  ohne  den 
Sehwindel  zu  entfesseln.  Schritt  auf  Schritt  zu  folgen.  Eine  noch  grössere 
Elasticitit,  wie  namentlich  einzelne  Stimmen  der  Bankpartei  sie  masslos  verlangten^ 
wfire  nichts  weniger  als  wünschenswerth  und  rationell,  denn  sie  würde  nur  zu 
Ausschweifungen  des  Credits  Anlass  bieten,  denen  die  Reaction,  mit  Störungen 
verknfipfle  Restrictionen ,  folgen  müssten ,  wenn  die  Bank  unter  dem  Verwände 
„zur  Schonung  des  Verkehrs^^  dann  nicht  wieder  ^ur  Suspension  der  Baar- 
Zahlungen  schreiten  wollte.  Die  Bank  von  England,  welche  den  Geldumlauf 
und  den  Geschäftscredit  des  grössten  Handelsreichs  regulirt,  hat  gesetzlich 
keinen  grösseren,  sondern  einen  weit  engeren  Spielraum;  ja,  ihr  ganzes 
Bankgeschäft  beruht  wesentlich  auf  unverzinslichen  Depositen  und  geschieht 
in  metallisch  bedeckten  Noten,  während  die  österreichische  Bank  den  grösseren 
Theil  ihrer  metallisch  unbedeckten  Noten  noch  im  Bankgeschäft  verwenden  kann. 
Auch  ist  die  Notencirculation  der  Bank  von  England  ziemlich  constant  und  die 
grössten  Differenzen  darin  erreichten  seit  vielen  Jahren  kaum  jemals  6  HilL 
Pfd.  St.  oder  60  Mill.  Gulden.  Die  Lösung  dieses  Räthsels  liegt  lediglich  in 
der  den  Marktverhältnissen  sich  rasch  anpassenden  Veränderlichkeit  des  Zins- 
fusses.  Wenn  unsere  rehabUittrte  Nationalbank,  bei  freier  Bewegung,  gegenüber 
wachsenden  Creditanforderung^n  nicht  bei  einem  niedrigen  Zinsfusse,  der  nur 
die  einen  und  anderen  Firmen  zur  Ausbeutung  kleinerer  Creditbedfirftiger  begün- 
stigt, verharrt,  sondern  resolut  mit  ihrem  Zinssatz  in  die  Höhe  geht,  so  wird 
sie  dadurch  zweierlei  bei  massiger  Expansion  der  Notenausgabe  erreichen :  erstens 
wird  sie  den  Andrang  auf  ihren  Credit  einschränken,  die  zu  heftige  Speculations- 
Ittst  zügeln,  missbräuchlicher  Creditbenutznng  des  In-  und  Auslandes  wehren, 
dem  Creditwürdigstm  und  dem  wirklichen  Bedfirfniss  zu  Hülfe  kommen;  zwei- 
tens wird  sie  durch  den  hohen  Escompt  auf  unsere  Wechselcurse  günstig  ein^ 
wirken  und  auch  fremdes  Capital  unserem  Markte  zuführen  und  dadurch  einer 
drohenden  Krisis  vorbeugen  oder  eine  ausgehrochene  lindern  helfen.  Die  Na- 
tionalbank kann  vermöge  ihrer  Natur  nicht  den  Beruf  haben,  allen  Creditbe«- 
dfirfUgen  in  gewöhnlichen  oder  gar  in  kritischen  Zeiten  unmittelbar  zu  helfen 
und  eine  Elasticität,  die  dieses  Ziel  erreichen  wollte,  wäre  nimmermehr  mit 
ihrer  Solvenz  vereinbar.  Nur  mittelbar  kann  sie  durch  zweckmässige  Leitung 
des  Geldumlaufs  und  Credits  den  gesammten  Verkehr  erleichtern,  drohenden 
Krisen  vorbeugen,  vorhandene  mildem  helfen. 

Hierbei  muss  als  weiteres  Moment  In'sAuge  gefiisst  werden,  dais  mit  der 
Zeit  auch  die  unverzinslichen  Depositen  ein  Mittel  bieten  werden,  um  den  sta- 
ttttenmässigen  Geschäften  der  Bank  noch  mehr  Schwungkraft  zu  verleihen.  Von 
Jeher  habe  ich  als  meine  Ueberzeugung  den  Satz  verfochten,  dass,  so  gefährlich 


188  Die  österreichiBche  Bankacle  vom  27.  December  1862. 

die  Wiederverwendung  von  verzinslichen  Depositen  für  eine  Zettelbank  sein 
mag,  so  wenig  die  theilweiae  Verwendung  von  anverzinaiichen  Depositen, 
welctie  ihrer  Natur  nach  von  jenen  verschieden  sind,  mit  einer  ernsten  Gefahr 
verknüpft  sein  könne.  Regierung  und  Reichsrat h  theilen  diese  Anschauung, 
welche  sich  auch  erfahrungsmässig  insbesondere  in  England  bewährt  bat.  Frei- 
lich wird  die  Nationalbank  nur  langsam  in  einen  ansehnlichen  Besitz  solcher 
Depositen  gelangen  können;  es  wird  aber  um  so  balder  geschehen,  je  rascher 
sie  ihre  Solvenz  und  ihren  Credit  wiederherstellt,  je  mehr  ein  geordnetes  Geld- 
wesen den  Capitalien-Zufluss  nach  Oesterreicb  erleichtert,  und  je  entgegen* 
kommender  die  Bank  den  Deponenten  in  ihren  Dispositionen  und  Creditbenutzungen 
an  die  Hand  geht. 

Durch  die  theilweise  Wiederverwendung  der  unverzinslichen  Depositen  im 
Bankgeschäfte  nun  iSsst  sich  dasselbe  über  jene  Maximal- Grenze  von  210  bis 
220  Mill.  Gulden  hinaus  noch  in  dem  Masse  erweitern,  als  die  Depositen  reichlicher 
fliessen.  Hiermit  ist  nicht  einmal  eine  Vermehrung  der  Notenausgabe  mitNolh- 
wendigkeit  verbunden,  wenn  nimlich  die  Depositen  nicht  in  Metall,  sondern  in 
den  Noten  der  Bank  erfolgen.  Es  lisst  sich  denken,  dass  bis  80  Hillionen 
Gulden,  d.  h.  so  viel  als  die  constante  Notenschuld  des  Staats  betragt,  oder 
als  Noten  noch  nicht  im  eigentlichen  Bankgeschäfte  gebunden  sind,  ohne  Un- 
bequemlichkeit för  den  Verkehr  in  Noten  deponirt  werden,  wodurch  dann,  cae- 
teria  paribus,  das  Wechsel-  und  LorobardgeschSft  der  Bank  noch  um  40  Mill. 
erweitert  werden  kann ,  während  der  Notenumlauf  sich  umgekehrt  sogar  um 
40  Mill.  vermindert.  Diese  Verminderung  des  Notenumlaufs  bei  gleichbleibendem 
Metallvorrath  befähigte  dann  die  Bank  wieder  zu  einer  noch  weiteren  Expansion 
ihrer  Escomptirungen  oder  sonstiger  Creditgewährungen ;  wobei  ihr  freilich  die 
grösste  Vorsicht  und  steigender  Zinsfuss  geboten  wären.  Dieses  Beispiel  soll 
nur  die  Möglichkeit  einer  ausserordentichen  Ausdehnung  des  bankmässigen  Ge- 
schäfts für  Creditgewährungen  unter  der  Aegide  der  neuvorgeschriebenen  Normen 
illustriren.  Jedenfalls  sind  die  Bedenken  über  unzureichende  Elasticität  der  Zettel- 
emission beim  Inslebentreten  der  neuen  Bank- Acte  völlig  unbegründet,  wie  viele 
Klagen  man  in  dieser  Richtung  auch  noch  vernehmen  wird. 

Ich  glaube  hiermit  die  wesentlichen  Bedenken  gegen  die  reichsräthliche 
Bankacte  —  die,  wie  keine  andere,  den  Beinamen  der  parla  mentar  lachen 
verdient  —  nach  Gebühr  gewürdigt  zu  haben.  Zwar  fanden  die  Bedenken  auch 
im  Herrenhause  des  Reichsraths  ihre  ernathaften  Vertreter,  durch  deren  Einfluss 
der  Ausgang  wirklich  einen  Augenblick  zweifelhaft  wurde.  Schlieaslich  aber 
hatte  dieses  hohe  Haus  den  verständigen  Sinn,  sich  nach  einigen  unerheblichen 
Modificationen  der  von  dem  Abgeordnetenhans  beschlossenen  Bankacte  den  ge- 
sunden Anschauungen  des  letzteren  in  der  Hauptsache  anzuachliessen.  Bei  der 
Dauer  der  Privilegiums- Verlängerung  auf  nur  10  Jahre  hatte  ea  aein  Verbleiben. 
Für  die  dauernde  Notenschuld  des  Staats  an  die  Bank  im  Betrage  von  80  Mill. 
Gulden  wurde  nun  zwar  das  Zngeständniss  einer  massigen  Pauschal-Vergütung 
vereinbart,  jedoch  nur  für  den  Fall  und  nach  Mass,  als  der  gesammte  Bank- 
gewinn sich  unter  7%  des  Bankcapitals  herausstellen  sollte;  es  ist  dies  der 
Form  nach  eine  7%  Dividende- Garantie,  also  eine  Subvention  des  Staatea  an 
die  Bankgeaellschaft,  nur  für  eine  nicht  eben  wahrscheinliche  Eventualität,  in- 
aofem  jedoch  von  Nachtheil,  als  darin  immerhin  eine  Prämie  für  Hisswirthschaft 
geboten  wird.   Endlich  verbleibt  es  bei  den  vom  Abgeordnetenhaus  beschlossenen 
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VorBchriften  über  die  NoteDbedeckung,  jedoch  mit  dem  übrigens  gans  aelbst- 
veretänd liehen  Vorbehalte,  dass  im  Falle  des  Bedarfnisses  eine  Erweiterung  der 
metallisch  unbedeckten  Notensumme  von  200  Hill,  auf  yerfasaungsrnSssigem  Wege 
bewirbt  werden  soll.  Wie  kein  ernster  Staatsmann  im  Voraus  bezweifeln  konnte, 
gab  endlich  auch  die  Bankvertretung,  nach  einigen  geraaschrollen  oppositionellen 
Ludeprfingen,  dem  Ganzen  ihre  Zustimmung. 

So  wurde  denn  die  mit  der  kaiserlichen  Sanction  versehene  Bankacte  streng 
conform  mit  dem,  was  im  Reichsrath  vereinbart  worden  ist,  im  Reichsgesetzblatt 
vom  14.  Januar  1863  publicirt. 

Hiermit  ist  wenigstens  die  gesetzliche  Grundlage  für  dauernde  Wieder- 
herstellung des  österreichischen  Geldwesens  gewonnen.  Um  hierfür  auch  den 
festen  thatsächlichen  Boden  zu  gewinnen,  bedarf  es  freilich  erst  noch 
grosser  Schuldabtragungen  an  die  Bank,  bedeutender  Opfer  und  Anstregnngen 
und  vor  Allem  einer  um-  und  weitsichtigen  Finanzleitung.  Die  Industrie-Krisis, 
welche  mit  der  Herstellung  der  Valuta  unvermeidlich  verknüpft  ist,  hat  auf  ein- 
zelne wichtige  Wirthschaftszweige  bereits  in  sehr  empfindlicher  Weise  ihre 
Schatten  geworfen  und  die  echte  ökonomische  Staatskunst  wird  sich  nun  darin 
offenbaren,  diese  Krisis  thatkraftig  nach  Möglichkeit  zu  mildern  und  abzukürzen, 
einen  doppelt  verderblichen  Rückfall  in  das  alte  Leiden  trotz  Allem  unmöglich 
zu  machen  und^  die  Volks-  und  StaatswirthschafI  Oesterreichs  einer  gesunden 
Entwickehing  zuzuführen.  G.  H. 

Der  Text  der  Bankacte  ist  folgender: 

Ileberelnkonuneii  aurtochen  der  ütaatfitTen^altang^ 

und  der  Bank. 

%,  1.  Es  findet  eine  Regelang  des  Schuldverbättnisses  zwischen  dem  Staate  und 
der  Bank  Statt,  welches  sich  auf  die  in  den  Büchern  der  Bank  am  29.  November 
1862,  wie  nachfolgt,  betlfferten  Posten  bezieht: 

a)  die  fundlrte  Staatsschuld  ans  der  Einlösung  des  Wiener- Wfihrung- Papiergeldes 
im  Restbeträge  von 96,^14,M4'94  fl. 

b)  die  durch  Staatsgüter  bedeckte  Schuld  im  Restbeträge  von       87,O69,77^*30    „ 

c)  die    Yorschfisse  auf  das  mit  Allerhöchster  Yerordnong 

vom  29.  April  1869  verfügte  Anlehen  im  Restbeträge  von      77,800,000.—    „ 

d)  die  Vorschösse  in  Silber  auf  die  L.  St.  3  Millionen  der 

im  Jahre  1869  in  London  emittirten  Anleihe     ....     20,000,000.  —    „ 

Zusammen .  221,708,734-24  fl* 
§.  2.  Der  Rest  der  aus  der  Einlösung  des  Wiener- Währung -Papiergeldes  her- 
riUirenden  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  ($.  1,  a)  wird,  vom  Tage  der  Allerhoclislen 
Genehmigung  des  Uebereinkommens  an  gerechnet ,  mit  zwei  Percent  verzinst  und  in 
vier  gleichen  Jahresraten ,  deren  erste  mit  Ende  Deeember  1863,  die  letzte  aber  mit 
Ende  Deeember  1866  fällig  ist,  an  die  Bank  zurfickgezahlt. 

Der  Finanzverwallung  steht  jedoch  frei,  auch  vor  den  Verfallslagen  Theilzahlungen 
zu  leisten,  und  es  erlischt  die  Verzinsung  des  gezahlten  Betrages  mit  dem  Tage, 
an  welchem  die  Zahlung  geleistet  wurde. 

§.  3.  Die  dem  Staate  von  der  Bank  im  Jahre  1859  mit  zwanzig  Milllom^n  Gulden 
in  Silber  geleisteten  unverzinslichen  Vorschüsse  (§.  1,  d)  zahlt  die  Finanzverwaltung  in 
gesetzlicher  SilbermQnze  odel:  mit  in  Silber  oder  Gold  zahlbaren  Wechseln  auf  aus- 
ländische Plätze ,  znr  Sllberparitat  berechnet ,  so  zurück ,  dass  die  erste  Hälfte  läng- 
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slens  bis  Ende  Decenber  1866,  die  sweite  iingstcns  bis.  Ende  December  1866 
berichtigt  ist. 

Nach  Massgabe  der  geleisteten  Zahlungen  wird  der  entsprechende  Theil  der  L. 
St.  Obligationen  v.  J.  1859  vom  Pfände  frei  und  der  StaatsTerwaltnng  zurflckgestelll. 

Nachdem  die  Nationalbank  diese  VorschQsse  von  zusammen  20  Millionen  Ghilden 
Silber  in  effectiver  Silbermünze  österr.  Wahrung  geleistet  hat,  so  vergütet  der  Staat 
für  Jene  Betrige,  welche  er  davon  in  Silbermfinze  des  Zwanzigguldenfusses ,  in  frem- 
den Wechseln  oder  in  Barren  zurückgezahlt  hat,  der  Bank  Ein  Percent  Pragekosten 
in  Silber. 

$.  4.  Von  der  mit  heutigem  Tage  bestehenden  Gesammtforderung  der  Bank  an 
den  Staat ,  und  zwar  zunichst  von  dem  Restbetrage  der  Vorschüsse  auf  das  mit 
Allerhöchster  Verordnung  vom  29.  April  1859  verfügte  Anlohen  ($•  1,  c),  dana,  in 
so  weit  dieser  Restbetrag  hiezu  nicht  ausreicht,  von  der  durch  Staatsgüter  bedeckten 
Schuld  ($.  1,  b)  wird  ein  Betrag  von  80  Millionen  Gulden  osterr.  Wfihrung  ausgeschie- 
den und  dem  Staate  von  der  Bank  als  ein  Darleben  überlassen,  für  welches  der 
Staat  vom  ersten  Tage  des  Jahres  1863  an  eine  jahrliche  Pauschalsumme  von  Einer  Million 
Gulden  in  sofeme  entrichtet,  als  dies  nach  vorläufiger  Hinterlegung  in  den  Reserve- 
fond (§§.  10  und  11  der  Statuten)  zur  Ergänzung  der  unter  die  Actionäre  zu  ver- 
theilenden  Dividende  (Zinsen  sammt  Superdividende)  auf  7  Percent  nothwendig  ist 

Für  dieses  Darlehen  wird  der  Bank  eine  am  letzten  December  1876,  wenn  aber 
der  im  Schlusssatze  des  §.  13  vorgesehene  Fall  eintritt,  am  letzten  December  1877 
zahlbare  Schuldverschreibung  übergeben,  deren  Form  zwischen  dem  Finanzminister 
und  der  Bank   vereinbart  werden  wird. 

Durch  obige  Bestimmung  in  Betreff  der  Entrichtung  einer  jährlichen  Pauschal- 
summe von  Seile  des  Staates  an  die  Bank  wird  für  die  Staatsverwaltung  kein  Recht 
zu  einer  über  die  Anordnung  des  §.  58  der  Statuten  hinausgehenden  Einflussnahme 
auf  die  Gescbäftsgebahrung  der  Bank  begründet. 

$.  5.  Die  in  Folge  der  Vereinbarung,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
8.  Juni  1862  zwischen  der  Finanzverwaltang  und  der  Nationalbank  stattgefunden  hat, 
realisirten  83  Millionen  Gulden  von  den  bei  der  Nationalbank  befindlichen  123  Millio- 
nen Gulden  in  Obligationen  des  Anlehens  vom  Jahre  1860  werden  verwendet:  mit 
50  Millionen  Gulden  des  Erlöses  zu  Staatszwecken,  der  Rest  des  Erlöses  zu  Rück- 
zahlungen an  die  Bank. 

Von  dem  Erlöse  der  noch  zu  realisirenden  40  Millionen  Gulden  dieser  Obliga- 
tionen wird  jeder  einfliessende  Theilbetrag  im  Verhältnisse  von  zwei  Drittthellen  an 
den  Staat  abgeführt.  Ein  Dntttheil  bleibt  der  Bank  zur  Abschreibung  an  der  Schuld 
des  Staates. 

Die  Beträge,  welche  der  Bank  nach  dem  Tage  der  Allerhöchsten  Genehmigung 
des  gegenwärtigen  Uebereinkomn:ens  aus  dem  Erlöse  der  Obligationen  des  Anlehens 
vom  Jahre  1860  zufliessen,  werden  zur  Abschreibung  von  der  durch  Staatsgüter 
bedeckten  Schuld  des  Staates  verwendet. 

$.  6.  Die  nach  Abrechnung  der  in  den  §§.  2,  3,  4  und  5  angeführten  Posten 
verbleibende  und  durch  Staatsgüter  gedeckte  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  wird  in 
keinem  ihrer  Bestandtheile  verzinst. 

Für  den  Verkauf  der  der  Bank  überwiesenen  Staatsgüter  gilt  das  in  seinem 
vollen  UoSfange  rechtsverbindlich  bleibende  Uebereinkommen  vom  18.  October  1855  und 
naroenllich  die  im  $.  8  desselben  der  Bank  eingeräumte  Berechtigung  zur  baldthunlich- 
sten  Veräusserung  der  Güter.    Zur  beschleunigten  Verwerthung  der  Staatsgüter  kann 


Die  ösUrreicbische  Bankacte  Tom  27.  December  1862.  191 

»ach  eine  Verpachtajpg ,  sowie  eine  Belaslong  derselben  mittelat  Pfandbriefe  von  der 
Staatsverwaltung  im  Einverständnisse  mil  der  Bankdirection  yeranlasst  werden. 

Soferne  der  Bank  aus   dem   Ertrage  und  der  Verwerthung  der  Staatsgüter  in 
baarcm  Gelde  oder  in  vor  dem  1.  Jänner  1867  zaiilbaren  Kaufschillingsraten 

bis  Ende  December  1863  nicht  mindestens i/i^ 

99      »9  »         18o4    „  „  a/j^ 

99      »  n  ^Ö65    „  ->,  .  e/jo 

dieser  Restschuld  zugeflossen  sind,  wird  die  Finanzverwaltuog  den  an  diesen  Theilbeträ- 
gen  fehlenden  Betrag  der  Bank  am  14.  Februar  des  nächstfolgenden  Jahres  ausbezahlen. 
Bis  Ende  December  des  Jahres  1866  muss  diese  Schuld  vollständig  getilgt  sein. 

S.  7.  Die  Nationalbank  verpflichtet  sich,  die  mit  heutigem  Tage  in  ihrem  Ei- 
genthume  befindlichen  Effecten  innerhalb  des  Zeitraumes ,  und  zwar  fn  Jedem  Jahre 
nach  dem  Verhältnisse  der  in  den  §§.  2,  3,  6  und  6  bezeichneten  Rückzahlung  des 
Staates  an  die  Bank  vollständig  zu  veräussern. 

Von  dieser  Verpflichtung  sind  die  Effecten  des  Reservefondes ,  dann  die  vom 
1.  Jänner  1863  bis  1.  Jänner  1872  rückzahlbaren  Schuldverschreibungen  der  galizischen 
Carl  Ludwig  -  Eisenbahngesellschaft  ausgenommen;  Jedoch  kdnnen  diese  Schuldver- 
schreibungen nicht  im  Sinne  des  §.  14  der  Statuten  zur  Deckung  von  Noten  dienen. 
S.  8.  Die  durch  die  Rückzahlungen  dea  Staates  und  durch  die  Veränaserang 
der  Effecten  der  Bank  eingehenden  Beträge  sind  in  der  Weise  zur  aUmäligen  Verrin- 
gerung des  Notenumlaufes  zu  verwenden,  dass  bis  Ende  December  1866  die  atatnten- 
nässige  Bedeckung  der  Noten  ($.  14  der  Statuten)  hergeatellt  ist. 

$.  9.  Die  Nationalbank  bleibt  vorläufig  ermächtigt,  Noten  zu  1  und  zu  6  fl.  im 
Umlaufe  zu  halten. 

Der  Zeftpunct  für  die  Einziehung  dieser  Banknoten  wird  durch  besondere  6e- 
aetie  bestimmt  werden. 

Wenn  sich  nach  dem  31.  December  1866  noch  Noten  unter  10  iL  .im  Umlaufe 
befinden,  ao  unterliegen  dieselben  den  Beatimmungen  des  $.  14  der  Statuten. 

$.  10.  Die  statutenmässige  Belehnung  von  Gold  und  Silber  kann  erst  nach 
Wiederaufnahme  der  Silberzahlungen  stattfinden. 

§.  11.  Dte  Wiederaufnahme  der  Silberzahlungen  der  Bank  hat  im  Jahre  1867 
zu  erfolgen. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Zeitpunct  und  die  Modalitäten  hiefür  wer- 
den durch  ein  in  der  Reichsrathssession  1866  zu  erlassendes  Gesetz  festgestellt  werden. 
$.  12.  .  Die  ErfQllung  der  aus  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  der  Finanz- 
verwaltung und  der  daterreichischen  Nationalbank  obliegenden  Verpflichtungen  wird 
unter  die  Controle  Jener  Commission  gestellt,  welche  vom  Reichsralhe  für  die  Con- 
trole  der  Staatsschuld  bestellt  wird. 

§.  13.  Daa  Ansuchen  um  weitere  Verlängerung  des  Privilegiums  und  der  Vor- 
rechte der  Nationalbank  ($•  40  der  Statuten)  iat  wenigstens  zwei  Jahre  vor  Ablauf 
des  Privilegiums  zu  stellen. 

Erfolgt  nach  rechtzeitigem  Anbringen  dieses  Gesuches  die  Entscheidung  der  Ge- 
setzgebung über  die  Verlängerung  oder  NichtVerlängerung  des  Privilegiums  nicht  vor 
Ende  des  Jahres  1875,  ao  ist  das  Privilegiam,  Jedoch  nur  ffir  die  Dauer  dea  Jahres 
1877  als  stillschweigend  verlängert  anzusehen. 

$.  14.  Dieses  Uebereinkommen  tritt  erst  dann  in  Wirksamkeit,  wenn  auch  den 
neuen  Statuten  und  dem  neuen  Reglement  in  der  vereinbarten  Form  die  Allerhöchste 
Genehmigung  ertheiU  sein  wird. 
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L    Von  dem  Privilegium  der  Vationalbank  und  von  der  Bankgesellaehaft  im  Allgemeinen. 

§.  1.  Das  mit  dem  Palente  vom  1.  Juli  1841  der  Nationalbank  gewährte  Privi- 
legium ,  welches  bis  letzten  December  1866  dauern  sollte ,  wird  in  Gemässheit  gegen- 
wärtiger Statuten  abgeändert  und  verlängert  und  soll  bis  zum  letzten  December  1876 
dauern. 

§.  2.  Die  Nationalbank  ist  eine  Actiengesellschaft ;  sie  führt  auch  während  der 
verlängerten  Dauer  ihres  Privilegiums  die  Firma :  „privilegirte  Österreichische  National- 
bank** und  das  Mittelscbild  des  kaiserlichen  Staatswappens  mit  dieser  Umschrift  in 
ihrem  Siegel. 

§.  3.    Die  Nalionalbank  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

Die  Bank  hat  das  Recht ,  auf  anderen  Plätzen  der  Monarchie  Filialanstalten  für 
einen  oder  mehrere  Geschäftszweige  zu  errichten;  sie  ist  verpflichtet,  in  Folge  des 
im  Einverständnisse  mit  der  Bankdirection  von  der  Staatsverwaltung  erkannten  Er- 
fordernisses Filialen  für  das  Escompte-,  Leih-  und  Anweisungsgescbäft  zu  errichten. 

Bestehende  Filialanstalten  können  vor  Ablauf  der  für  die  Dauer  der  Bank- 
gesellschaft bestimmten  Zeit  nur  mit  Zustimmung  der  Finanzverwaltung  aufgelöst  werden. 

n.    Von  dem  Oes eUsehaftsfonde  und  den  BeehtsrerhAltniBsen  der  Aotionire. 

§.  4.    Das  Bankvermögen  besteht  aus  dem  Bankfonde  und  dem  Reservefonde. 

Der  Bankfond  hat  in  hundertzelm  Millionen,  iweihundert  fQBfiigtansand  Gulden 
österreichischer  Währung  zu  bestehen  i  welche  auf  hundert  ffinfzigtausend  Actien  ein- 
gezahlt sind. 

Eine  Erhöhung  oder  Beschränkung  dieses  Fondes  kann  nur  mit  ZasUmmong 
der  Generalversammlung  und  Genehmigung  der  Gesetzgebung  stattfinden. 

§.  5.  Den  Actionären  gebQhrt  für  jede  Actie  ein  gleicher  Antheil  an  dam  ga- 
sammten  Vermögen  der'  Bank. 

$.  6.  Das  gesammte  Bankvermögen  haftet  f&r  alle  Verbindlichkeiten  der  Na- 
tionalbank. 

$.  7.  Die  Gesammtheit  der  Actionäre  bilden  die  Bankgesellschaft.  Die  Actiea 
baten  auf  Namen  und  werden  in  ein  eigenes  Actienboch  eingetragen.  Die  Actien 
sind  untheilbar. 

§•  8.  Zur  Umschreibung  einer  Actie  wird  deren  Zurückstellung  an  die  Bank 
und  der  Giro  des  letzten  Besitzers  erfordert. 

§.  9.  Wenn  Actien  in  Folge  einer  amtlichen  Verhandlung  in  oder  ausser  Streit 
an  einen  neuen  Erwerber  übergehen,  so  hat  die  zuständige  Behörde  auf  der  Actie 
selbst ,  jedoch  für  den  ganzen  Betrag  die  gerichtliche  Uebergabe  (Einantwortung^  sa 
bestätigen  und  dem  Eigenthümer  die  Actie  auszufolgen,  der  aodann  die  Umschreibang 
auf  die  übliche  Weise  bewirken  kann. 

$.  10.  Von  dem  Jahres erträgnisse  der  Geschäfte  und  des  Vermögens  der  Bank 
gebühren  den  Actionären  nach  Abzug  aller  Auslagen  zunächst  fünf  vom  Hundert  des 
Bankfondes  (§.  4).  Von  dem  noch  verbleibenden  reinen  Jabreserträgnisse  wird  ein 
Viertheil  in  den  Reservefond  hinterlegt,  die  anderen  drei  Viertheile  sind  zur  Super- 
dividende  bestimmt. 

Aus  dem  im  ersten  Semester  erzielten  reinen  -Erträgnisse ,  so  weit  es  sieh  nach 
den  vorausgegangenen  Bestimmungen  zur  Vertheilung  an  die  Actionäre  eignet,  werden 
im  Juli  eines  jeden  Jahres  zwanzig  Gulden  oder  nach  dem  Ermessen  der  Direction 
auch  mehr  für  jede  Actie  an  die  Actionäre  erfolgt. 
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Der  Rest  der  reinen  Jahreserlragnisse  wird  nach  der  im  Janner  des  folgenden 
Jahres  stattfindenden  Generalversammlung  hinansbezahlt. 

Genügen  die  reinen  Jahreserträgnisse  nicht,  um  eine  fünfpercentige  Verzinsung  des 
Bankfondes  zu  erzielen ,  so  kann  |das  Fehlende  dem  Reseryefonde  entnommen  werden, 
in  solange  derselbe  hiedurch  nicht  unter  zehn  Percent  des  Bankfondes  herabsinkt. 

$.  11.  Der  Reser?efond  wird  abgesondert  verrechnet  und  ist  noch  Yor  Ergän- 
zung der  ffinf^ercentigen  Zinsen  (§.  10)  zur  Deckung  von  Yerlusten  oder  Abschrei- 
biiDgen  was  immer  für  einer  Art  bestimmt. 

Hat  der  Reservefond  nach  dem  Course  des  Tages ,  an  welchem  der  Reclinungs- 
abschluss  der  Bank  stattfindet,  die  Höhe  von  zwanzig  Percent  des  eingezahlten  Bank- 
fondes erreicht ,  so  sind  ihm  aus  dem  reinen  Jahreserträgnisse  keine  Zuflüsse  zu- 
zuweisen f  so  lange  er  auf  dieser  Höhe  verbleibt. 

I>ie  Bankdirection  und  der  Ausschuss  entscheiden  gemeinschaftlieh ,  auf  welche 
Art  die  jährlich  in  den  Reservefond  hinterlegte  Summe  fruchtbringend  zu  Verwenden  ist. 

Doch  darf  die  Anlage  nicht  in  Bankactien  geschehen. 

m.    Von  den  Geschäften  der  Nationalbank. 

§.  12r.  Die  öslereichische  Nationalbank  ist  während  der  Dauer  ihres  Privilegiums 
ausschlresslich  berechtigt,  Anweisungen  auf  sich  selbst,  die  unverzinslich  und  dem 
lieber  bringer  auf  Verlangen  zahlbar  sind;  anzufertigen  und  auszugeben. 

Diese  Anweisungen  der  österreichischen  Nationalbank  (Banknoten)  dürfen  auf 
keinen  niedereren  Betrag  als  10  fl.  lauten. 

§.  13.  Die  österreichische  Nationalbank  ist  verpflichtet,  die  von  ihr  ausgege- 
benen Noten  auf  Verlangen  der  Inhaber  bei  ihrer  Hauptcasse  in  Wien  und  bei  ihren 
Cassen  an  anderen  Ton  der  Finanz  Verwaltung  im  Binvernehmen  mit  der  Direction  zu 
bestimmenden  Plätzen  jederzeit  nach  ihrem  vollen  Nennwerthe  gegen  gesetzliche  Sil-, 
bermünze  einzulösen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Verpflichtung  hat,  in  soferne  sie  bei  der  Hauptcasse 
in  Wien  eintritt,  ausser  dem  Falle  einer  Im  gesetzlichen  Wege  verfügten  zeitweiligen 
Einstellung  der  Noteneinlösung  den  Verlust  des  Privilegiums  zur  Folge. 

$.  14.  Die  Bankdirection  hat  für  ein  solches  Verhältniss  des  Metallschatzes  lur 
Notenemission  Sorge  zu  tragen,  welches  geeignet  ist,  die  vollständige  Erfüllung  dieser 
Verpflichtung  zu  sichern. 

Es  muss  jedoch  jedenfalls  jener  Betrag ,  um  welchen  die  Summe  der  umlaufen- 
den Noten  ^00  Millionen  übersteigt,  in  gesetzlicher  Silbermünze  oder  Silberbarren 
vorhanden  sein. 

Ebenso  muss  jener  Betrag,  um  welchen  die  umlaufenden  Noten  den  vorhandenen 
Baarvorrath  übersteigen,   mit  statutenmässig  escomptirten  oder  beliebenen  Effecten 
.oder  mit  ^eingelösten  verfallenen  Coupons   von  GrundentlaBtungsobligationetf  bedeckt' 
sein',  dann  mit  statutenmässig  (§.  44  der  Statuten  für.die  Hypothekar -Creditsabthei- 
lung)  eingelösten  und   zur-Wjedeii^veräusSerung;  >geeignet«n  Pdindbrief^. ..  der -.ßaftk, . 
-we]ch^  letztere  jBdOcji  den*  Betrair 'von.  20  Millionen  sGoUen  hiebt' -^erscbreiten  .4ac-. 
feiT,  und* nur  mi(  zw,et-  Dritter  .des  NennW<erlh%s  %ur  Bedeckung  dienen  können. 

Bis  Zur  flöhe  des  vierten  Theiles  des  Metallvorrathes  kann  Giold  in  Münze  oder 
in  Barren  anstatt  des. Silbers  zur  Bedeckung  Tcn^eiidet  werden. 

Als  im  Umla^ife  befindlich  sind  die  von  der  Nationalb^nk  ausgegebenen  ..und  nickt 
an 'ihre  Cassen  zurückgelangten  INoten  anzusehen. 

Der  Betrag  der  im  Umlaufe  befindlichen  Noten  und  der  Stand  ihrer  Bedeckung 
ist  wöchentlich  kundzumachen. 
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Sollte  4ie  Erfabrang  darthan,  dass  der  hier  feslgeatelUe  Betrag  der  Mos  bank- 
misaig  bedeckten  Noten  oninUnglicb  sei,  ao  ist  die  Naiionalbank  berechtigt,  ihre 
dieaafalla  tu  stellenden ,  thataächlich  begründeten  AntrSge  der  Finanz ferwaltnng  vor- 
suiegen  und  deren  Terfassungsmässige  Behandlung  anzusprechen. 

§.  15.  Die  Bank  ist  yerpflichlöt,  ihre  Noten  bei  ihren  Gassen  gegen  Noten  an- 
derer Kategorien  gemäss  den  dieasfälligen  Verlangen  der  Partei  umzuwechseln. 

§.  16.  Die  Noten  der  österreichischen  Nationalbank  geniessen,  unbeschadet  der 
in  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  7.  Februar  1856  (R.  O.  Bl.  Nr.  21)  ond  in  dem 
Patente  vom  27.  April  1858  (R.  0.  BI.Nr.  63)  enihallenen  Bestimmungen,  ausschliesslich 
die  Begünstigung,  dass  aie  bei  allen  in  österreichischer  Wahrung  xu  leistenden  Zah^ 
lungen  im  ganten  Umfange  der  Uonarchie,  mit  Ausnahme  des  lombardisch-venetlani- 
sehen  Königreiches,  von  Jedermann,  sowie  von  allen  öffentlichen  Cassen  nach  ihren 
vollen  Nennwerihe  angenommen  werden  müssen. 

$.  17.    Die  Banknoten  können  nicht  amortisirl  werden. 

§.  18.  Bei  dem  Einziehen  der  einzelnen  Gattungen  oder  einer  ganzen  Auflage 
von  Banknoten,  dann  bei  Erlöschung  des  der  Bankgesellschaft  gewährten  Privilegiums 
hat  die  nach  dem  vollen  Nennwerihe  stattfindende  Einlösung  der  im  Umlaufe  befind- 
lichen Banknoten  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  im  Einvernehmen  mit  der  Bank 
festzusetzenden  Bestimmungen  zu  erfolgen. 

$.19.  Sechs  Jahre  nach  Ablauf  der  von  der  Bsnkdirection  festgesetzten  und 
Öffentlich  kundgemachten  letzten  Frist  fQr  die  Einziehung  einer  einzelnen  Gattung 
oder  einer  ganzen  Auflage  von  Banknoten  ist  die  Bank  nicht  mehr  verpflichtet,  die 
einberufenen  Banknoten  einzulösen  oder  umzuwechseln. 

§.  20.  Die  österreichische  Nationalbank  führt  ihre  Rechnungen  in  österreichischer 
Wahrung ;  sie  ist  berechtigt : 

a)  Wechsel,  Effecten  und  Coupons  zu  escomptiren  ($.  21), 

b)  Darleben  gegen  Handpfand  zu  erfolgen  (§.  22), 

c)  Depositen  zur  Verwahrung  zu  übernehmen  ($.  24), 

d)  Geld  und  Wechsel  in  laufende  Rechnung  zu  übernehmen  (Girogeschifl)  ($.  25), 

e)  Anweisungen  auf  ihre  eigenen  Cassen  auszustellen  (§.  26), 

f)  commissionsweise  Geschäfte  für  Rechnung  des  Staates  zu  besorgen  (§.  62), 

g)  verfallene  Coupons  von  Grundentlastungs  -  Obligationen  einzulösen, 

h)  zur  Auf^echthaltung  eines  entsprechenden  Verhältnisses  zwischen  ihrem  Metall- 
schatte und   dem  Banknotenumlaufe  Gold  und  Silber,  gemünzt  und  ungemfinzi, 
dann  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze  anzuschaffen  und  zu  verkaufen;- 
i)  nach  den  durch  die  Allerhöchste  EntschÜessung  vom  16.  März  1856  genehmigten 
und  durch  den  Finanzministerlalerlass  vom  20.  März  1856  (Reichs  -  Gesetz  -  Blatt 
Nr.  86)  kundgemachten,  mit  gegenwärtigen    Statuten   im  Anhange  vereinigten 
Statuten  und  Reglement  Hypothekardarlehen  zu  gewähren. 
Das  Geschäftsjahr  der  Bank  beginnt  am  1.  Jänner  und  endet  mit  81..December. 
$.  21.    Die  Bank  escomptirt   gezogene  und  eigene  Wechsel,  welche  auf  öster- 
reichische Währung  lauten ;  der  Zahler  mag  am  Orte  der  Escomptecasse   wohnhaft 
sein  oder  den  Wechsel  dort  nur  zur  Zahlung  angewiesen  haben. 

Die  Bank  kann  in  Wien  auch  Wechsel  escomptiren,  welche  an  Plätzen  zahlbar 
sind,  wo  sich  ein  Bankfiliale  befindet.  Von  den  Filialen  können  auch  Wechsel  es- 
comptirt werden,  welche  in  Wien  zahlbar  sind. 

Die  Bank  kann  Ihre  Filialen  ermächtigen,  Wechsel  zu  escomptiren,  welche  an 
Orten,  wo  Filialen  bestehen,   zahlbar  sind. 
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Die  Baalc  wird  von  Zeit  la  Zeit  bestimmen,  ob  and  welehe  Effocten  der  Scbuld 
des  Staates  und  der  LSnder  (oder  deren  Coupons),  in  sofeme  selbe  ilng^stens  inner- 
halb drei  Monaten  islilbar  sind,  von  ihr  im  Escompte  flbernomnen  werden. 

Die  Bank  ist  niclit  verpflichtet,  eine  Ursache  der  verweigerten ^scomptiruBf 
auvgeben. 

$.  22.  Die  Banlc  Icann  auf  Gold,  Silber,  inlandische  Staatepapiere  oder  Grund« 
entlastnngs- Obligationen  und  die  von  ihrer  Hypotbekarabtheiiung  ausgegebenen  Pfand- 
briefe,  endlich  nach  Zulassigkeit  ihrer  Mittel  auch  auf  voll  eingezahlte  Actien  und 
Effecten  von  Prioritatsanlehen  inUndischer  Induttrle-Untern« hmungen,  deren  Ertrigniss 
durch  eine  Staatsgarantie  gewährleistet  ist,  veriintliche  Darlehen  erfolgen. 

$.  23.  Die  Nationalbank  wird  von  jeder,  die  Hohe  des  Zinslusses  beschrSnken* 
den  gesetslicben  Verfügung  losgez&hlt. 

$.  24.  Die  Bank  übernimmt  nach  den  von  ihr  festzusetzenden  Bestimmungen 
Gold,  Silber,  dann  Werthpapiere  nnd  Urkunden  in  Anfbewahrung. 

$.  25.  Im  GirogeschaAe  ikbernimmt  die  Bank  Gelder,  Wechsel  und  Effecten 
ohne  Yerzinsung  in  laufender  Rechnung,  worüber  nach  Eingang  durch  Anweisung 
(Cheque)  und  Abschreibung  auf  dem  zu  diesem  Behufe  eröffneten  Folium  verfugt 
werden  kann. 

Die  Bankdirection  kann  die  angesuchte  Eröffnung  eines  FoHums  gewihren  oder 
abweisen,  ohne  eine  Ursache  ihres  Beschlusses  snzugeben. 

Die  im  Girögeschäfte  an  die  Bank  gelangenden  Betrage  darf  dieselbe  nur  zur 
Hüfte  in  ihren  anderen  Geschäften  (Escomptiren  von  Wechseln,  Beleihen  von  Hand* 
pfandern  u.  s.  f.)  verwenden. 

§.  26.  Im  Anweisungsgeschifle  werden  für  die  von  den  Parteien  erlegten 
Gelder  zwischen  den  dazu  bestimmten  Bankcassen  oder  von  der  Bankcentralcasse  fa 
Wien  auf  sich  selbst  i  vista  oder  nach  einer  festgesetzten  Zeit  zahlbare  Anweisungen 
ausgestellt  und  eingeldst  Diese  Anweisungen  lauten  suf  den  Namen  des  Ueberneh* 
mersoder  dessen  Ordre.  Die  Bank  haftet  nicht  für  die  Echtheit  des  Giro  oder  des  Acquit. 

$.  27.  Zur  Amortisation  von  Bankanweisungen,  dieselben  mögen  in  Wien  oder 
von  einer  Bankfilialcasse  ausgestellt  sein,  ist  Jenes  Handelsgericht  oder  jener  handels- 
gerichtliche Senat  berufen ,  in  dessen  Sprengel  sich  der  Zahlungsort  der  Bankanwei- 
sung befindet.  Es  wird  hiebei  nach  den  Vorschriften  verfahren,  welche  für  die  Amor- 
tisation von  Wechseln  bestehen.  Die  Amortisationsfrist  von  45  tagen  hat  bei  den 
auf  Sicht  oder  auf  eine  bestimmte  2eit  nach  Sicht  lautenden  Anweisungen  vom  Tage 
der  Kundmachung  des  Edictes,  bei  den  übrigen  aber  von  dem  Tage  nach  ihrer  Yerfalls- 
seit  zu  laufen,  wenn  letztere  nicht  schon  vor  der  Erlassung  des  Edictes  eingetreten  ist. 

$.  28.  Simmtliche  Zahlungen  an  die  Bank  können  nur  in  Noten  der  Bank  oder 
in  einer  gesetzlichen  Münzsorte  geleistet  werden. 

S.  29.  Die  Bank  ist  verpflichtet,  geseUliche  Silbermünse  oder  Silberbarren  mit 
45  fl.  in  Banknoten  für  das  Hünzpfund  feinen  Silbers  bei  ihrer  Hauptessse  in  Wien 
auf  Verlangen  jederzeit  einzulösen.  Die  Bank  ist  berechtigt,  hiebei  eine  Provision 
von  y«  Percent  und  überdiess  bei  Silberbarren  die  ffQr  Guldenstücke  vom  k.  k.  Haopt- 
münzamte  jeweilig  festgestellten  Pragnngskosten  in  Abzug  zu  bringen. 

In  allen  snderen  Fällen  bestimmt  die  Bankdirection ,  oh  und  welche  Gebühren 
bei  den  verschiedenen  GescbSflen  sbgenommen  werden. 

§.  30.  Die  Nationalbank  hat  monatlich  die  Nachweisung  ihres  gesummten  Activ- 
und  Passivstandes,  halbjährig  aber  eine  Uebersicht  der  Gescbiflsertrignisse  durch 
die  „Wiener  Zeitung'*  Öffentlich  bekannt  zu  machen« 
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lY.  Von  der  Bepräsentatioii  der  BankgesellBchaft  and  von  der  Verwaltung  dee  Bankfondet. 

§.  31.  Die  Generalversammlung  und  die  DirecMon  repräsentiren  die  BankgeselU 
Schaft ;  sie  haben  die  ihnen  zugewiesene  Wirksamkeit  nach  Massgabe  der  Statuten  und 
des  Reglements  auszuüben. 

$.  32.  An  dieser  Repräsentation  können  nur  jene  Actionäre  Theil  nehmen» 
welche  österreichische  Unterthanen  sind,  in  der  freien  Verwaltung  ilires  Vermögens 
stehen  und  die  erforderliche  Zahl  von  Actien  besitzen.  Insbesondere  sfnd  davon  die- 
jenigen ausgeschlossen,  über  deren  Vermögen  einmal  der  Concurs  oder  das  Ausgleichs- 
verfahren eröffnet  worden  ist  und  welche  bei  der  darüber  abgeführten  gerichtlichen 
Untersuchung  nicht  schuldlos  erkannt  worden,  oder  welche  durch  die  Gesetze  für 
unfähig  erklärt  sind,  vor  Gericht  ein  giltiges  Zeugniss  abzulegen. 

§.  33.  Alle  jene  Actionäre ,  welche  zur  Zeit  der  Einberufung  der  Jahresver- 
sammlung zwanzig  auf  ihren  Namen  lautende  und  vor  dem  Juli  desselben  Jahres  da- 
tirte  Actien  besitzen  und  diesen  Besitz  durch  Hinterlegung  oder  Vinculirung  der 
Actien  im  November  vor  der  Jahresversammlung  und  acht  Tage  vor  einer  ausser- 
ordentlichen Versammlung  nachgewiesen  haben ,  sind ,  soweit  ihnen  die  Bestimmungen 
des  §.  32  nicht  entgegenstehen,  für  die  Dauer  des  mit  jener  Versammlung  beginnenden 
Jahres  Mitglieder  der  Generalversammlung. 

§.  34.  Die  Generalversammlung  wird  durch  die  Anwesenheit  von  fünfzig  Actio- 
nären  beschlussfähig.  Ist  auf  ergangene  Berufung  eine  beschlussfähige  Versammlung 
nicht  zu  Stande  gekommen,  so  ist  binnen  acht  Tagen  eine  neue  Versammlung  einzu- 
berufen, welche  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  dabei  erseheinenden  Mitglieder  be- 
schlussfäbig  ist;  in  diesem  Falle  darf  aber  eine  ausserordentliche  Generalversammlung 
nur  über  Gegenstände  Beschlüsse  fassen,  welche-  in  der  ursprünglichen  Tagesord- 
nung enthalten  waren. 

§.  35.  Die  Generalversammlung  findet  der  Reget  nach  einmal  des  Jahres,  im 
Monate  Jänner,  in  Wien  Statt  Ist 'während  des  Jahres  nach  Vorschrift  der  Statuten 
eine  ausserordentliche  Generalversammlung  erforderlich,  so  wird  sie  von  der  Direction 
ausserordentlich  einberufen.  Auch  auf  schriftliches  Verlangen  von  vierzig  Mitgliedern 
ist  eine-  ausserordentliche  Generalversammlung  innerhalb  sechzig  Tagen  einzuberufen. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  erfolgt  durch  Kundmachung  der  Di* 
rection  in  der  „Wiener  Zeilung'S  bei  der  gewöhnlichen  Jahresversammlung  vier  Wochen 
und  bei  ausserordentlichen  Versammlungen  acht  Tage  vor  der  für  die  Deponirung  der 
Actien  festgesetzten  Frist. 

$.  36.  Sechs  Tage  vor  jeder  Generalversammlung  ist  den  Mitgliedern  derselben 
die  Tagesordnung  bekannt  zu  geben. 

§.  37.  Jedes  Mitglied  der  Generalversammlung  kann  nur  in  eigener  Person  und 
nicht  durch  einen  Bevollmächtigten  erscheinen,  hat  auch  bei  Berathungen  und  Ent- 
scheidungen, ohne  Rücksicht  auf  die'  grössere  oder  geringere  Anzahl  von  Actien,  die 
ihm  gehören ,  uiid  wenn  es  auch*  in  mehreren  Eigenschaften  an  den  Verhandlungen 
Theil  nehmen  .würde ,  nur  Eine*  Stimme.  >    '  s- 

$. .  38.  Lauten  jedoch  Actien  auf  moralische''  Perisonen ,  auf*  Frauen  oder  ayf 
melirere  Theilnehmer,  so  ist  derjenige  berechtigt,  in  der  Generalversammlung  zu  er- 
scheinen und  das  Stimmrecht  auszuüben,  welcher  sich  mit  einer  Vollmacht  der  Actien* 
Eigenthümer,  ^oferne  diese  öMerreichische  Unterthanen  sind,   iHisweiset. 

§.  39.  Der  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  gebührt  dem  Gouverneur  der 
Bank  oder'  in  Verhinderung  desselben  einem  seiner  Stellvertreter.  Der  Vorsitzende 
hat  der  Generalversammlung  sowohl  die  von  der  Bankdirection  gestellten ,   als  auch 
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die  Ton  den  AlitgUedern  der  GeneralversaipinluDg  eingebrachten  Antrage  Torzulegen, 
die  Beratliung  zu  leiten  und  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  (in  ^oferne  die  Statuten 
diesafalls  keine  hesondere  Bestimmung  enthalten)  die  Beschlüsse  der  Generalversamm- 
lung zusammenzufassen. 

Der  Vorsitzende  hat  nur  bei  Stimmengleichheit  eine  entscheidende  Stimme. 

§.  40.    Die  Generalversammlung  hat: 

^1.  Bei  den  jährlichen  Versammlungen: 

a)  die  Millheilung  der  Direction  Qber  die  Gebarung  des  Bankinstitutes  und  den 
Bericht  des  Comit^'s  über  die  vorgenommene  Prüfung  der  Rechnungsabschlüsse  entge- 
genzunehmen und  zu  beschlie&sen ,  ob  die  Rechnungen  su  genehmigen  und  das 
Absoltttorium  zu  ertheilen  sei; 

h)  aus  ihrer  Mitte  die  Directoren,  sowie  den  Ausschuss  ($.  41)  nach  absoluter 
SUnimenmehrheit  zu  wählen;  ^  ~  - 

2.  drei  Jahre  vor  Ablauf  des  Bankprivilegiums  in  Beratbung  zu  ziehen  und  zu 
beschliessen ,  ob  und  allenfalls  mit  welchen  Abänderungen  die  Erneuerung  dieses 
Privilegiums  anzusuchen  ist. 

§.  41.  Der  Ausschuss  besteht  ans  zwölf  Mitgliedern,  welche  für  die  Dauer 
Eines  Jahres  gewählt  werden  und  nach  Ablauf  desselben  unmittelbar  wieder  wähl- 
bar sind. 

§.  42.  Jedes  Mitglied  des  Ausschusses  hat  bei  Antritt  seines  Amtes  und  für 
die  Dauer  desselben  zwanzig  auf  seinen  Namen  lautende  unbelastete  Bankactien  bei 
der  Bank  zu  hinterlegen  und  schriftlich  die  Angelobung  zu  leisten ,  dass  es  seinen 
Obliegenheiten  gewissenhaft  und  eifrig  nachkommen  und  über  alle  ihm  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Mitglied  des  Ausschusses  bekannt  werdenden  Angelegenheiten  Verschwie- 
genheit beobachten  wird. 

§.  43.  Die  Mitglieder  des  Ausschusses  haben  an  allen  Berathungen  der  Bankdi- 
reclion  über  eine  Veränderung  des  Zinsfusses  mit  entscheidender  Stimme  Theil  zu 
nehmen. 

§.  44.  Der  Ausschuss  hat  die  halbjährig  abgeschlossenen  Bilanzen  der  Bank 
zu  prüfen  und  der  jährlichen  Generalversammlung  hierüber  Bericht  zu  erstatten. 

§.  45.  Die  Bankdirection  besorgt  die  Verwaltung  des  Bankvermögens.  Sie 
besteht  aus  dem  Gouverneur,  zwei  Stellvertretern  desselben  und  zwölf  Directoren. 

§.  46.  Der  Gouverneur  wird  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  ernannt.  Er 
bezieht  einen  Jahresgehalt,  der  aus  den  Mitteln  der  Bank  bestritten  wird. 

§.  47.  Die  beiden  Stellvertreter  des  Gouverneurs  werden  von  der  Direction 
aus  ihrer  Mitte  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewählt;  ihre  Bestätigung  ist  Seiner 
Majestät  dem  Kaiser  vorbehalten  und  sie  sind  nach  Ablauf  dieser  Zeit  unmittelbar 
wieder  wählbar. 

§.  48.  Die  Bestätigung  der  von  der  Generalversammlung  gewählten  Directoren 
(§.  40)  ist  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  vorbehalten. 

§.  49.    Das  Amt  der  Directoren  dauert  durch  drei  Jahre.    Jene,  welche  die  Reihe 
z^m  Auftritte  triflft,  können  jedoch  unmittelbar  wieder  gewählt  werden. 

§.  50.  Jeder  Stellvertreter  des  Gouverneurs  und  jeder  Director  hat  bei  Antritt 
seines  Amtes  und  für  die  Dauer  desselben  fünf  und  zwanzig  auf  seinen  Namen  lau- 
tende unbelastete  Actien  bei  der  Bank  zu  hhoklerlegen. 

$.  51.  Die  beiden  Stellvertreter  des  Gouverneurs  und  die  Dfrecttfren  versehen 
ihre  Aemter  unentgeltlich. 

§.  52.    Der  Gouverneur  der  Nalionalbank ,  jeder  Stellvertreter  desselben  und 
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die  Bankdirectoren  werden  bei  dem  Antritte  ihrer  Aemter  feierlich  angeloben,  die 
Banlcslafaten  und  das  Reglement  genau  zu  befolgen,  das  ^ohl  des  Bankinstitutes 
nach  Kräften  zu  befördern,  sich  eine  redliche,  eifrige  und  aufmerksame  Venrallung 
der  Geschäfte  der  Bank  und  des  Vermögens  derselben  bestens  angelegen  sein  zu 
lassen  und  fiber  die  Verhandlungen  der  Bank  Verschwiegenheit  zu  beobachten.  Die 
Stell?ertreter  'des  Banltgouvemeurs  und  die  Bankdirectoren  leisten  diese  Angelobung. 
einzeln  dem  Bankgouverneur,  bekräftigen  selbe  mit  ihrem  Handschlage  und  fertigen 
hierüber  eine  schriftliche  Urkunde  aus.  Der  Bankgouverneur  hingegen  hat  die  gleiche 
*Angelobung  nebst  seinem  Handschlage  dem  Chef  der  FinanzTet*waltung  zu  leisten. 

$.  63.  Die  Direction  achlieast  die  Geschäfte  der  Bank  unter  der  Firma:  „Pri- 
vilegirte  österreichische  Nationalbank^'  rechtsgiltig  ab. 

$.  54.  Zur  Beaufsichtigung  der  vorschriftmässigen  Verwaltung  der  Bank  werden 
Bich  die  Directoren  nach  der  von  dem  Gouverneur  zu  treffenden  Bestimmung  in  die 
einzelnen  Hauptzweige  der  Geschäfte  theilen. 

Die  Direction  aetzt  die  besonderen  Bestimmungen  fest,  nach  welchen  die  Ge- 
schäfte der  Filialen  zu  besorgen  sind. 

§.  66.  Ein  von  der  Bankdirection  aus  ihrer  Mitte  beatelltea  Comitö  von  drei 
Mitgliedern  hat  die  genaue  Befolgung  der  im  $.  14  ausgesprochenen  Bestimmungen 
zu  überwachen. 

§.  66.  Der  Direction  steht  es  zu ,  im  Namen  der  Bank  Beamte  und  Diener 
aufzunehmen  oder  zu  entlassen ;  sie  entscheidet  über  deren  Bezüge  und  kann  ihnen 
Belohnungen  und  Unterstützungen  gewähren.  Die  Pensionen  werden  nach  dem  diese- 
falls  beatehenden  Normale  bemessen. 

$.  67.  Der  Gouverneur,  dessen  beide  Stellvertreter,  die  Directoren  und  die  Mit- 
glieder  des  Ausschusses  sind  für  die  Beschlüsse ,  zu  denen  sie  die  Zustimmung  ge- 
geben haben,  und  in  ihrem  Wirkungskreise  für  eine  redliche,  aufmerksame  und  den 
Statuten  entsprechende  Geschäftsführung  insbesondere  dem  Staate  und  der  Bankge- 
aellschaft  verantwortlich. 

V.    Von  den  Verhältniasen  der  Nationalbank  lur  Staatsverwaltung. 

$.  68.  Die  Staatsverwaltung  ernennt  einen  Commissär  (kaiserlichen  Bankcom- 
misaar),  welcher  das  Organ  ist,  durch  welches  sich  die  Staatsverwallung  dit  Ueber- 
zeugung  verschafft,  dass  die  Bankgeaellschaft  sich  den  Statuten  und  dem  Reglement 
gemäss  benimmt.  Aach  ernennt  die  StaaUverwaltung  einen  Stellvertreter  des  Com- 
nissärs ,  welcher  in  dessen  Verhinderung  dessen  Amt  auszuüben  hat. 

§.  59.  Dieser  Commissär  ist  berechtigt,  den  Versammlungen,  jedoch  nur  mit 
einer  berathenden  Stimme  beizuwohnen  und  alle  Aufklärungen  zu  verlangen ,  welche 
zur  ErfQllung  seiner  Aufgabe  nolhwendig  sind. 

f.  60.  Wenn  der  kaiserliche  Commissär  eine  von  der  Bankdirection  oder  der 
Generalversammlung  beschlossene  Massregel  mit  den  Statuten  oder  dem  Reglement 
im  Widerspruche  findet,  so  hat  er  sich  gegen  die  Ausfuhrung  derselben  schrifUich 
oder  zu  ProtokoU  zu  erklären  und  zu  verlangen,  daas  hierüber  mit  der  Finazverwal- 
tung  vorläufig  das  Einvernehmen  gepflogen  werde. 

Diese  Erklärung  hat  eine  aufhaltende  Wirkung.  Ist  in  solchen  oder  anderen 
Fällen  zwischen  der  Finanzverwallung  und  der  Bankdirection  keine  Verständigung 
zu  erzielen ,  so  hat  die  Bankdhrection  den  Aussdiusa  zur  Erwägung  des  Gegenstandes 
einzuberufen.  Steht  der  bei  dieser  Beratiiung  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  geftsste 
Beschliiss  oder  ein  Beschkas  der  Generalveraammlvig  nicht  im  EiAklange  mit  dem 
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Aussprache  der  FiiUDZTeriraltuBg,  so  ist  bierfiber  die  EoUcheiduDg  des  GesammU 
miDisleriums  einzuholen. 

$.  61.  Bei  allen  Gegenständen ,  welche  der  gesetzgebenden  Gewalt  rorbehalten 
sind  und  die  Mitwirkung  der  Staatsverwaltung  eder  die  besondere  Entschlies^ung 
Seiner  Majestät  des  Kaisers  erfordern,  bat  sich  die  Bank  durch  ilire  Direclion  an 
die  Finanzverwaltung  zu  wenden. 

§.  62.  Die  Bank  kann  von  der  Finanzverwaltung  eingereichte  Wechsel  stalu- 
tennässig  (§.  21)  escomptiren. 

Ausserdem  kann  sie  nur  commissionsweise  Geschäfte  für  Bechnong  des  Staates 
besorgen. 

Bas  aus  der  eommissionsweisen  Besorgung  solcher  Geschäfte  sich  ergebende 
Guthaben  ist  am  Schlüsse  eines  jeden  Blonates  gegenseitig  baar  zu  begleichen. 

YL    Yon  den  besonderen  Yorreohten  des  Baakinstltatea. 

$.  63.  Das  Yermögen  der  Bank  und  die  Einkünfte,  welche  die  Bankgesellschaft 
im  slatutenmässigen  Wege  bezieht,  sind  mit  Ausnahme  der  Realitäten,  der  Effecten 
des  Reservefondes  und  der  von  der  Bank  für  die  Actionäre  zu  entrichtenden  Ein- 
kommensteuer für  die  Dividende  steuerfrei. 

§.  64.  Alle  Bucher  und  Vormerkungen  der  Bank,  sowie  alle  im  Namen  der 
Bankgesellschaft  in  Ausübung  ihrer  statutenmäßigen  Geschäfte  ausgefertigten  Urkun- 
den geniessen  die  Stempelf^eiheit. 

§.  65.  Die  VerßUchung  (Nachmachung  oder  Abänderung)  der  von  der  privi- 
leglrten  österreichischen  Nationalbank  ausgefertigten  Noten,  Actien  und  Schuldver- 
schreibungen oder  der  dazu  gehörigen  Coupons  und  Talons  wird  als  Verbrechen  der 
Verfälschung  öffentlicher  Credttspapiere ,  die  Nachmachung  oder  Verfälschung  aller 
sonstigen  von  der  Bank  ausgestellten  Urkunden  aber,  gleich  der  Naehmachung  oder 
Verfälschung  öffentlicher  Urkunden,  nach  dem  Strafgesetze  t>estraft. 

§.  .66.  Die  Bank  kann  aus  Wecliselgeschäflen  nur  bei  dem  k.  k.  Handelsge- 
richte in  Wien ,  in  allen  anderen  Rechtssachen  nur  bei  dem  k.  k.'  Landesgerichte  in 
Wien  geklagt  werden. 

§.  67.  Da  die  Bank  auf  die  Ton  ihr  ausgegebenen  Actien  und  die  bei  ihr  er- 
liegenden Gelder  keine  Verbote,  Pränotationen  oder  Super  -  Pränotationen  annittetbar 
annimmt,  so  haben  alle  Parteien  und  Behörden  sich  ansschliessend  an  das  competente 
Gericht  zu  wenden,  wenn  sie  eine  vorläufige  Sicheiheitsmassregel  erwirken  wollen. 
Diese  letzlere  kann  aber  nur  darin  bestehen ,  dass  diese  Behörde  der  Bank  eröffne, 
mit  einer  Zahlung,  Erfolglassung  oder  Umschreibung,  bis  zum  Ausgange  des  Streites 
inne  zu  halten.  In  diesem  Falle  ist  die  Bank  berechtigt,  während  der  Dauer  des 
Rechtsstreites  die  fälligen  Zinsen,  Dividenden,  Gelder  und  Effecten  gerichtlich  zu 
hinterlegen. 

$.  68.  Wenn  nach  Bestimmung  des  §.  67  Actien  oder  andere  der  Bank  an- 
Terlraute  CapiUlien  und  Effecten  zu  einer  gerichtlichen  Verwaltang  und  Obsorge  ge- 
hören oder  darauf  eine  Substitution  oder  andere  Beschränkung  vorgemerkt  werden 
soll,  a«  Ist  glekhfalls  der  Bank  durch  das  competente  Gericht  das  Gehörige  zur  Vor- 
merkung in  den  Bankbüchern  und  wegen  der  Erfolglassung  der  Zinsen,  Dividenden, 
Depositen  u.  s.  w.  genau  mitzutheilen. 

§.  69.  Die  Bank  ertheilt  über  Actien  nnd  ihr  anvertraute  Effecten  oder  Pfän- 
der nur  deren  Eigenthüroern  Auskünfte. 

$.  70.  Die  Ainoriisation  Ton  Actien,  Pfandbriefen  und  sonstigen  Bankurkunden 
(mit  Ausnahme  der  Bankanweisungen  §.  27)  mnsa  bei  dem  Landesgerichte   in  Wien 
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nachgesucht  werden.    Dasselbe  verfahrt  biabei  nach  den  für  die  Amortiaalion  von 
Staatspapieren  bestehenden  Vorschriften. 

§.  71.  Unbehobene  Dividenden  verjähren  zu  Gunsten  des  Reaervefondes  drei 
Jahre  nach  dem  letzten  Tage  des  Monates,  in  welchem  sie  zur  Zahlung  fällig  waren. 
In  besonders  rücksichtswördigen  Fällen  kann  die  Bankdirection  diessfalla  Ausnahmen 

eintreten  lassen. 

§.  72.  Die  in  der  Girobank  inliegenden  Gelder  können  keinem  vorläufigen  Ter- 
böte  unterworfen  und  erst  nach  bewirkter  gerichtlicher  Einantwortung  ausgefolgt  werden. 

§.  73.  Kein  Anspruch  eines  Dritten  kann  die  Bank  in  ihrer  statutenmässigen 
Gebarung  hindern  oder  ihr  unbedingtes  Vorzugsrecht  zur  Befriedigung  ihrer  eigenen 
Ansprüche  an  den  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Geldern  und  Effecten  schmälern« 
Dieses  Vorzugsrecht  kommt  der  Bank  nicht  nur  auf  jene  Gelder  und  Effecten,  welche 
ihr  von  dem  Schuldner  zur  Sicherheit  für  ihre  Forderungen  übergeben  worden  sind, 
sondern  ohne  Unterschied  auf  alles  bewegliche  Vermögen  ihres  Schuldners  zu,  in 
dessen  Innehabung  sie  durch  was  immer  für  Geschäfte  gelangt  ist.  Die  Bank  kann 
in  der  Ausübung  dieses  Vorzugsrechtes  auf  Gelder  und  Effecten ,  welche  sie  unter 
den  ihr  vorgeschriebenen  Vorsichten  als  ein  Vermögen  ihres  Schuldners  übernommen 
hat,  selbst  durch  Eigenthumsansprüche  oder  andere  früher  erworbene  Rechte  dritter 
Personen  nicht  gehindert  werden ,  in  soferne  sie  für  die  Nationalbank  bei  der  Ueber- 
nahme  nicht  deutlich  erkennbar  waren.  Die  Bank  hat  endlich  das  Recht,  nach  Mass 
dieser  Statuten  und  des  Reglements  sich  selbst  ohne  gerichtliche  Dazwischenkunfl 
aus  den  obigen  Mitteln  zahlhaft  zu  machen  und  hat  somit  den  Ausgang  eines  anhän- 
gigen Rechtsstreites  zwischen  dritten  Personen  nicht  abzuwarten. 

Yn.    Von  der  Auflösung  der  Bankgesellsohalt 

§.  74..  Wenn  die  Gesellschaft  aufgelöst  wird,  so  hat  die  Bankdirection,  im 
Einvernehmen  mit  dem  Ausschusse,  das  gesammte  bewegliche  und  unbewegliche  Ver- 
mögen der  Bank  zu  verwerthen  und  sämmtliche  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen.  Der 
erübrigte  Betrag  wird  unter  die  GesellschaAsglieder  nach  Verhältniss  der  Actien 
vertheilt. 

$.  76.  Die  Bankgesellschaft  kann  mit  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Gewalt 
auch  vor  Erlöschung  ihres  Privilegiums  aufgelöst  werden.  Das  Begehren  dazu  kann 
jedoch  nur  mit  wenigstens  drei  Vierlheilen  der  anwesenden  Stimmen  in  der  General- 
versammlung beschlossen  werden.  Von  Seite  der  Bankdirection  ist  vier  Wochen  früher 
in  der  Wiener  und  einer  auswärtigen  Zeitung  zu  verkündigen,  daas  die  Frage  über 
die  Auflösung  der  Gesellschaft  in  der  nächsten  Generalversammlung  verhandelt  wer- 
den solle. 

§.  76.  Für  alle  Streitigkeiten  zwischen  der  Generalversammlung,  dem  Aus- 
schusse und  der  Direction ,  sowie  für  jene  Streitigkeiten,  welche  anlässlich  der  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  zwischen  den  Mitgliedern  derselben  entstehen,  wird  der  oberste 
Gerichtshof  als  Schiedsgericht  bestellt,  gegen  dessen  Entscheidung  keine  Berufung 
stattfindet. 

Auf  gleiche  Weise  sind  auch  die  aus  der  im\  $.  57  ausgesprochenen  Verantwort- 
lichkeit abzuleitenden  Ansprüche  geltend  zu  machen. 

Reglement. 

L    Yerhaadlungen  bei  der  Generalversammlung  und  bei   der  Bankdireotion. 
§    1.    Bei  der  regelmässigen  Generalversammlung  ($.  35  der  Statuten)  eröffnet 
der.  Gouverneur  die  Sitzung  mit  einer  Darstellung  über  die  gesammte  Geschäftsgeba- 
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rung ,  mit  der  Vorlegung  der  darauf  Bezog  nehmenden  Totalaiisweiae  und  Uebersich- 
len  und  mit  dem  Yorlrage  jener  Vorschläge,  deren  Entoeheidong  der  Generalver- 
sammlung Torbebalten  ist. 

$.  2.  Die  Ausweise  sind  in  dem  Versammlungsorte  sur  Einsicht  jedes  Mitglie- 
des aufzulegen.  Nach  Schluss  der  Verhandlungen  über  die  Ton  der  Bsnkdirection 
gestellten  Anträge  ist  jedes  Mitglied  2er  Generahersammlung  berechtigt ,  Anträge  zu 
stellen.  Selbstständige  Anträge  (§.  39  der  Statuten)  sind  jedoch  nebst  deren  Be- 
grändupg  acht  Tage  vor  der  Generalversammlung  dem  Bankgouvemeur^ schriftlich  zur 
Kenntniss  zu  bringen. 

$.  3.  Die  Wahl  der  Directoren  und  der  Mitglieder  des  Ausschusses  geschieht 
schriftlich  durch  Abgabe  von  Wahlzetteln.  Die  Unterschrift  des  Stimmenden  auf  dem 
Wahlzettel  ist  nicht  erforderlich.  Das  Scrutinium  wird  durch  die  von  der  General- 
versammlung gewählten  Scrutatoren  vorgenommen. 

§.  4.  Die  Direction  versammelt  sich  in  der  Regel  jede  Woche  an  einem  yon 
dem  Gouverneur  zu  bestimmenden  Tage,  um  den  Bericht  über  die  Geschäftsergeb- 
nisse der  Woche  entgegenzunehmen  und  über  die  Verwaltung  Beschlüsse  zu  fassen. 
Ausserordentliche  Versammlungen  werden  nach  Erforderniss  auf  Veranlassung  des 
Gouverneurs  oder  des  kaiserlichen  Commissärs  nach  geschehener  Vorladung  sämmt- 
lieber  Directoren  gehalten. 

§.  6.  In  den  Versammlongen  der  Bankdirection  führt  der  Gouverneur  oder 
einer  seiner  beiden  Stellvertreter  den  Vorsitz. 

Zur  BeschlussCabigkeit  der  Bankdirection  ist  die  Anwesenheit  von  wenigstens 
fünf  Mitgliedern  derselben  erforderlich. 

Bei  den  Berathungen  der  Bankdirectioa,  sowie  bei  Berathungen,  an  welchen 
der  Ausschuss  und  die  Bankdirection  Theil  nehmea  (§§.  iL  und  42  der  Statuten), 
werden  die  Beschlüsse  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden  gefasst.  Der 
Vorsitzende  hat  nur  im  Falle  der  Stimmengleichheit  eine  entscheidende  Stimme. 

Die  Verhandlungsprotokolle  werden  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  kaiserlichen 
Commissär  unterfertigt  und  im  Archive  aufbewahrt. 

$.  6.  Die  Conrespondenz  mit  den  öffentlichen  Behörden  wird  vom  Gouverneur 
oder  von  einem  seiner  Stellvertreter  gefertigt  Die  im  Namen  der  Nationalbank  mit 
der  Staatsverwaltung  oder  mit  Privaten  abgeschlossenen  Verträge  haben  die  in  den 
§§.  2  und  63  der  Statuten  angeführte  Firma,  die  Unterschrift  des  Gouverneurs  oder 
eines  seiner  Stellvertreter  und  die  Mitfertigung  eines  Directors  zu  erhalten. 

§.  7.  Die  dem  Wirkungskreise  des  Gouverneurs  vorbehaltenen  Amtsbandlungen 
werden  im  Falle  einer  Verhinderung  von  jenem  Stellvertreter  desselben  ausgeübt, 
welchen  der  Gouverneur  dazu  bestimmt  hatte.  Die  Stellvertreter  werden  nöthigen- 
falls  TOn  dem  im  Dienste  ältesten  Director  vertreten. 

n.    Von  dem  BaakgouTemeur. 
$.  8.    Der  Gouverneur  bezieht  einen  Jahresgehalt  von  zwanzig  Tausend  Gulden 
und  geniesst  eine  freie  Wohnung  im  Amtsgebäude. ' 

m    Von  den  Beamten  der  Ba^k. 

$.  9.  Die  Bankdirection  bestimmt,  welche  Beamten  Cautionen  und  In  welchem 
Betrage  sie  dieselben  zu  leisten  haben. 

§.  10.  Der  Generalsecretär  führt  unter  Aufsicht  der  Direction  nach  den  be* 
stehenden  Instructionen  die  Oberleitung  sämmtllcher  Geschäftszweige;  für  die  Ueber- 
wachung  des  Cassen-  und  des  Rechnungswesens  stehen  ihm  der  Cassendlrector  und 
der  Oberbuchhalter  zur  Seite. 


302  DU  ö8terrekhiB€b0  Bankacte  Tom  27.  Daecaber  1862» 

Der  GeneralaecreUir  ist  das  Organ ,  durch  welches  die  Bankdirection  alle  ihre 
Beschlösse  in  AusfQhruny  bringen  lässt  und  welches  zunächst  über  die  gehdrige 
Tellziebung  derselben  zu  wachen  hat.  Er  nimmt  an  allen  Beraihungen  der  Bankdl- 
rectien  und  des  Ausschusses  Theil,  jedoch  ohne  entscheidende  Stimme.  Es  liegt  in 
•einer  Pflicht«  der  Bankdirection  genaue  AuakOafte  und  diensli^rderlicbe  Antrage  sq 
erstatten;  auch  ist  dessen  Meinungsäusserung  in  den  Acten  ersichtlich  zu  macben. 

$.  11.  Der  Cassendirector  und  der  Oberbuchhalter  haben  alle  Eingaben  und 
Zusammenstellungen  durch  den  Generalsecretar  an  die  Bankdirection  zu  leiten  und 
erhalten  durch  denselben  auch  die  Beschlüsse  d«r  DirecUon.  In  zweifelhaften  Fällen, 
welch«  eine  schleunige  Yor kehrung  erfordern ,  haben  sie  sich  immer  mit  dem  Gene- 
ralsecretar in  das  Einrernebmen  zu  setzen. 

IV.    Yen  den  Aotien. 

$.  12.  Die  Actien  lauten  auf  Namen,  sind  mit  Couponsbogen  und  Talon  Tersehen 
und  nach  dem  angeschlossenen  Formulare  ausgefertigt.  Deren  Uebertragung  geschieht 
durch  Cession  auf  der  Kehrseite  des  ersten  Blattes ;  jedoch  haftet  die  Bank  nicht  fflr 
die  Echtheit  des  Giro. 

§.  13.  Jeder  Aclionär  kann  sein  Etgenthnmsrecht  auf  die  ihm  gehörigen  Actien 
sichern.  Zu  diesem  Zwecke  hat  derselbe  eine  Erklärung  mit  seiner  Unterschrift  ein- 
zureichen, welche  im  Actlenbucfae  und  auf  der  Actio  selbst  vorgemerkt  wird,  und  in 
Folge  derselben  werden  die  entvfoder  neu  ausgefertigten  oder  früher  schon  auf  den 
Namen  des  Einreichers  ausgestellten  oder  an  ihn  cedirten  Actien  nur  dann  von  der 
Bank  zur  Umschreibung  angenommen,  wenn  deren  Abtretung  (Cession)  ordnungs- 
mäsaig  legalisirt  ist. 

$.  14.  Ebens6  kann  sich  jeder  Actienbesitzer  die  Behebung  der  Dividende  ?on 
jenen  Actien  sichern,  die  entweder  auf  seinen  Namen  ausgestellt  oder  ordnung!(ma»ig 
an  ihn  cedirt  sind.  Die  zu  diesem  Zwecke  eingereichte  Erklärung  wird  im  Actien- 
buche  yorgemerkt  und  diese  Yormerkung  auf  der  Actio  bestätigt,  welches  die  Folge 
hat,  dass  die  Dividende  aodann  nur  gegen  ordnungsmässig  legalisirte  Quittungen  aus- 
bezahlt wird. 

§.  15.  Gehören  Actien  zu  einer  Concurs-,  Ausgleichs-  oder  Yerlassenscbaftsnasse, 
in  ein  Pupillar-  oder  unter  Curatel  stehendes  Yerm5gen,  so  muss  der  Bank  ron'dem 
competenten  Gerichte  die  Eröffnung  gemacht  werden,  ob  und  wann  eine  Umschreibung 
stattfinden  kann,  wem  und  unter  welchen  Yorsichten  die  fälligen  Dividenden  zu  er- 
folgen sind.  Dies  gilt  ebenfalls  in  Ansehung  der  Beschränkung  des  freien  Yerfögungs- 
rechtes,  in  soferne  dieselbe  durch  Substitutions- ,  Cautions-  oder  fideicommissarische 
Anordnungen  begründet  wird. 

Y.    Yon  dem  Zettelwesen. 

§.  16.  Yor  Hinausgabe  neuer  Banknoten  verofTentlicbt  die  Bank  die  genaue 
Beschreibung  derselben. 

§.  17.  So  oft  es  von  der  Staatsverwaltung  verlangt  wird  und  so  oft  sich  In  der 
Person  des  kaiserlichen  Commissärs,  des  Gouverneurs  oder  des  Cassendircctors  durch 
Austritt  ans  dem  Amte  eine  Yeränderuiig  erglebt,  wird  der  jeweilige  Stand  der  Zettel 
auf  das  Genaueste  geprüft,  der  Befund  mit  den  bestehenden  VermerkuDgen  Tor- 
glichen  und  der  RoTisionsact  durch  alle,  zur  Oberleitung  dieses  Geschäftszweiges  ba-* 
stimmten  Personen  unterfertigt,  sodann  aber  im  Archive  aufbewahrt. 

YL    YoA  den  Depositen. 

S.  18.  Die  Dopt sitenscheine  können  Oberlragen  werden.  Die  Cesslfs  nusa  mit 
der  Unterschrift  und  dem  Siegel  des  Deponenten  (wenn  dies  eine  protocaUirte  Firma 
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ist,  ^mit  der  der  Bank  bekaonlfn  protöcollirten  Fertfj^n;  der  Firma-  %äer  Procura« 
f&hrer)  Tersehen  sein  und  der  Bank  angeieigt  werden. 

$.  19.  Der  Depoaitenabtheilung  der  Bank  wird  strenge  TerlHkten,  Aber  die  Namen 
der  Eigenihümer  der  bei  ihr  hinterlegten  Gegenstände,  sowie  Ober  Zahl,  Beschaffenheit 
oder  Werth  der  letzteren  irgend  eine  Auskunft  zu  ertheilen;  auch  können  hinter- 
legte Effecten  aller  Art  nur  mit  Wissen  und  nach  erfolgter  Einwilligung  des  Eigen- 
Ihfimers,  unter  jedesmaliger  Beibringung  des  Depositenscheines,  mit  einem  ausser- 
gerichtlichen  Verbote  belegt  oder  an  einen  anderen  als  den  ursprQngUchen  Deponenten 
erfolgt  werden. 

§.  20.  Wenn  ein  Deponent  in  den  Concurs  rerflUt  oder  irenn  fiber  sein  Ter- 
mSgen  das  Ausgleichsverfahren  eröffnet  und  die  Bank'  dafon  durch  gerichtliche  Intl- 
mation  in  die  Renntniss  gesetzt  wurde,  so  hat  dieselbe  die  Pflicht,  die  bei  ihr  hinter- 
legten Gegenständ«  unverkürzt  für  Rechnung  der  Concurs-,  beziehungsweise  Aus- 
gleichsmasse in  Verwahrung  su  behalten  und  solche  gegen  Entrichtung  der  vor- 
schriftmässlgen  Gebühren  nur  über  entsprechende  Auflage  von  Seite  des  competenten 
Gerichtes,  beziehungsweise  der  Ausgleichsleitung,  sowie  nach  erfolgter  Berichtigung 
jeder  Forderung  des  Institutes  zu  erfolgen. 

§.  21.  Wer  im  Executionswege  auf  einen  bei  der  Bank  hinterlegten  Gegen- 
stand Ansprüche  maebt,  hat  zu  veranlassen,  dass  die  Executionsbewilligung  dem  Insti- 
tute durch  das  competente  Gericht  amtlich  milgetheilt  werde,  und  kann  hiernach  das 
Depositum  gegen  Entrichtung  der  betreffenden  Gebühren,  gegen  Zurückstellung  oder 
Amortisirung  des  Depositenscheines  und  gegen  eigenhändige  Fertigung  eines  formlichen 
Empfangsscheines  beheben. 

§.  22.  Wenn  Deposits  für  Rechnung  eines  Dritten  hinterlegt  wurden,  so  kann 
der  Depojient  ohne  Beibringung  einer  Vollmacht  des  angegebenen  Eigenthümers  über 
dieselben  nicht  verfugen,  sowie  der  Eigenihümer  in  solchen  Fällen,  wenn  er  in  eigener 
Person  die  hinterlegten  Gegenstände  in  Anspruch- nimmt ,  die  Identität  seiner 'Person 
auf  eine  dem  Institute  genügende  Art  auszuweisen  haben  wird. 

§.  23.  Gelangt  ein  Depositum  durch  Sterbefall  in  das  Eigenthum  einer  dritten 
Person  oder  mehrerer  Miteigenthümer,  so  ist  die  Bank  hievon  durch  die  Abhandlnngs- 
beh5rde  zu  versländigen  und  in  Kenntniss  der  Personen  su  setzen,  welche  berechtigt 
sind,  über  die  hinterlegten  Gegenstände  tu  verfügen. 

$.  24.  Di«  Bank  iat  zur  sorglältigen  Aufbewahrung  der  bei  ihr  hinterlegten 
G«g«nständ«  y«rpfliditet  und  haftet  für  deren  Zahl  und  Beschaffenheit ;  sie  haftet  im 
Fall«  einer  Veruntreuung  und  Entwendung«  nicht  aber  für  jene  Zufälle,  die  nach  den 
allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  ausschliessend  den  Eigentbümer  treffen. 

Vn.    Von  dem  Esoompto-  und  dem  Darlehens -Geschalte. 

$.  25.  Die  Bankdirectien  bestimmt  die  Summe,  welche  dem  Eacompte*  und  dem 
Darl«henag«schäfte  jeweilig  zu  widmen  ist 

§.  26.  Die  Prüfung  der  zum  Escompte  angebotenen  Weehiel  erfolgt  durch  ein 
CoBsit^,  welehes  aua  einem  den  Vorsitz  fahrenden  Bankdireetor  und  wenigsten«  drei 
Censoren  bestellt 

Es  ist  Pflicht  der  Bankdirectien,  Vorsorge  zu  treffen ,  daas  in  den  Censnrcomit^s 
«in  gleichmässiger  und  unparteiischer  Vorgang  beobachtet  wird. 

$.  27.  Di«  Zahl  dar  Censoren  nusa  in  Wien  mindestens  21,  bei  den  Filialen 
mindestens  6  sein» 

Die  C«ns«ren  worden  t«i  d«r  Bankdirection  aas  dam  SUnd«  der  Handels-  und 
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Gewerbetreibenden  auf  die  Daaer  von  drei  Jahren  gewählt  Diejenigen,  welche  die 
Reihe  zum  Aastritte  trifft,  können  unmittelbar  wieder  gewählt  werden. 

Sohne,  dann  Gesellschafter  und  Procuraführer  eines  Bankdirectora  dörfen  nicht 
Censoren  aein. 

§.  28.  Jeder  Censor  hat  für  die  Dauer  seiner  Amtswirksamkeit  eine  unbelastete 
Bankactie  bei  der  Bank  zu  hinterlegen. 

§.  29.  Die  Censoren  haben  bei  Beurtheilung  der  zum  Escompte  eiogebrairhten 
Wechsel  mit  strenger  Unparteilichkeit  zu  Werke  zu  gehen.  Rein  Mitglied  des  Censur- 
comiti's  kann  über  seine  eigenen  oder  über  Wechsel  seines  Hauses  abstimmen. 

§.  30.  lieber  Darlehensgesuche  entscheidet  der  Gouverneur  oder  ein  Stellrer- 
treter  desselben  und  der  Director,  welcher  den  Vorsitz  im  Escomptecomit^  führt^  nach 
den  von  der  Bankdirection  im  Allgemeinen  festgesetzten  Bestimmungen. 

A.  Von  dem  Escomptegeschäfte  insbesondere. 

S.  31.  Wechsel,  welche  bei  der  Annahme  einer  Notariatsverhandlung  unter- 
worfen waren  oder  derselben  bei  der  Zahlung  bedürfen ,  dann  Wechsel  und  Effecten, 
welche  auf  eine  geringere  Summe  als  100  fl.  lauten  oder  deren  Verfallsfristen  den 
Zeitraum  ?on  drei  Monaten  überschreiten,  werden  von  der  Bank  nicht  im  Escompte 
ü  bernommen. 

§.  32.  Wechsel  und  Effecten,  welche  früher  als  in  fünf  Tagen  zahlbar  sind, 
werden  nur  dann  escomptirt»  wenn  sich  deren  Besitzer  dem  auf  fünf  Tage  berechneten 
Escompteabzuge  freiwillig  unterzieht. 

§.  33.  Die  zu  escomptirenden  Wechsel  müssen  auf  Ordre  lauten  und  der  Regel 
nach  durch  drei  Unterschriften  verbürgt  werden.  Die  Bankdirection  bestimmt,  wie 
viele  derselben  protocoUirt  sein  müssen. 

§.  34.  Es  können  jedoch  ausnahmsweise  auch  Wechsel  mit  nur  zwei  Unter- 
schriften angenommen  werden,  wenn  die  dritte  geforderte  Bürgschaft  durch  Hinter- 
legung der  Hälfte  des  zu  escomptirenden  Betrages  in  einem  slatutenmässigen  Pfände 
ersetzt  wird. 

$.  35.  Wenn  am  Verfallstage  ein  escomptirter  Wechsel  bis  zw51f  Uhr  Mittags 
nicht  bezahlt  ist,  so  wird  der  Einreicher  im  Namen  der  Bank  zum  Ersätze  aufgefordert 

B.  Von  dem  Darlehensgeschäfte  insbesondere. 

$.  36.  Gegen  Verpfandung  von  Gold-  und  Silberbarren,  von  inländischen  Gold- 
münzen und  von  ausländischen  Gold-  und  Silbermünzen  können  von  der  Bank  bis 
zum  Betrage  von  fünf  und  neunzig  vom  Hundert  ihres  Feingehaltes  Darleben  gegeben 
werden. 

Für  den  vollen  Werth  desselben  gilt  bei  ausländischen  Gold-  und  Silbermünzen, 
bni  Gold-  und  Silberbarren,  der  durch  den  Wardeinscbein  des  k.  k.  Münzamtes  be- 
stätigte Betrag  ihres  Feingehaltes  nach  dem  münzamtltchen  Einlösungspreise  berechnet. 

§.  37.  Gegen  Verpfandung  von  inländischen  Staatspapieren,  Grundentlastungsr 
Obligationen  und  der  von  ihrer  Hypothekar- Abtheilung  ausgegebenen  Pfandbriefe  darf 
die  Bank  höchstens  zwei  Dritttheile  des  börsemässigen  Werthes  dieser  Effecten  als 
Darlehen  erfolgen. 

Gegen  Verpfändung  von  voll  eingezahlten  Actien  und  Effecten  von  Prioritäts- 
Anlehen  inländischer  Industrieunternehmungen,  deren  Erträgniss  durch  eine  Staats- 
garantie  gewährleistet  ist  (§.  22  der  Statuten) ,  darf  die  Bank  höchstens  die  Hälfte 
des  börsemässigen  Werthes  dieser  Actien  und  Effecten  als  Darlehen  erfolgen. 

§.  38.    Erleidet  der  börsemässige  Werth  des  Pfandes  eine  Verminderung^  so  hat 
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der  Darlehens-Schaldner  eine  entsprechende  Pfandzulage  oder  Darlehensrückzahlung 
zu  leisten.  Geschieht  dies  nicht,  so  ist  die  Direetion  berechtigt,  das  Pfand  ganz  oder 
theilweise  auf  der  öffentlichen  Börse  zu  veraussern  und  nur  den  nach  voller  Bedeckung 
ihrer  eigenen  Rechte  und  Ansprüche  eräbrigten  Ueberschuss  für  Rechnung  des 
Schuldners  zu  seiner  YerfOgung  unverzinslich  aufzubewahren.  Sollte  der  Betrag  nicht 
hinreichen,  die  Forderungen  der  Bank  zu  bedecken,  so  bleibt  ihr  der  Regress  gegen 
den  Schuldner  yorbelialten. 

§.  39.  Darlehen  gegen  Handpfand  werden  nur  in  durch  die  Zahl  Hundert  voll- 
ständig  theilbaren  Summen  gewahrt 

§.  40.  Die  kürzeste  Frist  für  Darlehen  oder  deren  Verlängerung  -wird  auf 
15  Tage,  die  längste  Frist  auf  90  Tage  festgesetzt.  Zwischen  dieser  niedrigsten  und 
dieser  höchsten  Frist  können  auf  jede  beliebige  Frist  Darlehen  oder  Yerlängenfngen 
im  Darlehengeschäfte  bewilliget  werden.  Der  Bankdirection  bleibt  es  überlassen ,  die 
Termine  zu  beschränken  und' die  Verlängerungen  zu  bewilligen  oder  zu  verweigern. 

$.  41.  Dem  Eigenthümer  eines  Pfandes  steht  es  frei,  dasselbe  auch  vor  Ver- 
fallsfrist gegen  Erlag  der  vollen  Summe ,  für  welche  er  der  Bank  zum  Schuldner  ge- 
worden, wieder  zu. beziehen;  jedoch  findet  kein  Ersatz  der  im  Vorhinein  an  die  Bank 
entrichteten  Zinsen  Statt. 

§.  42.  Die  in  den  §§.  18  bis  einschliesslich  24  des  Reglements  för. Depositen 
festgesetzten  Bestimmungen  gelten  auch  für  Pfänder. 

§.  43.  Bei  Verfallszeit  und  nicht  geleisteter  Rückzahlung  des  Darlehens  ist  die 
Bank  berechtigt,  ohne  irgend  eine  Rücksprache  mit  der  Partei  und  ohne  gerichtliches 
Einschreiten  die  Veräusserung  des  Pfandes ,  zu  ihrer  Schadloshaltung  entweder  ganz 
oder  theilweise  einzuleiten. 

Die  Bank  ist  jedoch  zu  diesem  Verkaufe  nicht  verpflichtet  und  wenn  sie  nach 
Verfallszeit  nicht  dazu  schreitet,  tritt  für-  ihr  ganzes  Forderungsrecht  an  Capital,  Zinsen 
und  Unkosten  keine  Verjährung  ein. 

Im  Falle  des  Verkaufes  werden  dem  bei  der  Partei  ausständigen  Capitale  die 
Zinsen,  die  Erfolglassungs gebühr ,  der  Betrag  für  Sensarie,  f^icitations-  oder  sonstige 
Kosten  und  eine  besondere  Verkaufs-Provision  von  einem  Drittel  vom  Hundert  der 
gesammten  Forderung  zugeschlagen  und  nur  der  erübrigte  Betrag  gegen  Zurück- 
stellung des  Pfandscheines  und  förmliche  Abquittirung  erfolgt. 

§.  44.  Die  Unverkäuflichkeit  der  am  Verfallstage  nicht  ausgelösten  Effecten  gibt 
keinen  gegründeten  Anspruch  auf  die  Verlängerung  des  Darlehens  und  hebt  nicht  die 
Verbindlichkeit  des  Schuldners  auf,  die  volle  Bezahlung  an  die  Bank  zu  leisten.  Der 
Bank  sind  für  den  Fall,  als  ihre  Forderung  durch  die  bewirkte  Veräusserung  der 
Pfander  nicht  vollständig  befriedigt  würde, ^  ihre  Ansprüche  gegen  den  Schuldner 
vorbehalten. 

VIIL    Von  dem  Girogeaeh&fte. 

§.  45»  Wer  von  dem'  Oirogeschäfte  der  Bank  Gebrauch  zu  machen  gesonnen 
ist,  hatr 'schriftich  m»  das -auf  seihen  Namen  oder  seine'Firnfir  zu  *  eröffnende  Foliutn. 
anzusuchen."     >  "   .  '        ■         •    ; 

§.  46.  In  der  Girobank  können  Banknoten,  gesetzliche  Silbermünze,  dann  «Wechsel 
oder  sonstige  in  Wien  zahlbare  Effecten  in  laufender  Rechnung  (conto  corrente) 
eingelegt  werden.  Wenn  die  der  Girobank  übergebenen  Effecten  am  Verfallstage  bis  12 
Uhr  Mittags  nach  erfolgter  Präsentalion  nicht  bezahlt  werden,  so  werden  dieselben  dem 
Einreicher  oder  dessen  Bevollmächtigten  sogleich  mit  der  Anzeige  zurückgestellt,  dass 
die  Vormerkung  des  betreffenden  Betrages  in  seiner  Rechnung  gelöscht  worden^sei. 
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§.  47.  Ueber  Beträge,  welche  fCbr  Rechnang  eines  Feliambeiitzen  bie  za  einer 
TOB  der  Bankdirection  festzuseUenden  Stunde  eingegangen  sind,  Itann  noch  am  selben 
Tage  verfugt  werden. 

§.  48.  Mittelst  Anweisung  (Cheqae)  Iiann  die  in  der  Girobanic  erliegende 
BaarscbafI : 

a)  von  einem  Folium  auf  das  andere  übertragen, 

b)  von  dem  Besitzer  des  Foliums  baar  zuräclcgefordert  und 

c)  zu  Gunsten  Dritter  darOber  verfügt  werden. 

Jeder  Foliumbesilzer  Itann  seine  Accepte  zur  Zahlung  bei  der  Girobank  anweisen. 

§.*49.  Wird  über  das  Vermögen  eines  Foliumbesitzers  der  Concurs  oder  das 
Ausgleichsverfahren  eröifnet  und  ist  die  Bank  hieven  verständigt,  so  werden  die  An* 
Weisungen  des  Foliumbesitzers,  sie  mögen  wann  immer  ausgestellt  und  noch  in  seinen 
Händen  oder  bereits  an  einen  Dritten  übergegangen  sein,  nicht  mehr  berücksichtigt. 
Die  in  der  Girobank  befindliche  Baarschaft  wird  in  diesen  F&lien  für  Rechnung  der 
Concurs-,  beziehungsweise  Ausgleicbsmasse  in  Verrechnung  erhalten  und  nach 
Abzug  der  Forderungen  der  Bank  gegen  Zurückstellung  des  Girobuches  und  gegen 
Einlage  einer  förmlichen  Quittung  nur  Im  Einverständnisse  mit  dem  competenten  Ge- 
richte, beziehungsweise  der  Ausgleichsleitung,  erfolgt. 

§.  50.  Anweisungen ,  welche  Unrichtigkeiten  enthalten ,  werden  als  nnwirksam 
dem  Präsentanten  zurückgestellt;  in  Wiederholungsfällen  kann  der  Aussteller  w^gen 
solcher  Unrichtigkeiten  auch  seines  Girofoliums  verlustig  erklärt  werden. 

Besteht  die  Unrichtigkeit  darin,  dass  die  Anweisung  auf  einen  Betrag  lantet, 
welcher  das  Guthaben  des  Ausstellers  auf  seinem  Girofolium  übersteigt,  so  kann  der 
Aussteller  sogleich  von  dem  Girogeschäfte  ausgeschlossen  werden. 

§.51.  Bei  Verlust  des  Girobuches  hat  der  Foliumbesitzer  hieven  die  schrift- 
liche Anzeige  an  die  Bankdirection  zu  machen,  worauf  seine  Rechnung  unverzüglich 
auf  ein  anderes  Folium  übertragen  und  ihm  ein  neues  Girobuch  ausgefertigt  wird. 

$.  52.  Den  Beamten ,  welche  die  Rechnungen  der  Girobank  fuhren ,  wird  die 
strengste  Verschwiegenheit  hierüber  zur  Pflicht  gemacht;  sie  dürfen  über  den  Stand 
der  Girorechnungen  nur  der  Bankdirection  über  deren  schriftlichen  Auftrag  oder  dem 
Foliumbesitzer  eine  Auskunft  geben.  Jede  Verletzung  dieser  Vorschrift  ist  unnach- 
sichtUch  mit  dem  Verluste  des  Dienstes  zu  bestrafen. 

§.  53.  Die  Rechnungen  in  der  Girobank  werden  am  31.  Mai  and  am  30.  No- 
vember eines  jeden  Jahres  abgeschlossen. 

IX.    Von  dem  Anweisungsgeeebifte. 

§.  54.  Anweisungen,  welche  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht  zahlbar  ausgestellt 
sind,  müssen  der  zur  Zahlung  bezeichneten  Gasse  vorgezeigt  werden,  damit  die  dazu 
bestimmten  Beamten  derselben  den  Zahlungstag  vormerken  und  diesen  mit  den 
Worten:  „Zahlbar  am  .    .'  .    .  "  mit  ihrer  Fertigung  der  Anweisung  beifügen. 

|.  55.  Für  die  Uebertragung  und  Zahlung  von  Anweisungen  gelten  die  für  Wechsel 
gegebenen  Vorschriften. 

$.  56.  Geräth  eine  Bankanweisung  in  Verlust,  so  kann  die  Partei  die  Sistirang 
der  Auszahlung  durch  vierzehn  Tage  dann  veranlassen,  wenn  sie  die  Nummer  der  An- 
weisung, deren  Betrag,  Ort  und  Zeit  der  Ausstellung,  sowie  den  Namen  deijenigen, 
auf  welchen  sie  lautet,  richtig  angegeben  hat.  Kann  die  Partei  die  erwähnten  Daten 
nicht  vollständig  und  genau  angeben,  so  entscheidet  die  Bankdirection,  ob  eine  ror- 
lättfige  Sistirung  der  Zahlung  auf  vierzehn  Tage  einzutreten  hat  oder  nicht. 
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Schon  im  alten  Rom  wurde  anter  AD§;u8tns  eine  Umeatzeteuer  (tenteeima 
remm  Tenalium)  eingeführt,  die  ein  Procent  Ton  dem  Verkaufspreise  betrug 
und  alle.  Waaren  traf,  welche  auf  öffentlichen  H&rkten  oder  in  öffentlichen 
Auctionen  zum  Verkaufe  kamen.  Nach  dem  Zeugniss  des  Tacitus  (Ann.  IL  42^ 
waren  die  Klagen  über  diese  Steuer  so  gross,  dass  Tiberins  sich  veranlasst 
sah,  dieselbe  auf  ^  Procent  herabzusetzen. 

Die  moderne  Finanzkunst  kennt  dagegen  nur  Productions-  und  Consumtions- 
steuem,  und  es  ist  aus  der  neuen  Zeit  in  Europa  kein  Versuch  bekannt,  eine 
Besteuerung  bei  der  Vertheilung  oder  dem  Umsatz  der  Güter  einzuführen.  Das 
folgende  Gesetz  des  Staats  Bremen  Tom  10.  Not.  1862,  welches  die  alträ- 
miache  Praxis  erneuert ,  aber  den  zu  erhebenden  Procentsatz  noch  niedriger 
stellt  als  Tiberius,  und  alle  Umsätze,  welche  den  Werth  ?on  50  Thlm.  nicht 
überschreiten,  steuerfrei  lässt,  yerspricht  deshalb  für  die  Finanzwisseuschaft 
lehrreich  zu  werden.     Dasselbe  ist  mit  dem  1.  Januar  1863  in  Kraft  getreten. 

Gesetz,  die  Umsatzstener  betreffend. 

§.  1.  Einer  Umsatzsteuer  unterliegen  alle  Verkaufe  beweglicher  Gegenstände, 
Schiffe  nicht  ausgenommen,  wenn  entvreder  1)  der  Verkäufer  ein  Hiesiger  ist,  oder 
2)  der  Gegenstand  des  Verkaufs  sich  zur  Zeit  des  Verkaufsabschlusses  im  Bremischen 
Staatsgebiet  befindet. 

§.  2,  Als  Hiesiger  im  Sinne  des  Gesetzes  gilt  Jeder,  der  im  Bremischen 
Staatsgebiete  wohnt,  oder  daselbst  ein  Geschäft  betreibt. 

§.  3.  Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  die  Verkäufe  Sffentltch,  oder  unter  der 
Hand  geschehen,  nnd  ob  der  Verkäufer  für  sich  oder  im  Auftrage  oder  für  Rechnung 
eines  Drinen  handelt.  —  Als  Verkaufer  gilt  Jeder,  den  der  Käufer  wegen  Erfül- 
lung des  Geschäfts  in  Anspruch  nehmen  kann. 

§.  4.  Im  Fall  der  Verkäufer  ein  Hiesiger  ist,  macht  es  keinen  Unterschied,  ob 
der  Verkaufsgegenstand  hier  oder  auswärts  abgeliefert  oder  übertragen  wird  (vergl. 
jedoch  $.  6  sob  4). 

§.  6.  AUe  Verkaufe,  welche  ganz  oder  theilweise  für  Rechnung  oder  im  Auf- 
trage Hiesiger  von  Fremden,  sei  es  hier  oder  im  Aaslande,  gemacht  werden,  unter- 
liegen, sofern  sie  nicht  schon  nach  $.  1  Ziffer  2  der  Umsatzsteuer  unterworfen  sind, 
jedenfalls  insoweit  der  Umsatzsteuer,  als  das  Interesse  der  Hiesigen  reicht,  in  glei- 
cher Weise,  als  wenn  die  Hiesigen  selbst  die  Verkäufer  wären  (vergl.  jedoch  $.  6 
sab  4). 

§.  6.    Befreit  ?on  der  Umsatzsteuer  sind: 

1)  Verkäufe,  welche  ror  Ablieferung  oder  Absendong  der  Waare  Rückgängig  werden, 
ohne  dass  dafSr  einer  der  Contrahenten  ein  Aeqairalent  erhält ,  es  bestehe  in 
der  Vergütung  einer  Differenz,  einer  Entschädigung,  oder  einer  sonstigen  Gegen- 
leistung, sie  mag  Namen  haben,  welchen  sie  will. 

2)  Verkäufe  von  lebendem  Vieh,  gebrauchten  Mebilien,  sowie  tou  Büchern  und 
Ltndkarten,  Werthpapieren,  gemünztem  oder  un?erarbeltetem  Gold  oder  Silber, 
und  von  Gegenständen,  für  welche  zur  Zeit  das  Umsatzes  die  Consumtionssteuer 
bereits  bezahlt  ist,  oder  welche  mit  dem  Umsatz  in  den  Bereich  der  Consnmtions- 
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Steuer  eingehen.  Bei  im  Bremischen  Staste  verfertigten  Hsndwerks-Erxeugnissen, 
Cigarren  und  neuen  Schiffen  ist  der  Verfertiger  von  der  Steuer  fiir  den  ersten 
Umsatz  befreit,  insofern  der  Gegenstand  nicht  von  ihm  nach  auswärts  ver- 
Icauft  wird. 

3)  TerkSufe  bis  einschliesslich  50  Thlr.,  wobei  mehrere  Verkaufe  desselben  Ver- 
kaufers an  den  nämlichen  Käufer,  die  an  Einem  Tage  gesehehen,  als  ein  ein- 
ziger Verkauf  zu  rechnen  sind.  ^ 

4)  Verkäufe  von  Seiten  Hiesiger  oder  im  Auftrage  Hiesiger  an  Fremde,  insofern 
.  a)  der  Gegenstand  des  Verkaufs  weder  in  das  Bremische  Staatsgebiet,  noch  see- 
wärts auf  die  Weser  gekommen  ist  oder  kommt;  oder 

b)  der  Gegenstand  des  Verkaufs  zwar  in  das  Bremische  Staatsgebiet  oder  auf 
die  Weser  unterhalb  der  Stadt  Bremen,  oder  nach  einem  der  daselbst  be- 
findlichen Löschplätze  gekommen,  aber  ohne  verkauft  zu  sein  von  da  nach 
Plätzen  ausserhalb  des  Unterwesergebiets  wieder  ausgeftthrt  und  dann  aus- 
wärts verkauft  wird. 
S  7.  Die  Umsatzsteuer  beträgt  Vu%  des  Kaufpreises,  sofern  aber  von  dem 
Gegenstande  des  Verkaufs  schon  einmal  die  Umsatzsteuer  bezahlt  ist,  V«%. 

Ist  der  Gegenstand  des  Verkaufs  im  Bremischen  Staatsgebiete  durch  Umarbei- 
tung oder  Vermischung  ein  anderer  geworden,  oder  doch  wesentlich  verändert,  so 
beträgt  die  Steuer  von  dem  Verkaufe  des  Ganzen  nur  Ve  %  >  evKh  wenn  von  den 
früheren  Substanzen  überhaupt  oder  theilweise  die  Steuer  noch  nicht  entrichtet  war. 
§.  8.  Die  Entrichtung  der  Umsatzsteuer  liegt  dem  Verkäufer  ob.  In  dem 
Fall  des  §.  6  bat  der  Hiesige,  für  dessen  Rechnung  oder  in  dessen  Auftrage  ganz 
oder  theilweise  der  Verkauf  durch  einen  Fremden  gemacht  ist,  die  Steuer  zu  entrichten» 

Bei  Verkäufen,  welche  ein  Fremder  durch  Vermittelung  eines  Hiesigen  macht, 
hat  der  hiesige  Vermittler  unter  eigener  Verantwortlichkeit  und  Haftung  für  die  Ver- 
pflichtungen des  Verkäufers,  für  rechtzeitige  und  vollständige  Entrichtung  der  Steuer 
Sorge  zu  tragen« 

Bei  Verkäufen ,  welche  ein  Fremder  ohne  Vermittelung '  eines  Hiesigen  macht, 
hat  der  hiesige  Käufer  die  nämliche  Verpflichtung  unter  gleicher  Verantwortlichkeit 
und  Haftung. 

§.  9.  Die  Entrichtung  der  Umsatzsteuer  geschieht  an  den  von  der  Consumtions- 
kammer  dazu  bestimmten  Orten  und  Zeiten  gegen  Ertbeilong  eines  Stempels  (ver- 
gleiche jedoch  §.  12). 

§.  10.  Ueber  alle  der  Umsatzsteuer  unterworfene  Plattverkäufe  ist  innerhalb 
8  Tagen ,  nachdem  der  Betrag  der  Gegenleistung  festgestellt  ist,  eine  schriftliche  Ver- 
kaufsrechnung auszustellen  und  stempeln  zu  lassen.  —  Gleichzeitig  hat  der  Pflichtige 
den  zu  versteuernden  Verkauf  nach  einem  von  der  Behörde  zu  entwerfenden  Formular 
schriftlich  und  unter  ausdrücklicher  Berufung  auf  den  von  ihm  dem  Staate  geleiste- 
ten Eid  {$,  14)  zu  declariren. 

§.  11.  Bei  allen  der  Umsatzsteuer  uilterworfenen  Vei^käufen-  ntfch<dem  Anslalitfe 
ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  spätestens  8  Tage  .iiach  Absendiuig.  der  Factu'ra,  'resp. 
des  Verkaufs -Objectes,  den  Betrag  der  Gegenleistung^ in.  gleicher  Weise  zu  jleclariren 
ood  die  Steuer  .zu  entrichten.  Geschieht  die  Feststelhing  der  Gegenleistung  ohne 
Factura  und  ohne  Absendung  der  Waare,  so  ist  die  Declarirung  und.  Entrichtung 
der  Steuer  in  den  nächsten  8  Tagen  nach  dieser  Feststellung  vorzunelmien.     # 

In  den  Fällen  dieses  Paragraphen  geschieht  die  Stempelung  auf  der  der  Be- 
hörde verbleibenden  Declaration  gegen  eine  zu  ertheilende  Quittung. 
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f.  12«  Bei  PlatiTerkiofen,  wenn  der  Kaufpreis  dio  Sumne  tob  800  Tblr. 
nicht  abersteigt,  kann  sich  der  Verkaufer  statt  der  Stennpeluiig  durch  die  Behörde 
und  der  damit  verbundenen  Declaration  auszugebender  Stempelmarken  bedienen. 

Kr  hat  alsdann  seinen  Namen  eder  Stempel  dergestalt  auf  die  Marke  zu  setsen, 
dass  dadurch  ehi  weiterer  Gebrauch  derselben  verhindert  wird.  Auf  höhere  Summen 
findet  diese  Befugniss  keine  Anwendung,  und  gilt  die  dennoch  geschehene  Stempelung 
mittels  Msrken  als  nicht  geschehen. 

$.  13.  Der  hiesige  KSufer,  welchem  keine  eder  keine  gehörig  gestempelte  Ter- 
kauforechnung  von  dem  Verkäufer  ertheilt  wird,  hat  eine  solche  ku  verlangen,  und, 
falls  diesem  Verlangen  nicht  entsprochen  wird,  bei  Vermeidung  einer  Ordnungsstrafe 
bis  zu  10  Tblr.,  dem  Brhebunga  -  Bureau  Anzeige  davon  zu  machen. 

§.  14.  Die  Umsatz  -  Steuer  steht  unter  der  GewShrschaft  des  Staatabürger- 
Eides.  —  Bremische  StaatsbOrger  sind  daher,  sobald  ihnen  die  Entrichtung  der 
Umsatz  -  Steuer ,  oder  doch  die  Sorge  dafür  (§.  8)  obliegt,  auf  ihren  Staatsbürger- 
Eid  verpflichtet,  die  Steuer  gewissenhaft  zu  entrichten  und  die  erforderlichen  Decla- 
rationen  der  Wahrheit  gemäss  anzugeben.  Andere  Personen,  mögen  sie  Hiesige  oder 
Fremde  sein,  haben  die  nämlichen  Verpflichtungen  rorab  durch  eidlichen  Revers  zu 
übernehmen. 

$.  15.  Der  Behörde  steht  daneben  die  Befugniss  zu,  sobald  es  ihr  zweifelhaft 
ist,  ob  dem  Gesetze  gemäss  verfahren  sei,  die  nach  ihrem  Ermessen  erforderliche 
Auskunft  von  dem  Steuerpflichtigen,  beziehungsweise  von  dem  hiesigen  Käufer  zu  ver- 
langen, und  dieselben  durch  Straf- Androhungen  zur  Ertlieilung  solcher  Auskunft 
anzuhalten. 

$;  16.  Jede  Verkikrzung  der  Umsatzsteuer,  aei  es  durch  unrichtige  Aufgabe  des 
Keufpreises,  aei  es  durch  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Stempelung,  sei  es  durch 
nicht  gehörige  ($.  12)  Benutzung  der  Stempelmarken,  sei  es  durch  missbräuchliche 
Theilung  eines  der  Steuer  unterworfenen  Verkaufs  in  mehrere  kleine  von  der  Steuer 
befreite  Verkäufe  (g.  6  sub  3),  zieht  fQr  den  Steuerpflichtigen  ohne  Weiteres  die 
Pflicht  nach  sich,  ausser  der  einfachen  Steuer  das  Fünffache  des  verkürzten  Betrages 
SU  entrichten. 

Wegen  etwaiger  Verletzung  des  Staatsbürger  -  Eides  oder  eidlichen  Gelöbnisses, 
sowie  bei  belrüglicher  Uebertretung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes ,  wohin  auch  die 
Benutzung  gebrauchter  Stempelmarken  zu  zählen  ist,  sind  die  gemeinrechtlichen 
Strafen,  und  daneben  Geldstrafen  bis  zum  Tünfzigfachen  Betrage  der  defraudirten 
Steuer,  im  Fall  des  Unvermögens  aber  statt  der  Geldstrafen  verhältnissmässige  Ge- 
fängnissstrafen zu  erkennen. 

$.  17.  In  Beireff  der  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  findet  das  Gesetz  über 
das  gerichtliche  Verfahren  in  Steuer  -  Contraventionssachen  (Verordnung  No.  45  vom 
21  ./27.  December  1847)  Anwendung. 

§.  18.  Was  in  gegenwärtiger  Verordnung  von  Verkäufen  gessgt  ist,  gilt  gleich- 
massig  von  Jeder  sndern  Veräusserung  beweglicher  Gegenstände  mittels  eines  onerosen 
Geschäfts.  In  solchem  Falle  findet  auf  den  Veräuaserer  Anwendung,  was  von  dem 
Verkäufer  gesagt  ist,  und  auf  den  Erwerber,  was  von  dem  Räufer  gesagt  ist. 

Beim  Tausche  ist  die  Steuer  von  dem  Werthe  der  sämmtlichen  gegen  einander 
ausgetauschten  Gegenstände  zu  entrichten. 

§.  19.  Die  Bezahlung  der  Umsatz  -  Steuer  geschieht  in  vollwichtigem  Golde, 
und  zur  Ausgleichung  des  Bruchtheils  der  Goldmünze  in  Bremischer   Silbermünze. 

14 
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B«i  B«r«chiui»g  de»  Betrages  der  Steuer  werden  alle  Bmchtheile  einea  Grölen  för 
eioea  ?oUen  Greten  Kerecbnet. 

Trasaitoriiolie  Beitiinmimgen. 

Bei  dem  Umsätze  tob  Waaren ,  für  welche  die  bisherige  EiDgangs  -  Accise  be- 
aahU  ist»  wird  die  Steuer  nicht  hoher  als  mit  V«%  bezahlt. 

Der  Yerkiufer,  welcher  auf  seinen  Staatsbürger -Eid  der  Consumtionskammer 
erklärt,  dass  er  die  bisherige  Eingangs  «Accise  von  den  yerkauften  Waaren  bereits  be- 
lahlt  habe»  ist  von  der  Umsatz  -  Steuer  befreit  und  geschieht  in  solchem  Falle  die 
Stempelung  unentgeltlich» 

Beschlossen  Bremen  in  der  Versammlung  des  Senats  vom  5.  November  und 
publicirt  am  10.  November  1862. 
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Geschichte  des  bremischen  Zunftwesens  überiiaupt).  Leipzig  1862. 

5)  6.  L.  Kr i«gk,  Frankfurter  Burgerzwiste   und  Zustand«  im  Hittelalter. 

Frankfurt  1862. 

6)  K.  Hegel,    Die   Chroniken   der  deutschen  Städte  vom  14.   bis  ins  16. 

Jahrhundert.  Bd.  L  Leipzig  1862.  (Namentlich  Beilage  XI:  Munz?er- 
hältnisse  und  Preise  Nürnbergs  S.  224  .und  Beil.  XII;  Nfimbergs 
Stadthaushalt   und  Finans?erwaltung  S.  224—296.) 

Die  Arbeit  eines  Volkes  ist  die  unmittelbarste  Incarnation  seines  National- 
geistes. In  ihr  offenbart  es  seine  Bedürfnisse,  seine  Willenskraft,  seine  Ge- 
danken ;  in  ihr  wurzeln  alle  übrigen  Zweige  seiner  nationalen  Cultur,  sein  Recht, 
sein  Staatsleben  und  selbst  seine  Litteratur«  Dennoch  besitzen  wir  wohl  deutsche 
Staats-*  und  Rechtsgeschichten  und  deutsche  Litteratnrgescbichten,  aber  zu  einer 
Geschichte  der  deutschen  Arbeit  fehlen  uns  selbst  die  ersten  Anfange  noch. 

Die  Ursache  da?on  liegt  freilich  keinesweges  blos  in  der  beschränktem 
Anschauung  von  der  Aufgabe  der  Geschichte,  sondern  vielmehr  in  den  beinahe 
unübersteiglichen  Schwierigkeiten,  welche  der  Gegenstand  selbst  bietet.  Die 
Geschichte  ist  zunächst  diejenige  Göttin,  welche  die  zeitlichen  Erscheinungen 
für  die  Ewigkeit  festbannt,  fiiirt.  Indem  sie  ihnen  aber  ihre  Vergänglichkeit 
nimmt  und  die  Unsterblidikeit  schenken  will,  -*  muss  sie  in  denselben  alles 
Körperliche  yerflüchtigen  und  sie  im  Feuer  läutern,  so  dass  nur  der  Gedanke 
zurückbleibt,  denn  nur  die  Gedanken  sind  ewig«  Die  Arbeit  aber  (im  ge- 
meinen Sinn  des  Wortes)  in  die  Substanz  des  Gedankens  zu  übertragen,  hat 
eben  die  ungewöhnlichsten  Schwierigkeiten  und  wird  Tielleicht  niemak  ganz 
erreicht  werden.  Das  liegt  einmal  in  ihrer  Natur.  Allein  das  kann  und  darf 
uns  nicht  abhalten,  das  Mögliche  anzustreben  und  hier  ebenso  wie  allerwärts 
ein  möglichst  grosses  Stückwerk  anzulegen. 

Das  grosse  subsidium  adjuvans,  ohne  welches  alle  Historificirung  (man 
▼erzeihe  den  Ausdruck)  eine   absolute  Unmöglichkeit  wäre,  ist  das  Schrift- 
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tham.  Nan  liegt  ef  ab«r  im  Wesen  dar  Sache,  daaa  diejenigen  CnltartbStig- 
keiten,  irelche  zu  ihrem  eigenen  Proceaa,  la  ihrem  Keimen,  sich  Entwickeln 
und  Vergeben  das  Schrifltbum  nöthig  haben  oder  in  allen  Stadien  von  dem- 
selben begleitet  irerden,  am  meisten  sich  der  Geschichte  empfehlen,  weil  der 
grdsste  Theil  der  Verwandlung  des  Stoffs  in  Geist  bereits  ?or  sich  gegangen 
ist.  Die  Arbeit  hat  direct  eigentlich  gar  kein  SchrlAthum,  und^wenn  gleich- 
wohl die  Geschichte  ihr  gerecht  werden  soll,  ist  letztere  in  die  schwierige  und 
zum  Theil  peinliche  Lage  fersetzt,  ans  indirecten  Zeugnissen  und  Elementen 
das  ganze  Gebäude  aufzurichten. 

Das  ist  eins,  warum  zur  Zeit  es  uns  noch  immer  an  einer  Geschichte 
der  Arbeit  gebricht.  Ein  anderer  Grund  liegt  in  der  Herrschaft  gewisser  ari- 
stokratischer Vorstellungen,  die  trotz  dem  Demokratismus  unserer  Zeit  selbst 
bei  wahrhaft  freisinnigen  und  ?orurtheilsfreien  Geistern  immer  noch  auf  uns 
lastet,  und  fermöge  welcher  wir  aus  den  Bezeichnungen  „arbeitende  Classen, 
ouTriers,  working  classes^'  immer  noch  einen  leichten  Beisatz  von  Gering- 
schitznng  herausspnren.  Unbewusst,  oder  yielmehr  eingenommen  von  andern 
Richtungen,  Termögen  wir  uns  noch  nicht  zur  geschichtlichen  Betrachtung 
der  Arbeit  um  ihrer  selbst  willen  zu  erheben,  und  nehmen  sie  noch  immer  als 
ein  Licht  zur  Aufhellung  anderer  Regtonen  ausschliesslich.  Als  z»  B.  die  fürst- 
lich Jablonowskische  Gesellschaft  zu  Leipzig  für  das  Jahr  1859  als  national- 
ökonomische  Preisaufgabe  „die  urkundliche  Geschichte  irgend  einer  wichtigen 
Zunft  in  irgend  einer  wichtigen,  deutschen,  niederländischen,  schweizerischen 
oder  deutsch --slawischen  Stadt'^  Terlangte,  glaubte  sie  noch  hinzufügen  zu 
müssen,  „dass  es  dabei  mehr  auf  die  sociale  und  politische,  als  auf  die  techni- 
sche Seite  der  Entwicbelung  ankommen  würde*^  Das  will  doch  nur  sagen: 
die  Geschichte  der  zünftigen  Arbeiter  ist  uns  nur  eine  Nebensache;  wir  müssen 
den  Nachdruck  auf  die  Einflüsse  derselben  auf  andere  Cultnrgebiete  legen.  Es 
fällt  mir  nicht  ^^^>  ^^  glauben,  dass  dabei  eine  kleinliche  Ständesschätzung  mit 
onteriättft.  Aber  eine  Art  yon  Aristokratie  des  Geistes,  die  in  der  Umfassung 
des  Allgemeinen  ?or  dem  Besondern  eine  günstige  Gelegenheit  findet,  einen 
hühern  Witz  in  entfalten. 

Noch  eine  andere  Ursache,  warum  wir  nicht  mit  einer  Geschichte  der 
Arbeit  und  mit  zeitgenössischen,  den  ?erschiedenen  Epochen  entsprechenden 
Aufzeichnungen  versehen  sind,  während  dies  z.  B.  in  der  Politik  und  Litteratiir 
reicUidi  der  Fall  ist,  liegt  darin,  dass  für  letztere  Disciplinen  Staatsmänner 
und  Litteratoren ,  also  Männer  des  eigenen  Fachs,  zu  allen  die  Sorge  über- 
nommen haben,  weil  sie  die  Fähigkeit  dszu  besassen.  Dem  Arbeiter  hingegen 
fehlen  oder  fehlten  mindestens  alle  Vorbedingungen,  um  seinen  Geschäflskreis 
dem  dauernden  Andenken  zu  übertragen  —  Bildung,  Müsse  und  Erkenntniss 
des  Nutzens.  Für  solche  Efentualitäten  hat  aber  die  Neuzeit  ein  vortreffliches 
Attskvnftsmittel  in  „der  Theilung  der  Arbeit^^  gefunden,  und  es  wäre  wohl 
eine  schone  Sache,  wenn  sich  neuerdings  erfahrene  Handwerkor  mit  gut  ge- 
schulten Historikern  ^usammenthäten  und  gemeinschaftlich  ihre  Anstrengungen 
dahin  richteten,  dass  nicht  nur  die  social- politische  Seite  der  Arbeit,  sondern 
grade  auch  die  technischa  Entwicklung  zum  Ausdruck  käme.  Ich  gebe  su 
bedenken,  ob  nicht  der  gegenwärtige  Augenblick,  da  die  Zünfte  wenigstens  in  - 
ihrer  alten  Structnr  fast  überall  aufgelöst  werden,  der  letzte  geeignete  ist. 
Noch  sind  jetzt  eine   Anzahl   yon  Zunftarchiyen  zusammen ,   noch  liegen  hier 
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und  da  alte  und  Siteate  Zina- Abgaben- Controlbücber  ond  dgl.  beiaammen;  wer 
weiaa,  wo  aie,  wenn  die  Zanfl  nicht  mehr  organiairt  iat,  in  wenigen  Jahren 
hingekommen  aein  werden?  Noch  hat  faat  jede  Zanft  ein  Capitalchen  in 
Händen,  und  gar  manche  weiea  nicht,  wo  aie  damit  bin  aolL  Bei  una  in 
Deutachiand  gehen  die  ▼ortrefflichaten  Entwfirfe  an  Grunde  durch  den  leidigen 
Mangel  an  Geld.  Ich  denke,  jede  Zunft  wfirde  aufa  Angemeaaenate  ein  Paar 
hundert  Thaler  ihrea  Geaellschaftafonda  ferwenden,  wenn  aie  aich  ein  unrer- 
ganglicbea  Denkmal  durch  die  Daratellung  ihrer  Geachichte  erwörbe  und  au- 
gleich  eine  patrrotiache  That  beginge.  Man  erinnere  aich  nur,  wie  viel  der 
Adel,  „die  Ritter"  auf  ihre  Genealogien  und  Stammgeachichten  verwendet  haben. 
Und  jeder  echte  Volbamann  wird  aicb'a  wohl  aagen  können,  daaa  der  Geachicht- 
achreiber  der  Arbeit  atttlichere,  wenn  auch  beacheidenere,Tbaten  »u  Teneichnen 
haben  wird,  ala  der  Geachichtachreiber  „der  Raubritter  und  Wegelagerer^^ 
Ich  meine,  ea  lieaae  aich  darfiber  reden. 

Daaa  ea  der  Nation  ein  Bedtirfniaa  geworden  iat,  eich  einen  Einblick  in 
den  Uraprung  und  in  die  Entwickelung  bfirgerlicher  und  Tolkathfimlicher  Ver'- 
hSltniaae  au  rerachaffen,  leigt  neben  Anderem  der  Umatand,  daaa  zwei  gelehrte 
Geaellachaflen  au  gleicher  Zeit  dieaer  Seite  der  Wiaaenaehaft  eine  lebhafte 
Theilnahme  zuwenden.  Die  achon  erwähnte  füratlich  JablonowaUaebo  Creaell- 
achaft  in  Leipzig  hat  in  Folge  ihrer  Preiafragen  drei  Tortrefliche  Schriften 
neuerdinga  an  die  Oeffentlichkeit  gebracht,  die  oben  genannten  TonTh.  Hiraeh, 
K.  Werner  und  Y.  Böhmert.  Durch  die  groaaartige  und  umfaaaende  An- 
lage der  „auf  Veranlaaaung  und  mit  Unteratfitzung  dea  Könige  Ton  Bayern 
durch  die  hiatoriache  Gommiaaion  bei  der  königl.  Akademie  der  Wiaaenachaften 
herauagegebenen"  Chroniken  der  deutachen  Städte  werden  eine 
Menge  Bailateine  ala  leicht  benutzbare  Materialien  zur  Geachichte  der  Gewerbe 
an  daa  Tagealicht  gefördert. 

Daneben  geht  die  unveraiegliche  und  opferfreudige  Prifatthfttigkeit  deulacher 
Gelehrten,  wie  Arnold  und  Kriegk,  die  um  ao  höher  anzuachlagen  iat, 
ala  die  einachlagenden  Bflcher  (leider!)  nur  fon  einem  aehr  geringen  Theil 
dea  Pnblicuma  gekauft  und  von  einem  Tielleicht  noch  geringern  geachitzt 
werden.  Wie  achon  die  Titel  ergeben,  haben  ea  die  angefl&hrten  Schriften 
mit  den  Terachiedenarligaten  Richtungen  dea  bürgerlichen  Lebena  im  Mittel* 
alter  zu  thun.  Unaerem  Voraatze  aber,  aie  unter  dem  Geaichtspunct  der  Hand- 
werkergeachichte  zu  betrachten,  entapricht  am  umfaaaendaten  die  bleinate  Schrift, 
die  Ton  Arnold,  welche  aua  zwei  in  Baael  tot  einem  „gemiachten  Publicum^ 
gehaltenen  Vorträgen  beateht.  Freilich  fallen  die  Arbeiten  von  Böhmert  und 
Werner  weit  directer  in  dieaea  Gebiet,  aber  Bh  beachranken  aich  ebenao,  wia 
die  zuatSndigen  Abschnitte  in  den  Büchern  von  Hiraeh  und  Kriegk  der 
Aufgabe  entaprechend  auf  ein  beatimmtea  Local.  Die  Vortrige^rnold'a  alnd 
ein  köstlicher  Generalindex  zu  den  Specialforachungen  der  Andern;  er  umfaaat, 
waa  dieae  zerlegen. 

Arnold  erfaaat  treffend  ala  den  Zeitpunct,  in  welchen  die  eraten  An- 
(Inge  dea  Handwerfceratandea  ala  aolchen  zu  setzen  aind,  die  Entatehung  der 
Stüdte.  Er  achildert  den  Zuatand  der  Handwerker  in  der  Epoche  der  Natural- 
wirthachaft,  ihren  rechtlichen  Zuaammenhang  mit  dem  Grund  und  Boden  und 
dadurch  mit  dem  Grundherrn  aelbat,  und  zeigt  dann  fortschreitend«  wie  mit 
der  Durchbrechung  der  reinen  Naturalwirthachaft  durch  die  Geldwirthacbaft  eine 
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Sprengung  der  hofrechliiehen  VerUHtnisse  atattfinden  muute,  welche  deo  Städte-» 
aalagen  su  Gate  kamen  und  von  dieeen  auch  besatzt  worden.  Nalfirlicii 
aprieht  er  hierbei  Ton  der  Natur  dieser  rein  germaniaGhen  Bildung  und  weist 
mit  Recht,  wie  schon  in  seiner  „Geschichte  der  deutschen  Freistidte^^  die  An- 
sicht lurfick,  als  habe  das  Stadtewesen  steh -auf  dem  Grunde  oder  nach  dem 
Beispiel  des  römischen  aufgebaut.  Er  weist  Yielmehr  nach,  wie  es  eine  reine 
Consei|ueAz  der  fortschreitenden  Entwickelung  des  germanischen  Stamms,  der 
libertas  teutonica  oder  „gemeinen  Wehre^^  gewesen  ist,  und  wie  jene  Theorie 
um  so  irriger  ist,  als  zum  grössten  Theil  das  Christenthum  mit  seiner  An- 
legung von  Bischofssitzen  und  Klöstern  aufs  Lebhafteste  mitgewirkt  hat.  Los- 
gelöst Tom  hofrechtlichen  Bann  (was  sich  freilich  nur  allmiblig  ToHzog),  Ycr-^ 
mehrten  die  Handwerker  den  Inhalt  der  Städte,  und  dort  erst  empfingen  sie 
die  EinwirkoBg  aller  drn  Wirthschaftsfaetoren :  Natur,  Arbeit  und  Capital. 

Arnold  zieht  seine  Doctrinen  aber  nur  ?on  den  urdeutachen  Städten  ab. 
Ein  Blick  auf  die  gewählten  Bei^iele  zeigt,  dasa  er  aich  in  den  oberrheini- 
schen und  fränkischen  Kreisen  aussdiliesslich  herumbewegt,  und  hätte  ihm  die 
Schrift  Ton  Böhm  er  t  Torgelegen,  so  hätte  sie  als  ein  weiterer  Erweis  dienen 
können,  denn  Bremen ,  ursprünglich  ein  Bischofssitz,  erweist  im  Einzelnen  aufs 
Entsprechendste  jene  allgemeinen  Aufstellungen.  Werner  hingegen  und  Hirsch 
versetzen  uns  in  einen  vollkommen  andern  Entstebungsprocess,  der  doch  un- 
möglich mit  Stillschweigen  übergangen  werden  kann.  Ig^au  und  Danzig  sind 
östlich  gelegene  Städte,  die  nicht  wie  die  westlichen  auf  dem  Wege  allmähligeo 
Znsammenrnckens  freier  und  sich  freimachender  Einwohner  entatanden  sind, 
sondern  durch  stossweise  Einwanderung.  Das  ist  natürlich  von  grosser  Wich- 
tigkeit. Was  im  Westen  nur  nach  und  nach  mit  Ueberwindung  von  fast  bei 
jedem  Falle  hervortretenden  Schwierigkeiten  aich  vollzieht,  das  tritt  hier  als 
aus  der  Natur  der  Einwanderung  hervorgehendes  abgeschlossenes  Gebilde  mit 
Leichtigkeit  hervor.  Mit  Leichtigkeit  —  nicht  weil  vorhandene  Muster  nsch- 
geshmt  werden  (vielleicht  such!),  sondern  zunächst,  weil  die  Colonisation  Be- 
völkerungsmassen brachte,  die  auf  der  Stelle,  unmittelbar  nach  ihrer  Nieder*- 
lassang  organisirt  sein  mussten.  Wenn  daher  in  den  westlichen  Städten  die 
Bandwerkercorporationen  mühsam  nach  dem  Prototyp  der  hofrechtlichen  Innun«* 
gen  sich  formen  und  mehr  als  ein  und  zwei  Jahrhunderte  vergehen,  ehe  sie, 
nach  bestimmten  Maassatäben  gegliedert,  zum  Bewusstsein  ihrer  sdbst  kommen^ 
00  sehen  wir  sie  in  den  östlichen  Städten  kurz  nach  dem  Einzug  nicht  nur 
bereits  organisirt,  sondern  schon  in  vollem  Kampfe  mit  allen  ihrer  Expansion 
nnd  Gleichberechtigung  widerstrebenden  Elementen.  Um  die  Mitte  des  Xill.  Jahr* 
hunderts  sind  die  Flanderer  in  Iglau  eingesogen  und  achon  1269  haben  aie 
das  Stapelrecht  erworben.  Erst  mit  dem  J.  1343  ward  der  Besitz  Danziga 
dem  deutschen  jOrden ,  d.  h.  den  Deutschen  überhaupt  versichert ,  und  mit  dem 
Verlauf  des. Jahrhunderts  zählte  man  dort  bereits  23  Gewerbe  mit  zünftiger 
Einrichtung  und  25  ohne  dieselbe. 

Dass  das  Wesen  der  Zünfte  in  ihren  Anfingen  nicht  wie  später  in  der 
Monopoliairung  der  Arbeit,  in  der  Einkerkerung  der  Productionskraft  und  Be- 
läatignng  der  Gewerbsübung  durch  jene  erfinderische  Pedanterie  des  schranken- 
reichen Formenkrama  bestanden  hat,  darüber  kann  kein  Zweifel  aeln.  Wäre 
dies  der  Fall  gewesen,  so  hätte  das  Handwerkerthum  «immermehr  diese  kraft- 
volle Ausdehnungslust  und  Fähigkeit  gewonnen,  die  sein  Auftreten  im  Mittel* 
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aller  bekmiaet  Kriegk  seilt  mit  Tieler  ScUif«  in  Nttw  der  Zflnfte  in  den 
ertlen  Zeileo  ihres  Beetandee  aoi  Moander  and  erkennt  „fünf  yerschiedene 
Säten  iiiree  Wesena  nnd  Waltene,  eine  poUHsche,  eine  mililfirische,  eine  kirch- 
liehe,  eine  geeellige  und  eine  gewerUiehe.  Die  letalere  hlll  Krieg k  fOr  die 
vntergeordnetste.  Freilieh  kannten  die  ilteeten  Zfinfte  keine  Gewerbs- 
paUsei,  kein  Meieterelftek,  keinen  Znnftawang  im  epileren  Sinne,  und  wenn 
nun  die  mittelalterliehen  Städte  im  Garnen  und  Grossen  mit  Recht  Ifir  die 
Urbilder  des  modernen  Staates  annimmt ,  so  war  das  rechtliche  Verh&ltniss  des 
GewerNbetriebs  etwa  derselben  Art,  wie  in  denjenigen  Staaten,  ^die  die  Ge- 
werbefraiheit  snm  Gesets  erhoben  haben.  AUdn  es  sdieini  doeh  tn  viel  be- 
wiesen stt  sein,  wenn  die  gewerblichen  Interessen  der  Handwerkerrerbindongen 
in  die  unterste  Ordnung  yerwiesen  werden.  Jede  Person  (im  juristischen  Sinne) 
im  Mittelalter  lebte  nicht  unter  dem  Schutie  der  Freiheit,  sondern  unter 
dem  der  Freiheiten.  Bauern,  Juden,  Handwerker,  Grossbflrger»  Kaufleute, 
Adel,  Ritterschaft,  —  alle  hatten  ihre  ihnen  eigenen  Frdheiten,  die  ihnen  nicht 
Termdge  ihres  Standes  oder  ihrer  Eigenschaft  tu  Theil  wurden,  sondern  ^die 
erst  erworben  werden  mussten.  Ja  noch  mehr,  um  die  erworbenen  lu 
erhalten  und  in  wahren,  mussten  die  lebhaftesten  Anstrengungen  toq  dem  In- 
haber selbst  gemacht  werden.  Fast  niemals  aber  war  dies  dem  Einseinen  mdg- 
lieh;  weder  reichten  seine  Hitlel,  sein  Einfluss,  seine  Kraft  dasu  aus,  du 
Privileg  zu  erwirken,  aus  welchem  der  Umfang  seiner  Berechtigung  erwuchs, 
noch  konnte  er  aus  eigener  Macht  auf  die  Länge  der  Zeit  es  behaupten.  Daher 
durch  das  ganie  Mittelalter  der  hastige  Aesociationstrieb,  der  obendrein  in  dem 
indiYidualisirenden  Nationalgeist  der  Germanen  seine  Nahrung:  und  Förde- 
rung fand. 

Die  Handwerker  aber  hatten  bei  Ihrem  ersten  Auftreten  in  den  Städten 
einen.  Gegner  hinter  sich  und  einen  vor  sich  tu  bekämpfen  (was  besonders 
Bdhmert  hübsch  und  klar  entwickelt).  Hinter  sich  den  Bruch  mit  dem  hof- 
rechllichen  Yerhältniss,  denn  der  Hofherr  war  nicht  geneigt,  so  leichten  Kaufs 
seine  ehemaligen   Härigen  su  entlassen  —  ^-  wie  lange  währte  nicht  s.  B. 

noch  das  Gewandrecht und  vor  sich  die  bereits  privilegirten  Altbfirger, 

die  darch  ihre  Superiorität,  welche  sich  auf  yerschiedene  Ursachen,  besonders 
auf  den  Yermdgensstand  stütste,  eine  natfirliehe  Herrschaft  über  alle  neuen 
Ankömmlinge  —  also  auch  fiber  die  Handwerker  ausübten^  Sollte  nun  der 
Gewerbestand  nicht  blos  Ton  einer  launischen  Tolerans  abhängig  sein,  was  er 
um  so  weniger  wagen  durfte,  als  er  aus  seinem  frühem  Stand  immer  noch 
Anfechtungen  zu  befahren  hatte,  so  musste  sich  seine  Ezistena  auf  eine  neu- 
geschaffene und  mit  starker  Hand  gewahrte  Rechtsgrundlage  stützen  —  und 
das  war  wegen  der  Schwache  des  Einzelnen  die  Nothigung'^sur  Association,  zur 
Bildung  der  Zünfte.  Allerdinga  spielte  zunichst  nicht  die  Modalität  iu  Ge- 
werbebetriebs,  wie  spiter,  die  Hauptrolle,  aber  das  Interesse  ties  Dueins  und 
Bestehens  als  Oewerbestand  war  doch  die  Urtendenz  der  Zünfte,  und  mit  mehr 
Recht  können  die  militärischen,  kirchlichen  und  namentlich  geselligen  Seiten 
als  reine  Accidentia,  als  Mittel  zum*  Zweck  angesehen  werden,  wiewohl  sie 
eine  schirfere  Ausprägung  als  jene  erfuhren,  und  et  scheint  mir  ein  wahrer 
Trost,  dass  nicht  „die  Trinkstuben'^  der  Urquell  einer  Institution  sind, 
die  sieh  bis  in  unser  Jahrhundert  hineiii  so  breit  gemacht  hat. 

FreHieiten,  Priylleglen,  Sonderrechte  oder  wie  sie  heissen   mögen,  sind 


216  Litteratan 

der  nttfirliche  Anlaas  au  AsflehnniigeD«  Die  im  BeeiU  dereelben  afaid,  haben 
daa  Verlangen,  sie  entweder  mit  aliaeiliger  Conaeqnena  geltend  so  maebeB  oder 
SU  erweitern 9  die  nicht  PriTÜegirten  haben  daa  begreifliche  Streben,  ihrer 
theilhaftig  zu  werden.  Ana  dieaer  Natur  der  Dinge  etammt  die  Gleichmiaalg- 
keit  in  dem  ganzen  Entwickelnngaproceaa  der  Handwerkergenoaeenachaften.  IMe 
Aufstände  gegen  die  herrachenden  Altbfirger,  daa  Ansprechen  der  Theilnahma 
am  Regiment,  der  Miasbrauch  der  Gewalt,  die  vernünftigen  und  unvernünftigen 
Präservative  gegen  theilweise  vorhandene,  theilsweise  beCinrchtete  Uebel,  die 
achidlichen  Wirkungen  einea  nach  und  nach  aich  auabildenden  Corpageiates,  die 
Reibungen  in  Folge   dea  Egoiamua  und  der  Hsbsucht,   die  Ueberachätinng  der 

eigenen  Kraft,  die  Ohnmacht  der  Auabeute  nach  errungenem  Siege ^Aliea 

diee  wiederholt  aich  mutaüa  mutandla  mit  einer  bemerkenawerthen  Aehnlichkait, 
nach  dem  bekannten  Satie:  dass  gleiche  Uraachen  meiat  gleiche  Wirkungen 
haben.  Man  darf  nur  die  ausserordentlich  fleissigen  und  sorgfältigen  Dar- 
stellungen von  Böhmert,  Werner  und  Kriegk  durchsehen;  man  kdnnto 
epochenweise  den  Inhalt  unter  gleichartige  Rubriken  bringen. 

Eine  andere  Frage  jedoch  iat  hier  ganz  beaondera  an  ihrem  PUtae:  Waa 
hat  mit  diesen  Special-  und  LocaUorechungen  die  Nationalökonomie  und  Sta- 
atistik  an  geschichtlicher  Vertiefung  gewonnen?  —  Kaum  mehr  ala  die  achon 
millionenmal  erfahrene  Bestätigung  für  die  Gemeingültigkeit  der  modernen  Theo- 
rieen.  Die  bekannte  Erfahrung:  dass  Zwangaachulz  nicht  schützt,  daas  Sonder- 
recht kein  gutea  Recht  giebt ,  daas  Bevormundung  nicht  zur  Mändigkait  ersieht, 
dass  Freiheit  allein  alle  Kräfte  spannt,  herauaruft,  fördert  und  featigt  und 
dass  die  Theilung  der  Arbeit  uns  befähigt,  daa  Genie  der  Menachheit  an  Er- 
acheinungen  zu  bethätigen,  die  man  auf  den  eraten  Blick  für  fibermenachlicb 
halten  möchte alle  diese  Wahrheiten  atrömen  ao  reichlich  aua  der  leben- 
digen Gegenwart,  daas  uns  kein  Zweifel  darüber  entsteht,  dass  aie  eben  eo  aehr 
im  Mittelalter  wie  im  Alterthum  ihre  Bewährung  gefunden  haben.  Aber  that* 
aächliche  Bereicherung  des  Stoffs  zur  wirthschaftlichen  Erkenntniss  liefern  die 
genannten  drei  Arbeiten  um  so  weniger,  ala  in  ihnen  mit  einer  bedauerlichen 
Grundsätzlichkeit  die  Zahlen  vermindert  worden  sind.  Es  liegt  in  diesen 
Arbeiten  noch  jene  oben  erwähnte  eigenthümliche  Aristokratie,  welche  die  Ge- 
achichte  der  Arbeit  nur  zur  Subordination  verurtheilt.  Die  drei  Untersuchungen 
sind  angestellt,  um  dadurch  die  Rechte-  und  Verfaasungsgeschichte  aufimhellen, 
nnd  beide  Disciplinen  mögen  für  die  lichtvollen  Ausführungen  auf  ihrem  Gebiet 
den  Autoren  ihren  Dank  abstatten.  Allein  es  hat  doch  sein  Bedenkliches,  wenn 
nicht  zu  gleicher  Zeit  die  Rücksicht  auf  die  Arbeit,  auf  die  Geachichte  der 
Conaumtion  und  Prodnction  genommen  wird.  Einseitige  Arbeiten  haben  fast 
immer  den  Nachtbeil,  daas  sie  die  vielaeitigen  entweder  gana  aufhalten  oder 
doch  verspätigen. 

Freilich  lässt  sich  gar  nicht  läugnen,  dass  die  Sache  ihre  ansaerordent-» 
liehen  Schwierigkeiten  hat  Zunft*  und  GewerbagcKhichten  können  allerdings 
nur  urkundliche  sein;  und  die  Urkunden  (juristisch  genommen)  beziehen 
sich  direct  nur  auf  die  Rechte-  und  Verfassungsverhältnisse  der  Genossen- 
achaflen.  Aber  Hirach'a  Handels-  und  Gewerbsgeschichte  Danzig'a  und  He- 
gel's  Chroniken  von  Nürnberg  (besonders  in  den  Beilagen)  erweiaen  una, 
waa  der  GeschichtKhreiber  unter  urkundlich  zu  verstehen  hat,  und  wie  man 
mit  Hülfe  von  Materialien  9  die  nicht  eben  Pergamente  mit  rechtlUb  bindonder 
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Wfthning  siod ,  einen  tiefem  Einblick  in  die  wlrtbechaftliclien  und  stitistiBchen 
Verhältnieee  gewinnen  Itann.  Es  ist  mir,  sagt  der  Nationaldkonom ,  Ton  ge- 
ringem lolereaae,  ob  die  Handwerke  6  oder  12  Heister  in  den  Rath  schicken 
dnrhen,  ob  diese  bei  der  Beratl>unir  sassen  oder  standen,  ob  sie  bei  feierliclien 
Gdegenlieiten  eine  wtisse  oder  gelbe  Wachekene  tmgeli  (obwohl  das  auch  för 
andere  Richtungen  seinen  Werth  haben  kann),  aber  ich  wünsche  Zahlen,  Daten, 
Wie  viel  Meister  waren  zn  den  yerscbiedenen  Zeiten  in  der  Stadt?  Woher 
nahmen  sie  ihr  Rohmaterial?  Wie  Tiel  hat  wohl  ein  jeder  geliefert?  Um  wel- 
chen Preis  kaufte  er  die  Stoffe  ein  und  schlag  er  die  JProducte  los?  Wo 
hat  er  sie  Terkault?  Wie  Tief  Steuerlast  lag  darauf?  Wie  Terhielten  sich  in 
den  Yerschiedenen  Zeiten  die  Preise  der  Prodocte  zu  den  LebensmittelpreiMn? 
Wie  Terhielt  sieh  die  Anzahl  der  arbeitenden  zur  Gesammtberdlkerung?  Gebt 
mur  nur,  sagt  der  Nationalökonom,  den  Stoff  in  der  Weise,  wie  mir  ihn  heut' 
10  Tage  jedee  statistische  Bureau  an  die  Hand  giebt;  ich  thue  schon  in  usum 
eommuaem  das  Uebrige! 

Dagegen  kann  nun  so  raisonnirt  werden;  In  der  Gegenwart  dienen  Summe 
und  Gattung  der  Production  und  Consumtion  zu  bestimmten  allgemeinern  Folge- 
rungen, weil  sie  aus  der  freien  Wahl  herrorgehen  und  somit  die  Bedingungen 
dieser  Wahl  kennzeichnen.  Im  Mittelalter  aber  ist  Alles  gemassregelt;  es  be- 
wegt sich  Alles  nur  in  den  Yerschränkungen  gradlinig  mathematischer  Figuren, 
imd  man  könnte  mit  der  Anwendung  der  modernen  Methode  in  den  Fehler 
jenes  Geschichtschreibers  verfallen,  der  aus  einem  römischen  Centurio  einen 
Dntero£Bcier  und  aus  dem  senatns  romanus  eine  Fairskammer  macht.  —  Ab- 
gesehen aber  davon,  dass  denn  doch  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  einem 
Erfahrungsgesetz  und  einer  temporären  Bezeichnung  obwaltet,  ist  zu  erwidern, 
dass  man  allerdings  im  Mittelalter  nicht  ganz  unmittelbar  von  Summe  und 
Gattung  der  Production  und  Consumtion  die  gewöhnten  Folgerungen  wird  ab- 
leiten können,  und  immerhm  die  Beschränkung  der  freien  Fähigkeit  in  Anschlag 
bringen  müssen;  aber  die  Massregeln  und  Ordnungen  selbst  sind  doch  nicht 
bloss  tolle  Einfälle  der  Laune,  sondern  dfts  Ergebniss  ganz  derselben  Voraus- 
•eliUBgen,  die  heute  die  freie  Wahl  des  Gewerbes  und  den  Umfang  der  Pro^ 
duction  bedingen.  Wo  viel  Fleisch  gegessen  wurde,  da  gestatteten  die  Obrig- 
keiten die  Ansässigmachung  vieler  Fleischer,  und  wo  man  viel  Hopfen  und 
Gerste  emdten  konnte,  da  Hessen  sich  mit  obrigkeitlicher  Bewilligung  viele 
Häher  nieder* 

Berechtigter  ist  die  Einrede,  dass  die  Kargheit  des  Materials  eine  Be- 
antwortung der  Einselfragen  ungemein  erschwert  und  zuweilen  unmöglich  macht. 
Die  directen  Nachrichten  über  dergleichen  Dinge  sind  kaum  der  Rede  weHh, 
obgleich  uns  das  III.  Oapitel  vonUlman  Stromer's  Nürnberger  Chronik 
(bei  Hegel  S.  99)  belehrt,  dass  auch  nach  dieser  Seite  bin  unsere  Archive 
viel  Köstliches  und  Brauchbares  enthalten.  Um  so  mehr  Gewicht  muss  auf 
die  indirecten  Zeugnisse  gelegt  und  durch  Kunstgriffe  ein  Resultat  gewon- 
nen werden.  In  der  Beziehung  ist  Hirsch's  Buch,  ein  wahres  Arsenal 
von  Gelehrssmkeit  und  merkwürdiger  Notizen,  mustergültig.  Er  berechnet  z.  B. 
nicht  Mos  die  Bevölkerung  von  Dsnzig  im  14.  Jahrb.,  sondern  weist  selbst 
(S.  22)  die  Bewegung  des  Bevölkerungsstandes  bis  zum  Ende  der  Ordensherr- 
schaft nach;  er  giebt  uns  sowohl  den  Gesammtwerth  des  danaiger  Handels 
in  den  verschiedenen  Zeiträumen  (s.  B.  S.  30  im  J.  1368  ==:  1,900,224  Thlr. 
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mid  1369  =  1,165,616  Thlr.  oder  S.  48  am  du  Ende  des  XIV.  Sk(. 
739,904,  was  eiae  Yermioderaiig  des  Handels  um  mehr  als  die  HaUte  be- 
kondel),  ab  anch  die  Preise  der  Prodacte  und  Gewerbsenengnisse  im  Ein*» 
aelnen  mit  seltenem  Fleiss  vnd  einleuchtender  Uebeneugong  an.  (Ich  Ter- 
weise  s.  B.  auf  die  rortreffliche  ZusammenBtelloBg  im  XV.  Abschnitl  des 
2«  Baches  S.  240.)  Natflrlich  müssen  zu  solchen  FeBtstellangen  die  Grandsins-« 
bttcher,  Geschossbacher,  Kimmereimanoalen,  Zanftböcher,  Stadtbficher  and  wie 
sie  alle  heissen  mögen ^  herangesogen  werden.  Viel,  aneimeasUch  viel  isl 
allerdings  rerloren  gegangen,  aber  dass  trotzdem  noch  immer  Mancherlei  Tor^ 
banden,  dafür  sorgte  der  Bareaakratismos  pedantischer  Stadtschreiber  and  ahn* 
lieber  Leate. 

Aber  selbst  aas  den  die  Rechtsyerhiltnisse  amfassenden  Urkanden  lassen 
sich  sehr  oft  Schlösse  ziehen,  die  zor  Aafhellang  der  Fragen,  über  welche  wir 
handeln,  dienen  kdnnen.  Ein  interessantes  Beispiel  liefert  von  Frankfurt  a/Ou 
Kl  öden  in  seiner  Diplomatischen  Geschichte  des  Harkgrafen  Waldemar  von 
Brandenburg.  ,,Schon  im  J.  1294  war  das  Schlächtergewerk  zu  Frankfurt  ^/O. 
mit  den  dortigen  Joden  in  Zwist  gerathen,  weil  diese  zu  viel  Vieh  schlachte^ 
ten,  und  das,  was  sie  nicht  gemessen  durften,  Yerkauflen.  Durch  diesen 
Fieischrerkauf  thaten  sie  aber  den  christlichen  Schlichtern  oft  ungebührlichen 
Eintrag.  Der  Uarkgraf  brachte  endlich  in  Frankfurt  eine.  Vereinigung  zu 
Stande,  indem  er  das  Schlachten  den  judischen  Fleischern  beschränkte  und 
zwar  in  folgender  Weise.  Von  den  10  aufgeführten  Juden^  denen  du  Schlach- 
ten erlaubt  war,  sollte  jeder  wöchentlich  nicht  mehr  als  5  Häupter  Rindvieh 
schlachten,  nämlieh  Sonntag  2,  Dienstag  1  und  Donnerstag  2.  Uebertr&te  ein 
Jude  die  Vorschrift,  so  sollte  ihn  der  Rath  strafen.  Dies  macht,  so  rechnet 
Klo  den  weiter,  wdchentlich  50.  St.  Rindrieh  und  das  Jahr  (zu  SO  Wochen) 
2500  St.,  welche  allein  die  Juden  schlachteten,  und  doch  war  dies  schon' eine 
Beschrankung  ihres  Schlachtens.  Aus  einer  andern  Drkunde  ergiebt  sich  aber, 
dass  im  J.  1308  in  Frankfurt  52  Fleischscharren  vorhanden  waren,  deren  jede 
einem  Schlfichter  gehörte,  weil  nar  Schlächter  Scharreu  besitzen,  und  Keiner 
mehr  als  eine  haben  durfte.  Wie  ?iel  Stfick  Vieh  sie  schlachteten,  ergiebt 
sich  nicht.  Allein  dss  dürfen  wir  (sagt  Klöden,  wie  ich  glaube,  mit  Un- 
recht) mit  Sicherheit  annehmen,  dass  jeder  christliche  Schlächter  vor  den  Juden 
bevorzugt  war  (?).     Da  nun  jeder  jüdische  Schlächter  wöchentlich  an  3  Tagen 

5  St.  Rindvieh  schlschten   durfte,    so  hat  der  christliche   Schlächter,   der  an 

6  Tagen  in  der  Woche  schlachten  durfte,  mindestens  10  Stfick  Rindvieh  ge- 
schlachtet (schlachten  dfirfen,  aber  geschlachtet  ??}.  Wir  wollen,  um  si^er 
zu  gehen,  nur  8  St.  als  Durchschnittszahl  annehmen,  so  schlachten  alle  52 
Sdilächter  wöchentlich  416  St.,  das  Jahr  (ä  50  Woched)  20800,  dazu  von  dea 
Juden  2500  =  23,300  Stuck  Rind?ieh.  Im  Jahr  1802—1803  wurden  in  Berlin 
und  Frankfurt  zusammen  30,854  St.  Rindvieh  bei  einer  Einwohnerzahl  von  185,430 
geschlachtet.  Wenn  nun  30,854  St.  Rindvieh  185,430  Henachen  nähren, 
so  nähren  23,300  St.  Rindvieh  140,031  Menschen,  welche  die  Bevölkerung 
Frankfurts  1308  hätte  zählen  mfissen.  Frankfurt  hatte  aber  schwerlich  mehr 
als  12,000  (ja  wahrscheinlich  nur  6000)  Einwohner,  und  daraus  resultirte  ein 
12mal  grösserer  Consam  von  Rindfleisch  im  J.  1308  als  1802.  —  Ich  halte 
die  Vordersätze  dieses  Klöden' sehen  Galculs  nicht  fär  richtig;  aber  mögen 
selbst. die  Durchschnittszahlen  viermal  zu  hoch   gegriffen  sein^  so  ergäbe  sich 
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noch  immer  die  rMthselhafte  Erecheinnug  ÜDt%  dreimal  grdesem  FieiBeLconflilma 
im  Mittelalter  im  Vergleich  zur  Neuzeit.  —  Sit,  nt  »it.  Aber  dieses  Beiepiel 
lehrt  uns,  wie  die  Bestimmongen  der  Consumtion  und  Produetion,  wie  die 
Leistungen  ron  Natur,  Arbeit  und  Capital  herausgezogen  werden  können. 

Sollen  wir  eine  Geschichte  der  Arbeit  bekommen,  in  der  jedenfalls  unsere 
Nation  grosser  und  bewunderungswfirdiger  als  in  ihren  politischen  Bildungen 
war,  so  wird  man  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  mOssen,  der,  soweit  er  den 
Handel  angeht,  von  Hirsch  und  Kriegk  (Absdbnitt  X)  auch  gethan  worden 
ist.  Man  wird  auf  die  Entwickelung  der  Erzeugungsart  und  auf  die 
Hfilfsmittel  zum  Zweck  der  Erzeugung  achten  mfissen.  Freilich  muss  man 
zu  diesem  Behuf  in  das  Gebiet  der  Technologie  hinübergehen  und  neben  dem 
Schriftthum  Alterthumsmuseen  und  Sammlungen  zu  Hülfe  ziehen.  Allein  man 
denke  nur  an  den  Ausspruch  Schillerte,  der  die  Geschichte  so  unendlich 
hoch  stellt,  eben  weil  Alles  und  Jedes  in  ihr  seinen  Berührungspunct  findet« 
Wir  nehmen  keinen  Anstand ,  um  die  Manupulationen  des  mittelalterlichen 
Handels  aulsukliren,  neben  dem  Schriftthum  die  Munzcabinete  und  dgh  auf« 
zusachen«  Es  ist  richtig,  dass  die  Producte  des  Handwerks  eine  grosse  Gleich- 
artigkeit in  den  yersohiedenen  Zeitaltern  eben  so  sehr,  wie  in  den  Terschiedenen 
Räumen  an  sich  tragen,  weil  die  meisten  Ehndwerke  der  Befriedigung  der  von 
der  Natur  gebotenen  Bedarfnisse  dienen.  Aber  die  Herstellungsweise  hat  fast 
überall  einen  geschichtlichen  Entwickelungsprecess  durchgemacht,  den  fest? 
zustellen,  manchen  praktischen  Nutzen  selbst  bis  in  die  Gegenwart  hinein  haben 
wfirde.  Der  Vorwurf,  diese  Richtung  der  Zunftentwickelung  trotz  der  reichlich 
gebotenen  Gelegenheit  vernachlässigt  zu  haben,  betrifft  besonders  das  Buch  von 
Werner.  Die  technische  Herstellung  der  Gewandstoffe,  die  jetzt  fast 
ganz  ausschliesslich  Sache  der  Maschinen  geworden  ist,  Ifisst  uns  begieriger 
nach  dem  fast  mythisch  gewordenen  Zeitalter  fragen,  in  welchem  diese  Erzeu- 
gung durch  unmittelbare  Betheiligung  der  Menschenhand  vor  sich  ging.  Die 
durchaus  nothwcndige  Arbeitstbeilang  bei  der  Bereitung  von  Wollstoffen  bedingt 
einen  Conflict  mit  dem  innersten  Wesen  der  Zunftezclusivitfit,  und  ist  nur  dann 
ganz  zu  verstehen,  wenn  uns  die  technischen  Mittel  zur  Bereitung  aus  einanr 
der  gesetzt  werden.  Dass  die  Wandlungen  in  der  äusseren  Geschichte  der 
Zünfte  häufig  grade  auf  Einführung  neuer  Handwerkszeuge,  Instrumente  und 
Maschinen  oder  auf  der  Entdeckung  von  neuen  Fabricaten  beruhen,  zeigt  bei 
der  iglauer  Tuchmacherzunft  die  Einführung  der  Boy 's  und  der  sogenannten 
Gallustficher.  Ein  schönes  Capitel  von  der  zünftischen  Engherzigkeit  lie* 
ferf  in  Bremen  und  anderwärts  die  erste  Bereitung  und  der  Verkauf  von  Holz^ 
Pantoffeln.  Ja,  selbst  bei  den  einfachsten  Gewerken,  die  ihrer  Natur  nach  den 
Charakter  des  Conservatismus  haben,  wird  sich  die  Geschichte  dar  Arbeit  füllen 
und  verdichten,  wenn  wir  Acht  haben  auf  die  Entwickelung  der  Productiona- 
form  und  der  Producte.  Das  Backen  der  Bretzeln  bat  i,  B.  die  leipziger 
Bäekerzunft  mehrfach  und  zu  verschiedenen  Zeiten  in  grossen  Affect  versetzt. 

Ein  fernerer  Hangel,  der  in  den  drei  sonst  so  fleissigen  Büchern  von  Kriegk-, 
B  d  h  m  e  r  t  und  Werner  hervorgehoben  werden  muss,  und  den  Hirsch  wie- 
derum mit  gewohnter  Umsicht  und  bewunderungswerther  Akribie  vermieden  hat, 
ist  die  Anführung  aller  Geldbestimmungen,  sei  es  als  Strafmaass  oder  als  Werth- 
hestimmungen,  ausschliesslich  in  der  derzeitigen  Mfinzgattung.  Die  Beurthellung 
der  Thatsachen  selbst ,  in  welchen  sdche  Geldbestimmung  ein  Datum  ist ,  wird 
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dadorch  angemein  erschwert.  Und  dt  nnn  einmal  bei  den  eigenthumlichen  po« 
litischen  Verhäitnisaen  Deatschlands  im  Mittelalter  und  bei  der  bo  stark  zerklnf- 
teten  Hilnzasance  ein  Einblick  in  die  Werthbestimmnngen  und  Geldverhältnisse 
fiberhaupt  nur  dadurch  gewonnen  werden  kann,  dass  die  yerschiedenen  Mönt- 
gattungen  in  den  verschiedenen  Zeiträumen  und  verschiedenen  Gegenden  auf  die 
Einheit  unserer  modernen  Währung  gebracht  werden,  so  böten  solche  historisch- 
nalionalökonomische  Special-  und  Localforschungen  den  vortrefflichsten  Anlass, 
die  Einzelerscheinungen  zu  eruiren  und  so  das  Gesammtbild  aufstellen  zu  können. 

Auch  hierin  entspricht  Hirsch,  wie  gesagt,  reichlich  und  umfassend  den 
Bedürfnissen  und  Forderungen;  er  hat  im  Allgemeinen  die  gründlichen  Unter- 
suchungen Vossberg's  aufgenommen  und  aus  dem  reichen  Schatz  seines 
trchivalischen  Materials  theils  berichtigt,  theils  erweitert.  Den  schliesst  sich 
die  vortreffliche  Untersuchung  in  Beilage  XI  der  Nfirnberger  Stadtchrontken 
an,  welche  bereits  interessante  Vergleichungen  mit  der  tabellarischen  Uebersichl 
bei  Hirsch  ermöglicht.  Um  ein  Beispiel  herauszuheben,  wähle  ich  die  Währung 
des  ungrischen  Goldgulden  oder,  wie  der  Herausgeber  zum  UnterKhied  von  der 
gegenwärtigen  Währung  schreibt,  Guidein: 

Ungrische  Guidein  kommen  im  danziger  Handel  vom  J.  1399  bis  1452 
in  schwankendem  Werthe  vor  zwischen  11  Scot  15  Pf.  bis  1  Mark  14  Sc. 
15  Pf.  Die  Mark  k  24  Sc.  (ä  30  Pf.)  preuss.  schwankt  aber  wieder  in  derselben 
Zeit  von  4  Thlr.  10  Ngr.  bis  1  Thlr.  26  Ngr.  Die  Währung  in  SQddeutsch- 
land  ist  bei  Hegel  etwa  in  derselben  Zeit  auf  einen  Durchschniltswerth  von 
3  Thlr.  7  Ngr.  herausgerechnct,  wodurch  sich  ergiebt,  dass  der  ungrische  Gui- 
dein zu  allen  Zeiten  eine  höhere  Währung  in  Suddeotschland  als  in  Norddeutsch- 
land behauptet  hat.  Naturlicherweise  ist  eine  richtige  Schätzung  des  Waeren- 
nnd  Productenwerthes  nur  nach  solchen  voraufgegangenen  Ausgleichungen  möf^ 
lieh,  denn  wir  denken  eben  nur  in  dem  Begriff  unserer  gegenwärtigen  Mass- 
eintbeilungen. 

Wir  haben  in  Obigen  somit  zumeist  von  dem  gehandelt,  wm  wir  in  den 
Eingangs  gedachten  Werken  nicht  gefunden  haben,  und  mussten  darüber  um 
80  mehr  Bedauern  empfinden,  als  das ,  was  wir  darin  finden,  von  solcher  Art  ist, 
dass  es  die  beabsichtigte  Richtung  in  hohem  Masse  erfüllt.  Die  Yerfassungsge- 
aehichte  der  Zünfte  von  Bremen  ist  von  Böhmert  meisterhaft  dargestellt  und  ver- 
dient noch  besonders  wegen  des  Abdrucks  der  zahlreichen  Urkunden  hervorgehoben 
zu  werden.  Auch  Werner's  Geschichte  der  iglauer  Tnchmacherzunft  beschäftigt 
sich  grösstentheils  mit  den  Verfassungsverhältnissen,  obwohl  bei  ihm  die  atatisti- 
achen  Angaben  doch  häufiger  sind,  als  bei  Böhmert.  Interessant  ist  In  beiden 
Geschichten  die  eigenthfimliche  Erscheinung ,  dass,  ehe  die  schroffste  Ezclusivität 
der  Zünfte  eintritt,  In  Bremen  die  Schuster  und  in  Iglau  die  Tuchmacher  den 
Versuch  wagen,  mittels  einer  Institution,  die  nahe  an  unsere  heutigen  gewerb- 
lichen Associationen  anstreift,  dem  stark  heruntergekommenen  Handweiir  au&u- 
helfen.  Beide  Gesellschaften  aber,  deren  allernächste  Aufgabe  der  Einkauf  von 
Rohproducten  im  Interesse  des  Einzelnen  war,  scheiterten,  weil  ihnen  der  Le- 
bensnerv derartiger  Associationen,  die  freie  Concurrenz,  gebrach.  Kriegk  unter- 
sucht schematisch  das  Wesen  und  die  Verfassung  der  frankfurter  Zünfte  im 
Zusammenhang  mit  andern  bürgerlichen  Richtungen  der  Geschichte  dieser  merk- 
würdigen Stadt«  Seine  Untersuchungen  über  frankfurter  Geldgeschäfte  und 
Handebbanken  im  Mittelalter   sind  sehr  hervorragend  und  haben  den  besondern 
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Yömgj  dt88  ihre  Dtrftelliuig  schön  und  «niiehend  ist,  so  dsss  de  sich  leichl 
lesen;  allein  ich  ffirchte,  dass  man  auch  in  diesen  Untersnchungen  mehr  Seele 
ab  Körper  entdecken  vird,  mehr  Geist  als  Stoff.  Der  grösste  Theil  der  eigent- 
lichen Daten  flächtet  sich  in  die  abseits  gednicltten  Anmerkangen,  wo  seine  Form- 
losigkeit wiederum  die  Nataanwendung  nichts  weniger  als  bequem  macht. 
Hirsch  hat  das  Recht,  die  Gewerbe  an  sich  mit  gedrängter  Kurze  za  behsndeln^ 
weil  die  Toraafgehenden  Äbtheilungen  fiber  die  allgemeinen  Grundlagen  des  ge- 
werblichen Lebens  in  Danzig  und  über  den  Grosshandel  bereits  follstandige 
Anskunft  über  die  wirthschaflHchen  Verhältnisse  der  Gewerbe  geliefert  und 
nach  allen  Seiten  hin  das,  worüber  der  Nationalökonom  Auskunft  Tcrlangeii 
kann,  erörtert  haben.  Kostbare  Beitrage  liefert  für  spatere  Forschungen  über 
deutsche  Gewerbsgeschichte  das  Msterialwerk :  die  Chroniken  von  Nürnberg, 
namentlich,  wie  schon  erwähnt,  rücksichtlich  der  Mönzgeschichte  und  der  stadti- 
schen FinanzTerwaltung.  —  Alle  diese  Männer  aber  verdienen  den  Dank  des 
Lesers  in  hohem  Grade ,  denn  es  ist  wahrlich  kein  geringer  Fleiss ,  nicht  kleine 
Huhe  und  bewunderungswürdige  Ausdsuer  auf  Arbeiten  verwendet  worden,  von 
denen  sich  von  vornherein  die  Verfasser  nicht  versprechen  konnten,  dass  sie  auch 
im  grossen  Publicum  erkenntlichen  Anklang  finden  wurden. 

Die  ruhmreichste  Zeit  der  deutschen  Geschichte  fällt  in  das  Hittelalter. 
Jene  ahnen  nicht,  wie  sehr  sie  die  Geschichte  des  eigenen  Vaterlandes  verur- 
theilen,  welche  in  dem  ganzen  Verlauf  des  Mittelalters  nichts  Anderes  erblicken, 
als  die  tabula  rasa,  die  nach  der  Reaction  im  Gefolge  des  Alterthuros  zurück- 
geblieben ist.  Weit  entfernt!  Das  Mittelalter  ist  kein  stummer  Sumpf;  in 
ihm  kämpfen,  wirken  und  schsffen  neue  EJj'rungenschaflen ,  die  das  Alterthura 
nicht  gekannt,  neue  Irrthümer,  die  unserer  Zeit  zu  tilgen  erst  vorbehalten  ist. 
Die  Erkenntniss  des  Irrthums  ist  der  erste  Schritt  zu  seiner  B^ptigung.  In 
Deutschland  haben  die  gewerblichen  Verirrungen,  welche  das  Mittelalter  geboren 
hat,  am  andauerndsten  gewuchert.  Je  mehr  Licht  auf  dieselben  getrsgen  wird^ 
um  so  grQndlicher  wird  sich  die  Verbesserung  gestalten.  Und  es  ist  nicht  nur 
keine  Schmach,  die  wir  dort  aufdecken,  sondern  trotz  aller  Befangenheit,  trotz 
allem  Wahn,  trotz  aller  Verirrungen,  ein  schönes,  sittlich  erhebendes  Bild;  eine 
wurdevolle,  schöne  Gestalt: 

Das  deutsche  Volk  bei  der  Arbeit. 

J.  C. 

I?. 

Bie   neueste  Iiltterfttur   fiber  landwiriliflcliaftliehe   Credit- 

»nstalten« 

I.  Denkschrift  über  die  Frsge  wegen  Errichtung  eines  ReaUCre- 
dit-Instituts  für  die  Provinz  Sachsen.  Verfasst  im  Auftrage  der 
xur  Vorberathnng  dieser  Frage  erwählten  Commission  des  sächsischen  Xli.  Pro- 
vincial  -  Landtages.  Magdeburg,  Druck  von  E.  Bänsch  jun.  1860.  —  147 
Seiten  gr.  8.,  ohne   die  Anisgen.  — 

Obgleich  Prenssen  die  Wiege  landwirthschaft lieber  CredHinstitnte  ist,  so 
entbehrt  doch  die  Provinz  Sachsen  wie  alle  nach  Beendigung  des  Freiheits- 
kampft's  mit  Prenssen  neu  resp.  wieder  vereinigten  Provinzen  (Posen  ausgenom« 
men)  noch  immer  eines  solchen  Instituts.     AuJf  den  sächsischen  Profinzislland- 
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UgM  war  4ie  Errkhtiing  eine«  sokiMn  wiederholt,  sneret  im  Jahre  1837,  wie- 
wohl erfolglos  lor  Sprache  gekonmen.  Deshalb  nahmen  die  landwirthschaftlichen 
Vereine  der  ProYini  dio  Angelegenheit  in  die  Hand;  und  es  sprach  sich  die 
General-Versammliing  derselben  im  Jahre  1856  für  die  Beschsifong  eines  €re* 
ditinstitats  aus.  In  den  darauf  folgenden  freien  Conferenien  gelangte  man  aber 
da  zu  der  Uebeneagnng,  dass  es  iweckmassig  nnd  angemessen  sei,  die  Ver- 
mittelnng  des  ProTiniiallandtages  zu  dem  in  Rede  stehenden  Zwecke  in  An* 
Spruch  zu  nehmen.  Dies  geschah.  Der  Landtag  inleressirte  sich  für  die  An* 
gelegenheit.  Im  Jahre  1858  trat  eine  Commission  desselben  zur  Berathung 
und  Entwerfung  Ton  Statuten  zu  einem  Creditinstitut  tut  die  qu.  Provinz  zu- 
sammen und  beschloss,  zuvorderst  noch  specielle  Ermittelungen  fiber  die  Ricti- 
tnng  und  den  Umfang  des  Bedürfnisses  anzustellen. 

Nach  dem  Eingange  des  desfallsigen  Materials  sollte,  als  Fundament  für 
die  ferneren  Erwägungen  und  Beschlüsse,  eine  Denkschrift  ausgearbeitet  werden 
zu  dem  Zwecke,  um  unter  IHttheilung  der  Resultate  der  angestellten  Ermitte- 
lungen sowohl  den  Umfang  des  Bedürfnisses,  als  die  zur  Creditaufhülfe  geeigne- 
ten Mittel  zu  beleuchten.  Diesem  Beschlüsse  Terdankt  die  yorliegende  Schrift 
ihre  Entstehung.  Dieselbe  verbreitet  sich,- nach  einer  kurzen  Einleitung,  im 
ersten  Abschnitte  fiber  die  Nothwendigkeit  und  Nützlichkeit  einer  Creditaufhülfe, 
enthält  im  zweiten  einen  kurzen  hbtorischen  Ueberblick  der  in  Preussen  selbst 
UQd  den  benachbarten  Staaten' bestehenden  Crediteinrichtungen ,  sowie  deren 
Entwickelung  und  gelangt  dann  im  dritten  und  letzten  Abschnitte  zu  einer  Be- 
trachtung des  Realcredits,  Schilderung  seiner  Hemmnisse  und  Betrachtung  der 
Mittel  zu  seiner  Aufhülfe. 

Die  Du^chrift  stützt  sich  auf  amtliche  statistische  Unterlagen  und  Gut- 
achten. DiMhatisUschen  Ermittelungen,  die  ungleich  mehr  Werth  haben  als 
die  fast  durchweg  auf  subjectiren  Anschauungen  beruhenden  Gutachten,  haben 
folgendes  Resultat  geliefert: 

I.  Von  1120  Rittergütern  in  der  ganzen  Provinz  sind  45  Procent 
schuldenfrei,  39  Procent  bis  zur  Hilfte  und  17  Procent  über  die  Hälfte  Ter- 
schuldet;  Ton  den  ersteren  sind  wiederum  22  Procent  der  Gesammtzahl  zwi- 
schen Vi  ^D^  Vz  ^^^  Werths  belastet,  während  Yon  den  letzteren  6  Procent 
der  Gesammtzahl,  nämlich  62  Rittergüter  über  %  ^^^^  Werthes  mit  Schul- 
den beschwert  sind. 

Von  den  36,393  Land-  und  Bauerngütern  der  ganzen  Provinz  sind  43 
Procent  gar  nicht  mit  Schulden  behaftet;  48  Procent  sind  dagegen  bis  zur 
Hälfte  und  i9  Procent  der  Gesammtzahl  zwischen  V4  ^^  Vz  ^*  Werifaea 
▼erschuldet.  Von  den  3323  über  die  Hälfte  Torschuldeten  Bauerngütern  sind 
dann  wiederum  1659,  also  4  Procent  der  Gesammtzahl,,  fiber  Va  dca  Werthes 
belastet. 

II.  In  den  einzelnen  Regierungsbezirken  gestalten  sich  die* 
selben  Verhältnisse  wie  folgt: 

1)  Im  Regierungsbezirk  Magdeburg  sind  von  356  Rittergütern  36  Pro- 
cent schuldenfrei,  während  27  Procent  zwischen  dem  vierten  Theile  und  der 
Hälfte  des  Werthes  und  15  Procent  über  die  Hälfte  iw  Werthes  verschuldet 
sind.  Zwischen  %  und  V^  des  Werthes  sind  146  Güter,  also  41  Procent 
der  Gesammtzahl  belastet. 

Von  14,477  Bauerngütern  sind  die  Hälfte  ohne  Schulden.     Im  Uebrigen 
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tM  2715  Besttiiiiigeii,  alio  19  Pvocent  «Ikr  G&ier,  iwiseken  V4  nml  Vj  des 
W«rthe0,  28  Procent  bis  zu  %,  und  465  oder  3  Pcoeent  der  GeiammUftU 
dber  V3  yerechuldet. 

NinuDt  man  dagegen  dieselbe  VerschoUiuig  als  Grenze  an,  so  kommeB 
als  über  die  Hälfte  Terschiildet  1002  BesiUnngen  oder  7  Proeenl  der  Gesammt- 
lahl  in  Ansatz, 

Dia  Zahl  der  in  den  Jahren  1852/57  Yorgekommeaen  Sabhutationen 
belioft  sich  aof  3  Rittergüter  ond  92  Baaerngfltery  von  ersteren  also  auf  8  pro 
Mille)  Ton  letakeren  aof  etwa  7  pro  Mille. 

2)  Im  Regiernngsbeiirk  Merseburg  sind  von  537  Rittergütern  52 
Proeent  seholdenfrei.  17  Procent  derselben  sind  über  die  Werthfailfte,  21 
ivischen  dem  vierten  Theile  und  der  Hälfte  des  Werthes  Terschnldet* 

Von  den  18,348  Land-  ond  Banemgütern  sind  39  Procent  schnldenfreL 
21  Procent  derselben  sind  zwischen  dem  vierten  Jheil  und  der  Hilfte  des 
Werthes.  und  9  Procent  über  die  Hälfte  des  Werths  hinaus  verschnldet. 

In  den  Jshren  1852/57  sind  4  Rittergüter  und  182  Bauerngüter  snb- 
hastirl,  von  ersteren  also  4  pro  Mille,  von  letzteren  1  Procent. 

3)  Im  Regiemngsbesirk  Erfurt  sind  von  227  Rittorgütern  42  Procent 
scbttldenlrei ,  30  Proeent  dagegen  zwischen  V4  und  V^  des  Werthes  ver- 
aehttldet.  Von  diesen  sind  wiederum  13  Procent  der  Gesammtsahl  über  die 
Hilfte  belastet. 

Von  den  3668  geschlossenen  Banemgütern  sind  1103  oder  31  Procent 
schuldenfrei  und  69  Procent  mit  Hypotheken  belastet^  und  zwar  so,  dass  54 
Procent  bis  zur  Hilfte,  15  Procent  darüber  verschuldet  sind. 

In  der  Zeit  von  1852  bis  mit  1857  sind  235  Bausmgüter  und  2  Rit- 
tergüter Bubhsstirt.  Auf  den  heiligenstidter  Kreis  kommen  von  den  Bauern- 
gutem  allein  206;  es  sind  dies  aber  nicht  durchweg  geschlossene  Güter,  es 
beAnden  sich  darunter  vielmehr  auch  Wandelicber  und  Hiuser* 

Eßeraus  ergiebt  sich,  dass  du  Schuldverhiltniss  der  Rittergüter  im  Regie- 
rungsbezirk Magdeburg  sm  ungünstigsten  ist;  günstiger  gestaltet  sich  dasselbe 
iBr  den  Regierungsbezirk  Merseburg  und  am  günstigsten  für  den  Regierungs- 
bezirk Erfurt.  Im  Ganzen  stimmt  damit  das  aus  der  Zahl  der  vorgekommenen 
Subhastationen  gewonnene  Resultat  überein. 

Die  Regierang  zu  Magdeburg  erachtet  die  Einrichtung  eines  Creditinsti- 
tttts  weder  für  nothwendig  noch  nützlich;  die  merseburger  Regierung  verneint 
die  Nothwendigkeit,  weil  eine  Ueberschuldung  nicht  vorhanden  und  der  Land- 
bau auch  ohne  ein  solches  Hülfsmittel  In  hohem  Flor  stehe,  spricht  sich  da- 
gegen für  die  Nützlichkeit  eines  angemessen  organisirten  Instituts  aus ,  die  sie 
hauptsichlieh  für  kritische  Zeitverhiltnisse  gewahrt  hilt,  wihrend  die  magdo- 
burger  Regierung  aus  den-  Erfahrangen  der  östlichen  Provinzen  gerade  das 
Gegentheil  herleitet  und  derartige  Unterstützungen  für  unausreidiend  erachtet. 
Die  Regierang  zu  Erfurt  endlich  hat  ihr  Gutachten  dahin  abgegeben,  dass  ein 
€reditinstitut  für  einen  Theil  ihres  Bezirks,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die 
kleinen  lindlichen  Besitzungen  des  Eichsfeldes  und  der  Kreise  Schiensingen  und 
Ziegenrück,  eine  dringende  Nothwendigkeit,  für  den  ganzen  Bezirk  aber  als  ein 
Haupthebei  der  Cultur  sehr  wünsehenswerth  sein  wurde,  sofern  dasselbe  nicht 
Mos  auf  die  grosseren  Güter  beschrinkt,  sondern  auch  auf  die  kleinen  Be- 
dtzungen  ausgedehnt  wird. 
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Diesem  ttlgemeiBcn  Retnlttte  folgt  demnichst  (SeiU  11  and  12)  eine 
tabelltrische  Zusammenstellung  über  den  Grad  der  Verschuldung  der  Rittsr- 
und  Bauernguler  in  den  einzelnen  Kreisen,  das  Gutachten  der.  Landrathe  be- 
liehungsnreise  ihrer  Stellvertreter  und  allgemeine  Angaben  über  das  Verhältnisa 
der  Subhastationen  der  Kreise  unter  sich. 

Unsicherer  als  bei  den  landvirthschaftlich  benutzten  Grundstücken  aind  dia 
Nachrichten  über  den  Werth  und  die  Verschuldung  der  städtischen  Grundstücke 
in  den  14  grössten  Städten.  Die  Verschuldung  beläuft  sich  bei  den  meistaa 
auf  den  vierten  Theil  des  VVerthes  und  darüber  bis  zur  Hälfte.  In  den  Städten 
Magdeburg,  Halle  und  Erfurt  überschreitet  sie  die  Werthshälfte  zum  Theil  er- 
heblich. Damit  stimmen  die  Ermittelungen  über  die  in  den  Jahren  1852/57 
Torgekommenen  Subhastationen  im  Wesentlichen  überein.  In  Magdeburg  ist  ihra 
Zahl  ziemlich  ansehnlich  und  in  Halle,  Burg  und  Wittenberg  nicht  unbedeutend. 

Die  Gutachten  der  Magisträte,  Polizeibehörden,  Notare,  zum  Theil  auf 
irrige  Anschauungen  gestützt  und  in  einzelnen  Orten  sogar  sich  widersprechen^ 
halten  ein  Crediiinstitnt  weder  für  ndthig  noch  nützlich. 

Eine  Feststellung  darüber,  wie  sich  der  gegenwärtige  Schuldenaustand  za 
der  früheren  Verschuldung  der  Güter  yerhält,  bat  wegen  unzureichenden  Mate- 
risis nicht  erfolgen  können ;  eben  so  wenig  ist  f on  der  Zahl  der  nothwendigea 
Subhastationen   ein  sicherer  Rückschluss  auf  die  Creditbedürftigkeit  zu  macheo« 

Die  Denkschrift  erörtert  hierauf  die  Bedingungen  für  eine  erschöpfende 
Prüfung  des  Bedürfnisses  und  die  derselben  entgegenstehenden  Hindernisse, 
würdigt  demnächst  die  einschlägigen  allgemeinen  Verhältnisse  in  der  Prorini 
hinsichtlich  der  Entwickelung  und  der  Bedürfnisse  des  landwirthschaftlichen  Ge- 
werbes und  hinsichtlich  der  Bedürfnisse  der  Hausbesitzer  in  den  Städten,  ferner  die 
gegenwärtige  Concurrenz  der  Capitalien  und  deren  Verhalten  zu  den  Hypotheken 
und  die  Veränderung  der  Bedingungen  für  die  Anlage  der  Capitalien  in  Hy- 
potheken und  fasst  endlich  das  Resultat  der  ganzen  Untersuchung  über  die 
Bedfirfuissfrsge  Seite  29  und  30  wie  folgt  zusammen: 

„Der  geringe  Cap  italzu  fluss,  die  schwierigere  Verkänfr* 
lichkeit  der  Hypotheken  gegenüber  den  Creditpa.pieren  des 
Handels  und  der  Industrie,  die  in  Banken  und  Börsen  einen 
vollständig  geregelten  Markt  haben,  ferner  aber  die  knapp 
zugemessenen  Mittelund  die  erhöhten  Zinsen,  die  demLand- 
wirth  bei  dem  durch  einen  grossen  Aufschwung  der  Prodiic« 
tion  gesteigerten  Bedarfe  geboten,  beziehungsweise  ?on  ihm 
gefordert  werden,  haben  ihn  mehr  oder  minder  in  Bedräng- 
niss,  jedenfalls  aber  gegen  früher  in  eine  ungünstigere 
Stellung  gebracht,  in  der  er  nach  Lage  der  Verhältnisse  für 
die  nächste  Zukunft  auch  bleiben  wird,  wenn  ihm  nicht  ir- 
gend eine  Hülfe  gebracht  werden  kann. 

Hierauf  werden  die  Folgen  der  unierlassenen  Creditsufhülfe  geschildert, 
namentlich  wird  als  solche  der  Rückgang  der  landwirthschaftlichen  Production 
betont  und  demnächst  die  Frage  erörtert,  in  welchem  Umfange  Hülfe  zu 
schaffen?  Die  Antwort  fällt  dabin  aus:  dass  dieselbe  auf  die  ganze  ProTins 
auszudehnen  und  höchstens  die  altmärkischen  zu  einem  besonderen  ständischem 
Verbände  gehörigen  Kreise  auszuschliessen  sein  dürften,  und  dass  allen  Grund-* 
Stücksgattungen  und  zwar  sogleich  geholfen  werden  müsse. 
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Dtnil  achliessl  der  ente  mil  der  grÖMlen  GrfindJichkeit  atugearbeUete 
Abschnitt.  Der  zweite  Abechnitt  hat  den.  Zweck,  die  entsprechenden  Einrich- 
Uingen  in  denjenigen  Ländern  Tonnffihren,  die  in  ihren  Agricultarsuatlnden, 
in  ihrem  Yerltehra-  nnd  Creditweaen,  sowie  in  den  staatlichen  Institutionen 
mit  den  Yerhiltnisssn  der  Provini  Sachsen  übereinstimmen  oder  mit  ihr  in 
näherer  Berfihmng  stehen.  IHes  geschieht,  indem  die  Terschiedenen  Arten  der 
Creditinstitate  (PfondbrieMnstitnta  —  Creditrereine  neueren  Sjstcms — Hypotka- 
kenbanken)  ilire  besbnderen  Bigenthnmlichkeiten  und  wesentlichsten  Unterschiede 
herrorgehoben ,  sowie  ein  Ueberblick  über  die  Entstehung  und  Entwickelung 
einielner  Inititute  gegeben  und  dabei  gleichzeitig  einzelne  besondere  Creditein- 
richtnngen  in  Betracht  gezogen  werden,  die  sich  neben  den  bestehenden  Insti* 
tuten  entwickelt  oder  Yor  ihnen  schon  bestanden  haben. 

Wenn  aber  einem  zu  Tage  getretenen  Missstande  abgeholfen  werden  soll, 
so  muss  untersucht  werden,  worin  derselbe  seinen  Grund  hat.  In  der  Denk- 
schrift geschieht  dies  im  dritten  Abschnitte,  der  vom  Realcredit,  seinen  Hemm- 
nÜMen  und  den  Mitteln  zu  seiner  Aufhülfe  handelt.  Als  Haupthindemisse  eines 
gesicherten  Realcredits  hebt  die  Schrift  den  mangelhaften  und  schwerföUigen 
Verkehr  mit  Hypotheken,  die  wenig  beschränkte  Kflndiguogsfrist  des  Gläubigers 
nnd  endlich  den  Mangel  einer  geregelten  Tilgung  der  Schulden  hervor«  Die 
Schrift  geht  dann  auf  die  theoretische  Entwickelung  der  Grundlagen  (Ür  die 
Regelung  des  Realcredits  und  deren  praktische  Gonsequenzen  über  und  kommt 
zu  der  Doctrin:  dass  aller  Credit  eines  Grundbesitzars  in  der 
Regel  nichtweiter  reichtund  Ternnnftiger  Weise  nicht  weiter 
gehen  kann,  als  der  Ertrsg  seines  Grundstückes  reicht,  ein 
Satz,  fir  dessen  Richtigkeit  so  eingehende  Argumenta  angeführt  werden,  dass 
wir  demselben  nur  in  allen  Stücken  beitreten  und  ab  einen  solchen  bezeichnen 
müssen,  welcher  hohe  praktische  Bedeutung  hat,  denn  aus  ihni  folgt:  dass 
auch  der  Personalcredit  des  Grundbesitzers  kein  unumschränkter  ist,  sondern 
seine  Grenzen  in  der  Ertrsgsf&higkeit  der  Besitzung  desselben  findet.  Dass  die 
Grenzen  dieses  Credtts  nach  Hassgabe  der  concreten  Verhältnisse  dehnbar  sein 
müssen,  leuchtet  von  selbst  ein. 

Nachdem  die  Denkschrift  die  Eigenthümlichkeiten  des  Realcredits  erschöpfend 
beleuclitet  hat,  unterwirft  dieselbe  die  Terschiedenen  Arten  der  Creditaufhülfe 
(die  Reform  des  Hypothekenwesens  —  die  Anlegung  eines  sogenannten  Hufen- 
katasters —  die  Hypothekenversicherungen  —  die  Einrichtung  eines  Hypothe- 
kenmarktes, durch  terminliche,  örtlich  und  zeltlich  bestimmte  Markttage  und  durch 
Beschaffung  eines  dauernden  Marktes)  einer  streng  wissenschaftlichen,  tief  ein«> 
gebenden  Kritik  und  geht  dann  attsftkhrlich  auf  die  Erörterung  der  Frage  ein, 
in  welcher  Weise  den  Grundbesitzem  die  benöthigte  Hülfe  zu  gewähren  sein 
möchte?  Sie  fasst  bei  den  desfallsigen  Erörterungen  zunächst  die  bestehenden 
Creditinstitnte  für  grössere  L^idgüter  in's  Auge,  prüft  dann,  in  wie  weit  solche 
Anstalten  auch  far  kleinere  Güter  passen,  und  behandelt  dann  abgesondert  die 
Hänser,  weil  diese  gsnz  entschieden  ein  anderes  Creditfundament  gewähren,  ala 
die  landwirthschaftlich  benutzten  Grundstücke.  Die  Denkschrift  yerwirft  Credit- 
iuititttte  für  Lsndgüter  mit  bankmässiger  Einrichtung,  weil  sie  Papier  statt 
haaren  Geldes  gewähren,  und  dem  Schuldner  den  Verkauf  desselben  über- 
lassen und  daher  gerade  dann  zum  Stilbtande  gelangen,  wenn  der  Bedarf  des 
Geldes  am  höchsten  ist,  —  und  giebt   der  Einrichtung   eines  Creditinstitnts 
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mit  gemeiawhafUicher  BSrgschafl  dar  Credilnehmer  dan  Vonng,  aofern  sich 
Biclit  atara  dia  Proviniialatinda  cnUchliesflen,  ein  Creditinstilat  m  grfindeo, 
„denn  die  Creditnehmer  haben  das  höGhsta  Interesse,  des  Instilut  aar  grösst- 
möglichaten  Biathe  au  bringen;  eine  Verbindung  derselben',  dieses  Anspornen 
eigener  Kraft,  erwecltt  Vertrauen,  hält  fremdes  Eingreifen  fern,  wahrt  die  eige- 
nen Interessen  am  Iträftigsten  und  schärft  den  Blick,  die  geeignetsten  Mittel 
eifrigst  aufausnchen  und  festiuhalten/' 

Die  DenlKschrift  prüft  nun  grOndlich  dia  Requisite  eines  Creditinstituta 
(Gmndcapital  und  Betriebsfonds  —  Reservefond  —  Garantie  —  Zweck  und 
Verwendung  dea  Credits  u.  s.  w.),  sie  verlangt  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Credit,  letzleren  aber  nur  zu  productiven  Verwendungen,  Ausstellung 
eines  Tollständigen ,  dem  Institute  auszuantworteuden  Hjpothekendocuments 
gegen  Ausgabe  von  Creditacheinen ,  Priorität  der  Institutadarlehne,  gestattet  dia 
Beleihung  bis  zu  V3  des  Geldwerthes,  verlangt  nicht  eine  „massige^*,  sondern 
eine  richtige  Taxe  und  Amortisation. 

Für  kleinere  Land-  und  Bauergüter  wird,  —  wegen  des  ge- 
ringeren Bedürfnisses  für  Betriebs-  und  Meliorationscapital,  wegen  ihrer  grosse« 
ren  Genügsamkeit  und  Sparsamkeit,  wegen  der  Nothwendigkeit,  denselben  baare 
Darlehne  zu  gewähren,  damit  sie  nicht  die  Darlehne  durch  Curadilferenzen  zu 
theuer  erkaufen  müssen,  wegen  der  Schwierigkeit,  die  Sicherheit  der  kleinen 
Güter  als  Pfandobjecte  festzustellen  und  wegen  der  Terhältnissmissig  hohen 
Kosten  geringerer  Darlehnsbeträge  und  Werthobjecta ,  die  Einrichtung 
besonderer  Creditinstitute  empfohlen. 

Zu  den  kleineren  Landwirlhschaften  sollen  solche  gerechnet  werden,  welche 
weniger  ala  5  —  600  Scheffel  Roggen  Reinertrag  gewähren.  Für  zwei  oder 
mehr  Kreise  soll,  unter  Garantie  der  Provinzial-  oder  Krebstände,  ein  Credit- 
institut  eingerichtet  werden.  Die  Vereinigung  der  Kreissparcassen  mit  diesen 
Instituten  wird  für  wünschenswerth  erachtet.  Die  Gerichte  sollen  autorisirt 
werden,  Pupillen-  und  Depositsigelder  bei  denselben  anzulegen.  Für  Anleihen 
und  Depositen  soll  die  Anstalt  Schuldferachreibungen,  über  geringere  Beträge 
Sparcassenbücher  ausstellen;  das  Ausleihegeschäft  soll  nur  gegen  Sicherstellung 
durch  Hypothek  betrieben,  Darlehne  sollen  nur  bis  zur  Hälfte  des  Grund- 
stückswerlhes  auf  den  Grund  genereller  Werthsermittelungen  -  des  zu  beleihenden 
Grundstücks  gegeben  werden.  Jedes  Darlehn  muas  mindestens  mit  1  Procent 
jährlich  getilgt  werden. 

Zum  Schluss  wird  in  der  Denkschrift  endlich  erörtert,  welche  Einrich- 
tungen sich  am  meiaten  empfehlen  würden,  den  Credit  der  Häuser  zu  heben. 
Die  Denkschrift  hält  dafür,  dass  der  Capitalbedarf  der  Hausbesitzer  ,  welcher 
hervortritt  bei  Neu-  und  Reparaturbauten ,  so  wie  zur  Abwrhr  der  Kündi- 
gungen, durch  ein  Creditinstitut  nach  dem  Muster  derjenigen  für  die  Land- 
güter nicht  zu  befriedigen  ist,  weil  der  Häusercreriit  Sicherung  und  Befestigung 
der  „Schuldes  während  der  landwirthschaftliche  Credit  seiner  Natur  nach  mög- 
lichst schnelle  Abbürdung  verlange.  Die  Aufnahme  der  Häuser  in  ein  Credit- 
institut der  Landwirihe  wird  deshalb  nicht  empfohlen,  wohl  aber  die  Einrichtung 
einer  Hypotheken- Versicherungsanstalt,  welche  durch  die  Garantienbernahme  aller 
Ausfälle  bei  den  Hypotheken  die  Sicherheit  der  auf  Häuser  gewährten  Darlebne 
erheblich  starken,  und  daher  einer  Capitalkündigiing  kräftig  entgegenwirken 
würde.     Wir  pflichten  dieser  Ansicht   darchaua   bei,   denn   kein   Creditinstitut 
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kann  dlie  Garantie  Rr  einen  80  hohen  Grad  der  Veraehuldang  fibernehmen,  wie  eine 
Hypothekenyereicherung,  und  keine  derartige  Anstalt  ist  ihrem  Wesen  und  ihrer  Ein- 
riciitong  nach  tut  Existenz  neben  anderen  Crediteinrichtungen  geeigneter,  wie  sie. 
Der  Verfasser  der  Denkschrift  ist  ein  wissenschaftlich  tüchtig  durchgebil- 
deter Mann  mit  gesunden,  praktischen  Anschauungen.  Er  hat  den  Stoff  grtind- 
lieh  und  mit  grossem  Fleisse  durchgearbeitet  Seine  Schrift  wurde  ma^n  als 
ein  vollendetes  Werk  ansehen  können,  wenn  eine  gläcklichere ,  das  Zerreissen 
der  Objecto  weniger  bedingende  Disposition  getroffen,  die  Gedanken  mit  min- 
derer Breite  ausgedruckt  und  die  aus  den  angestellten  Forschungen  resultirenden 
Schlösse  in  schärferen  Zfigen  hingestellt  worden  wfiren.  Aber  trotidem  besitzt 
die  Schrift  einen   hohen   wissenschaftlichen  und  praktischen  Werth. 

II.  Das  beabsichtigte  Credit-Institut  für  den  Grundbesitz  in 
derProfinz  Sachsen.  Ein  Vortrag^  gehalten  in  der  Versammlung  des 
landwirthschaftlichen  Bauemyereins  imMansfelder  Seekreise  den  22.  März  1862 
Yon  Albert  Kulisch  in  Salzmunde.    Halle,  C.  E.  Pfeffer  1862.    16  Seiten. 

Das  vorliegende  Schriftchen  ist,  wie  sich  aus  dem  Titel  ergiebt,  der  Ab- 
druck eines  popuUren  Vortrags,  in  welchem  mit  grosser  Klarheit,  seltener 
Kflrze  und  in  der  überzeugendsten  Weise  entwickelt  wird,  dass  und  weshalb 
«s  nothwendig  und  zweckmässig  sei,  ein  Credit-Institut  in  der  Provinz  Sachsen 
Btt  beschaffen,  trotzdem  zur  Zeit  ein  Mangel  an  Hypothekencapitalien  nicht 
bestehe  und  es  keine  Schwierigkeiten  mache,  Gelder  auf  Hypothek  zu  erhalten. 
Der  Verfasser  verlangt  die  Errichtung  eines  solchen,  damit  der  Realcredit  der 
Landwirthe  künftig  nicht  wieder  ähiiliche  Erschütterungen  erfahre,  wie  vor 
einigen  Jahren,  als  die  Vorliebe  Platz  griff,  Gelder  in  industriellen  Actienunter' 
nehmen  anzulegen,  und  so  dem  Hypothekarcredit  die  benöthigten  Capitalien 
entzogen  würden.  Der  Verfasser  ist  kein  Freund  von  Hypothekenbanken,  son- 
dern empfiehlt  die  Einrichtung  eines  Pfandbriefinstituts.  Er  hebt  die  Vorifige 
eines  solchen  bestimmt  hervor,  widerlegt  die  Vorwurfe,  welche  man  dem- 
selben macht,  und  sagt  u.  A.  dabei: 

„Es  möchte  auffallen,  dass,  während  gerade  die  östlichen  preussischen  Pro^^ 
vlnxen  der  Sitz  der  Pfandbriefinstitute  sind,  daher  die. meisten  Klagen  über 
Mangel  au  Credit  kommen.  Die  Gegner  der  Institute  weisen  auch  darauf  fort- 
während hin.  Aber  wenn  man  erwägt,  dass  die  Summe  der  sämmtlichen  Hy- 
pothekenschulden in  Preussen  3000  Millionen  Thaler  betragen  soll,  wovon  ge- 
wiss der  grösste  Theil  auf  die  östlichen  Provinzen  kommt,  und  dagegen  die 
verschwindend  kleine  Summe  der  bis  dahin  verausgabten  Pfandbriefe  von  circa 
142  Millionen  Thaler  in  Betracht  zieht,  so  wird  man  die  Schuld  des  dortigen 
Creditmangels  nicht  in  den  Pfsndbriefen ,  sondern  viel  eher  darin  erblicken, 
dass  die  Institute  noch  nicht  ausgebreitet  genug,  wie  sie  denn  bis  dahin  auch 
nur  den  grössern  Grundbesitzern,  hauptsächlich  den  Rittergutsbesitzern,  zugäng- 
lich gewesen  sind.^^ 

Wichtig  ist  die  Bemerkung,  dass  das  angesammelte  Vermögen  das  Institut 
in  den  Stand  setze,  Personalcredit  zu  ertheilen.  Erst  dann,  wenn  die  Credit- 
institute  den  Landwirthen  auch  diesen  Credit  zuwenden^  vermögen  sie  der  land- 
wirthschaftlichen  Production  grfindlich  zu  Hülfe  zu  kommen.  Er  wirft  dabei  einen 
BUck  auf  die  Einrichtung  des  Sparkassenwesens,  und  befürchtet,  dass  die  jetzige 
vorsugsweiss  Anlegung  der  Sparkasaengelder  in  Hypotheken,  in  kritischen  Zeit- 
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Perioden  grosse  Verlegenheiten  für  die  Cassen  herbeiffihren  mfisse,  weil  dieselben 
den  Fehler  begehen,  den  kürzesten  Credit  tu  nehmen  nnd  den  längsten  an  ge- 
ben. Er  verlangt  eine  Aendemng  in  der  Belegung  der  Sparikassengelder, 
vfinscht,  dass  das  projecUrte  Institut  diese  Angelegenheit  in  die  Hand  nehme, 
und  verlangt,  dass  dasselbe  auch  den  kurxen  Credit  geben  möge. 

Der  Verfasser  scfaliesst  seinen  belehrenden  Vortrag  mit  der  Ermahnung, 
dass  man  sich  dadurch,  dass  gerade  jetzt  der  Ujpothekarcredit  reichlich  fliesse, 
Tom  Eintritt  in  das  Institut  nicht  abhalten  lassen  dürfe,  denn  eine  Brücke 
baue  man,  venu  das  Wasser  klein  sei. 

Aus  einer  nachtriglichen  Bemerkung  ergiebt  sich,  dass  der  Zutritt  lu 
dem  projettirten  Institute  nur  jedem  Besitzer  eines  Gutes  gestaltet  sein  soll, 
das  einen  Werth  von  mindestens  10,000  Thalern  hat.  Dem  kleinen  Land- 
virth  würde  also  das  projectirte  Institut  nicht  zu  Hülfe  kommen.  Deshalb 
begrüssen  wir  mit  besonderer  Freude  die  Vorschläge  in  der  gehaltyollen  Schrift : 

HL  Ueber  ländliche  Vorschuss-  und  Cred  itvereine.  Den  land- 
wirthschaftlichen  Vereinen  Sachsens  und  Preussens  gewidmet  von  Bernhard 
Miller,  Rechtsanwalt  und  Notar  in  Dresden.  2.  Auflage.  Leipzig,  Verlag 
von  Heinrich  Hübner  1861.    32  Seiten. 

Von  der  Betrachtung  ausgehend,  dass,   während   auf  dem  Boden  der  in- 
dustriellen   Production   der  bisherige  handwerksmässige  Gewerbebetrieb  mehr 
oder  weniger  in  allen  Branchen   dem  System  der  grossen  Produclion  und  der 
Arbeitstheilnng  Fiats   gemacht,   in    ganz    umgekehrtem  Verhältniss   die   Zahl 
der  kleinen  Grundbesitzungen  und  Wirthschaften   im  Zunehmen  begriffen    sei, 
weil  die  Bevölkerung   stetig  wächst,   die  Cultur  steigt  und  weil  an  die  Stelle 
der  extensiven   die  intensive  Bewirthschaftung  tritt,  —  Terlangt  der  Verfasser 
nicht  blos  für  den  grossen,  sondern  auch  für  den  kleinen  Grundbesitzer:  den 
stehenden,  besonders   aber,  zur  Vermehrung   des   Betriebscapitals,   landwlrth- 
schaftlichen   (Personal-)   Credit,    die  Einrichtung   Ton  ländlichen   Vorschuss- 
Tereinen  durch  die  Grundbesitzer   selbst,  im  Wege  der  Selbsthülfe,  nach  dem 
Muster    der    gewerblichen    Vorsehussbanben ,   welche  so   segensreich   gewirkt 
haben,  natürlicherweise  mit  den  Hodificationen,   welche  die  Natur  des  Credit« 
zum  landwirthschaftUchen  Gewerbebetriebe  erfordert.     Der  Verfasser,  tüchtiger 
Nationalökonom,  schlägt  zu  dem  Ende  Folgendes  vor;     Die   ländlichen   Vor- 
schussTereine  müssen  an  Stelle  der  persönlichen  Bürgen  bei  der  Creditgewährung 
auf  die  dingliche  Bürgschaft  zurückkommen,  sie  dürfen  ihren  Credit  nicht  nach  einer 
bestimmten  Höhe  begrenzen,  und  müssen  sich  die  Betriebsfonds,  durch  Erwerbung 
Ton  Stammantheilen  (5%  des  beanspruchten  Credits),  sowie  durch  Herbeisiehung 
fremder  Capitalien  und  zwar  durch  Aufnahme  Terzinslicher  Darlehen  Ton   den 
V^reinsmitgliedern   oder  Ton   dritten  Personen,  gegen  Ausgabe  Ton   Vereins* 
Schuldscheinen  beschaffen.     Derartige  Schuldscheine   geniessen  den  Vorzug  Tor 
Hypotheken-Instrumenten,  dass  ihre  Inhaber  nicht  in  Concurse  verwickelt  werden, 
der  Prüfung  der  formellen  und  materiellen  Sicherheit  des  Pfandobjectes  über- 
hoben sind,  dass  sie,  selbst  wenn  sie  nicht  an  porteur,  sondern  auf  den  Nameii 
eines  bestimmten  Gläubigers  lauten,  mittelst  eines  einfachen  Indossements  auf 
der  Rückseite  leichter  übertragbar  sind,  als  Hypotheken«  Gekündigte  Schuldscheine 
können  leicht  wieder  untergebracht  werden  und  wenn  die  Mittel  zur  Deckung 
ja  nicht  ausreichen  sollten,   so  genügt  t heil  weis«  Rücksahlung  der  Vor- 
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schOiBe  10  DeckoBgp  de«  Geldbedarfs;  Derartige  Anstalten  können  leicht  ia's 
Leben  gerufen  werden,  ohne  jede  Gefahr  für  den  Glanbiger,  wie  für  den  Schuld- 
ner. Sie  müaaen,  bemerkt  der  Verfaeeer,  naturgemaea  klein  und  local  anfangen. 
Flieaeen  ihnen  reichliche  Geldmittel  au,  so  können  sie  dazu  achreiten,  den 
Grundbesitzern  einen  möglichst  festen  Hypothekenstand  zu  beschaffen.  Diess 
jedoch  nur,  wenn  sich  der  Schuldner  zur  regehnissigen  Tilgung  seiner  Hypothek 
▼ersteht  Der  hierdurch  gebildete  Fond  dient  zweckmftssig  zur  Verst&rkung 
des  Einlosungsfonds.  Zur  Sicherstellung  ?or  Verlusten  empfiehlt  der  Verfasser 
die  Benutzung  der  HypothekenTersicherung;  er  rath^  die  Localyereine  riumlich 
nicht  zu  klein  zu  bilden,  um  die  rechten  Minner  zur  Verwaltung  zu  finden 
und  die  nöthigen  Geldmittel  zum  Betriebe  aufzubringen.  Mehrere  solcher  Vor«- 
schussrereine  können  sich  durch  Ueberlassung  überflfissiger  Gelder  unterstiltren. 
Der  Verfasser  giebt  auch  an  die  Hand,  wie  die  äussere  Organisation  der  Ver- 
waltung einzurichten,  und  erörtert  endlich  die  Frage:  ob  die  Vereine  die  Er- 
theilung  Ton  Corporationsrechten  nachsuchen  oder  als  freie  Gesellschaften  unter 
dem  Schutze  des  allgemeinen  Civil-  resp.  Handelsrechts  und  Vereinsgesetzes 
sich  bilden  und  Ihre  Thatigkeit  entwickeln  sollen.  Er  hilt  es  für  wänschens- 
werth,  dass  den  Vereinen  die  Rechte  juristischer  Personen  beigelegt  werden, 
beblagt,  dass  diess  in  Preussen  und  andern  deutschen  Lindern  mit  so  grossen 
Schwierigkeiten  Terbunden  sei,  weil  auf  den  Namen  des  Vereins  keine  Hypo- 
theken eingetragen  werden  können,  weil  er  bei  Processen  zu  einer  schwierigen 
Legitimationsföbrung  genöthigt  ist,  Nachtheile,  welche  den  Verein  gleich  sehr 
wie  Vereinsgliubiger  treffen.  Der  Verfasser  schildert  demnächst  die  Anshölfen, 
zu  denen  die  Vereine  ihre  Zuflucht  nehmen  müssen,  um  ihre  rechtliche  Exi- 
stenz nach  Aussen  zu  behaupten  und  seltener  zu  machen,  und  rath,  den  Be- 
ginn der  Geschiftsthatigkeit  keineswegs  von  der  Ertheilung  der  Corporations- 
rechte  abhinglg  zu  machen,  weil  die  Legitimationsschwierigkeiten  für  den  Ver- 
ein doch  nicht  unüberwindlich  seien.  In  Preussen  z.  B.  haben  manche  gewerb- 
liche VorschussTereine  die  Form  Yon  Commanditgesellschaften  angenommen,  eine 
Form,  welche  für  lindliche  Vereine  ebenfalls  anwendbar  sei.  Dergleichen  Ge- 
sellschaften aeien  aber  nach  dem  Handelsgesetzbuche  völlig  selbständige  Per* 
sönlichkeiten  mit  eigenem  Vermögen.  Der  erhebliche  Werth  der  mit  juristischer 
Schirfe  und  grosser  Klarheit  geschriebenen  Arbeit  leuchtet  von  selbst  ein. 
Wir  empfehlen  das  Studium  derselben  Allen,  welche  in  der  Bildung  lindlicher 
Vorschusayereine  ein  Mittel  finden,  auch  die  ländliche  Beyölkerung  ökonomisch 
und  politisch  selbststindig  zu  machen. 

IV.  Die  Amortisation  der  Pfandbriefe  führt  zu  grösserer  Ver- 
schuldung der  Rittergüter.  Von  C.  H,  Wittich,  Landes-Aeltester. 
Breslau,  Verlag  yon  Eduard  Trewendt.    1861. 

Der  Verfasser,  welcher  die  Verhiltnisse  der  schlesischen  Grundbesitzer 
yor  Augen  hat,  kimpft  gegen  das  allgemein  anerkannte  Amortisationsprincip, 
indem  er  die  Behauptung  aufstellt,  dass  in  Folge  desselben  und  der  dadurch 
bewirkten  Verminderung  des  unkündbaren  landschaftlichen  Credits  die  Hypo- 
thekenachulden  der  Rittergüter  in  40  Jahren  sich  um  60  Procent  yermehrt 
hätten.  Er  yerlangt  permanente  Beleihung  bis  zu  Vz  ^«b  Geldwerths.  Mit 
dieser  Andeutung  müssen  wir  uns  begnügen,  da  hier  nicht  der  Ort  sein  kann, 
dem  Verfasser,  der  mit  absoluten  Zahlen  arbeitet,  das  Falsche  seiner  Argumen- 
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tation  naehzQiTeisfn.  Die  Bemerkang'  könned  wir  aber  nicht  unterdr&cken,  da^a  die 
Creditnoth  der  schlesischen  GrnndbeBiUer  allerdings  eine  ordentliche  nalional-öko- 
nomieche  Wahrheit  ist,  welche  aber  nur  dadurch  gründlich  beseitigt  werden  kann, 
wenn  die  Guter  Ton  Landwirthen  erworben  werden,  denen  es  nicht  yon  Haus 
an  den  nötbigen  Betriebsmitteln  fehlt,  und  wenn  die  schlesiachen  Gutsbesitxer 
es  Tersteben,  auf  dem  Wege  der  Selbsthülfe  sich  den  ihnen  jettt  fehlenden 
Personalcredit  zum  Betriebe  ihres  Gewerbes  zu  Terschaffen.  Die  Mahnung, 
welche  wir  hier  aussprechen,  ist  um  so  dringender,  als  die  schlcsischen  Grund- 
besitzer in  den  Landwirthen  Ungarns  und  Galiziens,  die  ihr  wohlfeiles  Getreide 
auf  den  preussischen  und  englischen  Markt  werfen,  in  neuerer  Zeit  gefAhrliche 
Concurrenten  erhalten  haben. 

y.  Joh.  Banzemer,  Ogolne  uwagi  urzadzeniem  kredytu  dia  nierncho- 
mobci  miejskich'  (Allgemeine  Betrachtungen  über  die  Einrichtung  de1s  Credits 
für  städtisches  Grundeigenthum).     Berlin  und  Posen  1862. 

Eine  «ehr  klar  und  mit  tüchtiger  Saclikenntniss  geschriebene  Schrift, 
welche  in  zwei  Theile  zerfällt.  Im  ersteren  giebt  der  Verfasser  eine  kritische 
Uebersicht  der  bestehenden  landwirthaftlichen  Creditinstitute,  im  zweiten  ent- 
wickelt er  die  Gründe,  weshalb  eine  Ausdehnung  des  Hypothekarcredits  auf 
städtisches  Grundeigenthum  nothwendig,  und  die  Grundsätze,  welche  bei  dieser 
Ausdehnung  massgebend  sind.  Er  gelangt  zu  dem  Resultate,  dass  Pfandbrief- 
institute, welche  Ton  Vereinen  der  städtischen  Grundbesitzer  ausgehen,  den 
Vorzug  Terdienen  und  den  Gläubigern  grössere  Garantie  und  den  Grundeigen- 
thümern  billigeres  Capital  Terschaffen,  als  alle  Creditanstalten,  wrlcho  yon  den 
Capitalisten  gegründet  werden. 

(Der  Schlass  folgt  im  nächsten  Heft.) 

V. 

Karte  über  die  Productloiif  Cozummtlon  und  Clreulation  der 
mlnerallflclien  Brennatoire    In  Preussen   wüliread    deai 
Jahre«  i86t.    t  BUtter  und  Krl&uterun^en    39  Sitten» 
bocli  40.  Heraufl^e^eben  im  könis^licb  Preuawiseben  Mi« 
niaterlunii  für  Handel«  Gewerbe  und  SITentltebe  Arbeiten« 
Berlin  i862.    Gedruel£t  in  der  Köni^licben  Gebeimen 
Ober-Hofbuebdru€l£erei.    (B.  Decker.) 
Der  Gedanke,  den  Steinkohlen-  und  Braunkohlenverkehr  in  einem  Lande 
nach-  einem  Lande  und  aus  einem  Lande  auf  einer  Karte  Yon  hinreichend  groaaem 
Maassstabe  (1 :   1,200,000)  durch  Zeichnung  und  Farbendruck  zu  veranschau- 
lichen,  ist  ein  sehr  glücklicher,   und  die  Aufgabe  für  Preussen,  das  deutsche 
Steinkohlenland,   in  dem  genannten  Werke  sehr  hübsch   gelöst.     Die  vortreff' 
liehe   Arbeit  ist,   recht  im  Geiste  des  preussischen  Handelsministerittma ,  nicht 
unter  dem  Namen  dea  Autora  herausgegeben,  derselbe  iat  aber,  so  viel  ich  er- 
fahren konnte,  der  Bergaaaesaor  Althans  in  Berlin. 

Die  Production  einea  jeden  Kohlenbeckens  iat  durch  ein  Quadrat  dargestellt, 
die  Consumlion  innerhalb  der  Grabenbezirke  durch  einen  in  daa  Quadrat  geieich- 
neten  Kreis.  Für  ein  jedea  der  Steinkohlenbecken  ist  eine  verschiedene,  för  die 
Braunkohlenfelder  durchweg  eine  braune  Farbe  gewählt.  Für  die  Kreise  und 
Quadrate  iat  das  Grössenverhiltniss  so  angenommen,  dass  10,000  metrische 
Tonnen    oder   200,000  Ctr.  einer  Kraiaflacha  von   3  Millimeter   Darchmeaaer 
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oder  einem  Qiudrat  Ton  2,664  Hilliiieter  SeiUnUofe  enbt^rechen.  Die  Dif- 
ferenz zwischen  dem  Quadrat  und  dem  Kreis  ist  die  Koblenmenge,  welche 
ans  dem  Gnibenfeld  zn  Schiff  oder  mit  der  Eisenbahn  ausgeführt  wird.  Um 
die  Grösse  der  Steinkohlencirenlation  darzustellen,  sind  in  der  Richtung  der 
Wasser-  und  Eisenstrasaen  mit  der  Farbe  des  betreffenden  Kohlenbeckens  bunte 
Bänder  gemalt,  deren  Breite  der  Durchmesser  des  Kreises  ist,  welcher  nach 
obigem  Verhaltniss  die  jeden  Ort  passirende  Quantität  Kohlen  repräsentirt^  z.  B. 
wo  das  Band  3  Millimeter  breit  ist,  da  werden  200,000  Ctr.  Kohlen  trans- 
portirt.  Je  weiter  das  Band  ?om  Productionsort  sich  entfernt,  um  so  dunner 
wird  dasselbe,  wenn  der  Transport  über  einen  selbst  ?iel  Kohle  Terzehrenden 
Ort  geht,  und  um  so  mehr  zertheilt  sich  das  Band  in  mehrere  immer  schmäler 
werdende  Bänderchen.  Wo  die  Kohlen  den  Fluss-  oder  Schienenweg  Terlassen, 
da  bricht  das  Band  ab,  weil  der  Axentransport  der  Controle  sich  entzieht. 
Der  Eisenbahntransport  ist  Tom  Wassertransport  dadurch  unterschieden,  dasa 
beim  letzten  die  Farbe  durch  weisse  Streifen  unterbrochen  wird.  Durch  das 
Uebereinander-  oder  Gegeneinanderlanfen  der  bunten  Bänder  ist  die  Concurrenz 
der  Kohlenbecken  neben  einander  nach  einem  Ort  oder  die  entlegener  gegen 
einander  ungemein  klar  dargestellt,  ebenso  ist  die  Concurrenz  der  Terschiedenen 
Kohlen  in  einer  Stadt,  z.  B.  in  Berlin,  durch  Theilung  der  Consumtions- 
kreisfläche  in  bunte  Sectoren,  welche  dem  Antheil  der  einzelnen  Gruben  ent- 
sprechen, zur  Anschauung  gebracht. 

Ganz  Torzüglich  eignet  sich  die  Karte  zum  Unterrichtsmittel  in  der  National- 
ökonomie, welche  neuerdings  auch  in  anderen  Fällen  auf  die  Lernenden  durch 
Anschauung  zu  wirken  sich  bestrebt.  Die  Verschiedenheit  der  geographischen 
und  wirthschaftlfchen  Entfernung,  je  nachdem  ob  Wasser-  oder  Eisen- 
bahntransport stattfindet,  kann  nicht  deutlicher  dargestellt  werden,  als  z.  B.  durch 
die  Kohlenmenge,  welche  aus  England  bis  tief  nach  Deutschland  hinein  ihren 
Weg  findet,  oder  durch  den  Kohlenstrom,  der  aus  dem  Ruhrbecken  sogar  rhein- 
aufwärts  dem  durch  keinen  Fluss  begünstigten  Saarbecken  dicht  Tor  die  ThQr 
Concurrenz  macht*  Noch  Tiel  schlagender  zeigt  aber  die  Karte  auch  dem 
blödesten  Auge,  wie  Güter  Ton  sehr  Terscbiedenem  wirthschaftlich - specifischem 
Gewicht  (d.  h.  Ton  Terschiedenem  Werth  bei  gleichem  Gewicht  and  Volumen) 
die  ttitfallendste  Verschiedenheit  in  der  Transportfähigkeit  aufweisen,  nämlich 
Steinkohlen  vnd  Braunkohlen;  die  Transportbänder  fehlen  bei  den  Braunkohlen 
fast  gänzlich.  Hier  nur  ein  Paar  Resultate :  Die  Consumtionskreise  der  Braun- 
kohlen im  Grubenbezirke  sind  in  Tier  Fällen  dem  Frodnctionsquadrate  gleich, 
in  den  andern  Fällen  betragen  sie  92—96%,  in  einem  Falle  80,  und  in  einem, 
nämlich  bei  den  durch  Eisenbahnen  besonders  bsTorzugten  bitterfelder  Braun- 
kohlen 41%.  Aehnlich  günstige  Absatzgelegenheit  haben  nur  die  böhmischen 
Brannkohlen  durch  den  Wassertransport  die  Elbe  abwärts  und  durch  ihre  be- 
kannte bessere  Qualität.  Vergleichen  wir  hiermit  das  Verhaltniss  Ton  Produc- 
tion  und  örtlicher  Consumtion  in  den  Steinkohlen,  so  finden  wir,  dass  bei 
zweien  Ton  den  10  Feldern,  nämlich  beim  wettiner  und  löbejüner,  die  Con- 
ramtion  der  Production  gleich  ist,  bei  dem  zwischen  die  Maas-  und  Ruhrkohlen 
eingeklemmten  aachener  Becken  die  Consumtion  83Vo«  ^^^  ^^^  oberschlesischen 
76Vo,  bei  den  andern  aber,  dem  waldenburger ,  ibbenbuhrer,  mindener,  Ruhr- 
nnd  Saarbecken  54,  42,  42,  31  und  22%  beträgt.  Interessant  ist  weiter,  zn 
sehen,   wie  gering  der  Kohlenimport  (837,400  metr.  Tonnen)  gegenüber  dem 
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Export  (2,603,790  Tonneii)  ist,  wie  der«er8tere  fast  nur  an  Eogbnd  (TiVo)* 
der  letztere  wonngsweise  nach  Frankreich  (43%)  atattfindet.  Die  Hauptaaiilan 
för  ganz  PreuBaen  aind: 

Steinkohle.  Braunkohlen  Znsammen. 

I.  Prod. :         10,179,050  Tonnen    3,194,640  Tonnen     13,373,690  Tonnen 

II.  Import:  696,440      „  140,960      „  837,400 

Summa   10,875,490       „        3,335,600      „         14,211,090 

III.  Export:         2,560,490      „  43,300       „  2,603,790 

IV.  Conaumüon:  8,315,000       ,,         3,292,300       „         11,607,300 

In  dem  ataiiatiachen  Anhang  und  den  Beilagen  finden  aich  endlich  nihere 
Aaaführangen  über  die  einzelnen  Prodaetionabexirke,  über  den  Verkehr  auf  ver- 
achiedenen  Flofla-  und  Eiaenbahnatrecken  u.  a.  w.  Interesaant  iat  ea  beaondera, 
wie  Berlin  ans  4  Steinkohlenbecken,  dem  oberschlesischen,  dem  waldenbnrger, 
dem  zwickaner  und  dem  newcastler,  aber  ausnahmsweise  auch  ans  4  Braon- 
kohlenlagern,  dem  böhmischen,  bitterfelder,  gühlitzer  und  fürstenwalder,  aeinen 
grossen  Bedarf  an  Steinkohlen  (nämlich  346,900  metrische  Tonnen),  der  nur  von 
dem  kölner  (365,090  Tonnen)  übertroffen  wird ,  bezieht.  Auf  all'  Daa  können 
wir  nur  empfehlend  verweisen,  prüfen  konnten  wir  freilich  die  Zahlen  nicht 

Kleinigkeiten,  wie  daas  der  Farbendruck  nicht  immer  genau  atimmt,  oder 
dass  der  Wassertransport  der  Ruhrkohlen  sich  zu  wenig  vom  Eisenbahntransport 
in  der  Farbe  nnterscheidet ,  dass  an  ein  Paar  Stellen,  wie  bei  Minden  und 
Bromberg,  die  Farbe  fehlt,  dasa  der  nordholiändische  Canal  im  Sande  verl&ttfl, 
verglast  man  gern  allen  grossen  Vorzügen  gegenüber. 

Wenn  die  Verhältnisse,  wie  der  Verfasser  andeutet,  durch  den  immer  mehr 
eingeführten  Einpfennigsatz  der  Eiaenbahnen  für  Steinkohlen,  durch  neue  Eiaen- 
hehnen  und  Canäle  aich  schnell  verändern ,  dann  wird  allerdinga  die  Karte  als 
alstistischer  Nachweia  bald  veralten,  ala  Lehrmittel  wird  aie  aber  im  Vergleich 
mit  einer  hoffentlich  nach  gleichen  Principien  neuanznfertigenden  Karte  nur  um 
ao  werthvoller  sein.  Nur  Eins  wäre  für  die  neue  Karte  zu  wünschen,  daaa  ab 
und  zu  in  die  Bänder  der  Steinkohlencirculation  die  Kreiae ,  welche  daa  Quan- 
tum angeben,  eingezeichnet  werden.  Die  Uebersicht  würde  darunter  kaum  leiden 
und  die  auf  verschiedenen  Strecken  tranaportirten  Haasen*  wären  leichter  mit 
einander  zu  vergleichen.  E.  Laapeyres. 


VI. 

Die  BewdlkeriiB«  und  die  €(evFerbe  de«  Kdnlnelehai  Bayern 
nacli  der  Anfbalame  wem  Jahre  i8«if  die  CtevFerbe  in  Ver^ 
yleichany  ukH  deren  Stande  Im  Jahre  1847«  Heranaae- 
yeben  vom  k«  0tatM;I«chen  Bureau.    Sliinchen  1862.  Fol. 

Diese  Publication  des  münchener  stat.  Bureau'a,  welchea  unter  der  be- 
währten Leitung  unseres  berühmten  Statistikers  und  Nationalökonomen  v.  Her- 
mann steht,  reiht  sich  an  seine  früheren  in  würdiger  Weise  an  und  verdient 
noch  deahalb  ganz  beaondera  Anerkennung,  weil  aie  die  Ergebnisse  der  gewerb- 
lichen Aufnahme,  welche  am  Schlüsse  des  Jahrea  1861  im  Zollvisrein  atatt- 
fand,  sehr  raach  der  Oeffentlichkeit  übergiebt. 

Die  ersten    15  Seiten  enthalten   die  Resultate  aämmtlicher  aeit  1834  in 
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Bayero  ahgcbaltejiMi  VoUusiUimgvn ,  üt  letitern  148  Seiten  die  Oewerbeeta^ 
tiatik  Bayerns  von  1861  im  Vergleiche  raü  der  Aufnahme  von  1847. 

Nach  den  Ergebnieaen  der  Volkszfihluigen  gehört  Bayern  in  denjenigen 
Staaten  Dentachlanda,  in  denen  die  BeTölkening  aeit  1834  am  achwichaten  lu- 
nahin«    Sie  betrug 

im  Jahr  1834        4,246,778    K5pfe 

„    „     1837        4,315,469        „ 

„    „     1840        4,370,977        „ 

„    „     1843        4,440,327        „ 

„    „     1846        4,504,874        „ 

„    „     1849         4,520,751         „ 

„     9,     1852        4,559,452        „ 

„    „     1855         4,541,556        „ 

„    „     1858        4,615,748        „ 

„    „     1861        4,689,837        „ 
and  hat  aich  demnach  in  27  Jahren  nur  um  443,059  Einir.  oder  um  9,44Vo 
vermehrt. 

Dagegen  zeigt  die  Gewerbeatatiatik  in  einigen  wichtigen  Zweigen  der 
Indnatrie  eine  sehr  erhebliche  Zunahme  aeit  1847.  Die  Dampfmaachinen  ver- 
mehrten aich  von  129  Stfick  mit  5,333  Pferdekriften  im  Jahre  1847  auf 
889  .Stack  mit  77,889  Pferdekriften  im  Jahre  1861;  die  BaumwoUen- 
apinnereien  von  11  Etablbaementa  mit  56,533  Spindeln  und  1141  Arbei- 
tern auf  33  Etabliaaementa  mit  536,825  Spindeln  und  7,194  Arbeitern. 
Die  erfreulichste  Zunahme  bt  in  der  nfimberger  Induatrie  erkennbar.  Wihrend 
die  Bevölkerung  Nfimberga  von  1847  bis  1861  von  50,460  Einw.  auf 
62,797  Einw.,  alao  um  12,337  Köpfe  oder  um  24,44Vo  wucha,  stieg  in  10 
Gewerben,  welche  besondere  mit  der  sogenannten  ndrnberger  Industrie  beschäf- 
tigt sind  (nämlich  der  Schlosser,  Nadler,  Gürtler,  Roth?  und  Gelbgiesser, 
Klempner,  Zinn-  und  Bleigieaser,  Gold-  und  Silberschläger,  Tischler,  Ver- 
fertiger von  Spielwaaren ,  Buchbinder  und  Futteralmacher),  die  Zahl  der  Hand- 
werkameiater  von  847  auf  1331  und  die  Zahl  der  Gehülfen  von  1209  auf 
1985,  oder  die  Gesammtaabl  der  beschäftigten  Arbeitskräfte  von  2056  auf 
3316.  Die  Vermehrung  der  Aibeitakräfte  betrug  demnach  in  15  Jahren 
61,28<^/o.  B.  Hildebrand. 


VIL 

Xnr  Statiaitik  dies  bremüflelien  Staateai»  laeramaveirelveii  woii  dem 

?roviM0rlmehen  Bureau  für  dlle  St»aiMrt»tifliilc«    Bremen 
8«8.    iOO  «.  40. 

Die  erste  amtliche  Publication  über  die  Bevölkerungsstatistik  Bremens,  die 
wir  mit  Freuden  begrüssen.  Daa  von  Senat  und  Bürgerschaft  Bremens  im 
December  1861  eingesetzte  provisorische  Bureau,  welchea  dieselbe  bearbeitet 
hat,  wird  hoifenUich  bald  ein  definitives  werden  und  seine  Thätigkeit  weiter 
ausdehnen  ala  auf  die  Bearbeitung  der  letzten  Volkszählung.  Alle  Ergebnisse 
der  Statistik  gewinnen  erst  wirklichen  Werth,  wenn  sie  die  Zustände  in  ihrer 
Bewegung  durch   lange  Zeiträume  hindurch  daratellen  und  sich  nicht  allein 
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auf  die  Gegenwart,  sondern  auch  aaf  die  Vergangenheit  eratreeken.  In  «ner 
deutschen  Reichsstadt  wie  Bremen  liegt  in  den  Archiven  und  Kirchenbüdiern 
ohne  Zweifel  ein  so  reiches  und  vollständiges  Material  über  die  Geschichte  der 
Bevölkerung,  die  Gebnrts-  und  Sterblichkeitsverhältnisse  in  den  letiten  Jahr- 
hunderten vergraben,  dass  ein  statistisches  Bureau  ununterbrochen  vollauf  tu 
thun  hat,  zumal  wenn  es  die  früheren  volkswirthschaftlichen  Zustände,  wie  die 
Geschichte  der  Preise,  des  Tagelohns  j  des  Zinsfusses,  der  gewerblichen  und 
Agrarverhältnisse  n.  s.  w.,  mit  in  den  Bereich  seiner  Thätigkeit  einschliesst. 

Allerdings  sind  in  der  vorliegenden  sehr  gut  geordneten  und  sorg- 
fältig ausgeführten  Arbeit  nicht  ausschliesslich  die  Resultate  der  letzten  am 
16.  Februar  1862  vollzogenen  Volks-  und  Gebludeiählung  und  die  im 
Jahre  1861  vorgekommenen  Geburten,  Sterbefälle  und  Trauungen  mitgetheilt» 
sondern  auch  Vergleichnngen  mit  früheren  Jahren  angestellt ,  aber  diese  letz- 
teren sind  höchst  unvollständig.  Die  Ver^leichung  der  letzten  Volkszählung 
mit  denen  von  1812,  1823,  1842,  1849  und  1855  bezieht  sich  nur 
auf  die  allgemeine  Bevölkerungsziffer  und  läset  das  Alter  und  Geschlecht, 
die  Wohnungs-  und  Gewerbeverhältnisse  u.  s.  w.  ganz  unberücksichtigt,  und  die 
Vergleichung  der  Geburten,  der  Sterbefälle  und  der  Trauungen  im  Jahre  1861 
mit  denen  in  den  drei  letzten  Volksz*ählung8Jahren  von  1842,  1849  und  1855 
ist  durchaus  werthlos,  weil  die  Geburts-  und  Sterblichkeitsziffern  bei  ihrer 
bekannten  Abhängigkeit  von  den  Lebensmittelpreisen  von  Jahr  zu  Jahr  grossen 
Schwankungen  unterworfen  sind  und  nur  dann  eine  klare  Einsicht  in  ihre 
Bewegung  und  eine  Vergleichung  verschiedener  Zeiten  gestatten,  wenn  ununter- 
brochene und  ganze  Jahrzehnte  umfassende  Reihen  aller  Geburten,  aller 
Todesfälle  und  aller  Trauungen  vorliegen,  so  dass  die  Durchschnittsziffern 
ganzer  Zeiträume  mit  einander  verglichen   werden  können. 

Von  den  Haoptresultaten  der  in  dieser  ersten  Pnblication  enthaltenen 
Uebersichten  hier  Folgendes: 

Das  Staatsgebiet  Bremen  hatte  1812  47,797,  im  Jahre  1862  dagegen 
98,467  Einwohner.  Die  Bevölkerung  vermehrte  sich  demnach  in  50  Jahren 
um  106%.  Am  stärksten  war  die  Zunahme  der  Bevölkerung  in  Bremer- 
haven, das  1842  noch  2380,  bei  der  letzten  Volkszählung  dagegen  6485  Ein- 
wohner zählte,  so  dass  die  Bevölkerung  in  20  Jahren  um  1 72,48 Vo  •^i^f* 
Die  Bevölkerung  dcrStadtBremen  selbst  wuchs  von  35,806  Köpfen  im  Jahre  1812 
auf  66,938    Köpfe  im  Jahre  1862,  also  um  86,95%  i«  ^0  Jahren. 

Da  das  Staatsgebiet  4,68  deutsche  Quadratmcilen  umfasst,  so  kommen  auf 
eine  Quadratmeile  21,447  Menschen,  welche  durchschnittlich  4079  Gebäude  be- 
wohnen. 49,34%  der  Bevölkerung  sind  männlichen,  50,66%  weiblichen  Ge- 
schlechts. 79.97%  sind  Einheimische,  20,03%  Fremde.  8,91%  leben  von  . 
der  Landwirthschaft,  42,85%  von  der  Industrie  und  dem  Handwerk,  27,46  Vo 
von  Handel  und  Verkehr,  7,59%  von  persönlichen  Dienstleistungen  (Dienst- 
boten, Lohndiener  u. s.w.),  0,64%  von  der  Gesundheitspflege,  1,35 Vq  von 
Erziehung  und  Unterricht,  0,82  Vq  treiben  Künste,  Wissenschaften  und  damit 
zusammenhängende  Berufsarten,  0,33  Vq  sind  im  Cultus,  3,77  Ve  ^<^  ^^^  Staats- 
und Gemeindeverwaltung,  0,30Vo  '^^  der  Justiz  beschäftigt,  0,68%  sind  Mili- 
tärs, 5,70  Vo  Personen  ohne  Beruf  und  Berufsausübung.  Selbstständige  Land- 
wirthe  und  Pächter  giebt  es  im  bremer  Staatsgebiet  1106  mit  3864  Ange-  ' 
hörigen,  89  Verwaltern,  2743  In  der  Landwirthschaft  beschäftigten  Knechten  und 
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HSgdennnd  464  Tagelöhnern,  uo  daes  dorchachnUlHch  aaf  einen  Landwirth  ca. 
3  Angehörige  und  3  landwirthschaftlkhe  Hfilfsarbeiter  kommen. 

Tabaks-  und  Cigarrenfabrikanten  giebt  es  227  mit  867  Angehörigen  und 
2399  Arbeitern,  die  wieder  4780  Angehörige  besitzen,  so  dass  auf  einen  Fabri* 
kanten  durchschnittlieh  10  Arbeiter  mit  Angehörigen  kommen« 

Die  Zahl  der  Grosshindler  betrfigt  734  mit  1245  Gehülfen,  die  der 
Schiflfsrheder  auf  dem  Meere  11  mit  27  Buchhaltern  und  Commis,  324  Capi- 
tanen,  288  Steuerleuten  und  Ingenieuren  und  565  Matrosen  und  Heizern,  zu- 
sammen mit  einem  Personal  yon  1204  Köpfen  nebst  1652  Angehörigen,  so 
dass  auf  einen  Rheder  in  der  Seeschifffahri  durchschnittlich  ein  Hnlfs-  resp. 
Dienstpersonal  tod  109  Personen  mit  150  Angehörigen  kommt.  Bekanntlich 
besass  1861  nach  andern  Quellen  die  bremische  Rhederri  253  Seeschiffe  mit 
einer  Tragßhigkeit  Ton  82,868  Lasten  k  4000  Pfd.       B.  Hilde br  and. 


VIII. 

Die  nationaldkonomiiclae  Iiitteratur  In  der  pertodlaiclien 

Preflse. 

Italien. 

Die  Rifista  nazionale  löst  nicht  ohne  Gkschick  ihre  Aufgabe,  die  nationalen 
ökonomischen  Interessen  eingehend  lu  behandeln,  ohne  dabei  den  wissenschafllichen 
Gesichtspunct  aus  den  Augen  zu  lassen.  Die  italienischen  Gelehrten  stehen  überhaupt 
dem  politischen  und  wirthschaftlichen  Leben  der  Nation  näher,  als  die  deutschen. 
In  dem  2.  und  3.  Hefte  der  Rivista  handelt  der  grossere  Theil  der  Aufsätze  von  den 
Mitteln  und  Wegen,  ivie  dem  kranken  Finanzzuslande  und  dem  Credit  Italiens  auf- 
zuhelfen ist.  Auch  das  statistische  Inventar  des  neuen  Königreichs  wird  nicht 
vernachlässigt.  Etwas  patriotischer  Schwung  ist  die  nothwendige  Zutbat  eines  politi- 
schen Schriftstellers  der  Halbinsel.    Wir  geben  daraus  zunächst: 

1.  Die  ernste  FInanxlage  des  Königreichs  Italien.  Ri?ista,  Fasci- 

colo  2  p.  197  sqq. 
Sie  ist  der  Vorlage  des  Finanzministers   an   die  Kammer  TOm  7.  Juni  1862 
entnommen.    Wir  heben  hervor: 

a.  Rechnungsjahr  1660. 
Veranschlagte  Einnahmen    647,595,899  Lire 
„  Ausgaben      608,520,941    - 

Wirkliche  Einnahmen  nebst  eingegangenen  Resten    456,316,226  Lire 

.,         Ausgaben 800,189,624    - 

Zu  bezahlende  RQckstände 29,686,093    - 

Summa  der  Ausgaben    829,875,717  Lire. 
Der  Unterschied  zwischen   den  veransclüagten  und  den  wirklichen  Einnahmen 
betrug  demnach  circa  91,000,000  Lire. 

Das  wirkliche  Deficit  war  373,559,491  Lire. 

Unter  Hinzurechnung  eines  weiteren  Deficite  von  1859  betrug  das  Gesammt- 
deficit  von  1860 

416,419,091  Lire. 
Zwei  Anleihen,  die  in  den  neuen  Profinzen  aufgenommen  wurden |  ergaben  die 
Summe  von  376,780,916  L. 

Hierdurch  und  durch  einige  Vorausnahmen  verblieb  noch  ein  Fehlbetrag  von 
24,463,673  L. 

b.  Wir  gehen  zum  Rechnungsjahre  1861  über. 
Vermuthliche  Einnahmen  ....    477,673,571  L. 
Bis  zum  31.  December  gingen  ein    374,294,642  - 
Blieben  in  Rest 94,214,562  - 

Summa  der  Einnahmen   468,509,204  L. 
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Hieraus  ergiebl  sich  eine  MiodereiDnalime  von  9,164,867  L. 

Die  vermutlibaFen  Ausgaben  betrugen    863,729,648  L. 
Die  wirklichen  -  -  972,951,736   - 

Macht  eine  Differenz  von    .    .    .    119,222,188   - 
Hieraus  ergiebt  sich  fflr  1861  ein  Deficit  von 

604,442,632  L. 
Ton  den  Anleihen  ffir  1861  von  647,610,161  L.  verblieben  für  das  folgende  Jahr 
28,000,000  L. 

c.   In  der  Bilanz  von  1862 
sind  die  vermuthlichen  Ausgaben  veranschlagt  auf    840,181,378  L. 
die  Einnahmen  auf 681,286,006  - 

demnach  ein  vermuthliches  Deficit  von    .    .    .    .    308,846,372  L. 

Nach  dem  Finanzbericht  im  Journal  des  Economistes,  Decemberheft  1862  p.  307, 
durfte  auch  1863  das  Deficit  nicht  unter  400—600  Millionen  betragen. 

Erscheinen  diese  durch  die  Einnahmen  nicht  gedeclcten  Fehlbetrage  den  Deficits 
der  Nordstaaten  von  Ameriica  gegenüber  gering,  so  sind  sie  doch  enorm  für  einen 
europaischen  Staat  von  noch  nicht  22  Millionen  Einwohnern.  Die  Finanzen  Oester- 
reichs  halten  mehr  als  eine  Yergleichung  damit  aus  und  verdienen  von  einem  italieni- 
schen Nationalökonomen  nicht  die  Beurtheilung  wie  z.  B.  Fase.  111  p.  303.  Der 
Patriotismus  beeinträchtigt  hier  die  Gerechtigkeit. 

2)   Stodi  Bul  reddito  delle  nostre  finanie. 

Cenno  sullo  atato   economico  t  civile  delle  Provincie  me- 

ridionali  per  A.  Gicca. 
Von  den  im  Budget  von  1862  veranschlagten  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Einnahmen  von 

631,286,006  L. 
kommen    64,000,000  „  auf  die  Zolle 

37,060,000  „  auf  die  Salzsteuer  und 
64,000,000  „  auf  die  Besteuerung  des  Tabaks. 

166,060,000  L.  Summa.  (Diese  drei  Sleuerposten  fallen  unter  die  Rubrik  der 
Direzione  generale  delle  Gabelle.) 

Gicca  schlagt  den  Gesammtbetrag  des  italienischen  Handels  pro  Jahr  auf 
1200  Millionen  an  und  glaubt,  dass,  wenn  eine  regelmassige  Besteuerung  desselben 
eintrete  und  man  nur  durchschnittlich  10  vom  Hundert  vom  Handelswerth  erhebe, 
sich  statt  64  Millionen  wenigstens  120  Millionen  ergeben  würden.  Auch  die  Tabaks- 
steuer, nach  dem  Verhältniss  wie  in  Frankreich  erhoben,  würde  mindestens  100  Millio- 
nen statt  der  64  Millionen  des  Budget  einbringen. 

Die  Grundsteuer  Ist  mit 
110,607,480  L. 
veranschlagt.  Die  Erträgnisse  des  Grund  und  Bodens  vom  ganzen  Königreich  Italien 
erreichen  nach  dem  Bericht  des  Ministers  des  Ackerbaus,  der  Industrie  und  des  Han- 
dels die  Summe  von  1008 Millionen.  Würde  nun  eine  gleichmässige  Grundsteuer 
von  nur  16  vom  Hundert  im  ganzen  Lande  erhoben,  wodurch  übrigens  die  siciliani- 
schen,  neapolitanischen  und  lombardischen  Provinzen  etwas  erleichtert  und  die  übri- 
gen nur  wenig  mehr  belastet  würden,  so  berechnet  Gicca  das  Einkommen  vom  Grund 
und  Boden  auf  160  Millionen  statt  der  veranschlagten  110,607,480. 

Eine  auffallende  Höhe  im  Budget  zeigt  der  Posten  „Lolteria**.  Sie  ist  veran- 
schlagt mit  42,412,000 ! 

Den  schnellen  Verkauf  der  beträchtlichen  Domänen  und  der  geistlichen  Güter  -^ 
das  Domanialerträgniss  Ist  im  Budget  mit  11,710,619  aufgestellt  —  hält  er  für  eine 
unzweifelhafte  Massregel  zur  fühlbarsten  Erleichterung  der  Finanzen. 

Uebrigens  scheint  die  Banca  del  Credito  fondiario,  worüber  weiter  unten ,  haupt- 
sächlich zur  leichteren  Verwerthung  dieser  Güter  mit  gegründet  worden  zu  sein.  Dies 
zur  Aufbebserung  der  Einnahmen. 

Die  Uebefsicht  über  den  ökonomischen  und  bürgerlichen  Zustand  der  südlichen 
Provinzen  Italiens  ist  eine  herbe  Kritik  der  bourbonischen  Verwaltung.  Dem  äusser- 
sten  Mangel  an  Communicationsmitteln,  Strassen  wie  Eisenbahnen,  steht  ein  gleich 
unentwickelter  Zustand  des  Creditwesens  gegenüber,   obgleich  bereits  im  16.  Jahr- 
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hundert  in  Neapel  Banken  gegründet  wurden.  Handel  und  Industrie,  hSufig  halbe 
Sinekuren  und  vielfach  in  den  Bänden  yen  Ausländern  befindlich  und  berührt  von 
keinem  Luftzug  freier  Concurrenz,  standen  auf  gleich  tiefer  Stufe.  Eine  bemerkens- 
werthe  Erscheinung,  die  wir  auch  in  der  Schrift  des  früheren  Finanzministerg 
6.  Manna  Le  Provincie  meridionali  del  regne  d'ltalia  bestätigt  finden,  giebt  Zeug-^ 
niss  yen  der  unnatürlichen  wirthschaftlichen  und  socialen  Entwickelung  dieses  schön- 
sten Theils  Ton  Italien.  Oicca  sagt:  Die  Mittelclasse  der  Bürger,  die  in  diesem 
Theile  von  Italien  yen  der  Natur  mit  Schärfe  des  Geistes  besonders  reich  bedacht 
ist,  hatte,  da  sie  für  Handel  und  Indastrie  die  Wege  yerschlossen  fand,  auch  ander 
Ausübung  des  Lehrerberufs  yielfach  behindert  war,  keine  andere  Wahl,  als  eine  der 
freien  Professionen  des  Advocaten,  des  Mediciners  oder  des  Ingenieurs  zu  ergreifen. 
Daher  fand  sich  immer  eine  übermässige  Anzahl  yon  solchen  Leuten,  die  gar  nicht 
im  Verhältniss  stand  mit  den  Geschäften,  welche  beansprucht  wurden,  oder  den  Sub- 
sisenzmitteln ,  die  ihre  Betreibung, gewährte.  ' 

Dass  die  Bevölkerung  in  dem  Königreich  beider  Sicilien  dennoch  in  den  ersten 
60  Jahren  dieses  Jahrhunderts  um  2^  Million  zunahm,  erklärt  Gicca  damit,  dass, 
während  die  Bedürfnisse  dieselben  blieben,  die  Existenzmittel  in  diesem  Zeitraum 
gewachsen  sind. 

Wir  heben  noch  kurz  hervor: 

3)  Oekonomische  Betradhtungen  über   die  Beschaffung  des 

znr  Vollendung   der  nationalen  Eisenbahnen  no thwen- 

digen  Capitals  yon  E.  Franco.  Fase.  2  p.  153 — 164. 

^  F  r  a  n  c  0  ist  gegen  den  Verkauf  der  Staatseisenbahnen  und  für  eine  Hypothek 
auf  dieselben  mit  nicht  herabsetzbaren  Interessen  und  Auslosung  oder  ailmähliger 
Amortisation  der  Obligationen. 

(Jeher  die  Errichtung  eines  Credito  Fondiarlo  ed  Agricolo 
in  Italien.  Fase.  2  p.  169  sqq. 

Vorschlag  für  diese  Bodencreditanslalt  ist:  Gründung  einer  Gesellschaft  von  Ca- 
pitalisten  und  Orundeigenlhümero ,  welche  gegen  Hypotheken  Darlehen  giebt,  indem 
sie  umsetzbare  mit  gewissen  Privilegien  versehene  Pfandbriefe  ausstellt.  Grundcapi- 
tal  100  Millionen  L.  in  200,000  Actien.*  Die  Capitalisten  sollen  halb  Franzosen  und 
halb  Italiener  sein  und  die  Obligationen  ebenso  in  Frankreich  wie  in  Italien  auf 
den  Markt  gebracht  werden.  Die  Regierung  veri?illigt  als  Darlehn  10  Blillionen  und 
ernennt  den  Gouverneur,  welcher  der  Gesellschaft  vorsteht. 

Ueber  Banken  und  die  Succursalen    der  (italienischen)  Na- 
tion alba  nk.  Fase.  3  p.  268—276. 

Der  Verfasser,  der,  wie  Gicca,  die  Nachtheile  des  mangelhaften  Creditzustandes 
in  mehreren  der  neuzugekommenen  Provinzen  hervorhebt,  glaubt,  dass  dem  Bedürf- 
niss  an  Circolatlonsmitteln  und  erleichtertem  Credit  am  einfachsten  durch  Gründung 
von  Succursalen  der  Nationalbank  zu  Turin  und  von  Privatdiscontobanken  im  ganzen 
Gebiet  des  Königreichs  abgeholfen  werde.  Die  neapolitanischen  Banken  sind  in  der 
Regel  blosse  Depositenbanken  oder  privilegirte  Discontobanken ,  die  den  Handels- 
bedürfnissen nicht  zu  genügen  im  Stande  waren.  Die  neapolitanischen  Üffentlichen 
Banken  bis  zur  Gegenwart  herab  sind : 
Gründongsjahr : 

1575    Banco  di  A.  G.  P.  e  della  Pieta  per  la  pegnoratione, 

1689    Banco  del  Popolo, 

1591    Banco  dello  Spirito  Santo, 

1596  Banco  di  S.  Eligio, 

1597  Banco  di  S.  Giacomo, 
1600    Banc<r  de'Poveri, 

1640    Banco  del  §S.  Salvatore, 

1816  Banco  delle  due  Sicilie,  die  alle  die  verschiedenen  noch  bestehenden 
Banken  in  sieh  vereinigte  und  die  Abtheilung  für  denDiscont  eröffnete, 

1858  Banco  e  Cassa  di  sconto  in  Bari,  ein  Theii  der  Bank  der  beiden  Si- 
cilien, doch  ohne  den  Charakter  einer  Soccursale  derselben, 

1860    Banco  e  Cassa  di  sconto  in  Cbieti  ed  in  Reggio. 
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lieber  die   Finanzreform    und    die   Tolletfindige  Aneglei- 
cliuDg  der  Abgaben  yon  L.  Soardi.  Fase.  3  p.  236 — 252. 

Ton  diesem  gut  geschnebenen  Artikel  wird  ein  zweiter  Tbeil  in  Aassicbt  ge- 
stellt, und  werden  wir  bei  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  später  ausführlicher 
berichten.  Soardi  ist  zwar  gleichfalls  für  eine  durchgreifende  Reform,  will  aber 
nicht  principiell  das  ganze  bisherige  Steuersystem  umgeändert  wissen;  dagegen  schlägt 
Tomacsichio  in  i^Die  Steuerreform  in  Italien.  Fase.  3  p.  253  sqq. 
statt  der  Tielf5nnigen  (multiforme)  Steuern  als  „die  gerechteste  und  Ton  der  Wis- 
senschaft empfohlene'*  die  einheitliche  Einkommensteuer  unter  Wegfall  aller  übri- 
gen Abgaben  vor,  deren  Einführung  er  durch  ausserordentliche  Massregeln  des 
IJnterricbtsministers  zur  Belehrung  der  Bevölkerung  über  deren  Gerechtigkeit  und 
Hfitzlichkeit  vorbereitet  haben  will.  Dann  soll  in  nicht  zu  ferner  Zeit  die  Steuer- 
reform mit  einem  einzigen  entschiedenen  Schlage  (con  un  solo  colpo  decisivo)  ein- 
geführt werden !  Zur  Charakteristik  der  Zeit  und  des  Volkes  geboren  auch  solche 
Gedankenauswüchse. 

Was  war  der  Antheil  Italiens  am  Welthandel  einst  und 
was  wird  er  in  der  Zukunft  sein?  Von  G.  Boccardo.  FascS 
p,  209  sqq. 
Dem  Italiener  ist  es  ein  schmerzliches  Gefühl,  von  seiner  Handelsgrösse  in  ver- 
gangenen Tagen  zu  reden  und  sie  zu  vergleichen  mit  der  Gegenwart.  Kaum  in 
Etwas  ist  Italien  so  gesunken.  Der  trefflich  geschriebene  Aufsatz  Boccardo 's 
(irren  wir  nicht,  der  Verfasser  eines  sehr  umfangreiclien  Werkes  über  die  politische 
Oekonomie),  der  auch  „der  unerhörten  Blüthe**  (inaudita  floridezza)  des  hamburger' 
und  bremer  Handels  gedenkt,  scheint  ejn  ernster  Mahnruf  an  seine  Landsleute  zu 
sein,  sich  auf  Kichts  zu  verlassen,  als  auf  die'  eigenen  Kraftanstrengungen.  Er  hofft 
nichts  für  die  Wiederkehr  des  Welthandels  für  Italien,  weder  von  zufälligen  Glücks- 
fällen, noch  von  der  günstigen  geographischen  Lage.  Wer  in  Italien  gereist  ist,  dem 
klingt  es  fast,  als  wolle  er  der  Ehre  des  Landes  zu  nahe  treten,  wenn  er  den 
Italienern  den  alten  Ausspruch  in^s  Gedächtniss  bringt:  Die  Ehrlichkeit  ist  die  beste 
der  Berechnungen.  Er  sagt  ihnen  weiter:  In  Italien  arbeitet  man  nicht  so  viel,  als 
man  könnte  und  sollte,  und  erkennt  nicht  genug  den  Werth  des  ersten  aller  Capita- 
lien,  der  Zeit,  des  Stoffs,  aus  dem  das  Leben  zusammengesetzt  ist.  Ihre  Erziehung 
nennt  er  eine  seit  Jahrhunderten  einseitig  lilterarische  und  erklärt  daraus  die 
Abneigung  und  das  Misstrauen  der  Geschäftsleute  gegen  die  Männer  der  Wissenschaft; 
man  habe  zu  sehr  in  den  Büchern  gelebt  und  zu  wenig  für  das  praktische 
Leben.  Wirkliche  Grösse  des  Einzelnen  wie  der  Gesammtheit,  im  Handel  wie  in  der 
Politik,  findet  er  nur  als  Preis  von  grossen  Anstrengungen,  grossen  Verdiensten  und 
grossen  Tugenden.  Boccardo  verräth,  wie  die  Mehrzahl  der  volkswirthschaft liehen 
Schriftsteller  Italiens,  viel  Kenntniss  der  volkswirthschafllichen  Lilterafur  Englands, 
und  begegnen  wir  unter  den  Mitarbeitern  an  der  Rivista  überhaupt  den  gröesten 
Sympathieen  für  England  und  seinen  Institutionen ,  seiner  politischen  und  ökonomi- 
schen Entwickelung. 

Statistische    Notizen    Ober    die    Fischerei    in  Italien  Ton 
L.  Arcozzi-Masino.    Fase.  2  p.  135  sqq.   und  über  die  Schaf- 

tucht  Italiens.  Fase.  3  p.  259  sqq. 

Für  die  zum  Fischfang  so  günstig  gelegene  Halbinsel  ist  die  Fischerei  ein  wich- 
tiger Theil  der  Volkswirthschaft  des  Landes.  Masino  schlägt  die  Zahl  der  Fischer- 
barken auf  11,263  und  die  Zahl  der  Fischer  auf  49,871,  den  Gesammtwerth  dea 
Jahresertrags  aber  auf  6  Millionen  L.  an. 

Die  statistische  Zusammenstellung  über  die  Zahl  der  Schafe  im  Königreiche 
Italien  ist  officielle  Mittheilung  des  Slinisteriums  der  Agricultur.  Es  kommen  auf 
das  ganze  Land  8,138,868  Schafe  bei  einer  Einwohnerzahl  von  21,894,935. 
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E  n  i;  1  a  II 1. 

England  bat  dieses  Jahr  mit  dem  Bewusstsein  angetreten,  dass  die  Berechnangen 
seines  berühmten  Finanzministers  über  den  Staatshaushalt  selbst  durch  die  Baumwollen- 
krisis  und  theilweise  Lahmlegung  seines  bedeutendsten  Geschäftszweiges  nicht  zu 
Schanden  geworden  sind.  Das  Steigen  des  Discontos  war  nur  vorübergehend  und 
ebenso  wie  das  schnelle  Emporschiessen  der  neuen  Banken  mit  beschränkter  Haftver- 
bindlichkeit zum  Theil  gerade  Folgen  des  wohlfeilen  Geldes  und  der  gemachten  Erspar- 
nisse der  Nation.  Das  Steigen  der  Einkommensteuer  beweist  das  Wachsthum  des 
Wohlstandest  und  die  grossartige  Bekämpfung  der  Noth  in  den  Baumwollendistricten 
durch  freiwillige  Hülfeleistung  ist  zugleich  ein  Zeichen  der  Entwickelung  des  Gemein- 
sinns wie  des  Pflichtgefühls  im  englischen  Volke. 

1)  Lancashire  distress.Economist,  London  December  6.  1862. 
Probable  continuance  of  Laneaahire   distress.    Eeon.  De- 
cember 27.  1862.. 

Actua  and  prospeciive  amonnt  of  Lancasbire  distress. 
Econ.  Jannary  17.  1863. 

Die  Baumwolle nnoth  in  Lancashire  wird  noch  einige  Zeit  die  Aufmerksamkeit  der 
Politiker  wie  der  Nationalokonomen  beschäftigen.  Gerade  ihre  gründliche  Besprechung 
nach  allen  Seiten  hin,  das  wohlüberlegte  Eingreifen  in  den  gestörten  wirihschaftlichen 
Organismus,  ohne  ihn  selbst  zu  verletzen,  und  überhaupt  die  ganze  Art  und  Weise, 
wfe  man  sich  in  England  gegenüber  dem  wirihschaftlichen  Nothstand  verhält,  gewährt 
ein  Interesse,  welches  weit  hinausgeht  über  das  Schauspiel  einer  halben  Million  der 
Noth  preisgegebener  Menschen. 

Nach  dem  Economist  ist  es  unzweifelhaft,  dass  die  Wiederaufnahme  der  Arbeit  in 
Lancashire  und  Cheshire  im  Wachsen  begriffen  ist  und  die  Zahl  der  Unterstützten  ab- 
nimmt. Bis  zur  Mitte  des  Januar  1863  sind  bereits  5  Procent  von  der  Gesammtzahl 
derselben  wieder  in  Thätigkeit.  Es  kommt  dies  daher,  dass  einige  Spinnereien 
statt  zwei  jetzt  drei  Tage  in  der  Woche  arbeiten  lassen ,  weil  sie  Aufträge  erhalten 
haben.  Andere  Spinnereien  haben,  um  ihre  Maschinen  durch  Nichtgebrauch  nicht  zu 
versclilechtern,  einige  Tage  oder  auch  nur  stundenlang  die  Arbeit  wieder  begonnen; 
andere,  weil  die  Baumwolle  einigemal  etwas  niedrigere  Preise  gehabt  oder  um  die 
grossen  Capitalien  nicht  todt  liegen  zu  lassen. 

Nach  dem  Economist  vom  27.  December  1862  betrug  in  den  am  meisten  be- 
drängten 12  Ärmenbezirken  (unions)  die  Armentaxe  4  s.  6d.  bis  12  s-  8d.  aufs  Pfund 
Sterling  armensteuerpflichtigen  Einkommens  und  durchschnittlieh  7  s.  9d.  Würde  von 
der  ausgleichenden  Parlamentsacte ,  welche  die  Kirchspiele  berechtigt,  von  den  Be- 
zirken, und  die  Bezirke,  von  der  Grafschaft  Hölfeleistung  zu  erhalten,  vollständig  Ge- 
brauch gemacht,  so  würde  als  Durchschniltsbetrag  der  Armensteuer  ?on  Lancashire 
and  Cheshire  Is.  8d.  auf  das  Pfund  kommen.  Von  den  Hülfscommissionen  und  Ar- 
menämtern  wurde  an  Unterstützung  die  Woche  33,500  L.  St.  aufgewendet,  während 
der  veranschlagte  Verlast  des  Wochenlohns  dieser  Arbeiter  ungefähr  137,000  L.  St. 
war.  Aber  selbst  wenn  48,000  L.  St.  pro  Woche,  nämlich  für  den  Kopf  2  s.  6  d., 
▼erwilligt  würden,  wie  ein  Theil  der  englischen  Presse  vorschlägt,  so  worden  doch 
die  eingezahlten  und  versprochenen  Summen  gross  genug  sein,  vier  bis  fünf  Monate 
hinaus  den  Armenaufwand  zu  decken,  Angaben,  gleich  ehrenvoll  für  den  National- 
charakter wie  für  den  Gemeinsinn  des  englischen  Volkes.  Ueberhaupt  ist  die  Behand- 
lung dieser  Frage  eine  Tollständig  andere  in  England,  als  in  Frankreich.  Während 
Aber  die  Baumwollennoth  In  Ronen  und  in  dem  Departement  der  unteren  Seine  kaum 
etwas  Anderes  als  dunkle  Gerüchte  oder  unbestimmte  Angaben  in  die  Oefl'entlichkeit 
dringen,  Ja  selbst  die  freiwillige  HQlfeleistung  eher  gehindert  als  befordert  wird,  ist 
die  genaueste  Berichterstallung,  die  sorgfältigste  Untersuchung  bis  herab,  was  ein 
einzelner  Arbeiter  und  seine  Familie  brauchen,  der  stehende  Gegenstand  der  engli- 
schen Presse  seit  langer  Zeit,  und  dem  Worte  folgt  die  Tliat,  so  dass  die  Regierung 
gar  nicht  nöthig  hatte,  auf  andere  Weise,  als  etwa  durch  Vorlegung  eines  Gesetzes, 
sich  mit  .dem  Nothstand  zu  befassen.  Der  Economist  beschäftigt  sich  vielfach  mit  der 
Frage,  was  die  Folgen  von  der  Vertheuerung  der  Baumwollenwaaren  sein  werden. 
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Bisher,  wo  das  Pfund  (englisch)  Biamwolle  6  d.  kostete,  konnte  man  tfemlioh  genau 
berechnen,  wie  viel  Baumwolle  jährlich  an  Oam,  Calico  und  ShfrUng  rerspoonen 
und  yerwebt  wurde,  welche  Aenderung  im  Verbrauch  der  Baumwolle  wird  aber  her- 
beigeführt werden,  wenn  das  Pfund  18  d.  kosteti  Der  Preis  der  Baumwolle  ist  etwa 
um  das  Tierfache  gestiegen,  während  die  Zufuhr  im  vergangenen  Jahre  nur  um  die 
Hälfte  sich  Terringerte.    Nach  dem  Marktbericht  Ton  Liverpool  betrug  nämlich: 

Oanzo  Einfuhr                Verbrauch  Ausfuhr                Yorrath 

Tom    1.  Januar bis  zum    ' 24.  December 

1862         1861           1862          1861  1862       1861       1862       1861 

1,155,763  2,790,792  1,162,330  2,181,390  416,630  598,920  199,380  656,030  Ballen. 

Anders  verhalten  sich  die  Preise  der  baumwollenen  Waaren.  Es  ist  eine  nicht  blos 
in  England  gemachte  Bemerkung,  dass  die  Preissteigerung  der  baumwollenen  Waaren 
nicht  gleichen  Schritt  hält  mit  der  Preissteigerung  der  rohen  Baumwolle,  ebenso  dass 
der  Verbrauch  der  wollenen  und  leinenen  Steife  bedeutend  gewachsen  ist.  Hieraus 
und  aus  der  fortdauernden  Möglichkeit,  dass  die  Südstaaten  von  Nordamerika  ihr« 
Baumwollenausfuhr  unerwartet  wieder  beginnen  können,  glaubt  der  Economist  schliessen 
tu  müssen,  dass  die  Wiederaufnahme  der  Arbeiten  in  den  BanmwoUendislrieten  nur 
sehr  langsam  und  vorsichtig  und  nur  in  einer  beschränkten  Ausdehnung  vor  sich 
gehen  wird.  Selbst  hei  reichlicherer  Zufuhr  aus  anderen  Gegenden,  als  woher  sie 
bis  jetzt  stattgehabt,  hält  er  dafür,  dass  in  England  auch  im  Jahre  1863  im  günstigen 
Falle  nur  für  3  Tage  Arbeit  in  der  Woche  durchschnittlich  vorhanden  und  eine  halbe 
Million  Menschen  auch  fernerhin  der  Unterstützung  bedürftig  sein  wird. 

2)  The  rise  in  the  rate  of  Dieoount  here  and  in  France.  Econ. 

Janaary  17.  1863. 

The  State  of  the  Honey  Market.     Econ.  Janaary  24.  1863. 
Anfang  September  1862  war.  der  Disconto  bei  der  Bank  von  England  für  Pa- 
pier auf 

30  bis  60  Tage  iSAVa  p.  C. 

3  Monate  2  p.  C. 

4  Monate  2V4V2  p.  C. 
6  Monate    ( Bankbillets  )     2V4  3  p.  C, 

bei  der  franz5sishen  Bank  betrug  der  Disconto  3Va  p.  C. ,  der  gewöhnliche  Markt- 
preis 3V4  p.  C. 

Dagegen  stand  am  22.  Januar  1863  der  Disconto  bei  der  englischen  Bank  für 
Papier  auf 

30  bis  60  Tage  3V«V8  P*  C. 

3  Monate  Zy^i  p.  C. 

4  Monate  4>/4Vs  p.  C. 
6  Monate    (  BankMUets  )  4V4  p.  C. 

und  bei  der  Bank  in  Frankreich  um  diese  Zeit  5  p.  C,  ja  in  Turin  sogar  6  p.  C. 

Bei  den  übrigen  Hanptbanken  in  Wien,  Berlin,  Frankfurt  und  Amsterdam  finden 
wir  in  diesem  Zeitraum  keine  wesentliche  Disconterhöhung,  ja  in  SL  Petersburg 
ist  sogar  Anfangs  September  1862  der  Disconto  höher  (5y2  p.  C.)  als  Ende  der 
dritten  Woche  im  Januar  1863  (5  p.  C). 

Das  schnelle  Steigen  auf  den  beiden  europäischen  Hauptmärkten  hat  nach  der 
Ansicht  des  Economist  nur  partielle  und  locale  Ursachen  und  verkündet  keines- 
falls eine  nahende  Oeldkrisis,  was  auch  durch  das  gegenwärtige  Fallen  des  Disconto's 
bestätigt  wird. 

Als  Ursachen  des  Goldabflusses  für  England,  welcher  den  Disconto  in  die  Höhe 
trieb,  giebt  der  Economist  unter  Anderem  an :  Die  Einfuhr  der  Baumwolle  ans  neuen 
Gegenden,  verschiedene  auswärtige  Anlehen,  die  zur  Zeit  des  Geldüberflusaea  cen- 
trahirt  wurden,  endlich  die  thätigere  Thelinahme  neuer  Gegenden  am  Welthandel, 
welche  die  Macht  hatten,  grosse  Quantitäten  von  Barren  flüssig  xn  machen  und  eine 
Circulation  zu  erzengen. 

3)  The  revenne.  Econ.  Janaary  3.  1863. 

The  State  of  the  Revenue.  Econ.  Janaary  10. 1863. 
Bereits  der  Economist  vom  3.  Januar  1863  bringt  die  nachstehende  Üebersicht 
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Obtr  die  KianahmeD  des  vereinJiteB  KMgreiclw  yem  TeriangeaeD  Jahre  unter  Ge- 

genüberetellimg  des  Jahres  1861 : 

Einnahflse                 im  Jahre  186^  im  Jahre  1861 

ZdUe 24,036,60a  L.  St.  23,774»(N)0  L.  81. 

Aceise 17,634,000       „  18,161,000  „ 

SUmpelsteser 8,913,946       „  8,488,170  „ 

AhscbftttUBgstaxen     .    .    .       3,148,000       „  3,119,000  „ 

Eigenthumastetter           .    .     11,104,000       „  9,962,000  „ 

Posteinkfinfte 3,600,000       „  3,500,000  „ 

KrondomineB 298,521       „  293,479  „ 

Verschiedene  EinkOnfte             2,361,963       „ 1,306,202  „ 

70,996,429  L.  St.  68,603,851.      L.  St. 

Das  Finantjahr,  das  mit  dem  31.  December  1862  endigte,  zeigt  demnach  einen 
Ueberschuss  an  Einnahmen    von  2,392,578  L.  St  gegen  daa  Finansjahr  1861. 

Trots  dar  Baumwollenkrisis  sind  die  Zolleinnahmen  gestiesen,  ebenso  die  Post- 
einkOnfte.  Den  Rückgang  der  Aceise  gegen  1861  schreibt  der  Economist  hauptsachlich 
der  Noth  in  den  Baumwollendistricten  zu.  Die  Einkommensteuer  ist  eine  sehr  bedeu- 
tende; selbst  tm  neuen  Finansbudget  ist  sie  nur  yeranschlsgt  mit  10,100,000.  Der 
Economist  verhält  sich  übrigens  ziemlich  kühl  gegenüber  dem  unzweifelhaft  günstigen 
Resultat  der  Einnahmen  und  meint,  dass,  wenn  auch  kein  Grund  dazu  da  sei,  einen 
furchterregenden  Ausfall  derselben  für  1863  vorauszusehen,  doch  noch  weniger  Ursache 
▼orhanden  sei,  efaien  aussergewöbnlichen  und  überströmenden  (overflowing)  Ueberschuss 
zu  erwarten.    Manchesterschuie ! 

4)  Der  Economist  bringt  im  Heft  vom  10.  Januar  1863  einen  Aubatz: 

ProgresB,  Amount  and  ExpenslyenesB  of  English  erime^ 

welcher  bei  Untersuchung  der  Schattenseite  der  englischen  Gesellschaft  folgende  wirth- 
schaftliche  Betrachtung  anstellt.  Er  berechnet  die  Kosten  füs  Processirung,  Inhaftirung, 
Ueberwachong  u.  s.  w.,  kurz,  die  durch  das  Verbrechen  verursachten  Ausgaben  auf 
2,500,000  L.  St.  In  einem  gewöhnlichen  Gefangniss  kostet  der  Detinirte  dem  Staate 
26  L.  St.  aufis  Jahr,  in  den  Gefingnissen  für  schwerere  Terbrechen  33  L.  St.  Die 
Zahl  der  Diebe,  Vagabunden,  Hehler  gestohlenen  Gutes  und  anderer  Leute  unehrlichen 
Handwerks,  die  der  Polizei  bekannt  sind,  betragt  90,800.  Die  Zahl  dieser  auf  Kosten 
der  Gesellschsft  lebender  Consumenten  einschliesslich  der  der  Polizei  nicht  bekannten 
auf  100,000  angeschlagen ,  liest ,  wenn  durchschnittlich  nur  auf  den  Kopf  30  L.  St 
fforechnet  werden ,  auf  einen  Verlust  der  Gesellschaft  von  3,000,000  L.  St.  schliessen. 
Dies  würde  alao  für  England  mit  Wales  —  denn  Schottland  und  Irland  sind  bei  diesen 
Berechnungen  gar  nicht  mit  begriffen  —  eine  jihrliche  Summe  von  5,000,000  bis 
6,500,000  L.  St.  ergeben. 

Diese  Gerichtastatistik  ist  den  Blaubüchem  entnommen  und  geht  nur  bis  Ende 
1861,  ist  also  auch  in  England  wie  in  andern  Ländern  um  ein  Jahr  hinter  der  Finanz- 
und  Handelsstatistik  zurück. 

5)  The  newa  Banks.  Econ.  December  13.  1863. 

In  England  hat  die  Zahl  der  Banken,  welche  in  Folge  des  wohlfeilen  Geldes  und 
der  Psrlamentaacte  über  beschrSnkte  Haftverbindlichkeit  (Limited  LiabiNty  Act)  neuer- 
dings in  grosser  Zahl  emporaeschossen  sind,  Beunruhigung  erregt.  Man  fürchtet  da- 
von eine  Panique,  einn  Oeldkrisis.  D«r  Economist  bestreitet  es.  Er  sagt,  die  im 
Lande  gegründeten  Banken  führen  nicht  dazu,  den  Barrenvorrath  in  der  Bank  zu  ver- 
mindern. Neue  Banken  aber  im  Ausland  errichten,  bringt  nicht  mehr  Gefahr  für  den 
gesammten  wirthschaftlichen  Zustand  Englands,  als  Geldverleihen  ins  Anslsnd.  Ebenso 
iungegründet  hat  er  die  Befürchtung,  dass  durch  die  pldtzliche  Wegleitong  des  Gapi- 
tals  von  seiner  gewohnten  Anlegung  mittelst  der  neuen  Banken  eine  Krisis  hervor- 
gebracht werde,  wie  dies  z.  B.  durch  die  sich  überstürzenden  Eisenbahnuntemehmungen 
vor  1847  geschsh.    Es  war  damals  eine  andere  Sachlsge. 

Bis  1843  wurden  in  Eisenbahnen  angelegt  ....    80,309,417  L.  St. 

in  den  beiden  Jahren  1844  und  1845  allein     .        .    74,407,520  L.  St., 
woraus  eine  Oeldkrisis  leicht  erklärlich.    Vor  einer  Reihe  von  Jahren  aber  ist  bereits 
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die  jährliche  Ersparniss  der  Nallon  auf  60  MiUionen  L.  Sl.  Teranschlagt  worden ,  oad 
wurden  daher  die  wenigen  Millionen,  welche  die  Gründung  der  neuen  Banken  bean- 
spruchen, von  keiDem  beträchllichen  Eindruck  auf  den  Geldmarkt  sein.  . 

Andererseits  spricht  sich  der  Economlst  gegen  die  sanguinischen  Hoffnungen  der 
neuen  Bankinstitute  aus,  da  in  England  ein  BedQrfniss  für  dieselben  kaum  vorhanden 
sei,  und  wenigstens  för  die  erste  Zeit  wegen  der  Concurrenz  der  bereits  bestehenden 
Banken  mit  festgegrQndetem  Geschäftskreis  kein  grosser  Gewinn  in  Aussicht  stehe.  Da- 
gegen halt  er  oie  Gründung  von  solchen  Banken  in  Ländern ,  die  des  Credits  bedür- 
fen, wenn  es  sonst  die  Rechtszuslände  tulassen,  für  ein  vortheiihaftes  Geschäft.  Die- 
ser Gegenstand  wird  uns  wohl  noch  öfter  beschäftigen,  seine  Wichtigkeit  scheint  uns 
doch  der  Economist  zu  unterschätzen. 

6)  Hr.  Chase  new  Budget.  Econ.  December.  20.  1862. 

What  Hr.  Chaae  meaDs.  Econ.  Janoarj  17.  1863. 

Les  financea    des    ^tats-nnia   par  Andr^  Cochut.  Revue  des 
deux  moüdea,  Septembre  1861.  p*  189  —  213. 

Nach  dem  Economist  vom  20.  Decbr.  1862  betrog  für  die  Nordstaaten  von  America 

die  wirkliche  Ausgabe  aufs  Finanzjahr 
endigend  mit  dem  30.  Juni  1862     .        94,948,955  L.  St.  (474,'744,775  Ds.), 

die  veranschlagte  Ausgabe  aufs  Finanz- 
jahr endigend  mit  dem  30.  Juni  1863      138,669,264  L.  St.  (693,346,320  Ds.), 

die  veranschlagte  Ausgabe  aufs  Finanz- 
jahr endigend  mit  dem  30.  Juni  1863      166,205,676  L.  St.  (831,028,380  Ds.). 
(Der  Dollar  ist  vom  Economist  mit  4  sh.  berechnet.   Cochut  nimmt  ihn  gleichfalls 

zu  5  Fr.  an.) 
Die  Ansprüche  an  die  Greditquellen  des  Landes  sind  gleich  enorm. 

Die  wirklichen  Anlehen  betrugen  aufs  Fi- 
nanzjahr endigend  mit  dem  30.  Juni  1862       86,719,103  L.  St.  (133,595,515  Ds.), 

die  veranschlagten  Anlehen  aufs  Finanz- 
jahr endigend  mit' dem  30.Junil863      102,570,196  L.  St.  (512,850,980  Ds.), 

die  veranschlagten  Anlehen  aufs  Finanz- 
jahr endigend  mit  dem  30.  Juni  1864      120,600,666  L.  St.  (603,003,330  Ds.) 

Summa    309,889,965  L.  St.  (f,549,4l9,825  Dollars). 

Gegen  diese  Ausgaben  und  diese  Anlehen  stehen  die  Finanzbedürfnisse  aller  an- 
dern Staaten  weit  zurück,  denn  selbst  bei  den  Kriegeü  Englands  mit  Frankreich  nahm 
man  in  24  Jahren  nur  auf: 

im  ersten  Krieg  von  1793  bis  1802        223,290,000  L.  St., 
im  zweiten  Kiicg  von  1802  bis  1816        296,820,000  L.  St. 

Suroma    520,110^00  L.  St. 

Nach  dem  Vorschlag  jder  Finanzcommission  (das  Committee  of  Ways  and  Means 
hat  die  Finanzgeschäfte  mit  in  seinem  Ressort)  soll  der  Finanzminister  Chaae  er- 
mächtigt werden,  100  Millionen  L.  St.  (500  Millionen  Ds.)  in  Schalzscheinen  nicht 
unter  10  L.  St.  mit  6  Procent  Verzinsung,  die  Interessen  zahlbar  in  Metallgeld,  durch 
Anlehen  aufzunehmen ;  ferner  60  Millionen  L.  St.  (300  Millionen  Ds.)  in  Schatzschei- 
nen oder  Noten  mit  Zinsen  zu  6  Procent  nicht  unter  dem  Betrag  von  L.  St.,  von  de- 
nen 20  Millionen  in  einem  Jahre,  20  Millionen  in  zwei  Jahren  und  20  xMillionen  in 
drei  Jahren  zu  zahlen  sind.  Endlich  soll  er  zur  Bezahlung  der  Lieferanten  der  Be- 
dürfnisse für  das  Heer  und  die  Flotte  Staalspapiergeld  (new  greenbacks)  nicht  unter 
einem  Dollar,  im  Betrag  von  60  Millionen  L.  St.  (300  Millionen  Ds.)  ausgeben  dürfen. 

Es  sind  dies  Zahlen,  bei  denen  uns  unsre  continentalen  Anschauungen  im  Stich 
lassen. 

Der  Economist  greift  die  Chase'sche  Finanzvenvaltung  an,  weil  der  amerikanische 
Finanzminister  die  Ausgaben  bisher  bestritten  hat  durch  Anlehen  nnd  durch  ein 
Staatspapiergeld  mit  Zwangscurs  (letzteres  betrug  vom  1.  Juli  1861  bis  30.  September 
1862  51,299,848  L.  St.  =  256,499,240  Ds.)  und  erst  in  neuester  Zeit  durch  Be- 
steuerung für  einen  Theil  der  Ausgaben  aufgekommen  ist  Cochut  im  obigen  Aufsätze 
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ftber  die  Finanzen  der  Vereinigten  Staaten ,  in  dem  er  zagleich  einen  Blick  auf  die 
amerikanisehen  BankverhSItnisse  wirft,  ist  bei  Weitem  gerecnter  in  seiner  Beurtheiluhg 
als  der  englische  Leader.  Die  englisclie  Besteoerang  in  einem  Lande,  das  bislier 
80  gut  wie  keine  directe  Steuer  kannte,  würde  gegen  alle  Finanzpolitik  sein^ 

Der  Economist  weist  in  seiner  Bekämpfung  des  Papiergeldes  auf  das  naheliegende 
Beispiel  der  Entwerlhung  der  französischen  Assignaten  wShrend  der  Revolution  hin. 
Co  Chat  hebt  dagegen  mit  Recht  hervor,  dass  einer  grösseren  Entwerthung  desselben 
dadurch  vorgebeugt  werde,  dass  es  jederzeit  gegen  sechsprocentiges  in  Metallgeld  zu 
verzinsendes  Staalspapier  umgetauscht  werden  kann.  Wie  wurde  der  Economist  die 
„RsssenscheiBe**  manches  kleinen  deutschen  Staates  beurtheiJen,  der  nicht  so  credit« 
fähig  ist,  wie  die  Nordslaaten  von  Amerika,  die  ihre  bisherigen  Anleiten  im  eigenen 
Lande  aufbrachten,  und  der  noch  weniger  einen  Krieg  mit  den  Sclavenslaaten  zu 
fuhren  hatte? 

Die  jetzigen  Finanz  Verhältnisse  Amerika's  werden  in  der  Geschichte  der  Finanz- 
Wissenschaft  vielleicht  ebenso  epochemachend  sein,  als  sie  durch  ihr  dereinstiges  Schul- 
denresultat tief  eingreifen  werden  in  die  politische  und  sociale  €i£stallung  des  nord- 
amerikanischen Freistaates. 

7)  Australian  Statistics:  Social  Econ.  Januar^  24«  1863. 

Der  Economist  entnimmt  den  Blaubuchem,  die  dem  Parlament  im  vergangenen 
Jahre  vorgelegt  worden,  folgende  stalistlsche  Notizen  über  Australien. 

Die  fünf  englischen  Colonieen  halten  im  Jahre  1861  an  Flächengehalt  und  Be- 
völkerung: 


Quadratmeilen 

Bevölkernag' 

Aof  die  QaadrBtmeüe 

(enrlische) 

UBgef&hr 

Neu  -  Sud  -  Wales  . 

478,861 

348,546 

0,7 

Victoria  .... 

86,944 

640,322 

6.2 

Süd  -  Australien    . 

300,000 

126,000 

0,42 

West -Australien  . 

45,000 

15,593 

0,31 

Tasmania     .    .    . 

22,629 

89.977 

4.0. 

In  Südaustralien  giebt  es  fast  9000  Deutsche  und  in  der  Colonie  Victoria 
10,000,  ausser  Engländern,  Schotten,  Iriändern  und  Chinesen  das  weitaus  stärkste  Con- 
tingent  von  Einwanderern.  Während  in  Victoria  und  in  Süd- Australien  ungefähr 
3  männlichen  auf  2  weiblichen  Geschlechts  kommen,  ist  in  Westaustralien  das  Verhält- 
niss  wie  5  zn  3,  in  Tasmania  wie  5  zu  4,  und  nur  in  Südaustralien  gleicht  sich  das 
Verhältniss  der  beiden  Geschlechter  aus.  Der  Irländer  wandert  meist  mit  Familie  aus, 
daher  der  Unterschied  zwischen  den  beiden  Geschlechtern  bei  ihnen  gering.  Ueber 
die  Deutschen  bemerkt  der  Economist :  „Wir  glauben  ^  dass  einiger  Neid  gegen  die 
Deutschen  gefühlt  wird,  hier  wie  in  den  Vereinigten  Staaten.  Man  hält  sie  für  schlechte 
Unterthanen  (!)  und  zu  exclusiv  in 'ihrer  Anhänglichkeit  an  ihre  Muttersprache  (?)  so« 
wie  an  die  Gesellschaft  ihrer  Landsleute.*'  Doch  er  beruhigt  darüber  seine  Landsleute » 
„Diese  Eifersucht  ist  wahrscheinlich  unbegründet  und  übertrieben;  unter  allen  Um- 
ständen sind  die  Deutschen  nicht  zahlreich  genug,  um  die  politische  Zukunft  von  Au- 
stralien zu  gefährden/' 

Das  schlechteste  Element  der  Einwanderer  sind  die  Chinesen,  wovon  allein  in  der 
Colonie  Victoria  24,000,  darunter  nur  8  Frauen. 

Der  Regierungspreis  für  den  Acker  Land  ist  20  sh.  (gegen  5  sh.  im  westlichen 
Theil  von  Nordamerika.)  Wichtiger  aber  als  der  Preis  vom  Grund  und  Boden  ist  die 
Lohnliohe.  In  Neu-Süd-Wales  beträgt  der  Lohn  von  Frauenarbeit  16 — ^30  L.  St  das 
Jahr  bei  Kost  und  Logis,  der  von  gewöhnlicher  Arbeit  des  Mannes  30—40  L.  St.,  von 
geschickten  Arbeitern  aber  10—12  sh.  pro  Tag  ohne  Kost,  und  mit  Kost  70—80  L.  St. 
das  Jahr.  Aehnlich  in  den  andern  Colonien,  nur  in  Westaustralien,  der  ärmsten  Co- 
lonie, ist  der  Lohn  geringer.  In  Australien  sind  daher  Kinder  keine  Beschwerde, 
sondern  nur  Vortheil;  und  das  Heirathen,  anstatt  Lasten  aofiubürden,  befördert  im 
Gegentheil  des  Hannes  Aufkommen  im  Leben, 

Frankreick. 

Den  beiden  Heften  vom  November  und  December  1862  des  Journal  des  Eco- 
nomistes  von  Paris  entnehmen  wir  einige  statistische  Notizei^  über  den  auswärtigen 
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Handel  Frankreidig  und  die  Abnahme  der  Amnth  in  feiner  HaupUladt.  Ob  dai 
BanksjBtem  mit  beacfarinlAer  HaATerbindlichkeit  anch  auf  franidsiaaien  Boden  Ter- 
pflanit  wird,  kemmt  wabracheinlich  in  diesem  Jahr  inr  Entscheidung;  die  fransosi- 
sehen  Nationalokonomen  sind  durchgangig  mehr  (Ür  als  gegen  die  Freiheit  auch  auf 
dem  Ckbiet  der  Creditassociation.  Wir  hefflen,  in  der  Zeitschrift,  dem  bedeutendsten 
ToikswirtäschafUichen  Organ  Frankreichs,  einer  Besprechung  der  Baumwoliennotii 
in  Reuen  und  den  betroffenen  Districten  eu  begegnen ,  fanden  aber  nichts  weiter  als 
die  kurze  Notis  am  Sdilusse  des  DeeemberhefU,  dass  die  Noth  immer  schwerer 
auf  einigen  Fabrikdepariements  laste;  dagegen  ist  in  beiden  Heften  die  Bickerei- 
frage  in  Paris  ▼erhandelt  worden,  die  wir  billig  im  Nachstehenden  unberührt  lassen. 

1)  Considdrations   sur  le  d^croissement    gradnel    de   paa- 

p^risme  depuis  le  commencement  da  siicle  et  lescauses 
des  progr^s  moranz  et  dconomiques  des  classes  oa?rii- 
res  p.  Vde.  Journal  des  Economistes,  NoTombre  1862 
p.  191—217. 

T6e,  welcher  bereits  1846  in  „Du  paupirisme  et  des  secours  publics*^  sich  mit 
dem  Stand  der  öffentlichen  Annenpflege  in  Paris  beschlftigt  hat,  giebt  sunichst 
einen  historischen  Ueberblick  derselben.  Er  sucht  dabei  sugleich  nachzuweisen,  dass 
und  weshalb  der  unterste  Theil  der  Bevölkerung  sich  geistig  und  sittlich  nicht 
minder  wie  materiell  gehoben  hat.  Die  Abnahme  der  Armuth  ergiebt  folgende 
Ucbersicht: 

Approximative  Zahlen. 

Allgemeine  Bevölkerung    Arme  in  Paris 
.  von  Paris 

1802,            647,116  113,626  i  Armer  auf  4,90  Einwohner 

1811              622,686  116,670  1  „  6,06  „ 

1817              713,966  84,461  1  „  8,72  „ 

Officielle  Zahlen 

1829              816,486  62,706  1  „  13,02  „ 

1838              899,313  68»600  1  „  16,37  „ 

18U              912,033  66,148  1  ,,  13,78  „ 

1848  (Juli)  1,034,197  243,761  1  „  4,20  „ 

1860  1,034,196  63,133  1  „  16,38  „ 
1863  1,063,262  66,264  1  „  16,13  „ 
1866           1,161,978  69,424  1  ^  16,69  ,, 

1861  1,667,841  90,287  1  ^  18,47  „ 

Wir  bemerken  zur  Bevolkerungsangabe  von  1861 .  dass  nicht  lange  zuvor  Paris 
seine  Bannmeile  erweitert  und  Vorstädte  und  ganze  Ortschsften,  zum  Theil  Ton  der 
irmem  Classe  bewohnt,  in  den  eigentlichen  Stadtbezirk  mit  aufgenommen  hatte. 

Als  merkwürdig  betrachtet  der  Terfasser  die  Erscheinung,  dass  die  in  Paris 
Geborenen,  die  echten  pariser  Kinder,  weniger  der  Verarmung  ausgesetst  sind,  als 
die  von  auswärts  Zugezogenen,  während  in  der  Regel  das  fremde  Element  das  ge- 
deihende und  mächtigere  ist    Es  kamen  nämlich: 

1829  auf  29  Pariser  100  auswärts  geborene  Arme 

1836    „    31      „ 

1841    „    28     ,,  „ 

SS  :  1?  .i  ;• 

leul    ,)    23      „  „ 

Um  aber  diese  Berechnung  des  Verfassers  würdigen  zu  können,  mOsste  man 
wissen,  in  welchem  Grade  Jede  der  beiden  CUssen  der  pariser  Bevölkerung  seit 
1829  gewachsen  ist. 

2)  Le  commeree    de  U  France  en  1861  par  Haarice  Block. 

Journ.  des  Economistes,  Novembre  1862  p.  277  sqq. 
Frankreichs  Ausfuhr  hat  im  Jahre  1861  abgenommen,  die  Einfuhr  da- 
gegen zugenommen. 
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Betrag  der  HandeUwerihe  in  Mill.  Fraftken: 


1861 
1860 
1869 
1868 
1867 


Dorcheeluiittiwerth  1,883.2 


Wirkliche  Werihe 

Einfulir  Ansfulir 

2,442.3  1,926.3 

1,897.3  2,277.1 

1.640.7  3,266.4 

1.662.8  1,887.3 

1.872.9  1,866.8 

2,0i4.6 


Ofificielle  WerUie 

Einfuhr  Ausfuhr 

2,018.2  1,874.1 

1,686.7  2,091.3 

1.404.0  1,996.0 
1,883.7  1,777.5 

1.460.1  1,640.2 

1,668.4  1,876.2 


Die  oificiellen  Ansahen  sur  Grandlage  genommen,  kommen  auf  die  HaupUinder 
im  Jahr  1861  an: 


Einfuhr 
Werth 


Zunahme  gegen  1860. 


▼on  England  409  Millionen 

Tereinigte  SUaten  291 


Zollrerein  127 

Belgien  189 

8ehweii  *  43 

ItaUen  143 

Russland  130 

Titarkei  93 

Spanien  69 
Englisches  Indien      66 

Brasilien  19 


n 

w 

»f 

» 

n 
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13 

n 

56 

f> 

28 

„ 
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16 
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nach  England 
Italien 
Schweiz 
Spanien 
ZollTerein 
Belgien 


Ausfuhr 

Werth 

403 
176 
126 
136 
166 
149 


Yereinigte  Staaten    76 

Brasilien  60 

Tflrk^i  40 

Rttssland  26 


ff 
ff 
ff 
ff 
ff 
«f 
ff 
ff 
ff 


Zunahme 

-  % 
29 

1 

35 


ff 

ff 

2    " 

*        ff 


1»    „ 
14 


f> 


Gans  anders  gestaltet  sich  das  Verh&ltniss  Ton  Ausfuhr  sur  Einfuhr  im  Jahr 
1862.  In  den  ersten  9  Monaten  des  Jahres  Tsnnehrte  sishdie  Ans  fuhr  nach  Eng- 
land und  Belgien  um  163,209,000  Frs.,  die  Einfuhr  toh  diesen  Landern  nach 
Frankreich  dagegen  nur  um  129,830,000.  Frs.  (die  neven  Tarife  sind  erst  vom 
l.October  1861  Tollstindig  in  Kraft  getreten),  ein  schlagender  Beweis,  dass  disBemrch- 
tungen  der  Protectionisten  falsche  Berechnungen  waren.  Auch  die  grossere  Han- 
delsschiAfahrt  hat  1861  llVo  gegen  1860  abgenommen;  dagegen  glaubt  der  bekannte 
Statistiker  annehmen  su  mflssen,  dass  der  Handel  im  Inlande  im  Jahr  1861  ge- 
stiegen ist. 

3)  Des  institntions  de  pr<?oyance  en  France  per  A. 
Legoyt.  Jourii.  des  Economistes,  No?embre  1862 
p.  238  sqq. 

Wir  kommen  su  ausführlicher  Besprechung  dieses  Capitels  der  modernen  wirth- 
schafUlchen  CiTÜisation ,  in  dem  unsere  Zeit  Jeder  firflheren  CuHurstufe  weit  (über- 
legen ist.  wieder  lurflck,  wenn  die  gante  Arbeit  des  Verfassers  uns  TOrliegt.  Er 
boiandelt  im  ersten  Theil  die  Gesellschaften  su  gegenseitiger  Unterst&tzung,  So- 
ciHin  de  secours  mutuel. 
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4)  La  conci^rrence  et  le  monopole  par  Ch.  Le  Hardy  de 
Beaulieu.  Journ.  des  Econo  mistes,  Decembre  18&2, 
p.  3  25  —  35  5. 

Es  igt  das  g^rosse  Fr6d6ric  Bastiat'sche  Thema.  Soll  uns  dasselbe  neues 
Interesse  abgewinnen,  so  verlangen  wir  weniger  Raisonnement,  als  sorgfältigste 
Untersuchung  und  Prüfung  der  Thatsachen,  und  diese  ist  uns  der  gewandte  Ver- 
fasser schuldig  geblieben.  Auch  der  Definition  von  Monopol  als  ^^Abwesenheit  der 
Concurrcnz*'  undderEintheilung  in  natürliches  und  künstliches  Monopol  können  wir 
nicht  beipflichten.  Das  natürliche  Monopol,  das  nach  dem  Verfasser  z.  B.  durch 
vorzügliche  geistige  und  physische  Eigenschaften  begründet  wird,  nennt  er  gerecht 
und  nützlich.  Theilt  die  Natur  aber  nicht  die  Gaben  einem  Jedem  ohne  sein  Zu- 
Ihun  aus,  und  wird  es,  je  mehr  geistige  und  physische  Tüchtigkeit  überall  im  Volk 
verbreitet  ist,  also  je  weniger  diese  beiden  Vorzüge  das  Monopol  Einzelner  sind, 
nicht  um  so  besser  mit  der  Gesammtheit  stehen  ? ! 

5)  De  Pindependance  des  banqaes  et  de  la  loi  qui  r^git 
r<^mi88ion  de  leurs  billets  par  Gustafe  de  Puynode. 
Journ.  des  Economistes,  NoTembre  1862  p.  165 — 190. 

Puynode,  der  zwar  ziemlich  schwerfällig  schreibt,  dabei  aber  nichts  weniger 
als  gedankenarm  und  mit  der  englischen  und' amerikanischen  Creditliteratur  vertraut 
ist,  entscheidet  sich  für  vollständigste  Bankfreiheit.  Er  sagt:  Wenn  man  dieselbe' 
verneint,  trotzdem,  dass  man  die  Freiheit  der  Arbeit  bereits  anerkannt  hat,  so  muss 
man  zum  Zunftwesen  zurückgreifen  oder  allen  Zufällen  des  Socialismus  anheimfallen, 
ein  Mittelding  giebt  es  nicht.  Er  vindicirt  auch  die  Krisen,  welche  die  Banken 
entweder  veranlasst  oder  zu  denen  sie  wenigstens  beigetragen  haben,  lediglich  den^ 
jenigen  Ländern,  in  denen  diese  Institute  dem  Monopol  unterworfen  sind.  Er  hält 
für  zweifellos,  dass  die  Banken  von  Amerika  und  Schottland  zu  der  wunderbaren 
Entwicklung  dieser  Länder  vor  Allem  beigetragen  haben,  und  dass,  während  Eng- 
land durch  dieselben  in  die  nachtheiligsten  Krisen  gekommen,  Schottland  dadurch 
kaum  einige  schwache  Erschütterung  der  Circulation  erlitten  haL  In  Amerika  seien 
diejenigen  Banken ,  die  am  wenigsten  vom  Staate  beeinflusst  gewesen ,  wie  die  im 
Osten,  den  Krisen  gegenüber  am  festesten  geblieben,  die  Banken  im  fernen  Westen 
und  Süden  aber,  die  mehr  von  europäischem  Zuschnitt  waren,  hätten  am  meisten 
dabei  gelitten  und  am  wenigsten  Stand  gehalten. 

6)  Des  societ^s  k  responsabilite  limit^e  par  J.  Lair.  Journ. 
des  Economistes,  Deeembre  p.  390 — 420. 

Am  Schluss  der  letzten  Session  im  vorigen  Jahre  ist  dem  gesetzgebenden  Kor- 
per in  Frankreich  ein  Gesetzentwurf  über  Association  mit  beschränkter  Haftverbind- 
lichkeit vorgelegt  worden.  Der  wesentliche  Charakter  dieser  Gesellschaftsart  liegt 
darin,  dass  sieh  die  Theilnehmer  nur  bis  zum  Betrage  der  von  ihnen  angelegten 
Capitalien  verpflichten.  Sie  sind  auch  nicht  verbunden ,  wie  bei  den  Commanditen, 
einem  verantwortlichen  Geranten  die  Führung  ihrer  Angelegenheiten  zu  überlassen, 
wobei  sie  nur  das  zu  oft  illusorische  Recht  der  Ueberwachung  sich  vorbehalten. 

Lair  entwirft  zunächst  ein  Bild  über  den  Gang  der  französischen  Gesetzgebung 
über  diesen  Gegenstand  seit  dem  Jahre  1807.  Dann  schildert  er,  —  und  dieser 
Theil  ist  der  interessanteste,  —  wie  in  England  nach  verschiedenen  Uebergängen 
endlich  im  Jahr  1859,  trotz  des  Ausspruchs  der  grossten  Autoritäten,  wie  eines  Jones 
Loyd  (jetzt  Lord  Overstone),  Tooke  u.s.  w.  das  Princip  der  Bankgesellschaften  mit 
beschränkter  Haftverbindlichkeit  (limited  liability,  gewöhnlich  blos  limited)  den  Sieg 
errang.  Die  Gesellschaften  joint  stock  limited  fanden  übrigens  auch  ihre  Sach- 
walter in  Lord  Ashburton,  Baring,  Norman. 

Bei  dem  auch  für  andre  Länder  folgenreichen  Schritt  der  englischen  Bank- 
gesetzgebung wollen  wir  den  divinatorischen  Worten  des  grossen  Gegners  derselben, 
die  er  am  Schlüsse  seines  auf  Veranlassung  des  Parlaments  abgegebenen  Gutachtens 
aussprach,  hier  eine  Stelle  finden  lassen.  Tooke  sagte;  ,^Betrachtet  wohl  die 
Folgen  einer  solchen  Massregel.    Diese  neue  Art  wird  so  viele  Vortheile  vor  den 
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Gesellschaflen  des  gemeinen  Rechts  haben,  dass,  wenn  nicht  die  Torgeschriebenen 
Formalitäten  sich  als  zu  störend  fOr  die  Anwendang  derselben  erweisen,  ihr  Ge^ 
brauch  sich  mehr  und  mehr  ausdehnen  und  am  Ende  das  alte  System  vernichten 
wird."  Im  Jahr  1861  waren  nach  Lair  die  Joint-Stock-Banken  mit  unbegränzter 
Haftverbindlicbkeit  im  Besitz  von  wenigstens  der  Hälfte  der  Geschäfte ;  48  von  ihnen 
repräsentirten  ein  Capital  Ton  14  Millionen  L.  St.  mit  4  Millionen  Reservefond,  und 
betrugen  ihre  Dividenden  im  Durchschnitt  zwischen  10 — 15%,  ja  mehrere  gaben 
18 — 22%.  Der  Kampf  zwischen  dem  alten  und  neuen  Svstem  hat  begonnen,  denn 
im  Jahr  1862  sind  so  viele  neue  Banken  limited  in  England  aufgescliossen,  dass  davon 
der  Geldmarkt  beunruhigt  wurde.  K~n. 


Miscellen, 


IV. 

Die  Termeltriiiig  de«  Stoftwerthem  diircli  die  Arlielto-  and 
CapItalTenrendiiiiff  in  veraeldedenen  Indiutrlenweii^en« 

Babbage  fuhrt  1832  in  seinem  bekannten  Bache  über  Haachinen  nnd 
Fabrikweaen  als  Beispiel  der  Werthateigerang  dea  Rohstoffa  durch  die  Arbeit 
an,  daaa  die  Spiralfeder  einer  Taschenuhr,  welche  die  Schwingungen  der  Un- 
ruhe (balance)  regulirt,  einzeln  2  Pence  koste  nnd  ^Vioo  ^^^^  ^'^n  wiege. 
Da  nun  daa  Pfd.  Eisen  bester  Qualität  ebenfalla  2  Pence  koate  und  aus  einem 
Pfd.  Eisen  50,000  Spiralfedern  gemacht  werden  können,  so  werde  der  Werth 
des  Eisens  durch  die  Verwandlung  desselben  in  Spiralfedern  S0,000mal  erhöht. 

Bau  atellt  (Grundsätze  der  Volkswirthschaftslehre.  Leipzig  1865  S.  119) 
unter  Berufung  auf  Volz'  Gewerbskalender  für  die  Preiaateigerung  der  Roh- 
stoffe durch  die  Verarbeitung  folgende  Scale  auf: 

1)  bei  Seiden-,  Baumwollen-  und  Wollenzeugen  2 — Sfache  Steigerung 

2)  bei  groben  Eisengusswaaren     ....        2 — ifiacha 
3*)  bei  Holzsägen 14fache 

4)  bei  Hesserklingen 35fache 

5)  bei  Federmeaserklingen 6S7fache 

6)  bei  Stahlschnallen 896fache 

7)  bei  Uhrfedern 50,000fache 

Hierzu  folgende  Thatsachen  und  Schlüsse: 

In  der  schweizerischen  Industrieausstellung  Ton  1857  hatte  der  Fabricant 
Stäheli-Wild  in  St.  Gallen  ein  gesticktes  Housselinekleid  ausgestellt  zum 
Verkanfspreia  Ton  2600  Frs.  Das  Gewicht  desselben  betrug  2V2  Pfd.  Daa 
yerwendete  Gewebe  war  aus  der  Garnnummer  Nr.  240  Terferligt ,  wog  1  Pfd. 
und  hatte  einen  Werth  Ton  30  Frs.  Die  zum  Sticken  yerwendeten  Game 
waren  Nr.  140  und  200,  wogen  IV,  P^^*  ^^^  hatten  einen  Werth  von 
36  Fra.  Vier  Stickerinnen  hatten  zur  Ausführung  der  Stickerei  6  Honale  Ar- 
beitszeit gebraucht 

Die  Baumwolle  Torzüglichster  Qualität,  aus  welcher  die  Web-  und  Strick- 
garne gefertigt  waren ,  kostete  in  der  Schweiz  2  Fra.  75  Cent  per  Pfd.  2Vt  fti. 
rohe  Baumwolle  hatten  demnach  einen  Werth  Ton  Frs.  6,88 

dazu  gehörte  %  Abfall -      -     0,76 

Werth  des  Rohstoffs  höchstens Frs.  7,64. 

Der  Werth  der  rohen  Baumwolle  war  demnach  in  Folge  der  Verwandlung 
derselben  in  das  gestickte  Housselinekleid  auf  daa  340fache  erhöht. 

Die  Baumwollenspinnerei  yon  Rieter  in  Winterthur,  deren  Torzügliche 
Leistungen  in  der  Geschäftswelt  bekannt  aind,  hatte  ferner  für  die  verschiedenen 
von  ihr  ausgestellten  Garnnummern  folgendes  Preiscourant  per  Pfd.  vorgelegt: 


MitctllcB. 

1 

2< 

Fn. 

Oeat. 

Fn.  Oeat. 

Fn. 

CeuU 

Nr. 

120 

6 

S5 

Nr.  170  10  86 

Nr.  240 

22 

50 

- 

130 

•7 

05 

-  180  12  56 

-  260 

31 

«... 

- 

110 

7 

70 

-  100  13  15 

-  280 

46 

60 

- 

150 

9 

40 

-  200  13  80 

-  300 

70 

60 

- 

100 

10 

10 

-  220  17  — 

ffiemach  wird  «Ilein  durch  die  YerwaDdlimg  d«r  rolien  Baamwollo  in  Garn 
der  Werth  de»  Rohstoffs  auf  das  3-  bis  25fache  erhöht. 

Spiralfedem  eines  Taschenehronometers  kosten  in  der  Sehwds  6  bis 
15  Frs.  oder  dnrcfasehnittUch  10  Frs.  das  Stück,  und  wiegen  15  bis  20  HOli- 
gramm.  Ans  einem  Pfd.  feinem  Stahl»  du  2  Frs.  60  C.  kostet,  werden  dem- 
nach 25,000  Chronometer -Spiralfedem  gemacht,  welphe  einen  Werth  yon 
250,000  Frs.  haben.  Der  Werth  des  Stahls  wird  folglich  durch  diese  Ver- 
wandlung nicht  nnr  50,000nial,  sondern  100,p00mal  Tergrdssert.  Nnn  liefern 
aber  100  Pfd.  Roheisen  c.  72  Pfd.  StaU.  Ein  Pfd.  Suhl,  welches  2  Fn. 
50  C.  kostet,  irird  demnach  ans  1,S9  Pfd.  Reheisen  enengt,  welche  am  Erxen- 
gongsorte  nur  einen  Werth  von  c.  25  Cent,  haben.  Die  Yerwandlong  de» 
Roheisens  in  Chronometer -Spiralfedern  steigert  mithin  anf  der  jetiigen  Ent- 
wickelongsstnfie  der  Uhrenfabrication  den  Stoffwerth  am  das  l,.OO0,OO0faehe. 

Ans  diesen  ond  ihnlichen  Thatsachen  ergiebt  sich,  dass  der  Grad  der 
Werthsteigerong  aller  Rohstoffe  durch  die  Industrie  mit  den  Fortschritten  der 
ökonomischen  Cultur  erhebliche  Veränderungen  erleidet.  Wahrend  auf  der 
einen  Seite  die  Vervollkommnung  und  erweiterte  Anwendung'  der  Maschinen  die 
Werthrteigerung  immer  mehr  ▼ermindert,  wird  dieselbe  auf  der  anderen  Seite 
durch  die  wachsenden  Ansprüche  an  die  Qualität  des  Fabricats  und  durch  die 
Vervollkommnung  der  Arbeitsproducte  immer  mehr  vergrössert  Je  kostbarer 
der  Rohstoff,  desto  geringer  kann  die  Vermehrung  seines  Werthes  sein,  welche 
Arbeit  und  Capital  erzeugen.  Je  wohlfeiler  der  Rohstoff  und  je  allgemeiner 
sein  Bedurfniss  und  seine  Brauchbarkeit,  desto  stärker  werden  Arbeit  und  Ca- 
pital seinen  Werth  venieUaltigen.  Die  Scala,  wie  sie  Vols  und  Rau 
aufgestellt,  ist  demnach  schon  dnhalb  unhaltbar,  weil  sie  Seide,  Baumwolle  und 
Wolle,  d.  h.  Rohstoffe,  die  einen  sehr  verschiedenen  Werth  haben,  in  eine  und 
dieselbe  Kategorie  stellt  B.  Hildebrand. 


I        0 


V. 

Die  Mewegwukg  desi  Dlseonto  der  Banken  in  Iiondonf  Parti 

and  üew-Terk  sielt  iSM. 

In  den  Bewegungen  und  Schwankungeü  der  Fruchtpreise  und  des  Dis- 
conto  spiegelt  sieh  nicM  nur  der  Gang  der  nationalökonomischen  Ehtwickelung, 
sondern  auch  der  Lauf  der  politischen  Ereignisse.  Wir  werden  deshalb  diesen 
Gegenständen  eine  ganx  besondere  Aufmerksamkeit  widmen  und  theilen  heute 
xunäohst  die  Bewegung  des  Disconto  in  London,  Pari»  und  New -York  während 
der  lotsten  30  järe  nach  dem  londoner  Economist  vom  27.  Dec.  1862  mit 
Hoffentlich  wird  sich  bald  Jemand  der  dankenswerthen  Hfihe  unteniehen,  auch 
fiär  die  deutschen  Börsenplätse  Hamburg,  Frankfurt,  Wien  und  Berlin  eine 
gleiche  Zusammenstellung  aus  den  betreffenden  Börsenblättern  su  liefern. 
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Hiflcellen. 


Jahr  and   «BabIc  von 

Monat.       England. 

Proeent. 

1831. 

Januar. ...  4 

Februar . .  4 

März 4 

April 4 

Mal  •••••••  4 

Juni 4 

Juli 4 

August....  4 

September  4 

October...  4 

November.  4 

December.  4 

1832. 

Januar....  4 

Februar. . .  4 

März 4 

April 4 

Mai 4 

Juni 4 

Juli 4 

August....  4 

September  4 

October...  4 

November.  4 

December.  4 

1833. 

Januar....  4 

Februar...  4 

März 4 

April 4 

Mai 4 

Juni 4 

Juli 4 

August. ...  4 

September  4 

October...  4 

November.  4 

December.  4 

1834. 

Januar....  4 
Februar...'        4 

März 4 

April 4 

Mai 4 

Juni 4 

Juli 4 

August....  4 

September  4 

October...  4 

November.  4 

December.  4 


Bank  von   Vereinigte 
Frankreich.  Staaten. 
Procent.       Procent. 


a* 


.• 
.. 
.* 
•  • 

*• 


•  • 


4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 


4 
4 
4 

4 
4 

4 

4 
4 
4 
4 

4 
4 


4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 


4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 


•• 


6i 

6i 
6i 

7 
7 
7 


6 

H 

7 
6 
6 
6 
6 
6 


6 

6 
6 

S' 

8 

8 

10 

10,12 

12,15 


..  15,18,24 

sehr 
hoch, 
»aber  sehr 
wech- 
selnd. 

12,10,8 


Jahr  und    Bank  von 
Monat.        England. 
Proeent. 

1835. 

Januar.... 
Februar... 

März 

April 

Blai 

Juni 

Juli 

August ... 
September 
October... 
November. 
December. 


Bank  von   Vereinigte 
Frankreich.   Staaten. 
Proeent.       Procent. 


1836. 

Januar.... 

Februar... 

Slärz 

April 

Mai 

Juni...... 

Juli 

August ... 
September 
October. . . 
November. 
December. 


4 

4 
4 
4 
4 
4 
4,4i 

I* 
6 
5 
5 


1837. 

Januar....  6 

Februar* . .  5 

März 6 

April. 5 

Mai 5 

Juni 5 

Juli 6 

August....  5 

September  5 

October...  5 

November.  5  * 

December.  5 

1838. 

Januar....  6 

Februar  ..  6 

März 5 

April 5 

Mai 6 

Juni ......  6 

Juli 6,4 

August  ...  4 

September  4 

October...  4 

November  4 

December  4 


.. 


*. 


.. 


4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 


4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 


4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 


4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 


▼erhält- 

ni88- 

massig 

gering. 

8,10 


10 

10 

12 
12,15 
15.18 
15,12 
15,18 
18.24 

24 
24,86 
24,30 
24,30 


16, 20, 13 
15.21, 18 
18, 20, 27 
27, 26, 30 
27,32 
18, 0, 6 

7* 

7i,k 

1 


.. 


•  • 


lo 


ii 

12 
12,18 
18,12 
10, 9, 7 

7,6 
6 

6.7 
6.7 
6,8 

7,9,7 


Hiaecllen. 
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Jahr  und    Bank  vom 
Monat.      Bafland. 
Procent. 

1839. 

Januar....  4 

Februar; .  •  4 

Alärs...*..  4 

April.....  4 

Mai 4,6 

Juni 5,  6| 

JuU 6i 

August ...  6 

September  6 

October...  6 

November  6 

December  6 

1810. 

Januar ....  6, 5 

Februar  ..  6 

Mars 6  . 

April 6 

Mai 6 

Juni 6 

Juli 6 

August ....  5 

September  5 

October ...  6 

November .  6 

December. .  6 

1841. 

Januar ....  6 

Februar ...  6 

März 6 

April 5 

Mai 6 

Juni •  6 

Juli 6 

'August....  5 

September.  6 

October ...  6 

November. .  6 

December  •  5 

1842. 

Januar  ....  6 

Februar ....  6 

Min 6 

April 6,4 

Mai 4 

Juni 

JuU 

August 

September. 
October..» 
November 
December 


Bank  von'    Vereinigte 
Frankreich.     Staaten. 
Procent.        Procent. 


•* 
«. 


•• 
«• 

•  * 


«• 

.. 
»•» 

.» 
•* 
•. 
.. 

.. 
.. 
♦• 


.* 


4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 


6,9 

6,9 

6,9 

6,9 

6,9 

9 

11,12 

12,16 

16, 18, 21 

21,30 

20,33,36 

18,16,9 


*. 


.. 

«• 

.. 
•• 

.• 
.. 


•ß 


a. 
•  • 


9,12 
9,12 
12,7 

7 

6,8 
8,6 

6,7 
6.7 
6.7 
6,7 


6.7 
6,7 
6,7 
6,7 

6 

6 

6 

6 

6,7 
6,7J 
6,9 
9,12 


9,12 
9,12 
9,12 
8 
8 
8 
8 

?* 

>•        * 

..  6^,  6 

..  6.61 

..  6, 9 


Jahr  und 
Monat. 

1843. 

Januar.... 
Februar . . 

31ärz 

April 

Mai 

Jtfni 

Juli 

August... 

September 

October... 

November 

December. 


Bank  Von 

Bni^lnnd. 

Procent. 


4 

4 
4 

4 
4 
4 
4 

4 
4 

4 
4 
4 


Bank  von    Vereinigte 
Frankreich.    Staaten. 
Procent.       Procent. 


1844. 

Januar....  4 

Februar. . .  4 

März. 4 

ApriL 4 

Mai 4 

Juni 4 

Juli 4 

August...  4 

September  4, 2^,  3 

October...  3,2^ 

November.  3, 2^ 

December.  2^ 

1846. 

Januar...«  2( 

Februar...  2^ 

März......  — 

April — 

iMai - 

Juni — 

Juli — 

August...  -* 

September  — 

October ..«  — 

November  — 

December  «— 

1846. 

Januar....  2^,3,31 

Februar...  2.^,3,3( 

Blärz 2i,3,3V 


April. 

Mai 

Juni 

Juli 

August.... 

September 

October... 

November 

December 


Y 

3 
3 
3 


t. 


.. 


•* 

.. 
.. 
.. 
.. 
.. 
.. 
.. 


4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 


.. 
.. 
.. 
.. 
.. 
•f 

*. 


.« 


.. 
.. 
.• 
.. 

»• 
.. 
•. 
.. 
*. 
.. 


6 

6,6 

6,6 

6 

5,44 
6,4fc3 

4 
3i.4 
3i,4 

34,4 


4 
4 

4.« 
5 
5 
5 
6 
6 

6 

6,6* 
6,6 


6,6 
64,6 
6i,6 
6i,6 

6i,6 
6i,« 

V 

6 

6,6J 
6,64,8 

8 


8 

8,9 
8,7 
9,12 
8,12 
8,12 

9,6 
6,8 
6,7 
6,7 


2&2 


Hiicellen. 


Jafcp  nad  Btmk  voa    Baak  tob    VmroiBicto 
Mmat.      Biflud.    Frankreich.     Staataa. 
Proaaat.       Procaat.       Proeaat. 

1847. 

Januar..«  • 
Febraar... 

Min 

Aprfl 

Mal 

lanf 

Juli 

Au^nsl.... 
September 
October ..« 
NoTennber. 
Deeenber . 

1848. 

Januar .... 
Febmar... 

Min 

April 

Mai 

Juni 

Joli 

August.... 
September 
October .  • . 
NoTember. 
December. . 

1849. 

Januar.... 
Februar. .  • 

Mira 

April 

Mal 

Juni 

Juli 

Auguat . . . 
September 
October. .  • 
November 
December 

1850. 

Januar.  •  • . 
Februar. .  • 

Man 

April 

Mal 

Juni 

JuU 

August . . . 
September 
October... 
NoTomber. 
December. 


Z,U,l 

•• 

M 

.. 

8,13 

4 

•• 

5 

•• 

8,12 

4 

*• 

5 

.. 

8,10 

V 

.. 

6 

.. 

8.9 

*• 

6^ 

•• 

8 

5 

.. 

5 

•« 

7,6 

5 

•• 

6 

.. 

7.6 

ii!t 

.. 

6 

•• 

7,9 

.. 

5 

.* 

9 

6,8 

•• 

6 

.. 

9,12 

V 

.. 

6 

.• 

12,16 

7,6,S 

.. 

6,4 

.. 

12,18 

fi.4 

.. 

.* 

18 

4 

•  * 

r. 

18,16,12 

4 

.. 

•  • 

12,16 

4 

.. 

.. 

16 

4 

•• 

.. 

12,16 

4,3i 

.. 

.. 

16,18 

H 

.. 

.. 

16,18 

!» 

*• 

'  ^ 

•• 

12,16 

it 

.. 

.. 

12,16 

H^ 

.. 

.* 

16,18 

*• 

.. 

18,16 

.. 

.. 

16,12 

3 

•. 

•• 

12 

3 

.« 

.. 

9,12 

3 

.. 

.. 

12,16 

8 

.. 

t. 

12,16 

3 

.. 

.. 

9,11 

8 

.. 

.« 

7,9 

8 

.. 

.. 

8 

8 
3 

•• 

•  • 

H|f* 

3 

t. 

.. 

9,10 

8,21 

.. 

M 

M^ 

2* 

•  • 

.. 

H,m 

n 

.. 

.. 

9,m 

2i 

.. 

.. 

»,8 

2i 

*. 

.• 

8,9 

^ 

.. 

.. 

84,9 

^ 

.• 

.. 

l*'?^ 

2| 

.. 

.» 

74,8 
4.7 

H 

•  • 

.. 

H 

•« 

•  * 

''*» 

^ 

*. 

1. 

7i.9 

^ 

>• 

.• 

7,8 
7,8 

2iS 

•• 

•• 

«• 

.. 

7,8 

Jahr  aad    Baak  vaa 
Moaat.      Baf laad. 
Proeaal. 

1861. 

Januar....  3 

Februar...  3 

Mirc 3 

April 3 

Mai 3 

Juni 3 

JuU 3 

Auguat....  3 

September  3 

October...  3 

November  3 

December  3 

1862. 

Januar....  2| 
Februar... 

Man 

April 2|, 

Mai 2 

Juni 2 

Juli 2 

Auguat  ..  2 

September  2 

October..  2 

November  2 

December  2 

1863. 

Januar....  2,24,3 

Februar. . .  3 

Man 3 

AprU 3 

Mai 3 

Juni 3,34 

Juli 3i 

August ...  3^ 

September  4, 4|,  6 

October. . .  6 

November.  6 

December.  6 

1864. 

Januar. ...  6 

Februar . .  6 

Man 6 

April 5 

Mai 6,6i 

Juni 64 

Juli 64 

August...  6t 

September  6^ 

October. » .  6^ 

November.  6| 

December.  6^ 


Baak  voa   Vaialalffta 
Fraakraiek.   Slaaiaa. 
Proeaat»     Proceat. 


^  4  ..  6,7i 

..  4  ..  7,8t 

..  4  ..  ^f^ 

..  4  .«  74, 6i 

..  V  .•  'fv 

..  4  ..  9,11 

..  4  ..  11 

..  4  ..  12,16 

.•  4  16,16 

..  4  ..  9,12 


.. 


.. 


.. 


.. 


.. 


4     ..     9,8^ 
4    ..    84,7i 
4,3  ..     7,6 
6 
6 
..     6i,6 
..      6i,6 


.. 


.. 


3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 


•. 


.. 


•• 


3 
3 
3 
3 
3 
3 
3 
3 
3 

%* 

4 


..4,6 
..  6 
..  6 
.  6 
..  6, 


.. 


•• 


.. 


.. 


•• 


.. 


6 
6 


6.7.8 

9,10 

10,12 
lOi,  10 

7,8,9 

8.9 

9 

9,10 

10,12 

12,16 
16, 1&  12 
12,10,9 


•• 


.• 


..     9,8 
..     7,9 
..  9, 8, 10 
10,12 
10,12 
9,11 
10,9 
10,9 
10,12 
12,10 

1042 
12,18 


PrQtOBt, 

1656. 

Januar  ...  5^ 

Febniir  - .  6| 

Hän 6^ 

Aprit &i 

Hai 5} 

Juni 5i 

Juli e^ 

August. ..  5),S 

September  3J,4,it,S 

Oclober. . .  5^6.7 

Soveabtr.  6, 7 

Decembcr.  7 

18S6. 

Januir. ...  7 

Februir . .  7 

Min 7 

April 7 

Msl 7,6,5 

Juni 5,41 

Jdi 4i 

Äugnsl...  i\ 

SepUnbcr  i\ 

Oclober...  5,6 

NoTtmber.  6, 7 

Decembcr.  7,6^, <i 

1857. 

Jinusr  ...  6 

Februir  ..  6 

April 6,6t 

Mai 6t 

Juni 61,6 

Juli 6,5^ 

August  ...  S^ 

September  51 

Oclober...  5i,e,7,9 

KoTember  9, 10 

December  10,8 


74,9 
10,12 
12,15 


9,10 
9,10 
10,11 


..    9,10 
..    8),  9 
..    fi,tO 
..    6,9 
..    8,7 
..    7.8 
..    9,10 
..    9,10 
..  12,34,36 
..  36,24,24 
..24,18,15 
..  15,12,9 


Februar  . . 
Märi 

Mm...'!!." 

Juli !!!!!! 

September 
October... 
November 
DecembcT 


21 


1859. 

Januar  ...  2^ 

Febraar  . .  2} 

Hin 2] 

April 2k 

Mai 3{,U 

Juni ^l^i,3 

AuguVt...  2) 

Seplember  "' 
Octcber . . . 
KoTember 

December  2],  3 

1860. 

Januar  ...  2],  3 

Februar . .  4 

Min 4,4« 

April 4^,5 

Mai 6,41 

Juni 4i 

August ...  4 

September  4 

Oetobcr...  4} 

November  6, 6 

December  6 


9,8,71*; 
6, 6,  H 


4 

4 

■  H,i  .4 

3 

.1  ,4  ,41 
.     ,4,4 

.   4,4,4 

.41,41,41 

:'i:l!i' 

3 
3 

:  m 

H 

.   Bi,5 

4 

.61,6  ,6 

.    I,»,' 

4 

■    '«liT 

l\ 

:  l\k 

ä 

w 

31 

3 

■   8,9,81 

8, '61 

6,6,6 

3 
3 

6,4|,4 

3*  .      ,    ,. 

31  ..   6,51,51 

4i  ..    6,9,i!i 

41  ..15,16,12 


*)  Die  drei  neben  einander  Blehenden  ZiCTern  geben  die  Höbe  des  DUconto  für 
den  Anrang,  die  Mille  and  das  Endo  des  Monats  un. 


i 

T 


uecemDer 
Jantur 

1862  i 

Hirt" 

JJ 

April 

Hai 

Juni 

Juli 

Aucuet 

Seplembei 

October 

NoTcmber 
Uecember 

;     : 

-York 

r  Bande 

Bzeito 

ng"voin  10 

Januar 

1863.) 

•Mit*. 

ODidaglo. 

LoBdo 

n.          Fsrii, 

Hunborg. 

FnaLtii 

"   7 

»-U 

112 

.    6.024 

.    37} 

42J 

6-7 

3-31 

113+      .    6.00" 

.     38 

431 

6-7 

2(4 

1131      .    5.00 

.     37 

43 

5 

H 

112 

.6.05 

.    87 

42t 

6-6 

2i 

lt3 

.6.00 

.    37 

42 

.-., 

'4 

l5P    .    4.67J 

.    384 
.    40 

43 
46 

5 

164 

126 

.    4,471 

.    41 

47 

4-5 

m 

127 

.    4.41 

.    42 
.    44 

48 

4 

22 

135 

.4.16 

61 

4-5 

30 

143 

.    3.92 

■    "i 

55 

4-5 

291 

142 

.    3 .  97 

.    47i 

i8 

5 

33| 

146 

.    3.85 

.  m 

Ver^letchende  Ueberslcht  des  itenerpfllehtiffen  Blirentbama 

und  der  JKhrllchen  Steuern  für  die  letsten  21  Jahre  Im 

Staate  Alew-Vorh. 


1842  , 

1813  . 

1844  . 

1845  . 

1846  . 

1847  , 

1848  . 

1849  . 

1850  . 

1851  . 

1852  . 

1853  . 

1854  . 


er  „New-Torker  Hand  eliieituns"  todi  10.  Jan.  166: 
Wfrlh  von  Bleuer-  Staalg-  Stadl-,  Kreis-  un 

pDichligem  Eif;eiitlium.  Taxen.  Schul- Taxen. 

.  L.  Sl. 620,676,346  L.  31.619,693  81  L.  St. 3,626,793 97 


595,262.444 

599,991,923 

605,616,095 

616,624,955 

632,699,993 

651,619,595 

665,850,737 

727,494,683 

1.077,831,630 

1,169,335,237 

1,266,666,190 

1,364,154,625 

1,402,819,304 

1,430.334,690 

1,433,309,713 

l,404,907,(i79 

1,404,913,679 

1,419,297,520 

1,411.767,130 

l,it9,3U3,918 


592,008  57 

665,06760 

361,309  62 

370,55744 

302,57927 

325,636  72 

334,555  96 

364,003  75 

578,54688 

292,641  69 

1,265,121 88 

1,020,92649 

1,761,717  78 

1,430,00002 

3,221,77542 

2,457,63380 

2,458,599  10 

4,376,167  35 

4,505,623 19 

5,797,215  79 


3,373,171  67 
3,588,034  31 
3,809,21833 
4,276,90444 
4,541,046  33 
4,969,819  51 
6,214,42532 
6,948,78358 
6,180,891  38 
6,716,04639 
8,060,097  03 
8,616,16436 
9,924,454  52 
11,312,84504 
11,941,36294 
12,968,00478 
13,894,68746 
14,579,85715 
16,896,763  00 
16,009,00000 


Daa  „Bremer  HandeUblatl"  vom  22.  Not.  1863  enthält  einen  Anfaati  über 
deo  Zustand  and  die  Fortachrilte  der  dentichen  LebeDiTemchenuigiaDiUlten  im 
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Jahre  1861,  der  zugleich  einen  statistischen  Rückblick  auf  die  Geschichte  die- 
ses ffir  die  Entwickelung  des  Nationalwohlstandes  so  wichtigen  Zweiges  des  Ver- 
sicherungswesens umfssst.  Da  derselbe  yon  einem  der  bewährtesten  Heister 
des  Faches,  Herrn  Finanzrath  Hopf  in  Gotha,  herröhrt  und  deshalb  an  Zu- 
▼erlässigkeit  sicher  nichts  zu  wünschen  fibrig  lässt,  so  theilen  wir  hier  die 
wichtigsten  Thatsachen  aus  demselben  mit  und  knüpfen  einige  Bemerkun- 
gen daran. 

Die  älteste  deutsche  LebensTersichernngsgesellschaft  ist  bekannflich  die 
gothaer,  welche  im  Jahre  1827  gegröndet  wurde.  Seitdem  ist  die  Zahl  der- 
selben auf  25  gestiegen,  und  im  letzten  Jahrzehnt  Ton  1852  — 1861  ist  die 
Theilnahme  an  denselben  in  folgenden  Progressionen  gewachsen: 

Zahl  der  Neuer  Zugang  Bestand  am 

Jahr  bestehenden     im  Laufe  des  Jahres  Ende  des  Jahres 

Anstalten        Fers,   mit   Thlr.  Fers,    mit     Thlr. 

1852 12     5236   5,892909     46980   57,568913 

1853 13     5558   6,578979     50019   61,251670 

1854  14     5224   5,890211     52816   64,056193 

1855 18     9366   9,531975     61832   72,880842 

1856 18    12778  11,432902     71169   80,412407 

1857 19    13601  '13,514540    81348   90,251601 

1858 20    14645  16,382098     90128  100,861100 

1859 20    13122  14,491114    101758  110,471901 

1860 24    24730  24,925002    129589  137,542277 

1861  25    35246  28,535904    152121  154,666745 

Von  den  gegenwärtig  bestehenden  25  Anstalten  sind  7  auf  Gegenseitig- 
keit gegründet,  15  sind  Actiengesellschaften  und  3  sind  durch  andere  Geldin- 
stitute fundirt  und  in's  Leben  gerufen,  die  münchener  durch  die  dortige  Hypo- 
thekenbank, die  darmstädter  durch  die  dortige  Rentenanstalt  und  die  Züricher 
durch  die  dortige  Creditanstalt.  Bei  den  3  letzteren  waren  Ende  1861 
5522  Fersonen  mit  einem  Capital  yon  4,856,108  Thalern,  bei  den  7  gegen- 
seitigen Anstalten  52,759  Fersonen  mit  57,881,471  Thalern  und  bei  den 
15  Actiengesellschaften  93,940  Fersonen  mit  einem  Capital  von  91,929,166  Tha- 
lern Yersichert.  Das  gesammte  Actiencapital,  welches  für  diese  Versicherungs- 
summe haftet,  beträgt  30,791,046  oder  33,5 Vq  derselben,  jedoch  sind  yon 
demselben  in  der  Regel  nur  20%,  nicht  selten  nur  10%  wirklich  eingezahlt. 
Wäre  dieses  Verhältniss  des  garantirenden  Actiencapitals  zu  dem  yersicherten 
Capital  bei  allen  Gesellschaflen  gleich,  so  müsste  die  Garantie  offenbar  für  mehr 
als  hinreichend  gelten.  Allein  1)  sind  yon  Herrn  Hopf  auch  solche  Actien- 
capitalien  mit  in  Rechnung  gebracht,  welche  zugleich  für  andere  Versicherungs- 
branchen, wie  für  die  Transport-  und  Feueryersicherungen,  zu  haften  haben  und 
2)  ist  das  Verhältniss  zwischen  Actiencapital  und  yersichertem  Capital  bei  den 
einzelnen  Gesellschaften  ausserordentlich  ungleich.  Während  die  Tharingia  in 
Erfurt  ein  Actiencapital  yon  2V2  Millionen  bei  einer  Versicherungssumme  yon 
2,164,890  besitzt,  hat  die  wiener  Anstalt  „Anker^^  bei  einem  yersicherten  Ca- 
pital yon  10,837,558  Thalern  nur  ein  Actiencapital  yon  y,  Millionen  und  die 
lübecker  bei  einem  yersicherten  Capital  yon  10,936,835  Thalern  sogar  nur  ein 
Actiencapital  yon  510,000  Thalern,  so  dass  beim  „Anker^^  das  garantirende 
Actiencapital   nur   6,1%   und   bei  der  lübecker  Gesellschaft  sogar  nur  4,6% 
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der  fefficbtrten  Simaieii  beträgt.  Ee  UetI  sich  Uer  mit  Reebt  fragen,  ob 
dieee  Garantie  noch  genügend  iet,  und  ob  dieee  Geeellschaften  nicbt  Tielmehr 
die  Püiebt  haben,  mit  der  Vergröüemng  des  Veriicbenmgibeetandea  auch  ihr 
Actiencapital  lu  rergröesem. 

B,  Hildebrand. 

n. 

Charle«  Danayer« 

Am  4.  Decembcr  1862  starb  in  Paris  77  Jahre  alt  Charles  Dunoyer, 
Mitglied  der  Akademie  der  moralischen  und  politischen  Wissenschaften.  Dvrch 
das  Hauptwerk  seines  Lebens  ,>De  la  libert^  da  travail,  on  simple  ezpos^  des 
conditions  dans  lesquelles  les  forces  hnmaines  s^exercent  ayec  le  plus  de  pnis- 
sance^*  ist  er  als  Nationalökonom  weit  fiber  die  Grenzen  Frankreichs  bekannt 
geworden,  obwohl  dies  Bach,  welches  bereits  1845  erschien,  nicht  diejenige 
Würdigung  erfahren  hat,  welche  es  yerdient  Don  oje  r  stellt  darla  den 
Menschen  als  Mittelpanct  der  gansen  Volkswirthschaft  hin,  findet  in  seiner 
Ansbildung  nnd  wirthschaftUchen  Cnabhfingigkeit  die  grösste  Qnelle  des  Reich- 
thams  and  weist  entgegen  der  materiellen  Güterlehre  der  Adam  Smith 'sehen 
Schale  der  auf  die  Entwicl^lang  des  Menschen  direct  gerichteten  Arbeit  die 
erste  Stelle  unter  den  Productiydiensten  an.  Ceber  der  Vorbereitung  einer  zwei- 
ten Ausgabe  desselben  überraschte  ihn  der  Tod. 

Dunoyer  war  nicht  allein  einer  der  bedeutendsten  Nationalükonomen 
Frankreichs,  sondern  auch  ein  durchaus  ehrenwerther  Mann  und  fester  politi- 
scher Charakter.  Im  Jahre  1814  gründete  er,  28  Jahre  alt,  mit  Charles 
Comte,  dem  Verfasser  des  Trait^  de  Mgislation,  den  „Censeur^S  indem  er  unter 
der  Restauration  unerschrocken  die  Grundsfitze  constitutionellen  Rechts  ver- 
focht. Dem  Princip  wirthschaftlicher  und  politischer  Freiheit  ist  er  sein  Le- 
ben hindurch  treu  geblieben.  Noch  am  5.  November  präsidirte  der  Nestor  der 
französischen  Ni^jiionalökonomen  der  Gesellschaft  der  politischen  Oekonomie  in 
Paris  und  betheiligte  sich  selbst  an  den  Debatten  über  die  Malthusische  Be- 
völkerungstheorie. Er  wird  in  der  Wissenschaft  als  einer  der  geachtetsten 
Vertheidiger  wirthschaftlicher  Freiheit  und  als  entschiedener  Gegner  der  staat- 
lichen Beschränkung  des  Wirthschafisgebiets  des  Volks  auch  in  der  Zukunft 
eine  hervorragende  Stellung  behalten. 

K— n. 
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Ueber  das  Klima  des  thüringer  Beckens. 

Von 
Dr.  B«  B«  Sehmld»  Prof.  in  jBna. 

Jede  statistische  Monographie  eines  Landes  beginnt  mit  den  geo- 
graphischen, topographischen,  geogi^ostischen  und  klimatischen  Yer- 
hiltnissen  desselben  als  den  nothwendigen  Grondbedingongen  seiner 
Flora  and  Fauna  nicht  nur,  sondern  au^h  des  gewerblichen  und  merkan- 
tilischen^  socialen  und  politischen  Lebens  seiner  menschlichen  Bewohner. 

Aus'  einer  ganz  allgemeinen  Uebendcht  der  Erdoberfläche  leuchtet 
diese  Nothwendigkeit  auch  deutlich  hervor.  Da  ordnen  sich  verschie- 
dene Vegetationszonen  nach  Meereshöhe  und  geographischer  Breite  in 
bestimmter,  wenn  auch  nadi  Gfiederung  zwischen  Land  und  Meer,  nach 
Form  und  Zusammensetzung  des  Bodens,  nach  Regen-Fall  und  Sammlung 
sehr  mannichf  altiger  Yfme.  An  die  Vegetationszonen  schliessen  sich  die 
allerdings  weiter  ausgedehnten  und  weiter  über  einander  greifenden 
Yerbreitungsbezirke  der  Thiere.  Endlich  der  Mensch  ist  mit  den  ersten 
und  dring^dsten  seiner  BedürfiiiKe  an  die  ihn  umgebende  Pflanzen-  und 
Thierwelt  gewiesen;  indan  er  die  Aufgabe  der  Naturbeherrschung  zu 
lösen  strebt,  wird  seinem  Streben  innerhalb  bestimmter  Zonen  eine  be- 
stimmte Richtung  g^eben,  die  sich  auf  seine  ganze  Lebensentwickelung 
fortpflanzen  muss,  auch  auf  den  Kreis  von  Erscheinungen  übergreifend, 
die  der  höheren  dem  Menschen  gestellten  Angabe,  die  seiner  Selbst- 
beherrschung angehören*  Belege  dazu  haben  Ritter  und  seine  Schule 
aus  der  Pflanzen-  und  Thiergeographie  und  aus  der  Gulturgeschichte 
in  genügender  Fülle  hergeleitet. 

Geht  man  aber  von  einem  allgemeinen  Ueberblick  weiter  auf  die 
Betrachtung  des  Einzelnen,  einzelner  Orte  und  Zeiten,  so  tritt  man 
einer  solchen  Fülle  nicht  nur  des  Räthselhaften,  sondern  auch  des  Wider- 
sprechenden entgegen,  dass  es  kaum  nöthig  ist,  einzelne  Beispiele  auf- 
z^Lfbhren.  Trotz  aller  Bonitirungsversuche  wird  kein  aufrichtiger  und 
nüchterner  Forscher  behaupten,   mit  den  bekannten   geognostischen, 

•   17 
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geogi'aphischen  und  meteorologischen  Momenten  einer  Bodenfläche  sei 
auch  ihre  Ertragsfähigkeit  bekannt ;  trotz  einigen  tüchtigen  Untersuchungen 
über  die  Entwickeluug  und  Dauer  des  menschlichen  Lebens,  ^ird  man 
durchgreifend  gültige  Gesetze  darüber  nicht  aufstellen. 

Statistische  Monographieen  einzelner  Staatsgebiete  und  Volksstämme 
bieten  noch  nicht  den  aufgefundenen  Zusammenhang  der  Erscheinungen 
mit  ihren  nothwendigen  GiMindbedingungen  dar,  sondern  erst  die  noth- 
dürftigsten  Mittel  zur  Aufsuchung  desselben. 

Insbesondere  die  meteorologischen  Grundbedingungen  hat  man  neuer- 
dings einer  sorgfältigeren  Beachtung  gewürdigt,  indem  man  bei  Errich- 
tung statistischer  Bureaus  zugleich  auf  die  Einrichtung  meteorologischer 
Anstalten  bedacht  war,  welchen  nicht  nur  die  Sammlung  und  Bearbei- 
tung der  schon  vorhandenen,  aber  zerstreuten  Beobachtungen  obliegt, 
sondern  auch  die  Ausfüllung  von  liücken  in  denselben  und  die  Fort- 
setzung derselben  nach  einem  gemeinsamen  Plane,  durch  den  sie  voll- 
kommen vergleichbar  und  damit  erst  recht  brauchbar  werden.  Die  Ge- 
meinsamkeit dieses  Planes  bezieht  sich  aber  nicht  nur  auf  den  einzelnen 
Staat,  sondern,  von  einzelnen  minder  wichtigen  Abweichungen  a1)gesehen, 
auf  die  Gesammtheit  der  civilisirt^n  Staaten.  Der  Plan  umfasst  Be- 
obachtungen über  Temperatur,  Druck  und  Feuchtigkeit  der  Luft,  über 
Bewölkung,  Regen  und  Wind,  an  welche  sich  nach  Gelegenheit  des 
Orts  und  nach  der  wissenschaftlichen  Stellung  des  Beobachters  zeitweise 
noch  andere  auschliessen.  Sind  nun  diese  Beobachtungen  alle  nothwen- 
dig,  sind  sie  genügend? 

Der  jährliche  Zuwachs  von  Pflanzenstoff,  namentlich  der  Ertrag  der 
Pflanzenculturcn  hängt,  wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  doch  vorwaltend 
von  der  Lufttemperatur  und  vom  Regenfall  ab;  in  mittleren  Breiten 
übt  die  erste,  zwischen  den  Tropen  der  zweite  den  mächtigeren  Ein- 
fluss  aus.  Die  Beobachtung  beider  erfordert  weder  grossen  Kostenauf- 
wand noch  besondere  Geschicklichkeit  der  Beobachter.  Temperaturbeobach- 
tungen reichen  bis  auf  den  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  zurück,  werden 
aber  erst  zu  Ende  des  18.  zweckmässig  angeordnet;  Beobachtungen  über 
den  Fall  des  Regens  —  Schnee  mit  inbegriffen  —  sind  leider  kaum 
für  die  letzten  Jahrzehende  und  für  eine  viel  geringere  Anzahl  von  Orten 
vorhanden.  Lufttemperatur  und  Regenfall  zeigen  sich  für  benachbarte 
Orte  mitunter  sehr  verschieden,  und  müssten  auch  schon  deshalb  an 
recht  vielen,  viel  mehr  Orten,  als  es  gegenwärtig  geschieht,  beobachtet 
werden. 

Bewölkung  ist  der  Anfang  des  R^enfalls.  Aber  die  Wolke  besteht 
nur,  indem  sie  entsteht  und  vergeht    Dieselbe  Luft,  welche  klar  über 
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eine  kahle  Fläche  hinstreicht ,  trübt  sich  über  einer  geschlossenen  Pflan- 
zendecke. Der  Wolkenschatten  übt  nicht  nur  einen  directen  Einfloss 
auf  den  Pflanzenwuchs,  sondern  auch  rückwärts  der  Pflanzenwuchs  einen 
indirecten  auf  die  Bewölkung  und  damit  zugleich  auf  den  Regenfall. 
Leider  beruht  die  Beobachtung  der  Bewölkung  noch  wesentlich  auf  der 
Schätzung  desjenigen  Theils  vom  Himmelsgewölbe,  der  von  Wolken  ein- 
genommen ist. 

Gewitterbildung,  Strichregen,  Graupeln  und  Hagel  sind  die  inten- 
sivsten Erscheinungen,  bis  zu  denen  sich  die  Bewölkung  steigert.  Die 
Untersuchung  ihrer  localen  Bedeutung  hat  ein  besonders  practisches  In- 
teresse, kann  aber  mit  Erfolg  nur  durchgeführt  jyerden,  wenn  der  von 
einer  meteorologischen  Anstalt  umfasste  Flächenraum  grösser  ist,  als 
ein  deutscher  Klein-  oder  sogar  Mittelstaat. 

Die  Grundlage  der  Wolkenbildung  ist  die  Feuchtigkeit  oder  der 
Wasserdampfgehalt  der  Luft;  seine  Bestimmung  ist  mit  Hülfe  der  seit 
dem  Anfang  dieses  Jahrhunderts  ausgebildeten  Instrumente  genau  zu  er- 
halten, erfordert  aber  nicht  blos  Beobachtung,  sondern  auch  Berech- 
nung. Die  bereits  gewonnenen  Resultate  zeigen,  dass  die  Veränderungen 
des  Wasserdampfgehaltes  der  Atmosphäre  gleichmässig  über  weitere 
Räume  wenigstens  des  Hügel-  und  Flachlandes  erfolgen  und  durch  eine 
geringe  Zahl  passend  ausgewählter  Stationen  genügend  festgestellt  werden. 

Die  volle  Eenntniss  vom  Kreislaufe  des  Wassers  ist  jedoch  mit  der 
Luftfeuchtigkeit  und  mit  dem  Regenfall  nicht  abgeschlossen,  sondern  er- 
fordert noch  die  Verdampfung.  In  dieser  letzten  liegt  unbestdtten  ein 
theoretisch  wie  practisch  sehr  wichtiges  Moment,  allein  die  bis  jetzt^zur 
Messung  der  an  einem  Ort  verdampfenden  Wassermenge  vorgeschlage- 
nen Instrumente  ermöglichen  eine  nur  so  entfernte  Annäherung  an  die 
Wahiiieit,  dass  ihre  Beobachtung  von  sehr  beschränktem  und  geringem 
Werthe  ist. 

Veränderlich  wie  der  Wind  oder  vielmehr  mit  ihm  ist  der  Ge- 
sammtausdruck  aller  meteorologischen  Erscheinungen,  die  Witterung^ 
Seine  Beobachtung  ist  namentlich  für  die  den  mittleren  Breiten  ange- 
hörige  Heimath  der  eigentlichen  Culturvölker  von  grösster  Wichtigkeit. 
Dieselbe  hat  sich  auf  Richtung  und  Stärke  einzulassen.  Die  Richtung  be- 
vrtheilt  man  am  füglichsten  nach  der  Windfahne,  indem  man  durch  Ver- 
mehrung der  Stationen  diejenigen  Störungen  entfernt,  welche  als  die  Wirk- 
ung localer  Verhältnisse  in  den  Beobachtungen  der  einzelnen  Stationen 
hervortreten.  Die  Windstärke  wird  man  vorläufig  nach  irgend  einer  auf- 
fälligen Wirkung  zu  schätzen  haben.  Wenn  für  die  übrigen  meteorologi- 
schen Erscheinung^  Terminsbeobachtungen,  d.  h.  solche,  die  täglich  zu 
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bestimmten  —  mindestens  drei  —  Standen  aufgezeichnet  werden,  genügen, 
so  ist  für  die  Veränderungen  des  Windes,  namentlich  seiner  Drehung 
eine  stetige  Aufzeichnung  durch  Registerinstrumente  sehr  wichtig. 

Die  Beobachtung  des  Luftdrucks  ist  man  gewöhnt  als  durchaus  un- 
erlässlich  für  eine  mete(MroIogische  Station  anzusehen;  sie  ist  so  alt, 
wie  die  der  Temperatur ;  denn  wie  das  Thermometer ,  so  gehört  auch 
das  Barometer  zu  den  glänzenden  Entdeckungen,  welche  bereits  aus 
der  Schule  Galilei 's  hervorgingen.  Das  hat  die  Meteorologie  wenig 
gefördert!  Man  hat  die  Barometerstände  früher  in  Betracht  gezogen, 
als  man  sie  durch  Anbringen  der  nöthigen  Correctionen  vergleichbar 
machen  konnte.  Mtypi  hat  die  Veränderungen  des  Luftdrucks  als  eine 
selbstständige,  primäre  Erscheinung  in  Anspruch  genommen  und  dadurch 
eine  Verwirrung  in  die  Wissenschaft  gebracht,  die  noch  fortwirkt,  ob- 
gleich es  längst  evident  erwiesen  ist,  dass  der  Luftdruck  nur  ein  Aus- 
druck zugleich  der  Lufttemperatur,  Luftfeuchtigkeit  und  Luftbewegung 
ist,  ein  Ausdruck,  dessen  Schärfe  allerdings  die  Behauptung  berechtigt, 
das  Barometer  sei  mehr  Thermometer  und  Windfahne,  als  diese  selbst. 
Die  Veränderungen  des  Luftdrucks  sind,  wie  diejenigen  des  Wasser- 
dampfs in  der  Luft  oder  des  Wasserdampfdrucks,  gleichmässig  über 
weitere  Flächen  und  desshalb  genügen  für  ihre  Feststellung  verhältniss- 
massig  wenige  Stationen,  die  jedoch  gleichmässig  vertheilt  sein  müssen 
nicht  nur  über  die  Horizontalprojection  des  Beobachtungsgebiets,  sondern 
auch  über  dessen  verticale  Dimensionen  und  über  seine  sonst  hervor- 
tretenden Contraste. 

Um  den  Anforderungen  der  Wissenschaft  zu  entsprechen,  sind  neben 
den  Hauptstationen,  welche  kaum  in  so  grosser  Anzahl  zu  bestehen 
brauchten,  als  es  gegenwärtig  bereits  beispielsweise  in  Preussen  der 
Fall  ist,  noch  Nebenstationen  an  recht  vielen  geognostisch ,  topogra- 
phisch oder  sonst  ausgezeichneten  Stellen  zu  errichten.  Die  Neben- 
stationen haben  sich  nur  auf  die  Beobachtung  der  Lufttemperatur,  der 
Bewölkung,  des  ßegenfalls  und  der  Windrichtung  einzulassen;  sie  er- 
fordern einen  grossen  Aufwand  weder  an  Apparat,  noch  Personal,  und 
machen  an  das  letzte  nur  den  Anspruch  der  Pünctlichkeit  und  Genauig- 
keit, aber  nicht  ungewöhnlicher  technischer  Uebung  und  naturwissen- 
schaftlicher Bildung.  Den  Hauptstationen  bleiben  ausser  der  schwierigeren 
Beobachtung  und  Reduction  des  Luftdrucks  und  des  Wasserdampfdrucks 
auch  noch  zeitweise  Beobachtungen  über  Boden-  und  Quellentemperatur, 
über  Strahlungsstärke  der  Sonne  und  andere  Erscheinungen,  überhaupt 
solche  Beobachtungen  vorbehalten,  welche  ohne  selbstständige  Eenntniss 
der  Meteorologie  erfolgreich  nicht  durchgeführt  werden  können. 
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Wozu  Beobachtungen,  die  sich  auf  Lufttemperatur,  Bewölkung, 
Regen  und  Wind  beschränken,  führen  oder  yielmehi*  wozu  sie  benutzt 
werden  können,  dazu  sei  Thüringen  eiQ  Beispiel,  für  welches,  wenn  man 
von  den  älteren  Beobachtungen  wegen  zweifelhafter  Zuverlässigkeit  ab- 
sieht, folgende  Materialien  dargeboten  sind. 

1)  —  Sehr.  L  —  Meteorologische  Beobachtungen,  aufgezeichnet  in 
den  Anstalten  für  Witterungskunde  im  Grossherzogthum  Sachsen-Weimar- 
Eisenach,  mitgetheilt  von  der  Grossherzogl.  Sternwarte  zu  Jena.  Jahr- 
gang 1822 — 1827.  Weimar,  später  Jena.  4.  Diese  Beobachtungen  waren 
auf  Veranlassung  des  Staatsministei's  v.  Goethe  nach  einer  vom  Prof. 
Posselt  zu  Jena  ausgearbeiteten  Instruction  mit  verglichenen,  aus  der 
für  ihre  Zeit  tüchtigen  Werkstätte  des  Dr.  Körner  zu  Jena  herrüh- 
renden Instrumenten  angestellt  und  vom  Prof.  Schrön  zu  Jena  beauf- 
sichtigt und  reducirt.  Sie  begannen  im  Laufe  des  Jahres  1821 ,  sind 
aber  veröffentlicht  nur  für  den  Zeitraum  vom  Juni  1822  bis  Ende  1827. 
Die  Stationen  und  ihre  Meereshöhen  sind: 

Jena 503' 

Weimar 710' 

Eisenach 711' 

Schöndorf  bei  Weimar  1024' 

Wartburg  bei  Eisenach   1308' 

Ilmenau 1529' 

zu  denen  zeitweise  noch  hinzukamen  Belvedere  bei  Weimar,  AUstädt, 
Weida  und  das  ausserhalb  Thüringens  auf  dem  Hochplateau  der  Bhön 
gelegene  Frankenheim.  Die  Beobachtungsstunden  waren  81^  Ym.,  2^ 
und  81^  Nm.;  diese  wurden  jedoch  zu  Eisenach  während  des  ersten 
Jahrgangs  und  zu  Ilmenau  bis  Ende  August  1827  nicht  genau  einge- 
halten; am  letzten  Orte  wurde  überdiess  das  Beobachtungslocal  viermal 
gewechselt  und  damit  die  Meereshöhe;  die  Veränderung  betrug  jedoch 
zwischen  Juni  1822  und  Augast  1827  nur  20'.  Nach  Anfang  1828 
hörten  die  Beobachtungen  an  allen  Orten  bald  auf,  mit  Ausnahme  Jena's, 
wo  sie  regelmässig  bis  Ende  1832  fortgeführt  wurden.  Beobachtet 
wurde  am  Thermometer,  Barometer  und  ^m  De  Luc'schen  Hygrometer, 
ferner  Bewölkung,  Wind  und  Witterung  im  Allgemeinen.  Vollständig 
veröffentlicht  wurden  nur  die  Aufzeichnungen  zu  Jena,  Wartburg  und 
Ilmenau  i  die  ausserdem  benutzten  Aufzeichnungen  sind  dem  Archiv  der 
jenaischen  Sternwarte  entnommen. 

2)  —  Sehr.  n.  —  Meteorologisch^  Jahrbuch  der  Grossherzogl.  Stern- 
warte zu  Jena  von  Schrön.    Jahrgang  1833—1835.    Breslau  und 
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Bonn.  4.  (Besonderer  Abdruck  ans  dem  XVII.  n.  XVHI.  Bande  der  neuen 
Verhandlungen  der  Kais.  Leop.-Carol.  Acad.  der  Naturforscher.) 

Mit  dem  Anfange  des  Jahres  1833  erhalten  die  meteorologischen 
Beobachtungen  der  jenaischen  Sternwarte  eine  neue  Einrichtung.  Be- 
obachtet wird  zu  den  Stunden  6,  9,  12  Vm.  und  3,  6,  9  Nrn.  Zu  dem 
gewöhnlichen  Thermometer  kommt  noch  der  Thermograph  lünzu,  an  die 
Stelle  des  De  Luc'schen  Hygrometers  tritt  das  August'sche  Psychrometer  5 
Bogen-  und  Verdampfungsmesser  bestanden  schon  seit  1827. 

3)  —  Sehr.  III.  —  Das  Klima  Jena's  von  Schrön  in:  Historisch- 
topographisches Taschenbuch  von  Jena.    Jena  1836.    S.  160  flf. 

Die  hier  mitgetheilten  Mittel  beziehen  sich  auf  die  15  Jahrgänge 
1821 — 1835,  Weitere  Mittheilungen  sind  darüber  noch  nicht  veröffent- 
licht ;  die  Beobachtungen  sind  jedoch  ohne  Unterbrechung  bis  jetzt  fort- 
gesetzt worden. 

4)  —  L.  —  Zusammenstellung  der  meteorologischen  Beobachtungen, 
angestellt  im  Kealgymnasium  zu  Gotha  in  den  Jahren  1846 — 1855  von 
Loof,  in:  Programm  des  Herzogl.  Realgymnasiums  zu  Gotha,  herausge- 
gegeben  zu  Ostern  1856. 

Die  Beobachtungszeiten  waren  bis  Ende  des  Jahres  1852  zu  den 
roannheimer  Stunden,  7  ^  Vm.,  2  ^  und  9  ^  Nm.,  seit  Anfang  des  Jahres 
1853  —  im  Text  ist  1852  wohl  als  Druckfehler  stehen  geblieben  — 
waren  die  Stunden  des  preussischen  meteorologischen  Instituts  ange- 
nommen worden.  Beobachtet  wurde  der  Stand  des  Thermometers,  Baro- 
meters und  Hyetometers,  Wind  und  Witterung.  Die  Meereshöhe  des 
Beobacbtungslocals  ist  1015^  Diese  Beobachtungen  werden  leider  nicht 
fortgesetzt. 

5)  —  D.  —  Ergebnisse  der  in  den  Jahren  1848 — 1857  angestellten 
Beobachtungen  des  meteorologischen  Institutes  von  Dove  in:  Tabellen 
und  amtliche  Nachrichten  über  den  preussischen  Staat.  Berlin,  1858. 
Folio. 

Die  Beobachtungszeiten  sind  ß^  Vm.,  2*»  und  10 ^  Nrn.  Mit- 
getheilt  sind  die  Beobachtungen  des  Thermometers,  Barometers  und 
Hyetometers,  Von  den  preussischen  Stationen  im  engern  Sinne  gehört 
hierher  nur  Erfurt ;  doch  hatte  sich  schon  seit  der  Gründung  des  In- 
stituts der  Apotheker  Lucas  in  Arnstadt  an  das  System  desselben  an- 
geschlossen und  seine  langjährigen  Mittel  dahin  zur  Veröffentlichung 
abgegeben.  Diesem  Beispiele  ist  in  so  erfreulicher  und  grossartiger 
Weise  nachgekommen  worden ,  dass  sich  jetzt  in  dem  preussischen  In- 
stitute bereits  die  Beobachtungen  fast  des  ganzen  nördlichen  Deutschland 
sammeln.  Leider  findet  sich  gerade  für  Arnstadt  keine  aus  den  langjäh- 
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rigen  Barometer-Beobachtungen  abgeleitete  Meereshöhe;  die  Zahl  von 
900'  ist  die  gewöhnlich  angeDommene. 

Auf  die  hiDter  der  Nummer  stehenden  Zeichen  beziehen  sich  die 
im  Folgenden  vorkommenden  Citate.  Bereits  veröffentlichte  Mittel  zu 
wiederholen  wurde  vermieden.    Die  Maasse  sind  alt-französisch. 

L    Temperatur. 

Wie  weit  au  den  einzelnen  Orten  alle  bei  Bestimmung  der  Luft- 
temperatur gebotenen  Yorsichtsmassregeln  getroffen  werden  konnten, 
lässt  sich  aus  den  veröffentlichten  Mittheilungen  nicht  entnehmen.  Lo- 
cale  Störungen  sind  so  unvermeidlich,  dass  man  nicht  in  jeder  Tempe- 
raturver&nderung  das  Walten  eines  allgemeinen  Gesetzes  suchen  darf. 

Alle  Temperaturen  beziehen  sich  auf  die  R^umur'sche  Scale. 

« 

*a)  Tägliche  Periode» 

Von  Halle  an  der  Saale  und  Mtihlhausen  amFusse  des  flachanstei- 
genden Eichsfeldes,  also  von  zwei  Orten,  zwar  ausserhalb,  aber  doch 
nahe  dem  Bande  des  thüringer  Beckens,  hat  man  so  vollständige  Be- 
obachtungen, dass  das  Gesetz  der  täglichen  Periode  —  nach  den  soge- 
nannten Besserschen  Formeln  —  daraus  berechnet  werden  konnte. 
Dasselbe  kann  auch  als  für  das  thüringer  Becken  gültig  angenommen 
werden,  und  mit  dieser  Annahme  leitet  sich  die  tägliche  Schwankung 
aus  der  neueren  Folge  der  jenaischen  Beobachtungen  (s.  Sehr.  U.)  in 
folgender  Weise  ab. 

Im  Mittel  der  drei  Jahre  1833 — 1835  ist  nämlich  der  Verlauf  der 

Temperaturveränderungen : 

6h  9h  12h        3h  eh  9h 

Januar   —   0^63    —   0O,37      lo,03      1«,67      0^38    —   0^01 
Juli  1P,96  14«,77     17^60     18«65     17^12  14«,21. 

Nimmt  man  nun  an,  der  Unterschied  der  Temperaturen  um  6  h  Vm. 
und  3  h  Nm.  stehe  an  allen  drei  Orten  Jena,  Halle  und  Mühlhausen  in 
gleichem  Verhältnisse  zu  dem  Unterschiede^  der  niedrigsten  und  höchsten 
Stundenmittel,  so  erhält  man: 

Unterschied  der  niedrigsten  und  höchsten  Stundenmittel. 

Jena.  Halle.  Mühlhausen. 

Januar    2,^47  P,78  2^,49 

Juli         8^47  7«,36  60,92. 

Demnach  ist  die  diesem  Unterschiede  sehr  nahe  gleiche  tägliche 
Temperaturschwankung  und  zwar  besonders  im  Sommer  für  Jena  sehr 


Januar. 

JoU. 

2h 

81» 

81« 

2h 

8h 

—  0»,97 

—  3»  36 

14«49 

18«86 

14»60 

1«,23 

—  3«,09 

14»69 

18»41 

15«,20 

—  2»,47 

—  4»  97 

13»,  62 

17»37 

13»  82 

— 1»,86 

—  2«,87 

13»  83 

16«,86 

15»11 

—  1«  94 

—  3»,  27 

14»03 

16«  94 

13»,91 

—  2»,51 

—  4»  22 

13«  88 

17»54 

13»  79 
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beträchtlich.  Zu  demselben  Schlüsse  fobrt  auch  eine  weitere  Verglei- 
chung  Jena's  mit  den  andern  Stationen  der  weimarischen  Anstalten 
für  Meteorologie  (s.  Sehr.  I).  Man  erhfilt  nämlich  im  Mittel  der  Stun- 
den und  -Monate : 

Jena  503'  —  4«  02 

Weimar  710'  —  3«,55 
Schöndorf  1024'  —  4^93 
Eisenach  711'  —  3«  24 
Wartburg  1308'  —  3^65 
Ihnenau     1529'  —  4^,27 

Nach  dem  Temperaturunterschiede  zwischen  8^  Vm.  und  2  h  Nm. 
ist  die  tägliche  Temperaturschwankung  sowohl  im  Mittel  des  kältesten, 
als  auch  des  wärmsten  Monats  für  Jena  auf  der  schmalen,  von  den 
etwa  700'  höheren  Rändern  des  Plateaus  beherrschten  Saalaue  be- 
trächtlich grösser  als  für  die  andern  Orte. 

Im  Mittel  des  Januar  sind  die  Morgen  fOr  Schöndorf  auf  dem  kleinen 
Ettersberg  am  flach  abgeschnittenen,  aber  etwas  emporgerichteten  Bande 
des  Plateaus  am  kältesten,  kälter  als  zu  Ilmenau  unmittelbar  amFusse  des 
thüringer  Waldes  trotz  eines  Höhenunterschiedes  von  500' ,  an  welchem 
letzten  Orte  sie  wiederum  kaum  kälter  sind^  als  zu  Jena.  In  den  ersten  Nach- 
mittagsstunden nimmt  die  Temperatur  etwas  gleichmässiger  mit  der  Höhe 
ab,  sie  ist  wenigstens  fOi  die  tiefet-  und  höchstgelegenen  Orte,  Jena 
und  Ilmenau,  am  niedrigsten  und  am  höchsten.  AuiSallend  gering  ist 
der  Temperaturunterschied  Morgens ,  Mittags  und  Abends  zwischen  der 
Wartburg  und  dem  600'  tiefer  an  ihrem  Fusse  gelegei^en  Eisenach. 

Im  Mittel  des  Juli  sind  die  Morgen  kühler  zu  Jena,  als  zu  Weimar, 
und  zu  Eisenach,  als  auf  der  Wartburg,  obgleich  Jena  200'  und  Eisenach 
600'  tiefer  liegt,  als  Weimar  und  die  Wartburg.  Am  frühen  Nadmiit- 
tag  hat  Jena  die  höchste  Temperatur,  aber  Eisenach  bleibt  etwas  nünd^ 
warm  als  die  Wartburg,  Schöndorf  als  Ilmenau.  Um  Sonnenuntergang 
stellt  sich  die  Temperaturabnahme  mit  der  Erhebung  regehnässiger  ein 
—  mit  Ausnahme  des  Verhältnisses  zwischen  Jena  und  Weimar,  —  aber 
doch  durchaus  nicht  gleichmässig. 

Die  Ursache  dieser  anomalen  Erscheinungen  in  der  täglichen  Periode 
kann  nicht  in  der  verschiedenen  ErwarmungsflUiigkdt  des  Bodens  nach 
seiner  mineralogisch -geologischen  Zusammensetzung  gesucht  werden; 
danadi  würden  sich  die  sechs  Orte  auf  zwei  Gruppen  y^heilen  müssen, 


lieber  das  Klima  des  tfaftringer  Beckens.  365 

Jena,  Weimar,  Schöndorf  einerseits,  Eisenach,  Wartburg,  Ibnenau  an- 
dererseits, die  in  den  Erscheinungen  eben  nicht  hervortreten. 

Diese  Ursache  liegt  zunächst  in  der  verschiedenen  Erwärmung  des 
Bodens  nach  der  Form  seiner  Oberfläche.  Hier  tritt  aber  nicht  nur  die 
Lage  am  Abhang  (Wartburg)  oder  am  Fuss  (Ilmenau,  Eisenach)  einer 
Gebirgskette,  sondern  auch  auf  einer  flachen  Bodenanschwellung  (Schön- 
dorf) oder  auf  einer  flachen  Bodeneinsenkung  (Weimar),  in  einem  flachen 
Thal  (Weimar),  in  einem  tiefen  Thal  (Jena,  Eisenach,  Ilmenau)  contra- 
stirend  einander  entgegen,  und  vorzüglich  macht  sich  die  Richtung  des 
Thaies  geltend;  die  Saalaue  bei  Jena  ist  nach  Süden  ganz  offen  "und 
damit  der  vollen  Sonnenstrahlung  ausgesetzt,  das  Thal  von  Eisenach 
zieht  im  NO.  der  steil  au&teigenden  Kette  des  thüringer  Waldes  hin, 
und  befindet  sich  so  in  einer  Schattenlage. 

Zu  dieser  primären  Ursache  gesellt  sich  aber  noch  eine  secundäre 
von  intensiver  Wirkung;  sie  wird  bedingt  durch  die  mit  der  Erkaltung 
vert)undene  Verdichtung  der  Luft,  sie  beruht  auf  dem  Zusammensinken 
und  Stagniren  der  über  der  Höhe  erkalteten  Luft  an  tiefen  Orten.  Das 
Zusammensinken  macht  sich  im  höheren  Gebirge  als  Abendwind  geltend, 
das  Stagniren  lässt  überall  die  intensivste  Kälte  nicht  in  freieren  Höhen, 
sondern  in  abgeschlossenen  Tiefen  hervortreten. 

Die  tägliche  Temperaturperiode  von  Jena  ist  damit  erklärt;  auch 
die  Eigenthümlichkeiten  von  Weimar,  Eisenach,  Wartburg  und  Ilmenau 
knüpfen  sich  daran  an ;  dass  Schöndorf  die  Norm  aller  ähnlich  gelegenen 
Orte  abgebe,  bedürfte  wol  noch  weiterer  Beobachtungen. 

b.    Jährliche  Periode. 

Selbst  wenn  die  Beobachtungen  an  einem  Orte  mittlerer  Breiten 
mehrere  Jahrzehende  umfassen ,  verlohnt  es  sich  kaum  der  Mühe,  die 
jährliche  Periode  der  Temperaturveränderungen  durch  73  gleichweit  von 
einander  abstehende  Phasen,  d.  h.  durch  fünftägige  Mittel  darzustellen ; 
denn  auch  dann  noch  erhält  man  besonders  für  den  ersten  Theil  des 
Jahres,  namentlich  von  Anfang  Februar  bis  Ende  Juli,  noch  keinen 
stetigen  Verlauf;  die  Stetigkeit  der  Temperaturzunahme  von  der  kälte- 
sten Zeit  des  Jahres  bis  zur  wärmsten  ist  vielmehr  durch  stossweise 
Fortschritte  und  Bücksprünge  häufig  unterbrochen,  während  die  Tem- 
peraturabnahme fast  gleichmässig  erfolgt.  Das  zeigen  auch  die  auf  fünf- 
tägige Mittel  bezogenen  Jahresperioden  thüringischer  Orte.  Sie  sind  be- 
rechnet für: 
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Ort       Meereshohe. 
Jena             503' 

AnuU  der  Be- 
obachtung^ ahre. 

15 

Quett«. 
Sehr.  ITT.  S.  163. 

Erfurt           640' 

20 

D.  S.  1. 

Arnstadt       900' 

22 

D.  S.  1. 

Gotha          1015' 

10 

L.  S.  4. 

Unter  den  Rücksprüngen  der  Temperatur  zwischen  Februar  und  Juli 
ist  der  eine  in  die  Mitte  des  Mai  fallende  sehr  häufig  und  intensiv; 
er  erzeugt  die  bekannten  Maifröste  und  bewährt  die  Bauernregel  „Pan- 
craz,  Servaz  und  Bonifaz,  d.  i.  12.,  13.  und  14.  Mai  sind  drei  Eis- 
männer". Die  fünftägigen  Mittel  der  genannten  thüringischen  Orte 
zeigen  ihn  in  folgendem  Maasse : 


Jena. 

Erfurt 

Anistadt 

Gotha. 

Mai    6  —  10 

10»,60 

10»,52 

10«01 

8»,17 

„    11-15 

90,25 

10»,00 

9»32 

8«,63 

„     16—20 

10«,52 

10«,  49 

10«41 

9«,62 

In  Gotha  tritt  also  nur  eine  Verzögerung  der  Zunahme  ein.  Desshalb 
stellt  sich  jedoch  Gotha  durchaus  nicht  als  eine  Ausnahme  heraus.  Um 
die  Erscheinung  scharf  aufzufassen,  sind  eben  längere  Beobachtungs- 
reihen  anzuwenden  und  Tagesmittel  zu  berechnen.  Dies  ist  von  D  o  v  e 
geschehen  (d.  dessen  Schrift  „Ueber  die  Bückfalle  der  Kälte  im  Mai". 
Berlin  1857).  Die  drei  Eismänner  üben  ihre  Macht  aus  auf  das  ganze 
mittlere  Europa  zwischen  dem  Fusse  der  Alpen  und  den  Gestaden  der 
Ostsee.  Die  Maifröste  sind  insbesondere  für  Thüringen  sehr  gefahrlich, 
weil  sie  mit  der  Blüthe  und  dem  Fruchtansatz  vieler  Culturgewächse 
zusammenfallen.  Nach  Inspector  Baumann's  mehr  als  sechsjährigen 
Aufzeichnungen  (s.  Sehr.  lU.  S.  167)  beginnen  nämlich  im  Saalthal  bei 
Jena  zu  blühen:  Kirschen  24.  April,  Pflaumen  27.,  Birnen  28.,  Aepfel 
5.  Mai ,  auf  dem  Plateau  etwas  später ;  die  meisten  Obstsorten  befinden 
sich  also  um  die  Mitte  des  Mai  in  der  Periode  des  Fruchtansetzens. 

Die   niedrigste  Temperatur   stellt   sich  gleichzeitig   ein  zwischen 
Januar  6.  und  10.: 

Jena.  £rfurt.  Arnstadt              Gotha. 

Januar     1—5         —  2o,38  —  P,67  —  2^,29  —  20,16 

„          6—10         —  3«,03  —  P,89  —  2«,94  —  1«,43 

„         11—15         —  1«,19  —  00,69  —  2«,80  —  2^97 

Der  Rücksprung,  den  die  kurze  Beobachtungsreihe  von  Gotha  zeigt, 
ist  als  unwesentlich  anzusehen. 

Die  höchste  Temperatur  fällt  viel  weniger  bestimmt  auf  den  Juli. 
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Jena.  "        Erfurt  Arnstadt  Gotha. 

Jul.  30  —  Aug.  3    Jul.  20—24      Jul.  5—9      Jul.  20—24 
15«,10  14«,39  15«,01  14^64 

Das  übereinstimmende  Verhalten  der  ähnlich  gelegenen  Orte  nahe 
der  Mitte  des  Beckens  Erfurt  und  Gotha,  der  (Kontrast  zwischen  Jena 
und  Arnstadt,  zwischen  der  tieiEsten  Flussaue  und  dem  Fusse  des 
Grenzgebirges  verdient  Beachtung. 

Abermals  für  Jena  ist  nicht  nur  die  Schwankung  am  weitesten  im 
Verlaufe  des  Jahres,  wie  des  Tages,  sondern  auch  der  absolute  Werth 
der  Extreme  am  grössten.  Die  absoluten- Extreme  selbst  stehen  aber 
noch  unvergleichlich  weiter  aus  einander,  als  die  hier  angegebenen  Zah- 
len, und  zwar  während  der  Jahre  1820—1835  um  52^8.  Das  Thermo- 
meter der  Sternwarte  stand  nämlich  unter  —  24^  am  24.  Januar  1823 
auf  -25^3  und  am  2.  Februar  1830  auf  —24^5,  dasselbe  stand  Ober 
27^  am  5.  Juli  1825  auf  27^3,  am  13.  Juli  1832  und  am  14.  Juli  1832 
auf  27^5  (s.  Sehr,  IIL  S.  166). 

Die  eigentliche  Frostperiode ,  während  welcher  die  ftinftägigen  Mit- 
tel unter  0^  sinken,  beginnt  in  Jena  am  spätesten  (Jan.  1—5),  früher  in 
Erfurt  (Dec.  22—26),  am  frühesten  in  Arnstadt  und  Gotha  (Dec.  12—16), 
sie  endet  am  frühesten  in  Erfurt  (Jan.  26 — 30),  später  in  Arnstadt 
(Febr.  10 — 14),  am  spätesten  in  Gotha  (Febr.  15 — 19),  nach  Maassgabe 
der  Meereshöhe,  aber  ebenso  spät  in  dem  tiefer  gelegenen  Jena. 

Die  Ursachen  dieser  Anomalieen  in  der  jährlichen  Periode  sind  wie- 
der dieselben,  wie  diejenigen  in  der  täglichen.  In  der  langen  Dauer 
der  Frostperiode  des  Saalthals  erkennt  man  das  medianische  Trägheits- 
moment der  auf  dem  hohem  Plateau  erkalteten  und  verdichteten,  in 
den  Thalfurchen  zusammengesunkenen  und  über  dem  Thalboden  stagni- 
renden  Luftmasse. 

Das  endliche  Weichen  dieser  kalten  Luftmasse  in  Folge  der  Tem- 
peraturerhöhung des  Bodens  zeigt  sich  recht  augenfällig  darin,  dass, 
während  bis  zum  Anfang  des  März  die  Temperatur  Jena's  unter  der 
von  Erfurt,  Arnstadt  und  Gotha  verharrt,  von  da  an  eine  plötzliche 
Umkehr  statthat,  die  bis  zum  Ende  des  December,  d.  h.  bis  zum  An- 
fang der  Frostperiode^  fortdauert. 

Es  gehört  schon  eine  längere  Reihe  von  Beobachtungsjahren  dazu, 
um  die  Mittel-Temperatur  der  Monate  genau  zu  ergeben  und  durch  12 
Phasen  die  jährliche  Periode  zu  bestimmen.  Dies  ist  geschehen  für  Jena 
aus  15  Jahrgängen  (s.  Sehr.  m.  S.  162),  für  Erfurt  aus  10  und  für 
Mühlhausen  aus  14  und  8  (s.  D.  S.  XHI),  für  Arnstadt  aus  34  (s.  D.  S.  X), 
für  Gotha  aus  10  (s.  L.  S.  9);  die  rohen  Mittel  sind  für  Jena  nach 


Jena. 

Erfurt. 

MohUutasen. 

Arnstadt 

Gotha. 

503' 

640' 

643' 

900' 

1015' 

—   2»  04 

—  1»,  20 

—  0»,52 

—  2»,21  - 

-  1»,  73; 

14«,  57 

14«,  07 

14«,  17 

14«,  18 

13«  86 

268    .  E.  E.   Schmid, 

Maassgabe  der  stündlichen  Beobachtungen  von  Padua  und  Leith  auf 
wahre  reducirt,  für  Erfurt  und  Gotha  sind  die  Beobachtungsstunden 
(6,  2,  10)  so  gewählt,  dass  eine  Reduction  kaum  nöthig  ist.  Für  die 
extremen  Monate  erhalt  man: 

Meereshöhe 
Januar 
Juli 
Unterschied   des  \ 

kältesten  und   Jl60,61      15«,  27  Uo,69  16«,  39       15«,  59 

wärmsten  Monats ) 

Diesen  zur  Seite  seien  die  Beobachtungen  ^er  Anstalten  für  Meteo- 
rologie u.  s.  w.  im  Grossherzogthum  S.-Weimar  gestellt;  sie  umfassen 
zwar  nur  sechs  Jahrej  1822 — 1827,  haben  aber  den  Vorzug  durchgrei- 
fender Yergleicbbarkeit ;  sie  sind  nach  Maassgabe  der  vollständigen  Be- 
obachtungen von  Halle  und  Müblhausen  auf  wahre  Mittel  gebradit. 

Meereshöhe 
Januar  - 

Februar 
März 
AprU 
Mai 
Juni 
Juli 
August 
September 
October 
November 
December 
Unterschied  des\ 

kältesten  und  [  16,59  17,10      16,47      17,33        16,21        17,61 

wärmstenMonats) 

Im  Mittel  des  Januar  haben  also  nahe  gleiche  Temperatur  erstens 
Erfürt  und  Gotha,  zweitens  Jena ,  Weimar  und  Eisenach,  drittens  Arn- 
stadt und  Wartburg,  viertens  Schöndorf  und  Dmenau.  Die  Temperatur 
der  ersten  beiden  Orte  ist  wiederum  nahe  dieselbe  mit  der  von  Halle 
(—  1^19),  diejenige  der  vierten  Orte  mit  der  vom  Brocken  (—  8*^86). 

Im  Mittel  des  Juli  sind  die  T^nperaturunterschiede  kaum  halb  so 
gross ;  als  Extreme  unterscheiden  sich  Weunar  und  Schöndorf  um  1^33. 


Jena. 

Weimar. 

Eisaiaeh.  Schöndorf. 

Wartburg. 

nmenan. 

503' 

710' 

711' 

1011' 

1316' 

1529' 

1,98 

—  2,03  ■ 

—  2,04  ■ 

-  3,52     - 

-  2,44 

—  3,45 

0,75 

0,66 

0,57  • 

—  0,71 

0,44 

—  1,03 

3,71 

3,89 

3,30 

2,00 

2,91 

2,80 

7,22 

7,50 

6,77 

5,63 

6,33 

6,48 

11,38 

11,53 

10,90 

10,03 

10,19 

10,69 

13,38 

13,29 

12,74 

12,00 

12,20 

12,35 

14,61 

15,05 

14,43 

13,72 

13,77 

14,16 

14,53 

15,07 

14,07 

13,81 

13,58 

13,80 

12,01 

11,94 

11,37 

10,87 

11,10 

11,02 

8,02 

8,20 

7,95 

7,07 

7,71 

7,44 

3,95 

4,21 

3,81 

2,37 

3,12 

1,94 

2,18 

2,41 

2,39 

0,84 

1,77 

1,05 
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Der  Januar  ist  fflr  alle  Orte  der  kälteste  Monat,  der  Jali  der 
wärmste,  mit  Ausnahme  von  Weimar  and  Schöndorf ;  doch  beträgt  der 
Ueberschuss  des  August  über  den  Juli  noch  nicht  0^,1. 

Der  Temperaturunterschied  zwischen  dem  kältesten  und  wärmsten 
Monat  ist  für  Mtthlhausen^  Erfurt  und  Gotha  geringer,  f&r  Weimar, 
Schöndorf  und  Ilmenau  grösser,  als  für  die  übrigen  Orte. 

Man  muss  es  aufgeben ,  einen  Zusammenhang  zwischen  den  Tem- 
peraturverhältnissen und  der  Meereshöhe  aufzustellen,  und  zugestehen, 
dass  die  Entwickelung  der  vielfach  sich  kreuzenden  Localeinflüsse  eine 
Vermehrung  der  Beobachtungen  oder  Beobachtungsstationen  höthig 
macht. 

c.   Jahresmittel. 

Die  Jahresmittel  der  thüringischen  Beobachtungsstationen  sind 
folgende : 


Ort. 

Meereshöhe.    Zahl 

der  BeobachtuDgsja 

ihre.    Jahresmit 

Halle 

340' 

10 

6»74 

Jena 

503 

15 

6»91 

Erfurt 

640 

10 

6»58 

Mtthlhausen 

643 

8 

e^so 

Arnstadt 

900 

34 

6,«44 

Gotha 

1015 

16 

6»,03 

Jena 

503' 

6 

7»47 

Weimar 

710 

6 

7«,64 

Eisenach 

711 

6 

7«  18 

Schöndorf 

1011 

6 

6«  17 

Wartbui-g 

1316 

6 

60,72 

Ilmenau 

1529 

6 

.    6«43 

Diese  Jahresmittel  schliessen  sich  etwas  enger,  aber  doch  nicht 
proportional  an  die  Meereshöhen  an.  Ohne  spedelle  Folgerungen  aus  ihrer 
Zusammenstellung  ableiten  zu: wollen,  ist  das  Eine  unzweifelhaft,  dass 
nämlich  die  Abnahme  der  Temperatur  langsamer  erfolgt  als  gewöhnlich, 
d.  i.  um  1^  bei  750'  Erhebung. 

d.  Nicht-periodische  Veränderungen. 

Seitdem  Dove  die  nicht -periodischen  Veränderungen  der  Tempera- 
tur zum  Gegenstand  seiner  Untersuchungen  gemacht  hat,  sind  dieselben 
in  den  Mittelpunct  der  Meteorologie  getreten.  Sie  haben  aber  nicht  nur 
ein  theoretisches  Interesse,  sondern  auch  ein  practisches,  der  Statistik 
•  sehr  nahe  liegendes.  Aus  ihnen  ist  die  Erklärung  der  Verschiedenheit 
des  Emdteertrags  abzuleiten,  femer  der  Entwickelung  nützlicher  und 
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schädlicher  Tbiere,  des  xaeoBcidkhen  Gedeihens  und  zwar  des  letztem 
nicht  blos  in  kdrperllcher  Beziehung.  Denn  die  menschliche  Seele  ist 
ein  treuer  Spiegel  des  Himmels  und  die  meist  unbewusst  und  unwill- 
kOrlich  aufgenommenen  Spiegelbilder  des  Himmels  auf  der  Seele  sind 
recht  eigentlich  Lichtbilder;  sie  hinterlassen  eine  mehr  oder  weniger 
tiefe  und  dauernde  Nachwirkung. 

Die  Materialien  zur  Beurtheilung  der  nicht-periodischen  Veränder- 
ungen der  Temperatur  in  Thüringen  nach  fünftägigem  Mittel  sind  noch 
sehr  mangelhaft ;  mögen  sie  desshalb  sogleich  auf  monatliche  Mittel  be- 
zogen werden.  Dazu  bieten  die  Beobachtungen  der  grossherzoglich 
sächsischen  Anstalten  für  Meteorologie  (s.  Sehr.  I.)  eine  passende  An- 
knüpfung. Man  darf  jedoch  bei  deren  geringer  Dauer  und  Ausbreitung 
nicht  neue  Resultate  erwarten,  sondern  muss  sich  vorläufig  damit '  begnü- 
gen, die  Gharakterzüge  der  Veränderlichkeit  mittlerer  Breiten  in  ihnen 
wieder  zu  erkennen. 

Ein  glücklicher  Zufall  hat  es  gefugt ,  dass  unter  den  sechs  Jahren 
(1822—1827)  eins  (1822)  ungewöhnlich  warm  und  eins  (1823)  unge- 
wöhnlich kühl  war. 

Vergleicht  man  die  Unterschiede  der  einzelnen  Monatsmittel  in  ver- 
schiedenen Jahrgängen^  so  fallen  sie  für  den  Januar  am  grössten  aus, 
nämlich : 

Jena.      Weimar.    Eisenach.   Schöndorf.    Wartburg.    Dmenau. 
zu:  10^50     11^34       9«,r>0       8^73  8«12         9ö,30 

für  den  October  am  geringsten,  nämlich: 

1^38      10,34      2«,10        2«,81  2ö,25        2«,35 

und  demnächst  für  den  Mai,  nämlich: 

20,82      20,51       2«,42        30,38  2«,33        20,52 

doch  steht  dem  October  der  September,  dem  Mai  der  April  sehr  nahe^ 
ja  er  übertrifft  ihn  mitunter.    Der  September  ist  in  der  That  im  All- 
'  gemeinen  der  unveränderlichste  Monat,  nicht  blos  in  thermischer,  sondern 

auch  in  andern  Beziehungen,  er  ist  der  eigentliche  Reisemonat.  Der  Mai 
scheint  als  Wonnemonat  gerechtfertigt  zn  werden,  doch  wird  er  in  eine 
bedenkliche  Nähe  zum  April  und  zu  dem  Aprilwetter  gestellt.  An  sich  ist 
der  Mai  überhaupt  gar  nicht  so  wonnig,  sondern  nur  im  Contrast  zu  dem 
I  vorausgegangenen  Winterhalbjahr ;  über  einem  sonnigen  Maitag  vergisst 

I  man  viele  trüb-nasse,  und  verschläft  den  Nachtfrost.  Nach  Maassgabe  des 

Thermometers  ist  auch  das  April wetter  nicht  so  veränderlich,  nur 
gehen  die  Veränderungen  meist  durch  den  Gefrierpunct ;  daher  ein 
steter  Wechsel  von  Frost  und  Nässe,  mit  einem  Worte  „kalter  Schmutz  l^^ 
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Die  Unterschiede  der  Jabresmittel  steigem  sich  zwischoi  1822  und 
1823 

für:    Jena.    Weimar.     Eisenach.    Sclitodor£    Wartburg.   Smenaa. 
auf:  10,34    1«,17        1«  41  lo,21  P,45        lo,58. 

Damit  dürfte  die  Grenze,  innerhalb  deren  sich  die  Jahresmittel 
der  Temperatur  in  Thüringen  verändern,  so  ziemlich  erreicht  sein. 

n.  BewUkong. 

Bei  der  Mannigfaltigkeit  und  Häufigkeit  der  Störungen 'gehflrt  zur 
Feststellung  der  Bewölkungsperiode  eine  Reihe  von  Beobachtungsjalurea 
beträchtlich  länger,  als  die  yon  thüringischen  Orten  vorliegenden.  Doch 
lassen  sich  genau  gleichzeitige  Beobachtungen  auch  bei  kürzerer  Dauer 
wenigstens  zu  einer  Vergleichung  benutzen  und  eine  solche  kann  dann 
nicht  zu  zweifelhaften  Resultaten  führen,  wenn  man,  von  den  nach  der 
Individualität  der  Beobachter  verschieden  ausfallenden  Bewölkungsgra- 
den absehend,  nur  die  Zahl  der  ganz  heiteren  und  ganz  trüben  Tage 
berücksichtigt.  So  führen  die  Beobachtungen  der  weimarischen  An- 
stalten (s.  Sehr.  I.)  zu  folgenden  Resultaten: 

Heitere  Tage. 

Jena.  Weimar.  Schöndorf.  Wartbarg.  Ilmenan. 

im  Sommer     8  3             2  3  3 

im  Winter       6  3             1  2  6     ' 

im  Jahr         24  12             8  10  16. 

Trübe  Tage. 

im  Jahr         77  33  56  66  65. 

Man  könnte  sich  veranlasst  finden,  auch  diese  Zahlen  noch  für  un- 
vergleichbar zu  halten,  da  Weimar  und  Schöndorf,  kaum  V,  Meile  von 
einander  entfernt,  sich  so  verschieden  darstellen.  Die  Verschiedenheit 
findet  sich  jedoch  in  der  Lage  beider  Orte  wieder;  Weimar  li^  in 
einem  Thalkessel ,  Schöndorf  auf  einer  Bodenanschwellung ,  zwar  beide 
flach,  aber  doch  von  grossem  Einfluss  auf  die  Weite  des  Horizontes, 
welcher  für  Schöndorf  namentlich  nach  N.  und  0.  wenig  beschränkt  ist 
und  die  niedem  wolkenreichen  Zonen  übersehen  lässt.  Auf  denselben 
Umstand  kann  aber  die  Verschiedenheit  zwischen  Jena  und  Weimar 
nicht  hinaus  kommen ;  denn  auch  ohne  Messung  wird  man  zugeben,  der 
Horizont  sei  für  den  Platz  vor  der  Sternwarte  von  Jena  und  vor  der 
Bibliothek  von  Weimar  mindestens  gleich  frei.  Hier  tritt  die  hohe 
Mittagstemperatur  wieder  seoundär  hervor;   die  Wärmestrahlung  der 
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Saalaae  und  der  daTon  aufeteigende  Lnftstrom  Uären  die  Luft  auf,  in- 
dem sie  ihre  Temperatur  vorabergehend  so  sehr  erhöhen^  dass  aHes 
Wasser  den  gasförmigen  Znstand  wieder  annehmen  kann.  Die  Bewöl- 
kung ist  aber  dem  Saaltfaale  viel  lockerer,  als  Aber  dem  Plateau  zu 
beiden  Seiten  desselben ;  das  zu  bemerken,  ist  bei  einiger  Au&ierksam- 
keit  unvermeidlich ;  oft  genug  sieht  man  von  W.  her  niedrig  au&iehende 
Wolken,  namentlich  locale  Sommergewitter  sich  auflockern  und  vollstän- 
dig auflösen,  sowie  sie  an  den  linken  Band  der  Saalberge  herantreten 
und  jenseits  wieder  erscheinen  und  sich  verdichten.  Daher  hört  man  im 
Saalthale  häufig  die  Bauernregel,  die  Höhen  zur  linken  Seite  der  Saale 
seien  Wettersdieiden,  darüber  zögen  die  Wolken  nicht  hinweg.  Jena 
hat  in  Folge  davon  14  heitere  Tage  mehr,  als  die  übrigen  Orte  im 
Durchschnitt.  Dass  zugleich  die  Zahl  der  trüben  Tage  für  Jena  grösser 
ist,  als  für  die  übrigen  Orte,  zeigt,  dass  allgemeine  Trübung  eine  in 
den  niederen  Schichten  der  Atmosphäre  häufigere  Erscheinung  ist,  als 
in  den  höheren. 

Das  nicht^periodische  Element  in  den  Bewölkungserscheinungen  ist 
sehr  gross.  So  hatte  während  der  fünf  Jahre  1823  — 1827  Jena  zwi- 
schen 10  und  31,  Weimar  zwischen  7  und  20  heitere  Tage. 

nL    Hiedersohlag. 

Aus  den  Beobachtungen  der  grossherzoglichen  Anstalten  fOr  Mete- 
orologie (s.  Sehr.  I.)  lässt  sich  nur  die  Zahl  der  Tage  entnehmen,  an 
denen  Bogen,  Schnee  oder  Begen  mit  Schnee  fiel ;  sie  ist  im  Mittel : 

Jena.    Weimar.    Schöndorf.    Wartburg,    üinenaa. 

Begen-Tage  138      148  119  112  115 

Schnee-Tage  31        41  40  35  55 

Begen-Schnee-Tage  9         8  15  14  15 

Summe  178      197  174  161  185 

Im  Allgemeinen  findet  man  darin  eine  Bestätigung  der  Begel,  dass 
die  Niederschläge  bei  flacher  Erhebung  mit  der  Meereshöhe  abnehmen. 
Femer  in  der  Zunahme  derselben  zu  Bmenau  erkennt  man  den  Einfluss 
der  gebirgsartigen  Erhebung  des  thüringer  Waldes  und  in  der  Abnahme 
zu  Jena  wiederum  die  Wirkung  der  warmen  Thalsohle  nach  oben.  Im 
Durchschnitt  aller  fünf  Orte  ist  die  jährliche  Summe  der  Begen-,  Schnee- 
und  Begen-Schnee-Tage  178,  d.  h.  es  erfolgt  an  jedem  zweiten  Tage 
ein  Niederschlag.  Doch  unterscheiden  sich  die  einzelnen  Jahrgänge  sehr 
von  einander;  dem  Jahre  1824 gehört  diegrösste  Durchschnittszahl  (202), 
dem  Jahre  1826  die  kleinste  (157). 

Die,  Begenhöhe  —  Schnee  mit  inbegriffai  —  ist  nur  für  wenige 
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höhe. 

Beobacht 
Jahre. 

ling. 

Halle 

840'. 

7 

2",96 

4",63 

7"^2 

Jena 

503' 

27 

8",52 

6",51 

8",01 

Erfiirt 

640^ 

9V3 

2",56 

6",34 

6",70 

Mohlhaosen 

.  643' 

73/4 

2",76 

4",73 

5",07 

Arnstadt 

900' 

26 

3",21 

4",97 

6",84 

Gotha 

1015' 

10 

3"^7 

5",20 

9",12 

Ziegenrttck 

? 

6»/3 

3",27 

6",85 

10",31 

Brocken 

3518' 

6«/, 

9",72 

7",92 

16",36 

Orte  im  thüringer  Becken  und  am  Bande  desselben  bekannt;  sie  sind 
die  folgenden : 

Begenhöhe. 

Ort       Meeres-  Zahl  der  Winter.  Früh-  Sommer.  Herbst   Jahr.       Ut^nur. 

Nachweisung. 

8",14    18",09    D.  S.  165. 

4",94    21",66    Dove,  KK- 

matologishce 
Beitr.  S.  174. 

4",49  20",10  D.  S.  165. 

3",10  15",66  ebend. 

4"^  19",25  cbend. 

5",76  24",06  L,  8.  11. 

5",76  25",18  D.  S.  165. 

16",35  12,"10  46",00  ebend. 

Der  Einfluss  gebirgsartiger  Erhebung  auf  die '  Vergrösserung  der 
Begenhöhe  zeigt  sich  in  sehr  hohem  Maasse.  wenn  man  das  Innere  des 
thüringer  Beckens  mit  den  Hochplateaus  an  seinem  Bande  vergleicht, 
mit  dem  Yoigtlande  (Ziegenrück)  und  mit  dem  Oberharz ;  denn  die  Be- 
genhöhe nimmt  von  Klausthal  an  bis  zum  Brocken  nicht  mehr  zu.  Da- 
gegen ist  die  Abnahme  der  Begenhöhe  gegen  0.  und  nach  dem  Innern 
der  Continente,  besonders  wenn  man  den  Fuss  des  Eichsfeldes  (Mühl- 
hausen) mit  der  weiten  Ebene  der  untern  Saale  (Halle)  vergleicht,  nicht 
bemerkbar.  Die  Orte  im  Innern  des  thüringer  Beckens  ordnen  sich  weder 
nach  Meereshöhe  ^  noch  nach  Gebirgsnähe.  Hier  ist  eine  Vermehrung 
der  Beobachtungen  unbedingt  nöthig.  Vorläufig  muss  die  practisch  sehr 
wichtige  Frage  nach  dem  Einfluss  der  Bodenanschwelluug  auf  die  Be- 
genhöhe^ nach  dem  Einfluss  ihrer  Bewaldung  oder  Entblössung  u.  s.  w. 
unbeantwortet  bMben. 

Die  jährliche  Periode  des  Begens  zeigt  ein  Maximum  im  Sommer, 
ein  Minimum  im  Winter,  welche  sich  —  im  Mittel  von  Jena,  Erfurt, 
Möhlhausen,  Arnstadt  iind  Gotha  10  :  22  —  nahe  wie  1  zu  ^  verhalten. 
Genauer  genommen  ist  jedoch  Mai ,  Juni ,  Juli  die  Begenzeit  für  die 
tiefern  Orte,  etwa  unter  1000'  Meereshöhe,  Juni,  Juli,  August  für  die 
höheren  Orte ;  sie  verspätet  sich  noch  etwas  mehr  auf  dem  Hochplateau 
des  Oberharzes.  Diese  mittleren  Verhältnisse  treten  jedoch  in  manchen 
Jahren  bis  zur  Unkenntlichkeit  verändert  auf.  Wie  davon  die  Unsicher- 
heit im  Fruchtansatz  der  Bäume,  im  Gedeihen  der  Eomfrüchte  und  in  dem 
Wohl-  oder  Uebdeinbringen  der  Emdte  abhängt,  ist  bekannt.  Auch 
diese  periodischen  und  nicht-periodischen  Verhältnisse  des  Begens  hat 
Thüringen  mit  den  mitteldeutschen  Breiten  gemein. 
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Unter  den  starren  Formen  des  Niederschlags  hat  der  Hagel  prac- 
tisch  noch  eine  besondere  Wichtigkeit.  Das  Erscheinen  dieser  Form 
ist  stets  ein  localesund  zwar  nicht  blos  hin  chüich  seiner  Ausbrei- 
tung, sondern  auch  hinsichtlich  seines  Vorkommens  überhaupt,  so  dass 
gewisse  Landstriche  vorzugsweise  davon  heimgesucht  sind.  Dass 
Thüringen  solche  Hagelstriche  hat,  ist  sehr  wahrscheinlich,  lässt  sich 
aber  aus  dem  bis  jetzt  ganz  unzusammenhängenden  und  unvollstän- 
digen Beobachtungsmaterial  ^nicht  erweisen.  Für  diesen  Zweck  müss- 
ten  mindestens  alle  thüringischen  Beobachtungen  zusanmiengefasst  wer- 
den. Bei  dieser  Gelegenheit  verdient  ein  für  Thüringen  verhängniss- 
volles Naturereigniss  in  das  Gedächtniss  zurückgerufen  zu  werden,  welches, 
obgleich  noch  im  vorigen  Jahrhundert  sogar  kirchlich  bedacht,  jetzt  ganz 
vergessen  worden  ist.  Es  ist  die  sogenannte  „thüringische  Sündfluth", 
ein  Hagelwetter,  welches  sich  am  29.  Mai  1613  über  fast  ganz  Thüringen 
entlud.  Nach  den  fleissig  darüber  gesammelten  Nachrichten  (s.  v.  d. 
Lage,  Die  vollständigen  Acta  der  thüringschen  Sündfluth  des  Jahres 
1613  u.  s.  w.  Weimar  1720.  4.)  breitete  sich  dasselbe  aus  vom  Fusse 
des  Eichsfelds  bei  Mahlhausen  bis  zur  Saale  bei  Jena,  vom  Südwest- 
Fusse  des  Harzes  bis  zum  Nordost-Fuss  des  thüringer  Waldes.  Bei 
Weimar  begann  es  bald  nach  4^  Nm.  und  dauerte  wenig  unterbrochen 
bis  3*»  Morgens.  Das  Wasser  strömte  in  allen  Thalfurchen  und  erhob 
sich  in  den  Flussbetten  so  schnell  und  hoch  —  die  Dm  stieg  bei  Wei- 
mar 20'  über  den  gewöhnlichen  Wasserspiegel  — ,  dass  viele  Menschen 
ihre  Wohnungen  nicht  verlassen  konnten  und  ihrer  nahe  an  600  um- 
kamen; auch  viel  Vieh  kam  dabei  um  und  namentlich  in  den  Ort- 
schaften der  Flussauen  wurden  viele  Gebäude  eingestürzt.  Zu  gleicher 
Zeit  ereigneten  sich  auch  bei  Magdeburg,  in  den  Marken  bei  Berlin,  in 
Schlesien  bei  Görlitz,  in  Böhmen  und  Oesterreich,  bei  Paris  und  Genua 
heftige  Gewitter. 

Bei  der  neuen  Reihe  jenaischer  Beobachtungen  (s.  Sehr.  U.)  ist 
nicht  nur  das  Regen-  und  Schneewasser  gesammelt,  sondern  auch  das- 
jenige des  Thaus  und  Reifs  und  der,  Nebelnässe.  Das  letzte  macht 
einen  beträchtlicheren  Antheil  der  ganzen  Masse  des  Niederschlages  aus^ 
als  man  von  vornherein  zugeben  möchte,  nämlich  12,7%. 

17.   Wind. 

Wie  oft  der  Wind  aus  den  einzelnen  Strichen  geweht  hat,  ist  aus 
den  jährlichen  Uebersichten  der  grossherzogl.  Anstalten  für  Meteorologie 
(Sehr.  L)  leicht  zusammenzuziehen.  Die  Zahlen  der  folgenden  Tabelle 
geben  an,  wie  viele  Tage  im  Jahre  ein  jeder  der  acht  Hauptwinde  wehte. 
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N. 

NO. 

0. 

SO. 

S. 

SW. 

W. 

NW 

Jena 

19 

46 

22 

14 

18 

115 

84 

47 

Weimar 

27 

39 

24 

9 

12 

73 

139 

42 

ScMQdorf 

25 

37 

32 

18 

10 

47 

106 

90 

Wartburg 

11 

27 

31 

26 

25 

109 

99 

37 

nmfiDaa 

20 

39 

22 

17 

18 

120 

64 

64 

Aus  der  15  jährigen  Beobachtungsreihe  von  Jena  (s.  Sehr.  m.  S.  172) 
und  der  10jährigen  von  Gotha  (s.  L.  S.  12)  verlohnt  es  sich  auch  der 
MOhe,  die  Mittel  für  die  meteorologischen  Jahreszeiten,  d.  i.  Januar 
und  Juli  in  die  Mitte  des  Winters  und  des  Sommers  gesetzt,  zu  be- 
rechnen. Die  folgenden  Zahlen  geben  an,  vrie  viel  Tage  lang  unter 
1000  Tagen  einer  der  8  Hauptwinde  wehte. 

N.  NO.  0.  SO.  S.  SW.  W.  NW. 

Winter        61  104  51  52  57  256  261  158 

Frühling     71  102  80  49  64  233  280  121 

Jena     <  Sommer      49  77  49  39  36  311  301  138 

Herbst         48  65  71  46  71  278  270  141 

Jahr             57  88  63  47  57  270  279  140 

Winter  26  74  192  60  48  257  281  62 

Frühling  43  74  224  68  70  178  270  74 

Gotha   (  Sommer  49  54  179  60  60  164  343  90 

Herbst  26  72  200  69  69  163  350  50 

Jahr  36  69  200  65  62  198  302  68 

Das  absolute  Maximum  fallt  für  Jena,  Wartburg  und  Smenau  auf 
SW.,  für  Weimar,  Schöndorf  und  Gotha  auf  W.;  der  Unterschied  zwi- 
schen SW.  und  W.  ist  jedoch  nicht  gross.  Als  mittlere  Windesrichtung 
für  das  ganze  thüi-inger  Becken  stellt  sich  WSW.  heraus. 

Neben  dem  absoluten  Maximum  der  Windesrichtung  WSW.  hat  man 
ein  relatives  bei  NO.  für  Jena,  Weimar,  Schöndorf  und  Ilmenau,  bei  0. 
für  Wartburg  und  Gotha,  also  warscheinlich  bei  NO.  im  östlichen  Theile, 
bei  0.  im  westlichen  Theile  des  thüringer  Beckens,  Darin  liegt  keine 
Eigenthümlichkeit  des  thüringer  Beckens,  sondern  vielmehr  die  allgemeine 
Regel  für  mittlere  Breiten  der  nördlichen  Hemisphäre.  Diese  allgemeine 
Regel  macht  sich  so  vollständig  geltend,  wie  man  es  kaum  zu  erwarten 
hatte  bei  der  Richtung  des  thüringer  Waldes  und  Harzes,  die  das  thü- 
ringer Becken  südwestlich  und  nordöstlich  begrenzen. 

Eben  weil  die  mittlere  Windesrichtung  durch  den  Zug  des  thüringer 
Waldes  und  Harzes  nicht  modificirt  ist,  steht  es  auch  nicht  zu  vermuthen, 
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dass  das  allgemeine  Drehongsgesetz,  welches  Dove  far  die  gemässigte 
Zone  theoretisch  und  empirisch  festgestellt  hat,  beträchtlich  modificirt  er- 
scheine. 

Eine  jährliche  Periode  fallt  in  den  Windverhältnissen  von  Jena  und 
Gotha  nicht  auf.  Interessanter  ist  die  Frage  nach  einer  täglichen  Periode^ 
die  sich  aus  den  sehr  vollständigen  und  zuverlässigen  Beobachtungen  der 
neuen  jenaischen  Reihe  mit  Sicherheit  ableiten  lassen  wird,  wenn  davon 
erst  mehr  veröffentlicht  (s.  Sehr.  U.)  oder  zugänglich  sein  wird.  Bis 
dahin  muss  man  die  Frage  danach,  ob  der  thüringer  Wald  und  Harz, 
ob  die  tief  in  das  Plateau  eingeschnittenen  Thalsohlen  der  thüringischen 
Flüsse  Morgen-  und  Abendwinde  haben,  offen  lassen. 

Dieselben  jenaischen  Beobachtungen  (s.  Sehr.  IL)  werden  dereinst 
auch  eine  genügende  Grundlage  darbieten  für  die  Berechnung  der  ther- 
mischen Windrose.  Diese  erscheint  während  des  Winters  in  allerdings 
seltenen  Fällen  sehr  energisch  gestört.  Das  absolute  Minimum  der 
Temperatur  während  der  15  Jahre  1821  —  1835  war  zu  Jena  —  25<>,3 
und  trat  ein  bei  ganz  trübem  Himmel  und  SW.-Wind;  die  niedrigsten 
Aufzeichnungen  während  der  5  Jahre  1823—1827  gelten  dem  19.  Febr. 
1827  8h  Vm.  für  Jena  —  22^,9,  für  Weimar  —  21<>,3,  für  Eisenach 
—  18^5,  dem  24.  Jan.  1823  8^  Vm.  für  Schöndorf  —  21«,0,  dem.  23. 
Jan.  1823  8^  Nrn.  für  Wartburg  —20^3,  für  Ilmenau  —23«  9  eben- 
falls bei  südlich-westlichen  Winden,  wenigstens  so  weit  eine  Aufzeich« 
nung  nach  dem  Wolkenzug  möglich  war;  am  28.  Jan.  1823  und  am 
21.  Febr.  1827  schlug  die  intensive  Kälte  in  Thauwetter  um.  Steigert 
sich  überhaupt  die  Kälte  bei  südlich-westlichen  Winden  bis  unter  —  20^, 
so  kann  mau  mit  Sicherheit  auf  baldiges  Thauwetter  rechnen.  Offen- 
bar rühren  diese  Winde  von  kräftig  einbrechenden  Aequatorialströmen 
her,  welche  die  kalte  Luft  von  der  Höhe  des  Rennsteigs  vor  sich  her 
treiben  und  damit  das  nördlich-östlich  vorliegende  niedrigere  Gebiet  über- 
giessen,  ehe  sie  ihre  eigene  warme  Luft  mit  sich  führen. 

Die  neueren  jenaischen  Beobachtungen  eignen  sich  auch  vorzüglich 
zur  Berechnung  der  Hegen-Windrose,  weil  Anfang  und  Ende  des  Regenfalls 
genau  angegeben  sind.  Aus  den  veröffentlichten  drei  Jahrgängen  (1833 — 
1835,  s.  Sehr.  II.)  erhält  man  folgende  Resultate  über  die  bei  den  8  Haupt- 
Windesrichtungen  jährlich  fallenden  Regenhöhen  : 

SO.        S.      SW.      W.      NW.       N.      NO.      0.   Summe. 
Winter      0",13   0",03   0",83   1V,99   0",52    0",03  0",01  0",02  3",56 
FrüWing    0",14   Q",14    1",07    2",18    1",64   0",43  0",38  0'',05  6",03 
Sommer    0's27   0",73    1",79    l'',61    0",98  0'^40  0",28  0",14  6",18 
Herbst      0",06   0",06   0",71    1",17   0",35   0",10  0",27  0",26  2",98 
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Zwischen  einem  Maximum  bei  einem  südlich-westlichen  Winde  und 
einem  Minimum  bei  einem  nördlich-östlichen  Winde  nimmt  die  Regenhöhe 
stetig  ab  und  zu,  wenn  man  von  dem  geringen  Steigen  bei  NO.  und 
0.  im  Herbst  absieht.  Der  regenreichste  Wind  ist  im  Sommer  SW.,  in 
den  übrigen  Jahreszeiten  W.;  er  erweist  sich  auch  dadurch  als  ein  herab* 
gekommener  Passat.  Die  Regenwindrose  von  Jena  ist  dem  allgemeinen 
Gesetz  durchaus  g^uäss.  So  lange  die  Benutzung  einer  längeren  Be- 
obachtunp^sreihe  von  Jena  zur  Berechnung  seiner  Regenwindrose,  so  lange 
die  Regenwindrosen  anderer  thüringischer  Orte  eine  wesentliche  Abwei- 
chung nicht  bedingen,  so  lange  die  Vergleichung  mit  einem  Orte  am 
Sttdfusse  des  thüringer  Waldes  eine  entschieden  grössere  Intensität  des 
Regenmaximums  nicht  darbietet,  hat  man  kein  Recht,  von  einem  £in- 
fluss  des  thüringer  Waldes  auf  die  Yertheihing  und  Höhe  des  Regens 
zu  reden. 


Die  durch  vorstehende  Untersuchung  gewonnenen  Resultate  führen 
bereits  zur  Erklärung  so  mancher  sonderbaren  Erscheinungen  und  zur 
Begründung  so  mancher  volksthümlichen  Meinungen. 

In  der  Weite  der  tätlichen  Schwankung  Hegt  ein  Grund,  warum 
das  sonst  so  gesunde  Klima  Jena*s  für  Solche,  die  an  den  Res|rii*ations- 
organen  leiden  oder  zu  rheumatischen  Affectionen  sehr  geneigt  sind,  ent- 
schieden naehtheilig  ist,  warum  man  sich  vor  Erkältung  vorsichtiger  als 
an  andern  Orten  hüten  muss.  Die  Zunahme  der  Temp^atur  mit  der 
Erhebung  am  Morgen  erkl&rt  es,  warum  Weinstock  und  Nussbaum, 
Oberhaupt  die  sehr  empfindlichen  Gewächse  am  höheren  Thalgehänge 
viel  besser  gedeihen,  als  auf  der  Thalsohle.  Die  ungewöhnlich  rasche 
Temperaturznnahme  während  des  März  treibt  die  Blüthe  der  Obstbäume 
80  plötzlich  hervor  und  giebt  der  Baumblüthe  eine  solche  Pracht,  dass 
sich  die  Bewohner  des  Plateaus  zahlreich  zu  ihrer  Bewunderung  ein- 
finden. Aber  der  Fruchtansatz  ist  ebensowol  durch  das  vorzeitige  Ein- 
treten der  Regenzeit,  als  durch  die  Nachtfröste  ira  Mai  gefährdet.  Ei-st 
wenn  diese  Gefahren  überstanden  sind,  ist  die  Obsterndte  gesichert; 
denn  die  zum  Reifen  der  Früchte  nöthige  Sommerwärme  fehlt  selten. 
Es  ist  keine  willkürliche  Richtung  der  Bodencultur,  dass  Orte  des 
Saalthals  von  ausgedehnten  Obstpflanzüngen  umgeben  sind. 

Ebensowenig  hat  wol  Zufall  und  Laune  den  Gartenbau  bei  Erfurt 
zu  einer  vorzüglichen  Blüthe  gebracht;  dass  ihn  die  Gleichmässigkeit 
der  Temperatur  merklich  begünstigt,  ist  höchst  wahrscheinlich. 
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Dass  man  das  Saalthal  vor  allen  andern  thüringischen  Landschaften 
rühmt,  gründet  sich  gewiss  auch  auf  den  Ueberschuss  seiner  heiteren 
Tage. 

So  viel  solcher  Beziehungen  sich  auch  noch  hervorheben  Hessen» 
unläugbar  machen  sie  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  deren  aus,  die  aus 
vollständigeren  Beobachtungen  hervorgehoben  werden  können.  Um  nur 
das  Wichtigste  zu  bezeichnen,  so  bat  es  eine  entschieden  practische  Be- 
deutung, ob  die  vorzugsweise  so  ungünstigen  Temperaturverhältnisse  von 
Schöndorf  überhaupt  den  Bodenanschwellungen  auf  dem  Plateau  eigen- 
thümlich  sind.  Namentlich  das  langgezogene  Plateau,  über  welches  die 
Chaussee  von  Weimar  nach  Budolstadt  hinwegfohrt  und  die  Hochfläche 
der  Finne  und  Hainleite  verdienten  einige  Zeit  mit  Beobchtungsstationen 
zweiten  Banges  versehen  zu  werden.  Die  an  solchen  Puncten  aufzu- 
stellenden Regenwasser  würden  ebenfalls  zu  sehr  Ibrauchbaren  Resultaten 
Anlass  geben,  und  noch  mehr  lässt  sich  das  von  dem  Rücken  und  den  Ab- 
hängen des  thüiinger  Waldes  behaupten.  Man  könnte  in  einfachster 
Weise  Regenmesser ,  die  nicht  alle  Tage  abgelesen  zu  werden  brauchen, 
längs  der  Chausseen  aufteilen ,  wie  dies  neuerdings  im  westlichen  Eng- 
land (Westmoreland  und  Cumberland)  geschehen  ist. 

So  lange  man  freilich  nach  alter  Gewohnheit  der  Regierung  die 
Lösung  solcher  Aulgaben  anheim  giebt,  wird  nicht  viel  gefördert  wwden. 
Ihr  dürfte  nur  die  Einrichtung  der  Beobachtungsstationen  ersten  Ranges 
zugemuthet  sein.  Beamte,  denen  man  neben  ihren  eigentlichen  Berufis- 
Geschäften  die  Besorgung  der  Nebenstationen  aufgiebt,  werden  dadurch 
in  der  That  häufig  gestört  und  belästigt.  Hier  muss  das  eigene  Interesse, 
die  selbstbewusste  Association  eintreten,  freilich  auUi  unbehindert  durch 
die  Behörden.  Die  meteorologische  Gesellschaft  von  Frankreich  ist 
eine  durchaus  freie  Institution;  nachahmenswertbe  Beispiele  sind  nahe 
und  fem  gegeben.  Thüringen  hat  ja  seine  wohlorganisirten  landwirih- 
schaftlichen  Vereine ;  ihnen  liegt  die  practische  Pflege  der  Meteorologie 
am  nächsten. 


n. 

Die  Preis-  und  Lohnverhältnisse  des  sechs- 

zehnten  Jahrhunderts  in  Thüringen. 

Von 
Dr.  HloH  in  Weimar. 

U. 

Im  Anfang  dieser  Abhandlung  S  67.  dos  1.  Heftes  wurde  nachge- 
wiesen, dass  der  uiei^snische  Gulden  zu  21  Gr.,  welcher  im  16.  Jahrhun- 
dert in  Thüringen  allgemein  im  Vt'rkehr  üblich  war,  im  Verhältniss  zum 
heutigen  Gelde  einen  bilberwerth  von  1  Thlr.  12  Sgr.  hatte.  Da  aber 
ferner  nach  S.  74  der  Durcliscbnittüpreis  des  Roggens  im  16.  Jahrhun- 
dert bis  zum  Jahre  liJ74  zu  dem  jüngsten  24jiihrigcn  (von  1838 — 61) 
wie  1  :  3,  75  sich  verhält,  so  hat  sich  der  Werth  des  Geldes  in  gleichem 
Verhältniss  vermindert  und  der  meissnische  Fl.  stellt  sich  3^*  X  1  Thlr. 
12  Sgr,  =r  5'/4  Tiilr.  preuss.  oder  —  Ö'/j  Fl.  rhein.  (eigenüicb  9  Fl. 
uy^  Kreuzer  rhein.).  Das  heisst:  für  einen  mcitifin.  Gutdeii  (X  Tlilr. 
12  Sgr.)  konnte  man  im  IG.  Jahrhundert  genau  so  viel  Roggen  kaufen, 
als  im  Jatu'  l^ü2  nach  dem  jüngsten  vierundzwanzigjährigen  Durch- 
schnitLspreise  für  b'/^  Thlr.  preuss.  oder  9'/ä  Fl.  rhein.  Und  damit 
haben  wir  den  Massstab  gewonnen,  nach  welchem  die  Preis-  und  Lobn- 
verhältnissc  des  16.  Jahrhunderts  zu  beurtheilen  sind. 

Fahren  wir  jetzt  fort  mit  Darstellung  der  I'reise,  wie  sie  sieh  auB 
den  noch  vorhandenen  Rechnungen  des  S.  Ernestinischen  Commun-Archivs 
in  Weimar  ermitteln  lassen. 

Wildprel').    Ein  Hirsch  oder  ein  Stück  Wild  kostete  1561—62 

1)  Das  Jägerrccht,  unter  welcLem  miiD  jetzt  gewisse  Tlieile  des  Wildes  tbt- 
iteht,  welche  dem  Jäger  zukommen,  wurde  im  16.  Jahrh.  aU  Schiiss-  oder  Fang- 
geld biiar  bezahlt  und  betrug  fllr  einen  Hirsch  9  Gr.,  eben  so  rie!  fOr  einen  Sären; 
für  ein  5t.  Wild  7  Gr.,  fttr  hauende  Schweine  3  Gr.,  Bachen  3  Gr.,  Frischling* 
2  Gr.,  Rehe  1  Gr.  — Beck,  Job.  Friedr.  d.  M.  Weimar  1S&8,  I.  S.ölj,  hält  irrthOm- 
lich  daa  Jägeirecht  für  deu  Preis  des  Wildea,  Weim.  Coram.  Arch.  Beg.  Aa.  S. 
«27.  2.  II.  und  Bb.  S.  49.  Cap.  IX.  Nr-  295.  Von  Trioit.  15&0  bis  dahin  1551  be. 
trug  das  Jagerrecht  der  Sommeijagd  fttr  137  Hirsche,  70  SL  Wild,  9  Rehe,  1 
Schwein  82  A.  13  gr.  und  tod  der  Winieijagd  Air  10  Schweine  iind  91  Bachea, 
TT  FrUchünge,  8  Hirsche ,  82  Sl.  Wild,  83  Reho  37  Fl.  S   Gr.   W.  Comm.  Ardi. 
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durchschnittlich  2%  Fl.  (=  3V,  Thlr.),  ein  Reh  1%  Fl.  (=  2  Thk. 
3  Sgr.),  1574  ein  Hirsch  als  Deputat  dem  Rector  in  Jena  4  Fl.  (=  5 
Thlr.  18  Sgr.),  Bach-  und  Hauschweine  3  FL,  ein  Frischling  iVj  Fl., 
eine  Hase  1523  5  Gr.,  1532  4  Gr.,  1561  5  Gr.  Grosse  Quantitäten 
von  Hirsch^  und  Schwarzwildpret  wurden  eingesalzen.  Das  Schmalz  des 
Wildes  hatte  officinellen  Werth.  Job.  Friedrich  der  Adtere  schreibt 
aus  der  Gefangenschaft,,  Brüssel  den  29.  Jan.  1549,  an  den  Jägermeister 
Wolf  Goldacker :  „Wir  wollen  Dir  nicht  bergen ,  dass  wir  zu  unserer 
Nothdurft  eine  Arznei  machen  lassen  wollen,  dazu  nachfolgende  Stücke, 
als  nämlich  Fuchsschmalz,  Wolfsschmalz,  Wildkatzenschmalz,  Bären* 
schmalz,  Wildschweinsschmalz,  Hirschunschlitt ^  Hirschenmark,  Luchs- 
schmalz, Dachsschmalz,  der  Fette  oder  Schmalz  jedes  gemeldeten  Stücks 
1  Pfund  und  dazu  Waditelschmalz  ein  halbes  Pfund  gehören,  -^  Du  wol- 
lest u.  s.  w.*). 

Wildes  Geflügel.  Ein  Schock  Lerchen  kostete  1532  3  Gr.,  ein 
Schock  Finken  ')  2  Gr.  4  Pf. ,  ein  Schock  Zeisige  1  Gr.  5  Pf. ,  eine 
Schnepfe  1  Gr.,  6  Krammetsvögel  1  Gr.,  eine  wilde  Ente  6  Pf.,  1561 
ein  Auerhahn  5  Gr.,  ein  Haselhuhn  1  Gr.,  ein  Birkhahn  3  Gr.,  eine 
wilde  Taube  1  Gr.,  ein  Pfau  10  Gr.  6.  Pf. 

Zahmes  Geflügel.  Eine  gemästete  Gans  1532  4  Gr.,  unge- 
mästet  1540—70  3  Gr.,  ein  Huhn  1523  6  Pf.,  junge  Hühner  4  Pf., 
1528  ein  Huhn  1  Gr.,  1533  ein  Zinshuhn  8  Pf.,  1561—74  1  Gr.,  ein 
Kapphahn  16  Pt  —  3  Gr.,  ein  Paar  Tauben  1532  6  Pf. 

Fische«).  Das  Pfund  Karpfen  1 532  8  Pf.,  1561  das  Schock  4  Fl., 
1574  der  Ctr.  (Deputat)  4%  Fl.,  1532  ein  Pfund  Hecht  10  Pf.,  1561 
ein  Schock  8F1.,  1574  ein  Ctr.  (Deputat)  9  Fl,  1561  das  Schock  Fordlen 

Beg.  Bb.  49.  Cap.  IX.  515.  b.  Von  dem  J&gerrecht  im  heutigen  Sinne  heisst  es 
in  einem  „Verzeichnnss  (1542) ,  wie  es  mit  des  ChurfÜrsten  zu  Sachsen  Jägern  ihrer 
Besoldung  halber  und  sonst  gehalten  wird :  Erstlich  giebt  man  einem  Jäger  (Jä- 
germeister) 75  Fl.  jährlich  zur  Besoldung.  DarOber  hat  er  die  Haut  Ton  den 
Hirschen  und  Wilden ,  item  das  Unschlitt  von  den  Hirschen,  das  Schmeer  von  den 
Schweinen,  einen  Hirsch  und  ein  Schwein  im  Jahr  für  die  Essspeise.  Dazu  haben 
di«  Jägerknechte  den  Kopf  an  den  Hirschen,  Wildpret  und  B;ehen,  so  lang  oder 
weit  die  Ohren  reichen;  daraus  mögen  sie  sich  theilen.''  W.  Comm.  Arch.  Reg. 
DD.  S.  249.  —  Nach  dem  heutigen  weim.  Schussgeld -'Reglement  beträgt  das 
Schussgeld  für  einen  Hirsch  16—21  Sgr.;  für  ein  Thier  16  Sgr.,  einen  Schmalhirsch 
oder  ein  Schmalthier  11  Sgr.,  I&r  ein  Wildkalb  oder  Reh  8  Sgr.  u.  s.  w, 

2)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  D.  D.  8.  249. 

3)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  BB.  S.  59.  Cap.  X.  Nr.  120. 

4)  Zum  Schutze  der  Fischerei  bestimmte  ^e  weim.  Landesordnung  von  iM6 
die  Grösse  der  Hamen,  Netze  und  Reusen,  sowie  das  Minimalmass  der  zu  fangen- 
den Fiadie. 
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3  Fl.,  das  Schock  Aale  10  R  —  Ein  Sdiodc  Krebse^)  1532  lOPf.— 1 
Gr.,  1561  3  6r.  —  Eine  Tonne  fl&nisclie  Häringe  1511  4  Fl,  Ladis 
8  FL,  Stör  8  FL,  Hecht  7%  FL,  Hiriilge  1546  8  FL,  ein  Mandel  4 
Gr.,  eine  Tonne  Ton  Stettin  1549  6  Fl.,  flämische  Häringe  1550  7  Fl., 
1573  11  FL  15  Gr.  Das  Schock  bremer  Keanaugen  1549  11  Gr.,  ein 
Fässlein  BridEen  4  Fl.  Namentlich  zur  Fastenspeise  wurden  grosse 
Quantitäten  von  Fischen,  darunter  auch  Sto(Msche,  Schellfische,  „preussi- 
sche"  Fische  bezogen.  Als  einer  Fastenspeise  möge  auch  der  Biber- 
schwänze gedacht  werden,  welche  1512  mit  3  Gr.  9  Pf.,  1532  (14  Stack), 
zum  Theil  eingesalzen,  mit  2 — 3  Gr.  bezahlt  wurden. 

Bei  Betrachtung  der  Preise  des  Wildprets,  des  wilden  Geflügels,  der 
Fische  und  Krebse  als  der  Tafdbedtfrfhisse  für  die  wohlhabenden  Stände 
erscheint  es  als  höchst  auffallend,  dass  trotz  der  Pflege  des  Wildstandes  ^), 
über  welchen  oft  laute  Klagen  geführt  wurden,  und  trotz  des  auf  einen 
kleineren  Kreis  von  Gonsumenten  beschränkten  Verbrauchs  die  Preise 
des  Wildprets  verhältnissroässig  sehr  hoch  waren.  !Nach  der  letzten 
yor  dem  Jahre  1848  im  eisenachischen  Kreise  geltenden  Wildpretstaxe^) 
kostete  daselbst  ein  Rehbock  2  Thlr.;  der  Kaufjpreis  desselben  y^hielt 
sich  also  zu  dem  24jährigen  Durchschnittspreise  des  weim.  Scheffels 
Koggen  (von  1838—61  2  Thlr.  22  Sgr.  8  Pf.)  wie  1  :  1,  38 ,  im  Jahre 
1561  dagegen  wie  1 :  0,  35;  also  der  Behpreis  von  1561  2tt  demjenigen 
der  Jahre  vor  1848  wie  4  :  1. 

Höher  noch  w£*  der  Preis  eines  HiEisen,  welcher  im  Jahr  1523=:: 
10  Pfund  Schweinefleisch  oder  12  Pfund  Ochsenfleisch  öder  12  Pfund 
Hammelfleisch  oder  24  Pfund  Kalbfleisch  galt.  Znm  Scheffel  Roggen 
verhielt  sich  der  Hase  wie  1  :  2,  20,  kurz  vor  1848  wie  1 :  8, 27,  heute 


6)  ,J)ie  kleinen  Krebse,  welche  vom  Schwanz  bis  an  den  Kopf  nicht  eines 
Pingers  lang  sein,  soll  man  zu  Verödung  derselbigen  nicht  fahen"^  bei  Strafe  \  ¥L 

6)  Den  Bauern  war  es  gestattet,  mit  kleinen  Hunden  das  Wild  von  ihren  Aeckera 
2U  Terschenchen,  aach  wollte  man  sich  bei  erwiesenem  Wildschaden  „gn&diglich  er- 
zeigen." Wer  aber  unbefugter  Weise  mit  einer  Büchse  oder  Armbrust  nach  wil- 
dem Geflftgel  jagen  oder  dasselbe  in  Netzen  fangen,  auch  Hasen  schiessen  oder  in 
Schlingen  fangen  würde,  sollte  mit  10  FL,  ein  Jagdbel:«cbtigter^  der  auf  frendea 
Benere  jagend  betroffen  würde,  mit  100  Fl  gestraft  werden.  Landesordnung  von 
1556. 

7)  In  den  Jahren  vor  1848  betrug  die  Wildpretstaze  im  eis.  Kreise  5  Thfar.  7 
Or.  ftir  ein  alt  Thier,  2  TUr.  fOr  einen  starken  Bock,  8  Gr.  für  einen  Hasen. 
VergL  Qesch.  d.  Forst-  und  Jagdwesens  in  d.  Groash.  8.  Eisenachischen  Kreise  v. 
Storch.  Eisenach,  1841.  Im  weim.  Landeetheile  standen  allerdings  die  Preise 
h6her,  wann  auch  der  Hirsch  und  das  alte  Thier  im  Deputalpreise  nicht  höher  als 
S  und  6  Thlr.  berechnet  wurden. 
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etwa  wie  1 :  5,  51,  wobei  wir  noch  nicht  berClcksichtigen,  dass  die  da- 
malige Industrie  die  Bälge  gewiss  nicht  so  gut  zu  verwerthen  verstand^ 
als  die  heutige.  Hasen  und  Behe  standen  im  Verhältniss  zum  Hirsch- 
wildpret  in  einem  enorm  hohen  Preise.  Da  seit  1848  eine  "Wildprets- 
taxe  im  Grossh.  Weimar  nicht  mehr  besteht,  so  ist  es  schwer,  einen 
Durchschnittspreis  festzustellen.  Doch  sind  seitdem  wegen  des  beschränk- 
teren Wildstandes  und  der  durch  die  Eisenbahnen  erleichterten  Ausfuhr, 
also  aus  Ursachen,  die  bei  den  überdies  gänzlich  veränderten  Jagdver- 
hältnissen  eine  Vergleichung  kaum  mehr  zulassen,  die  Preise  ansehnlidi 
gestiegen. 

Fische  waren  keineswegs  billig  und  wurden  noch  im  Laufe  des  16. 
Jahrhunderts,  im  Verhältniss  zum  Ochsenfleisch,  sogar  sehr  theuer; 
Häringe  stiegen  sogar  von  1511 — 1573  von  1  auf  2,  90. 


Die  Milch  kostete  per  Kanne,  Eandel  oder  Maasrr  2  NÖsel  bis 
1574  3  Pf.,  Rahm  1  Gr. 

Die  Butter  wurde  1501  von  Würzburg  (18  Ctr.)  bezogen  zu  3 
Fl.  5  Gr.  3  Pf.  der  Ctr.,  also  das  Pfund  zu  8  Pf.;  1511  kosteten  347 
Pfund  11  Fl.  20  Gr.  10  Pf.,  das  Pfand  8V3  Pf.,  1512  der  Ctr.  „ge- 
schmelzte^' Butter  3V2  Fl.,  das  Pfund  9  Pf.,  und  der  Ctr.  geschmelzte 
bohemische  Butter  4  Fl.  13  Gr.,  das  Pfund  kaum  1  Gr.  1551  wurden 
1864  Eandel  ungeschmelzte  Butter  zu  Amshaugk  mit  18 — 20  Pf.  per 
Kandel  bezahlt.  Ausserdem  wurde  auch  die  Butter  in  Hosen  oder  Hos- 
lern»)  1501  zu  26  Gr.,  1538—49  zu  38—40  Gr.  und  in  Tonnen  1562 
zu  8  Fl.  gekauft.  Von  1533—62  hält  sich  der  Preis  der  frischen  Butter 
ziemlich  ohne  Schwanken  auf  1  Gr.  Gesalzene  Butter  kostete  von 
1544—71  15—16  Pf.,  geschmelzte  Butter  18  Pf.,  1574  2  Gr.  (Besol- 
dungsanschlag). 

Käse  per  Ctr.  1550  2  Fl.  8  Gr.  per  Tonne,  1551  2  Fl.  18  Gr., 
1664  4  Fl.  und  das  Malter»)  Gr.  Der  ttr.  holländ.  Käse  1562  5V, 
Fl.  und  das  Pfund  14  Pf.,  1572  7  Fl.  3  Gr.,  das  Pfund  18  Pf.  Ein 
Pfand  Parmesankäse  1562  3  Gr. 

Während  der  Werth  einer  Kuh  seit  1572  reichlich  um  das  Fünf- 
fache, ja  nach  dem  Preise  von  1549  reichlich  um  das  Neunfache  ge- 


8)  „Hose,  Batterhose,  ein  längliches  F&sschen,  in  welches  die  Landleuta  die 
Butter  diUcken  and  solche  darin  2a  Markte  tragen.** 

9)  Malter  =  Mandel   Kleine  Käse,  gingen  80  auf  das  Malter.  Welm.  Ooflun. 
AichiT  Bb.  S.  27.  Cap.  HL  Nr.  7. 
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Stiegen  ist ,  kostet  jetzt  die  Kanne  Milch  gleichwohl  nur  das  Doppelte, 
und  während  man  im  16.  Jahrhundert  für  den  Durchschnittspreis  eines 
Scheffels  Roggen  nur  44  Maas  Milch  erhielt,  bekommt  man  nach  heuti- 
gem Durchschnittspreis  82^/3  Maas,  also  fast  doppelt  so  viel.  Der  hohe 
Preis  der  Milch  im  16.  Jahrhundert  ist  um  so  auffallender,  als  auch 
die  Schafe  eine  wenigstens  der  Eäsebereitung  zu  Statten  kommende 
Milchnutzung  gewährten,  die  man  von  236  „melkenden"  Schafen  auf 
5  Seh.  54  Gr.  oder  16  Fl.  18  Gr.,  also  für  das  Stück  auf  IV2  Gr. 
jährlich  anschlug '•). 

Ein  Pfund  Butter  stand  zu  Anfang  des  16.  Jahrh..  im  Werthe  = 
3  Maas  Milch,  später  =  4  Maas  und  1574  wie  beute  (nachdem  freilich 
seit  25  Jahren  die  Butter  um  80  —  lOOVo  theurer  geworden  ist)  =  8 
Maas  Milch.  Zum  Durchschnittspreis  eines  Scheffels  Roggen  verhielt 
sich  das  Pfund  Butter  1501  wie  1: 16,  50,  1574  wie  1:  5,  50,  während 
es  sich  heute  (zu  8  Sgr.  angenommen)  nur  wie  1:  10,  33  verhält. 

Zum  Preise  einer  Kuh  verhielt  sich  ein  Pfund  Butter  1549  wie 
1  :  63,  1574  wie  1  :  52,  50,  1862  wie  1  :  150. 

Die  Eier  kosteten  1506 — 62  per  Schock  je  nach  der  Jahreszeit 
2— 5  Gr.  (=  4—10  Sgr.);  heute  kosten  sie  14—25  Sgr.,  so  dass  also 
das  Yerhältniss  ziemlich  gleich  geblieben  ist. 


Das  Salz  wurde  per  Scheffel  (ungefähr  =  1  Ctr.)  verkauft  und 

kostete 

1500  —  5  Gr.  1528  —  6  Gr.  1541  —  8  Gr. 

1501  —  12—14  Gr.  1529  —  6  Gr.  1542  —  8  Gr. 
1508  —  5  Gr.  1538  —  7  Gr.  1544  —  10  Gr. 

Das  Salz  wurde  von  Frankenhausen  bezogen.  Die  bedeutenden 
Schwankungen  im  Preise  liegen  natürlich  nicht  in  den  Productionskosten, 
sondern  wohl  mehr  in  der  durch  Wege  und  Wetter  begründeten  kost- 
spieligeren oder  wohlfeileren  Fracht. 


Gemüse.  Das  Schock  rothe  Rüben  kostete  1513  1  Gr.,  Blau-  und 
Weisskraut  1532  7  Gr.,  1563  1  Gr.  3  Pf.  Ausser  den  rothen  und 
weissen  Rüben  wurden  noch  Majoran,  Petersilie,  Knoblauch  und  Zwie- 
beln viel  verbraucht. 


10)  Wenn.  Comm.  Arcbir.  Reg.  Bb.  S.  8.  Cap.  n.  Nr.  7». 
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Von  Obst  worden  besonders  die  borsdorfer  Aepfel  (die  Tonne  1523 
zu  13  Gr.,  1561  zu  36  Gr.)  sehr  geschätzt.  Ein  Schock  welsche  Nüsse 
kostete  5  Pf.,  ein  Pfund  dürre  Kirschen  10  Pf.,  der  Ctr.  dürre  Zwet- 
schen  1511  2 FI.  15 Gr.  9 Pf.,  böhmische Zwetschen 3—4 Fl,  ungarische 
Pflaumen  1512  2%  FL,  1549  4V4  Fl.,  ein  Fuder  Winterbimen  1573 
10  Fl. 

Der  Ctr.  dürre  Zwetschen  verhielt  sich  im  16.  Jahrhundert  zum 
Roggenpreise  wie  4 — 8  :  1,  heute  höchstens  wie  2:1. 

Colonialwaaren,  Sttdfrtlchte. 

(Nach  neuer  Münze. )        ' 

Sowohl  Colonialwaaren,  Küchen^  und  Eellerbedürfbisse ,  als  Fabri- 
'cate  aller  Art  bis  auf  den  Streusand  für  die  Renterei  und  Canzlei  liess 
der  fürstlich  emestinische  Hof  nicht  etwa  in  der  Residenzstadt,  sondern 
ausschliesslich  auf  den  Messen  kaufen,  von  welchen  aus  Thüringen, 
besonders  der  leipziger  Oster-,  Michels-  und  Neujahrsmarkt,  der  naum* 
burgische  Petri-  Paulsmarkt,  weniger  die  Messen  zu  Frankfurt  am  Main 
und  an  d^  Oder  besucht  wurden.  Dorthin  kamen  Handelsleute  von 
Nürnberg  und  Augsburg,  die  auch  an  verschiedenen  Marktplätzen  ihre 
Factoren  hatten").  Küchenschreiber  und  Hofschneider,  die  vorher  erst 
einen  ungefähren  Anschlag  des  Bedarfs  vorgelegt  hatten,  auch  wohl  noch 
andere  geschäftskundige  und  zuverlässige  Personen  reisten  im  Auftrage 
des  fürstlichen  Hofes,  wohl  versehen  mit  Geld,  welches  freilich  sehr  oft 
erst  geliehen  werden  musste,  nach  Leipzig,  wo  sie  in  einer  für  sie  stets 
bereit  gehaltenen  Wohnung  ihre  Herberge  nahmen'*).  Hatte  der  Hof, 
wie  es  zuweilen  geschah,  schon  vor  der  Messe  Waaren  direct  bezogen, 
so  wurde  jetzt  dafür  Zahlung  geleistet,  dagegen  blieb  auch  mancher 
neue  Posten  unbezahlt. 

Die  Reihe  der  Colonialwaaren  beginnen  wir  mit  dem  Zucker, 
von  welchem  drei  verschiedene  Sorten  im  Handel  bekannt  wären.  Als 
die  feinste  und  darum  theuerste  Qualität  wird  der  Ganarienzucker  be- 
zeichnet,  welcher   auf  den  canarischen  Inseln  gebaut  und  theils  von 


11)  Die  Factoren  der  Fngger,  mit  welchen  Geschäfte  abgeschlossen  wurden, 
waren  Wolf  Hofinann  1613  in  Leipzig,  Hieronymns  Wiedemann  1649  in  Erfurt  nnd 
Matthes  Ortel  in  Antorf. 

12)  1572  betrug  der  Gewölb-,  Stuben-  und  Kanunerzins  bei  Barthel  SOss* 
milch  in  Leipzig  10  FL  und  musste  auch  bezahlt  werden,  wenn  der  Markt  aus- 
nahmsweise nicht  beschickt  wurde-    Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Bb.  S.  49.  Gap. 
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Antorf  (Antwerpen),  theils  von  deutschen  Handelsgesellschaften  nach 
Deutschland  eingeführt  wurde.     Die  augsburger  Kaufleute  „Antonio 
Welser,  C!onrat  Vechlin  und  geselschaft ^'  bildeten  eine  Handeldcom- 
pagnie,  welche  auf  Madeira  ansehnliche  Zackerplantagen  besass ''). 
Der  Ctr.  Canarienzucker  kostete 

1538  —  28  Thlr.  1553  —  39  Thlr.  6  Sgr. 

1546  —  31  Thlr.  12  Sgr.     1578  —  46  Tbk.  6  Sgr. 
Meliszucker  war  billiger  und  kostete 
1502  —  13  Thlr.  16  Sgr.  1544  —  19  Thlr.  18  Sgr/ 

1511  —  15  Thlr.    1  Sgr.  6  Pf.    1546  —  28  Thlr. 

1512  —  18  Thlr.  16  Sgr.  1549  —  30  Thlr.  24  Sgr. 

1513  —  30  Thlr.  24  Sgr.  1550  —  29  Thlr.  12  Sgr. 
1538  —  25  Thlr.    6  Sgr.  1553  —  33  Thlr.  18  Sgr. 

Der  Hut  hielt  6 — 8  Pfund.  Die  geringste  Sorte,  der  Thomas- 
(Farin-  oder  Sand-)  Zucker,  kostete  1546  22  Thlr.  12  Sgr.  Es  yer- 
hielten  sich  überhaupt  diese  drei  Sorten  nach  ihrem  Werthe  wie  100: 
89^20  und  :  71,30.  Zuckerwerlc  mit  Bildern  zum  St.  Kiklastage  kostete 
per  Pfund  12  Sgr.  *  1 

Die  Vergleichung  der  Preise  des  Zuckers  mit  demjenigen  eines 
Scheffels  Roggen  ergiebt  1502  elü  Yerhältniss  von  1: 18,  50,  1550  von 
1  :  40,  10,  1574  von  1 :  63  und  jetzt  1862  (der  Ctr.  incl.  der  Zucker- 
ßteuer  zu  16  Thlr.)  von  1  :  5,  81. 

In  ihrem  Yerhältniss  zur  Brodfrucht  verhalten  sich  somit  die  Zucker- 
preise von  1502,  1550  und  1574  zu  dem  heutigen  (1862)  wie  3,18, 
6,90,  10,84  :  1.  Wenn  also  das  Yerhältniss  des  Zuckerpreises  von  1574 
zu  demjenigen  des  Roggens  noch  dasselbe  wäre,  -so  müsste  der  Ctr. 
Zucker  heute  173  Thlr.  7  Sgr.  6  Pf.,  das  Pfund  aber  1  Thlr.  22  Sgr. 
kosten.  Wegen  seines  hohen  Werthes  wurde  der  Zucker  sehr  sparsam 
verwendet,  so  dass*  z.  B.  der  gesammte  Verbrauch  für  die  Hofhaltung 
des  Herzogs  Johann  Ernst  zu  Coburg  im  ganzen  Jahre  mit  Einschluss  des 
mit  auf  die  Reisen  genommenen  Zuckers  nur  109  Pfund  3  Loth  be- 
trug'*). Auch  der  weim.  Hof,  an  welchem  täglich  an  mehr  denn  50 
Tischen  über  400  Personen  gespeist  wurden,  verbrauchte  jährlich  nur 
3_5  ctr.,  und  dennoch  empfehlen  die  Hofordnungen  wiederholt  den 
sorgsamen  Yerschlnss  desselben. 

18)  Yergl.  Ausland,  Wochenschr.  f.  Kunde  des  geistigen  und  sitÜ.  Lebens  d. 
Völker.  35.  Jahrg.  1862.  Nr.  37.  S.  883.  Aus  dem  Jagebuch  des  Lucas  Rem  aus 
den  Jahren  1494  —  1541,  herausg.  von  dem  StadtbibHothekar  B.  Greiff.  Augs^b. 
1861. 

14)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Bb.  S.  49.  Cap.  IX.  Nr.  512. 
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Noch  höher  geschätzt  warm  die  Gewflrze,  die  sdion  im  Mittelalter 
als  die  köstlichsten  Schätze  Asiens  so  hoch  gepriesen  wurden,  dass  be- 
kanntlich das  Streben,  dieselben  um  billigeren  Preis  aus  erster  Hand 
zu  beziehen,  nicht  wenig  zur  Auffindung  des  Seewegs  nach  Indien,  dem 
Zide  der  Handelswelt  aller  Zeiten,  beigetragen  hat. 

Zimmtrinde  oder  Ganeel  war  im  Preise  sehr  schwankend  und  kostete 
pr.  Pfund  1502  1  Thlr.  28  Sgr.,  1511  1  Thk.  22  Sgr,  6  Pf.,  1512  2 
Thlr.  9  Sgr.,  1532  4  Thk.  8  Sgr.,  1538  2  Thlr.  24  Sgr.,  1546  1  Thlr. 
18  Sgr.,  1550  1  Thlr.  14  Sgr.,  1573  2  Thlr.—  Zimmtfasem  pr.Pfimd 

1511  4  Thk.  16  Sgr.  6  Pf.,  1512  5  Thlr.  7  Gr.,  1532  8Thh:.  16  Sgr., 
1538  7  Thlr.,  1550  9  Thlr.  18  Sgi\,  1572  7  Thlr.  21  Sgr.  Zimmtblu- 
men  pr.  Pfund  1511  2  Thlr.  13  Sgr.,  1538  2  Thlr.  18  Sgr.,  1546  IThlr. 
18  Sgr. 

Das  Pfund  Safran  1502  125  Thk.  2  Sgr."),  1511,  wahrschein- 
lich eine  geringe  Sorte,  4  Thlr.  16  Sgr.  6  P£ 

Pfeffer  pr.  Pfund  1502  26  Sgr.,    1505  17  Sgr.,  1511  16  Sgr., 

1512  10  Sgr.  6  Pf.,  1538  21  Sgr.,  1546  24  Sgr.,  (langer)  Pfeffer  1550 
1  Thk.  12  Sgr. 

Nägelein  pr.  Pfund  1502  1  Thlr.  6  Sgr.,  1505  2  Thlr.  3  Sgr., 
1511  1  Thk.  16  Sgr.,  1532  4  Thlr.  8  Sgr.,  1538  2  Thk.  24  Sgr.,  1546 
1  Thlr.  22  Sgr.,  1550  1  Thk.  14  Sgr.,  1573  2  Thk.  26  Sgr. 

Ingwer  pr.  Pfund  1511  1  Thlr.  10  Sgr.,  1550  17  Sgr.,  1572  1 
Thlr.  22  Sgr. 

Muskatnüsse  pr.  Pfund  1511  28  Sgr.,  1550  1  Thlr.  6  Sgr., 
1572  2  Thlr.  Muskatblumen  pr.  Pfund  1502  1  Thk.  28  Sgr., 
1546  3  Thh-. 

Galgant  1550  pr.  Pfund  1  Thlr.  6  Sgr. 

Zittwer  pr.  Pfund  1550  2  Thlr.  12  Sgr. 

Calmus  (deutscher  Zittwer)  1550  7  Sgr. 

Südfrüchte.    Datteto  pr.  Pfund  1538  14  Sgr.,  1549  7  Sgr. 

Citren en  1572  das  Stück  5 — 6  Sgr.,  eine  grosse Gitrone  19  Sgr. 

Limonien  1550  100  Stück  1  Thlr.  1  Sgr.  6  Pf. 

Granatäpfel  1573  pr.  Stück  10  Sgr. 

Pomeranzen  1512  100  Stück  2  Thlr.  26  Sgr.,  1546  2  Thk.  8 
Sgr.,  1549  3  Thlr.  6  Sgr.,  1573  4  Thk.  24  Sgr. 

Gib  eben  pr.  Pfund  1538  8  Sgr.  6  Pf.,  1549  5  Sgr.  3  Pf.,  1573 
12  Sgr. 


16)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Bb.  S.  49.  Cap.  IX.  79 :  „134  FL  Ar  1  Pfand 
16  Loth  Safran  zu  89^  FL<< 
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Grosse  Rosinen  pr.  Ctr.  1511  4  Thir.  ISSgr.  3Pf.,  dasPfimd 
16  Pf.,  1572  der  Ctr.  15  Thlr.  26  Sgr.  3  Pf.,  das  Pfand  4  Sgr. 
9  Pf  . 

Kleine  Rosinen  pr.  Ctr.  1502  12  Thlr.  4  Sgr.,  1511  8  Thlr. 
12  Sgr.,  154»  13  Thlr.  9  Sgr.,  das  Pfiind  4  Sgr.,  1572  der  Ctr.  22 
12  Sgr.,  das  Pfand  &%  Sgr. 

Muskatellerbe eren  1538  und  1550  pr.  Pfand  14  Sgr. 

Mandeln  1502  pr.  Ctr.  9  Thhr.  24 Sgr.,  1511  8  Thlr.  22VaSgr., 
das  Pfand  2%  Sgr.,  1549  4  Sgr.  Ambrosiamandeln  5  Sgr.,  venedi- 
sche  Mandeln  1572  8  Sgr. 

Feigen.  1512  pr.  Ctr.  Laubfeigen  8  Thlr.  22  Sgr.  6  Pf.,  1549 
7  Thh:.  19  Sgr.  6  Pf.    MarsUienfeigen  14  Thlr. 

Kapern.  1511  und  13  pr.  Pfund  6  Sgr.,  1538  grosse  Kapern 
5  Sgr.  8  Pf.,  kleine  Kapern  2  Sgr.  10  Pf. 

Welsche  Kastanien  pr.  Ctr.  1553  11  Thhr.  6  Sgr. 

Quitten  pr.  Schock  1550  20  Sgr. 

Als  Conditoreiwaaren ,  welche  die  Apotheker  gewöhnlich  verfertig- 
ten, erwähnen  wir  vom  Jahre  1559  überzogene  (flberzuckerte?)  Man- 
deln, die  gleich  dem  überzogenen  Fenchel,  Anis  und  Coriander  pr.  Pfund 
14  Sgr.  kosteten;  überzogene  Zimmtrinde  16  Sgr.,  eingemachter  Citro- 
nat,  Pomeraozenschalen  und  Ingwer  14  Sgr.,  eingemachte  Muskatnüsse 
1  Thlr.  12  Sgr. ,  eingemachte  Nüsse  7  Sgr.  —  100  Stück  nürnberger 
Pfefferküchlein  6  Thlr.  20  Sgr.,   das  Stück  2  Sgr. 

Fügen  wir  hier  noch  bei: 

Hirsen  1546  pr.  Scheffel  1  Thlr.  12  Sgr.,  1572  pr.  Ctr.  4  Thlr. 
16  Sgr.  6  Pf. 

Reis  pr.  Ctr.  1502  4  Thlr.  18  Sgr.,  1511  3  Thlr.  26  Sgr.  6  Pf., 
1512  4  Thlr.  6  Sgr.,  1538  4  Thlr.  6  Sgr.,  1544—46  5  Thk.  18  Sgr., 
1550  6  Thlr.  9  Sgr.,  1572  11  Thlr.  6  Sgr. 

Olivenöl  pr.  Ctr.  1502  11  Thlr.  17  Sgr.,  das  Pfund  3  Sgr.  6 
Pf.,  1511  pr.  Pfund  3  Sgr.,  1549  4  Sgr.  6  Pf.,  1572  8  Sgr. 

Rosenöl  1532  pr.  Nösel  4  Sgr.  2  Pf. 

Honig  1502  pr.  Tonne  7  Thlr.,  1501  1  Nösel  6  Sgr. 

Hausenblase,  deren  sehr  viel  verbraucht  wurde,  1538  pr. Pfund 
21  Sgr.,  1549  2  Thlr.  3  Sgr.,  1574  24  Sgr. 

So  weit  nach  obigen  Angaben  eine  Einsicht  in. die  Preise  des  16. 
Jahrhunderts  bis  1574  möglich  ist,  zeigt  sich  ein  auffallendes  Steigen 
derselben,  welches  theils  in  der  Auffindung  ebenso  zahhreicher  als  er- 
giebiger Minen  der  neuen  Welt  und  der  durch  den  Fortschritt  der 
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bei^gmänniscben  Technik  erhöhten  und  yoraassichttich  nachhaltigen  Aus- 
beute denselben,  theils  in  dem  durch  die  Entdeckung  so  reicher  Länder 
bedingten  Aufschwung  des  Handels  und  der  hierdurch  vermehrten  Cir- 
culation  des  Geldes  seine  Begründung  findet.  „Damals  suchte  man'S 
sagt  Ranke '^),  „und  wohl  auch  nicht  ganz  mit  Unrecht  den  Grund  in 
dem  monopolistischen  Wesen,  das  durch  die  Gesellschaften  der  grossen 
Handelshäuser  den  oft  wiederholten  Anordnungen  der  Reichstage  zum 
Trotz  nur  immer  mehr  um  sich  gegriffen  .hatte/'  Wenn  diese  Preis- 
steigerung bei  dem  Getreide  und  Schlachtvieh  noch  als  eine  nur  massige 
bezeichnet  werden  kann,  so  tritt  sie  namentlich  bei  folgenden  Producteo 
hervor,  wo  sie  zum  Theil  sogar  300  Vo  übersteigt : 

Zucker  stieg  von  1502—1573  auf  341  Proc. 

Zimmtsafran  -       -    1511—1572    -    169      • 

Pfeffer  -       •    1505—1550    -    247      - 

Gewürznelken  -  -  1502—1573  -  239  - 
Ingwer  -       -    1550—1572    •    306      - 

Muskatnüsse  <      -    1511—1572    -    214     - 

Muskatblumen        -       -    1502—1546    -    155 
Pomeranzen  -       -    1546— 15T3    -    212 

Cibeben  -       -    1538—1573    -    141      - 

Grosse  Rosinen  -  -  1511—1572  -  357  - 
Kleine  Rosinen  -  -  1511—1572  -  267  - 
Mandeln  -       -    1511—1572    -    300      - 

Olivenöl  -       -    1502—1572    -    229      - 

Reis  -       .    1511—1572    -    288      - 

Seit  dem  16.  Jahrhundert  ist  der  früher  so  wichtige  Gewürzhandel 
gegenüber  andern  Producten,  wie  Baumwolle,  Zucker,  Kaffee,  Tabak, 
Wolle,  Getreide  u.  s.  w.,  so  sehr  gesunken,  dass  er  in  seiner  Gesammtheit 
den  Betrag  von  10  Mill.  Thaler  nicht  übei*steigt  '^),  während  allein  schon 
der  Werth  einer  amerikanischen  Baumwollenernte  das  Dreissigfache  des 
Gesammtumsatzes  aller  Gewürze  beträgt.  Da  der  ursprünglich  ausser- 
ordentlich kleine  Verbreitungsbezirk  der  Gewürze,  in  Folge  dessen  der 
Handel  sich  leicht  monopolisiren  liess,  bedeutend  erweitert  wurde,  sind 
die  Preise  im  vorigen  Jahrhundert  in  einem  überraschenden  Verhältniss 
herabgegangen.  Im  Werthe  zum  Roggen  verhält  sich  nämlich  nach 
dem  Durchschnittspreise  des  Roggens  im  16.  Jahrhundert  und  demje- 
nigen von  1838—61  ein  Pfund 

16)  Ranke,  Deutsche  G^sch.  im  Zeitalter  der  Reform.  ThI.  II.  S.  ü. 

17)  Vergl.  Ausland,  Woohenschrift  u.  s.  w.  35.  Jahrg.  Nr.  44  S.  1039:     „Die 
^Sollc  der  Gewürze  im  Welthandel  und  auf  der  Londoner  AussteUung.'^ 
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Zimmt 

1573=    2,73  J 

Schef 

r.  1862  — 0,18  Schef 

tvie 

100:   6,64 

Safran 

1502  =  170,50 

- 

-    =3,63      - 

- 

100:   2,13 

Pfeflfer 

1550=     1,91 

- 

-    =0,06      - 

- 

100:   2,83 

Nelken 

1573=     2,55 

- 

-    —0,07      - 

- 

100:  2,87 

Ingwer 

1572  =     2,36 

- 

-    =0,07      - 

- 

100:   3,09 

Muskatnüsse 

1572=     2,78 

- 

-    =0,31      - 

- 

100 :  11,33 

Moskatblomen  1 546  =     4,09 

- 

-    =0,29      - 

- 

100:   7,10 

1 

1 

0«trink«. 

Der  Eimer,  nach  welchem  in  Thüringen  Wein  und  Bier  gemessen 
wurden,  fasste  18  Stübchen  zu  4  Maas  =  72  Maas.  Die  ausländischen 
Weine  wurden  in  Legein  ^^  zu  50  Kannen  oder  Maas  gekauft.  Ein 
Eimer  Landwein  kostete: 

1500  —  20  Gr.  1523  —  1  Fl. 

1502  —  16    -  1538  —  1    -     9  Gr. 

1506  —  12    -  1561  —  1-15    - 

1511  —  11    -    4  Pf.  1570  —  1    -   15    - 

1512  —  11    .    2    .  1574  —  2   - 

Man  unterschied  unter  den  im  Lande  gebauten  Weinen  drei  Qua- 
litäten: Fürstenwein,  Räthewein  und  Speisewein,  welche  z.  B.  im  Jahre 
1570  mit  2  Fl.  6  Gr.,  1  Fl.  15  Gr.  und  1  Fl.  bezahlt  wurden.  Der 
Speisewein  näherte  sich  sehr  dem  Essig  und  wurde  häufig  zu  solchem 
verwendet  Ausserdem  wurde  auch  zuweilen  böhmischer  Wein  einge- 
führt, der  bei  grösserer  Güte  billiger  war,  als  der  einheimische.  Für 
den  fürstl.  ernestinischen  Hof  wurden  1513  600  Eimer  des  besten  leit- 
meritzer  Weins  für  270  Fl.  gekauft,  also  der  Eimer  mit  9  Gr.  6  Pf. 
bezahlt  Gewöhnlicher  Bheinwein  kostete  ind.  des  Transports^*)  pr.  Eimer 
1511  —  3  Fl.  1547  —  4  Fl.    5  Gr.    2  Pf. 

1538  —  6    -  "•)  1548  —  4 10    - 

1565  —  4  Fl.  10  Gr.  6  Pf. 
Kostbarer  als  die  Rheinweine  war  der  Reinfahl,  welcher  nach  Jacob 
Grimm*^  aus  Rivoli  im  Veronesischen  oder  mit  grösserer  Wahrschein- 


18)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Bb.  S.  49.  Cap.  IX.  Nr.  870. 

19)  Die  Fracht  f&r  den  Centner  von   Frankfurt  nach   Weimar   betrag  1518 
12  Gr.,  1672  1  Fl.  12  Gr. 

19«)  1539  kaufte  der  Hofschenk  Georg  von  Koserits  sa  Geisenheim  and  Oest- 
.  rieh  10  Fuder  ,;EUnkauer<'  Wem  für  282  FL  1«  Gr. 

20)  YergL  Jacob  Grimm's  Vorrede  S.  YL  cu  £•  F.  Rdssler's  Deutschen 
Rechtsdenkm&lem  ans  Böhmen  and  MAhien»  Bd.  I.  Fra«  1845. 

19 
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lichkeit  ans  Istrien  kam  und  dgenflidi  vinum  RalMole  hiess,  woraus 
Biboley  und  Bivoley  entstnid,  das  sp&ter  in  Beinfahl  verändert  wur^e. 
In  ^terreichischen  Urkunden  heisst  er  Bayfal  *^).    Das  Legel  kostete : 
1511  —    7  Fl.  10  Gr.  6  Pf.  1561  —  10  n.  —  Or..— Pf. 

1513—    7    -    — 1162—^12    -    10    -      6    - 

1550  —  11 1573  —  16    -    10    -      6    - . 

Auf  ihren  Wallfahrten,  nach  Jerusalem  hatten,  die  Deutschen  auch 
den  griechischen  Wein  kennen  gelernt,  der  unter  dem  Namen  Malvasier^ 
Yulgo  Malmasier,  aus' Gandia  und  anderen  griechischen  Inseln  als  Roek- 
fracht  von  venezianischen  Schiffecapitänen  mitgebracht  wurdet).  Das 
Legel  kostete: 

1505  -    7  n.  10  Gr.    6  Pf.  1513  —    8  Fl. 

1511  —  11 _    -  1550  —  11    . 

1562  —  13  Fl.'lO  Gr.  6  Pf. 

Auch  die  Eräuterweine  smd  hier  zu  erwähnen,  die  man  aus  einer 
Zuthat  von  gestossener  Zimmtrinde ,  Schlehen ,  P&rsidikem,  Spillingskem, 
Kirschkern,  Hirschzungän  (Scabiosa  suceisa),  rothen  Beeren,  Wermuth, 
Salbei,  Lavendel,  Wachholder,  Bosmarin,  Ysop,  Nä^elein u.  s.  w.  mit 
Zucker  fabricirte  und  je  nach  ihren  In^edienzien  benannte^).  Wie 
kostspielig  und  gjeschätzt  diese  Weinfabricate  waren,  geht  aus  der  Hof- 
ordnung Johl  Wilhelms  vom  Jahr  1565  hervor,  welche  befiehlt,  dass  die 
Eräuterweine  „für  S.  G.  unsem  Herrn  und  dessen  gnäd.  Gemahlip  ge- 
spart werden,  dass  man  nun  forthin  den  HoQunkem  und  dem  Frauen- 
zimmer auf  ihr  Ansuchen  nicht  mehr  denn  den  Wermuth-,  Salbei  und 
Hirchzungenwein,  doch  allein  mit  Gläsern  und  nicht  unziemlicher  Weise 
geben;  die  anderen  Eräuterweine  aber  sollen  allein  für  Fürsten  und 
Fürstinnen  gespart  werden,  um  die  Unkosten  mit  dem  Einkaufen  der 
Kräuter  soviel  desto  mehr  einzuziehen'S 

Das  Bier  kostete  pr.  Eimer  1506  11  Gr.,  1538  10  Gr.,  9  Gr.,.  8  Gr., 
1544  in  Eisenach  10  Gr.,  neustädter  B.  1561  15  Gr.,  coburger  18  Gr., 
Speisebier  12  Gr.,  grimmepsteiner  12  Gr.,  golmsdorfer  18  Gr.,  1574 
(Deputat)  1  Fl.  Ausserdem  waren  das  torgauische,  rodische,  belgerische, 
cinbeckische  Bier  (—  1511  das  Fass  =  5-^  Eimer  für  6  Fl.  14  Gr.— ) 
fidir  beliebt  Nirgends  findet  sich  das  m  Thüringen,  so  weit  bekannte 
lidhtenhainer  Bier  ^wälmt  .Q^r  Scheffel  Hopfen  kostete:!  •    *..       '  ^ 


21)  Yftrgl.  Zeitachrift  für  die  Gesch.  des  Qbeirbeins,  herftäsg.  ron  F.  J.  Mone. 
Eailsruhe  1857.  Bd.  8  8.  494. 
■       »)  Vergt  Uond  a.  a.  0.  S.'4^6. 

7Z)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Aa.  S.  430. 
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1500  5-6  Gr.,    1608  7— 8  Gr.,    1643  19—20  Gr., 

1557—58  10—12  Gr.,    1562—68  17—18  Gr. 

Das  Maas  gebrannten  Weins,  dessen  jedoch  nur  als  einer  Medicin  fftr  das 

Rindvieh  erwShnt**)  wird,  kostete  1550  3  Gr.  —  3  Gr.  2  Pf,    Ein 

Schock  Gläser  zu  Bier  and  Wein  15  Gr. 

IMe  Wein*  und  Bierconsumtion  am  Hofe  in  Weimar  war  sehr  be- 
deutend. Bäthe  und  HoiSunker  bekamen  von  Walpurgis  bis  Michaelis 
tfgli'ch  zum  ßchlaftrunk  V^  Stabchen  =  2  Maas  Wein  und  ebensoviel 
neustftdter  Bier ,  Knechte  und  „Buben^>  täglich  2  Maas  Bier.  Die  mei- 
sten Beamten  erhielten  als  Deputat  5' — 15  Eimer  Wein  und  Bier,  zu* 
weilen  noch  mehr.  Dass  Herzog  Joh.  Ernst  in  Coburg  1553  seinem  Halb- 
bruder Job.  Friedrich  dem  Aelt.  6000  Eimer  Wein  ^)  hinterlassen,  dass 
1582  allein  aus  der  fQrstl.  Kellerei  in  Jena  für  5000  fl.  Wein  verkauft 
werden  konnte,  lässt  auf  eine  bedeutende  Weinproductiön  des  sachs.- 
emest.  Landes  schliessen.  Der  f&rsüichen  Weinberge  gab  es  im  weim. 
Antheile  1573  1199%  Acker. 


•HäuKerpfeis^ 

Schwierig,  wenn  nicht  ganz  unmöglich,  ist  der  Vergleich  deiä  Häuser- 
werthes  im  16.  Jahrhundert  mit  demjenigen  unserer  Zeit,  4a  Kunst  und 
Geschmack,  sowie  die  Ansprüche  auf  Bequemlichkeit  und  eine  zweck- 
mässigere  Benutzung  des  Raumes  seitdem  in  der  Stadt  und  auf  dem 
Lande  bedeutend  vorgeschritten  sind.  Wir  sehen  indessen  ganz  von 
dem  Werthe  der  Häuser  im  sich  ab  und  betrachten  sie  nur  als  Woh- 
nungen: Das  Baumaterial  betreffend,  so  wurden  Steine  wenig  benutzt 
„Dass  Bürger  und  Bauern  nur  mit  Holz  bauen  wollen",  beklagte  die 
weim.  Landesordnung  von  1556  als  einen  „Missbrauch,  dadurch  die 
Gehölze  und  Wälder  treflflich  abnehmen  und  verwüstet  werden".  Sie 
empfahl  dagegen  den  Steinbau,  mindestens  sollte  nicht  verstattet  werden, 
„hinfürder  von  Grund  mit  Holz,  sondern  zum  wenigsten  den  untersten 
Gaden  steinern  aufzubauen";  auch  die  Dächer  in  den  Städten  sollten 
nicht  mit  Schindeln '  gedeckt  werden.  Um  den  Baulustigen  möglichst 
Vorschub  zu  leisten,  wurden  die  Magistrate  in  den  Städten  aufgefordert, 
Kalk-  und  Ziegelbütten,  Steinbrüche,  Sand-  und  Lehmgruben  anzulegen, 
dmiit  ein  jeder  Bürger  das  Baiunaterial  ohne  Mjihe'  und  zu  einem  für 
Alle  gleichen  Preise  beziehen  könne..  Für  die  zu  liefernden  Steine  sollten 


24)  WeiiiL  Comm.  Arch.  Reg!  Bb.  S.  49.  Gap.  iX.  Nr.  .612. 

25)  Müller' B  Annalen  der  Sachs.. GeBchichIeJI.,  119^       ...    - 

19* 
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die  Magistrate  mdir  nicht  als  den  Brecberlohn  in  Ansprach  nehm^i 
daneben  auch  einen  geeigneten  Mann  auf  mehrere  Jahre  zmn  Baumeister 
wählen,  der  den  Yoirrath  an  Holz^  Steinen,  Sand  und  Lehm  verwalte. 
Die  Yrem  der  Wohnhäuser  der  Stadt  Weimar  im  16.  Jahrhundert 
sind  aus  einzelnen^  noch  vorhandenen  Jahrrechnungen  des  Amtes  Wei- 
mar ersichtlich,  in  denen  auch  die  Einnahm»  aus  den  Lehengeldera 
verzeichnet  sind.  „Lehengeld  soll  von  30  Schock  eins  gefall^i,  doch 
stets  auf  Gnade  und  nach  Gel^enheit  der  Gfiter  und  des  YermSgens 
der  Leute^)."  Armen  Leuten  wurde  daher  oft  das  Lehrgeld  ganz  oder 
halb  erlassen,  aus  fürstlicher  Gunst  auch  wohlhabenderen,  z.  B«  Be- 
amten, welche  sich  deshalb  an  die  Gnade  des  Fürsten  wandten.  An 
manchen  Orten  gab  man  ^,von  einem  Gut  oder  Haus,  es  werde  theuer 
oder  wohlfeil  veikaull'S  nur  5  Schillinge  =r  6  Gr.  8  Pf.  In  diesem  Falle 
ist  der  Werth  des  Grundstücks  als  für  die  Lehengelderhebung  völlig  gleichr 
gültig  nicht  angegeben.  Ans  den  Jahren  1500,  1508—1509,  1533^-34^ 
1541—43,  1552,  1562,  1564—67,  1571—72  sind  in  den  Lehengeldrech- 
nungen 50  Häuserkäufe  mit  Angabe  des  Kau^reises  aufgeführt ,  abge- 
sehen von  den  zahlreidien,  hier  absichtlich  nicht  berücksichtigten  Fällen, 
wo  der  Vater  dem  Sohne  das  Haus  —  augenscheinlich  unter  dem  wahren 
Werthe  —  käuflich  überliess.  Von  diesen  50  Häusern,  von  welchen  dia 
wohlfeilsten  als  klein  und  baufällig  bezeichnet  werden,  kosteten: 

17  Häuser      2  Fl.  18  Gr.  bis      50  Fl.  =       4  Thlr.  bis      70  Thlr. 

7      -         50   -    —    -     -      100   -    =      70     -       -      140      - 
14      -        100   -    —    -     -      300    -    =    140     -      -      420      - 

7      -        300   -    —    -      .      600    -    =    420     -       -      840      - 

2  -        600   -    —    -     -    1000   -    =    840     -       -     1400      - 

3  -  1000  .  —  .  .  1500  -  =  1400  -  -  2100  - 
Der  Durchschnittspreis  der  bis  zum  Jahre  1543  in  der  Stadt  Wei- 
mar verkauften  28  Häuser  beträgt  75  R  10  Gr.  (=  115Thbr.  20Sgr.), 
während  derjenige  der  vom  Jahre  1552  —  72  verkauften  22  Häuser 
292  Fl.  4  Gr.  (=  409  Thlr.  2  Sgr.)  zeigt.  Der  Häuserwerth  war  also 
in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  fast  um  das  Vierfache  ge- 
stiegen, was  sich  freilich  durch  den  Umstand,  dass  seit  1547  Weimar 
eine  ständige  fürstliche  Residenz  geworden  war,  wohl  erklären  lässt. 
Das  theuerste  Haus,  welches  1571  verkauft  wurde,  war  der  Gasthof 
zum  schwarzen  Bären  für  1500  Fl.  Als  Mietbpreis  wurden  5%  d^ 
Hauswerthes  angenommen.    Diesen  Verhältnissen  entsprechen  auch  die 


26)  Weim.  Comm.  Arcli.  Reg.  Bb.  S.  26.  Gap.  lU.  Nr.  6S. 
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Wohnnngsentschädigongen  für  fürstliche  Beamte,  welche  noch  im  Jahre 
1555  nur  20  H.  betragen,  im  Jahre  1574  aber  bis  auf  50  Fl.  stiegen. 
Dr.  Ell ing er  in  Jena  erhält  1574  30 FL  MiethsIntschadigong^O- 

Verkäufe  von  Wohnhäusern  in  yers<^iedenen  Flecken  und  Dörfern 
der  Umgegend  von  Weimar  sind  ans  d^  Jahren  1500,  1509 — 1509, 
1538,  1541—43,  1554,  1557—58,  1562—66,  1571— 72  mit  Angabe  des 
Kaufpreises  76  aulgeführt    Es  kosteten: 

33  Häuser  2 Fl.  10 6r.  bis  25 Fl.  =:  3Ttik.  USgr.bis  SSTUr. 
31»)    -         25  -    —  -      -      50  -   =    36     -    —    -     -     70    - 

9       -         60  -    —  •      •    100  -   =    70     .     —    -     .  140    - 

3  ind.  2 

Mühlen  100 400  -  =  140     -     —    •     -  660    - 

Die  Preise  der  Häusa*  auf  dem  Lande,  auch  der  klemeren  in  der  Stadt, 
werden  gewöhnlich  nach  dem  alten  Schede  angegeben. 

Andi  auf  dem  Lande  zeigt  sidi  der  Häuserwerth  in  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  um  mehr  als  das  Doppelte  gestiegen,  denn 
während  der  Durchschnittspreis  von  20  bis  zum  Jahre  1543  verkauften 
Häusern  sich  auf  19  Fl.  1  Gr.  (=  26  Thlr.  22  Sgr.)  belauft,  steigt  der- 
selbe bei  den  56  Ton  1554—72  verkauftai  Häusern  auf  46  Fl.  1  Gr. 
(=  64  IWr.  14  Sgr.). 

Eolzpreise. 

Die  Klafter  Holz  kostete  in  Weimar  im  Jahre  1534  20—21  Gr.  und 
noch  im  Jahre  1574  wurde  sie  in  Besoldungen  nicht  höher  angeschlagen. 
In  Jena  wurden  1574  25  Klftr.  mit  dem  Lohne  für  Hauen  und  Fahren 
zu  31  Fl.  9  Gr.  berechnet  Wenn  auch  eine  genaue  Angabe  des  Klafter- 
maasses^)  sich  nicht  vorfindet,  so  Ifisst  doch  der  Preis  eines  Fuders  wind- 
fälligen  Holzes  zu  14  Gr.  schliessen,  dass  die  damalige  Elftr.  der  heu- 


27)  Der  Dorchfidmittspreis  yon  13  in  dem  Steuerregister  der  Stadt  Jena  von 
1654  nach  ihrem  Kaufvrerthe  angegebenen  Häusern  beträgt  160  Fl.  =  22&  Thlr. 

28)  Darunter  waren  13  Bftufler  zu  dem  Preise  von  40  alten  Schock  =  63  Thk. 
10  Sgr. 

1^9)  Da  beim  Holzverkauf  leicht  Betrog  stattfinden  konnte,  so  gebot  die  Lan. 
deserdnnng  von  1556,  dass  an  einem  öifentlichen  Orte  der  Stadt  ein  richtiges  Klaf- 
termass  aufzustellen  sdi,  und  dass  die  Bauern,  welche  Holz  zu  Maricte  fahren 
wollten,  bei  Strafe  der  Gonfiscation  desselben  nur  nach  ganzen  oder  halben  Elaf- 
tem  verkaufen  sollten.  Die  Scheite  sollten  mindestens  4  Mannsschuhe  lang  sein. 
Um  dem  Holzmangel  im  Inlande  zu  steuern,  durfte  weder  Bau-  noch  Seheitholz, 
das  aus  den  herrschaftlichen  Forsten  abgegeben  worden  war,  anders  als  auf  inlän- 
dischen Märkten  verkauft  werden. 
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tigen^nidits  nachgegeben  habe.  Der  Preis  des  Schockes  Reisig  betrug 
noch  in  der  Mitte  des  16.  Jahrh.  nur  4—5  Gr.,  stieg  aber  gegen  1570 
auf  6^7  Gr.  Bei  den  Holzpreisen  in  den  einzelnen  Forsten  der  Um- 
gebung Weimars  ist  zwar  die  Holzart  niemals  genannt,  doch  scheint  ohne 
Zweifel  hartes  Holz  gemeint  zu  sein,  weil  auch  der  fürstliche  Hof  sein^ 
Holzbedarf  von  ungefähr  1200  KIftm.  ans  denselben  Forsten  bezog,  in 
welchen  sich  auch  heute  noch  fast  kein  Nadelholz  befindet.  Die  bei 
weitem  gewöhnlichste  Weise  des  Holzv^kau&  geschah  jedoch  ackerweise ; 
auch  viele  der  Beamten  bekamen  zu  ihrem  „Beschiede*'  statt  einer  An- 
zahl gesdilagener  Klaftern  einen  oder  mehrere  Acker  Holz  angewiesen, 
welches  sie  auf  eigene  Kosten  hauen  und  fahren  lassen  mussten.  Die 
Klafter  Holz  zu  hauen  kostete  für  die  fQrstl.  Kammer,  welche  auch  Axt 
und  Säge  dazu  lieferte,  20  Pf.  bis  2  Gr.,  fttr  Privatleute  oft  3  Gr.  ^  ein 
Schock  Beisig  zu  binden  1  Gr.,  ein  kaker  Holz  zu  hauen  durchschnittr 
lieh  1  Fl.  3  Gr.  Der  Acker  Holz  wurde  verkauft  zu  3—10  Fl.  je  nach 
dem  Bestand,  vielleicht  auch  der  Holzart ^  obwohl  dieselbe  ebenfalls 
nicht  angegeben  ist  —  Das  Fud^  Kohlen  kostete  1506  11  Gr.  — 
Eichen  wurden  verkauft  bis  1574  zu  V2  his  IV2  Fl. 

Im  reinhardsbrunner  Forste '<^)  kostete  1548  die  Klafter  Buchen- 
Scheitholz  15  Gr.,  Tannen-Scheitholz  7—10  Gr.,  Windfall  und  dürre 
Bäume  4  Gr.,  Blochbäume  pr.  Stück  5  Gr.,  ein  Gspanniger  Stamm  5  Gr., 
ein  5spanniger  4  Gr.,  ein  4spanniger  3  Gr.,  ein  3spanniger  2  Gr.  und  ein 
2spanniger  IV)  Gr.  Holzhauerlohn  wie  bei  Weimar.  In  dem  nahe 
dabei  gelegenen  tenneberger  Forste'^)  kostete  1568 — 70  die  Klafter 
hartes  Holz  1  Vi  Fl.,  Gemangholz  25  Gr.,  Tannen-Scheitholz  1  Fl. 

Billiger,  nämlich  zu  4  Gr.,  wurde  1542-^5  dieKlftr.  Buchen-  und 
Birken-Scheitholz  in  Eisenberg'')  verkauft;  am  wohlfeilsten  war  jedoch 
das  Holz  in  der  waldreichen  Umgebung  von  Eisenach,  wo  noch  im  Jahre 
1552  die  Klftr.  um  2  Gr.  8  Pf.,  das  Malter,  ein  noch  an  einigen  Orten 
übliches  Holzmaass,  für  8  Pf.  verkauft  wurde.  Ein  Acker  Holz  wurde 
daselbst  mit  2—6  alten  Schock  (=  2  TWr.  20  Sgr.  bis  8  Thhr.)  bezahlt 
Der  Stamm  Bauholz  (Weissholz)  kostete  1 V2  Gr.,  vier  eichene  Schwellen 
2  a.  Schock,  der  Stamm  Eichenbauhohs  8— 10  Gr.,  eineMühlwelle20Gr.j 
1564  kostete  die  Klftr.  Holz  schon  4  Gr.  und  1567  6  Gr.  4  Pf.") 

80)  Weim.  Conmt  Arch.  Reg.  Dd,  S.  214. 

31)  WeinL  Comm.  ArcL  Heg.  Bb.  S»  49.  Gap.  IX.  Nr.  874. 

82)  W^eim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  S.  213. 

33)  Nach  Storch's  Gesch.  d.  Forst-  imd  Jagdwesens  u.8.w.  S.  111  ff.  kostete 
im  eisenacher  Forste  die  Klafter  Buchenholz  1603  10  Gr.,  1700  18  Gr.,  1740  i  Thb*., 
1761  1  Thlr.  7  Sgr.,  1769  1  Thlr.  Ü  Gr.,  1784  1  Thlr.  13  Gr.,  1798  1  TUr.  19  Gr., 
1811  2  nur.,  1822  2  Thlr.  16  Gr.  —  3  Thh-.,  184^1  3  Thlr.  16  Gr.— 4  Thb, 
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Im  Amte  Sdiwarzwald  waren  11  Schneidemühlen,  die  jährlich  zu- 
sammen 32  Schock  Dielen  zu  Erbzins  gaben;  dag^en  hatten  sie  die 
Erlaubniss,  so  .viel  Schneideklötze,  als  sie  bedurften,  ohne  Bezahlung  im 
Walde  zu  holen.  „Weil  denn  befunden,  dass  solches  zu  Yerwästung  der 
Wälder  geschehen,  auch  die  Dielen  nidit  so  Tiel  würdig,  als  hoch  die 
Klötze  mochten  verkauft  werden,  derowegen  ist  verordnet,  dass  die-Schueide- 
müller  hinfort  jeden  Baum  mit  5  Gr.  bezahlen  müssen,  dagegen  die 
Dielenzins  gefallen  und  fortmehr  nicht  gegeben  werden  sollen;  did 
Sdmeideklötze  werden  aher  in  der  Geldrechnung  berechnet^^'^). 

Mit  dem  Boggen  verglidi^,  galt  in  der  Mitte  des,16.  Jahrhunderts 
dne  Klflr.  Holz  in  Wamar  =  2  Scheffel ;  jetzt  dürfte^  die  Klftr.  =  4 
Scheffel  gelten.  In  Eisenach,  wo  dieKHtr.  1552  nur  Vs  des  weim.  Holz- 
preises kostete ,  erhielt  man  für  1  Scheffel  4  Klftr. ;  jetzt  würde  man 
ungeachtet  des  dort  immer  noch  billigeren  Preises  des  Holzes  für  2  Scheffd 
Boggen  noch  nicht  1  Klftr.  erhalten,  was  ein  Steigen  der  Holzpreise 
gegenüber  dem  Boggenpreise  um  mindestens  das  Achtfache  ergiebt. 

Zu  noch  überraschendoren  Besultaten  führt  eine  Yeigleichung  der 
Bauholzpreise  aus  dem  16.  Jahrhundert  mit  den  heutigen.    Im  reiu- 

1862  Kammertaxe. 
17  Thhr.  15  Sgr.  3Pf.  wie  1:52,5 
12     -       4     -    3   -      -     1:45,5 
.8     -     13     -     3  -      •    1:42 
5     -       3     -    3  •      -     1:38,3 
3     -       1     -    3  -      -     1:30. 
Der  Durchschnittspreis  des  Bauholzes  von  1548  verhält  sich  somit 
zu  der  heutigen  Kanmiertaxe  wie  1 :  41,80;  da  sich  aber  der  Preis  des 
Scheffels  Bogg^n  aus  den  gleichen  Zeiten  verhält  wie  1 : 3,75,  so  ist  das 
Bauholz  im  Verhaltniss  zum  Boggen  auf  das  ll,15fache  gestiegen.    In 
den  eisenachischen  Forsten,  wo  noch  1552  jeder  Bauholzstamm  ohne 
Unterschied  um  IVs  Gr.  abgegeben  wurde,  würd^  sich  die  Preise  von 
damals  zu  heute,  wenn  wir  als  Durchschnitt  nur  den  4spannigen  Stamm 
zu  Grunde  legen ,  verhalten  wie  1 :  83,6 ,  folglich  im  Yerbältniss  zum 
Boggen  auf  das  22,29fache  gestiegen  sein. 

Kleidongtstoffe. 
Wolle.    Unter  den  Bohmateriali»,  welche  die  Industrie  zu  Klei- 
dungsstoffen verarbeitet,  steht  die  Wolle  in  erster  Beihe.    Sie  kostete 
per  Stein: 

34)  Weim.  Comm.  Aich.  Reg.  Bb.  S.  8.  Gap.  IL  N.  7S; 
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1500  —  28      Gr.  1523  —  86      Gr.  1560  —  50  Gr. 

1501  —  27Vj     -  1538  —  42        -  1554  —  36    - 

1510  —  24  -  1539  —  28  -  1557  —  44  - 

1511  —  24  -  1541  —  40  -  1561  —  48  - 
1519  —  21  -  1542  —  40  -  1562  —  50  - 
1522  —  35  -  1548  —  52%  -  1571  —  57  - 

Bei  dem  Wollverkaaf  von  den  forstlichen  Schäfereien  wurden  die 
inländisdien  Tuchmacher  besonders  berücksichtigt,  sowie  auch  der  an- 
sehnliche Bedarf  an  Tuch  fttr  die  Sommer-  und  WinterhofUeidung  der 
meisten  Hofbeamten  aus  den  wegen  ihrer  Tuchwebereien  berühmten 
Städten  Zwickau  und  Neustadt  a.  d.  0.  bezogen  wurde.  Das  Stück 
Tuch  hatte  eine  Länge  von  40,  zuweilen  auch  von  50  Ellen,  in  welchem 
Falle  es  „fünfziger  Tuch'*  genannt  wurde.  1511  kostete  das  „zwickische^^ 
und  neustädter  Tuch  10  Fl.,  die  Elle  5  Gr.  3  Pf.,  gemeines  graues 
Tuch  zur  WinterUeidung  1550  8-17  R,  die  Elle  4y5-9  Gr.,  fünf- 
ziger Tuch  13V,  Fl.'^),  die  Elle  schwarzes  neustädter  fünfziger  Tudi 
1573  zur  Trauerkleidung  4  Gr.  7  Pf.,  ein  Stück  schwarzes  neustädter 
Mitteltuch  5%  Fl. 

Unter  den  feinen  wollenen  Tüchern,  welche  aus  dem  Auslande  be« 
zogen  wurden,  war  das  lundische  Tuch  weltbekannt  Nach  der  gewöhn- 
lichen Annahme  verstand  man  darunter  das  niederländische  Tuch,  indem 
man  lundisch  vonLugdunum,  d.  i.  Leiden,  ableitete*^.  Ohne  Zweifel  stand 
noch  aus  den  Zeiten  des  Mittelalters  die  Tuchmanufactur  in  den  Nieder- 
landen in  hoher  Blüthe'^).  Aber  auch  in  England  hatte  seit  der  von 
Eduard  III.  begünstigten  Uebersiedelung  vieler  flandrischen  und  braban- 
tischen  Tuchmacher  die  Wollweberei,  untei*stüzt  durch  die  einheimische 
Schafzucht  und  durch  das  Ausfuhrverbot  des  Wollengams,  einen  mäch- 
tigen Aufschwung  genommen^),  so  dass  sie  bald  mit  der  niederländischen 
rivalisiren,  ja  dieselbe  später  überholen  konnte.  Deshalb  wurde  auch 
von  Einigen  lundisch  von  Lunden,  d.  i.  London,  abgeleitet  und  lundisch 
für  gleichbedeutend  mit  englisch  angenommen'* ).  Nach  den  Marktrecb- 
nungen  des  weim.  Gomm.  Archivs  ist  diese  letztere  Behauptung  die 


35)  Der  TucliBcheerer  in  Weimar,  welcher  die  Tücher  erst  noch  netzen  und 
zor  Nadel  zubereiten  mosste,  erhielt  filr  das  St.  ftUifziger  T.  7  Gr.,  für  das  St« 
Mitteltuch  6  Gr. 

86)  Yergl.  Leonh.  Frisch,  Deatsch-lat  WörterbucL 

37)  YergL  Hüllmann,    Stftdtewesen  des   Mittelalters.  Bonn,  1826.  ThL  I 
S.  226  ff. 

38)  YergL  Hüllmann  a.  a.  0.  Thl.  I.  S.  22i— 240. 

39)  Yergl.  Sc  hm  eil  er,  Bayrisches  Wörterbuch  Thl.  ü.  S.  480. 
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aUein  richtige.  Im  Jabre  1572  Yrnrie  nändidi  der  BOrgermeister  Jacob 
Schröder  von  Weimar,  um  ffir  mehr  als  4000  Fl.  lundisches  Tuch 
einzukaufen ,  nidit  etwa  nach  den  Niederlanden,  sondern  nach  Hamburg 
geschii^t.  In  seiner  fiber  den  Einkauf  jenes  Tuchs  aufgestellten  Rech- 
nung wechseln  die  Bezeichnungen  lundisch  und  englisch  als  völlig  gleidi- 
bedeutend,  während  in  anderen  Marktrechnungen^  lundische  un  d  meche- 
lische  oderlundiche  und  flandrische  als  verschiedene  Tücher  bezeichnet 
sind.  Dass  allerdings  lundisches  Tuch  auch  Aber  Antorf  (Antwerpen) 
bezogen  wurde,  beweist  nichts  gegen  unsere  Behauptung.  Wahrschein- 
lich ist  auch  das  Scbifftuch  (zu  Schiff  herbeigefohrt  ?)  identisch  mit  dem 
englischen,  welchem  es  im  Preise  ziemlich  gleich  stand.  V(m  gleicher 
Güte  und  von  gleichem  Werthe  war  auch  das  Schellentuch  ^  welches 
ohne  nähere  Bezeichnung  zuweilen  genannt  wird. 

Das  lundische  Tuch  hatte  eine  Länge  von  40  Ellen  ^^);  das  zufiU- 
üge  „Uebermass^^  wurde  besonders  bezahlt  Von  Tudifarben  werden 
schwarz,  roth,  „purpuranisch,*^  braun,  leberfarbig,  gelb,  goldgelb,  grttn, 
grAu  und  weiss  genannt  Das  geringste  lundische  Tuch  war  schon 
theurer  als  das  beste  Landtuch  und  kostete  pr.  Elle  nündestens  12  Gr., 
also  schon  mehr  als  das  mechelische  oder  flandrische,  welches  mit  5 — 16 
Gr.  bezahlt  wurde.  Der  Preis  des  lundischen  Tuchs  reicht  nach  seiner 
J'einheit  bis  zu  einer  fabelhaften  Höhe.  Der  obengenannte  Btti^»- 
meister^')  von  Weimar  kaufte  1572  in  Hamburg  für  die  Hofhaltung 
Herzog  Joh.  Wilhelm's  103  Stücke  „weisse  englische  Laken  oder  Tuch'' 
in  Packen  von  je  10  Stflck.  Sämmtliches  Tuch  Hess  Schröder  in  Ham- 
burg färben,  zurichten  und  „zur  Nadel  bereit  machen.''  Darunter  be- 
fand sich  „ein  Stflck  fein  Kucksalisch  Laken  weiss"  zu  dem  enormen 
Preise  von  168  Thlr.^)  (=  268  Thlr.  24  Sgr.  preuss.),  während  jedes 
der  übrigen  Stücke  24  Thb.  17  Gr.  1  Pf.  l^V«  Hl.  (=  39  Thhr.  16 
Sgr.  3^/2  Pf.  preuss.)  kostete.  Das  feinste  Stück  stand  also 
„168  Thhr.  im  Einkauf  weiss 
34  Thlr.  2  Schilling  lübisch«')  zu  färben 
12       -  -  Stahlgeld 

7  TUr.    7        -  -  Bereiterlohn 


40)  Unter  vielen  anderen  SteUen  Weim.  Connn.  Archiv  Beg.  Bb.  8.  49.  IX 
110.  Nach  HflUmann  a.  a.  0.  L  S.  266.  45  Ellen.  Wahrscheinlich  betrag  die 
Breite  1V4  Men. 

41)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Bb.  S.  49.  Cap.  IX.  Nr.  856. 

42)  Der  Thaler  zu  24  Gr.  =  1  TUr#  18  Sgr.  prewss. 

48)  ,^8  werden  je  81  labische  SchUL  vor  einen  Thaler  und  12  Iflb.  Pf.  vor 
einen  lab.  Schill,  gerechnet^'  ^ 


2»8  Ki«, 

2  Thlr.  12  Schilling  9  Pf.  lüb.  für  den  Schmuck 
1  Thlr.  11  Gr.  7  Pf.  an  allerlei  Unkosten.« 


Summa  213  Thlr.  13  Gr.  9  Pf.  =  341  Thlr.  21  •/,  Sgr.  preuss., 
folglich  die  EUe  5  Thlr.  8  Gr.  1%  Pf.  alt.  Geld  oder  8  Thlr.  16  Sgr. 
3%  Pf. 

Ein  anderes  Stück  kam  mit  Färben,  Zuberdten^  mit  Ausgaben  für 
den  Schmuck  sammt  allerlei  Unkosten  auf  43  Thlr.  7  Gr.  8  Pf.  =  69 
Thbr.  4  Pf.  preUss.,  also  die  Elle  1  Thlr.  2  Gr.  =  1  Thhr.  21  Sgr. 

9Vio  Pf. 

Von  81  anderen  Stücken  kam  jedes  mit  Färben  (schwarz),  Zube- 
reiten und  Unkosten  auf  36  Thhr.  2  Gr.  4  Pf.  =  57  Thlr.  22  Sgr., 
also  die  Ella  auf  1  Thlr.  13  Sgr.  3Vio  Pf-  —  von  10  Stück  ein  jedes 
mit  Färben  (leberfarbig),  Zubereiten  und  allerlei  Unkosten  auf  35  Thlr. 
17  Gr.  10  Pf.  =  57  Thlr.  5  Sgr.,  also  die  Elle  auf  1  Thlr.  12  Sgr. 
lOVs  Pf-  —  voi^  den  letzten  10  Stück  jedes  mit  Färben  (goldfarbig), 
Zubereiten  und  sonstigen  Unkosten  auf  32  Thlr.  9  Gr.  4  Pf.  =  51  Thhr. 
24  Sgr.,  also  die  EUe  auf  1  Thhr.  8  Sgr.  IOV5  Pf- 

Summa  aller  Ausgaben  für  alle  103  Stück  3862  TUr.  4  Gr.  4 
Pf.  =  6179  Thlr.  14  Sgr.  8  Pf.  preuss. 

Eine  Vergleichung  der  rohen  Wolle  mit  dan  Fabrikate  zeigt  den 
ausserordentlich  hohen  Preis  des  letzteren.  Im  Jahre  1539  erhielt  Her- 
zog Moritz  einen  Rock  yon  6  Ellen  lund.  Tuchs,  die  Elle  zu  24  Gr. 
Da  in  demselben  Jahre  der  Stein  Wolle  28  Gr.  kostete,  so  verhielt  sich 
die  Elle  Tuch  zum  Stein  Wolle  wie  1  :  1,17.  Feineres  lund.  Tuch^ 
die  Elle  zu  48  Gr.,  verhielt  sich  zum  Stein  Wolle  wie  1  :  0,58.  Der 
höchste  Preis  des  lund.  Tuchs  von  5  Thb.  8  Gr.  (alt.  Geld  =  8  Thhr. 
16  Sgr.)  verhielt  sich  zum  Wollpreise  des  vorausgegangenen  (1571), 
uns  bekannten  theuersten  Jahres  von  57  Gr.  (=3  Thlr.  24  Sgr.)  wie  1 : 0,45. 
Wir  haben  zwar  keinen  Massstab  für  die  Beurtheilung  der  Feinheit  des 
lund.  Tuchs  ^  halten  jedoch  die  Behauptung  ntcbt  für  gewagt,  dass  das 
feinste  lund.  Tuch  aus  dem  16.  Jahrhundert  noch  lange  nicht  die  Fein- 
heit unserer  theuersten  Tücher  erreichte,  wenn  auch  jenes  Tuch  zu  5 


Resolutio. 
27  Schillinge    1}  Pf.  labisch  thun  21  Gr. 
24—  6—      —         —    «  — 

15       ~  6    —      —         ^12  — 

7—  9—      —         —      6  — 

3       —         laj  —      —         —      3  — 
1        —         u^ij^     _         _      1  —  6  Pf. 
114  -      —         —  9  - 

Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Bb.  S.  49.  Cap.  DL  Nr.  857. 
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Thlr.  8  Gr.  (a.G)  einen  Werth  von  11V„  Scheffel  Roggen  hatte,  welche 
nach  dem  heutigen  Durchschnittspreise  einen  Werth  von  llVii  x  2 
Thlr-  22  Sgr.  a  Pf.  =  32  Thk.  1^V„  Gr.  darstellen.  Während  übrl- 
gens  die  WoUpreise  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  reichlich  um  looy^ 
tstiegen,  behielten  gleichwohl  die  gröberen  Tücher,  auf  welche  die  Preis- 
steigung des  Rohstoffes  am  meisten  hätte  einwirken  müssen ,  die  idten 
Preise. 

Ein  geringeres  Zeug,  welches  nicht  aus  reiner  Wolle,  sondern  aus 
Wolle  und  Baumwolle,  auch  Seide  und  Leinen  fabricirt  wurde,  war  der 
Harras  oder  Arras,  ein  nach  der  Stadt  Arras  in  der  Grafschaft  Artois 
benanntes  Gewebe,  welches  noch  heute  unter  dem  Namen  Rasch  bekannt , 
ist  Dahin  gehörten  auch  Grobgrün  undMacbeier  oder  Macheer  ^^),  Stoffe, 
die  gegen  4 — 5  Gr.  pr.  Elle  kosteten.  Etwas  besser  war  der  Garteck 
zu  7 — 12  Gr.;  grüner Doppelcarteck  wurde  1572  sogar  mit  32 Gr.  be- 
zahlt   Gamelot  (vulgo  Tschandot)  kostete  pr.  Stück  sys^-lO  Fl. 

Ein  Pfund  Baumwolle,  womit  die  Aermel  gefüttert  wurden  (Watte  ?), 
kostete  1549  8  Gr.,  1557  7  Gr.,  verhielt  sich  also  zum  Wollpreise  -^ 
den  Stein  durchschnittlich  zu  36  Gr.,  das  Pfund  zu  IV5  Gr.  angenom- 
men —  wie  1  :  0, 24. 

Leinwand.  Vom  Preise  des  Flachses  findet  sich  aus  dem  Jahre 
1508  die  Notiz,  dass  eine  Reiste  (einGebund)  IV«  Pf.  (=  2Va  preuss. 
Pf.)  kostete.  Da  jetzt  die  Reiste  mit  2^/^ — 5  Sgr.  bezahlt  wird,  so  ver- 
hält sich  der  llachspreis  von  1508  zu  dem  jetzigen  wie  1  :  12-— 24. 
Allein  trotz  jenes  äusserst  billigen  Flachspreises  war  das  Fabricat  kei- 
neswegs wohlfeiler  als  jetzt.  Gröbere  Leinwand  wurde  theils  in  Thfl*» 
ringen  selbst  gefertigt,  theils  von  Ghemnitz,  Bautzen  und  aus  Schlesien 
eingeführt ;  Katzentuch  und  Zwillich  kamen  aus  Augsburg.  Die  Elle  der 
ordinären  Leinenzeuge,  die  zu  Säcken,  Strohsäcken,  Streichtüchem ,  als 
Futtertuch  oder  als  Beuteltuch  iu  den  Mühlen  benutzt  wurden,  kostete 
}— 2  Gr.  Feineres  Leinen  kam  aus  Schwaben  und  war  im  Handel  un- 
ter dem  Namen  ulmer  Leinwand  bekannt;  das  Stück  wurde  zu  60 
Ellen  angenommen  und  kostete  6 — 10  Fl.  Dünner  und  leichter  war  „der 
Schwäbisch",  ein  feines,  fast  florartiges  Gewebe,  welches  zu  feinen  Hem- 
den,  Taschentüchern  und  Schleiern  benutzt  wurde.  Die  Elle  kostete 
8—6  Gr.  Schwarzer  Schwäbisch  und  Drillich  wurden  unter  die  Kleider 
gefüttert  Die  feinste  Leinwand  war  die  niederländische,  welche  bis  zu 
IIV2  ^^'  (1512)  pr  Elle  bezahlt  wurde.  Eine  Tischdecke  von  8  Ellen 
zu  6  Gr.  kostete  2  Fl.  6  Gr.,  40  Ellen  Tischtuch  zu  1%  Fl.  60  R 


14)  VergL  Christ  v.  Schmid,  Sehwftbischeg  Wdrteibuch  unter  ,,Arra8''. 
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Schwarzer  und  weisser  Zwirn  kostete  per  Docke  1572  14  Gr. 

Der  Barchent  wurde  aus  Augsburg  bezogen  und  kostete  perFardel**) 
(Parthel,  auchFarchel)  1502  70  Fl.,  1511  80  FL,  1513  69  FL,  die  Elle 
g^en  V/t  Gr.,  1549  die  Elle  Barchent  zu  Futter  in  dieAermel  4  Gr., 
1572  zu  Betten  und  Pfühlen  11  Gr. 

Feine  holländische  Leinwand  und  guter  Bettbarchent  standen  1572 
pr.  Elle  im  Preise  =  1  Schefifel  Roggen,  die  Elle  jener  feinen  Leinenzeuge 
würde  also  heute  einen  Werth  von  2  Thlm.  22  Sgr.  8  Pf.  reprä- 
sentiren. 

Seide.  Ein  Pfund  offene  Seide  kostete  1549  40  Gr.,  schwarze 
Nähseide  1511  4%  FL,  parisische  Seide  1549  4  FL  5—12  Gr.,  cölni- 
8che  Seide  4  Fl.,  weisse  türkische  und  schwarze  venedische  Seide  1550 
7  FL,  weisse  Lockseide  i560  6  Fl.  2  Gr.,  Steppseide  1550  12  Fl.,  1572 
5  Fl.  9  Gr.,  die  ganze  Karte  brauner  und  rother  vened.  Carmoisin-Näh- 
seide  zu  2  Pfund  6  Loth  wurde  1572  für  20 Vi  FL  gekauft. 

Das  geringste  und  darum  wohlfeilste  Seidengewebe  war  derZendel^), 
welcher  theils  zu  ünterfutter,  theils  zu  leichter  Sommerkleidung  fllr 
Frauenzimmer  gebraucht  wurde.  Wegen  seiuer  weiteren  Verwendung 
zu  Trauerkleidem ,  besonders  zu  Trauerbinden*')  scheint  er  mit  unse- 
rem Grepp  Aehulichkeit  gehabt  zu  haben.  Es  gab  übrigens  nicht  nur 
schwarzen,  sondern  auch  grünen,  rothen,  braunen  und  gelben  ZendeL 
Die  Elle  der  ordinären  Sorte,  auch  Postzendel  genannt,  kostete  1549 
—73  17  Pf.  —  3  Gr.,  Stadtzendel  1511  4  Gr.  8  Pf.,  eine  bessere  Sorte 
1511  16— 17  Gr.,  1513  15  Gr.,  dreifarbiger  3  Fl.,  goldener  und  silber- 
ner Zendel  1560  2  Fl. 

Taffent  und  Zindeldört  kostete  1511—49  pr.  Elle  16—18  Gr. 

Tobin  oder  Tabin**),  ein  gewässerter  Taffent ,  wurde  1512  mit 
17 Vi  Gr.,  1549  mit  18  Gr.,  brauner  Silbertabin  mit  2  FL  bezahlt 
Zu  einem  Rocke  gehörten  24,  zu  einem  Mantel  16  Ellen. 

Atlas  der  geringsten  Sorte  kam  von  Brügge  und  kostete  1511 — 72 
18—8  Gr.,  ein  besserer  Atlasstoff  1511—72  23— 36  Gr.  Det  kostbarste 
AÜas  war  der  venezianische,  welcher  mit  V/^  FL— 2  Fl.  8  Gr.  bezahlt 
wurde.    Joh.  Friedrich  d.  Mittl.  brauchte  13  Ellen  zu  einem  Rocke. 


46)  „Ein  Farihel  halt  46  Bardient  nnd  jeder  Barchent  soU  24  ;E3l6n  in  der 
Länge  haben:  also  bringt  die  Rechnung  16|  £Ue  reichlich  für  1  Fl.^^  Weim.  Comou 
Arch.  Beg.  Bb.  S.  48.  Gap.  IX.  116. 

46)  Vergl,  Schmeller's  Bayrisch.  Wörterb.  IV.  S.  269  und  Mittelhochd. Wör- 
terb.  V.  W.  Müller  und  Fr.  Zarncke  Thl.  IIL  8.  895. 

47)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Aa.  S.  436.  Nr.  10. 

48)  Vergl.  Schm eller  a.  a.  0. 1.  S.  423. 


Die  Pfeif-  und  LohnTerhillniife  def  16.  Jahrb.  in  ThfiriDgen.      301 

Damast,  Damasqaette ,  volgo  Tamaschke,  war  gewöhnlich  gross 
geblfimt^  wurde  haaptsächlidi  aus  Vaiedig  bezogen  und  kostete  von 
1500—56  1  il.  15  Gr.— 1  FI.  4  Gr.,  1554  kam  die  Elle  schwarzer  und 
goldener  Damast  von  Mailand  auf  3  FI.  9  Gr.  Joh.  Friedrich  des  Ael- 
toren  Gemahlin  brauchte  1550  24  Ellen  zum  Ueberzug  über  einen 
Marderpelz ;  22  Ellen  zu  einem  Bocke,  12  Ellen  zu. einem  Mantel,  5 
Ellen  zu  einer  Jacke. 

Sammt  in  verschiedenen  Farben  und  Sorten  (halb  reversirter 
Sammt,  Vimentersammt ,  Biciosammt)  kostete  von  1511 — 72  2 — 3  Fl., 
brauner  Garmoisinsammt  1568  3V4  Fl.  Im  Jahre  1654  wurden  83  £11^ 
Sammt,  mit  Silber  gewirkt,  an  drei  Stücken,  braun,  leib&rben  und 
schwarz,  pr.  Elle  zu  4  FL  12  Gr.  von  Anthoni  Schwarzer  in  Mailand 
für  379  Fl.  9  Gr.  gekauft  Der  Sammt  wurde  zuweilen  nach  Fahnen  ^^ 
zu  8'/«  Zoll  gemessen. 

Fertige  Kleidungsstücke.  Die  Sommer- und  Winterkleidung, 
welche  den  Hofbeamten  als  Besoldungstheil  verabreicht  wurde,  war  für 
diePersim  auf  8— 12  Gulden  angeschlagen.  Mehr  als  dreissig  Schneider 
waren  das  ganze  Jahr  hindurch  am  Hofe  beschäftigt  —  Nachstehende 
Gegenstande  d^  Bekleidung  wurden  für  die  fürstliche  Familie  gekauft 

Ein  Paar  gestrickte  Socken  „unter  die  Stiefeln'*  kosteten  1555  10 
Gr.,  ein  Paar  gestrickte  Söcklein  von  Zwirn  1558  20  Gr.  und  1  Fl.  9  Gr. 
„Sechs  Paar  seidene  Strümpfe  haben  90  Loth,  zu  12  Gr.  thut  51  Fl. 
9  Gr.*'  von  Anthoni  Schwarzer  1560;  das  Paar  kam  also  auf  8  Fl.  12 
Gr.  (=  12  Thlr.). 

Ein  gestrickt  „woDisch  Hemde*'  1555  1  Fl.  3  Gr.,  ein  gewirkt 
Wollenhemd  1556  2%  Fl.  Kragen  auf  die  Hemden  zu  2—6  Gr.,  ab- 
genähte (gestickte)  niederiändische  1546—72  18—21  Gr. 

Das  „Paar  Schnupftücher"  2  Fl.  und  4  Fl. 

Eine  einfache  Sammtmütze  mit  Posamentborten  1555  1  Fl.  2  Gr., 
ein  grünseidener  Hut  1558  1  Fl.  9  Gr.,  ein  schwarzseidener  1  Fl.  16 
Gr.,  ein  Barett  1560  4  Fl.,  eine  schwarze  Goldhaube  1573  2  Fl.,  eine 
Goldhaube  1560  17  Fl.  4  Gr.  —  Ein  Sammttäschlein^  mit  Gold  ge- 
stickt, welches  „S.  F.  G.  Johann  Friedrich  der  Jüngere  der  Karlowitzen 
ihr  ein  verspielt  Jahrmarkt  gegeben,**  kostete  V/i  Fl. 

Borten  und  Spitzen.  Niederländische  Borten,  mit  welchen  die 
Schnupftücher  gamirt  wurden,  kosteten  pr.  EUe  1  Gr:,  seidene  Fransen 
1—2  Gr.,  Posamentborten  1  Gr.,  das  Pfund  1549  8  Fl.,  seidene  Borten 


49)  „101  Pafan  thxm  36}  EUen.*«    Weim.  Gomm.  Arch.  Reg.  Bb.  S.  49.  Cap. 
IX.  867. 
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Hm  die  Hemden  pr.  Elle  1555  21  Pf.,  ein  Loth  seidenes  Band  1572 
SVs  Gr.,  eine  Elle  schwarze  und  goldene  Sammtposament  4  FL 

Goldborten  1512  pr.  EUe  2%— 4 Gr.  Zwei StQck  breite  goldene 
und  silberne  Borten  von  7  Pfund  28  Loth,  das  Pfand  um  32  Fl., 
kosteten  1559  252  FL,  auch  schmale  goldene  und  silberne  Borten,  sil- 
berne und  goldene  gdklQpfelte  Borten  kosteten  pr.Lotb  1  Fl.,  1560  so- 
gar 1  Fl.  3  Gr.,  die  EUe  „guMenTuch"  15L2  7V,  FL,  ein  Pfand  Gold 
18  FL,  Silber  18  R  bei  Anthoni  Schwarzer  m).  Ein  Pfand  Superfein- 
gold  1572  14%  FL,  venedisdh  Gold  18  FL,  Süber  13%  Fl.  —  Ein 
Loth  Pariein  8%  Fl. 

Federn..  Eine  schwarze  Feder  kostete  1550—58  5— 10  Gr.,  eine 
braune  14  Gr.,  «ine  rothe  18  Gr.,  eine  graue  1  Fl-,  eine  grüne  1  Fl. 
12  Gr.,  eine  weisse  1513  (33Stttck)  3  Fl.,  ein  Federbusch '3  FL  „Für 
einen  grossen  weissen  Federbusch  einem  Knaben  auf  ein  Helmlein  64; 
Fl.  (=  89  Thlr.,  18  3gr.)  und  ist  die  Musterung;  dass  der  Busch  hiiit^ 
sich  auf  den  Gaul  hänge  nach  jetziger  neuen  Manier.  Dazu  zwei  son- 
derlich gro^  Busch,  deren  einer  auf  den  vorgemelden  Busch  gehet  von 
inispelfarben ,  grau ,  schwarz  und  weiss ;  der  dritte  roth  und  grau  und 
grün  .gesprenkelt*")." 

Eine  goldene  Kette  von  250  Sonnenkronen  an  Gewicht  1573  404 
Fl:  16  Gr.«). 

Vergleichen  wir  die  Preise  der  vorgenannten  Luxusgegenstände  mit 
dem  damaligen  Werthe  der  Brodfrucht,  so  überrascht  uns  die  Höhe  der 
Summen,  welche  der  fürstliche  Prunk  der  damaligen  Zeit  in  Anspruch 
nahm.  Wir  haben  schon  gezeigt,  dass  man  für  die  EUe  des  feinsten 
lundischen  Tuchs  nach  dem  damaligen  Durchschnittspreise  llVn  Scheffel 
Boggen  erhalten  konnte,  welche  jetzt  einem  Werthe  von  32  Thlr.  2  Sgr. 
entsprechen;  nach  derselben  Bück^cht  berechnet,  würde  die  Elle  zu 
48  Gr.  einen  Werth  von  12  Thk.,  die  von  24  Gr.  von  6  Thk.  reprä- 
sentiren! 

Die  Elle  der  feinsten  Leinwand  kostete  sonach  2  Thlr.  22  Sgr. 
8  Pf.^  ein  Tischtuch  von  40  Ellen  315  Thlr.,  die  Elle  Atlas  bis  zu  12Vs 
TMr.,  Damast  von  6V4  ThU-.  bis  zu  18  Thhr.,  Sammt  von  10"/,  Thlr. 
bis  zu  24  Thhr*,^  ein  Paar*  gestrickte  Söck^ein  von  Zwirn  bis  zu  7Vs 
TMr.,  dn  Paar  .seidene  ^)  StarOmpfe  45  Thlr.y  ein  gewirktesWoU^emd 

50)  Weim.  ComnL  Arch.  Reg.  Aa.  S.  436;  Nr.  10.  B. 

51)  Wefan.  Co9im.  Arch.  Reg.  6b.  S.  49.  Cap.  IX«  117. 
62)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Bb.  S.  49.  Cap.  IX.  874. 

.  63)  Hieraus  erklärt*  sich,  wie  im  Id^Jabili.  tin  Markgi|tf  Ton  Biandeiibvrg 
seinem  gcheimeh  Rathe  Berthold  yon  Mandelsloh »  welcher  einmal  an  einem  Wo- 
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WA  Thlr.,  gestickte  niederländische  Kragen  47,— 5  V«  Thlr.,  ein  Paar 
Schnupftücher  lOVs  und  21  Tbk:,  eine  einfache  Sunmtmütze  mit  Posa- 
mentborten 5V4  Thk. ,  ein  Baratt  21  Tbk. ,  eine  Goldhaube  90  Thhr., 
die  Elle  schwarze  und  goldene  ,,Sammtposament'^  21  Thlr.,  7  Pfund 
8  Loth  Goldborten  1323  Thlr.,  silberne  und  goldene  geklflpfdteBorteu 
pr.  Loth  6  Thlrv,  die  Elle  „gülden  Tuch'*  39 V»  Thb. ,  ein  Pfund  Gold 
oder  Silber  94'/)  Thh*.,  eine  weisse  Feder  lb%  Thlr.,  ein  grosser  weisser 
Federbusch  a36  tUr.,  eine  gold^e  Kette  2125  Thlr. 

.Leder. 

• 

Bobe  OchsenhlLiite  kosteten  1549 — 50  im  Daräischmtt  (von  SO  Stack) 
85  Gr;,  Eoh-  und  Stier)iäute  1544  15  Gr.,  1549  16  und.  17  Gr.,  Kiüb- 
■feUe  1644  1  Gr.  10  H,  1549  (von  295  8tack)  2  Gr.  1  Pf.,  Schaff  und 
Hammelfelle  mit  der  Wolle  1544  3  Gr.  2  Pf. ,  1549  (voi^  858  Stack) 
4  Gr.  6  Pf.,  Hirsch-  undWildMute  (von  115  Stack)  1549  24Gh,  Wfld- 
kalbhäute  1549  7  Gr. 

• 

Wie  sich  die  Preise  der  oben  genannten  rohen  Häute  unter  einander 
und  zu  den  beutigen  im  Vergleich  zum  Boggen  verhalten,  zeigt  nach- 
stehende Zusammenstellung :         .  ^ 

Ochsenfaaut  154 
Kuhhaut 
Kalbfell 
Hammelfell 
Hirschwildhaut 
WUdkalbhaut 
oder 

'  Ochsenhaut.    Kuhhaut    Kalbfell    HammelfelL  Hlrschwfldhaut  'V^^dkalbhaut 
1549       100  45,71        5,71         11,43  68,57  20,00, 

1862      100  63,16      16,84        21,05  13,70  8,77 

Die  Ochsenhäute  haben  ihren  Preis  ziemlich  beibehalten,  obwohl 
sie  jetzt  ohne. Zweifel  schwerer  sind;  bei  den  Kuhhäuten  und  Hammel- 


=  3,18  Rdi«ff< 

j1  1862  =  3,27  wie  1  :  1,02 

=  1,45       - 

-      =  2,14    -.   1  :  1,48 

-  0,18       r 

-      =  0/58    -    1  :  "3,22 

—  0,36        - 

-      =  0,73    -     1  :  2,03 

=  2.18,.     - 

1860  =  0,48»*>    1  :  0,22 

=  0,64       - 

-      =  0,30    -    1  :  0,47 

ehentage  m  seidenen  StrOmpfen  sn  ihm  kam,  verweisend  entgegenrief:  „Ei,  ei, 
B^rtholde,  ich  habe- auch  seidene  StrOmpfe ,  aber  ich  U«ge  sie  nnr  Sonntags  und 
Tedttags."  .rr.  «Jacob.  VI^-  Köpig^  von  Schottland ',  Ueh  das  einzige.  Pa»p  sei^tener 
f  trOnipfe ,  weldies  er  l^sass;  seinem  Minister,  dfunit  derselbe  den  Gesandten  Frank- 
reichs wfirdlg  empfangen,  ki^nne.     '    \  ■.."'''■ 

64)  Nanh  einer  Dnrchschnittsberedimm^  vom  Jahre  1860.  ^  Die  Taxe  der  Wild- 
h&oie  Tiach  der  Gro^sh.  S.  Weim.  Yerordnong  Vom.  18.  Apr.  1838  war  m^ Durch- 
flchnitt  jBfenonmiäi  doch  viel  geringen  YergL  ttorth^^  Geschichte- 4^8»  Forst-  und 
Jagdw  .u.  8.  w%  S.  164« 
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fdlen  tritt  dagegen  schon  eine  Differenz  ein,  welche  bei  den  Kalbfellen 
auf  322%  steigt,  wobei  allerdings  nicht  übersehen  werden  darf,  dass 
die  Kälber  jetzt  durchschnittlich  viel  schwerer  geschlachtet  werden^), 
di)B  Felle  also  an  sich  schon  werthyoller  sind.  —  Der  Scheffel  Gerber- 
lohe kostete  1538  4  Gr. 

Corduanisches  Leder  zu  Schuhen,  Stiefeln  und  zu  Kollern  kostete 
1600—55  1  Fl.  8  Gr.  — 1  Fl.  lOVj  Gr.  Semisch-Leder  zu  Stiefeta, 
mit  Tuch  gefüttert,  1551  18  Gr.,  yier  semische  Leder  zu  Hosen  1  Fl. 
19  Gr.,  ein  semisches  Leder  zu  Strfimpfen  16  Gr.,  zwei  Bockfelle  za 
Futter  unter  die  Hosen  1554  18  Gr.,  ein  Bockfell  1572  24  Gr.,  schwar- 
zes Leder  zu  6  Paar  Hosen  4  Fl.  12  Gr.,  zu  2  Paar  Hosen  3  Fl.  17 
Gr.  Ein  Paar  Schuhe  kostete  von  1553 — 73  5  Gr.  Das  niedere  Hof- 
dienerp^Bonal  bekam  als  Schuh-  und  Stiefelgeld  1  Fl.  3  Gr.  und  16 
Gr.  Macherlohn  1538,1574.  — ,  Kleine  Handschuhe  kosteten  pr.  Paar 

1511  2  Gr.,  1512  2  Gr.  8  Pf.,  1550  einfache  lederne  Handschuhe  S 
Gr.,  halbrauhe  4  Gr.,  rauhe  5  Gr.  3  Pf. 

Pelzwerk. 

Unter  dem  Pelzwerk  wurden  die  Marderfelle,  von  denen  sich  die 
gemeinen  von  den  schwedischen  im  Preise  wesentlich  unterschieden,  sehr 
viel  genannt.  Von  jenen  kostete  der  Zymer**)  1502  16  Fl.,  1512  15Vt 
—16  FL,  1513  14  FI.,  von  den  guten  oder  schwedischen  1511  39  R, 

1512  35%  FL,  einzeln  17Gr.— IV,  FL  Ein  fertiger  Marderpelz  wurde 
1502  mit  23  FL,  1512  mit  24  Fl.  bezahlt.  Auch  Marderkehlen  waren 
sehr  beliebt,  ebenso  Fehwammen  ^0  oder  graue  russische  Eichhörnchen 
zu  Mantelfutter.   —  Ein  Wol&balg  kostete  1511  (19  Stück)  22  Gr., 

1513  16  Gr.,  1555  2%  FL 

Metalle  und  WafTen. 

Silber.  Die  nürnberger^*)  Mark  fein  Silber  wurde  1548  mit  10 
FL  5V3  Schillingen  bezahlt;    die  Mark  Werksilber,  welches  Kurfürst 


66)  Bd  Gelegenheit  des  LandtagB  Ton  1628  za  Altenlmrg  wurden  222  Kftlber 
geschlachtet,  welche  zusiunmen  287  Stein  17  P£  wogen,  per  Stack  also  kinm  96 
Pfund 

66)  Zimber,  timber,  L  e.  CasdcalttS  pretiosarom  peUinm.  Scherzii  glosBariom 
med.  aevi.  Tom.  n  p.  1689. 

57)  Fehwammen  y  vergl.  Mittelhochdeutsches  Wörterbuch  Ton  Malier  and 
Zarncke  IH  S.  285  unter  Vech. 

58)  Die  nOmbergcr  Mark  hält  ein  Quint  mehr  als  die  eriiulisdie.  Weim. 
Comm.  Arcb.  Reg.  Bb.  S.  49.  Cap.  IX.  496. 
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Joh.  Friedrich  1546,  als  er  aQer  Orten  zum  bevorstehenden  schmal- 
kaldischen  Kriege  Geld  lieh,  in  Hefteln,  Spangen,  Schnallen  u.  dergl. 
ton  Landgemeinden  und  Privatpersonen  annahm,  ivnrde  zu  8  oder  10 
Fl.  gerechnet. 

Zinn  kostete  pr.  Ctr.  1601  12  Fl.,  1502—1505  IIV2  Fl.,  1648 
It — 12V3  Fl.,  1611  kosteten  855  Pfund  an  80  grossen  und  60  kleinen 
Schüsseto  60  Fl.  7  Gr.,  "der  Ctr.  17  Fl. 

Kupfer  pr.  Ctr.  1501  Weichkupfer  5  Fl.  7  Gr.  lOViPf,  Kretz- 
kupfer  4  Fl.  15  Gr.,  1505  5  Fl.  5  Gr.,  1537  11  Fl.  2  Gr.  8  Pf.,  1559 
10  Fl. 

Eisen  1512  pr. Wag*»)  =  42  Pfand  15  Gr.,  1585  und  1587  pr. 
Ctr.  30  Gr.    18  Ctr.  eiserne  Töpfe  1512  72  Fl.,  der  Ctr.  4  Fl. 

Blei  pr.  Ctr.  1539  4  Fl.  16  Gr.,  1548  28  Gr.  6  Pf.— 29. Gr.  2 
Pf.,  1550  4  Fl.  16  Gr.  —  Ein  Loth  Bleiweiss  1557  1  Gr. 


Em  Harnisch  fOr  einen  Fussknecht  mit  allem  Zubehör,  nämlich 
Rflcken,  Krebs*®),  Armschienen,  Kragen  und  Pickelhaube  kostete  1537 
in  Coburg  (250  Stück)  2"^/^  Fl.,  1539  2  Fl.  15  Gr.  9  Pf.  Ein  Hinter- 
theil  12  Gr.,  eine  Armschiene  8  Gr.,  ein  Krebs  20  Gr.,  eine  Pickel- 
haube 10  Gr.,  ein  Kragen  6  Gr.  —  Eine  Pickelhaube  fQr  den  jungen 
Herrn  (Prinzen)  1537  18  Gr.,  eine  Sturmhaube  1542  2  Fl.,  ein  Harnisch 
1542  25  FL,  zwei  Schürzen  und  Aeimel  für  die  jungen  Herren,  von 
dem  Panzermacher  in  Weimar  gefertigt,  40  Fl. ,  zwei  Kürasse  für  die 
Jangen  Herren  1546  in  Torgau,  gefertigt  von  Nickel,  Plathner  in  Tor- 
gau, 120  Fl.,  ein  blankes  Helmlein,  das  über  dem  Kragen  schleusst, 
mit  einem  gebroch^en  Visir  für  den  Kurfürsten  6  Fl.;  für  den  Grafen 
Moritz  Schlick  ein  Kürass  mit  aller  Zubehörung,  welches  man  braucht 
zum  lliomier  1544  60  Fl.  von  Nickel,  Plathner  in  Torgau;  ein  Panzer- 
hemde mit  Ringkragen  1550  45  Fl. 

Eine  neue  Klinge  kostete  1537  y,  Fl.,  83  Toumierschwerter,  dar- 
unter 12  mit  verziertem  Knopf  und  Kreuze,  für  die  jungen  Herren  41'/, 
Fl.,  zwei  WeidmeBser  1513  3  11. 

Hellebarden  von  Schwabach  pr.  Stock  8Vi— 10»/,  Gr.,  lange 
Spiesse  von  Schmalkalden  pr.  Stück  2V2  Gr.  und  6  Gr. 


59)  Die  Wag  rergl  Comm.  Aroh.  Reg.  Bb.  S.  49.  Cap.  IX.  112. 

60)  Krebs  war  das  BniststOck  des  Harnisches,  welches  frOher  auch  Platte  ge- 
nannt worde;  daTon  PlattMV-^Hanischmaclier.  YergLLeonlL  FriBcb,  Dentach- 
lat  Wörterbuch. 

20 
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Eine  Armbrust  1537  1  Fl.,  eine  Feaeratmbnist  1537  3  Fl.  — 
Eine  Bogensehne  l — 6  Gr.  mit  dem  Biestigen  an  die  Eyben  (Bogen). 

Fine  Handbüchse  1539  1  Fl.  6  Gr.  3  Pf.,  eine  Feaerbflchse 
von  Erfurt  1550  3  FL  12  Gr. ,  eine  solche  mit  vergoldetem  Bohr  und 
Schlossl557  2y2FI.,  eine  Feuerbüchse  mit  Gold  geätzet  und  dazu  eine 
Pulverflasche  als  Geschenk  für  den  fOrstl.  Bruder  1559  8  Fl.  Drei 
Zündbüchsen,  darunter  eine  lange  Pirschbüchse,  1546  11  Fl.  9  Gr.  — 
Eine  Pulverflasche  1557  12  Gr. 

Ein  Handrohr  1537  (247  Stück)  19  Gr.  3  Pf.,  lange  Handrohre 
und  halbe  Haken,  in  Wasungen  gefertigt,  pr.  Stück  2  FL,  halbe  Haken 
1539  pr.  Stück  1  Fl.  13  Gr.,  10  Stück  von  113  Pfund  Gewicht  11  Fl. 
5 'Gr.,  6  Stück  8  Fl. 

6  Stück  Falkoneten  von  2150  Pfund  Gewicht,  der  Gtr.  zu  10  Fl.,  koste- 
ten 1539  215  FL 

Acht  Schlangen  1539  580  Fl.  2  Gr.«^).  Drei  Stück  Geschütz, 
welche  5451  Pfund  wogen,  kosteten  1544,  der  Ctr.  zu  15  Fl.,  817  Fl. 
10  Gr.  6  Pf.  Bäder  und  Beschlag  jedes  Stück  30  FL  Mit  allen  Un- 
kosten, incl.  6V4  Ctr,  an  150  Kugeln,  kamen  die  drei  Stück  auf  922 
Fl.  19  Gr.  6  Pf.«2). 

Kugeln.    750  Pfund  eiserne  Kugeln  zu  Nothschlangen  kosteten 
1512  20  FL  259  50pfündige  zu  Karthaunen  pr.  Stück  1  FL,  104  Ku- 
gehi  zu  48  Pfund  pr.  Stück  18  Gr.");   27  Ctr.  an  63  kleinen  und  5 
grossen  eisernen  Büchsenkugeln  1513  33  Fl.  15  Gr.  9  Pf.**). 

„Macherlohn  von  Wagner-Holz  fttr  das  Geschütz"**). 

Ein  Schock  grosse  Felgen  10  Gr.,  kleine  7  Gn,  ein  Schock  grosse 
Speichen  6  Gr.,  kleine  2  Gr.,  eine  Achse  8  Pf. 

Der  Ctr.  Pulver  1501  11  Fl.  1  Gr.  3%  Pf.,  1502  12  Fl.  2  Gr^ 
1539  und  1548  (Pulver  für  Büchsen)  19  Fl.,  1541  11  FL,  1552  10  Fl. 
—  Der  Ctr.  Schwefel  1559  4  Fl.  15  Gr.  9  Pf.,  1572  7  FL  9  Gr.  — 
Der  Ctr.  Salpeter  1500  6  FL,  1501  6  Fl.  17  Gr.,  1512  7— 7V,  Fl. 
1519  5—6  FL,  1546  9  FL,  1552—61  (für  2363  Fl.  17  Gr.  5  Pf.  246 
Ctr.  36  Pfund)  durchschnittlich  11  FL  11  Gr.**). 

Zur  „Fertigung  eines  gerüsteten  Heerwagens^'  gehörten  1609  „2 
gute  Flechtkörbe  darauf,  2  eiserne  Schaufeln,  2  Rodehauen,  2  Spaten, 


61)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  S.  foL  890—98. 

62)  Weim.  Comm.  Arch.  Beg.  Aa.  S.  485.  2. 

63)  MTeim.  Comm.  Arch.  Reg.  Bb.  S.  49.  Gap.  IX.  112. 

64)  Weim  Comm.  Arch«  Reg.  Bb.  S.  49.  Cap.  DL  116. 

65)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  S.  foL  890—98. 
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2  Aechfie,  2  eiserne  Eettchen/l  Sense,  2  Sicheln,  16  Hufeisen,  eine 
BescUagong  mit  Anzahl  der  Hufiiägel,  ein  Drescher-Flegel,  3  anhangende 
Brett,  4  Pföhle,  mit  einem  eisernen  King  befestigt,  eine  Tudieii  Wa- 
genkappe." „Speis  auf  den  Wagen:  3  Schock  kleine  Brod,  ein  Hosi- 
chen  Butter,  Vj  Tonne  Käse,  Vs  Viertel  Speck,  2  Seiten  Essfleisch. 
Item  was  stadt  Wagen  seind,  sollen  auf  jedem  ein  Hakenbüchse  und  eine 
Seyge  (Säge?)  zu  obgeschriebenen  Stücken  haben,  und  das  Hintertheil 
des  Wagens  8(dl  bedeckt  sein."    Weim.  Gomm.  Arch.  Reg.  Aa.  S.  407 

B.  xn.  E. 

Schreibmaterialien. 

Das  Pergament,  dessen  Gebrauch  zu  Urkunden,  Briden,  Acten- 
deckein  und  Büchereinbänden  sehr  verbreitet  war,  wurde  gewöhnlich 
nach  Dechem  (Deckem  von  decuria,  dexdg)  verkauft.  1512  kosteten  12 
Häute  Pergament  1  Fl.  14  Gr.,  ein  Decher  Schreibepergament  1549  1 
Fl.  15  Gr.,  1572  1  Fl.  3  Gr.  Ein  Ries  Papier  1512  18—20  Gr.,  1532 
—38  12—21  Gr.  Dresdener  Papier  1546  24  Gr.  Postpapier  36  Gr. 
Das  feinste  Papier  war  das  ravensburger,  welches  1511  mit  30  und 
34  Gr.  bezahlt  wurde;  ein  Ries  Regalpapier  1572  7  Gr. 

Ingredienzien  zur  Anfertigung  von  Dinte:  ein  Pfund  Zinnober  1549 
9  Gr.,  1559  14  Gr.,  1572  36  Gr.,  ein  Pfund  Vitriolöl  1549  7%  Pf, 
1572  9  Pf.,  ein  Pfund  Gallus  1549  2  Gr.  9  Pf.,  1572  5  Gr.  3  Pf.,  ein 
Pfund  Gummi  arab.  1549  4  Gr.,  1572  5  Gr.  3  Pf.,  ein  Qr.  Streusand 
von  Nürnberg  1572  7  Fl.  3  Gr.,  eine  Summe,  für  welche  man  eine 
Quantität  Roggen  kaufen  konnte,  die  jetzt  einen  Werth  von  37  Thlr. 
17  Sgr.  3  Pf.  haben  würde.  —  Ein  Federmesser  1572  1  Gr. 


Die  Preise  des  Bauholzes  in  verschiedenen  Gegenden  Thüringens 
sind  oben  schon  mitgetheilt  worden.  Im  Jahre  1552,  wo  ein  ganzer 
Bauholzstamm  in  Elsenach  nur  1  Gr.  6  Pf.  kostete,  wurde  in  Weimar  das 
Brett  gleichwohl  mit  1  Gr.  8  Pf.  bezahlt.  Ein  hundert  Schindeln 
kostete  1500  3  Gr.  —  Ein  Malter  Lederkalk  1500  10  Gr.,  1522 
1  Fl.  9  Gr.,  1530  14 Gr.  2 Pf.  Sparkalk  1500  25  Gr.  —  Hundert 
Stück  Ziegelsteine  6  Gr.  und  8  Gr.  4  Pf.  Mauerziegel  1530 
5  Gr.  —  Eiserne  Nägel  pr.  Hundert  1500  1  Gr.  8  Pf.,  1537  10  Pf. 
Schindelnägel  1  Gr.  —  Stroh  pr.  Schock  1533  10  Gr.,  1574  15 
Gr.  —  Leim  pr.  Pfand  1537  1  Gr.  3  Pf.  und  2  Gr. 

Ein  Fenster  mit  venedischen  Scheiben  1500  1  Fl.  10  Gr.  Vier 
Fenster  mit  382  Scheiben  und  688  Zwickeln  (d.  i.  Zwischenräumen 
zwischen  den  runden  Scheiben),  so  von  Waldglas  gemacht,  je  for  5 
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Zwickeln  1  Pf.,  kosteten  1535  2  Fl.  f  Gr.  8  Pf.  Acht  Fenster  mit 
750  Scheiben  und  1395Zwickehi  von  Waldglas  4  Fl.  iGr.  9  Pf.  Zwölf 
Fenster  mit  1492  Scheiben  sammt  den  Zwickeln,  welche  alle  aus  Schei- 
ben gemacht  sind,  5  FL  19  Gr.  4  Pf. 

Einen  Ofen  zu  machen  mit  Kacheln  kostete  1500  4  Fl.,  eine  Kar 
chel  1542  3 — 4  Pf.,  lange  Kacheb  8  Pf«,  ein  Schock  wttsse  Spi^el- 
kacheln  10  Gr. ;  einen  Ofen  zu  setzen  kostete  8  Gr. 

Ein  geduppelt  Sc  bloss  mit  3  Schlüsseln  1550  11  Gr.  10  Pf. 

Tersehiedene  Gegenstände. 

Licht;    Der  Ctr.  Wachs  kostete: 

1501  —  14  Fi.  1546  —  13  R 
1511  —  15  Fl.            1550  —  14  FL  6  Gr. 
1513  —  15V4  FL         1572  —  23—25  Fl. 
1539  —  10  Fl.            1573  —  18  Fl., 

folglich  das  Pfund  Wachs  2  Gr  6  Pf.— 5  Gr.,  das  Pfiind  Wachslicht 

4— 5V2  Gr. 

Der  Ctr.  Unschlitt  kostete: 

1502  —  4  FL  5  Gr.  1551  —  4  Fl.  16  Gr. 
1546  —  5  Fl.  1561  —  5  FL  11  Gr. 
1550  —  6  FL  5  Gr.        1572  —  8  Fl.    2  Gr., 

also  das  Pfund  12  bis  20  Pf.,  ein  Pfund  Licht  1  Gr.  3  Pf.— 2  Gr. 
Bübsamen  kostete  pr.  Sdiefifel: 

1539  —  15  Gr.    1545  —  21  Gr.    1550  —  20  Gr. 

1540  —  17  Gr.    1548  —  21  Gr.     1551  —  15  Gr. 
1542  —  20  Gr.     1549  —  21  Gr.     1552  —  24  Gr. 

1553  —  22  Gr.  6  Pf. 
Die  bevormundende  Fürsorge  des  damaligen  Regiments  spricht  sich 
in  der  mehr  erwähnten  Landesordnung  von  1556  Cap.  XLIU  aas: 
„Ueber  das,  werden  wir  auch  bericht,  als  solle  das  Armut  mit  dem 
Unschlit  kauff  und  Liechziehen,  hoch  übersetzt  und  vertewrt  werden, 
So  wollen  wir,  das  die  Kethe  der  Stedte,  das  Unschlit  von  den  Fleisch* 
bawem  kauffen,  und  denn  dasselbige  den  Liechtziehem  forder  eintzelich 
zu  komen  lassen.  Auch  den  selbigen  Liechtziehem  masse  setzen,  wie 
gros  und  schwer  die  Liecht  gezogen  und  verkaufft  werden  sollen,  WoKe 
aber  ein  Bürger  vor  sich  und  zu  seiner  HausnotdurfiFt,  bei  den  Pleischem 
selbst  auch  Unschlit  kauffen,  das  solle  jme  hiermit  nicht  benomen 
sein,  Unn  welche  Liechtzieher ,  sich  des  ßaths  ordnunge  nicht  halten, 
denen  solle  man  die  Liecht  nemen,  und  ferner  kein  Liecht  zuzidien 
verstatten." 
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Der  Macherbhn  für  ein  Pfund  Wachslicht  betrug  1570  6  Pf.,  für 
ein  Pfund  Talglicht  2  Pf. 

Seife  findet  sich  erst  im  Jahre  1573  erwähnt,  wo  eine  Truhe  ve- 
nedische  Seife  mit  22  Fl.  8  Gr.,  der  Ctr.  mit  15  FL,  bohemische  Seife 
mit  7  Fl.  3  Gr.  bezahlt  wurde. 

Pech  IST.  Otr.  1508  10  Gr.  und  15  Gr.   10  Pf.,    1558  24  Gr. 

6  Pf. 

Bettfedern  pr.  Ctr.  1511  4:%  Fl. 

Arbeitsger äthe.  Eine  Schaufel  kostete  1512  2  Gr.,  eine  Axt 
4V2  Gr.,  ein  Handbeil  7  Gr.,  eine  Keilhaue  2  Gr.,  eine  Rodehaue  2 
Gr.,  ein  Grabscheit  2  Gr.,  eine  Sichel  1508  6—9  Pf.,  zwei  Siebe  zum 
Komfegen  1  Gr.  3  Pf. 

Eüchengerätbe.  Zwölf  glasmrte Töpfe  1533  SVaGr.,  einMildi- 
hafen  1550  7  Pf.,  ein  steyrisches  Hackmesser  1559  2^/2  Gr. 

Hausgeräthe.  Ein  roth  überzogener,  gefütterter  und  gelederter 
Stuhl  1513  4  Fl.,  ein  Messingleuchter  1550  Va  Fl.,  1572  6  Gr.,  zwei 
Messingleuchter  in  eine  Kirche  in  Wittenberg  7  Fl. ,  eine  Liditputze  1 
Gr.  —  Eine  Gewandbürste  1511  2  Gr.  3  Pf.,  eine  Kehrbürste  1512  3 
Gr.  6  Pf.,  eine  Striegel  1  Gr.  8  Pf. ,  ein  Besen  1  Pf. ,  ein  Kamm  von 
Bein  2  Gr.,  von  Buchsbaum  1  Gr.  3  Pf.,  tausend  Heftel  und  Schlingen 

7  Gr.,  ein  Bierhahn  5  Gr.,  ein  Barbierbecken  1511  7Vi  Gr.,  eine  neu 
gekaufte  Flöte  16  Gr.  4  Pf;  —  Ein  Sattel  1519  1  l\  und  1  Fl.  4  Gr., 
ein  neuer  Stutzensattel  2  Fl.,  ein  neuer  welscher  Polstersattel  2  Fl.  6 
Gr.,  ein  neuer  Kriegssattel,  mit  schwarzem  Hirschleder  gefasst,  1551 
5  Fl.,  ein  Zaum  mit  allem  Zubehör  1550  2  Fl.,  ein  Paar  Steigleder  4 
Gr.  —  Ein  Hasennetz  1  Fl.  15  Gr.  —  123  Pfund  Buchsbaum  1513  3 
Fl.  2  Gr.  5  Pf. 


X. 

Die  nationalökonomischen  Grundsätze  der 

oanonistischen  Lehre. 

Von 

Dr«    W«   Kndeiiianift. 

(FortBetzong.) 

§.7.    Einige  besondere  Oeschäftsformen. 

Neben  den  dargestellten  Modificationen  der  allgemeinen  Grandsätze, 
wie  sie  aus  den  Wucherverboten  streng  genommen  hätten  hervorgehen  müs- 
sen, in  den  gewöhnlichen  Verträgen  erzeugte  der  Widerstand  gegen  die 
aufgedrungene  Unproductivität  des  Geldes  noch  manche  ganz  neue  und 
eigenthümliche  Yertragsformen,  die  nicht  etwa  blos  dem  engeren  Han- 
delsverkehr angehörten,  sondern  vielmehr  der  Uebung  Aller  anheim- 
fielen. Die  meisten  sind  praktisch  längst  bedeutungslos  geworden,  indessen 
darum  mcht  minder  lehiTeich  für  die  Eenntniss  früherer  Zustände.  An 
ihnen  zumal  bethätigt  sich  das,  was  am  Schlüsse  des  vorigen  Paragra- 
phen gesagt  wurde,  vollständig.  Hieher  gehört  zunächst,  um  an  die 
eben  zuletzt  behandelten  Societätsverhältnisse  anzuknüpfen,  eine  sonder- 
bare Gestaltung  der  Vergesellschaftung  unter  dem  Namen  der  Societas 
sacri  officii;  ganz  besonders  erwähnenswerth,  wenn  es  gilt,  zu  zeigen, 
welche  künstliche  Wege  sich  das  Bedürfiiiss  des  Capitalgebrauchs  zu 
öfihen  suchte  und  zu  öfihen  wusste. 

Mit  dieser  Unternehmung  hatte  es  folgende  Bewandtniss^»).  Die 
römische  Curie  besass  viele  verkäufliche  Aemter,  wie  Notariats-,  Zoll- 
einnehmer-, Militär-,  Beamtenstellen  u.  dgl.*^*),  welche  durch  ihr  Ein- 
kommen als  fructuosa  officia  erschienen.  Dieselben  wurden  grossentheils 
eben  wegen  der  damit  verbundenen  einträglichen  Revenuen  verkauft. 


Der  Hauptautor  über  diese  Materie  ist  Gastracan.  de  Bodet  offic.  — 

Weitere  Darstellungen  sind  bei  Sot  VI  qo.  6  art  2.    Azorin.  m  lib.  9  c.  8. 

Scace.  §.  1  qu.  1  nr.  260  £,  sowie  bei  einigen  Theologen,  die  Cyrrinns  anführt 

229)  z.  B.  camerarios,  thesaaranns,  aaditor  camerae,  cubicolarius,  eoirector, 

coUector,  miles  8.  eqnes  8.  Petri  etc. 
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Bei  dem  Ankauf  einer  Botehen  Stelle  nun  war  es  dem  Käufer,  wenn  er 
hinlängliche  eigene  Mittel  zar  Entrichtong  des  vollen  Preises  nicht  be- 
6888,  gestattet,  einen  oder  mehrere  Theilnefamer  zu  suchen.  Letztere 
Bchofisen  ihr  Geld  zu  und  z(^en  dafür  je  nach  Massgabe  ihres  Zuschusses 
eine  Ilate  der  mit  dem  erkauften  officium  verbundenen  Einkünfte.  Der 
Titd  und  die  Ausübung  des  Amtes  konnte  nur  der  Eine,  dem  dasselbe 
als  dem  wirklichen  Träger  verliehen  wurde,  besitzen.  Die  Zulässigkeit 
dieses  Handels  war,  soviel  ersichtüch  ist,  nie  bestritten.  Für  die  päpst- 
liche Schatzkanuner  war  er  gewiss  förderlich.  Der  Kreis  der  Goncur- 
renten  zu  den«käuflichen  officia  wurde  dadurch  erweitert  und  der  Preis 
derselben  ohne  Zweifel  gebessert.  Die  ausdrückliche  Billigung  der  Bil- 
dung einer  Societät  zu  diesem  Behufe  wurde  denn  auch  in  der  Folge 
ausdrücklich  von  dem  Papste  ausgesprochen.  Schon  nach  dem  Ge- 
sichtspuncte  der  Societät  war  Nichts  dagegen  einzuwenden,  vorausge- 
setzt, dass  die  für  jeden  Gesellschaftsvertrag  nothwendige  aequalitas  auch 
hier  aufrecht  erhalten  wurde. 

Allein  der  Verkehr  merkte  bald,  dass  hier  eine  Gel^enheit  zu 
nutzbringender  Geldanlage  gegeben  sei,  welche  ganz  etwas  Anderes  dar- 
stellte, als  die  Betheiligung  an  einer  gewöhnlichen  Societät  Hier  war 
von  Yerlustgefahr ,  von  Geschäftsbetrieb  u.  dgl.  kaum  die  Bede.  Man 
erwarb  thatsäcUich  durch  seine  Betheiligung  an  der  societas  officii 
mittelst  Einschusses  einen  gewissen  Bevenüenantheil.  Das  war  unstreitig 
lockend  für  die  zur  Zinslosigkeit  verurtbeilten  Gapitalien.  Das  von  Haus 
ans  nur  für  einen  engen  Kreis  bestimmte  Institut  nahm  schnell  grössere 
Dimensionen  an.  Füi-slliche,  städtische,  kurz  jederlei  Aemter  wurden  zu 
derselben  Manipulation  benutzt.  Verordnungen  von  Leo  X.  und  Paul 
IV.  2^)  mussten  der  Sache  doch  Einhalt  thun.  Sie  beschränkten  das  Ge- 
schäft, wohlweislich  ohne  es  ganz  zu  verdammen,  auf  die  Aemter  der  rö- 
mischen Curie.  Und  dabei  blieb  es  nach  einer  Verordnung  P  ins  IV.^'^), 
obgleidi  diese  im  Uebrigen  jene  älteren  Erlasse  erheblich  modificirte^. 

Gleichviel  einstweilen,  welchen  Umfang  die  Societät  dieser  ihrer 
Einschränkung  auf  römische  Aemter  zufolge  erreichen  konnte,  man  blieb 
nicht  dabei  stehen,  nur  zum  Ankaufe  einer  solchen  Stelle  Geld  von 

280)  vom  Jahr  1555.  Scacc.  §.  9  nr.  48:  utprayae  eonsnetudines  et  abnsiu,  qaos 
in  hancalmam  urbem  nostram  malitüs  hominnm  irrepsisse  cernimuB,  nostara  diligentia 
tekantnr. 

281)  ibid.  nr.  49. 

282)  Als  ratio  der  Erlanbtheit  ftOirt  Scaccia  an  in  $.  1  qa.  1  nr.  209 :  qnia 
cmia  Romana  est  forum  commune,  ad  quod  ex  totius  orbis  Ghristiani  partibns  gentes 
eonflannt,  quae  cum  diversis  ex  causis  ibi  aliquo  tempore  commorentur,  hoc  socie- 
titifl  conunercio  fadüus  subvenire  possont 


81t  Eadettaiiii, 

Anderen  anfimDehmeD.  Die  Offizutai,  «Is  Inhaber  eines  derartigen 
Amtes,  weldies  die  Bildung  einer  solchen  Sotiet&t  litt,  nahmen  auf 
diese  Weise  auch  Geld  auf,  nachdem  sie  ihr  Amt  bereits  bezahlt  hatten. 
Bie  Yerinteressirten  dasselbe  dnich  Theitaiahme  an  ihrem  Amtsein^ 
kommen  **•). 

Ja,  es  kam  sogar  vor,  dass  Jemand,  der  niemals  dieAbsidit  hatte, 
ein  Amt  zu  kaufen,  Geld  zu  einem  blos  vorgeblichen  Ankauf  aufinahnL 
Man  soigte  entweder  dafür,  dass  ein  wirklicher  Amtstrftger,  der  dann  nnr 
den  Namen  dazu  bergab,  mit  in  die  Societät  gezogen  wurde,  oder 
scheute  sich  schliesslich  nicht,  sogar  ohne  alle  Mitwirkung  eines  ofIfioialiB 
geradezu  den  Zweck  des  Ankaufe  einer  Stelle  zu  fingiren  *^).  So.  hatte 
man  denn  in  der  That  ein  Gelddarlehn  mit  Vergütung  'allen  Wucher« 
gesetzen  zuwider. 

Dagegen  musste  sich  am  Ende  doch  die  canonische  Geset^ebung 
rühren  und  den  Wudier  auf  seine  Grenzen  setzen.  Nach  p&bstUdien 
Verordnungen  sollte  diese  Societätsform  nicht  nur  auf  dm  wirldidien 
Ankauf  eines  legitimen  Amtes  beschränkt  werden  ^'^),  man  yerlangte 
dazu  auch  strenge  Beobachtung  der  canonischen  RechtmSssigkeit.  Der 
Pabst  musste  nach  Vorlage  des  Plans,  der  Societatsantheile  und  dgl.  erst 
um  besondere  Genehmigung  angegangen  werden.  FürdieErtheflung  densel«- 
ben  ^rurden  genauere  Gesichtspunkte  aufgestellt  Vor  allen  Dingen  war  es, 
wenn  der  Verdacht  des  Wuchers  vermieden  werden  sollte,  nöthig,  dass  das 
Amt  in  der  That  die  zur  Befriedigung  der  Gesellschafter  erforderlidien  Re- 
venüen  abwerfe.  Der  gerechte  Kaufpreis  der  Bestellung  durfte  von  der  Sttmme 
der  angenommenen  Gelder  nicht  überschritten  werden.  Paul  IV.  wollte 
sogar  nur  so  viel  gutheissen,  dass  bis  zur  Hälfte  des  Kaufpreises  zuge« 
schössen  werden  dürfe;  eine  Massregel,  welche  unglaublichen  Schrecken 
unter  den  Kapitalisten  verbreitete.  In  diesen  wahren  oder  Pseudo- 
societäten  waren  soldie  Summen  angelegt,  die  Inhaber  oder  Kauflustige 


233)  Dies  war  gleichsam  eine  antichretische  Verpftndiing  dei  nntzbareH  Amtes. 
Die  Früchte  desselben  werden  dem  Glftabiger  abgetreten  ihnlich,  wie  die  Fraohte 
eines  veip^deten  Grundstacka.  Darin  Megt  ein  naher  Zosammenhang  mit  dem 
nachher  zu  beschreibenden  Bentenkaul 

234)  Scacc.  §.  1  qu.  7  par.  1.  nr.  88.  Man  bat  einen  officialis,  der  gar  nicht  in 
die  Societät  miteintrat  und  der  vollständig  in  Idemnit&t  erhalten  wurde ,  um  die  £r* 
lanbnisa,  super  suo  officio  contrahiren  zu  dOrfen.  S.  auch  Azor.  1.  c  c.  8  tertio 
quaeritur. 

235)  Hieher  gehören  die  erwähnten  Y.  0.  von  Leo  X.  (1514),  Paul  lY.  (1555) 
und  Plus  y.  —  Trotzdem  hatte!  die  Societät  z.  B.  in  Frankreidi  die  grösste  Aus- 
dehnung, welche  der  protestantische  Marquard.  de  jur.  mercat  II  c.  6  ar.'64 
scharf  kritisirt 
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jener  SteUen  fimden  mm  60  mbwet  Oeld,  die  Stdien  musiäten  dttnttn, 
was  die  Hauptsache  war,  so  billig  abgelassen  werden,  dass  Pius  Y. 
aus  Btt<^8idtt  auf  die  allgemeine  Calamitit,  wddie  auch  die  des  päbst- 
liAflD  Schatzes  war,  diese  Bestimmung  nebst  mehreren  anderen  £r^ 
schweningen  wieder  aufhob  ^'^). 

Seitdem  war  denn  die  juristische  Doctrin  vollends  geneigt,  wo  mfig- 
liflfa  jede  Schranke  hinwegzudeduciren. 

Wenn  schon  diese  Art  von  Sodetät  nicht  gerade  blos  dem  Hui** 
delsverk^r  diente,  um  unter  Billigung  des  canonischen  Rechts  GesddAe 
mit  dem  Capital  zu  mannen,  «0  diente  der  bekannte  Beut  enkauf ,  zwar 
nicht  ausschliesslich,  wenn  man  ihn  in  seiner  breitesten  Ausdehnung 
nimmt,  aber  doch  vorwiegend  dem  Grundbesitz.  Wir  müssen  das  bedeut- 
same Institut  genauer  betrachten. 

Die  Verleihung  von  Grund  und  Boden  g%^  Vorbehalt  eines  Zin- 
ses, welcher  von  draaselben  entrichtet  werden  soUte,  schloss  sich  an  die 
rfimische  Ausleihungsform  der  Emphyteuse  an  ''^).  Der  Eigenthtimer  gab 
sein  nutzbares  Eigenthum  hinweg  und  behielt  nur  einen  Theil  sänes 
Bedits,  das  sogenannte  Obereigenthum  und  dm  von  ihm  ausbedunge&ctt 
2äns  (oensus  reservativus  "*))- zurück.  Das  konnte  er,  da  die  Beding* 
ungen  und  der  Umfang  der  Verleihung  von  ihm  abhingen.  Ganz  ähniidi 
vttrhidt  es  sich,  wenn,  was  h&ufig  vorkam,  der  froher  fteie  Eigentü- 
mer seinen  Grundbesitz  einem  Herrn  als  Obereigenthttmer  unterwarf, 
dasselbe  von  diesem  aus  irgend  welchen  Gründen  zu  Lehen  nahm**^). 
Gegen  die  Auflage  einer  solche  Zinsleistung,  wdche  in  den  älteren  Zei- 


236)  Das  Nähere  über  die  Voraussetzungen  des  Geschäfts  ist  bei  Azor.  L  c. 
c.  9 — 15  zu  ersehen. 

2S7)  Die  Ausleihung  galt  als  besonders  gutes  Mittel,  die  Cultivirong  von  Grand- 
Stacken  zu  befördern,  die  sonst  unfruchtbar  geblieben  wftren.  QonaaL  in  c  7.  X. 
de  reb.  eccles.  8,  13.    Vgl  unten  $.18. 

238)  Von  der  pensio,  dem  Pachtgeld,  unterscheidet  sich  dieser  Zins  dadurch« 
dass  er  von  dem  Pflichtigen  de  re  propria,  jene  de  re  aliena  entrichtet  wurde.  •— 
Das  Weitere  von  der  juristischen  Theorie  des  dominium  directum  und  utile  gehört 
nicht  hierher.  S.  z.  B.  Gloss.  in  c  6.  X  de  reliq.  dorn.  Scacc.  $.  1  qu.  61 
nr.  24a 

289)  Dufresne  gossar.  lat  med.  aev.  s.  v.  Firma.  Indessen  denken  die  Schrift- 
steller bei  der  Bezeichnung:  census  reservativus  allerdings  meist  an  den  Fall,  dass  das 
Grundstack  nach  Art  der  Emphyteuse  ausgdiehen  und  der  Zins  vorbehalten  wird. 
Azor  in.  inst  mor.  P.  m  IIb.  10.  de  cens.  c.  2.  —  Dort  s.  auch  die  Literatxu*  über 
die  Tiel  behandelte  Lehre  vom  census.  S.  auch  Ambro s.  de  Yign.  de  usur« 
nr.  241  sqq. 
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ton  meist  in  Naturalertrigiiissen  des  Yerliehenoi  Bodens  bestand,  war 
kein  Bedenken. 

i  Konnte  nun  nidit  aach  in  der  Weise  ein  Zinsbezug  erworben  wer- 
den, dass  man  ihn  von  einem  Grandstack  genoss,  welches  man  nicht  selbst 
ausgeliehen?  Sollte  nicht  eben  so  gut,  wie  der  Zins  bei  Uebertragong» 
zurückbehalten  wurde,  auch  ein  Zins  als  census  consignativus  s.  consti- 
tutivus*^)  neu  auferlegt  werden  können?  Warum  sollte  nicht,  wenn 
der  Eigenthttmer  eines  GrundstQcks  den  Zins  bei  Uebertragung  des  er- 
steren  sich  vorbehalten  mochte,  auch  der  Eigenthümer  des  Ackers  einem 
Andern  den  Zins  so  bestellen,  dass  ersterer  den  Acker  eigenthttmlidi 
behielt  und  nur  den  census  entrichtete  ? 

Die  practische  Uebung  beantwortete  diese  Fragen.  In  Deutschland 
kam  die  Bestellung  von  Zinsrediten  in  ausgedehnten  Gebrauch.  Der 
Natur  der  Sache  nach  wurde  in  den  Zeiten^  die  wesentlich  noch  der 
Naturalwirthschaft  angehörten,  auf  diese  Weise  das  Darlehn  oder  der 
Credit  vennittelt  *^^).  Die  Bestellung  eines  Zinses,  des  Bechts  auf 
den  Bezug  gewisser  Frtlchte  aus  dem  Grund  und  Bod^  war  die  na- 
türliche Form  der  Verpändung,  d^  Erwerb  eines  Zinses,  den  man  auch 
als  Zinskauf  bezeichnete,  die  natürliche  Form  des  Darlehns,  der  Bezug 
der  Zinsfrüchte  das  natürliche  Aequivalent  für  die  Gewähr  des  Dar- 
lehns'^*), oder  auch  einer  sonstigen  vom  Zinsmann  empfangenen  Lei- 
stung. So  war  der  Zinsenkauf  oder,  um  den  später  üblich  gewordenen 
Namen  zu  gebrauchen,  der  Bentenkauf  ganz  naturwüchsig,  so  lange  ihn 
nicht  die  canonischen  Wuchergesetze  verdächtig  und  zu  der  Bolle  ge- 
schickt machten,  verbotene  Geschäfte  zu  verschleiern. 

An  der  ganzen  Sache  änderte  sich  auch  noch  Nichts  dadurch,  dass 
allmählig  der  Zins  anstatt  in  Bodenfrüchten  in  Geld  ausbedungen  und 
geliefert  wurde.  Diese  Umwandlung  trat  von  selbst  ein,  als  die  Geld- 
wirthschaft  sich  neben  die  Naturalwirthschaft  stellte  oder  über  sie  er- 
hob. In  späteren  Zeiten  verbot  man  sogar  die  Bestellung  von  Natural- 
zinsen  '^').    Man  fürchtete,  dass  sonst  bei  der  zunehmenden  Menge  de6 

240)  Azor.  1.  c.  c.  8.  Lad.  Molin.  disp.  881.  888  £ 

241)  während  bei  der  BesteUung  des  cens.  reservatiTns  die  vielÜBu^en  andern 
Gründe,  welche  zu  der  Ansbüdong  des  grossen  Lehns-  und  Leihewesens  fahrten, 
mitwirkten. 

242)  Dies  sind  die  Ton  den  Juristen  sogenannten  oppignerationes  Oermaniae, 
und  ganz  richtig  wird  bemerkt,  dass  in  jener  Zeit  der  Geldbesitzer,  der  sein  Geld 
anlegen  wollte,  meist  kein  Publicom  fand,  bei  dem  er  es  anders  als  gegen  Natoral- 
fruchte  anlegen  konnte. 

248)  Die  indessen  nach  dergleich  m  berOhrendenVerordnong  Pias  V.  an  sich 
solissig  waren.  Azor  1.  c  c  20  primo. 
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Geldes  das  Getreide  thearer  werden  wOrde  und  hielt  es  für  eine  Un- 
gerechtigkeit, wenn  man  alsdann  noch  verlangen  wollte,  dass  fürder  mit 
der  gleichen  Summe  eine  Reiche  Frucbtlieferung,  wie  froher,  erkauft 
werden  konnte.  Mit  dem  Uebergang  zum  Geldzins  aber,  der  an  sich  das 
Wesen  des  Zinsrechtes  nicht  berührte,  war  eine  grosse  Erweiterung  des 
Bentenkaufe  gegeben.  Geldzins  kann  Jeder  brauchen  und  der  Bezug 
selbst  ist  ungleich  leichter.  Eine  Geldrente  konnten  Viele  kaufen,  Üx 
welche  die  Naturairente  unbrauchbar  gewesen  wäre.  Ab^  auch  der 
Umkreis  der  zur  Grundlage  einer  Rente  dienlichen  Gegenstände  erwei- 
terte sich  durch  den  Gesichtspunct  des  Geldes  ^^).  Naturalzins  war  nur 
vom  Grund  und  Boden,  aus  dem  die  Früchte  wuchsen,  berechtigt.  Geld- 
zins konnte  am  Ende  auf  jeden  Geldwerth  gelegt  werden,  und  Geld- 
werth  kann  Alles  sein,  wenn  nur  jene  Stetigkeit  der  Bevenüen  vorli^ 
welche  der  Begriff  des  fortlaufenden  Zinses  erheischt. 

So  erweiterte  sich  in  der  That  nicht  nur  derBealzins  insofan,  dass 
auch  andere  Dinge,  besonders  Bechte  von  immobiUarem  Charakter,  als 
geeignete  Grundlagen  eines  census  erschienene^),  sondern  es  machte 
sidi  zu^eich  die  Berechtigung  des  Personalzinses  geltend.  Personalzins 
liess  sich  von  jeder  Person  erheben,  auf  die  productive  Thätigkeit  in 
Industrie,  Kunst  oder  Handwerk,  kurz  auf  die  Arbeit  radiciren.  Frei- 
lich war  der  Kauf  einer  solchen  persönlichen'  Beute  um  eine  gewisse 
Summe  hart  an  dem  Darlehn  ^^), 

Auch  im  Uebrigen  war  das  Geschäft  der  grössten  Modificationen 
fähig,  die  es  dehnbar  und  nach  jeder  Bichtung  hin  anwendbar  machten. 
Die  Zeitdauer  konnte  verschieden  bestimmt  werden.  Man  hatte  sowohl 
emen  auf  ewige  Zeiten  dauernden,  wie  einen  zeitlich  beschränkten 
Zins,  von  welchem  letztem  der  lebenslängliche  eine  Unterart  bildete  ^'). 
Die  Unaufkündbarkeit  des  Ziosvertrags  von  beiden  Seiten  (census 
irredimibilis)  her  konnte  ebensogut  stipulirt  werden,    wie  die  Eünd- 


244)  Wfthrend  es  firfiher  nur  die  fruchttragenden  Immobilien  waren,  die  dazu 
dienlich  erschienen,  liess  sich  nur  der  Greldzins  anliegen,  wo  immer  stetige  jAhriiehe 
reditas  irgend  einer  Art  vorlagen.    C£  Azor.  1.  c  c  6.  u.  7. 

245)  Gloss.  in  c.  1.  VL  dereb.  eccl.  non  alien.  Reditus  annni  sind  Grundlage 
des  Zinses  u.  dgL  m.    S.  Axor.  L  c.  c.  7  primo  quaer. 

246)  Begreiflicherweise  Temeinten  daher  manche  Rechtslelirer  ganz  entschieden 
die  Statthaftigkeit  irgend  eines  Personalzinses.  Die  Gründe  für  dessen  Zulassung 
waren  jedoch  den  meisten  überwiegend.  S.  CorarruT.  yar.  res.  m  c.  7  nr.  5. 
Azor.  L  c  e.  5.  Aber  diese  ControTerse. 

247)  Azor«  1.  c  c  8  quarto  diirid.  und  ftber  die  streitige  Frage:  an  secondnm 
conacientiam  census  ad  dies  ntae  possit  constitui,  c  17  septimo  quaer. 
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barkeit  voa  einer  oder  von  beiden  Seiten  (oensus  redimibiUs)  u.  d^ 
mehr***). 

Wir  sehen  mithin  y  wie  auf  dem  HShepunct  der  Auabildimg  die  B^ 
Brandung  von  Renten  sdhr  weit  um  sich  grifil  Je  geeigneter  aber 
dor-Bentenkauf  für  die  YM^schiedenen  F&Ue  des  BedOrfiiiases  sidi  erwies, 
mn  ^0  begreiiicher  ist  es,  dass  die  canonische  Lehre  von  vom  liepeia, 
auch  diese  Erscheinung  zu  beaiAten  und  doren  Becfatmissigiceit  a 
prüfen  hatte.  Die  Wissenschaft  war,  schon  bevor  noch  der  Rentenkasf 
seine  voUe  Ausdehnung  erlangt  hatte,  sehr  getheilter  Meinung  ^^*).  Vom 
Standpunct  der  canonisdien  Zinsverbote  darf  man  sidi  darüber  niebt 
wundem,  dass  ein  grosser  Theii  der  Doctoren  ein  fär  allemal  den  Zins- 
kauf für  eia  Wuchei^eschäft  hidten,  weit  eher  darüber,  dass  doch  von 
jeher  eine  Anzahl  strenger  Canonisten  denselben  fär  erlaubt  ansahen.  Wire 
man  in  der  Zinslosigkeit  des  Darlehns  sich  des  eigentlidien  wirthsdiaft- 
lichen  Prindps  fest  bewusst  gewesen,  es  hätte  kaum  zweifelhaft  sein 
können,  dass  in  consequenter  Verfolgung  desselben  audi  der  Baites- 
kauf  fallen  musste. 

Statt  dessen  bewegte  man  sich  in  spitzen  juridischen  üntersdiei- 
dungen,  aus  dmen  hervorgehen  sollte,  ob  die  nöthige  justitia  da  sei, 
oder  nicht.  Vom  Darlehn  sollte  der  Rentenkauf  jedenfalls  vo^ihieden 
eein^^).  Denn  d<»t  wurde  ja  die  Darlehnssumme  zurückerstattet,  bier 
hatte  der  Bentenkäufer  seinen  Eaufjpreis  definitiv,  ohne  Vorbehalt  der 
Rückerstattung  hingegeben.  Daran,  dass  in  Gestalt  des  Zinses  zugleich  auch 
das  Capital  des  Kaufpreises  zurückerstattet  werde,  dachte  Niemand. 
Als  Pfand  mocUe  die  mit  Sns  belastete  Sadte  nicht  ai^esehen  wer- 
den; denn  wenn  sie  zn  Orunde  ging,  hörte  auch  das  Zinsrecht  auf, 
während  der  Untergang  des  Pftndes  bei  dem  wirklichen  Darl^bn  nickt 
das  Darlehttsrecht  aufhob.  Auf  soldie  Merkmale  gründete  sich  der 
vermeinte  Gegensatz  des  Darlehns  und  des  Zinsvertrags. 

Allein  wenn  das  Bestehen  dieses  Gegensatzes  auch  ausgemacht  war, 
so  war  damit  immer  noch  nicht  die  canonisdie  Licenz  des  Zinsvertraga 
erwirkt.  Der  Bentenkauf  konnte ,  auch  ohne  Darlehn  zn  sein,  doch 
Wucher  enthalten.  Die  volle  Rechtmässigkeit  war  also  erst  zii  constatiren 


248)  S.  Azor.  L  c  c.  S.  aeciuido  divid. 

249)  Man  vgl  die  ausführlichen  Berichte  über  die  Lehrmemungen  bei  Kayarr. 
in  c  3  C.  14  qu.  3  nr.  69.  Garcia  de  contr.  c  27  nr.  2.  Azor.  inst  mond.  UI 
üb.  10  de  cens.  c.  4.    Sot.  de  just  et  jur.  VI  qu.5  art5.  Scacc.  §  1  qilI  Br.l75. 

260)  Azor.  L  csecimdo  qoaeritur.  —  V^^  auch  CaroL  Molinaeus  traet  contr. 
qiL  1  nr.  13. 
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nd  diese  war  dear  Oegenstand  eiiier  bestiimteD  CkntroYQcse'^^),  an  der 
rieh  sowohl  Theologen,  wie  Juristen  betheiligten  und  die  erst  in  der 
Folge  dnreh  die  Qesetzgebmg  einigen  Ahschluss  fimd^*). 

Von  denen,  welche  die  Ziüässigkeit  verfoditen  nnd  deren  Meinong 
als  die  siegreiche  füx  uns  das  mdste  Interesse  haben  'mnss,  konnte  der 
BcDtenkauf  nicht  so  anfgefiuast  werden,  als  ob  der  jährliche  Zins  in 
sdner  materiellen  Gestalt  gekauft  würde.  Wo  blieb  dann  die  Gleichheit 
awisehen  Preis  imd  Eanfbbject,  w^m  vermdge  eines  solchen,  mögüdbeiv 
weise  auf  ewige  Zeiten  abgeschlossenen  Vertrags  der  Zinsmann  im  Yer- 
lauf  der  Jahre  mehr  leistete,  als  der  Preis  betrug,,  den  er  empfangen? 
Dosn  der  letztere  war  doch  ein  für  allemal  die  Summe,  die  gezahlt  wor- 
den war^  und  Nichts  weiter.  Der  empfangene  Preis  hatte  so  wenig 
Productivität,  er  hatte  so  wenig  einen  fortwährenden  Gebrauchswerth, 
er  war  mit  einem  Wort  so  wenig  Capital,  wie  irgend  eine  andere  pe- 
conia.  Er  war  hier ,  wie  überall,  nichts  als  die  nuromi ,  aus  denen  er 
bestand,  mid  folglich  ausgeglichen,  sobald  der  Bezahler  dieses  Preises 
ebensoviel,  als  der  Preis  besagte,  erhalte  hatte.  Der  unaufkündbare 
^ns  war  allein  schon  mit  dieser  Erwägung  von  Rechtswegen  z\k  ver- 
werfen^'). Aber  auch  bei  der  abKsbaren  Rente  überstiegen  leicht  die 
SDCcessiven  Zinszahlungen  das  Ankaufiscapital ;  und  dass  sie  successiv 
erfolgten,  war  ja  gleichgültig ,  da  der  Zeit  (dilatio)  auf  die  Ausmessung 
des  Preises  kein  Einfluss  gebührte^.  Ohnedem  tritt  aber  bei  dieser 
letzteren  Gattung  zu  der  Zinsleistung  auch  noch,  wenn  der  Zinsen- 
bezug aufgelöst  wird,  für  den  Pflichtigen  die  Rückerstattung  des  von 
am  ^npfangenen  Gapitals,  also  des  von  dem  Andern  gezahlten  An- 
kaufspreises. Der  Rentenkäufer  hatte  also  den  Zins  genossen  und  er- 
hielt seinen  Preis,  um  den  er  das  Zinsrecht  gekauft,  zurück.  Und  doch 
sollte  das  kein  Wudier  sein,  der  Zinskäufer  keinen  verbotenen  Zins 
(aliquid  ultra  sortem)  bezogen  haben? 


S51)  Azorl  1.  c.  tertio  qnaer.  berichtet  darftber  ansfohrlich. 

252)  in  den  unten  zn  berührenden  Constitutionen  Martin's  V.,  EaHxt's  m.,  KicO' 
laus'  V.  und  Plus*  V. 

253)  Azor.  L  c  Less.  n  o.  22  nr.  89.  So  aber,  wie  sich  nach  Auffassung 
der  Canonisten  der  Vertrag  gestaltete,  war  der  Ankauf  eines  census  perpetuus  durchaus 
nicht  ungerecht  Azor.  L  c  c.  17  primo  quaer.  S.  dazu  Laurent  de  Rudoph 
repet  L  c.  p.  130  nr.  48:  Man  hielt  das  &kt  zulässig,  da  ja  auch  bei  dem  Verkauf 
eines  Grundstücks  der  Kftttfer  leicht  an  Frftchten  mehr  zieht,  als  derKau^reis  be- 
tragen hat   - 

254)  S.  oben  §.  5  zu  Anfang.  —  Vgl  ttber  diese  Frage  bei  dem  census  redimib. 
Azor.  L  c.  c.  17  g.  £. 
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Aus  dies^  Verlegenheit  kam  man  mir  mit  der  Annahme,  daes 
nicht  der  reale  Zins^  sondern  das  Zinsrecht,  jus  census,  der  wahre  Ge- 
genstand des  Kaufes  sei  '^^).  Nun  war  der  Umstand ,  dass  bei  Auf- 
kQndigung  des  Zins?ertrags  der  Käufer  sein  volles  Eanlseld  zurQdc- 
erhielt ,  nachdem  er  doch  mehrere  Zinsleistungen  empfangen,  nicht  mdir 
auffällig.  Er  gab  das  Zinsrecht  zurück  und  der  Zinspflichtige  den  dafilr 
widerruflich  erhaltenen  Kaufyreis.  Wenn  der  Kauf  über  ein  frudit- 
tragendes  Grundstück  rückgängig  wurde,  nachdem  dar  Känffr  ein-  oder 
mehrmals  schon  geemtet  hatte ,  trat  ja  dasselbe  ein  ^^). 

Bei  alle  dem  war  aber  damit  zunächst  nur  der  Ankauf  eines  Na- 
turalzinses  gerechtfertigt.  Nur  das  Grundeigenthum  ist  von  Natur 
fruchttragend.  Geldzins  als  Frucht  vom  Grelde  oder  Werthe  konnte  von 
Haus  aus  nicht  sein  ^^).  Zur  Rechtfertigung  des  Geldzinses  von  Grund- 
stücken gelangte  man  erst  auf  Umwegen  durch  die  Unterstellung ,  dass 
die  eigentlich  erkauften  Naturalleistungen  (cenguft  frnctoarius)  dem  ZSm- 
Pflichtigen  sofort  wieder  um  einen  bestimmtai  Preis  zurückverkauft 
würden.  Dieser  Preis  war  der  in  Geld  zu  empfangende  Zins.  Da  nun, 
selbst  nach  der  canonischen  Theorie,  schon  um  der  regelmässigen  Kflnd- 
barkeit  des  ganzen  Verhältnisses  willen  der  Preis  für  den  Zins^  diesen 
ursprünglich  in  Früchten  gedacht,  sidi  niedriger  stellen  mochte '^*),  als 
der  wahre  Werth  der  Naturallieferung  betrug,  da  femer  der  Zinsmann 
die  Naturallieferung  als  Käufer  (bei  der  ideellen  Umwandlung  in  Geld) 
etwas  über  den  eigentlichen  Werth  bezahlen  musste,  gelangte  man  un- 
beschadet der  Wuchergesetze  zu  einer  ziemlich  guten  Papitalnutzung. 
Man  kaufte  regelmässig  mit  100  Scudi  einen  Zins  von  7  — 10  Procwt 
jährUch»"). 

Unter  solchen  Umständen,  den  vielfachen  Zweifehi  der  Wissenschaft 


255)  Scacc.  c.  1.  nr.  174.;  jus  perdpiendi  itnuimm  pensionein.   Azor.  L  c.  c.  4. 

256)  Azor.  L  c.  c.  17  gegen  Ende.  Die  Bedingung  des  Rückkaufs  kann  ja 
jedem  Kaufgeschäft  beigefügt  werden;  so  auch  hier  dem  Kauf  des  Zinsenrechts.  — 
Bei  Azor.  L  c.  findet  sich  die  Untersuchung  auch  der  sonstigen  zahlreichen  Zweifel 
an  der  justitia  des  census  redimihilis ,  der  ja  immer  handgreiflich  an  das  Darlehn 
erinnerte,  näher  untersucht.  Sie  vollständig  hier  zu  wiederholen,  erscheint  Qberflassig. 

267)  S.  Not  244. 

258)  CovarruY.  m  c.  10.  Scacc.  §.  1  qu.  7  par.  2  ampL  8  nr.  57.  Azor. 
1.  c.  c.  17  meint,  dass,  wenn  ein  censos  adincertumtempusconstitattts  Ton  octo  oder 
decem  aurei  mit  einem  Capital  von  100  aurei  gekauft  werde,  mit  100  aurei  ein  cen- 
sus auf  25  Jahre  von  novem  oder  undecim  zu  kaufen  sei 

259)  Scacc.  §.  1  qu.  1  nr.  175. 
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gegenüber  ^^),  war  es  an  der  Gesetzgebung,  sich  über  das  Institut  auszu- 
sprechen und  dessen  Grenzen  niher  zu  bestinunen.  Man  musste  doch 
fühlen,  dass  hier  eine  Gapitalnutzung  vorlag,  wie  sie  eigentlich  das  ca- 
nonische Princip  nicht  duldete.  Schon  auf  dem  Goncil  zu  Goi^tanz 
brachte  der  Earth&userprior  Boland  von  K(än  im  Namen  sein^  Ordens 
die  Frage,  ob  solche  Yerträge  erlaubt  seien,  auf  die  Tagesordnung^^^*). 
Eine  grosse  Anzahl  der  bedeutendsten  Doctoren  der  Theologie  und  der 
Jurisprudenz,  welche  unter  den  zu  Gonstanz  Versammelten  waren,  er- 
klärte sich  für  die  Zulassigkeit  solcher  Verträge. 

Damit  liess  sich  aber  die  deutsche  Geistlichkeit  nicht  genug  sein. 
Eine  Petition  der  Diöcese  Breslau  fragte  unmittelbar  bei  dem  Pabste 
an.  Martin  V.  antwortete  in  einem  Erlass  vom  Jahr  1425'^^).  Hieran 
schloss  sich  ein  Erlass  Kalixt's  IIL,  gerichtet  an  die  Bischöfe  von  Mag- 
deburg, Nüniberg  u.  s.  w.,  vom  Jahre  1455***);  femer  Verordnungen 
von  Nicolaus  V.  (1452)  und  Pius  V.  (1568)»"). 

Alle  gingen  im  Princip  davon  aus,  dass  der  Bentenkauf  erlaubt 
sei.  Den  schweren  Bedenken,  welche  die  ältere  Doctrin  wirklich  auf- 
geworfen hatte  »^^)  und  die,  wie  man  annehmen  sollte,  dieses  Rechts- 
verhältniss  in  den  Augen  der  canonischen  Gerechtigkeit  sofort  hätten 
zur  Verdammung  führen  müssen,  stellte  sich  die  vollendete  Thatsache 
gegenüber,  dass  der  Gebrauch  des  Bentenkaufis  bereits  zu  tief  einge- 
rissen war.  Wie  Martin  V.  bemerkt,  hatten  eine  Menge  von  Capitali- 
sten,  vor  allen  Dingen  aber  die  Kirchen  und  Klöster,  welche  zu  den 
grössten  Capitalisten  jener  Zeit  zählten,  ihr  Vermögen  in  Beuten 
stecken  ^^^).    Die  Zinsleute,  denen  es  etwa  beikam,   den  Zins  zu  wei- 

260)  die  übrig  blieben,  wenn  auch  im  Ganzen  die  Zul&ssigkeit  des  Kaufes  eines 
census  anerkannt  war.    S.  Laurent  de  Rudolph.  (1403)  L  c.  nr.  44  sqq. 

260«)  Er  führte  dabei  an,  dass  gewisse  Klöster  jährliche  Renten  gekauft  hätten 
mn  ein  justum  ^etium  secundum  aestimationem  et  cursumlocorum,  in  quibuseme- 
hant,  scilicet  persolvendo  aliquando  24  florenos  pro  pensione  unius  floreni,  in  aliisloda 
viginti  tres  vel  ad  minimum  vigmti  florenos,  venditoribus  dando  gratiam,  ut  ipsas 
pensiones  pro  eodem  pretio  redimere  possint  P.  Fr.  Zech,  Rigor  moderat.  doctri- 
nae  pontificiae  circa  usnr.  diss.  IQ  §.  196. 

261)  c.  1  Eztrayag.  comm.  8,  5. 

262)  c.  2  cod. 

263)  Scacc.  L  c.  §.  9  nr.  44.  45. 

264)  S.  Not  249. 

266)  Super  hignsmodi  cenaifouB  pluiima  benefida  eccleaiastica,  coUegia,  cano- 
nicatoB,  praebenda,  dignitates,  personatus,  officia,  vicaiiae,  altaria  plusquam  duo 
«aiia  erecta,  dotata,  fdndata,  noBcnntor  (nftmlich  in  der  Diözese  Breslau).  —  Der  ge- 
wöhnliche Fuss  war  hier  10  bis  14  Mark  für  1  Mark  Rente,  -r  Nicht  minder  wird 
dif  Rücksicht  auf  die  geistlichen  Einkünfte  In  der  Const  NicoL  Y,  betont 


380  Endtmana, 


fiuc^t^yi 


gern,  weil  der^  za  Oronde  li^ende  Bentenkanf  wueherigcli  sei, 
zur  Entriehtung  angehalten  werden,  sollte  anders  nicht  ein  grosser  Scha- 
den angerichtet  werden.  Nur  der  den  Capitalbesitzem  drohenden  6e- 
jEühr  wird  gedacht,  nicht  etwa  der  Nachtheile,  welche  die  Landwirtk- 
schaft  erfahren  würde,  wenn  man  ihr  die  Geleg^heit  entziehen  wollte, 
durch  Bdastung  des  Bodens  mit  einer  Rente  Capital  an  sich  zu  zie- 
hen *^^).  Es  verdient  dies  Erwähnung,  weil  doch  sonst  der  VortheU  der 
Landwirthschaft,  welche  als  Grundlage  des  menschlichen  Seins  und 
Wohlbefindens  besonders  gehegt  wurde,  der  canonischen  Lehre  wesent- 
liche Bücksicht  ist. 

Für  die  Berechtigung  des  Rentenvertrags  wurde  hauptsächlich  die 

althergebrachte  Gewohnheit  angeführt  ^^0)  die  Gewohnheit,  welcher  doch- 
sonst  wider  die  Wucherverbote  jeder  Werth  abgesprochen  wordea 
war***). 

Dieselbe  Gewohnheit  in  Folge  desselben  Bedürfnisses  herrschte  abw 
nicht  blos  in  Deutschland.  Die  Verordnung  Nicolaus'  V.  fand  zum  Bei- 
spiel ganz  die  nämlichen  Verhältnisse  in  Sicilien  und  Spanien  vor. 
Audi  dort  wurde  aus  den  gleichen  Gründen  der  Bentenkauf  gutge* 
heissen. 

Wurde  nun  dieser  einmal  unter  die  canonisch  gebilligten  Verträge 
aufgenommen,  so  schloss  das  doch  nicht  aus,  demselben  engere  Schran- 
ken zu  ziehen.  In  seiner  weitesten  Ausdehnung  war  und  blieb  dam 
doch  in  der  That  der  Rentenkauf,  wenigstens  der  Erwerb  eines  census 
redimibilis,  Nidits,  als  ein  Darlehn  gegen  Zins.  Die  Rechtfertigung  lag 
nur  in  der  fingirten  Form  des  Ankaufe  eines  Grundstücks  oder  seinw 
Früchte.  Zu  dieser,  ganz  an  das  Sinnliche  anschliessenden  Unterstel- 
lung wurde  man  nothwendig  gedrängt,  weil  das  canonische  Becht 
den  Begriff  des  idealen  Werthes  gänzlich  unterdrückte.  Ungeach- 
tet man  sagte,  dass  das  Zinsrecht  der  Gegenstand  des  Kaufs  sei, 
musste  man  sich  doch,  überall,  wie  wir  noch  oft  sehen  werden,  an 
den  sinnlichen  Begriff  der  Sache  gebannt,  das  Verhältniss  so  zurecht 
legen,  als  sei  der  Boden  oder  die  Bodenfrucht  erkauft  und  dann  in 
Geld  übersetzt  worden.  Hätte  man  mit  dem  Preis  die  B^te  kaufen 
lassen,  so  lag  die  Gefahr,  eine  usura,  der  verbotenen  Productiyität  des 


266)  Bios  ganz  aUgemein  wird  in  der  YO.  Ealizt's  IIL  die  communis  ntflitaSp 
und  in  den  VO.  Nico  laus'  V.  das  Capitalbedarfoiss  erwähnt  (indigentibus  per  hujug- 
modi  cenaualiiim  yenditionibus  subveniri). 

267)  c.  2  cit.  im  Eingang  beadeht  sich  ganz  besonders  anf  die  unvordenkBdie 
Gewohnheit  und  den  gemeinen  Nutzen  der  habitatores  Alemanniae. 

268)  8.  oben  §.  2  Not,  26. 
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Geldes  anzuerkennen,  mehr  als  nahe.  Ueberlianpt  fühlte  man  genng- 
sani)  dass  die  grösste  Vorsicht  geböte  sei,  wollte  man  nicht  in  usnra 
verfallen.  Die  Vorsicht  dOnkt  freilich  übel  am  Platze,  wenn  man  er- 
wägt, dass  yon  Rechtswegen  der  ganze  Bentenkauf  als  eine  Capital- 
yerwerthung  angesehen  werden  muss,  die  in  allem  Wesentlichen  mit 
dem  Darlehn  übereinstimmt. 

Wie  dem  aber  sei ,  die  Päbste,  namentlich  Pias  V.,  suchten  wenig- 
stens leidlich  das  Seelenheil  der  an  solchen  Händeln  Betheiligten  zu 
retten  ^^^)  und  die  Doctrin  baute  die  besduränkenden  Grundzüge,  welche 
von  den  Päbsten  gegeben  wurden,  thunlichst  aus. 

Aehnlich,  wie  bei  der  societas  officii,  war  es  vor  kllen  Dingen 
erforderlich,  die  reinen  Fictionen  abzuschneiden  und  das  ganze  Ver- 
hältniss  auf  eine  in  Wirklichkeit  bestehende  Unterlage  zurückzuführen. 
Der  Zins  sollte  nur  auf  Immobilien  gelegt  werden  ^^^).  Wenn  man  nun 
auch  unter  Immobilien  nicht  gerade  blos  wirkliche  Grundstücke,  son- 
dern, wie  bei  der  Constituirung  von  Lehen,  auch  sogenannte  Quasi- 
immobilien, z.  B.  gewisse  Einkünfte  an  Zöllen,  Abgaben  u.  dergl,  ver- 
stand ^^'),  so  wurde  doch  jedenfalls  der  blos  einer  Person  auferlegte 
Zins ,  der  allerdings  von  dem  Darlehn  selbst  äusserlich  kaum  zu  unter- 
scheiden war,  im  Ganzen  verworfen'^*). 

Es  sollte  femer  nur  auf  ein  bestimmtes  und  zwar  fruchttragendes 
Object  der  Zins  gelegt  werden  ^^').  Der  Zins  musste  aus  den  Früchten 
der  inconsumtiblen  Grundlage  entrichtet  werden;  man  durfte  ja  nicht 
sehen,  dass  er  die  Vergütung  für  den  Gebrauch  der  Kaufsumme  sei. 
Der  Zusammenhang  mit  der  Fruchtbarkeit  des  Grundstücks  oder  des 
sonstigen  Objects  erschien  so  nothwendig,  dass  nach  dem  Erlass  Pius  V. 
bei  theilweiser  oder  gänzlicher  Vernichtung  des  Fruchterträgnisses  auch 


269)  Pius  y.  beklagt  sich  heftig,  dass  die  von  seinem  Yorg&nger  gesetzten 
Gränzen  nicht  eingehalten,  der  yon  ihm  erlaubte  Vertrag  mit  Verachtung  aller  gött- 
lichen Gebote,  als  avaritiae  Stimulus,  missbraucht  worden  sei. 

270)  Das  schloss  man  schon  aus  c.  1.  2.  fixtravag.  cit.  Die  VO.  Pius'  V. 
sagt  es  denn  ausdrücklich.  —    Azor.  P.  m  lib.  10  c.  7. 

271)  Navarr.  in  c.  8  C.  14  qu.  8  nr.  87.  Scacc.  §  1  qu.  1  nr.  204.—  Andere 
Juristen  nehmen  es  strenger  und  wollen  effectiy  nur  von  Grundbesitz  wissen.  Less. 
II  c.  22.   ^ub.  12  nr.  77.    VgL  auch  Azor.  1.  c.  c  7. 

272)  Indessen  wurden  manche  Versuche  gemacht,  auch  den  cens.  personalis  zu 
halten.    S.  Azor.  P.  in  lib.  10  c  6.    Scacc.  1.  c.  nr.  20S— 204.    VgL  Not  246. 

278)  also  nicht  auf  das  ganze  Vermögen;  Const  Pii  V.  res,  quae  nominadm 
certis  finibus  designata  sit  —  Man  hatte  sogar  Bedenken  bei  der  Auflage  auf 
mehrere  Grundstücke  zugleich.  S.  Azor.  L  c.  sexto  qnaeritur.  —  Eine  ausführ- 
liche Erl&nterung  der  Bulla  Pii  V.  s.  ietuch  bei  Lud.  Molin.  disp.  889  sqq. 

21 
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der  Zins  in  entsprechendem  Maasse  aufhören  sollte;  eine  Erinnenmg 
an  den  Erlass  des  Pachtgeldes  bei  Pachtverträgen,  wenn  dem  Pachter 
die  Ernte  zu  Grunde  geht.  Gegentheilige  Verabredungen  waren  null 
und  nichtig*^*),  und  zugleich  der  Ausdruck  der  Vorstellung,  dass  der 
Zins  gleichsam  eine  von  der  fruchttragenden  Sache  als  Verpflichtung 
übernommene  Leistung  war. 

Indem  die  Fesselung  des  Snsbezugs  an  die  Naturalfrüchte  als 
Hauptbollwerk  gegen  das  Eindringen  wirklichen  Wuchers  galt,  folgte 
daraus,  dass  überhaupt  kein  stärkerer  Zins  aufgenommen  werden  durfte, 
als  bis  zum  Werth  der  natürlichen  Erträgnisse  "^'^).  Indem  hiemach 
der  Zinsherr  immer  in  gewisser  Weise  von  dem  Ertrag  abhängig 
war^^*),  also  die  Gefahr  des  Zinses  trug,  musste  die  Folge  der  päbst- 
lichen  Maassregel  die  sein,  dass  der  annuus  census  im  Werthe  sank. 
Die  Absicht  war  eben  die,  den  zinspflichtigen  Schuldner  dem  Gläubiger 
gegenüber  zu  begünstigen. 

Dasselbe  Streben  veranlasste  den  Pabst,  zu  verfügen,  dass  jeder 
Zins ,  selbst  wenn  das  Gegentheil  ausbedungen  worden  wäre,  von  Seiten 
des  Zinspflichtigen  kündbar  sein  sollte  ^").  Verjährung  konnte  dies 
nicht  hindern.  Man  nahm,  wiewohl  nicht  ohne  Widerstreit,  sogar  an, 
dass  der  Zinspflichtige  jederzeit  auch  theilweise  ablösen  dürfe  ^^^); 
Alles,  weil  es  nach  Angabe  der  Schriftsteller  bei  der  verdächtigen  Nähe 
des  Wuchers  rathsanier  erschien,  lieber  das  Ende  des  Rentenverhältnis- 
ses zu  befördern,  als  die  Fortexistenz.  Ob  auch  bedungen  werden  dürfe, 
dass  der  Zins  nach  Belieben  des  Käufers  kündbar  sein  solle,  blieb  fort- 
während höchst  bestritten.  Im  Ganzen  hielt  man  sogar  die  Verneinung 
der  Frage  für  richtiger  *'^*). 

Der  Zins  sollte  sodann  nur  um  baares  Geld ,  ohne  Anticipätion, 
gekauft  werden.  Mit  dieser  Bestimmung  bezweckte  man,  zu  verhüten, 
dass  nicht  andere  Schulden  in  zinstragende  Credite  verwandelt  würden. 

274)  Scacc.  L  c.  nr.  176.  177.    Azor.  1.  c.  c.  16. 

275)  Alioquin  Tenditor  venderet  jus,  quod  non  habet  Azor.  l.  c.  c.  6  piüno 
qaaer. 

276)  So  weit  die  belastete  Sache  keine  Früchte  abwarf,  fehlte  eben  alle  Grund- 
lage für  den  Rentenbezug.  • 

277)  mit  zweij&hriger  Kündigungsfrist.  Scacc.  1.  c.  nr.  236.  —  S.  über  die- 
sen Punct  die  ausführliche  Untersuchung  von  Azor.  L  c.  c.  17.  —  Eigentlich 
hatte  gerade  die  Eedimlbilität  die  bedenklichste  Aehnlichkeit  mit  der  Bückerstat- 
tung des  Darlehns. 

278)  Scacc.  1.  c.  nr.  239. 

279)  quoniam  habet  speciem  usurae,  quum  reservet  sibi  jus  repetendi  pretium 
emtor.    Azor.  1.  c.  c.  17  quarto  quaer. 
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Indessen  hatten  die  Juristen  damit  viel  Schwierigkeiten ,  ob  das  Erfor- 
demiss  haaren  Ankaufs  der  Rente  unter  allen  Umständen  wörtlich  zu 
nehmen  sei*'^). 

Endlich  musste^^)  der  Zins  reiner  Zins  und  zum  gerechten  Preis 
gekauft  worden  sein,  um  canonisch  zu  bestehen.  Alle  Vertragsbestim- 
mungen, die  dem  Zinsmann  f&r  den  Fall  der  Sänmigkeit  irgend  eine 
weitere  Last  auflegten,  waren  unverbindlich.  Die  justitia  pretii  war, 
wieder  im  Interesse  des  Pflichtigen,  Erfordemiss.  Die  höchste  Taxe 
für  den  kündbaren  Zins  blieb  nach  Ansicht  der  Rechts  verständigen  10 
Procent  Zins  auf  100  Procent  Kaufgeld**').  Die  gewöhnliche  Rente 
war  7  —  8  Procent  *••).  Die  Capitalanlage  in  Renten  bot  also  in  der 
Regel  mehr  Yortheile^  als  das  Ausleihen  zum  gesetzlichen  Darlehnszins 
geboten  haben  würde.  Man  rechtfertigte  dies  damit,  dass  die  Rente 
wegen  der  Eündbarkeit  von  Seiten  des  Pflichtigen  weniger  Geld  werth 
sei^^).  Nach  der  gewöhnlidien  Meinung  minderte  diese  Eündbarkeit 
den  Preis  gerechter  Weise  um  ein  Drittheil  *••).  Im  Uebrigen  aber  war 
es  sehr  unsicher,  wie  in  aflen  Fällen  je  nach  dem  Werthe  der  Früchte, 
dem  N&herrecht,  der  Aussicht  auf  thdlweise  Ablösung,  oder  auf  lange 
Dauer  u.  dergl.  das  rechte  Preismaass  zu  bestimmen  sei^®). 

unter  solchen  Bedingungen  schien  der  Rentenkauf  erlaubt,  wäh- 
rend gleichzeitig  noch  das  Verbot  aller  andern  Zinsen  ausdrücklich  er- 
neuert wurde  '^.  Das  immer  steigende  Bedürftiiss  hatte  sich  ein 
Mittel  geschaffen ,  welches  immerhin  iheilweise  und,  wenn  man  bedenkt, 
dass  sidi  an  die  Einschränkungen  nicht  eben  ängstlich  gebunden  wurde, 
in  ziemlichem  Umfange  unter  dem  Namen  des  census  die  Capital- 
benutzung  möglich  machte  *••) ,  welche  unter  dem  Namen  der  usura  ver- 
sagt war. 


280)  Scacc.  L  c.  nr.  209.  Azor.  L  c.  c.  8.  9. 

281)  Es  sind  hier  nur  einige  Hauptponcte  aDziifOhren.  Die  17  Erfordernisse 
ex  consüt  Pii  Y.  sowie  die  Erfordernisse  aus  den  weiteren  p&bstlichen  Bullen  sind 
bei  Azor.  1.  c.'  c.  5 — 21  zu.  ersehen. 

282)  Scacc  L  c.  nr.  244. 

283)  Azor.  L  c  21. 

284)  So  t  de  just  et  jur.  VI  qo.  6  art  8.  CovarruY.  yar.  resoL  m  c.  10 
nr.  2.  Vgl  Note  25a 

286)  Covarrnv.  L  c.  nr.  1. 

286)  Scacc.  §  1  qo.  7  par.  2  ampL  10  nr.  79  sqq. 

287)  Magn.  buUar.  Rom.  n  p.  295  (a.  1569). 

288)  Die  einzehien  Formen  des  census  zu  schildern,  würde  weitläufig  werden. 
Indessen  sei  als  besonders  bemerkenswerth  der  census  Titalitias  erwähnt  Man 
kaufte  mit  Blngabe  des  ganzen  Yermögens  oder  eines  Theils  eme  lebenslänglich^ 
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Ein  noch  ärgerer  Bruch  der  Wuchergesetze  zeigt  sich  in  dem 
Institut  der  mont^s,  und  £war  zunächst  pietatis.  Durch  die  Sanction 
derselben  musste  die  päbstliche  Legislatur  dem  mächtigeren  Bedürfniss 
des  Verkehrs  zu  Liebe  geradezu  das  Princip  verletzen,  an  dessen 
Pflege  sie  Jahrhunderte  lang  gearbeitet  hatte. 

Als  der  ei^te  mons  pietatüs  wird  der  zu  Orvieto  genannt,  sanctio- 
nirt  durch  ein  Breve  Pius'  IL  vom  Jahr  1463  **•).  Dann  folgte  Perugia 
und  in  kurzer  Zeit  eine  ganze  Reihe  anderer  Städte.  Die  schnelle 
Ausbreitung  der  Leihhäuser  in  Verbindung  mit  dem  Umstand,  dass 
Banken  für  die  Wechselgeschäfte  und  andere  nutzbringende  Negotia- 
tionen  schon  längst  bestanden '^^),  macht  es  zweifelhaft,  ob  irgendwo 
.  derjenige  Zweck,  den  der  Titel  eines  mons  pietatis  bezeidmet,  lange 
bewahrt  wurde.  In  allen  Darstellungen  wird  allerdings  der  Ursprung 
der  Leihhäuser  auf  den  Trieb  zur  Mildthätigkeit  zurückgeffthrt.  Wohl- 
that  war  es  nicht  blos,  den  Armen  geradezu  zu  schenken,  sondern  auch 
schon ,  den  Bedürftigen  darzuleihen.  Diese  litten ,  und  darin  wird  die 
Hauptveranlassung  für  die  Entstehung  der  montes  gefunden,  auss^or* 
deutlich  unter  dem  privilegirten  Wucher  der  Juden  ^**).  Mithin  war 
es  ein  löbliches  W^k,  durch  Schenkung,  Stiftung  oder  sonstige  An- 
sammlung einer  Summe  Geldes  *^^)  einen  Fonds  zu  gründen,  wovon  den 
Nothleidenden,  insbesondere  denen ,  die  auf  kurze  Frist  Geld  brauchten, 
gegen  faustpfandliche  Sicherheit  dargeliehen  würde. 

Es  handelte  sich  also  darum,  den  Armen  durch  Vorschüsse  ein 


Rente.  Dieser  Vertrag  erschien  yorzngsweise  als  ein  erlaubter,  weil  hier  die  emtio 
ob  incertitudinem  lucri  et  pericuU  magis  licita  sei,  als  bei  dem  census  perpetuus. 
Die  Rente  musste  natürlich  bei  kürzerer  Dauer  stärker  sein.  £&  gab  eine  Menge 
Dinge,  Lebensalter,  Gesundheit,  Beruf  u.  a.,  nach  denen  das  justum  pretium 
sich  bestimmte.  Mit  diesem  Vertrag  machten  l>e8onders  Klöster  und  Stifter  gute 
Geschäfte.  S.  Z abare  11.  in  dem.  an.  de  usur.  5,  6  princ.  und  nono  quaer.  €o- 
▼  arruY.  m  c.  9.  Scacc.  §  1  qu.  1  nr.  295.  —  S.  auch  GaroL  M-olinaeus  1. 
c.  nr.  109  sqq. 

289)  üeber  die  chronologische  Folge  der  hauptsächlichsten  montes  s.  Zech, 
Rigor  moder.  n.  §  284  —  Mit  diesem  schlagendsten  Grund,  der  apostoUschen  Ap- 
probation, schliesst  auch  die  Untersuchung  des  Thomas  de  Vio,  De  monte  pie-* 
tatis  (tract.  doct  jur.  VoL  V  foL  195  sqq.). 

290)  Die  Entstehung  der  Bank  Yon  Venedig  wird  in  das  12.  Jahihundert  ge- 
legt   Zech.  L  c.  §  821. 

291)  S.  oben  §  6  Note  160  ff. 

292)  oder  acervus,  daher  der  Name  mons;  pecunia  in  acemim  congesta  s. 
So  t  de  just,  et  jur.  VI  qu.  1  Art  6.  ^  Uebrigcns  gab  es  auch  Fruchtleihh&user, 
z.  6.  zu  Urbino. 
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Almosen  zaznweDden  ^').  Gleichwohl  nahmen  die  montes  fbr  ihre 
Darlehne  eine  Vergütung**^)  neben  der  Rückerstattung  des  Darlehns 
selbst.  War  dies  nicht  offenbar  verbotener  Wucher?  Wurde  hier  nicht 
doch  Etwas,  und  zwar  nicht  ganz  wenig,  über  das  erborgte  Geld  hin- 
aus zurückgeleistet?  Unter  den  Theologen  entbrannte  grosser  Streit '^^) 
über  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Uebung,  welche  thatsächlich  bereits 
bestand  ^^^),  Das  fünfte  lateranensische  Concil  unter  Leo  X.  (1545) 
billigte  jedoch  das  Verfahren  der  mont^  ausdrüddid).  Besser  sei  es  zwar, 
meinte  der  Pabst,  wenn  die  Leihhäuser,  ohne  Entgelt  nehmen  zu  sollen, 
begründet  und  von  den  Stiftern  zu  diesem  Behufs  gewisse  Hevenüen 
angewiesen  würd^,  aus  denen  die  Unkosten  bestritten  werden  möchten. 
Sei  dies  aber  nicht  der  Fall,  so  könne  darin  keine  Ungerechtigkeit  ge- 
funden werden,  dass  jene  Anstalten,  um  auf  ihre  Kosten  zu  kommen, 
sieh  eine  m&ssige  Vergütung  bezahlen  Hessen. 

Indessen  war  damit  der  Streit  noch  nicht  ganz  abgethan.  Es  fehlt« 
auch  nach  dem  Concil  nicht  an  Widerspruch  *^^).  Viele  Juristen  üreilich 
waren  darüber  ungehalten,  dass  die  Leihhäuser,  welche  mit  Vorwissen 
oder  besonderer  Goncession  des  Pabstes  und  unter  Billigung  der  Kir- 
che**®) ihre  Geschäfte  trieben,  noch  angefochten  werden  sollten.  Alle 
Welt  war  froh,  dass  wenigstens  die  montes  existirten  und  in  kurzer 
Zeit  unglaublich  sich  vermehrten.  Das  Bedürfniss  nach  Gelddarlehn 
war  einmal  nicht  zu  unterdrücken  '*^). 

Der  Grund,  mit  dem  sieh  das  juristisch-canonische  Gewissen  be- 
ruhigte, war  aber  nicht  der,  dass  sich  die  Canonisteu  von  der  Erlaubt- 
heit des  Zinsennehmens,  welche  mittlerweile  in  der  protestantischen 
Christenheit  schon  sich  Bahn  zu  machai  begann,  überzeugt  hätten ;  man 


293)  Wie  nahe  hier  wieder  die  Erkenntniss  zu  liegen  scheint,  dass  das  Dar- 
lehen, auch  wo  es  sich  nicht  um  ein  ahnosenan&ssiges  Darl^m  handelt,  Vergütung 
verdient,  ergibt  sich  leicht 

294)  meist  2  bis  8  denarii  pro  scuto  et  mense.  Da  der  scutus  240  dcnarios 
hat  (S  c  a  c  c.  §  2  gl  8  nr.  2Ö) ,  so  macht  dies  monatlich  ^\^  bis  ^ ,  jährlich  10 
bis  15  Procent 

29&)  Der  Augastiner  Nik.  B^riani,  der  Franziscaner  Bernhard  Basti 
und  besonders  der  Dominikaner  Thomas  de  Vio  (Kardinal  C^jetan),  letzterer  in 
seinem  tract  de  montibus,  griffen  das  Institut  heftig  an. 

296)  S.  über  diesen  Streit  Azor.  P.  III  üb.  5  de  usur.  c  8  und  lib.  10  de 
censib.  c.  22.  Less.  n  c.  20  dub.  28.  Lud.  Molin.  disp.  825. 

297)  Sot  VI  qu.  1  art  8. 

298)  die  aus  dem  Concil.  Trident  c.  8  sess.  22  entnommen  wurde,  wo  man 
den  Bischöfen  die  Visitation  der  montes  übertragen  hatte. 

299)  Azor.  L  c.  c.  22  hAlt  es  z.  B.  für  teraerarium,  an  diese  Controverse  noch 
ein  Wort  zu  verlieren.  S.  auch  Scacc  §  1  qu.  1  nr.  446—447. 
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irar  yiebnehr,  getreu  d«D  alten  Geiste,  damit  zufrieden,  daas  dem  Zins 
der  Leihhäuser  em  anderer  Name  gegeben  wurde.  Man  erblickte  in 
den  oft  sehr  starken  Interessen,  welche  die  montes  sich  zahlen  liessen, 
nur  die  zulässige  Vergdtung  für  die  eigenen  Aufwendungen  und  Ver- 
waltungskosten derselben,  als  für  die  Arbeit.  Waren  die  Prooente  des 
Erborgers  nur  Vergütung  für  die  Mühe  und  Arbeit  des  Darleihers, 
so  waren  sie  keine  usurae.  Auf  diese  Weise  war  dem  mons  erlaubt, 
was  jeden  Privatmann,  selbst  wenn  er  einem  Bedürftigen  geborgt  hätte, 
in  die  Strafe  des  Wuchers  gebracht  haben  würde.  Es  gab,  kann  man 
sagen,  0£fentliche  Darlehn  öffentlicher,  unter  der  Specialau£sicht  der 
Kirche  stehender  Aiistalten,  aber  keine  Priyatdarle&n ,  mit  Zinsver- 
gütung* 

Und  dies  entspricht  vollkommen  den  Grundsätzen,  welche  man  auch 
sonst  von  der  canonischen  Doctrin  ausgehen  sieht;  den  Grundsätzen 
der  inneren  Beschränkung  des  Verkehrs  durch  Regeln,  welche  das 
Misstrauen  gegen  freie  Bewegung  derselben  erzeugt,  und  des  Ersatzes 
dieser  eigenen  Bewegung  durch  die  öffentliche  Fürsorge,  namentlich 
der  Kirche. 

Es  gab,  kann  man  ferner  sagen,  Zinsennehmen,  Kapitalverwer- 
thung  aus  Pietäts-,  d.  i.  Mildthätigkeits-  oder  Almosenrücksichten,  aber 
kein  Privatrecht  der  Einzelnen  im  Verkehr  auf  Zins.  Auch  von  dieser 
Seite  der  Betrachtung  her  gelangen  wir  zu  demselben  Resultate.  Wenn  es 
nicht  die  Kirche  selbst  thut,  so  dürfen  doch  die  von  der  Kirche  beau&ich- 
tigten  Anstalten  Zinsen  nehmen.  Niemand  anders'^).  Alles,  was  die 
Mildthätigkeit  und  der  Schutz  die  Bedürftigen  angeht,  gehört  ja  der 
Kirche.  Unter  diesem  Titel  konnte  dasselbe  Zinsennehmen  in  ihrem 
Interesse  geübt  werden,  das  jedem  Andern  Strafe  und  Verdammniss 
brachte. 

Während  der  Rentenkauf  hauptsächlich  das  Darlehn  gegen  Immo- 
biliarsicherheit  ersetzte,  vermittelten  die  Leihhäuser  den  Credit  gegen 
Mobiliareinsatz.  Beide  Institutionen  ergänzen  sich  also  gewissermassen 
als  Aushülfe  der  Kapitalverwerthung.  Beide  enthalten  thatsäcUich  die 
schlagendsten  Beweise  für  die  Nothwendigkeit  der  Kapitalvergütung; 
und  ihre  Sanction  thut  deutlich  dar,  dass  das  canonische  Dogma  von 
der  Unproductivität  des  Geldes  innerlich  bereits  geschwächt  war. 


300)  L.  Less.  lib.  n  c.  20  dab.  23  nr.  IH  meint  freilich,  dass  aach  ein  Pri- 
vatmann müsse  einen  solchen  mons  halten  dfirfen,  dummodo  in  utUitatem  mutoata- 
riomm  gerit  Dies  wfirde  geschehen,  meint  er,  wenn  er  nur  8  big  10  Procent,  statt 
der  vorkommenden  38,  ja  45  Procent,  nfthme. 
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Wie  es  mit  den  Zuständen  der  späteren  Periode  aussah,  ergibt  sich 
ans  dem,  was  sich  in  anderer  Richtung  an  den  montes  zutrug.  Er- 
wähnt wurde  b^eits,  dass  man  ur^rünglich  annahm,  die  Errichtung 
eines  mens  gehe  regehnässig  aus  milder  Stiftung  hervor.  Man  unter- 
stellte, der  Gründer  eines  Leihhauses  schenke  gleichsam  die  darin  nie- 
dergelegte Summe  den  Armen  in  ihrer  Gesammtheit^^*).  Allein  die 
Wirklichkeit  ent^rach  keineswegs  immer  dieser  Unterstellung. 

Die  Päbste  selbst,  wie  Leo  X.,  suchten  durch  mancherlei  Privile- 
gien und  Indulgenzen  Kapitalisten  anzureizen,  dass  sie  den  Leihhäu- 
sern hülfreiche  Hand,  d.  h.  Kapitalien  darreichten. 

Mehr  als  die  Zusicherung  geistlicher  Vortheile  that  die  Aussicht 
auf  materiellen  Gewinn.  Die  montes  nahmen  Geldeinlagen  an,  die  sie 
mit  5  Procent  yergüteten.  Das  war  doch,  eigentlich  noch  bedenklicher, 
als  alles  Frühere.  Allein  es  war  einmal  allgemeiner  Brauch  und  die 
nadigiebige  Doctrin  der  Theologen  und  Juristen  billigte  auch  dieses 
Verh&ltniss,  indem  sie  nicht  eine  Darlehnsweise,  sondern  eine  societäts- 
artige  Hingabe  der  Einlagen  in  eine  nützliche  Unternehmung  annahm 
und  dadurch  die  Vergütung  gerechtfertigt  zu  haben  glaubte '^^).  An- 
fengs  war  darüber  Streit,  der  auch  hier  besonders  zwischen  verschie- 
denen geistlichen  Orden  spielte  *•*),  später  aber  stellte  sich  die  eben 
angeführte  Meinung  als  allgemein  anerkannte  fest  und  die  päbstliche 
Billigung  blieb  nicht  aus'^). 

Wenn  man  so  weit  ging,  so  war  auch  gegen  die  sogenannten  mon- 
tes profani,  nämlich  gegen  die  Banken,  Nichts  mehr  zu  erinnern.  Diese 
nahmen  Geldeinlagen  gegen  gewisse  Procente  an  und  trieben  damit, 
anstatt  des  Lombardgeschäfts  mit  den  Armen,  worauf  die  eigentlichen 
montes  pietatis  hingewiesen  waren,  Wechsel-  und  Geldgeschäfte.  Solche 
Banken  bestanden,  wie  bereits  früher  bemerkt,  längst,  trotzdem  die 
Statthaftigkeit  ihrer  Geschäfte  der  Theorie  mehr  als  verdächtig  erschie- 
nen war^.    Jetzt  aber  brachte  ihnen,  wenn  sie  es  auch  nicht  gerade 


300*)  Scacc.  1.  c.  nr.  249.    Vgl  auch  unten  in  $  17. 

801)  Scacc.  L  c.  nr.  451. 

802)  Azor.  1.  c.  c.  22  quarto  quaer. 

803)  Ein  Breve  Julius  in.  (1555)  erklärte  sie  z.  B.  für  den  mons  Yicentinus. 
Der  Pabst  yerlangte  dabei  freilich,  dass  die  Deponenten  die  Absicht  hätten,  den 
mons  und  die  Amen  zu  unterstützen,  sodann,  dass  sie  mit  dem  Gelde  auch  sonst 
hätten  Gewinn  machen  können.  Unter  diesen  Voraussetzungen  waren  sogar  10 
Procent  erlaubt   Zech.  L  c.  n  §  344. 

804)  Azor.  L  c.  c.  22  quinto  quaer. 
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auf  halfreiche  Untersttttzung  der  Armen  ahgesehen  hatten ,  die  Erwä- 
gung, dass  sie  doch  der  allgemeinen  Wohlfahrt  dienten '®*»)  und  der 
Gesichtspunkt  des  lucrum  cessans,  d.  h.  die  Betrachtung,  wie  man  sonst 
mit  den  Einlagen,  zumal  als  Kaufmann,  andere  Gewinne  hätte  machen 
können,  allgemach  die  volle  canonische  Duldung  zu  Wege. 

Soweit  es  ging,  suchte  man  sich  mit  scholastischen  Künsten  zu 
helfen. 

Die  Einlage  betrachtete  man  nicht  als  ein  der  Bank  gemachtes  Darlehn, 
sondern  als  einen  von  dem  Einleger  vollzogenen  Kauf  der  aus  der  Bank 
zu  erwartenden  Rente  oder  als  Beitritt  zu  der  Banksocietät.  Die  Bank 
war  in  eine  gewisse  Anzahl  von  Antheilen,  loca  genannt,  abgetheilt. 
Der  Bankantheil  warf  dann  seine  Dividende  ab.  Dabei  hielt  man  freilich 
an  einer  wichtigen  beschränkenden  Voraussetzung  fest.  Die  Kauüsumme 
des  Bankantheils  sollte  eigentlich  nicht  zurückgefordert  werden  können ; 
und  dann  war  die  Einlage  augenscheinlich'  der  Kauf  eines  census 
(Beute)  '^^).  Allein  es  kam  auch  vor,  dass  die  Einlagen  nur  auf  belie- 
bige Rückforderung,  als  Depositum,  eii^eschossen  wurden.  Und  selbst 
dieses  liess  man  allmählig  zu'^®).  Wo  die  scholastische  Interpretation 
nicht  mehr  auslangte,  musste  die  Hinweisung  auf  das  ö£fentliche  Wohl  '^') 
genügen. 

Am  leichtesten  überwand  die  Doktrin  ihre  Bedenken  bei  denjeni- 
gen Banken,  welche  ihr  Betriebscapital  im  Zwangswege  (acivibus  coao- 
tis)  zusammenbrachten.  Davon  gab  es  viele,  von  Städten  oder  Fürsten 
errichtet '<^) ,  wie  z.  B.  die  Bank  S.  Georg  zu  Genua,  die  Bank  zu 


304«)  Den  Nutzen  der  montes  schildert  ziemlich  pomphaft  unter  warmer  Em- 
pfehlung, fiolche  zu  errichten,  L.  Less.  1.  c.  dub.  23  i.  f.  Einmal  wird  dadurch 
dem  Treiben  der  aussaugenden  W^ucherer  gesteuert;  zweitens  bleibt  das  Geld  im 
Lande,  das  sonst,  da  viele  Wucherer  auswärts  wohnen,  hinausströmt;  drittens  hätten 
die  Geldbesitzer  eine  gute  Gelegenheit,  ihr  Geld  sicher  und  nützlich  anzulegen; 
und  viertens  die  Aennem  eine  Gelegenheit,  um  den  massigen  Preis  von  6  bis  10 
Procent  schneU  Geld  zu  erhalten. 

305)  Scacc.  1.  c.  nr.  460  und  nr.  252  —  253;  aber  ein  census,  der  nicht  mehr 
als  rei  immobili  fiructiferae  impogitua  füglich  gelten  konnte.    S.  oben  Not  278. 

806)  Azor.  L  c.  c.  22  quinto  meint,  es  sei  difficile,  tales  montes  ab  usurae 
peccato  liberare.  AUein  es  seien  einmal  dergleichen  zu  Florenz,  Verona,  Yicenza 
0.  8.  w.,  an  denen  nicht  blos  Laien,  sondern  auch  (Geistliche  stark  betheiligt 

307)  Die  Beförderung  des  Handels  insbesondere  war,  nachdem  dieser  so  grossen 
Aufschwung  genommen  hatte ,  eine  öffentliche  Sorge.     S.  unten  §  16  a.  £. 

308)  Scacc.  $  1  qu.  1  nr.  452  —  Es  war  schon  bei  den  montes  pietatis  an- 
erkannt, dass  die  Privaten  durch  die  öffentliche  Gewalt  ob  utilititatem  publicam 
gezwungen  werden  können,  Einlagen  zu  machen ;  nach  dem  allgemeinen  Prinzip, 
dass  in  Fällen  der  Noth  —  und  ein  solcher  war  das  BedürMss  der  Annen  immer — 
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Florenz,  Venedig  vl  a.  Hier  war  durch  den  wahren  oder  den  fingir- 
ten  Zwang,  der  die  Einleger  zum  Einschiessen  ihrer  Kapitalien  nö- 
thigte^  der  Verdacht,  dasd  die  Einlage  in  wucherischer  Absicht  geschehe, 
nach  Ansicht  der  Theorie  von  Tomherein  ausgeschlossen,  also  keine 
Vermuthung  dafOr^  dass  die  entfallende  Vergütung  der  Einlage  usura  sei. 
Diese  Methode  der  ^apitalbenutzung  und  Eapitalheranziehung 
dehnte  sich  immer  weiter  aus.  Wenn  ein  Fürst  oder  eine  Republik, 
Stadtkommune  und  dgl.  zu  öffentlichen  Zwecken '<'*)  Geld  brauchte,  so 
wurde  ein  fingirter  mons  gebildet.  Dem  mons  wurden  dann  irgend 
welche  öffentliche  Einkünfte '^^)  in  solchem  Belauf  überwiesen,  dass 
damit  die  Verzinsung  der  Summen,  aus  denen  der  mons  gebildet  wurde, 
gedeckt  war'^').  Entweder  brachte  die  Einls^e  nur  eine  lebensläng- 
liche Rente'^'),  montes  vacabiles,  oder  eine  Verzinsung,  meist  zu  5  bis  6 
Procent,  neben  Erhaltung  des  Gapitals. 

.  Die  AntheQe  an  dem  mons  wurden  verkauft  oder  im  Zwangswege 
ausgetheilt '^').  Man  machte  also  mit  einem  Wort  öffentliche  Anleihen 
gegen  Einsatz  bestimmter  Einkünfte.  In  ganz  Italien,  namentlich  auch 
zu  Rom,  bei  den  Päbsten  selbst***),  war  dies  System  der  Anleihen 
ganz  gebräuchlich  und  aus  den  obigen  Gründen  höchst  unverdächtig. 

OeffenÜiche  Rente  nehmen  war  also  erlaubt,  dagegen  sein  Geld, 
sei  es  auch  dem  Fürsten  oder  Staat  als  Darlehn  gegen  Zins  hingeben, 
verboten.  Und  doch  begründete  nicht  einmal  die  ünkündbarkeit  oder 
lange  Dauer  der  Eapitalbenutzung  von  Renten  der  Aufnehmenden  einen 
wahren  Gegensatz.  Denn  es  werden  sogar  öffentliche  Anleihen  erwähnt, 
die  in  kurzer  Frist  zurückgezahlt  wurden,  wie  der  mons  novennalis, 
den  Paul  IV.  mit  100,000  Scudi  aufnahm,  rückzahlbar  binnen  9  Jahren, 
um  die  Schulden  aus  den  Exequien  Julius'  in.  und  Marzell's  IL,  sowie 


alle  Guter  gemeinsam  werden.  GloBS.  in  c.  8  dist  47.  S.  unten  §  17.  Azor.  1.  c. 
c.  22  tertio. 

809)  Damach  hiess  es  mons,  z.  B.  foederis,  redemtionis  captivorum  etc. 

310)  auch  nach  den  Dingen,  woraus  die  reditus  bestanden,  wurde  oft  der  mons 
genannt ,  z.  B.  mons  farinae,  yini,  olei,  salis  etc.  —  Die  montes  wurdem  dann  in 
dieser  Weise  auch  oft  benutzt,  um  die  Abgaben  zu  yerpachten,  oder  es  bil- 
deten sich  montes,  um  die  Abgaben  gewisser  Art  zu  pachten,  üeber  das  Pacht- 
system s«  unten  §  14. 

311)  Azor.  P.  m  lib.  V  c.  11;  lib.  10  c.  23. 

312)  so  dass  nach  dem  Tod  des  Renteninhabers  der  Fürst  die  Rente  neu  ver- 
kaufte. 

313)  Scacc.  L  c.  nr.  465. 

314)  Zech.  1.  c.  §  330  —  333. 
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aas  den  Eofiten  der  neuen  Pabstwahl  zu  tilgen,  pro  quibus  intolera^ 
bile  interesse  solvendum  erat'^^). 

Auf  solche  Weise  wurden  in  die  Wuchergesetze  grosse  Lfleken  ge- 
rissen. '  In  der  That  zeigt  sich  seit  Ende  des  15.  Jahrhunderts ,  dass 
die  Einheit  des  Oedankens,  dessen  Ausführung  die  ältere  und  strengere 
canonische  Bichtung  ernstlich  erstrebt  hatte^<«inuner  mehr  verloren  ging. 

Das  Leben  war  mächtiger  gewesen,  als  die  Weisheit  der  Kirchen- 
und  Bechtsgelehrten. 

Bezeichnend  aber  ist  es,  das  yerdient  gerade  bei  der  zuletzt  be* 
sprochenen  Erscheinung  hervorgehoben  zu  werden,  dass  der  Bruch  der 
Zinsverbote  am  offensten  durch  die  öffentliche  Gewalt  verursacht  vnirde. 
Die  Fürsten ,  die  Spitzen  der  freien  Städte  und  Bepubliken,  die  Päbste 
selbst  konnten  nicht  mehr  mit  dem  streng  canonischen  Geiste  aus- 
kommen. 

Sie  sündigten  daher  gegen  das  strenge  Dogma;  sie  Hessen  nicht 
mehr  allein  die  Kirche  selbst,  wie  diese  durch  die  Bildung  ihrer  montes 
gethan,  sich  darüber  hinwegsetzen.  Die  Bücksicht  auf  die  publica  uti- 
litas,  ein  Begriff,  mit  dem  sich  von  jeher  Vieles  möglich  machen  Hess, 
war  einmal  angeregt.  Mit  seiner  Hülfe  scheute  man  sich  endUch  nicht 
mehr,  geradezu  öffentliche  Anleihen,  wenn  auch  unter  dem  Titel  eines 
mons'**),  gegen  feste  Verzinsung  zu  machen  •*''). 

Dem  reinen  Privatverkehr  dagegen  wurde  immer  noch  zugemuthet, 
genau  nach  den  exacten  Begeln  zu  verfahren.  Um  so  grösser  war  der  An- 


316)  Es  yerdient  bei  dieser  Gelegeslieit  erwähnt  zu  werden,  dass  die  rechtliclie 
Gonstraction  der  actienm&ssigen  Betheiligung  an  den  Banken  und  sonstigen  montes 
▼on  dem  Gesichtsponct  des  Ankauft  ones  census  und  nicht  der  Sodetat  ausging. 
Man  kauft  eine  unbestimmte^  mitunter  sogar  eine  bestimmte  £ente,  mit  oder  ohne 
Recht  der  Rückzahlung  des  Preises  (s.  Note  305.  306).  Das  war  der  Gedanke ; 
nicht  aber,  dass  man  durch  die  Einlage  in  die  Gemeinschaft  Gewinn  yon  dem  Ca- 
pital suchte.  Denn  die  Prodnctiyit&t  des  Gapitals  wollte  man  immer  noch  nicht 
aussprechen.  Unter  der  Rubrik:  Sodet&t  erw&hnt  keiner  unter  den  Ganonisten  die 
Betheiligung  an  solchen  montes. 

316)  S.  Yorige  Note.  Dass  man  den  Namen :  Darlehn  yermied,  war  noch  die 
einzig  übrige  Goncession  an  das  ursprüngliche  Princip. 

317)  Wegen  Krieg  oder  irgend  einer  andern  indigentia  pecuniae  machten  Für- 
sten und  Freistaaten  Zwangsanleihen  gegen  5  oder  6  Procent  jährlicher  Reyenne, 
so  dass  nur  der  Fürst  oder  die  respublica  liberam  iacultatem  restituendi  sortem 
hatten.  Die  Creditoren  konnten  also  nicht  aufkündigen,  wohl  aber  ihre  Forderung 
mit  dem  Zinsenrecht  Ter&ussem.  Ungeachtet  früher  die  Theologen  stark  gegen 
dieses  Geschäft,  das  ihnen  denn  doch  nur  ein  Darlehn  zu  sein  schien,  eiferten, 
wurde  es  in  der  Folge  von  der  Doctrin,  wieder  als  eine  Art  emtio  census,  gutge- 
heissen.    Azor.  1.  c.  c.  28. 
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reiz  ufidy  man  kann  jetzt  wohl  sagen,  die  Bereditigang,  sidi  aach  im 
Privatv^kehr  seine  Wege  über  die  verfallenden  Bollwerke  des  canoni- 
scben  Gesetzes  hinaus  in  das  Freie  zu  suchen ,  anfangs  mühselig  und 
verschlongen,  allmählig  immer  offener  und  bequemer. 

§  8.    Das  Geld. 

Bisher  haben  wir  den  Einfluss  der  canonischen  Zinsyerbote  von  der 
juristischen  Seite  betrachtet.  Es  galt,  auf  diese  Weise  wenigstens  ein 
ui^efähres  Bild  von  der  Bedeutung  derselben  für  den  allgemeinen 
Verkehr  zu  entwerfen.  Den  Umfang  ihrer  Wirksamkeit,  ihr  Wachs- 
thum  und  ihren  Verfall  kann  man  in  der  That  an  den  Erscheinungen, 
welche  sie  im  Gebiete  der  Bechtsinstitutionen  hervorriefen,  mit  voller 
Sicherheit  kennen  und  schätzen  lernen.  Bei  dem  Mangel  einer  ausffihr- 
.  liehen  statistischen  Beschreibung  jener  Epoche  dürfen  wir  uns  aus  den 
Folgen,  welche  sich  im  Gebiete  der  Rechtsinstitutionen  zeigen,  rück- 
schliessend  ein  zuverlässiges  Gesammtbild  der  damaligen  wirthschaftli- 
eben  Zustände  entwerfen.  Wir  haben  aber  damit  zugleich  auch  die 
thatsächliche  Grundlage  zu  den  nun  anschliessenden  Betrachtungen  ge- 
wonnen. Diese  müssen  die  Darstellung  der  volkswirthschaftlichen  An- 
sichten oder  Lehren ,  welche  aus  jenen  Rechtsgestaltungen  uns  entge- 
gentreten, zum  Ziele  nehmen. 

Auf  den  ersten  Blick  ist  es  unter  allen  Dingen  vornehmlich  der 
Begriff  des  Geldes,  der  überall  sidi  hervordrängt  und  desshalb  beson- 
deres Interesse  erregt.  Vom  Gelddarlehn  nahm  ja  das  Zinsverbot  seinen 
Ausgang''^)  und  gerade  in  Bezug  auf  das  Geld  fehlte  es,  wie  wir  sahen, 
nicht  an  allgemeinen  charakteristischen  Sätzen,  welche  entweder  aus  der 
einmal  unterstellten  und  streng  festgehaltenen  Zinslosigkeit  hervorgingen, 
oder  diese  rechtfertigen  sollten'**).  Billig  wird  daher  der  Begriff  des 
Geldes  zu  allererst  der  näheren  Prüfung  unterzogen. 

Geld  heisst  pecunia.  Das  römische  Recht  hatte  einen  weiteren 
und  einen  engeren  Begriff  der  pecunia.  Im  weiteren  Sinn  hiess  pecu- 
nia alles  Vermögen  ''^) ,  also  Alles ,  was  einen  Werth  hat,  um  als  Ge- 
genstand des  Privatbesitzes  und  Privatinteresses  zu  erscheinen,  was  sich 
in  Geld  (im  engeren  Sinn)  anschlagen  lässt.  Geld  im  engeren  Sinn  war 
der  Mafisstab  des  Preises  und  das  Vehikel  des  Werthes,  der  Inbegriff 

318)  8.  §  8  a.  Ani: 

319)  8.  8  8  Note  85  ff. 

320)  L.  222  de  Y.  8.  60»  16:  Peeoniae  nomine  non  solmn  munerata  peconia, 
sed  omnes  res  tarn  soll,  quam  mobiles  et  tarn  corpora  quam  jura  continentar. 
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des  Gapitals  und  das  Werkzeug  seiner  üebertragong'**)-  Der  B^ff 
des  Geldes  im  ^geren  Sinn  schloss  sich  wesentlich  an  den  Begriff  des 
gemOnzten  Oeldes  an''').  Allein  schon  in  jener  weiteren  Bedeatang 
des  Geldes  liegt  gewissermassen  die  Möglichkeit  ausgesprochen,  dass 
eigentlich  jede  Gattung  von  Sachen  auch  Geld  ist,  oder  sein  kann,  so 
gut  wie  das  gemünzte  Metall.  Der  ideale  Begriff  des  Werthes,  zu  dem 
sich  das  Geld  nur  als  der  Massstab  der  Messung  verhält,  liegt  hier  ganz 
nahe.  Und  in  der  That  würde  sich  bei  gründlicherer  Prüfung  un- 
schwer ergeben,  dass  das,  was  wir  die  römische  Geldwirthschaft  zu 
nennen  pflegen,  vermöge  des  römischen  Begriff  von  Geld  und  Werth  an 
die  Credit-  oder  Werthwirthschaft,  nämlich  an  einen  Zustand,  in  dem  der 
Umlauf  der  Werthe  ohne  die  Vermittlung  der  haaren  Münze  oder  realer 
Werthübertragung  von  Statten  geht,  der  Begriff  des  in  Geld  nur  ausge- 
drückten Werthes  an  die  Stelle  des  nur  in  reeller  Münze  bestehenden 
Werthes  tritt,  vielfach  und  nahe  bereits  anstreifte. 

Das  canonische  Recht  wiederholt  jene ''')  Definition  des  Geldes  im 
weiteren  Sinn.  Im  engeren  und  gewöhnlichen  Sin»,  wenn  auch  das 
Beiwort  numerata  fehlt,  bedeutet  pecunia  dasselbe,  wie  nummi,  eine 
gewisse  Menge  gemünzter  Stücke,  oder  allenfalls  ein  gewisses  Gewicht 
edlen  Metalls.  Dieser  letztere  Sinn  ist  der  wesentliche ,  und  es  wird 
sich  zeigen,  dass  in  ihm  der  pecunia  ein  Wesen  beigelegt  wurde,  das 
von  dem  römischen  Begriff  weit  verschieden  war  und  zugleich  auch 
den  Zusammenhang  mit  dem  weiteren  Begriff  der  pecunia  abschnitt  ^^). 

Pecunia  war  also  im  Ganzen,  da  die  Zeit,  wo  man  das  Edelmetall 


321)  Geld  ist  gleichsam  nach  jener  Definition  der  incorporirte  Begriff  des  Wer- 
thes.   AUer  Werth  besteht  in  Geld,  sagt  ^eichsam  die  römische  Geldwirthsthaft 

d22)  dessen  Entwicklung  yon  dem  aes  bis  zur  Goldwährung  wir  hier  nicht  la 
verfolgen  haben. 

3^)  c  6  C.  1  qa.  3:  Totnm  quidquid  homines  possident  in  terra,  omnia,  quo-- 
mm  domini  sunt,  pecunia  Yocatur:  servus,  yas,  ager,  arbor,  pecus,  quidquid  horum 
est,  pecunia  dicitur.  Mein  das  Verst&ndniss  des  römischen  Satzes  fehlt  durchaas, 
wie  der  Nachsatz  beweist:  ideo  autem  pecunia  yocata  est,  quia  antiqui  totum,  quod 
liabebant,  in  pecoribas  habebant.  Auch  die  Gommentare  der  L.  222  de  V.  S.  be- 
wegen sich  nur  in  scholastischen  oder  etymologischen  Versuchen,  das  Wort  pecu- 
nia zu  erklären.  —  Jene  umfassende  Bedeutung  der  pecunia  wurde  auch  z.  B.  von 
S.  Thom.n,  2  qu.ll7art  1  sqq.  mit  Berufung  auf  Aristoteles  wiederholt,  aber  nur 
um  in  der  peeuniae  cupiditas  jede  Habsucht  nach  irdischenr  Dingen  darzustellen. 
8.  auch  L.  Less.  de  just,  et  jur.  11  c.  47  dub.  8  pr. 

324)  Für  diesen  Zusammenhang  sind  nur  solche  GrQnde  bei  den  Canonisten, 
wie:  pecunia  numerata  continet  omnem  rem  nach  £ccles.lO,  19.  Cf.  SotVIqu.  2 
art.  1.  Raph.  de  Turr.  ni  disp.  5  nr.  2  sqq.  Scacc.  §  1  qu.  7  par.  1  nr. 
13.  14. 
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zawog,  f&r  abanrandcn  galt'*^),  gemünztes  OeUL^^).  lieber  die  histo- 
rische Eotstebang  des  Geldes  im  Sinne  der  nummi ,  also  der  pecunia 
nonetato,  über  die  Münzsysteme,  Münzarten  und  dgl.  verbreiten  sich 
canonische  Schriftsteller  sehr  ausführlich  "0*  ^^^  Einzelheiten  können 
jedoch  hier  übergangen  werden^  soweit  sie  nicht  zur  Erkenntniss  der 
darzustellenden  wirthsfhafüichen  Regeln  dienen.  Ohnehin  befasst  sich 
das  Corpus  juris  canonici  selbst  mit  dem  Münzwesen  gar  nicht. 

Für  die  Betrachtung  des  Geldbegrifiä  aber  darf  von  vom  herein, 
statt  weiter  auszuholen,  an  eine  Unterscheidung  angeknüpft  werden,  die 
auch  ausdrücklich  dem  Gesetz  eigen  ist'^),  nämlich  an  den  Unterschied 
der  rechtmässigen  und  unrechtmässigen  Münze,  der  pecunia  reprobata 
tmd  vera.  Der  Begriff  des  Geldes  eriäutert  sich ,  wenn  wir  kurz  be- 
trachten ,  wie  das  echte  Geld  nach  der  canonischen  Lehre  zu  Stande 
kommt. 

Das  Recht,  Münzen  zu  schlagen,  war  von  jeher  ein  Attribut  der 
Landesobrigkeit  ^^).  Sie  allein  konnte  kraft  eigener  Befugniss  Münzen 
machen,  jeder  Andere  nur  kraft  besonderer  Verleihung  des  Rechts*^). 
Auch  der  Fürst  oder  die  Republik  waren  aber  in  ihrem  Gewissen  ver- 
pflichtet, bei  der  Prägung  nach  gewissen  Grundsätzen  zu  verfahren^')« 


325)  Sot.  l.  c.  qtL  9.    Scacc.  tract.  de  conun.  §  1  qu.  7  par.  1  nr.  14. 

926)  Navarr.  in  c.  nlt.  X.  de  usnr.  nr.  6.  Communis  loqnendi  usus  sumit 
pecuniam  in  specie  pro  pecunia  numerata.  S.  die  Gitate  bei  Scacc.  1.  c.  nr.  14. 
Diese  pecunia  numerata  continet  omnem  rem  nach  Prediger  10, 19 ;  in  diesem  Sinn 
ist  die  pecunia  ad  necessitatem  vitae  erfunden. 

327)  Man  vgl.  die  Literaturangaben  bei  Scacc.  §  2  gL  3,  der  selbst  eine  ziem* 
lieh  nmfiissende  DarsteUung  gibt;  besonders  aber  CovarruT.  Veterum  numisma* 
tum  coUatio  cum  bis,  quae  modo  expenduntur,  in  den  op.  omnia  als  Anhang  des 
tom.  L  und  GonzaL  TelL  in  c.  18  X.  de  Jur«j.  2,  24  nr.  7.  —  Ein  auaseror* 
dentUoh  reiches  Material,  gewflrzt  mit  der  Einweisung  auf  viele  praktische  Fälle, 
bietet,  in  den  Resultaten  oft  abweichend,  Garol.  Molinaeus  tract  contract  nr. 
686  sqq.  dar.  lieber  portugiesisches  und  spanisches  Mttnzwesen  s.  auch  Lud* 
Molin.  disp.  400. 

828)  c.  11  §  ^  dist  88;  c.  18  X.  de  jurej.  %  24.  Vgl  auch  den  Erlass  wider  die 
FalschmOnzer  in  c.  un.  Eztravag.  comm.  n,  2^  Goyarrttv.  L  c  c  8. 

329)  S.  dardber  GovarruT.  L  c.  nr.  1  und  Gonzal.  TelL  in  c  18  X.  cit  2, 
24  nr.  9.  und  bes.  auch  Jac.  Meno  eh.  de  arbitr.  judic.  lib.  11  cas.  316. 

330)  Sed  quid  fadunt  ciritates  et  barones  Itaüae,  qui  sine  licentia  cndunt? 
Einige  Idelten  dies  f&r  erlanbt,  quia  eudunt  non  ad  similittidinem  Imperatoris,  sed 
Buas  proprias  fonnas  eudunt  Longa  consnetudo  ersetzte  natOrlich,  wie  immer,  das 
ansdrQeiclicfae  Privileg.  S^  Bald,  und  Gyn.  in  L.  si  quid  nummos  God.  de  fials 
monet  9,  24. 

331)  Scacc.  L  c.  nr.  82  sqq.  Man  berief  sich  auf  r&mische  Gesetzesstellen, 
Eigentlich  nmsste  es  dem  Forsten  freistehen,  cudere  monetam  in  qualibet  materia 
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Die  Mfliusen  sollten  einmal  nur  aus  echtem  Metall  (de  materia  perfecta) 
geschlagen,  es  sollten  also  nicht  silberne  Mflnzen  für  goldene,  nicht 
eherne  fOr  silberne,  nicht  gemischte  fdr  reine  ausgegeben  werden*^). 
Sodann  sollten  die  Mflnzen  das  volle  Kormalgewicht  besitzen,  derge- 
stalt, dass  das  gemünzte  Metall  za  demselben  Werth  beredm^  werde, 
wie  das  ungemttnzte,  vorbehaltlidi  jedoch  mdi  Aaaidit  der  meisten 
Ganonisten  —  ganz  einig  war  nrnn  darin  nicht  —  des  Zuschlags  der 


tffi;  allein  S.  Thoin.  n  de  regim.  princip.  c.  13  und  nach  ilim  fiist  alle  Rechts- 
lehrer iraren  der  entgegengesetzten  M^ung,  die  indessen  nicht  ganz  leicht  Ober 
aUe  Zweifel  binwegzubringen  war.  S.  G-onzaL  L  e.  nr.  11.  —  Dies  ist  die  Frage, 
mit  der  sich  hauptsächlich  auch  die  von  Bo scher  (s.  Zeitschr.  für  die  gesammte 
Staatswiss.  Jahrg.  19  Heft  2  S.  305)  wieder  hervorgezogene  Schrift  des  Nicol. 
Oresmius  beschäftigt.  Was  dieNeuaufßndung  dieses  Autors  betrifft,  somuss  ich  zu 
dem,  was  S.  124  dieses  Bandes  bereits  bemerkt  ist,  hinzuftlgen,  dass  dieselbe  auch  in 
Lipenii  biUioth.  realis  juzidica  s.  y.  moneta  (ed.  Jenich en  p.  879)  dtirt  ist 
Die  Schrift  ist  sogar  Helmst&dt  1622  (studio  Joh.  a  Fuchte)  neu  edirt  wor- 
den. Die  Freude  eines  Gelehrten,  wie  Bo  scher,  Ober  den  vermeintlichen  Fund  des 
Oresmius  beweist  nur,  dass  selbst  ein^m  so  erfahrenen  Historiker  die  ältere  ju* 
ristische  Literatur  und  deren  Bedeutung  fOr  die  Nationalökonomie  noch  ganz 
fremd  ist,  eine  Thatsache,  welche  nicht  einen  Vorwurf  begründen  kann,  sondern 
nur  zeigen  mnss,  wieviel  noch  nach  dieser  Seite  hin  zu  thun  bleibt  Oresmius 
ist,  obwohl  seine.  Schrift  eine  des  ältesten  unter  denen  ist,  welche  sich  mit  der 
res  monetaria  beschäftigte,  weder  eine  Quelle  ftkr  die  spätere  Zeit,  noch  auch  etwas 
Besonderes  fttr  seine  Zeit  AUe  seine  Lehren,  die  sich  übrigens  in  seiner  nur  eiae 
specielle  Bichtung  einschlagenden  Ausführung  viel  besser  aimnehmen,  als  sie  wizk* 
Höh  sind,  wenn  man,  wie  hier  geschehen,  die  Lehre  Tom  Geld  umfiutsend  betrachtet, 
verdanken  keineswegs  flir  Dasein  nur  der  Torza^iehen  Aufklärung  des  Anters« 
Ans  den  zahirmchen,  ausfthriidieren Schriften  über  das  Geld,  wie  des  Martinus 
Lande nsis  de  monetis(1438  nach  Panzirol),  Franciscus  Curtius  Senior  de 
monet,  Joann.  Begnaudus  Avenionensis,  Albert  Brunus  Asten8is(sämmtlich 
m  finden  m  dem  Tractatus  universi  juris  s.  tractatus  tractatunm  tom.  XD),  nicht 
zu  gedenken  der  späteren,  eriiellt  nach  den,  bei  Oresmius  fehlenden,  Citaten  zur 
Genüge,  dass  alle  jene  Sätze  den  Juristen  Azo,  Accursius,  den  Glossatoren  und 
Gommentatoren  bis  zu  Bartolus  und  Bai  du  s  herab  entnommen  sind.  Wäre  die 
Bedeutung  der  jnristisdien  Schriften  jener  Zeit  ftr  die  Eenntniss  der  National- 
ökonomie auch  nur  einigermassen  bekannt,  so  würde  die  kleine  Diatribe  des  Ores- 
mius, mag  sie  sich  auch  durch  ihren  lebhaften,  m^juristiachen  oder  unsdiolasti- 
sehen  Ton  auszeichnen,  keinerlei  Verwunderung  oder  Bewunderung  erregen  kön- 
nen. —  Selbst  der  Franzose  Garol.  Molinaeus  (Dumoulin,  1600  —  1606)^ 
der  von  den  Münzverschlechterungen  auch  handelt  (in  dem  Not  827  dtirten  Werk« 
der  z.  B.  nr.  780  die  Vorgänge  unter  Philipp  dem  Schftnen,  der  1306  zur  Her? 
Stellung  der  guten  Münze  gezwungen  wurde,  darstellt),  erwähnt  des  Oresmius  gar 
nicht  und  betrachtet  dessen  Grundsätze  offenbar  als  sdbstviBrständlich. 

392)  Es  sei  denn  urgente  necessitate,  z.  B.  in  Kriegszeiten.  Scacc.  1.  c.  nr. 
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Prigekosten  ^.  Endlieh  musste  die  Mänze  eine  kenntliche  Form  und 
Prägung  behnfe  der  publica  fides ,  in  der  Regel  das  Bildniss  oder  die 
Insignien  des  MOnzherm  an  sich  tragen"^). 

Diese  Erfordernisse  ei^eben  sich  aus  der  Natur  der  Sache.  Sie 
erbalten  aber  ihre  volle  Bedeutung  erst  durch  die  Folgen,  welche  die 
Erf&llung  der  Voraussetzungen  hervoiruft.  Der  so  gearteten  Mmaae 
ihren  Preis  oder  Werth  beizulegen,  war  ledi^ches  Recht  der  öffentli^ 
chen  Gewalt.  Sie  hatte,  insofern  die  Münzen  als  Tauschmittel  die- 
nen sollten ,  die  Aufgabe,  iis  pretium  imponere  ^^).  Man  unterstellte 
freilich,  dass  die  Landesregierung  gewohnheitsrechtlich  den  Werth  nadi 
dem  wahren  Metallgehalt"^)  bestimmen  sollte;  allein  dieses  Gebot 
war  nur  in  foro  conscientiae '^^ ,  sonst  durch  keinen  äusseren  Zwang 
geschützt. 

Der  landesherrliche  Wille  legte  den  Münzen  nach  eanonischer  An^ 
sieht  einen  ein  für  allemal  massgebenden,  unabänderlichen 
Werth  bei '").  Die  ganze  Argumentation  zielte  eben  darauf  ab,  dass 
das  Geld  den  unabänderlichen  Maasstab  für  den  Preis  aller  Dinge  zu 
bilden  hatte"*).  Die  Unveränderlichkeit  des  Geldwerthes  in  thesi  er- 
schien durchaus  nothwendig  als  das  einzig  Stabile  inmitten  der  Yer- 


333)  Abb.  Panorm.  in  c  18  X.  de  osiir.  nr.  11.  Einige  meinten,  die  Pr&ge- 
kosten  müssten  de  publico  bezahlt  und  ausser  Berechnung  gelassen  werden.  Um* 
gekehrt  meinten  Andere,  dass,  um  die  Pragekosten  zu  decken,  die  Münzen  mit 
geringerem  Metall  entsprechend  zu  legiren  seien.  CoYarruy.  L  c.  c  7  nr.  5 
untersucht  diese  Frage  weitläufig,  weil  sie  principiell  wichtig  wird  für  die  andere 
Frage,  ob  der  princeps  überhaupt  der  Münze  einen  andern,  als  den  streng  dem 
reinen  Metallgehalt  entsprechenden  Werth  beilegen  dürfe;  wovon  unten  mehr 
S.  auch  Scacc.  $  2  gl  3  nr.  86  sqq. 

334)  Gonzal.  TelL  in  c.  18  X.  dt  2,  24  nr.  8.  Der  Name  moneta  soll  daher 
stammen,  quod  nos  moneat  in  eo  metallo  nullam  esse  fraudem.  Scacc.  §  2  gl.  8. 
nr.  7.  Oder  auch:  quia  monet,  auctori  yel  prindpi  censum  s.  yectigalia  porri- 
genda,  et  obedientiam  illi  praestandam  esse.  Gonzal.  1.  c  nr.  7. 

336)  Darin  smd  alle  Schriftsteller  einig.    S.  die  Citate  bei  Scacc  1.  c.  nr.  90. 

336)  ex  bonitate  intrinseca;  Scacc.  L  c.  nr.  92  und  $  1  qu.  4  nr.  28. 

337)  S.  unten  Kote  2&  GonzaL  TelL  an  der  dort  dtirten  Stelle  gibt  dnen 
practischen  Fall,  der  Tom  Pabst  entsdiieden  wurde. 

33Q  Gonzal.  Teil.  L  c.  nr.  8.  Scacc.  1.  c  nr.  90;  pretium  et  yalorem  im- 
ponendum  esse  monetae  a  prindpe.  Jeder  ist  dadurch  gezwungen,  die  Münze  so 
zu  nehmen. 

339)  Eine  absolut  feste  Münze  in  diesem  Sinn  h&tte  aber  eigentlidi  gar  nichts 
bach  der  bonitas  intrinseca  fragen  dürfen ;  s.  Kot  233  u.  341.  Indem  diese  doch  be- 
rücksichtigt wurde,  war  yon  yomherein  die  Quelle  zu  yielerid  widerstreitenden 
Distinctionen  eröffiiet. 
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äoderlicfakeit'^^)  aller  anderen  Dinge  ihrem  Werthe  nach.  Sie  war  einer 
der  Grundpfeiler  aller  Anschauungen. 

Dies  war  so  gewiss,  dass  alle  Unterthanen,  wie  auch  diejenigen, 
die  sich  sonst  im  Gebiete  des  betreffenden  Landes  aufhielten,  unbedingt 
verpflichtet  waren,  das  pretium  a  principe  impositum  zu  respectiren, 
also,  die  Landesmünzen  zu  dem  gesetzlich  ihnen  beigelegten  Werthe  zu 
nehmen.  Der  nach  canonischer  Ansicht  aus  der  höchsten  Autorität  der 
obersten  Gewalt  fliessenden  Preisbestimmung  gegenüber  sollte  der  Pri- 
vatverkefir  durchaus  machtlos  sein.  Niemand  durfte  die  Münze  im  Ver- 
kehr geringer  nehmen.  In  dem  von  Obrigkeits  wegen  beigelegten  Nenn- 
werth,  in  der  sogenannten  bonitas  extrinseca,  bestand  deren  eigentli- 
ches Wesen.  Der  Metallwerth,  die  bonitas  intrinseca,  kam  dabei  prin- 
cipiell  gar  nicht  in  Betracht,  obwohl  practisch  nicht  zu  vermeiden  war, 
dass  er  sich  immerfort  doch  wieder  hervordrängte  **^).  Nicht  einmal 
eine  Preissteigerung  der  Münze  im  Verkehr  über  den  legalen  Nominal- 
werth  Hess  sich  eigentlich  rechtfertigen^^'). 

Es  bedarf  wohl  kaum  der  Andeutung,  wie  diese  Auffassung  der 
starren  Objectivität  entspricht,  welche  die  canonische  Doctrin  überall 
aufrecht  zu  erhalten  suchte.  Die  äussere  Legalität  sollte  der  feste  Halt- 
punct  sein'*').  Die  willkürliche  Prüfung,  der  individuelle  Wille  des 
Einzelnen  oder  der  Privaten  durfte  nicht  über  ein  so  wichtiges  Ding, 
wie  der  öffentliche  Werthmesser  aller  Dinge,  die  Münze,  war,  ent- 
scheiden. 

So  wurde  jener  unheilvolle  Irrthum  gross  gezogen ,  der  in  der  in- 
neren socialen  Geschichte  eine  so  grosse  Rolle  gespielt  hat'**);  der 
Irrthum,  als  könne  die  öffentliche  Gewalt  willkürlich  den  Münzen  einen 

340)  Dass  schliesslich  die  ünverrQckbarkeit  des  Münzwerthes  doch  nur  eine 
scheinbare  sein  würde,  weil  der  wandelbare  Preis  der  andern  Dinge  die  Werth- 
Schwankungen  des  gemünzten  Metalls  doch  mit  ausdrücken  würde,  war  eine 
der  damaligen  Zeit  fem  liegende  Erwägung.  Instinktiv  fühlte  man  freilich  diese 
Wahrheit  Daher  denn  mit  der  Idee  eines  fixen  Münzrechts  im  nächsten  Zusam- 
menhang die  weitere  Idee  steht,  durch  feste  Taxirung  aUer  andern  Dinge  erst  die 
volle  Unwandelbarkeit  herzustellen.    S.  unten  §  9. 

341)  Bald,  in  L.  2  Cod.  de  yei  numism.  pot  Dies  geht  namentlich  aus  den 
Untersuchungen  der  Fragen  bei  Scacc.  §  2  gL  3  hervor. 

342)  Raph.  de  Turr.  disp.  1  qu.  24  nr.  23.  Scacc.  L  c  nr.  96  ist  dagegen 
geneigt,  wenigstens  dieses  zuzulassen.  —  Covarruv.  Lc.  c.  7nr.  1  —  3  unter- 
sucht die  Frage,  an  numismata  pluris  possint  aestimari,  quam  mateiia,  ausführ- 
lichst. 

343)  Valor  impositus  a  lege  s.  principe,  non  impositus  ab  nsu  est  attendendus. 
Scacc  1.  c.  nr.  48. 

344)  GonzaL  in  c.  18  X.  de  jurej.  2,  24  nr.  9  erzählt  davon  Beispiele. 
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festen  Werth  beilegen.  Schon  S.  Thomas^  ermahnt  zwar  die  Ffir- 
sten,  sich  streng  an  den  wahren  inneren  Werth  zu  halten,  und  unzAiei« 
ielhaft  galt  es  allgemein  als  Gewissenspflicht,  den  Münzen  nur  den 
entsprechenden  Nominalwerth  beizulegen;  allein  einmal  war  es  den 
Fürsten  oder  Gewalthabern  geradezu  gestattet,  in  Zeiten  der  Noth 
Münzverschlechterongen  vorzunehmen'^^),  ausserdem  aber  war  es  denn 
doch  zu  verlockend,  die  blos  in's  Gewissen  gestellten  oder  nur  als  gute 
Bathschläge  auftretenden'^^)  Vorsdiriften  zu  überspringen  und  den  Man- 
gel an  innerem  Gehalt  der  Münzen  durch  das  autgeprägte  legale  Preis- 
maass  zu  decken. 

Der^  idealen  Unwandelbarkeit  des  Münzwerthes,  welche  die  Theorie 
aufstellte,  fdüte  freilich  in  der  Praxis  viel.  Im  Princip  zwar  wurde 
sie  so  sehr  aufrecht  erhalten'^'),  dass  nicht  einmal  die  Meinung,  dass 
die  Münzen  wenigstens  höher  taxirt  werden  durften ,  als  ihrem  Me- 
tallgehalt entsprechend'^^),  allgemein  durchdrang'^.  Allein  einmal 
reichte  doch  die  Hinweisung  auf  die  Autorität  der  höchsten  Gewalt  in 
der  That  nur  im  Gebiete  des  eigenen  Landes  aus,  um  die  Einwirkung 
des  Privatverkehrs  auszuschliessen'^').  Wäre  die  ganze  Welt  oder  auch 
nur  Italien  unter  einem  Scepter  gestanden,  so  hätte  man  an  eine  in- 
variable Universalmünze  denken  mögen.  Bei  der  Zertheilnng  in  viele 
einzelne  Territorien  mit  verschiedenen  Münzsystemen  aber  waren  bei 
Vergleichung  des  Gewichts  und  Gehaltes  nothwendig  Werthschwankungen 
gegeben  "^^).  Niemand  begnügte  sich  in  diesem  engeren  und  vollends 
im  weiteren  internationalen  Verkehr  mit  der  einfachen  Annahme  des 
aufgeprägten  gesetzlichen  Warths.  Je  mehr  sich  der  Handel  ausbrei- 
tete, desto  wichtiger  wurde  diese  Erscheinung;  und,  wenn  man  die 
Kursdifferenz  von  Staat  zu  Staat,   was  in  Italien  oft  gleichbedeutend 


346)  S.  Thom.  de  regim.  princ.  n  c.  13.  Vgl.  Note  337. 

346)  Coyarray.  1.  c.  c.  7  nr.  6.  Scacc.  1.  c.  nr.  85. 

347)  Coyarruv.  1.  c. 

348)  Daher  der  Name  acutus  (aureus),  weil  die  Mtknze  in  ihrem  stabilen  Werth 
den  ganzen  Verkehr,  wie  ein  Sdiild,  beschützt  S  c  a  c  c.  §  2  gL  3  nr.  2. 

349)  Vgl.  Note  342. 

360)  Coyarruy.  1.  c.  or.  1.  So  hatte  schon  Accursius  an  mehreren  Stel- 
len gewoUt —  Die  Meisten  erkennen  an,  mit  Berufung  auf  AristoteL  Polit.I  c.  6, 
dass  die  Werthbestinunung  allein  yon  der  Landesregierung  abh&nge.  Darin  lag  ja 
der  Unterschied  der  massa  rudia  metalli  und  der  moneta.    Covarruy.  1.  e.  nr.  2. 

361)  Die  subditi  mussten  die  ihnen  dargebotenen  MOnzen  im  yalor  impositus 
nehmen;  f&r  sie  war  dieser  yalor  Gesetz.  Gonzal.  TelL  l  c.  nr.  8. 

352)  Scacc.  §  i  ^n.  4  nr.  26. 
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mit  von  Stadt  zu  Stadt  war,  zuliess,  so  war  schon  damit  der  Haupt- 
gnmdsatz  zur  H&lfte  aufgegeben. 

Waren  aber  die  Gründe,  aus  denen  dort  der  Werth  der  Münzen 
sich  veränderlich  stellte,  richtig  und  war  es  gestattet,  ausserhalb  des 
Landesgebietes,  für  welches  die  Münze  geschaffen  war,  deren  gesetzli- 
chen Werth  hintanzusetzen,  gab  es  also  im  internationalen  Verkehr 
Kursdifferenzen,  die  man  nicht  verwerfen  konnte,  so  Hessen  sich  der- 
gleichen auch  im  territorialen  Geschäft  nicht  wohl  umgehen.  Sollte 
dort  das  Yerhältniss  von  Gold  zu  Silber,  von  Sehrot  und  Korn,  der 
Yorrath  an  baarem  Geld  u.  dergl.  keine  Bedeutung  haben?  Der  Ver- 
kehr fühlte,  dass  dem  so  sein  müsse,  und  bereitete  durch  seine  Uebung 
der  Theorie  die  grösstcn  Verlegenheiten**'). 

Die  Versuche  zur  Lösung  dieser  Fragen,  die  man  ohne  Aufopfe- 
rung des  Grundsatzes  zu  finden  gedachte'*^),  brauchen  hier  nicht  näher 
beschrieben  zu  werden.  So  viel  genügt,  im  Allgemeinen  zu  bemerken, 
dass  man  überall  wieder  zu  Fictionen  greifen  musste.  Man  nahm  z.  B. 
an,  dass  die  unter  den  Augen  des  Landesherm  pracücirte  Werthherab- 
setzung  als  von  ihm  selbst  gebilligt  anzusehen  sei,  zumal  wenn  eine 
justa  causa  darin  vorlag,  dass  die  Münze  schlechter,  als  sie  sein  sollte, 
geprägt  worden  war'**).  Denn  der  princeps  konnte  möglicherweise 
aus  bewegenden  Gründen  stets  durch  neue  Münzedicte  den  Werth  der 
Münzen  selbst  anders  reguliren  '*^).  Folglich  lag  in  seiner  Duldung 
der  Werthveränderung ,  welche  der  Verkehr  beliebte,  ganz  derselbe 
Effect 

Genug,  dass  man  immer  wieder  gewahr  wurde,  dass  das  gemünzte 
Geld  trotz  des  legalen  HSepräges  der  erstrebten  Stabilität  des  Werthes 
entschlüpfte.  Münzen  wurden  täglich  selbst  gegen  Münzen  ausgetauscht, 
ja  sogar  gekauft.    Wo  war  nun  das  gesetzliche  Preismaass?    Wo  der 


353)  In  gewisser  Weise  woUte  aber  auch  die  Doctrin,  welche  aa  dch  von  dem 
fixen  yalor  impositus  ausging,  doch  auch  wieder  der  bonitas  intrinseca  Einflosa 
gOnnen,  mithin  eine  Werthminderung  der  Münzen  zulassen,  wenn  der  Münzherr 
gröblich  die  Vorschriften  über  den  Gehalt  hintangesetzt  h&tte;  quia  alias  damnaret 
princeps  subditos.  Scacc.  1.  c  nr.  83.  —  Das  musste  man  einr&umen;  denn  dass 
sonst  das  Unheil  durch  Steigen  der  Preise  aller  Dinge  der  yerschlechterten  Mftnze 
gegenüber  noch  grösser  werde,  hatte  man  genugsam  erfahren. 

354)  a  NaTarr.  in  c.  19  X.  de  usur.  nr*  43.  Azor.  in  lib.  10  de  camb.  c. 
3.  Sot  VI  qu.  12  art  L  Scacc.  §.  1  qu.  4.  nr.  28. 

355)  Vgl.  Note  363.*  —  Sonst  war  nur  Remonstration^  Beschwerde  der  Priva- 
tan  erlaubt,  wenn  das  pretium  taiuitum  monetae  dem  Inhalt  nicht  entsprach.  Bald. 
1.  c.  s.  Kot.  341;  aber  keine  eigenmAchtige  Selbstbestimmung  des  Werths. 

356)  CovarruT.  1.  c.  c.  7  nr.  6. 
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unwandelbare  Maassatab  der  Werthmessung?  Diese  Frage  machte 
die  unendlichsten  Bedenken.  Allein  ehe  man  sich  lieber  von  dem  Ge- 
danken, dass  der  Werth  der  Münzen  lediglich  nach  der  legalen  Taxe 
des  valor  impositus  sich  richten  müsse,  trennte,  versuchte  man  in 
künstlich  -  scholastischen  Distinctionen ,  unter  halber  Berücksichtigung 
der  bonitas  intrinseca  und  anderer  rein  äusserlicher  Gründe  sein  Heil. 
Jedes  feste  Fundament  fehlte,  wenn  man  einmal  den  absoluten  Ursprung-- 
liehen  Satz  auch  nur  um  einen  Zoll  breit  v^liess ;  und  verlassen  musste 
man  ihn,  halten  liess  er  sich  nicht. 

Die  Lehre  vom  Geld  drückt  sich  unge&hr  so  aus. 

Der  Gebrauch  des  Geldes  war  erfunden,  um  ein  allgemeines  Tausch- 
mittel zu  haben.  Das  Geld  war  der  allgemeine  Werthmesser ,  die  men« 
Bura,  regula  et  pretium  omnium  remm*^).  Das  gemünzte  Geld  war 
eine  ganz  eigen  geartete  Sache,  die  sich  durdi  ilur  Wesen  allen  an-» 
dem  Sachen  gegensätzlich  gegenüberstellte. 

Das  Geld  dient  dem  zufolge,  während  alle  übrigen  Sachen  efnen^ 
80  zu  sagen,  natürlichen,  sinnlichen  Gebrauchswerth  haben,  nur  als  Tausch- 
mittel, hat  also  gleichsam  nur  einen  künstlichen  Gebrauch.  Seine  ei- 
gentliche Bestunmung  besteht  lediglich  darin,  zum  Erwerb  anderer  Dinge 
verwendet,  ausgegeben  zu  werden^.  Seine  ganze  Function  besteht 
nur  darin,  Werthmesser,  Maassstab  und  Erwerbsmittel  anderer  Dinge 
zu  sein. 

Um  dies  sein  zu  können ,  muss  es  selbst  einen  stabilen  oder  gänz- 
lich unabhängigen  Weilh,  ein  legale  pretium ,  haben,  an  dem  der  Pri- 
vatverkehr nicht  rütteln  kann. 

Diese  Betrachtungen  leiten  unmittelbar  zu  dem  Mittelpunkt  der 
canonischen  Anschauungen.  Auf  solche  Weise  wird  das  Geld  zu  einer 
todten  Sache.  Die  Münze  hat  nicht  mehr  den  Begriff  des  unkör- 
perlichen von  ihr  nur  repräsentirten  Werthes  hinter  sich.  Wäre  dieser 
Begriff  da,  so  würde  er  den  Begriff  der  Münze  beherrschen  und  den 
Werth  veränderlich  machen.  Gerade  das  sollte  aber  der  Münze  nicht 
geschehen.  Sie  ist,  so  wie  sie  dali^  durch  ihre  äussere  Gestalt  und 
Präge  Alles,  was  sie  sein  soll.  Sie  ist  an  sich,  rein  körperlich-sinn- 
lich verstanden,  lediglich  und  allein  dazu  da,  um  Preis  aller  Dinge  oder 
Waaren  zu  sein. 


357)  S.  Thom.  n,  2  qu.  77  art  1.  Cajetan.  (Thom.  de  Vio)  de  cambiis 
c  5  nr.  3.  Sot  VI  qu.  2  art.  1.  Soacc.  $  1  qu.  7  par.  1  nr.  23. 

368)  c,  11  §  4  dist  88.  Pecunia  non  ad  aliqaem  asum  disposita  est,  nisi 
ad  emendum.  Scacc.  §  1  qu.  6  nr.  7.  Raph.  de  Turr.  disp.  1  qa.  22  nr.  2. 

w 
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Nach  unseren  heutigen  und  im  Ganzen  auch  nach  den  römischen 
Begriffen  ist  der  Kauf  Austausch  einer  Sache  gc^en  Geldeswert  h,  nach 
canonischer  Idee  Umtausch  einer  Sache  g^en  die  einen  bestimmten 
Preis  werthe Münze,  oder,  noch  bezeichnender,  Umtausch  einer ^che, 
die  Waare  heisst,  gegen  eine  Quantität  absonderlicher,  Münze  oder 
Geld  genannter  körperlicher  Sachen,  welche  den  Preis  bilden.  Kurz, 
mit  der  sinnlichen  Erscheinung  und  dem  sinnlichen  Gebrauch  der  Mün- 
zen ist  der  Begriff  des  Geldes  abgeschlossen. 

Das  Geld  ist  nicht  eine  Quantität  von  Werthen,  welche  in  der  Bezeich- 
nung mittelst  der  Münze  seinen  Ausdruck  findet,  sondern  identisch  mit  der 
reellen  Münze.  Mithin  ist,  wenn  wir  heut  zu  Tage  Geld  und  Münze 
unterscheiden  müssen ,  auch  das  Geld,  eben  weil  es  mit  der  Münze  zu- 
sammenfällt, nur  Preis ,  nur  Tauschmittel ,  und  zwar  im  sinnlichen  Ver- 
stände. Und  dies  muss  nothwendig  die  Auffassung  sein,  wenn  die 
ZinsvQrbote,  die  Unproductivität  des  Geldes  proklamirend,  dem  Begriff 
des  im'Geld  enthaltenen,  productiven  Werthes,  dem  Kapital,  die  Existenz 
absprechen. 

Allein,  während  der  nächste  Gebrauch  des  Geldes  sonach  darin 
besteht,  ein  stabiles,  absolutes  Tauschmittel  zu  sein,  führen  die  Cano- 
nisten  nichtsdestoweniger  noch  einen  weiteren  Gebrauch,  einen  secundus 
usus  auf,  der  darin  besteht^  dass  die  pecunia  selbst  zum  mensuratum 
wird.    Jener  ist  der  usus  activus,  dieser  der  usus  passivus  pecuniae***). 

Der  usus  passivus  bewirkt,  dass  Geld  gegen  Geld  umgetauscht 
oder  gekauft  wird.    Das  Geld  ist  also  zugleich  Waare  (merx)^. 

Wenn  dieser  Satz  heut  zu  Tage  ausgesprochen  wird,  so  beruht  er 
auf  der  Erkenntniss,  dass  das  körperliche  Geld,  namentlich  die  Metall- 
münze, eine  Sache  ist,  deren  Weith  ebenso  aus  verschiedenen  Gründen 
dem  Wechsel  unterworfen  ist,  wie  der  Werth  anderer  Sachen.  Dafür 
ist  aber  auch  nach  unseren  Begriffen  das  sinnliche  Geld  nicht  das  wirk- 
liche Aequivalent  der  Waare  dergestalt,  dass  nur  die  körperliche  Münze 
als  solche  an  die  Stelle  der  Waare  tritt,  sondern  nur  Eepräsentant, 
Träger,  Vehikel  des  Werthes,  um  den  die  Sache  hingegeben  wird.  Mit 
anderen  Worten :  das  Geld  wird  nicht  mehr  mit  der  Münze  identificirt. 
Die  Bezeichnung  des  gemünzten  Geldes  dient  nur  als  Mittel  der  Werth- 
ausmessung. 


359)  Cajetan.  de  camb.  c.  A  nr.  2;  6.  c.  6  nr.  3.  c.  6  nr.  2.  Coyarrav. 
1.  c.  c.  7  nr.  4.  Sot  de  just.  lib.  VU  qu.  2  Scacc.  §  1  qu.  7  par.  1  nr.  1&. 

360)  Scacc.  §  1  qa.  1  nr.  398.  403  sqq. 
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Durch  das  gemttnzte  Geld  wird  nur  der  Werth  in  der  einen  mög- 
lichen Gestalt  von  legal  abgewogenem  und  abgemessenem  Edelmetall 
abertragen.  Derselbe  kann  aber  auch  in  den  mannigfaltigsten  an- 
deren Gestalten  geschehen'^'). 

Ganz  anders  tritt  der  secundus  usus  als  eine  ungewöhnliche,  be- 
sonders zu  begründende  Erscheinung,  dagegen  nach  *  den  canonischen 
Ansichten  über  den  primus  usus  auf.  Dass  Geld  auch  Waare^  sein 
könne,  stimmt  zuvörderst  damit  überein,  dass  man  in  dem  Geld  auch 
in  seiner  activen  Function  als  Tauschmittel,  wie  erwähnt,  nur  die 
todte,  körperliche  Münzmenge  sah.  War  das  Geld  also  eine  körperliche 
Sache,  so  konnte  von  dieser  Seite  her  nichts  entgegenstehen,  ihr  auch 
den  Charakter  einer  Waare  beizulegen. 

Man  brauchte  die  Unterstellung  jenes  secundus  usus  als  Waare 
nothwendig,  um  die  Yerkehrserscheinungen  zu  erklären.  Es  ist  bereits 
erklärt  worden,  in  welchem  Umfang  ungeachtet  der  principiell  voraus- 
gesetzten Stetigkeit  des  gesetzlich  aufgeprägten  Werthes  Kursschwan- 
kungen im  Verkehr  sich  bemerklich  machten '^^).  Allein  das  Princip 
des  valor  legalis  konnte  nicht  aufgegeben  werden,  ohne  eine  ganze 
Reihe  der  wichtigsten  Lehren  aufzugeben.  Wie  sich  nun  abfinden  mit 
den  Thatsachen  des  täglichen  Lebens?  Echt  scholastisch  durch  die 
Erfindung  dieses  secundus  usus,  der  das  Yerhältniss  umkehrend  die 
Münze  zur  Waare  macht. 

Erst  dadurch  erklärt  sich  das  Geschäft  der  Geldwechsler.  Eine 
Differenz  zwischen  dem  hingegebenen  und  eingewechselten  Geld  war 
sonst  gar  nicht  möglich.  Der  valor  legalis  hätte  an  sich  allein  entschei- 
den müssen,  höchstens  unter  Berücksichtigung  der  aufgewendeten  Mühe, 
des  labor,  was  jedoch  leicht  als  unzulänglidi  erscheint  ^^').  Nun  wurde 
aber  oft  die  Münze  gegen  einen  höheren  oder  geringeren  Preis  in  an- 
derem Geld  umgetauscht^.  Man  hatte  ausserdem  auch  noch  eine  Reihe 
anderer  Dinge  im  Geldverkehr  zu  erklären,  die  sonst  unlösbare  Probleme 
blieben.  Die  Münze  muss  ;daher  einmal  der  mit  dem  öffentlichen 
Zeichen  versehene    absolute  Preis,    das  andere  Mal   eine  Quantität 


361)  Nicht  blos  in  Waaren,  körperlichen  Sachen  jeder  Art,  sondern  aotih  in 
Papiergeld,  und  heut  zu  Tage  nicht  mehr  blos  in  öffentlichen,  sondern  auch  in 
zahUosen  Pmatwerthrepräsentanten  von  der  Aktie  an  bis  zu  den  einfachsten  BiUets 
oder  Marken. 

862)  S.  Note  352  ff 

363)  S.  §  5  Note  113. 

364)  Covarruv.  L  c.  nr.  3. 
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Metall  sein,  die  XDan  wie  jede  andere  Sache  kaufen  oder  verkaufen 

lAag"»). 

Eine  schwere  Aoi^abe  war  es  nur,  zu  erkennen,  wie  unter  solchen 
Umständen  das  Geld,  welches  an  sich  das  absolute  Maass  aller  Dinge 
sein  soll,  selbst  zum  Gegenstand  der  Messung  und  eines  Preises  werden 
mag.  Wie  sollte  man  den  Preis  des  Geldes  finden,  wenn  das  Geld 
selbst,  yermöge  seines  gesetzlichen  Nennwerthes  im  eminenten  Sinn 
überall  sonst  Preis,  hier  einen  Maassstab  seiner  Messung  verlangte? 
Wie  soll  das,  was  nach  canonischer  Idee  der  einzige  Maassstab  aller 
Dinge  ist,  seinerseits  der  Messung  bedürftig,  wieder  an  demselben  Maass^ 
Stab  gemessen  werden? 

In  der  That  konnte  die  Wissenschaft  woU  nachsinnen,  wie  Geld  an 
Geld  zu  messen  sei.  Viele  verzweifelten  an  der  Ausgleichung  der  noth- 
wendig  sich  aufdrängenden  Bedenken  und  behaupteten  nach  dem,  was 
das  Geld  einmal  war,  gewiss  mit  Gonsequenz,  dass  es  unmöglich  sei, 
dieselbe  Sache  einmal  als  Waare  und  einmal  als  Preis  zu  betrachten  '^*). 
Andere  verlangten  wenigstens  besondere  Ursachen,  Gewohnheitsrecht, 
ein  begründetes  Schadensinteresse  und  dgl.,  um  die  Münze  als  Waare 
anzusehen.  Allein  damit  ent^ng  man  der  Forderung  des  Verkehrs 
nicht.  Die  Kurssdiwankungen ,  die  nur  dann  zu  vermeiden  gewesen 
wären,  wenn  alle  Münzen  einen  stabilen  Legal werth  besessen  hätten, 
verlangten  einen  Ausspruch  der  Doctrin.  Der  gesammte  grossartig  sich 
ausdehnende  und  nicht  wieder  wegzuschaffende  Wechselverkehr '^0 
Hess  sich  anders  gar  nicht  dem  System  der  sonst  geltenden  Regeln  an- 
passen.   Die  Wissenschaft  war  unbedingt  Abhülfe  schuldig. 

Ex  eo^  quod  non  est  ^usdem  metalli,  e^  inaequali  bonitate,  ex 
inaequali  figura,  ex  pondere,  ex  diversitate  loci,  ubi  est,  ex  majori 
abundantia  traten  bei  dem  Umtausch  verschiedener  Geldsorten  Werth- 
differenzen  ein'^^).  Der  valor  der  einen  oder  der  anderen  Geldsorte 
stieg  oder  fiel  unter  dem  Einfluss  solcher  Umstände  und  nöthigte  zu 
der  Annahme,  dass  das  Geld  mensura  und  mensuratum  zugleich  sei. 


866)  So-t.  de  just  et  jur.  VIT  qu.  2. 

366)  Scacc.  §  1  qu.  4  nr.  34.  GovarraT.  1.  c.  nr.  3.* 

367)  Dass  gerade  dieser  hauptsächlich  die  Untersuchung,  ob  und  in  welch« 
Weise  das  Gkld  auch  yerkanft  werden  kOnne,  hervorrief,  ergeben  die  hier  benutz- 
ten Schiiftstellen  auf  den  ersten  Blick.  —  Thom.  de  Yio  (C^get)  tract.  de  camb« 
c.  5.  Sot.  de  just  et  jur.  YII  qu.  2.  G  oyarruT.  1.  c.  nr.  3.  4. 

368)  Wenn  fOr  100  Scudi  so  viel  Zechinen,  Arragonesen  u.  s.  w.  gegeben  wur- 
den, als  die  einfache  Yergleichung  des  valor  legalis  beider  Sorten  ergab,  so  war  das 
einfacher  Tausch  von  tantundem  gegen  tantundenu 
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Davon  aUein  war  die  jaristische  Bechtfertigung  fbr  das  Ankaufen 
und  Umwechseln  von  Geld  zu  erwarten'^*).  Und  darauf  ruhte  nicht 
nur  namentlich,  wie  bereits  erwähnt,  die  ganze  Erklärung  und  Becht- 
fertigung des  Wechsds,  sandem  überhaupt  des  Wechlergeschäfts  mit 
allen  seinen  einzelnen  Practiken '^^). 

Durch  die  Ausdehnung  des  Wechsel-  und  Wechslergesdiäfts  sah 
sich  die  Theorie  m  einer  gewissen  Nachgiebigkeit  genöthigt.  So  yiel 
aber  eitsdieint  von  vornherein  begreiflich,  dass  trotz  aUer  Goncessionen 
an  das  practische  Bedflrfhiss  jene  Geschäfte  der  strengeren  Ansiebt 
immerhin  sich  in  trübem  Lidit  darstellten.  Zum  Wohlgefallen'  an 
denselben  liess  sich  kein,  Ganonist  so  leieht  bringen,  hdehstens  zum 
Ausdruck  des  Nichtverbotenseins.  Der  Umtausch  von  Geld  gegen  Geld 
unter  Berücksichtigung  von  Dtjfferenzen  des  Werthes  war  immer  Etwas, 
an  dem  siA  der  Widerspruch  gegen  den  Hauptgrundsatz  des  festen 
gesetzlichen  Münzenwerthes  herausfühlte. 

Und  mit  {lecht  Denn  wir  ersehen  leicht,  dass  mit  dem  Gedanken, 
das  Geld  könne  auch  Waare  sein,  wenn  auch  nur  beschränkt,  immerhin 
eingeräumt  wurde,  dass  der  Begri£f  des  Werthes  über  dem  aufgeprägten 
gesetzlichen  Werth  st^t.  Mit  dieser  einen  Concession  öfliiete  die  ca- 
nonische Doctrin  der  hereinbrechenden  Werthwirthschaft,  ihrer  vollsten 
Fdndin,  eine  wichtige  Pforte  und  räumte  eigentlich  ein,  dass  der  Be- 
gri£f  des  Geldes  nicht  mehr  mit  dem  der  Münze  zusammenfalle,  wie 
denn  auch  schon  in  dem  Wechsel  der  Begriff  des  idealen,  nicht  mehr 
sinnlichen,  also  mit  der  Münze  nicht  identischen  Geldes  zum  Vorschein 
kam"^»). 

Allein  anzuerkennen,  dass  der  Begriff  des  absoluta  gesetzlichen 
Werthes  unhaltbar  sei  und  dass  in  dem  Preis,  welchen  das  Geld  als 
Wtuire  hat,  der  offene  Widerspruch  gegen  die  Identität  von  Geld  und 
Münze  zu  Tage  trete''*),  war,  wollte  man  nicht  das  ganze^  System  um- 
6tür2en,  unmöglich.  Jene  Sätze  blieben  unwiderruflich  mit  der  Idee 
der  Unfruchtbarkeit  des  Geldes  verflochten,  einer  Idee,  die  kein  recht- 
gläubiger Lehrer  erschüttern  durfte.  Mithin  erübrigte  eben  Nichts,  als 
neben  den  Begriff  der  Münzen  in  ihrem  stabüen  Ncnnwerth  den  an- 
dern Begriff  der  Münze  als  Waare  in  ihrem  veränderlichen  Kaufwerth, 
wie  er  sich  in  d^n  Wechselverkehr  ausdrüdct,  zu  setzea  und  eine  doc- 


369)  Scacc  §  1  qn.  4  nr.  26. 

370)  CoyarruT.  1.  c  nr.  8.  Scacc  §  i  qu.  7  par.  1  nr.  16. 18;  f  «  gl.  1  nr.  24. 
370»)  S.  oben  §  6  Note  191. 

371)  Baph.  de-Tarr.  disp.  1  qu.  24  nr.  20.  21. 
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trinelle  Erkl&rung  zu  versttchen.  Diese  ÜBUdd  man  in  der  B^aditong, 
dass,  ^ie  andere  Sachen  auf  verschiedene  Weise  gebraucht  Tverden 
können ,  so  auch  das  Geld ,  obwohl  zunächst  lediglich  beetimmt,  Preis 
zu  sein,  doch  noch  einen  secundus  usus  als  Waare  denkbar  erscheinen 
lasse  •^*). 

Es  war  schon  viel,  dass  das  Gdd,  dem  eigentlich  nur  der  durch 
die  legale  Prägung  creirte  Werth  zukam,  auch  noch  einen  Yerkehrspreie 
haben  sollte.  Dass  dem  letztem  unbeschränkte  Freiheit  zu  lassen  sei, 
war  damit  noch  lange  nicht  gesagt.  Auch  hier  war  nur  der  objectiv 
wahre  Preis  berechtigt.  Was  aber  der  rechtmässige  Preis  des  Geldes 
als  Waare  sei,  das  sollte  in  anderem  Geld  ausgedrflckt  die  Obrigkeit 
öfiföntlidi  taxiren'^'). 

Auch  bei  den  übrigenDingen  war  ja  die  justitia  predi  obrigkeit^ 
lieh  zu  überwachen'^*),  um  so  mehr  bei  dem  Gelde,  der  wichtigsten 
aller  Sachen.  Fehlte  es  an  dem  obrigkeitlichen  Tarif,  so  war  das  redite 
Preisverhältniss  nach  anderen  Gesichtspuncteu,  mühsam  genug,  au(i*echt 
zu  erhalten ''^*). 

Aus  diesem  Allem  erhellt,  dass  an  sich  der  Begriff  des  Geldes 
vollständig  in  dem  der  körperlidien  Münze  aufging.  Der  W^th  des 
gemünzten  Geldes  bestand,  abgesehen  von  der  Benutzung  zum  Schauge* 
prange  und  dgl. ,  in  der  Begel  lediglich  in  der  Benutzung  als  gesetzli- 
ches Zahlungsmittel  je  nach  seinem  legalen  Werth.  Der  Tauschwerth 
kam  nur  dann  zum  Vorschein,  wenn  das  Gold  selber  gekauft  wurde. 
Andern  Dingen  gegenüber  sollte  das  Geld  der  feste  Maassstab  des  Prei- 
ses bleiben.  Die  Waaren  konnten  im  Werthe  schwanken.  An  dem 
Geld,  welches  den  Preis  bildete,  sollte  das  vermiede  werden. 

Es  zeigt  sich  mithin  deutlich,  dass  man  nur  eine  nothgedrungene 
und  möglichst  beschränkte  Goncession  machte,  als  man  das  Geld  auch 

372)  Thom-cLVio  de  camb.  c.ö  iir.2.  Ambros.  deVign.de  usnr.  c.  llir.48. 

373)  Scacc.  §  2  gl.  3  nr.  102.  Daran  waren  denn  die  campBores  gebunden; 
ib.  nr.  109.  Hiermit  hängt  es  zusammen ,  dass  die  Ausübung  der  ars  campsaria  eine 
Art  öffentliches  Amt  war  und  ursprünglich  bezweifelt  wurde,  ob  sie  von  Pri- 
vaten exerdrt  werden  könne.    Covarruv.  1.  c.  nr.  3  in  flh. 

874)  S., unten  in  §  9. 

375)  Vor  allen  Dingen  blieb  das  Verfa&ltniss  immer  dunkel  bei  dem  Wechsel. 
Der  Wechsel  enthielt  ein  fingirtes  Geld  (s.  oben  §  6  Note  172) ;  seine  Gegenleistung 
war  die  pecunia  realis  s.  numerata.  War  nun  der  Wechsel  Preis  (um  die  moneta 
biUiger  zu  kaufen) ,  oder  Waare  (so  dass  der  darin  enthaltene  scutoB  imaginarius 
billiger  als  mit  einem  wirklichen  acutus  gekauft  wurde),  war  die  MOnie  Preis, 
oder  Waare  ?  Eines  konnte  so  gut  sein,  wie  das  Andere.  Daher  denn  die  Masse  der 
schwierigsten  Untersuchungen,  die  sich  am  Ende  immer  im  Cirikel  bewegen. 
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Waare  sein  liess.  Das  ursprOngliche  Prindp  warde  nichtsdestoweniger 
festgehalt^.  Demnach  bleibt  es  dabei:  das  Geld  ist  Nichts,  als 
eine  gewisse  Menge  in  ihrem  legalen  Werth  fixirter  Tanschndttel ;  nie 
ist  es  die  in  Münzen  nur  ausgedrückte  Bezeichnung,  der  Inbegriff  von 
Werthen,  eines  Kapitals.  Das  war  die  nothwendige  Folge  des  Zmsver- 
botes.  Das  Geld,  die  Münzen  können  als  körperliche  Sachen  vermiethet 
werden«  Der  Miethpreis  für  eine  solche  Benutzung  war  zweifellos  kein 
Wuchergewinn.  Dabei  war  aber  vorausgesetzt,  dass  das  Eigenthum 
dar  einzelnen  Stücke  dem  Yermiether  Uieb,  der  sie  in  Natur  zurück- 
hielt ^^^).  Eine  y enniothung  aber  des  durch  die  Münzen  repräsentirten, 
der  Productivität  fähigen  Kapitals  gab  es  nicht  Das  Geld '^0  ^  ^den*- 
tisch  mit  den  todten  Münzen.  Der  Ersatz  eben  so  vieler  Münzen 
gleicht  das  emp&ngene  Darlehn  vollkommen  aus. 

Wir  gelangen  somit  rückwärts  aus  den  Folgerungen  der  ^^äteren 
canonischen  Doctrin  zu  der  QueUe,  von  der  Alles,  was  uns  volkswirth- 
schaftliche  Ansicht  heissen  kann,  seinen  Ausgang  nimmt. 

Der  wahre  Gebrauch  des  Geldes  besteht  in  der  Consumtion,  in  der 
Verausgebung  zur  Anschaffung  aller  anderen  Dinge.  Der  Gebrauch 
und  Nutzen  des  Geldes  ist  ganz  und  gar  beendigt,  wenn  die  Münzen 
fort  sind.  Sind  die  Münzen  ausgegeben,  so  ist  von  dem  Geld  Nichts 
mehr  übrig.  Der  Empfänger  hat  mit  der  Benutzung  zum  Einkaufen 
von  dem  Gelde  ganzen  Gebrauch  gemacht,  d.  h.  dasselbe  vollständig 
verbraucht  ^^^) ,  so  dass  er  für  deren  weitere  Benutzung  Nichts*  mehr 
schuldig  sein  kann  '^^).  Dass  der  Werth ,  den  die  Münzen  trugen ,  als 
dauerndes,  neuer  Production  dienendes  Gut  zurückbleibe,  dass  unter 
der  wechsdnden  Gestalt  der  äusseren  Repräsentation  durch  Sache  oder 
Geld  der  unkörperliche  Begriff  d^  Werthes  als  das  Stetige  und  Bleibende 
enthalten  sei ,  t:onnte  man  bei  jener  sinnlichen  Auffassung  nicht  er- 
kennen. 

Die  Frage,  ob  nicht  Geld  zu  einem  Gebrauche  hingegeben,  der  die 
einzelnen  Münzstücke  verschwinden  niacht,  neben  dem  denmächstigen 
Ersatz  einer  gleichen  Menge  auch  einer  Vergütung  für  diesen  Gebrauch 
dulde,  muss  schon  hiemach  verneint  werden.  Dafür  ^rechen  aber  noch 


876)  Scacc.  §  1  qn.  4.  m  231 

377)  im  eigentlichen,  aber  bei  Note  828  bezeichneten  Sinne. 

378)  oBns  rei  non  distingnitor  a  sabstantia  rei ,  si  aestimatiöneni  spectes ;  nam 
usus  iUias  est  alienatio  et  quasi  consnmtio  sabstantiae ,  ergo  pro  usu  roi  non  potest 
distinctnm  pretinm  acdpi,  wie  z.  B.  Covarrav.  yar.  res.  üb.  6  c.  1  nr.  6  mit  vie- 
len Belegen  ansfthrt 

379)  S.  oben  §  3  W  Note  66. 
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andere  ans  der  Natur  des  Geldes  entnommene  Ursachen.  Eine  Stelle 
desGorpns'^)  juris  beschäftigt  sich  ausftdirlicher  mit  der  Untersuchung 
jener  Frage,  und  es  erscheint  nützlich,  dieselbe  etwas  genauer  au  be- 
trachten. 

Sie  fahrt  folgende  Gründe  an,  aus  denen  sie  die  Vergütung  für 
einen  solchen  Gebrauch  des  dargeliehenen  Geldes  versagen  zu  müssen  glaubt 

Erstens  sagt  sie:  quia  pecunia  non  ad  aliquem  usum  disposita  est 
nisi  ad  emeudum.  Damit  wird  dasjenige  ausgedrückt,  was  bereits  sdne 
nähere  Erwähnung  fand.  Das  Geld  hat  keinen  Gebrauchswerth  ab 
Mittel  der  Gütererzeugung,  wie  der  Acker,  das  Haus,  ein  Pferd  u.  s.  w., 
die  um  ein  Miethgeld  verpachtet  werden  können.  Die  Münzen  als  solche 
können  möglicherweise  —  ad  pompam  —  vermiethet  werden.  Abgesehen ' 
von  diesem  immer  ungewöhnlichen  Fall  aber  ist  das  Geld  nur  nacktes 
Aequivaleut  der  andern  Dinge.  Pecunia  non  ad  aliquem  usum  disposita 
est  nisi  ad  emendum'^^}.  Mit  der  Verwendung  zu  diesem  Zweck,  dem 
alleinigen,  dem  das  Geld  dienen  mag  (im  usus  activus),  verschwindet 
es.  Die  körperliche  Münze  geht  dem  Erborger  oder  Inhaber  aus 
den  Händen  und  Nichts  bleibt  bei  ihm  zurück  von  dem  Gelde,  was 
irgend  als  Gegenstand  des  Gebrauchs  und  einer  deshalbigen  Vergütung 
erscheinen  könnte.  Es  fehlt  also  der  Begriff  des  Kapitals,  welches  durch 
die  nummi  übertragen  auch  nach  Verausgabung  der  nummi  noch  bei 
dem  Erborger  ist,  ganz  und  gar'^^). 

Daran  schliesst  sich  der  zweite  Grund  unmittelbar  an.  Qui  locat 
domum  vel  agrum  suum,  usum  dare  videtur;  et  pecuniam  accipere  M  • 
quodammodo  quasi  commutare  videtur  cum  lucro  lucrum;  ex  pecunia 
reposita  nullum  usum  capis.  Das  Geld  ist  eben  nur  als  TausÄmittd 
zu  gebrauchen.  Wird  es  nicht  in  dieser  Function  thätig,  ist  es  nicht 
in  Girculation  begriffen,  so  sind  die  todten  Münzen  todtes  Metall  und 
haben  keinen  Nutzen.  Fremdes. Geld,  das  bei  dem  Erborger  todt  liegt» 
hat  folgeweise  keinen  Gebrauch ,  der  sich  zu  einer  Vexf;ütung  eignet. 
Man  kennt  nur  die  Alternative :  entweder  Verwendung  des  Geldes  ad 
emendum,  Verausgabung,  oder  Liegenlassen  im  Kasten.  In  beiden  Fällen 
kann  keine  Vergütung  des  Gebrauchs  sein,  dort  nicht,  weil  mit  der 
Verausgabung  der  Gebrauch  aufhört,  hier  nicht,  weil  gar  kein  Ge- 
brauch ist**'). 


380)  c.  11  §  4  dist.  88. 

381)  S.  c.  11  §  4  dt  und  oben  Note  378. 

382)  S.  dAYon  weiter  onten  §  12. 

388)  Auf  dasselbe  Iftuft  der  Satz:  peconia  servando  seirari  neqnit  hinaas.  Todt 
liegen  gelassen  hat  das  Geld  gar  keinen,  nicht  einmal  einen  Gebrancfaswerth.    Ge« 
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Die  peconia,  in  dem  mit  den  nnmmi  identischen  sinnlichen  Begriff 
ex  se  immediate,  prout  est  otiosa  et  nuda,  fractum  parere  non  po- 
test'^^X  ^  ^^^  widernatürlich,  wenn  sie  aus  sich  selbst  Früchte  er- 
zeugen sollte  '^^).  Nur,  wie  bereits  früher  erw&hnt  wurde,  in  Verbindung 
mit  der  Arbeit,  juncta  cum  hominis  operatione,  und  durch  diese  mochte 
das  Geld  fruchttragend  werden  '*^) ;  sei  es  nun,  dass  wirklich  Arbeit  auf- 
gewendet oder  deren  Aufwendung,  wie  bei  der  Verwandlung  in  einen 
contractus  frugiferus,  Wechsel,  mons  pietatis  u.  s.  w.,  nur  fingirt 
wurde '^^.  Dahin  gehörte  aber  das  Darlehn  nicht,  bei  dem  das  posi- 
tive Gesetz  einmal  die  Unfruchtbarkeit  ausdrücklich  wollte. 

Drittens  führt  unsere  Stelle  an,  dass,  weil  ager  vel  domus  veteras- 
dt,  ein  Miethgeld  auch  wegen  der  Abnutzung  angemessen  sei.  Pecunia 
autem  cum  fuerit  mutata  nee  minuitur  nee  veterascit.  Dieses  ist  inso- 
fern richtig ,  als  ja  stets  in  der  Rückzahlung  die  gleiche  Quantität  die 
darlehnsweise  hingegebene  Summe  vertritt.  Die  mögliche  Abnutzung 
der  einzelnen  Münzen  kommt  dabei  gar  nicht  in  Betracht;  es  wird  gar 
nicht  auf  die  Rückerstattung  derselben  Münzstücke  reflectirt. 

Zugleich  aber  drückt  dieser  Satz  das  aus,  was  oben  über  die  Sta- 
bilität des  Geldwerthes  gesagt  wurde.  Es  gilt  unbedingt  der  valor  le- 
galis  oder  allenfalls  der  obrigkeitliche  Taxwerth  der  Münzen.  Dieser 
muss  zu  Grunde  gelegt  wa*den.  Die  Rückerstattung  ist  vollständig, 
wenn  der  Darleiher  so  viel,  als  er  hingegeben,  in  Münzen,  zu  ihrem  va- 
lor legalis  gerechnet,  zurückerhalten  hat.  Eine  Differenz  kann  neben 
dem  valor  l^;ali8  zwischen  dem  Empfangenen  und  Zurückgezahlten  gar 
nicht  vorkommen.  Durch  das  Festhalten  des  valor  impositus  wird  je- 
der vermeintlichen  Abnutzung  des  Darlehns  vorgebeugt. 

Fassen  wir  alle  Bemwkungan  über  das  Wesen  des  Geldes  zusam- 


brancht  ad  emendum,  wozu  es  allein  bestimmt  ist,  verschwindet  es.  8.  Jason  in 
L.  1  §  13  ad  S.  G.  TrebeU.  36,  11  nr.  33.  36. 

384)  Daf&r  berief  man  sich  auf  L.  121  de  Y.  S.  16, 16,  wo  gesagt  wird,  natOr- 
lieh  in  ganz  anderem  Sinn:  usnra  peconiae  in  fr  acta  non  est,  qaia  non  ex  ipso 
corpore,  sed  ex  alia  cansa  est,  id  est  nova  obligatione.  Dieser  Satz  ist  übrigens 
bezeichnend  fftr  die  römische  Aoffossong.  Dass  der  Zins  nicht  ex  corpore,  aus  der 
sinnlichen  MOnze  kommt,  war  den  Römern  klar.  Allein  der  Werth  -  und  Capital- 
begriifwar  för  sie  noch  nicht  ganz  fertig;  daher  ist  ihnen  nicht  der  productive 
Werth,  sondern  die  obligatio,  die  Vereinbarung  Ober  den  Credit  der  Grund  des 
Zinses. 

386)  S.  oben  §  3  Note  68. 

386)  Nach  Matth.  26,  14.  Scacc.  §  1  qu.  7  par.  1  nr.69. 

387)  Dass  diese  Fiction  aber  nachtrftgüch  acceptirt  wurde,  um  die  FrOchte 
im  Wechsel-,  Lombardvexkehr  o.  dgL  za  rechtfertigen,  s.  oben  in  $  7. 


348  Endemann, 

men ,  so  treffen  sie  sämmtlich  in '  dem  einen  Puncte  zusammen ,  in 
dem  rein  änsserlichen  Begriff  des  Geldes  Die  Münzen  sind  das  Geld. 
Der  sinnliche  oder  mechanische  Gebrauch  der  zum  legalen  Tausch- 
mittel gestempelten  Münzen  erschöpft  den  Gebrauch  des  Geldes,  der 
pecunia.  Das  ist  der  Begriff,  den  die  canonische  Lehre  durchaus 
festhält  und,  so  wunderbar  uns  das  erscheinen  mag,  festhalten  musste, 
wenn  sie  das  Zinsverbot  als  unumstössliches  Dogma  betrachtete.  Die 
Zinslosigkeit.  gestattete  keinen  andern  Begriff  des  Geldes. 

Aus  einer  solchen  Auffassung  ergaben  sich  eine  Menge  von  Schwie- 
rigkeiten für  die  juristische  Theorie,  von  denen  wenigstens  einige  zur 
Probe  angeführt  werden  mögen. 

Man  musste  z.  B.  anndimen,  dass,  wenn  ein  gewisses  Forderungs- 
recht auf  eine  benannte  Gattung  von  Münzen  lautete,  die  Zahlung  noth- 
wendig  in  dieser  Gattung  erfolgen  müsse.  Denn  die  Benennung,  welche 
auf  den  valor  impositus,  den  gesetzlichen  Preis  der  Münzstücke  hinwies, 
war  das  Wesentliche  '^^).  Der  Gläubiger  brauchte  mithin  keine  anderen 
Münzstücke  anzunehmen.  So  wurde  die  Bezeichnung  der  Münzen  re- 
gelmässig in  einer  Weise  massgebend,  die  heut  zu  Tage  durchaus  irrig 
erscheinen  würde.  Die  Benennung  der  Münze  dient  jetzt  in  den  bei 
weitem  meisten  Fällen  nur  als  Maassstab  des  zu  leistenden  Werthes  und 
es  gehört  zu  den  Ausnahmen,  dass  aus  besonderem  Interesse  die  Leistung 
gerade  in  bestimmten  Münzsorten  nach  deren  Nominalwerth  stipulirt 
wird.  In  der  Begel  denkt  Niemand  daran,  dass  ein  Unterschied  sei, 
ob  die  Zahlung  von  100  Thalem  in  Einthaler-  oder  Drittelstücken, 
oder  selbst  in  anderem  Geld  (zum  Eurswerth)  geleistet  werde. 

Den  Juristen  der  canonischen  Periode  machte  es  schon  grosse  Mühe, 
zu  begründen,  dass  sich  der  Gläubiger  auch  mit  anderen,  als  der  be- 
stimmt im  Vertrag  benannten,  in  demselben  Territorium  gültigen 
Münze,  licet  in  forma  inaequali,  behelfen  müsse '^^).  Zu  dem  Gedan- 
ken, dass  es  bei  der  Zahlung  wesentlich  nur  auf  den  durch  die  Zahlungs- 
mittel repräsentirten  Werth  ankomme,  konnte  man  sich  nach  dem  Be- 
griffe des  Geldes  nicht  erheben. 

Ein  böser  Fall  war  es,  wenn  während  bestehender  Schuld  eine 
Münzveränderung  vor  sich  ging^^^).  Sollte  nun  die  Zahlung  in  den 
vertragsmässig  festgesetzten  Münzen   doch  nach   ihrem  Nominalwerth 


388)  Bartol.  o.  Alex.  Tart.  in  L.  2  S  1  8i  certum  petatnr  12,  i  Bald, 
in  L.  X.  35.  Cod.  de  donat.  8,  63. 

389)  Bart  in  L.  109  de  solat  46,  3. 

390)  S.  im  Allgemeinen  die  Untersachimgen  bei  Covarrnv.  L  c.  c  7  §  1. 


n 
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zur  Zeit  der  Zahlung,  obwohl  die  bonitas  intrinseca  verschlechtert  worden 
war,  geschehen?  Manche,  und  diese  Meinung  war  die  volle  Consequenz 
der  Theorie  des  valor  legalis,  Hessen  es  lediglich  auf  den  äusseren  ge- 
setzlichen Taxwerth  ankommen.  Allein  dies  hätte  für  die  Gläubiger 
natürlich  die  übelsten  Folgen  haben  können,  nan^entlich  auch  für  die 
Kirchen  und  Stiftungen,  welche  viele  census  zu  empfangen  hatten  und 
sich,  wenn  jene  Annahme  richtig  war,  oft  mit  verschlechterten  Münzen 
begnügen  mussten.  Folglich  war  zu  dedudren,  dass  die  Münzen  zu 
zahlen  seien  secundum  bonitatem,  quam  habuerunt  tempore  contractus'^'). 
Was  heisst  das  anders,  als :  da  sie  den  eigenen  Vortheil  berührte,  fühlte 
man  die  Unrichtigkeit  der  Lehre  von  dem  gesetzlichen  Nominalwerth 
trotz  aller  scholastischen  Gründe  für  die  Richtigkeit. 

Trat  eine  Veränderung  des  l^alen  äusseren  Werthes  der  Münzen 
ein,  so  musste  diese  dem  Gläubiger  nützen  oder  schaden,  je  nachdem 
sie  in  Vollzug  gesetzt  war,  bevor  der  Schuldner  hätte  zahlen  müssen, 
oder  aber,  erst  nachdem  letzterer",  juristisch  ausgedrückt,  bereits  in 
Verzug  getreten  war.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkt  trägt  der  Gläubiger  die 
Gefaln:  der  Münzveränderung,  also  eine  ganz  besondere  Gefahr  auch 
des  Darlehns.  Und  doch  keine  Vergütung.  Nach  Eintritt  der  mora 
solvendi  fällt  die  Acnderung  auf  den  Schuldner  '•^).  Bei  alle  dem  soll- 
ten massige  Wertheihöhimgen  oder  Werthemiedrigungen  ganz  unbe- 
rücksichtigt bleiben. 

Solche  Dinge  verdienen  darum  beiläufige  Erwähnung,  weil  sich  daran 
abermals  zeigt,  in  welche  künstliche  Unterscheidungen  man  durch  ein 
falsches  Princip  gestürzt  wurde,  zugleich  aber  auch,  well  daraus  her- 
vorgeht, wie  darunter  die  Gestaltung  der  Rechtslehren  leiden  musste. 
Man  begreift  leicht,  dass  die  ganze  Lehre  von  der  Zahlung  oder  Leistung 
auf  diese  Weise  in  VerwiiTung  gebracht  wurde.  Und  dass  sie  in  Ver- 
wimmg  noch  immer  ist,  beweisen  zur  Genüge  unsere  heutigen  Lehr- 
bücher. 

Kein  Wunder,  dass  man  sich  der  scholastischen  Lehrsätze  der  äl- 
teren Schule  nicht  zu  entledigen  weiss,  wenn  man,  ohne  die  inneren 
Gründe  ihrer  Entstehung  zu  kennen,  sich  immer  wieder  in  vollem  Au- 
toritätsglauben an  die  positiven,  äusserlichen  Sätze  der  Quellen  oder 
der  Doctrin  hält.    Kein  Wunder,  dass  die  juristische  Construction  zu- 


391)  Bartol.  in  L.  109  de  solnt.  463.  Jus.  de  Magn.  in  L.  2  Cod.  de  jor. 
,  emphyt.  J.  Andr.  nnd  Gonzal.  Teil,  in  c.  20.  26  X.  de  cens.  3. 

392)  Bartol.  1.  c.  J.  Andr.  in  c.  18  X  de  jurej.  2,  24. 
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rQckbleibt,  wenn  man  sich  nicht  klar  macht,  dass  man  heut  zu  Tage 
auf  einem  ganz  andern  Boden ,  hier  also  auf  einem  andern  B^riff  des 
Geldes  steht. 

In  dieser  Nichterkenntniss  der  Verändemng,  welche  die  Elemente 
des  Verkehrs  erfahren  haben,  und  in  dem  Festhalten  an  der  von  total 
verschiedenen  Anschauungen  beherrschten  juristischen  Tradition  liegt 
die  Quelle  zahlreicher  Unzuträglichkeiten  und  Zweifel,  welche  die 
Rechtstheorie  empfindet  Man  sollte  doch  endlich  darüber  klar  wer* 
den,  dass  man,  im  canonisch  -  scholastischen  Geist  fortarbeitend,  nie- 
mals mit  denjenigen  Erscheinungen  sich  auf  einen  leidlich«!  Fuag  za 
setzen  weiss,  die  auf  der  nie  ruhenden  Fortentwickelung  der  Grund- 
begriffe beruhen.  Das  gilt  namentlich  von  den  Begriffen  des  Geldes 
und  Werthes  und  folgeweise  der  Werthträger ,  Greditpapiere ,  Effecten 
aller  Art  Wie  kann  es  anders  sein,  als  dass  der  Wechsel,  das  Papier- 
geld, das  Werthpapier  in  ihrem  practischen  Gebrauch  der  Theorie  immer 
mehr  über  den  Kopf  zu  wachsen  drohen,  oder  dass  besten  Falls  die 
juristische  Erklärung  in  den  künstlichsten  Wendungen  der  täglichen 
Uebung  nachhinkt  Es  wäre  schlimm,  wenn  dem  nicht  anders  sein 
könnte.  Aber  noch  liegt  die  Aufgabe  ungelöst  da,  von  den  richtigen  wirth- 
schaftlichen  Begriffen  aus  die  Kritik  an  zahllosen  Sätzen  der  Rechts- 
wissenschaft zu  üben,  welche  aus  den  in  der  canonischen  Lehre  miss- 
bildeten Grundbegriffen  hervorgegangen  sind,  und  mit  der  Einfachheit  der 
wirthschaftlichen  Begriffe  auch  zur  Einfachheit  der  rechtswissenschaftli- 
chen Construction  zu  gelangen. 


§.  9.    Preis  und  Preisbestimmmig.    Terhältniss  des  Verkehrs  m 

denselben. 

Nachdem  im  vorigen  Abschnitt  entwickelt  worden,  wie  sich  bei 
der  Zinslosigkeit  des  Darlehns  der  Begriff  des  Geldes  gestaltete,  bedarf 
es  nun  der  weiteren  Betrachtung,  wie  in  Folge  der  canonischen  Auf- 
fassung des  Geldes  das  Wesen  des  Preises  beschaffen  war.  Preis  ist, 
um  sogleich  die  Definition  voranzustellen,  nach  canonischer  Idee  noth- 
wendig,  nicht  etwa  der  Tauschwerth  einer  Sache,  ausgedrückt  in 
dem  Quantum  irgend  einer  andern  Sache,  sondern  er  ist  der  Tausch- 
werth, ausgedrückt  gerade  nur  in  der  einen  Sache,  in  Geld,  d.  L  in 
pecunia  numerata.  Es  gibt  keinen  andern  Preis,  als  den  Preis  in  ge- 
münztem Geld.  Erst  durch  die  Existenz  der  pecunia  ist  der  Begriff 
des  pretium  und  damit  des  Kaufe,  wie  ja  schon  römische  Stellen  be- 
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sagten,  möglich  geworden  '^').  Die  Auswedislung  einer  Sache  gegen 
eine  andere  Sache,  als  Geld,  d.  h.  Münzen,  war  nur  Tausch.  Eaof  ist 
der  Austausch  einer  jeden  andern  Sache,  -  merx  genannt,  gegen  Geld, 
pretium  genannt  '*^) ;  beide  in  ihrer  äusseren  sinnlichen  Erscheinung 
genommen.  Es  gibt  keinen  Austausch  von  Werthen,  bei  dem  die  Sa- 
chen wesentlich  als  Wcrthträger,  während  ihre  Eigenschaft  als  Sache 
zurücktritt,  in  Betracht  kommen.  Es  gibt  keinen  Kauf,  bei  dem  in 
Werthen  die  Waare  bezahlt  würde.  Denn  es  gibt  kein  Geld,  das  nur 
als  Werthträger  erschiene,  sondern  nur  das  Geld  in  dem  oben  geschil- 
derten, rein  materiellen  Sinn,  folglich  auch  keinen  Preis  in  dem  Sinn, 
dass  das  Geld  nur  den  Maassstab  der  Werthbestimmung  bildete.  Der 
Preis  kann  nur  als  die  reelle  Quantität  von  Münzen  gedacht  werden. 

Der  Begriff  des  Kaufs  hängt  daher  an  dem  Vorhandensein  eines 
pretium  in  pecunia  numerata ''^). 

Das^Gdd  muss  nun,  wie  wir  sahen^  das  feste  Maass  aller  Dinge 
sein.  Ohne  die  principielle  Unabhängigkeit  seines  ihm  gesetzlich  bei- 
gelegten Werths  war  keine  Aufrechthaltung  des  richtigen  Preismaasses 
möglich,  die  doch  auf  der  einen  Seite  eben  so  gewiss  nothwendig  war, 
wie  auf  der  andern  Seite  Erhaltung  des  rechtmässigen  Gewichts  und 
Gemässes'^^).  Weil  nur  dem  Gelde  diese  Eigenschaft,  welche  es*  zum 
festen  Maassstab  brauchbar  madite,  anklebte,  war  es  allein  befähigt,  die 
Function  des  Preises  zu  erfüllen.  Keine  andere  Sache,  als  das  ge- 
mt&nzte  Geld,  war  daher  gesetzlich  dazu  ermächtigt,  Preis  zu  sein'^^. 

Der  Kauf  war  eben  darum  eine  so  viel  vollkommnere  Rechtsform, 
als  der  Tausch,  weil  sidi  dort  an  dem  Geldpreis  stets  die  wahre  Aequa- 


393)  L.  1  pr.  de  contrali.  emt.  18,  1. 

394)  Raph.  de  Turr.  proleg.  nr.  23  sqq. 

395)  Azor.  inst  moral.  P.  m  Hb.  8  c  1.  Daron,  dass  der  Preis  in  pecnnia 
nnmerata  bestand,  hing  es  folgeweise  ab,  ob  z.  B.  der  contaractus  census  n.  dgL 
eine  emtio  venditio  sei.    Cf.  Azor.  m  ib.  10  c.  8.  Scacc.  §  1  qu.  1  nr.  209. 

396)  c  2  X.  de  emt  vend.  3,17.  Gonzal.  Teil,  in  h.  1.  —  üt  mensurae  et 
pondera  justa  fiant 

397)  Das  pretium  in  pecunia  numerata  ist  daher  -das  absolute  Kennzeichen 
des  canonischen  Kaufs.  Fr.  Garcia  de  contr.  c.  27  nr.  2  concl.  4;  Scacc.  §  1 
qu.  1  nr.  209.  —  Man  berief  sich  hierbei  auf  die  römischen  Stellen,  welche  ein 
solches  pretium  verlangten.  So  z.  B.  Raph.  de  Turr.  disp.  3  qu.  3  nr.  63  sqq. 
Allein  im  römischen  Verkehr  gab  es  bereits  so  viele  Surrogate  des  baaren  Geldes, 
dass  in  der  That  die  pecunia  numerata  nur  noch  den  Maassstab  bezeichnete.  Das 
canonische  Hecht  aber  hielt  principiell  an  dem  Gedanken  reeller  Zahlung  in  baarem 
Gelde  fest  —  Azor.  1.  c.  c.  20  pr. 
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Utät  der  Leistungen  erkennen  Hess  '^).  Im  Umtausch  der  Sache  gegen 
eine  andere  gewöhnliche  Sadie  konnte  der  Canonist  weder  y<m  der 
Aequalität  der  Leistungen,  von  der  Gerechtigkeit  oder  Gleichheit  der 
Leistung  im  Yerhältniss  zur  Gegenleistung,  nodi  von  Gewinn  und 
Verlust  reden.  In  solchem  Fall  war  Alles  nur  sinnlicher  Austausch 
der  körperlichen  Sachen'*^).  Damit  war  Alles  abgethan.  Einen  Aus- 
tausch der  Werthe^  vermochte  man  nicht  zu  construiren.  Gewinn  und 
Verlust,  irgend  ein  Begriff  des  Tausch werthes,  kam  erst  zum  Vor- 
schein in  dem  Kauf,  bei  dem  Umtausch  der  Sache  g^en  gemünztes 
Geld.  .Erst  die  Münze  war  ja  ein  fester  Maassstab  v^möge  einer  Eig^- 
schaft,  die  allen  andern  Dingen  fehlte.  In  dem  Eau%eschäft  aber 
musste  der  in  baarem  Geld  wirklich  bestdiende,  oder  später  in  einzel- 
nen Ausnahmsf&llen  auch  wohl  durch  Fiction  gefundene  ideelle  Preis 
seinem  Betrage  nach  ein  gerechter  sein. 

Darunter  war  zunächst  verstanden,  dass  dem  Kauf  jede  Beimi- 
schung von  Wucher,  zu  dem  er  leicht  hinneigte,  benommen  werden 
sollte.  Es  wurde  oben  schon  angedeutet,  dasd  der  Kauf  auf  Credit, 
wenn  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiebung  des  Zahlungsempfangs  theurer 
verkauft  wurde,  geradezu  dem  wucheiischen  Darlehn  gleichstehen 
musste  ^^).  Während  den  Gontrahenten  gestattet  schien,  ratione  loci, 
weil  bei  einer  Differenz  des  Ortes  der  Lagerung  und  des  Ortes  der 
Lieferung  immer  der  Gedanke  einer  Arbeit,  behuüs  Ausgleichung  jener 
Differenz^  mit  in's  Spiel  gezogen  wird,  den  Preis  herauf-  oder  herab- 
Zttdrücken,  muss  jede  Rücksicht  auf  die  Zeit  der  Lieferung  oder  Zah- 
lung bei  der  Preisbestimmung  ausser  Acht  gelassen  werden.  Von  .vorn- 
herein hatte  also  kein  Preis  Anspruch  auf  justitia,  der  mit  Rücksicht 
auf  anticipirte  oder  creditirte  Zahlung  oder  Lieferung  gestellt  wurde*®*). 

Freilich  liess  sich  die  Praxis  nicht  so  leicht  von  der  Richtigkeit 
dieser  consequenten  Folge  des  Zinsverbotes  bei  dem  Darlehn  überzeugen. 
Die  Kaufleute  wussten  öder  lernten  recht  gut,  dass  die  sofortige  Zah- 
lung mehr  werth  sei ,  als  die  creditirte  Zahlung.  Das  zeigte  z.  B.  der 
Wechseldisconto,  gleichviel  wie  man  ihn  theoretisch  rechtfertigte*®*).  Man 
kaufte  trotz   aller  Abmahnungen    der  Rechtslehrer   eine  ausstehende 


398)  So  nach  Aristoteles  Raph.  de  Turr.  disp.  1  qn.  10  nr.  26. 
389)  Baph.  de  Turr.  disp.  1  qu.  13  nr.  66.  S.  auch  die  DarsteUong  Ton  L. 
LesB.  n  c  21.  dab.  1. 

400)  S.  $  6  Note  104  ff. 

401)  Azor.  m  hb.  8  c.  8.  10.  L.  Less.  11  c.  21  mb  6  sqq. 

402)  Gerade  im  W^echselverkehr  musste  auch  die  Doctrin  anerkenneni  dass  die 
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Forderung  ^^^)  regelmässig  unter  dem  Nominalwerth  der  Schuld  ^^),  was 
unzulässig  war,  wenn  die  künftige  Zahlung  eben  so  hoch  taxirt  werden 
musste,  wie  die  augenblickliche.  Man  unterschied  sehr  wohl  zwischen 
der  Zs^ung  de  contanti  und  der  Zahlung  mit  Zielbewilligung,  oder  auch 
mit  Anticipation.  Und  diese  Auffassung  im  Yeikehrsleben  erwies  sich 
so  mächtig^  dass  die  spätere  Doctrin  nicht  umhin  konnte,  derselben 
einigermassen  nachzugeben.  Die  Päbste  selbst  waren  allmählig  genö- 
thigt,  den  Einfluss  der  Zeit,  d.  i.  der  Creditbewilligung,  anzuerkennen  *^). 
So  lässt  sich  die  Abschwächung  der  strengen  Grundsätze  auch  an  die- 
sem Puncte  noch  innerhalb  der  canonischen  Lehre  verfolgen.  Wenn 
man  übrigens  in  späteren  Darstellungen,  obwohl  sie  den  Hauptgrund- 
satz an  die  Spitze  stellen,  zum  Theil  ganz  richtige  Betrachtungen  über 
den  Einfluss  des  Creditirens  und  Anticipirens  ^®®)  entwickelt  findet,  so 
versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Rechtfertigung,  anstatt  aus  dem 
Wesai  der  Sache,  mit  scholastischer  Künstlichkeit  lediglich  in  dem  peri- 
culum  gesucht  wurde,  welches  Käufer  oder  Verkäufer  in  besonderem 
Maasse  zu  übernehmen  schien.  DasPrincip,  die  Zeit,  d.  h.  den  Credit, 
ausser  Acht  zu  lassen,  wurde  darum  nicht  aufgegeben  ^^). 

Es  erhellt  leicht,  wie  auch  jener  Satz,  demzufolge  den  Preis  bil- 
liger oder  theurer  zu  stellen,  je  nach  der  Zeit  der  Zahlung,  verboten  war, 
wieder  mit  dem  vermeintlich  stabilen  Werth  des  Geldes  zusammenhängt. 
Wäre  nicht  der   objectiv  bestimmte  Werth  des  Geldes  ein  ganz  fester, 


pecnnia  praesens  plus  valet  quam  pecuniä  fatora.  Paul.  Castr.  in  L.  85  de  solut. 
AUein  welche  Mfihen  es  machte,  diesen  Satz  zu  hegründen,  ersehe  man  aus  der 
weitläufigen  Untersuchung  bei  Scacc.  §  1  qu.  7  Par.  1  nr.  76j3qq. 

403)  Garcia  L  c.  c.  19  nr.  2;  Scacc.  §  1  qu.  1  nr.  430.  Azor.  1.  c.  c.  10 
quinto.  L  e  s  s.  L  c.  dub.  8. 

404)  Dass  es  ein  debitum  exigibile,  liquidum  sei,  wird  vorausgesetzt.  Denn  eine 
unsichere  Schuld  konnte  ratione  periculi  immerhin  unter  ihrem  Betrag  verkauft  werden. 

405)  Calixt  ÜL  und  Sixtus  ni.  erkl&rten,  dass  die  Genueser  die  paghae 
acerbae  der  Bank  S.  Gregor,  welche  sonst  20  solidi  standen,  anticipata  solutione 
um  15  solidi  verkaufen  dürften.  —  Nebenbei  sei  bemerkt,  dass  die  meisten  Frei- 
heiten des  Verkehrs  von  Genua  datiren.  Die  Genueser  waren  Kaufleute  und  Ban- 
kiers nach  einem  Zuschnitt,  dass  sie  sich  überall  am  wenigsten  um  die  canonische 
Strenge  kümmerten.  Cf.  Scacc.  $  1  qu.  7  par.  2  ampL  8  nr.  235  sqq. 

406)  Scacc  §  1  qu.  7  par.  1  nr.  80  und  seine  Citate.  Das  Discontiren  von 
Ausständen  war  unter  dem  Namen:  tagliar  la  detta  ganz  üblich. 

407)  Die  einzelnen  Streitfragen,  zu  denen  die  Doctrin  gedrängt  wurde,  voll- 
ständig aufzuzählen,  ist  nicht  noihwendig.  Eine  der  berühmtesten  war  die,  ob  nicht 
der  Verkäufer  Waaren,  quas  aUoquin  erat  servaturus  ad  tempus,  quo  plus  forent 
valiturae,  auf  Credit  thenerer  verkaufen  könne.  Wie  schwer  sie  zu  lösen  war,  er- 
hellt aus  Azor.  L  c.  c.  9. 
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erlitte  das  Geld  Wertlischwankungen,  8o  wüfiste  man  gar  nicht ,  was . 
billiger  und  thearer  für  die  Waare  wäre;  die  Preisminderung  und  Preis- 
steigerung der  Waare,  auf  die  es  ankam,  konnte  nur  scheinbar  sein, 
während  in  der  That  das  Geld,  die  Münze  im  Werth  gestiegen  oder 
gefallen.  Eine  solche  Veränderung  aber  war  ein  Ereigniss,  das  dem 
gemünzten  Geld ,  wenn  es  recht  seinen  Zweck  erfüllen  sollte,  eigentlich 
gar  nicht  passiren  durfte. 

Dass  daher  alle  Werthsch wankungen  nur  in  die  andern  Dinge  ver- 
legt wurden,  nicht  aber  das  Geld  berühren  und  ergreifen,  bildet  den 
leitenden  Gedanken  jener  Regeln ,  welche  das  rechte  Preisyerhältniss 
schützen  sollen. 

Nach  göttlichem  und  natürlichem  Recht  hatte  die  katholische  Kirche 
das  Recht  und  die  Pflicht,  in  dieser  Hinsicht  die  Rechtmässigkeit  aller 
Rechtsgeschäfte  zu  überwachen  *^^).  Die  Vorschrift  der  Bibel,  dass  Nie- 
mand seinen  Mitmenschen  übervortheilen  und  beschädigen  soU^^), 
wurde  hier  auf  demselben  Wege  zu  einer  Rechtsregel  erhoben,  wie  jenes 
Wort,  aus  dem  das  Verbot  des  Zinsdarlehns  gefolgert  wurde.  Allein 
nicht  blos  in  der  äusseren  Berufung  auf  die  positiven  Quellen,  auch  dem 
inneren  Princip  nach  schloss  sich  an  das  Zinsverbot  des  Darlehns  diese 
allgemeine  Aufrechthaltung  der  rectitudo  auf  das  Innigste  an.  Bei 
dem  Darlehn  war  nur  der  Anfang  für  die  Anwendung  des  probibiti- 
ven  Schutzes  der  canonischen  aequitas.  Dort  erklärte  das  canonische 
Gesetz  die  Entrichtung  eines  Preises  für  den  Gebrauch  des  dargeliehe- 
nen Geldes  überhaupt  für  ein  injustum.  Mit  demselben  Fug  durfte  auch 
bei  andern  Rechtsgeschäften  untersucht  werden,  ob  überhaupt  und  in 
welchem  Maasse  die  Gegenleistung  canonisch  gerecht  sei.  So  ergibt 
sich  aus  dem  einfachen  Zinsverbot  als  natürliche  Folge  der  Schutz 
der  aequalitas  dati  et  accepti  in  onmibus  commerciis^^^). 

Der  Kirche,  den  Bischöfen  und  dem  Pabste  gebührt  es,  in  allwal- 
tender Fürsorge  die  Gerechtigkeit  des  Preises*^')  in  allen  Negoüationen 


408)  J.  Andr.  in  c.  4.  VI  de  R.  J.  5,  13  nr.  12.  S.  Thom.  II,  2  qu.  77  art 
1.  Scacc§lqa.7  par.  2  ampl.  10  nr.  41. 

409)  1  Thessalon.  4,  S.  Matth.  7,  12.  S.  Thom.  n,  2  qu.  7  art.  1. 

410)  Scacc.  §  1  qu.  5  nr.  99.  —  S.  dazu  Azor.  P.  III  lib.  i  c.  11. 

411)  Diese  ist  nur  ein  Theil  der  allgemeinen  jostitia,  nämlich  die  jostitia 
oommntatiTa ,  welche  das  canonische  Becht  im  engsten  Anschloss  an  die  canoni- 
sdie  Theologie  durchweg  mittelst  der  Autoritftt  Ton  oben  henmter ,  mit  Aus- 
scUnss  jeder  Freiheit  der  Selbstbestimmung,  schätzen  will  S.  Azor.  1.  c.  c.  8 
sqq.  B.  23  L  c  lib.  II  c.  1. 
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Aber  Verkaufsg^enstände  zu  bestimmen  mid  zu  erhalten  ^^^  und  so 
wo  möglich  jede  Täuschung  und  Verletzung  in  dem  Umtausche  der  Güter 
abzuwenden ,  oder  auszugleichen.  In  zweiter  Linie  hatten  auch  die  welt- 
lichen Gewalthaber  diese  Pflicht  ^^').  Das  war  freilich  die  äusserste 
Grenze  der  Verkehrssidierheit :  absolute  Taxirung  aller  res  venales  durch 
die  öffentlidie  Gewalt.  Einzelne  Beispiele  solcher  Maassregelung  bot  zwar 
schön  das  römische  Recht,  namentlich  der  späteren  Kaiserzeit  dar.  Die 
vollständige,  principieUe  Ausschliessung  aller  Yerkehrsfreiheit  anzustre- 
ben, blieb  der  canonischen  Doctrin  vorbehalten. 

Wie  nun,  wenn  sich  der  Verkäufer  nicht  an  die  vorgeschriebene 
Taxe  band  ?  Wir  stossen  hier  zunächst  auf  eine  gesetzliche  Folge,  die 
bis  zum  heutigen  Tag  noch  äusserst  wichtig  wird. 

Das  römische  Recht  hatte  bekanntlich  dem  Verkehr  und  der  Be- 
wegung der  Preise  ursprünglich  freien  Lauf  gelassen  *'^).  Der  Preis 
konnte  willkürlich  bestimmt  werden,  wenn  nur  arglistige  Täuschung  ver- 
mieden blieb.  Eine  solche  gab  Grund  zur  Anfechtung  des  Vertrags. 
Erst  allmählig  und  zum  Zeichen  semer  ganz  exceptionellen  Stellung  in 
sehr  beschränkter  Weise  wurde  ein  weiteres  Aushülfsmittel  für  den  Fall 
getroffen,  dass  sich,  ganz  abgesehen  von  einer  nachweisbaren  Arglist,'ein6 
sogenannte  enorme  Verletzung,  eine  Verletzung  um  die  Hälfte  des 
Werthes,  darthun  liess***). 

Für  das  canonische  Recht  aber  war,  schon  um  des  Bibelwortes  wil- 
len ^^^),  eigentlich  die  volle  , Gerechtigkeit  des  Tauschverkehrs  unbe- 
dingtes Postulat.  Jede,  auch  die  kleinste  Benachtheiligung  war  an  sich 
2u  missbilligen  *^')  und,  wo  möglich,  durch  Rückerstattung  des  unchrist- 
licher Weise  zu  viel  Genommenen  wieder  gut  zu  machen  ^^*).    Dies  galt 


412)  c.  1  X.  de  emt.  et  vend.  3,  17  Gujac.  in  h.  1.  —  M&n  berief  sich 
KLCh  aaf  L.  1  Cod.  de  epiac.  andient  1,  4.  und  L.  18  dig.  de  moner.  et  honor. 
Stracch.  tract  de  mercat.  P.  I  nr.  20.     Scacc.  §  1  qn.  7  par.  1  nr.  64. 

413)  Scacc.  $  2  gl.  6  nr.  102  sqq. 

414)  L.  22  $  3  Dig.  locat  19,  2:  qaemadmodnm  m  emendo  et  Tendendo  nato^ 
raliter  concessum  est,  quod  ploris  sit,  minoris  emere,  qnod  mii^oris  sit,  pluris  ven- 
dere  et  ita  inTicem  se  circmnsciibere,  ita  in  locationibns  et  conductionibos  juris 
est;  cf.  L.  2.  6  Cod.  de  rescind.  yend.  4,  44. 

416)  Es  bedarf  wohl  kaum  der  Hinweisung,  dasa  eine  solche  Bestinunung  in 
der  BlQthezeit  des  röm.  Rechts  nicht  möglich  gewesen  wäre.  Die  Einmischung 
solcher  yermeintlichen  Schutzmaassregeln  kennzeichnet  schon  deutlich  die  Periode  des 
VerfaUs. 

416)  S.  Note  409. 

417)  An  an.  in  c.  6  X.  de  usur.  nr.  11. 

418)  Gloss.  in  c  2  C.  10  qu.  2.  S.  Thom.  qu.  77  art  1.  Abb.  Panorm.  in  c. 
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Yomebmlich,  indessen  bei  Weitem  nicht  allein,  von  dem  Eau{ge8ch&ft, 
welches  Sachen  gegen  Geld  umsetzt.  Sich  in  dem  Pr^is  gegenseitig 
verletzen,  war  hier,  was  freilich  nur  ein  Rückschluss  Ist,  um  so  mehr***) 
verboten,  als  der  Preis  in  Geld  bestand  und  das  Geld  das  sichere  Maass 
aller  Dinge  bilden  soU*^).  Die  Ungerechtigkeit  in  der  Bestimmung 
des  Preises  verletzt  gleichsam  nicht  blos  das  Privatinteresse  und  Pri- 
vatrecht des  Mitcontrahenten ,  sondern  auch  die  Wahrhaftigkeit  des 
Preises  und  die  Stetigkeit  des  Geldmaasses,  woran  das  stärkste  öffent- 
liche Interesse  besteht*^*)- 

Die  volle  Strenge  dieser  Folgerung  bezog  sich  allerdings  zunächst 
nur  auf  das  forum  conscientiae  (interius);  sie  zu  befolgen  war  mehr 
Gewissens-  oder  geistliche,  als  weltliche,  äussere  Rechtspflicht*"),  üeber 
das  Yerhältniss  dieser  Pflicht  zu  dem  forum  poU,  also  Aber  die  Anwen- 
dung als  Rechtsnorm  im  bürgerlichen  Verkehr  und  seinen  Gerichtshö- 
fen war  im  Ganzen,  wie  im  Einzelnen***),  vier  Streit  unter  den  Ge- 
lehrten*^*). Jedenfalls  war  ausgemacht,  dass  die  vollständige  Durchfüh- 
rung der  wahren  Gleichmässigkeit  hier  nicht  wohl  thunlich  sei***). 

Unmöglich  konnte  man  dort  um  jeder  Verletzung  willen  das  Ge- 
schäft der  Anfechtung  preisgeben.  Im  Ganzen  musste  man  viehnehr 
nach  wie  vor  gestatten,  dass  die  Betheiiigten  sich  übernehmen  mög^ 
wenn  nur  nicht  die  Verletzung  zu  arg  wurde  *'*).  Die  gewiesene  Grenze 
fand  man  im  Anhalt  an  die  römischen  Gesetze  darin,  dass  die  Ver- 
letzung nicht  die  Hälfte  des  wahren  Preises  übersteigen  solle.    Wäh- 


1  X.  de  emt.  nr.  2.  Covarruy.  var.  res.  11  c.  4  nr.  11:  L.  Lese.  L  c.  dub.  4 
ur.  21.    Azor.  1.  c.  c.  22.  Lud.  Molin.  disp.  349. 

419)  schon  nach  2  Mos.  25,  13. 

420)  S  c  a  c  c.  §  1  qu.  7  par.  2  ampl.  10  nr.  41  in  fine.  Es  war  gleichsam  eine 
Versündigung  gegen  den  canonischen  Begriff  der  pecunia. 

421)  deceptio  in  pretio  est  prohibita,  quia  pretium  et  pecunia  sunt  mensura 
rerum,  sagt  Scacc.  1.  c.  in  fine. 

422)  Die  Kirche  als  cultriz  justitiae  muss  unbedingt  yon  dem  Grondsatz  aas- 
gehen, jeden  excessus  justi  pretii  zu  beseitigen.     Lese.  1.  c.  nr.  21. 

423)  z.  B.  darober,  ob,  wenn  beide  Gontrahent«n  bei  dem  Geschäft  in  gutem 
Glauben  waren,. doch,  sobald  der  eine  sp&ter  erföhrt,  dass  er  den  andern  benach- 
theiligt  habe,  Ersatz  zu  leisten  ist.  Scacc.  1.  c.  nr.  53  in  fine. 

424)  J.  Andr.  in  c.  4  VI  de  R.  J.  nr.  26.  29.  Scacc  1.  c.  nr.  43  sqq. 

425)  Covarruv.  rar.  resol.  £1  c.  3  nr.  2.  Scacc.  1.  c.  nr.  41. 

426)  S.  Thom.  ü,  2  qu.  77  art.  1.  J.  Andr.  in  c.  6  X.  de  usur.  nr.  2.  Bald. 
imd  Gyn.  in  L.  2  Cod.  de  rescind.  vend.  Ausführlichsten  Bericht  über  die  ganse 
Frage  gibt  auch  Gonzal.  Teil,  in  c  3  X.  de  emt.  vend.  3,  17  nr.  4  sqq.  und 
Scacc.  1.  c.  nr.  1  sqq.  —  Dies  war  der  Gesiditspunct  der  lex  ciyilia  gegenüber 
der  strengeren  lex  canonica. 
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rend  bis  dabin  die  Vertragsschliessenden  in  den  Augen  des  bürgerlichen 
Rechts  frei  schalten  mochten,  ^ar,  sobald  auch  nur  um  einen  Pfennig 
nach  der  einen  oder  andern  Seite  die  Hälfte  des  wirklichen  Preises  ge- 
stört erschien,  das  Recht  gegeben,  den  Handel  aufzulösen  oder  Preiser- 
missigung  zu  begehren **0-  ^^  Rechtsmittel,  welches  das  römische 
Recht  und  zwar  erst  in  seiner  späteren  Periode  sehr  ausnahmsweise 
gewährt  hatte,  wurde  solchergestalt  zu  einer  allgemeinen  Regel  erho- 
ben ^^),  an  welche  das  römische  Recht  niemals  gedacht  hatte  und  deren 
sich  die  Wissenschaft  noch  nicht  wieder  hat  entledigen  können  ^^*). 

Der  Schutz  des  rechten  Preises  bis  zu  seiner  Mitte  war  das  Min- 
deste, was  die  canonische  Fürsorge  durch  Schutz  auch  in  den  bürger- 
lichen Geriditen  zu  garantiren  hatte ^'^).  Specialgesetze,  Statute,  Ge- 
wohnheiten mochten  mitunter  auch  gegen  geringere  Verletzungen  Ab- 
hülfe treffen ^^).  Lief  irgend  eine  Arglist  mit  unter,  so  war  auf  den 
Umfang  der  Verletzung  überhaupt  keine  Rücksicht  zu  nehmen.  In 
diesem  Fall  musste  auch  die  geringfügigste  Verletzung  wieder  ausge- 
glichen werden ^'^).  Und  ganz  dasselbe  galt,  so  weit  etwa  eine  wu- 
cherische Tendenz  erkannt  werden  mochte^''). 

Dies  Alles  zielte  auf  Festhalten  an  einer  objectiven  Gerechtigkeit 
des  Preises  ab.  Man  wollte  nur  den  richtigen,  wahren  Preis.  Man 
musste  dies  wollen  nach  der  einmal  eingeschlagenen  Richtung,  obgleich 
man  wahrnahm,  dass  doch  wieder  an  allen  Enden  der  Begriff  des  verum 
pretinm,  auf  den  Alles  ankam,  unter  den  Händen  entschlüpfte  ^'^a). 

Der  Gedanke  einer  solchen  festen  objectiven  Preisrichtigkeit  er- 
streckte sich  weit  über  den  Kauf  hinaus  auf  das  ganze  Verkehrsrecht. 
In  allen  Verträgen,  welche  eine  Leistung  gegen  Geld  ausbedingen,  denn 
bei  den  übrigen  fehlt  der  Maassstab,  kommen  die  Regeln  über  Verletzung 
zur  Anwendung^.    Eigentlich  konnte  man  sich  nur  für  das  Eaufge- 


427)  CovarruT.  var.  res.  n  c.  3.  Less.  11  c.  21  nr.  23. 

428)  insbesondere  war  die  Kirche  gegen  solche  enorme Yerletzongen  zu  schätzen; 
c.  11  X«  de  reb.  eccles.  alien.  3,  13. 

429)  Die  einzelnen  Zweifel,  deren  die  Rechtstheorie  von  jeher  eine  schwere  Menge 
hatte,  berühre  ich  hier  nicht. 

480)  Azon  L  c.  c.  22  qninto.    S  cacc.  1.  c.  nr.  6. 
•     431)  So  setzte  ein  Stat  nrbis  ein  DrittheU  als  die  Grenze  fest,  bis  za  der  die 
Preisbestinminng  sich  frei  bewegen  kann.    Scacc.  L  c  nr.  8.  6. 

482)  Scacc.  1.  c.  nr.  7. 

438)  Das.  nr.  23. 

433«)  8.  namentlich  Lad.  Molin.  disp.  848. 

484)  Scholastisch  aosgedrackt:  ex  jnre  canonico  omnes  contractos  sunt  bonae 
fldei.    Scacc.  L  c.  nr.  (k  8.  9.    Vgl.  §  5  Note  131. 


3S8  Endtttianii, 

» 

schfift  auf  ausdrückliche  Gesetze  berufen ,  wekbe  die  Verletzung  über 
die  Hälfte  berücksichtigten^'^).  Von  da  aus  musste  erst  die  Doctrin 
das  ihr  unentbehrlich  gewordene  Prindp  weiter  auch  auf  die  anderen 
Verträge  überführen.  Sie  that  dies.  Sie  dehnte  nicht  nur  die  Lehre 
von  der  enormen  Läsion,  sondern  überhaupt  von  der  justitia  preüi  auf 
die  anderen  Verträge  aus***). 

Dies  war  sehr  oft  höchst  schwierig.  Für  den  Wechsel-  und  Wechs- 
lerverkehr, für  die  Assecuration,  den  Rentenkauf  *'^)  und  alle  jene  Ge- 
staltungen ,  die  thatsächlich  nur  Un^ehungen  der  Wuchergesetze  wa- 
ren, liess  sich  der  feste  Begriff  der  justitia  pretii  nur  mit  der  grfissten 
Mühe  gewinnen.  Allein  gewonnen  werden  musste  dieser  Begriff.  Ob 
der  Vertrag  in  diesem  Sinn  gerecht  sei,  war  die  erste  Fn^e,  wddie 
die  Theorie  an  jeden  Vertrag  zu  stellen  hatte.  Die  Aequalitat  der 
Leistungen  ist  grösstentheils  mit  der  Abwesenheit  eines  Wucbervortheils 
identisch.  Dieselbe  in  jedem  Vertrag  zu  erkennen  und  nachzuweisen, 
wenn  er  anders  unter  die  legitimen  Vertragsgattungen  aufgenommen 
werden  sollte,  war  der  hauptsächlichste  Beruf  der  Wissenschaft. 

So  wurde  in  der  That  der  gesammte  Güterverk^r  einer  Ueber- 
wachung  in  der  Weise  unterworfen,  dass  überall  zu  prüfen  war,  ob  auch 
Leistung  und  Gegenleistung  in  dem  richtigen  Verhältniss  der  canoni- 
schen Gerechtigkeit  zu  einander  stehen.  Das  Bedürfhiss  der  letztern 
war  maassgebend  für  die  gesammte  Lehre  von  den  Verträgen,  ein  Punct, 
dessen  Folgen  für  die  Gestaltung  der  juristischen  Doctrin^  so  ausseror- 
dentlich wichtig  sie  auch  sind,  die  Bechtslebrer  bis  jetzt  so  gut,  wie 
gar  nicht  gewürdigt  haben. 

Die  vollständige  Durchführung  der  canonischen  Preisriclitigkeit 
würde,  wäre  sie  überhaupt  möglich  gewesen,  volkswirthschaftlich  die 
grossartigste  Polizei  der  kirchlichen  Dogmatik  über  den  gesammten  Ver- 
kehr hin  erstreckt  haben.  Nur  innerhalb  der  von  der  Kirche  zu  hand- 
habenden justitia,  nur  in  den  vor  ihr  approbirten  Grenzen  sollte  sich 
von  Rechtswegen  der  Verkehr  bewegen. 


435)  c.  3.  6.  X.  de  emt  Tend.  3,  17  und  GonzaL  TelL  in  h.  L  Zur  Kritik 
der  ersteren  SteUe  s.  6.,  Cujac  in  L.  3  dt  —  Die  canonistische  Lehre  ist  sehr 
ausfohrlich  zu  finden  bei  Ant  GabrieL  Koduul  conclus«  lib.  lü  tit.  de  emt. 
concL  1. 

436)  S.  z.  B.  über  die  locatio  conductio  BartoL  in  L.  si  merces  §  Tis  aujor 
Dig.  de  locat  nr.  3.  Azor.  HE  c.  8  c  4  quarto;  auf  die  Emphyteuse  s.  Lud. 
Molin.  disp.  |f2  nr.  3  sqq. 

437)  z.  B.  LesB.  n  c.  22  dub.  14.  Von  dem  Preis  des  Geldes  und  des  Wech- 
sels war  oben  schon  die  Bede. 
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Was  irar  aber  nun  das  Merkmal  des  richtigen  Preises,  an  dem  sich 
die  Gerechtigkeit  des  Vertrags  erkennen  liess? 

Es  genügte  noch  nicht,  dass  dem  Geld  sein  fester  gesetzlicher  Werth 
aufgeprägt  war,  man  mnsste  doch  auch  wissen,  wieviel  Geld  zu  dem 
rechten  Preis  gehöre.  Natürlich  strebte  man  auch  von  dieser  Seite  her 
nach  einer  stetigen,  festen  Quantitätsbestimmung  des  Preises.  Der  Preis 
sollte  eigentlich  stets  in  dem  untrüglichen,  wahren  Werth  derWaaren 
bestehen.  Allein  Schwankungen  waren,  wie  man  einsah,  unvermeid^ 
Uch.  Schon  die  grössere  oder  geringere  Aufwendung  von  industria, 
Arbeit  und  Kosten  konnte  den  Preis  steigern  oder  drucken  ^'').  Es  gab 
immer  anstatt  eines  absoluten  Preises  einen  gewissen  Baum,  innerhalb 
dessen  Linien  sich  die  Pi^eisbestimmung  bewegte. 

Der  feste ,  absolute  Preis  blieb  darum  gleichwohl  das  erwünschte 
Zid.  Am  besten  war  es  mithin,  wenn  der  Preis  aller  Dinge,  wie  der 
Werth  des  Geldes  gesetzlich  genau  fixirt  wurde.  Deshalb  sollte  eben, 
vne  den  Münzen  ihr  valor  legalis ,  so  auch  allen  verkäuflichen  Waaren 
ihr  pretium  legale,  ihr  Werth  in  Geld  ausgedrückt,  wo  möglich  officiel! 
bestimmt  werden.  Mit  Nothwendigkeit  fahrte  jener  Gedanke,^welcher 
den  valor  impositus  monetarum  schuf,  zu  dem  Begriff  eines  gesetzlichen 
oder  taxirten  Preises  aller  Waaren. 

Daher  denn  überall  Taxen.  Die  Ertheilung  derselben  erschien,  wie 
oben  bereits  angedeutet  *3^) ,  hauptsächlich  als  Amt  der  Bischöfe  ^^), 
beziehungsweise  des  Pabstes.  Die  Kirche  hatte  also  die  Macht,  den 
Dingen  ihren  rechten  Preis  zu  setzen.  Hülfsweise  fiel  auch  dem  welt- 
lichen Herrscher  die  Aufgabe  zu,  rebus  venalibus  imponere  pre- 
tium^. Dies  galt  namentlich,  wie  wir  schon  sahen,  von  demGelde, 
sofern  es  als  Waare  verkauft  werden  sollte^*')*  ^^  di^  höchste  Ge- 
walt, vermochte  auch  die  Stadtobrigkeit,  in  gewissen  Fällen  selbst  der 
Ausschuss  der  Kaufleute  ^^).  Immer  aber  musste  es  eine  öfifentliche 
Tarifirung  sein,  damit  der  Privatverkehr  nicht  Excesse  begehe. 

488)  Gonz.  TelL  in  c  6  X.  L.  1.  8,  17  nr.  4. 

488a)  S.  Note  411. 

439  Man  berief  sich  auf  L.  18  §  7  de  mui.  et  honor.  60,  4;  L.  1  Cod.  dd 
episcop.  andient  1,  4;  c  1.  2  X.  de  emt  et  yend.  8,  17.  Bald,  in  L.  1  Cod.  di 
Stracch.  tract  de  mercat.  I  nr.  2a  Lud.  Molin.  disp.  864. 

440)  Nach  L.  1  §  alt  de  oft  praef.  nr.  6.  Sot  VI  qo.  2  art  8.  Scacc.  $  2 
gl  8  nr.  104. 

441)  S.  oben  §  8  Note  878. 

442)  Namentiich  hatte  dieser  d^n  Preis  der  Wechsel  (scutns  marcarum)  2u  be- 
atimmen.  S.  oben  |  6  Note  190.  —  S.  aber  die  Competenz  rar  Taxirung  auch 
Azor.  III  üb.  8  c.  22.  Less.  II  c.  21  dub.  2. 


360  Endemaan, 

Die  gesetzliche  Taxe  war  jeden&Us  der  heilsaioste  Sdiutz  wider 
die  auf  Täuschung  und  Benachtheiligung  der  Mitmenschen  gerichteten 
sündlichen  Bestrebungen  der  Habsucht.  In  dem  strengen  Taxwesen  fand 
die  justitia  ihre  wahre  Grundlage.  Wo  gesäsliche  Taxe  war,  diente 
sie  nicht  blos  dazu,  die  Hälfte  zu  messen,  bis  zu  weldi^  eine  willkflr- 
liche  Bestimmung ^^a)  statthaft  gewesen  wäre,  sie  war  der  von  der 
höheren  Autorität  gefundene  absolute  Preis.  Wo  eine  gesetzliche  Taxe 
bestand,  war  jede,  auch  die  kleinste  Abweichung  rechtswidrig.  IXe  un- 
bedeutende Uebei^chreitung  konnte  yieUeicht  Nachsicht  erlangen;  an 
sich  blieb  sie  gerade  so  ungerechtfertigt,  wie  die  grösste^'). 

Fehlte  es  an  einer  ausdrücklichen  und  sogar,  wodurch  jene  sonst 
ersetzt  werden  konnte ,  an  einer  gewohnheitsreditlichen  Taxe ,  dann 
musste  das  justum  pretium  nach  gewissen  allgemeinen  Grundsätzen  ge- 
sucht werden. .  Im  Ganzen  sollte  derjenige  Verkaufiswerth  zu  Grunde 
gelegt  werden,  den  ein  emtor  sciens,  intelligens,  non  egens^,  ex  communi 
hominum  aestimatione  ^^)  geben  würde.  So  wenigstens  bei  bewachen 
Sachen.  Denn  bei  unbeweglichen,  Grundstücken  sowohl,  als  den  sogeannten 
Quasiimmobilien ,  gestaltete  sich  die  Sache  so  schwierig,  dass  die  Juristen 
eigentlich  auf  eine  bestimmte  Theorie  des  wahren  Preises  verzichteten. 

Aber  auch  bei  beweglichen  Dingen  blieb,  wenn  der  Preis  nach  all- 
gemeinen Kriterien  zu  erkennen  war,  immerhin  einiger  Spielraum.  Das 
sah  man  von  jeher  ein  ^^^).  Man  musste,  da  sich  genaue  Grenzen  nicht 
ziehen  Hessen ,  immer  das  Meiste  dem  Gewissen  der  Betheiligten  über- 
lassen. Um  der  scholastischen  Neigung  zu  genügen,  nahm  man  drei 
Linien  des  Preises,  nämlich  einen  h(kdisten,  mittleren  und  niedrigsten  Preis 
an.  Zwischen  dem  höchsten  und  dem  niedrigsten  konnte  sich  besten  Falls 
der  Verkehr  frei  bew^en**^).  Die  ächte  Aequalität  aber  war  die  mittlere ; 

442  a)  die,  wenn  de  auch  einen  Gontrahenten  verletzte,  rOmisch- rechtlich  nur 
eine  verzeihliche  laesio  non  enormis  gewesen  wäre. 

443)  Sot  L  c.  Scacc  $  1  qo.  7  par.  2  ampL  10  nr.  56. 

444)  Scacc.  L  c. 

445)  Covarruv.  n  c.  8  nr.  4  und  Azor.  L  c.  lib.  8  c.  21:  constitnitiir  ive- 
tium  primo  pro  varietate  rei  natoralis,  sed  prout  res  hnmanis  commodis  et  asiboB 
condudt,  nam  si  natura  rei  aestimaretur  solum,  plus  valeret  eqnus  quam  genuna,  et 
plus  homo  quam  equus  (also  muss  erst  dargethan  werden,  dass  der  Gebrauch s- 
werth  nicht  entscheidet!);  secundo  pretium  justum  non  semper  aestimatur  ex  utili- 
tate  rei;  nam  res  alioquin  minus  utiles  plus  valent  aliquando;  tertio  pretia  consi- 
derantur  ex  communi  omnium  aestimatione,  et  ideo  pro  varietate  locorum,  temporom, 
populorum  augentur  vel  minuuntur. 

446)  8.  Thom.  n,  2  qu.  77  art  1.  Less.  n  c  21  dub.  2  nr.  10  sqq. 

447)  Sot  XY  qu.  2.  Covarruv.  L  c.  nr.  1.  Scacc.  L  c  nr.  101.  Lad. 
Molin.  disp.  347. 
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oonstitaitur  per  medium  realem  ^^*).  Imierhalb  der  äossersten  Linien 
der  Preisbestimmung,  welche  immerhin  einigen  Spielraum  (quandam  la- 
ütudinem)  umschlieflsai,  war  den  Contrahenten  das  g^enseitige  lieber- 
nehmen  nachgesehen.  Hier  macht  erst  die  Verletzung  über  die  Hälfte 
den  Vertrag  anfechtbar.  Bis  dahin  konnte  Angebot  und  Nachfrage,  ja 
in  gewissem  Sinn  selbst  der  Aufschub  der  Leistung  berücksichtigt 
werden^.  Bis  dahin  ist  das  Warten,  die  Benutzung  der  Gonjuncturen, 
wenigstens  nicht  gerade  Sünde  ^. 

Nichtsdestoweniger  ist  es  begreiflich,  dass  man  sich  bemühte,  auch 
in  dieser  Richtung  dem  Preis  einen  möglichst  objectiven  Charakter  zu 
geben.  Das  lag  einmal  im  Wesen  der  canonischen  Wissenschaft.  Regeln, 
objectiy  -  abstracto  Sätze  musste  sie  haben.  Nichts  war  ihr  unheimli- 
cher als  die  freie  Bewegung,  die  Selbstbestimmung  des  Verkehrs,  in 
der  man  bei  dem  Misstrauen  gegen  die  menschliche  Natur  und  der 
Furcht  Yor  dem  Egoismus  der  Habsucht  nur  Unsicherheit  und  Betrug 
erblickte.^  Die  Momente,  nach  denen  sich  die  Preisbestimmung  richten 
soll,  sind  im  Wesentlichen  dieselben,  nach  welchen  auch  die  Obrigkeit 
bei  ihren  Taxordnungen  zu  Werke  gehen  soll. 

Man  soll  zuerst  die  bonitas  (intrinseca)  rei  berücksichtigen,  sodann 
die  Aufwendungen  an  Kosten  und  Arbeit,  die  der  Verkäufer  hat  machen 
müssen  ^^).  Dagegen  soll  der  Nutzen  oder  Gebrauchswerth ,  den  die 
Sache  für  den  Käufer  haben  würde,  durchaus  unyeranschlagt  bleiben^^*). 
Der  Verkäufer  darf  den  Preis  nur  nach  dem  Sachwerth  oder  dem  ge- 
meinen Nutzen  (communis  utilitas),  nicht  nach  der  Person  des  Käufers, 
nicht  nach  der  personalis  utilitas,  berechnen.  Ebensowenig  darf  umge- 
kehrt der  Käufer  von  den  persönlichen  Verhältnissen  des  Verkäufers 
bei  seinem  Gebot  sich  leiten  lassen;  obwohl  manche  Juristen  wenigstens 
nicht  gerade  yerboten  wissen  wollten,  dass  der  Käufer  oder  Verkäufer 
um  solcher  Rücksichten  willen  frei¥rillig,  schenkweise  Etwas  am  Preise 
zulegen  oder  abziehen  möchten**'). 


448)  a  Thom.  n,  2  qu.  66  ari  2. 

449)  CoTarruT.  L  c.  nr.  2. 

460)  a  Thom.  n,  2  qo.  77  art  1.  Lud.  MoL  disp.  864. 

461)  Dahin  gehört  wieder  besonden  der  Transport  Scacc.  L  c.  mr.  80;  aach 
soUidtodo  in  eonsemuida  re.  Scacc  §  1  qa.  1  mr.  488. 

462)  So  nach  S.  Thom.  Sot  VI  qo.  8  ari  1.  Scacc  L  c 

468)  Scacc  L  c  nr.  61.  82.  ->  Nothwendig  knapfen  sich  an  solche  Prohibi- 
ÜTBätse  eme  Menge  ron  Aasnahmen  and  Streitfragen,  kh  rerweise  dieteihalb 
auf  Lese.  IL  c.  21  u.  Azor.  L  c  III  Üb.  8. 


Sft  Badcmanii, 

Dem  Satz,  dass  die  persönlichen  Yerhiltniase  ausser  Acht  bleiben 
müssen,  brauchte  man  nothwendig,  um  sich  im  Einklang  mit  dem  Christ^ 
liehen  Gebot  zu  halten^  welches  die  Noth  der  Mitmenschei  zu  eigenem 
Vortheil  auszubeuten  untersagte.  Daran  ermnerte  auch  das  Gtesetz  aua- 
drüdilich^.  Die  Nothlage,  sei  sie  nun  eine  allgemeine,  oder  eine  in* 
dividuelle,  zu  Preissteigerungen  oder  Minderungen  zu  brauchen,  war 
durchaus  rechtswidrig^. 

Dagegen  wurde  neben  der  Gefahr^,  wdche  wir  bereits  mehrfacfi 
als  gerechte  Ursache  einer  Ver^^ütung  betrachtet  sahen  ^^^),  dem  grösse- 
ren oder  geringeren  Begehr  der  Waareu  innerhalb  des  zulässiges 
höchsten  und  niedrigsten  Preises,  wenn  auch  nur  ein  sehr  unter- 
geordneter, Einfluss  eingeräumt;  wenigstens  von  den  späteren  Schrift-- 
stellern. 

Man  erwog,  ob  eine  Menge,  eine  geringe  Anzahl  oder  gar  keine 
Kaufliebhaber  da  waren  ^^).  Wenn  der  Verkäufer  den  Absatz  suchen 
musste,  wurden  die  Waaren  gerechter  Weise  um  ein  Dritttheil  billiger^« 
Diese  Berücksichtigung  der  Frequenz  des  Marktes  stand  in  Zusammen* 
hang  mit  der  ratio  loci,  mit  den  Verhältnissen  des  Verkaufisplatzes  und 
seinen  Beziehungen  zu  andern  Märkten.  Der  Ortsdifferenz  wurde  ja 
überall  Rechnung  getragen**^),  während  sonst  der  grössere  oder  ge- 
ringere Vorrath  an  Waaren  nicht  benutzt  werden  durfte,  um  seine  Mit- 
menschen zu  drucken. 

Dagegen  musste  es  nach  dem  Obigen  durchaus  gleichgültig  erschei- 
nen, ob  gegen  baar  oder  auf  Credit  gekauft  wurde.  Die  Zeit  hatte 
keinen  Werth,  wie  man  sagte.  Zu  dem  hätte  man  die  unendlichste 
Preissteigerung  gefürchtet,  wenn  Jeder  auf  Ziel  kaufen  und  so  die  Nach- 
frage ausserordentlich  vermehrt  werden  würde  ^^^).     Auch  aus  dieser 


464)  c.  1  X  h.  L  3,  17.  Damach  soU  den  transeontibiig  nicht  theniisr  yer- 
kauft  werden,  als  •  auf  öffentlichem  Markt.  Aehnliches  sagten  Verordnungen  dea 
Codex  Theodos.;  cf.  Cujac.  ad  c.  1  X.  cit 

456)  Scacc.  §  1  qu.  7  par.  8  limit  6  nr.  8. 

456)  S  cacc.  1.  c  nr.  68  i.  f. 

457)  S.  oben  §  6  a.  E. 

468)  CoTarruY.  n  c.  8  nr.  5.  Navarr.  in  c.  19  X.  de  mar.  nr.  51.  Scacc. 
§  1  qu.  5  nr.  65. 

459)  Scacc.  §  1  qu.  7  par.  2  ampL  6  nr.  8. 

460)  Scacc.  $  1  qu.  7  par.  1  nr.  48;  in  dem  Gedanken  an  die  dadnreh  be« 
dingte  transportatio. 

461)  8  cacc.  L  c  nr.  75  in  fine.  —  Eine  weitere  Folge  musste  dann  sein, 
dass  man  emstUcfa  daran  zweifelte,  ob  ein  Vertrag  auf  fortdauernde  Lieferung  zu 
einem  bestimmten  Preis  statthaft  sei.    Man  rergl.  s.  B.  Lud.  Mol  in.  dlsp.  504. 


Die  ntlionalökonomischen  GranJbltM  jler   canMÜstiichcn  Lehre.      363 

praktiaehen  NatzKchkeiteraGksicht  konnte  man  die  Eauilsesch&fite  ohne 
Credit  als  die  einzig  empfehlenswerthen  ansehen. 

Es  erhellt  hieraus,  dass  zwar  die  Goncurrenz,  Angebot  und  Nach- 
frage bei  der  Untersuchung  dessen,  was  der  Preis  sein  soll,  nicht  ganz 
flbei^angen  wurden,  dass  aber  das  naturgemässe  Verhältniss  dieser  Dinge 
durch  die  scholastische  Methode  und  die  Grundprincipien  der  Wucher- 
gesetze unterdrückt  wird.  Ueber  die  Bildung  des  Verkaufspreises  nach 
den  Productionskosten,  der  Gefahr  u.  dgl.  fehlt  es  an  näheren  Andeu- 
tungen. Der  vage  Begriff  der  bonitas  intrinseca  musste  fär  das  Meiste 
ausreidien. 

Alles ,  was  das  rechte  Preismaass  absichtlich  stört,  rouss  als  Sünde 
und  Verbrechen  gelten.  Die  objective  Gerechtigkeit  des  Preises  war  die 
nothwendige  Richtschnur  des  Lebens.  Sie  musste  namentlich  bei  dem 
Verkauf  solcher  Sachen,  welche  für  den  täglichen  Lebensunterhalt,  für 
Nahrung  und  Kleidung,  dienen,  beobachtet  werden. 

Bei  diesen  Sachen  der  Vertheuerung  vorzubeugen,  ist  vom  aller- 
grössten,  allgemeinsten  Interesse  *•*).  Sie  waren  es  daher  in  erster 
Linie,  welche  einer  gesetzlichen  oder  obrigkeitlichen  Taxe  zu  unter- 
werfen waren.  Der  Kreis  dieser  Gegenstände  war  aber  von  Haus  aus 
kein  geschlossener.  Was  zum  täglichen  Lebensunterhalt  ausser  den  Le- 
bensmitteln gehörte,  Hess  sich  nicht  in's  Allgemeine  sagen.  Kleidung, 
Wirthschaft  und  Herbergen  für  die  Reisenden ,  Wohnungen***)  waren 
ebenso  nothwendig  und  daher  zu  taxiren. 

Darin  lag  zunächst  der  Schutz  gegen  Theueiimg.  Aber  nicht  allein. 
Denn  es  war  überhaupt,  auch  abgesehen  von  aller  Taxe,  schon  unge- 
rechtfertigt, wenn  Jemand  nothwendige  Lebensbedürfnisse  nicht  zum  ei- 
genen Bedarf,  sondern  um  sie  aufzubewahren  und  dann  möglichst  theuer 
zu  verkaufen,  zusammenkaufte***).  Besonders  sündhaft  war  die  Specu- 
lation  auf  die  Ernte  *••).    Solche  Handlung  war  ein  Act  unchristlicher 


462)  Gonzal.  TelL  in  c.  1  X.  de  emt.  3,  17,  nr.  8.  Scacc.  $  1  qu.  7  par. 
2  ampL  10  nr.  58.  —  Am  wichtigsten  erschien  von  jeher  der  Frachihandel|  f&r 
dessen  genaue  Controle  man  sich  aof  romische  Gesetze:  tit  dig.  de  lege  JoL  de 
annon.  48, 12;  L.  6  de  estraord.  crim.  47,  11  m.  a.,  beziehen  konnte. 

463)  üeber  pensiones  domi  s.  Stracch.  IV  nr.  61.  52. 

464)  c.  9  €.  14  qo.  4  qnicunqne  tempore  messis  Tel  viodemiae  non  necessitate, 
sed  propter  cnpiditatem  comparat  annonam  vel  vinum  dnobus  denarüs,  et  servat 
dnm  Tendatnr  denarüs  quatnor,  hoc  tuipe  lacmm  didmos;  s.  auch  c,  4  ibid.  und 
c.  12  dist.  88. 

465)  c.  9  eit 
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Habsudit  und  im  Grunde  ebenso  wucherisch,  wie  das  Darleihen  von 
Geld  um  Zins.  Um  das  Kaufen  von  Früchten  u.  dgl.  Aber  das  eigene 
BedOrfhiss  hinaus  billigen  zu  können,  musste  ersichtlich  sein,  dass  es 
in  der  löblichen  Absicht  geschehen ,  für  die  Zeit  des  Hungers  zu  sor- 
gen, sich  selbst  und  Andere,  denen  man  davon  verkaufen  mag,  vor  Noth 
zu  schützen^,  oder  davon  sonst  Gebrauch  zu  frommen  Werken  zu 
machen. 

Die  Aufkäufer  verstiessen  einmal  gegen  das  Gemeinwohl,  indem  sie 
durch  den  Aufkauf  den  Preis  steigerten  und  tiiaten  femer  zweitens  Un- 
recht, indem  sie  theurer  verkauften.  Und  wenn  auch  später  die  strengere 
Auflassung  sich  insofern  milderte,  als  man  darin  nicht  mehr  einen  Grund 
zur  Verbindlichkeit  des  Ersatzes  sah^^),  so  war  doch  umgekehrt  un* 
bezweifelt,  dass  das  öffentliche  Wohl  gelegentlich  auch  noch  schärfere 
Massregeln  rechtfertigte.  Von  dem  canonischen  Standpunct  aus  war 
das  directe  Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalt  in  den  Verkehr  durch 
Verbote  oder  Gebote  durchaus  legal  und  nützlich.    Davon  ein  Beispiel. 

An  sich  war  es  freier  Wille,  zu  verkaufen  oder  nicht.  Allein  wer 
einmal  Verkäufer  ist,  kann  auch  allenfalls  gezwungen  werden,  um  den 
wahren  Preis  zu  verkaufen.  So  namentlich  bei  Lebensmitteln^,  und 
besonders  in  Zeiten  der  Theuerung  und  Noth^.  Aehnlich  konnte  von 
Amts  wegen  dafür  gesorgt  werden,  dass  den  Ileisenden  und  Fremden 
Gelegenheit  werde,  das  Nothwendige  zu  kaufen  ^^®).  Ja,  selbst  die  Reihen- 
folge der  Käufer  war  insofern  zu  berücksichtigen,  als  in  Nothzeiten  erst 
an  die  Stadtangehörigen,  dann  an  andere  Landsleute  und  darnach  erst 
an  Auswärtige  verkauft  werden  durfte  ^'^).  Daran  schloss  sich  eine  ganze 
Beihe  von  andern  Vorkaufeberechtigungen  für  andere  Fälle. 

Es  erscheint  nicht  nothwendig,  Einzelheiten  zu  häufen.  Das  Ange- 
führte wird  genügen,  um  daran  zu  erkennen,  wie  durch  diese  Fürsorge 
der  ganze  Verkehr  unter  Aufsicht  gestellt  wurde.  Die  Obrigkeit  hatte 
gleichsam  ein  Recht  auf  die  Beobachtung  des  wahren  Preises,  das  kein 
Einzelner  verletzen  durfte  *'*).    Von  diesem  Gedanken  aus  suchte  man 


466)  ZabarelL  in  dem.  nn.  de  asnr.  vers.  14. 

467)  L.  LeBB.  II,  c  21  dab.  21  nr.  150.  151. 

468)  Geyarrjar.  m  c.  14  nr.  1.  Lud.  MoL  disp.  841. 

469)  Bartol.  in  L.  1  Cod.  de  episcop.  and.  —  Umgekehrt  kann  anch  ver- 
ordnet werden,  dass  Niemand  mehr,  als  znm  eigenen  Bedarf,  kaoft.  Stracch. 
1.  c  nr.  35.  86. 

470)  GonzaL  Teil  in  c  1  X«  de  emt.  8,  17. 

471)  Govarr.  1.  c.  nr.  6. 

472)  L.  Less.  1.  c. 
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Alles  zu  überwachen,  keineswegs  nach  leitenden  Principien,  sondern 
nach  der  der  Wissenschaft  und  Gesetzgebung  allein  zu  Gebote  stehen* 
den  scholastischen  Unterseheidungskunst.  Nur  das  Eine  kann  man  als 
Grundsatz  entnehmen,  dass  die  grösste  Besorgniss  vor  Yertheuerung 
der  Waaren  herrschte  und  dass  die  öffentliche  Macht  die  Pflicht  hatte, 
der  Yertheuerung  wenigstens  derjenigen  Dinge,  die  man  noihwendige 
nannte,  auf  jede  Weise  vorzubeugen.  Das  einzige  Mittel  aber ,  das  sich 
dazu  darbot,  war  die  Zwangsvorschrift 

Darum  war  nicht  blos  das  Aufkaufen  aus  Speculation,  sondern  auch 
jederlei  sonstige  Veranstaltung  verboten,  welche  auf  den  Versuch,  den 
Markt  zu  beherrschen,  hinausliefen.  Zurückhalten  der  Waaren,  Verab- 
redungen, Associationen  zu  diesem  Zweck  erschienen  rechtswidrig.  Jede 
Stauung  des  sog.  wahren  Preises  durch  solche  Veranstaltungen  fiel  unter 
den  Begriff  des  Monopols,  welches  die  canonische  Theorie,  wo  sie  nur 
konnte,  mit  Verdammung  verfolgte. 

Zwar  hat  das  canonische  Gesetz  keine  hierüber  ausdrücklich  ver- 
fügende Regel;  aber  man  stützte  sich  auf  eine  dem  canonischen  Geist 
vollkommen  entsprechende  Norm  des  römischen  Rechts  ^^').  Die  Sorge 
für  das  öffentliche  Wohl  litt  es  nicht,  dass  absichtliche  Preisstörungen 
geduldet  wurden.  Was  irgend  monopolartig  ist,  war  daher  verboten, 
ungültig  ^^^)  und  strafbar.  Selbst  die  Verabredungen  der  Handwerker, 
nicht  blos  der  Kaufleute,  mussten  sich  davor  hüten  ^^^).  Und  nicht  blos 
in  Bezug  auf  Lebensmittel  und  die  sonstigen  allerersten  Lebensbedürf- 
nisse^^^) war  das  Monopol,  die  quasi  penes  unum  venditio  ^^^),  zu  un- 
terdrücken, sondern  ebenso  auch  im  Wechsel-,  Geld-  und  sonstigen 
Verkehr  ^^^).  Eine  Bulle  Pius'  V.  bestätigte  diese  Ansicht  ausdrücklich. 

Monopol  zu  machen  war  ebenso  sehr,  wie  den  Verkäufern,  auch 
den  Käufern,  z.  B.  wenn  sich  diese  vor  Ankunft  eines  Schiffes  hätten 
über  die  den  einlaufenden  Waaren  gegenüber  einzunehmende  Stellung 
verabreden  wollen,  versagt.  Nur  aus  Nothwehr  konnten  allenfalls  die 
einen  zum  Monopolmachen  greifen,  wenn  die  lodern  durch  Monopol- 


473)  L.  1  Cod.  de  monop.  4,  69. 

474)  Omne,  quod  monopolium  sapit  Bald,  in  L.  1  Cod.  cit.  nr.  1.  Stracch. 
quomodo  Sit  proced.  int.  mercat.  Par.  1  nr.  17.  Azor.  III  lib.  8  c.  28. 

476)  Bald.  1.  c.  nr.  2. 

476)  Raph.  de  Turr.  I,  27  nr.  21. 

477)  Gloss.  ad  L.  un.  Cod.  cit.  Mich.  Salon,  ad  S.  Thom.  II,  2  qu.  78  tit. 
de  bis  qui  monop.  exercent 

478)  Scacc.  $  1  qa.  7  par.  3.  limit.  10.  Raph.  de  Turr.  L  c.  nr.  18  sqq. 
und  disp.  27  nr.  3.  6. 
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exerdren  sie  dazu  trieben  ^^^ ,  oder  als  Waffe  gegen  einen  Feind,  dem 
man  mit  dem  Monopol  Schaden  zufügen  will**^). 

Dieses  Verbot  hinderte  aber  durchaus  nicht,  dass  unter  der  Auto- 
rität des  Forsten  oder  der  Republik  ein  Monopol  ausgefibt  werden  konnte. 
Auetoritate  publica  s.  legali  omne  monopolii  vitiam  toUitur;  das  wie- 
derholte man  noch  in  späterer  Zeit^').  Zweifellos  konnte  die  höchste 
Gewalt  ein  ausschliessliches  Handelsprivileg  ertheilen,  wobei  freilich  an 
sich  vorbehalten  sein  sollte,  dass  dadurch  nicht  Mangel  oder  Theuemng 
entstehen  dürfe**').  Der  Yertheuerung  konnte  man  ja  durch  Taxation 
immer  vorbeugen.  Zunächst,  dachte  man  überhaupt  vornehmlich  an 
Luxuswaaren ,  oder  solche  Waaren ,  die  das  Land  nicht  selbst  produ- 
cirte.  Von  dem  Monopol  oder  Privfl^  versprach  man  sich  gerade  als 
Yortheil  den  Anreiz,  solche  Waaren  herbeizuschaffen.  Allein  es  ist  be- 
kannt, wie  trotz  der  Vorschrift,  dass  nur  aus  gerechtem  Grunde  Pri- 
vilegien dieser  Art  verliehen  werden  sollten ,  ^  mit  dem  Monopolisiren 
verfahren  wurde. 

Man  verleugnete  in  der  That  hierbei  sehr  oft  die  urq)rünglichen 
Grundsätze,  indem  man  um  des  eigenen  Vortheils  willen  und  gestützt 
auf  den  alles  Mögliche  erlaubenden  Begriff  der  publica  utilitas  Beschrän- 
kungen der  Verkehrsfreiheit  einsetzte,  welche  den  Gonsumenten  sehr 
nachtheilig  sein  mussten. 

Nach  der  wahren  canonischen  Auffassung  sollte  doch  jeder  Trieb 
nach  Gewinn  für  schnöde,  unchristliche  Habsucht  gelten.  Der  Vortheil 
des  Verkäufers  war  meistens  der  Schade  des  Käufers.  Daher  musste  der 
Sdiutz,  den  man  den  Bedürftigen  schuldig  war ,  im  Verkehr  sich  zuerst 
den  Käufern  zuwenden.  Denn  diese,  die  Gonsumenten,  sind  die  Bedürf- 
tigen. An  einen  Nothstand  der  Producenten  oder  Verkäufer  wird  sel- 
ten gedacht.  Sie  hätten  ja  streng  nach  christlicher  Pflicht  genommen 
umsonst  dahingehen  sollen.  Und  da  dies  nicht  mehr  in  der  Welt  sein 
kann,  so  muss  wenigstens  das  Möglichste  geschehen,  um  den  Käufern 
beizustehen,    dagegen  die  Verkäufer  kurz  zu  halten. 

Das  canonische  Princip  drückt  also  im  Ganzen  auf  den  Absatz 
und  die  Production,  um  dadurch  den  Abnehmern  wohl  zu  thun;  eine 
Meinung,  die  in  der  heutigen  Bechtstheorie  noch  gar  mannigfach  wieder- 
klingt ,  so  ungerechtfertigt  sie  auch  erscheinen  muss.  — 

479)  Sot.  VI  qu.  3  not.  3.  Lud.  Molin.  disp.  345. 

480)  s.  B.  Gaelfi  contra  Gibellinos,  wie  die  Schriftsteller  erw&hnen. 

481)  z.  B.  CarpzoT.  decis.  I,  4  nr.  7.  —    Scacc.  1.  c.  nr.  16  erw&hnt  als 
erstes  Beispiel  das  Bachh&ndlerpriTÜeg. 

482)  Azor.  l  c 
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Fassen  wir  die  in  diesem  Abschnitt  gesammelten  Beobachtungen 
zusammen,  so  wird  hoffentlieh  klar  geworden  sein,  wie  der  Verkehr  den 
canonistischen  Ansichten  gegenüber  gestellt  war.  Die  Lehre  der  Cano- 
nisten  fährte  nicht  zu  äusseren  Beschränkungen.  Aber  den  Charakter 
innerer  Unfreiheit  suchte  sie  ihm  aufzudrücken.  Der  Verkehr  sollte 
sich  nur  nach  den  vorgeschriebenen  Regeln  der  canouischen  objectiven 
BechtmäSBi^eit  bew^en,  jener  justitia,  deren  Mwkmale  die  Wissen- 
schaft aus  einem  zum  Unglück  falschen  Dogma  ableitete.  Wie  weit  die 
canonische  Lehre  dem  Verkehr  wirklich  ihren  Gehorsam  unterwarf,  kann 
bier  nicht  nachgewiesen  werden*  £s  genügt  uns,  die  Meinungen  und 
Bestrebungen  der  Kirche  und  ihrer  Gelehrten  zu  verstehen.  Dass  diese 
aber  darauf  hinausliefen,  unter  dem  Gesichtspunct  der  im  Verkehr  zu 
handhabenden  Gerechtigkeit  den  gesammten  Verkehr  innerlich  unfrei 
zu  machen,  ihn  der  Regelung  nach  den  canonisch  gebilligten  Lehrsätzen 
über  wahre  Aequalität  zu  unterwerfen,  wird  Niemand  wunderbar  finden, 
der  das  eigentliche  Wesen  der  canonischen  Doctrin  in  irgend  einem 
Zweige  ihrer  Wirksamkeit  erfahren  hat.  Autorität,  Herrschaft  der  ob- 
jectiven Regel  mit  Aufhebung  aller  inneren  Selbstständigkeit  der  Ein- 
zelnen war  das  Princip,  mit  dem  sie  auch  dem  Güterverkehr  entgegen- 
trat. Der  gesammte  Verkehr  war  ihr  ein  unwürdiges,  strauchelndes, 
zur  Sünde  geneigtes  Wesen;  darum  überall  die  leitende,  abmahnende 
oder  strafende  Hand  des  auf  das  Dogma  gegründeten  Autoritätsbe- 
wusstseins. 

(Die  Fortsetzung  folgt  im  nächsten  Heft.) 


Nationalökonomische  Gesetzgebung. 

V. 

Hie  Gewerbeordniuifpeift  ffir  SacliMen  -  Gotb»  vom  ti«  HArs 
und  für  SAChsen-Altciiliiurs  vnt  ai.  HAra  IMS. 

Im  Laufe  dieses  Jahres  treten  io  Thfiriogen  drei  neu«  Geverbeordnungen 
in  Kraft,  für  Gotha,  ffir  Altenborg  und  für  das  Förstentham  Renas  jüngere 
Linie.  Von  der  letzteren  liegt  ans  der  Text  noch  nicht  Tor,  veaahalb  wir 'de 
noch  unberührt  lassen.  Dagegen  heben  wir  hier  von  den  beiden  erateren, 
welche  bekanntlich  mit  dem  im  1.  Heft  dieser  Jahrbücher  S.  87  ff.  abgedrack-« 
ten  weimarischen  Gewerbegesets  in  dem  Entwürfe  der  thüringischen  Regieninga- 
Commisaarien  ihre  gemeinschaftliche  Quelle  haben  and  daher  meist  wörtlich  über- 
einatimmen,  diejenigen  Puncto  hervor,  in  welchen  sie  von  dem  weimariachen 
Geaeti  abweichen«  In  Folge  der  in  beiden  Landern  gefoaaten  landatändiachen 
Reschlüsse  ist  die  gothaer  Gewerbeordnung,  freisinniger  ausgefallen  als  die  wei- 
marische, die  altenbnrger  dagegen  weniger  freisinnig  und  bureaukratiacher. 

Die  Gewerbeordnung  für  Gotha  vom  21.  März  1863  enthält  folgende 
Abweichungen: 

1.  sie^  gestattet  in  §.  3  jedem  dIsposUionsfähigen  Inländer  den  aelbat- 
ständigen  Gewerbebetrieb  uneingeschränkt,  während  das  weimarische  sowie  dM 
meiningische  und  daa  altenburgiKhe  Gesetz  diese  Befugniaa  ?on  der  Vollendung 
des  .24.  Lebensjahres  abhängig  macht; 

2.  dieselbe  enthält  ferner  keine  Bestimmungen  darüber,  dasa  nur  Real- 
conceasionen  für  Gasthöfe  ?om  Staataministerium  ertheilt  werden  können; 

es  bestimmt 

3.  dass  die  Entziehung  der  Presagewerbe  nur  durch  richterlichea  Urtheil 
erfolgen  darf  ($.  12),  und 

bezeichnet  diese  Gewerbe  ($.  7  Nr.  1)  überhaupt  ala  concesaionapflichtig, 
während  die  weimarische  Gewerbeordnung  (§.  82)  auf  die  Vorschriften  der 
Gesetze  ?om  23.  Juni  1857  verweist;  sie  fordert 

4.  für  die  Bauhandwerker  (§.  18)  den  Befähigunganachweia  nur  bei  der 
Ausführung  solcher  Neu-  und  Reparaturbauten,  welche  der  baupoliieilicben 
Genehmigung,  bedürfen  und  räumt  namentlich  auch  Ungeprüften  die  Auafiihrung 
nicht  mit  Feuerungsanlagen  yeraehener  landwirthschaftlicher  Baulichkeiten  ein, 
während  die  weimarische  Gewerbeordnung  (§.  18)  hinsichtlich  dieses  Punktes 
auf  die  bestehende  Specialgesetzgebung  verweist; 

5.  das  gothaiache  Gesetz  bezeichnet  auch  die  Auaubung  dea  Hufbeadilaga 
nicht,  wie  daa  weimarische,  ala  ein  Gewerbe,  wegen  deaaen  Ausübung  der  Qtta- 
llficationsnachweia  Terlangt  wird; 

6.  Die  Bestimmungen  über  die  Aufhebung  der  Verbietungsrechte  und  Ab' 
gaben  im  gothaiachen  Gesetze  (§.  42)  sind  weit  präciaer  ala  im  weimariachen 
Geaetz,  letzterea  hebt  inabeaondere  die  Abgaben  für  die  Ertheilupg  der  Erlaub- 
niaa  zum  Gewerbebetriebe  nicht  auf. 

Endlich  achreibt  daa  gothaiache  Geaetz  ausdrücklich  Tor 
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7.  du8  der  Betits  eines  Realrechtee  den  Eigenthamer  Tom  Nachweis  der 
pArednlichen  Befihignng^  snm  Gewerbebetriebe  nicht  befreie  (§.  43)»  während 
die  weimarische  Gewerbeordnung  eine  derartige  Beetimmung  nicht  Itennt 

Die  Gewerbeordnung  ?on  Altenburg  dagegen  dehnt 

1.  die  Zahl  der  conceaiionspflichiigen  Gewerbe  ($.  8)  noch  mehr  auf, 
ala  daa  weimarische  Geseti.  Kammerjäger,  Commissionire,  Gesindemftkler  und 
Auctionatoren  bedürfen  der  polizeilichen  Erlaubniss  mm  Gewerbebetriebe,  und 
zur  Fabrication  sowie  zum  Handel  mit  Spielkarten  ist  dieselbe  ebenfalls  erfor- 
derlich. Die  Regulirung  des  Abdeckerei  Wesens  soll  auf  dem  Verordnungswege 
erfolgen. 

2.  Auch  die  Zahl  der  der  örtlichen  polizeilichen  Regelung  unterliegenden 
Gewerbe  ist  in  Altenburg  grösser  als  in  Weimar,  indem  auch  das  Musikmachen 
an  öffentlichen  Orten  in  den  Städten  und  die  Errichtung  und  der  Betrieb  öffent- 
licher Bade-  und  Schwimmanstalten,  sowie  ?on  Tnrnanstalten  für  Erwachsene 
(§.  13)  Ton  dem  Willen  der  Orlsobrigkeiten  abhängig  gemacht  worden  ist. 

3.  Der  §.  24  der  altenburgischen  Gewerbeordnung  „Von  dem  Verluste  des 
Rechts  zum  Gewerbebetrieb,^^  welcher  die  Entziehung  der  Berechtigung  zum 
Gewerbebetriebe  in  die  Hand  der  Verwaltungsbehörden  legt  und  denselben  das 
Recht  einräumt,  die  einstweilige  Einstellung  des  Betriebes  eines  Gewerbes  anzu- 
ordnen, enthält  glücklicher  Weise  das  weimarische  Gesetz  auch  nicht.  Umsonst 
suchen  wir  in  diesem  ganzen  Abschnitte  nach  einer  Bestimmung,  welche  dem 
betreffenden  Gewerbetreibenden  wenigstens  die  Berufung  auf  richterliches  Gehör 
gewährleistet. 

Ferner  muss  hervorgehoben  werden, 

5.  dass  in  Altenburg  (§.  46)  die  städtischen  Braugerechtsame,  mit  Weg- 
fall des  ländlichen  Zwangsbezirks,  ferner,  wie  sich  schon  aus  dem  unter  1  Be- 
merkten ergiebt,  die  Baniirechte  der  Kayillereien  und  der  Papiermühlen  be- 
züglich des  Hadersammeins  conservirt  werden. 

6.  Auch  die  Arbeitsbücher  für  Arbeiter  und  Gewerbsgehülfen  haben  in  §,  58 
des  Gesetzes  Platz  gefunden. 

Den  Geist  der  altenburgischen  Gewerbeordnung  bezeichnet  es   ferner,   dass 
7«  die  gewerblichen  Genossenschaften,  die  das  Recht  der  Gesammtpersön- 
lichkeit  erlangt  haben,  und  die  Krankenverpflegungskassen   der  polizeilichen  Auf- 
sicht der  Ortsobrigkeit  unterliegen  (§.  92),  und  dass 

8.  den  Verwaltungsbehörden  die  Entscheidung  in  privatrechtlichen  Streitig- 
keiten, welche  aus  dem  Arbeits-  und  Lehrvertrage  herrühren,  eingeräumt  wor- 
den ist,  sobald  das  Object  die  Summe  von  10  Thalern  nicht  übersteigt  (§•  05). 

Endlich 

9.  muss  hervorgeboben  werden,  dass  §.  17,  welcher  vom  Gewerbebetrieb  ' 
der  Ausländer  handelt,  einen  scheinbar  ganz  gerechtfertigten,  aber  sehr  bedeu- 
tungsvollen Zusatz  enthält,  welcher  in  seinen  Consequenzen  die  härteste  und 
dem  gegenwärtigen  Zeitgeiste  widersprechendste  Bestimmung  in  sich  schliesst. 
Dieser  §.  gestattet  nämlich  nur  denjenigen  Ausländern  den  Gewerbebetrieb, 
welche  „die  persönlichen  Eigenschaften  besitzen,  die  bei  Inländern  vorausgesetzt 
werden.*'  Da  nun  nach  der  altenburger  Verfassung  das  christliche  Bekenntniss 
die  nothwendige  Bedingung  des  Staatsbürgerrecbts  ist,  so  wird  durch  obigen 
Zusatz  jedem  Juden  die  Niederlassung  und  der  Gewerbebetrieb  auf  altenbur- 
gischem  Territorium  unmöglich  gemacht.  r. 
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IV. 

Me   neveste   Iiltteratar  ülier  landwlrthseliaflllolie  Credit- 

»■uiteUeii.    (ScUiuHi.) 

Tl.  Der  Grundcredit  and  da«  Ci(^pitalbedfirfiii8  8  des  Grundbe- 
flitzef  befriedigt  durch  eine  preussische  Bodencreditbank.  Eine 
Denkschrift  auf  Veranlassung  des  königL  preuss.  Landes-OekoDomie-Collegiuma 
bearbeitft  ?on  Dr.  Ernst  Engel,  Geh.  Begierungsrath,  Direclor  des  statisti« 
sehen  Bureaus  und  Mitglied  des  Landes- Oekonooiie-CoUegiums.  Brrlin  1862. 
Gedruckt  in  derkönigl.  geheimen  Ober- Hofbuchdruckerei  (R.  Decker).  68  SS.  gr.  4. 
Die  gewaltigen  wirthschaftiichen  Bewegungen  der  Neuzeit  haben  im  Schoosae 
des  Landes-Oekonomie-CoUcgiums  zu  Berlin  zu  eingehenden  Erörterungen  der 
Frage  gefuhrt:  ob  zur  Stärkung  und  Sicherung  des  Realcredits  die  Errichtung 
einer  HypothekenTersicherungsbank  wünschenswerth  and  ausfahrbar  sei?  Das 
Collegium  hat  seine  Ansicht  über  diese  Frage  dahin  aasgesprochen:  dass 
die  Realcreditversicherung,  richtig  gehandhabt ,  nicht  anders  als  wohlthatig  aaf 
den  Grundbesitz  und  Grundcredit  wirken  könne,  dass  aber  die  beiden  erspriesa- 
lichste  Gestalt  der  Idee  der  Realcreditversicherung  eine  Sache  praciischer  Er- 
fahrung und  der  Zeit  sei.  Das  Landes- Oekonomie- Collegium  hat  die  bishergia 
Erfahrung  für  sich,  denn  die  sächsische  HypothekenTcrsicherungsansialt  in  Drea* 
den,  angeregt  durch  die  gleichfalla  aus  Engel 'a  Feder  geflossene,  im  Jahre 
1858  erschienene  Denkschrift  „Die  Hypothekenversicherung  als  Miltel  zur  Ver- 
besserung der  Lage  dea  Grundcrediis^^  hat,  trotz  aeiner  Conceasionirung  in  den 
mristen  deutschen  Staaten,  sich  bis  jetzt  doch  nur  einer  rerhältnissmässig  sehr 
geringen  Betheiligung  za  erfreuen  gehabt.  Ende  März  1862  betrugen  die  Ver- 
aicherungcn  5,672,648  Thlr.  gegen  4,007,594  Thlr.  alt.  März  1861.  Von 
letzterer  Summe  fielen  2,700,066  Thlr.  auf  Grundstückswerthfcrsicherangen, 
1,220,081  Thlr.  auf  Hypothekenversicherungen  und  87,466  Thlr.  auf  Zinsen- 
▼ersicherungen.  Wenn  diese  Anstalt  bisher  eine  grössere  Theilnahme  noch  nicht 
zu  erwecken  ?erroocht  hat,  ao  mag  dies  hauptsächlich  wohl  darin  seinen  Grund 
haben,  dasa  die  praktische  Gestaltung  der  ganzen  Idee  noch  aehr  jung  ist,  and 
dass  sie  ihre  nächste  Aufgabe  nicht  darin  findet,  dem  Grundbeaitzer  das  be- 
nöthigte  Capital  zuzuführen.  Nur  eine  Anstalt,  welche  letzteren  Zweck  in  erster 
Linie  verfolgt,  wird  dem  Realcredit  ausgiebig  und  dauernd  zu  Hülfe  kommen 
können.  Diese  Hälfe  soll  aber  auch  wohlfeil  sein;  die  wohlfeilste  Hülfe  ist  aber 
immer  die,  welche  der  Hülfabedürftigc  sich  selbst  Terschafft !  Daa  teste  Mittel,  den 
Grundbesitzern  zu  helfen,  ist  deshalb  auch  die  Association  deraelben.  Die  Ba- 
,  theiligten  aelbst  mögen  aus  freier  Aatonomie  Institute  gründen,  welche  gedachten 
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Zveek  ferfolgen,  m  dcii  abtr  auch  angtlegen  sein  laaien,  die  bestehenden  Hy- 
potheken stt  amortisiren«  Diese  Ansicht  hat  auch  das  preuss.  Landes- Oekonomie« 
Collfgiom  in  einer  Resolution  niedergelegt.  Or»«.En|^el,  Hitglied  dieses  Col- 
legioms,  hält  damit  aber  die  Frage  des  Capitalbedürfnissfs  der  Lsndwirthschaft 
noch  nicht  für  erledigt;  er  meint,- dazn  gehdre  such  die  Beantirortung  der  Frage: 
,,in  welchem  Maasse  sich  der  Capitalbedarf  dvr  Laodwirlbschaft  gegen  früher  ge- 
steigert?^^ und  „wie  ut  ihr  ausser  auf  dem  Wege  des  reformirten  und  erhöhten 
Grundcredits  das  erforderliche  Capital  lusuführen?'^  Dr.  Engel,  der  sich  bo- 
}[snnllich  seit  einer  Reihe  von  Jahren  eingehend  mit  der  Realcreditfrage  be- 
achiftigt  hat,  nicht  blos  theoretisch,  sondern  auch  praktisch,  als  Generaldirector 
der  dresdner  Realcreditversicherungegesellscbaft,  meint  mit  den  in  Form  einer 
Resolution  niedergelegten  Torerwihnten  Ansichten  des  Landes- Oekonomie-CoUe- 
ginms  werde  den  Klagen  der  Grundbesitser  über  mangelnden  Credit  und  mangelndes 
Capital  kein  Ende  gemacht.  Der  Beschluss  des  Collegtams  berfihre  nur  die 
Regelung  dea  Grundcredits,  keineswegs  aber  die  Befriedigung  des  Capitalbedurf- 
nisses  der  Landwirthschaft  selbst.  Diese  Behauptung  zu  beweisen  und  wirksame 
Mittel  zur  Abhülfe  yoreuschlagen,  das  ist  nun  der  Zweck  der  vorliegenden  Denkschrift. 
Der  Verfssser  bemerkt,  wie  er  nicht  bestreiten  wolle,  dass  die  von  Dr.  0.  Hübner 
bereila  in's  Leben  gerufene  preuss.  Hypotheken  Versicherungsgesellschaft,  die  Ha  n- 
semann'sche  Hypothekengesellschaft  und  die  als  Kommanditgesellschaft  auf 
Actien  gegründete  preuss.  Hypotheken-,  Credit-  und  Bankanstalt  mehr  .oder 
weniger  dem  Grundbesitz  erspriessliche  Dienste  leisten  werde ;  er  bezweifelt  aber, 
dass  diese  Anstalten  und  die  nen  errichteten  landschaftlichen  Creditinstitute'  und 
das  projectirte  Creditinstitut  für  die  Provinz  Sachsen  neben  dem  Creditbedfirfniss 
auch  noch  das  Capitalbedürfniss  der  Landwirthschsft  und  des  Hauserbaues  in 
dep  Stidten'  in  ausllnglicher  Weise  zu  befriedigen  vermögen.  Der  Verfasser 
fcilt  dafür,  dass  dem  Bcdürfniss  der  Landwirthe  und  Hfiuserbesitzer  in  Preussen 
durch  ein  nach  dem  Muster  des  Credit  foncier  in  Frankreich  einzurichtendes,  den 
deutschen  Verhaltnissen  anzupassendes,  beziehungsweise  auszudehnendes  Bodefi- 
creditinsitut  gründlich  abgeholfen  werden  könne.  Er  halt  die  Nothwendig- 
keit  hierzu  für  uro  so  grösser,  je  mehr  in  den  Nachbarländern  für  die  landwirth- 
«chaftliche  Production  die  erfolgreichsten  Anstrengungen  gemacht  werden«  Ungarn 
«.  B.  ist  befähigt,  jährlich  22,000,000  Hectol.  Getreide,  ohne  Hafer,  zu  expor- 
tiren.  1860iührte  es  6,800,768  ZoUcentner  Walzen,  Roggen,  Gerste,  Mais  u.  s.  w. 
meist  über  die  sächsische,  bayerische  und  preuss.  Grenze  aus.  Es  werden  die 
grössten  Anstrengungen  gemacht,  die  landwlrthschaftliche  Production  auf  dem 
10  Mill.  Hectaren  grossen  Getreideboden  Ungarns  Immer  mehr  zu  steigern.  Der 
«ngarische  Walzen  kann  um  10 — 12  Sgr.  billiger  in  die  österreichischen  Ex- 
porthäfen  nach  England  gflegt  werden,  als  der  preuss.  oder  polnische  Waisen, 
nnd  die  Kosten  der  Verschiffung  und  Spesen  sind  genau  dieselben  von  Triesi 
Aach  London,  wie  von  Königsberg  und  Danzig  dorthin.  Ungarn  macht  demnach 
eine  gefährliche  Concurrenz,  die  um  so  grösser  ist,  je  mehr  dort  für  die  Hebung 
des  Ackerbauea  geschieht.  Aber  auch  andere  Länder  suchen  sich  die  Mittel  zu 
energischer  Förderung  des  Ackerbaues  und  der  Baugewerbe  zu  verschaffen;  so 
Sachsen,  welches  eine  Landesculturrentenbank  errichtet  hat;  Bayern,  wo  mit 
Pfandbriefen  der  Anfang  gemacht  worden  ist;  in  Turin  soll  ein  Credit  foncier 
für  Italien  mit  einem  Capital  von  40  Mill.  Francs  gebildet  werden,  in  Schwe- 
den Ist  eine  Reichshypothakenbank  gegründet  worden  mit  der  Berechtigung,  12 

24* 
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W\\.  Rekhtthakr  Hypotbekenscheino  aanugaben;  und  die  im  Werke  b^giUTeno 
OftreMhkofTeche  BodencrIdHbank  ia  Rnaaland  iei(^  an,  daaa  tie  bereits  2963 
ThellDebmer  sihle,  welche  für  50,104,133  Silbermbel  Dahriehne  TerlaDgen. 
Ueberaü  regt  eich'a,  tun  den  Grandbeeiti  mit  conaolidirtem  Credit,  namentlich 
aber  am  der  Landwirtbscbaft  mit  Kapital  an  Hülfe  zu  kommen.  Diesen  Regun- 
gen und  Strömungen  gegenüber  darf  Preuasen  nicht  zurückbleiben. 

Die  Pfandbriefinetitute ,  ihrer  Organisation  nach  Institute  der  Selbsthülfa  der 
Schuldner,  hält  der  Verfasser  nicht  für  befähigt,  die  speeiellen  Interessen  der 
Landwirlhschaft  oder  gar  des  Hiuserbaues  in  den  Stidten  zu  befördern.  Daa  iai 
eine  Behauptung,  die  wir  nicht  ohne  Weiterea  zu  der  unserigen  zu  machen  Ter- 
mögen.  Die  Pfandbriefinstitute  haben  sieb,  das  steht  unumstösslich  fest,  der 
Landwirthschaft  sehr  nutzbar  gemacht;  sie  gemessen  das  grösste  Vertrauen,  bei 
den  Schuldnern,  wie  bei  den  Gläubigem;  sie  haben,  trotz  ihrer  mannigfachen, 
mit  dem  Geiste  der  Zeit  und  mit  einem  rationellen  landwirthschaftlichen  Gewer- 
bebetriebe un?ertr8glichen  theoretischen  Grundlagen,  unbestritten  segensreich 
gewirkt;  sie  thun  dies  noch,  steigend,  wo  nur  einigermassen  zeitgemSssen  For- 
derungen Rechnung  getragen  wird,  wie  die  Resultate  des  neuen  posenschen 
Credityereins  schlagend  darthun,  und  sie  arbeiten  mit  Summen,  welche  hinter 
denen  anderer  Anstalten  wahrlich  nicht  zurückbleiben!  Wir  können  deashalb 
auch  der  Behauptung  des  Verfassers:  „für  die  speeiellen  Interessen  der  Land- 
wirthschaft müssten  neue  Institute  in's  Leben  gerufen  werden^%  nicht  bei- 
pflichten. Wir  verkennen  aber  die  grossen  Schwierigkeiten  nicht,  welche  es 
machen  würde,  die  landschaftlichen  Gredilinstitute  zeitgemüss  umzugestalten,  und 
deshalb  ergreifen  wir  jede  Idee,  weiche  den  Zweck  verfolgt,  der  Landwirthacfaaft 
zu  Hülfe  zu  kommen,  mit  Freuden,  zumal  wenn  dieselbe  dem  Kopfe  eines  Engel 
entsprungen  ist.  Derselbe  hoiflt  durch  ein  Bodencreditinstitut  dem  Grundbesitz, 
dem  Landbau  und  den  Baugewerben  in  Preussen  400 — 500  Hill,  fremdes  Ca- 
pital zuzuführen.  Der  Verfasser  entwickelt  seine  Gedanken  mit  der  ihm  eige- 
nen Scharfe,  Klarheit  und  Kürze  und  liefert  die  Grundzüge  zu  den  Statuten 
des  Instituts.  Der  Z w e c k  desselben  soll  sein :  dem  landlichen  und  städti- 
schen Grundeigenthum  einen  möglichst  ausgiebigen,  nachhaltigen  und 
wohlfeilen  Realcredit,  —  denGrundeigenihümern,  wie  überhaupt  den 
Gewerben,  welche  auf  Grundbesitz  basirt  sind,  also  dem  Ackerbau  auf  dem  Lande 
und  dem  Hauserbau  in  den  Städten,  TerbSlInissmassigen  Personalcredit 
und  diesen  Gewerben  die  grösstmöglichste  Summe  von  Capital  zuzu- 
führen. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  sollen  die  Geschfifte  der  Gesellschaft  in 
vier  Hauptabtheilungen  geschieden  werden:  1«  für  den  Grundcredit,  2.  f&r  den 
Personalcredit,  3.  für  die-  Realcreditversicherung  zur  Stürkung  des  über  eine 
gewisse  Wertbsqnote  der  Grundstücke  hinauagehenden  Realcredits,  4.  für  die 
Lebensversicherung  zur  Stirknng  des  hauptaichlich  auf  die  persönlichen  Eigen- 
schaften der  Creditnehmer  fuudirten  Personalcredita.  Das  Actiencapital  soll  vor- 
Uufig  auf  1 2  Mill.  Thater  in  120,000  au  porteur  laufenden  k  100  Thaler  feat- 
gesetzt  werden.  Den  Actionfiren  gegenüber  soll  die  Bank  ein  ungetbeiltea  Gan- 
zes, den  Geschäftsinteressenten  gegenüber  aber  aoU  das  Actiencapital  mit  9  HIIK 
für  Grundcredit,  mit  2  Hill,  für  Peraonalcredit,  mit  Vt  Mill.  für  Realcreditver- 
aicherung  und  mit  Va  MilL  für  Lebensversicherung  vertheilt  werden.  Jede  Ab- 
theilung  soll  mit  dem  ihr  zugewiesenen  Kapitale  aelhstatündig  arbeileii.    Dea 
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Creditaehm^rn  tollen  die  Darlehen  fiir  die  von  der  Gmndcreditabtheilong  in  ge- 
wfihrenden  Anlheile  je  nach  der  Art  und  dem  Zwecke'  des  Darlehos  in  Grand- 
briefen, Darlehnsbriefen ,  Gemeindebriefen,  Meliorationebriefen  gewahrt  werden, 
f&r  welche  V2  %  Tineen  mehr  zu  lahlen  aind,  als  diejenigen  betragen,  welche 
die  Bank  den  Briefinhabern  xahlt.  Die  Grundbriefe  sollen  50,  die  Darlehn«- 
briefe  5,  die  Gemeindebriefe  30,  die  Meliorationsbriefe  20  Jahre  unkünd- 
bar sein. 

Aof  eine  weitere,  selbst  nur  aphoristische  Wiedergabe  der  Statuten  mflasen 
wir  selbstredend  verzichten;  dagegen  yerdient  aua  den  sehr  ausführlichen  Moti- 
▼en  und  Erläuterungen  hervorgehoben  zu  werden,  dass  der  von  der  Bank  zu 
gewährende  Credit,  unter  allen  Umständen  productir,  aber  ausgiebig,  nachhaltig 
und  wohlfeil  sein  soll.  Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  sollen  alle  diejenigen 
Mittel  Tereint  in  Anwendung  gebracht  werden,  deren  Erfolg  durch  die  Erfahrung 
und  die  Wissenschaft  hinlänglich  verbürgt  ist.  Ausser  der  Verpfändung  der 
Grundstöcke  also:  die  Personalhaft  (der  Wechselcredit) ,  die  solidarische  Haft 
(der  Genosaenschaftscredit)  und  die  subsidiäre  Haft  durch  Burgschaft  und  Ver- 
ficherung.  Die  Realcreditversicherung  soll  vollen  Ersatz  bei  Kapital-  und  Zin- 
senTerluaten  auf  Grundstücken,  die  Lebensversicherung,  gegenüber  den  ephemeren 
persdnlichen  Eigenschaften,  die  Garantie  der  Schadloshaltung  bei  vorzeitigen 
Todesfällen  des  Creditnehmers  verleihen.  Der  Verfasser  begründet  seine  Idee 
Punkt  ffir  Punkt  tief  wissenschaftlich,  klar  und  verständlich.  Wir  können  dess- 
halb  Jedem,  fSr  den  diese  wichtige  Frage  des  Bodencredits  Ton'  Interesse  ist, 
nur  dringend  rathen,  die  Denkschrift  recht  grundlich  zu  studiren,  um  selbst  die 
Ueberzeuguug  zu  gewinnen,  dass  der  Ausführung  des  ganzen,  die  hohe  Begabung 
seines  Erfinders  bekundenden  Projectes  im  Wesentlichen  weiter  nichts  entgegen- 
stehen wird,  als  dass  es  ganz  nach  französischem  Zuschnitt  den  Principien  der 
Centralisation  zu  sehf  huldigt,  Principien,  welche  dem  echt  germanischen  Wesen 
in  der  innersten  Natur  zuwider  sind.  Darum  möchten  wir  auch  proponiren, 
statt  einer  einzigen  Bodencrediibank  ffir  jede  einzelne  Provinz  des  preussisohen 
Staates  ein  solches  Institut  zu  gründen.  Derartige,  vielleicht  unter  eine  Central- 
direction  zu  stellende  Anstalten,  welche  das  locale  praktische  Bedurfniss  und  die 
individuellen  Verhältnisse  der  Creditnehmer  leichter  in's  Auge  fassen,  darum  schär- 
fer beurtheilen,  würden  sicher  leichter  im  Publicum  Vertrauen  gewinnen  als  eine 
einzige  Bank.  Je  enger  der  Wirkungskreis  eines  Creditinstituis  ist,  desto  mehr 
wächst  die  Zahl  seiner  Theilnehmer;  das  lehrt  die  tägliche  Erfahrung. 

Die  Schultze'schen  Genossenschaften  enthalten  eine  riesige,  immer  mehr  stei- 
gende Thätigkeit,  weil  sie  in  engem  Rahmen  sich  bewegen!  Bedenklich  er-. 
Mheint  es  uns  ferner,  den  Landwirthen  60  resp.  50  und  45 — 40%  langen, 
bis  zu  70%  kurzen  und  ausserdem  noch  Personalcredit  zu  gewähren,  deshalb,  weil, 
wie  recht  überzeugend  in  der  oben  unter  Nr.  1  Seite  221  Hft.  2  d.  Jahrbb. 
krftisirten  Denkschrift  ausgeffihrt  wird^  der  gesammte  Credit  eines  Landwirtha 
•ich  immer  nur  innerhalb  der  Grenzen  des  Werths  der  von  ihm  besessenen,  be- 
ziehungsweise bewirthscfaafteten  Grundatficke  bewegt.  ■  Aua  diesem  triftigen 
Grunde  halten  wir  es  für  räthlich,  die  auf  die  einzelnen  Creditarten  fallenden 
Quoten  ao  zu  reduciren,  dasa  die  Summe  derselben  immer  nur  dem  Werthe  der 
Grundatficke  gleichkommt,  welche  der  betrelfende  Landwirth  besitzt  oder  bewirth- 
ichaftet  Ea  liegt  dann  in  der  Hand  dea  letzteren,  die  Grenzen  aeinea  Credita 
in  joder  ihm  wiUiidMnawerlheB  und  glekhzoitig  möglichen  Welaa  aoszudahnana 
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Bedenklich  erscheiDt  es  nni  ferner,  den  den  Baageverben  in  gewihrenden  Credil 
in  unmittelbare  Verbindung  mit  dem  landwirthscbaftlichen  Credit  in  bringen. 
Der  nicheie  Zveck  der  Baugewerbe  läuft  zwar,  wie  der  landwirthschaftlicbe 
Gewerbetrieb,  auf  die  Befriedigung  der  Elementarbedurfnieee  des  Menschen  hin- 
aus, aber  die  Sicherheitsobjecte ,  welche  sich  in  einem  Gebäude  darbieten,  sind 
▼on  den  im  ländlichen  Grundbesitze  ruhenden  doch  so  wesentlich  ferschieden, 
dass  wir  es  nur  fär  gerathen  halten  können,  den  qu.  Gewerben  den  benöthigtan 
Credit  in  einer  ganz  besonderen  Abtheilung  zu  gewähren,  um  so  mehr,  als 
der  Hättsercredit  seiner  Natur  nach  Befestigung  der  Hypothekenschuld,  der  Und- 
wirthschaflliche  Credit  dagegen  Entlastung  von  derselben  bedingt.  Dieses  Be- 
denken beruht  keineswegs  auf  einer  rein  praktischen  Anschauung ,  wir  haben 
dabei  vielmehr  di«  trüben  Erfahrungen  im  Auge,  welche  die  bautzener  Bank 
in  dieser  Beziehung  gemacht  hat.  Die  vorgeschlagene  Trennung  halten  wir 
aber  auch  schon  deshalb  für  geboten,  damit  die  Baugewerbe,  welche  sich  docli 
meist  dem  Handel  und  Gewerbe  direct  und  indirect  dienstbar  machen,  nicht 
etwa  den  Credit  der  Bank,  zum  Nachtheil  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes, 
für  sich  allein  oder  doch  forwiegend  in  Anspruch  nehmen.  Der  Credit  foncier 
in  Frankreich,  der  als  tarnendes  Beispiel  uos  vorschwebt,  hat  V4  seiner  An- 
leihen zu  Bauten,  also  nicht  zu  landwirthschaftlichen  Zwecken,  gemacht. 

Ylf.  Der  landwirthsch  aftliche  Real-   und  Gewerbecredit  oder: 
Wie  kann   den    Klagen    der  preussischen  Landwirthe    über    Geld-  und  Credit- 
mangel  abgeholfen  werden?     Von  Dr.  H.  A.  Masche r ,   Königl.  Kreis- Secrc- 
tär  zu   Naumburg  a.  S.     Potsdam,   Verlag'^irwr^iriwraTJürrug^ 
u.  174  SS.  gr.  8. 

Die  Klagen  der  preussischen  Landwirthe  über  Geld  -  und  Crcditmangel 
haben  den  Vrrfasser,  der  in  den  letzteren  Jahren  auf  dem  Gebiete  der  staats- 
nnd  Tolbswirthschaftlichen  Litteratur  sich  durch  mehrere  recht  brauchbare,  wenn 
auch  mehr  compilatorische  Arbeiten  verdient  gemacht  hat,  veranlasst,  1.  zu  un- 
tersuchen, ob  jene  Klagen  begründet  sind,  und,  wenn  dies  der  Fall,  2.  die 
Mittel  zu  ihrer  Abhülfe  in  Betracht  zu  ziehen.  Zu  dem  Ende  macht  der  Ver- 
fasser klar,  welches  die  volkswirthschaftliche  Aufgabe  der  landwirlhschafUicheii 
Production  ist  und  stellt  nach  Erfahrung  und  Wissenschaft  fest,  dass  es  dem 
jetzt  lediglich  auf  die  Geldwirthschafl  angewiesenen  ländlichen  Gewerbe  an  dem 
nöthigen  Credil  fehlt  und  dass  es  absolut  nothwendig  ist,  diesen  Mangel  ebenso 
im  volkswirthscbaftlichcn  wie  im  finanziellen  und  politischen  Interesse  des  Staates 
abzuhelfen.  Der  Verfasser  gedenkt  demnächst  der  Anstalten  zur  Befriedigung 
des  Capitalbedarfs  der  landwirthschaftlichen  Production,  der  Hypothekenversi- 
cherungen ,  der  Hypothekenbanken ,  der  Leihkassen  im  Allgemeinen ,  schildert 
dann  die  Entstehung  der  landschaftlichen  Crrditanstalten,  dieser  urpreuasischen  In- 
stitutionen, ohne  welche  nach  Beendigung  des  siebenjährigen  Krieges  400  der 
angesehensten  schlesiachen  Familien  ihrer  Güter  verlustig  gegangen  sein  würden, 
beschreibt  deren  weitere  Entwickelung  bis  zur  Gegenwart  in  Posen,  Westpreussen, 
Ostprenssen,  Pommern,  Kur-  und  Neumark  und  Schlesien  und  hebt  die  unter- 
scheidenden Merkmale  der  neueren  Creditvereine  von  denen  nach  dem  älteren 
Systeme  hervor.  Hierauf  weist  der  Verfasser  die  praktischen  Resultate  der 
preuss.  Creditanstalten  nach.  Er  hebt  hervor,  dass  die  Pfandbriefschuld  allein 
in  der  Provinz  Schlesien  in  der  Periode  von  1815—1860  sich   von  30,662,673 
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auf  51,333,095  Thlr.  gesteiferi,  also  iim  20,570^422  Thl^^  vermehrt  hat, 
,,Diese  absolute  VermebruDg  der  ScinntfenTasTli^erecI^griH^ 
SebluNe,  dasa  die  echlesiachen  Gruudbesitzer  gegenwärtig  relativ  Yerschuldeter 
aeien,  ala  1815,  wie  von  mancher  Seite  behauptet  wird/^  Dase  eine  solche 
Behauptung  unbegründet  ist,  untersucht  der  Verfasser  demnächat  sehr  eingehend 
und  findet,  „dasa  im  Jahre  1860  die  Getreidepreise  um  47  und  die  Ernteer- 
träge gleichfslls  um  so  viel  Proeente,  beide,  folglich  auch  die  Grundrente  und 
der  Güterpreia,  um  94  Procent  gegen  das  Jahr  1816  gestiegen  sind.  Dass  diesa 
Rechnung  gana  richtig  Ist,  dafür  sprechen  schon  die  Erfahrungen  des  alltägli- 
chen Lebena.  Die  Steigerung  dea  Guterpreises  allein  wurde  demnach  die  Ver- 
mehrung der  Schuld  des  Jahres  1815  um  28,822,912  Thlr.  rechtfertigen« 
Rechnet  man  dazu  die  durch  die  räumliche  Vergrösserung  der  Landschaft  ao- 
theilig  um  2,303,888  Thlr.  vermehrte  Schuldenlast,  so  würden  beide  Factoren 
eine  Vermehrung  der  Schulden  von  1815  bis  1860  um  31,126,800  Thlr.  ge- 
statten, ohne  die  Schuldenlast  grösser  erscheinen  su  lassen.  Die  Pfandbrief- 
schuld  hat  sich  aber  in  Wirklichkeit  nur  um  20,570,432  Thlr.  vermehrt,  ist 
also  im  Verhältnisa  zum  Gfiterpreisa  um  10,556,368  Thlr.  oder  um  49  Procent 
gesunken,  und  hat  sich  also  keineswegs  verhältnissmässig  vermehrt.^^  „Dieses 
günstige  Resultat'^  bemerkt  der  Verfasser,  ,4st  lediglich  der  ermöglichten  Ab- 
lösung, resp.  Amortisation  der  Pfandbrirfschulden  zu  verdanken,  denn  ohne 
solche  würde  die  1860  wirklich  vorhandene  Schuld  20,958,214  Thlr.  mehr» 
statt  51^33,105  Thlr.  nämlich  72,191,319  Thlr.,  betragen  haben.*'  Wenn 
trotz  der  offenbar  segensreichen  Wirkungen  des  landwirthschafllichen  Systems 
in  Schlesien  über  fortschreitenden  Ruin  der  Grundbesitzer  geklagt  wird,  so 
findet  der  Verfasser  die  Ursachen  einer  so  auffallenden,  trüben  Erscheinung 
in  der  grossen  Beweglichkeit  der  schlesischen  Grundbesitzer.  Er  findet,  dasa 
durchschnittlich  in  12%  Jahren  der  gesammte  grössere  Grundbesitz  in  Schle- 
sien ans  einer  Hand  in  die  andere  übergeht.  Das  ist  in  nationalökonomischer 
Hinsicht  allerdings  eine  sehr  betrübende  Erscheinung  und  beweist,  wie  der 
Verfaaser  richtig  bemerkt,  ganz  deutlich,  dass  der  grössere  Grundbesitz  Schle- 
siens sich  in  Händen  befindet,  denen  achon  bei  Erwerbung  des  Grundbesitzes 
daa  nöthige  Anlagecapital  mangelt,  die  demzufolge  selbst  kleinere,  unver- 
meidliche Unglöcksfölle,  welche  die  Landwirthschaft  in  ihrem  Gefolge  hat,  nicht 
ertragen  können,  nöthige  Heliorationen  ganz  unterlassen  und  deshalb  zum 
Verkauf  schreiten  müssen.  Der  Verfaaaer  empfiehlt  den  Landwirthen,  den 
von  Schleaien  her  kommenden  Verlockungen  zu  widerstehen,  dort  grosse  Güter 
mit  geringer  Anzahlung  ohne  die  nötbigen  Betriebsmittel  zu  erwerben !  In 
gleicher  Weise  anziehend  giebt  der  Verfaaser  ein  vollständiges  Bild  von  der 
Entwickelung  aller  preussischen  landschafllichen  Creditinstitute.  Er  weist  sua 
dem  Jahrbuche  für  die  amtliche  Statistik  des  preussischen  Staates,  Jahrg.  1862» 
nach,  dsss  die  Pfandbriefschuld  des  Jahres  1860  von  137,236,878  Thlrn.  die 
dea  Jahres  1815  in  absoluter  Zahl  um  74,511,430  Thlr.  übersteigt  und  dass, 
unter  Berücksichtigung  der  concrctcn  Verhältnisse,  diese  Schuld  in  fast  gleichem 
Verhältniss  mit  dem  von  1815  —  60  um  etwa  94  Proc.  gestiegenen  Güter- 
preise sich  vermehrt  hat.  Schliesslich  weist  der  Verfasser  statistisch  nach,  in 
wie  unzureichendem  Grade  die  Pfandbriefinstitute  der  landwirthschafllichen  Pro- 
duction  zu  Hülfe  gekommen  sind,  weil  in  den  Provinzen  Sachsen,  Westphalen 
und  Rheinland  es  an  Pfandbriefinstitutea  ganz  fehlt;  weil  in  Pommern  und  in 
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der  Kur-  und  Neamark  die  yorhandenen  Pfandbneflnstitute  dem  ritterichaftli« 
eben  Graodbeaitz  allein  zu  Gute  kommen;  weil  aeibat  in  denjenigen  Provinzen, 
in  denen  die  bäuerlichen  Wirthe  zur  Benutzung  der  in  Rede  atehenden  Institute 
berechtigt  sind,  der  Minimalwerth  der  bepfandbriefungafahigeu  Grundstucke  aich 
auf  einer  Höhe  hält,  welche  wieder  eine  grosse  Anzahl  kleinerer  Grundbesitzer 
dem  Privatferkehr  mit  ihrem  (caicreditbedarfe  überlässt ;  endlich  weil  der  Cre- 
dit, welcher  den  Grundbesitzern  in  Posen,  Westpreussen,  Kur-  und  Neumark 
gewährt  wird,  offenbar  hinter  dem  Bedarfe  zurückbleibt  Der  Verfasser  unter- 
wirft schliesslich  das  Wesen  der  landschaftlichen  Creditinstitute  einer  Kritik; 
er  untersucht  die  Vortheile,  welche  sie  für  den  Schuldner,  die  Gläubiger  und 
das  allgemeine  Beste  darbieten,  beleuchtet  darauf  ihre  Hänge]  und  geht  sodann 
zu  Beantwortung  der  Frage  über:  wie  dem  Capitalmangel  der  LandwirthschafI 
grundlich  abzuhelfen  sein  möchte«  Zu  dem  £nde. schlägt  derselbe  yor:  in 
Sachsen,  Westphalen  und  Rheinland  Creditinstitute  in's  Leben  zu  rufen,  in  Pom- 
mern und  in  der  Kur  -  und  Neumark  die  yorhandenen  ritterschaftlichen  Inatitute 
der  Benutzung  durch  alle  sonstigen  ländlichen  Grundbesitzer  zugänglich  zu 
machen;  im  ganzen  preussischen  Staate  den  Minimalsatz  eines  bepfandbriefunga- 
fahigen  ländlichen  Grundstücks  auf  1  Morgen  Fläche  anzunehmen;  die  Be- 
leihung der  Grundstücke  nicht  etwa  blos  bis  zur  Hälfte,  wie  in  Posen,  West« 
preussen,  Kur-  und  Neumark,  beziehungsweise  sogar  in  Schlesien  geschieht, 
sondern  bis  zu  zwei  Drittheilen  ihres  Werthes,  wie  in  Ostpreussen  und  Pom- 
mern, eintreten  zu  lassen.  Der  Verfasser  verlangt  feruer  die  Regulirung  dea 
landwirthschaftlichen  Taxwesens,  Erweckung  einer  grösseren  Theilnahme  an  den 
Pfandbrieflnstituten,  namentlich  Seitens  der  kleineren  ländlichen  Grundbesitzer, 
Abschaffung  der  Stempelsteuer,  Rfgulirnng  des  Hypothekenwesens  u.  a.  w. ;  er 
dringt  ferner  darauf,  dem  Grundbesitz  daa  zum  Betriebe  des  landwirthschaflli- 
chen  Gewerbes  nöthige  Capital  im  Wege  dea  Personalcredits  zuzuführen  un|i 
zu  diesem  Projecte  landwirthschaftliche  Vorschussvereine  zu  gründen  und  diese 
mit  den  bestehenden  und  noch  in's  Leben  zu  rufenden  Rcalcreditinstituten  zu 
verbinden.  Hierauf  empjehlt  der  Verfasser,  sämmtliche  landschaftliche  Credit- 
institute in  ein  Centralorgan  zu  vereinen.  Endlich  beleuchtet  derselbe  die  yon 
anderer  Seite  in  Vorschlag  gebrachten  Mittel  zur  Beseitigung  des  Geldmangela 
der  Landwirthe,  wie  die  Hjpothekentilgungskassen,  die  Gewährung  von  Vor« 
Schüssen,  im  Wege  des  kurzen  Credits,  aua  den  Kreis-  und  Gemeindeapar- 
kassen  (wie  in  Dortmund  und  dem  querfurter  Kreise)  u.  A.  Den  reichen  Stoff 
hat  der  Verfasser  übersichtlich  und  klar  dargestellt  ^  seine  Ausführungen  überall 
auf  statistische  Thatsachen  zurückgeführt  und  auf  diese  Weise  eine  Arbeit  ge- 
liefert, welche  allen  Praktikern ,  auch  ausserhalb  Preussen,  die  sieh  für  die  land- 
wirthschaftliche Creditfrage  intereasiren ,  empfohlen  werden  kann. 

VIIL  Die  Reform  des  Real-Credits.  Ein  Mahnruf  an  Grundbesitzer  und 
Capitalisten,  zunächst  im  Königreich  Sachsen,  bei  Gelegenheit  der  Begründung  der 
Hypotheken-Banken  zu  Meiningen^  Frankfurt  a.  M.,  Breslau  und  Erfurt,  yon  T  h. 
Günther  (Saalhansen).  Dresden,  G.  Schönfeld's  Buchhandlung  (C.  A. 
Werner).  1863.  79  SS.  gr.  8.— 

Vorzugsweise  als  eine  Waffe  gegen  einen,  dem  natürlichen  Gange  der  Dinge 
nach,  über  kurz  oder  lang  eintretenden  Nothatand  der  Grundbesitzer  dea  König- 
reicb  Sachsen   verlangt  der  Verbsser  der  yorliegenden  Schrift  die  Beseitigung 
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iw  jetiigen  Mlng^el  dci  RtalcrediU  durch  ein  in'a  Leben  zu  rnfend^s  allgemei- 
nea  adchaiachea  Hypothekeninstitut.  Zu  dem  Ende  beleuchtet  deraelbe  daa 
Weaen  dea  Credita  im  Allgemeinen  und  dea  Hypothekarcredita  im  Beaonderen« 
Er  entwickelt  die  Nachtheile  dea  in  Sachaen  geltenden  Modua,  die  Höhe  dea 
Darleihena  nach  dem  ?or  25  Jahren  abgeachatzten  Werthe  der  Steuereinheit 
zu  bemeaaen.  Dieaer  Werth  einer  Steuereinheit  beträgt  SVs  Thir.,  wahrend 
deraelbe  jetzt  in  der  Wirklichkeit  c.  15  ThIr.  beiragt.  Er  achildert  dann  die 
Creditnoth  dea  kleinen  ländlichen  Grundbeaitzera ,  desaen  Geldgeauch  allerdinga 
oft  mehr  einer  theuer  bezahlten  flehentlichen  Bitte  um  Unteratutzung  ala  einem 
Geldgeachafte  gleicht.  Kurz,  wir  erblicken  auch  in  Sachsen  bezüglich  dea  Cre- 
dita der  Landwirihe  dieaelbe  Miaire,  wie  in  anderen  deutschen  Ländern.  Weder 
die  erblindiechen  Creditvereine,  faat  auaachlieealich  auf  unkündbare  Pfandbriefe 
baairte  Inatitute,  noch  die  Sparcaeaen,  welche  nach  den  neueren  Forachungen 
und  Erfahrungen  die  Feuerprobe  achwerlich  bestehen  werden,  noch  die  aächsische 
Hypolhekenveraicherungageaellschaft,  welche  Versicherungen  nur  auf  gewiaae 
Zeil  abachlieaat  und  dem*  Schuldner  bei  Finanzkriaen  den  benöthigten  Schutz 
nicht  zu  geben  Termag,  noch  die  lauaitzer  Bank,  dieaea  an  aich  vorzüglichste  Real- 
credit! natitut,  noch  endlich  der  Priratverkehr,  der  auch  in  Sachsen  aich  überwiegend 
dem  Mobiliar-  und  industriellen  Credit  zuwendet  und  durch  die  Wuchergesetze 
in  aeiner  naturlichen  Entwickelung  gehemmt  wird,  vermögen  die  Bedürfnisse  der 
Grundbesitzer  zu  befriedigen.  Der  Yerfaaaer  hält  dafür,  dass  diea  Ziel  nur  durch 
eine  geachickte  Verbindung  einea  Creditvereina ,  einer  Bank-  und  einer  Versi- 
cherungsgesellschaft, also  in  einer  harmonischen  Vereinigung  der  verschiedenen 
Mittel  zur  Capitalgewinnung  zu  erreichen  sei.  Zur  Löaung  dieaea  Probleme  em- 
pfiehlt der  Verfasser,  ein  Hypothekeninstitut  in's  Leben  zu  rufen,  welches  die 
Schuldner  namentlich  durch  die  kleineren  Grundbesitzer  zu  einer  Creditgesell- 
acbaft  unter  eigener  Verwaltung  vereinigte,  die  nöthigen  Anleihecapitalien  für 
geaeinachaftliche  Rechnung  aller  Schuldner,  unter  Anschluss  an  den  jedeamali- 
gen  Tageazinafuaa ,  durch  kündbare  und  unkündbare  Pfandbriefe,  Schuldscheine, 
Depositen,  Anleihen  auf  Böraenplätzen,  Regierungsvorschfiase  u.  a.  w.  beachaffen; 
die  Zinaen  der  Gläubiger  antheilig  veütheilen;  einen  Bankfonda  von  5  %  ^^^ 
jedeamaligen  Aualeihung  beachaffen ;  die  Grundstücke  bia  zu  60  %  ihrea  reellen 
Werthea  beleihen ;  eine  beaondere  Veraicherung  der  Schuldner  bia  zu  50  %  j®'^' 
einzelnen  Hypothek  herateilen;  Aaaecuranzprämien  bei  Darlehen  über  30  % 
in  Form  ateigender  Zinaen  gewähren;  mit  einer  Amortiaation  von  Vz  Vo  ^^^' 
banden  und  von  den  Wuchergeaetzen  entbunden  aein  aolL 

Der  Verfaaaer  erläuterl  aein  Project  klar  und  auaführlich.  Anapmch  auf 
Originalität  kann  daaaelbe  indeaaen  nicht  machen,  denn  ea  läuft  im  Weaentlichen 
auf  die  Vorachläge  hinaua,  welche  A.  Bern  dt  (Kreisgerichtsrath,  Rittergutabe- 
aitzer  n.  a.  w.)  in  aeiner  1858  bei  Ruldolph  Wagner  in  Berlin  erachienenen 
Schrift:  „Der  Credit  für  den  ländlichen  Grundbeaitz'^  wegen  der  Reformen  dea 
Credita  der  Landwirthe  in  VoracUag  gebracht  hat  Güniher'a  Plan  hat  vor 
dem  Berndt'achen  daa  voraua,  daaa  ea  dabei  auf  eine  Notenemiaaion  nichl  ab- 
geaehen  iat  Die  wichtige  Frage  über  den  peraönlichen  Credit  wird  gar  nicht 
berührt. 

Aua  der  voratehend  kritiairten  neneaten  Litteratar  über  die  landwirthachaft- 
lichen  Creditanatalten  ergiebt  aich  fBr  die  Wiaaenacbaft  and  daa  praktiache  Le- 
ben Folgandea: 
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1.  Den  ländlichen  Grundbesitxern  mangelt  dat  lan  ratio- 
nellen Gewerbebetriebe  benötbigte  Anlage-  und  Betriebacapital.  Es 
ist  deehalb  ein  Gebot  der  Nothwendigkeit 

2.  diesen  beklagenswerthen  Mangel,  im  Staats-  wie  im  Tolkswirthschaftli-* 
eben  Interesse,  darch  Ausdehnung  des  fand  wirihschaftlicben  Real- 
und  Eröffnung  des  den  Landw  irtben  jetzt  fast  ganz  fehlenden 
Personalcredits, 

3.  der  in  beiden  Formen  zu  gewährende  Credit  darf  niemals  den  Werth 
der  landwirthschafllich  benutzten  Grundstficke  überschreiten; 

4.  der  Hypothekarcredit  der  Hausbesitzer  bedarf  gleiebfalla  der  Aufhülfe; 

5.  es  erscheint  nicht  rfithlich,  den  ländlichen  und  den  stidtiachen  Grund- 
besitzern die  benothigte  Hülfe  durch  dasselbe  Institut  zn  gewähren,  viel« 
mehr  eropfiphlt  es  sich,  die  Creditanstalten  für  die  Landwirthe  getrennt  zn  hal- 
ten Ton  denen  für  die  stadtischen  Grundbesitzer; 

6.  die  sicherste,  umfassendste  und  wohlfeilste  Hülfe  gewahren  den  Land- 
wirthen  die  auf  dem  Wf^gt  der  Selbsthulfe  in's  Leben  zu  rufenden  (Pfandbrief-) 
Creditinstitute ;  es  erscheint  aber 

7.  durchaus  geboten,  diese  Institute  zeitgemSss  umzubilden  (s.  Hascher), 
auch  in  den  Provinzen,  welche  dergleichen  Anstalten  entbehren,  solche  einzu- 
richten. 

Von  der  grössten  Wichtigkeit  aber  ist  es, 

8.  den  Landwirthen  das  nöthige  Betriebscapital  auf  dem  Wege  des  Perao* 
nalcredits  zuzuführen  und  zwar  durch  Gründung  landwirthschaftUcher  Vorschusa- 
▼eroine,  nach  dem  Muster  der  gewerblichen  Creditgenossenschaften«  mit  den  durch 
die  Natur  des  landwirlhschaftlichen  Gewerbes  bedingten  Modalitäten  (s.  die 
Mille r'sche  Schrift). 

9.  Auf  welchem  Wege  der  Credit  der  Hanabesitzer  in  den  Städten  am 
zweckmässigsten  zu  heben,  ist  zur  Zeit  noch  eine  oflfene  Frage.  Dia  nach 
£  n  g  e  l's  Vorschlag  in's  Leben  zu  rufenden  Bodencreditbanken  scheinen  sich  dia- 
aem  Credit    besonders  wirksam  zu  erweisen*). 

10.  Die  Hypothekenversicherungen  sind  noch  zu  jung,  um  ein  bestimmte« 


*)  Der  Ma^strat  zu  Berlin  ^  dem  doch  sieber  das  Engel'sche  Projeet  bekannt 
geii'orden  ist,  hat  neuerdings  die  Frage  wegen  Errichtung  eines  Pfandbrief- Instituts 
für  Berlin  zur  Sprache  geiTacht  und  zu  dem  Ende  aus  seiner  Mitte  einige  Mitglieder 
gewählt,  welche  das  Projeet  nach  jUen  Seiten  hin  prüfen  und  begutachten  »ollen. 
Blan  verBpricht  sich,  wenn  das  Institut  bis  auf  Höhe  einer  gewissen  Summe  die  erste 
Hypothek  v erbrief (  und  zwar  auf  4%  «nd  VaVo  AmortisationRquote,  und  wenn  diese 
Summe  nach  der  H9he  der  FeuerliasBe  und  bi«  zu  zwei  DritthHIen  bestimmt  wQrde, 
eine  grosse  Theilnalime.  Man  fürchtet  durchaus  nicht,  dass  2.  u.  3.  Hypotheken  nicht 
zu  beschaffen  sein  wurden,  glaubt  Tielmehr,  dass  es  immer  noch  Private  genug  geben 
werde ,  weiche  mit  höherem  Zinssatz  ihr  Geld  anlrgen  wollen,  um  so  mehr,  als  die 
EigenlhOmer  gezwungen  werden  sollen,  ihre  Hypotheken  mit  V,  %  zu  tilgen,  also 
auch  die  hinteren  Hypotheken  zu  verbessern.  Man  verspricht  sich  von  dem  institate 
glänzende  Resultate  und  hat  hierzu  auch  alle  Urssche,  da  in  Berlin  im  Jahre  1861 
630  Wohngebäude  mH  647  Seilen-  und  Quergebiuden «  im  Jahre  1862  aber  839 
Wohnhäuser  mit  816  Seiten-  und  Quergebauden  neu  aufgebaut  worden  sind. 
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Urtbeil  über  ihre  Wirksamkeit  flllen  za  kdiiiieQ;  so  Tiel  steht  indessen  doch 
fest  (und  aus  dem  Engel'scben  Projecte  zu  einer  Bodenereditbank  folgt  dies  we- 
nigstens indirect),  den  riesigen,  sich  immer  mehr  steigenden  Capitalforderungen 
der  Landvirthschaft  gegenüber  erweisen  sich  derartige  Anstalten  nur  als  Aa- 
xiliarmitteL  f. 


Di^  nationaldkoiioiiiisictae  Iiltteratnr  in  äler  perlodisctaen 

PreMe. 

Italien. 

Wir  betrachten  unsern  heutigen  Bericht  nur  als  eine  Fortsetzung  des  vorigen, 
wozu  uns  das  vierte  Heft  der  Rivista  nazionale  in  den  Stand  setzt,  und  werden  uns 
namentlich  mit  der  Entstehung  des  neuen  Duanensystems  und  dem  Handel  Italiens 
beschäftigen. 

1}  Le  dogane  Italiane  par  6.  Hanna,    p.  326  sqq.  fascicolo  4  della 
Ri?ista  nationale. 

Eine  hdcfast  beachtenswerihe  Berichterstattung,  nicht  allein  über  die  Einführung 
des  neuen  Zollsystems,  sondern  zugleich  über  den  Gang,  die  Schwierigkeiten  und  die 
Intentionen  der  grossen  wirthschaftlichen  Reform.  Manna  spricht  von  dem,  was 
vnter  seinen  Augen  vorging,  denn  er  war  der  Präsident  der  Commission,  der  diese 
ungeheuere  Arbeit  oblag,  und  er  führt  uns  mitten  hinein  in  seine  organisatorische 
Tbatigkeit. 

Bereits  in  den  ersten  Monaten  der  italienischen  Revolution  war  der  Zolltarif 
einheitlich  gestaltet  und  auf  sehr  freie  Principien  gegründet  worden.  In  P  i  e  m  o  n  t 
hatte  schon  seit  dem  Jahre  1850  allmählig  eine  Zoilreductioh  stattgefunden,  doch  war 
in  Tose a na,  als  es  mit  Piemont  vereinigt  wurde,  in  vielen  Theilen  der  Zolltarif 
noch  niedriger;  dagegen  waren  die  lombardischen,  emilischen  und  roma- 
nischen Zolltarife  im  Allgemeinen  höher.  AU  vermittelnder  Weg  zur  Ausgleichung 
wurde  nun  für  alle  diese  Theile  von  Oberitalien  ein  und  derselbe  niedrige  Zolltarif 
der  alten  Provinzen  gewählt.  Schwieriger  stellte  sich  die  Lage,  als  die  beiden 
Sicilien  zum  Königreich  hinzutraten,  da  in  ihnen  das  Protectionssystem  bisher  das 
Scepter  geführt  hatte.  Aber  auch  hier  wurde  nach  vielen  Erwägungen  im  Ociober  1860 
dieselbe  Tarifreform. in's  Werk  gesetzt,  so  dass  vom  Jahre  1861  an  ganz  Italien  von 
einem  einzigen  und  zwar  sehr  massigen  Tarif  beherrscht  wurde. 

Mit  dieser  Reform  war  eine  neue  Regulirung  des  Duanensystems  geboten,  da 
ein  massiger  und  liberaler  Tarif  auch  ein  freieres  Zollreglement  bedingt.  Schon  die 
*  Lage  Italiens  übrigens  mit  seiner  ausserordentlichen  Küstenausdehnung,  den  unzähligen 
maritimen  Städten  und  einem  sehr  beträchtlichen  auswärtigen  und  KQslenhandel  machte 
die  Aufgabe  zu  einer  sehr  schwierigen.  Dazu  kam,  dass  nicht  weniger  als  sieben 
Duanensysteme  im  Königreich  Italien  iu  gesetzlicher  Kraft  waren,  die  nun  durch  ein 
einziges  neues  ersetzt  werden  sollten.  Mit  grosser  Anstrengung  wurden  die  Regle- 
ments und  Gesetze  von  Piemont,  der  Lombardei,  Toscana,  Parma,  Modena,  der  Ro- 
magna  und  den  Marken  gesammelt  und  die  bisherigen  italienischen  Institutionen  unter 
sich  und  zugleich  mit  den  verschiedenen  Zolleinrichtungen  von  Europa,  vorzuglich 
denen  von  Frankreich,  England  und  Belgien  verglichen.  Dabei  wurde  im  Auge  behalten, 
dass  man  in  Italien  mit  dem  sehr  niedrigen  Tarif  mit  vollen  Segeln  den  Lehren  des 
Freihandels  zusteuerte.  So  entstand  das  neue  Duanenreglement ,  das  mit  dem  ersten 
Januar  1862  im  ganzen  Königreich  Italien,  tunächst  jedoch  nur  provisorisch,  durch 
königliches  Decret  in  Vollzug  gesetzt  wurde.  Das  neue  System  wurde  mit  solcher 
Schnelligkeit  in  allen  430  Zollstätten  des  Reiches  im  Laufe  des  Januar  eingeführt, 
dass  am  Ende  dieses  Monates  kaum  eine  Spur  noch  von  den  alten  Zollgesetzen  in 
ganz  Italien  verbanden  war.    Eine  einzige  Vorschrift  und  eine  einzifp«  Methode  be- 
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herrschte  alle  Daanen  des  Reichs.  Bei  den  Zolllinien  halle  maD  das  englische  System 
befolgt,  nach  welchem  dieselben  mehr  vom  Meere,  als  vom  Lande  aus  bewacht  werden. 

Die  Generaldirection  beobachtet  seitdem  aufmerksam  Tag  für  Tag  die  Wirkungen 
des  neuen  Gesetzes.  Eine  Rechnungsablheiliing ,  ein  statistisches  Bureau  und  ein 
Centralcabinet  waren  zu  demselben  Zweck  gegründet  worden,  und  werden  hier  täglich 
durch  telegraphische  Berichte  die  Notizen  über  die  Zolieinnahmen  eingesammelt.  So 
nach  Manna.  Wir  hoffen,  die  Ergebnisse  des  ersten  Jahres  vom  neuen  Gesetz  bald 
Torlegen  zu  können. 

Gicca  freilich  beschwert  sich  in  demselben  Heft  (Rivista  economica-aoiministra- 
tiTa  p.  385),  dass,  während  früher  in  Piemont,  ja  selbst  im  Königreich  Neapel  stets 
nach  6  Monaten  die  Handelsstatistik  veröffentlicht  wurde ,  im  neuen  Köuigreich  nicht 
einmal  über  1860  und  1861  eine  solche  exisUre.  Reichhaltiges  Material  aus  dem 
Jahre  1860  liefert  der  folgende  Artikel: 


2)  Del  commercio  Italiano  anteriore  e  posteriore  al  nosiro 
rinnoYamento  politico  par  Pietro  Haesiri.  Fase.  4. 
p.  344—384. 

Dieser  ausführliche  Bericht  über  den  Handel  Italiens  rührt  gleichfalls  her  TOn 
einem  höheren  Beamten  des  Ministeriums  für  Agricultur,  Industrie  und  Handel  und 
ist  trotz  der  Stoffmasse  nichts  weniger  als  trockenen  Inhaltes. 

Nach  demselben  sind  die  hauptsächlichsten  Einfuhrartikel  die  Colonial- 
waaren,  durch  welche  Italien,  wie  ganz  Europa,  der  Levante  und  den  transatlantischen 
Gegenden  den  stärksten  Tribut  zahlt;  die  Manufacturwaaren,  welche  England,  Frank- 
reich, Deutschland,  die  Schweiz  und  Holland  einführen,  werden  gegen  Rohproducte, 
Seide,  Oel,  Bauholz,  Lebensmittel  aller  Art  u.  s.  w.  ausgetauscht  Auch  die  fossile  Kohle 
entbehrt  Italien.  Piemont,  die  Lombardei  und  überhaupt  das  obere  Italien  sind  die 
Hauptconsumenten  der  Colonialwaaren. 

Ein  Drittel  der  ganzen  Ausfuhr  im  Jahre  1860  bildete  die  rohe  Seide,  nam« 
lieh  218  Millionen  Lire  an  Werth.  Einen  Schluss  auf  den  Boden,  das  Klima  und  das 
wirthschafliicbe  Leben  Italiens  verstatten  die  verschiedenen  Ausfuhrartikel  der  ein- 
zelnen Provinzen.    Es  führte  1860  aus: 

die  Lombardei  und  die  alten  Provinzen  des  Staates  für  159,826,927  Lire 
rohe  Seide;  die  Romagna,  die  Marken  und  Umbrien:  Hanf  (17,517,387  L.) ; 
Toskana: Borax  (2,425,000 L.),  Bauholz (3,621,0ü0  L.),  feines  Getreide (7,0! 6,000 L.), 
Strohhüte  (12,715,000  L.) ;  die  a  1 1  e  n  P  r  o  v  i  n  z  e  n :  Wein  und  Spirituosen  (9,238,000  L.), 
Yieh  (9,775,000  L);  Neapel:  Oele  (29.723,004  L.),  Mandeln  (3,732,233  L.),  Süss- 
holz  (1,922,328  L.),  Cremor tartari  (1,66^019 L.) ;  S  i c il i  e n  :  Schwefel  (16,701,000  L.), 
Gerbestoff  (10,611,000  L.),  Weine  und  Spirituosen  (4,029,000  L.),  Pomersnzen  und 
Citronen  (8,678,000 L.),  getrocknete  Früchte  (2,234,000 L.) ;  Messa  und  Carrara: 
den  Marmor  (1,800,000  L.). 

Die  Gesammtausfuhr  des  neuen  Staates  belauft  sich  auf  569,934,294  Lire. 

Wir  geben  noch 

die  Werth e  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  im  Jahre  18  60: 


Einfahr 

die  alten  Provinzen    .    .    .  260,823,045 

Lombardei 85,995,140 

Neapel 78,331,575 

Sicilien 26,227,000 

Toskana 79,195,344 

Parma 18,000,000 

Hodena 25,667,068 

Unbrien,   die  Marken   und 

die  Romagna     ....  33,299,296 

Oeaammtbetrag    •    .    .  607,638,468 


Aosfolir 

175,850,415 
126.448,525 
86,115,929 
59,211,000 
44,544,135 
14,500,000 
18^605,290 

44,659,000 


Differeas  der  Eiafohr 
und  Anafahr 

-f  84,972,630   Lire 

—  40,453,485    - 

—  7,784,354  - 
^  32,984,000  - 
-f  34,651,209  - 
+  3,500,000  - 
+    7,061,778  - 

—  11,859,704    - 


669,934,294  -f  37,404,174  Lira. 
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Es  betrag 


die  Efnfahr 


▼on 


Fr.nVr.l^li  i^^^  89,400,000 

FMDlcrelcii  ^jggQ  128,000,000 

F«.unrf      5^068  34,028,600 

England  .  j^q^q  67,428^300 


(1858 
Oeslerreich^^g^Q 

und 
nacli 


Alte  ProvHiseB  Beide  Sicilien 

33,200,000 
22,600,000 
44,682,666 
36,999,000 


Totkaaa 

24,700,000 
22,600.000 
27,166,760 
29,966,426 


RAalMke 
Proviesea 

8,200,000 
10,400,000 
10,616,660 

7,669,276 


die  A.uflfttlir 


«„.,„.u  51858  104,600,000 

Frankrcicn  ^jgß^j  118,600,000 

Fn^Und      J^Ö^S  3,723,426 

England  .  ^^^^  6,642,826 


Oetlerreieh- 


il858 
1860 


39,000,000 
38,100,000 
41,413,075 
46,697,600 


16,600,000 
13,100,000 
13,462.600 
14,376,600 


7,400,000 

3,600,000 

2,416,400 

996,076 


Geeaaiait- 
betrag 

166,600,000 
183,600,000 
116,394,466 
131,943,000 
86,027,460 
76,681,317 


167,600,000 
173,300,000 
61,016,400 
68,713,100 
73,640,446 
44,048,856 


Maestri  giebt  unter  Anderem  eine  ausffthrliche  Darstellung  der  Handelsbewegung 
in  den  Haupthfifen  Ton  Italien. 

So  sehr  uns  nun  der  ganze  Aufsatz  angesprpchen  liat,  kdnnen  wir  uns  dech 
einer  Rflge  nicht  enthalten.  Bei  Aufzihlung  der  Vorlheile,  welche  die  Zollrereins- 
staaten  haben  sollen ,  wenn  Triest  und  Venedig  unter  den  milden  Zollsätzen  Italiens 
ständen,  lässt  sich  derlialianismus  Maestri's  zu  den  Worten  fortreissen,  dassOester- 
reich  mit  seinen  hohen  Zollsätzen  und  Verboten  den  auswärtigen  Waaren  den  Krieg 
mache,  um  seine  schlechlen  Producle  (cattivi  prodotti)  des  Erzherzogthoms, 
Böhmens  und  Mährens  zn  schätzen.  So  f  a  u  1  e  Worte,  selbst  wenn  sie  wahrer  wären, 
gehören  in  ein  wissenschaftliches  Organ  nicht. 

Wir  erwähnen  noch 

'S)  Zweier   Abhandlangen    Aber  den  Credit    Ton   Torrigiani, 

Fase.   3  p.   228  sqq.,  und   tob  Lombardo-Scullica,  Fase.  4 

p.  337  sqq. 

DerErstere  bricht  eine  Lanze  gegen,  der  Andere  eine  ffir  die  Macleod'sche 

Creditlheorie.    Lombsrdo-Scullica   nimmt  auch   die  Priorität  des   Gedsnkens, 

sowie  seinet  Veröffentlichung  für  sich  in  Anspruch.    Er  meint,  dass,  wenn  man  unter 

dem  inneren  Werth  einer  Sache  deren  Nutzen  verstehe,  so  habe  auch  das  Creditbillei 

einen  inneren   Werth,   da   es  zur  Circulation   dient.      Uebrigens  hänge   das 

Creditbillet  nicht  mehr,  wie  jeder  andere  Werth,  Yon  den  Umständen  ab. 

4)  Die  ministerielle   Vorlage  für   1863   ergiebt  ein  Budget 

Elnnahineii 

Ton  ordentlichen  ....    649,366,000 
Ton  ausserordentlichen  .    .      65,466,000 


614.811,000 
Dies  würde  für  1863  ein  Deficit  bringen  von 

320,676,000  Lire. 


Aut||;aben 

763,343,000  Lire 
172,044,000  - 

086,387,000  Lire. 


England. 

Die  mit  dem  31.  März  za  Ende  gegangene  Finanzperiode  1862/1863  hat  mit 
einem  Ueberschuss  der  Einnahmen  geschlossen,  und  es  liegt  die  Reduction  einiger 
Steuern  im  Bereiche  der  Möglichkeit,  so  fremd  das  Reduciren  der  Staatsausgaben 
auch  unserer  Zeit  geworden  zu  sein  scheint.  Dagegen  nimmt  die  Noth  in  den  Fa- 
brikdistricten  unferändert  ihren  Fortgang,  Ja  sie  scheint  sich  immer  mehr  ausza- 
breiten  und  intensirer  zu  werden  und  aus  einem  momentanen  in  ein  chronisches 
Uebel  überzugehen.  Die  fast  heroische  Geduld  und  Ausdauer  des  darbenden  Arbei- 
ters haben  an  mehreren  Orten  ihre  Endschaft  erreicht,  und  das  Gef&hl  der  Uner- 
trägiichkeit  seines  Loosea  und  der  mangelhaften  Abhülfe  seines  Elendes  hat  sic^ 
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bereiU  in  peiralUhStigeii'  Störungen  der  öffentlichen  Ordnung  Lnft  gemacht  Auch 
die  Gaben  der  Privatwohllhätigkeit  fltesaen  sparsamer,  und  es  ist  Tielleicht  nur  noch 
eine  Frage  der  Zeil»  ob  der  ^taal,  seine'  gQnstige  Finanzlage  benutz^end,  durch  Cre- 
dit oder  directe  Gabe  eingreifen  muss  da,  wo  private  Macht  und  priTater  Wille  nicht 
mehr  ausreichen. 

1)  The  State  of  the  reTenae*     Economist  April    4.    1863. 

Das  am  31.  März  abgelaufene  Rechnungsjahr  zeigt  zwar  keine  solche  Vermeh- 
rung der  Einnahmen  (2,392,000)  wie  das  Jahr  1862,  immer  aber  eine  bedeutend« 
Steigung  derselben. 

Einnahme   auf  das   Rechnungsjahr 
1.  April  1862  —  31.  März  1863:       1.  April  1861  —  31.  Mirz  1862: 

Z511e  24,034,000  L.  St.  23.674,000  L.  Sf. 

Accise  17,155,000  *  -  18,332,000  -  - 

Stempelsteuer  8,994,000  -  -  8,590,945  -  - 

Abschätzungstaxen  3,150,000  -  -  3,160,000  -  - 

Einkommensteuer  10,567,000  -  -  10,365,000  -  - 

Posteinkunfte  3,650,000  -  -  3,510,000  -  - 

Krondomänen  300,000  -  -  295,000  -  - 

Verschiedene  Einnahmen  2,753,561  -  -  1,747,534  -  - 

70,603,561  L.  St.  69,674,479  L.  St. 

Die  Vermehrung  der  Einnahme  betrug  demnach  929,082  L.  St. 

Es  sind  gestiegen :  die  Zölle  um  360,000  L.  St.,  Stempel  403,055  L.  St.,  Ein« 
kommensteucr  202,000  L.  St.,  Posteinkünfte  140,000  L.  St.  und  verschiedene  Ein- 
nahmen 1,006,027  L.  St.;  um  ein  Bedeutendes  gefallen  ist  die  Accise,  nämlich  um 
1,177,000  L.  St. 

Der  Economist  macht  zwar  darauf  aufmerksam,  dass  unter  den  „Terschiedenen 
Einnahmen*^  eine  Post  von  730,000  L.  St.,  herrührend  aus  der  Vereinigung  der  in- 
dischen mit  der  englischen  Armee,  stecke,  welche  der  Finanzminister  im  laufenden 
Jahre  wieder  zu  bezahlen  habe,  räumt  aber  doch  ein,  dass  die  englischen  Finanzen 
in  einer  zufriedenstellenden  Lage  sich  befinden. 

Die  wirkliche  Einnahme  von  70,603,561  L.  St. 

Terglichen  mit  den  veranschlagten  Ausgaben  von  70,040,000    -    - 

ergeben  ein  Surplus  von  563,561  L.  St. 

Er  berechnet,  angenommen  es  verbliebe  dieselbe  Einnahme  noch  ffir's  laufende 
Jahr,  einen  Ueberschuss  von  3,063,000  L.  St.  suf  das  Rechnungsjahr  1863/1864. 

Hr.  Gladstone  wird  bei  der  nächsten  Budjetvorlage  demnach  alle  Wege  geebnet 
finden. 

2)  Present    Phase    of    manufacturing   distresa.     Emigration 

and  relief.  Econ.  Harch  28.  1863. 

Hanufacturing  distress.     April   4.  1863* 

Der  Economist  stellt  ernste  Betrachtungen  an  über  die  gegenwärtige  Noth  der 
Fabrikbevöikerung,  und  was  daraus  werden  soll.  Er  constatirt,  dass  es  die  englische 
Wohlthätigkeit  überdrüssig  wird,  die  Hülfeleistung  ferner  zu  versehen,  und  die  eng- 
lische Armulh  überdrüssig  ist,  Unthätigkeit  und  Mangel  länger  zu  ertragen,  dass  un- 
verkennbare Symptome  von  Unzufriedenheit  und  erschöpfter  Geduld  in  beiden  Lagern 
und  von  allen  Seiten  sichtbar  und  bedrohender  werden.  Er  verbirgt  sich  nicht,  dass 
es  weder  zu  vermuthen,  noch  selbst  zu  wünschen  ist,  dass  eine  Erneuerung  der  frei- 
willigen Subscription  in  derselben  Höhe,  wie  im  vorigen  Jahre  stattfinde.  Nur  eine 
sehr  beträchtliche  Erhöhung  der  Armensteuer,  entweder  durch  unmittelbare  drückende 
Erhebung  oder  durch  Anleihen,  welche  die  Schwere  der  Gegenwart  auf  verschiedene 
Jshre  vertheilen,  scheint  ihm  eine  Abhülfe  zu  bieten.  Er  empfiehlt  dabei  Ausdeh- 
nung dieser  ausnahmsweisen  Steuer  auf  die  Nicht-  (Grund-)  Eigenthümer.  Der  Eco- 
nomist bezweifelt  selbst  nicht  mehr  die  Möglichkeit,  dass  eine  Anleihe  oder  Verwilli- 
gung  des  Parlaments  sich  am  Ende  nöthig  machen  könne,  wenn  das  Elend  lange  genug 
fortdauert.  Soweit  wegen  der  HerbeischafTung  der  Hülfsgelder.  Wss  die  Bekämpfung 
der  Koth  selbst  anlangt,  so  räth  er  das  Zurückgreifen  auf  vollständig  gesunde  Prin- 
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cipien  bei  der  UnUrslfiixifhg  der  brodlosen  Arbeiter  an,  Sie  soll  zwar  rOcksichlsfOll 
(gentle),  aber  fest  und  offen  sein.  AU  erstes  Princip',  nach  dem  streng  yerfahren 
werden  soll,  stellt  er  auf,  dass  die  Gabe  der  mildthätigen  Hülfeleistong  im  Betrage 
geringer  und  durch  die  Form  weniger  wQnschenswerlh  und  erwGn&cht  sei,  als  die 
Erträgnisse  der  unabhängigen  Arbeit  Das  Zugetheilte  soll  aber  weniger  betragen 
nicht  nur  als  das,  was  der  Empfänger  durch  Tolle  Arbeit  bei  gedrflckten  Löhnen  v- 
halten  kann,  sondern  anch  weniger  als  der  Verdienst  durch  halbe  Arbeitszeit 
bei  gewöhnlichen  Lohnverhältnissen ! 

In  Staleybridge  scheint  man  nach  solchen  Principien  verfahren  zu  sein. 

Der  Economist  vom  4.  April  ericlärt  die  dortigen  Arbeiteraufstände  zum  Theil 
damit,  dass  sich  hier  eine  starke,  leicht  erregbare  und  rohe  irische  Bevölkerung 
befinde;  es  soll  auch  ein  chartistischer  Redner  daselbst  politisches  Kapital  gemacht 
haben,  aber  er  verschweigt  auch  den  Hauptgrund  nicht.  Er  sagt:  Unglücklicher 
Weise  fühlte  das  Hülfscomit^  zu  Staleybridge  nicht  —  obschon  von  den  besten  Ab- 
sichten erfüllt  nnd  genau  nach  dem  erwünschten  Ziele  trachtend  —  dass  rücksichts« 
volles  Benehmen  und  Tact  in  der  Ausführung  bei  solchen  Umständen  ganz  ebenso 
wichtig  sind,  als  gute  Absichten  oder  weise  Endzwecke. 

Es  ist  gewiss,  dass  die  zu  formelle  Behandlung  oft  nicht  die  angemessenste  Ar- 
menpflege ist.  Der  Geist  des  Volkes,  der  dem  Richter  gebietet,  einen  Mann,  der  zu 
gleicher  Zeit  drei  Weiber  hat,  freizusprechen,  während  er  den,  der  zwei  Weibern 
angetraut  ist,  wegen  Bigamie  zur  Strafe  zieht,  scheint  nicht  der  tieferblickendo  und 
milde  Geist  zu  sein,  der  dem  verborgenen  und  unscheinbareren  Leiden  und  dem 
schamhaften  Elend  die  rettende  Hand  reicht  —  ehe  es  zu  spät  ist.  Uns  drängt  sich 
der  Gedanke  auf,  dass  bei  einer  Unterstützung,  die  unter  der  Hälfle  des  gewöhnli- 
chen Lotins  zugemessen  ist,  eine  englische  Fabrikbevölkerung  eines  langsamen  Hun- 
gertodes versterben  muss« 

3)  Hr.  Kingslej  on  Emigration  and  manafacturing  aelfich- 
ness.  Econ.  April  4.  1863. 

Kingsley,  der  unermüdliche  Gegner  der  Industriellen,  empfiehlt  zur  Abhülfe  der 
Ifolh  in  den  Fabrikdistricten  ein  organisirles  und  ausgedehntes  System  der  Aus- 
wanderung und  denuncirt  die  Gegner  derselben  als  selbstsüchtige,  grausame  und  un- 
edle Mammonanbeter.  Er  sagt:  „Die  Arbeiter  sind  im  Ueberfluss  vorhanden;  dieser 
Ueberfluss  wird  schliesslich  ein  Geschenk  für  die  Fabrikherrn  sein  und  ist  unter- 
dessen eine  Last  für  uns,  ein  Gewicht,  dsa  auf  unsere  Gewissen  wie  auf  unsere 
Börsen  drückt ;  lasst  sie  daher  auswandern,  lasst  uns  unsere  Verantwortlichkeit  weit 
weg  von  unserm  Angesicht  begraben.**  Der  Economiat,  als  das  grosse  Organ  der 
Fabrik-  und  Handelsinteressen,  hält  ihm  entgegen,  dass  die  Yertheiler  der  Hülfsgelder 
zweifeln,  ob  sie  dazu  berechtigt  seien,  die  ihnen  zunächst  zur  Steuerung  zeitweiliger 
I^oth  anvertrauten  Gelder  zu  diesem  Zwecke  zu  verwenden.  Er  zeigt  femer,  dasa 
denselben  gar  nicht  die  Mittel  zu  Gebote  stehen,  eine  ausgedehnte  Auswanderung, 
z.  B.  von  10,000  Menschen,  eintreten  zu  lassen,  da,  während  früher  40,000  L.  St. 
die  Woche  eingingen,  jetzt  nur  noch  6000  L.  St.  einkommen.  Die  Auswanderung 
nach  Amerika  (4—5  L.  pro  Kopf)  und  nach  Australien  (17 — 20  L.  pro  Kopf)  würde 
im  Durchschnitt  für  Jeden  Ausivandernden  10  L.  beanspruchen,  wodurch  die  Fonds 
für  die  Zurückbleibenden  ganz  erschöpft  würden.  Auch  würde  gerade  die  lanca- 
ahirer  Fabrikbevölkerung,  die  nur  leichter  Arbeit  und  Beschäftigung  in  geschlos- 
senen Räumen  gewohnt  wäre,  sich  zu  Colonisten  am  wenigsten  eignen.  Der  Haupt- 
grund ist  ihm  wohl  der,  dass  sofort  mit  dem  Sinken  der  Baumwollenpreise  der 
empfindlichste  Hangel  an  geschickten  Arbeitern  in  den  Baumwollendistricten  ein- 
treten würde,  wenn  man  die  hungernden  Arbeiter  zu  Zehntause^den  über's  Meer 
schickt!}.  Er  vergleicht  an  einer  Stelle  Kingsley  und  seine  Partei  in  ihrer  Partei- 
nahme gegen  die  Fabrikinteressen  mit  den  Republicanern  der  ]Kordstaaten,  die  auch 
nicht  sowohl  daran  dachten,  den  Sclaven  der  Südstaalen  zu  helfen,  als  ihren 
Herren  Unrecht  zuzufügen  und  ihre  Interessen  zu  untergraben.  (Der  Economist 
neigt  bekanntlich  zu  den  Südländern.) 

Schon  vorher  (Econ.  28.  März  1863)  hatte  der  Economist  einen  Artikel  über  die 
Stellung  eines  Theils  der  Aristocratie  tur  Baumwolleniiolh  gebracht: 
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A^ristocratic  London  and  Unaristocratic  Lancashire, 

in  welchem  er  die  englische  AristOGratie  eintheilt  in  eine  höhere  und  intelligentei 
welche  weiss,  dass  das  Wohlbefinden  Englands  durch  seine  Manufacturindustrie  nn-. 
berechenbar  gestiegen  ist,  und  die  sich  beeilte,  bei  dieser  ausserordentlichen  Noth 
so  helfen,  und  in  eine  Art  Junkerthum.  Bei  dieser  Gattung  der  londoner  Gesell- 
sdiaft,  die  mehr  ein  Appendix  der  Aristocratie  sei,  als  die  Aristocratie  selbst  —  die 
wünsche,  lieber  „mit  Prinzen  zu  leben,  als  prinzliche  Gesinnungen  zu  haben**  — • 
sei  eine  Art  von  Cant  gegen  Fabrikbesilzer  und  Fabrikarbeiter  vorhanden.  Diesel- 
ben bestritten  anfangs,  wie  Kingsley,  die  Noth  der  Arbeiter,  die  geringer  gewesen 
sei,  als  die  Noth  in  „Wessex**  in  gewöhnlichen  Zeiten.  Den  Fabrikbesitzern,  sagen 
sie,  darf  man  nicht  tränen.  Sie  werden  ihre^  Arbeiter  niemals  in  eine  gute  Lag« 
bringen,  sie  werden  sie  ausdrücken  bis  auf  den  letzten  Schilling.  Aber  auch  den 
Fabrikarbeitern  ist  nicht  zu  trauen;  den  Augenblick,  wo  sie  in  Noth  sind,  brechen 
sie  in  GewalUhäligkeit  und  Rebellion  aus,  wie  sie  eben  gethan  haben  (in  Staley- 
bridge^.  Solche  Anschauungen  und  Vorurtheile  sucht  man  am  wenigsten  in  Eng- 
land, doch  es  ist  das  Land  der  Gegensätze.  Solchen  Geistern  muss  aber  die  Welt- 
ausstellung wie  eine  Fata  Morgana  erschienen  sein. 

4)  Savinga  banka.     Econ.    March  14.  1863. 

Die  nachstehenden  Notizen  über  die  englischen  Sparbanken  sind  der  Zuschrift 
eines  Hitgliedes  der  Aufsichtscommission  der  West- London- Sparbank  an  den  „Bcoaa- 
mist*'  entnommen. 

1.  Am  20.  November  1861  gab  es  im  vereinigten  Königreich  640  Sparbanken  mit 
692  unbezahlten  und  1,336  bezahlten  Beamten. 

2.  Die  Zahl  der  Einlage -Conlls  betrug  1,609,103  und  zu  ihrer  Verfügung  stand 
ein  Capital  von  41 ,542,220 L.  St.  (276,948,133  Thir.  10  Sgr.  — !),  so  dass  auf  jeden 
Einleger  durchschnitilich  ungefähr  26  L.  St  (173  Thlr.  10  Sgr.)  kamen.  Der  Ver- 
mögensstock der  Sparbanken  selbst  betrug  42,068,870  L.  St.,  demnach  ungefShr  eine 
halbe  Million  mehr  als  die  Einlagen.  Der  Zinsfuss  war  2  L.  19  s.  vom  HunderL 
Der  gesammte  Gescliäftsaufwand  überschritt  nicht  6  s.  5  d.  auf  Jedes  Hundert  Capital. 

3.  Auf  das  Jahr  kamen  1,840,988  Einlagen,  zum  Betrage  von  7,955,000  L.  St, 
nnd  1,010,116  Posten  wurden  zurückgenommen,  zum  Betrage  von  8,834,000  L.  St 
einschliesslich  Interessen,  so  dass  nicht  weniger  als  16,789,000  L.  St  das  Jahr  ein- 
und  ausgingen. 

Diese  sämmtlichen  Angaben  gehören  den  gewöhnlichen  oder  „alten**  Sparbanken  an 
und  beziehen  sich  nicht  auf  die  neugegründeten  „Post  Office**- Spar cassen. 

5)  Why  ahonld  not  consola  be  payable  tobearer,  if  ihe  hol- 

dera  deaire  it?     Econ.  Febrnary  28.  Harch  7.  1863. 

Mr.   Gladsione'a   bill   for  the  iaaue  of  atock  certificatea 
payable  to  bearer.    Econ.  April  4.  1863. 

Bisher  konnten  die  englischen  Staatsschuldscheine  (consols)  nnr  an  einer  einzigen 
Stelle  übertragen  werden,  dem  Hauptamt  der  Bank  von  England,  und  auch  hierfür 
war  nur  ein  einziger  Tag  in  der  Woche  bestimmt  Dieselben  konnten  daher  nur  in 
London  verkauft  und  beliehen'  werden.  Der  „Economist**  stellt  die  Betrachtung  an, 
es  sei  doch  merkwürdig,  dass  England,  gleichsam  die  Mutter  der  grossen  Staats- 
schulden, von  der  andere  Nationen  erst  gelernt,  hinter  diesen  in  Vervollkommnung 
des  Staatsschuldenwesens  zurückgeblieben  sei ;  in  England  wire  fast  Alles  noch  ao 
wie  im  Anfang.  Er  wägt  die  Gründe  ab  für  und  gegen  die  Umwandlung  der  Consola 
in  Certificate,  die  von  Hand  zu  Hand  übertragbar  sind  wie  die  Schatzkammerscheine 
(Exchequer  bills),  und  kommt  zu  dem  Schluss,  dass  es  wünschenswerth  sei,  die  Um- 
wandlung denjenigen  zu  verstatten ,  in  deren  Wunsch  und  Interesse  es  liege.  Ef 
vergisst  dabei  natürlich  nicht,  zu  erwähnen,  dass  der  englische  Stock  in  weit  besserem 
und  allgemeinerem  Credit  steht  als  irgend  ein  anderes  Slaatspapier  in  der  Welt;  dem 
habe  aber  bisher  nur  noch  das  Vermögen  leichter  Beleihung  und  Uebertragbarkeit 
gefehlt  Diese  Leichtigkeit  des  Beleihens  und  des  Verkaufs  und  das  grössere  Oehein- 
niss  bei  der  Uebertragung  sind  die  Hauptgründe  der  Reform. 


Lillrratar.  385 

Der  Torschlaf  GladsUn«*«  geht  4aMii|  daas  ein  Slockffnhaher  (fltockheldar), 
«reicher  kei»  Vormund  (Verwalter  u.  g.  w.«  truitee)  ist,  ein  Certificat  erlialten  kann, 
Welche«  übertragbar  sein  soll  durch  Ueberlieferung,  ond  an  das  Cou|K>ns  gefügt  Rind,  die 
den  IniMber  zur  Empfangnalime  der  Dividende  berecitligen.  Die  Bank  und  deren 
Zweige  losen  die  Coupons  nach  Torliergehender  Prflfting  ein. 

6)  The  floctnations  in  the  Talaeoff^old  at  New- York.    Ecod. 

March  28.  1863. 

Bekanntlich  hat  der  amerilcanische  Finanzmhiister  Chase  den  Satz  aufgestellt, 
dass  das  uneinloübare  Papiergeld  des  Staates  den  Nennwerth  Tollstlndig  repräsentire 
vnd  eine  dem  entsprechende  Kaufkraft  habe;  auch  habe  es  die  Waarenpreise  nicht 
gesteigert  Das  Steigen  des  Goldes  s«*i  lediglieh  durch  die  Specuiation  bewirkt  und 
könne  durch  ges«>tzliclie  Anordnung  heeinflusst  werden.  Dieser  Ansicht  entspringen 
eine  Reihe  von  Maassregeln  des  Congre^ses,  darauf  gerichli>t|  den  Goldcurs  niederzu- 
halten. So  wurde  das  Gesetz  erlassen  ^  dasa  kein  Darlehen  g<*gt;n  Sicherheit  von 
Gold-  oder  Silbermfinze  der  Vereinigten  Staaten  gegeben  werden  sollte,  das  den 
Nrniiwerlh  dea  verpfändeten  oder  deponirten  Geldes  übersteige.  Die  new-yorker 
Banken  und  andere  Capilalislen,  die  in  viel  stärkeren  Pn|K>rtionen  Darlehen  vor- 
geslreckt  hallen,  ergriff  eine  Panik,  und  das  Gold  fiel  f^sl  unnJttelbar  von  172  auf  152, 
um  freilich  bald  wiedrr  auf  162  zu  steigen.  Das  Gesetz  konnte  iwar  das  Beleihen 
,  beschränken,  den  Handel  mit  Gold  aber  traf  es  nicht.  Der  Salz,  den  der  „Eeono- 
mist**  au>sprirlit,  scheint  uns  unzweifelhaft,  dass  nämlich  früher  oder  später  der  Preis 
des  Goldes  bei  einem 'uneinlÖsbaren  Umlaufümiitel  (currency)  genau  auf  den  Werth 
steigen  wird,  weUhen  die  Inhaber  des  Umlaufsmitteis  als  seinen  wirklichen  Werth 
erachten.    Gesetze  können  dabei  viel  versuchen,  aber  sie  werden  wenig  ausrichten. 

Wir  entnehmen  dem  Preiscourant  von  65  Artikeln  einige  Posten  sum  Erweise 
der  Entwerthung  des  amerikanisehen  Papiergeldes. 

Preise  in  New-Tork:  ,'."'•- 

■teirerang 
81.Deobr.  1861  8t.  Decbr.  18GS  auf  a  Hundert 

dol.  e.  dol    c.    dol.  e.  dol.  c. 

Knpfer  (amerikanisches)    iOO  Pfund  23  — -  bis  25  —  32  50  bis  33  —  33 

Kohle Tonne  4  50  -      5  —  8  —  -  8  50  75 

Baumwolle  (mid.  fair)  .    100  Pfund  29  --  -    29  50  70  --  -  71  —  150 

Kaffee  (Brasilien)    .    .  20  50  -    21  50  28  —  -  3t  —  40 

Korn  (westliches)    .    .  100  busheis  58  50  -    60  —  81  50  -  83  —  40 

Heu 100  Pfund  —  80  -    —  85  —  95  -  1  —  18 

Weizen bushel  1  30  -      1  45  1  50  -  1  65  16 

Häute  (Rio)    ....    100  Pfund  24  50  -    26  —  27  50  -  28  60  12 

Whixky 100  Gallonen  25  —  -    25  50  40  —  -  42  —  70 

Zucker  (Cuba)    ...    100  Pfund  6  —  -      6  76  8  26  -  10  26  33 

Tabak  (Kentucky)    .    .     100  Pfund  7  60  -    20  —  14  —  -  13  —  60 

Baumwolle  (dhirting)   .    100  Yards  8  —  -    10  —  28  —  -  30  —  220 

Flanell  ......  15  —  -    30  —  40  —  -  46  ^  90 

Von  allen  56  Artikeln  waren  die  Preise  Im  Jahre  1862  beträchtlich  gestiegen! 

Aus  der  neueren  englischen  Literatur  führen  wir  noch  an: 

7)  a.  Diagrims  showing   the  price  of  the  Englfsh  fands,  the 

price  of  wheat,  the  numher  of  hanfcraptcies  aod  the 
rate  of  discount  monthly  since  1731.  Also  diigrams 
ahowing  the  weekly  acceunta  of  the  bank  of  England 
aince  the  passing  of  the  bank  act  of  1844.  By  W.Stan- 
ley  Jevona.  Edward  Stanford,  charing  croaa.  Eine  ata- 
tisttsehe  Uebersicbt  der  allgemelDen  Handelsgeachichte  von  England  seit 
1731  and  der  Bank  Ton  England  seit  1844  In  —  Figuren, 
b.  Handy-book  of  aocial  intercoarse  bj  William  B*  Chof- 
ley.  London,  LongmanDy  Gran,  Longmann  and  Ro- 
berts 1862. 

85 


3g6  Liiteralar. 

c.  Th0  Port  and  Trade  of  London  by  Charloa  Capper.  Lon- 
don, Smith,  Eldor  and  Go.  65,  Cornhill.  1862.  Ein  bedea- 
tonder  Beitrag  nicht  Mos  zar  englischen  Handelsgeschichte,  sondern 
zur  HandelsgeKhichte  der  Welt. 


Frankreich. 

Weder  die  Ausgaben  des  Staates,  noch  die  Aasgaben  der  Metropole  haben  die' 
NeigHrig  yerloren,  fort  und  fort  lu  steigen,  und  die  Gemeinwesen  gewöhnen  sich  unter 
dem  zweiten  Kaiserreich  daran,  die  Lasten  der  Gegenwart  der  Zukunft  mit  aufzu- 
bflrden.  Dass  aber  die  franzdsische  Gesellschaft  ihre  Schuldigkeit  gegen  die  Mit- 
lebenden nicht  erfüllt,  das  offenbart  die  Baumwollenkrisis  an  der  Unteren  Seine 
und  am  Oberen  Rhein  immer  mehr,  Je  weiter  sich  der  Schleier  lüftet,  der  so  lange 
darüber  geruht,  und  Je  klarer  die  grosse  Noih  und  die  kleine  Hülfeleisfung  zusammen 
an  den  Tag  treten.  Unterdessen  besprechen  die  Gelehrten  die  Beziehungen  der 
Yolkswirlhschaft  zur  Religion  und  Moral,  und-  unter  den  Oekonomisten  bricht  ein 
grosser  Schulstreit  aus.  Eine  neue  Credittheorie  kommt  über  den  Canal  herüber 
in*s  La^^d  und  findet  eifrige  Anhinger;  erscheint  sie  doch  mit  dem  Satze:  „Credit 
vervielßlUigt  das  Caftital^  wie  die  Kaiserthebrie  der  französischen  Staats wirthschaft. 
Malthus  wird  ,,aui  dem  Rücken  von  Ricardo  ausgeklopft^'  und  zuletzt  wirft  man 
die  Frage  auf:., ,19t  die  politische  Oekonomie  *eine  wahre  Wissenschaft  oder  nur  eine 
Studie'^l    Aus  dem'  Mannichfachen  nur  einige  Andeutungen : 

1)  De  la  crise  cotonniire  par  A.  Legoyt«    Journal  des  Economistes 
Mars  186a  p.  425  sqq. 

•  Dieser  Auftatz  sowie  einige  Veröffentlichungen  in,  dem  Januar  -  und  Märzheft 
des.  Journals  und  in*  der  Revue  des  deux  Mondes  sowie  der  .pariser  Correspondens 
des  londoner  Economist  setzen  uns  in  den  Stand,  einen  Einblick  in  die  Baumwol- 
lenkrisis in  Frankreich  zu  geben. 

Le-goyt  nimmt  an,  dass  es  1860  in  Frankreich  1769  Etablissements  für  Baum- 
wollenindustrie gab.  welche  über  1610  Maschinen  mit  26,035f acher  Fferdekraft 
und  5,926,629  Spinaeln  verfügten.  Die  beiden  Hauptpuncle  der  Industrie  sind  die 
Untere  Seine  und  der  Obere  Rhein. 

Der  Census  von  1869  ergab  in  diesen  beiden  Departements 

Etablissements     Maschinen     Pferdekraft    Spindeln 
Untere  Seine  676  318  4,084       1,474^491 

Oberer  Rhein  72  81  3,336        1,(^7,642 

Nach  der  Volkszählung  von  1861  ernährte  die  gesammle  BaumwoUenindustrie 
(Spinnerei,  Weberei,  Druckerei  u.  s.  w.)  eine  Arbeilerbevölkerung  von  369,644  See- 
len und  unter  Zurechnung  der  Unternehmer,  deren  Familien  und  Angestellten  aller 
Art:  513,600   Personen. 

Von  den  beiden  Hauptdistricten  producirt  Ronen  (Untere  Seine)  nur  die  ndberen 
und  gewöhnlichen  Nununem,  Mühlhausen  dagegen  die  feinsten,  z.  B.  Nr.  6u  — 12^, 
80  dass  letzteres  6-  bis  Sroal  mehr  Fäden  aus  dem  Ballen  zieht,  als  Ronen.  Ebenso 
sind  die  Artikel,  die  aus  deti  feineren  l^äden  gewebt  Werden,  von  bei  Weitem  höherem 
Werth,  als  die  aus  groben,  bei  denen  das  Rohproduct  auf  den  Wäarenpreis  viel  mehr 
einwirkt  Dies  die  beiden  Gründe,  weshall)  an  der  Unteren  Seine  die  Krisiaviel 
frühzeitiger  und  intensiver  auft|rat,  als  im  Etsass. 

Legojt' schätzt  die 'Zahl  der  Arbeiter,  welche' von  der  Baumwollenindustrie 
leben,  unter  Berücksichtigung  des  Census  von]  1861  auf  370,000;  davon  sind 

27,48  troc,  oder  101,676    bei  voller  Tagesarbeit  unter  reducirten  Löhnen, 
.   29,84      -        -      110,408    mit  halbem  Tagelohn  und 
42,67*   -        -      167,879    vollständig  ausser  Arbeit. 

Er  berechnet  den  Durchschnittslohn  des- Arbeiters  (Spinners  wie  Weben)  für 
Frankreich  im  Jahre  I86I ;  dieser  ergiebt  bei  voller  Arbeit: 
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f&r    188^760    Mianer       '4i6;i50  Fr. 
-      138,750    Frauen         208,125    - 
92,500    Kinder  46,250    - 


370,000  670,625  Fr.  pro  Tag. 

In  der  cegenwiriigen  Lage  ist  der  ToUe  Tageslohn  reducirt  auf  2  Fr.  und  der 
balbo  TagOälohn  auf  1  Fr. 

Der  Ausfall  zwischen  1861  und  jetxt  ist  die  Differenz  yon  670,625  und  343,760 
oder  356,865  Fr.  fdr  den  Arbeitstag.      Sonntage  und  Krankheiten  in  Abrechnung 

Sebracht,    ergiebt   fibf    das    ganze    Jahr   einen  Yerlust  an   Arbeitslohn  Ton  107 
iillionen ! 

BaudriUart  im  Februarfaeft  kommt. auf  einem  andern  Wege  der  Abschätzung 
(er  nimmt  den  Werth  der  Producte  in  Frankreich  im  Jahr  1860  mit  530  Millionen 
Fr.  als  Ausgangspunct  und  berechnet  davon  Va  oder  106  Millionen  Fr.  als  Betrag 
der  Produetionskosten,  die  auf  den  Arbeitslohn  kommen)  nur  auf  einen  Ausfall  von 
53  Millionen  Fr. 

Die  freiwilligen  Gaben  zur  Abhülfe  der  Noth  werden  aut  2ya  Millionen  Fr.  an- 

J geschlagen ;  der  gesetzgebende  KSrper  verwilligte  und  der  Senat  sanctionirte  5  Mil- 
ionen  Fr.  Staatsunterstützung.    Baudrillart  vergleicht  die  Anstrengung  der  Pri- 
vatmildthitigkeit  Frankreichs  mit  der  von  Russland.    Jüngst  war  zu  Petersburg  ftr 

'  die  Bewohner  von  Fmnland,  welches  Hungersnolh  verwüstete,  eine  S^ubscrlption 
eröffnet  worden,  und  am  Ende  von  8  Wochen  hatte  diese  mit  grossem  Geräusch 
angekündigte  Subscription  eine  Summe  von 338  Rubeln  erbracht!  Wirthschaftliche 
und  politische  Schriftsteller  Frankreichs  haben  uns  oft  gesagt,  dass  die  Franzosen  die 
sweitreichste  Nation  in  Europa  seien,  und  doch  hat  sie  so  wenig  übrig  für  hungernde 
Arbeiter,  denen  sie  dooh  schliesslich  ihren  Wohlstand  grossentheils  verdankt. 
Dass  die  Presse  in  Frankreich  bei  dieser  Frage  ihre  Schuldigkeit  inicht  gethan  hat, 
darüber,  glauben  wir,  ist  selbst  in  Frankreich  keine  Meinungsverschiedenheit.  Ob 
aber  die  UnthUtigkeit  und  Gleichgültigkeit  der  Menge  einer  solchen  Noth  gegenüber, 
die  an  der  Unteren  Seine  mindestens  schon  seit  dem  Juli  .vorigen  Jahres  bestand, 
mehr  einem  Ungeschick  oder  einer  Machtlosigkeit  derPrivatmildthätigkeit  und  Selbst- 
hftlfe  der  Gesellschaft. <*-.  beide  so  oft  angepriesen  von  den  französischen  Nationäl- 
5konomen  —  oder  jHnem  unbedingten  Verlassen  auf  oder  Behinderung  durch  die 
staatliche  Vorsehung  oder  endlich  einem  Alles  beherrschenden  Egoismus  der  wohl- 
habenden Classen  zuzuschreiben  sind,  darüber  wollen  wir  das  Urtheil  der  eigenen 
Nation  überlassen.  Die  socialen  Erscheinungen  sind  in  der  Regel  das  Resultat  ver- 
schiedener zusammenwirkender  Ursachen.  Hier  scheinen  aber  Ui^sachen  wie  die  Er- 
scMnnng  selbst'  nicht  zur  gloire  der  grossen  Nation  beizutragen. 

Ten  der  Zukunft  der  Baumwollenkrisis  zu  sprechen,  wollen  ^ir  uns  diesmal 

'  enthalten,  dazu  sind  uns  die  Unterlagen  zu  dürftig  und  erscheint  sie  auch  sonst  In 
undurchdringlidie  Schleier  gehüllt. 

2)  Le  ladget  de   1864.    Conp  d'oeil   aar  let  exerpices  tnii" 

rienrj,  p.  Cl«  JagJar..  Journ.  des  Econ.  Fevrier  1863  p.  177.  sqq. 

Ordentliches  Budget 
Veranschlagtes  Budget  auf  1863  1,729  Millionen  Fr. 

-        -     1864  1,778    .   -  . 

demnach  für' 1864  eine  Vermehrung  von  49  Milliohen;  das  Budget  von  1863  war 
bereits  um  71  Millionen  gewachseli. 

Ausserordentliche  Budg^ets  (18.62 -.- 1864). 

'■     :•        "-'/-■'      -^^'/:      •..    *.  'Ausgaben   -^     ^     * ',    .  ■ 

.     ,  186ft       1863       1864 
Mittionen  Francs 

Zivildienst  9           27           17 .-. 

Kri^g                                                      •  43             9             7- 

Algier            v             ,          »,  ^     •  2            3-  ...      2r      .>    ;    " 

-     Marine*     '     ^                             -  67           17           14    ' 

Ackerbau,  Bandet,  öffentliche  Arbeiten  16          81          66 

'*--     Summa:    177      va38'    -    164    '. 

SB* 

'S- 


I  ■ .-  >■ 
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FonH  sagt  im  MonKear  tem  9.  Ottob«r  ▼•  J.:  ^Die  FfnantTerwtltoiif  tod  1892 
wird  kein  Deficit  ergeben.**  (Heft  I  S.  118  der  Jalirbb.)  Im  Februar  d.  J.  musate 
er  dfn  geseUgebendeii  Körper  um  eine  Supplementarvervrilligung  fAr  1862  tob 
88,046,152  Fr.  angeben.  (Diese  Bexifferung  ist  der  pariaer  (^rreapondeni  des  Ect- 
BODiicii  vom  21.  Februar  entlelint.) 

"Wir  geben  noch  eine  Totalübersicht  der  ausserordentlichen  und  Supplementar- 
Credite,  die. aus  veradiiedeuen  Recbnungsjahren  au  reguliren  «arm,  um  die  dem 
Senat sbeacliluaa  rem  31*  December  1861  vorher geliende  Verwaltung  cum  Abacliluai 
tu  briugeo. 

1857      1858      1859      1860      1861      1862 
lüllionen  Franea 

Credite,  eröffnet  durch  Decrete         53         84       343       417       261         66 

Credite  ohne  Decret      257       338       187         84       196 

Ckrammtbetrag    53        84t        681        604        346       261 
Blan  sieht  daraus,  welche  Aufgabe  der  Finanzminisler  tu  Qbernehmen  hatte,  uftA 
ilad  wir  gespannt  darauf,  wie  daa  zweite  Jahr  der  neuen  Flnanzperiod«  achlieasi; 

S)  Le  huAfti  de   la  Tille  de  Paria,  par  Paul  Bditeau.   Jonro.  de 

Econ.  Fevrier  1863  p.  265  —  293. 

Die  Geecitiehte  der  Budgets  der  Stadt  Paris  ist  nicht  minier  wie'  die  der  Staata- 
b«dg<*ts  ein  Sibclc  Kaiaergeschichte,  nur  muss  man  nicht  das  Steigen  der  Ziffern  ala 
flelclibedeulend  ansehen  wollen  mit  dem  Steigen  dea  VeUatandea  uod  der  BuW 
Wicklung  aller  Klassen  dea  Volka. 

Die  Eninahm^n  und  Ausgaben  der  Stadt  Paris  sind  um  ein  Drittel  höher,  als  dia 
Belgien«  und  sind  mehr  als  das  Doppelto  dea  Bvdgeta  tou  Bajeru  und  nabeau  dag 
Siebenfache  des  von  WOrlemberg. 
Im  Jahre  1861  belrugen 

die  Einnahmeu  202,554,092  Fr.  26  C. 

die  Ausgaben  192,406,266    •    86  - 

das  Ortroi  ertrog  77,391,416    -    74  - 

Bine  Klasse  von  Einnahmen,  die  an  bestimmten  Zwecken  dienen  (Supplemeutal« 
raa  et  sur  fonda  apeciaus),  bestehen  unter  dem  Kaiaerrelch  hauptsächlich  aua  den  Er« 
febnisaen  von  Anleihen. 

Unter  den  Ausgaben  figurirt  die  öffentliche  Sicherheit  mit  19Prac.f,  die  öffentlicbu 
Unteralütaung  nur  mit  14  Proc.  und  der  öffentliche  Unterricht  mit  nicht  mehr  als  S 
Pjoc,  der  Dienst  und  die  Arbeiten  der  Ingenieure  mit  33  Proc. 

DieSchulden  der  Stadt  betrugen  am  I.Januar  1862 :  467,792,440  Fr.  itC,  wvnmlnr 
•ine  Anleihe  im  Jahr  1852  von  57,476,600  Fr.  --  C. 

-    1856    -  127,102,672    -    60  - 

-       -       -       -    1860    -  254,205,746 

Diese  Schuld  musa  in  36  Jahren  liquidirt  sein. 

Boiteau  meint,  an  und  für  sich  genommen  und  für  den  Augenblick  seien  dln 
FItancen  von  Paria  in  keinenr  schlechten  Stande,  „aber  ea  tat  nothwendig,  daaa  wir 
unsern  Zug  des  Sardanapel  anhalten.^*  Herr  Hauamann,  der  Seineprafect ,  tat  der 
siemlich  unbeachränkte  Gouverneur  der  Stadt. 

4)  De  l'accord  de  Pdconomie  polltique  et  de  la  religlon,  pur 
leonce  de,  Lavergn e«  RcTue  des  deux  mondea  16.  Novcmbru 
1862  p.  421  —  448. 

Accord  de  rdco.nomia  politlque  avec   la   rellgion,  ptr  Frd- 

ddrfc  Paaay*    Journ.  dea  Econ.  Fevrier  1863  p.  192 — 201. 

Der  erate  Artikel  enthllt  die  Beaprechung  dea  umfangreichen  Werks:  De  la 
richesse  dans  las  sociöl^  chröliennea,  von  Ch.  Perin,  Professor  des  öffentlichen 
Bechts  und  der  Kationalökonomie  an  der  katholiachen  Universitil  von  Löwen,  2  toIL 
Der  französische  Gelehrte  bemerkt,  daaa  Schon  die  Existenz  eines  solchen  Buchs  allein 
•inen  grossen  Fortschritt  andeute ,  da  es  gleichsam  aus  dem  Schoosse  des  Kalholl- 
ciamus  htrauskommt,  der  damit  diese  Wlaaenachaft  unter  seine  Disciplinen  mit  auf- 
genommen hat.    Die  Uniteraitit  Löwen  lat  vom  Staate  gani  unabhingig  und  nnter 
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Itr  amdüieMticbvB  Leitaiif  to  kotholffcheft  deras.  Perl»  bat  fibrigeiif  bercfti 
•inen  Vorläufer  an  VilleDenTe-Bargemoty  dem  YerfasBer  der  iconomle  poli* 
tique  cfaretienn«.  DeLavergne  hebt  hervor,  daaa  die  oralen  Oekonomislen  vor  Allem 
mnit  botdiafli^  waren,  die  Grundlagen  der  Wiatenachaft  zu  legen,  und  ea  vernach« 
Uaaigt  hatten,  ihre  Beziehungen  aur  Philoaopbie  der  Moral  und  der  Religion  nacbsu« 
weiaOB.  Erat  in  neuerer  Zeit  aei  eine  solche  Richtung  eingeacblagen  worden,  die 
Ib  Frankreich  .von  Orot  begonnen  wurde.  Br  fährt  noch  aufOunojer,  BaudriU 
lart  (in  seinen  Vorlosungen  am  College  de  France >,  Frid^ricPassyÜn  den  freie« 
Vorlrigen  tu  Monlpellier)  u.a.w.,  welche  aämmtlich  die  Beziehungen  der  Ethik  mit  der 
Tolkawirlh«chaft  in'a  Axge  gefasst  haben.  Wir  nennen  noch  den  Schotten  J.  Chal« 
mera,  von  dem  1832  The  supreme  importaaco  of  a  rigbt  moral  to  a  right  ooonomical 
atate  of  tbe  communily  er«chien. 

Ana  den  eigfnthömlichen  Auffassungen  und  wirthschaftlichen  Anschauungen 
Perin'a,  die  weniger  dem  Individuum,  alt  der  goaammlen  Welt- und  Lebenaauffasaung 
der  katholischen  Kirche  anzugehören  acheinen,  beben  wir  nur  lierver,  dasa  er  an  der 
Bpilte  aeiner  Lehre  das  Princip  der  Entsagung,  le  renoncement  k  aol  m6mei  k  aa 
propre  vie  (3I«re.  8,  34.  Luc  9,  23.  14,  26  ff)  stellt.  Er  fordert  daher  Verach- 
tung des  Reichthums  als  sittliche  Pflicht,  als  HaupibethStigung  des  Bntaagungsprincipa. 
in  oetog  anf  die  wahren  Zwecke  dea  Lebens  sollen  die  Armen  eine  hdliere  Stellung 
olnnehmen,  ala  die  Reichen.  Er  apricbt  von  einem  bienfait  de  la  pauvretd,  deasen 
Oolt  Niemand  berauben  wolle.  Jedermann  iat  entweder  wirklich  arm  oder  aoll  IM« 
willig  arm  worden.  Daa  iat  nichla  Anderea  ala  die  Lehre  dea  Stiftera  der  Beitleror- 
den.  Frani  von  Asaiaai  aagt  (3  a.  S.  Franoiaci  Collat.  XXIII  p.  123) :  ImiUlorot 
Christi  eatote  in  pauperlate.  Dominua  enim  J.  Christus  pauper  nalus  est,  paupor 
vitit,  paupertatem  docuil  et  cum  paupertale  decesffit.  Vgl.  Aber  die  Lehre  dea  heil. 
Franz  von  Assiasi  von  der  Armuth  Laurent,  Hisloire  du  droit  des  gena  L*  Vll  p« 
114 a^.  Die  BeiUer  haben  daher  nach  Perin  im  wir thseliafi liehen  Leben  dea  Volkeo 
eine  förmliche  Miaaion,  den  8tolt  der  JUenachen  tu  demOthigen,  die  Nothwendigkoit 
der  Armulh  im  Geiste  einzuaebarfen  u.  a.  w. 

'Ea  ISaat  eich  wohl  kein  achirferer  Gegenaatt  denken,  ala  diese  wirihschafllleho 
Anachauung  und  die  der  englischen  Schule,  namentlich  der  Richtung,  die  sie  durch 
Mallhus  und  Ricardo  «rhelten  hat  Als  des  Ersteren  entschiedener  Gegner  tritt 
Perin  auch  sonst  auf  und  wenn  ihn  de  Lavergne  zu  einem  unbewussten  Mathn* 
ataner  atempeln  will,  so  ist  ihm  der  Versuch  total  mlsalungen. 

Data  wir  bei  dem  katliclisctien  Nailonalökonomen  eine  Verberrlidrang  dea  Hiitel« 
altera  nach  der  wirihschafilirlien  Seile  hin  finden,  versteht  sich  von  selbst,  ebenso 
wie  die  Glerilicirung  der  Orden,  namentlich  des  Benediciinerordens,  und  der  Kreuz- 
tftge,  deren  michliger  Einluss  auf  die  Oeatallung  dea  wirthaehaftl leben  Lebens  der 
oeddentalischen  Welt  anch  von  Anderen  anerkannt  wird. 

Aber  Perin  ist  ein  wirklicher  Naliona)5konom.  Er  acceplirt  die  meisten  Errnn- 
genschafren  der  ökonomischen  Wissenscluft.  Er  erkennt  vollstSiidig  das  moderne  Prin- 
dp  der  freien  Concurrenz  an  und  hiil  sich  hier  vollkommen  frei  von  veralteten  Vorur- 
theilen.  Er  weist  die  Vortheile  nach,  die  daraua  fOr  die  Theilang  der  Arbeil  eniapringe«, 
wobei  er  den  Wunsch  ausspricht,  dsKS  der  Geist  der  Gererbiigkeit  und  der  christli» 
eben  Liebe  die  Schroffheiten  der  Anwendung  des  Princips  mildern  möchte.  Die  Seelo 
der  AsHOciation  ist  ihm  wesentlich  chrisilich.  Auch  der  Credit,  der  auf  das  Vertrauen, 
die  Bbriichkeil  beairt  iai,  ruht  ihm  auf  dem  chriatlichen  Geaalt.  Den  i^iribacbafUichen 
FortachriU  in  der  Gesellschaft  erkennt  er  an. 

In  den  beiden  letzten  der  7  Bücher,  die  vom  Wohhtand  und  Elend  und  der  Armen« 
pflege  handeln,  srheint  Mandies  enthalten,  worin  Volkswirthstchaft  und  Religion  nahe 
an  einander  grenzen  und  beslimmi  sind,  sich  die  Binde  zu  reichen,  mehr  ala  oa  bis- 
her gescbHien  ist.  Wir  fahren  hier  zum  Schluss  noch  eine  Stelle  an  aua  dem  Jüngi^ten 
Brlass  des  geistvollen  Bischofs  von  Orleans,  Dupanloup,  bei  Gelegenheit  der  Beum- 
wollenhungersnolh :  „Rs  genagt  nicht,  zu  versprechen«  daas  daa  Steigen  der  Löhne  in 
einer  wohlgeordneten  GeaelUcbafl  langsam,  indirecl  und  fortschreitend  aus  dem  Gleich* 
gewicht  zwischen  deir  Bevölkerung  und  dem  Capital,  aua  der  Mäsalgung  in  der  Con« 
cunrenz,  der  gealeigerten  Produciion  dea  Ackerbaua  u.a.  w.  hervorgehen  wird.  Aber  eho 
die  GoaoUsohaft  ao  geordnet  ist,  daa  Gleichgewicht  hergestellt,  die  Production  geatio- 
gan  und  diese  drei  Beiwörter:    „l'angaaaa,''  ,,indifocl,^    „fortachreitend'' 
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ihren  Weg  gVmacht  haben,  muss,  wenn  ein  Hagel,  Cholera,  Arbeitseinstellang ,  eine 
Erneute,  eine  Ueberschwemmung,  eine  Geisel  der  Natur  oder  der  Politilr  herniederßlH, 
die  christliche  Liebe  den  Mangel  bedecken  und  die  leeren  Stellen  aoefailen. 

Der  letzte  Aufsatz  ist  ein  Vortrag,  den  J.  Pasay  zu  Bordeaux  am  24.  December 
T.  J.  in  Gegenwart  des  Cardinais  Donnet  über  die  harmonischen  Beiiehnngen  der 
Tolkswirthschaft  zur  Religion  gehalten  hat.  Er  Ist  reich  mit  Citaten  aus  kirchlichen 
Schriftstellern  Tersehen  —  bis  auf  Tertullian  hinauf  — .  Ihm  gilt  es  ja,  die  Aussprüche 
kirchlicher  Autoritäten  als  vereinbar  mit  der  Wissenschaft  von  der  materiellen  Seite 
des  Lebens  darzulegen.  Wir  führen  daraus  ein  Dictum  des  berühmten  Kirchenredners 
Pater  G  rat  ry  an:  „Man  versichert  mir,  die  Nationalökonomie  sei  eine  Geisel ;  ich  sage, 
sie  ist  das  Heil  der  Gesellschaften. '*  G  r  a  t  r  y  ist  neuerdings  zum  Ehrenmitglied  der 
BOciiU  de  l'economle  politique  zu  Paris  gemacht  worden  und  —  hat  angenommen. 

5)  L'<^conomie  politiqae  et  la  d^moeratie.     DlBCoars  d'ourer- 

tnre  dacoars  d^^conomie  politiqae  aacolHge  de  France, 

par    H.  Baadrillart.    Joarn.    des   Econ.     Janvier    1863 

p.  9  qq. 

Eine  weitere  Concordanz.  In  diesem  Vortrage  sucht  Baudrillart  den  Einklang 
seiner  Wissenschaft,  über  welche  er  am  College  de  France  Vorlesungen  hält  mit  der 
Democratie  zu  erweisen.  Democratie  wie  Cbristenthum  haben  schon  als  ethische  Be- 
thaligungen  der  menschlichen  Gesellschaft  gemeinsame  Berührungsnuncte  mit  der  Volks- 
wirthscliafL  Democratie  erklärt  er  übrigens  sehr  geistvoll  als:  nie  wachsende  Theil- 
nähme  der  Massen  nicht  blos  am  Gouvernement,  sondern  auch  an  der  Bildung  und 
am  Wohlbefinden.  Der  Vortrag  ist  die  erste  Vorlesung  eines  Curses  über  National- 
Ökonomie,  und  er  charakterisirt  denselben  seinen  Zuhörern  mit  den  Worten:  „Ich 
werde  die  Gegenstände  an  und  für  sich  als  solche  der  reinen  Volkswirthschaft  behan- 
deln: das  ist  der  instrnctive  Theil  des  Curses  im  strengsten  Sinne.  Dann  zeige 
ich  die  Verbindung  dieser  ökonomischen  Fragen  mit  den  Grundsätzen  der  gesellsdiaft» 
Uchen  Moral  und  des  öffentlichen  Rechts,  in  dem  mehr  philosophischen  Theile  der 
Studien.'* 

6)  Lettre«  aar  la  thi^orie  deMalthaa,  par  deFontenaj.   Joarn. 

des  Econ.    F^^yrier  p.  254  aqq.     Mars  p.  449. 

R^ponse   k  M.   de  Fontenay,  par  L.    de  Larergne.    Jonrn. 

des  Econ.   Mars  p*  464  sqq. 

Gegen  Malthus  nnd  für  Malthus.  Lebhafte  Debatten,  die  uns  höchlichst  angezo- 
gen haben.  DeFontenay,  der  meint,  gegen  Malthus  brauche  man  kein  grobes  Geschütz 
mehr,  scheint  uns  stark  aus  Carey  geschöpft  zu  haben.  Wenn  der  Streit  bis  zu 
einem  Ruhepunct  gekommen,  werden  wir  die^esuUate  bringen,  jetzt  scheint  er  erst 
im  Beginnen. 

7)  L'^conomie  politiqae   est-elle  ane  scIence    oa    n'eat  eile 

qo'ane  ^tade?  par  J.  Dapait.     Joarn.  des  Econ.    F^Trier 

p.  23  7  aqq. 
ObserTation  dar^dactear  en  chefaar  Particle  pr^c^dent, 

par  H.  Baadrillart.  Joarn.  des  Eco  n.    F^rrier  p.  249  sqq. 
Replik   Ton  Dapait  im  Marzheft  S.  474  ff.  and 
Daplik  Ton  Baadrillart  das.  S.  482  ff. 

Die  Aufschrift  ist  richtig,  die  wir  angegeben  haben:  Ist  die  Nationalökonomie 
eine  Wissenschaft  oder  nur  eine  Studie  1  Dupin  der  Aeltere  äusserte  unlängst  seine 
Zweifel  daran,  dass  die  politische  Oekonomie  eine  Wissenschaft  sei.  Die  SÜndn 
war  einem  Juristen  noch  zu  vergeben,  denn  es  konnte  Ja  ein  Zeichen  sein ,  data  er 
nichts  von  Volkswirthschaft  verstand,  aber  von  Du  pult,  einem  der  Viceprisidenten  der 
soci^U  de  l'iconomie  politique  zu  Paris,  diese  Frage  aufgeworfen  zu  hören,  maaa 
überraschend  sein.  Schon  seit  längerer  Zeit  .ist  im  Schoosse  dieser  Gesellschaft,  wel- 
cher die  Elite  der  französischen  National  Ökonomen  angehört,  eine  grosse  Meinonga- 
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fertchiedeaheif  über  HaapUehrea  der  Yoikewirthschaft  zu  Tage  getreten,  wir  vervei- 
sen  z.  B.  auf  den  von  una'fräher  erzählten  Ausfall  daselbst  Ton  D  u  p  u  i  t  gegen  Michel 
CheTalier,  wegen  Zweifels  an  der  Correclbeit  TonMalthus'Bevolkerungtheorie.  Der 
im  heftigen  Tone  geschriebene  Artikel  Dupuit's  ist.  gegen  dieirrlebrer  der  Wissen- 
schaf t  gerichtet,  die  in  der  GeseUachaft  überhand  nahmen ,  vornehmlich  gegen  d  e 
Fonionay,  einen  grossenlVerehrer  vonCarey  und  Anneifer  von  Ricardo  und  Mal- 
ttans,  welehen  Letzteren  er  nach  dem  Ausdruck  Dopuit's  auf  dem  Rücken  Ricardo's 
ausklopfe..  ■  Dnpoit  will  eine  gewisse  Zahl  von  Grundlehren  unangegriffen  wissen,  — 
hiervon  die  Hand  weg,  damit  das  Publicum  zur  Wissenschaft  Vertrauen  habe,  ein 
immerwährendes  Infragestellen  der  Grundlehren  müsste  den  Credit  der  Wissenschaft 
vernichten. 

Baudrillart  wahrt  die  Freiheit  der  Wissenschaft  und  die  freie  Discussion  des  von 
ihm  redigirten  Journals.  Er  weist  dann  auch  auf  die  grosse  Meinungsverschiedenheit 
bedeutender  Nationalölconomen  hin,  aufFridericBastiat,  L^on  Faucher  u.s.w.,  die  nicht 
die  Schlusafolgerongen  Ricardo's,  die  beiden  Fassy,  M.  Wolowsky,  L.  Reyband  und 
vielleicht  drei  Viertel  der  Gesellschaft,  weiche  nicht  in  allen  Stücken  oder  gar  nicht 
Anhänger  der  Lehren  von  Malthus  seien. 

Um  die  Leidenschaftlichkeit  zu  kennzeichnen,  mit  der  der  Streit  geführt  wird,  be- 
merken wir,  dass  der  von  Dupuit  (dem  Gen  eralinspector  der  Brücken  und  Chausseen) 
angegriffene  de  Fontenay  demselben  Torhält,  dass  er  sich  als  Generalinspector  der 
Wissenschaft  aufspiele,  und  dass,  wenn  man  eine  Kritik  der  Ideen  von  Carey  ausüben 
wolle,  man  das  Original  in  die  Hand  nehmen  müsse«  Carey  wird  man  auch  in  Eng- 
land und  Deutschland  nicht  todtschweigen! 

8)  Noch  befindet  aich  im  Hänheft  des  Journali  ein   Aafaati  von  Joseph 

Garnier: 
Exposition  de  la  th^orie  de  la  valeur  p.  369  sqq. 

Er  hat  den  ersten  Abschnitt  desselben  mit  der  witzigen  Ueberschrift  versehen : 
„Es'handelt  sich  nicht  um  eine  neue  Theorie/'  Neues  bringt  er  allerdings  nicht,  so 
elegant  und  geistreich  der  Aufsatz  auch  geschrieben  ist. 

9)  In  dem  Januarheft  ist  eine    kane  Abhandlung  von  Hyppolite  Dabos 

über  die  Credittheorie  yon  Macleod: 

Le   cr<^dit  a-t-il   ponr   effet  de  multiplier  les  capitanz? 

p.  55  sqq. 

die  nach  nnserm  Dafürhalten  das  Beste  ist,  was  das  Journal  über  diesen  Gegenstand 
gebracht  hat. 

Auch  Jules  Duval  hat  sich  im  Februarheft  (p.3i2)  darüber  ausgesprochen.  Wir 
nehmen  an  einer  anderen  Stelle  Tiellelcht  bald  Gelegenheit,  darauf  zurückzukommen. 

K— n« 
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X. 

Ba«  Paplergelil  derTereinUrten  MmiteB  IVordanerika«  wftli« 
rend  ihre«  rnabhiliiffflikeitikrieffes  von  177ft-.17Si, 

Als  im  Jahre  1775  der  nordamerikanische  Cnabhäogigkeitakrieg  ansaubre- 
chen  begann,  entstand  für  den  neuen,  am  10.  Hai  in  Philadelphia  luaamnen- 
getretenen,  Coogreaa  der  ▼erbflndetcn  Colonleen  vor  Allem  die  Frage,  voher  die 
zur  Errichtung  und  Unterhaltung  einer  Kriegsmacht  nöihigen  Geldmittel  su 
nehmen  seien.  Zur  Decretirung  ausserordentlicher  Steuern  fühlte  er  sich  noch 
nicht  stark  genug.  Ueberdies  erschien  diese  Maassregel  unpolitisch,  da  der  ganie 
Streit  mit  dem  MuUerUnd  gerade  in  Folge  der  Besteuerung  sum  Ausbmcha 
gekommen  war. 

Daher  nahm  der  Congress  seine  Zuflucht  lur  Creirung  von  Staatspapiergeld 
m  Billets  ¥on  1  —  30  Dollars  (contiaenlal  bills) ,  die  schliesslich  von  den 
„conföderirten  Colonieen'^  durch  Steuern  oder  gegen  klingende  Miinie  eingelöat 
werden  sollten.  Aus  der  Geschichte  dieses  ersten  Papiergeldes  der  Vereinigten 
Staaten,  die  Angesichts  der  Im  gegenwärtigen  amerikanischen  Kriege  von  der 
Unionsregierung  ausgegebenen  Srhatznoten  ein  gsns  besonderes  Interesse  hat, 
mögen  hier  die  wichtigsten  Momente  Plati  finden* 

Als  Quellen  standen  su  Gebote:  1)  Ramsay,  Hist.  of  ihe  U.  St.  cap. 
XVIII.,  2)  Gonge,  Hist.  of  paperm.  and  bank.  in  the  U.  St.  Phil.  1833  h 
II.  cap.  III.,  3)  Franklin,  Of  the  papermoney  of  the  U.  St.  of  A.  1781» 
in  the  works  of  B.  Fr.  ed.  Sparks.  Bost.  1840  yoL  II  p.  421,  ferner  Brief 
Frsnklin*s  an  Cooper,  Passy  22.  Apr.  1779,  in  derselben  Ausgabe  toK  VIII  p. 
328,  und  Jo.  Sem.  Ruston,  Passy  9.  Oct.  1780,  vol.  VlII  p.  506. 

Im  Jahre  1775  wurden  die  ersten  Creditbilleis ,  im  Betrage  Yon  2  Mlll. 
Dollars,  su  verfertigen  beschlossen ;  am  25.  Juli  desselben  Jahres  beschloss  man, 
eine  dritte  Million  hinzusufügen.  Die  Colonieen  wurden  angewiesen,  fSr  die 
Einlösung  derselben  in  4  jährlichen  Zahlungen  zu  sorgen,  Yon  denen  die  erste 
spätestens  am  letzten  November  1779  geschehen  sollte,  bis  zu  welcher  Zeü^ 
wie  man  damals  noch  glaubte,  der  Streit  beendigt  sein  würde.  Am  29.  No* 
▼ember  1775  beschloss  der  Congress  die  Emission  von  3  weiteren  Millionen, 
die  wie  die  früheren  durch  4  jihrliche  Zahlungen  eingelöst  werden  sollten ,  von 
denen  die  erste  spätestens  den  letzten  Koveniber  1783  stattfinden  sollte.  Gleich- 
zeitig wurde  bestimmt,  dass  die  von  jeder  Colonie  einzulösende  Quote  Im  Ver- 
hältniss  zu  ihrer  VolkszshI  stehen  sollte.  Am  27.  Februar  1776  ordnete  der 
Congress  auf  die  Nachricht,  dass  England  sechszehntausend  fremde  Söldner 
für  den  Kriegsdienst  in  Amerika  angekauft  habe,  die  Ausgabe  von  3  ferneren 
Millionen  a^  und  am  9.  Mai  und  22.  Juli  kamen  noch  10  Millionen  hinzu« 
Sonsch  stieg  nun  die  ganze  circulirende  Menge  auf  20  Millionen  Dollars.  Die 
Noth  aber  drängte  den  Congress  im  Laufe  des  Krieges  zu  immer  neuen  Emis- 
sionen, die  schliesslich  die  Menge  des  circulirenden  Papiergeldes  auf  200  MilK 
Dollars  vermehrten,  so  daas  auf  den  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung  der  con- 
f<^derirten  Staaten  (2,383,300  E.)  mehr  als  83  Dollars  Papiergeld  kam. 

So  lange  das  Papiergeld  20  Millionen  nicht  überstieg,  behauptete  es  seinen 
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Ifooiiiialwerth,  dank  der  allganeineii  polltlscben  Begelstorangy  der  tu  Folge  es 
•1b  Ehrensache  betrachtet  warde,  die  BiHeta  al  pari  aBSQBehmen.  Ende  1776 
aber  fing  daa  Papiergeld  in  Folge  der  zunehmenden  Menge  im  Werthe  tu  ain* 
ken  an,  und  diese  Entwerthung  nahm  durch  die  fortwihrende  Yermehning  nnanf- 
haltaam  lu.  Auch  wnrde  die  Depretiation  dadurch  befördert,  daaa  die  einseinen  Staaten 
ebyifalls  bedeutende  Summen  Papiergeld  auegaben  und  daaa  das  Continentalgeld 
Tielfach  nachgemacht  wurde,  Ende  1777  galten  im  Allgemeinen  2  oder  3 
Dollara  Papiergeld  gkich  1  Dollar  Silber;  Ende  1778  war  ea  bia  auf  den  5. 
hia  6.  Theil  soinea  uraprOnglichen  Werlhea  gesunken. 

Endo  1779  galten  i  Dollar  Silber  im  Allgemeinen  27  oder  28  Dollara 
Papier,  nach  den  eraten  Monaten  von  1780  gar  50,  60  und  70  Dollars  Papier. 
Der  Congreaa  faaste  endlich  i  780  den  Beschluaa,  daa  Papiergeld  durch  nominell 
hohe  Steuern  eimulteen  und  dann  xu  ferbrennen.  Dieae  Steuern  wurden  in  der 
Fronde  fiber  die  errungene  Selbststandigbeil  bereitwillig  gexahit  und  auf  diese  Weiaa 
wurden  monatlich  15  Millionen  Dollars  Papiergeld  ▼ernichtet.  Im  Jahre  1781 
drcnlirte  das  Papiergeld  nur  noch  in  einem  Theile  des  Landea  und  hier  fiel  ea 
bald  auf  den  150.  Theil  seines  Nominal werthea.  Znletat  wollten  os  Viele  nur 
noch  cum  Cwra  Ton  mehreren  Hunderten  für  1  nehmen. 

Gongo  gibt  nach  den  Publicationen  von  Webeter,  eines  damaligen  Kauf- 
mannes in  Philadelphia,  das  CnrsTerhältnias  des  Papiergeldea  xu  Silber  lAr  diu 
oinielneB  Monate  in  Philadelphia  folgendermaasen  an: 

i  Dollar  baar  galt 


1777 

Jan.  33  iy^  Dollars  in  Papiergold 

Febr.=  ly,  -  -          . 

Man  =2  -  -          - 

April  =  2»/,  -  - 

Ibi   =  3  -  - 

Juni  =  3  -  - 

Juli    =3  -  -          . 

Aug.  =  3  -  - 

Sept.  =  3  -  - 

Oct.   =3  -  -          - 

Nov.  =  4  -  - 


1779 


Jan.  =7,8,9, 
Febr.  =  1 0 

Mira  =10,11  .  - 

April  =  l2i/,,14,16,22  -  - 

Mai    =22,24  -  - 

Juni  =22,20,18  -  - 

Juli  =18,19^0  -  - 

Ang.  =20  -  - 

Sept.  ^20,28  -  - 

Oct.  =30  -  • 

Not.  =32,45  -  - 

Doc.  =46,38  -  " 
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1778 

Jan«  =:  4  Dollars  in  Papiergeld, 
Febr.=  5  -  - 
Mira  =  6  -  - 
April  =6  .  .  - 
Mai  =  5  -  - 
Juni  z=  4  -  - 
Juli  =  4  -  - 
Aug.  =  6  •  - 
Sept.=  6        -      -  - 

Oct.  =  6  -  - 
Not.  =  6  -  - 
Dec  =  6       -      - 

1780 
Jan.  =:  40,45  Dollara  in  Papiei|;eld 
Febr.=  45,65       -        -         - 
Min =60,65 
April =60 

Mai   =  60  -        - 

Juni  =  60  -       - 

Juli  =  60,65  •  ^  - 
Aug.=  65,75  .  -  - 
Sept.=  75  ... 

Oct  =  76,80     -       -  - 

NoT.=  80,100  - 
Dffr  =  100.      -       - 
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1781 
Jan.   =100  Dollars  in  Papiergeld 

Febr.  =  100,120        -      -         - 
Min  =  120,135       -       - 
Aprfl  =  135,200       -       -         - 
Mai    =  200,500       .       -         -  ^ 

Der  Cura  war  nicht  ganz  gleich  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Landes, 
so  s.  B.  galt  am  25.  December  1779  1  Dollar  Silber  in  New  -  England,  N.- 
York,  in  den  beiden  Carolinas  nnd  in  Georgien  35  Dollar  Papiergeld,  wahrend 
er  in  Pensylyanien,  N.-Jersej,  Delaware,  Maryland  und  in  Virginien  40  Dollar 
Papiergeld  werih  war.  WShrend  in  Philadelphia  im  Jannar  1781  1  Dollar 
Silber  =  100  Dollar  in  Papiergeld  nnd  im  April  =  135  Dollars  Papiergeld 
galt,  war  er  in  Virginien  75  nnd  100  Dollars  in  Papiergeld  werth.  Der 
Depreciation  in  Philadelphia  folgte  regelmSssig  die  in  Virginien.  Nachdem  die 
Continental  bills  Ende  Mai  1781  zu  clrcnliren  aufgehört,  worden  sie  noch  anf 
Speculation  gekanfl  inm  Cnrs  Ton  400  für  1  bis  m  1000  för  1.  Die  Specu- 
lation  begann  im  Mai  1781  in  Philadelphia,  wo  das  Papier  znm  Cnrs  Ten  225  ffir  1 
gekauft  wurde,  um  dann  in  Boston  zum  Curs  yon  75  ffir  1  wieder  yerkaufk  zu  werden. 
Neben  den  einzelnen  Emissionen  her  suchte  sich  der  Congress  audi  durch 
Borgen  bereits  emittirter  Zettel  zu  helfen,  wofür  er  den  Zins  eine  Zeit  lang  in 
Wechseln  auf  Frankreich  bezahlte,  die  dort  ans  den  yon  den  Vereinigten  Staaten  ge«- 
borgten  Geldern  realisirt  werden  sollten.  Die  geborgten  Summen  wurden  spä- 
ter in  Silber  zurückgezahlt,  dem  Werthe  entsprechend,  den  sie  zur  Zeit  des 
Borgens  besassen.  Aber  diese  Anlehen  waren  ungendgend.  Ferner  nahm  der 
Congress  yon  1778  an  seine  Zuflucht  zu  Requisitionen.  Die  Staaten  wurden 
aufgefordert,  durch  Steuern  bestimmte  Summen  aufzubringen  und  an  den  Con^ 
tlnentalschatz  zu  liefern.  Diese  Forderungen  wurden  aber  grosstentheils  nicht 
erffillt,  so  dass  auch  die  auf  diese  Weise  erlangten  Summen  den  Congress  nicht 
der  Nothwendigkeit  neuer  Emissionen  enthoben. 

Gonge  gibt,  abweichend  yon  Franklin  und  Ramsay,  den  Beirag  der  Pa- 
piergeldemissionen folgendermaassen  an: 

Dollars 

1776  —  20,064,464. 

1777  —  20,426,333. 

1778  —  66,065,269. 

1779  —  149,703,856. 

1780  —  82,908,320. 

1781  —  11,408,095. 

Diese  beträchtliche  Abweichung  beruht  yielleicht  darauf,  dau  hier  die  ge- 
borgten und  durch  Steuern  erlangten  Summen  bereits  emittirter  Billets  mitge- 
rechnet sind. 

Um  die  Depreciation  zu  yerhindem  oder  aufzuhalten,  griff  der  Congreaa  im 
Lauf  des  Krieges  zu  den  stärksten  Zwangsmaassregeln,  Schon  am  11.  Januar 
1776,  als  das  Continentalgeld  kaum  5  Monate  alt  war  und  noch  al  pari  stand, 
beschloss  der  Congress,  da  yiele  yon  den  Gegnern  der  Reyolntion  die  Billeta 
des  Congresses  unbedingt  lurickwiesen ,  dass  Jeder,  der  sich  weigern  wirdt, 
die  Continentalbilleta  anzunehmen,  ffir  dnen  Feind  des  Landes  erklärt  und  dem- 
gemäsa  behandelt  werden,  d.  h.  in  die  Acht  gethan  (ontlewed)  worden  tdit. 
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Dinn  vnrde,  ebeofalls  noch  in  der  Zeit,  als  das  Papiergeld  al  pari  stand,  daa 
Papiergeld  zn  einem  legalen  Zahlmittel  gemacht  nicht  nur  bei  der  Tilgong  Ton 
bona  fide  Scholden,  sondern  auch  bei  der  Tilgung  yon  Schulden,  die  contrahirt 
wären  gegen  das  bestimmte  Versprechen  von  Gold-  oder  Silberxahlung.  Ferner 
wurde  spater  yerordnet,  dass  Jeder,  der  für  Gold  oder  Silber  oder  irgend  eine 
andere  Art  yon  Geld  in  €ontinentalbillets  mehr  als  den  Nonrfnalbetrag  an  spa- 
nischen Dollars,  oder  für  irgend  welche  Güter  in  Papiergeld  einen  höheren  Preis 
fordern  oder  nehmen  würde,  als  der  Preis  dieser  Guter  in  Metallgeld  betrüge, 
oder  wer  irgend  welche  Güter  für  Gold  oder  Silber  ausbieten  und  sich  weigern 
würde,  dieselben  für  Continentalgeld  zu  yerkanfen,  als  ein  Feind  der  Freiheit 
der  Vereinigten  Staaten  betrachtet  werden  und  sein  so  yerkauftes  oder  ausgebo- 
tenes Eigenthum  yerwirken  solle.  Diese  Zwangsgesetze  wurden  mit  erbarmungs- 
loser Strenge  gehandhabt,  vermochten  aber  trotzdem  die  Entwerthung  nicht  im 
Geringsten  zu  hemmen.  Auch  gesetzliche  Preisbestimmungen  für  Arbeit  und 
Güter  aller  Art  wurden  versocht ,  erwiesen  sich  aber  grdsstentheils  unausführ- 
bar, so  dass  sie  bald  wieder  aufgehoben  wurden.  Nur  diejenigen  Personen  wur- 
den dayon  getroffen,  die  bereit  waren,  Alles  zu  opfern  für  die  Sache  des  Landes, 
unter  sich  in  Folge  dessen  stillschweigend  den  Verordnungen  der  Regierenden 
unterwarfen.  Die  Uebrigen  kümmerten  sich  nicht  darum,  sondern  yerweigerten 
entweder  den  Verkauf  ihrer  Güter  oder  forderten  und  erhielten  die  gewünschten 
Preise. 

Was  die  furchtbare  Entwerthung  des  Papiergeldes  in  Verbindung  mit  jenen 
Zwangsgesetsen,  wodurch  dasselbe  zu  einem  legalen  Zahlmittel  unter  allen  Um- 
ständen gemacht  werden  sollte,  für  sociale  Wirkungen  hatte,  kann  man  sich 
denken.  Der  Tagelöhner,  der  yon  der  Hand  in  den  Mund  lebte  und  nicht  auf 
feste  Bezahlung  gesetzt  war,  der  kleine  Handwerker  und  Handelsmann,  die  ihre 
Preise  nach  dem  jeweiligen  Stand  der  Depreciation  einrichten  konnten  und  das 
empfangene  Geld  bald  wieder  ausgaben,  wurden  durch  die  EntweHhung  nicht 
benachtheiligt.  Dagegen  litten  alle  Capitalisten,  die  das  Papiergeld  längere  Zeit 
in  der  Hand  behielten,  femer  alle  Leute,  die  yon  bestimmtem  Gehalt  lebten, 
wie  Geistliche  und  Beamte.  Endlich  yerloren  die  Gläubiger  zu  Gunsten  der 
Schuldner.  Die  Bejahrten,  Wittwen  und  Waisen,  die  yon  ihren  Renten  lebten, 
bfissten  den  grössten  Theil  ihres  Vermögens  ein.  Nur  wenige  Gläubiger  entwisch- 
ten dadurch  der  Calamität,  dass  sie  sich  aus  der  Nähe  ihrer  Schuldner  flüchteten. 
Die  Natur  der  Schuldyerhältnisse  wurde  so  weit  verändert,  dass  der  als  der 
edelste  Mann  galt,  der  grundsätzlich  die  Erfüllung  seiner  Zwangsverbindlichkeiten 
hinauszo|^.  Kurz,  die  amerikanische  Reyelution  war  nicht  nur  eine  politische, 
sondern  zugleich  eine  sociale.  Aber  wenn  das  Papiergeld  yiele  Familien  öko- 
nomiMh  zu  Grunde  richtete  und  die  öffentliche  Moral  im  Verkehr  untergrub,  so 
setzte  es  doch  den  Congress  in  den  Stand,  5  Jahre  lang  eine  Armee  im  Felde 
zu  halten.  Wenn  auch  tausend  Privatleute  ruiuirt  wurden,  der  Staat  wurde 
doch  durch  dieses  verzweifelte  Mittel  gerettet. 

Während  der  Congress  1780  die  Einziehung  des  entwertbeten  Papiergeldes 
durch  Steuern  unternahm,  beschloss  er,  ein  neues,  zinstragendes  Papiergeld  aus- 
zugeben, das  innerhalb  6  Jahren  gegen  Baar  eingelöst  werden  und  einen  Zins 
Ton  5  %  tragen  sollte,  der  ebenfalls  in  Baar  gezahlt  werden  sollte  entweder 
nach  Wahl  des  Besitzers  bei  der  Einlösung  oder  jähriich  in  Wechseln  auf  die 
amerikanischen  Commissäre  in  Europa,  den  Dollar  zu  4  sh.  ^>imd  6  d.  gerechnet 


SM  Mtfc^IUli. 

IHi  BaMmea  dfeM  nttttii  P«|rtergtl4m  belitgaii  MdrOdAf  «t    . 

DoHart 
1780  ~         891,23«  ^ 

1479,249 

2,070,486     ~ 
IMeaaa  ntve  Papiergeld  behauptete. tf inen  (fendnalimtli  und  ward« achlMia«» 
Kch  mit  Gold  imd  Silber  eingeldat.  /  IL  H» 

XF. 
Abnahme  der  Oeliipretaettoii  In  Aostratlenf    . 

Der  londoner  Economiat  yom  21«  Härx  d.  J.  thcilt  eine  CebereicBt  dea 
Goldexporta  aas  Melbourne  während  der  leisten  8  Jahre  inii,  aus  der  hervor- 
geht, dasa  die  australische  Goldprodnction  ununterhrochen  in  steter  Abnahme 
begrilTen  ist  and  1862  noeh  nicht  halb  ao  tiel  betragen  liat  ala  1855.  Dia^ 
Ziffern  sind  folgende: 


Qaanlitit 

Werth 

llDzen 

Awt. 

L. 

1855 

3,753,518 

1« 

11,8 15,4  3a 

1856 

2,875,817 

13 

11,523,856 

1857 

2,742.869 

15 

1«,921»,939  ^ 

1858 

2,522.080 

4 

10,072,234 

1859 

2,249.361 

18 

9,001,142 

1860 

2,089,140 

6 

8,358,059 

1861 

1,875,840 

16 

•  7,502,576 

1862 

1,647,648 

0 

6,593,171 

Total: 

19,756,277 

8 

78,796,408 

1 

ZU. 
Der  Pofltverkelir  In  PreuMen 

während  der  Jahre  1849—1860. 
Daa  amtliche  preosaische  HandelsarchiT  enthält  in  den  Nammeni  15— '17 
Yom  10.,  17.  und  24.  April  diesea  Jahres  drei  Artikel  fiber  die  EutwickelaBg 
der  praoaaiachen  Poatverwaltnng  in  den  Jahren  1850  — 1860|  aoa  denen  wir 
Uar  folgende  atatistische  Reanltate  mittheilan: 

Die  Zahl  der  Postämter  and  Postexpeditionen  betrag 
durchachniUlicfa  in  den  Jahren     1849—1851         1727 

-  -        -         1852—1854         1795 
.      .        .         1855—1857         1890 

-  .        -         1858—1860        2029 

im  Jahre    1860  2089 
Dia  Zahl  der  jahrlich  sarfiokgalegten  Meilen: 

1837  Tor  der  Eröffnung  dar  Biaenbahnen  2,050,680 

darchachnitüich  in  den  Jahren     1849—1851  3,334,784 

1852—1854  3,911,263 

1855—1857  4,195,745 

1868—1860  4,387,802 

im  Jahre  1860  4,424,088 


I|i9«tlleii^  MI 

D«T»ii  wtirl0B  »if  Eii«iihtlio0D  nrMfriigt 

•  ^crSiiipt  mit  Mmndaii  PttlborMiil;  -  .     • 
toelii€hDitUichT0Dl8S2— «4        »77,386  MeUeo  T9t,3M  Metbfe 

-  1855—67    /1,M0,342      •  1,»2M«5    - 

-  1858—60     i,7  59,309      -  1,303,508    • 
ImSähn     1860             1,876,424      -  1,382,633    - 

Dif  Oeftmmtsifal  der  Sendungen  aller  Art  betrag    -' 
,  dorchschnitüich  in  den  Jahren        1840— 18^1         75,572,703  Stfick 

-  -        -  1862—1854        06,200,264    - 

-  .        -  1856—1857       127,080,144     - 

-  -        "  1858—1860       153,229,651    - 

im  Jahre    1860  150,040,716    - 

oder  im  Einiehen 

durchsclmitllich  In  den  die  gewöhnlichen  nnd  Packete  ohne  Briefe  nnd  Packelt 

Jahren  recommandirten  Briefe  Werihang;tbe  mit  Werlhangabe 

1849—61                    64,647,448  6,662,623          4,362J22 

1 852-- 64                    81,348,622  8,484,831           6,456,810 

1855—67          '        107,045,282  10,833,710          8,310,143 

1858—60                  120,011,026  13,000,434          0,075,858 

im  Jahre  1860                  135,377,086  13,765,336         10,807,203 

Der  Werthbetrag  der  Sendungen  nach  den  Declarationen  einachlieaa- 
lieh  der  Geldabwickclangen  durch  baare  Einzahlungen  oder  PoatTorachaaa  vor: 

dnrchMhniUlich  in  den  Jahren   1840—^1  '  630,055,370  Thir. 

-  -      .         1852—64         874,069,855     - 
.  .      -         1855—57  1,121,703,380     - 

-  -      -         1858—60  1,313,084,544     - 

im  Jahre  1860  1,192,939,060     - 

Die  Zahl  der  Relaenden  aof  den  gewöhnlichen  Poaten  betrog: 
dorchachnittllch  in  den  Jahren   1840—51         2,017,744  P. 

1862-64        2,674,436  - 

-       1885—67        3,238,008  - 

-    -        -       1868—60        3,116,056  - 

im  Jahre  1860  3,053,505  - 

Hienaeh  «Heg  Ton  1860—1860  die  Zahl  der  Peiatanalalten  nm  nProc«, 
die  Zahl  der  Briefpoatgegenetinde  nm  116  Proe.,  der  gewöhnlichen  Packete  am 
00  Proe.,  der  Briefe  und  PacbeU  mit  declarirtem  Werthe  um  145  Proe.  nnd 
die  GeaammtaabI  der  Poataendongen  nm  1 1 3  Proe.  *),  Die  Zahl  der  Poatreiaenden 
arreiehte  ihr  Maximum  im  Jahre  1857  (3,376,150),  der  Werihbetrag  der  Ckid- 
Md  Werthaendungen  im  Jahre  1858  (1,402,600,035  Tblr.). 

h§§  Peraonal  der  Poalrerwaltnng  avaachlieaalich  der  Poathalter  nnd  Poatll- 
lono  atieg  too  7^180  in  den  Jahren   1840—1851  anf  16,471  Peraonen  im 


*)  Dieae  Procentberechnung  der  Zunahme,  welche  da«  Handelaarchif  aelbat  gieht 
atimmt  mit  den  wirklichen  Zahlen  nicht  genau.  Wir  tlieilen  aie  aber  unveranclert  mit, 
weil  sie  aich  möglicher  Weise  aof  die  yerkehrasfffern  des  Jahres  1850  stfltzl,  welche 
«na  unbehannt  nnd  anch  in  den  Beriehlen  dmr  Handelaarchif  s  nicht  angegeben  sind. 
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Jdire  1860.  Die  Porlo^iniiakBO  iw  fwwmktSbm  PortTenraUing  Wlmg  im 
Jalire  1845,  wo  der  Briefj^ortoUrif  Yon  1  Sgr.  bis  6  Sgr.  ging  und  aciifc  Sfca- 
fen  halte,  4,156,849  Thlr.,  im  Jahre  1851,  wo  der  Briefportoiarif  Ton  1  Sgr. 
bia  3  Sgr.  ging  vnd  nur  aoa  3  StnCBn  beataad,  bereite  4,679,670  Thlr«  Daa 
finansielle  Geaammlergebniaa  für  den  Staat  war 

darchachnittlich  Ton  1849—1851    Einnahme  7,319,329  Thlr. 

Aasgabe 6,467,888     ■> 

Ueberschnes        851,441  Thlr. 

-  1852—1854  Einnahme  8,671,177    - 

Anegabe  7,606,054    - 

Ueberechnaa  1,065,123  Thlr. 
.       1855—1857  Einnahme  11,312,049    - 

Ausgabe 9,642,778    - 

Ueberschusa  1,669,271  Thlr. 

-  1858—1860  Einnahme  12,407,862    - 

Anagabe  10,479,646    - 

Ueberachnas  1,928,216  Thlr. 

-  1860  Einnahme  12,754,530    - 

Ausgabe  12^787,973     - 

Uebersthnas  1,966,567  Thlr. 

Der  Nettoertrag  der   Postverwaltung  vermehrte  sich  demnach  in  diesem 
Zeiträume  um  mehr  ab  126  Proc. 


XIII. 

Dte  mie»iu»tliel&eii   DnreluielmtttopreUe  der  HamptCrvclitipAt- 
tonyen  wftlirend  der  letsten  naiideri  JmUre  im  C^otli». 

Bei  dem  weitgreifenden  Einfluss,  welchen  die  Schwankungen  der  Fmcht- 
preise  auf  die  Geburten  und  auf  die  Sterblichkeit  der  Menschen  ausüben,  ist  es 
von  grossem  statistischen  Interesse,  für  jedes  Land  nicht  nur  die  ununterbro- 
chene Reihenfolge  der  jährlichen  Durchschnittspreise  der  Brodfrüchte,  son- 
dern auch  die  durchschnittliche  Fruchtpreisbewegung  ih  den  verschiedenen  Jah- 
resieiten  genau  xu  kennen. 

Prof.  Kühne  hat  in  seiner  sehr  fleissjfen,  leider  nur  rein  compilatori- 
schen.  Arbeit  (Beitrige  aur  Geschichte  der  Entwicklung  der  socialen  Zuatinde 
der  Stadt  und  des  Henogthums  Gothü  während  des  letaten  Jahrhunderts.  Gotha 
1862)  die  monatlichen  Frucbtpreise.  d<{r  Stadt  Gotha  aus  den  seit  1751  er- 
schienenen ),W96hentlichen  Gothäischen  Anfraget  und  Notiyen'^  f  on  Jahr  -sn 
Jahr  sueammengest^Ut. .  Aut  Grund  dieser  Zusammenstellungen  haben  wir  den 
Durchachnittspreis  des  Weizens  und  Roggens,  der  Gerste  und  des  Hafers  von 
1752.  bis  1860  für  jeden  einxelnen' Monat  berechnet,  um  hierdurch  die  mittlere 
Reihenfolge  der  Monate  nach  der  Höhe  der  Getreidepreise  aufiuflndem 

Indem  wir  nachstehend  die  Resultate  dieseir  Berechnungen  mittheilen,  schicken 
wir  nur  die  Bemerkung  voraus,  daas  die  4  Jahre  1754,^  1757,  1762  und  1,772 
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ansgeidiiedeii  verden  muMUiii  w«il  flir  ditfe  Jahre  nicht  alle  Monaftpr^iBe  an- 
gegeben sind,  eo  dies  die  Dorchschnittsberecbnong  nicht  109,  sondern  nor  105 
Jalira  ombsst. 

Wenn  nan   den   105jihrigen  IhirehschnittsprMs    des   thenersten   Monats 
=  100  setst;   so  betrag  der  dorchschnittliche  Preis  Ar 


Weizen 

Roggen 

Gerste 

Htfer 

im  Febr.  91,64   . 

Man  90,21 

Sept.  89,50 

Febr. 

81,62 

-    Mars  92,12 

Apr.  90,79 

Febr.  91,72 

Jan. 

81,63 

-    Apr.  93,876 

Febr.  91,40 

Jan.    91,97 

Dec. 

82,92 

-     Jan.   93,880 

Msi    93,28 

Man  92,08 

Nov. 

82,97 

-    Mai    95,23 

Aug.  93,61 

Dec.   93,87 

Man 

83,56 

-    Dec.  96,76 

Sept.  93,69 

Apr.   93,89 

Oct. 

85,53 

-    Oct.   96,79 

Jan.   94,62 

Msi    94,22 

Apr. 

89,33 

-     Sept  97,15 

Dec.  95,32 

Oct.    94,36 

Hai 

89,45 

-    Juni  97,43 

Juni   97,12 

.Nov.   96g(U. 

Sept 

93,07 

-     Aug.  98,78 

Oct.   97,74 

J«f    96,13 

Juni 

• 

95,17 

-    Nov.  99,53 

Juli  98,69 

Aug.    97,13 

JuU 

99,25 

-    JuU  100 

Nor.  100 

JuU  100 

Awr. 

100 

Die  PreisdiSüNix  xwischen.  dem   wohlfeilsten  nnd  thenenten  Monat  war 

donmach  i»  Proceaten  beim 

Weizen  Roggen  Genie  HAfer 

8,36  .    9,79   .  10,50  18,48 

•  «  * 

nnd  dio  Getreidearten  verhielten  sich  unter  einander: 

Weizen  Roggen  •    Gerste  Hsfer 

100  73,52  53,53  35;20 

Beschrinkt  man  dagegen  diese  Durchschnittsberechnung  auf  die  letzten  25 
Jahre  von  1836—1860,  so  erhält  man  folgendes  Resultat: 


Weizen 

w 

Roggen 

Oente 

Hafer 

Febr. 

90,00 

Min 

91,34 

MSn 

90,48 

Febr. 

79,59 

Man 

,90,04 

Febr. 

92,31 

Jan. 

93,06 

Jan. 

79,71 

Apr. 

92,09 

Apr. 

92,68 

Febr. 

«3,38 

Dec. 

81,36 

Jan. 

92,28 

Jan. 

93,44 

Sept. 

94,02 

Min 

82,22 

Mai 

93,83 

Aug.. 

95,0« 

Juni 

94«51 

Not.  • 

82,61 

Dec. 

95,04 

Uec. 

95,15 

P<c. 

94,84 

Od.. 

85,44 

Juni 

95,38 

Sept. 

96,14 

.  Apr. 

95,09 

Apr. 

88,02 

Aug. 

96,97 

Wai 

96,80 

Mai 

95,80 

Mai 

90,15 

Sept. 

97,72 

Jnni 

98,43 

Aug. 

96,36 

Sept. 

91,02 

Juli 

98,48 

Oct. 

99,25 

:  Not. 

98,98 

Juni 

94,28 

Oct. 

.98,83 

Not. 

99,93 

Ort. 

99,85 

Aug. 

99,48 

Nov. 

190 

Juli 

feo 

,Jali 

100 

JuU 

100 

Die  Differenx  der- Preise  svischenden^urohlfeiisten  nn^  thenenten  ^ona-. 
ten  betrigl  demnach  in  diesem  4etsteren  Zeiträume 

bei  Weizen  Roggen  Gerste  flafer 

10  Froc.  8,66  Proc.  9,52  Proc.        20,41  Proc. 

und  hat  somit  bei  der  eigentlichen  Brodfrncht,.  dem  Roggen  und  der  Gerste, 
abgenommen,  bei  dem  Weisen  und  dem  Hafer  dagegen  sugenommen. 

Die  Getreidearten  verhalten  sich  unter  einander: 
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Weiten  Eogfen  Gerste  Hate 

100  76,72  55,06  •     34,57, 

fo  diM  Roggen  nnd  Gerste  auf  der  Stafenlciter  der  TSTKhiedenen.  Getreidearten 
gegenwirtig  eine  höhere  Stelle  einnehmen,  ab  frflher. 

Der   DarchschnittapreLi  dfeser  25  Jahre  war  für  das  gethaiaehe  Vkrtel 

h  1112  franx.  Cniiiksoll: 

Weizen  Roggen  Gfrtte  Hafer 

2Thlr.— Sgr.2PL    lThlra6Sgr.2Pf.     1  Tbir.  3 Sgr. 7 Pf.    —  20Sgr.  8PL 


XIV. 

Wreimirmge  der  FliwiL  Jafelonewnkrflclieii  Cienell«eliaft  üi 
lieipmiig»  Ann  der  SAUeiiAlöKoiiomief  Ittr  dan  Smhx  ±SMm 

Die  Volk8#irthechaft  fon  Norditalien  erinnert  wihrend  der  letzten  Jahr- 
hunderte dea  Mittelalters  in  fielen  Stfirken  an  die  nnaerer  Gegenwart ;  nament- 
lich giebt  ihr  eine  betrichlliche  Annihemng  an  die  Grnndsirze  der  persönllfhen 
nnd  siehlichen  Freiheit  im  agrariarhen,  indastriellen  nnd  mercantilen  Verkehr 
oft  eine  fast  moderne  Farbe.  Andererseits  ragt  doch  wieder  sehr  viel  Hiltel- 
alterlichea  in  Jene  Zustände  berein,  aerohl  aus  der  Gesammtheit  des  flbrigsn 
Europas,  welches  damala  noch  ganz  im  Mitlelalter  lebte,  wie  ans  den  nnmit* 
telbar  yorbergegangenen  Verhall niseen  yon  Norditalien  selbst.  Eine  Vrrglrichnng 
solcher  Aehnlichkeiten  und  Unihnlichkeiten  mit  unserer  Gegenwart  iat  nicht 
bloss  fdr  die  tiefere  Speclalcbarakterletik  der  Tergllchenen  Zeitrinme,  aondera 
auch  fflr  die  Kenntniss  der  altgemeinen  yolkswirthschaftlichen  Entwickelunga- 
gesetie  lehrreich«     Die  Gesellschaft  wünscht  daher 

eine  qnellenmissige  Erörterung^  wie  weit  in  Nordita- 
lien gegen  Schluas  des  Mittelalters  die  Grundaatze  der 
agrarischen,  industriellen  und  mercantilen  Verkehra- 
freiheit  durchgeführt  waren. 
Sollte  sich   eine  Bewerbnngsschrift  auf  den  einen  oder  andern  nordltalie- 
niachen  Binselstaat  beschrinken  wollen,  so  würde  nalfirlich  ein  besondere  wich- 
tiger Staat  zu  wihlen  sein,  wie  z.  B.  Florenz,  Mailand  oder  Venedig. 

Die  Prelsbewerbangsechriften  sind  in  deutscher,  lateinischer  oder 
französischer  Sprache  zu  verfassen,  müssen  deutlich  geschrieben  und 
paginirt,  femer  mit  einem  Motto  yeraehen  und  von  einem  yersiegelten 
Zeddel  begleitet  sein,  der  auswendig  dasselbe  Motto  trSgt,  inwendig  den  Namen 
nnd  Wohnort  dea  Verfassers  angiebt.  Die  Zeit  der  Einsendung  endet  fBr  das 
Jahr  der  Preisfrage  mit  dem  Monat  November;  die  Adresse  ist  an  den 
jedesmaligen  Secretir  der  Geaellschaft  (für  das  Jahr  1863  an  den  ordenll.  Prof. 
der  Physik  an  der  Universitit  zu  Leipzig  Dr.  Fe  ebner)  zu  richten.  Der 
anegesetste  Preis  betrügt  60  Ducaten.  Die  Reaultate  der  Prüfung  der  einge- 
gangenen Schriften  werden  jederzeit  durch  die  Leipziger  Zeitung  im  Min  be- 
kannt gemacht. 

Cerrlyendami« 

Seite  254  unter  VIL  sUtt  L.  St.  lies  Dollars. 


XI. 

Der  wirthschaitliche  Caltnrstaiid  des  indoger- 
manischen Urvolkes. 

Von 
Dr.  Auffust  fifcUeielier,  Prof.  In  Jena. 

Die  folgenden  Zeilen  sind  veranlasst  durch  Gespräche  mit  dem 
Herausgeber  dieser  Zeitschrift  ttiber  das  Alter  des  Ackerbaues,  der  Vieh- 
zucht, des  Gebrauchs  der  Metalle  u.  s.  w.  Bei  dieser  Gd^enheit 
äusserte  derselbe  den  freundlichen  Wunsch,  ich  möge  das,  was  die 
Sprachwissenschaft  unserer  Tage  als  sichere  Ergebnisse  in  .der  bezeich- 
neten Richtung'  betrachte,  für  diese  Blätter  in  übersichtlicher  Kürze 
zusammenstellen  u^d  dabei  zugleich  die  Art  und  Weise,  wie  diese  Er- 
gebnisse erreicht  worden,  darl^en.  .  Diesem  Wunsche  komme  ich  hier- 
mit nach.  Die  an  mich  ergangene  persönliche  Aufforderung  von  be- 
freundeter Seite  mag  mir  m  zwiefacher  Hinsicht  als  Entschuldigung  die- 
nen ;  einmal  nämlich  bedarf  es  der  Entschuldigung,  dass  ich  hier  abermals 
einen  Gegenstand  behandle,  den  ich,  wenn  gleich  in  kürzerer  Form,  be- 
reits anderswo  zur  Sprache  gebracht  habe ,  zum  Andern  aber,  und  das 
ist  das  ungleich  Bedenklichere  bei  der  Sache,  beute  ich  hier  ein  Feld 
aus,  auf  dem  ich  nicht  gesäet  habe.  Meine  Studien  beschränken  sich 
auf  die  lautliche  und  die  formell  grammatische  Seite  der  Sprache; 
den  genialen  Wurf  mittels  der  Sprache  die  älteste  GulturgeschiiShte 
zugänglich  zu  machen,  hat  mein  Freund,  der  Professor  Dr.  Adalbert 
Kuhn  in  Berlin*)  gethan  und  diesem  gebührt  also  auch  die  Verwerthung 


*)  A.  Kuhn,  Zur  ältesten  Geschichte  der  indogermanischen  Völker.  Diese  Ab- 
handlung enchien  zuerst  als  Osterprogramm  des  berliner  Realgynmasinnis  1845, 
sodann  ward  sie  nüt  mannigfachen  Erweiterungen  abgedruckt  in  A.  Webers  indi- 
schen Studien  I, S. 821— >868.  Vgl.  auch Spracfalich-naturhistorisches  von KFörste- 
mann  in  Kuhns  Zeitschrift  f&r  vgl  Sprachwissenschaft  I,  Berün  1862  S.  491  ft, 
und  m,  Berlin  1854  S.  48  £  mit  Zus&tzen  und  Bemerkungen  von  E  u  h  n. 
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der  van  ihm  aufgeschlossenen  ergiebigen  Fundgrube.  Von  der  freund- 
lichen Gesinnung  meines  verehrten  Collegen  Kuhn  hoffe  ich  jedoch,  dass 
er  es  mir  niöht  ttbel  deutet,  wenn  ich  den  durch  zufällige  Gespräche 
herbeigeführten  Wunsch  des  Herausgebei-s  dieser  Blätter  nach  besten 
Kräften  selbst  erfülle,  anstatt  denselben  an  ihn  zu  vermitteln. 

Als  allgemein  bekannt  darf  ich  voraussetzen,  dass  die  Sprachen, 
welche  zusanmien  den  indogermanischen  Sprachstamm  bilden,  also  die 
indischen,  eranischen  (persischen),  griechischen,  italischen,  keltischen, 
slawischen,  litauischen,  deutschen,  von  einer  einzigen  Ursprache,  der 
indogermanischen,  abstammen.  Durch  den  Differenzirungsprocess ,  wel- 
chem' die  Sprachen  unterworfen  sind,  so  lange  sie  leben,  giengen  durch 
aUmählige  Theilungen  aus  der  ur^rünglich  einen  indogermanischen  Ur- 
sprache die  Grundsprachen  jener  acht  Sprachfamilien  hervor,  welche 
selbst  wiederum  im  Laufe,  der  Zeit  sich  in  mehr  oder  minder  zahlreiche 
Sprachen  mit  ihren  Dialecten  und  Mundarten  auflösten.  ^  Wie  innerhalb 
der  historischen  Zeit  aus  dem  einen  Latein  die  romanischen  Sprachen 
—  Italiänisch,  Spanisch,  Portugiesisch,  Französisch  u.  s.  w.  —  sich 
entwickelten,  so  zerfiel  in  der  vorhistorischen  Zeit  jene  indogermanische 
Ursprache  durch  allmählige  ungleichartige  Veränderung  in  mehrere  Spra- 
chen. Zunächst  scheint  sie  in  zwei  Theile  aus  einander  gegangen  zu 
sein,  indem  sich  vom  Grundstocke  ein  Theil  absetzte,  aus  welchem 
später  Slawisch,  Litauisch  und  Deutsch  heiTorgieng;  der  zurückblei- 
bende Grundstock  spaltete  sich  später  wiederum  so,  dass  -ein  Theil 
ausschied ,  aus  dem  später  Griechisch ,  Italisch  {Lateinisch ,  Umbrisch, 
Oskisch)  und  Keltisch  ward ;  der  letzte  Rest  der  Ursprache  trat  endlich 
in  Eranisch  (Persisch)  und  Indisch  (Altindisch  oder  Sanskrit,  jetzt  als 
eine  Menge  neuindischer  Sprachen  fortlebend)  aus  einander.  Alles  dies 
ergiebt  sich  aus  der  Beschaffenheit  der  Sprachen,  deren  Verwandt- 
fichaftsverhältniss  nur  aus  solcher  Entstehung  erklärbar  ist*). 

Die  den  verschiedenen  vorliegenden  indogermanischen  Sprachen 
als  gemeinsame  Mutt^  zu  Grunde  liegende  eine  indogermanisdie  Ur- 
sprache lässt  sich  nun  im  Ganzen  und  Grossen  ziemlich  vollständig  und 
mit  genügender  Sicherheit  aus  ihren  Töchtern  und  Enkelinnen  erschliessen. 
Man  kennt  näudich  die  Gesetze,  nach  denen  sich  die  Sprachen  im  Ver- 


♦)  Vgl.  A.Schleicher,  Die  deutsche  Sprache.  Stutt«art  1860,  S.  71  flg.  Den 
Nachweis  der  Yerwandtschaftsverh&ltnisse  der  indogermanischen  Sprachen  liefert 
die  vergleichende  Grammatik  derselben.  Die  kürzeste  Darlegung  dieser  giebt  A* 
Schleicher,  Compendium  der  vergl.  Grammatik  der  indogermanischen  Sprachen. 
Weimar  1861,  1862. 
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laufe  ihres  Lebens  verändem;  man  kann,  um  mit  den  Naturforschem 
zu  reden,  aus  der  Beschaffenheit  seniler  Exemplare  auf  die  der  jugend- 
lichen Individuen  einen  sicheren  Schluss  ziehen.  Wenn  man  z.  B.  in 
der  Bedeutung  von  „ich  bin,  du  bist,  er  isV'  im  Gotischen  sagte  im,  is, 
ist;  im  Litauischen  esmi,  esi,  ^sti;  im  Slawischen  j es m¥,  jesi, 
jestif;  im  Keltischen  (AltirischeQ)  am,  2.  Fers,  fehlt,  as  oder  is;  im 
Lateinischen  sum,  es,  est;  im  Griechischen  fi>/,  €<  älter  ifttsi^  ^crr/; 
im  Altbaktrischen  (Zend)  ahmi,  ahi,'  aQti;  im  Altpersischen 
(der  Keilinschriften)  amij,  aKj,  agtij;  im  Altindischen  (Sanskrit) 
äsmi,  äsi,  ästi,  so  können  wir  mit  absoluter  Bestimmtheit  sagen, 
dass  nach  den  Gesetzen  der  Lautveränderung  in  den  einzelnen  Sprachen 
diese  Formen  sämmtlich  auf  ein  ursprüngliches  asmi  ich  bin,  assi 
du  bist,  asti  er  ist  zurückgehen,  mit  andern  Worten,  dass  in  der  in- 
dogermanischen Ursprache  die  1.  2.  3.  sing,  praes.  indic.  der  Wurzel 
as  (esse)  in  der  angegebenen  Weise  gelautet  habe. 

So  wie  mit  diesem  zufallig  gewählten  Beispiele,  so  verhält  es  sich  aber 
mit  verhältnissmässig  zahlreichen  indogermanischen  Worten,  so  dass 
man  nicht  nur  die  Grammatik,  sondern  auch  das  Lexicon  der  indoger- 
manischen Ursprache  in  bedeutendem  Umfange,  wenn  auch  keineswegs 
erschöpfend ,  reconstruiren  kann.  Findet  sich  z.  B.  ein  Wort  im  In- 
disch -  Eranischen  oder  im  Griechisch -Italisch -Keltischen  und  ausser- 
dem im  Slawisch-Deutschen  in  übereinstimmender  Weise,  und  ist  man 
vollkommen  sicher,  dass  es  nicht  aus  einem  in  den  anderen  Sprachkreis 
mittels  Entlehnung  gekommen  ist,  so  muss  es  gemeinsames  Erbe  von 
der  Ursprache  her  sein.  Die  Möglichkeit  der  Entlehnung  ist  besonders 
zwischen  den  europäischen  Sprachen  stäts  zu  bedenken  und  hier  liegt 
allerdings  eine  grosse  Schwierigkeit;  deshalb  kann  die  Uebereinstim- 
mung  zwischen  den  europäischen  Gliedern  des  indogermanischen  Sprach- 
stammes oft  nicht  als  sicheres,  ganz  zuverlässiges  Zeugniss  gelten.  Die 
Uebereinstimmung  jedoch  des  Slawisch -Deutschen  mit  dem  Indisch- 
Eranischen  und  natürlich  die  aller  drei  Sprachkreise,  in  welche  die  acht 
indogermanischen  Sprachfamilien  sich  gruppiren,  gibt  den  vollgültigen 
Beweis  für  das  ursprüngliche  Vorhandensein  eines  gegebenen  Wortes. 

Wir  können  also  einen  grossen  Theil  des  Wortvon  ^ithes  der  indo- 
germanischen Ursprache  erschliessen.  Nun  haben  aber  die  Worte  auch 
eine  Bedeutung.  Stellen  wir  die  ihrer  Bedeutung  nach  für  den  Cultur- 
stand  eines  Volkes  wichtigen  Worte  der  indogermanischen  Ursprache 
zusammen,  so  erhalten  wir,  vorausgesetzt,  dass  jedes  Wort  Ergebniss 
einer  zuverlässigen,  methodisch  -  kritischen  Untersuchung  ist,  ein  Bild 
des  Culturzustandes  des  Volkes,  welches  jene  Sprache  gesprochen  hat. 
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Diesem  Bilde  wird  natürlich  mancher  Zug  fdden;  denn  gar  manches 
Wort  mag  im  Laufe  der  Jahrtausende  verloren  gegangen  sein ,  manches 
mag  sich  nur  in  einer  einzigen  Sprache  erhalten  haben  und  somit  für 
uns  der  Beweismittel  seiner  Ursprünglichkeit  verlustig  geworden  sein. 
Dafür  aber  wird  unser  Gultuibild  auch  Nichts  enthalten  können,  was 
ihm  nicht  zukommt.  Wir  sind  vor  der  Gefahr  sicher,  unserem  Urvolke 
zu  viel  umzuschreiben,  während  wir  des  Fehlers  gewiss  sein  dürfen,  manche 
Seite  seines  Culturlebens  nicht  mehr  ermitteln  zu  können. 

Ehe  ich  mich  zum  Einzelnen  wende,  will  ich  nur  noch  beifügen, 
dass  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  das  indogermanische  Urvolk  in  Cen- 
tralasien,  westlich  vom  Mustagh  und  Belurtagh  nach  dem  caspischen 
See  zu  wohnte,  der  in  der  Vorzeit  sich  viel  weiter  nach  Osten  erstreckte 
als  später,  woher  es  sich  auch  erklären  mag,  dass  den  Urindogermaneü 
Meer  und  Schifffahrt  bekannt  wareu.  In  Folge  der  Zunahme  der  Be- 
völkerung und  wahrscheinlich  auch  durch  die  Entwaldung  und  Verödung 
des  Bodens  und  die  Verschlechterung  des  Klimas,  kurz,  durch  jene  un- 
glücklichen Folgen,  welche  bis  jetzt  noch  stäts  die  als  Raubbau  betrie- 
bene Cultur  hatte,  verliessen  die  Indogermanen  allmählig  ihre  Ursitze. 
Die  Slawodeutschen  machten  sich  zuerst  nach  Westen  zu  auf;  dann 
folgten  die  Graeco-italo-kelten,  endlich  zogen  auch  die  Indo-Eraner  nach 
Süden  und  Südosten  zu  ab. 

Betrachten  wir  nun  den  Culturstand  des  indogermanischen  Urvolkes 
in  der  Zeit,  als  es  seine  höchste  Entwickelungsstufe  en*eicht  hatte,  also 
kurz  vor  der  ersten  Theilung.  Die  Zeit,  in  welche  diese  Lebensperiode 
unseres  Volkes  zu  setzen  ist,  lässt  sich  nicht  mit  genügender  Bestimmt- 
heit ermitteln ;  man  dürfte  jedoch  nicht  ganz  fehl  geheu^  wenn  man  sie 
ungefähr  vor  fünf  bis  sechs  Jahrtausenden  ansetzt.  Man  darf  dabei 
nicht  vergessen,  dass  nach  den  Gesetzen  des  Sprachlebens  die  indoger- 
manische Ursprache  und  folglich  auch  das  Volk,  das  sie  redete,  min- 
destens bereits  zehn  Jahrtausende  hindurch  gelebt  haben  musste.  Denn 
die  Sprache  der  Urindogermanen  ist  die  hödistentwickelte  Sprache, 
die  wir  überhaupt  kennen  und  Sprachen  verändern  sich  erstaunlich 
langsam,  so  dass  wahrscheinlich  obige  Anzahl  von  Jahren  noch  viel  zu 
tief  gegiififen  ist.  Ich  bemerke  diess  deshalb,  damit  es  nicht  etwa  dem 
Leser  auffällig  erscheine,  dass  jenes  Urvolk  bereits  so  hoch  in  seiner 
Cultur  entwickelt  war  und  uns  im  Ganzen  ziemlich  nahe  steht.  Die 
historisch  beglaubigte  Zeit  sammt  der  aus  den  vorliegenden  Zuständen 
zunächst  erschliessbaren  Vorzeit,  also  z.  B.  die  Lebensperiode  der  In- 
dogermanen von  der  höchsten  Entwickelung  der  Ursprache  an  bis  zur 
Gegenwart  ist  nach  alle  dem,  was  wir  über  Entwickeluugsgeschichte 
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der  Sprache,  der  Organismen  überhaupt  und  über  die  Urzeit  unseres 
Erdkörpers  wissen,  nur  sehr  kurz  im  Vergleiche  zu  den  vielen  Jahrtau- 
senden, welche  vorausgegangen  sein  müssen.  Die  indogermanische  Ur- 
sprache gilt  uns  also,  ebenso  wie  die  Gulfurstufe  des  Volkes,  das  sie 
redete,  als  das  Ergebniss  einer  allmähligen  Entwickelung  während  einer 
ungezählten  Reihe  von  Jahrtausenden. 

.  Es  liegt  dem  Zwecke  dieser  Zeitschrift  femer,  auszuführen,  dass 
der  Urindogermane  höchst  wahrscheinlich  in  Monogamie  lebte,  dass 
seine  Familienverhältnisse  wohlgeordnet,  die  Verwandtschaftsgrade,  auch 
die  der  Affinität ,  genau  bestimmt  waren  und  dass  er  Naturkräfte ,  vor 
Allem  das  Licht,  den  hellen  leuchtenden  Himmel,  als  Götter  verehrte. 
Staatliche  Einrichtungen  sind  nicht  nachweisbar ;  für  Herr,  Gebieter  gab 
es  zwar  Worte,  doch  steht  dahin,  ob  damit  ein  König  des  Volkes  oder 
nur  ein  Stammesoberhaupt  bezeichnet  ward. 

Die  Familien  wohnten  in  festen  Wohnsitzen;  das  Haus  hiess 
dama-s')  (wir  geben  alle  Worte  in  der  Form  des  Nominativus 
Singularis;  der  Strich  trennt  die  Casusendung  vom  Nominalstamme). 
Eine  Niederlassung,  ein  Wohnsitz  ward  bezeichnet  mit  vaika-s*);  es 
lässt  sich  jedoch  nicht  entscheiden,  ob  dieser  vaika-s  aus  mehreren 
dama-s  bestanden  habe  oder  ob  jeder  W^ohnsitz  vaika-s  genannt 
ward.  Die  Wohnungen  hatten  eine  Thüre,  dvar')  oder  in  ähnlicher 
Weise  genannt.  Für  diese  Begriffe  hätten  Nomaden  in  so  früher  Zeit 
schwerlich  bereits  Worte  aufzuweisen  gehabt. 

Der  Hauptbesitz  der  ürindogermanen  bestund  aus  Vieh,  paku-s*). 
Merkwürdigerweise  war  der  Viehstand  unseres  Urvolkes  bereits  derselbe, 
den  wir  jetzt  haben ;  freilich  mögen  sich  die  Rassen  der  einzehien  Vieh- 
arten im  Laufe  der  Jahrtausaide  sehr  verändert  haben ,  worüber  uns 
leider  die  Sprache  keinen  Aufschluss  zu  geben  vermag.    Vor  Allem 


1)  Um  den  Text  nicht  fortwährend  zu  unterbrechen,  geben  wir  die  Beweisstücke 
für  die  als  urindogermanisch  angegebenen  Worte  in  Anmerkungen.  Das  angefahrte 
Wort  dama-s  ergiebt  sich  aus  folgenden  in  gleicher  Bedeutung  vorliegenden  Wor- 
ten: altindisch  (sansloit)  dam&-s  oder  dam&-m,  der  Nominativ  kommt  nicht  vor, 
griechisch  öö/io-Sj  lat  domu-s,  slawisch  (altbulgarisch)  domti,  litauisch  n^ma-s^ 
gewöhnl.  im  Plural  gebraucht,  namai,mitnf&rd. 

2)  Altindisch  v6^a-s,  griechisch  ToIko-s,  lat  vicu-s,  gotisch  weiter  ge- 
bildet veihs  neutr.,  slawisch  visl. 

8)  Altindisch  dv&r,  dv&ra^m,  griechisch  i^vga^  slawisch  dvYrI,  litauisch 
düry-8  plur.,  gotisch  daur  neutr.,  daurö  femin. 

4)  Altindisch  pagu-s,  altbaktrisch  pa(u-s,  lat  pecu,  vgl.  pecu-nia^ 
altpreussisch  peku,  gotisch  faihu,  althochdeutsch  vihu,  jetzt  vieh. 
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spielte  eine  henrorragende  Rolle  das  Bind,  gäa-s^).  Audi  die  Bezeich- 
nungen staura-s*)  Stier  und  vaksan-s,  vielleicht  vaktan-sO, 
Ochse,  müssen  zu  dem  alten  Erbgute  unserer  Sprache  gerechnet  werden. 
Bei  den  ältesten  Völkern  unseres  Stammes,  so  vor  Allem  im  frühesten 
indischen  Alterthum,  nimmt  das  Bind  eine  bedeutende  Stelle  ein.  Be- 
reits das  Urvolk  benutzte  die  Milch  dieser  Thiere;  margämi*), 
margasi,  margati,  margämasi,  margatasi,  marganti  ich 
xpelke,  du  milkst,  er  milkt  u.  s.  w.  lautete  der  Indic.  Praes.  zu  Wur- 
zel marg  melken.    Butter  und  Käse  sind  nicht  nachweisbar. 

Ausser  dem  Binde  hielt  man  das  Boss,  akva-s^)  („Läufer",  Würz. 
ak  celeriter  ineedere,  Suffix  va;  vgl.  das  zu  derselben  Wm*zel  gehörige 
Adjectiv  urspr.  &ku-s  =  Altind.  &gti-s  =  Griech.  cSuv-g  schnell). 
Ferner  hatte  man  das  Schaf,  avi-s*®),  dessen  Wolle,  varnä")  (die 
bedeckende ,  zu  Wurzel  v  a  r  bedecken) ,  wahrscheinlich  den  Hauptstoff 
für  die  Bekleidung  lieferte.  Man  kannte  bereits  das  Schwein,  sus^^, 
und  die  Ziege,  wahrscheinlich  im  Mas.  aga^s,  im  Fem.  aga^')  genannt 
Es  fehlte  audi. nicht  der  Wächter  der  Herden,  der  Hund,  kvan-s^^). 


5)  Altindisch  g&u-s,  altbaktrisch  g&n-s,  griechlBch  ß^^-Sy  lat  bo-s, 
yergleiche  das  im  Slawisdien  weiter  gebildete  gov-^do,  althochdea1;ßch  chuo» 
neuhochdeutsch  ktL 

6)  Giiech.  xavQo^iy  lat.  tanra-8,'slaw.  turü,  got.  stiur. 

7)  Altind,  Stamm  nksh&n  nom.  sing,  ukshä',  got  Stamm  auhsan,  nom.sing. 
auhsa. 

9)  Griedi.  d'fiiXjKOf  lat  mulg-eo,  slaw.  mlüzsi,  lit  m61z*u,  althochd. 
milchu. 

9)  Altind.  &(ya-s,  aitbaktr.  a.9pÖ,  griech.  tnno-s  für  */xFo-;,  lat 
equa-s,  altirisch  ech,  altsächsisch  ehu. 

10)  Altind.  &Yi-8,  griech.  öTi-g^  lat  ovi-s,  slaw.  oyl-ca,  eine  Weiter- 
bildong  des  alten  Stammes-,  got  Stamm  avi  in  avi-str  SchafstaQ,  althochd.  on, 
Grundform  *oyi-8. 

•   11)  Altind.  t'rn'>  für  *Tarn&4  slaw.  vlüna,  -lit  vilna, .  got  vn IIa.  für 
*Tulna,  unser  Wolle. 

12)  Altind.  sü-kara-s,  g;rieolL  J;,  (rvf,  lat  sus,  althochd«  sft;  das  skr 
wisehe  svinija  und  diets  althochd.  swln  zeigen  gemeinsame  Weiterbildung^  wenn 
die  Uebereinstimmang  von  lat  porcus,  slaw.  (poln.)  p'rosi^,  lit.  p&rsza-s, 
althochd.' faräh  nicht  auf  Entlehnung  beruht,  so  ist  auch  ein  parka-s  der  Ur* 
Sprache  zuzuschreiben. 

13)  Altind»  ipasc.  ag'&-s,  fe;n.  a(;'&',  lit  oz*^-sfem  oz'-kä;  femer  stimmen 
zusammen  lat  caper,  altnoid.  hafr.  und  lat  haedüs,  deutsch  Geii^ 

U)  Altind.  nom.  (y&,  gen.  ^un-is,  aitbaktr.  ifp&,  gen.  cun-6,  griech. 
xvov  gen«  xw-ög,  lat  canis  fÜr^*cvaAi-8|  althodid.  hun-t 
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Selbst  die  Gans^')  scheint  sach^eisbar.  Bienenzucht  lasst  sich  nicht 
nachweisen,  wohl  aber  der  Honig  und  ein  daraus  bereitetes  berauschen- 
des Getränk  gleiches  Namens,  nämlich  madhu^*).  Da  nun  der  Ho- 
nig gegohren  haben  muss,  um  ein  alkoholhaltiges  Getränk  zu  liefern,  so 
muss  also  der  Gährungsprocess  bereits  bekannt  gewesen  sein.  Die  An- 
fänge der  Brauerei  und  des  Gebrauches  alkoholhaltiger  Getränke  sind 
demnach  uralt 

Beiläufig  bemerken  wir ,  dass  neben  den  nützlichen  Thieren 
die  kleinen  Quälgeister  des  Hauses,  Mäuse,  Mücken  und  Flöhe,  nicht 
fehlten. 

Wenden  wir  uns  vom  Hause  zum  Felde,  agra-s*').  Hier  baute 
man  Getreide  java-s^^),  dessen  Art  sich  leider  nicht  bestimmen  lässt 
Falls  keine  uralte  Entlehnung  vorliegt  (und  es  scheint  diess  nicht  der 
Fall  zu  sein),  so  ist  die  Gerste,  ghardtä^^),  dem  Urvolke  bereits 
bekannt  gewesen,  denn  die  Benennung  dieser  Getreideart  stimmt  in 
allen  europäischen  Gliedern  unseres  Sprachstammes  zusammen.  Sehr 
alt,  jedoch  bei  dem  Urvolke  nicht  nachweisbar,  ist  auch  der  Weizen, 
kvaitjä-s*^),  und  der  Roggen ,  rugi-s  oder  rugja-s^O-  Di^se  Ge- 
treidearten wurden  gebaut  von  dem  slawodeutschen  Volke,  der  ersten 


15)  Altind.  hamsa-s,  griech.  x^^  ^  *X^VS9  lat  ans-er  für  '''hans-er 
mit  Weiterbildung,  slaw.  g^sl,  lit  z*^si-8,  althochd. .  gans,  Grandform 
*gansi-8. 

16)  Altind.  m&dhu  mel,  potasinebrians;  griech.  .ui^potas  inebrians,  viniun; 
Blaw.  medik  mel,  ross.  medik  mel,  mulsum;  lit  mit  leichter  Scheidung  medü-s 
mel,  midü-8  mul-  sum;  althochd.  mäto  mulsum,  unser  met. 

17)  Altind.  ^g'ra-s  Fläche,  Flur,  Gefilde;  griech.  dygö-Sy  lat.  ager,  um- 
brisch  ager,  got'  akr-s. 

18)  Altind»  java- 8  Gerste,  griech.  geial,  später  ^ed  Spelt,  daron  ^e/-d<D- 
QOS  ägovgaj  die  griechische  Grundform  war  also  "^ j a v j ä ^  eine  Weiterbildung  des 
älteren  Stammes  java,  der  im  litauischen  jäva-s,  plur.  javal  Getreide  bis  zur 
Stunde  sich  erhalten  hat 

19)  Griech.  k^i^if  kann  den  Gesetzen  dieser  Sprache  zu  Folge  ftkr  *XQi9v 
and  dies  für  *XQ^^  stehea,  welchem  das  althochdeutsche  g&rsta  genau  ent- 
spricht; von  diesen  Worten  is^  ho-rd-eum  nicht  zu  trennen,  lat.h  ist  ==  urspr. 
gh  •  =  griech.  X  =^  deutsch  g ;  im  Griech.;  und  Deutsch,  muss .  d^  2ni  st  werden« 
Combinirea  wir. Alles  dies,  so. erhalten  wir  als  älteste  Forin  des  griechischen  und 
deutschen  Wortes  ghard-tä,  «von  welchem  das  lat.  hord-eum  nur'im  SufQz 
abweicht 

20)  Got  hvaitei-s,  lit  kvSt^-B.'  ■  ■.  ^ 

21)  Angelsächsisch  ryge,  .nordisch  rug-r,  althochd.  röggo,  rocc«  die 
unter  einander  im  Auslaute  abweichen,  russisch  rozV,  böhmisch  rez  genit.  tzl 
Grundform  ^ngi-s  genit  *rugei-s;  lit'i'ug';^ -s  d.  i.  ^ugjft-s. 
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Ausscheidung  aus  dem  indogermanischen  Urvolke,  und  zwar  schon  zu 
der  Zeit,  ate  es  noch  ein  einziges  Volk  bildete  und  noch  nicht  in 
Slawo-Letten  und  Deutsche  geschieden  war.  Dieselben  Slawodeutschen 
tranken  zwar  noch  den  uralten  Met,  hatten  aber  inzwischen  auch  Bier, 
pivas^')  zu  brauen  gelernt.  Weizen-  und  Roggenbau  sowie  die  Bier- 
brauerei stammen  also  ebenfalls  aus  einer  Zeit,  welche  vor  aller  Ge- 
schichte im  engeren  Sinne  liegt. 

Nicht  mit  völliger  Bestimmtheit  wagen  wir  dem  indogermanischen 
Urvolke  den  Gebrauch  des  Pfluges  und  der  MOhlQ  zuzuschreiben.  Die 
Ausdrücke  für  pflügen  und  mahlen  finden  sich  nämlich  in  wesentlich 
gleicher  Form  und  Bedeutung  nur  bei  den  europäischen  Gliedern  un- 
seres Sprachstammes,  nicht  aber  in  den  asiatischen  Vertretern  desselben 
(im  Indisch -Eranischen),  so  dass  der  Gedanke  an  eine  uralte  Entleh- 
nung nicht  völlig  von  der  Hand  zu  weisen  ist,  zumal  man  in  neuerer 
Zeit  auf  dem  Gebiete  der  Märchen  und  Erzählungen  dei^leichen  Ent- 
lehnungen von  den  Indem  bis  in  den  fernsten  Westen  Europas  nach« 
gewiesen  hat.  In  allen  europäischen  Sprachen  unseres  Stammes  be- 
deutet die  Wurzel  ar^)  pflügen,  die  Wurzel  mal,  Grundform  mar^), 
aber  mahlen.  Sehr  alt  und  jedesfalls  vorhistorisch  ist  demnach  bei 
unserem  Volke  der  mit  dem  Pfluge  betriebene  Ackerbau  und  die  Ver- 
arbeitung des  Getreides  zu  Mehlbackwerk;  ob  aber  schon  dem  Urvolke 
vor  der  ersten  Spracfatrennung  Beides  zuzuschreiben  ist,  hangt  davon  ab,  ob 
die  betretenden  Worte  bei  Griechen,  Italern  Litoslawen  und  Deutsdien 
in  Folge  von  gemeinsamer  Ererbung  aus  der  Ursprache  oder  in  Folge 
von  Entlehnung  übereinstimmen.  Im  ersteren  Falle  müsten  wir  anneh- 
men, dass  im  Indo  -  Eranischen  die  alten  Worte  abhanden  gekonmien 
und  durch  neuere  ersetzt  worden  seien,  eine  Annahme,  die  nichts  gegen 
sich  hat,  die  leider  aber  auch  nicht  als  nothwendig  erwiesen  werden 
kann. 

Ofen  kannte  man,  sie  waren  aus  Stein,   akman-s^^)  und  der 


22)  Althochd.  bior  Grondfonn  ^bivas-a-m,  Stamm  *bivasa  für  lllteres 
b  i  Y  a  8  aus  p  i  y  a  s  verschoben ;  slaw.  p  i  v  o  genit.  p  i  y  a ,  eine  jüngere  Form  ftkr 
Yorauszusetzendes  älteres  piYO,  genit.  pivese,  Grandform  pivas,  genit. 
pivas-as.    Vgl  Kuhns  Zeitschrift  fOr  vgl.  Sprachforschung  Y ,  224. 

23)  Griech.  dg-ovv,  lat  ar-are,  slaw*  or-ati,  lit  &r-ti,  althochd. 
erran  d.  L  ar-jan;  griech.  dg^orgov^  lat  aratrum,  slaw.  oralo,  west- 
slaw.  oradlo. 

24)  Griech.  (ivX'-qj  lat.  mol-ere,  mol-a,  slaw.  mlS-ti,  lit  m&l-ti, 
got  mal-an  molere,  althochd.  mul-i  unser  Mtthle,  möl-o  unser  MehL 

25)  Altind.&^m&  Stamm  &(^man,  lit.  akmo'»  Stamm  akmen,  slaw*  kamy, 
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Name  fetr  Ofen  war  entweder  kein  anderer  als  eben  dies  akman  (Stein) 
oder  eine  Ableitung  von  demselben.  Backen  und  Kochen  ward  mittels 
der  Wurzel  kak^  bezeichnet,  z.  B. Praes.  Indicat.  l.Pers.  kakämi=: 
ooquo,  2.  kakasi  =  coquis,  3.  kakati  =  coquit,  Flur.  3.  kakanti 
coquunt.  Das  Feuer  hiess  agni-s'^).  Eine  urindogermanische  Mahl- 
zeit konnte  also  füglich  aus  gekochtem  und  gebratenem  Fleische  nebst 
geröstetem  Getreide  (vielleicht  sogar  gebackenem  Brote) ,  Milch,  Honig 
und  Met  bestehen.    Auch  die  Würze  des  Salzes,  sar'^),  fehlte  nicht. 

Femer  ist  sicher  nachweisbar  die  SchiSFahrt  mittels  Buderschiffe. 
Dass  die  Ursitze  unseres  Stammes  an  einem  Meere  lagep,  von  dem  in 
der  Gegenwart  nur  Beste  übrig  sind,  haben  wir  oben  berührt.  So  viel 
ich  weiss,  gilt  den  Erdkundigen  als  ausgemacht ,  dass  in  der  Torzeit 
jenes  Meer,  dessen  Ueberbleibsel  der  caspische  See  und  der  Aralsee 
sind,  sich  weiter  nach  Osten  hin  erstreckt  habe.  So  lag  denn  der  Ur- 
sitz  unseres  Stammes  zwischen  einem  hohen  Gebirgszuge  und  einem 
grossen  Binnenmeere,  etwa  um  den  40.  Grad  nördlicher  Breite  herum. 

Das  Klima  desselben  mt^  also  ein  höchst  gemässigtes,  theilweise 
vielleicht  eher  kühles  als  warmes  gewesen  sein;  dafOr  zeugt  auch  das 
Vorhandensein  unserer  Hausthiere,  der  Getreidebau,  der  Gebrauch  der 
Thierwolle.  Besonders  durch  das  Gebirge  von  Osten  und  das  grosse 
Meer  von  Westen  mag  die  Temperatur  gemässigt  worden  und  im  Gan- 
zen kühler  gewesen  sein,  als  es  die  geographische  Lage  erwarten  lässt. 
Das  Wort  für  Meer  stimmt  nur  bei  den  europäischen  Gliedern  unseres 
Stammes  zusammen,  dürfte  jedoch  wohl  kaum  entlehnt  sein^).  Das 
Schiff  hiess  n  ftu  -  s  ••) ;  die  Wurzel  ar,  ra  bedeutete  rudern,  davon  ar- 
tra-m  oder  etwa  ratra-m»*)  Buder. 


stamm  kamen.  Diese  Worte  bedeuten  Stein.  Der  Ofen  dagegen  wird  bezeichnet 
durch  altind.  a(;manta-m,  slaw.  (bdhm.)  kamna  plur.,  got.  auhns,  Grundfonn 
akna-B,  wfthrend  das  entsprechende  altindische  agna-s  lapis  bedeutet  Dies 
akna-B  hat  wenigstens  dieselbe  Wurzel  wie  ak-man  und  bedeutet  ebenfaUs  so- 
wohl Stein  als  Ofen. 

26)  Altind.  Wurzel  pak',  griech.  «e«,  lat  coc  coq,  slaw.  pek,  lit.  kep. 

27)  Altind.  agni-s,  lat  ignis,  slaw.  ognX,  lit  ugni-s. 

28)  Altind.  sara-s,  sara-m,  griech.  äX-Sy  lat  sal,  slaw.  soltt,  got 
sal-t  unser  Salz.  Das  Griechische  und  Lateinische  scheint  die  älteste  Stammform 
des  Wortes  bewahrt  zu  haben. 

29)  Lat  mare,  keltisch  (irisch)  muir,  slaw.  more,  fit  mare*-s  plur.  das 
Ha£^  got  mar  ei. 

80)  Altind.  nftu-8,  griech.  vav-Sj  lat.  navi*B,  althochd.  nacho  mit  Wand- 
lung von  y  in  die  Guttnralis. 

81)  Altind.  aritra-s,  arftra-m,  griech.  iget-fiög  mit  Weitert>]ldmig  der 
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unserem  Volke  yrar  Metall  bekannt  Es  hiess  ajas'^.  Es  lässt 
sich  nicht  bestimmen,  )9?elcher  Art  dies  Metall  gewesen  sei.  Die  Stein- 
waffen und  Steingeräthe,  die  man  in  Europa  findet,  können  also  nicht 
wohl  von  den  Indogermanen  herrühren,  da  diesen  in  grauer  Vorzeit, 
lange  bevor  sie  Europas  Boden  betraten,  bereits  das  Metall  bekannt 
war.  Es  lässt  sich  aber  kaum  denken,  dass  ein  Volk  im  Laufe  der 
Zeit  sich  des  Metallgebrauchs  wieder  entaussert  habe.  Wollte  man'  etwa 
sagen,  dass  im  Sturme  und  Drange  der  Wanderung  solche  EOckschritte 
in  der  Cultur  ihre  Erklärung  finden  könnten,  so  entgegne  ich  dem,  dass 
nichts,  gar  nichts  dafür  zeugt,  dass  dieUrwanderungen  unseres  Stammes 
plötzlich  und  in  eigentlichen  Märschen  stattgefunden  haben.  Vielmehr 
spricht  Alles  dafür,  dass  die  Veränderung  der  Wohnsitze  höchst  allmählich 
durch  Ausdehnung  nach  einer  bestimmten  Richtung  hin  im  Verlaufe 
langer  Zeiträume  vor  sich  gieng,  etwa  auf  die  Art,  wie  in  historischer 
Zeit  das  deutsche  Gebiet  von  Westen  nach  Osten  sich  zieht  Jene 
Steinwaffen  und  Steingeräthe  gehören  wol  zweifelsohne  einer  älteren 
Völkerschicht  an,  weldie  vor  der  Einwanderung  der  Indogermanen  die 
späteren  Sitze  derselben  inne  hatte.  Denn  nichts  weist  darauf  hid, 
dass  diese  die  Erde  leer  und  unbewohnt  vorgefunden  haben ,  vielmehr 
lassen  sich  tbeilweise  die  positiven  Beweise  dafür  liefern,  dass  die 
Ströme  der  Indogermanen  sich  über  ihnen  stammfremde  frühere  Be* 
wobner  hinweg  langsam  ergossen.  Diese  früheren  Bewohner  werden 
theils  in  unwirthlichere  Gegenden  allmählig  verdrängt,  theils  aber  auch, 
wahrscheinlich  wenigstens,  im  Laufe  der  Zeit  indogermanisirt 

Gold  und  Silber,  die  sich  beim  indogermanischen  Urvolke  nicht  nach- 
weisen lassen,  waren  den  Slawodeutschen  (vgl.  S.  407  ff.)  bereits  bekannt 
Das  Gold  nannten  sie  garta-m**)  (für  ürspr.  ghar-ta-m  v.  d.  Wur- 


Worzel  durch  t,  während  sie  in  i-gi-rrf^'S  Ruderer,  dfip-TfQ'ffs  doppelmdiig 
ohne  dieselbe  erscheint,  lat.  r^mas  luis  älterem  resmu-s  für  *retmu-s,  alt- 
hochd.  ruodar,  Grundform  r&tra-m,  lit.  ir-ti  rudern. 

82)  Altind.  4jaB  neutr.  Metall,  Eisen,  lat  aes  für  als  aus-ajas,  altirisch 
f am  für  *lsarn  ferruln  (got.  eisarn,  althochd.  Isarn  ferrum  ist  wegen  des 
Sof&ces  -arna  der  Entlehnung  aus  dem  Keltischen  yerd&chtig),  althodid  £r, 
Grundform  *aiaa-m  aus  *  ajasa-m  Erz.' 

83)  Got.  gulth,  slaw.  zlato,  lettisch  selt-s  (lett  s  =  franzOs.  oder  slaw. 
z;  das  litauische  4uksa-s  ist .  nur  diesem  Volke  eigen);  Altind.  hir-ana-m, 
hirran'ja-m,  altbaktr.  ^afa,  zairi  d.i.*zari  (diese  Worte  sind  in  ihrer  Stamm- 
form angefahrt);  griech.  XQ^^^-S  (1&^  auru-m  stammt  von  einer  andern  Wurzel^ 
welche  leuchten  bedeutet,  vgl.  nr-o,,  aur-oja;  altirisch  or  ist  aus  demLajtein. 
entlehnt).  Die  Anlaute  der  Worte  gulth,  zlato,  selts,  hiran'am,  zara,  XQ^' 
<r'df  sindsILmmtlich  die  regelrechten  Vertreter  eines  ursprünglichen  gh. 
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zel  ghar  glänzen,  besonders  von  gelber  oder  grüngelber  Farbe  ge- 
gebraucht),  letzteres  wahrscheinlich  sarabra-m»*)  (dunkeler  Abstam- 
mung). Das  Wort  für  Gold  ist  zwar  in  allen  drei  Abtheilungen  des 
Indogermanischen  von  einer  und  derselben  Wurzel  ghar  gebildet,  doch 
auf  eine  so  stark  abweichende  Art,  dass  sich  nicht  erweisen  lässt,  es 
habe  ausser  den  Slawodeutschen  auch  ein  anderes  der  zuerst  aus  dem 
Indogermanischen  hervorgegangenen  Völker  dieses  Edelmetall  gekannt 
(vgl.  die  Anmerk.  20—22).  Dagegen  ist  das  Silber  nicht  nur  für  die 
Slawogermanen,  sondern  auch  für  jenen  Stamm  nachweisbar,  aus  dem 
später  Graccoitalokelten  und  Indoeraner  hervorgiengen  (vgl.  oben  S.  402); 
bei  diesem  lautete  sein  Name  rag-anta-m  oder  arg-anta-m  (das 
Glänzende;  Wurzel  rag,  arg  glänzen  und  zwar  besonders  mit  weiss- 
lichem  Schimmer;  vgl.  die  Etymologie  von  ghar-ta-m  Gold).  Die 
Eenntniss  und  der  Gebrauch  der  beiden  glänzenden  Edelmetalle  stammt 
also  aus  der  sehr  frühen  noch  weit  vor  aller  Geschichte  im  engeren 
Sinne  liegenden  Lebensperiode  unseres  Volkes,  welche  der  ersten  Theilung 
des  indogermanischen  Urvolkes  unmittelbar  folgte. 


84)  Got  Eiilabr,  Stamm  silabra  ntr.,  slaw.  srebro,  Stapim  arebra  ntr., 
akpreossisch  sirab'la-n  accus,  sing,  (das  lilAuische  sid&bra-s  weicht  im  d 
yöllig  ab  und  ist  der  Entlehnung  yerdächtig).  Dagegen  altind.  rag'-ata-m,  alt- 
baktr.erez-ate-m,  lat.  arg-entu-m,  oskisch  arageto-m;  die  keltischen  Worte 
stimmen  zun&chst  zum  Italischen;  Griech.  äQy-vQo^s  hat  ein  anderes  Suffix. 


xn. 

Das  knrhessische  Landescredit  -  Institut  und 
seine  dreissigjährige  Wirksamkeit 

Nach  amtlichen  Quellen. 

Die  Landescreditkasse  Eurbessens,  welche  auf  den  Vorschlag  des 
kasseler  Oberbürgermeisters  Schomburg  durch  das  Gesetz  vom  23. 
Juni  1832^)  in's  Leben  trat,  ist  bekanntlich  das  erste  ländliche  Gre- 
ditinstitut  Deutschlands,  welches  zu  Gunsten  des  Bauernstandes 
gegründet  wurde.  Es  verdankt  seine  Entstehung  der  Absicht,  die  Ab- 
lösung der  Grundlasten  zu  erleichtern  und  den  Bauernstand  mit  der 
Ablösung  durch  Beleihung  der  Ablösungscapitalien  zu  möglichst  niedri- 
gem Zinsfasse  vollständig  unabhängig  von  den  Grundherrn  zu  madien. 
Um  dies  zu  ermöglichen,  wurde  der  Anstalt  die  Befugniss  eingeräumt, 
auch  zu  anderen  Zwecken,  als  Behufs  der  Ablösung,  Capitalien  und  zwar 
zu  einem  höheren  Zinsfusse ,  auf  Grundbesitz ,  vorzugsweise  auf  den 
kleinem,  wie  auch  auf  Gewerbs-Etablissements  von  genügender  Sicher- 
heit, auszuleihen;  und  um  endlich  das  zu  diesen  Darleihungen  erfor- 
derliche Capital  zu  beschaffen,  wurde  sie  weiter  ermächtigt,  Darlehen 
von  Gapitalisten  anzunehmen  und  darüber  Schuldverschreibungen  au 
porteur  zu  einem  entsprechenden  Zinsfusse  auszustellen,  für  welche  der 
Staat  mit  seinem  ganzen  Vermögen  die  Haftverbindlichkeit  übernahm. 

Die  Aufgabe  der  Anstalt  und  deren  Geschäftsthätigkeit  zerfällt 
hiemach  in  drei  verschiedene  Zweige: 

1)  Beförderung  der  Ablösung  von  Gmndlasten, 

2)  Gewährung  von  hypothekarischem  Credit  zur  leichtem  Abtra- 
gung älterer  Schulden  und  zur  Verbesserung  des  landwirthschaltlichen 
oder  gewerblichen  Betriebes, 


1)  Die  HaaptbeBtiinmiingen  dieses  Gesetzes  sind  abgedruckt  in  Bruno  Hilde  - 
brand, Statistische  Mittheilungen  ttbfT  ^üg  Yftltaaptttochaftlichen  Znstande  Kur- 
hessens.  Beillu  1068  8.  lUU  ü'.,  wolugleich  die  Ergebnisse  äer  GeschäftsthätigkdT 
der  Ij'anSeBCRditkasBe  bis  zum  Schlüsse  1849  sonunarisch  mitgetheilt  sind.  VgL 
ebd.  S.  26  ff. 
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3)  VermittelaDg  verzinslicher  Anlegung  von  Gapitalien  mit  voll- 
kommener  Sicherheit. 

Für  die  Activ^Capitalien  zu  1)  ward  der  Zinsfuss  und  zwar : 

a.  zu  Ablösung  von  Frohndiensten  auf  3  Procent, 

b.  „        „  „     Fruchtzehnten  auf  3V2  Procent, 

c.  „  „  „  Geld- und  Natural-Grundzinsen  auf  3 V4 Procent, 
für  die  Activ-Gapitalien  zu  2)  auf  4  Procent  und  für  die  Passiv-Capi- 
talieu  zu  3)  auf  3V2  Procent  vorläufig  festgesetzt 

Ein  Betriebscapital  wurde  der  Anstalt  nicht  bewilligt,  doch  über- 
nahm der  Staat  den  grössten  Theil  der  Kosten  ihrer  Einrichtung  und 
ihres  Geschäftsbetriebes,  reservirte  sich  aber  dafür  die  etwa  sich  er- 
gebenden Ueberschüsse. 


I  Die  Landescreditkasse  als  Vermittlerin  der  Orondentlastang. 

Das  Ablösungsgesetz  vom  Jahr  1832  stellte  die  Entfesselung  des 
Grundbesitzes  in  das  freie  Ermessen  des  Pflichtigen ;  nur  dieser  konnte 
die  Ablösung  der  Last  gegen  eine  Geldabfindung,  fOr  welche  der  Mass- 
stab sowohl  als  das  Verfahren  gesetzlich  bestimmt  war,  dem  Berech- 
tigten gegenüber  begehren;  und  obwohl  man  bei  dieser  Einrichtung 
die  möglichste  Begünstigung  des  Pflichtigen  angestrebt  hatte,  so  würde 
doch  ein  ersprieslicher  Erfolg  so  bald  nicht  zu  erwarten  gewesen  sein, 
wenn  nicht  die  Landescreditkasse  das  erforderliche  Capital  zu  dem  oben 
erwähnten  ermässigten  Zinsfusse  darzuleihen  verpflichtet  gewesen  wäre; 
denn  auf  Seiten  der  Berechtigten  war  eine  principielle  Abneigung  zu 
überwinden,  während  auf  Seiten  der  Pflichtigen  nicht  selten  die  Macht 
der  Gewohnheit,  die  Scheu  vor  dem  Neuen  und  vor  dra  geschäftlichen 
Schwierigkeiten  eines  Provocationsverfahrens  entgegenstand. 

Um  den  Letztem  die  Vortheile  der  Ablösung  noch  einleuchtender 
zu  machen ,  ward  femer  die  Bestimmung  getrofien  ^  dass  auch  das  er- 
borgte Capital,  ohne  besonderes  Hinzuthun  des  Pflichtigen,  allmählig 
von  selbst  sich  tilgte  und  ihn  auf  diese  Weise  nach  und  nach  von  aller 
Schuld  befreite. 

Das  Gesetz  von  1832  stellte  nämlich  zugleich  als  durchgreifenden 
Grundsatz  auf,  dass  jeder  Schuldner  der  Anstalt,  ohne  Ausnahme,  neben 
den  Zinsen  halbjährig  einen  bestimmten  Capitalbetrag  leisten  solle, 
welcher  für  ein  Jahr  mindestens  V2  Procent  des  ursprünglichen  Dar- 
lehns  ausmache  und  mit  den  Zinsen  zusaminen  eine  Summe  bilde,  die 
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bis  zar  gänzlichen  Abtragung  fortzazahlen  sei.  —  Daneben  war  ihm 
überdiess  aach  gestattet ,  an  jedem  halbjährigen  Zahlungstermine  noch 
ausserordentliche  Stllckzahlungeh  auf  seine  Schuld  in  runden  Summen 
freiwillig  zu  leisten. 

Durch  diese  Amortisations -Einrichtung  ward  die  volkswirthschaft- 
liehe  Bedeutung  der  Anstalt  wesentlich  erhöht;  denn  indem  sie  den 
Schuldner  nöthigte,  alljährlich  gewissermassen  eine  Spareinlage  zu.  ma- 
chen, um  mittelst  derselben  und  der  davon  fallig  werdenden  Zinsen  und 
Zinseszinsen  sich  allmählig  von  der  ganzen  Schiüd  zu  befreien,  trat  die 
Anstalt  damit  zugleich  in  die  Reihe  derjenigen  volkswirthschaftlichen 
Institute,  welche  wie  Sparkassen,  Renten-  und  Versicherungsanstalten 
ihre  Aufgabe  dahin  setzen,  durch  Sammlung  kleiner  Beiträge  und  Ge- 
winnung von  Zinsen  und  Zinseszinsen  das  vorhandene  Capital  zu  meh- 
ren. —  So  die  ursprüngliche  Einrichtung. 

Nach  dem  bestehenden  Grundsteuer  -  Systeme  war  indess  bei  Ver- 
anlagung der  Grundsteuer  auf  die  gutsherrlichen  und  sonstigen  privat- 
rechtlichen Abgaben  Rücksicht  genommen  worden,  indem  man  den  Werth 
derselben,  in  Steuergulden  veranschlagt,  an  dem  Steuercapitale  der  be- 
lasteten Grundstücke  abgesetzt  oder  vergütet  hatte ,  so  dass  z.  B.  von 
zwei  Grundstücken  gleicher  Güte  und  Grösse  das  belastete  eine  geringere 
Steuer  entrichtete,  als  das  unbelastete.  Diese  Vergütung  der  Grund- 
lasten wurde,  soweit  letztere  durch  das  Gesetz  von  1832  für  ablösbar 
erklärt  worden  waren,  im  Jahr  1840  gesetzlich  aufgehoben,  und  es  tra- 
ten von  1841  an  die  betrefifenden  belasteten  Grundstücke  in  diejenige 
volle  Grundsteuer,  die  sie  ohne  jene  Abgabenlast  zu  zahlen  gehabt 
haben  würden,  was  für  die  Staatscasse  eine  jährliche  Mehreinnahme  an 
Grundsteuer  von  46,650  Thlm.  zur  Folge  hatte.  Für  diese  erhöhte 
Steuerpflicht  glaubte  man  nun-  den  betreffenden  Grundbesitzern  eine 
Entschädigung  schuldig  zu  sein,  und  gewährte  ihnen  dieselbe  durch 
einen  weitern  Nachlass  an  den  Zinsen,  die  sie  für  die  Ablösungscapi- 
talien  an  die  Landescreditanstalt  zu  zahlen  hatten.  An  den  Zinsen  von 
Capitalien  für  abgelösete  Frohndienste  wurde  ein  ganzes  Procent,  an 
den  Zinsen  ftlr  sonstige  Ablösungen  Vj  Procent  nachgelassen. 

War  die  Besorgniss,  ob  die  Landescreditcasse,  bei  der  erheblichen 
Zinseneinbusse,  welche  ihr  dieAblösungscapitalien  verursachten^  ohne  eine 
Subvention  des  Staates  sich  werde  behai^pten  können,  schon  von  vorn- 
herein nicht  ohne  allen  Grund,  so  musste  sie  durch  die  vorerwähnte 
weitere  Einbusse  noch  erheblich  sich  steigern;  nichtsdestoweniger  war 
der  Anstalt  im  Jahre  1848  noch  eine  härtere  Probe  vorbehalten. 

Während  das  Gesetz  von  1832  nur  dem  Pflichtigen  das  Recht  der 
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Ablösung  gewährte,  und  eine  grosse  Eat^orie  von  Grundlasten  (sämmt- 
liche  Erbpachten,  die  aus  dem  Gemeinde^,  Kirchen-  und  Schulverbande 
berrOhrenden  Abgaben ,  die  Lehens  -  und  Meierabgaben  u.  s.  w.)  von 
der  Ablösung  ausgeschlossen  hatte,  verliess  man  durch  Gesetz  vom  26. 
August  1848  das  Princip  der  Ablösung  gänzlich,  hob  —  mit  unbedeu- 
tenden Ausnahmen —  alle  Lehens-,  Leihe-,  Meier-,  Erbpacht  oder  son- 
stigen gutsherrlicfaen  Verhältnisse  mit  allen  daraus  entsprungenen  Ab- 
gaben auf,  und  setzte  an  die  Stelle  dieser  Abgaben  einen  Aniq>ruch  des 
Berechtigten  auf  eine  Capitalentschädigung ,  zu  deren  Berechnung  das 
Gesetz  die  nöthigen  Vorschriften,  und  zu  deren  Feststellung  es  dem 
Berechtigten  wie  dem  Pflichtigen  gleiche  Provocationsbefugniss  ertheilte. 
Die  Forterhebung  der  alten  Abgaben  wurde  nur  noch  fflr  drei  Jahre 
zugelassen,  von  da  an  trat  die  Verzinsung  des  Entschädigungscapitals 
an  die  Stelle  der  Abgaben. 

Dieser  Uebergang  von  der  Ablösung  zu  der  Aufhebung  der  Grund- 
lasten war  ohne  das  Institut  der  Landescreditcasse  ganz  unausführbar. 
Der  Zwang ,  den  der  Staat  übte ,  indem  er  den  Pflichtigen  nöthigte, 
anstatt  der  gewohnten  Abgaben  ein  ihren  zwanzigfachen  Werth  reprä- 
sentirendes  Capital  baar  zu  zahlen,  wurde  nur  dadurch  gefahrlos,  dass 
jedem  Pflichtigen  zugleich  das  Recht  gegeben  war,  die  Darleihung  des 
Capitals  von  der  Landescreditcasse  zu  begehren.  Demgemäss  ward 
diese  Anstalt  zur  Darleihung  der  Entschädigungcapitalien  in  gleicher 
Weise  verpflichtet,  wie  sie  zur  Vorstreckung  der  früheren  Ablösungs- 
capitalien  verpflichtet  war,  und  die  Begünstigungen  eines  geringeren 
Zinsfusses  nach  den  Gesetzen  von  1832  und  1840  wurden  auf  die  dar- 
zuleihenden Entschädigungscapitalien  ebenfalls  übertragen. 

Bei  allem  Vertrauen,  das  die  Landescreditcasse  genoss,  musste 
nunmehr  doch  das  Bedenken  entstehen ,  ob  nicht  die  ausgesprochene 
Verpflichtung  plötzlich  eine  so  starke  Anforderung  von  Capital  herbei- 
führen werde,  dass  die  Anstalt  in  ernstliche  Verlegenheiten  gerathen 
möchte.  Obwohl  man  diesem  Bedenken  dadurch  einigermassen  zu 
begegnen  suchte,  dass  man  die  dem  Pflichtigen  gesetzlich  gewährte 
sechsjährige  Kündigungsfrist  zur  Abtragung  eines  festgestellten  Ent- 
schädigungscapitals (welches  dem  Berechtigten  bis  zu  dieser  Abtragung 
mit  6%  zu  verzinsen  war)  auch  auf  die  Landescreditcasse  ausdehnte 
und  diese  ermächtigte,  die  Ablösungsdarlehen  in  Schuldverschreibungen 
auszuzahlen,  welche  erst  nach  sechs  Jahren  zahlbar,  immittelst  aber 
unaufkündbar  waren;  so  konnte  die  Anstalt  solche  bedeutende  Zinsen- 
verluste doch  auf  die  Dauer  nicht  ertragen.  Nachdem  man  dies  er- 
kannt und  zugleich  auch  schon  mit  Becht  in  Frage  genommen  hatte, 
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ob  denn  überhaupt  noch  ein  Grund  f&r  Beibehaltung  jenw  Zinsbegfln- 
stigong  nnd  damit  jener  Zinsverlnste  fortbestehe,  was  bei  der  immit- 
telst  eingetretenen  Steigerang  der  Grandrente,  in  velcha*  eine  mdir  ah 
zureichende  Ausgleichung  for  die  höhere  Besteaerung  zu  finden  war, 
nicht  wohl  bejaht  werden  konnte ;  so  wurde  die  ZinsbegOnstigung  dordi 
Gesetz  vom  23.  Juni  1853  grüsstentheils  wieder  ausgehoben,  so  dass 
die  Anstalt  nur  noch  an  dem  Dienstcapitale  einen  haaren  Verlust  von 
V2  Procent  zu  tragen  hatte,  von  den  übrigen  Ablösungscapitalien  aber 
denselben  Zins  bezog,  den  sie  selbst  ihren  Gläubigem  gewährte. 

Nach  diesen  Ausführungen  dürfte  es  nicht  ohne  Interesse  sein,  den 
Um&ng  des  Geschäfts,  insoweit  letzteres  als  Vermittdung  der  Grund- 
entlastung zu  betrachten  ist,  fOr  den  Zeitraum  von  1833  bis  1.  Januar 
1860  durch  Zahlen  nachzuweisen« 

1)  Zur  Ablösung  von  Frohndiensten  wurden  in  dem  erwähn* 
ten  Zeiträume  8,484  Darlehen  im  Gesammtbetrage  von  1,583,046  Thlm. 
bewilligt.    Abgetragen  wurden  darauf  343,751  TMr. 
so  dass  das  Activcapital  für  Dienstablösungen  Ende 

1859  noch  betrug  1,239,295  TUr. 

2)  Für  Ablösung  von  Zehnten  wurden  von  1833  bis  ind.  1852 
=  1986  Darlehen  ausgezahlt  mit  4,689,690  Thlm.)  wovon  in  1853  noch 
3,758,615  Thlr.  ausstanden. 

3)  Von  dem  Zinsablösungscapitale,  weldies  bis  Ende  1852 
in  16,174  Darlehen  mit  4,450^246  Thlm.  ausgeliehen  wurde,  standen 
Anfangs  1853  noch  4,179,372  Thlr.  zurück. 

4)  Von  1853  bis  1859  wurden  zu  Ablösung  von  Zehnten,  Zin- 
sen und  Zehnt  Pfennigsgeldern  weitere  19,574  Darlehen  im  Be- 
trage von  2,787,537  Thlm.  ausgegeben,  und  Ende  1859  betrug  das 
für  solche  Ablösungen  ausstehende  Capital  überhaupt  noch 
9,529,615  Thh:. 

Die  Gesammtsumme  aller  zu  Ablösungen  aus  der  Anstalt  vorge- 
streckten Darlehen  beträgt  bis  Ende  1859 

13,617,331  Thk.  in  46,218  Posten, 
worauf  im  Ganzen  2,848,430  Thlr.  wieder  abgetragen  wurden ,  so  dass 
überhaupt  noch  10,768,901  Thlr.  in  40,988  Posten  ausstanden. 

Die  Ausleihungen  für  Ablösungen  haben  ihr  Ende  noch  nicht  er- 
reicht, indem  ein  grosser  Theil  der  Pflichtigen  die  fün^rocentige  Ver- 
zinsung des  festgestellten  Entschädigungcapitals  an  ihre  ursprünglichen 
Berechtigten  der  Erborgung  aus  der  Landescreditcasse  v(»rgezogen  hat. 
Unkenntniss  und  Lässigkeit,  theilweise  auch  das  Misstrauen,  es  mödite 
die  Grundentlastung  wieder  rückgängig  werden,  haben  diese  Säumniss 
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veranlasst;  doch  haben  neuerliche  Eündigangen  rackst&ndiger  Entschä- 
digungscapitalien  Seitens  der  früheren  Grundherren  einen  starkem  An- 
drang von  Darlehensgesnchen  Yfieder  hervorgerufen.  Die  Landescredit- 
oasse  kann  daher  ihr  Geschäft  der  Ablösongsvermittelang  noch  keines- 
wegs als  geschlossen  ansehen,  vielmehr  hat  sie  für  die  nächsten  Jahre 
noch  eine  ziemlich  bedeutende  Steigerung  ihres,  zu  diesem  Zwecke  zu 
verwendenden  Capitals  in  Aussicht  zu  nehmen* 


n.  Die  Landesorediteasse  ab  Immobiliaroreditaiif talt  im  Allgemeinen. 

Als  die  Landescreditcasse  errichtet  wurde,  stand  der  Zinsfuss  für 
hypothekarische  Anlehen  in  der  Kegel  aufFOnf  vom  Hundert,  und  nichts- 
destoweniger war  es  schwer,  auf  Hypotheken,  namentlich  geringere 
bäuerliche  Grundstücke,  ein  Anlehen  zu  erhalten.  Der  Grundbesitz  da- 
gegen fühlte  das  Bedürfniss  einer  grösseren  CapitalzufQhrung,  um  durch 
verbesserte  Bewirthschaftung  zu  einer  höheren  Grundrente  sich  aufzu- 
schwingen. Die  Landescreditcasse  erhielt  die  Aufgabe,  das  zerstreute 
Capital  wieder  anzusammeln,  um  es  dem  Grundbesitz  zuzuführen,  nicht 
blos  zum  Zwecke  der  Entlastung  von  Abgaben,  sondern  auch  „zu  Ab- 
tragung älterer  Schulden  und  zu  Verbesserung  des  Nahrungsstandes." 
Man  rechnete  darauf,  dass  eine  Menge  von  kleinen  Capitalien,  deren 
Besitzer  die  feste  Anlegung  in  Hypotheken,  wegen  der  damit  verbun- 
denen Gefahren,  scheuten,  alsbald  für  den  Immobiliarcredit  flüssig  wer- 
den würden,  wenn  eine  von  dem  Staate  garantirte  Anstalt  die  Yennit- 
telung  übernähme,  und  die  Besitzer  von  den  Schwierigkeiten  der  Ver- 
waltung und  den  Gefahren  eines  Verlustes  befreite.  Dass  man  namentlich 
dem  kleinen  Grundbesitz  zu  Hülfe  kommen  wollte,  beweist  das  Vor- 
zugsrecht, welches  man  den  kleinen  Darlehen  von  vornherein  ge- 
setzlich einräumte. 

Der  Charakter  einer  Anstalt  für  den  Immobiliarcredit  wurde  in 
dem  Grundsatze  streng  festgehalten ,  dass  nur  gegen  gerichtliche  Ver- 
pfändung von  Grundstücken  und  an  solchen  zustehenden  Beal- 
r echten  Darlehen  zu  bewilligen  seien.  Daneben  war  aus  der  Be- 
schränkung der  Darleihung  auf  kurhessische  Unterthanen  und  inländische 
Hypotheken  der  Gesichtspunct  angedeutet,  dass  das  Institut  nicht  finan- 
ziellen Erwerb  verfolgen,  sondern  lediglich  den  volkswirthschaftlichen 
Interessen  dienen  sollte.  Demgemäss  wurde  auch  der  Zinsfuss  für  Aus- 
leihungen auf  den  massigen  Betrag  von  Vier  vom  Hundert  bestimmt 
und  nur  ausnahmsweise  ein  Zinsfuss  von  4Vi  Procent  für  diejenigen 

S7 
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Gapitalien  angeordnet,  welche  innerhalb  des  ersten  Jahres  wieder  ziiradc- 
gezahlt  werden  würden.  (Eine  Ansnahme,  welche  der  Natur  der  Sadie 
nach  nur  höchst  selten  vorkommt,  da  schon  die  Kosten  and  Weitl&ofig- 
keiten  der  Hypothekbestellung  von  einer  solchen  temporären  Anleihe 

abhalten.) 

Für  die  Sicherheit  der  Ausleihungen  sachte  das  Gesetz  durch  eine 
Reihe  von  Bestimmungen  zu  sorgen,  welche  eine  gründliche  Ermittelung 
der  Eigenthums-  und  Pfandverhältnisse,  sowie  der  persönlichen  Verhält- 
nisse der  Erborger,  insoweit  sie  deren  Würdigkeit  bedingen,  verbür- 
gen sollten.  Als  weitere  Grundlage  für  die  Sicherheit  ist  durch  die 
Praxis  das  Princip  eingeführt,  dass  ein  Darlehen  niemals  die  Hälfte 
des  taxirten  Werthes  der  Hypothek  übersteigen  soll  und  dass  regel- 
mässig nur  auf  erste  Hypothek  —  mit  Beseitigung  aller  vorhandenen 
Belastungen  —  ein  Darlehen  bewilligt  wird.  Dieser  Grundsatz  hat 
jedoch  vermöge  des  Gesetzes  zwei  Ausnahmen  zugela^en,  von  denen 
die  erste  in  der  Verwilligung  von  Darlehen  an  Gemeinden  gegen  ein- 
fache Schuldbekenntnisse  ohne  hypothekarische  Sicherheit  besteht.  Vor- 
aussetzung dafür  ist,  dass  die  Gemeinde  sich  über  die  Mittel  zur  rich- 
tigen Abführung  der  Zinsen  und  Abschlagszahlungen  ausweisen  kann. 
Um  auch  in  solchen  Fällen,  wo  Ueberschüsse  aus  den  Einkünften  des 
eigentlichen  Gemeindevermögens  nicht  vorhanden  sind  und  die  Fähig- 
keit zur  Zinszahlung  lediglich  auf  der  Steuerkraft  der  Gemeinde-Ge- 
nossen beruht,  den  Gemeinden  die  nöthige  Hülfe  leisten  zu  können, 
hat  die  Praxis  in  der  solidarischen  Verbürgung  der  Gemeind^lieder 
ein  Auskunftsmittel  gesucht 

Diese  zu  Gunsten  von  Gemeinden  zugelassene^  Ausnahme  von  der 
Regel  h}'pothekarischer  Sicherstellung  hat,  obgleich  vielfältig  Anwendung 
gefunden,  erhebliche  Nachtheile  nicht  im  Gefolge  gehabt ;  anders  jedoch 
hat  sich  dies  bei  der  nun  folgenden  zweiten,  von  dem  Gesetze  zuge- 
lassenen Ausnahme  von  der  regelmässigen  Sicherstellung  gestaltet 

Um  auch  der  Industrie  einige  Unterstützung  aus  der  neu  gegrün- 
deten Anstalt  zufliessen  zu  lassen,  hatte  das  Gesetz  vom  31.  October 
1833  den  obersten  Staatsbehörden  —  dem  Ministerium  des  Innern  im 
Einverständniss  mit  dem  Finanz  -  Ministerium  —  es  vorbehalten,  mit 
landesherrlicher  Genehmigung  Darlehen  aus  der  Landescreditcasse  an 
Industrielle  zu  bewilligen,  deren  Unternehmen  „von  besonderer  Erheb- 
lichkeit und  Nützlichkeit  für  Hebung  inländischen  Gewerbfleisses  ist^^ 
und  welche  selbst  „durch  Einsicht  und  Geschick,  sowie  durch  Redlich- 
keit und  Fleiss  sich  auszeichnen".  —  Diese  Darlehen  sollten  bis  zum 
vollen  Betrage  des  Schätzungswerthes  der  als  Hypothek  einzuseti^iden 
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GnmdstAcktt  steigen  dOrfen.  Es  hat  nicht  an  Oesachen  um  Bewilligung 
von  Darlehen  auf  Grund  dieser  Vorschrift  gefehlt;  die  Bewilligung 
Seitens  der  Ministerien  war  jedoch  eine  verbältnissmässig  beschränkte ; 
dennodi  war  der  Erfolg  für  die  Anstalt  in  den  meisten  Fällen  ein  sehr 
ungOnstiger,  weshalb  das  Gesetz  vom  23.  Juni  1853  die  ganze  Bestim- 
mung wieder  ausser  Wirksamkeit  setzte  und  den  Charakter  einer  Hypo- 
thekenbank, welcher  durch  die  nur  scheinbar  hypothekarische  Credit- 
gewährung  an  industrielle  Unternehmer  getrabt  war,  wieder  in  voller 
Reinheit  herstellte. 

Ein  billiger  Zinsfuss  sollte,  so  war  von  vornherein  die  Absicht,  die 
Wohlthätigkeit  des  Instituts  erhöhen.  Bis  zum  1.  Juli  1853  war  es 
möglich,  den  von  Anfang  gewählten  vierprocentigen  Zinsfuss  aufrecht  zu 
erhalten.  Dieser  setzte  voraus,  dass  die  Anstalt  im  Stande  blieb,  ihre 
eignen  Gapitalau&ahmen  mit  3V2  Procent  zu  bewirken  und  aus  dem 
Gewinn  von  Vj  Procent ,  welchen  die  vierprocentigen  Ausleihungen  ge- 
währten, die  Zinsenverluste  aus  den  Ablösungscapitalien  zu  decken. 
Beide  Voraussetzungen  waren  im  Laufe  der  Jahre  hinweggefallen.  Die 
Gelegenheiten,  Capitalien  in  Staats-  und  industriellen  Papieren  zu  vier 
und  höheren  Procenten  anzulegen,  schmälerten  den  Zufluss  zur  Lan- 
descreditcasse,  u^d  da  der  kurhessische  Staat  selbst  seit  1849  wieder- 
holt zu  4V2proceDtigen  Staatsanleihen<^chritt ,  so  war  es  nicht  gut 
ausfahrbar,  die  auf  derselben  Staatsgarantie  ruhenden  Schuldverschrei- 
bungen der  Landescreditcasse  mit  3V2  Procent  nicht  nur  im  Cours  zu 
erhalten,  sondern,  wie  es  die  Ausdehnung  der  Anstalt  erforderte,  in 
immer  grösseren  Summen  in  Cours  zu  setzen.  Gleichzeitig  hatte  das 
Ablösungscapital  eine  solche  Höhe  erreicht,  dass  die  daraus  erwachsen- 
den Zinseneinbussen  durch  den  Gewinn  von  Vs  Procent  an  dem  abrigen 
Capital  nicht  mehr  zu  decken  waren.  —  Man  musste  sich  deshalb  zu 
einer  Erhöhung  des  Zinsfiisses  far  die  Passivcapitalien  auf  4  Procent 
und  folgeweise  der  hypothekarischen  Ausleihungen  auf  4V2  Procent 
entschliessen,  —  welche  Erhöhung  —  nebst  einer  Beschränkung  des 
Zinsnachlasses  an  den  Ablösungscapitalien,  die  oben  bereits  erwähnt  ist 
—  durch  das  Gesetz  vom  23.  Juni  1853  ausgefahrt  wurde.  —  Gleich- 
zeitig damit  fiel  auch  eine  Beganstigung  hinweg,  welche  seit  1833  den- 
jenigen Gemeinden,  die  zu  Schulhausbauten  Darlehen  aufaahmen, 
durch  das  Zugeständniss  eines  Zinsfusses  von  3V2  Procent  zu  Theil 
geworden  war. 

Schreiten  wir  nun  zu  einer  abersichüicfaen  Darlegung  des  Umfanges 
von  diesem  Geschäftszweige. 
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1)  Die  Zahl  der  hypothekarischen  Ausleihtmgeii  zu  aadem  als  zu 
AblOsongszwecken  beträgt  bis  Ende  1859: 

=  24,727  Darlehen  mit  zusammen  16,887,089  Thlm.  Cat>itaL 
Darauf  waren  wieder  abgetragen  =    5,793,134  Thlr., 

so  dass  Ende  1859  noch  bestanden  9,593,955  Thlr.    Capital    in 

18,707  einzelnen  Darlehen. 

a.  Die  Zahl  der  darunter  begriffenen  Darlehen  an  Gemeinden  zu 
Schulhausbauten  ist  nur  bis  zum  Jahr  1853  ersichtlich,  weil  von  da  an 
eine  getrennte  Buchführung  für  sie  nicht  mehr  besteht  Von  1833  bis 
incl.  1852  wurden  zu  jenem  Zwecke  516  Darlehen  mit  519,715  Thlm. 
Capital  an  Gemeinden  verwilligt. 

b.  Die  Gesammtsumme  der  von  den  Ministerien  an  industrielle 
Unternehmer  bewilligten  Darlehen  beträgt  in  28  einzelnen  Darlehen 
252,670  Thlr.  Capital. 

2)  Die  allmählige  Entwickelung  des  Geschäftszweiges  der  Aus- 
leihungen zu  andern  als  Ablösungszwccken  ergiebt  sich  aus  folgender 
Uebersicht.    Es  wurden  ausgeliehen 

1833  bis  1835  =    2813  Darlehen  mit    2,142,230  Thlm. 
1836    -    1840  =     5081         „  „       3,220,275       - 

1841    -    1845  =    7147        „  „       3,538,975      - 

1846    -    1850  =    2230        „  „      1,140,466      - 

1851    -    1855  =    2688        „  „       1,779,457      - 

1856    -    1858  =    3360        „  „       2,653,455      - 

1859 =     140g        „  „         812,237       > 

in  Summa  =  24,727  Darlehen  mit  15,387,089  Thlm. 
von  1833  bis  incl.  1819. 

a.  Die  Einwirkung  des  Capitalabtrags  auf  den  jeweiligen  Stand  des 
Gesammtcapitals  zeigt  sich  aus  nachfolgenden,  den  Betrag  dieses  Capi- 
tals  am  Schlüsse  der  Bechnungsjahre  nachweisenden  Summen.  Auf 
Hypotheken  waren  —  neben  den  Ablösungsdarlehen  ~  ausstdiend 

ultimo  1835  =  2,098,983  Thh-. 
„  1840  =  4,861,774  - 
„  1845  =  7,399,509  - 
„  1850  =  7,305,064  - 
„  1855  =  8,892,276  - 
„  1858  =  9,184,931  - 
„      1859  =  9,593,955     - 

b.  Für  die  Abnahme  des  Capitals  in  der  Periode  1846  bis  1850 
hat  man  die  Ursache  darin  zu  suchen,  dass  mehrere  Jahre  hjudurch 
die  Ausleihung  durch  höhere  Verfügung  beschränkt  worden  war,  indem 
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nuui,  von  Besorgnifisen  aiugehend,  welche  edch  nicht  verwirklicht  haben, 
ein  za  rasches  Waehstbom  der  Anstalt  verhindern  zu  müssen  glaubte. 
—  Während  durch  die  Minderung  des  vierprocentigen  Gapitals  der 
Zinsenfiberschuss  der  Active  herabgedrückt  wurde,  erhöhte  sich  gleich- 
zeitig das  Ablösungscapital ,  üQr  welches  die  Anstalt  Zinseneinbussen 
zu  erleiden  hatte,  von  6,248,237  Thlr.,  dem  Bestände  ult.  1845, 

auf  7,633,678  Thlr.,  dem  Bestände  ult.  1850, 
und  überholte  damit  das  vierprocentige  Capital.    Die  dadurch  verur- 
sachte Störung  des  Gleichgewichts  zwischen  Bentengewinn  und  Benten- 
einbusse  darf  als  einer  der  mitwirkenden,  Factoren  betrachtet  werden, 
welche  die  Zinsreform  des  Jahres  1853  herbeiführten. 

3)  So  lange  der  Anstalt  freies  Spiel  zu  ihrer  Entwickelung  ge- 
lassen wurde,  hat  sie  immer  ihre  innere  Kraft  in  der  Erweiterung  ihres 
Gapitals  bewährt.  Auch  die  Zinserhöhung  des  Jahres  1853  hat  keines- 
wegs eine  Beschränkung,  vielmehr  im  Gegentheil  eine  Vermehrung  der 
Audeihungen  im  Gefolge  gehabt,  wie  sich  aus  einer  Vergleichung  der 
Jfihre  1848  bis  1853  mit  denen  1854  bis  1860  ergiebt  Es  wurden 
ausgeliehen : 
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949,860 

1859  =  1408 

» 

11 

812,237 

a.  Nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  wird  man  auf  einen  jähr- 
Uchen  Zugang  von  etwa  1000  hypothekarischen  Darlehen  mit  einem  Gapital- 
betrage  von  etwa  900,000  Thlm.  für  die  nächste  Zukunft  rechnen  dürfen, 
sofern  nicht  äussere  Hindernisse  der  Entwickelung  entgegentreten. 

b.  Ueber  die  Grösse  der  einzelnen  Darlehen  lässt  sich  durch  Ver- 
{Eichung  ihrer  Anzahl  mit  dem  Betrage  kein  zuverlässiger  Anhalt  ge- 
winnen ;  ein  so  gezogener  Durchschnitt  wäre  zu  hoch.  —  Von  22,602 
Darlehen  zur  Schuldentilgung  erreichten  2033  noch  nicht  den  Betrag 
von  100  Thlm.,  —  11,694  nicht  den  Betrag  von  300  Thlm.,,  16,008 
blieben  unter  500  Tbkn.,  und  nur  6594  betragen  500  Thlr.  und 
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mehr. .  —  Die  grössere  Hälfte  der  Anlehen  bleibt  also  unter  dem  mtge- 
f&hren  Durchschnitt  Ton  300  Thlm.,  woraus  sich  ergiebt,  dass  die  Ab- 
sicht des  Gesetzes,  vornehmlich  dem  kleinen  Grundbesitze  zu  Hfllfe 
zu  kommen,  vollständig  erreicht  wird. 

Endlich  dürfte  es  nicht  ohne  Interesse  sein,  auch  die  Frage  zu 
untersuchen,  wie  sich  die  für  die  Sicherstellung  der  Ausleihungen  adop- 
tirten  Grandsätze  in  der  Erfahrung  bewährt  haben,  welche  Verluste 
eingetreten  sind  und  in  welchem  Yerhältniss  diese  zu  den  Ausleihungen 
stehen.  In  den  Jahren  1833  bis  1859  incl.  bestanden  70,945  einzebe 
Schuldverhältnisse,  von  denen  nur  329  durch  einen  Zwangsverkauf  en- 
digten, in  welchem  der  Adjudicationspreis  die  dargeliehene  Summe  nicht 
deckte,  pie  Fälle,  in  denen  die  Hypotheken  durch  Zwangsverkauf  an 
dritte  Personen  übergingen,  ohne  dass  ein  Verhist  eintrat,  lassen  sich 
nicht  constatiren,  sind  auch  für  die  aufgeworfene  Frage  ohne  Interesse.) 

Von  jenen  329  Fällen  bestanden  48  in  Adjudicationen  an  Dritte, 
bei  denen  die  Anstalt  Verluste  erlitt,  281  in  Adjudicationen  an  die 
Anstalt  selbst.  Von  diesen  281  wurden  99  durch  den  Wiederverkauf 
der  zugeschlagenen  Hypothek  dergestalt  erledigt,  dass  nicht  nur  kein 
Verlust  entstand,  sondern  nach  Abzug  des  Capitals,  der  Zinsen  und 
aller  Verwaltungskosten  ein  Ueberschuss  von  6,669  Thlr.  24  Sgr.  1 1  Hlr. 
verblieb.  —  Die  Zahl  der  mit  Verlust  verkauften  Hypotheken  verhält 
sich  also  wie  230  zu  70,94  oder,  wenn  man  die  Ablösungscapitalien, 
wegen  ihrer  bevorzugten  Sicherheit,  nicht  mitrechnet,  wie  230  zu 
24,72. 

In  Bezug  auf  die  Sicherheit  nehmen  die  an  industrielle  Un- 
ternehmer zu  voller  Taxe  der  Hypothek  ausgeliehenen  Capitalien  eine 
ganz  ausnahmliche  Stellung  ein,  wegen  deren  sie  auch  in  dieser  Be- 
rechnung getrennt  zu  behandeln  sind.  Unter  jenen  230  sind  6  Dar- 
lehen an  Industrielle  begriffen,  ausgeliehen  mit  87,000  Thlm.  und  einem 
Verluste  von  31,900  Thlm.  oder  36,66  Procent  des  Capitals  (36  Thb-. 
19  Sgr.  9  Hlr.  pr.  hundert  Thlr.).  —  Die  Gesammtsumme  der  an 
industrielle  Unternehmer  ausgeliehenen  Capitalien  beträgt  252,670  Thlr. 
und  es  ist  somit  an  dieser  Gattung  von  Darlehen  ein  Verlust  von  12,62 
Procent  oder  12  Thln  18  Sgr.  7  Hb*,  von  jedem  Hundert  entstanden. 
—  Scheidet  man  diese  Darlehen  der  Industriellen  aus,  so  haben  die 
verbleibenden  224  Darlehen  ursprünglich  repräs^tirt  ein  Capital  von 
127,033  Thlm.,  von  welchen  verloren  gingen  22,725  Tbk.  oder,  17,89 
Procent  (17  Thlr.  27  Sgr.  pr.  100  Thlr.).  Bfit  der  Gesammtsumme 
der   hypothekarischen  Ausleihungen  -^   nach   Ausscheidung   der  fibr 
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Industrielle  und  fttr  Ablösungen  zu  15,134,419  Thlr.  —  verglichen,  be- 
trägt dieser  Verlust  0,15  Procent  oder  4  Sgr.  6  Hlr.  von  100  Thlrn., 
und  wenn  man  die  Ablösungscapitalien  nicht  ausscheidet,  nur  0,08  Pro- 
cent oder  2  Sgr.  4  Hlr.  von  100  Thlm.  der  Ausleihung  in  27  Jahren. 
SänunÜicbe  Verluste,  einschliesslich  der  Darlehen  an  Industrielle,  be- 
tragen 0,18  Procent  der  Gesammtausleihung  oder  5  Sgr.  8  Hhr.  per 
100  Thlr.,  und  wenn  man  von  der  Summe  der  Verluste  den  von  andern 
Adjudicationen  gemachten  Gewinn  abzieht,  0,16  Procent  oder  4  Sgr. 
11  Hlr.  pr.  100  Thlr. 

Für  eine  27jährige  Verwaltung  sind  diese  Verlustzahlen  von  ver- 
schwindender Kleinheit  und  am  besten  dazu  geeignet,  die  Besorgnisse 
vor  Gefahren  für  die  Zukunft  zu  beseitigen.  Ja,  es  ist  für  die  Zukunft 
ein  noch  viel  günstigeres  Verhältniss  zu  erwarten,  da  die  erste  Anfangs- 
zeit für  jede  solche  Anstalt  eine  Lehrzeit  ist  und  die  gewonnenen  Er- 
fahrungen eine  noch  grössere  Vorsicht  bei  der  Ausleihung  ermöglichen^; 
da  femer  das  in  den  obigen  Berechnungen  so  unverhältnissmässig  ver^ 
tretene  Institut  der  Darleihungen  zur  vollen  Taxe  an  Industrielle  durch 
das  Gesetz  von  1853  wieder  beseitigt  ist. 


IIL  Die  Landesereditcasse  als  Capitalrentenanstalt 

Den  Vortheil  einer  verzinslichen  Gapitalanlegung  mit  vollkommener 
Sicherheit  wies  das  Gesetz  vom  23.  Juni  1832  1)  pnächst  den  Deposi- 
ten- und  Sparcassen  zu. 

Beide  Arten  von  Gassen  befanden  sich  nämlich  in  der  gleichen 
Lage ,  ihre  Capitalien  zinstragend  und  sicher  anlegen  und  doch  auch 
durch  kurze  Kündigung  leicht  greifbar  zur  Verfügung  behalten  zu 
müssen;  eine  Aufgabe  von  nicht  geringer  Schwieiigkeit  zu  einer  Zeit, 
wo  man  fast  nur  die  hypothekarische  Ausleihung  als  Mittel  dazu  be- 
nutzen konnte.  In  dem  erwähnten  Gesetze  wurden  deshalb  die  Haupt- 
depositen -  Gommissionen  angewiesen  und  die  Verwaltungen  der  Spar- 
cassen ermächtigt,  ihre  vorräthigen  Gelder,  sobald  sie  den  Betrag  von 
Einhundert  Thalem  erreichen,  an  die  Landescreditcasse  einzusenden, 
welche  darüber  Schuldscheine  ausstellen,  die  Capitalien  verzinsen  und 
vier  Wochen  nach  der  Kündigung  —  an  die  Sparcassen  auch  früher^ 
wenn  es  ohne  Nachtheil  geschehen  könne  —  zurückzahlen  sollte.  Der 
Zmafuss  für  die  Depositencapitalien  wurde  auf  3  Procent,  der  für  die 
Sparcassen  auf  SVs  Procent  festgesetzt,  ein  Zinsfuss,  der  auch  1853 
bei  der  damaligen  Zinserhöhung  nicht  geändert  worden  ist. 

Die  Zuweisung  dieser  Gapitalien  zu  einem  niedrigen  Zinsfusse  könnte 


•  \ 
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nun  leicht  als  ein  besonderer  Yortheil  der  Landescreditcasse  angesdieii 
werden;  doch  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  Verpflichtung  zur  jeder- 
zeitigen Annahme  und  die  fortwährende  Bewegung,  in  der  sich  das 
Gs^ital  durch  Bückzahlung  und  Wiedererlangung  befindet,  den  an  sich 
nicht  bedeutenden  Yortheil  des  Zinsengewinnes  wieder  völlig  aufhebt 
Es  liegt  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  eine  Creditanstalt ,  welche  nur 
auf  Hypotheken  ausleihen  darf,  und  der  jedes  Mittel  einer  temporären 
Geldbenutzung  untersagt  ist,  aus  Gapitalien,  die  eben  so  rasch  wieder 
abfliessen,  als  sie  eingehen,  wenig  Yortheil  ziehen  kann«  Die  hypothe- 
karische Anlegung  bewegt  sich  in  Formen,  welche  eine  rasche  Einwir- 
kung auf  Beschränkung  oder  Ausdehnung  nicht  zulassen,  noch  weniger 
ist  es  möglich  und  mit  dem  Zwecke  des  Instituts  im  Einklänge,  die 
einmal  geschehenen  Gapitalanlagen  wieder  zurückzuziehen.  Die  Anstalt 
kann  didier  nicht  daran  denken,  die  ihr  auf  kurze  Zeit  zufliessenden 
Summen  rasch  in  Hypotheken  anzulegen,  um  sie  wieder  einzuziehen, 
wenn  sie  zurückgefordert  werden ;  eine  andere  Benutzung  aber  ist  prin- 
cipiell  ausgeschlossen.  —  Einen  Yortheil  gewährt  daher  nur  derjenige 
Theil  jener  Capitalien ,  welcher  trotz  des  Wechsels  der  Einlagen  und 
Rückzahlungen  als  stetiger  Bestand  erscheint,  und  von  dem  Zinser- 
trägniss  dieses  Theils  muss  abgesetzt  werden ,  was  die  Anstalt  dadurch 
an  Zinsen  verliert,  dass  sie  zu  Zeiten,  wo  sie  keines  Gapitals  bedarf, 
Einzahlungen  annehmen,  verzinsen  und  vielleicht  wieder  zurückzahlen 
muss,  ohne  dass  sie  selbst  davon  irgend  welche  Zinsen  bezogen  hat. 

Da  nun  der  dem  Wechsel  nicht  unterworfene  Bestand  der  Deposi- 
ten- und  Sparcassencapitalien  von  keiner  grossen  Bedeutung,  der  Yer- 
lust  an  Zinsen  für  zur  Unzeit  eingehende  .und  rasch  zurückgezogene 
Summen  dagegen  nicht  unerheblich  ist,  so  kann  das  Yerhältniss  der 
Depositen-  und  Sparcassen  zu  der  Landescreditcasse  nur  als  ein  solches 
betrachtet  werden,  welches  nicht  sowohl  den  Yortheil  der  letztem ,  als 
vielmehr  den  Yortheil  jener  Anstalten  erzielt  und  durch  welches  die 
Landescreditcasse  dem  volkswirthschaftlichen  Bedürfnisse  eincar  Unter- 
stützung jener  Anstalten  durch  Erleichterung  ihrer  Zinsnutzung  entge- 
genkommt. —  Dieser  Gesichtspunct  ist  fOr  die  wirthschafUiche  wie 
die  finanzielle  Beurtheilung  der  Landescreditcasse  nicht  ohne  Be- 
deutung. 

a.  Die  Depositencasse  hat  in  der  Zeit  von  1888  bis  Ende 
1859  =  1,574,470  Thlr.  angelegt  und  1,627,470  TUr.  wieder  zurück- 
gezogen, so  dass  der  ganze  Bestand  Ende  1859  nur  47,000  Thlr.  be- 
trug. —  An  Zinsen  wurden  in  diesen  27  Jahren  144,910  Thln  gezahlt 
—  Der  höchste  Bestand,  der  am  Schlüsse  eines  Bedmungsgahres  erschien, 
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war  der  von  1885  mit  323,000  Thlm.  Der  niedrigste  ist  der  von  1858 
mit  39,000  Thlm.,  indem  von  1835  an,  mit  einzelnen  Ausnahmen,  die 
Ahschlflsse  der  Rechnungsjahre  allmählige  Verminderungen  nachweisen. 
Die  alljahrigen  Schwankungen  durch  Einlagen  und  Zurflcknahmen  be- 
wegen sich  in  so  bedeutenden  Summen,  dass  in  manchem  Jahre  mehr 
als  die  HUfte  des  ganzen  Bestandes  zurückgezahlt  wird,  um  bald  darauf 
'  wieder  von  Neuem  angelegt  zu  werden.  So  wurden  beispielsweise  im 
Jahr 

1848  =    40,500  Thlr.  angelegt, 

103,670     -      zurückgezogen; 

1849  =  137,200     -      neu  angelegt  und 

37,200     -      zurückgezahlt; 

1850  =    31,500     -      eingezahlt  und 

1 2 1 , 1 00     -      zurückgenonmien. 

Es  bestätigt  sich  hiernach,  was  vorstehend  von  dem  Werthe  dieser 
Geldzuflüsse  für  die  Anstalt  bemerkt  ist. 

b.  Die  Sparcassen  haben  in  der  Zeit  von  1833  bis  1859  = 
1,095,789  TWr.  zur  Landescreditcasse  eingezahlt  und  930,345  Thlr. 
zurückgezahlt  erhalten,  so  dass  sie  Ende  1859  no6h  165,444  Thlr.  aus- 
stehen hatten.  Der  Gesammtbetrag  der  an  die  Sparcassen  gezahlten 
Zinsen  beläuft  sich  auf  170,554  Thk.  25  Sgr.  1  Hlr.  —  Mit  Ausschluss 
der  Jahre  1846  und  1847  ist  das  Sparcassencapital  von  1834  an  (von 
2900  Thkn.)  gestiegen  bis  1851  (310,300  Thlr.).  Die  Jahre  1846  und 
1847  (als  Nothjahre  bekannt)  minderten  den  Bestand  um  74,800  Thbr. 
Von  1851  an  ist  das  Capital  bis  1855  von  310,300  Thlm.  auf 
130,800  Thbr.  gesunken,  und  von  da  an  ist  wieder  eine  Steigerung  be- 
merkbar. Um  die  bedeutenden  Schwankungen  noch  näher  nachzuweisen, 
werden  einige  Jahre  als  Beispiel  angeführt. 

Angelegt:  Zurückgezahlt:        Bestand  am  Jahresschlasse. 

1850  =  80,450  Thh-.   41,700  Thlr.       283,150  Thlr. 

1851  =  58,800  -  31,650  -  310,300  - 

1852  =  28,000  -  85,300  -  253,000  - 

1853  =  47,000  -  86,750  -  213,000  - 

1854  =  5,600  -  63,600  -  155,250  - 

2)  In  gleicher  Weise  wie  die  Sparcassen  hat  die  Casse,  welche 
die  fttr Stellvertreter  imMilitärdienste tingezahltenEinstands- 
gelder  verwaltete,  den  Vortheil  gehabt,  ihre  Bestände  sicher  und  zins- 
tragend bei  der  Anstalt  anzolegen.  Von  1838  bis  1850  sind  ftlr  diese 
Casse  271.695  Tldr.  angelegt  und  Md  1855  vollatlndig  zurückgezahlt 
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worden.  Die  gezogenen  Zinsen  belaufen  sich  auf  44,713  Thlr.  18  Sgr 
11  Hlr.  Seit  1856  ist  dieser  Theil  der  Passiven  w^en  Einstellung 
jener  Verwaltung  aus  der  Bilanz  weggefallen. 

3)  Die  höhere  Verzinsung,  welche  die  Landescreditcasse  gewähren 
konnte,  hat  die  Gesetzgebung  veranlasst,  in  einzelnen  Fällen,  statt  der 
gewöhnlichen  gerichtlichen  Deponirung ,  die  Einzahlung  von  Gapitalien 
an  die  Anstalt  zu  verfügen.    Hierher  gehört: 

a.  Die  Deposition  von  Ablösungscapitalien,  welche  in 
Folge  des  Gesetzes  vom  23«  Juni  1832  §.  57  in  allen  den  Fällen  ge- 
schehen sollte,  wo  die  Auszahlung  eines  Ablösungscapitals  an  den  Be- 
rechtigten wegen  der  Natur  der  abgelösten  Last  als  Lehen  oder  Fidei- 
conuniss,  oder  wegen  der  Ansprüche  von  Niessbrauchsberechtigten  und 
Hypothekargläubigem  nicht  erfolgen  konnte.  Diese  Capitalien  hatte 
die  Anstalt  mit  3'/«  Procent  zu  versinsen;  nach  Gesetz  vom  31.  März 
1835  braucht  sie  jedoch  diesen  Zinsfuss  nur  drei  Jahre  lang  zu  gewäh- 
ren, dann  aber  das  Capital  nur  in  dem  Maasse  zu  verzinsen,  wie  sie  es 
selbst  zu  nutzen  vermag. 

Der  Betrag  dieser  im  Laufe  der  Zeit  deponirten  Ablösungscapitalien 
erreichte  mit  Ende  1859  die  verhältnissmässig  bedeutende  Ziffer  von 
2,162,477  Thbu.,  worauf  immittelst  1,916,859  Thlr.  wieder  zurückgezahlt 
waren,  so  dass  Ende  1859  noch  245,618  Thlr.  deponirt  blieben. 

b.  Von  Ablösungscapitalien  abgesehen,  dient  die  Landescreditcasse 
noch  als  Depositenanstalt  für  Lehenscfapitalien,  für  Expropria- 
tions-Summen aus  Abtretungen  zum  Eisenbahnbau,  welche 
wegen  beschränkender  Ansprüche  der  Lehns-  oder  Fideicommisberech- 
tigten,  Nutzniesser  oder  sonstigen  dinglich  Berechtigten  nicht  zur 
Zahlung  kommen  können  (Gesetz  vom  2.  Juli  1846),  endlich  für  die 
Cautionen  der  Herausgeber  von  Zeitschriften  (Verordnung 
vom  19.  December  1854).  —  Im  Ganzen  ist  dieser  Theil  des  Passiv- 
capitals  unbedeutend,  wie  sich  schon  aus  der  Bilanz  von  Ende  1859 
ergiebt,  die  folgende  Bestände  nachweist: 

deponirte  Lehnscapitalien 3,700  Thlr. 

„        Grundentschädigung     .    •    .    6,206     - 
„        Zeitungscautionen    ....  25,500     - 

4)  Nach  §.  18  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  1832  hatte  der  Staat 
es  sich  vorbehalten,  „eingehende Laudemialgelder,  abgetra- 
gene Rentereicapitale  und  den  Erlös,  welcher  aus  veränsser* 
ten  zum  Staatsvermögen  gehörigen  Besitzungen  aufkommt", 
bei  der  Landescreditcasse  zinstragend  anzul^en.  Der  Staat  war  der 
hauptsSchlicbste  Gläubiger  der  zur  Ablösung  stehenden  Beallasten,  und 
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da  die  Ablösung  der  an  den  Staat  schuldigen  Geftlle  einfach  auf  dem 
Wege  bewirkt  wurde,  dass  nach  Empfang  der  Schuldverschreibung 
des  Pflichtigen  die  Landescreditcasse  zu  Gunsten  des  Laudemialfonds 
einen  Schuldschein  ausstellte,  so  bestand  so  ziemlich  zu  jeder  Zeit  ein 
grosser  Theil  der  Passiven  der  Anstalt  aus  einer  Schuld  an  die  Haupt- 
staatscasse;  eine  Schuld,  die  sich  Ende  1858  noch  auf  5,093,946  Thlr. 
belief  und  seit  1853  mit  4  Procent  verzinst  wird. 

5)  Insoweit  die  bisher  aufgeführten  CapitalzuflOsse  nicht  anreichten, 
sollte  die  Landescreditcasse,  nach  der  Absicht  des  GrOndungsgesetzes, 
ihren  Bedarf  durch  Anlehen  von  Privaten-  und  Körperschaften  aufiieh- 
men.  Dass  dies  jederzeit  gdingen  werde,  schien  eine  gewagte  Voraus- 
setzung und  es  wurde  deshalb  von  vornherein  vorgesehen,  dass  die 
Anstalt  nöthigenfallsnoch  Zuschüsse  aus  der  Hauptstaatscasse  oder 
aus  dem  Staatsschätze  gegen  SVa  Procent  Zinsen  erhalten  solle.  Na- 
mentlich glaubte  man  für  den  Anfang  auf  solche  Zuschüsse  rechnen  zu 
müssen,  da  man  nicht  erwarten  konnte,  dass  die  Anstalt  ohne  die  .Vor- 
lage eines  ansehnlichen  Betriebsfonds  werde  in's  Leben  treten  können, 
und  es  genehmigte  deshalb  die  Ständeversammlung  am  3.  April  1832 
die  Verwendung  von  Vorschüssen  aus  dem  Staatsschatze  bis  zu  einer 
Million  Thaler.  Nichtsdestoweniger  hat  die  Landescreditcasse  niemals 
dergleichen  Anlehen  des  Staatsschatzes  erhalten.  Sie  hat  von  vornherein 
ihren  Betriebsfonds^  mittelst  eigenen  Credits  beschafit,  und  ist  zu  jeder 
Zeit  im  Stande  gewesen,  ohne  Intervention  des  Staatsschatzes  die  zu 
ihrem  Geschäftsbetriebe  erforderlichen  Capitalien  durch  eigene  Anlehen 
zu  beschaffen.  Nur  die  Kosten  der  Verwaltung  hat  die  Staatscasse  ge- 
tragen; ein  Opfer,  welches  die  natürliche  Folge  davon  war,  dass  man 
auf  die  möglichen  finanziellen  Erträgnisse  zu  Gunsten  der  Ablösungen 
u.  s.  w.  verzichtete  und  welches  zum  Theil  wieder  dadurch  ausgeglichen 
wurde,  dass  die  dennoch  entstandenen  Jahresüberschüsse,  statt  [sie  der 
Anstalt  als  Betriebsfonds  zu  belassen,  an  die  Staatscasse  alsbald  abge- 
liefert werden  mussten. 

Für  die  Aufnahme  der  Darlehen  von  Privaten-  und  Körperschaften 
ist  die  Form  von  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber  vorgeschrie- 
ben, welcher  Behufs  der  Zinserhebung  halbjährige  Zinsabschnitte  bei- 
gegeben werden.  Die  Darlehen  wurden  firüher  zu  3Vs  Procent,  jetzt 
werden  sie  zu  4  Procent  verzinst,  und  beiden  TheUen  ist  eine  Kündi- 
gung mit  sechsmonatlicher  Zahlungsfrist  vorbehalten«  —  Die  Schuld- 
verschreibungen lauten  auf  runde  Summen  von  1000,|  500,  200,  100  und 
öOThhr. 

a.  Von  dieser  regehnässigeii  Form  der  Anlehen  bestehen  zwd  Aus- 
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nahmen,  inaofern  einestheils  die  Direction  ermächtigt  worden  ist,  ohne 
jene  halbjährige  Kündigungsfrist  Gelder  auf  kürzere  Zeit  gegen  geringere 
Zinsen  anzunehmen,  wenn  es  für  die  Gasse  vortheilhaft  ist, 
und  andemtheils  im  Gesetze  vom  31.  October  1833  die  Anstalt  v^- 
pflichtet  wurde,  von  Vormündern  und  Curatoren,  als  solchen,  Darlehen 
im  Betrage  von  25  Thlrn.  zu  3  Procent  verzinslich  anzunehmen. 

Der  Geschäftsverkehr  in  Anlehen  auf  kurze  Kündigung  bewegt  sich 
ikicht  in  grossen  Summen  und  der  jeweilige  Bestand  ist,  der  Natur  der 
Sache  nach,  ein  sehr  wechselnder,  so  dass  die  zufälligen  Summen,  welche 
die  Jahresrechnnngen  für  den  Bestand  am  Jahresschlüsse  nachweisen, 
keine  Folgerungen  zulassen.  Im  Ganzen  sind  seit  1833  bis  1859  auf 
kurze  Kündigung  1,274,985  Thlr.  angelegt  und  1,234,985  Thh:.  zurück- 
gezahlt worden,  so  dass  der  Bestand  ult.  1859  r=:  40,000  Thlr.  beträgt. 
Die  Gesanuntsumme  der  gezahlten  Zinsen  von  24,088  Thlrn.  lässt  den 
Rückschluss  zu,  dass  der  Durchschnitt  dieses  Theils  der  Passiva  etwa 
26  bis  27,000  Thlr.  gewesen  sei. 

b.  Das  zu  3V2  Procent  bezw.  4  Procent  Zinsen  angenommene 
Passivcapital von  Privaten  und  Körperschaften  ist  seit  dem  Be- 
ginn der  Anstalt  mit  jedem  Jahre  gestiegen  und  nur  in  den  beiden 
Jahren  1846  und  1847  haben  die  Rückzahlungen  um  27,350  bzw. 
30,900  Thlr.  mehr  betragen,  als  die  neuen  Aufiiahmen,  woran  haupt- 
sädilich  die  Beschränkung  in  der  neuen  Ausleihung  von  Activen  Schuld 
war,  welche  eine  Beschränkung  in  der  Aufnahme  neuer  Passivcapitalien 
zur  unmittelbaren  Folge  haben  musste. 

Das  allmählige  Wachsthum  der  Anstalt  veranschaulichen  die  fol- 
genden Zahlen  der  Jahresbilanzen: 

Das  fragliche  Capital  betrug  ult. 


1833  = 

454,350  Thlr. 

1835  = 

2,197,575  - 

1840  = 

6,096,300  - 

1845  = 

9,228,350  - 

1850  = 

9,955,625  - 

-  1855  =  13,008,875  - 

-  1858  —  14,371,775  - 

-  1859  =  14,846,150  - 

Es  war  daher  der  Anstalt  jederzeit  möglich,  nicht  blos  ihr  Schuld- 
capital  in  demselben  Stande  zu  erhalten,  d.  h.  so  viel  in  neuen  Darlehen 
aufzunehmen,  als  an  alten  zurücl^;ezahlt  werden  musste,  sondern  es 
auch  in  dem  Maasse  zu  vergrössem ,  als  es  durch  die  allmählige  Aus- 
dehnung der  Activen  erforderlich  wurde«  Nur  in  den  Jahren  1850, 
1B52  und  1858  war  es  nöthig,  vorflbergdiaid  auf  aussercMrdentlichem 
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Wege  Darlehen  aufzunehmen,  vreil  der  Gapitalzufluss  nicht  zureichte, 
um  die  anssergewöhnliche  Vermehrung  der  Ausleihungen  zu  bestreiten. 
Diese  Anlehen  wurden  jedoch  noch  in  demselben,  bzwse.  dem  folgenden 
Jahre  wieder  zurückgezahlt.  Im  Jahre  1850  wurden  von  Privaten  und 
Körperschaften  110,250  Thlr.,  1852  ==  317,025  Thlr.,  1853  sogar 
606,300  Thlr.  mehr  angelegt,  als  zurückgezogen,  es  war  daher  keines* 
wegs  eine  Creditschwankung  vorhanden ;  gleichwohl  reichten  diese  Sum- 
men nicht"  zu ,  um  die  Erhöhung  des  Activcapitals ,  welches  1850  um 
643,941  Thlr.,  1852  um  544,328  Thlr.  stieg,  zu  decken.  —  Die  Er- 
höhung des  Zinsfusses  in  der  zweiten  Hälfte  1853  und  der  dadurch 
gesteigerte  Zufluss  setzte  die  Anstalt  wieder  in  den  Stand,  zu  jeder  be- 
liebigen Erhöhung  ihrer  Activen  das  Capital  von  Privaten  und  Körper- 
schaften nach  Bedarf  aufzunehmen. 

Die  jährlichen  Rückzahlungen  auf  das  Capital  von  diesen  Letztem 
sind  verhältnissmässig  unbedeutend.  Die  Zahlen  der  Rechnungen,  welche 
man  zu  Grunde  legen  muss,  enthalten  neben  den  wirklichen  Rückzah- 
lungen auch  die  blossen  ümtauschungen  und  Erneuerungen  von  Schuld- 
urkunden; ein  Factor,  der,  wie  die  Ermittelung  zu  einzelnen  Jahren 
ergeben  hat,  nicht  ohne  Bedeutung  ist.  Dessenungeachtet  betragen  die 
Rückzahlungen  in  den  Jahren  1833,  1835  bis  1845  noch  nicht  1  Procent 
des  ganzen  Capitals  und  erreichen  in  den  ungünstigsten  Jahren  1846 
bis  1854  höchstens  3  bis  4  Procent,  niemals  aber  5  Procent.  Seit  1855 
betragen  die  wirklichen  Rückzahlungen,  und  zwar: 

1855  auf  13,008,875  Thlr.  Capital  154,425  TWr. 

1856  -  13,186,475  -  -  31,325  - 

1857  *  13,754,100  -  -  5,725  - 

1858  -  14,371,775  -  -  2,550  - 

1859  -  14,846,150  -  -  11,400  - 

Diese  Zahlen  erlauben  es,  die  Bedeutung  des  den  Gläubigem  ein- 
geräumten halbjährigen  Kündigungsrechtes  zu  beurtheilen.  Aus  der 
Wahrnehmung,  in  welchem  geringen  Maasse  dieses  Kündigungsrecht  seit- 
her ein  Schwanken  des  Capitalbestandes  hervorgebracht  hat,  wird  die 
zuweilen  stark  betonte  Gefahr  eines  plötzlichen  Andrangs  von  Kündi- 
gungen am  besten  widerlegt. 

In  den  letzten  acht  und  zwanzig  Jahren  sind  Erschütterungen  des 
Cr^its  im  Allgemeinen  zum  Oeftem  vorgekommen ;  sie  umfassen  Kriegs- 
und Revolutionsjahre,  und  mehr  als  einmal  ist  der  Handelsverkehr 
gefährlichen  Krisen  unterlegen*  Doch  haben  alle  diese  Ereignisse  die 
Anstalt  unangefochten  gelassen,  obschon  sie  mit  ihrem  geringen  Zins- 
fusse  von  sy^  Procent  hinter  dem  aDgemein  üblichen  Zins  zurückgeblieben 


Gapitalbestand  vom 

BQckzahlang. 

Yoqahre. 

{ 

1848  =    9,170,100  Thlr^ 

450,100  Thlr., 

1849  =    9,459,500    - 

365,050      - 

1850  =    9,845,375    - 

417,800      . 

1851  =    9,954,925    - 

253,825      - 

1852  =  10,453,975    - 

303,200      - 

1853  =  10,771,000    - 

504,476      . 

1854  =  11,377,300    - 

373,075      - 

750,926      - 

370,638 

527,650      - 

374,437 

752,175     - 

413,461 

620,225      - 

421,399 

1,110,775      - 

478,130 

1,287,726     - 

611404 
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war.  Sie  ist  jederzeit  im  Stande  gewesen ,  die  gekündigten  Capitalien 
zu  zahlen,  ohne  ihre  Activen  dazu  zu  verwenden;  der  BCLckfordening 
van  Capital  stand  inuner  ein  solches  Angebot  g^nttber,  dass  nicht 
blos  eben  so  viel ,  sondern  ein  bedeutendes  Mehr  in  jedem  Jahre  auf- 
genommen werden  konnte.  Die  Kündigung  hat  auch  in  den  ungünstigsten 
Jahren  5  Procent  nicht  erreicht,  und  die  Summen,  welche  zurückgezahlt 
werden  mussten,  hätte  man  bis  auf  kleine  Differenzen  einfach  aus  den 
jährlichen  regebnässigen  Gapitaleingängen  der  Activen  bestreiten  können, 
wenn  gar  kein  Angebot  neuer  Capitalien  erfolgt  wäre.  Als  Beispiel 
mögen  die  Jahre  1848  bis  1854  mit  den  entsprechenden  Zahlen  dienen. 

inProcenten  Neu  eingelegt.    Eiimahme  an 
desGapitals.  Abtrag  aas  den 

Actiyen. 
4,90%,       739,600  Thlr.,    391,408  Thlr. 

3,86  - 

4,24  - 

2,54  - 

2,90  - 

4,68  - 

3,27  . 

Wenn  nun  schon  zu  der 'Zeit,  als  der  Zinsfuss  nur  SVt  Procent 
betrug,  die  Lage  der  Anstalt  eine  günstige  und  die  aus  der  Kündbar- 
keit der  Obligationen  entspringende  Gefahr  eine  ganz  unerhebliche 
war,  so  hat  sich  durch  die  Erhöhung  des  Zinsfussss  auf  4  Procent  die- 
ses Verhältniss  nur  noch  mehr  befestigt.  Dies  erhellt  aus  der  Steigerung 
des  Gapitalangebots  und  dem  Gours  der  Obligationen  im  Handel  und 
Verkehr.  Zu  Zeiten,  wann  fast  alle  Werthpapiere  im  Gourse  bedeutend 
fielen,  sind  die  Obligationen  der  Anstalt  al  pari  geblieben,  und  in  der 
Regel  werden  sie  über  pari,  in  neuerer  Zeit  sogar  mit  mehr  als  3  Pro- 
cent bezahlt 

Der  Credit  der  Anstalt  und  ihrer  Schuldverschreibungen  beruht 
zunächst  allerdings  auf  der  Garantie  des  kurhessischen  Staates,  dann 
aber  auch  wesenüich  auf  der  Art  der  Verwendung  der  ihr  anvertrauten 
Gapitalien;  endlich  sind  auch  der  Gharakter  der  Landescreditcasse,  als 
einer  vom  Staate  und  Staatsvermögen  formell  geschiedenen  Anstalt,  und 
die  Kündbarkeit  der  Obligationen  erheblich  mitwirkende  Factoren  des 
Gredits.  Die  Garantie  des  Staates  hat  das  Gründungsgesetz  mit  den 
unzweideutigen  Worten  ausgesprochen:  „Der  Staat  haftet  mit  seinem 
ganzen  Vermögen  für  alle  Verbindlichkeiten  der  Landescreditcasse/^ 

So  schwer  auch  eine  solche  Garantie  in's  Gewicht  fallt  und  gewiss 
von  vornherein  die  Bedingung  des  Entstehens  der  Anstalt  war,  die  üeb^* 
Zeugung,  dass  das  auf  diese  Garantie  hin  vorgestreckte  Capital  nicht 
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za  beliebigen  Staatszwecken  verwendet,  sondern  auf  bevorzugte  oder 
doch  erste  Hypotheken  im  Lande  selbst  ausgeliehen  wird,  die  Gewiss- 
heit, dass  dies  unter  Anwendung  aller  der  Vorsicht  und  Umsicht  ge- 
schieht, welche  eine  collegialisch  oiganisirte  Behörde  verbürgt ,  trägt 
nicht  weniger  zu  dem  Vertrauen  bei,  welches  die  Schuldverschreibungen 
der  Landescreditcasse  geniessen. 

In  dem  allm&hligen,  aber  stetigen  Zurfickfliess^  des  ausgeliehenen 
Capitals  durch  die  Amortisationseinrichtung  und  der  dadurch  bewirkten 
fortschreitenden  Verbesserung  der  Pfandsicherheit  ist  endlich  ein  wei- 
teres, sehr  wesentliches  Element  f(ir  den  Credit  der  Anstalt  zu  finden, 
zumal  die  in  der  hypothekarischen  Ausleihung  liegende  Fesselung  des 
Capitals  dadurch  beschränkt  und  ermässigt  wird. 

Die  eigene  Fundation  der  Anstalt  durch  den  dem  Passivcapitale 
entsprechenden  Gegenwerth  an  gesicherten  Activen  schützt  die  Obliga- 
tionen gegen  die  Coursschwankungen,  welchen  die  lediglich  auf  dem 
Staatscredit  basirten  Werthpapiere  mehr  oder  weniger  immer  unterwor- 
fen sind.  In  gleicher  Richtung  wirkt  der  Charakter  der  Anstalt  als 
einer  von  dem  Fiscus  völlig  verschiedenen  Persönlichkeit,  vermöge  dessen 
das  Eigenthum  derselben,  als  Privateigenthum,  dem  Rechte  des  Kriegs 
gegenüber,  völkerrechtlichen  Schütz  geniesst.  —  Die  Eündbarkeit  der 
Obligationen  endlich  macht  die  Capitalanlage  selbst  denen  annehmbar, 
die  nur  auf  kurze  Zeit  ihr  Capital  entbehren  und  die  freie  Verfügung  dar- 
über behalten  wollen.  Sie  bietet  auch  dem  Geschäftsunkundigen  die  Mög- 
lichkeit, ohne  die  Kosten  und  Schwierigkeiten  des  Börsenumsatzes  sein 
Capital  wieder  einzuziehen,  sowie  sie  auch  den  Schwankungen  des  Courses 
unter  pari  eine  natürliche  Grenze  setzt. 

Diese  Vorzüge  der  Landescreditcasse  haben  ihr  allmählig  den  gröss- 
ten  Theil  der  Capitalien  zugeführt,  welche  der  Fleiss  und  die  Spar- 
samkeit des  Mittelstandes  erübrigt,  und  die  Erkenntniss,  dass  mit  Vs 
Procent  Zinseneinbusse  der  Vortheil  einer  leichtern  Verwaltung  und  die 
Assecuranz  gegen  die  Verluste  der  eigenen  hypothekarischen  Ausleih- 
ungen nicht  zu  theuer  erkauft  sei,  führt  der  Anstalt  allmählig  in  immer 
grösserem  Umfange  zur  Vermittdung  der  hypothekarischen  Anlegung 
daqenige  Capital  zu,  welches  die  Eigner  in  früheren  Zeiten  selbst  hy- 
pothekarisch auszuleihen  pflegten.  So  ist  es  namentlich  das  Vermögen 
der  Kirchen,  Pfarreien,  milden  Stiftungen  und  Fundationen  jeglicher 
Art,  die  Capitalien  der  Mindeijährigen  und  das  zu  Cautionen  bestimmte 
Capital,  welches  die  Anlage  bei  der  Anstalt  aufsucht,  und  wenn  früher- 
hin  hauptsächlich  nur  das  Inland  sich  betheiligte,  so  tritt  in  neuerer 
Zeit  unter  dem  zuströmenden  Capital  aud^  das  Ausland  mit  in  Con* 
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curreaz,,  nachdem  Bidi  der  Credit  der  Landescreditcasse ,  ohne  irgend 
welche  kOnsÜiche  Beihülfe  und  ungeachtet  der  Yerschmihung  aller 
Voriheile  der  Oeffentlichkeit ,  auch  im  Auslände  Bahn  gebrochen  hat 
Die  Schuldverschreibungen  der  Landescreditcasse  befinden  sich  zu  einem 
grossen  Theile  in  Händen,  welche  aus  mancherlei  Gründen  die  Capital- 
anläge  in  Staatspapieren  mit  Entschiedenheit  von  sich  weisen,  und  die 
starke  Nachfrage,  welche  ein  vierprocentiges  Papier  einer  Creditanstalt 
auf  ein  Agio  von  2—3  Procent  treibt,  kann  keine  andere  Erklärung 
finden,  als  in  der  Erweiterung  des  Kreises,  welcher  die  Sicherheit  der 
Anlage  erkennt  und  den  Yortheilen  einer  höheren  Rente  vorzieht  In 
der  Eündbarkeit  der  Obligationen  liegt  auch  der  Schlüssel  zu  der  Er- 
scheinung, dass  mit  dem  Fallen  der  Staatspapiere  in  politisch  bedroh- 
lichen Zeiten  die  Nachfrage  und  der  Cours  der  Landescreditcassen- 
Obligationen  gestiegen  ist,  weil  die  Eigner  des  aus  gefährdeten  Anlagen 
zurückgezogenen  Capitals  noch  viel  weniger  Neigung  hatten,  während 
der  besorgten  Katastrophe  dasselbe  baar  au£rabewahren. 


17.  Yolkswirthsehaftliche  und  finanzielle  Besnltate. 

Die  Landescreditcasse  ist,  nach  dem  Zwecke  ihrer  Gründung  und 
nach  der  ihr  gegebenen  Einrichtung,  vorwaltend  ein  volkswirthschaft- 
liches,  weniger  ein  Finanzinstitut ,  wie  dies  aus  dem  Yorhei'gehenden 
schon  zur  Genüge  sich  ergiebt 

a.  In  volkswirthschaftlicher  Beziehung  bestehen  die 
wohlthätigen  Wirkungen,  welche  sie  seit  ihrem  Bestehen  geäussert  hat, 
1)  in  der  Befreiung  des  Grundbesitzes  von  zahllosen  Lasten  und  Be- 
schränkungen, sowie  in  dem  Zuflüsse  von  Capitalien  zur  bessern  Be- 
wirthschaftung  desselben,  wodurch  die  Grundrente  und"  der  Werth  von 
Grund  und  Boden  um  einen  sehr  erheblichen  Satz,  hier  und  da  um 
50  Procent  gestiegen  ist.  —  Tausende  von  kleinen  Grundbesitzern  sind 
dem  drobeEden  Ruine  lediglich  durch  die  Hülfe  entgangen,  welche  ^ihnen 
die  Anstalt  noch  rechtzeitig  gewährte,  und  täglich  noch  strömen  der 
Anstalt  Gesuche  zu  und  werden  von  ihr  Darlehen  auf  kleinere  Hypo- 
theken bewilligt,  auf  welche  Privaten  selbst  zu  höheren  Ziü^sk  keine 
Anleihe  gewähren  würden. 

Um  die  wirkliche  Unterstützung  zu  würdigen,  welche  die  An- 
stalt der  Grundentlastung  gewährte,  mögen  einige  Zahlenverhält- 
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nisse  dienen ,  zu  deren  Y enttandnies  jedoch  uwk  Folgendes  anaiffthren 
ist  Der  Zinsfuss,  zu  welchem  die  I^ndescreditcasse  zu  andern  als  zu 
Ablösungszwecken  Darlehen  bewilligte,  betrug  bis  Mitte  1853  4  Procent, 
von  da  bis  Ende  1859  iy,  Procent.  —  Die  Sunune,  welche  die  Schuld- 
ner für  AblOsungsdarlehen  an  Zinsen  weniger  gezahlt  haben,  als  sie 
nach  diesen  ZinsfOssen  zu  zahlen  gehabt  haben  würden,  bildet  daher 
die  pecuniäre  Unterstützung,  mittelst  deren  die  Anstalt  die  Grundent- 
lastung gefördert  hat.  Man  kann  sie  auch  denRentenyerlust  nen- 
nen, welcher  der  Anstalt  durch  die  Ausleihung  zu  Ablösungen  ei-wachsen 
ist,  und  um  den  sich  ihr  Vermögen  würde  erhöht  haben,  wenn  sie  die 
betreffenden  Capitalien  zu  anderen  Zwecken  ausgeliehen  hatte.  Von 
diesem  Bentenverluste  ist  als  wirklicher  baarer  Verlust  anzuschla- 
gen: die  Differenz  der  Zinseneinnahme  gegen  die  eigentliche  Zinsauf- 
wendung.   Hiemach  beträgt 

a.  der  Oesammtbetrag  des  Rentenverlustes  an  Ablösungsca- 
pitalien,  oder  die  Gesammtsumme  der  den  Pflichtigen  zugewendeten 
Unterstützung  bis  Ende  1859  =  1,188,196  Thlr.; 

b.  der  wirkliche  haare  Verlust  der  Anstalt  zu  Gunsten  der 
Erborger  von  Ablösungscapitalien  Ende  1859  =  403,465  Tbk. 

c.  der  Gesammtbetrag  des  Zinsenerlasses  (Gesetz  von  1840),  für 
welchen  die  Grundsteuererhöhung  ein  Aequivalent  bildet,  berechnet  sich 
für  1842  bis  1852  auf  327,742  Thlr. 

Da  die  Opfer,  welche  die  Anstalt  im  Interesse  der  Ablösung  bringen 
musste,  durch  Gesetz  vom  23.  Juni  1853  wesentlich  beschränkt  worden 
sind,  so  fällt  von  den  unter  1  und  2  aufgeführten  Summen  der  über- 
wiegende Anthal  auf  die  Zeit  vor  1853.  Der  dermalige  Verlust,  der 
übrigens  wegen  fortdauernden  Anwachsens  der  Ablösungscapitalien  noch 
im  Zunehmen  ist,  lässt  sich  am  leichtesten  nach  folgender,  auf  die 
Jahresrechnung  von  1858  basirter  Berechnung  beurtheilen. 

Ende  1859  betrug  das  Dienstablösungscapital  1,239,295  Thlr.  und 
das  Zinsen -Soll  zu  3VjiProceut  für  1859  =  43,580  Thlr.  3  Sgr.  1  Hbr. 
—  Da  die  Anstalt  ihr  Capital  selbst  mit  4  Procent  bezahlt  und  mit 
4V2  Procent  zu  nutzen  im  Stande  ist,  so  legt  ihr  das  Dienstcapital  pro 
1859  einen  wirklichen  Verlust  von  6,225  Thk.  21  Sgr.  10  Hk.  und 
eine  Renteneinbusse  vom  Doppelten  =  12,451  Tbk.  13  Sgr.  8Hk.  auf. 

Das  sonstige  Ablösungscapital ,  Ende  1859  =  9,529,615  Thk.  mit 
einem  Zinsen-Soll  zu  4  Procent  von  380,560  Tblrn.  verursacht  seit  1853 
keinen  wirklichen  Verlust,  wohl  aber  eine  Minderung  der  sonst  zu 
ziehenden  Rente  von  47,570  Thlrn. 
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Wären  die  Ablösungscapit^lien  nicht  durch  einen  niedrigen  Zins- 
fuss  begünstigt,  so  würde  der  Erfolg  der  Anstalt  im  Jahr  1859  um 
60,021  Tblr.  höher  sich  belaufen  haben. 

2)  Femer  zeigen  sich  die  vortheilhaften  Wirkungen  der  Anstalt  ia 
der  sichern  Anlegung  der  Capitalien  von  den  vielen  kleinen  Stiftungs- 
u.  s.  w.  Gassen.  Wer  nämlich  einige  Erfahrung  darin  gemacht  hat, 
¥relche  Verluste  die  eigene  hypothekarische  Anlegung  und  Verwaltung 
diesen  Gassen  in  den  letzten  50  Jahren  vor  Errichtung  der  Landes- 
creditcasse  verursacht  hat,  der  weiss  auch  den  Vortheil  zu  schätzen, 
dass  dieser  oft  sehr  ungeschickten  Händen  anvertraute  Hypotheken- 
verkehr in  der  Landescreditcasse  concentrirt  ist,  und  so  jenen  Gassen 
jetzt  mittelbar  die  hypothekarische  Rente  gewährt  wird,  ohne  dass  sie 
die  Gefahr  des  Verlustes  zu  tragen  haben. 

3)  In  der  allmähligeu  Abtragung  der  ausgeliehenen  Gapitalien. 
Durch  diese  Amortisationseinrichtung  ninmit  die  Landescreditcasse 

einen  hervorragenden  Bang  unter  den  volkswirtbschafUichen  Anstalten 
ein,  insofern  sie  alle  Vortheile  der  Zinsenhäufung  ohne  irgend  welche 
Kürzung  dem  Schuldner  zuwendet  und  durch  die  Abschreibung  jedes 
vollen  Silbergroschen  am  Gapitale  dem  Schuldner  die  Zinsen  des  Ab- 
trags zu  demselben  Zinsfusse  vergütet,  mit  welchem  er  das  Gapital  ver- 
zinst. Es  wird  nicht  leicht  eine  Anstalt  gefunden  werden  können,  welche, 
wie  die  Landescreditcasse,  die  Einlagen  ihrer  Betheiligten  mit  4V2  Pro- 
cent in  Zinsen  und  Zinseszinsen  laufen  lässt. 

Die  Höhe  des  Gapitalabtrags,  für  welchen  das  Gesetz  nur  das  Mi- 
nimum von  V2  Procent  vorschreibt,  wird  von  der  Direction  im  einzelnen 
Falle  bestimmt.  In  einer  Abstufung  desselben  ist  das  Mittel  gegeben, 
je  nadi  Maassgabe  der  gebotenen  Sicherheit ,  des  Endzwecks  des  Dar- 
lehens und  der  persönlichen  Verhältnisse  des  Schuldners  die  raschere 
oder  langsamere  Abwickelung  des  ganzen  Schuldverhältnisses  herbeizu- 
führen. Als  Regel  darf  man  1  Procent  Gapitalabtrag  ansehen,  zu  wel- 
chem Satze  von  Anfang  an  auch  alle  Ablösungscapitalien  ausgelie- 
hen sind. 

Die  Amortisation  in  der  geschilderten  Weise  hat  für  den  Schuld- 
ner die  Vortheile,  mit  einer  verhältnissmässig  geringen  Summe  allmäh- 
Hg  seine  Schuld  abzutragen,  und  ihn  durch  die  natürliche  Begrenzung 
des  Darlehns  auf  eine  bestimmte  Zeit,  in  der  es  sich  von  selbst  erle- 
digt, vor  Kündigung  und  ungelegener  Einziehung  des  Gapitals  zu  sichern, 
sofern  er  nur  seinen  Verpflichtungen  in  Zahlung  der  halbjährigen  Rente 
pünktlich  nachkommt.  Ohne  jene  Einrichtung  würde  schon  die  Gefahr 
einer  Werthveränderung  der  Hypothek  die  Kündigung  und  Einziehung 
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oder  Erneaerang  der  Darlehen  von  Zeit  zu  Zeit  bedingen.  In  dieser 
Rücksicht  hat  die  Amortisation  auch  fär  die  Anstalt  den  Yortbeil,  dass 
sie  gegen  die  Gefahr  einer  allmähligen  Entwerthung  der  Hypothek,  z.  B. 
bei  Oebäuden,  ein  Gegengewicht  bildet ,  da  die  Schuld  mit  jedem  Jahre 
g^inger  und  bei  gleichbleibendem  Werthe  der  HypothekstQcke  das 
Pfandrecht  besser  und  gesicherter  wird. 

lieber  die  materielle  Bedeutung  des  ordentlichen  Capitalabtrags 
und  der  ausserordentlichen  Tttlckzahlnngm  mfigen  die  nachfolgendem 
Ziffern  sprechen. 

Auf  die  Darlehen  der  Anstalt  sind  durch  ordentlichen  Capital- 
abtrag  bis  Ende  1859  =  4,819,815 Thlr.  und  durch  ausserordent- 
liche Rückzahlungen  767,476  Thlr.  abgetragen  worden.  Die  Sollein- 
nahme an  ordentlichem  Capitalabtrag  war  im  Jahr  1859  =  318,041 
Thlr.,  und  da  die  gesammten  Activen  am  Beginne  des  Rechnungi^ahres 
in  19,763,282  Thlm.  bestanden,  so  kann  man  annehmen,  dass  sich  das 
Ende  1858  ausgestandene  Activcapital  mit  durchschnittlich  IVi  Procent 
amortisirte*  

b.  Da  die  Landescreditcasse  kein  Finanzinstitut ,  sondern  haupt- 
sächlich eine  volkswirthschaftliche  Anstalt  ist,  so  konnte  der  Staat  sie 
auch  von  voniherein  nicht  als  eine  unmittelbare  Finanzquelle  betrach- 
ten, vielmehr  hatte  er  sich  damit  zu  begnügen,  dass  sie  in  der  voran- 
gegebenen Weise  auf  die  Steigerung  des  Nationalvermögens  hinwirkte 
und  daneben  sich  selbst  erhielt,  welches  Letztere  bei  dem  Mangel  eines 
Betriebscapitals  und  bei  den  pecuniären  Opfern,  die  ihr  das  Gesetz  als 
ständige  Unterstützung  für  die  Ablösungen  und  als  Entschädigung  für 
Grundsteuererhöhung  auflegte,  keine  so  leichte  Aufgabe  war.  Nichts- 
destoweniger gelang  es  der  Anstalt,  in  den  ersten  Jahren,  so  lange  das 
Capital,  welches  V^  Procent  Zinsüberschuss  abwarf,  höher  war,  als  das  in 
Ablösungen  mit  Zinsverlust  angelegte  Capital,  und  da  der  Staat  bis 
1843  die  Yerwaltungskosten  grösstentheils  (von  da  an  ganz)  übernommen 
hatte,  bis  Ende  1839  einen Ueberschuss  von  61,922  Thl.rn.  zu  erzielen, 
welcher  zufolge  der  Eingangs  erwähnten  Bestimmung  an  die  Haupt- 
staatscasse  abgeliefert  wurde.  Von  1840  an  wurde  es  jedoch  wegen 
der  fElr  eine  Mehreinnahme  an  Grundsteuer  der  Anstalt  auferlegten 
weitem  Zinsverluste  von  1  Procent  bzw.  Va  Procent  an  den  Ablösungs- 
capitalien  unmöglich,  noch  Erübrigungen  und  Ablieferungen  von  Be- 
triebsüberschüssen zu  machen;  im  Gegentheil  war  die  natürliche  Folge, 
dass  sich  die  Bilanzabschlüsse  der  Anstalt  mit  jedem  Jahr  ungünstiger 
gestalteten,  obwohl  dieVerwattung  mit  allen  Mitteln  dagegen  ankämpfte, 
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und  durch  möglichste  Ausdehnung  der  Ausleihungen  zu  4  Procent  das 
gestörte  Gleichgewicht  der  Rente  wied^  herzustellen  suchte.  Es  gelang 
dies  allmählig  insoweit,  dass  zwar  keine  bedeutenden  Ueberschüsse 
erzielt,  doch  aber  die  Bilanzen  wieder  zu  Gunsten  der  Activen  ab- 
schlössen. Da  erfolgte  aus  Besorgniss  vor  allzu  grosser  Ausdehnung  des 
Capitals  eine  principielle  Beschränkung  der  Ausleihungen  zu  4  Procent, 
während  die  Ausleihungen  mit  Zinsverlust  behufs  der  Ablösungen 
in  stetiger  Zunahme  blieben  und  sogar  in  Folge  der  Gesetzgebung  von 
1848  ihren  Umfang  noch  wesentlich  verweiterten.  Minderung  des  Beute 
gebenden  und  Mehrung  des  Einbusse  fordernden  Capitals  musste  nun- 
mehr bald  die  Vermögenslage  wieder  umkehren  und  in  der  Bilanz  von 

1852  wieder  ein  Saldo  der  Passiven  hervorbringen.  Die  Voraussicht, 
dass  mit  der  rasch  zunehmenden  Vergrösserung  des  Ablösungscapitals 
das  ungünstige  Verhältniss  der  Acüv-  und  Passivzinsen  imm^  mehr 
sich  steigern  werde,  war  mitwirkend  bei  der  Zinsreform,  durch  welche 
im  Jahr  1853  die  bedeutenden  Zinsbegünstigungen  der  Ablösungscapi- 
talien  beschränkt  wurden.  Erst  von  1854  an  datirt  sich  also  die  Zeit, 
in  der  die  Anstalt  überhaupt  so  gestellt  war,  um  ein  finanzielles  Er- 
trägniss  abzuwerfen,  obgleich  dasselbe  auch  von  da  an  noch  beschränkt 
bleibt  durch  die  Begünstigungen,  welche  der  weitaus  grössere  TMH 
der  Schuldner  in  einem  geringeren  Zinsfusse  geniesst. 

Es  war  natürlich  nun  die  erste  Aufgabe  der  Anstalt,  mit  den  seit 

1853  möglich  gewordenen  Ueberschüssen  des  Jahresbetriebs  das  durch 
die  Vorzeit  erschütterte  Gleichgewicht  der  Activen  und  Passiven  wieder 
herzustellen.  Ebenso  wichtig  aber  war  es,  einen  Betriebsverlag  und 
ein  Reservecapital  zu  gewinnen,  deren  Mangel  in  den  vorausgegangenen 
Jahren  oft  genug  fühlbar  gewesen  war,  zu  welchem  Ende  die  Staatsre- 
gierung die  Anforderung  der  Ablieferung  von  Ueberschüssen  seit  1855 
auf  die  Summe  von  5000  llilm.  jährlich  beschränkte.  —  Dadurch  wurde 
es  möglich,  einen  Ueberschuss  des  Actiwermögens  über  die  Passiven 
herzustellen,  welcher  nach  der  Rechnung  von  1858  auf  166,369  Thlr. 
abschliesst  und  mit  dem  Betriebsüberschusse  der  nächsten  Jahre  hin* 
reichen  wird,  die  Summe  der  zinstragenden  Activen  den  verzinsten 
Passiven  gleichzustellen.  Man  erachtet  es  nämlich  für  die  natürlichste 
Bestimmung  der  Höhe  des  erforderlichen  Betriebsverlags,  dass  letzterer 
denjenigen  Theile  des  Vermögens  entspreche,  welcher  in  Gassenbestän- 
den, Zinsrückständen,  zinslosen  Vorschüssen  u.  s.  w.  angelegt  ist,  und 
—  natürlich  nicht  ohne  Wechsel  —  Jahr  aus  Jahr  ein  in  solchen  keine 
Rente  gewährenden  Beständen  angelegt  bleibt.  Erst  indem  die  Anstalt 
für  die  Gesammtsumme  ihrer  zinsgebenden  Passiven  eine  Deckung  in 
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liquiden  zinstragenden  Activen  nachweist,  erzeigt  sie  sich  in  ihrer  Credit- 
unterläge  völlig  unabhängig  von  der  Staatsgarantie. 

Die  Verbesserung  des  Vermögensstatus  durch  die  Betriebsüberschüsse 
der  letzten  Jahre  hat  es  denn  auch  möglich  gemacht,  die  Jahresrente 
insoweit  zu  erhöhen,  dass  die  Anstalt  voraussichtlich  in  Kurzem  da* 
hin  gelangen  wird,  jeder  Subvention  von  Seiten  des  Staates  zu  entbeh- 
ren, die  eigenen  Verwaltungskosten  zu  tragen  und  weiterhin  auch  noch 
einen  Jahresüberschuss  abzuwerfen,  der  sich  mit  der  Zeit  allmählig  er- 
höhen muss,  w^n  nicht  besondere  Verhältnisse  die  Rentabilität  wieder 
herabdrüekra. 

Um  einen  üeberblick  über  das  finanzielle  Resultat  für  den  Staat 
zu  gewinnen,   muss  man  den  Aufwendungen  des  letztem  als  Gegen- 
leistung gegenüberstellen,  was  der  Staatscasse  direct  und  indrect  dUrdk 
die  Anstalt  zu  Gute  gekommen  ist 

Die  Ausgaben  des  Staats  fdr  die  Anstalt  belaufen  sich  von  1833 
bis  Ende  1859  auf 614,202  Tbk.  24  Sgr.  8  Hbr. 

Dafür  hat  die  Staatscasse  bezogen 

1)  direct  durch  die  Ablieferung    .     76,922  Thhr.  18  Sgr.  2  Hbr. 

2)  indirect   durch  Erhöhung  der 
Grundsteuer  jahrlich  46,650  Thlr. ,  mithin 

vom  1.  Januar  1841  bis  1.  Juü  1853   .    683,125  Thlr>  --Sgr.  — Hlr. 

zusammen  660,047  Thlr.  18  Sgr.  2  Hlr. 
folglich  mehr  als  aufgewendet     45,844  Thhr.  23  Sgr.  6  iür. 

Wenn  die  Anstalt  nicht  ihre  Ueberschüsse  abzuliefern  und  nnt 
Zinsenverlust  auszuleihen  genöthigt  gewesen  wire ,  so  würde  sie  in  den 
27  Jahren  von  1833  bis  incl.  1859  ein  Vermögen  von  679,867  TUm. 
erworben  haben. 

Hätte  man  aber  alle  Zinsbegünstigungen  der  Ablösungscapitalien 
vermieden,  so  würde  das  gesammte  Betriebserträgniss  1,454,022  Thr. 
erreicht  haben. 
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Daa  Oteld  volkswirthsohaf tlich  kein  umlaufen- 
des^ sondern  ein  stehendes  Capital. 

Von 
Hr.  Arnold  lilndwurm« 

Von  den  Lehrsätzen,  welche  aus  den  wirthschaftlichen  Untersu- 
chungen hervorgegangen  sind,  hat  keiner  helleres  Licht  in  die  Physio- 
logie der  menschlichen  Gesellschaft  gebracht,  als  der,  welcher  über 
die  wahre  Natur  des  Geldes  Aufklärung  verschafft  hat.  Um  zu  richtigen 
Ansichten  über  die  Bestandtheile  des  Yolksvermögens  zu  gelangen, 
musste  man  erst  das  eigentliche  Wesen  desjenigen  Theiles  erkannt 
haben,  nach  dem  alles  Vermögen  benannt  und  geschätzt  wird.  Die 
Wissenschaft  musste  sich  erst  über  die  landläufigen  Begriflsverwirmngen 
zwischen  Geld  und  Capital  erhoben,  d.  h.  sie  musste  den  Theil  des 
Capitals ,  welcher  in  der  Form  von  Geld  vorhanden  ist ,  als  Ausglei- 
chungsmittel im  Verkehre  erkannt  haben,  ehe  sie  zu  der  Erforschung 
des  Gapitals  überhaupt  in  seinen  weiten  Verzweigungen  schreiten  konnte. 

Diese  Vorbedingung  aller  wirthschaftlichen  Erkenntniss  hat  aber 
die  Wissenschaft  nicht  etwa  ein-  für  allemal  und  so  vollständig  erfüllt, 
dass  die  Lehre  vom  Gelde  einen  definitiven  Abschluss  erhalten  hätte, 
der  alle  weiteren  Untersuchungen  überflüssig  machte.  Ebensowenig 
sind  jene  landläufigen  Irrthümer  über  das  Wesen  des  Geldes  nicht  im 
Entferntesten  schon  genügend  beseitigt,  um  nicht  alle  Mühe  anzuwen- 
den ,  jene  Lehre  vom  Gelde  durch  ihre  feste  Begründung  über  allen 
Zweifel  zu  erheben,  damit  sie  in  ihrer  Wahrheit  immer  mehr  erkannt 
werde;  denn  es  ist  ihre  Erkennung,  welche  anderweitiger  nationalöko- 
nomischer  Erkenntniss  den  Weg  bahnen  muss. 

Es  ist  deshalb  von  Wichtigkeit  für  die  Wissenschaft,  als  solche, 
wie  für  ihre  Anwendung,  die  Lehre  vom  Gelde  in  möglichst  klaren  Zü- 
gen darzustellen,  welche  logisch  scharf  dessen  richtigen  Begriff  fixiren. 
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Und  in  dieser  Hinsicht  dflrfte  ein  weiterer  Schritt  in  der  Ausbildung 
der  Lehre  vom  Gelde  zu  thun  sein*  Derselbe  würde  nicht  nur  directer 
zu  dem  eigentlich  Wesentlichen,  dem- Charakter  des  Geldes  als  eines 
Ausgleichungsmittels  fahren,  sondern  auch^  wegen  der  in  ihm  liegenden 
strengeren  Gonsequenz,  eine  Erhärtung  sämmtlicher  ffir  die  Wahrheit 
jraer  Lehre  geführten  Beweise  sein. 

Für  diesen  weiteren  Schritt  halte  ich  die  Behandlung  des  Geldes 
in  der  volkswirthechaftlichen  Darstellung  als  das,  was  e&  wirklich  ist, 
als  ein  stehendO'S  GapitaL 

Dieser  Satz  ist  nur  ein  conseqoenterer  Schlnss  aus  Angst  zuge- 
standenen Prämissen,  denli  nach  dem  Vorgange  Adam  Smith' s 
haben  volkswirthschaftliche  Lehrbücher  dem  Gelde  bereits  eine  Art 
Zwischenstellung  zwischen  stehendem  und  umlaufendem  Capitale  ange- 
wiesen, indem  sie  im  Gelde  „die  Merkmale  beider  Ai'ten  des  Capitales 
vereinigt"  finden  *)  oder  es,  vom  Standpuncte  der  Privatwirthschaft  zum 
umlaufenden,  vom  Standpuncte  derVolkswirthschaft  zum  stehenden  rech- 
nen ').  Die  Aufgabe  der  gegenwärtigen  Abhandlung  ist  es,  nachzuweisen, 
dass  das  Geld  nicht  nur  vorwiegend ,  sondern  ausschliesslich  den  Cha- 
rakter eines  stehenden  Gapitals  hat. 

Folgen  wir  zunächst  der  BeweisfQhrung  des  Vaters  der  bisherigen 
Theorie. 

Adam  Smith  sagt  im  2.  Capitel  des  2.  Buches  (Ed.  London  1826), 
wo  er  „Of  Money,  considered  as  a  particular  Brauch  of  the  general 
Stock  of  the  Society,  or  of  the  Expense  of  maintaining  the  National 
Capital"  handelt:  dass  die  Bestimmung  des  stehenden  Capitals  sei, 
die  produktive  Macht  der  Arbeit  zu  vermehren,  dass  umsichtige  Ausga- 
ben für  festes  Capital  sich  stets  sehr  gut  bezahlt  machen  und  den 
Jahresertrag  um  mehr  erhöhen,  als  der  Unterhalt  (support)  solcher 
Verbesserungen  kostet,  dass  dieser  Unterhalt  aber  dennoch  einen  Theil 
der  Production  erfordere,  der  ohne  diesen  Aufwand  anderweit  hätte 
verbraucht  werden  können;  dass  bei  allen  Ersparungen  an  dem  festen 
Capitale,  welche  die  Production  nicht  schmälern,  der  Bruttoertrag 
derselbe  bleibe,  während  der  Nettoertrag  nothwendig  steige. 

Diese  Bedingungen  eines  stehenden  Capitales,  auf  das  Geld  ange- 
wandt, treffen  in  jeder  Beziehung  zu.  Jede  verständige  Ausgabe  eines 
Volkes  für  das  den  Verkehr  erleichternde  und  dadurch  belebende  Aus- 


1)  Rau,  Yolkswirthscliafbslehre,  6.  Anfl.  IddO. 

2)  Röscher,  System,  i.  Aufl.  1861. 
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gleichongsmittel,  das  Geld,  macht  sich  stets  mit  grossem  Nutzen  bezahlt 
und  vennehrt  die  Jahresproduction  um  einen  weit  grösseren  Werth  als 
den  Betrag  des  Unterhaltes,  den  solche  Verbesserungen  erfordern.  Die 
Beschränkung  dieses  Vortheils  der  stehenden  Gapitalanlage  tritt  eben* 
ÜEills  dadurch  ein,  dass  jenw  „support^^  einen  Aufwand  erfordert,  der 
directeren  Wohlf^rtszwecken  zugewandt  werden  könnte.  Die  weitere 
Sdüussfolgerung  Adam  Smith' s,  „dass  alle  solche  Verbesserungen  in 
der  Mechanik,  welche  dieselbe  Anzahl  Arbeiter  in  den  Stand  setzen, 
eine  gleiche  Arbeitmenge  mit  billigeren  und  einfacheren  Maschinen  zu 
verrichten,  als  vordem  gebräuchlich  waren,  vortheilhaft  für  jede  Gesell- 
schaft gehalten  werden,^'  gilt  vom  Gclde  wiederum  mit  Hinsicht  auf 
alle  Vorrichtungen,  welche  wie  Papiergeld,  Banken,  Wechsel,  öffentliche 
Zahltage,  Clearing  houses  u.  s.  w.  zum  Ersätze  von  Metallgeld  oder 
zur  Ersparung  an  den  Kosten  dafür  dienen,  indem  nämlich  die  Gesell- 
schaft in  den  Stand  gesetzt  wird,  eine  gleiche  Menge  Arbeit  (hier  Um- 
satz) mit  einfacheren  und  wohlfeileren  Werkzeugen,  als  früher  üblich 
waren,  zu  verrichten.  Adam  Smith  setzt  dieses  denn  auch  weiterhin 
aus  einander.  In  der  That,  folgen  wir  Schritt  für  Schritt  dessen  klarer 
Unterscheidung  zwischen  stehendem  und  umlaufendem  Gapitale,  und 
sehen,  wie  mit  logischer  Nothwendigkeit  das  Geld  als  ein  stehendes 
Capital  daraus  hervorgeht,  so  muss  uns  die  Schlussfolgerung  erstaunen : 
„Das  Geld  ist  daher  der  einzige  Theil  des  umlaufenden  Capitales  einer 
Gesellschaft,  dessen  Unterhalt  eine  Verminderung  ihres  Nettogewinnes 
verursachen  kann/'  Gleich  als  ob  sich  Smith  selber  auf  falschem 
Wege  ertappt  hätte,  setzt  er  sofort  hinzu:  „Das  feste  Capital  und  der 
Theil  des  umlaufenden  Capitales,  der  in  Geld  besteht,  haben,  soweit 
sie  auf  das  Nettoeinkommen  der  Gesellschaft  von  Einfluss  sind ,  eine 
grosse  Aehnlichkeit  mit  einander^'  und  gebt  darauf  dazu  über,  dieses 
zu  beweisen,  was  ihm  auch  natürlich  vollkommen  gelingt,  was  ihn  aber 
doch  nicht  veranlasst,  seine,  wie  er  sagt,  paradoxe  Beweisführung  zu 
dem  verdienten  Resultate  zu  bringen:  nämlich  das  Geld  als  stehen- 
des volkswirthschaftliches  Capital  zu  prodamiren. 

Forschen  wir  nach  den  Beweggründen  Smith's,  hier  nicht  streng 
consequent  zu  Werke  gegangen  zu  sein,  so  gestattet  seine  klare  Dar- 
legung der  Natur  des  Geldes  jedenfalls  nicht,  ihn  eines^  wissenschaflr 
liehen  Irrthums  zu  zeihen.  Jene  Bemerkung:  „It  is  the  ambiguity  of 
language  only  which  can  make  this  proposition  appear  either  doubtful 
or  paradoxical  (dass  nämlich  das  Geld,  als  Triebrad  des  Umlaufes,  jedem 
andern  Maschinenrade  gleich  sei)  zeigt  vielmehr,  dass  Smith  vor  seiner 
eigenen  Beweisführung  erschrak  und  sein  Kind,  aus  Furcht  vor  der  im 
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IrrUmme  befangenen  Welt,  nicht  bei  seinem  rechten  Namen  nennen 
mochte').  Hatte  doch  das  Geld  stets  der  Reichthum  sdber  gehdssen; 
wie  konnte  es  plötzlich,  wo  es  so  manche  der  ihm  früher  untergelegten 
Eigenschaften  einbOssen  musste,  von  einem  umlaufendem  Capitale  zu 
einem  stehenden  werden  ?  1  Das  körperliche  Umlaufen ,  das  Hände- 
wechseln des  Geldes  schien  zu  sehr  dafttr  zu  sprechen ,  es  auch  in  der 
wissenschaftlichen  Unterscheidung  als  umlaufendes  Capital  zu  bezeich* 
nen.  — ^  Ein  Wort  über  dieses  körp^liche  Umlaufen. 

Eine  Eisenbahnlocomotive  mit  ihren  W^en,  Dampfschiffe,  Fracht- 
wagen a  s.  w.  wird  Jedermann  fOr  stehendes  Capital  erklären;  sie 
entsprechen  in  jeder  Beziehung  dessen  Begriffe ;  nichtsdestoweniger  sind 
sie  körperlich  umlaufend,  ja,  als  begrifflich  stehendes  Capital  um  so 
vorthdlhafter,  je  mehr  sie  körperlich  umlaufend  sind.  Das  Geld  ist 
ebenfalls,  um  seinen  Zweck  zu  erfüllen,  in  Bewegung,  im  Umlaufe; 
ist  es  nun,  blos  weil  es  Geld  ist,  nothwendig  ein  umlaufendes  Capital, 
während  den  Locomotiven,  Dampfschiffen  und  Frachtwagen  dieser  Cha- 
rakter nicht  vindicirt  werden  darf?    Suchen  wir  uns  zu  verständigen« 

Was  den  Begriff  Capital  anbdangt,  so  hat  derselbe  seit  Adam 
Smith  manche  Umgestaltungen  erfahren ;  selbst  heute  ist  man  zu  kei- 
ner vöBigen  Uebereinstimmung  darüber  gelangt.  Aber  wie  man  ihn 
auch  definiren  mag,  stets  wird  das  Geld  «üs  ein  stehendes  Capital  und 
zwar  als  ein  st^endes  Capital  des  jedesmaligen  Wirthschaftsverbandes, 
wo  es  Geltung  hat,  aulgefaast  werden  müssen. 

Von  den  Schriftstellern  der  Gegenwart  nennt  Rau  „einen  irgend- 
wie zusammengehörenden  Vorrath  von  beweglichen  Erwerbsmittebi^'  ein 
Capital;  bei  Bosch  er  heisst  Capital  , jedes  Product,  welches  zu  f^- 
nerer  Production  aufbewahrt  wird;''  bei  Hermann  „jede  dauernde 
Grundlage  einer  Nutzung,  die  Tausdbwerth  hat."  Es  wird  das  Capital, 
seit  J*  B.  Say,  in  Nutzeapital  und  Erwerbscapital  getheilt,  je  nach 
d^n  Zwecke  seiner  Verwendung,  und  je  nach  der  Art  derselben,  mt 
Adam  Smith,  in  stehendes  und  umlaufendes,  wovon  ersteres  mäir^ 
mals,  dieses  nur  einmal  zur  Production  verwandt  werden  kaim.  Nach 
Hermann  geht  von  dem  stehenden  Capitale  nur  der  Werth  der  Nutzung, 
von  dem  umlaufenden  aber  der  ganze  Werth  in  den  Werth  des  Pro- 
duetes  über.  Nach  Rau  gehören  zum  stehenden  Capitale  diejenigen 
Güter,  welche  sich  im  dauernden  Gebrauche  bei  der  Arbeit  förderlich 

8)  Smith  hat  a.  a.  0.  selbst  das  Saatkorn  zum  stehenden  Capitale  gerechnet, 
obschon  aus  einem  unzureichenden  Grande.  Wenn  auch  das  Saatkorn  im  gleichen 
Besitze  bleibt,  so  bleibt  es  doch  nicht  dieselbe  Sache:  Saatkorn  kann  sogar  Korn 
erzeugen,  das  als  Saatkorn  gar  nicht  zu  gebrauchen  ist. 
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erweisen,  zum  umlaufaiden  dagegen  diej^migen,  welche  erst  dann  her- 
Yorbringend  wirken  und  eine  Einnahme  zuwegebringen,  wenn  der  Eigen- 
thOmer  aufhört  sie  zu  besitzen,  indem  er  sie  entweder  weggiebt  oder 
selbst  verzehrt. 

Dem  Gelde  hat  man,  wie  schon  oben  erwähnt,  dne  Doppelstellung 
angewiesen,  indem  man  es  an  beiden  Arten  der  Verwendung  des  Gapi- 
tales  participiren  lässt;  Rau  sagt  darüber:  „Das  Geld  gehört  zwar, 
dem  angegebenen  Begriffe  nach,  ebenfalls  zu  dem  umlaufenden  Gapitale, 
weil  es  erst  Vortheil  bringt,  wenn  man  es  ausgiebt,  unterscheidet  sich 
aber  auch  wieder  wesentlich  von  den  anderen  Bestandtheilen  desselben, 
indem  es  stets  im  Umlaufe  unter  den  Menschen  bleibt.  Betrachtet  man 
also  die  Wirthschaft  eines  ganzen  Volkes,  so  kann  man  das  Geld  dessel- 
ben als  ein  unter  den  Mitgliedern  umherlaufendes,  in  seiner  Art  ganz 
eigenthümliches  Werkzeug  des  Verkehrs  betrachten,  und  es  finden  sich 
in  ihm  die  Merkmale  beider  Arten  des  Capitales  vereinigt." 

Hierdurch  kommen  wir  unserem  Thema,  der  eigentlichen  Contro- 
verse ,  näher,  denn  in  dieser  Doppelstellung  eines  umlaufenden  und  ste- 
henden Capitales,  welche  man  dem  Gelde  anweist  und  welche  sich  noch 
ganz  auf  die  Inconsequenz  Adam  Smith's  stQtzt,  liegt  eben  der 
Irrthum.  Bleiben  wir  bei  dem  W^ortlaute  Rau 's.  ,, Betrachtet  man  die 
Wirthschaft  eines  ganzen  Volkes,  so  kann  man  das  Geld  desselben  als 
ein  unter  den  Mitgliedern  umherlaufendes,  in  seiner  Art  ganz  eigen- 
thümliches Werkzeug  des  Verkehrs  betrachten." 

Worin  liegt  nun  das  Eigenthümliche  dieses  Werkzeuges?  Jeden- 
falls nicht  in  jener  Doppelstellung  des  Geldes  als  umlaufendes  und 
stehendes  Capital  demBegriffe  n  a  c  h  ^  sondern  nur  dem  techni- 
schen Gebrauche  nach.  Während  das  Geld  unbedingt  alle  Eigen- 
schaften eines  stehenden  Capitales  in  sich  vereinigt,  ist  es  zufällig,  und 
was  für  diese  Begrifiisbestimmung  durchaus  unwesentlich  ist,  nicht  aü 
einen  festen  Ort  gebunden,  nicht  buchstäblich  stehend,  sondern  es  ver- 
richtet seinen  Dienst,  erfüllt  seine  Aufgabe,  mdem  es  „umläuft",  ähnlich 
wie  Dampfschiffe  und  Eisenbahnwagen  „umlaufen";  es  wechselt  die 
Hände  wie  diese  den  Ort.  Ja,  in  der  That,  dieses  scheinbar  kaum 
zutreffende  Bild  wird  ein  sehr  ähnliches,  wenn  wir  bedenken,  wie  häufig 
ein  und  dasselbe  Stück  Geld  wieder  in  die  Hände  des  früheren  Be- 
sitzers gelangt,  in  der  Regel,  zumal  von  kleineren  Münzen,  sogar  anzu- 
nehmen ist,  dass  es  sich  in  gewissen  Kreisen  halten  wird^),  wenigstens 

4)  So  erzählt  Macaulay,  Geschichte  der  englischen  Revolution,  dass  zur 
Zeit  der  grossen  Münzverschlechtening,  zu  Ende  des  17.  Jahrhunderts,  eiu  Mann 
aus  dem  Norden  mit  ganz  blanken,  voUwichtigenMOnzen  nach  London  gekommen  sei 
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iimerhalb  der  Grenzen  des  Staates  bleibt,  der  es  ausgegeben  hat,  oder 
wo  es  gilt  Und  zwar  bleibt  es  als  Geld,  im  eigentlichen  Sinne  dieses 
Wortes,  an  bedingt  in  den  Grenzen  des  Staates,  der  es  ausgegeben 
hat,  oder  (was  gleichbedeatend  ist)  wo  es  als  gültiges  Zahlungsmittel 
recipirt  worden  ist;  denn  sobald  es  diese  Grenzen  überschreitet,  fängt 
es  an,  seinen  Charakter  als  Geld  zu  yerlieren;  im  fremden  Lande,  das 
sein  eignes  Zahlungsmittel  hat,  whrd  es  zur  blossen  Waare;  dieBanquiers 
und  Geldwechsler  behandeln  es  als  solche,  und  es  ist  wirthschaftlich 
nur  als  solche  anzusehen ,  wenn  audbi  einzelne  Stücke  zu  ii^end  einem 
Gourse  im  täglichen  Verkehre  mit  dem  Gelde  drculiren.  Denn  durch 
das  Umlaufen  einzelner  Stücke  oder  auch  grösserer  Summen  fremder 
Münzen  findet  kein  Bezahlen  statt,  sondern  ein  Verkauf.  Man 
verkauft  die  fremde  Münze  gegen  einheimische  und  leistet  darauf  erst 
die  Zahlung.  Ein  ähnliches  Verhältniss  würde  auch  im  Inlande  existi- 
ren,  wenn  Jedermann  seine  Münzen  selber  schlüge  oder,  was  dasselbe 
wäre,  gewisse  Mengen  Gold  oder  Silber  in  Zahlung  gäbe,  wo  ein  Ver- 
kauf von  Waare  gegen  Waare  stattfände,  mit  allen  dadurch  bedingten 
Nebenumständen;  es  würde  sich  mit  einem  Worte  ein  Zustand  ergeben 
wie  der,  welcher  vor  dem  Ausgeben  von  Geld  durch  den  Staat  herrsdite. 
Diese  Begriffe  vom  Gelde  als  Waare  und  dem  Gelde  als  gesetzlichem 
Zahlungsmittel  müssen  genau  gesondert  werden,  um  zu  einer  richtigen 
Würdigung  der  Eigenschaften  des  letzteren  zu  gelangen.  Es  kann  das 
letztere  nicht  als  das  im  Verkehre  gültige  Zahlungsmittel  fungiren,  wenn 
es  wie  jede  andere  Waare  behandelt  werden  muss,  ein  Punct,  auf  den 
wir  weiter  unten  zurückkommen  werden. 

Das  Umlaufen  des  Geldes  ist  also  nicht  unbegrenzt,  sondern  findet 
seine  Grenze  innerhalb  des  Staates,  der  es  ausgegeben  hat,  oder,  sollte 
der  Plan  einer  sogenannten  Weltmünze  verwirklicht  werden,  innerhalb 
der  Staaten,  welche  es  in  bestimmten  Geprägen  zum  gültigen  Zahlungs- 
mittel erheben«  Es  würde  sich,  selbst  wenn  diese  Grenze  alle  Länder 
des  Erdbodens  umfasste,  seinem  Zwecke  und  den  äusseren  Merkmalen 
nach,  von  allen  anderen  Münzen  oder  Metallstücken  charakteristisch 
unterscheiden.  Hieraus  folgt  aber,  als  für  die  Begriffebestimmung 
wichtig,  dass  das  Geld  nur  seiner  besonderen  Function  halb«*,  nicht 
vermöge  seiner  inneren  Natur,  wie  das  umlaufende  Capital,  in  steter 
Bewegung  ist,  oder,  um  das  Wort  beizubehalten,  umläuft  (was  aof  das 
Geld  angewandt  nichts  weiter  heisst,  als  ^,umherläuft^').  Dies^  ist  so 
sehr  der  Fall,  dass  man  jene  Function  des  Umherlaufens  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  modifiüren  kann,  ohne  jedoch  darum  das  Geld  seinem 
wirthschaftlichen  Zwecke,  die  Ausgleichung  von  Federungen  zu  venqit- 
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teln,  ja  entfremden,  denn  ein  Mittel  der  Ausgleidiang,  welches  das 
Metallgeld  vollständig  ersetzen  könnte,  ist  nodi  nicht  gefunden.  Unsere 
Banken,  Clearing  houses,  o£fentlichen  Zahltage  n.  s.  w.  sind  solche  Modi- 
ficationen  jener  Function.  Durch  eine  directe  Ausgleichung  der  Schuld* 
forderungen  oder  durch  i}ire  Uebertragung  auf  andere  Conti,  also  eine  Un- 
terstellung des  Geldwechsels,  welcher  factisch  nicht  statt  hat^  wird  dasselbe 
erreicht,'  als  ob  das  Geld  die  Hände  gewechselt  hätte.  Immer  aber 
muss  das  Geld  die  Grundlage  dieser  Uebertragung  bilden,  nämlich 
die  gesetzliche  Münzeinheit ;  eine  bdiebige  Sorte  MetaUstflcke  kann  zu 
dem  Zwecke  nidit  di^en,  eben  weil  diese  nicht  Geld,  sondern  nur 
Waare  wäre. 

Da  die  angefahrten  Schriftsteller  schon  zugestanden  haben,  daas 
das  Geld  vom  Standpuncte  der  Yolkswirthschaft  als  stehendes  Capital 
erscheine,  so  ist  nicht  nöthig,  dieses  noch  besonders  hervorzuheben.  Der 
positive  Beweis  ist  geführt,  es  handelt  sich  nur  darum,  den  negativen 
hinzuzufügen. 

Bau  sagt:  „Dem  umlaufenden  Capitale  gehören  dagegen  die- 
jenigen an ,  welche  erst  dann  hervorbringend  wirken  und  eine  Ein- 
nahme zu  Wege  bringen,  wenn  der  EigenthOmer  aufhört  sie  zu  be- 
sitzen, indem  er  sie  entweder  w^;giebt  oder  selbst  verzehrt^';  und 
diese  Definition  lässt  ihn  Ober  den  Fehler  Adam  Smith's  hin- 
wegsehen, das  Geld  zu  dem  umlaufenden  Capitale  zu  zähl^,  „wäh- 
rend es  (wie  dieser  selbst  sagt)  eigentlich  zu  dem'  stehenden  gehöre." 
Er  folgert  deshalb  daraus :  „Das  Geld  gehört  zwar  dem  angegebenen 
Begriffe  nach  ebenfalls  zu  dem  umlaufenden  Capitale,  weil  es  erst  Yor- 
theil  bringt,  wenn  man  es  ausgiebt,  unterscheidet  sidi  aber  auch  wieder 
wesentlich  von  d^  anderen  Beüstandtheilen  desselben,  indem  es  stets 
im  Umlaufe  unter  den  Menschen  bleibt."  .... 

Mit  dem  hier  obwaltenden  Irrthume  verhält  es  sich  nun  folgender- 
massra :  die  Bichtigkeit  der  Definition  des  nmhiufenden  Capitales  m- 
gestanden,  ist  ihre  Anwendung  auf  das  Geld  doch  falsch. 

Um  hierzu  den  Schlüssel  zu  finden,  ist  es  nöthig,  das  Geld  sowohl 
von  seiner  rechtlichen,  als  von  seiner  wirthschaftlichen  Seite 
zu  betrachten*).  Gerade  dadurch,  dass  man  versäumt  hat,  den  Begriff 
des  Geldes  in  Bezug  auf  seine  rechtliche  Seite  zu  analysiren,  ist  man 


5)  Vergl. Röscher,  Vorwort zuDankwardt,  Nationalökoaomiscli-ci vilistische 
Studien,  und  Rayit,  Beitrüge  zur  Lehre  vom  Gelde.  ^iftlff^^^  ^^h  ^"  ^^^^^  ^^^' 
tere  Sdirift  würde  ich  HRRT'^ialnRfngSRtlossen  haben,  wenn  sie  nur  nicht  erst, 
als  ich  obige  Abhandlung  bereits  yoUendet  hatte,  in  die  Hftnde  gekommen  wäre. 
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zu  irrigen  Gonseqnenzen  gekommen«  Denn  es  ist  diese  rechtUehe  Seite 
eben,  welche  dem  Oelde  und  dem,  was  sich  darauf  stützt,  anderen  sach- 
lichen Gütern  und  Taoscbwerthen  gegenüber,  seinen  specifischen  Charak- 
ter verleiht. 

In  der  Kindheit  des  Verkehres  und  heute  noch  bei  Völkern  nied- 
riger Cultnr  trat  stets  nur  die  Waare  der  Waare  entgegen.  Erwählte 
man  auch  Getreide ,  Vieh ,  Tabak  oder  andere  Prodncte  zu  Ausglei* 
ehungsmitteln,  zu  einer  Art  Preunnesser  oder  Standard,  so  war  doch  bei 
dem  jedesmaligen  Geschäfte  ein  Doppelkauf  vorhanden.  Es  existirte  auf 
kdner  Seite  eine  Verbindlichkeit,  welcher  Art  auch  immer,  das  Zahlungs- 
mittel anzunehmen  oder  zur  Grundlage  des  Handels  oder  der  zu  leisten- 
den Vergütung  zu  machen ;  mit  einem  Worte,  alle  Geschäfte,  Kauf  und 
Verkauf,  waren  Tauschhandel.  Eine  eigentlich  allgemein  geltende 
Waare,  im  Sinne  des  Geldes,  war  nicht  vorhanden.  Die  gebräuch- 
lichen Ausgleichungsmittel  hatten  daher  einen  rein  wirthschaftlichen 
Charakter.  Dieser  Zustand  dauerte  fort  als,  oder  war  auch  da  noch 
vorhanden,  wo  goldene  und  silberne  Geräthe  oder  nur  Gewichtsmengen 
dieser  Metalle  zur  Grundlage  des  Geschäftsverkehrs,  also  noch  immer 
des  Tauschhandels,  gemacht  wurden;  man  nahm  und  gab  Gold  und 
Silber,  rechnete  nadi  denselben,  statt  nach  Vieh,  Getreide  oder  anderen 
Producten,  aber  es  geschah  dieses  aus  einfacher  wirthschafUichar  Ueber- 
einkunft;  keinerlei  den  Privatwillen  beherrschende  Norm  des  Verkehrs 
war  gegeben  ^).  Es  constituirten  sich  Gold  und  Silber  als  Ausgleichungs- 
mittel allerdings  aus  ihrer  inneren  Natur,  aus  den  ihnen  innewohnenden 
vorzüglichen  Eigenschaften,  Eigenschaften,  welche  sowohl  das  Auge 
reizten  als  auch  manchen  concreten  Gebrauchswerth  erkennen  liessen 
—  daher  es  denn  auch  die  Wissenschaft  keineswegs  als  einen  Zufall 
ansieht,  dass  gerade  Gold  und  Silber  zu  dem  allgemeinen  Ausgleidmngs- 
mittel  erwählt  sind,  resp«  sich  gebildet  haben  — «aber  es  bestand  kein 
absolutes  Becht,  welches  zur  Annahme  des  Geldes  verpflichtete.  Dieses 
Recht  wurde  aber  geschaffen ,  als  die  Staaten  Metallstücke  eines  be* 
stimmten  Gehaltes,  von  ihnen  selber  oder  mit  ihrer  Genehmigung  ge- 
prägt, zum  gesetzlichen  Zalüungsmittel  erklärten.  Es  wurde  also,  wie 
es  in  der  Rechtserzeugung  oft  geschieht,  ein  factisch  bereits  bestehen- 
der, gewohnheitlich  entwickelter  Zustand  von  der  Gesetzgebung  erfasst 
und  rechtlich  normirt,  und  dadurch  erhielt  das  Geld  zu  seiner  wirth- 
schaftlichen Seite  eine  rechtliche,  welche  letztere  es  eben,  als 


6)  Hierauf  gründet  Ravit  den  Unterschied  zwischen  Preismaass  und  Geld, 
(Beitr&ge  zur  Lehre  vom  Gelde  $.  2). 
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gesetzliches  Zahlongsmittel ,  von  anderen  goldenen  nnd  silbernen  Ge- 
genständen unterscheidet. 

Die  Ueberhebung  dieser  rechtlichen  Seite  des  Geldes  war  es,  welche 
zu  den  falschen  Auffassungen  der  wirthschaftlichen  Seite  desselben  führte. 
Die  Meinung  der  Regierungen ,  durch  Herabsetzung  des  Geldwerthes 
(resp.  Erhöhung  seines  Nennwerthes),  durch  strenge  Durchführung  des 
Mercantilsystemes,  Nationalreichthum  zu  erzielen,  fas&te  auf  der  einsei* 
tigen  Betrachtung  des  Geldes  als  gesetzlichen  Zahlungsmittels,  als  ofifi- 
ciellen  Werthmessers.  Das  abstracte  Bedit  wurde  mit  dem  Bechtsver- 
hältnisse  verwechselt,  aus  dem  es  hervorgegangen  war,  und  dieses 
glaubte  man  nach  jenem  modeln  zu  können.  Man  hatte  vergessen,  dasB 
das  Geld  seinem  Wesen  nadi  Waare  ist,  deren  Werth  wirthschafUichen 
Gesetzen  unterworfen  bleibt,  und  dass  am  Gq[>räge  nur  auf  Grundlage 
dieses  Werthes  das  Geld  zum  gfUtigen  und  wirksamen  Zahlungsmittd 
erhebt  ^). 

Wenn  die  Yolhswirthschaftslehre  nun  das  Wesentliche  dieser  Irr- 
thümer  auch  hinw^geräumt  hat,  so  bleibt  für  die  Begriffsbestimmung 
innerhalb  der  Wissenschaft  doch  das  Erforderniss ,  die  rechtliche  Seite 
des  Geldes  in  seiner  Ausdehnung  nicht  ausser  Acht  zu  lassen.  Hat  man 
nachgewiesen,  dass  das  Geld,  seinem  Ursprünge  und  inneren  Wesen 
nach,  Waare  ist,  so  darf  man  nicht  in  den  dem  Mercantilsysteme  ent- 
gegengesetzten Fehler  verfallen,  die  hinzugekommene  rechtliche  Eigen- 
schaft des  Geldes  leugnen  zu  wollen.  Es  fällt  das  Geld,  d.  h.  die  mit 
dem  gültigen  Gepräge  versehene  Metallmenge,  unter  einen  besonderen 
Begriff,  welcher  dasselbe  von  anderer  Waare  charakteristisch  unterschei- 
det, und  der,  wenn  für  nichts  Anderes,  so  doch  für  das  System  der 
Wirthschaftslehre  von  Wichtigkeit  ist 

Hoff  mann,  Lehre  vom  Gelde,  S.  176,  ist  noch  der,  Meinung,  dass 
die  Begierungen  mit  lUlIll"  lliCllL  UnteiTässeif,'  die  Vermehrung  des  Geld- 
werthes und  die  Erweiterung  seines  Umlaufes  nach  aller  Möglichkeit 
zu  fördern,  und  S.  184  sagt  er,  um  die  Erleichterung  der  Capitalan-? 
Sammlung  durch  die  Einführung  der  Geldwirthschaft  zu  illustriren,  dass 
,,die  Frucht  einer  jeden  Arbeit,  wie  vergänglich,  wie  sehr  auf  einen  be- 
sonderen Zweck  beschränkt  dieselbe  auch  sein  möge,  sofern  sie  nur 
verkäuflich  ist,  in  Geld  umgewandelt  und  als  werbendes  Capital  benutzt 
werden  kann^S  und  folgert,  „dass  die  hieraus  entstehende  Gapitalver- 
mehrung  schneller  fortschreite,  als  die  Möglichkeit,  sie  nutzbar  anzu- 
wenden." 

7)  Yergl.  Endemann,  Die  nationalökonomischen Grundsätze  der  canonistischen 
Lehre,  3.  Heft  der  Jahrbücher  S.  336  £ 
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Es  bat  Hoff  mann  hier  die  Folge  fär  den  Gnmd  genommra« 
Die  absolute  Yermebrupg  des  Geldvorratbes  und  dessen  erweiterter  Um- 
lauf können  niemals  die  Ursache  vermehrten  Nationalwohlstandes  sein: 
es  dient  das  Geld  nur  dem  Acte  der  Zahlung,  keinem  Acte  der  Pro- 
duction.  Man  muss  daher  einen  tiefer  liegenden  Grund  für  diejenige 
Vermehrung  des  National  Wohlstandes  suchen,  welche  mit  der  zunehmen- 
den Geldwirthschaft  und  der  vermehrten  Capitalbildung  in  so  inniger 
Verbindung  zum  Vorscheine  kam , '  dass  Grund  und  Folge  verwechselt 
werden  konnten.  Dieser  tiefer  liegende  Grund  ist  dieArbeitsthei- 
lang.  Nur  aus  ihr  ist  die  Geldwirthschaft  hervorgegangen.  Dasselbe 
Prindp,  welches  auf  dem  Gebiete  der  Producüon  durch  die  Spaciali- 
sirung  des  Gewerbfleisses  so  grosse  Erfolge  errungen  bat,  fand  auf  dem 
Gebiete  des  Güteraustausches  durch  die  in  der  Geldwirthschaft  möglich 
gewordene  Specialisirung  von  Angebot  und  Nachfrage  seine  vortheilhafte 
Anwendung.  Nur  durch  die  hieraus  bervorgehende  Erleichterung  des 
Austausches  von  Gütern  bat  „das  Einführen  der  Geldwirthschaft  das 
Ansammeln  von  Capitalien  ungemein  erleichtert,^'  und  zwar  wirkt  diese 
Erleichterung  des  Güteraustausches^  oder  Werthaustausches  (da  auch 
persönliche  Dienste  in  Betracht  kommen)  dadurch  günstig  auf  die  Pro- 
duction,  dass  ein  Jeder  rascher  und  in  minder  kostspieliger  Weise  in  den 
Besitz  desjenigen  kommt,  dessen  er  für  die  Production  bedarf,  wodurch 
dann  eine  grössere  Verwerthung  der  Productionsfactoren ,  ein  reichli- 
cheres Fliessen  der  Güterquellen  erfolgen  muss.  Es  trat  diese  Arbeits- 
theilung  nun  mit  der  Geldwirthschaft  fast  gleichzeitig  in  die  Erschei- 
nung; das  Geld  war  gewissermassen  die  Objectität  der  ihm  zu  Grunde 
Uzenden  Idee.  —  Daher  die  Möglichkeit  der  Verwechselung;  daher 
aber  geht  der  Begriff  des  Geldes  auch  nicht  weiter,  als  der  Begriff, 
woraus  es  hervorgegangen  ist:  die  Arbeitstlieilung-,  und  es  kann  die 
Vermehrung  des  Geldes  der  Volkswirthscbaft  nur  insoweit  frommen, 
als  sie  durch  die  Arbeitstheilung  im  Güteraustausche  erfordert  wird: 
darüber  hinaus  ist  sie  ohne  Wirkung,  wirthschaftlicher  Ballast. 

Hieraus  geht  ebenfalls  hervor,  dass  das  Geld  nicht  so  direct  auf 
die  Capitalbildung  wirkt,  wie  Ho  ff  mann  es  darstellt.  Der  Umstand, 
dass  ich  die  Frucht  irgend  welcher  Arbeit  in  Geld  verwandeln  kann, 
ist  nicht  der  Grund,  dass  ich  nun  ein  werbendes  Capital  zur  Verfügung 
habe,  eben  weil  dieses  Geld  nicht. das  Capital  selber  ist.  Es  hat,  ehe 
ich  es  bekomme,  wer  weiss  wie  vielen  Umwandlungen  schon  gedient, 
also  wessen  Capital  ist  es?  Der  Grund  vielmehr  liegt  wieder  in  der 
Arbeitstheilung.  Kauf  und  Verkauf  sind  nur  die  Form,  unter  der  uns 
der  Tauschhandel  heute  erscheint    Das  Wesen  dieses  Tauschhandels  ist 
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aber  dasselbe  geblieben.  Nur  sacbdem  er  perfect  geworden  ist,  hat  er 
alle  seine  Wirkung  auf  die  Production  geäussert.  Um  aber  p^ect  zu 
werden,  muss  Verkauf  und  Kauf  vorgenommen  sein.  Der  Verkauf  allein 
ist  erst  die  Hälfte  des  Tauschactes ;  er  setzt  nur  ein  Capital  in  Bewe- 
gung, versorgt  nur  einen  Froducenten  mit  dem  ihm  zur  Production 
Nöthigen.  Erst  der  hinzutretende  Kauf  verschafft  auch  dem  anderen 
Theile  (dem  Verkäufer  also)  das  für  die  Production  Benöthigte.^  Das 
bei  dem  Verkaufe  gezahlte  Geld  ist  nur  eine  Zwischenstation  des  durch 
Verkauf  und  Kauf  getrennten  Tauschactes:  es  wirkt  als  solche  aber 
günstig  durch  die  Specialisirung  von  Angebot  und  Nachfrage«  Mussten 
sich  diese  beim  blossen  Tausche  stets  direct  in  denselben  Personen  be* 
gegnen,  so  ist  durch  das  Dazwischentreten  des  Geldes  eine  Trennung 
möglich  geworden.  Während  der  Tausch  nur  zwei  Personen  das  Be* 
nöthigte  verschaffte,  kann  bei  Dazwischenkunft  des  Geldes  ein  Dritter 
am  Tauschacte  Theil  nehmen.  Dieses  ist  obenein  nur  die  extensive 
Bedeutung  der  Geldjurirthschaft  Ihre  intensive  Bedeutung  erst  bringt 
die  gewaltigen  Erfolge  der  Arbeitstheilung  in  die  Erscheinung:  es  ist 
die  Theilbarkeit  des  Geldes,  wodurch  an  einem  einzigen  Tauschacte 
nicht  nur  der  Verkäufer  eines  Gutes,,  dessen  Käufer  und  der  Dritte, 
von  dem  der  Verkäufer  wied^  für  das  empfangene  Geld  kauft,  sondern 
eine  unabsehbare  Menge  Menschen  Theil  nehmen  können,  indem  die 
Theilbarkeit  des  Geldes  zur  ferneren  Theilung  der  beiden  Theile  des 
Tauschactes,  Verkauf  und  Kauf,  benutzt  wird.  Das  Geld  selber  bleibt 
aber  das  todte  Mittelglied  zwischen  zwei  wirthschaftlichen  Acten.  Die 
körperlichen  Veränderungen,  welche  an  ihm  vorgehen,  stehen  deshalb 
in  keiner  Beziehung  zu  der  Beschaffenheit  der  Tauschacte,  zu  deren 
Vermittelung  es  dient.  Ob  der  Tausch  für  Gonsumtions-  oder  Produc- 
tionszwecke  dient,  ob  Arbeit  oder  sachliche  Güter  vertauscht  werden, 
das  Geld  bleibt,  so  lange  es  Geld  ist,  d.  h.  so  lange  es  in  der  gesetz- 
lichen Form  bleibt,  das  gleichgültige  Werkzeug  der  wirthschaftlichen 
Gestaltungen,  das  stetige  Mittelglied  unaufhörlichen  Wechsels. 

Es  scheint  deshalb  nur,  dass  die  Umwandlung  von  Capital  in  Geld 
der  Grund  zu  einer  die  Möglichkeit  der  nutzbaren  Anwendung  über- 
schreitenden Capitalvermehrung  sei.  Weil  nicht  nur  der  eigentliche 
Grund  der  Capitalvermehrung,  die  Arbeitstheilung  im  Güteraustausche, 
nämlich  die  Specialisirung  von  Angebot  und  Nadifrage,  in  der  Geld* 
wirthschaft  in  die  Erscheinung  tritt,  sondern  Angebot  und  Nachfrage 
selber,  so  ist  man  versucht,  zu  glauben,  dass  die  Form  der  Erscheinung 
ihr  Wesen  sei,  dass  das  Geld,  welches  selber  nur  der  Arbeitstheilung 
sein  Dasein  verdankt,  der   letzte  Grund    der  Capitalvermehrung  sei, 
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während  diese  aus  der  durch  jene  möglich  gewordenen  Mehrproduction 
hervorgegangen  ist  Wäre  das  Geld  selber  der  letzte  Grund  der  Gapi- 
talvermehrung ,  so  müsste  seine  absolute  Vermehrung  stets  eine  ent- 
sinrechende  Vermehrung  des  Nationaleapitales  zur  Folge  haben,  was 
nicht  der  Fall  ist,  was  nicht  der  Fall  sein  kann,  weil  das  Geld,  so  lange 
es  Geld  ist,  nur  unter  einer  bestimmten  Form  existirt,  die  es  für  andere 
Anwendungen  unbrauchbar  macht,  als  der,  jener  Arbeitstheilung  zu 
dienen,  eine  durch  die  Vermehrung  der  Tauschacte  nothwendig  gewor- 
dene Vermehrung  der  Geldanwendung  aber  durch  eine  vermehrte  Um- 
lau&geschwindigkeit  des  Geldes  erreicht  werden  kann,  daher  nur  eine 
relative  Vermehrung'  des  Geldes  nothwendig  wird. 

Dadurch  dass  das  an  sich  kostbare  Metall  in  eine  bestimmte  Form 
gebracht  wird,  verliert  es  für  andere  Anwendungen,  als  die  dem  Gelde 
eigenthOmliche,  allen  Werth :  es  entzieht  sich  gleicherweise  den  Genuss- 
und  Productionszwecken. 

Es  ist  daher  nur  eine  Ungenauigkeit  des  Ausdruckes,  wenn  Hoff- 
mann  a.  a.  0.  S.  9,  wo  er  von  der  Ausgleicbmig  von  Schuld  und 
Forderung  auf  rein  arithmetischem  Wege  spricht,  das  Geld  im  Sinne 
eines  Preismessers  werthlos  nennt,  was  Ravit  a.  a.  0.  S.  28  tadelt. 
Der  Gedanke,  welcher  dem  Ho  ff  mann' sehen  Ausspruche  zu  Grunde 
liegt,  ist  eben,  dass  das  Geld  als  tertium  compärationis  zur  Vermitte- 
lung  von  Wirthschaftsvorgängen ,  ohne  ein  concretes  Dazwischentreten 
der  Metallstücke,  dienen  kann,  daher  das  Geld,  als  Zwischenstufe,  ge- 
Wissermassen  fingirt  wird,  und  deshalb  fdr  das  Erreichen  des  wü1;h- 
schaftlichen  Doppelzweckes  das  wirkliche  Vorhandensein  des  Metalles 
keinen  Werth  hat  Es  würde  Hoffmann  zu  solchem  Ausspruche  nicht 
gekommen  sein,  wenn  er  berüeksichügt  hätte,  dass  Abrechnungen  nach 
einem  gewissen  Preismesser  und  Zahlungen  mittelst  Geld  sich  wirth- 
schaftlich  in  nichts  unterscheiden,  oder,  was  dasselbe  ist,  dass  das 
Geld  nie  umlaufendes  Capital  ist 

Rösler,  zur  Kritik  der  Lehre  vom  Arbeitslohn  S.  116,  spricht 
daher  mit  Unrecht  dem  Gelde  die  Eigenschaft  eines  Gapitales  ab.  Wenn 
es  auch,  wie  er  richtig  bemerkt,  nicht  der  letzte  Grund  des  Güterum- 
laufes ist,  so  ist  es  doch  ein  Werkzeug,  welches  diesem  Güterumlaufe 
dient  und  dadurch  von  ausserordentlichem  Vortheile  für  den  Wirth- 
Schaftsverband  wird,  dem  es  angehört.  Es  ist  nicht  die  bewegende 
Kraft  des  Güterumlaufes,  aber  das  Instrument,  durch  welches  sich  die 
bewegende  Kraft  bethätigt.  Eines  solchen  bedarf  jede  Kraft,  weil  diese 
nichts  Physisches,  sondern  etwas  Metaphysisches  ist. 

Rösler  wurde  zu  seinem  Irrthume  durch  die  Annahme  verleitet, 
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dass  das  Geld,  wenn  ttberhaupt  ein  Capital,  nothwendig  ein  umlaufendes 
sein  müsse,  worüber  er  den  Beweis  jedoch  schuldig  bleibt 

R  a  u '  s  obenerwähnte  Definition  des  umlaufenden  Gapitales  lautete : 
„dem  umlaufenden  Capitale  gehören  dagegen  diejenigen  (Güter)  an, 
welche  erst  dann  hervorbringend  wirken  und  eine  Einnahme  zu  Wege 
bringen,  wenn  der  Eigenthümer  aufhört  sie  zu  besitzen,  indem  er  sie 
entweder  weggiebt  oder  selbst  verzehrt  .  .  .  ." 

£s  scheint  nun  allerdings,  als  ob  diese  Definition  des  umlaufenden 
Gapitales  genau  auf  das  Geld  passe ,  indem  es  auch  erst  hervorbringend 
wirke  oder  eine  Einnahme  zu  Wege  bringe,  wenn  es  vom  Inhaber  ver^ 
ausgabt  oder  verzehrt  wird,  aber  es  scheint  auch  nur:  Man  hat  mit 
dem,  den  Verkehr  nur  vermittelnden,  die  einzdnen  Geschäfte  nur  zum 
rascheren  Abschlüsse  bringenden  Ausgleichungsmittel  die  Sache  selber 
verwechselt. 

Verständigen  wir  uns  zunächst  darüber,  wer  eigentlich  der  Eigen- 
thümer des  Geldes  ist.  Heute  hat  es  Dieser,  morgen  Der,  übermor- 
gen Jener;  es  wechselt  beständig  die  Hände  und  häuft  sich  auf  an  be- 
sonderen Orten  und  in  besonderen  Händen,  jenachdem  es  die  wirth- 
schaftlichen  Vorgänge  mit  sich  bringen.  Als  dauernden  Besitz  schätzt 
es  Niemand  als  der  Geizhals  oder  das  Kind  (und  auch  diese  nicht  als 
Geld,  in  seiner  wirthschaftlichen  Bedeutung,  sondern  als  Münze,  als 
Metall,  wie  denn  beide  lieber  blanke  als  schmutzige  Stücke  besitzen); 
es  wird  gehegt  und  gepflegt,  nur  um  einem  Zwecke,  dem  Verkehre,  zu 
dienen.  Niemand  befasst  sich  daher  mit  seiner  Erzeugung,  noch  würde 
es  Jemand  thun,  selbst  wenn  es  erlaubt  wäre,  um  es  als  dauerndes 
Eigenthum  zu  besitzen,  sondern  sucht  es  nur  zu  erwerben,  um  es  fdr 
jenen  dritten  Zweck  wieder  zu  verausgaben.  Kein  Einzelner  übernimmt 
es  oder  würde  es  übernehmen,  selbst  wenn  es  gestattet  wäre,  die 
schlechten  Münzen  auszuscheiden  und  bessere  dafür  anzuschaffen,  damit 
das  Geld,  welches  man  sein  Eigenthum  nennen  will,  schöner  und  werth- 
voUer  sei.  Es  muss  sich  daher  mit  diesem  Eigenthume  wohl  etwas 
anders  verhalten,  als  es  bei  gewöhnlichem  Prtvateigenthume  der  Fall 
ist,  und  dem  ist  in  derThat  so:  Es  ist  das  Geld  Gesammteigen- 
thum  einer  bürgerlichen  Gesellschaft,  eines  Staates*). 
Der  Besitz  desselben  ist  eine  aus  der  Eigenschaft  des  Geldes  hervor- 
gehende Last,  welche  der  Staat  auf  sich  ninunt,  um  die  in  anderer 
Weise  nicht  zu  erfüllenden  wirthschaftlichen  Zwecke  zu  erreichen.    Er 


8)  Ravit,  a.  a.  0.  S.  18,  erwfthnt  diese  Ansicht,  als  schon  frOh  Terbreitet, 
ohne  jedoch  zu  einem  Beweise  für  oder  wider  sn  schreiten. 
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Binmit  die  AnsprSgaBg  des  Geldes  daher  auf  sich ,  erklärt  dieses  zum 
gesetzlichen  Zahlmigsmittel,  verbietet  und  bestraft  F&lschungen  uiid  un- 
befugte Ausmflnzungen,  sorgt  fdr  den  Ersatz  verbrauchter  Stücke,  kurz, 
regelt  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  das  bistitut 
des  Geldes  als  eines  volkswirthschafüich  unentbehrlichen,  durch  Selbst* 
holfe  der  Einzelnen  nur  unvollkommen  herzustellenden  Ausgleichungs- 
mittels. 

Dadurdbi  aber  wird  die  bürgerliche  Gesellschaft,  welche  ein  staat- 
liches oder  auch  nur  wirthschaftliches  Ganzes  bildet,  der  eigentliche 
Eigenthümer  der  im  täglichen  Verkehre  circnlirenden  oder  überhaupt 
ihn  vermittelnden  Geldmengen,  und  ein  Inh&ndenhaben  Einzelner  von 
Theilen  dieses  Gesammteigenthumes  ist  mehr  von  rechtlicher  als 
wirthschaftlicher  Bedeutung.  Es  giebt  der  Geldbesitz  dem  Ein- 
zdnen  das  Recht  auf  die  durch  denselben  repräsentirten  Werthmengen. 
Es  ist  das  Geld  bei  ihm  gleichsam  der  Eechtstitel  für  vorzunehmende 
Geschäfte;  sowohl  vom  Standpuncte  der  Gesellschaft  als  von  seinem 
eigenen  Standpuncte  aus  ist  es  das.  Die  Gesellschaft  betrachtet  und 
behandelt  das  Geld  als  Gesammteigenthum,  indem  der  Staat  sich  mit 
dessen  Regelung  befasst;  der  Einzelne  setzt  sich  in  den  Besitz  des 
Geldes,  um  es  wieder  zu  verausgaben,  •  macht  auf  das  Eigenthum  dessel- 
ben also  nur  von  diesem  Gesicbtspuncte  aus  Anspruch.  Bewusst  oder 
unbewusst  betrachtet  er  es  nur  als  ein  Mittelglied  für  eine  Kette  an- 
derer Zustände;  die  verkaufte  Waare>  der  geleistete  Dienst,  und  die 
zu  kaufende  Waare,  der  zu  erlangende  Genuss,  das  sind  die  Wirth- 
schafts-  und  Lebensobjecte ,  die  Jedem  vorschweben;  den  Besitz  des 
Gteldes  schätzt  Jeder^  vom  wirthschafdichen,  als  dem  hier  allein  mass- 
gebenden Standpuncte  aus,  nur  in  seinen  Wirkungen,  nie  seiner  selbst 
wegen.  Wenn  der  Einzelne  Geld  verleiht,  so  ist  es  ihm  daher 
audi  nicht  darum  zu  thun,  dass  dieselben  oder  nur  gleich  schöne,  wenn 
nicht  bessere,  Stücke  (gleichsam  dem  juristischen  Begriffe  einer  G^ 
sammtsache  gemäss)  an  ihn  zurückkommen,  sondern  er  verleiht  nur  die 
Geldsumme,  und  verlangt  nur,  kann  nur  die  Restitution  dieser 
verlangen.  Er  giebt  also  den  Anspruch  an  das  Eigenthum  der  Sache 
selber  vollständig  auf  (da  er  ja  dieses  Eigenthum,  als  solches,  niemals 
beansprucht  hat)  und  erwartet  selbstverständlich  nur  die  Zurückzahlung 
der  nach  den  gesetzlichen  Normen  durch  sie  repräsentirten  Werthmengen, 
in  der  Form  eiiies  dem  seinigen  gleichen  Rechtstitels.  —  Sollte  man 
unsere  Gründe  für  die  Eigenschaft  eines  Gesammteigenthumes,  welche 
dem  Gelde  zuzuerkennen  ist,  als  nicht  stichhaltig  verwerfen  wollen, 
sintemal  doch  Jedem  die  freie  Verfügung  über  sein  Geld  auch  für 
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andere  als  Zahlungszwecke  zustehe,  indem  er  es  einschmelzen  könne, 
so  antworten  wir  darauf ,  dass  wir  eine  freie  Verfügung  in  dieser  Art 
gar  nicht  geläugnet  haben;  aber  die  freie  Yerfilgung  steht  Jedem  nur 
zu  in  Bezug  auf  die  im  Gelde  enthaltenen  Werthmengen;  über  ^as 
Geld,  als  solches,  und  das  ist  wohl  zu  beachten,  steht  aber  Niemandem 
in  anderer  als  der  vereinbarten  Weise,  nämlich  es  dem  Verkehre  als  Aus- 
gleichungsmittel dienen  zu  lassen,  freie  Verftiguilg  zu,  denn,  sobald  an 
seiner  Form  willkürlich  geändert  wird,  verliert  es  seine  rechtliche  Eigen- 
schaft und  Niemand  ist  mehr  gebunden,  es  als  Geld  anzuerkennen:  es 
wird  zum  einfachen  Metalle  und  folgt  nunmehr  den  rein  wirthschaft- 
lichen  Gesetzen®). 


9)  Die  juristische  Definition  des  Eigenthumes  stimmt  hiennit  vollkommen  über- 
ein, so  wenig  solches  im  vorliegenden  FaUe,  wo  die  einschlagenden  Rechtsgnind- 
Sätze  nicht  privatrechtlicher  Natur,  sondern  juris  pnblici  sind,  in  Betracht  kommt 

„Dominium  ist  das  Recht  der  unumschränkten,  ausschliesslichen  Herrschaft 
über  eine  Sache"  (Savigny).  Dieses  Recht  hat  aber  der  Inhaber  von  Geld  keines- 
wegs; derselbe  hat  eiu  dominium  nur  über  den  Werthinhalt  des  Geldes,  keineswegs 
über  die  Form,  unter  der  dieser  Werth  existirt.  Es  hat  derselbe  nicht  einmal  eine 
abgeleitete  Gewere,  nach  deutschrechtlichen  Grundsätzen,  denn  das  Gesetz  verbietet 
ihm  ausdrücklich,  an  jener  Form  irgend  etwas  zu  verändern,  oder  sie,  in  welcher  Weise 
auch  immer,  seinem  Willen,  seiner  Herrschaft  zu  unterwerfen.  Da  das  Geld  ausser- 
dem mit  diesem  Verbote  iu  den  Verkehr  kommt,  so  bildet  die  Tradition  keinen  Er- 
werbstitel, weil  die  vornehmste  Voraussetzung  für  dieselbe,  das  dominium  auctoris, 
fehlt.  Das  Rechtsverhältniss  des  Geldinhabers  muss  deshalb  auf  einem  anderen 
Gebiete  des  Sachenrechtes  seine  Begründung  finden.  Und  diese  findet  es  im  Besitze. 
Denn,  wenn  das  Eigenthum  die  Herrschaft  über  eme  Sache  nach  der  Seite  desGe- 
sammtwiilens  ist,  dieser  Gcsammtwüle  sich  aber  geradezu  durch  eine  lex  perfecta 
(oder  selbst  plus  quam  perfecta)  verneint,  der  Besitz  dahingegen  die  Herrschaft  über 
eine  Sache  nach  der  Seite  des  Einzelwillens  ist,  so  bleibt  nichts  übrig,  als  das 
Innehaben  von  Geld  den  Rechtsregeln  des  Besitzes  gemäss  zu  construiren,  und 
hier  treffen  die  leitenden  Principien  auch  vollständig  zu:  der  Inhaber  von  Geld, 
welcher  dasselbe  bona  fide  et  justo  titulo  erworben  hat,  geniesst  aUen  Rechtsschatz 
eines  qualificirteu  Besitzers,  aber  niemals  den  eines  Eigenthümers.  Selbst  die  Usu- 
capions -  Theorie  passt  sich  dieser  Construction  au,  so  unwesentUch  das  auch  im 
Grunde  ist,  denn  der  Lihaber  von  Geld  kann  dasselbe  nicht  usucapiren,  weil  ihm 
von  vorneherein  die  bona  fides  fehlt. 

Eine  Vermittelung  dieser  Rechtsprincipien  tritt  ein,  welche  sich  unseren  wirth- 
schafUichen  Ausführungen  vollständig  anschliesst  Ebenso  wie  die  wirthschafUichen 
Begriffe  vom  Gelde,  als  dem  gesetzlichen  Ausgleichungsmittcl ,  und  dem  Gelde,  als 
Waare,  in  einander  übergehen,  so  bildet  die  ratio  juris  einen  üebergang  vom  Be- 
sitze zum  Eigenthum.  Es  wird  der  qualificirte  Besitzer  von  Geld  Eigenthümer  durch 
Specification  oder  dadurch,  dass  er  die  Geldstücke  als  Schaumünzen  an  sich  hält, 
weil  dann  ein  anderer  Gegenstand  vorUegt.  Und  wenn  hier  keine  Entschädigungs- 
klage oder  Klage  auf  Bereicherung  statt  hat,  so  liegt  das  nicht  in  der  IncoAsequeoz 
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Haben  wir  somit  die  bürgerliche  Gesellschaft,  den  wirthschaftlichen 
Verband,  als  eigentlichen  Eigenthümer  des  Geldes  nachgewiesen,  so 
bleibt  das  Verhältniss  zu  definiren  übrig,  worin  der  Inhaber  von  Geld, 
also  eines  Theiles  dieses  Gesammteigenthumes ,  welches  in  Folge  der 
Verkehrsgestaltung  bei  ihm  zeitweilig  vorhanden  ist,  zu  demselben  steht, 
und  was  dieses  Geld  für  ihn,  den  Einzelnen,  ist.  Die  Antwort  hierauf 
lautet:  es  ist  das,  durch  die  wirtbschaftlichen  oder  im  weiteren  Sinne 
socialen  Vorgänge,  in  den  Besitz  eines  Einzelnen,  zu  einem  wirthschaft- 
liehen  Verbände  Gehörigen,  gebrachte  Geld  ein  öflfentliches  Pfand i®), 
weldies  durch  seinen  blossen  Besitz,  für  den  Werth,  welcher  in  ihm 
selber  enthalten  ist,  resp.  in  Staaten,  wo  gesunde  volkswirthschaftUche. 
Zustände  herrschen,  für  den  Werth,  den  die  Ausprägung  verbürgt,  und 
nur  für  diesen,  Anspruch  auf  eine  gleiche  Werthmenge  anderer  Güter 
verleiht.  Das  Geld  ist  vorher  im  Sinne  des  Einzelnen  weder  ein  stehen- 
des noch  ein  umlaufendes  Capital,  denn  er  kann  es  (als  solches)  weder 
in  der  einen,  noch  in  der  anderen  Bedeutung  verwenden:  erstrdie  Er- 
füllung seines  Zweckes,  nämlich  die  vorgenommene  Zahlung ,  bestimmt, 
wozu  der  Werth,  den  es  gemessen  hat,  also  die  Anzahl  sachlicher  Güter, 
welche  der  Inhaber  sich,  vermöge  des  Geldes,  zu  eigen  macht,  zu  rech- 
nen sind.  Das  Geld  selber  verliert  in  den  Händen  des  Einzelnen  nichts 
von  der  demselben  innewohnenden  Eigenschaft,  der  nämlich  eines  all- 
gemeinen Ausgleichungsmittels,  welches,  als  solches,  Eigenthum  des 
wirthschaftlichen  Verbandes  und  ein  stehendes  Capital  ist 

Da  die  Regierung,  als  DarsteUerin  der  gesammten  Nation,  keinen 
Erwerbszweck  bei  der  Ausgabe  von  Geld  verfolgt,  so  könnte  man  ver- 
sucht sein,  das  Geld,  nach  Hermann,  nicht  zum  Erwerbscapitale  (und 
deshalb  auch  nicht  zum  stehenden),  sondern  zum  Nutzcapitale  zu  zählen. 
Aber  diese  Auffassung  scheint  mir  dem  Institute  des  Geldes  so  wenig 
zu  entsprechen,  wie  dem  Begriffe  von  Staat  und  Regierung.  Ein  solcher 
Einwurf  würde  am  Platze  gewesen  sein  zu  den  Zeiten,  wo  das  Münz- 
regal als  Finanzquelle  angesehen  wurde,  die  Staatswirthschaft  überhaupt 
dem  Volke  als  Fiscus  entgegentrat.  Heute  soll  sich  in  der  Regierung 
das  Volk  begegnen  und  Staat  und  Volk  keinen  Gegensatz  bezeichnen. 
Das  Institut  des  Geldes  ist  zweifelsohne  ein  werbendes,  weil  es  von 
ausserordentlichem  Einflüsse  auf  die  Schnelligkeit  und  geringere  Kost- 


der  Theorie,  sondern  in  den  concreten  Verhältnissen:  versucht  haben  es  die  Re- 
gierungen oft  genug,  Einschmelzungen  und  Aufbewahrung  von  Geld  zu  verfolgen. 

10)  Ich  gebrauche  den  Ausdruck  „öffentliches  Pfand"  nur  vergleichsweise. 
Das  Geld  ist  ein  Institut  für  sich,  und  es  ist  ganz  zwecklos,  na«h  einem  Analogon 
dafOr  zu  suchen. 
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barkeit  des  Güteraustatxsches  ist.  Also  wenngleich  der  Eigenthümer, 
die  Gesammtbeit  der  Nation  durcb  ibre  Regierung,  diese  productive 
Eigenscbaft  des  Geldes  aucb  nicbt  zu  directen  Erwerbszwecken  benutzt^ 
was  sie,  abgesehen  von  technischen  Schwierigkeiten,  dem  Begriffe  nach 
könnte,  und  nur  für  die  Herstellungskosten  Vergütung  verlangt,  so  giebt 
dennoch  die  Bestimmung  der  Geldes  diesem  einen  so  entschieden  pro- 
ductiven  Charakter,  dass  es  mit  Nutzcapital  unpassend  bezeichnet  wäre. 
Wollte  man  es  als  solches  bezeichnen,  so  würde  man  in  die  verkehrte 
Methode  verfallen,  die  Bedingungen  der  Production  vom  Standpunete 
der  Einzelwirthschaft  zu  verfolgen,  denn  die  Regierung  erscheint  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Fiscus  einfach  als  Person  (juristische).  Ausserdem 
lässt  sich  sehr  wohl  ein  Erwerb  fingiren.  Da  das  Institut  des  Gddes 
in  einem  Lande  keineswegs  bloss  denen  zu  Gute  kommt,  die  es  benutzen, 
sondern  der  ganzen  Volkswirthschaft  (daher  Münzvereine  ohne  Gefahr 
für  minder  gewerbthätige  Tbeiluehmer  geschlossen  werden  kdnnen),  in- 
dem sich  seine  Segnungen  in  der  Erleichterung  des  ganzen  Verkehres 
äussern,  so  findet  eine  fortwährende  confusio  statt  Gläubiger  und 
Schuldner  fallen  zusammen,  und  somit  kann  man  die  schwierige  Opera- 
tion sparen,  ein  unendlich  verwickeltes  Rechenexempel  zu  machen,  das 
schliesslich  ganz  sicher  in  Null  aufgehen  muss.  Ueberdiess  kommt  es 
für  die  wirthschaftliche  Begriffsbestimmung  doch  mehr  auf  die  inneren 
Bedingungen  der  Eigenschaften  eines  werbenden  Oapitales  an,  als  auf 
das  blos  äusserliche  Factum  des  Rentenertrages.  Wenn  idi  ein  Capital, 
d.  h.  solche  Güter,  welche  ihrer  inneren  Natur  nach  zur  Production 
verwendbar  sind,  zu  einer  derartigen  Verwendung  für  umsonst  verleihe 
(oder  für  den  Kostenbetrag  der  Uebertragung ,  analog  den  Prägungs- 
kosten), so  bleibt  mein  Capital  darum  nicht  minder  Capital.  Wenigstens 
für  die  Volkswirthschaftslehre  ist  das  wirkliche  Zumauszahlenkommen 
•der  Rente  minder  wichtig  als  die  wirklich  zur  Vollendung  gediehene 
Production,  also  die  Erlangung  des  wirthschaftlichen  Zweckes.  Für  die 
Jurisprudenz  ist  das  Gegentbeil  der  Fall.  Es  ist  dasselbe  Verhältniss 
wie  bei  der  Wirkung  des  Geldes.  Den  Nationalökonomen  int^ressirt 
sie  vomehpilicb  als  Güteraustauschveimittelung ,  den  Juristen  als 
Zahlung. 

'  Das  Geld  entspricht  deshalb  auch  vollkommen  der  Definition  des 
Capitales,  was  Rösler  a.  a.  0.  S.  115  verneint,  indem  es  bei  gleich- 
bleibendem Werthe  bleibendes  Einkommen  gewährt.  Das  Einkommen 
nur  ergiebt  sich  für  den  wirthschaftlichen  Verband,  dem  es  angehört, 
nicht  für  den  Einzelnen,  der  kein  Eigenthum  daran  hat,  und  eben  des- 
halb ist  es  ein  stehendes,  kein  umlaufendes  Capital, 
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Say  stinunt  mit  ans  vollkommen  überein,  wenn  er  in  seinem 
Trait^  d'^onomie  politique  Liv.  II  Chap.  XI :  De  la  meilleore  forme  des 
pitees  de  monnaie  sagt,  dass  die  Geldstücke  so  zu  sagen  keine  indivi- 
duelle Waare  seien;  man  gehe  nicht  nach  dem  Gewichte  und  der  Be- 
schaffenheit der  jedesmaligen  Stücke,  sondern  nach  dem  Gewichte  und 
der  Beschaffenheit,  von  welchen  man  die  Landesmünzen  aus  Erfahrung 
weiss:  der  schlechte  Thaler  geht  mit  dem  guten  durch ^')'  Und  wenn 
Garnier  in  seinem  Abr^gö  des  principes  d'Economie  publique  vom 
Gelde  als  zweierlei  richesse  spricht,  jenachdem  es  als  Besitz  des  Ein- 
zeben  oder  als  allgemeines  Ausgleichungsmittel  erscheine,  so  ist  das 
ein  Widerspruch ,  welcher  nur  durch  unsere  Definition  seine  Lösung 
findet* 

Eine  Ausnahme  scheint  das  Geld  von  seinem  Charakter  als  öffent- 
liches Pfand,  welches  es  im  Besitze  des  Einzelnen  ist ,  allerdings  erlei- 
den zu  müssen:  wenn  nämlich  Jemand  mit  Geld  handelt.  Aber  diese 
Ausnahme  ist,  wie  schon  oben  erwähnt,  nur  eine  scheinbare;  denn  für 
den  Händler,  den  Geldwechsler,  ist  der  Theil  seiner  Münzen,  womit  er 
handelt,  welcher  Art  sie  auch  immer  sein  mögen ,  kein  Geld  mehr  im 
eigentlichen  Sinne  dieses  Wortes,  sondern  nur  Waare,  also  auch  ein 
umlaufendes  Capital.  Das  wirkliche  Geld  aber,  das  gültige  Ausglei- 
ehungsmittel  nämlich,  womit  er  die  Ankäufe  der  Münzen,  mit  denen 
er  handelt,  berichtigt,  ist  auch  charakteristisch  verschieden  von  diesen 
Münzen,  durch  der^n  Handel  er  zu  gewinnen  sucht.  Die  letzteren  haben 
alle  Eigenschaften  eines  umlaufenden  Capitales,  während  das  erstere  solche 
unbedingt  entbehrt,  indem  es  die  Eigenschaften,  welche  dem  Gelde 
überhaupt  zuzuschreiben  sind,  theüt 

Es  bleibt  nunmehr  noch  übrig,  nachzuweisen,  wie  der  Act  des  Aus- 
gebens, Verzehrens,  welcher  bei  dem  umlaufenden  Capitale  die  Bedin- 
gung des  Hervorbringend-Wirkens  oder  des  eine  Einnahme  zu  Wege 
Bringens  ist  (siehe  oben  Rau  a,  a.  0.),  bei  dem  Gelde  eine  gänzlich 
verschiedene  Bedeutung  hat,  welche  eben  die  Beziehung  jener  Definition 
auf  das  Geld  durchaus  unzulässig  macht. 

Da  nämlich  der  eigeitf liehe  Eigenthümer  des  Geldes  die  bürgerliche 
Gesellschaft,  die  wirthschaftliche  Gesammtheit,  ist,  so  ist  auch  klar, 
dass  ein  Ausgeben  des  umlaufenden  Geldes  in  dem  Sinne,  wie  es  in 


11)  Eb  tritt  das  Geld  dadurch,  dass  es  zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel  erho- 
ben worden  ist,  in  ein  ähnliches  VerhlÜtniss  zu  den  sachlichen  Gütern  aberiiaupt, 
wie  dM  ist,  worin  äch  die  ScheidemOnze  zum  Gelde  befindet.  Die  gesetzliche  Gm- 
ül^eit  wiegt  klcdne  Werthonterschiede  auf. 
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der  erwähnten  Definition  des  umlaufenden  Gapitales  genommen  ist,  erst 
statt  finden  und  die  wirthschaftlichen  Folgen  haben  kann,  welche  in  sol- 
chem Falle  eintreten,  wenn  der  wirthschaftliche  Verband,  als  solcher, 
bei  dem  das  Geld  circulirt,  diese  Ausgabe  vornimmt.  Eine  dergleichen 
Ausgabe  von  Seiten  der  Gesammtheit  findet  statt,  wenn  ein  Theil  des 
umherlaufenden,  bisher  im  Lande  gebrauchten  Geldes  an  das  Ausland 
gegen  andere  Waare  vertauscht  wird,  sei  es  nun,  dass  das  Ausland  die 
Münzen  so,  wie  sie  sind,  oder  zu  Barren  umgeschmolzen  empfange. 
Eine  solche  Ausgabe  kann  durch  einen  einzelnen  Staatsangehörigen  vor- 
genommen werden;  sie  muss  nur,  um  die  Wirkung  einer  Ausgabe  zu 
haben,  das  Entziehen  einer  gewissen  Anzahl  Geldstücke  für  den  wirth- 
schaftlichen Verband  zur  Folge  haben,  was  bei  Ankäufen  im  Auslande 
gegen  klingende  Münze  stets  der  Fall  sein  wird,  Es  hat  nun  eine 
solche  Ausgabe  von  Geld,  durch  den  wirthschaftlichen  Verband  selber 
vorgenommen,  allerdings  die  Wirkungen,  welche  der  erwähnten  Defini- 
tion nach  bei  dem  Ausgeben  eines  umlaufenden  Gapitales  eintreten, 
und  danach  würde  also  das  Geld  zu  dem  umlaufenden  Gapitale  gehören 
müssen,  aber,  und  das  ist  der  entscheidende  Punct,  es  kann  der  wirth- 
schaftliche Verband  diese  Ausgabe  nicht  vornehmen,  ohne  das  Geld 
seiner  besonderen  Eigenschaft  zu  berauben.  Seiner  Anwendung  als 
ein  stehendes  Gapital  muss  dasselbe  erst  entzogen  werden ,  die  es 
als  umlaufendes  benutzt  werden  kann.  Es  müssen  di«  Münzen, 
sollen  sie  in's  Ausland  zu  Ankäufen  gehen,  in  Form  von  Barren  dahin 
versandt  werden ,  oder ,  geschieht  solches  nicht,  indem  die  Münzen  im 
Auslande  Gurs  haben,  dann  tritt  der  oben  vorhergesehene  Fall  ein: 
ein  Theil  des  stehenden  Gapitales  wird  zur  Waare  gemacht  (oder,  da 
das  Geld  solche  seinem  inneren  Wesen  nach  allerdings  stets  ist,  es  wird 
ihm  die  zweite  Eigenschaft,  die  des  Geldes  im  eigentlichen  Sinne  dieses 
Wortes,  wo  es  eben  das  gültige  Ausgleichungsmittel  bedeutet,  entzogen) 
und  als  solche  an  das  Ausland  abgegeben  ^^).  Wie  man  aber  auch 
verfahre,  immer  verliert  das  Geld,  wenn  es  ausgegeben  würd,  d.  h. 
wenn  es  dem  wirthschaftlichen  Verbände,  wo  es  Gültigkeit  hat,  entzo- 
gen wird,  die  ihm  vorher  inhärirende  Eigenschaft,  durch  welche  es  eben 
zum  stehenden  Gapitale  wurde. 

Sehr  schlagend  tritt  dieses  ganze  Verhältniss  hervor  bei  dem  harn- 
burger  Bancogelde.    Die  Silberbarren,   welche  demselben  zu  Grande 


12)  Vgl.  Kavit  a.  a.  0.  S.  22:  „Im  internationalen  Verkehre  giebt  es  kein 
Geld.''  Und  weiter  S.  29:  „Der  Stoff  des  Geldes,  des  gesetzlichen  ZahlmittelSy 
kommt  also  erst  dann  in  Betracht,  wenn  es  aufhört  Geld  zu  sein  and  Waare  wird.'^ 
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liegen,  sind  nich  t  blos  begrifflich ,  sondern  auch  körperlich  stehendes 
Capital,  indem  sie,  so  lange  sie  das  Bancogeld  ausmachen,  ihren  Platz 
nicht  verändern ;  und  sie  hören  auf,  stehendes  C^ital  zu  sein,  sobald 
sie  den  Kellern  der  Bank  entzogen  werden,  um  als  Gewichtsmengen 
Silbera  in's  Ausland  gesandt  zu  werden,  weil  sie  dadurch  sofort  ihre 
Eigenschaft  als  die  vereinbarte  Münzeinheit,  das  Bancogeld,  verlieren. 
Ebenso  würde  das  Bancogeld  als  Geld  aufhören  zu  existiren,  wenn 
der  hamburger  Staat  sich  auflöste,  und  dadurch  gleichzeitig  das  Silber 
der  Bank  zum  umlaufenden  Capitale  der  Eigenthümer  werden,  während 
umgekehrt  das  Bancogeld  fortdauern  könnte,  ohne  dass  ein  Barren  Silber 
in  den  EeUern  der  Bank  läge,  wenn  nur  durch  das  Gesetz  die  Norm 
der  Aui^leichung  bestimmt  würde  ^^).  So  rechnet  Bremen  z.  B.  nach 
Louisd'or,  während  es  im  ganzen  Jahre  kein  Goldstück  ausprägt.  Es 
benutzt  einen  Theil  des  stehenden  Capitales  anderer  Länder,  den  es 
im  Handel  erworben  hat,  und  den  es  ihm  zufallig  passt  in  seiner  früheren 
Form  zu  belassen,  und  ebenfalls  als  stehendes  Capital  anzuwenden. 

Ist  es  etwa  Zufall,  was  Say,  Trait6  d'^conomie  politique  Liv.  I 
Chap.  XIV,  veranlasst,  das  Geld  den  Mühlsteinen  des  Landes  zu  ver- 
gleichen, oder  drängt  nicht  die  Unerbittlichkeit  der  factischen  Sachlage, 
die  gebieterische  Nothwendigkeit  der  Logik  dazu,  das  Geld  als  stehen- 
des Capital  zu  behandeln? 

Wir  haben  gesehen,  dass  ein  eigentliches  Ausgeben,  im  Sinne  der 
Definition  des  umlaufenden  Capitales,  nur  stattfindet,  wenn  ein  Theil 
des  Geldvorrathes  seiner  Bestimmung  entzogen  und  als  einfache  Waare 
an  das  Ausland  abgegeben,  d.  h.  wenn  von  dem  stehenden  ein  umlau- 
fendes Capital  gemacht  wird.  Es  tJreten  hier  denn  auch  oft  die  Nach- 
theile ein,  welche  die  Wissenschaft  in  solchem  Falle  vorhersieht,  denn 
das  Gepräge  oder  die  Kosten  dafür  gehen  bei  Einschmelzungen  unwie- 
derbringlich verloren.  Die  einzelne  Geldaui^abe  aber,  nämlich  die  täg- 
lichen Zahlungen  von  Hand  zu  Hand,  sie  haben  —  wie  solches  übrigens 
schon  aus  der  Definition  des  Eigenthumes  am  Gelde  hervorgeht  — 
einen  ganz  verschiedenen  Charakter.  Sie  sind  weit  weniger  wirthschaft- 
licher  als  rechtlicher  Natur.  Der  die  Wirthschaft  des  Volkes  direct 
berührende  Vorgang  hat  bereits  stattgefunden,  wenn  das  Händewechseln 
des  Geldes  sich  ereignet.    Er  besteht  im  Ein-  und  Verkaufe.   Der 

13)  Vgl.  Ravit  a.  a.  0.  S.  11  und  12  imd  weiter  S.  48.  Würde  der  Vorschlag 
Ravit's,  den  Feingehalt  des  MetaUes  als  gesetaliches  Preismaass  anzuerkennen 
und  nur  repräsentative  Zahhnittel  in  Umlauf  zu  setzen,  angenommen,  so  würde  da- 
durch die  Katar  des  Geldes,  als  eines  stehenden  Capitales,  me  beün  Bankmark, 
auch  in  concreto  augenscheiiüiGli  werden. 
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rechtliche  Abschlass,  welcher  durch  die  Geldzahlung  die  entstandene 
Forderung  ausgleicht,  hat  für  die  Volkswirthschaft  nur  insowdt  Interesse, 
als  er  die  Bedingung  der  sachgemässen  Gütervertheilung  ist,  als  er  die 
Grarantie  bildet  für  den  ungestörten  Verlauf  des  wirthschaftlichen  Ver- 
kehres. Durch  die  Zahlung,  und  das  muss  man  woU  im  Auge  be- 
halten, wird  kein  industrieller  Act  begangen;  auch  der  einfache  Kauf 
für  Genusszwecke  bedeutet  nichts  als  die  nunmehr  eintretende  Verwen- 
dung bereits  erworbener  Güter,  wofür  man  das  Pfand  in  Gestalt  des 
Geldes  bis  dahin  an  sich  gehalten  hatte.  Es  ist  deshalb  auch  unrich- 
tig, bei  der  einzelnen  Ausgabe  von  Geld,  welche  zum  Zwecke  einer 
Zahlung  gc^ri^acht  wird,  von  einem  Hervorbringend- Wirken  oder  Einnahme- 
zu-Wege-Bringen  zu  sprechen.  Eine  Ausgabe  von  Geld ,  weldie  solche 
Folgen  nach  sich  zieht,  ist  nur  diejenige,  welche  von  dem  ganzen  wirth- 
schaftlichen Verbände  vorgenommen  wird,  sie  ist  ein  wirthschaftlicher 
Aufwand;  die  einzelne  Zahlung  innerhalb  des  Landes  aber  ist  nur  die 
Form,  unter  der  zwei  wirthschaftliche  Vorgänge  abgeschlossen  und  aas* 
geglichen  werden  ^^).    Das  verkaufte  Fabricat  und   der  wiederum  ge- 


14)  Es  ist  der  Ausdruck  deshalb  sinnverwirrend,  den  man  oft  in  sonst  guten 
Schriften  findet,  das  Geld  stecke  im  Boden  fest.  Das  Geld  diente  nur  der 
Ausgleichung  des  Schuldverhältnisses,  resp.  der  BegrClndong  einer  neuen  obligatio; 
es  ordnete  den  Eigenthumsübergang,  der  aber  auch  auf  Grund  eines  andern  Bechts- 
TBrhältnisses ,  ohne  concrete  Dazwischenkunft  des  Geldes  hätte  geregelt  werden 
können.  Nachdem  das  Geld  seinen  Dienst  versehen  hat,  kann  es  sehr  wohl  in's 
Ausland  gehen,  eingeschmolzen  werden,  oder  aber,  seiner  eigentlichen  Bestimmung 
gemäss,  zu  unendlich  vielen  anderen  Ausgleichungen  dienen,  so  dass  das  vermeinte 
Feststecken  nichts  Anderes  ist,  als  eine  vermittelst  des  Geldes  vorgenommene  Ver- 
änderung in  der  Yertheüung  des  Volksvermögens.  Ebensowenig  wird  Capital  über- 
haupt durch  einen  blossen  Kauf  festgesteckt,  durch  diesen  findet  eine  Verschiebung 
desselben  statt.  Nvir  scheinbar  wird  es  der  Fall  sein,  wo  Capitale,  die  das  Ausland 
auf  Grundbesitz  hergeliehen  hatte,  durch  die  bisher  im  Inlande  flüssigen  zurückbe- 
zahlt wurden.  Es  leuchtet  aber  ein ,  dass  hier  kein  Feststecken  von  Capltalien, 
sondern  durch  die  Rückzahlung  einfach  eine  Yermindenmg  der  im  Lande  bisher 
verfügbaren  Capitale  stattfand.  Ein  Festste«keA  erfährt  ein  Capital  nur  bei  einem 
Aufwände  desselben  für  irgend  welche  GewerbBzwecke ,  wo  es  zu  der  Herstellung 
neuer  oder  veränderter  Sachgüter  dient,  also  verzehrt  wird. 

So  hat  Rösler  a.  a.  0.  S.  115  eine  seltsame  Vorstellung  von  den  V^irth- 
schaftsvorgängen.  Er  hält  den  Fall,  dass  Darleiher  der  Regierung  ihr  Capital  oder 
einen  Theil  desselben  leihen,  „gleich  herausgesagt  nicht  für  möglich.^'  Man  künne 
nur  sein  Capital,  das  man  bisher  in  natura  besessen,  verkaufen,  und  das  dafür  ein- 
genommene Kaufgeld  der  Regierung  verleihen  .....  Sonderbär  I  Und  hier  ist 
dem  Herrn  Verfasser  „gleich  heraus  gesagt"  nicht  eingefaUen,  dass  dieses  Capital 
direct  zu  einem  Darlehen  an  die  Regierung  benutzt  werden  konnte,  indem  es,  was 
wirthscliaftlich  auf  das  Nämliche  hinausläuft,  an  sie.  verkauft  und  für  den  Betrag  eine 
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kaufte  Rohstoff  sie  sind  Ausgabe  und  Einnahme,  welche  sich  einander, 
wie  oben  angegeben,  bedingen ;  das  Geld  ist  ein  conventionelles  Mittel^ 
glied,  dessen  man  sich  bedient,  um  jene  Ausgabe  und  Einnahme  be^ 
quemer  zu  ennitteln,  als  es  ohne  seine  Dazwischenkunft  möglich  wäre ; 
es  ist  aber  für  den  Einzelnen,  wirthschaftlich  betrachtet,  nur  als  Preis- 
messer von  Wichtigkeit,  indem  es  zum  selben  Betrage  wieder  fortgeht, 
zu  d^n  es  gekommen  ist,  folglich  von  einem  Einkommen,  welches  nicht 
nur  das  aufgewandte  Capital  deckt,  sondern  noch  eisen  Ueberscfauss 
darübar  hinaus  lässt,  also  yon  ein  an  Vortheile,  nun  zumal  nicht  die 
Bede  sein  kann.  Es  kann  allerdings  ein  Verkauf  so  viel  einbringen, 
dass  Ober  die  nöthigen  Eink&ufe  noch  Ueberschuss  bleibt,  den  der  Ge- 
winner in  Geld  behält.  Dieser  Ueberschuss  ist  aber  nicht  Folge  der 
Geldausgabe,  sondern  Folge  der  yortheilhaften  Waarenveräusserung. 
Man  ist  aber  so  sehr  gewohnt,  alle  Werthmengen  in  Geld  anzugeben, 
dass  man  den  Verkauf  und  den  Kauf  ganz  über  die  für  sie  gezahlten 
Geldsummen  vergisst.  Wollte  man  das  Geld  zum  undaufenden  Capitale 
rechnen  und  aus  dem  Geldbezahlen  eine  Ausgabe  im  Sinne  der  Defini- 
tion yon  Bau  machen,  dann  fände  bei  Geschäften  gegen  klingende 
Mfinze  stets  die  doppelte  Anzahl  der  wirthschaftlichen  Operationen 
statt,  welche  nur  nachzuweisen  wären,  wo  Kauf  und  Verkauf  und  die 
durch  sie  constituirten  Forderungen  sich  gegenseitig  ausgleichen.  Man 
rechnete  dann  stets  einmal  den  Werth  des  gekauften  und  yerkauf- 
ten  Gutes  und  dann  nodi   einmal  den  des  bezahlten  Geldes  ^^).    Die 


enlaprechende  Sumiae  ia  Schuldverschreibungen  gegeben  wurde  ?  Beispiele  erläutern ; 
geben  wir  eines:  Es  besitzt  Jemand  eine  Partie  Salpeter,  Schwefel  und  Kohlen 
und  leiht  dieselbe  der  Regierung.  Da  es  ihm  aber  nicht  darum  zu  thun  ist,  das 
Darlehen  in  natura  zarflckzuerhalten,  so  wird  dessen  Werth  nach  einem  dritten 
Gegenstande  Geld  genannt,  abgeschätzt,  und  ftkr  diesen  Werth  werden  ihm  Schuld- 
verschreibungen eingehändigt,  damit  das  Schuldverhältniss  fizirt  werde.  Ist  in  die- 
sem Falle  nicht  ein  Theil  des  Wirthschaftscapitales  eines  Volkes  an  seine  Regierung 
übergegangen?  Es  lässt  diese  Pulver  daraus  verfertigen,  und  —  Dampf  und  zer- 
schossene Glieder  werden  das  Ende  des  Capitales  bezeichnen;  das  Einzige,  was 
in  der  YoUcswirthschaft  davon  weiter  figuriren  wird,  sind  die  Schuldverschreibungen. 
Nach  der  Ansicht  Rösler's  können  die  toUsten  Verschwendungen  der  Re- 
gierungen dem  Volke  niemals  seinen  Stamm  von  Wirthschaftscapitalien  entziehen: 
in  der  That  „vortreffliche  pragmatische  Maximen,  wie  sie*'  —  einem  Finanzmiuister 
schon  gefallen  könnten. 

15)  Man  muss  hier  auch  wieder  daran  denken,  dass  ein  absolutes  Gesetz  vor- 
liegt, welches  das  Geld  und  die  schuldige  Leistung  zu  einem  idem  per  idem  gemacht 
hat,  Ravit  8.  7;  das  Wulhschaftsleben  interessirt  aber  nur  ein  aliud  pro  alio, 
^er  die  Geldzaldung  fAr  die  Froduction  direct  ToUstlndig  izrelevaiit  bleibt 
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Geschäfte  würden  sich  also  auf  die  Suniine  belaufen  von  einm^  der  ver- 
kauften sachlichen  Güter  und  dann  der  abgeschlossenen  Geschäfte,  und 
das  dabei  benutzte  Geld  .würde  für  eine  Summe  figuriren ,  welcJie  sich 
auf  die  Zahl  seiner  auf  einander  folgenden  Inhaber  mit  seinem  Werthe 
multiplicirt  beliefe,  während  die  Geschwindigkeit  seines  Umlaufes  doch 
nichts  in  seinem  Betrage  geändert  hat  Hierin  liegt  aber  der  charak- 
teristische Unterschied  zwischen  dem  Umherlaufen  des  Geldes,  hervor- 
gehend aus  einer  äusseren,  zu  modiflcirenden,  ja,  zu  umgehenden  Func- 
tion, und  dem  Umlaufen  derjenigen  sachlichen  Güter,  welche  zum 
umlaufenden  Gapitale  gehören,  und  die  aus  ihrer  inneren  Natur  und 
der  unumgänglichen  wirthschaf tlichen  Nothwendigkeit  der  steten  Verwand- 
lung dem  unausgesetzten  Verzehre  oder  Tausche  verfallen,  so  lange  sie 
zu  [dem ^umlaufenden  Gapitale  gehören.  Bei  dem  Gelde  genügt  das 
einmalige  Vorhandensein  im  Volke,  welches  sich  im  täglichen  Gebrauche 
bethätigt:  Die  Vervielfältigung  des  Geldes  geschieht  durch  die  Zah- 
lung, durch  das  Händewechsoln ,  welche  an  der  Natur  des  Geldes 
nichts  ändern,  ausser  dass  eine  allmählige  Abnutzung  eintritt;  die  Ver- 
vielfältigung der  umlaufenden  Güter  aber  geschieht  durch  Production. 
Es  muss  sich  das  umlaufende  Capital  in  seinem  ganzen  Betrage  er- 
setzen, das  Geld  aber  nur  im  Betrage  der  Abnutzung,  die  es  erfahren 
hat.  Die  Nothwendigkeit  der  vollständigen  Ersetzung  seiner  selbst  macht 
aber  das  umlaufende  Capital  eben  zu  dem,  was  es  ist,  daher  das  Geld 
nicht  zu  ihm  gerechnet  werden  darf. 

Wir  haben  unserer  bisherigen  Beweisführung  die  Definition  R  a  u '  s 
zu  Grunde  gelegt,  weil  sie  am  Meisten  den  Schein  für  sich  hatte,  auf 
das  Geld  zu  passen.  Es  hat  uns  sogar  bedünken  wollen,  dass  ihre 
Fassung  eigends  vom  Schriftsteller  so  gewählt  worden  sei,  damit  sie 
sich  der  Classification  des  Geldes  anbequeme.  Greifen  wir  irgend  eine 
andere  Definition  heraus,  z.  B.  die  Hermann 's,  so  wird  nur  noch 
augenscheinlicher,  dass  das  Geld  für  den  Einzelnen  niemals  Capital, 
und  dass  es  deshalb  überhaupt  niemals  umlaufendes  Capital  ist  Nach 
Hermann  geht  von  dem  stehenden  Capitale  nur  der  Werth  der 
Nutzung,  von  dem  umlaufenden  aber  der  ganze  Werth  in  den  Werth 
des  Productes  über.  Das  Erstere  trifit  beim  Gelde  unbedingt  zu;  es 
findet  sich  der  Werth  der  Nutzung  des  Geldes  im  Werthe  der  ver- 
tauschten Güter  wieder,  denn  diese  Nutzung  (welche  mit  dem  Betrage 
der  Abnutzung  zusammenfallt,  wie  schon  S.  453  ff.  ausgeführt  ist)  wird 
vom  Publicum  in  den  Steuern  der  Regierung  vergütet;  das|  Publi- 
cum muss  und  wird  daher  bei  den  Umsätzen,  die  es  macht,  diese  Ab- 
nutzungen in  den  Preisen  der  Güter  recuperiren,  eine  Berechnung,  die 
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allerdings  nicht  sdbstbewusst  vorgenommen  ^ird,  die  aber  logisch  richtig 
ist  und  die  factisch  in  Bausch  und  Bogen  mit  anderen  Berechnungen 
statt  hat. 

Die  Kennzeichen  des  umlaufenden  Capitales  hingegen:  der  Ueber- 
gang  seinfö  ganzen  Werthes  in  den  Werth  des  Prodactes,  trifft  beim 
Gelde  niemals  zu.  Um  sich  dieses  deutlich  zu  machen,  muss  man  un- 
terscheiden zwischen  der  Art  und  Weise,  in  der  das  Capital  in  das 
Product  übergeht:  1)  bei  der  Fabrication,  2)  beim  Handel,  oder,  um 
es  allgemeiner  ^u  fassen,  bei  Stoffyeränderungen  ,und  Stoffvertau- 
schungen. 

Die  Art  und  Weise,  wie  bei  der  Fabrication  ein  Capital  in  sein 
Product  übergeht,  ist  augenscheinlich  genug.  Wenn  eipe  Quantität  Sal- 
peter, Schwefel  und  Kohlen  zu  Pulver  verarbeitet  ist,  dann  stellt  das 
Pulver  das  vorher  in  den  Rohstoffen  vorhandene  Capital  in  veränderter 
Form  dar :  es  enthält  dessen  Werth  und  den  Werth  des  sonst  noch  für 
seine  Production  aufgewandten  Capitales..  Bei  der  Fabrication,  ebenso 
bei  der  Landwirthsdmft ,  erleidet  das  umlaufende  Capital  also  eine 
Formveränderung[,  und  aus  diesem  einfachen  Grunde  lässt  sich  kein 
Geld  als  umlaufendes  Capital  für  Fabrication  und  Landwirthschaft  brau- 
chen. Der  Fabrikant  wird  in  ein  Ballkleid  keine  Goldstücke  weben, 
und  selbst  wenn  er  es  thäte,  wären  sie  Schmuck,  kein  Geld  mehr,  und 
der  Landwirth  füttert  seine  Zugochsen  nicht  mit  preussischen  Thalem, 
düngt  den  Acker  deshalb  auch  nidit  mit  Ducaten.  Bei  diesen  Anwen- 
dungen liegt  somit  ein  technisches  Hindemiss  vor,'  Geld  als  umlaufendes 
Capital  anzusehen.  Sehen  wh:  weiter,  wie  sich  die  Sache  beim  Handel 
herausstellt,  denjenigen  Gewerbe,  wo  das  umlaufende  Capital  keinen 
Formveränderungen  unterliegt. 

Das  Capital  des  Kaufmannes  besteht  aus  den  Waaren,  womit  er 
handelt.  Man  hat  das  Handelsgewerbe  lange  Zeit  gar  nicht  als  pro- 
ductiv  anerkennen  wollen.  Weil  das  Tauschgeschäft  nichts  an  der  Form 
der  Waare  ändert,  hat  man  behauptet,  dass  der  Handel  auch  den 
Waaren  keinen  höheren  W^erth  verleihe.  Man  hat  dabei  übersehen, 
dass  die  Yolkswirthschaft  bei  den  Waaren  nicht  nur  das  „Was'^  und 
das  „Wie",  sondern  auch  das  „Wo"  interessirt. 

Die  W^ertherhöhung ,  welcÄie  bei  der  Stoffverarbeitung  durch  die 
Formveränderung  en*eicht  wird,  wird  beim  Handel  durch  die  Ortsver- 
änderung erreicht,  und  zwar  durch  die  berechnete  Ortsveränderung, 
wie  sie  das  Handelsgewerbe  bezweckt.  Die  Capitalien  nun,  welche  im 
Handel  umlaufen,  gehen  ebenfalls  mit  ihrem  ganzen  Werthe  in  den 
Werth  des  Productes  über,  d.  h.  der  Werth  des  Productes  richtet  sich* 
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nach  dem  Werthe  der  dafOr  aufgewandten  CapHalien.  Aber,  und  das 
ist  der  entscheidende  Punct,  es  findet  dieses  nur  statt  bei  dem  Aus- 
tausche von  Waaren,  nicht  bei  dem  Austausche  von  Geld,  oder,  was 
dasselbe  ist,  es  findet  nur  statt  beim  Handel  selber  und  nicht  beim 
blossen  Bezahlen.  Führen  wir,  um  uns  nicht  zu  sehr  in's  Abstracte 
zu  verlieren,  ein  Beispiel  an*  Ein  Kaufmann  in  Königsbei^  schickt 
eine  Ladung  Weizen  zu  Wasser  nach  Berlin.  Fracht  und  Umladekostm 
sollen  nebst  anderen  Vergütungen  für  an  Arbeit  aufgewandtes  Capital 
in  natura  erstattet  werden ,  so  dass  also  Jeder,  welcher  Ansprttdie  an 
die  Ladung  Weizen  hat,  sich  durch  eine  Kürzung  bezahlt  macht  Das 
so  verminderte  Quantum  Weizen  kommt  in  Berlin  zum  Verkaufe  und 
wird  vertauscht  gegen  eine  Partie  Bheinwein,  welche  nun  wieder  mit 
der  Verfügung  an  Alle,  die  für  Beförderung  Ansprüche  haben^  sich  in 
natura  bezahlt  zu  machen,  nach  Königsberg  gesandt  wird.  Hier  ange- 
langt wird  sie  um  das  für  die  Beförderung  aufgewandte  Capital 
kleiner  sein,  und  nun  fragt  sich:  welches  ist  der  Werth  des 
Weines,  der  in  Königsberg  ankam?  Antwort:  genau  der  Wertb  des 
nach  Berlin  gesandten  Weizens,  zuzüglich  Capitalrente  für  die  Dauer 
der  Unternehmung.  Was  war  hier  also  geschehen?  £s  war  der  ganze 
Werth  des  Capitales  in  den  Werth  des  Productes  übergegangen.  Wird 
aber  das  Gleiche  der  Fall  sein,  wenn  dieser  Tausch  mit  emem  gleichen 
Werthe  in  Geld  vorgenommen  wurde  ?  Jedenfalls  nicht,  und  zwar  weil 
es  sich  beim  Gelde  stets  um  ein  idem  per  idem  handelt,  deshalb  von 
einer  Werthzunahme  nicht  die  Bede  sein  kann,  wie  es  denn  auch  keinem 
Kaufmanne  je  beikommen  wird,  mit  Geld  zu  handeln.  Setzen  wir, 
um  dieses  in  noch  grelleres  Licht  zu  stellen,  den  Fall,  es  sei  von  Kö- 
nigsberg statt  einer  Partie  Weizen  eine  Partie  harter  Thaler  nach 
Berlin  gesandt  worden;  man  hat  auch  Auftrag  gegeben,  Kosten  für 
Transporte  an  der  Summe  zu  kürzen.  In  Berlin  wird  preussisches  Pa- 
piergeld für  den  Rest  eingewechselt,  und  die  Bücksendung  findet  unter 
gleichen  Bedingungen  statt.  Wird  dann  die  in  Königsberg  anlangende 
Summe  in  Papiergeld  gleich  sein  der  Summe  harter  Thaler,  weldie  von 
Königsberg  abgesandt  wurde,  von  Capitalrente  für  die  Zeit  der  Unter- 
nehmung ganz  zu  schweigen  ?  Oder,  was  dem  gleich  ist,  wird  im  Werthe 
des  anlangenden  Papiergeldes  (des  Productes)  der  Werth  des  abgesandten 
Courant  (des  Capitales)  sich  wieder  finden?  Dieses  müsste  aber  der 
Fall  sein,  wenn  das  Geld  ein  umlaufendes  Capital  wäre,  denn  bei  einem 
solchen  ersetzt  das  Product  den  an  Capitalien  gemachten  Aufwand. 
Es  kann  aber  beim  Gelde  nie  der  Fall  sein,  weil  jeder  andere  Werth 
nach  ihm  gemessen  wird,  folglich  ihm  gleich  ist,  det  Austausch  absohit 
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gleicher  Werthe  aW  kein  Handel  und  deshalb  überhaupt  kein  produc- 
tiver  Act  ist"). 

Man  mag  nach  FUlen  saichen,  soviel  man  will,  man  wird  sie  nicht 
finden,  nur  mnss  man  nicht  solche  Fälle,  wo  ein  Handel  mit  fremden 
Münzen  oder  gar  edeln  Metallen  vorlag,  für  einschlagend  halten. 

Es  ist  die  vernachlässigte  Sonderung  der  rechtlichen  and  wirth- 
sehaftlichen  Bedeatung  des  Geldes ,  welche  dazn  verleitet  hat ,  es  bald 
als  Nutzcapital,  bald  als  Gebrauchsvorrath ,  bald  als  theils  stehendes, 
theOs  umlaufendes  Capital  anzukündigen.  Weil  man  das  6eld,  welches 
nur  vermittdnd  zwisch^  dritten  Gütern  wirkt,  und  welches  in  nichts 
durch  die  Art  der  Ausgleichungen,  zu  denen  man  es  gebraucht,  afficirt 
wird,  mit  den  Geschäftsvorgängen  identificirte,  deren  besonderen  wirth^ 
sdiaftlichen  Charakter  jedesmal  auf  das  Geld  übertrug,  so  kam  man 
dazu,  das  allgemeine  Werkzeug  des  Güteraustausches  bald  so,  bald  so 
anzusehen,  ihm  bald  zu  fluchen ,  es  bald  zu  segnen,  es  bald  productiv, 
bald  unproductiv,  bald  Beichthum  zeugend,  bald  Elend  schaffend  dar* 
zustellen.  Es  ging  mit  dem  Gelde  wie  mit  Inschriften  in  Wirthsstuben, 
die,  von  der  einen  Seite  gesehen ,  Wein ,  und  von  lier  anderen  Bier 
lauten.  Man  sah  das  Bild  und  stritt  über  die  Lesart^  vergass  aber,  es 
hinter  Glas  und  Rahmen  hervorzuholen  und  in  der  Nähe  zu  besehen. 
So  soll,  nach  Hermann,  das  Geld  „Nutzcapital,  so  lange  er  es  selbst 
bewahrt,  Erwerbstamm,  wenn  er  es  verleiht,  oder  in  Gewerben  anwen- 
dete^ sein,  und  diese  höchst  willkürliche  UnterBcheidung  fusst  ganz  auf 
dem  Gedanken,  es  müsse  sich  die  Capitaleigenschaft  des  Geldes  noth- 
wendig  nach  der  Capitaleigenschaft  des  dafür  gekauften  oder  verkauf- 
ten Gutes  richten.  Ehe  wir  das  aber  zugeben ,  bitten  wir  um  den 
Nachweis,  dass  ein  Gut,  welches  weder  seinen  Werth,  noch  seine  Form, 
nocbr  seine  Anwendung  verändert  hat,  dennoch  wirthschaftlich  unter 
einen  andern  Begriff  fallen  kann! 

Unserer  Ansicht  nach  hat  man  bei  der  Lehre  vom  Gelde  auf  das 
Gesetz  der  Homogeneltät  zu  viel  und  auf  das  der  Specification :  entium 
varietates  non  temere  esse  minuendas  zu  wenig  Bücksicht  genommen. 


16)  Dieses  ist  der  Sinn  des  altrömischen  Satzes,  den  Rösler  a.  a.  0.  an« 
fahrt:  ntummiB  nimmrani  non  parit.  Man  könnte  ebensowohl  sagen:  Eine  £Qe 
kann  nicht  Iftnger  werden  als  die  andere,  und  der  Fehler  der  Canoniäten,  welche 
sich  aaf  jenen  Satz  statzten  (vgL  Endemann  a.  a.  0.  S.  846),  war  nicht,  dem 
Acte  der  Geldübertragong  alle  Prodactivität  abzusprechen ,  sondern  er  bestand  in 
der  Yerkennimg  des  repräsentativen  Charakters  ^es  Geldes:  durch  die  Geldüber^ 
toagang  wurde  die  Capitalübertragung  vermittelt,  der  Werth  also,  welchen  das  Geld 
beseidmete,  war  von  dem  Erborger  worbend  zu  verwenden. 
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Das  Geld  ist  ein  Institut  fOt  sich,  und  muss  als  solches  in  der  Wirth- 
scbaftslehre  behandelt  werden. 

Es  ist  namentlich  auffallend  und  eine  indirecte  Bestätigung  unserer 
Ansicht,  dass  Hermann,  wo  er  von  der  Wirkung  des  Capitales  si»icht^ 
der  Wirkung  des  Geldes  gar  nicht  erwähnt  Wenn  das  Geld  nur  das 
Geringste  mit  def  besonderen  Beschaffenheit  der  Productivacte ,  denen 
es  diait,  zu  thun  hätte,  wenn  es  eine  andere  Anwendung  desselben 
gäbe,  ate  das  Bezahlen,  wenn  es  irgend  eine  andere  Wirkung  auf  die 
Production  hätte,  als  sie  im  Güteraustausche  selber  besteht,  dann  könnte 
man  das  Geld  in  dem  Kapitel  von  der  Wirkung  des  Capitales  doch 
nicht  unerwähnt  lassen.  Aber  es  liessen  sich  eben  die  auj^estdltai 
Begriffe  nicht  durchfahren. 

Eine  grosse  Verwirrung  des  Begriffes  vom  Gelde  ist  durch  die 
zwecklose  Sucht  hervorgerufen  worden,  eine  erklärende  Bezeichnung 
für  dasselbe  zu  finden.  Man  hat  es  definiren  wollen.  Bo  Hoffmann, 
indem  er  es  „das  Werkzeug,  wodurch  Macht  zu  kaufen  übertragen 
wird,'^  nannte,  was  Savigny  in  „Macht  zu  kaufen  in  abstracto  über- 
tragen'^ änderte.  Das  heisst  ein  Haus  anstreichen,  aber  ^icht  sagen, 
wer  darin  wohnt.  Der  Ausdruck  Geld  erklärt  gerade  so  vid  wie  der 
Ausdruck  „Macht  zu  kaufen,^^  und  man  wird  durch  diese  Definition 
wahrlii^  der  Mühe  ^cht  überhoben,  Forschungen  über  das  Wesen  dieser 
Macht  zu  kaufen  anzustellen. 

Wäre  man  dabei  stehen  gebliebcD,  diese  Bezeichnung  nur  vergleichs- 
weise anzuwenden  (wie  wir  den  Ausdruck  öffentliches  Pfand  unbedingt 
nur  angewandt  wissen  wollen),  so  hätte  man  mindestens  nicht  geschadet, 
aber  nur  zu  häufig  hat  die  Redefigur,  gedeckt  von  der  Autorität  Hoff- 
mann's  und  Savigny's,  als  Grundlage  falscher  Folgerungen  dienen 
müssen. 

Worin  liegt  die  Macht  zu  kaufen?  Jedenfalls  allein  in  der  Be- 
fähigung, den  Gegenwerth  des  zu  acquirirenden  Gutes  leisten  zu  kön- 
nen, also  in  der  Tauschfähigkeit  Im  Gelde  aber,  haben  wir  gesehen, 
treten  zwei  Momente  zu  Tage,  einmal  das,  Zahlungsmittel,  dann  das, 
Waare  zu  sein.  Bei  der  Macht  zu  kaufen  ist  nun  aber  jedenfalls  die 
Eigenschaft  des  Geldes  als  Waare  entscheidender,  als  seine  Eigenschaft 
eines  Zahlungsmittels,  und  deshalb  ist  der  Schluss  zu  machen:  Die 
Macht  zu  kaufen  giebt  das  Metall  und  nicht  das  Gepräge.  Dieses  sagt 
Hoff  mann  selbst.  „Es  besteht  in  diesem  Sinne  niemals  aus  etwas 
Anderem,  als  aus  einem  bestimmten  Gewichte  edeln  Metalles''  u.  s.  w. 
Hieraus  folgt  aber:  Die  Macht  zu  kaufen  liegt  imCapitale  überhaupt, 
nicht  im  Gelde,  als  solchem ;  es  ist  nicht  die  Form,  unter  der  die  edeln 
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Metalle  erscheinen,  als  welche  allein  für  die  Zahlung  entscheidend  ist, 
sondern  es  sind  diese  edelen  Metalle  selber,  welche  Über  andere  Güter 
bis  zu  ihrem  Werthe  gebieten.  Daher  iquss  die  Zahlung  stets  accep^ 
tirt  werden  für  den  Nennwerth  der  Münzen,  aber  nie  und  numner  braudit 
man  sich  an  den  Nennwerth  der  Münzen  zu  kehren,  wenn  es  sich  um 
Kauf  und  Verkauf  handelt. 

Die  Besonderheit  des  Geldes  liegt  eben  darin,  dass  es  seinem  in- 
neren Wesen  nach  Waare,  aber  durch  die  Form,  die  ihm  ein  absolut 
gültiges  Gesetz  gegeben,  aller  Analogie  mit  irgend  einem  anderen  Wirth- 
schaftsgute  entrückt  ist.  Es  wurden  die  edelen  Metalle  zum  Gelde 
verwandt,  weil  sie  schon  wirthschaftliche  Bedeutung  hatten,  die  Rechts- 
regel deshalb  um  so  eher  zur  Geltung  kommen  konnte.  Der  Hechts- 
regel  giebt  das  Metall  die  Kraft,  die  Rechtsregel  aber  nur  dem  Gelde. 
Man  hat  durch  nicht  gehörige  Unterscheidung  der  .verschiedenen  Rollen, 
welche  das  Metall  als  Waare  und  als  Geld  im  Wirtbschaftsieben  spielt, 
die  Stellung  desselben  in  der  Praxis  wie  in  der  Theorie  verkannt.  Das 
Gdd  ist,  so  lange  es  Geld  ist,  dem  freien  Schalten  und  Walten  entzo- 
gen; es  bewahrt  deshalb  seinen  Werth  in  sich  wie  ein  Schacht,  dessen 
Reichthum  unsem  Schmuck  nicht  mehrt,  so  lange  ihn  der  Bergmann 
nicht  zu  Tage  fl^rderte.  Weiss  man  aber,  dass  er  zu  heben  ist,  dann 
kann  er  verpfändet  werden,  Credit  gewähren,  kurz^  gar  manche  Wir- 
kungen auf  der  Erde  äussern.  Aehnlich  so  beim  Gelde.  Der  Werth 
in  ihm  ist  auch  ein  ungehobener  Schatz,  der  erst  mitzählt  unter  den 
umlaufenden  Werthen  der  Froduction,  wenn  er  von  der  Hülle  befreit 
ist,  die  ihn  gefesselt  hält.  Durch  specificatio  erwächst  dem  Volke 
daher  factisch  ein  neues  Capital. 

So  sehr  es  wahr  ist,  dass  die  Regierungen  nicht  im  Stande  sind, 
einem  Preismesser,  einem  Zahlungsmittel,  einen  Werth  beizulegen ,  der 
nicht  auf  wirthschaftlicher  Grundlage  ruht,  somit  der  Werth  des  Geldes, 
d.  h.  des  darin  enthaltenen  Metalles,  durch  die  wlrthschaftlichen  Gesetze, 
also  zunächst  durch  den  für  die  Gewinnung  und  Verarbeitung  der  Erze 
nöthigen  Capitalaufwand,  bestimmt  wird,  so  wahr  ist  es,  dass  die  That- 
Sache  des  Vorhandenseins  eines  bestimmten  allgemeinen  Preismessers 
und  Zahlungsmittels,  Geld  genannt,  dieses  zu  etwas  Besonderem  ge- 
macht hat,  was  nicht  so  ohne  Weiteres  mit  allen  anderen  sachlichen 
Gütern  identificirt  werden  kann.  Der  Umstand,  dass  alle  Leistungen, 
mit  denen  es  die  Wirthschaftslehre  zu  thun  hat,  in  Geld  müssen  aus- 
gedrückt werden^können,  eine  wesentliche  Bedingung  der  obligatio  eine 
geldwerthe  Handlung  ist,  die  gewöhnliche  Bezeichnung  eines  Werthes 
stets  nach  dem  etablirten  Preismaasse  geschieht,  hat  zur  Folge,  dass 


466  A.  Lioiirvrm^ 

kein  Qeld  existirt,  welches  nicht  in  einer  gewissen  Geldsam me  (nicht 
etwa  in  besondereh  Stacken)  sein  idem  besässe.    Sobald  der  erste  Act 
eines  Tausches,  ein  Verkauf,  vorgenommen  wird,  findet  er  g^;en  dieses 
idem  statt;  durch  das  wirkliche  Uebertragen  des  idem  in  conaeto  wird 
also  nichts  vorgenommen,  was  wirthschaftliches  Interesse  hätte ^  denn 
die  Bemessung  des  Werthes  nach  dem  Gelde  hatte  schon  vor  der  Ueber- 
gabe  des  Geldes  stattgefunden.    Da  kein  anderer  Werth  als  der  Geld- 
vierih  mehr  in  Betracht  kommt,  ist  kein  Tausch  gegen  Geld  vorhanden, 
wenn  der  Vollständigkeit  des  Rechtsactes,  nämlich  der  Sicherung  des 
gemessenen  Werthes  halber,  das  Geld,  welches  nur  der  Ausdruck  dieses 
Werthes  ist,  abertragen  wird.   Das  Geld  im  Wirtbschaftsieben  aberhaupt 
ist  dem  festen  Gurse  im  Handel  mit  Werthpapieren  ähnlich.    Wie  auch 
die  Preise  der  Papiere  sich  ändern  mögen,  der  feste  Curs  bleibt  doch 
der  nämliche:    er   dient  zur  bequemeren    Vergleidiung.     Wie  daher 
auch  das  Werthverhältniss  von  Gold  und  Silber,  je  nach  den  Ausbeuten 
und  anderen  wirthschaftlichon  Einflassen,  zu  den  ttbrigen  Gütern  über- 
haupt sich  ändern  möge,  stets  bleibt  das  Geld  der  feste  Curs  für  das 
Werthverhältniss  von  zwei  anderen  Gütern  gegen  einander.    Es  ändert 
sich  darum  seine  Stellung  im  Wirthschaftsleben  nicht,  dass  es  selber 
nicht  von  unwandelbarem  Werthe  ist.    Man  hat  es  als  Preismaass  an- 
genommen, und  als  solches  hat  es  seine  besondere  Bedeutung  im  Wirth- 
schaftsleben.   In  einer  Wissenschaft  aber,  welche  nichts  ist  als  die 
systematische  Analyse  dieses  Wirthschaftslebens  selber,  gebührt  ihm 
deshalb  eine  Stellung,  die  seiner  Rolle  im  wirklichen  Leben  entspricht. 
Wie  unhaltbar  die  Theorie  ist,  das  Geld  zum  umlaufenden  Gapitale 
zu  zählen,  zeigt  sich  recht  auffällig  beim  Papiergelde.    Die  wirthschaft- 
lichen  Lehrsysteme  schlüpfen  über  diesen  Puuct  deshalb  sehr  subtil 
hinweg:  die  Anschauung,  die  concreto  Sachlage  streitet  zu  sehr  mit 
dem  geformten  Begriffe.  Es  wäre  wahrlich  sonderbar,  wenn  ein  Werth, 
der  nur  in  einem  arithmetischen  Begriffie  liegt,  der  Analogie  eines  um- 
laufenden Capitales  gemäss,  in  den  Werth  des  Productes,  also  eines 
concreten  Gegenstandes,  überginge.    Und  da  hilft  man  sich  denn  mit 
Gebrauchswerth  und  Tauschwerth,  als  ob  das  nicht  Gegensätze  wären, 
die  man  sich  aus  verkehrter  Anschauung  erst  gebildet  hat.    Man  hat 
hier  auch  wieder  die  Doppeleigenschaft  des  Geldes  als  Zahlmittel  und 
Waare  nicht  unterschieden.    Das  Metall  hat,  so  lange  es  Waare  ist, 
Gebrauchswerth  und  Tauschwerth ;  das  hört  aber  auf,  sobald  Geld  dar- 
aus geprägt  ist.  Das  Geld  als  solches  kennt  nur  eine  Anwendung:  das 
Bezahlen,  und  hat  daher  nur  Gebrauchswerth  und  zwar  nur  Gebrauchs- 
werth für  diesen  besonderen  Zweck.    Tauschwerth  hingegen  hat   es 
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keinea,  so  lange  es  Geld  ist.  Hfttte  ^  als  Geld  Tauschwerth,  so  mt&sste 
man  es  auch  in  anderen  L&ndern ,  die  mit  uns  gleiche  Gewohnheiten, 
gleiche  Bedarfhisse  haben,  yertauschen  können;  das  kann  man  aber 
nidit,  weil  das  Geld,  als  solches,  nur  den  einen  Gebrauch  kennt :  das 
Bezahlen,  im  fremden  Lande  aber,  wo  es  kein  Geld  ist,  auch  fQr  diese 
eine  Anwendung  nicht  zu  gebrauchen  ist.  Was  Tauschwerth  hat,  ist 
daher  nur  das  Metall,  welches  im  Gelde  enthalten  ist,  nicht  dieses  Geld 
als  solches.  Im  Lande,  wo  das  Geld  das  gesetzliche  Zahlmittel  ist,  hat 
es  aber  auch  keinen  Tauschwerth:  es  giebt  Niemanden,  der  sich  Geld 
eintauscht,  w^il  dieses  für  Niemanden  als  Geld  irgend  weldien  anderen  Ge« 
brauchswerth  hat  als  den,  zu  Zahlungen  zu  dienen,  die  Zahlung  aber, 
wie  wir  gesehen,  kein  Tauseh  ist,  daher  von  keinem  Tauschwerthe  des 
Geldes  zu  sprechen  ist 

Röscher  sagt  ganz  richtig,  dass  der  Gebrauchswerth  des  Geldes 
aufhören  würde,  wenn  der  Preis  des  Metalles  so  hoch  stiege  oder  so 
tief  fiele,  dass  die  Münzen  durch  ihre  Kleinheit  oder  Grösse  zu  lästig 
würden.  Es  giebt  also  eine  Grenze  für  den  Gebrauchswerth  des  Geldes, 
und  zwar  ist  diese  Grenze  die  Grenze  des  Geldes  selber.  Sobald  der 
Gebrauchswerth  des  Geldes  aufhört,  hört  das  Geld  selbst  auf.  Es  ist 
als  Geld  nicht  mehr  zu  gebrauchen  und  ist  deshalb  ipso  jure  kein  Geld 
mehr,  weil  das  Unmögliche  juristisch  nicht  existirt.  Hätten  nun  die 
Münzen,  welche  Geld  sind ,  ausser  ihrem  Gebrauchswerthe  auch  noch 
Tauschwerth,  so  müsste  dieser  Tauschwerth  mit  dem  Gebrauchswerthe 
nothwendig  aufhören,  weil  sich  der  Tauschwerth  auf  den  Gebrauchswerth 
stützt,  aber  gerade  das  Gegentheil  ist  der  Fall:  es  erhalten  die  Mün- 
zen Tauschwerth  im  Momente  selber,  wo  sie  aufhören  Geld  zu  sem, 
denn  dann  kommt  ihre  Natar  als  Waare,  als  Metall,  allein  in  Betracht; 
diese  giebt  ihnen  einen  vielseitigen  Gebrauchswerth,  während  sie  als 
Geld  nur  einen  einseitigen  Gebrauchswerth  hatten ;  sie  bekommen  jetzt 
Tauschwerth,  weil  sie  überhaupt  Gegenstand  des  Tausches  werden,  was 
sie  vorher  nicht  waren. 

Ein  weiterer  Irrthum,  hervorgebracht  durch  die  mangelnde  Unter- 
scheidung der  Doppeleigenschaft  des  Geldes  als  Zahlmittel  und  als 
Waare,  ist,  dem  Gelde  einen  Gebrauchswerth  zur  Aufbewahrung  von 
Werthen  beizumessen.  Dieser  Gebrauchswerth  ergiebt  sidi  aber  nicht 
aus  der  Eigenschaft  des  Geldes ,  als  solchen ,  sondern  aus  der  Eigen- 
schaft der  im  Gelde  enthaltenen  Metalle,  daher  denn  eine  dem  Geld- 
gehalte gleiche  Quantität  dieser  edelen  Metalle  genau  dieselben  Dienste 
leisten,  Papiergeld  oder  Scheidemünze  dagegen  sich  nie  dazu  eignen 
würde;  im  Papiergelde  wahrt  man  keine  Werthe  auf,  sondern  besitzt 
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in  ihm  nur  ein  vom  Gesetze  geschaffenes  Mittel,  sich  von  Forderungen 
zu  liberiren. 

Das  Yerhältniss  des  Papiergeldes  zum  Metallgelde,  welches  aus  der 
bisherigen  Theorie  gar  nicht  zu  erklären  ist,  löst  sich  sehr  einfach, 
sobald  man  die  rechtliche  Seite  des  Geldes  überhaupt  nach  Gebühr  in 
Betracht  zieht.  Während  die  Theorie,  dass  Geld  ein  umlaufendes  Capital 
sei,  beim  Papiergelde,  dessen  wirthschaftliche  Basis  gleich  Null  ist,  rein 
zum  logischen  Schnörkel  wird,  giebt  das  Papiergeld  geradezu  einen  Be- 
weis, dass  es  sich  beim  Gelde  überhaupt  um  ein  stehendes  Capital 
handelt,  denn  bei  diesem  ist  es  ein  wirthschaftlicher^  Grundsatz,  mög- 
lichst grosse  Verminderung  der  Capitalanlage  eintreten  zu  lassen,  Ma- 
schinen und  Geräthe  so  einfach  und  wenig  kostbar  zu  machen,  wie 
ohne  Gefährdung  des  zu  erlangenden  Resultates,  der  Production  (beim 
Gelde  des  Umsatzes),  geschehen  kann.  Die  Grenze  dieser  Verminderung 
giebt  gerade  an,  welcher  Art  der  Unterschied  zwischen  Metallgeld  und 
Papiergeld  ist,  weil  sie  die  Grenze  dieses  Papiergeldes  selber  ist  Die 
Münzen  haben  zu  der  ihnen  innewohnenden  wirthschaftlichen  Bedeutung 
eine  rechtliche  erhalten^  der  Stoff,  aus  dem  sie  gemacht  sind,  kann  im 
Nothfalle  durch  specificatio  werbend  verwandt  werden ;  sie  haben  wirth- 
schaftliche Wirkungen  gehabt,  ehe  das  Becht  im  objectiven  Sinne  dafür 
entstand ;  der  Stoff,  aus  dem  sie  gemacht  sind ,  behält  deshalb  wirth- 
schaftliche Bedeutung  über  die  hinzugekommene  Bechtsregel  hinaus, 
es  ist  aber  diese  wirthschaftliche  Bedeutung  des  Metalles  vollständig 
suspendirt,  so  lange  die  Rechtsregel  cxistirt.  Steht  die  Rechtsregel  in 
hohem  Ansehen  bei  den  Wirthschaftenden,  dann  whrd  es  minder  darauf 
ankommen,  ob  die  wirthschaftliche  Basis,  der  Metallwerth,  scharf  inne- 
gehalten wird ;  ist  sie  dagegen  nur  schwach  unterstützt,  so  wird  es  um 
so  nöthiger  sein,  dass  der  richtige  Feingehalt  genau  beobachtet  werde. 

Beim  Papiergelde  ist  es  gerade  umgekehrt.  Dasselbe  verdankt  der 
Rechtsregel  sein  Dasein;  seine  wirthschaftliche  Grundlage  ist  gleich 
Null  und  es  reicht  in  seinen  wirthschaftlichen  Wirkungen  deshalb  nur 
so  weit,  so  weit  das  Recht  geht,  durch  das  es  geschaffen  ist;  Recht 
aber,  ohne  die  Macht  sich  geltend  zu  machen ,  ist  kein  Recht  mehr, 
daher  das  Papiergeld  aufhört,  Geld  zu  sein,  sobald  der  Zwang,  es  als 
solches  anzunehmen,  nicht  mehr  existirt.  Seine  wirthschaftliche  Bedeu- 
tung über  diese  Grenze  hinaus,  welche  nur  in  dem  Lumpenwerthe  des 
Papiergeldes  besteht,  kommt  wegen  ihrer  Geringfügigkeit  nicht  in 
Betracht 

So  lange  daher  die  Rechtsregel  Kraft  genug  hat,  Papier  zu  Geld 
zu  machen,  hat  das  Papiergeld  genau  denselben  Gebra«diswerth  wie 
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Metallgeld;  wenn  es  dagegen  aufgehört  hat,  Geld  zu  sein,  dann  hat 
das  Papier  so  gut  wie  gar  keinen  Tauschwerth,  während  die  Münzen, 
wenn  sie  aufhören,  Geld  zu  sein,  einen  Tauschwerth  erhalten,  der  gleich 
ist  dem  Tauschwerthe  der  in  ihnen  enthaltenen  Metallmenge,  also  wirth- 
schaftlich  sehr  in's  Gewicht  fällt  In  diesem  Unterschiede  liegt  aber 
der  Vorzug  3es  Metallgeldes  vor  dem  Papiergelde.  Das  erstere  trägt 
seinen  Werth  in  sich,  es  ist  deshalb,  ausser  dass  es  Geld  ist,  zugleich 
Faustpfand;  das  Papiergeld  dagegen  ist  nur  Zahlmittel,  verleiht  nur 
ideale,  keine  reale  Sicherheit.  Für  gewisse  Arten  von  Geschäften  und 
in  gewissen  Zeiten  kann  man  deshalb  das  Metallgeld  nicht  entbehren, 
und  das  Papiergeld  kann  nur  bis  zu  dieser  Grenze,  wo  der  Tauschhan- 
del reale  Sicherheit  verlangt,  ohne  Gefahr  ausgegeben  werden. 

Die  Ueberzeugung,  dass  das  Geld  nicht  selbst  Gapital  oder  Ein- 
kommen im  Sinne  der  Privatwirtbschaft  ist,  sondern  nur  der  Ausdruck 
des  Werthes  des  einen  oder  andern,  wird  das  bittere  Gefühl  entfernen, 
welches  sich  häufig  in  dem  Bedauern  äussert,  „das  schöne  Geld  wieder 
weggeben  zu  müssen^';  da^  Bcwusstsein,  dass  es  fremdes  Eigenthum 
ist,  wird  die  unedle  Freude  daran  schon  herabstimmen.  Auf  der  an- 
deren Seite  wird  die  Geringschätzung  abnehmen,  womit  man  so  leicht 
die  anderen  Güter  dieser  Erde  ansieht.  Brod  und  Butter,  Fleisch  und 
Kleider,  wahrlich  Sachen,  die  unserem  Wohlbefinden  näher  stehen  als 
Gold  und  Silber,  sie  werden  häufig  genug  verachtet  und  vergeudet,  und 
zwar  von  Menschen,  die  ohne  inneren  Kampf  keinen  Groschen  auszugeben 
im  Stande  sind.  Sobald  die  Ueberzeugung  gewonnen  ist,  dass  das  Geld 
nur  dem  Austausche  anderer  Güter  dient,  an  und  fOr  sich  aber  nicht 
in  unser  Vermögen  tritt,  wird  man  den  Wirthschaftsvorgängen  directer 
nachspüren ;  man  wird  bei  Kauf  und  Verkauf  den  Gebrauchswerth  der 
umzutauschenden  Güter,  für  deren  Preis  das  Geld  das  tertium  compa- 
rationis  bildet,  direct  gegen  einander  abwägen  und  dadurch  zu  rich- 
tigerer Wirthschaftlichkeit  gelangen  als  jetzt,  wo  nur  „abstracto  Ver- 
mögensmacht'^  den  Leuten  im  Kopfe  spukt.  Der  gewöhnliche  Denker 
wird  dann  leichter  lernen  vom  Gelde  abzusehen,  wenn  es  sich  um  wer- 
bendes Wirthschaftscapital  handelt,  und  ruhiger  und  sicherer  den  Be- 
dingungen dieses  Wirthschaftserwerbes  auf  die  Spur  kommen.  Die  Be- 
handlung des  Geldes  als  ein  stehendes  Capital  ist  deshalb  nicht  nur 
theoretisch  richtig,  sondern  hat  auch  für  das  practische  Leben  Interesse 
und  Bedeutung. 

Wenn  man  dem  Gelde  die  Eigenschaft  eines  undanfenden  Capitalee 
vindidrt,  kommt  man  zu  den  komischsten  Resultaten.  Die  königliche 
Münze  Englands  prägte  1847  fär  L.St.  5,29S^130  an  Gold,  ßüber  und 
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Kapfer  aus;  dagegen  1861  ffir  L.  St.  8,674,278.  —  Diese  geringfägige 
Vennehrung  des  Ansglelchungsmittels  ist  charakteristisch  gegenüber  der 
riesenhaften  Steigerung  aller  Mfirthschaftlichen  Verhältnisse  Grossbrita- 
niens,  wenn  wir  das  Geld  als  stehendes  Capital  betrachten ;  sie  verliert 
dagegen  alle  Bedeutung,  ja,  allen  Sinn,  wenn  es  als  unüaufendes  Capital 
angesehen  werden  muss.  Es  stieg  die  britische  Einfuhr  1)eispielswd8e 
in  dem  Zeiträume  von  1847 — 1861 : 
"    von  Kaffee       von    55,354,044  «        auf  83,532,525  «» 

-  Eiern  -      77,485,487  Stück     -  203,313,360  Stück 

-  Thee  -      55,624,946  %  -  96,577,382  « 

-  Tabak  -      35,320,816    -  -  52,854,392    - 

-  Baumwolle  -    474,707,615   -  -         1,256,984,736  - 

-  Rohseide     -        4,133.302   -  -  8,710,681    - 

-  Wolle    •    -      62,592,598   -  -  147,177,841    - 
dagegen  die  Ausfuhr  im  gleichen  Zeiträume: 

von  Kohlen  von     2,483,161  Tons    auf       7,851,234  Tons 

-  Baumw.-Waaren         -   937,229,489  Yards    -  2,544,411,560  Yards 

-  Eisen,  Schienen  u.  s.  w.  -         549,709  Tons     -  1,322,498  Tons 

-  gemischten  Geweben    -     39,295,386  Yards   -        78,593,745  Yards 
In  den  Sparcassen  lagen 1847    L.  St.    30,207,180 

1861  L.  St  41,532,945 
Der  Werth  der  Eisenbahnen  betrug      .    .    1847    L.  St  166,938,341 

1861  L.  St  348,130,127 
Wollte  man  nun  die  Vermehrung  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit 
Grossbritaniens,  welche  sich  in  den  angeführten  eclatantesten  Beispielen 
verdoppelt  und  verdreifacht  hat,  auf  allen  Gebieten  auch  nur  annähernd  im 
Geldwerthe  anschlagen,  wie  verschwindend  klein  würde  sich  dann  wohl  jene 
Mehrauspräguog  der  Münzen  im  Belaufe  von  ca.  L.  St.  3,000,000  da- 
gegen ausnehmen?  Würde  dieselbe,  als  umlaufendes  Capital  angesehen, 
etwa  einen  nur  nennenswerthen  Beleg  zur  Zunahme  des  britischen 
Nationalreichthums  liefern?  Gewiss  nicht  Es  kann  überhaupt  ein 
Factum  wie  das  angeführte,  also  die  Praxis,  gar  keinen  Beleg  für  die 
in  Frage  stehende  volkswirthschaftliche  Theorie  liefern,  so  kmge  man 
dem  Gelde  die  Eigenschaft  eines  umlaufenden  Capitales  zuschreiben 
will ;  vollkommen  klar  wird  jenes  Verhältniss  dagegen,  sobald  man  das 
Geld  anerkennt  als  das,  was  es  wirklich  ist,  als  ein  stehendes  Ca- 
pital, denn  dann  bildet  jene  relativ  unbedeutende  Vermehrung  der 
Münzen  den  Bel^  für  das,  was  schon  Adam  Smith  sagte,  „dass  um* 
sichtige  Ausgaben  für  festes  Capital  sich  stets  sehr  gut  bezahlt  madbten 
und  das  Jahreseinkonunen  um  mehr  erhShen,  als  8<dche  Verbesseningen 
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kosten;'^  sie  zeigt  auch  beiläufig  die  Umlaofsgeschwindigkeit,  welche 
die  wirthschaftlichen  Volksinteressen  dem  Gelde  verleihen:  denn  Jeder- 
mann sucht  es  los  zu  \verden,  nicht  etwa,  wie  die  Lehrbücher  der  Volks- 
wirthschaft  meinen,  weil  es  erst  Vortheil  bringt,  wenn  es  ausgegeben 
wird ,  sondern  weil  nie  mit  seinem  Besitze  (nämlich  weder  mit  seinem 
Empfange  noch  seiner  Weggabe)  irgend  eine  Möglichkeit  der  Producti- 
vität  verknüpft  ist.  £s  kann  die  Nichtweggabe  des  Geldes  (ein  geiziges 
Ansichhalten  etwa)  einen  wirthschaftlichen  Act  unter  Umständen  auf- 
halten, aber  nicht  weil  dieser  Act  nur  in  Folge  des  Geldausgebens  vor 
sich  gehen  kann,  sondern  nur  weil  dem  vorzunehmenden  Geschäfte,  bei 
fehlender  Zahlung,  sein  gehöriger  Aßschluss  fehlt.  Der  Empfang  und 
die  Weggabe  des  Geldes  sind  die  Folgen  der  Geschäfte,  aber  w^urlich 
nicht  ihre  Veranlassung.  Sie  dienen  zur  Verkehrssicherheit.  Wir  sehen 
daher  in  Zeiten  des  Vertrauens  das  baare  Geld  eine  traurige  Bolle 
spielen,  während  es  in  Augenblicken  der  Gefährdung  des  allgemeinen 
Rechtszustandes  zu  einem  seinen  eigenen  Werth  übersteigenden  Disconto 
gesucht  wird.  Es  nimmt  das  Geld,  um  auf  das  erwähnte  Beispiel  zurück- 
zukommen ,  in  dem  vermehrten  Güterumlaufe  Grossbritaniens  eine  ähn- 
liche Stellung  ein  wie  die  Eisenbahnen.  Beide  sind  vermehrt,  weil  der 
vermehrte  Verkehr  ihre  Vermehrung  nöthig  machte;  es  ist  der  Mehr- 
werth  der  Eisenbahnen  an  sich  betrachtet  allerdings  bedeutend,  ver- 
schwindet aber  doch  im  Vergleiche  mit  dem  Dienste,  den  diese  Mehr- 
Eisenbahnen  während  der  Dauer  ihres  Bestehens  der  Volkswirthschaft 
Englands  leisten. 

Henri  Storch  sagt,  dass  jedes  stehende  Capital  ursprünglich 
aus  einem  umlaufenden  herrührt,  und  dass  ein  Land  der  bittersten  Noth 
verfallen  würde,  wo  der  Fdnd  zwar  das  stehende  Capital,  Häuser  und 
Werkstätten,  geschont,  aber  alles  umlaufende  Capital,  Nahrung,  ma- 
ti^re  premi^re,  mit  fortgenommen  hätte.  Er  nennt  das  Volk  glücklich, 
welches  nach  solcher  Katastrophe  im  Stande  sei  aus  der  Erde  die 
Schätze  zu  holen ,  welche  die  Furcht  dort  vergraben  habe*  Er  setzt 
dann  hinzu,  dass  die  kostbaren  Metalle  und  die  Edelsteine  ebenwenig 
wie  die  stehenden  Capitale  la  vraie  richesse  circulante  ersetzen  könn- 
ten ,  aber  dass  man  sie  ganz  zum  Exporte  verwenden  würde,  um  im 
Auslande  das  umlaufende  Capital  zu  kaufen,  dessen  man  bedürfe. 

Wie  ist  das  nun  mit  der  Theorie  zu  vereinbaren,  welche  das  Geld 
zu  einem  umlaufenden  Capitale  machen  will  ?  Hat  das  Geld  die  Eigen* 
Schaft  eines  solchen,  gleichsam  halb,  als  wirthschafUicher  Zwitt^,  dann 
müssen  sich  in  dem  von  Storch  unterstellten  Zustande  doch  auch  seine 
Wirkungen  demgemäss  zeigen.    Wird  das  aber  jemals  der  Fall  sein? 
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Freilich  hat  Storch  einen  Fehler  begangen  in  der  Methode  seiner 
Darstellung,  indem  er,  der  anderen  philosophischen  Regel  aller  Methode : 
entia  praeter  necessitatem  non  esse  multiplicanda ,  entgegen,  erst  von 
einem  capital  circulant  und  dann  von  einer  yraie  richesse  circulante 
spricht,  welche  letztere  entschieden  bereits  im  ersteren  Begriffe  enthal- 
ten ist.  Denn  dass  einzelne  und  besondere  Theile  des  capital  circulant 
unter  besonderen  Umständen  für  die  Volkswirthschaft  einen  sehr  hohen 
Werth  haben  können,  was  bei  den  articles  de  premi^re  necessit6  stets 
der  Fall  sein  wird,  hat  mit  dem  Begriffe  eines  capital  circulant  nichts 
zu  thun.  Es  wurde  Storch  aber  zu  jenem  Fehler  dadurch  gefbhrt, 
dass  er  das  m^tal  pr^cieux,  als  Waare,  nicht  von  dem  als  Geld  son* 
4erte  und  begrifflich  unterschied.  Das  Geld,  als  solches,  gehört  aller- 
dings nicht  zur  vi*aie  richesse  circulante ,  weil  es  überall  nicht  zum 
capital  circulant  gehört.  Gold  und  Silber,  als  Waare,  gehören  aber 
zum  capital  circulant  und  deshalb  auch  zur  vraie  richesse  circulante, 
weil  sie  zu  den  matiäres  premieres  gehören,  die  Storch  selber  zu  den 
nothwendigen  Mitteln  der  Wiederbereicherung  zählt.  So  ist  es  in  dem 
von  Storch  unterstellten  Zustande  noch  sehr  fraglich,  ob  just  die  Aus- 
fuhr von  edelen  Metallen  das  dem  Lande  Wohlthätigste  wäre :  hier  hin- 
gen die  wirthschaftlichen  Maassregeln  von  denselben  Begeln  ab,  welche 
den  auswärtigen  Handel  überhaupt  bestimmen. 

Die  logische  Consequenz  sowohl  als  die  richtige  Anschauung  fordern 
mithin,  dem  Gelde  den  Zwittercharakter  zu  nehmen,  welchen  die  Wis- 
senschaft ihm  bislang  ertheilt  hat.  Es  giebt  keinen  Ausweg:  entweder 
sind  die  angeführten  wirthschaftlichen  Fundamentalsätze  falsch  oder 
aber  es  ist  die  Classification  des  Geldes,  als  eines  umlaufenden  Capita- 
les  mit  Merkmalen  besonderer  Eigenthümlichkeit  behaftet,  eine  irr- 
thümliche,  im  Sinne  unserer  Abhandlung  zu  berichtigende. 

Eine  Ausnahme  von  unserer  Theorie  müssen  wir  constatiren,  die 
wir  aber  um  so  bereitwilliger  zugeben,  als  sie  wohlberechtigt  und  nur 
eine  Bestätigung  der  Hegel  ist.  Es  ergiebt  sich  dieselbe  aus  dem  Ein- 
flüsse des  Rechts  auf  die  V^olkswirthschaft  und  äussert  sich  in  gewissen 
Modificationen  des  Zinses  und  Discontos. 

Wenn  man  auch  häufig  genug  noch  den  Capitalzins  für  Geldzins 
hält  oder,  was  dasselbe  ist,  dem  Gelde  die  Fähigkeit  zuschreibt,  einen 
Zins  zu  bedinge,  so  haben  wir  nach  dem,  was  vorangegangen  ist,  wohl 
nicht  mehr  nöthig,  nachzuweisen,  dass  für  das  Geld  keine  Zinsen  befahlt 
werden.  Wer  wird  für  ein  Gut  Zins  zahlen,  das  er  zu  nichts  Anderem 
gebrauchen  kann,  als  es  in  gleicher  Form,  zum  gleichen  Warthe  wieder 
fortzugeben  ?    Denn  will  er  es  einschmelzen ,  so  bezahlt  er  wieder  den 
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Zins  nicht  für  das  Geld,  sondern  fftr  die  Waare,  die  er  daraus  machen 
will.  Der  Zins  wird  also  im  Wirthschaftsleben  fiir  die  Nutzung  eines 
Capitales  bezahlt ;  seine  Höhe  richtet  sich  nach  dem  Ertrage,  welchen 
die  Nutzung  gewährt. 

Diese  Sätze,  welche  sich  auf  allgemeine  Wirthschaftsprincipien 
stützen,  erleiden  durch  besondere  Verhältnisse  schon  innerhalb  der  rei- 
nen Wirthschaftssphäre  bedeutende  Modificationen ;  und  zwar  haben 
diese  ihren  Grund  darin,  dass  im  Wirthschaftsleben  die  Gewohnheit  be- 
steht, im  Preise  der  Gapitalnutzung  noch  anderweite  Wirthschaftsinter- 
essen  auszudrücken,  so  dass  nur  eine  genaue  Zergliederung  der  Dar- 
leheusmotive  zu  einer  Zerlegung  dieses  Preises  in  seine  Bestandtheile 
führen  kann. 

Was  nun  die  Stellung  des  Geldes  zu  diesem  Verhältnisse  anbetrifft, 
so  wird  sich  dieselbe  aus  den  erörterten  Principien  erklären  lassen, 
so  lange  die  Modificationen  auf  gemeiner,  wirthschaftlicher  Grundlage 
ruhen,  und  deshalb  erleidet  bis  so  weit  die  Theorie,  dass  das  Geld  ein 
stehendes  Capital  ist,  keine  Ausnahme.  Ausser  jenen  wirthschaftlichen 
Modificationen  treten  aber  noch  andere  Modificationen  hinzu,  welche  in 
einem  weiteren  Uebergreifen  der  Rechtssphäre  in  die  Wirthschaftssphäre 
ihren  letzten  Grund  haben,  und  hier  lässt  sich  die  Stellung  des  Geldes 
zum  Capitalzins  nur  aus  dem  engeren  Bechtsprincipe  erklären.  Die 
Folge  davon  ist,  dass  in  diesem  einen  Falle  das  Geld  seinen  Charakter 
als  stehendes  Capital  zwar  nicht  verliert,  aber  ihn  mit  dem  eines  umlau- 
fenden veiinischt,  und  nichts  ist  natürlicher  als  diese  Ausnahme.  Da  ein 
allgemeines  Hecht  das  Geld  zu  dem  machte,  was  es  ist,  und  seine  Clas- 
sification als  stehendes  Capital  in  der  Wirthschaftswissenschaft  dadurch 
nöthig  wurde,  so  muss  auch  eine  engere  Rechtsregel  ihren  Einfluss 
äussern,  und  die  allgemeine  Theorie  darauf  Rücksicht  nehmen. 

1)  Der  Zins,  welcher  für  ein  Capital  bezahlt  wird,  das  werbend 
angelegt  werden  soll ,  ist  nur  die  Vergütung  für  die  Ueberlassung  des 
Erwerbsstammes.  Das  Geld  tritt  hier  in  seiner  Eigenschaft  als  Vermitt- 
ler des  Güteraustausches  hervor :  der  Borger  kann  das  Geld  entbehren, 
wenn  er  das  Capital  erhält. 

2)  Der  Zins,  welcher  für  ein  Darlehen  bezahlt  wird,  mit  dem  eine 
Ehrenschuld  bezahlt  werden  soll,  ist,  ausser  der  Vergütung  für  das  mit 
dem  Gelde  in  die  Macht  des  Borgers  gebrachte  Capital,  eine  Vergütung 
für  das  hergeliehene  Geld.  Dieses  tritt  hier  vornehmlich  in  seiner 
rechtlichen  Eigenschaft  als  gültiges  Zahlmittel  hervor.  Der  Borger  muss 
Geld  haben ;  der  gleiche  Werth  in  Gütern  genügt  nicht. 

3)  Der  Discont,  wo  er  bezahlt  wird,  um  werbende  Capitalien  über 
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den  Betrag  hinans  anzulegen,  den  man  selber  zur  Verfttgong  hat,  un- 
terscheidet sich  in  nichts  vom  Zinse  und  wird  in  diesem  Falle  stets  im 
richtigen  Verhältnisse  zu  dessen  Höhe  stehen,  indem  etwaige  Abwei^ 
chungen  in  der  Natur  des  Handels,  kurz  in  wirthschaftlichen  Modifica- 
tionen  liegen.  Hier  tritt  auch  vornehmlich  die  wirthschaftliche  Seite 
des  Geldes  hervor« 

4)  Es  wird  Discont  bezahlt,  um  Zahlungsmittel  zur  Erledigung 
dringender  Wechselverbindlichkeiten  flüssig  zu  madien.  In  diesem  Falle 
ist  der  Discont  um  das,  was  er  das  gewöhnliche,  wirthschaftliche  Ver-* 
hältniss  zumZinsfuss  überschreitet,  eine  Vergütung  für  das  Geld;  dieses 
zeigt  sich  hier  daher  vornehmlich  von  seiner  rechtlichen  Seite. 

Der  Gegensatz  fällt  in  die  Augen.  Im  zweiten  Falle  war  die  Ehr- 
losigkeit, welche,  wenn  auch  nicht  nach  positivem  Rechte,  so  doch  nach 
dw  öffentlichen  Meinung,  auf  der  Nichterfüllung  eines  feierlichen  Ver- 
sprechens steht,  der  Grund  zu  der  Bereitwilligkeit  des  Borgers,  einen 
höheren  Zinsfuss,  als  sonst  zur  Zeit  üblich,  zu  bezahlen;  im  vierten 
Falle  dagegen  war  es  die  Strenge  des  Formalcontractes,  die  persönliche 
Haft  und  alle  die  anderen  mit  der  Nichterfüllung  von  Wechselverbind- 
lichkeiten für  den  Geschäftsmann  verknüpften  Folgen ,  was  zu  ^nver- 
hältnissmässiger  Höhe  des  Discontos  führte.  In  beiden  Fällen  aber 
war  es  das  Geld,  dessen  man  bedurfte ;  der  vorzunehmen  de  Rechtsact, 
die  Bezahlung,  gestattete  kein  anderes  Gut. 

Der  Fall,  wo  im  Zinse  eine  Vergütung  für  das  dargeliehene  Geld 
liegt,  ist  weniger  eng  mit  den  Wirthschaftsinteressen  verknüpft  als  der, 
wo  sie  im  Disconto  bezahlt  wird.  Es  handelt  sich  bei  -jenem  nur  um 
das  bei  einem  Consumenten  eingetretene  Missverhältniss  zwischen  der 
wirthschaftlichen  Consumtionsfähigkeit  und  Gonsumtion,  ein  Fall,  wel- 
cher bekanntlich  verhältnissmässig  selten  eintritt ;  von  dem  Zustande  aber, 
welcher  zur  Vergütung  für  Geld  im  Disconto  Veranlassung  ist,  wird  ein 
bedeutender  Wirthschaftsfactor  in  seinem  innersten  Productionsnerv  be- 
rührt; die  von  den  Geschäftsleuten  betretene  Bahn  der  Wertherzeugung 
wird,  wie  ein  Meer  durch  den  Sturm,  aufgewühlt,  und  dort  wie  hier  ist 
von  Glück  zu  sagen,  wenn  nur  der  Bumpf  der  Fahrzeuge  bleibt. 

Da  also  die  Höhe  des  Discontos ,  d.  h.  das  über  das  gewöhnliche, 
auf  wirthschaftlicher  Grundlage  ruhende  Verhältniss  von  Zins  und  Dis- 
cont hinausgehende,  plus  eine  Vergütung  ist  für  das  hergeliehene  Geld, 
so  richtet  sich  die  Höhe  dieses  plus  -  Discontos  nicht  nach  der  Er- 
tragsfShi^keit  von  Gapitalanlagen ,  nicht  nach  der  Nachfrage  -und  dem 
Angebote  von  Capitalien  und  den  übrigen  Bedingungen,  welche  auf  iea 
Zins  EinflusB  üben  können,  sondern  nach  der  Menge  des  an  einem  Dis- 
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Gontplatze  vorhaBdenen  und  zam  Discontiren  angebotenen  oder  gefragten 
Geldes.  Es  ist  das  Zahlungsmittel,  dessen  man  bedarf,  denn  nur  durch 
dieses  kann  Jeder  gültig  die  Liberirung  yon  den  eingegangenen  Verbind- 
lichkeiten verlangoi.  Daher  kann  der  Zins,  die  Gapitalrente,  sehr  nied- 
rig sein  zu  einer  Zeit  und  an  dem  Orte,  wo  ein  sehr  hoher  Discont 
bezahlt  wird ,  und  zwar  wird  die  Furcht  vor  Geldmangel  diesen  Geld- 
mangel und  damit  den  Discont  ttber  Gebühr  erhöhen ,  indem  Jeder  das 
Geld,  welches  er  zufällig  im  Besitze  hat  oder  in  Folge  von  Zahlungen  er- 
hält, nicht  ohne  Noth  ausgiebt,  die  hierdurch  verursachte  Minderung 
der  Umlauüsgeschwindigkeit  des  Geldes  aber  die  gleichen  Folgen  hat 
wie  eine  Verminderung  der  vorhandenen  Zahlungsmittel  selber. 

Hier  kann  man  dso ,  trotz  der  Alten ,  sagen :  nummus  nummum 
parit  (ein  Satz,  der  sonst  nur  bei  dem  wirthsdiaftlichen  Elgenthümer 
des  Geldes,  dem  Staate,  nicht  bei  der  Privatwirthschaft  Geltung  hat), 
denn  das  Geld  verdient  hier  effectiv  seinem  Besitzer;  das  Inbegreifen 
der  Vergütung  für  das  baare  Geld  in  den  Ansatz ,  welcher  für  das  Ca- 
pital^ gemacht  wird,  beruht  nur  auf  dem  Mangel  der  Unterscheidung;  zu 
dieser  ist  im  practischen  Leben,  welchea  mehr  um  das  Was  als  das 
Wie  giebt,  keine  Veranlassung ;  man  muss  in  der  Wissenschaft  aber  die 
Unterscheidung  machen,  denn  hier  wird  sie  durch  die  Nothwendigkeit 
des  Beweises  gefordert;  es  lässt  sich  aber  für  Discontzahlungen ,  wie 
sie  bei  Handelskrisen  vorkommen,  kein  anderer  Grund  auffinden,  ak  der 
von  uns  angefahrte,  aus  dem  positiven  Rechte  hervorgehende;  zu  be- 
stärken ist  derselbe  noch  durch  die  Thatsache,  dass  es  keinen  Discont 
giebt,  wo  kein  Wechselrecht  oder  analoge  Geschäftsgewohnheiten  existi- 
ren,  wenigstens  keinen  das  gewöhnliche  Verhältniss  zum  Zinsfuss  über- 
sdireitaiden  Discont,  denn  das,  was  man  gewöhnlich  Discont  nennt,  ist 
nichts  als  ein  von  der  zu  empfangenden  statt  von  der  bezahlten  Summe 
berechneter  Zins.  In  diesem  besonderen  FaUe  ist  also  das  Geld  für 
den  Besitzer,  trotzdem  dass  es  stehendes  Capital  der  Nation  und  deren 
Eigenthum  bleibt,  dennoch  Erwerbsstamm,  denn  er  erwirbt  damit  ttber 
den  Betrag  hinaus,  den  er  mit  irgend  einem  anderen  Gute  von  ganz 
gleichem  Werthe  erwerben  könnte.  <  Selbst  das  edle  Metall  vertritt  himr 
keineswegs  für  den  Erwerb  dieselben  Dienste ;  der  Wechsel  ist  Formal- 
contract,  erfordert  Thaler,  Gulden,  kurz  Geld,  und  kein  blosses  Metall, 
der  Gläubiger  kann  deshalb  das  Metall,  aber  mcht  das  Geld  als  Zahlung 
zurückweisen:  es  ist  deshalb  das  Geld  und  nur  das  Geld,  wofür  der 
Discont  in  so  fabelhafter  Hohe,  wie  äe  geldknappe  Zeiten  sehen,  be- 
zahlt wird. 

Bein  lässt  sich  das  Geld  als  undanfendes  Ctapitü^  selbst  in  diesem 
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Ausnahmefalle,  wo  es  als  Geld  einen  Breis  bedingt,  also  als  Preismesser 
nach  diesem  Maasse  bezahlt  wird,  nicht  construiren.  Weil  seine  Eigen- 
schaft als  stehendes  Capital  nicht  verloren  geht,  so  passt  die  Analogie 
des  umlaufenden  Capitales  nicht,  ebenwenig  passen  die  Definitionen. 
Sein  Werth  kann  nicht  in's  Product  übergehen,  weil  es  sich  einmal 
überhaupt  um  kein  Produciren,  sondern  um  ein  Bezahlen  handelt,  dann 
aber,  weil  sein  Werth,  so  lange  es  Geld  ist,  starr  an  seiner  Form  klebt, 
folglich  in  nichts  Anderes  übergehen  kann ,  wie  das  im  Laufe  unserer 
Abhandlung  nachgewiesen  ist.  Das  Verhältniss  ist  yielmehr  folgendes: 
es  bleibt  das  Geld  stehendes  Capital  des  Staatsverbandes,  wo  es  durch 
gesetzliche  Gültigkeit  Geld  geworden  ist,  seine  Benutzung  aber,  welche 
Jedermann  in  gewöhnlichen  Zeiten  freisteht  gegen  Rückerstattung  der 
Herstellungskosten  in  den  Steuern,  erfordert  in  gewissen  Zeiten  und  in 
gewissen  Fällen  (die  man  sich  bis  in  feinsten  Möglichkeiten  ausdenken 
mag,)  eine  höhere  Prämie,  weil  die  Dringlichkeit  des  Bedürfnisses,  her- 
vorgehend aus  positiven  Bestimmungen,  die  nur  zeitweise  ein  so  grosses 
Bedürfniss  zur  Folge  haben,  die  gewöhnlichen  Mittel  der  Befriedigung 
überschreitet.  Von  Bechts  wegen  gebührte  dem  Staate  diese  höhere 
Prämie,  denn  nur  er  verleiht  dem  Instrumente  die  lösende  Kraft, 
für  welche  sie  bezahlt  wird;  aber  die  Schwierigkeit  der  Perception 
zeigt  das  Abenteuerliche ,  welches  der  Plan ,  dieses  Recht  durchzufüh- 
ren, haben  würde,  daher  man  den  Vortheil,  der  sich  aus  dem  durch 
das  Gesetz  hervorgerufenen  aussergewöhnlichen  Zustande  ergiebt,  denen 
überlädt,  die  der  Lauf  des  Wirtbschafts*  und  Rechtslebens  in  den  Be- 
sitz des  Geldes  setzt. 

Unsere  Theorie,  dass  das  Geld  zum  stehenden  Capitale  zu  zählen 
sei,  findet  somit  noch  ihre  Bestätigung  durch  die  einzige,  davon  zu 
constatirende  Ausnahme.  So  wie  diese  in  einer  engeren  Rechtsregel 
ihren  Grund  findet,  welche  sich  an  das  höhere  Rechtsprincip  lehnt, 
aus  dem  die  Wirthschaftstheorie  hervorgeht,  so  schliesst  sich  der  Aus- 
nahmefall, wo  das  Geld  auch  für  den  Einzelnen  Erwerbsstamm  ist,  der 
allgemeinen  Regel,  dass  das  Geld  ein  stehendes  Capital  und  Eigenthum 
der  Gesammtheit  ist,  ergänzend,  aber  nicht  aufhebend  an. 

Ein  Punct  ist  noch  zu  berühren,  der  minder  wesentlich  scheint, 
der  aber  dennoch  für  die  richtige  Auffassung  der  Lehre  vom  Gelde,  für 
die  Verbreitung  klarer  volkswirthschaftlicher  Begriffe  wesentlich  ist. 
Dieser  Punct  ist  die  Benennung  des  Geldes.  Durch  die  Bezeichnung 
„Umlaufsmitter^  wird  keineswegs  das  Charakteristische  im  Gelde  ge- 
troffen. Ein  Mittel  des  Umlaufes  ist  dasselbe  durchaus  nicht  vor- 
nehmlich und  seinem  Zwecke  nach,  sondern  ein  Mittel  der  Aus- 
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gleicbung.  Denn  dass  das  Geld  dazu  dient,  den  Umlauf  zu  beleben, 
ist  nur  eine  indirecte  Wirkung  desselben,  welche  unmittelbar  nur  durch 
die  beschleunigte  Ausgleichung  hervorgebracht  wird,  und  diese  wird 
allerdings  durch  das  Geld  erreicht.  Wäre  dem  nicht  so,  wäre  das  Geld 
wirklich  ein  Mittel,  den  Umlauf  hervorzurufen :  wie  käme  es  denu,  dass 
die  Summe  der  Münzen, .  die  Masse  des  Geldes,  gleich  bleiben  muss  den 
Verkehrsbedürfnissen,  wenn  ihr  Werth  sich  nicht  gegen  andere  Waaren 
verändern  soll,  so  dass  also  eine  Vermehrung  des  Geldes  gar  keine 
Vermehrung  des  Volkswohlstandes  hervorruft?  was  doch  entschieden 
der  Fall  sein  müsste,  wenn  das  Geld  ein  Mittel  der  vermehrten  Güter- 
circulation  wäre.  Das  wahre  Umlaufsmittel  ist  die  belebende  Trias  der 
wirthschaftlichen  Völkertbätigkeit :  Bodenerzeugung,  Güterverwandlung 
und  Handel,  zusammenzufassen  in  dem  einen  Namen  Industrie.  Der 
Gegenstand  des  Umlaufes  ist  das  umlaufende  Capital ,  dessen  Endzweck 
der  Wohlstand  der  Menschheit  Das  Geld  ist  ein  Werkzeug  dieses  Um- 
laufes wie  alle  anderen  Werkzeuge,  welche  jener  Industrie  dienen;  es 
ist  aber  so  wenig  ein  Mittel  des  Umlaufes  wie  der  Löffel,  womit  dem 
Kranken  Medicin  eingegeben  wird,  ein  Mittel  der  Heilung  ist.  Man 
rede  nicht  von  Wortklauberei,  um  diese  Beweisführung  zurückzuweisen. 
Schon  häufig  hat  eine  verkehrte  Benennung,  eine  logisch  unrichtige  Be-^ 
Zeichnung,  die  Begriffe  verdreht,  denn  mit  dem  Begriffe  geht  das  Wort 
und  mit  dem  Worte  der  Begriff;  das  Geld  ist  aber  in  seiner  wahren 
Natur,  in  dem  Dienste,  welchen  es  in  der  Wirthschaft  des  Volkes  ver- 
sieht, nur  richtig  bezeichnet,  wenn  es  ein  Ausgleichungsmittel 
und  nicht  wenn  es  ein  Umlaufsmittel  genannt  wird^^. 

17)  Ray  it,  Beiträge  zur  Lehre  vom  Gelde,  gebraucht  den  Ausdruck  „Circula- 
tionsmittel,*'  womit  er  die  Eigenschaft,  den  Umlauf  der  Güter  zu  vermitteln,  bezeich- 
nen wiU.  Bilden  wir  aber  von  „vermitteln**  ein  Hauptwort,  so  kommt  „Yermittelung^* 
heraus,  was  nicht  dasselbe  ist:  der  Makler  ist  der  Vermittler,  nicht  das  Mittel  von 
Qesch&ftsuntemehmungen.  Bavit's  Ausdruck  „  Zahlmittel '^  ist  dagegen  richtig, 
denn  hier  kommt  das  Geld  in  seiner  rechtlichen  Bedeutung  in  Betracht:  es  wirkt 
als  directes  Mittel  zum  Zwecke. 


XIV. 

Die  statistische  Aufgabe  der  ländwirthscliaft- 

lichen  Vereinei 

ein  Vortrag,  am  1.  Joni  1863  in  der  Versammlung  thttringisdier  Land- 

und  Forstwirthe  zu  Jena  gehalten 

Ton 
Bruno  HUdeteaBil« 

Hochgeehrte  Versammlung. 

Wer  von  Ihnen  die  Verdienste  der  modernen  Völker  und  Staaten 
um  die  Landwirthschaft  vergleicht,  wird  einräumen,  dass  Deutschland 
(eine  der  hervorragendsten  Stellen  einnimmt. 

Allerdings  hat  es  die  Leibeigenschaft  und  die  bäuerlichen  Lasten 
unter  allen  civilisirten  Ländern  Europas  am  spätesten  aufgehoben,  aber 
dafür  hat  es  nächst  Italien  die  ersten  Theoretiker  des  Ackerbaues*) 
gehabt  und  am  frühesten  rationelle  Betriebsweisen  an  die  Stelle  der 
Jahrhunderte  hindurch  vererbten  Dreifelderwirthschaft  gesetzt.  Es  hat 
zuerst  die  Landwirthschaft  mit  den  Naturwissenschaften  in  Verbin- 
dung gebracht  und  die  Agriculturchemie  geschaffen.  Es  hat  die 
ersten  landwirthschaftlichen  Lehranstalten  errichtet  und  damit  den 
ersten  grossen  Schritt  gethan,  um  Gutsbesitzer  und  Bauern  in  einen 
Stand  wissenschaftlich  gebildeter  Landwirthe  umzuwandeln.  Es  besitzt 
wenigstens  zum  grossen  Theil  ein  geordnetes  Hypothekenwesen,  in  wel- 
chem die  Grundsätze  der  Specialität  und  Publicität  gelten.  Es  ist  die 
Wiege  landwirthschaftlicher  Creditanstalten  gewesen,  und  was  von  andern 
Völkern  auf  dem  Gebiete  des  Bodencredits  geschaffen,  wurde  nur  deut- 

1)  Ich  exinnere  hier  anFreiherm  TonHohberg,  der  bereits  in  seiner  Schrift 
,yUm8tändlicher  Bericht  und  klarer  Unterricht  yom  adeligen  Land-  and  Feldleben.*^ 
Nürnberg  1687,  nach  dem  Vorbild  des  Yenetianers  Camillo  Torello  yorschlag, 
durch  Borgföltige  DOngung  und  BesteUung  der  Brache,  namentlich  durch  Kleebau 
lur  FQtterung  den  Ertrag  des  Ackers  zu  rermehren.  8.  Nitzsch,  AUg.  Monats- 
ichrift.    HaUe  1861.    8.  3  ff. 
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sehen  Institaten  nachgebildet  Es  hat  endlich  in  neaester  Zeit  die  Ver- 
sicheningsidee  auch  für  den  Hypothekarcredit  fruchtbar  zu  machen  ge* 
sucht,  und,  wenn  nicht  die  bisherigen  Erfahrungen  trügen,  auch  dadurch 
einen  bahnbrechenden  Einfluss  auf  die  Hebung  der  Landwirthschaft 
auszuüben  begonnen. 

Und  dennoch  sind  wir  bis  heute  noch  völlig  ausser  Stande,  über 
die  wichtigsten  Fragen  unserer  eigenen  landwirthschaftUchen  Ent- 
Wickelung  Auskunft  zu  geben. 

Wir  wissen  Alle,  dass  seit  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts der  alhnäblige  Uebergang  von  dem  extensiven  zum  intensiven 
Betrieb  durch  die  verschiedenen  Wirthschaftsverbesserungen  und  durch 
eine  immer  grössere  Arbeits-  und  Gapitalverwendung  den  Werth  und  Ertrag 
unseres  Grundeigenthums  nach  und  nach  bedeutend  gesteigert  hat,  aber 
Niemand  von  uns  weiss,  in  welchem  Grade  diese  Werth-  und  Ertrags- 
steigerung erfolgt  ist^)  und  in  welchem  Umfange  die  einzelnen  Ver- 
besserungen ,  wie  die  Aufhebung  der  Brache ,  der  Anbau  von  Futter- 
kräutem,  die  Einführung  des  Kartoffelbaues,  die  Einführung  und  Ver- 
besserung landwirthschaftlicher  Maschinen  u.  s.  w.,  zu  derselben  beige- 
tragen haben. 

Uns  Allen  gilt  es  als  unzweifelhafte  Thatsache,  dass  in  jedem  deut- 
schen Staate  die  Erstellung  des  öffentlichen  Strassennetzcs  und  in  den 
letzten  Jahrzehnten  die  Anlage  der  Eisenbahnen  die  Absatzfähigkeit 
aller  landwirthschaftUchen  Producte  und  danut  die  Productivkraft  und 
den  Werth  unseres  Bodens  in  ausserordentlichem  Grade  vermehrt  hat, 
aber  Niemand  kann  in  positiven  Zahlen  angeben,  wie  gross  dieser  Ein- 
fluss gewesen  und  bis  zu  welcher  örtlichen  Entfernung  er  sich  geltend 
gemacht. 

Wir  wissen  femer  durch  allgemeine  Wahrnehmungen  und  verein- 


2)  Die  einzige  mir  bekannte  statistiBche  Ermittelnng  über  die  Steigerung  des 
Bodenwerths  in  Deatschland  liegt  in  Sachsen  vor,  wo  das  statistische  Borean  m 
dem  Besoltate  gelangte,  dass  der  V^Terth  einer  Steuereinheit  in  dem  Zeiträume  von 
18S0  bis  Ende  1855 

bei  den  BittergQtem  um 52  % 

-  Städte  und  Landgütern 72   - 

-  Qarten-  und  H&uslemahrungen    ...    58   - 

bei  walaenden  Grundstüeken 50  - 

bei  den  mit  gewerbLEtabl.  verbundenen  Grundst    75  - 

gestiegen  sei.  Indessen  ist  dieses  Resultat  bis  jetzt  nur  nebenbei  ohne  aUe  Details 
und  ohne  Angabe  des  V^Teges,  anf  welchen^  es  gefunden,  mitgetheilt  von  Engel 
in  seiner  Denkschrift  über  Wesen  und  Nntsen  der  Hypothticen-Yersicheruig.  2. 
Aufl.  Dresden  185a    S.  4. 
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zelte  statistische  Aafoahmen ,  dass  in  einzelnen  Provinzen,  wie  in  der 
bayerschen  Pfalz,  in  den  preussischen  Rlieinprovinzen  und  in  den  älteren 
Landestheilen  des  Grossherzogthums  Weimar  der  Grundbesitz  viel  ge- 
theilter  ist  als  in  den  alten  Provinzen  Preussens  und  Bayerns  und  in  d^n 
neustädter  Kreise  unseres  Grossherzogthums  oder  im  Herzogthum  Alten« 
bürg,  aber  in  welchem  Maasse  dieser  Unterschied  vorhanden ,  seit  wann 
er  besteht,  welchen  Gang  in  den  einzelnen  Gegenden  die  Vertheilung 
genommen,  ob  und  in  welchem  Grade  die  Zahl  der  grundbesitzenden 
Familien  und  der  durchschnittliche  Umfang  und  Werth  einer  landwirth- 
schaftlichen  Besitzung  nach  und  nach  abgenommen  oder  zugenommen 
hat,  das  Alles  ist  uns  völlig  unbekannt. 

In  keinem  deutschen  Staate  giebt  es  eine  genaue  Statistik  der  Ver- 
theilung des  Grundbesitzes'),  ans  dem  wir  eine  klare  Einsicht  in  die 
allmählige  Entwickelung  der  Bodenzerstückelung  und  der  Grundeigen- 
thumsverhältnisse  erhielten.  Nirgends  sind  die  Kauf-  und  Pachtpreise 
sorgfältig  gesammelt  und  zusammengestellt,  so  dass  die  Steigerung  des 
Bodenwerthes  wenigstens  seit  1815  messbar  wäre;  nirgends  die  Jahres- 
erträgnisse  für  einen  längeren  Zeitraum  bekannt,  obgleich  auf  vielen 
grossen  Privatgütern  die  genauesten  Rechnungen  geführt  und  nicht  sel- 
ten seit  mehr  als  einem  Jahrhundert  in  den  Familienarchiven  aufbe- 
wahrt sind. 

Ebenso  unerfahren  wie  über  Wei1h,  Ertrag  und  Vertheilung  des 
odens  sind  wir  über  die  Verschuldung  des  Grundeigenthums.  Wir 
wissen  Alle ,  dass  eine  Verschuldung  existirt,  aber  welches  Maass  diese 
Verschuldung  erreicht  hat,  ob  sie  zugenommen,  abgenommen,  ob  sie  mit 
der  Werthsteigerung  Schritt  gehalten  oder  diese  überflügelt  hat,  ob  und 
in  welchem  Umfange  der  Zinsfuss  für  hypothekarische  Darleihen  gestie- 
gen oder  gesunken  ist,  darüber  ist  Niemand  von  uns  im  Stande,  voll- 


b 


3)  Es  yersteht  sich  von  selbst,  dass  wir  die  sehr  verdienstlichen  Anstrengongen, 
welche  in  einzelnen  deutschen  Staaten,  namentlich  in  Sachsen  (s.  Zeitschrift  des 
Statist.  Boreaus  des  königl.  sächs.  Minist,  d.  J.,  red.  von  Engel  1855.  I  8.  25  ff.) 
und  Bayern  (s.  v.  Hermann,  Beiträge  der  Statistik  des  Königreichs  Bayern  VII. 
Manchen  1857)  gemacht  worden  sind,  eine  Statistik  der  Vertheilung  des  Gnmdei- 
genthums  herzustellen,  in  hohem  Grade  anerkennen;  nur  sind  die  daraus  hervorge- 
gangenen Arbeiten  immer  noch  Anfänge,  welche  erst  ihren  Zweck  erreichen, 
wenn  die  Aufnahmen  nach  bestimmten  Zwischenräumen  regelmässig  wiederholt  und 
vervollständigt  werden,  so  dass  sie  auch  ttbcr  die  Bewegung  und  den  Wechsel  der 
Eigenthumsvertheilung  Aufschluss  geben.  In  Thüringen  ist  meines  V^issens  eine 
Statistik  der  Vertheilung  des  Grundeigenthums  nur  fOr  das  Kreisamt  Altenborg, 
d.  h.  für  ein  Gebiet  von  9,88  Quadratmeilen  1843  bearbeitet  worden.  S.  Einige 
Nachrichten  aber  den  Bezirk  des  Kreisamts  Altenborg.    Altenburg  1848. 
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kommen  gemiae  Auskunft  zu  geben.  Mancher  von  Ihnen  kennt  zwar 
diese  Verhältnisse  in  seinem  Heimathsorte  oder  auch  in  zwei  oder  drei 
verschiedenen  Gemeinden,  aber  Niemand  kemit  die  Summe  aller  dieser 
Thatsacben  in  irgend  einem  Lande,  so  dass  er  in  bestimmten  zuyer- 
lässigen  Durchschnittszahlen  ein  klares  Bild  des  gesammten  hypothe- 
karischen Schuldenwesens  entwerfen  könnte. 

Und  doch  ist  ein  solches  Bild  absolut  nothwendig,  wenn,  wie  in 
dem  Programm  zur  heutigen  Versammlung,  die  Frage  zur  Beantwortung 
vorliegt^),  ob  und  in  welcher  Form  eine  Hypothekenbank  oder  ein  an- 
deres landwirthschaftliches  Creditinstitut  errichtet  werden  soll.  Als  in 
Frankreich  der  Gedanke  angeregt  wurde,  den  jetzt  seit  1852  bestehen- 
den Credit  foncier  zu  gründen,  da  wurde  erst  in  ganz  Frankreich  die 
Summe  aller  Hypothekarschulden  untersucht  und  ermittelt,  dass  diese 
gegen  12,000  Millionen  Franken  betrug,  dass  durchschnittlich  jährlich 
500  Millionen  auf  Hypothek  ausgeliehen  werden  und  dass  der  Zinsfiiss 
in  einigen  Gegenden  Frankreichs  namentlich  fOr  kleine  und  kurzläufige 
Anleihen  selbst  10  Procent  übersteigt. 

Ehe  man  an  die  Errichtung  eines  Greditinstituts  für  die  preussische 
Provinz  Sachsen  dachte,  wurden  Jahre  lang  statistische  Erörterungen 
voi^enommen.  Man  stellte  wenigstens  für  sechs  Jahre  sämmtliche  Sub- 
hastationen  landwirthschaftlicher  Güter  zusammen.  Man  ermittelte  den 
Grad'  der  Verschuldung  der  Rittergüter  und  Bauerngüter  und  fand  in 
den  verschiedenen  Kreisen  der  Provinz  so  heterogene  Zustände,  dass  die 
Regierungscollegien  zu  den  widersprechendsten  Resultaten  über  die  Ca- 
pitalbedürftigkeit  der  einzelnen  Gegenden  und  die  Nothwendigkeit  eines 
Greditinstituts  gelangten^). 

Was  hier  geschah,  ist  überall  nothwendig,  wo  man  staatswirthschaft- 
liehe  Institutionen  auf  solider  Basis  errichten  und  nicht  in's  Unbestimmte 
experimentiren  will.  Es  ist  daher  gewiss  Niemand  in  dieser  Versamm- 
lung, der  die  weitgreifende  Wichtigkeit  der  Kenntniss  aller  dieser  That- 
sacben in  Zweifel  zieht,  zumal  von  diesen  Thatsacben  die  Beantwortung 
der  einschneidendsten  Fragen  der  Agrargesetzgebung  abhängt,  über 
welche  der  Streit  der  Meinungen  noch  lange  nicht  geschlossen  ist,  wie 
die  Beantwortung  der  Frage  über  die  Gebundenheit  und  die  Theilbar- 
keit  des  Grundbesitzes. 


4)  Die  unter  die  Yerhandlungsgegenst&nde  aufgenommene  Frage  lautete  wört- 
lich: „Erscheint  die  Begründung  einer  Hypothekenbank,  wie  der  in  neuerer  Zeit 
in  Erfurt  constituirten,  als  ein  BedCkrfiaiiss  fftr  die  thOringer  Landwirthe  ?  <* 

5)  Vgl  diese  Jahrbücher  S.  222  ff. 
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Woher  kommt  es  aber,  dass  wir  trotz  dieser  emleachteDden  Un« 
entbehrlichkeit  aller  jener  Thatsachen  nicht  im  Besitz  derselben  sind  ? 
Offenbar  aus  dem  Mangel  einer  landwirthschaftlichen  Statistik.     Wir 


•"         II     !■■ 


DeuÜiihe  llüUßu  zu  sehr  Theorieen  auCzostellen  und  VerbesseruiigsviM'- 
schlage  zu  machen  auf  Grund  unserer  beschränktiBn  und  zufälligen  per- 
sönlichen Erfahrungen,  aber  wir  versäumen,  die  Summe  der  Thatsachen 
zu  sammeln  und  nutzbar  zu  machen,  die  allein  ein  vollständiges  Bild 
unserer  Zustände  und  ihrer  Licht-  und  Schattenseiten  gewähren  können, 
und  die  deshalb  allein  fähig  sind,  die  naturgemässe  Grundlage  für  alle 
wirthschaftlichen  Reformen  zu  bilden.  Wir  versäumen,  die  Wissenschaft 
unserer  Zustände,  die  Statistik  auszubilden.  Wir  machen  gleichsam  nur 
Budgets  für  die  Zukunft,  schliessen  aber  nie  die  Rechnungen  für  die 
Vergangenheit  ab.  Wie  aber  im  täglichen  Leben  jeder  Geschäftsmann 
nur  aus  den  Rechnungsabschlüssen  seiner  Bücher  erkennen  kann,  welcher 
Zweig  seines  Geschäfts  Vortheil  imd  welcher  Nachtheil  bradite,  ebenso 
kann  auch  ein  ganzes  Volk  nur  durch  sorgfältige  Buchung  aller  wirth- 
schaftlichen Thatsachen  und  durch  regelmässig  wiederholte  Rechnungsab- 
schlüsse erkennen,  was  seinem  wirthschaftlichen  Leben  frommt  und  was 
ihm  zum  Schaden  gereicht.  Die  Statistik  ist  nichts  weiter  als  die  volks- 
wirthschaftliche  Buchhaltung, *welclie  in  mre  iSucLer  alle  wirthschaft- 
li^en  Vorgänge  una  l'hatsachen  des  Volks  einzeichnet,  durch  jeden  Bü- 
cherabschluss  von  dem  jeweiligen  Standpuncte  des  Volkshaushaltes 
Rechenschaft  giebt  und  durch  die  fortlaufende  Reihe  ihrer  regelmässig 
wiederholten  Bücherabschlüsse  die  Bewegung  des  Volkshaushaltes  und 
die  Ursachen  derselben  erkennen  lehrt.  Sie  ist  deshalb  für  eine  gedeih- 
liche Entwickelung  des  wirthschaftlichen  Lebens  eines  Volkes  die  un- 
entbehrlichste Vorbedingung. 

Freilich  können  und  werden  Sie  mir  einwenden ,  dass  agrarstatisti- 
sche -Bestrebungen  den  landwirthschaftlichen  Vereinen  sowohl  als  auch 
den  Staatsbehörden  Deutschlands  gar  nicht  fremd  geblieben  sind.  Sie 
werden  auf  die  Ermittelung  der  Fruchtpreise  und  die  Viehzählungen 
hinweisen  und  mir  namentlich  entgegenhalten,  dass  man  schon  seit 
Jahrzehnten,  besonders  seit  den  Theuerungsjahren  1846  und  1847  eifrig 
bemüht  war,  eine  fortlaufende  Emtestatistik  zu  Stande  zu  bringen,  um 
jeden  Emteausfall  rasch  zur  allgemeinen  Eenntniss  zu  bringen  und  den 
Komhandel  in  die  Lage  zu  versetzen,  durch  schleunige  Fruchtzufuhren 
starken  Preissteigerungen  zuvorkommen  zu  können. 

Allein  die  ersteren  bilden  trotz  ihres  grossen  statistischen  Werthes 
nur  zwei  vereinzelte  Bruchtheile  der  Agrarstatistik  und  ihre  Erhebung 
wurde  bisher  nur  in  wenigen  Staaten  Deutschlands  vorgenommen  und  in 
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noch  wenigeren  planmässig  und  nach  fruchtbaren  ¥rissenschaftlichen 
Grandsätzen  aosgefthrt^).  Die  statistischen  Arbeiten  aber,  welche  aus 
den  Bestrebungen,  eine  Emtestatistik  zu  schaffen,  hervorgegangen  sind, 
mflssen  fast  sämmtlich  als  mehr  oder  weniger  misslungen  bezeichnet 
werden. 

Dass  die  Nachrichten,  welche  das  preussische  Landes  -  Oekonomie- 
Gollegium  seit  1846  alljährlich  durch  die  landwirthschaftlichen  Vereine 
Ober  den  Ausfall  der  Ernten  erhebt  und  publicirt,  ohne  allen  statisti- 
schen Werth  sind,  hat  bereits  der  Director  des  preuss.  statistischen 
Bureaus  selbst  so  gründlich  nachgewiesen^),  dass  eine  Kritik  überflOssig 
ist    Ich  hebe  hier  nur  hervor,  dass 

1)  diese  Ernteaufnahmen  erfolgen,  ohne  dass  man  die  Fläche  des 
mit  jeder  Fruchtgattung  bepflanzten  Bodens  kennt, 

2)  dass  man  nicht  die  absoluten,  sondern  die  relativen  Ernteerträge, 
d.  h.  Nachrichten  über  das  Verhältniss  des  Ernteertrags  zur  Mittelemte 
an  verschiedenen  Orten  erhebt,  indem  man  sich  eine  Mittelemte  als 
1,00  vorstellt  und  die 'wirkliche  verglichene  Ernte  durch  Decimalbrüche 
ausdrückt, 

3)  dass  der  Begriff  einer  Mittelemte  ganz  und  gar  auf  subjectivem 
Ermessen  beruht  und  demzufolge  je  nach  der  Oertlichkeit  und  nach 
dem  Jahre  der  Schätzung  sehr  verschieden  ist, 

4)  dass  man  auf  diese  Weise  als  wunderliches  Resultat  dieser  Er- 
hebungen einen  Durchschnittsertrag  der  15  Jahre  von  1846  bis  Ende 
1860  erhalten  hat,  der  beim  Weizen  9  %,  beim  Boggen  10  %,  bei 
der  Gerste  und  dem  Hafer  12  %  und  bei  den  Eartoffetai  sogar  29  % 
niedriger*)  ist  als  die  fingirte  Mittelemte. 


6)  So  bezogen  sich  in  Baden  vor  dem  Jahre  1856  fast  aUe  Viehzählungen 
nur  auf  einzelne  Viehgattungen.  In  Bayern  wnrden  aUgemeine  Viehzählungen  zwar 
schon  seit  dem  Jahre  1810  vorgenommen,  aber  nicht  in  regehnässigen  Zwischen- 
räumen ausgeführt.  In  andern  Staaten,  wie  im  Königreich  Sachsen  bei  der  Vieh- 
zählung von  1850,  änderte  man  Monat  und  Tag  der  Zählung  willkürlich. 

7)  S.  E.  Engel  m  der  Zeitschrift  des  königl.  preuss.  stat.  Bureaus  1861. 
S.  270  ff.  • 

8)  Die  wirkliche  Ernte  war  nämlich 

beim  Weizen    .    .  .  0,91  %  einer  Ifittelemte 

beim  Roggen    .    .  .  0,90   -      - 

bei  der  Gerste .    •  .  0,88  - 

bei  dem  Hafer.    .  .  0,88  -      - 

bei  den  Kartoffeto  .  0,71   -      - 

und  fear  das  Jahrzehnt  von  1851—- 1860  steUt  sich  sogar  der  Ernteertrag  noch  niedri- 
ger, nämlich 

81  ♦ 
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Im  Königreich  Sachsen,  wo  schon  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts eine  Emtestatistik  versucht  wurde*),  verfuhr  man  insofern 
weit  rationeller,  als  man  seit  1846  alljährlich  nicht  die  relativen,  son- 
dern die  absoluten  Ernteerträge  pro  Acker  ermittelte  '^) ;  aber,  da  man 
hier  ebenfalls  den  Umfang  der  mit  jeder  Fruchtgattung  bebauten  Felder 
nicht  genau  kannte,  sondern  nur  durch  Schätzungen  feststellte,  und  da 
die  ermittelten  absoluten  Ernteerträge  ebenfalls  nur  auf  der  Schätzung 
einzelner  intelligenter  Landwirthe  beruhen,  so  darf  auch  den  sächsischen 
Ermittelungen  kein  erheblich  höherer  statistischer  Werth  zugeschrieben 
werden  als  den  preussischen. 

In  Eurhessen  ging  man  1847  noch  einen  Schritt  weiter  als  in 
Sachsen.  Man  ermittelte  ausser  dem  wirklichen  absoluten  Ernteertrag, 
auch  den  genauen  Umfang  der  bebauten  Flächen  und  die  Stärke  der 
Aussaat");  allein  auch  hier  sind  die  Ermittelungen  von  sehr  zweifel- 
haftem Werthe ,  weil  sie  nur  für  ein  Jahr  gemacht  wurden  und  wefl 
sie  gerade  in  einer  Zeit  sehr  hoher  Finichtpreise  und  allgemeiner  Noth 
ausgeführt  wurden,  in  welcher  die  Angaben  der  einzelnen  Landwirthe 
über  Aussaat  und  Ernte  den  wenigsten  Glauben  verdienen. 

Relativ  das  Meiste  und  Beste  hat  Bayern  geleistet.  Nachdem 
dort  bereits  in  den  Jahren  1810  und  1812  und  später  bald  nach  Grün- 
dung des  münchener  statistischen  Bureaus  im  Jahre  1833  Erhebungen 
über  Anbau  und  Ertrag  des  Bodens  versucht  worden  waren,  die  deshalb 
resultatlos  blieben,  weil  damals  die  Vermessung  des  Landes  noch  zu 
weit  zurückstand,  wurde  für  das  Jahr  1853  eine  ausfuhrliche  Aufnahme 
des  Anbaues  und  des  Mittelertrags  jeder  Fruchtgattung  in  allen  Ge- 
meinden des  Staates  von  Besitz  zu  Besitz  unternommen,  welche  die 
Grundlage  eines  Erntekatasters  bilden  und  alle  12  Jahre  erneuert  werden 


beim  Weizen      auf 


0,89 


beim  Korn            -  .  .  0,87 

bei  der  Gerste      -  .  .  0,85 

bei  dem  Hafer     -  .  .  0,88 

bei  den  Kartoffeln-  .  .  0,70. 

9)  S.  Zeitschrift  des  statistischen  Bureaus  des  königl.  sächsischen  Ministeriums 
des  Innern,  red.  v.  Engel,  1.  Jahrg.    Leipzig  18^.    S.  168. 

10)  S.  die  Zeitschrift  des  statistischen  Bureaus  des  königl.  sächs.  Minist  des 
Innern  1861,  S.  125  ff.  Vgl.  Engel,  Daa^ ^nigreich  Sachsen  in  statistischg)^ jyid 
8ta%t8wiTth^chaJEÜidwj;.J9^iSi5!bu^^  I.  Dresden  1853. '  S.  255  1.,  OW  Eeuning, 
jjie  Entwicklung  der  s&chsischen  Landwirthschaft  in  den  Jahren  1845—1854.  Dres- 

11)  S.B.  Hildebrand,  Statistische  Mittheilungen  über  die  Yolkswirthschafi- 
liehen  Zust&nde  Kurhessena.    Berlin  1853.  S.  21  ff. 
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sollte.  Za  diesem  Bchafe  wurde  nicht  nur  die  bebaute  Fläche  und  der 
durchschnittliche  Ertrag  eines  Ackers,  sondern  auch  der  wirkliche  Er- 
trag des  Jahres  1853,  die  Zahl  der  Grundeigenthümer ,  die  Parcelli- 
rnng  des  Bodens,  sowie  der  Lohn  des  Gesindes  und  der  Tagelöhner 
erhoben  und  die  auf  den  Anbau  und  den  Ertrag  gerichtete  Ermittelung 
auch  auf  das  Wiesen-,  Weide-,  Wald-  und  Gartenland  ausgedehnt.  Die 
Ergebnisse  dieser  umfassenden  Aufnahme  wurden  1857  von  dem  Direc- 
tor  des  münchener  statistischen  Bureaus  v.  Hermann  auf  55  Folio- 
tabellen publicirt  ^^).  Aber  abgesehen  davon,  dass  sich  diese  Ergebnisse 
bis  jetzt  nur  auf  ein  einziges  Jahr  beziehen  und  erst  ihren  Werth  er- 
halten, wenn  die  Aufnahme  wiederholt  sein  wird,  so  belehrt  uns  das 
Vorwort  des  Herausgebers  nicht  nur  über  die  Schwierigkeiten  und  ün- 
zuverlässigkeiten ,  auf  welche  die  Erhebung  stiess ,  sowie  über  die  viel- 
fachen Revisionen,  denen  die  erhobenen  Thatsachen  unterworfen  werden 
mussten,  sondern  erklärt  auch ,  dass  trotz  der  fast  fünQährigen  Arbeit, 
welche  auf  die  Emtestatistik  eines  einzigen  Jahres  verwendet  wurde, 
„die  Angaben  einer  Mittelernte  wenigstens  nicht  zu  hoch,  eher  noch  zu 
niedrig,"  also  doch  nur  als  approximative  Minimalsätze  zu  betrach- 
ten sind.  • 

In  der  That  war  es  auch  gar  nicht  anders  möglich,  als  dass  diese 
durch  die  Theuerungssorgen  hervorgerufenen  Emteaufnahmen  in  dem 
gegenwärtigen  Stadium  unserer  deutschen  Agrarstatistik  mehr  oder  we- 
niger unvollkommen  und  fruchtlos  bleiben  mussten. 

Die  Statistik  des  Ernteertrags  ist  der  schwierigste  Theil  und  gleich- 
sam der  Schlussstein  aller  landwirthschaftlichen  Statistik.  Der  Frucht- 
ertrag ist  das  Ergebniss  des  Zusammenwirkens  einer  ganzen  Reihe  von 
Betriebsfactoren,  des  Landes,  der  Arbeit,  der  Intelligenz,^ des  Capitals. 
Seine  Erforschung  setzt  nothwendig  die  genaue  Kenntniss  dieser  Fac- 
toren  voraus.  So  lange  die  Statistik  dieser  Grundlagen  aller  landwirth- 
schaftlichen Production  fehlt,  kann  keine  Ertragsstatistik  mit  Erfolg 
angebaut  werden.  Aber  die  Ernte  hängt  nicht  allein  von  der  Stärke 
der  Productivkräfte ,  welche  im  landwirthschaftlichen  Betriebe  zusam- 
menwirken, sondern  auch  von  Bedingungen  ab,  welche  ganz  ausserhalb 
der  Macht  und  der  Wirthschaft  des  Menschen  liegen.    Aach  die  Gunst 


12)  Beiträge  znr  Statistik  des  Königreichs  Bayern  YII.  Sehr  zu  wünschen  wäre- 
gewesen,  dass  diese  publicirten  TabeUen,  welche  den  Emiekataster  bilden,  ndt  er- 
läutertem Text  versehen  worden  wären,  so  dass  man  z.  B.  über  den  in  Natoralieii 
gezahlten  Tagelohn  und  seine  Keduction  auf  Geld  und  ähnliche  Dinge  Aufschluss 
erhielte.  . 
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des  Himmels,  Begen  und  Dürre,  Wärme  und  Kälte  üben  ihren  Einfluss 
auf  sie  auf.  Wenn  auch  alle  Productivkräfte  gleich  bleiben,  kann  doch 
der  Ausfall  der  Ernte  im  hohen  Grade  wechseln.  Der  Ertrag  ist  des- 
halb zugleich  das  beweglichste  und  veränderlichste  Element  in  der 
landwirthschaftlichen  Production  und  deshalb  dasjenige,  welches  sich  der 
genauen  statistischen  Aufnahme  am  leichtesten  entzieht. 

Sowie  man  kein  Gebäude  mit  dem  Dachgiebel  zu  bauen  beginnen 
kann,  sondern  mit  den  Fundamenten,  ebenso  muss  die  Agrarstatistik 
mit  den  stabileren  Elementen  der  Ackerwirthschaft ,  mit  dem  Boden, 
semen  rechtlichen  Verhältnissen,  seiner  Vertheilung,  seinem  Werth  und 
seinen  Werthveränderungen,  seiner  Bebauung,  mit  der  Zahl,  der  Lage 
und  dem  Lohne  der  agrarischen  Bevölkerung,  kurz  mit  den  productiven 
Kräften  beginnen,  welche  den  landwirthschaftlichen  Ertrag  hervor- 
bringen. 

Um  so  dringender  und  nothwendiger  ist  es  aber,  dass  in  Deutsch- 
land diese  Statistik  der  landwirthschaftlichen  Productivkräfte  mit  Eifer 
angebaut  und  ausgebildet  wird,  und  es  scheint  mir  zu  den  ersten  und 
wichtigsten  Aufgaben  der  landwirthschaftlichen  Vereine  zu  gehören,  für 
die  Erreichung  dieses  Zweckes  thätig  zu  sein. 

Niemand  kann  besser  eine  landwirthschaftliche  Lohnstatistik  ent* 
werfen  und  fortführen,  als  die  Vereine,  deren  Mitglieder  die  Löhne 
zahlen  und  für  die  Reduction  der  mannigfachen  Naturallöhne  auf  ein- 
heitliche Geldlöbne  den  richtigsten  Maassstab  aus  eigener  Erfahrung 
kennen.  Niemand  ist  geeigneter,  die  Steigerungen  des  Bodcnwerthes 
zu  verfolgen  und  die  Subhastations  - ,  Expropriations-  und  freiwilligen 
Verkaufspreise'*)  der  landwirthschaftlichen  Güter  zu  sammeln  und  mit 
Sachkenntniss  auf  vergleichbare  Bodeneinheiten  zu  reduciren;  Niemand 
ist  besser  im  Stande,  die  Bewegung  der  Pachtpreise  und  des  Zinsfusses 
für  hypothekarische  Darlehen  zu  constatiren ;  Niemand  endlich  befähigter, 
aus  den  Familienarchiven  landwirthschaftliche  Betriebsrechnungen  fi'ühe- 
rer  Jahre  an^s  Tageslicht  zu  ziehen  und  für  die  Geschichte  und  Sta^ 
tistik  unserer  Landwirthschaft  nutzbar  zu  machen  als  die  vereinigten 
Kräfte  der  Mitglieder  unserer  landwirthschaftlichen  Vereine. 


13)  Die  wiridichen  Kaufpreise  können  schon  deshalb  viel  besser  von  den  land- 
wirthschaftUchen  Vereinen  ermittelt  werden,  als  von  den  Staatsbehörden,  weil  die 
Hypothekenbücher  in  folge  der  weit  verbreiteten  Gewohnheit  niedriger  Preisanga* 
ben  zum  Zwecke  der  Stempelkostenerspaning  keinen  suverlftssigen  Anhalt  für  die 
Preisermittelmig  bieten. 
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Allerdings  wird  diese  Vereins-  und  Privatthätigkeit  nie  allein  aus- 
reichen, eine  vollständige  landwirthschaftliche  Statistik  zu  Stande  zu 
bringen.  Die  Mitwirkung  des  Staates  und  seiner  amtlichen  Organe  ist 
für  viele  agrarstatistische  Erhebungen  um  so  nothwendiger ,  als  eine 
grosse  Reihe  der  unentbehrlichsten  Thatsachen,  wie  die  Parcellirung  und 
Yertheilung  des  Grundeigenthums  und  der  Stand  der  hypothecirten 
Schulden,  nur  aus  den  Katastern  und  Hypothekenbüchem  ermittelt  werden 
kann.  Aber  ebenso  wird  auch  die  Staatsgewalt  nie  allein  im  Stande  sein, 
die  Aufgaben  der  Agrarstatistik  zu  lösen  und  ein  vollkommen  getreues 
Bild  der  landwirthschaftlichen  Culturzustände  des  Volkes  und  ihrer  allmäh- 
ligen  Wandlungen  zu  schaffen.  Sie  wird  immer  mit  der  natürlichen 
Abneigung  einzelner  Bürger,  ihre  Privatverhältnisse  von  den  Staatsbe- 
amten durchschauen  zu  lassen,  mit  der  Furcht  vor  Missbrauch  der  sta^ 
tistischen  Thatsachen  zu  Besteuerungszwecken  und  häufig  noch  mehr 
mit  der  Nachlässigkeit  und  dem  Widerwillen  vieler  Beamten  gegen 
statistische  Arbeiten  zu  kämpfen  haben  und  ohne  ein  eigenes  selbstthä- 
tiges  statistisches  Interesse  der  Bevölkerung  über  unzählige  Puncte 
falsch  unterrichtet  werden.  Je  bureaukratischer  das  statistische  Material 
erhoben  wird,  desto  unzuverlässiger  ist  es. 

Wie  in  allen  Gebieten  des  öffentlichen  Wohles ,  so  wird  auch  auf 
dem  Gebiete  der  Statistik  ein  grosses  Ziel  nur  erreicht,  wenn  die  Pri- 
vatthätigkeit der  intelligenten  Klassen  der  Bevölkerung  und  die  Organe 
der  Staatsregierungen  harmonisch  Hand  in  Hand  wirken.  Sowie  in 
neuester  Zeit  neben  den  statistischen  Bureaus  einzelner  deutschen 
Staaten  die  Handelskammern  es  übernommen  haben,  für  ihre  Bezirke 
eine  fortlaufende  Industrie-  und  Handelsstatistik  zu  schaffen,  und  sich 
in  sehr  erfreulicher  Weise  immer  mehr  ihrer  Aufgabe  gewachsen  zei- 
gen, ebenso  werden  auch  die  landwirthschaftlichen  Vereine  den  besten 
Theil  ihrer  Aufgabe  erst  dann  l#sen,  wenn  sie  sich  zu  einer  planmässigen 
statistischen  Thätigkeit  entschliessen  und  landwirthschaftliche  Buchhalter 
des  Volkes  werden,  wie  es  in  Belgien  der  Fall  ist. 

Daher  empfehle  ich  Ihnen  die  Annahme  des  folgenden  Antrages : 

1. 

Die  gegenwärtige  Versanmilung  thüringischer  Land-  und  Forstwirthe 
ernennt  eine  Centralcommission  aus  drei  Mitgliedern,  welche  in  Jena 
ihren  dauernden  Sitz  und  die  Aufeabe  hat,  alle  ihr  zugänglichen  That- 
sachen und  Materialien  zu  einer  Forst-  und  Ackerbaust^tistik  Thüringens 
planmässig  zu  sammeln  und  zu  bearbeiten. 
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2. 

Alle  landwirthschaftlichen  Vereine  lliOrisgens  werden  eingeladen, 
die  von  dieser  Gentralcommissio  n  gewünschten  Thatsachen  sorgfältig  zu 
sammeln  respective  durch  einzelne  Mitglieder  derselben  sammeln  zu 
lassen  und  mit  ihren  Bemerkungen  begleitet  dieser  Gommission  regel- 
mässig einzuberichten. 

3. 

Die  Gentralcommission  erhält  den  Auftrag,  alljährlich  über  die 
auf  diese  Weise  gesammelten  Thatsachen  der  jedesmaligen  Wander- 
Versammlung  thüringischer  Land-  und  Forstwirthe  Bericht  zu  erstatten 
und  wo  möglich  dieselben  auf  geeignete  Weise  durch  den  Druck  zu 
veröffentlichen**). 


14)  Dieser  Antrag  wurde  nach  l&ngerer  Debatte  von  der  Versammlung  einstim« 
mig  angenommen. 


Nationalökonomische  Gesetzgebung. 

VI. 

de^etKentwurf  über  die  prlTatreclitliche  Stellunip  der  auf 
Sel1»0thiilfe  beruhenden  Brwerb0-  und  ^RTirtlischaftflffeBOMeB- 

flcliaften. 

Unter  dUsem  Titel  hat  der  unermüdliche  Gründer  der  YorachnssTereine, 
Hr.  Schnlze-Delitssch,  unterslätzt  Ton  einer  groisen Anzahl  Abgeordneter, 
in  dem  prenasischen  Abgeordnetenhaus  einen  Antrag  eingebracht,  ?on  dem  wir 
gern  Act  nehmen ,  wenn  aach  die  definitive  Berathung  deaaelben  durch  das 
inmittelat  eingeschlagene  Verfahren  dea  Herrn  Ton  Biamarck  auf  einige  Zeit 
▼ertagt  wqrden  iat. 

Es  handelt  aich  darum,  den  Vorachuaa-,  Credit-,  Rohstoffs-,  Prodnctions- 
und  Consumvereinen  eine  sichere  rechtliche  Stellung  zu  geben.  Bis  jetzt  fehlt 
eine  solche  gänzlich.  Da  zweifellos  so  ziemlich  alle  jene  Vereine,  allenfalls 
mit  Ausnahme  der  Productionsvereine ,  nicht  unter  den  Begriff  der  Handelsge- 
sellschaft fallen,  und  da  sie  sämmtlich,  wie  in  den  Motiven  mit  Recht  ausge- 
führt wird,  ausser  Stand  sind,  den  Erfordernissen  der  im  Handelsgesetzbuch 
aufgenommeneu  Societatsarten  zu  entsprechen,  so  haben  dieselben  eben  an  dem 
Rechtsschutz  des  Handelsgesetzbuchs  keinen  Theil.  Der  einzige  Weg,  zu  einer 
rechtlichen  Existenz  zu  gelangen,  bleibt  bislang  der  Erwerb  von  Corporationsrechten. 
Allein  die  corporative  Gestaltung,  welche  aus  der  Hand  der  Staatsgewalt  ge- 
nommen werden  muss,  wird  leicht  mit  Opfern  erkauft,  welche  für  die  auf  Selbst- 
hulfe  der  Privaten  gegründeten  Gesellschaften  zu  theuer  sind,  weil  sie  die  Cob» 
trole  der  Staatsbehörden  und  folglich  die  innere  Unfreiheit  in  ihrem  Schooss  füh** 
ren.  Ohne  corporative  Rechte  aber  erübrigt  den  Genossenschaften  Nichts  als 
der  Rückhalt  an  den  gewöhnlichen  geseUlichen  Bestimmungen  der  Societät, 
deren  Unzulinglichkeit  am  Tage  liegt« 

Wüsste  man  nicht  schon  aus  der  täglichen  Erfahrung,  wie  schlimm  es  mit 
der  rechtlichen  Behandlung  desJSocietitswesens  aussieht,  so.  ist  diese  Lage  jener 
neuerdings  entstandenen  Vereine  vollkommen  dazu  angethan,  den  traurigen  Zu- 
stand unserer  juristischen  Auffassung  klar  zu  machen.  Ip  der  That  lässt  sich 
kaum  ein  Zweig  des  Privatrechts  finden,  in  welchem  die  scholastische  Wissen- 
schaft und  Gesetzgebung  der  Juristen  so  ganz  und  gar  hinter  der  realen  Ent- 
wickeluttg  zurückgeblieben  wäre.  Selbst  das  Handelsgesetzbuch  hat  die  Princi- 
pien  der  heutigen  Association  keineswegs  mit  ToUer  Klarheit,  erkannt  und  in 
entsprechend  rechtliche  Form  gebracht. 

Ausgangspunct  muss  der  allbekannte  Satz  sein,  dass  die  Association  eine 
Macht  ist.  Das  heisst:  Die  Kräfte  nnd  das  Wesen  einer  vereinigten  Gesammt- 
hoit  sind  nicht  identisch  mit  der  blossen  arithmetischen  Summe  der  Einzelkräfte« 
Die  Vereinigung  enthält  eine  Steigerung  der  Kräfte,  welche  die  vereinigten 
Kräfte  als  ein  eigenes  Wesen  erscheinen  läset.    Die  Association,  wo  immer  sie 
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auftritt,  ist  ein  OrganUmuB  des  Verkehrslebens,  der  seine  eigene  von  den  Ein- 
xelpersonen  unabhängige  Existenz  hat. 

Allein 'so  einfach  daa  klingt,  so  wenfig  ist  doch  die  juristische  Theorie  bis 
dato  entschlossen,  diesen  täglich  erprobten  Gedanken  als  Richtpnnct  zu  neh- 
men, itfan  wird  das  nur  begreifen,  wenn  man  weiss,  dass  dsTon  Nichts  im  Cor- 
pus juris  steht. 

Weil  die  Association  als  solche  ein  selbstständigcs  Wesen  im  Yerkehc 
hat  und  daher  durchgängig  auch  eine  selbstständige  Rechtssubjectivität  haben 
sollte,  deshalb  ist  denn  auch  heut  zu  Tage  für  eine  jede  Association  das  Wich- 
tigate,  wie  sie  nach  aussen,  also  dem  Verkehre  gegenäf)er  steht.  Das  Publi- 
cum muss  allgemein  fragen,  worin  besteht  das  Wesen  oder,  wirthschaftlich 
ausgedruckt,  der  Creditfonds  der  Gesellschaft.  Um  wirlhschaftlich  zu  existiren, 
muss  eine  jede  Association  dem  Verkehr  eine  Creditbasis  darbieten.  Diese  kann 
in  doppelter  Weise  geschaflfen  werden.  Entweder  indem  man  reelle  Einlagen 
(Realcredit),  ode>  indem  man  die  gesammte  privatrechtliche  Existenz  der  Ein- 
zelnen (Personalcredlt)  zur  Bildung  eines  Fonds  als  Unterlage  der  GeaellschaCI 
benutzt. 

Wenn  man  nun  bedenkt,  dass  sehr  wohl  auch  eine  Gesellschaft  einestheils 
mit  dem  Personalcredlt  oder,  was  dasselbe  ist,  mit  der  Solidarhaft  der  Mitglie- 
der, theila  mit  Realcredit,  also  mit  reellen  oder^  doch  gedeckten  limitirten  Ein- 
lagen der  Gesellschafter  ihre  Existenz  fördern  mag,  so  scheint  daa  Handelsge« 
aetzbuch  alle  Gattungen  wirklich  bedacht  zu  haben.  Ea  bat  ja  die  lediglich 
auf  Solidarhaft  gegründete  offene,  die  gemischte  Commandit-  und  die  nur  anf 
Realcredit  basirte  Actiengesellschaft.  Allein  bei  Lichte  besehen  ist  doch  nur 
ffir  die  letzte  ausreichend  gesorgt.  Die  offene  Gesellschaft  und  theilweiae  die 
Commandite  leiden  darunter,  dass  man  den  Peraonalcredit  oder  die  Solidarhaft 
noch  keineswegs  als  Element  des  Geacllschaftsfonds  aufgefasst  hat. 

Dass  aber  ao  der  Personalcredlt  benutzt  werden  kann,  bezeugen  nun  die 
Schulze-Delitzscb' sehen  Associationen  unwiderleglich.  Ein  Aufjgeben  der 
Solidarhaft  wäre  für  aie  undenkbar.  Der  Peraonalcredit  ist  gerade  der  Fonda, 
mit  dem  aie  operiren.  Und  dass  damit  zu  operiren  ist,  will  ala  eine  Lehre 
erscheinen,  die  man  fermuthlich  in  der  Folge  noch  in  ganz  anderem  Umfange 
ausnutzen  wird;  vielleicht  auch  zu  Handelszwecken,  wo  bia  jetzt  die  offene  Ga« 
Seilschaft  nur  eine  höchst  beschränkte  Verwerthung  des  Personalcredits  repräsentirt. 

Gilt  es  nun,  die  aus  Personalcredlt  gegründeten  Vereine  rechtlich  zu  be- 
alimroen,  so  dient  die  Actiengesellschaft  als  naturlichea  Vorbild  insofern,  als, 
wie  dieser  wenigstens  yon  den  Juristen  zugestanden  wird,  die  Anerkennung  einer 
aelbstständigen  Rechtssubjectifität  nach  aussen  hin  das  Allererste  sein  muaa. 
Der  Unterschied  der  Structur  liegt  nur  in  der  Verschiedenheit  der  Mittel.  Dia 
Vorschuss-  und  ähnliche  Vereine  sind,  damit  iat  Allea  ausgedruckt,  Actiengeeell' 
aehaften,  in  die  ein  Jeder  als  Actieneinlage  aeinen  unbeachränkten  Peraonalcre- 
dit einachiesst.  Gerade  darin  zeigt  sich  eine  sehr  interessante  neue  und  höhara 
Stufe  in  der  Entwickelung  dea  Creditbegriffa. 

Diese  Bemerkungen  sollen  nicht  etwa  dazu  dienen,  Ton  dem  Entwurf  ab- 
weichende Regeln  aufzustellen.  Im  Gegeniheil  liefert  die  Erkemitnias  des  Zu- 
sammenhange, in  welchem  die  Schulz e-Delitzsc haschen  Vereine  mit  den 
Grundgedanken  dea  Aasociationaweaens  überhaupt  stehen,  nur  einen  neuen  Ba* 
weis,   dass  Im  Ganzen  mit  glfickliehem  Tacte  daa  Richtige  eratrebt  wird. 
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So  wenig  ea  an  der  Zeit  sein  möchte,  im  Einaelnen  Paragraph  für  Para-' 
graph  dem  Entirorf  in  aeiner  araprfingiichen  und  io  seiner  uns  mit  Torliegen* 
dea  amendirten  Gestalt  zu  folgen,  dürfen  wir  doch  einige  Bemerkongen  noch  hin* 
lufügen. 

In  §  1  Tersuciit  man  jedenfalls,  den  Kreis  derjenigen  Vereine,  ffir  welche 
das  Gesetz  bestimmt  sein  soll,  näher  zu  definiren.  Wir  wollen  apa  an  dieaem 
Orte  nicht  auf  eine  neue  Klage  über  die  unselige  Neigung  unserer  gesammten 
Gesetzgebungskunst  einlassen.  Wenn  irgendwo,  so  zeigt  sich  hier  leicht ,  daaa 
die  Aengstlichkeit  der  Abgrenzung  gar  nicht  am  Platze  ist.  Schon  die  Ab- 
grenzung der  Handelsgesellschaften  Ton  anderen  Gesellschaften  ist  unnatürlich. 
In  der  inneren  Construction  und  in  der  rechtlichen  Stellung,  macht  der  Zweck 
einer  Societftt  gar  keinen  Unterschied.  Der  Zweck,  ob  Handels-,  Gewerbe-, 
sonstiger  pecuniirer  oder  nur  irgendwie  in  Geld  anzuschlagender  oder  auch 
ncht  einmal  in  Geld  zu  schätzender  Gewinn,  hat  nur  den  Einfluss,  dass  je  nach 
der  durch  den  Zweck  bedingten  Häufigkeit  der  VerkehrsbeziehungeB,  in  welche 
der  Verein  zu  Andern  tritt,  das  Bedürfniss  einer  sicheren  Rechtsordnung  dieser 
Beziehungen  mehr  oder  minder  lebhaft  empfunden  wird.  Recht  lieh  aber 
muss  das  auf  Solidarität  gegründete  Casino,  welches  Nichts  zu  thnn  hat,  als 
einen  Garten  zu  miethen,  ganz  gerade  so  stehen,  wie  der  solidarische  CoDsnm- 
oder  Vorschussverein,  welcher  eine  grüssere,  und  wie  die  solidarische  Handels- 
gesellschaft, die  eine  noch  grössere  Reihe  von  Geschäft.en  mit  Dritten  abschliesst. 
Die  Berufung  auf  die  Verschiedenheit  des  Zweckes,  welche  von  den  hier  zu 
regulirenden  Vereinen  verfolgt  wird,  will  daher  Nichts  heissen.  Alle  wollen 
sie  Gewinn,  nur  unter  verschiedenem  Namen,  in  verschiedener  Grösse  und  Form. 
Und  fölgeweise  bedarf  es  der  scholastischen  Vorsicht  des  §  1  durchaus  nicht.  Das 
Gesetz  passt  auf  alle  mit  Personalcredit  operirende  Vereine  gleich  gut.  Es  ist  nur 
die  Frage,  ob  alle  den  hier  beabsichtigten  Rechtsschutz,  brauchen.  Das  ist  aber 
füglich  dem  Ermessen  jeder  Gesellschaft  anheimzastellen;  und  ihr  Entschiusa  wird 
sich  darin  kundgeben,  ob  sie  die  billig  nur  facultativen  Bestimmungen  über  die 
Veröffentlichung  befolgt  oder  nicht.  Wünschenswerth  wäre  blos,  dass  die  ge- 
schehene Veröffentlichung  durch  ein  besonderes  Kennzeichen  in  der  FirnKenfüh- 
rung,  damit  das  Publicum  wisse,  ob  es  einen  nach  diesem  Gesetz  lebenden  oder 
nur  als  formlose  Societät  im  seitherigen  Sinn  zu  betrachtenden  Verein  vor  sich 
habe,  angegeben  würde,  dessen  sich  nur  die  bei  Gericht  angemeldeten  Vereine 
bedienen  dürfen. 

Die  Veröffentlichung  ist  für  die  Creditgrundlage  das  Wesentliche.  Die 
deshalbigen  Bestimmungen  des  Entwurfs,  welche  in  den  Amendements  einige 
redactionelle  Verbesaerungen  erfahren  haben,  schliessen  sich  passend  an  die  Be- 
handlung der  Actiengesellschaft  an.  Das  Vereinsstatut,  für  welchea  man  die, 
Tielleicht  zum  guten  Theil  entbehrlichen  Reglementsvorschriflen  über  den  Inhalt 
aus  dem  Handelsgesetzbuch  beibehalten  hat,  muss  dem  Ortsgericht  angemeldet 
und  YOn  diesem  im  Auszug  veröffentlicht  werden.  Das  Wichtigste  aber  ist  die 
xwar  nicht  zu  yeröffentlichende,  jedoch  bei  Gericht  zu  deponirende ,  Jedermann 
zugängliche  Liate  der  aolidarisch  haftenden  Mitglieder,  welche  auccessiv  jedes 
Vierteljahr  erneuert,  bzw.  ergänzt  wird. 

Darnach  kann  daa  Publicum,  wie  bei  der  Actiengesellschaft  die  Grösse  des 
ActiencapitalS)  so  hier  den  Fonds  an  Personalcredit  überschlagen.  Manche  einzelne 
Vorschriften  ton  mehr  polizeilichem  Charakter  könnte  man -wohl  hier  so  gut 
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entbehren,  wie  man  sie  hätte  bei  den  Actiengeeellschaften  entbehren  können. 
Leider  sind  die  Vorsteilungen  Ton  Rechtesicherhcit  und  Rechtsordnang  noch 
immer  mit  dem  Begriff  der  Ordnungsstrafe  oder  mindestens  des  Reglementsbe- 
fehls Yerbunden.  Wozu  z.  B.  mit  den  Amendements  in  §  23  die  Bestellung 
eines  Aufsichtsraths  den  Vereinen  anbefehlen?  Als  ob  nicht  jeder  Verein 
beiaar  wusste,  wu  ihm  taugt,  als  dss  abstracto  Gesetz! 

Sonst  sind,  was  die  inneren  und  äusseren  Verhältnisse  betrifft,  im  Ganzen 
die  Grundsätze  der  ActiengesellschafI  befolgt  worden.  Sie  konnten  es,  weil 
nach  dem  Obigen  die  Aehnlichkeit  da  ist.  Die  inneren  RecbtsFerhäitnisse  der 
Yereinsmitglieder  richten  sich  durchsus  nach  dem  Vertrage  oder  dem  Statut, 
welchem  in  dieser  Hinsicht  freie  Hand  bleiben  kann  und  muss.  Nach  aussen 
ist  der  Verein  als  solcher  ein  Rechtssubject,  das  seinen  eigenen  Namen  (Firma), 
seine  Rechte  und  Verbindlichkeiten  hat.  Der  Verein  ist  es  folglich,  welcher 
zunächst  Dritten  gegenübersteht,  die  mit  ihm  Geschäfte  machen.  An  diesen 
haben  sie  sich  zu  halten.  Mithin  erfolgt  die  Realisirung  Ton  Gesellschaftschul* 
den  zunächst  aus  dem  reellen  GesellscbaftsTermögen ,  welches  etwa  vorhanden 
ist,  sodann  aber  auch  aus  dem  Gescllschaftsfonds,  mit  welchem  der  Verein  als 
Yerkehrssubject  in  des  Leben  getreten  ist  und  existirt,  also  aus  dem  Personal- 
credit  oder  der  Solidarhafl  der  Mitglieder. 

Von  diesem  Standpunct  aus  müssen  die  §§  33 — 36  des  Entwurfs  betrach- 
tet werden.  Wahrend  des  Bestehens  hat  der  Verein,  bzw.  sein  Vorstand  Her- 
anziehung der  Mitglieder  nach  ihrer  Solidarhaft  und  die  Ausgleichung  der  des- 
halbigen  Leistungen  zu  bewirken.  Wenn  es  zur  Liquidation  kommt,  so  ist  es 
nicht  unpassend,  dies  den  Liquidatoren  zu  übertragen.  Indessen  könnte  im  Ein- 
zelnem an  §  36  Manches  ausgesetzt  werden. 

Interessant  ist  endlich  die  in  den  Schlussbestimmungen  erlangte  Anwend* 
barkeit  des  1.  und  4.  Buches  des  Handelsgesetzbuchs  auf  alle  einreg istrirten 
Vereine.  Man  braucht  die  Bestimmungen  über  Procura,  Buchführung,  sowie 
über  alle  Arten  von  Geschäften,  welche  das  Handelsgesetzbuch  enthält.  Sehr 
schmeichelhaft  für  das  letztere,  dajs  sein  Inhalt  der  Wunsch  selbst  der  Vereine 
ist,  welche  nach  den  Motiven  entschieden  keine  Handelsgesellschaften  sind.  Man 
hält  sie  für  besser,  als  das  gemeine  Recht,  darum  sucht  man  ihrer  theilhaftig 
zu  werden. 

Allein  es  tritt  hier  doch  noch  eine  tiefere  Lehre  zu  Tage.  Wird  man  allmäh* 
Ug  einsehen,  dass  sich  ein  eigenes,  gesondertes  Recht  der  Handelsgewerbsthätig- 
keit  gar  nicht  denken  läset?  Kauf,  Stellvertretung,  Societät  anders  beurlheilen 
SU  wollen,  wo  sie  dem  ohnehin  aller  Abschliessung  spottenden  Begriff  des  Han- 
dels dienen,  als  da,  wo  sie  einem  anders  zu  benennenden  Zweck  dienen,  soUta 
billig  von  vornherein  als  ein  Irrthum  erscheinen.  Da  man  dennoch  ein  eigenes 
Recht' des  Handels,  der  Handelsleute  oder  Handelsgeschäfte  geschaffen  hat,  ao 
acheint  ea  nach  der  Probe,  welche  unser  vorliegender  Entwurf  liefert,  dasa  der 
Inhalt  des  Handelsgesetzbuchs ,  so  weit  er  tauglich  Ist,  sich  rasch  den  Rechta ' 
Torkehr  auch  jenseits  der  Grenzen  des  Handels  erobert. 

W.  Endemann. 


Litteratur. 


XI. 

Bie  nattonaltfkoiioiiil0clie  Utieratar  in  der  perlodüicben 

PreMe« 

Italien. 

Das  Bild  von  der  wirthschaftlichen  Neuffeataltung  Italiens  ?er?oll8lindigen  wir 
im  Nacbatehenden  durch  Mittheilangen  fiber  daa  Grundeinkommen,  die  Poat- 
reform,  die  Arbeilen  des  Miniateriums  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel,  sowie  die  Ökonomiach  wie  politisch  gleichwichtigen  Geseise  über  das  Grosse 
Schuldbuch  Italiens  und  die  Unification  der  Schulden  der  einzelnen 
Theile  des  neuen  Königreichs. 

1)  Questioni  statiftiche  ed   economiche   per  G.  Roaai.     Riyista 
nationale  faac.  5  p.  417 — 443. 

Aus  dem  manichfacben  atatistischen  und  Ökonomischen  Inhalt  der  Abhandlung  des 
gelehrten  Verfassers  vonCondizioni  doli'  Italia  neli'  Agricoltura,  nelle 
Manifatture  e  nel  Comuiercio  etc.  (ed.  II.  1861)   und    Considerazioni 
aulla  ottenibile  prosper ita  d'ltalia   (ed.  4.  1862)    heben   wir  einige  No-* 
tizen  über  das  Einkommen  vom  Grund  und  Boden  Italiens  hervor. 

Nach   den    officiellen    Censustabellen    betragt   das    gesammte    GrundeiDkommen 

1,008,000,000  Lire. 
Davon  gehen  ab: 
die  Interessen  zum  Betrag  von  7%  (!)  von  der  auf  dem  Grund 

und  Boden  ruhenden  Schuld  von  4,694,495,619  Lire    .    .    328,614,533,33 

Steuern  an  den  Staat 116,633,684,00 

Abgaben  an.  die  Communen  und  Provinzen 54,083,194,00 

zusammen :  499,331,411,33 

Es  bleibt  demnach  nur  eine  Nettoeinnahme  von    ....     508,668,588,67. 

Rossi  schätzt  aber  die  wirkliche  Einnahme  aus  dem  Ackerbau  Italiens,  die  er 
der  vom  Staat  abgeachStzten  Summe  gegenüberstellt,  auf  2,350,000,000  Lire. 

Die  Zahl  der  fiscaliach  berücksichtigten  Hectaren  belrigt  21,592,450,  und  es 
kommen  sonach  ungelahr  8  Lire  Staatsgemeinde  u.  s.  w.-  Abgaben  auf  die  Hectare. 

Rossi  beklagt  den  tiefen  Stand  der  Statistik  in  Italien  und  ist  Gegner  der 
im  vorigen  Jahr  vom  Staate  unternommenen  Arbeiten  zur  Begründung  einer  Statistik 
für  das  Königreich  Italien. 

2)  Le    poaie  Italiane    per    A.   Capecelatro.     Rivista    faac.    5    p. 
462  sqq. 

Eine  einheitliche  Organisation  der  Post  war  eine  der  ersten  und  naheliegendsten 
Bestrebungen  des  neuen  Königreichs.  Das  den  ganzen  Staat  umfassende  allgemeine 
Gesetz  wurde  am  5.  Mai  1862  erlassen.  Wir  bedauern,  dass  manche  Bestimmungen 
desselben,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  Porti,  nicht  auf  deutschem  Grund 
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und  Boden  gelten.    Unsere  Satze  für  Telegramme  und  PostportiB  werden  ja  bald  die 
höchsten  sein  unter  den  CuUurvölkern. 

Der  Portobetrag  innerhalb  des  ganzen  Ronigreichs  ist  fär  den  frankirten  Brief 
bis  zu  10  Grammen  15  Centesimi  (ca.  1  Sgr.  3  Pf.),  för  den  unfrankirten  das  Dop- 
pelte; innerhalb  des  einzelnen  Posidistricts ,  in  welchem  ein  Brief  aufgegeben  wird, 
6  Centesimi  für  den  frankirten  und  10  für  den  unfrankirten  Brief.  Die  Zeilungen  sind 
durch  den  niedrigsten  Ansatz  begünstigt,  nämlich  1  Centesimo  für  jedes  Blatt  bis  zu 
40  Grammen ;  die  Biälter  der  nicht  periodischen  Presse  bezahlen  das  Doppelte  der 
Journale.  Von  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Postreglements  sind  nur  für  Toa- 
cana  und  die  beiden  Sicilien  Ausnahmen  gemacht  worden.  In  den  letzteren  kostet 
der  frankirle  Brief  8  Centesimi  und  der  unfrankirte  12;  in  Toscana  sind  die  Sätza 
10  und  20. 

Im  dritten  Artikel  des  Postreformgesetzes  wird  bestimmt,  dais  der  Postdiensk 
im  Jahre  1873  auf  alle  Communen  des  Ronigreichs  ausgedehnt  sein  soll*  Am  1* 
Januar  1861  gab  es  2145  Postämter,  am  1.  Januar  1863  2380.  Nur  in  der  Lom- 
bardei sind  sie  von  548  auf  530  in  diesem  Zeitraum  vermindert  worden. 

In  welchem  Maasse  namentlich  der  BriefpostTerkehr  in  Italien  gestiegen  ist,  zeigt 
die  Yergleichung  des  zweiten  Halbjahres  1861  mit  dem  von  1862 : 

2tes  Halbjahr  1861    38,384,853  19,169,001 

2tes  Halbjahr  1862    50,219,132  20,799,494 

Vermehrung  1862    11,834,279  1,630,493 

3)  II  ministero  d'agricoltara,   indastria  t  commercio  per  V« 

Elle  na.   RiTista  p.  477  sqq. 

Das  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  wurde  im  Jahre  1860  yon 
Grafen  Cavour  gegründet.  Wie  Administrationen  zu  dem  ausschliesslichen  Zwecke  be- 
stimmt waren,  den  Steuerpflichtigen  das  Geld  zu  entziehen,  so  sollte  auch  eine  Ver- 
waltung bestehen,  welche  durch  die  Vermehrung  des  ökonomischen  Wohls  das  den 
Adern  des  Volkskörpers  durch  die  Steuern  entzogene  Blut  demselben  wieder  zu- 
fuhren sollte.  Grundsätzliche  Gegner  hat  die  Tendenz  dieses  Ministeriums  auch  in 
Italien.  Uebrigens  hat  es  eine  grosse  Thätigkeit  seit  der  Zeit  seines  Entstehens  ent- 
faltet*   Wir  können  sie  nur  andeuten. 

Die  Ausarbeitung  eines  Gesetzes  über*  die  Holzcultur,  welches  den  Kammern  Tor- 
•gelegt  worden  ist,  ist  eine  fQr  Italien  wichtige  Maassregel.  Kaum  ein  Land,  selbst 
Frankreich  nicht  ausgenommen,  hat  von  der  Entholzung  solchen  Nachtheil  gehabt,  wie 
Italien.  Neueingeführt  hat  das  Ministerium  eine  Forstadministration  in  der  Romagna, 
wo  bisher  überhaupt  noch  keine  existirte ;  dasselbe  soll  in  den  Marken  und  in  Om- 
brien  geschehen.  Wer  das  mittlere  Italien  einmal  bereist  hat,  wird  sich  so  mancher 
kaliien  und  verbrannten  Districte  erinnern,  nach  der  Ueberlieferung  im  Alterthum 
reiche  und  bevölkerte  Gegenden.  Wir  wünschen  den  Organisationen  gleich  thätigo 
und  nachhallige  Ausführung.  Die  Jahrhundert  alten  Schäden  werden  nicht  in  wenig 
Jahrzenten  gehoben. 

Ein  wichtiger  Zweig  seiner  Tliätigkeit  ist  ferner  die  Verwaltung  und  die  Zer- 
stückelung der  Domanialgüter  (beni  domaniali).  Vielleicht  haben  wir  einmal  Gele- 
genheit, hierüber  etwas  Ausführlicheres  zu  bringen.  Es  sollen  von  ihm  Ackerbau- 
schulen  im  ganzen  Reiche  eingerichtet  werden.  Maschinen  für  den  Ackerbau  wurden 
bereits  eingeführt  und  an  einheimische  Landwirthe  verlheilt.  Elle  na  bemerkt  da- 
bei, dass  gute  Ackerbaumaschinen  in  Italien  bisher  fast  unbekannt  gewesen  seien. 
Anstatt  der  alten  Handelskammern,  gering  an  Zahl  und  im  Allgemeinen  schlecht 
organisirt,  richtete  das  Ministerium  58  neue  ein  in  allen  Theilen  des  Reiches,  auf 
freie  Wahlen  der  Handeltreibenden  basirt. 

Auch  ist  von  ihm  die  Umgestaltung  des  Münzwesens  und  Einführung  der  Münz- 
einheit und  des  Decimalsystems  durch  ganz  Italien  ausgegangen.  Ellena  scheint 
aus  eigener  Sachkenntniss  zu  eprechen. 

4)  Aus  dem 

,»Jahrbach  des  MiDisteriams  derFinanzen  im  Königreich  Ita- 
lien ffir  das  Jahr  1862^'  (Annuario  dal  Miniatero  della 
Finanze  del  Regne  d'Italia  pel  1862), 

welches  in  der  Rivista  p.  483  sqq.  besprochen  wird,  geht  hervor,  dass  die  neapolita- 
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nischen,  siciUschen  und  toscaniechen  Provinxen  sasammengenommeii  mit  11,264,276 
Einwohoern ,  d.  i.  mehr  als  der  Hälfte  der  Bevölkerung  des  ganzen  Königreichs^  bei 
den  yeranschlagten  Einnahmen  des  FinanzbudgeU  von  1862  mit  190,663,771  Lire  con- 
curriren.  Die  andern  Provinzen  des  Reiches  mit  nur  10,630,650  Einwohnern 
sind  daselbst  aufgeführt  mit  340,621,235  Lire,  das  heisst,  sie  zahlen  das  Doppelte 
wie  jene. 

Auffällig  ist  ferner  die  Beschränkung  der  Cultor  des  Tabaks.  Sie  ist  frei  ia 
Sicilien,  in  Sardinien  ist  sie  besonderen  Einrichtungen  unterworfen,  noch  beschränkter 
wird  sie  in  den  neapolitanischen  Provinzen  und  anderwärts  ist  sie  streng  verboten. 
Die  Rivista  spricht  sich  übrigens  stark  g<*gen  das  Lotto  aus,  „ein  Monopol,  das  wir^ 
koste  es  was  immer  für  Opfer,  abgeschafft  sehen  möchten.  Es  handelt  sich  um  eine 
Steuer,  welche  besonders  die  Unwissenheit  und  das  Elend  trifft.*^ 

6)  Kaum  ein  Finanzgesetz  ist  für  die  Gründung  des  Königreichs  Italien  wichti- 
ger, als  das  Gesetz,  durch  welches  das 

Grosse  Buch  der  öffentlichen  Schuld  des  Königreichi  Italien 
(legge  colla  quäle  h  istituito  il  Gran  L ihr o   dci  Debito  pubblico   del 
Regno  d'Italia) 
eingerichtet  wurde,  und  das 
Geseti  über  die  Unification  der  öffentlichen  Schulden  Italiens 

(legge  d'Unificatione  dei  Debiti  pubbiici  d'Italia). 
Jene«  ist  vom  10.  Juli  1861,  dieses  vom  3.  August  1861  datirt. 
In  Titel  I  des  ersteren  Gesetzes  heisst  es: 

Artikel  1.    Es  wird  das  grosse  Buch  der  öffentlichen  Schuld  eingerichtet. 
Art.  2.  Keine  Rente  soll  in's  Grosse  Buch  eingetragen  werden,  ausser  auf  Grund 
eines  Gesetzes« 

Art.  3.  Die  in^s  Grosse  Buch  eingetragenen  Renten  sollen  niemals,  su  Irgend 
einer  Zeit,  oder  aus  Irgend  einem  Grunde,  auch  nicht  wegen  öffentlicher  Noth 
(anche  di  pubblica  necessitä)  irgend  einer  besonderen  Steuer  unterworfen  werden, 
und  ihre  Bezahlung  soll  niemals,  zu  irgend  einer  Zeit,  oder  aus  irge.id  einem  Grunde, 
auch  nicht  wegen  öffentlicher  Noth,  vermindert  oder  verzögert  (diminuito  o  ritar- 
dato)  werden. 

Bei  den  Kammerverhandlungen  Über  diesen  Artikel  wurde  ausdrücklich  hervor- 
gehoben ,  dass  Fremden  wie  Einheimischen  die  Rente  stets  unverkürzt  auszuzahlen 
sei.  Den  Ersteren,  sagte  der  Senator  Gioja,  aus  dem. Grunde,  weil  ihr  Vermögen 
von  unseren  Auflagen  nicht  betroffen  werden  darf. 

Art.  6.  Für  Tilgung  der  Öffentlichen  Schuld  werden  die  jährlichen  Budgetgesetza 
sorgen. 

Durch  diesen  Artikel  wurden  die  Amortisationskosten  aufgehoben,  welche  tioch 
In  verschiedenen  Provinzen  von  Italien  existirten. 

Nach  Art.  9  Titel  il  des  Gesetzes  über  das  Grosse  Schuldbuch  können  die  ita- 
lienischen Renten  entweder  auf  eine  bestimmte  Person  geschrieben  oder  auf  den  In- 
haber (au  portenr)  ausgestellt  werden.  Die  einen  wie  die  andern  sind  einer  Stempel- 
abgabe von  50  Centesimi  (4  Sgr.)   unterworfen. 

Folgendes  ist  eine  Zusammenstellung  der  Renten  von  den  anerkannten  öffent- 
lichen Schulden,  welche  das  Königreich  Italien  übernommen  hat : 

Die  sardinischen  Staaten    62,036,265  05 

Neapel 26.003,633  50 

Sicilien 6,800,000   - 

Toscana 5,865,784   - 

Lombardei 7,531,185  53 

Modena 794,534  42 

Parma 610,453  95 

Bologna 121,500  - 

Gesammtsumme :  109,763,346  45 
Die  Unificstion  bis  zum  25.  November  1862   ergab  78,963,062  65  Lire  unificirte 
Renten,  Cronaca  della  Rivista  fasc.  V  p.  507.  .    . 
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B  B  g  I  a  B  4. 

Während  die  Baomwollennoih  in  den  Fabrikdfstricten  sich  etwas  gemindert  hat, 
erregt  der  wieder  zunehmende  Verfall  Irlands  ernstliche  Beunruhigung.  Dagegen  ist 
die  Finanzlage  des  Staates  um  so  günstiger,  so  daes  eine  Reduction  der  Steoem  um  mehr 
als  4Vs  Millionen  in  Aussicht  steht.  Selbst  an  eine  grössere  Minderung  der  Staats- 
schuld ksnn  gedacht  werden  —  wenn  der  Frieden  erhalten  wird.  Mit  gleicher  Be- 
friedigung wie  das  Gladstone'sche  Budget  ist  seit  langer  Zeit  in  England  keine 
Vorlage  eines  Finanzministers  aufgenommen  worden. 

1)   The   debate   on  Lancashire  distress.      Economist  Hai   2. 
1863. 

Perplexities    of  benoTolence.      Lancashire    ralief  works. 
EcoD.  Mai  9.    1863. 

Public  works  for  the  relief  of  the  Lancashire  operatiyes. 
Econ.  Hai  30.   1863. 

Die  Parlamentsdebatlen  fiber  die  BaamwoUennoth  in  Lancashire  und  die  Be- 
sprechungen in  der  Presse  bringen  immer  mehr  Klarheit  in  diese  grosse  Frage. 

Die  Zahl  der  jetzt  (Anfangs  Mai)  UnterstfiUten  betrug  noch  410,000  und  die 
Wochenausgabe  die  enorme  Summe  von  37,000  L.  St.  Die  gesammten  Gelder,  die 
seit  dem  Beginne  der  Krisis  eingingen,  beliefen  sich  auf  2,735,000  L.  St.,  woTon 
mehr  als  die  HSlfte  aus  Lancashire  kam.  Davon  sind  bis  jetzt  1,863,000  L.  St. 
zur  Al>lfQlfe  der  Noth  verwendet  worden,  und  der  HQlüsfond  betrug  Anfangs  Mai  noch 
845,000  L.  St. 

Uebrigens  ist  die  rein  ökonomische  Schwierigkeit,  die  feiernde  Bevölkerung  zu 
erhalten,  im  Sinken  begriffen.  Monat  für  Monat  und  Woche  fOr  Woche,  heiast  es  im 
Economist  vom  30.  Mai,  nimmt  die  Zahl  der  unbeschäftigten  Armen  in  den  27  Be- 
zirken (Unions)  ab.  Es  sind  die  Bsumwollenarbeiter  mit  viel  geringeren  Kosten  und 
mit  weniger  Schwierigkeit  und  vollständiger  unterstützt  worden,  als  es  vermuthet  oder 
vorausgesetzt  werden  konnte. 

Die  Discusslon,  die  unserm  Daf&rhalten  nach  der  englischen  Ökonomischen  Presse 
alle  Ehre  macht,  dreht  sich  jetzt  besonders  darum,  wie  verhindert  werden  kann,  dass 
die  unterstützte  Bevölkerung  durch  die  Unterstützung  selbst  nicht  moralisch  her- 
unterkommt. Die  Antwort  hierauf  kann  nur  eine  einzige  sein,  nämlich  den  Unbe- 
schäftigten Bescbäfligung  zu  geben.  In  der  Unterstützung  brodloser  Arbeiter  durch 
öffentliche  Arbeiten  hat  man  auch  in  andern  Ländern  Erfahrungen  gemacht.  Die  Re- 
sultate sind,  meist  keine  glänzenden  Proben  ökonomischer  Einsicht  gewesen,  ja,  haben 
oft  das  Entgegengesetzte  des  beabsichtigten  Zwecks  zur  Folge  gehabt.  Das  Raisonne- 
ment  des  Economist  läuft  dahin  hinaus,  dass,  wie  in  der  Politik,  so  auch  in  der  Oeko- 
nomie  der  Satz  gefährlich  und  falsch  ist,  dass  „etwas  gethan  werden  muss".  Die 
er^e  und  Hauptbedingung  aller  Beschäftigung  soll  vielmehr  die  sein,  dass  sie  nützlich 
ist,  und  dass  auch  der  Beschäftigte  fühlt,  dass  er  etwas  Nützliches  thut,  wenn  er  ar- 
beitet; ein  Grundsatz,  dem  wir  unsere  volle  Zustimmung  geben  müssen. 

Ueber  kurz  oder  lang  wird  die  Lancashire  distress  zu  Ende  gehen,  so  manche 
Arbeiterfamilie  wird  ökonomisch  und  moralisch  ruinirt' worden  sein,  die  englische  In- 
dustrie hat  jedoch  dadurch  weniger  gelitten,  als  man  anfänglich  fürchtete,  und  die 
ökonomische  Wissenschaft  und  die  Armenpflege  insbesondere  haben  wesentliche  Be- 
reicherung dadurch  erfahren,  denn  noch  niemals  ist  eine  Ökonomische  Frage  in  solcher 
umfassenden  Weise  beobachtet  und  besprochen  worden,  und  noch  nie  ist  man  bei  einem 
gleich  grossen  Unglück  so  systematisch  und  conseqoent  mit  thätiger  Privatabhülfe  zu 
Werke  gegangen.  Das  wird  sich  klar  herausstellen,  wenn  zum  Schluss  das  Facit  ge- 
zogen wird. 

2)  Wip;:wju^^  Handel   and  Industrie  Grossbritanniens  in   den   letzten   drei 
«JUirec  *  j^FcK  die   Baumwollenkrisis   im  Grossen   und  Garnen  gelitten 
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haben,  zeigen  die  Verdflimtltchniigen  dea  Handelsamte  (Bcon.  Mai  2. 
1863). 

Danach  betrag  die  Ausfuhr  in  den  drei  ersten  Monaten  des  Jahres,  veai 
1.  Januar  bis  31.  Harz 

1861  .    .    *    .  27,669,249   L.  St. 

1862  ....  26,423,763    -    - 

1863  ....  27,661,204    -    - 

nad  die  Einfuhr  in  den  beiden  ersten  Monaten,  Tom  1.  Jannar  bis  28.  Febraar 

1861  ....  18,649,024  L.  St 

1862  ....  16,754,301  -  - 

1863  ....  19,232,736  -  - 

3)  How  to  make   India   tal^e   the    place    of  Amerika    as  our 

Cotton  field.     Econ.  April  11.   1863. 

In  diesem  Commonfcat  an  den  Eeonomist  ist  die  interessante  Notiz  enthalten, 
dass  ein  indischer  SteuereinBehnier,  Shaw,  bereits  Tor  20  Jahren  in  demDistrict  von 
Dbarwar  25  Acker  Land  mit  Samen  ton  New -Orleans -Baumwolle  bestellen  liess 
und  dasa  ihm  dieses  Experiment  nicht  nur  gelang,  sondern  dass  er  auch  nach  lieber- 
Windung  endloser  Schwierigkeiten  dureb  Geduld  und  Ausdauer  und  durch  das  Ansehen 
seiner  StelluBg  die  Bauern  (Ryots)  TOaDharwar  dahin' brachte,  dass  sie  214,000  Acker 
Land  mit  New-Orleana-Baumwalle  baalen.  DerProdoctionspreis  (dasPfund3£arthings) 
dieses  indisch- amerikanischen  Prodti^ts  und  die  enormen  Transportkosten  zusammen 
sind  niedriger  als  der  Preis  der  amerikanischen  New- Orleans -Baumwolle.  ]>ass  Indien, 
welches  bereits  8  Millionen  BaUef  Baumwolle  jährlich  bauk  durch  Boden,  Klima  und  Be- 
▼dlkerung  in  der  Lage  lat,  deiv  ettropaiseheft  Msrkt  mit  Baumwolle  zu  versehen,  wird 
auch  von  Anderen  anerkannt  • 

Gleichzeitig  Wird  noch  erwähnt,  dass  zwar  das  indische  Gouvernement  ähnliche 
Yersnche  mit  ainerika nischer  Baumwoll«  gemacht,  dass  diese  aber  lediglich  deshalb 
missglücfct  8eiei|,"weil  die  damit  Beauftragten  ungeschickt  waren  oder  geradezu 
beabsichtigten,  dass  diese  Versuche  missllngen  sollten,  was  neuerdings  an's  Licht 
gekommen  sei!  Uebrigena  ist  schon  Jetzt  die  Einfuhr  aus  Ostindien  im  immerwäh- 
renden Steigen. 

4)  The  finanee  of  Great  Britain.     Econ.  April  11.  1863. 

the  budget«     Great  redvction  af  taxation.  Ecoo.  April  18. 
1863. 

Die  gesammten  Staatsschulden  Englands  am  Ende  jeden  Jahres  seit  dem  Krim- 
kriege  betrugen: 

Faad!rte  Schald.       UnfoDdlrte  Selmld.  Samma. 

1864  .  .  .  752,268,272  22,783,000  775,041,272  L.  St. 

1856  .  .  .  766,778,599  26,596,600  793,375,199  -    - 

1856  .  .  .  779,931,088  28,050,700  807,981,788  -    - 

1857  .  .  .  779,655,399  25,627,300  805,282,699  -    - 
1868  .  .  .  778,561,783  25,883,700  804,445,483  -    - 

1859  .     .    .    786,219,236  16,230,000  802,449,236  -    - 

1860  .    ♦    .    785,294,641  16,183,100  801,477,741  -    - 

1861  .    .    .    784,420,007  15,529,800  709,949,807  -    - 

Die  glänzende  Finanzlage  ruft  notbwendigerweise  Pläne  hervor  zur  grdsseren 
Reducirung  dieser  Schuldenmasse. 

Der  Artikel  über  das  Budget  des  Herrn  Gladatonelst  eine  Anerkennung,  wie 
sie  wohl  wenige  Finanzminister  ?om  Eeonomist  erhalten  haben.  Er  sagt:  „Es  ist 
eine  Art  ruhiger    Geachicklichkeit  (akill)    vm   Mr.  Oladstone's    gegenwärtiges 
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Badgcl,  welches  selten  seines  gleichen  gehabt  hat.'*  Er  wandert  sieh,  dass  man  nicht 
mehr  darüber  verwundert  ist,  dass  der  Finanzminister  eine  Steuer -Reduction  von 
4,600,000  L.  St.  in  Vorschlag  bringt. 

Oladstone  nimmt  an,  dass  die  Ansga^n  im  nächsten  Jahr  67,749,000  be- 
tragen, die  Einnahmen  bei  den  bisherigen  Steueni  würden  sich  dagegen  auf  71,490,000 
belaufen.  Der  zwecicmässigeren  Besteuerung  wegen  schlägt  er  noch  133,000  L.  St.  neue 
Steuern  vor.  Die  Hauptreduclion  der  Steuern  besteht  in  der  Herabsetzung  der  Theo- 
Steuer  von  i  sh.  6  d.  auf  1  sh.  pr.  Pfd.  und  der  Einkommensteuer  um  2  pence  vom 
L.  St.  Jener  Steuerausfall  beträgt  aufs  Jahr  1,659,000,  die  Reduction  der  Einkommen- 
steuer ist  mit  2,760,000  L.  St.  veranschlagt. 

6)   State  of  IreUnd.    Maj  23.  1863. 

Es  ist  ausser  Zweifel,  dass  die  Baumwollennoth  in  Lancashire  die  Aufmerksam« 
keil  Englands  von  der  seit  den  letzten  drei  Jahren  wieder  steigenden  Noth  in  Irland 
abgezogen  hat*  Irland  ist  ein  vorzüglich  ackerbautreibendes  Land,  und  in  den  drei 
Jahren  1860,  1861  und  1862  war  die  Witterung  daselbst  verhältnissmassig  kalt  und 
nass.  Die  Folge  davon  war  das  stärkere  Wiederauftreten  der  Kartoffelkrankheit  und 
der  Mangel  an  Feuerungsmaterial.  Der  Minderertrag  der  Ernten  in  diesen  drei  Jah- 
ren wurde  i.  J.  1862  auf  12,000,000  L.  St.  geschätzt. 

Nach  dem  Economist  war  seit  der  grossen  Hungersnoth  bis  zum  Jahre  1859 
Irland  im  Aufschwung  begriffen,  und  er  glaubt,  dass  auch  die  jetzige  Calamität  nur 
Folge  dreier  ungünstiger  Jahre  sei  und  aufhören  werde,  sobald  gute  Erntejahre  ein- 
treten. 

Damit  scheint  freilich  die  Zahl  der  Auswanderer  im  Widerstreit  zu  stehen,  die 
er  selbst  (nach  der  irischen  Agriculturstatistik)  angiebt. 

Es  wanderten  danach  jährlich  aus: 

1851  —  1854  durchschnittlich    171,000 

1855  —  1857  •  -  93,000 

1858  -  64,000 

1859  -  80,600 

1860  -  84,600 

1861  -  64,300 

1862  -  70,100 

Der  Uebersehnss  der  Geborenen  über  die  Gestorbenen  beträgt  ungefähr  60,000 
pro  Jahr,  so  dass  also  die  Bevölkerung  fort  und  fort  im  Sinken  begriffen  ist;  und 
es  wandert  bekanntlich  in  der  Regel  der  kräftigste  und  unternehmendste  Theil  der 
Bevölkerung  aus.  Aber  er  sieht  in  dieser  Entvölkerung  nichts  Ungünstiges,  er  sagt 
im  Gegentheil :  „Die  Wahrheit  ist,  dass  die  irische  Verbesserung  mit  der  irischen  Ent- 
yölkerung  begann  und  wesentlich  mit  ihr  zusammenhing,  u|^d  Irland  nach  dem,  was 
Irland  ist,  ist  noch  übervölkert.^* 

Der  Beweis,  den  er  hierfür  führt,  scheint  uns  so  beachlenswerth,  dass  wir  ihn 
angeben  wollen. 

Irland  ist  nicht  allein  zu  einem  Drittel  unbebaut,  sondern  auch  so  weit  nicht 
cuHurßhig ,  indem  die  Bodenfläche  aus  Wasser ,  Morast,  Sumpf  oder  Steinen  besteht. 
Dies  zeigt  folgende  Uebersicht. 

Die  Bevölkerung' and  die  Bbdenfläche  von  Irland. 


Proviniea" 

Totaler 

Cültarffthifer 

BeT5lkerang 

Acker 

CttltarfUitfer 

Aekefbetrsff 

Aekerbetrac    . 

f.  J.  1861. 

pro  Sopf 

Acker  pr.Kopf 
2.8 

Leinater 

4,876,000 

3,976,000 

1,439,600 

3.4 

Munster 

6,064,000 

3,890,000 

1,603,200 

4.0 

2.6 

Ulster 

5,476,000 

3,416,000 

1,910,400 

2.8 

1.8 

Connaught 

4,392,000  . 
20^»08,000 

2,226,000 
13,507,000 

911,300 
£u764,500  . 

4.8 
3,6 

2.4 

Irland 

2,36. 

Nnn  ist  fast  keine  Manufactur- Industrie  in  irgend  einem  Theile  ron  Irland  -* 
in  Connaagbt  vollständig  keine  —  in  Münster  so  Tiel  wie  keine.  Die  Bevölkerung 
lebt  daher  nur  von  der  CuUur  des   Bodens  oder  dem  Verkauf  der  Bodenfrüchte. 
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Nach  der  obigen  Berecbnong  kommt  aber  nur  flbcrhaopt  Zfi  Acker  Land  anf  den 
Kopf  und  cuUurfahiger  Boden  nar  2y<i  Acker. 

Der  Economist  slellt  dem  gegenüber  drei  Ackerbaudistricte  Englands  ron  ihn- 
lichem  Klima  und  ähnlicher  Bodenbeschaflfenheit  wie  Irland,  nimlich: 

Acker  BevOlkemng  Acker  auf 

Land  i  J.  1861     ^  den  Kopf 

Cumberland  1,001,000  205,000  ^  4,9 
Westmorelahd  485,000  61,000  8,0 
Wales       4,734,000 1,112,000 4.2 

6,220,000  1,378,000  O 

Es  kommen  demnach  In  diesen  englischen  Dtstriclen  4Vs  Acker  statt  3*4  Acker, 
wie  in  Irland,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  Und  dabei  hat  Cumberland  noch 
Kohlengruben,  ebenso  Wales,  letzleres  ausserdem  noch  Eisenbergwerke.  Ebenso  kom- 
men in  den  Grafschaften  Buckingliam  2.8,  Hereford  4.3,  Lincoln  4.3,  Huntingdon  3.6, 
Rutland  4.4,  North  Riding  5.5  Acker  Land  auf  den  Kopf. 

Er  hält  es  datier  für  einen  Missgriff,  die  Auswanderung  Irlands  zu  entmuthigen 
und  ein  Missverständniss,  zu  glauben ,  dass  dieselbe  eine  nachtheiligo  oder  beklagens- 
werthe  Höhe  erreicht  habe. 

Wir  ergänzen  die  obigen  Mitlheilungen  noch  mit  einigen  Angaben  aus  dem  Be- 
richt von  Dr.  Neilson  Hancock  an  den  Lord -Lieutenant  Ton  Irland  über  den  an- 
geblich fortschreitendon  Verfall  Ton  Irland,  die  wir  dem  Economiste  beige  20.  Juni 
1863  entnommen  haben. 

Die  Ackerzahl  von  Culturland  aller  Art  war  1849  5,238,275;  im  Jahre  1860 
stieg  sie  auf  5,970,139  Acker,  aber  bereits  1861  bemerkte  man  ein  Fallen  von  79,603  Acker, 
und  1862  um  weitere  138,84t.  Doch  überstieg  noch  im  Jahre  1862  das  bebaute  Land 
um  500,000  Acker  das  Culturland  von  1847. 

Im  Jahre  1859  waren  1,200,347  Acker  Land  mit  Kartoffeln  bestellt,  im  Jahre 
1862  nur  noch  1,017,317 ! 

Die  Bevölkerung  betrug  im  Jahre  1841  8J 97,124  Seelen,  im  Jahre  1851  nur 
noch  6,552,000  und  im  März  1861  nur  5,789,233  Seelen ! 

In  diesem  Jahre  aber  ist  die  Auswanderung  in  Irland  stirker,  als  seit  einer 
Reihe  von  Jahren. 


6)  Hare  the  discoreries  of  gold  in  Anttralia  and  California 
lowered  the  yaliie  of  gold?    Econ.  Hai  30.  1863* 

Es  ist  eine  Zuschrift  des  Herrn  J.  E.  Cairnes  an  den  Economist,  in  welcher 
er  seine  Uebereinstimmung  mit  einer  Schrift  eines  Herrn  Jevons  über  das  Fallen 
des  Goldwertbes  ausspricht.  Derselbe  halte  in  dieser  Schrift  auszuführen  gesucht, 
dass  seit  1844  bis  Jetzt  der  Werth  des  Goldes  eine  Minderung  von  wenigstens 
9  Proc.  und  wahrscheinlich  von  15  Proc  erfaliren  hat.  JoTons  findet,  dass 
bei  den  „Hauptwaaren**  wie  bei  Netallen,  den  hauptsächlichsten  Rohproducten,  Agri- 
cuUurerzeugnissen,  Fleiscliwaaren  u.  s.  w.  eine  Steigerung  des  Preises  Ton  durchschnitt- 
lich 16  Procent  eingetreten  ist;  in  den  „minderwichtigen**  (minor) "Waaren  wie  Theo, 
Zucker,  Kaffee,  Spirituosen  u.  a.  w.  eine  Steigerung  von  noch  nicht  ganz  7  Procent. 
Beide  stimmen  darin  überein ,  dass  eine  Preiserhdhung  stattgefunden  hat  sowohl  in 
animalischen  als  in*  Tegetabilis'chen  Producten,  sowohl  in  Roh-,  als  in  feineren  Manu- 
facturerzeugnjssen. 

Dabei  iat  noch  nicht  einmal  in  Anschlag  gebracht,  dass  Jn  Folge«  der  Mitwirkqjig 
vom  Freihandel,  von  Eisenbahnen,  Telegraphen  und  unzfihKgen  anderen  VerTollkomm- 
nnngen,  die  sSmmtlich.aufVerwohlfeilerung  hinarbeiten,  eine  Mbdderung  der  Waarett" 
preise  hätte  eintreten  sollen. 

Die  Beurlheilung  dieser  so  wichtigen  Frage  erfordert  eine  auf  die  speciellsten 
thatsichlichen  Unterlagen  gegründete  Untersuchung,  bei,  welcher  alle  Faetoren  der 
Production  mit  in  Rechnung  gezogen  werden  müssen.  Es  ist  eine  Aufgabe  der  Sta- 
tistik, an  deren  Ldsnng  Ton  allen  Sachkundigen  gemeinsam  gearbeitet  werden  sollte. 
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XV. 

Abnahme  der  ehelichen  Frachtbarkelt  in  Frankreich  wfth- 

rend  der  letzten  vier  Decennien. 

Dass  unter  allen  Landern  Europas,  über  welche  zuverlisaige  atatialiache 
Aufnahmen  Yorliegen,  Frankreich  dasjenige  Land  ist,  in  jn^elchem  die  Ehen  die 
geringste  Fruchtbarkeit  zeigen,  war  bekannt  (s.  Wappäns,  Allgemeine  Be- 
Yolkerangsstatistik.  Leipzig  1861.  Th.  II  S.  313  ff.)'  Im  neuesten  Jahrgange 
des  Annuaire  de  l'öconomie  politiqne  et  de  la  statistique.  Paris  1863  und 
gleichzeitig  im  Aprilheft  das  Journal  des  ^conomistes  von  1863  weist  Legoyt, 
Chef  des  statistischen  Bureaus  Ton  Frankreich,  durch  Yergleichung  der  jährlich 
neugeschlossenen  Ehen  und  der  jährlichen  Geburten  nun  auch  nach,  dass  die 
Fruchtbarkeit  der  Ehen  in  Frankreich  seit  1822  in  fast  ununterbrochen  stetiger 
Abnahme  begriffen  ist. 

Die  Zahlen  sind  folgende:  , 

Es  kamen  auf  «ine  Ehe  ehelicher  Kinder 

im  Zeiträume 

1822—1831  ....  3,64 

1832—1841  ....  3,31 

1842—1851  ....  3,19 

1852—1856  ....  3,16 

1857  ....  2,94 

1858  ....  2,91 

1859  ....  3,14 

1860  ....  3,07 

Die  Methode  der  Berechnung,  welche  Legoyt  hier  anwendet,  ist  aller- 
dings nicht  correct,  weil  die  Zahl  der  Geburten  nicht  durch  die  Zahl  der  nea- 
geschlossenen,  sondern  durch  die  Zahl  der  früher  geschlossenen  Ehen  bedingt 
ist  und  weil  hier  die  Zahl  der  jährlich  aufgelösten  Ehen  ganz  unberücksichtigt 
geblieben  ist.  Aber  in  Yorliegendem  Falle  würde  doch  auch  bei^  Teranderter 
Reehnungsmethode  das  Resultat  das  gleiche  bleiben,  da  nach  amtlichen  Quellen 
die  Zahl  der  aufgelösten  Ehen  ebenso  wie  die  der  geschlosssenen  Eben  in  Frank- 
reich während  jenes  Zeitraumea  ziemlich  constant  geblieben  ist. 

Wenn  Legoyt  als  Ursachen  dieaer  auffallenden  Erscheinung  nur  den 
Fortschritt  des  Geistes  der  Ordnung,  der  Voraussicht  und  der  Ueberlegung  und 
das  zunehmende  Alter  angiebt,  in  dem  man  sich  gegenwärtig  in  Frankreich 
Terheirathet,  so  können  wir  darin  nur  das  Streben  des  französischen  Statistikers 
erkennen,  die  Zustände  seines  Vaterlandes  in  möglichst  günstigem  Lichte  er- 
scheinen zu  lassen.  Eine  unparteiische,  auf  das  gesammte  thatsächliche  Material 
gegründete  und  einschneidende  Untersuchung  der  Ursachen,  welche  die  sitt- 
lichen Schäden  Frankreichs  schonungslos  aufdeckt  und  den  nachtheiligen  Ein- 
flusa  der  Findelhäuser  mit  in  die  Erörterung  zieht,  würde  sowohl  für  die  Wissen- 
schaft als  auch  für  Frankreich  erspriesslicher  sein. 
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XVL 
Iwan  Po00os€hkow*  ein  rasilkicher  JIFatlonaldlcoiiom  aiui 

der  Seit  Peter's  dem  Orossen« 

In  der  Baltischen  Monatsschrift  (Riga  bei  Kymmel)  Band  VI  und  YII 
hat  gegenif artig  Dr.  Brückner  in  Petersburg  fünf  lesenswerthe  Abbandlungen 
über  einen  höchst  merkwfirdigen  Mann  und  Schriftsteller  veröffentlicht,  von  dem 
wir  unseren  Lesern  mit  wenigen  Worten  Kenntniss  zu  geben  uns  yerpflichtet 
halten. 

Possoschkow,  ein  Bauer  aus  dem  Dorfe  Pokrowskoje,  der  ungeffihr 
1670  geboren  war,  erwarb  sich  durch  wirlbschaftlichen  ^ Sinn ,  unermüdliche 
Thätigkeit  und  Geschäflsgewandtbeit  ein  so  bedeutendes  Vermögen,  dass  er 
ganze  Dörfer  ankaufen  konnte,  Fabriken  anlegte,  Tiele  Reisen  im  russischen 
Reiche  machte  und  mit  den  höchsten  Würdentrigern  des  Reichs  im  Verkehre 
stand.  V  Seine  Schriften  wurden  zuerst  Ton  Pogodin  nach  zwei  Handschriften 
Moskau  1842  herausgegeben.  Die  umfassendste  derselben  ist  n*tionalökonomi^ 
sehen  Inhalts.  Sie  führt  den  Titel  „Ueber  Armuth  und  Reichlhum*',  stammt 
aus  den  Jahren  von  1721 — 24  und  war   für   den  Kaiser  Peter  den  Grossen 

r 

selbst  bestimmt. 

In  dieser  Schrift  ist  P.  gleichsam  der  Theoretiker  Peter's,  der  das,  was 
Peter  durch  die  That  erstrebte,  durch  das  schriftliche  Wort  ausführte.  Er  ist 
wie  Peter  Mercantilist ,  stellt  Handel  und  Manufactnren  weit  über  den  Ackor- 
bap,  eifert  für  ökonomische  Unabhängigkeit  vom  Auslande,  huldigt  einem  auf- 
geklarten Despotismus,  der  alles  wirthscfaaftliche  Heil  des  Volkes  von  einer 
strengen  Zucht  durch  die  Staatsgewalt  und  von  Monopolen  erwartet,  und  be- 
trachtet den  Kaiser  als  die  Quelle  aller  wirthschaftlichen  Organisation  und  als 
den  Helfer  aus  aller  Noth. 

Das  Alles  ist  zwar  nicht  streng  wissenschaftlich,  aber  doch  so  originell  aus- 
geführt, so  wenig  nachgebetet  und  so  sehr  mit  einzelnen  gesunden  kömigen 
Ansichten,  z.  B.  über  die  Nothwendigkeit  des  Forstschutzes  und  der  Forstcultur 
und  über  die  Nothwendigkeit  häuslicher  Sparsamkeit,  gemischt,  dass  dem  Schrift- 
steller Possoschkow  in  der  Geschichte  des  Hercantilismus  ohne  Zweifel  ^n 
selbststfindiger  Platz  gebührt. 


XVII. 

BeltrBye    sar  Ayriciiltar  -  StatMIk    des    HerBOgtlraiii» 

9aeli0eii  -  Altenbtiri^. 

I.   Eintheilung  des  Bodens. 

Die  bereits  früher  bewirkte  und  in  den  tierten  und  fünften  Decennien  die- 
ses Jahrhunderts  bei  Gelegenheit  der  Einfuhrung  eines  neuen  Grundsteuersystems 
revidirte  Vermessung  des  Landes,  sowie  dessen  yoUständige  Kstastrirung  gestattet 
eine  genaue  Angabe  der  gegenwartigen  Vertheilung  des  Bodens  nach  den  rer- 
schiedenen  Culturzwecken  und  eine  Uebersicfat  der  von  demselben  ermittelten 
fWerthseinheiten.  Eine  Zusammenstellung  nach  den  einzelnen  Gerichtsbezfarken 
erhellt  aus  nachfolgender  Tabelle. 
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In  Bezug  anf  diese  Tabelle  ist  Folgpendea  zn  bemerken: 

1)  Ein  Acker  altenborgticbea  Haaes  hält  200  Qaadratrothen  k  100  Qaadrat*- 
eilen,  also  20,000  Quadratellen.  Eine  Elle  hSlt  wie  die  sicbaische  251,<^'^ 
pariser  Linien  oder  21,^^^^  Zoll  preussisches  Maast. 

Daber  ist 
1    QRutbe    altenburgiscbes   Haass  =  81  Q  Ellen   238,^^   Q  Zoll    preossi- 

sches  Haass 
und 

1  Acker  altenbori^sches  Haass  =  2,^^  Horgen  prenssisches  Haass. 

2)  In  prenssische  Horgen  umgewandelt  zerfallt  daber  der  Grundbesitz  des. 
Herzogthoffls  in: 

14,696,^' Horgen  Garten  und  Geboftey 
276,081,"       „       Ackerland, 

Wiesen, 
Hocbwald 
Niederwald, 
Weiden,, 
Gewässer, 

Steinbrücbe,  Sandgruben  n.  s.  w., 
Unland  und  Wege, 


41,996,»» 

127,799,»* 

30,713,0» 

12,798,»» 

1,927,»» 

730,»» 

12,177,*o 


99 

>> 
99 
>1 


617,921,»»  Morgen  in  Summa. 

3)  Vergleicht  man   die  ProcentTerballnisse  der  einzelnen  Culturarten   mit 
denen  des  Königreichs  Sachsen,  so  ergiebt  sich  folgendet  Resultat: 


Staaten. 


Gftrten 

und 
Gehöfte. 


Königreich 
Sachsen. 


Herzogth. 
Altenburg.  12  M 


£ 


.c 


2,» 


p.c. 


Acker- 
land. 


06 


+0, 


— 0,» 


m 


).C. 


60,» 
63,w 


Wiesen. 


).c.     p.c. 


-2,« 


+2,« 


li,M 


8,w 


+8," 


-3,« 


Wal- 
dungen. 

p.c.     p.c. 


30,« 


30,'o 


Weiden. 


p.c.  p.c. 


+0,^ 


-•,» 


2,10 


.50 


-0,io 


+0,« 


Ge- 
wässer. 


p.c.  p.c. 


v^ 


0,« 


Wein- 
berge und 
Stein- 
brache. 

p.c.  p.c. 


+V 


-Qf 


0,M 


0,10 


+  0,M 


Unnutz- 
bare 
n&chen. 


p.c.  p.c. 


i.« 


-0,«  2.» 


-0,» 


+0, 


1t 


Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Culturrerhaltnisse  dieser  beiden  Nachbarlän- 
der sehr  analoger  Natur  sind,  denn  die  fiber  1  Procent  der  Grundfläche  betra- 
genden Hehr-  oder  Hinderflächen  einer  Culturart  sind  nur  bei  dem  Ackerlande 
und  den  Wiesen  Torhanden  und  gleichen  sich  in  diesen  Hauptbranchen  bis  auf 
0,»»  Procent  aus. 

4)  Das  Ackerland  nimmt  über  die  Hälfte  des  ganzen  Areales  (63,^ 
Procent)  ein,  während  in  Preussen  nur  circa  42  Procent  auf  diese  Culturart 
fallen. 

Eingeschlossen  in  dieser  Fläche  sind  3  Acker  166  Ruthen  Weinberge, 
welche,  —  da  in  Preussen  unter  jenen  42  Procent  die  Weinberge  und  Obst- 


5*04  MiicelleD. 

pflanznngeD  auch  nicht  mit  enthalten  eind,  —  auf  die  angegebene  Yerfleidmog 
einen  kaum  nennenswerthen  Einfluss  ausüben.  Wesentlich  tritt  jedoch,  bei  fast 
ganz  gleicher  Grösse  der  Landestheile ,  der  Westkreis  hinter  den  Ostbreis  zn- 
röck,  indem  er  bei  50,'  Procent  Fliehe  nur  19,*^  Procent  Ackerland  bat,  wah- 
rend der  Ostkreis  bei  49,^  Procent  Fläche   33,'  Procent  Ackerland  besitat. 

Dieses  HissTerhaltniss  wird  auch 

5), durch  die  Wiesen  nicht  ausgeglichen,  da  der  Ostkreis  auch  hier  mit 
einem  Plus  Ton  0,^  Procent  auftritt. 

Mit  Preussen  verglichen,  wird  das  Procentverhältniss  des  Wiesenareales 
zur  Gesammtflache  annähernd  ein  gleiches  sein  (8  Procent). 

Was  dagegen 

6)  die  Waldungen  anlangt,  so  steht  das  Hersogthom  Altenbnrg  dem 
Königreiche  Preussen  (30,^:  18,^ Procent)  mit  12,^  Procent  Plus  gegenfiber,  während 
es  sich  mit  dem  Waldbestande  nach  Yerhiltniss  der  Gesammtflache  balancirt 

Uebertroffen  wird  es  in  Deutschland  im  Holzbestande  nur  von  Knrhessen 
mit  9,'^  Procent,  vom  Grossherzogthum  Hessen  mit  2,'^  Procent,  von  Baden 
mit  1,'^  Procent  und  yon  Wfirtemberg  mit  0,''  Procent. 

Sehr  gross  ist  der  Unterschied  des  Waldantheils  in  den  beiden  Kreisen 
selbst.  Hier  überwiegt  der  Westkreis  den  Ostbreis  (22,^:8,*  Procent)  um  14,' 
Procent,  wodurch  der  oben  unter  4  und  5  erwähnte  Minderbetrag  an  Ackerland 
und  Wiese  seine  Erklärung  findet. 

Von  dem  ganzen,  mit  Wald  bestandenen  Areale  fallen: 

26,087  Acker  —  Quadratruthen  mit  41,'  Procent  auf  die  Domanialforsten, 
1,987    „      —  „  „     3,^         „        „    „    Communalforsten, 

1,809    „      —  „  „    2,^         „        „     „    geistlichen  Forsten  und 

33,269  „       70  „  „  52,^^         „        „    „    Privatforsten 

63,152  Acker  70  Quadratruthen  =  100  Procent  Summa. 

In  Beziehung  auf  die  Holzarten- sind  bestanden: 

866  Acker  —  Quadratrnthen  mit  Buchenhochwald,  und  zwar: 

393  Acker  —  Quadratruthen  im  Ost-  and 
473     „      —  „  „    Westkreise 

Summa  utsupra; 
15,404      „     — „         mit  Mittel-  und  Niederwald  und  zwar: 

12,092  Acker  —  Quadratruthen  im  Ost-  und 
3,312     „      —  „  „  Westkreise, 

Sum.  iits. ; 

46,882  Acker  70  Quadratruthen  mit  Nadelholz  und  zwar: 

3,575  Acker  —  Quadratrnthen    im  Ost-  und 

43,307      „      70  „  „    Westkreise, 

Sum.  uts. 


6,3152  Acker  70  Quadratruthen  in  Summa. 
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7)  Das  ProcenlTerhültniss  der  Weiden  ist  dasselbe  ide  io  PreoBsen: 

In  Bezug  auf  die  beiden  Kreise  fallen  drei  Yiertbeile  aaf  den  Westkreia 
(in  manchen  Floren  anf  dem  linken  Saalnfer  50,  100,  200  Acker  und  darüber) 
und  ein  Yiertheil  auf  den  Ostkreis,  wo  sie  unter  der  Rubrik  9,LehdeB^^  die  in 
allen  Fluren  vorkommenden  Ränder  bilden* 

8)  Unter  den  Gewiasern  sind  die  Teiche  und  fliessenden  Gewisser  be- 
griffen, jedoch  kann  das  gesonderte  Areal  beider  Kategorieen  nicht  angegeben 
werden. 

9)  Unter  der  Rubrik  „Steinbrüche^^  sind  die  Privatwege,  die  Oberfliche 
der  Stein-  und  Kalkbrüche,  der  Thon-,  Lehm-,  Sand-,  Hergel-,  Torf-  und 
Kohlengruben,  nebst  dazu  gehörigen  Betriebsplatzen  und  alle  anderen,  der  na- 
türlichen Production  zu  Gunsten  anderer  Zwecke  entzogenen  Flachen  vermessen 
worden,  wogegen  sich 

10)  alle  Eisenbahnen,  Strassen,  Chausseen,  Yicinal-  und  Communications- 
wege  und  öffentliche  Plätze  unter  der  Rubrik  „Flächen  ohn  Cultur'^  be- 
finden. 

11)  Das  Gesammtareal:  206,343  Acker  zerfällt  in 

98,000  Parzellen. 

Zieht  man  von  der  Gesammtfläche  die  grossen  zusammenhängenden  Wald- 
compleze  dea  herzogliehen  Domanialfiscus  ab,  so  verbleiben  in  rander  Summe: 

95,516  Acker  —  Quadratruthen  für  den  Ostkreis  und 

84,740     „      —         „ »__"     Westkreis,  also 

180,256  Acker  in  Summa. 

Da  nun  von  obiger  Parzellenzahl 

35,000  Parzellen  auf  den  Ost-  und 
63,000        „  „     „     Westkreis 

Summa  uts., 

fallen,  so  kommen  im  Durchschnitt  auf  eine  Parzelle: 

2  Acker  146  Quadratruthen  :=;  6,®^  Morgen  im  Ost-  und 
1     „         69  „  =  3,««       „        „   Westkreise. 

Die  Zersplitterang  des  Grandbesitzes  ist  daher  im  Westkreise  circa  doppelt 
so  gross  .als  im  Ostkreise. 

12)  Pia  Grösse  der  Fluren  erhellt  aus  nachstehender  Tabelle: 
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Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Floren  mit  einem  Areale  bis  500  Acicer 
Biemlich  drei  Yiertheile  der  Zaiil  ausmachen  und  dass  im  Ostkreise  die  Fluren 
bis  in  600  Acker,  desgleichen  im  Westkreise  die  Fluren  über  600  Acker,  der 
Zahl  nach  fiberwiegen« 

Die  in  yorstehender  Tabelle  herauskommenden  478  Fluren  correspondiren 
in  der  ersten  Tabelle  fiber  Yertheilung  der  BeTölkernng  auf  die  Wohnstätten, 
wenn  man  daselbst 

465  Dörfer  mit  Fluren, 
10  Fluren  ohne  Bewohner  und 
^ 3  einielne  Städte  mit  Fluren 

Sa*  uts« 
losammenrechnet. 

13)  Stellt  man  die  Flächen  der  Culturarten  mit  der  Befdlkerung  xusam- 
men,  so  kommen  im  Dqrchschnitt  auf  einen  Kopf 

1  Acker  104  Qoadratruthen  (=3,^^  Morgen). 

Die  Yertheilung  des  Areals  pro  Kopf  in  den  einzelnen  Bezirken  aber,  des- 
gleichen Ton  den  einzelnen  Culturarten  geht  ans  nachstehender  Tabelle  herror, 
in  welcher  die  Bruchruthen  auf-  und  abwärts  ausgeglichen  worden  sind« 
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II.  Werili  dem  Bod^iup  nmeK  SteiierelalieUeii. 

1)  Daf  Henogthum  Altenburg  ist  zum  Behofe  der  Einföbriuig  eines  neaen 
Grundsteaer-  and  Hypothekenwesens  abgeschfitzt  worden,  jedoch  sind  von  dieser 
Abschätzong  ausgeschlossen 

a.  alle  zum  Staatsgut  gehörigen  Gebinde  und  Grundstücke  mit  Ausnahme 
der   herzoglichen  DomanialgQter  und  der  erworbenen  bäuerlichen  Liegen- 

.  Schäften  j  weshalb  daher  bei  einer  Berechnung  des  Werthes  der  Grund« 
stücke  nach  Steuereinheiten,  als  vorzugsweise  massgebend,  die  Domaniat- 
forsten  besonders  rubricirt  und  mit  dem  Durchschnittsertrage  Ton  96,000 
Thlm.  =  288,000  Einheiten  in  Zuschlag  gebracht  werden; 

b.  alle  zu  öffentlichem  und  allgemeinem  Gebrauche  bestimmte  Oberflächen^ 
welche,  insofern  sie  Plätze,  Gassen,  Strassen,  Wege  u.  s.  w.  betreffen,  in 
der  Tabelle  snb  B  IL  unter  der  Rubrik  „Flächen  ohne  Kultur '^  mit 
enthalten  sind; 

c.  alle  Kirchengebäude  des  Landes; 

d.  alle  Eisenbahngebfiudo  und 

e.  alle  keiner  Benutzung  fähigen  Flächen,  welche  ebenfalls  unter  der  unter 
b  erwähnten  Rubrik  mit  enthalten  sind. 

2)  Die  Frage:  ob  die  Resultate  der  Landesbonitirung  zum  Behufe  einer 
GrundsteuerTertheilung  einen  genügenden  Schluss  auf  den  Werth  der  Grundstücke 
zulassen,  dürfte  dahin  zu  beantworten  sein: 

„dsss  zwar  zwischen  Privatschätzungen,  wo  es  sich  um  Er- 
mittelung des  Einkommens  von  einzelnen  oder  verbundenen  Grund- 
stücken nach  Massgabe  des  vorhandenen  Zustandes  handelt,  und 
zwischen  Abschätzungen  eines  ganzen  Landes  nach  con- 
stanten  Werthnormen  ein  wesentlicher  Unterschied  liegt,  da  es  im 
ersteren  Falle  auf  den  Gründet ü^kswerth  für  sich  allein,  also 
auf  die  Ermittelung  des  Wirtbschaftsertrags  mit  gegebe- 
nen Factoren,  in  letzterem  dagegen  auf  das  Werthsverhältniss  der 
Grundstücke  zu  einander,  also  auf  die  Ermittelung  der  Er- 
tragsfähigkeit derselben  mit  fingirten  Factoren  ankommt,  dass 
jedoch  die  auf  ideale  Grtindsätze  basirte  Landesabschätzung  dem- 
ohngeachtet  in  ihren  Resultaten  einen  Haassstab  für  den  Werth 
der  Grundstücke  abgeben  dürfte,  weil  die  höheren  Ansätze  durch 
den  Hangel  derjenigen  Normen  paralysirt  werden,  welche  merkantile 
Lage  und  günstige  Verkehrsmittel  auf  das  Steigen  des  Grunstücks- 
werthes  ausüben/' 

3)  Eine  jede  Steuereinheit  ist  auf  100  Pfennige  Ertrag  abgeschätzt,  welche 
ein  Kapital  von  8  Thalern  10  Neugroschen  repräsentiren« 

4)  Die  Yertheilung  der  Steuereinheiten  auf  Fläche  und  Kdpfe  erhellt  aus 
nachstehender  Tabelle. 
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Aat  dieier  Tabelle  ergeben  sich  folgende  Resnltate: 

a.  Der  geaammte  Ertregewerth  beläuft  sich  auf 

2,748,402  Thaler  20  Neugroichen 
and,  unter  Hioxarechnung  der  oben  unter  II  1*  gedachten  Erträge  der 
herzoglichen  Domanial Waldungen,  auf: 

2,844,402  Thaler  20  Neugroechen, 
welche  ein  Grundcapital  Ton 

71,110,066  Thalem  20  Neugroschen 
reprisentiren. 

b.  Im  Durchschnitt  kommen  auf  1  Acker  Land  ohne  den  Ertrag  der  Do- 
manialwaldungen 

40  Einheiten  =  13  Thln  10  Ngr.  Wertb, 
also  pro  Acker  ein  Capitalbetrsg  Ton 

333  Thalern  10  Neugroschen 
und  unter  Hinzurechnung  derselben: 

41,B«  Einheiten  =  13  Thaler  23  Ngr.  5  Pf.  Werth, 
also  pro  Acker  ein  Kapitalbetrag  von: 

344  Thalern  17  Nengroschen  5  Pfennigen. 
NB.  In   der  Torstehenden  Tabelle   sind  die  Erträge  der   Domanialforsten   nicht 
mit  aufgeführt  worden,  um  zugleich  das  Steuer?erhältnis8  auszudrücken. 

c.  Anders  stellen  sich  diese  Verhältnisse  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Districte 
und  Kreise  heraus.  In  Beziehung  auf  erstere  sind  Torzfiglich  die  Gerichts« 
amtsbezirbe  massgebend,  da  die  Gebäude  in  den  (nur  einen  Ort  und  eine 
Flur  umfassenden)  Stadtgerichtsbezirken  zu  sehr  in  die  Waagschale  fallen. 

Hier  steht  das  Gerichtsamt  Altenburg  I  mit  einem  durchschnittlichen 
Grundstückswerthe  von 

529  Thlrn.  5  Neugr.  pro  Acker 
oben  an« 

Ihm  folgen  die  ziemlich  in  einer  Höhe  stehenden  Gerichtsimter 
Altenburg  II,  Lncka  und  SchmöUn  mit  einem  durchschnittlichen  Grund- 
stückswerthe Yon 

448  Thlrn.  10  Neugr.  pro  Acker. 
Den  Uebergang  bildet  das  Gerichtsamt  Ronneburg   mit  einem  durch- 
schnittlichen Grnndwerthc  ?on 

391  Thlrn.  5  Neugr.  pro  Acker. 
Im  Westkreise  sinken  die  Werthe  pro  Acker  auf 
221  Thlr.  20  Ngr.  im  Gerichtsamte  Eisenberg, 
185     „      —    „      „  „  Roda, 

122     „      15     „      ,,  ,,  Kahla. 

Der  Zug  der  abnehmenden  Fruchtbarkeit  des  Bodens  geht  daher  in  beiden 
Landestheilen  Ton  Nordost  nach  Sudwest ;  «s  ist  jedoch  zu  bemerken, 
dass  diese  Werthe  durch  Zuschlsg  des  Ertrags  der  Domanialwaldungen 
und  durch  Ausscheidung  der  unnutzbaren  Flachen  sich  noch  erhöhen  würden. 

d.  Im  Durchschnitt  kommen   auf  den  Kopf 

6V  Einheiten  =  20  Thir.  8  Ngr.  Werth, 
alao  ein  Antheil  am  Grundcapital  von 

606  Thlrn.  20  Ngr.  —  Pf. 

6 las §9  Oekonomlerath  in  Altenburg. 
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XVUI. 

Internationaler  ttatUtUicher  Con^reBM  in  Berlin. 

V.  Sitzungsperiode. 

Die  ffinfke  Sitzangf periode  des  internationalen  atatiatiacben  Congreaaea  wird 
in  der  Zeit  Tom  6.  bia  mit  12.  September  d.  J.  in  Berlin  abgebalten  werden. 
Folgende,  durch  einzelne  Sectionen  zu  erledigende  Gegenatinde  aind  auf  die 
Tageaordnnng  gestellt: 

I.  Section.  Organiaationafragen. 

Organiaation  dea  Congressea. 
Organiaation  der  amtlichen  Statiatik. 
Organiaation  der  Yolkazählungen. 

n.  Section.  Statiatik  dea  Onrndeigenthnma ,  und  zwar: 
der  Ausmessung  desselben  oder  dea  Catasters, 
der  rechtlichen  Sicherstellung  dea  Grundeigenlhuma , 
der  politischen  Verschiedenheit  deaaelben, 
der  Regnlirung  der  ländlichen  Grundeigenthnma  -  Yerhlltniaae 

und  der  Grundentlastung, 
des   atldtischen    und    Yorzugaweise   in   Häuaern    beatehenden 

Grundeigenthnma, 
dea  Capitalwerths  und  der  Verschuldung  des  Grundeigenthuma, 
der  BesitzYerSnderungen, 
der  directen  und  indirecten  Besteuerung  des  Grundeigenthuma. 

nL  Section.  Statiatik  der  Preise  und  Löhne  und  der  Oüterbewegung 

auf  den  Eiaenbahnen. 

IV,  Section.  Vergleichende  Statiatik  der  GFesundheit  und  Sterblichkeit 

der  Civil-  und  Militftrbevölkerung. 

.    7.  Section.  Die  Aufjgabe  der  Statistik  im  Syatem  der  aooialen  Selbat- 

hlUfe.    Statiatik  dea  Veraicheningsweaena. 

TL  Section.  Veber  die  Einheit  der  Mttnzeni  Maaaae  und  Oewichte  ala 

wichtigatea  Hülfamittel  der  vergleichenden  internatio- 
nalen Statiatik. 
lieber  die  Veranlaaaung  der  Wahl  dieaer  Gegenstände  und  fiber  letztere 
selbst  yerbreitet  sich  der  ao  eben  erschienene,  sowohl  im  Buchhandel  befind- 
liche, ala  auch  in  der  Zeitschrift  des  konigl.  prenssischen  statistischen  Bnreaua 
enthaltene  Bericht  an  die  Vorbereitungs-Comraission  des  Congresses.  Das  defini- 
tiTe  Programm  für  die  boTorstehende  Sitzungsperiode  gelangt  demnichat  zur 
Veraendung.  Zur  Theilnahme  an  dem  Congreaa  wird  rechtzeitig  durch  Karten 
eingeladen  werden. 

Wfinsche  der  Betheiligung  von  Freunden  und  Förderern  der  Statiatik  im  All- 
gemeinen und  der  auf  die  Tagesordnung  gebrachten  Gegenatinde  inabeaondera 
können  um  ao  eher  Berfickaichtigung  erfahren,  je  frfiher  die  betreffenden  Herren 
die  Geneigtheit  haben,   den  Unterzeichneten  davon  in  Kenntniaa  zu  aetzen. 
Berlin,  den  18.  Hai  1863. 

Im  Auftrage: 
Der  Director  dea  königlichen  atatiatischen  Bureana. 

Dr.  Engel. 


Intelllgeiiz-Blati; 


zu 


HUdebrand'8  JahrMchern  (Dr  National- 
ökonomie und  Statistik. 


Bei  Gustav  Mayer  in  Leipzig  ist  erschienen: 

Historisch  -  geographisch  -  statistische 

Tabellen 

Über 

Entstehung,  Zu-  und  Abnahme 

der 

vornehmsten  Europäisehen  Staaten. 

Ein  Versuch  von 
Dr.  !!•  Petsoldt. 

Eleg.  geh.    12  Ngr. 


Im  Verlag  von  J.  Engelhorn  in  Stuttgart  ist  erschienen  und 
in  allen  BochhandlungeD  vorr&thig : 

\.  IHang^Oldt^  Grundriss  der  Volks wirtfascbaftslehre, 
ein  Leitfaden  fftr  Vorlesungen  an  Hochschulen  und  für 
das  Privatstudium.    Preis  Thlr.  1  — .  =  fl.  1.  45  kr. 


Ton  dem  Heraasgeber  der  ^yJahrbücher  ftlr  Nationalökonomie  and  StaüBtik^^ 
Bind  froher  erschienen: 

HUdebrand»  B«,  Xenophontis  et  AristoteUs  de  oeconomia  pub- 
lica doctrinae  Particula  L  Marburg! ,  typia  Bayrhofferi  aca- 
demicis  MDCCCXLV.    4.    Preis  %  TMr. 


4^ittebtant,  SB.^  S)te  Stationalötonomie  bet  (Segenwart  unb  3ulunft. 
grantfurt  am  aRam,  Siterar.  an|lalt  {%  Stütten),  1848.  8. 
gJrei«  IV4  ^^h.    .       • 

—  —  Urkundensammlung  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  der 

Universität  Marburg  unter  Philipp  dem  Grossmüthigen.    Mar- 
burg, Elwert'sche  Universitäts-Buchh.,  1848.    4.    Preis  1  Thlr. 

—  —  S)ie   furl&efPfd^e   ginanjoenüaltung.     Äaffel,   3.  Sudtl^atbt'fc^c 

Sui^l^dnblung,  1850.    8.    $reid  Vs  ^It. 

—  —  @tattftif4ie  SDIittl^eilungen  über  bie  üoltdwittl^fd^aftliclen  3u{länbe 

Jtutl^effend.    Serlin,  S.  Xrautwein'fd^e  Sud^l^anblung  (3.  (Butten» 
tag),  1863.    8.    5ßrei»  IV,  ^U. 

—  —  S3eiträge  jur  6tatiftt{  bei»  ftanton«  SBern.    Sürid^,   ^tebtid^ 

ei^uItH/  1860.    1.  SBb.    4.    $rei«  IVs  2;^It. 

—  —  De  antiquissimae  agri  romani  distributionis  fide.    Jenae,  typis 

Frommanni,  1862.    4.    Preis  4  Sgr. 

3m  aSerlage  non  gfriebri^  äRanle  in  3ena  ftnb  erfd^ienen  unb 
btird^  alle  S3u(^]^anblungen  ju  bejiel^en: 

unb 
flt.  8.    Btof(^.    $reid  10  €gc. 


9latiüttaßconoinif(|e  S3t(ber 

aus 

SRit  befonberer  SBetfidfld^tigung 

ber 

loobtoirtl^fdlaftliil^en  «nb  inbuftridleit  Serl|altni{fe« 

93on 

Dr.  ^etmann  3«  9*  0<i^u(2e/ 

yroffffov  »fr  9tf<^tf  an  bet  f5ni8K(|en  Unft»ftfttat  «u  StfSlati^  l^etaodli^  Ü^fi^^m  ^ofrat^ 

Stitttr  IC  f.  w. 

gr.  8.    brof4    ^rei«  1  Z^U.  20  Sgr. 


XV. 

Die  Preis-  und  Lohnverhältnisse  des  sechs- 
zehnten Jahrhunderts  in  ThMngen. 

Von 
Br.  Otto  Kim  in  Weimar. 

m. 

• 

Im  Anschluss  an  die  in  Heft  I  und  UI  dieser  Jahrbücher  voraus- 
geschickte Darstellung  der  Preisverhältnisse  des  sechszehnten  Jahrhun- 
derts in  Thüringen  folgt  nachfolgend  als  Fortsetzung  die  Darstellung 
der  Lohnverhältnisse.  Sie  beginnt  mit  dem  Lohne  der  Dienstboten  und 
Tagelöhner,  geht  dann  zu  demjenigen  der  Handwerker  und  Künstler 
über  und  giebt  zuletzt  die  Besoldung  der  Beamten  und  Gelehrten  aus 
verschiedenen  Zeiten  des  genannten  Jahrhunderts.  Zum  Verständniss 
des  damaligen  Geldes  nach  seinem  Silberwerth  sowie  nach  seinem  auf 
den  heutigen  Durchschnittspreis  des  Roggens  reducirten  Kaufwerth  sei 
zuvor,  um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  auf  die  betreffende  Auseinan- 
dersetzung dieser  Verhältnisse  in  den  beiden  vorausgegangenen  Artikeln 
S.  66  flF.  und  S.  279  hiermit  verwiesen. 

Dienstboten. 

Der  Lohn  der  Dienstboten  wurde  gewöhnlich  nach  dem  neuen 
Schock  berechnet  und  bestand  theils  nur  in  baarem  Gelde,  theils  in 
Geld,  Leinentucb  und  Schuhen.  Eine  Magd  erhielt  1516  4  Fl.  16  Gr. 
an  Geld,  12  Gr.  für  Tuch,  10  Gr.  für  Schuhe  und  5  Gr.  zu  einem 
Schleier;  1525  3  Fl.  8  Gr.  Geld,  12  Gr.  für  Schuhe  und  4  Gr.  zu 
einem  Schleier;  1530  3  Fl.  17  Gr.,  1539  eine  Köchin  6  FL;  dieKäse- 
mutter  4  FL  16  Gr.;  eine  Hausmagd  2  FL  8  Gr.;    1550  zwei  Mägde 
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mit  Leinwand,  Schuhen  und  Stauchen  9  FL;  1561^)  eine  Viehmagd  3 
n.,  10  Ellen  Leinwand  zu  13  Gr.  und  3  Paar  Schuhe,  das  Paar 
zu  3  Gr.,  zusammen  4  Fl.  1  Gr.  5  eine  zweite  Viehmagd  auf  demselben 
Gute  2  FL  18  Gr.,  für  3  Paar  Schuhe  9  Gr.,  für  Leinwand  9  Gr.  6 
Pf.,  für  einen  Schleier  5  Gr.,  zusammen  3  FL  20Vifir.  Die  Zahl  der 
mitgetheilten  Mägdelöhne,  die  sämmtlich  aus  den  Rechnungen  der  fürst- 
lichen Güter  und  Vorwerke  entnommen  sind,  könnte  leicht  noch  ver- 
mehrt werden;  alle  diese  Löhne  bewegen  sich  jedoch  zwischen  den 
haaren  Summen  von  2  FL  8  Gr.  bis  4  FL  16  Gr.,  wozu  dann  gewöhn- 
lich noch  die  Vergütung  für  Schuhwerk  und  Leinwand  kommt  Die 
Dienstzeit  lief  von  Weihnachten  zu  Weihnachten.  Das  Gesinde,  die 
Zehentschnitter,  Mähder  und  Drescher  erhielten  zum  Linkauf  als  Hand- 
oder Dinggeld  1  Gr.  2). 

Bei  den  Gesinderechnungen  von  den  Gütern  fehlen  die  Angaben 
über  den  Lohn  der  Knechte,  weil  deren  Arbeiten  von  den  Frohnem 
und  Tagelöhnern  verrichtet  wurden.  Em  Stallbube  erhielt  1561  2  Fl. 
6  Gr.  und  2  Fl.  8  Gr.  und  2  Paar  Schuhe. 

Ein  Kuhhirt  bekam  1516  4  FL  11  Gr.,  1539  3  Fl.  17  Gr.,  ein 
Schweinehirt  10  Gr.,  ein  Ochsenhirte  ohne  Kost  52  Fl.,  wöchentlich  1 
FL,  ein  Knecht  oder  Junge,  der  ihm  die  Ochsen  auf  dem  Walde  hilft 
warten  und  hüten,  13  Fl.  ohne  Kost 

Botenlohn  auf  drei  Stunden  Wegs  1  Gr.,  auf  sechs  Stunden  2 
Gr.,  auf  zehn  Stunden  4  Gr.,  später  (1550)  auf  die  Meile  1  Gr.  —  Ein 
Wächter  für  eine  Nachtwache  1  Gr. 

Tagelöhner. 

Ein  Tagelöhner  erhielt  bei  eigener  Kost  1500  für  Mist  aufzuladen 
täglich  15  Pf.,  später  16 — 19  Pf.,  mit  Kost  1  Gr.  Weidenhauen  wurde 
mit  16  Pf.,  Gräben  zu  machen  auf  der  Wiese  mit  18  Pf.,  Steinfahrea 
1529  mit  2  Gr.  Tagelohn  ohne  Kost  bezahlt  Eine  Frau  erhielt  für 
Steine  abzulesen  täglich  1  Gr. 

Holz  zu  hauen  kostete  pr.  Klafter  IVj — 2  Gr.  Das  Abholzen 
grösserer  Flächen  wurde  ackerweise  in  Accord  gegeben,  1523  zu  20 
Gr.  oder  im  Tagelohn  zu  16  Pf.  Eine  Axt  zu  schleifen  kostete  6  Pf., 
ein  Keil  zu  schärfen  3  Pf.,  eine  Säge  zu  feUen  2  Gr.  6  Pf.  Ein  be- 
sonderes Capitcl  (Tit  LXVIII)  der  Landesordnung  setzt  den  Holzma- 
cherlohn  für  1  Schock  Reisig  auf  1  Gr.  ohne  Kost;  eine  Klafter  Scheälr 


1)  Weim.  Conmu-Arcli.  Reg.  Bb.  S.  31  Cap.  V  Nr.  1. 

2)  Weim.  Coinin.-Arch.  Reg,  Bb.  S.  82  Cap.  5  Nr.  11. 
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holz  zu  s^eQ  und  4-,  3-  oder  2mal  zu  spalten  sollte  „nach  Gel^enheit 
des  Holzes^^  mit  15  Pf.  bei  eigener  Kost  bezahlt  werden. 

Die  LandesordnuDg  von  1556,  welche  auf  Grund  einer  Bestinunung 
der  Keichspolizei- Ordnung  vom  Jahr  1530  (erneuert  1577)  für  Tage- 
löhner und  einige  Handwerker  Lohntaxen  festsetzte,  bestimmte  (Tit. 
LXYI),  dass  Tagelöhner  und  Handlanger  von  Petri  Kathedra  (22.  Febr.) 
bis  auf  Pfingsten  20  Pf. ,  von  Pfingsten  bis  Bartholomäi  (24.  August) 
2  Gr.,  von  Barth,  bis  auf  Galli  (16.  Oct.)  20  Pf.  und  von  da  bis  auf 
Petri  Kathedra  18  Pf.  erhalten  sollten.  „Wer  aber  die  Kost  giebt, 
der  soll  den  halben  Theil  des  obgesetzten  Tagelohnes  und  nicht  mehr 
geben."  „Wo  auch  erfahren,  dass  ein  Tagelöhner  den  anderen  verhetzet 
und  untreulich  zu  arbeiten  ermahnet,  der  soll  acht  Tage  mit  demThurm 
bestraft,"  wer  seinen  Arbeitgeber  zu  höherem  Lohne  drängen  würde, 
sollte  mit  10  Fl.  gestraft  werden  oder  V«  J^  zur  Strafe  feiern  müssen. 
Selbst  wer  nur  über  „eines  Gedinges"  fordere,  sollte  5  Fl.  Strafe  er- 
legen, ebenso  wie  der  Arbeitgeber,  welcher  über  den  bedungenen  Lohn 
zahlen  würde. 

Bei  den  obrigkeitlichen  Lohnbestimmungen  hatte  die  Landesord- 
nung den  Maximalsatz  im  Sinne.  Denn  während  es  Jedem  freistand, 
sich  mit  den  Taglöhnem  um  einen  geringeren  Lohn  zu  einigen,  war 
mehr  zu  geben  bei  Strafe  eines  Gulden  verboten,  „so  oft  und  dick  es 
geschieht."  Tagelöhner,  welche  sich  mit  dem  festgesetzten  Lohne  nicht 
begnügen  wollten,  sollten  aas  der  Stadt  gewiesen  werden.  Uäberhaupt 
^  war  die  ausgesprochene  Tendenz  dieser  Lohnbestimmung ,  dass  „  die 
Müssigg&Dger  zur  Arbeit  gebracht  oder  in  Weigerung  des  aus  dem  Lande 
gewiesen  werden." 

Die  Arbeit  der  Frohner,  welche  zwar  keine  Kost,  an  manchen 
Orten  jedoch  Kofent  (Nachbier)  erhielten,  wurde  pr.  Tag  auf  l  Gr.  an- 
geschlagen. 

Sehr  häufig  wurden  auch  gewisse  Tagelöhner-Arbeiten  nach  dem 
Stück,  z.  B.  dafi  Schneiden  oder  Hauen  des  Getreides  nach  der  Acker- 
oder Schockzahl  bezahlt.  Ein  Acker  Getreide  zu  schneiden  kostete 
1508  5  Gr.  „Sonst  (früher)  hat  man  7  Gr.  für  den  Acker  gegeben»)." 
Der  Acker  Gerste  zu  hauen  im  Durchschnitt  2  Gr.  4  Pf.,  19  Schock  Hafer 
zu  schneiden  und  zu  binden  1 5  Gr.,  9  Acker  Gerste  und  Hafer  zu  schneiden 
und  zu  binden  13  Gr.*),  ein  Acker  Gerste  zu  hauen  1527  10  Pf.,  em 
Acker  Sommerfrucht  zu  mähen  1531  14  Pf.,  Erbsen  2  Gr.,  ein  Acker 


8)  WeiBL  GomiiL-Arch.  Reg.  Bb.  S.  26  Gap.  HI.  17. 
4)  Weim.  Goiiim.-Arch.  Reg,  Bb.  S.  82  Gap.  Y  Nr.  3. 
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Wiese  zu  mähen  20  Pf.  bis  2  Gr.  4  Pf.  Auch  um  das  zehnte  Schock 
wurde  geschnitten.  Wenn  jedoch  für  diesen  Lohn  zuweilen  noch  weitere 
Anforderungen  an  die  Schnitter  gemacht  worden  sein  mochten,  so  ge- 
währte ihnen  in  diesem  Falle  die  Landesordnung  (Tit.  LXXXIL)  Schutz. 
„Nachdem  wir  auch  berichtet  worden,  dass  Etzliche  vom  Adel, 
Bürger  und  Bauern,  welche  um  den  Zehnten  schneiden  lassen,  den  ar- 
men Schnittern  eindingen,  dass  sie  ihnen  über  den  Zehnten  noch  etz- 
liche Tage  frohnen  und  arbeiten  müssen,  dadurch  der  arme  Zehnt- 
schnitter höchlich  beschweret  wird,  als  wollen  wir  solchen  Aufsatz  hier- 
mit gänzlich  abgeschafft  und  bei  Pön  von  10  Fl.  verboten  haben." 

Sechs  Malter  Korn  auszudreschen  kosteten  22  Gr. ,  7  Malter  3V2 
Scheffel  27  Gr.,  4  Malter  Gerste  14  Gr.  6  Pf.*).  Das  Kostgeld  f&r 
einen  Drescher  betrug  die  Woche  4V2  Gr.,  „ohne  Kost  oder  Kostgeld 
waren  damals  (1508)  Drescher  nicht  zu  haben."  Später  (nach  1535) 
erhielten  die  Drescher  den  dreizehnten  Scheffel  zum  Lohne*).  Acht 
Malter,  9  Scheffel  Korn  zu  säen  kosteten  1529  20  Gr.,  ein  Malter 
Heckerling  zu  schneiden  1538  1  Gr.  Tagelöhner  bildeten  zuweilen 
Genossenschaften  und  übernahmen  gemeinsam  landwirthschafüiche  Ar- 
beiten auf  den  Gütern,  z.  B.  1543  erhält^)  „Hans  Motz  aus  dem  Ober- 
lande mit  seinen  Gesellen  von  allem  Gras  und  Hafer  auf  dem  Vorwerk 
Bachstedt  bei  eigner  Kost  zu  hauen  12  Fl.  18  Gr." 

Ein  Unterschied  im  Preise  des  Tagelohnes  zwischen  der  Stadt  und 
dem  Lande  tritt  nicht  hervor,  weil  auch  der  Aufenthalt  in  den  meist 
kleinen  Städten  des  Landes  einen  höheren  Aufwand  für  den  Tagelöhner 
wohl  schwerlich  erforderte.  Auch  die  Landesordnung  macht  keinen 
Unterschied. 

Fuhrwerk  und  Herberge. 

Ein  Fuder  Mist  auf  den  Weinberg  zu  fahren  kostete  1500  l'AGr., 
in  Jena  1556  IV4— 2  Gr.,  ein  Fuder  Getreide  einzufahren  1527  8  Pf., 
ein  Acker  im  Brachfelde  zu  brechen  2^/3  Gr.,  eine  ßuthe  Steine  zu 
fahren  1565  IV2  Fl.  Ein  einspänniges  Fuhrwerk  wurde  1555  pr.  Tag 
mit  10  Gr.,  ein  zweispänniges  1533  mit  12  Gr.  und  ein  vierspänniges 
1555  mit  14  Gr.  bezahlt.    Ein  Tag  Ackerfrohndienst  mit  Geschirr*) 


5)  V^eim.  ConmL-Arch.  Reg.  Bb.  S.  26  Cap.  III.  17. 

6)  V^eim.  Comm.-Arch.  Reg,  Bb.  S.  26  Cap.  III.  Nr.  44. 

7)  VSTeim.  Comm.-Arch.  Reg.  Bb.  S.  49  Cap.  IX.  58. 

8)  Zur  Umgehung  der  Pflugfrohnen  schafften  viele  und  besonders  reiche  Bauern 
ihre  Pferde  ab  und  Hessen  ihre  Felder  um  Lohn  bestellen.  Deshalb  und  „weil  in 
vorfaUender  Landcsnoth  zur  Rettung  des  Landes  keine  Heerfahrt  oder  Fürsetzung 
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wurde  auf  6  Gr.  berechnet;  Pflug  und  Handfrohner  ehielten  an  man- 
chen Orten  „ihr  gebührlich  Essen  und  Trinken"  •).  Die  Berechtigung 
auf  6  Tage  Ackerfrohne  zu  6  Gr.  wurde  beim  Verkaufe  zum  24fachen 
Betrage  auf  41  Fl.  3  Gr.  angeschlagen  ^®).  Ein  vierspänniges  Lohnfuhr- 
werk wurde  pr.  Tag  zu  12  Gr.  berechnet. 

Der  Fuhrlohn  für  den  Ctr.  Fracht  betrug  1521  von  Antwerpen  nach 
Nürnberg  1%  FL,  von  Nürnberg  nach  Leipzig  1530  10  Gr.,  von  Nürn- 
berg nach  Weimar  1551  und  1569  10  Gr.,  von  Weimar  nach  Leipzig 
1572  7  Gr.,  von  Frankfurt  nach  Weimar  1513  12  Gr.,  1572  1  Fl.  12 
Gr.  Die  grosse  Differenz  von  275  pro  Gent  erklärt  sich  wohl  durch 
die  Verschiedenheit  der  Jahreszeiten,  der  Wege  und  des  Wetters,  welche 
Verhältnisse  vor  der  Zeit  unserer  Kunststrassen  bei  Bestimmung  der 
Fracht  massgebend  waren.. 

Der  Miethlohn  für  ein  Pferd  betrug  pr.  Tag  1538  2  Gr.,  der  Huf- 
beschlag für  ein  Pferd  aufs  ganze  Jahr  wurde  1539  auf  1  Fl.  ange- 
schlagen, 24  Hufeisen  kosteten  24  Gr.  Die  „Losung"  für  ein  Pferd  be- 
trug auf  eine  Nacht  1533  6  Pf.,  Tag  und  Nacht  1  Gr.,  ein  Fuder  Heu 
kostete  1500—67  durchschnittlich  1  Fl.,  1572  (Besoldungsanschlag)  2 
FL,  ausnahmsweise  1573**)  6 — 11  FL  Heckerling  pr.  Malter  1  Gr. 
Das  Schock  Stroh  1533—74  10—15  Gr.,  Hafer  siehe  oben  Heft  L  S.71. 
—  Das  Schlafgeld  für  einen  Knecht  auf  die  ganze  Woche  betrug  9  Pf., 
das  Kostgeld  die  ganze  Woche  10  Gr.,  Frühsuppe,  Morgen-  und  Ves- 
perbrod  mit  Käse  für  eine  Person  1566  täglich  6  Pf.  ^^).  Für  die  Be- 
köstigung der  Gefangenen  durfte  täglich  (1574)  1  Gr«  berechnet  werden. 
Der  Kastner  verzehrte  in  sechs  Tagen,  als  er  die  Getreidezinse  hinter 
dem  Ettersberge  holte,  6  Gr.,  der  Bentmeister  brauchte  mit  zwei  Bent- 
schreibem,  als  er  1549  drei  Stadtrechnungen  in  Gotha  revidirte,  von 
Sonntag  früh  bis  Mittwoch  7  Fl.  Lucas  Kranach  berechnete  seine 
Zehrungskosten  nüt  vier  Personen  und  zwei  Pferden  auf  einer  Beise  von 
Wittenberg  nach  Weimar  1542  auf  2  Fl.  20 V2  Gr.  Eine  Beise,  welche 
die  Bentschreiber  Günther  Heerwagen,  Joh.  Hofmann  und  der  Münz- 


einiger  Wagenpferde  gescliiclrt  und  gethan  werden  könnte,"  wurde  verordnet,  dass 
jeder  Bauer,  der  drei  Hufen  Landes  (ä  24  Acker)  besitze,  vier  Pferde  und  bei 
lVi--2  Hufen  Landes  zwei  Pferde  halten  soUte. 

9)  WeinL  Comm.-Arch.  Reg.  Aa,  S.  406.  1. 

10)  Weim.  Comm  -Arch.  Heg.  Aa.  S.  406.  2. 

11)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  Bb.  S.  49  Cap.  IX  Nr.  872. 

12)  Ueber  den  Preis  der  wöchentlichen  Beköstigung  im  Convictorium  zu  Jena 
1554,  und  was  dafür  an  Speisen  gewährt  wurde,  vergleiche  Beck,  Joh.  Friedrich 
der  Mittlere  L  S.  205  f. 
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meister  mit  ihren  Dienern  1551  in  14  Tagen  von  Weimar  nach  Augs- 
burg machten,  kostete  mit  Ausrüstung  des  Wagens  36  Fl.  12  Gr. ,  die 
Rückreise  in  der  gleichen  Zeit  ziemlich  ebenso  viel.  Der  verdeckte 
Wagen,  dessen  sich  der  Rentschreiber  Günther  Heerwagen  auf  seinen 
amtlichen  Reisen  bediente,  kostete  1539  20  Fl.  20  Gr. 

Weibliche  Arbeiten. 

Der  Wäscherlohn  steigt  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  im  Durch- 
schnitt von  vielen  hundert  grossen  und  kleinen  Stücken  von  IVa — 8  Pf. 
pr.  Stück,  z.  B.  1533  Waschlohn'*)  für  meines  gnädigen  Herrn  Frauen- 
zimmer von  600  St.  1  Fl.  16  Gr.  9  Pfc,  1550  Wasddohn»*)  für  Job. 
Friedr.  den  Mittleren  von  22  Hemden,  3  Haupttüchem  und  22  Facelet- 
lein  (Taschentüchern)  8  Gr.  Der  Gebrauch  der  Seife  wird  erst  seit 
1573  erwähnt. 

Der  Macherlohn'^)  für  die  Hemden  Job.  Friedr.  des  Mittleren  be- 
trug 1549  pr.  Stück  mit  Stickerei  8  Gr.,  für  12  Faceletlein,  welche 
gestickt  und  mit  Seide  (für  6  Gr.)  ausgenäht  worden  waren,  pr.  Stück 

2  Gr.  Die  Seidestickerin  erhielt  £Qr  ein  Hemd  zu  sticken  1546  6  Gr. 
Der  Macherlohn,  wahrscheinlich  das  Einsäumen,  für  40  Faceletlein  be- 
trug 1532  2  Gr.  8  Pf.  ohne  Stickerei,   für  33  Hemden  pr.  Stück  157S 

3  Gr. 

Handwerker. 

Der  Zimmermann  erhielt  als  Meister  1500  einen  Wochenlohn  von 
18— 19*/^  Gr.,  als  Geselle  12V2  Gr.,  1529  der  Meister  18—21  Gr.,  der 
Geselle  10  Gr.,  13  Gr.,  16  Gr.,  1541  der  Meister  21  Gr.,  der  Geselle 
17  Gr.,  1561  der  Meister  IFl.  3  Gr.,  der  Geselle  18Gr.— Der  Maurer 
1500  I5V4  Gr.,  16  Gr.,  18  Gr.,  1541  18  Gr.,  1561  der  Meister  1  Fl.  3  Gr. 
der  Geselle  18  Gr.  im  Accord  wurde  die  Ruthe  Mauerwerk  1519  zu 
2  R  18  Gr.,  1557  zu  3  Fl.,  die  Elle  zu  1  Gr.  angeschlagen.  Für 
Mauerwerk  vier  Ellen  hoch  über  der  Erde  zu  mauern,  zu  berappen  und 
oben  zu  bedecken  pr.  Ruthe  oder  64  Ellen  3  Fl,  1567  2V2— 3  Fl.  — 
Der  Steinhauer  erhielt  für  eine  gehauene  Thüre  1565  2  Fl. ,  für  fünf 
gehauene  Fenster  7  Fl.  Eine  Ruthe  Steine  zu  brechen  kostete  1536 
1  Fl.  19  Gr.,  1565  iVjFl.,  1567  1  Fl.  3  Gr.  und  1  Fl.  —  ZupflastOTi 
kostete  die  Ruthe  im  inneren  Hofe  des  Collegii  zu  Jena  1559  12  Gr. 


13)  Vl^eim.  Comxn.-Arch.  Reg.  Bb.  S.  59  Cap.  X  Nr.  120  b.  c 

14)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  Bb.  S.  69  Gap.  X.  198. 

15)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  Bb.  S.  49  Cap.  IX  Nr.  496  a. 
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—  Der  Schieferdecker  erhielt  1529  wöchentlich  14  Gr.,  1541  15  Gr., 
17  Gr.,  im  Accord  für  eioen  Ctr.  Schiefer  zu  decken  1519  16  Pf.,  der 
Ctr.  Schiefer  kostete  1519  3  Gr.,  1553  4  Gr.,  viertausend  Schiefer- 
nägel  1519  1  Fl.  —  Ein  Ziegeidecker  erhielt  1556  wöchentlich  21  Gr., 
der  Geselle  18  Gr.  Für  tausend  Dachziegeln  zu  brennen  gab  man  y^ 
Fl.,  ebensoviel  für  das  Decken.  —  Ein  Tischler  bekam  für  42  Tische  !•) 
in's  CoUegiengebäude  in  Jena  1560  pr.  Stück  5  Gr.  3  Pf.,  für  47  Thüren 
pr.  Stück  2  Gr.  6  Pf.,  für  10  Fensterrahmen  pr.  Stück  5  Gr.  3  Pf. 
Eine  Truhe  Glasscheiben  von  2500  Stück  kostete  1519  12  FL,  1559' 
8  Fl.,  ein  Ctr.  Blei  2  FL,  ein  Schock  Bretter  1565  3%— 4  FL  — 
„Der  Baumeister  bekommt,  wenn  er  neue  Gebäude  ausserhalb  des  Hof- 
lagers fertigt,  neben  der  Kost  oder  dem  Kostgelde  einen  Gulden  Wo- 
chenlohn" 156710- 

Da  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  in  Folge  der  allgemeinen  Preis- 
steigerung aller  Lebensbedürfnisse  auch  die  Handwerksleute  einen  höhe- 
ren Lohn  beanspruchten,  so  versuchte  die  mehr  genannte  weim.  Lan- 
desordnung (Tit  LXVI)  in  Uebereinstimmung  mit  der  Reichspolizei- 
Gesetzgebung  i^)  Einhalt  zu  gebieten.  „Nachdem  wir  auch  berichtet, 
dass  durch  die  Werkleute  die  Leute  hoch  sollten  gesteigert  und  über- 
setzt werden,  damit  auch  ein  Jeder  wisse,  was  er  den  Werkleuten  und 
Tagelöhnern  zum  Lohne  geben  solle,  so  ordnen  wir,  dass  man  es  mit 
denselben  hinfürder  folgender  Gestalt  halten  solle.  Einem  Maurer  und 
Zimmermann,  die  Meister  sein  und  ihr  eignen  Waffen  haben,  soll  man 
eine  Woche  ohne  Kost  einen  Gülden  und  derselbigen  Gesellen  18  Gr. 
zu  Lohne  geben.  Einem  Steinmetzen,  der  Meister  ist  und  sein  Zeug 
hat,  soll  man  die  Woche  einen  Gülden  geben  und  ihm  dazu  die  Schärfe 
halten,  auch  den  Zeug,  da  derselbige  zerschlagen,  wiederum  zurichten 
lassen,  wie  er  den  an  die  Arbeit  gebracht.  Einem  Tischer,  der  sein 
Waffen  und  Zeug  haltet,  sollte  man  die  Woche  ohne  die  Kost  einen 
Gulden  und  seinem  Gesellen  15  Gr.  geben.  Wollte  aber  jemand  die 
Kost  geben,  derselbige  soll  gegen  die  Kost  den  halben  Theil  des  Loh- 
nes abziehen.  Den  Steinmetzen,  Maurern  und  Zimmerleuten,  Meistern 
und  Gesellen  soll  ein  Feier-  und  Regentag  in  der  Woche  verlohnet 
werden;  da  aber  in  einer  Woche  ein  Feier-  und  Regentag  und  also 
beide  zusammenfielen,  so  soll  ihnen  nicht  mehr  denn  ein  Tag  verlohnet 

16)  Weim.  Coinm.-Arch.  Reg.  S.  Fol.  121. 

17)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  S.  FoL  170—179. 

18)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  £.  Fol.  37  I^r.  2  abgedruckt  inFörstemann's 
Urkundenbuch  zu  der  Gesch.  des  Reichstags  zu  Augsburg  im  Jahre  1530.  Halle 
1835  Tbl.  IL  S.  SeO. 
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werden.  Fielen  auch  mehrere  Regentage  ein,  so  soll  man  ihnen  die- 
selben alle  bis  auf  einen  an  ihrem  Wochenlohn  abkürzen/'  Auch  die 
Arbeitszeit  war  durch  die  Landesordnung  festgesetzt.  „Und  sollen  alle 
Steinmetzen,  Maurer,  Zimmerleute,  Tischer  und  Taglöhner  von  Ostern 
bis  auf  Bartholomäi  (24.  August)  früh  um  4  Uhr  an  und  gegen  Abend, 
wenn  es  sechs  schlägt,  von  der  Arbeit  gehen.  Früh  mögen  sie  eine 
Stunde  und  im  Mittag  auch  eine  Stunde  ruhen ;  früh  eine  halbe  Stunde 
und  im  Mittag  1 V2  Stunde  essen  und  feiern.  Der  gute  (blaue)  Montag, 
welchen  die  Gesellen  zu  machen  pflegen ,  soll  gänzlich  und  bei  Verlust 
des  Wochenlohnes  abgeschafft  sein.'' 

Mit  Aufrechthaltung  der  durch  die  Landesordnung  bestimmten 
Lohntaxen  wurde  es  freilich  nicht  sehr  ernstlich  genommen,  denn  schon 
1561  erhielten  sogar  beim  fürstlichen  Stallbau  in  Weimar  Maurer-  und 
Zimmermeister  trotz  der  Lohntaxe  1  Fl.  3  Gr.  wöchentlich. 

Den  genannten  Handwerksleuten  wie  den  Tagelöhnern  war  es  ver- 
boten, im  Sommer  ausserhalb  des  Landes  auf  Arbeit  zu  gehen  und  dann 
im  Winter  wieder  zu  kommen.  Wer  dies  Verbot  übertreten  würde, 
sollte  im  ganzen  Lande  nirgends  eine  Aufnahme  finden;  ja,  nur  einen 
solchen  aufzunehmen  wurde  mit  3  FL  Strafe  bedroht.  Konnte  Einer 
im  Heimathlande  keine  Arbeit  finden,  so  war  ihm  nur  dann,  wenn  der 
Gerichtsherr  selbst  ihm  eine  solche  nicht  zu  verschaffen  vermochte,  ge- 
stattet, ausser  Landes  Verdienst  zu  suchen.  Gesellen  und  Zunfthand- 
werker waren  jedoch  in  ihrer  Wanderschaft  nicht  gehindert. 

Ausser  den  Bauhandwerkerlöhnen  finden  sich  noch  Angaben  von 
dem  Arbeitsverdienst  des  Webers,  der  1572  für  36  Ellen  reiner  Lein- 
wand pr.  Elle  2  Gr.,  für  zwei  Ellen  breite  Leinwand  pr.  Elle  4  Gr.  2*4 
Pf.,  für  die  Elle  zu  Tischdecken  6  Gr.  Weberlohn  erhielt.  Der  Blei- 
cherlohn für  622  Ellen  Leinwand  betrug  1572  4  Fl.  19  Gr.  6  Pf.,  also 
für  die  Elle  2  Pf. 

Der  Müller  erhielt  1569  für  ein  erfurter  Malter  Weizen  zu  mah- 
len 2  Gr.,  der  Bäcker  für  einen  Scheffel  zu  backen  4  Pf.,  der  Malz- 
macher für  einen  Scheffel  Gerste  zu  mälzen  1534  4  Pf.").  Nach  Spa- 
latin's  Lehnsregister  im  Bathsarchiv  zu  Altenburg  musste  man  1539 
daselbst  „zu  einem  Gebräu  Bier  haben  und  geben:  21  (altenb.)  Scheffel 
Gerste,  6  Scheffel  Hopfen,  2  Fl.  zu  brauen,  4  Klafter  Holz,  5  Gr.  zu 
Malzmahlen,  10  Pf-  das  Malz  zu  treiben,  1  Gr.  der  Mollerin,  2V2  Gr. 
und  Essen  dem  Malzmoller,  18Vi  Gr.  dem  Brauer,  25Vj  Gr.  Pfannen- 
geld und  4  Gr.  den  Bierträgem."    Der  Fleischer  erhielt  1540  für  das 


19)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  Bb.  S.  26  Cap.  III  Nr.  U. 
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Schlachten  etnes  Ochsen  3  Gr.,  eines  Stieres  2  Gr.,  eines  Schweines  1 
Gr.,  eines  Kalbes  6  Pf.  und  eines  Lammes  3  Pf.  lieber  Lichterzieher 
vergl.  Heft  in.  S.  308.  —  Zum  Schutze  des  Publicums  vor  Uebervor- 
theilung  der  Müller  enthält  die  Landesordnung  (Tit.  XC)  eine  sehr 
ausführliche  Mühlordnung,  nach  welcher  Mühlschreiber,  Wagemeister, 
Müller,  Mühlknecht  und  Mehlbeschauer  durch  einen  vorgeschriebenen 
Eid  die  strengste  Pünktlichkeit,  Ordnung  und  Ehrlichkeit  angeloben 
mussten.  Auch  die  Bäcker  sollten  streng  cpntrolirt  werden,  „damit  das 
Armuth,  so  selbst  zu  backen  unvermögend,  mit  dem  Brodkauf  nicht 
übersetzet  noch  beschweret  werde." 

Tergleiohnng  des  Kanfwerthes  der  Löhne  im  16.  Jahrhunderte  mit  dem 

heutigen. 

Wenn  wir  den  Kaufwerth  des  haaren  Lohnes  der  Dienstboten  nach 
dem  Preise  der  Brodfrucht  bestimmen,  so  muss  zunächst  auf  den  Durch- 
schnittspreis des  Roggens  im  16.  Jährhundert  (s.  Heft  L  S.  71)  ver- 
wiesen uud  daran  erinnert  werden,  dass  nach  Art.  IX.  (in  Heft  IH.  S. 
279)  1  Fl.  =  5  Thlr.  7yi  Sgr.,  also  1  Gr.  =  7V2  Sgr.,  2  Gr.  =  15 
Sgr.  u.  s.  w.  anzunehmen  sind.  Ein  baarer  Magdlohn  aus  dem  16. 
Jahrhundert  von  2  Fl.  8  Gr.— 4  Fl.  16  Gr.  würde  also  jetzt  einer 
Summe  von  I2y^ — 25  Thlr.  entsprechen  und  somit  dem  heutigen  Lohne 
mindestens  nicht  nachstehen^).  Bei  dem  damals  verhältnissmässig  weit 
geringeren  Werthe  der  Grundstücke  war  daher  eine  Magd  eher  in  den 
Stand  gesetzt,  nach  mehrjährigem  Dienste  durch  Sparsamkeit  zum  Be- 
sitz eines  Ackers,  einer  Wiese  oder  eines  Häuschens  zu  gelangen  und 
also  ihrer  Seits  einen  Beitrag  zur  Begründung  eines  eigenen  Hausstandes 
zu  liefern,  zumal  sie  einen  Theil  ihrer  nöthigsten  Bedürfnisse,  als  Schuhe 
und  Leinwand,  zum  Lohne  erhielt,  und  der  Luxus  jener  Zeit  noch  nicht 
bis  in  die  Kreise  der  Dienstboten  herabgestiegen  war.  Weniger  günstig 
war  die  Lage  des  Tagelöhners,  der  mit  Rücksicht  auf  den  durch  die 
Landesordnung  je  nach  den  verschiedenen  Jahreszeiten  festgesetzten 
Lohnsatz  durchschnittlich  neben  der  Beköstigung  täglich  10%  Pf.  er- 
hielt, also  in  dem  glücklichsten  Falle  von  300  Arbeitstagen  erst  12  Fl. 
1  Gr.  3  Pf.  im  ganzen  Jahre  verdiente.  Mit  dieser  Summe,  welche 
wenig  mehr  als  das  Dreifache  des  mittleren  ländlichen  Magdlohns  be- 
trug, musste  derTaglöhner  für  sich  und  seine  Familie  Kleidung,  Woh- 


20)  Hildebrand  (Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zuknnft  1.  Frankfurt 
1848.  S.  191)  findet,  dass  der  Lohn  der  Ackerknechte  und  Viehmägde  auch  heute 
noch  in  den  verschiedenen  Gegenden  Hessens  genau  derselbe  ist,  wie  im  Anfange 
des  siebenzehnten  Jahrhunderts» 
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nung,  Holz,  Licht  und  für  mae  Angehörigen,  wenn  sie  nicht  Bdbst  er- 
werbsfähig waren,  auch  die  Nahrung  bestreiten.  Dabei  sah  er  sich  noch 
den  WechselfäUen  theurer  Jahre  ausgesetzt,  in  welchen  sein  ganzer 
Lohn  bei  Weitem  noch  nicht  zur  blossen  Ernährung  seiner  Familie  aus- 
reichte. In  einer  Petition  vom  Jahre  1571,  als  grosse  Theuerung 
herrschte,  heisst  es,  ein  Tagelöhner  verdiene  täglich  nur  18  Pf.  und 
müsse  doch  4 — 5  Gr*  ffir  Brod  anheben  ^^). 

Dag^en  stellt  sich  der  haare  Lohn  des  Tagelöhners  aus  dem  16. 
Jahrhundert  zu  dem  heutigen  günstiger.  Denn  wenn  jener  neben 
seiner  Beköstigung  durchschnittlich  noch  täglich  lOVg  Pf.  erhielt,  so 
muss  der  heutige  Tagelohn  neben  der  Kost  schon  6  Sgr.  4  Pf«  be- 
tragen, was  in  Thüringen  als  ein  guter  Tagelohn  anzusehen  wäre;  ein 
durchschnittlicher  Tagelohn  ohne  Kost  von  20V4  Pf.  in  der  Mitte  des 
16.  Jahrhunderts  entspricht  femer  einem  heutigen  von  12  Sgr.  8  Pf., 
wie  er  nur  in  den  grösseren  Städten  Thüringens  oder  bei  günstigen 
Concurrenzverhältnissen  geboten  wird.  Obgleich  also  der  haare  Tage- 
lohn hiemach  zwar  durchausT  nicht  gestiegen  ist ,  so  ergiebt  doch  eine 
Yergleichung  der  in  Accord  gegebenen  Arbeiten  aus  den  genanuten 
Zeiten,  z.  B.  das  Holzspalten,  das  Schneiden  des  Getreides,  eine  für 
den  heutigen  Tagelöhner  entschieden  günstigere  Bezahlung.  Ein  vor- 
maliger Tagelöhner,  der  sich  durch  seinen  Fleiss,  durch  Sparsamkeit 
und  glückliche  Umstände  zu  einem  jetzt  wohlhabenden  Gastwirth  in  der 
Nähe  von  Weimar  emporgeschwungen  hat,  versicherte  dem  Verfasser, 
dass  er  einmal  während  der  Emtezeit  mit  seiner  Frau  bei  rastloser 
Arbeit  durch  den  Zehntschnitt  verdient  habe: 
3V2  Schock  Roggen.  Ausdrusch  IOV3  SchcM.  Werth  28  Thlr.  28  Sgr. 
1  -      Weizen.        -  2%      -  -        7     -      27        - 

2V2      -      Gerste         -  IV^      -  -      14     -      27V,    - 

Vj      -      Ei-bsen         -  V2      -  -        1     -      10       - 

Dazu  der  Werth  des  gesammten  Strohes  17-20 

Summa  70  Thlr.  22%  Sgr. 

Gewiss  ein  auf  die  Zeit  der  Ernte,  die  wir  mit  Ausschluss  A&c 
Haferemte  zu  etwa  vierzig  Arbeitstagen  anschlagen  dürfen,  sehr  an- 
sehnlicher Verdienst  für  Mann  und  Frau,  wie  ihn  in  Thüringen  selbst 
der  äusserste  Fleiss  nur  selten  erreichen  dürfte.  Dass  sich  überhaupt 
unser  Arbeiter  bei  reiner  Naturalbezahlung  weit  günstiger  steht,  ids 
bei  baarem  Tagelohn,  weiss  er  selbst  am  besten.  Noch  heute  wie  vor 
dreihundert  Jahren  bekommt  in  Thüringen  (Umgegend  von  Weimar) 

21)  Weim.  CoiDm.-Arch.  Reg.  Aa.  S.  418—20.  £. 
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der  Drescher  den  dreizehnten  Scheffel,  der  Schnitter  das  zehnte  Schock^) 
znm  Lohne,  während  alle  Fruchtgattungen,  nämlich  der  Weizen  (vergL 
Jahrb.  Heft  I.  S.  74)  von  1  auf  3,29,  der  Boggen  auf  3,75,  die  Gerste 
auf  3,79,  der  Hafer  auf  3,81  im  Preise  gestiegen  sind.  Für  den  Schnit- 
ter stellt  sich  der  Lohn  noch  höher,  da  das  Schock  Stroh,  welches 
1533—1574 10—15  Qt.  icostete,  heute  mit  5—6  Thkn.  oezahlt  wird,  also 
auch  gegen  200  pro  Gent  gestiegen  ist.  Ein  weiterer  Vortheil  fOr  un^ 
sere  Tagelöhner  liegt  in  dem  Anbau  der  EartolBel,  welche  ein  viel  bil* 
ügeres  Nahrungsmittel^  gewährt  als  der  Boggen.  Nehmen  wir  noch 
hinzu,  dass  unser  Arbeiter  nicht  mehr  so  bedeutenden  SchwankcAgen 
des  Brodpreises  ausgesetzt  ist,  indem  im  laufenden  Jahrhundert  der 
höchste  Boggenpreis  noch  niemals  das  Doppelte  des  heutigen  mittleren 
Durchschnittspreises  (1838 — 1861)  erreichte,  während  er  im  16.  Jahr* 
hundert  das  Vierfache  überstiegen  hat;  dass  femer  unser  Arbeiter  die 
nöthigen  Fabricate,  z.  B.  Kleidungsstoffe,  billiger  beziehen  kann :  so  ist 
trotz  des  jetzt  niedrigeren  haaren  Lohnes  seine  Lage  eine  bessere  ge- 
worden ,  zumal  er  nicht  mehr  durch  Lohntaxen  auf  einen  Maximalsatz 
seines  Arbeitsverdienstes  beschränkt  wird ,  sondern  sowohl  auswärts  als 
in  der  Heimath  die  Gunst  der  Concurrenzverhältnisse  dem  Arbeitgeber 
gegenüber  auch  seiner  Seits  auszubeuten  berechtigt  ist. 

Bücksichtlich  des  Lohnes  der  Handwerker  drängt  sich  uns  ganz 
entschieden  die  Wahrnehmung  auf,  dass  wenigstens  die  Gesellen  im  16. 
Jahrhundert  sogar  einen  höheren  Lohn  erhielten  als  in  unseren  Tagen. 
Der  Maurer-  und  Zimmergeselle  erhielt  12Va  bis  18  Gr.  wöchentlich, 
wobei  ihm  ein  in  die  Woche  fallender  Feiertag  oder  auch  ein  Begen* 
tag  nicht  abgezogen  wurde,  wie  es  heilte  nicht  nur  mit  dem  ganzen 
Tag,  sondern  selbst  mit  einzelnen  Stunden  geschieht ;  auch  die  Landes- 
ordnung von  1556  bestätigt  dem  Gesellen  18  Gr.  Nehmen  wir  indessen 
den  Wochenlohn  nur  zu  16  Gr.  an,  so  würde  derselbe  nach  dem  Ver- 
hältniss  des  Boggenpreises  emem  heutigen  Wochenlohn  von  4  Thlm., 
also  einem  Tageslohn  von  20  Sgr.  entspreclien,  während  doch  gegenwär- 
tig, abgesehen  von  seltenen  Ausnahmefällen,  der  Zimmergeselle  nur 
14 — 16  Sgr.,  der  Maurergeselle  15—17  Sgr.,  der  Steinhauergeselle  16 
— 18  Sgr.  erhält.  Der  Maurer-,  Zimmer-  und  Tischlermeister  im  16. 
Jahrhundert  erhielt  16  Gr.  bis  1  Fl.   3  Gr.     Ein   durchschnittlicher 

22)  Auf  den  Gütern  erhalten  gegenwärtig  die  Drescher  aus  nahe  liegenden 
Ursachen  nicht  den  dreizehnten,  sondern  den  vierzehnten  Scheffel,  und  die  Schnitter 
das  nennte  Schock ,  wogegen  sie  das  Stroh  zuffückgeben  müssen.  Dass  man  vom 
Zehntschnitter  noch  andere  Arbeiten  verlangt,  z.  B.  das  Binden  des  Hafers,  wofür 
er  nicht  besonders  bezahlt  wird,  soU  gegenwärtig  nnr  wenig  mehr  UbUch  sein. 
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Wochenlohn  von  1  FI.,  wie  ihn  die  Landesordnung  festsetzte,  entspricht 
einem  heutigen  von  5y4  Thlrn.  oder  einem  Tageslohn  von  26V4  Sgr. 
Soweit  unsere  Maurer-  und  Zimmermeister  um  einen  Tageslohn  arbeiten, 
möchte  bei  Hinzunahme  des  dem  Meister  zukommenden  Antheils  am 
Gesellenlohne  ein  wesentlicher  Unterschied  nicht  hervortreten;  allein 
der  geschickte  Meister  findet  in  unserer  Zeit  seinen  Verdienst  vorzugs- 
weise in  Accordarbeiten  und  weiss  durch  geschickte  Eintbeilung  der 
Arbeit,  durch  rechtzeitigen  billigen  Einkauf  des  Baumaterials,  durch 
seine  geschäftlichen  Verbindungen,  überhaupt  ^urch  kluge  Berechnung 
als  Bauunternehmer  sich  leichter  einen  anständigen,  seinem  geschäft- 
lichen Bisico  entsprechenden  Gewinn  zu  sichern.  Natürlich  kommen 
dabei  alle  diejenigen  Umstände  ausser  dem  haaren  Lohne,  welche  die 
Lage  des  Tagelöhners  in  unserem  Jahrhundert ,  wie  wir  oben  zu  zei- 
gen versuchten,  günstiger  gestaltet  haben,  auch  dem  Handwerker  zu 
Statten. 

Künstler. 

Der  Buchdruckerlohn  für  346  Copeien  einer  Schrift  von  15  Bogen, 
also  für  5190  Bogen  betrug  (1552)  21  Fl.  12  Gr.  6  Pf.  „und  für  362 
Copeien  der  Schriften,  so  zwischen  dem  Churfürsten  und  Joh.  Friedr. 
dem  Mittleren  zu  Sachsen  gewechselt  worden,  hält  ein  Exemplar  26  Bo- 
gen, thut  9412,  thut  der  Druckerlohn  an  Gelde  39  Fl.  7  Gr.  23)." 

Der  Goldschmidt  Barthel  Nickel  in  Nürnberg  verfertigte  1539  für 
Churf.  Joh.  Friedrich  12  silberne  überguldete  zwiefache  Scheuem  (Be- 
cher) von  129  Mark  10  Loth  1  Quint  nürnb.  Gewicht.  Da  die  Mark 
zu  13%  Fl,  das  Loth  zu  17  Gr.  8  Pf.  mit  Einschluss  des  Arbeitsloh- 
nes gerechnet  wurde,  so  bekam  er  1750  Fl.  2  Gr.**).  Ein  anderer 
Goldarbeiter  berechnete  1573  für  Anfertigung  einer  goldenen  Kette 
von  250  Sonnenkronen  (ä  34  Gr.)  Gewicht  25  Fl.  Macherlohn,  „als  je 
von  zehn  Kronen  1  Fl.  gerechnet**)."  Nach  Vorschrift  eines  ßeichs- 
polizeigesetzes  gebot  die  Landesordnung  (Tit.  LXI),  dass  die  Gold- 
schmiede nur  141öthiges  Silber  verarbeiten  und  bei  Strafe  von  100 
Fl.  ihr  gewöhnliches  Zeichen  auf  ihre  Arbeiten  setzen  sollten.  „Mün- 
zen in  den  Tiegel  zu  werfen  und  zu  granuliren,"  war  bei  Strafe  verboten. 

Meister  Hans  „Eisenschneider"  zu  Saalfeld  erhielt  1573  für  ein 


23)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  Aa.  S.  435  Nr.  6. 

24)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  Bb.  S.  49  Cap.  IX.  322. 
26)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  Bb.  S.  49  Cap.  IX.  874. 
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neu  geschnittenes  Siegel  46  Fl.   15  Gr.  und  für  ein  kleines  Siegel  in 
Stahl  zu  schneiden  4  Fl.  12  Gr.»). 

Metallgiesser  Hermann  Vischer  in  Nürnberg,  des  berühmten  Peter 
V.  Sohn,  erhielt  für  das  noch  heute  in  der  Schlosskirche  zu  Wittenberg 
befindliche  Epitaphium  Johann  des  Beständigen  (Cammerrechnung  von 
1534)  855  Fl.  10  Gr.  6  Pf.  Dasselbe  wog  47  Ctr.  53  Pfund  und  der 
Ctr.  wurde  zu  18  Fl.  gerechnet.  Im  Jahre  1549  wurden  bezahlt  „auf 
meiner  gnädigen  jungen  Herren  Befehl  Heinrichen  Zieglem  dem  Jungen 
zu  Erfurt  für  das  gegossene  Bild  Doctoris  Martini  Luthers  löblicher 
und  seliger  Gedächtnuss  Conterfei^O  ^^^  umgossener  Schrift,  welche 
hiervor  laut  churfürstl.  Befehls  dem  Ziegler  nach  dem  Centner  zu  be- 
zahlen*^ angedinget,  hat  aber  das  aus  Untcrthänigkeit  in  Ansehung 
der  Gelegenheit  überhaupt  mit  70  Fl.  zu  bezahlen  gelassen  laut  seiner 
Bekenntnuss  ^*)." 

Für  das  Epitaphium  Joh.  Friedrich  des  Grossmüthigen  und  seiner 
Gemahlin  in  der  Stadtkirche  zu  Weimar  erhielt  der  Büchsengiesser 
Jacob  Schlaff  in  Eisleben  114  Fl.  6  Gr.  Das  Modell  hierzu  hatte  der 
Bildschnitzer  Meister  Herman  in  Erfurt  für  W/2  Fl.  verfertigt.  (Rech- 
nungen von  1554 — 55.) 

Für  Malereien  erhielt  Lucas  Kranach'^^)  der  Aeltere  (1472—1553) 
ausser  einer  jährlichen  Besoldung  von  100  Fl.  wöchentlich  3  Fl.  und 
jeder  seiner  „Knechte"  oder  „Gesellen"  1  Fl.'*).  Leinwand,  Farben, 
Gel,  Fimiss,  Pinsel  u.  dergl.  wurden  besonders  berechnet.  Von  den 
zahlreichen  Gemälden  dieses  ebenso  berühmten  als  fruchtbaren  Malers 
(pictor  celerrimus),  der  bis  in  sein  hohes  Alter  künstlerisch  thätig  war, 
finden  sich  in  den  Markt-,  Cammer-  und  Hofirechnungen  Preisangaben 
von  1  Fl.  bis  571  Fl.  10  Gr.,  welche  Summe  für  das  berühmteste  Bild 


26)  Weim.  Coiimi.-Arch.  Reg.  Bb.  S.  49  Cap.  IX,  874. 

27)  Es  befindet  sich  seit  1571  in  der  Stadtkirche  zu  Jena. 

28)  Wie  beim  groben  Geschütz  wurde  auch  bei  künstlerischen  Arbeiten  nur 
das  Gewicht  des  MetaUes  in  Rechnung  gebracht 

29)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  Bb.  S.  49  Cap.  IX.  607. 

30)  YergL  hierüber  Lucas  Kranach  des  Aelteren  Leben  und  Werke  von  Chr. 
Schuchardt  2  Theile.  Leipzig  1851.  üeber  den  Verkauf  von  Gemälden,  Kupfer- 
stichen ,  Holzschnitten  siehe  das  höchst  naive  Reisejoumal  Albrecht  Dürers  von 
seiner  niederländischen  Reise  1520— 21  in  von  Murr 's  Journal  zur  Kunstgeschichte 
und  zur  allgemeinen  Litteratur.  Tbl.  Yll.    Nürnberg  bei  Joh.  Eberh.  Zeh  1779. 

31)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  Aa.  S.  435  Nr.  2. 
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des  Meisters,  das  AltergemSlde  in  der  Stadikirche  zu  Weioiar  (Nea- 
jahrsmarktredinung  von  1556)  bezahlt  wurde '^. 

Advokaten  und  Procuratoren. 

£he  wir  zu  den  Besoldungen  übergehen,  ist  noch  der  Taxe  zu  ge- 
denken, welche  die  Landesordnung  für  Advokaten  und  Procuratoren 
(Tit.  XVin)  festsetzte.  „Da  etzliche  Procuratores  und  Wortredner" 
theils  aus  Unverstand,  theils  aus  bösem  Willen  und  Eigennutz  Processe 
erregen  oder  in  die  Länge  ziehen,  so  sollte  keiner  „am  Hofe  zu  pro- 
curiren  zugelassen  werden,  er  habe  sich  denn  zuvor  bei  unseren  Hof- 
räthen  angegeben,  welche  seiner  Geschicklichkeit  halber  Erforschungen 
sollen  haben."  Procuratoren,  „so  Laien  sein,"  erhalten  „von  einer 
Supplication  zu  begreifen  und  zu  schreiben"  3  Gr.,  von  Haltung  eines 
gütlichen  oder  rechtlichen  Termins  5  Gr.  Procuratoren,  „die  im  Rechten 
studirt  und  Magistri  oder  Baccalaurei  Juris  sein,"  erhalten  von  einem 
Termin  1  Fl.,  in  einer  wichtigen  Sache  2  FL,  von  einer  Meile  Vi  Fl. 
über  die  Zehrung.  Die  Beurtheilung ,  ob  die  Streitsache  gemein  oder 
wichtig,  ob  besonderer  Fleiss  angewendet  worden  sei,  nach  Befinden 
auch  die  Ermässigung  der  Gebühren  blieb  der  betreffenden  Behörde 
vorbehalten.  „Welche  Procuratores  aber  studirt  und  nicht  gradiret," 
erhalten  statt  eines  Gulden  nur  einen  halben  Thaler,  statt  2  Fl.  nur 
1  Thlr.  „Es  sollen  aber  Doctores  und  Licentiaten  hiermit  nicht  ge- 
meint sein,  denn  wir  achten  es  unzweifentlich  dafür,"  dass  sie  „sich 
auch  an  ziemlicher  Verehrung  und  Vergleichung  ihrer  gehabten  Mühe 
besattigen  lassen  werden." 

Notarien  erhielten  in  bürgerlichcai  Sachen  von  einem  Zeugen  zu 
dtiren  1  Gr.,  den  Beklagten  zu  citiren  2  Gr.,  „den  Zeugen  zu  exaoiini- 
ren,  seine  Aussage  zu  protokolliren  und  in  eine  Form  zu  bringen"  5  Gr., 
„von  einem  Zeugen  zu  hören,  zu  examiniren,  zu  extendiren  und  regi- 
striren  Vj  Fl.,  wenn  der  Artikel  unter  fünfzehn  sein ;"  sind  der  Artikel 
bis  dreissig  oder  darüber ,  so  erhält  der  Notar  1  Fl.  y  und  sind  deren 
noch  mehr,  so  wird  der  Bichter  die  Taxe  festsetzen. 

Besoldungen. 

Die  Beamten  waren  theils  auf  Lebenszeit,  theils  auf  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Jahren,  theils  „auf  Abkündigen"  angestellt.  Ihre  Besol- 
dungen bestanden  nur  selten  bloss  in  baarem  Gelde ;  einen  sehr  wesent- 


82)  Das  BQd  ist  11'  6"  hoch  und  9'  11''  breit;  die  beiden  Flügel  sind  gldeh 
hoch  und  halb  so  breit. 
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lieben  Tbeil  bildete  vielmebr  ,,das  Eingesdmeide/'  d.  i.  die  Zugabe  an 
Naturalien "),  deren  manche  Besddungen  sehr  viele  anfweisai.  Dahin 
gehörte :  Holz,  Weizen,  Boggen,  Gerste,  Hafer,  Erbsen,  Ochsen,  Schweine, 
Seiten  Speck,  Schafe,  Lammsbänche,  Wildpret,  Schweinewildpret,  Un- 
schlitt,  Wachs,  Salz,  Ghristbrod,  Eier,  Butter,  Schmalz,  Käse,  Butter- 
milch und  dicke  Milch,  Gänse,  Fastnachtshühner,  Micfaelshühner,  Fi- 
scherei, Fische,  Karpfen,  Hechte,  Häringe,  Wein  (Bäthewein),  Bier, 
Heu  und  Grummet,  Rindviehzucht  mit  der  Graserei  im  Garten,  Wies- 
nutzung,  grüne  Nüsse,  Hopfen,  Hanf,  Flachs.  Dazu  kam  bisweilen  noch 
eine  Wohnungsentschädigung,  bei  den  Hofbeamten  nodi  Sommer-  .und 
Winterkleidung  '^),  bei  niederen  Hofdienem  sogar  Schuhgeld  mit  Ma- 
cherlohn und  Stiefelgeld.  Die  eben  genannten  Naturalien  kamen  jedoch 
nicht  allen  Bediensteten  zu ;  am  reichlichsten  waren  die  Schösser  damit 
bedacht.  Diejenigen  Beamten,  welche  Pferde  zu  halten  hatten,  wie  die 
Amtleute,  erhielten  Fourage  (12  Malter  Hafer  auf  ein  Pferd)  und  Ent- 
schädigung für  den  Hufbeschlag.  Fiel  ihnen  ein  Pferd,  so  hatten  sie 
Anspruch  auf  Firsatz  „nach  Hofgebrauch."  Im  Jahre  1574  wurde  für 
jedes  Pferd  die  Summe  von  36  FL  bezahlt;  die  verdorbenen  Pferde 
mussten  zurückgegeben  werden* 

Die  Hofbeamten  erhielten  ihre  Besoldungen  an  den  Quatember- 
tagen  Reminiscere,  Trinitatis,  Grucis  und  Luciä ;  den  Amtleuten  dagegen 
und  anderen  Bediensteten  wurde  die  haare  Besoldung  (der  Beschied) 
nach  den  Marktrechnungen  halbjährlich  ausgezahlt  Ausserdem  gab  es 
aber  noch  ein  Rathgeld,  welches  in  Summen  von  20 — 100  Fl.  einer 
Anzahl  von  vornehmen  Beamten,  namentlich  den  Bäthen,  zu  Ostern  und 
Michaelis  zu  Theil  wurde.  Dieselben  Beamten,  welche  unter  dem  Be- 
ßchied  noch  ein  Bathgeld  bezogen,  finden  sich  nicht  bei  den  Quatem- 
bralbesoldungs -Berechtigten.  Der  Beschied  für  den  Amtmann  betrug 
halbjährlich  an  baarem  Geld  25 — 250  Fl.  Einzelne  Amtleute  waren 
auch  noch  als  Mitglieder  des  Oberhofgerichts  besoldet,  z.  B.  erhielt 
Hans  Metzsch,  Landvoigt  zu  Sachsen,  1538  halbjährlich  150  Fl.  Be- 
schied, 50  Fl.  Bathgeld  und  30  Fl.  als  Mitglied  des  Oberhofgerichts, 
als(^  zusammen  aufs  Jahr  460  Fl. 

33)  Konnte  das  Eingeschneide  nicht  in  natura  geliefert  werden,  so  wurde  die 
Geldentschädigung  nach  der  Cammertaxe  geleistet  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  Bb. 
S.  8  Gap.  II  Nr.  73.  Kreuzbarg. 

34)  Die  Hofkleidung  scheint  nicht  immer  Ton  gleicher  Farbe  gewesen  zu  sein. 
Bentmeister  Heinrich  von  Etzdorf  fragt  14.  Dez,  1568,  ehe  er  das  Tuch  f&r  die 
Kleidung  der  Hofdiener  bestellt,  bei  Herzog  Joh.  Wilhehn  schriftlich  an,  von  welcher 
Farbe  die  flosentücher  sein  soUten,  und  bittet,  S.  F.  G.  möge  ein  Muster  der 
Farben  gnädigüch  übersenden.    Weim.  Conmi.-Arch.  Reg.  Aa.  S.  436  Nr.  10.  B- 
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In  den  Quatemberrechnnngen  wird  auch  eine  Anzahl  Bediensteter 
je  nach  der  Zahl  der  ihnen  zustehenden  Pferde  als  Fünfrosser,  Vier- 
rosser,  Dreirosser,  Zweirosser,  Einrosser  aufgeführt,  die  fOr  den  Eri^ 
in  Dienst  genommen  und  daher  nur  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Jah- 
ren oder  auf  Abkdndigung  angestellt  waren.  An  ihrer  Spitze  standen 
oft  Fürsten  und  Grafen  mit  100  Fl.  Quatembergeld.  Die  (4)  Fünf- 
rosser erhielten  vierteljährlich  1538  50  Fl.,  die  (3)  Vierrosser  25  Fl., 
die  (2)  Dreirosser  20  Fl.,  die  (12)  Zweirosser  10—12  FL,  die  (25)  Ein- 
rosser 2 — 3  Fl.  Auch  Büchsenmeister  und  Pulvennacher  wurden  bd 
Kriegsgefahr  in  Dienst  genonunen.  Sie  bezogen  nur  baare  Besoldung 
und  ihre  Pferde  wurden  unterhalten.  In  den  letzten  Jahrzehnten  des 
16.  Jahrhunderts  wird  den  Beamten ,  welche  nicht  bei  Hofe  gespeist 
werden  konnten,  ein  wöchentliches  Kostgeld  gezahlt  und  zwar  für  die 
Käthe  1  FL,  für  Andere  je  nach  ihrem  Range  18  Gr.,  15  Gr.,  12  Gr. 
und  für  die  Knechte  10  Gr. 

Behufs  der  Auszahlung  des  Quartalsoldes  und  des  Beschiedgeldes 
„soll  unser  Kainmerschreiber  (1566)  alle  Wege  für  jeden  Quatember 
das  Quatemberbuch  stellen.  Damit  auch  das  Ansuchen  um  Vorstreckung 
und  Leihung  hinfürder  gemieden  werde,  so  soll  Niemand  Etwas  ohne 
unser  Vorwissen  gegeben  werden,  bis  so  lange  die  ordentliche  Zeit  der 
gebührlichen  Forderung  der  Frist  vorhanden  und  gegenwärtig  ist,  damit 
die  Unordnung  und  der  Irrthum  der  Abrechnung,  so  sich  daraus  zu- 
trage, wegbleibe.  Welchen  Käthen  und  Dienern  wir  in  ihre  Bestallung 
Wein  zu  geben  pflegen,  der  soll  nicht  von  dem  Fürsten-,  sondern  vom 
Bäthewein,  doch  nicht  mit  einzelnen  Eimern,  sondern  auf  einmal  nach 
besagter  ihrer  Bestallung  gegeben  werden.  Ingleichen  soll  man  ihnen 
das  andere  Eingeschneide  an  Ochsen,  Hühnern  und  Fischen  auf  einmal 
auch  reichen  und  geben  lassen«" 

„Was  zur  Winter-  und  Sommerkleidung  gehört,  das  soll  der  Rent- 
meister selbst  oder  durch  vertraute  Händler  zu  rechter  Zeit  bestellen 
und  einkaufen,  die  Kleidung  auch  also  anstellen,  dass  die  Bäthe  und 
Hofgesinde  die  Winterkleidung  vor  Martini  und  die  Sommerkleidung 
vor  Exaudi  unverzüglich  bekommen."  * 

Die  Zehrung  betrejOfend  auf  Beisen  und  in  Gommissionen  „soll  in- 
nerhalb Landes  Tag  und  Nacht  auf  jedes  Pferd  V,  FL,  ausserhalb 
Landes  aber  gewöhnliche  Zehrung  aus  der  Benterei  entrichtet  werden. 
So  Bäthe  die  Reichs-,  Kreis-  und  Fürstentage  zu  besuchen  verordnet» 
soll  ihnen  wie  bisher  geschehen,  gewöhnliche  volle  Zehrung  gegeben 
werden.    Gemeinen  Dienern,  Jägern  und  Weidleuten,  wenn  sie  ihre 
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Häaser  oder  Herbergen  nicht  erreichen  können,  Tag  und  Nacht  auf 
ein  Pferd  7  Gr." 

Eine  damals  übliche  Besoldung  oder  Besoldungserhöhung  bestand 
femer  in  einem  Begnadigungsbrief,  durch  welchen  der  Fürst  einem 
Beamten,  den  er  an  seinen  Dienst  fesseln  oder  für  treu  geleistete  Dienste 
belohnen  wollte,  ein  gewisses  Capital  (bis  zu  4000  Fl.)  zusicherte ,  das 
bis  zur  Auszahlung  mit  5  Vo  verzinst  wurde.  Wollte  der  mit  solchem 
Capital  Begnadigte  sich  dafür  ankaufen,  was  jedoch  nur  im  Inlande 
geschehen  durfte,  so  war  er  berechtigt,  nach  vierteljähriger  Kündigung 
die  Auszahlung  des  Capitals  zu  verlangen. 

Pensionen  gab  es  nicht ;  es  bezogen  jedoch  einzelne  fürstliche  Diener 
aus  besonderer  Gunst  eine  gewisse  Summe  auf  Lebenszeit.  Andere  er- 
hielten gleichsam  als  eine  Altei'sversorgung  ein  Vorwerk,  eine  Mühle 
oder  auch  nur  einen  Backofen  gegen  ein  massiges  Schiedgeld  (Pacht- 
geld) „eingethan,"  so  dass  sie  sich  oft  hierbei  noch  etwas  zu  erwerben 
hofilen.  Mancher  Beamte  war  schon  frühzeitig  darauf  bedacht,  sich 
eine  solche  Gunst  vom  Fürsten  zu  erbitten.  Im  Jahre  1569  bittet  der 
Bentmeister  Heinrich  v.  Etzdorf,  S.  F.  G.  möge,  in  Betracht  der  vielen 
Last ,  Mühe ,  Sorge  und  Arbeit ,  die  auf  ihm  ruhe ,  aus  angebomem 
fürstl.  und  mildreicben  Gemüthe  ihm  und  seinen  Kindern  zu  gnä- 
diger Ergötzung  das  Amt  Burgau  schied  weise  einthun.  Er  nimmt  da- 
bei gleichsam  als  ein  Recht  in  Anspruch,  dass  ihm  die  Gelegenheit  ge- 
boten werde,  sich  und  seinen  Kindern  etwas  zu  erwerben.  Später,  nach- 
dem er  das  Gut  ein  Jahr  lang  gegen  ein  Schiedgeld  in  Benutzung  ge- 
habt hatte,  bat  er  nicht  nur  um  Erlass  des  schuldigen  Pachtgeldes, 
sondern  er  wollte  auch  noch  die  Schäferei  unentgeldlich  überlassen 
haben,  indem  er  sich  wiederholt  auf  seine  Verdienste  und  darauf  be- 
rief, dass  Andere  noch  besser  mit  Vorwerken  bedacht  worden  wären  '*). 

Noch  weniger  hatten  die  Wittwen  der  Beamten  einen  Anspruch 
auf  Pension,  obwohl  in  besonderen  Fällen  der  Landesherr  seine  Gnade 
walten  Hess.  Als  im  Januar  1566  Dr.  BasiliusMonner,  Vimariensis,  Prof. 
an  der  Universität  Jena,  gestorben  war,  bat  die  Wittwe  in  ihrer  Noth 
um  die  Fürsprache  des  Rectors  und  der  Professoren,  welche  sich  so- 
fort auch  an  die  fürstlichen  Brüder  in  Weimar  mit  der  Bitte  wandten, 
sie  möchten  doch  den  schweren  Zustand  der  armen  Wittwe  in  Gnade 
beherzigen,  auch  derselben  und  deren  Kindern  die  Jahrbesoldung  noch 
folgen  lassen  „in  Betrachtung,  dass  E.  F.  G.  sich  armer  Wittwen  und 
Waisen  anzunehmen  vor  Gott  schuldig,   und  das  auch  nicht  unbillig 


3)  Weim.  Goniin.-Arch.  Reg.  Aa.  S.  406  A.  I. 
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und  ia  Rechten  gegründet,  eines  verstorbenen  Dieners  Besoldung  den 
nachgelassenen  Erben  noch  auf  ein  Jahr  lang  folgen  zu  lassen  '^).  Nam 
certi  juris  est,  quod  Salarium  annuum  debeatur  initio  anni,  non  in 
fine,  et  ideo  decedente  eo,  cui  Stipendium  debetur,  transmittatur  iUud 
ad  haeredes  pro  ultimo  anno  inchoato,  eoque  illud  tanquam  cessum 
atque  debitum  haeredibus  praestari  leges  volunt/^  Wenige  Tage  darauf 
wurde  der  Rentmeister  durch  fürstlichen  Befehl  angewiesen,  die  Jahres- 
besoldung auszuzahlen. 

In  den  Quatemberrechnungen  des  Jahres  1538  stehen  oben  an  die 
Herzöge  Moritz  von  Sachsen  und  Ernst  von  Braunschweig  mit  je  200 
FI.  für  das  ganze  Jahr.  Die  Räthe  hatten  folgende  haare  Jahresbe- 
soldungen: Ehrn.  Hans  von  Delzig  100  Fl.  =  140  Thlr.  Silberwerth, 
auf  den  heutigen  Roggenwerth  reducirt  =  525  Thlr.  preuss.,  Ehm. 
Heinrich  von  der  Planitz  100  FL,  Asmus  Spiegel,  Hofmarschall,  140 
Fl.  =  735  Thlr.,  Georg  Holde  100  FL,  Hans  von  Taubenheim,  Land- 
rentmeister, 212  Fl.  :=z  1113  Thlr.,  Hans  vonPonikau,  Cammerer,  100 
FL,  Georg  Edler  von  der  Planitz  100  FL,  Asmus  von  Minkwitz,  Dr., 
100  FL,  Caspar  von  Teutleben,  Dr.,  200  FL  =  1050  Thlr.,  Magister 
Eisleben  zu  Wittenberg  200  FL,  Lorenz  Zech,  Dr.,  200  R,  Dr.  Matthias 
Ratzenberger,  Hofarzt,  150  Fl.  =  787  Thlr.  15  Sgr.,  Hans  von  Grausch- 
witz, Hofmeister  im  Frauenzimmer,  100  FL,  Ernfried  vom  Ende,  Kü- 
chenmeister, 60  FL  =  315  Thlr.,  Jobst  von  Hain  100  FL,  Magister 
Sebald  Nebe,  Stadtarzt  20  FL  =  105  Thlr.,  Hans  Loser,  des  Herzog 
Moritz  Hofmeister'^),  100  FL,  Magister  Lucas,  Präceptor  für  Herzog 
Joh.  Ernst,  80  FL  =  420  Thlr.,  Magister  Georg  Brenner,  der  jungen 
Herrlein  Präceptor,  60  Fl.  —  Magister  Franz  Burkhardt,  Vicekanzler, 
200  FL ;  die  übrigen  neun  Kanzleibeamten  erhielten  jährlich  je  20  Fl. 
—  Heinrich  von  Schönberg,  Jägermeister  zu  Sachsen,  60  FL,  ein  Wild- 
schütze 25  FL,  die  Jäger-,  Zeug-,  Pirsch-  und  Windeknechte  4 — 15  Fl. 
Die  eilf  Wagenknechte  je  7  FL  12  Gr.;  die  zwölf  Trommeter  (Zinken- 
bläser, Pauker  und  Pfeifer)  erhielten  28 — 40  FL  Zu  oben  genannten 
Besoldungen  kamen  noch  ansehnliche  Naturalbezüge. 

Bedeutend  ansehnlicher  sind  die  Besoldungen  sechs  und  dreissig 
Jahre  später.    Nach  dem  Hof  buche  von  1574  erhielten  nämlich: 


36)  Weim.  Comm.-Arch.  Keg.  Rr.  S.  45  Nr.  8. 

37)  Für  Herzog  Moritz  wurden  noch  ausgegeben  für  neun  Bienstleute  jährlich 
129  Fl.  14  Gr.  Weitere  Ausgaben  far  denselben  finden  sich  in  den  Maiictrech- 
nungen  1537—1539  aufgezeichnet. 
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1)  Die  Hofbeamten:  HofmarscfaaU  Fritz  von  Ponikau  290  Fl. 
an  Geld ,  52  Fl.  Auslosung  und  Stallmiettae  auf  drei  Pferde,  6  Fl.  18 
Gr.  Hufbeschlag  und  1  Fl.  3  Gr.  Lichtgeld  auf  3  Pferde,  36  Fl.  für 
Sommer-  und  Winterkleidung  auf  drei  Personen,  36%  Malter  Hafer, 
4  Malter  8  Scheffel  Korn,  2  Malter  4  Scheffel  Gerste,  12  Eimer  Wein, 
einen  Ochsen,  ein  Schock  Hühner,  lV2Gtr.  Karpfen.  Summa  der  haaren 
Besoldung  und  der  Naturalien  nach  damaligem  Anschlag'^)  513  Fl.  12 
Gr.  4  Pf.,  oder  auf  den  heutigen  Durchschnittspreis  des  Roggens  re- 
ducirt  =  2696  Thlr.  10  Sgr.  preuss.  „  Darüber  die  Kost  auf  seine 
Person  zu  Hofe  über  des  Herzogs  Tafel,  desgleichen  auf  einen  Knecht 
und  einen  Jungen  die  Kost  zu  Hofe."  —  David  von  Uttenhofen  hatte 
an  baarem  Gelde  und  Naturalien  435  Fl.  14  Gr.  8  Pf.  =  2287  Tlür. 
l^Vs  Sg^'  Dazu  die  Kost  am  Hofe  für  sich,  einen  Knecht  und  einen 
Jungen.  —  Der  Kammerjunker  Friedrich  von  Pack  40  Fl.  an  Geld, 
52  Fl.  Kostgeld  auf  einen  Knecht  und  Hafer  für  2  Pferde.  —  Dr.  Bal- 
thasar Sartorius,  der  jungen  Herzöge  Präceptor,  an  Geld  und  Naturalien 
417  FL  9  Gr.  =  2191  Thlr.  15  Sgr.  —  Dr.  Heinrich  Milich,  Medicus 
zu  Jena,  50  Fl.  =  262  Thlr.  15  Sgr. 

2)  Die  Räthc  der  Regierung:  Statthalter  Anton  von  Lützel- 
burg  erhielt  500  Fl.  baare  Besoldung,  74  Fl.  6  Gr»  Kostgeld  auf  seine 
Person,  wöchentlich  1  Fl.  9  Gr.,  208  Fl.  Kostgeld  auf  einen  Schreiber 
und  drei  Knechte,  auf  jeden  wöchentlich  1  Fl.,  37  Fl.  3  Gr.  Kostgeld 
auf  einen  Jungen.  Sommer-  und  Winterkleidung,  71  Malter  Hafer  auf 
sechs  Pferde  u.  s.  w.  Summa  1190  Fl.  17  Gr.  3  Pf.  =  6251  Thlr. 
24  Sgr,  Dazu  „Pferde-Schadenstand  nach  Hofgebrauch."  —  Heinrich 
von  Vippach  300  Fl.  an  Geld,  Kostgeld  auf  seine  Person  und  auf  zwei 
Knechte,  Sommer-  und  Winterkleidung,  47  Malter  Hafer  auf  4  Pferde, 
Weizen,  Roggen,  15  Eimer  Wein,  48  Eimer  Bier,  Käse,  52  Pfund  But- 
ter, 572  Pfund  Rindfleisch,  104  Pfund  Licht.    Summa  771  Fl.  16  Gr. 

^  6  Pf.  =  4051  Thlr.  26 V4  Sgr.  —  Dr.  Lucas  Thangel  an  Geld  und 
Naturalien  639  Fl.  2  Gr.  8  Pf.  =  3355  Thlr.  I2V2  Sgr.  —  Veit  von 
Sparnberg  ebenso  573  Fl.  13  Gr.  =  3011  Thr.  15  Sgi\—  Conrad  von 
Wolframsdorf  ebenso  679  Fl.  20  Gr.  =  3569  Thlr.  22 V2  Sgr.  —  Dr. 
Heinrich  Schneidewin,  Canzler,  400  Fl.  und  50  Fl.  Hauszins  =  2367 
Thlr.  22 V2  Sgr.    „Dazu  noch  die  Canzleigefälle  zur  Hälfte  j  die  andere 


38)  Vergl.  Weim.  Comm.  -  Arch.  Hofbuch  von  1673.  „Wie  das  Eingeschneite 
zu  Gelde  anzuschlagen."  Der  Eimer  Wein  2  FL  6  Gr.,  das  Fass  Hofbier  6  Fl, 
der  Scheffel  Korn  12  Gr.,  Gerste  10  Gr.,  der  Otr.  Karpfen  4  Fl.,  die  EUe  lundisch 
Tuch  20  Gr.,  Barchent  2  Gr.,  Landtuch  9  Gr.,  Futtertuch  4  Gr.,  Leinwand  20  K, 
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Hälfte  bleibt  den  Secretarien  und  Canzleigesellen."  —  Dr.  Johann  Un- 
werth  336  Fl.  10  Gr.  =  1766  Thlr.  15  Sgr. 

3)  Baths-  und  Dienstleute  ausser  Hofs:  Paul  Marien 
400  Fl.  =  2100  Thlr.  auf  WiedeiTuf.  —  Jobst  von  Witzleben,  Oberst- 
lieutenant zu  Koburg,  an  Geld  und  vielerlei  Naturalien  441  Fl.  18  Gr. 
9  Pf.  =  2319  Thlr.  28  Sgr.  —  Kilian  Goldstein  an  Geld  und  Natura- 
lien 412  Fl.  13  Gr.  =  2166  Thlr.  7 Vi  Sgr.  —  Dr.  Johann  Rossbäcker 
ebenso  403  Fl.  13  Gr.  =  2119  Thlr.  —  Magister  Joh.  Ratzenberger, 
Leibarzt,  an  Geld  und  Naturalien  344  Fl.  4  Gr.  =  1807  Thlr,  —  Dr. 
Melisander  ebenso  367  Fl.  13  Gr.  =  1930  Thlr. 

4)  Ganzleibeamte:  Johann  Rudolf,  Gammersecretarius,  an  Geld 
und  Naturalien  365  Fl.  6  Gr.  9  Pf.  =  1917  Thlr.  28  Sgr.  —  Joh. 
Forster,  Secretarius,  ebenso  342  Fl.  8  Gr.  =  1797  Thlr.  15  Sgr.  — 
Joh.  Neumeier,  Secretarius,  nur  auf  kürzere  Zeit  angestellt,  479  Fl.  12 
Gr.  9  Pf.  =  2517  Thlr.  28  Sgr.  —  Vier  „Concepisten"  mit  146  Fl. 
(766  Thlr.  15  Sgr.),  119  Fl.  (624  Thlr.  22%  Sgr.),  84  Fl.  (441  Thlr.), 
91  Fl.  (477  Thlr.  22 Vj  Sgr.);  vier  Copisten  mit  82  Fl.  (430  Thlr.  15 
Sgr.),  75  Fl.  (393  Thlr.  227,  Sgr.),  90  l\  (472  Thlr.  15  Sgr.), 
68  Fl.  (357  Thlr.)  Besoldung.  Der  Rathe-  und  Canzleiknecht  erhielt 
58  Fl.  =  304  Thlr.  15  Sgr. 

5)  Rentereibeamte:  Wdf  Blümlein,  Rentmeister,  an  Geld  und 
Naturalien  640  Fl.  =  3360  Thlr.  —  Drei  Rentschreiber  mit  151  Fl. 
(792  Thlr.  22V2  Sgr.),  159  Fl.  (834  Thlr.  22V2Sgr.)  und  128  ¥1.  (672 
Thlr.)*  Der  Rentei'eiknecht ,  welcher  Lesen  und  Schreiben  verstehen 
musste,  hatte  37  Fl.  =  194  Thlr.  IV2  Sgr. 

6)  Forstmeister  und  Jäger:  Gregor  von  Kein,  Oberaufseher 
der  Gehölz,  an  Geld  und  Naturalien  208  Fl.  6  Gr.  =  1093  Thlr.  15 
Sgr.  —  Hans  Lobe,  Forstmeister,  161  Fl.  10  Gr.  =  847  Thlr.  22 Vj 
Sgr.—  Georg  Maul,  „Förster  über  das  Webicht,"  38  Fl.  =  199 Thlr. 
15  Sgr.  —  Der  Förster  zu  Ettersburg  107  Fl.  =  561  Thlr.  22 V,  Sgr. 

7)  „Gemeine  Hofgesinde":  Heinrich  Martersteck ,  Voigt  zu 
ützberg,  „soll  die  Strassen  bereiten  und  erhält"  90  Fl.  =  472  Thlr. 
15  Sgr.;  der  Fischmeister  an  Geld  und  Naturalien  307  FL  =  1611 
Tbk.  22 Va  Sgr.4  der  Weinmeister  146  Fl.  =  766  Thlr.  15  Sgi\;  der 
Hofschenk  156  Fl.  =  819  Thlr.;  der  Hauskellner  104  Fl.  14  Gr.  = 
549  Thlr.  15  Sgr. 

Unter  denen,  welche  Leib-  und  Dienstgeld  auf  Lebenszeit  erhielten, 
hatte  Eberhard  von  der  Thann  mit  baarer  Besoldung  und  an  Naturalien 
770  Fl.  14  Gr.  =  4046  Thlr. 
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Betoldungen  der  Profetsoren  an  der  TJniversitftt  Jena'*). 

Nach  einem  „Auszug  und  Verzeichniss  *®)  der  Besoldungen,  so  anno 
1561  vor  die  Herrn  Professoren  zu  Jena  gereicht  und  berechnet  wor- 
den," erhielt  Dr.  Simon  Musäus  342  Fl.  18  Gr.  Jahrbesoldung,  15 
FL  für  Hauszins  und  10  Fl.  für  Brennholz,  zusammen  367  Fl.  18  Gr. 
=  1931  Thlr.  V/2  Sgr.  —  Mag.  Flacius  Illyricus  342  Fl.  18  Gr.  = 
1800  Thlr.  —  Mag.  Wigand  incl.  5  Fl.  für  Hauszins  155  Fl.  =  813 
Thh".  —  Mag.  Judex  incl.  5  Fl.  für  Hauszins  105  Fl.  =  551  Thlr. 
V/2  Sgr.  —  Mag.  Aurifaber  50  Fl.  ==  262  Thlr.  15  Sgr.  —  Dr.  Schrö- 
ter incl.  10  Fl.  für  Brennholz  210  Fl.  =  1102  Thlr.  15  Sgi\  —  Dr. 
Wesenbeck  200  Fl.  =  1050  Thlr.  —  Dr.  Köhler  100  Fl.  =  525  Thlr. 
—  Dr.  Blaurer  200  Fl.  —  Dr.  Hille  110  Fl.  =  577  Thlr.  15  Sgr.— 
Dr.  Neander  150  Fl.  =  787  Thlr.  15  Sgr.  —  Mag.  Victorinus  Strigel 
170  Fl,  dazu  20  Fl.  für  Hauszins,  10  Fl.  für  Brennholz  und  74  Fl. 
16  Gr.  aus  dem  Stift  Magdeburg,  zusammen  274  Fl.  16  Gr.  =  1442 
Thlr.  15  Sgr.  —  Mag.  Stigel  incl.  10  Fl.  Holzgeld  180  Fl.  =  945 
TWr.  —  Mag.  Emmerich  Silvius  incl.  10  Fl.  Holzgeld  105  Fl.  =  551 
Thk.  7V2  Sgr.  —  Mag.  Rose  90  Fl.  =  472  Thh-,  15  Sgr.  —  Mag. 
Cölestinus  80  Fl.  =  420  Thlr.  —  Mag.  Fulda  70  Fl.  =  367  Thh*.  15 
Sgr.  —  Mag.  Jacobus  Fincelius  50  Fl.  =  262  Thlr.  15  Sgr.  —  Er. 
Michael  Stiefel  45  Fl.  =  236  Thr.  7V2  Sgr.  —  Der  Pedell  erhielt  50 
Fl. ,  der  Oeconomus  20  Fl. ,  der  Famulus  communis  wöchentlich  5  Gr., 
jährüch  12  Fl.  8  Gr.  Für  die  Canzlei  wurden  92  Fl.  bezahlt.  —  Er. 
Michael  Fauther  aus  dem  heiligen  Creuz  Gotha  bekam  40  Fl.  —  Summa 
aller  dieser  Ausgaben  3099  Fl.  18Gr.  =  16274  Thlr.  7V2Sgr.  Was  die 
Professoren  an  Wein  und  Korn  erhielten,  ist  hierbei  nicht  mitverzeichnet. 

Schon  12  Jahre  später  zeigt  der  Etat  der  Universität  Jena  für 
das  Jahr  1573  (übergeben  Weimar  am  18.  Sept.  1573)  wesentlich  höhere 
Besoldungen.    Im  genannten  Jahre  erhielten 

1)  die  Professoren  der. Theologie:  Dr.  David  Vogt,  Prima- 
rius Professor  theologiae  et  assessor  consistorii,  400  FL  und  40  Fl.  vom 
Consistorio,  in  Summa  440  Fl.  =  2310  Thlr.    Er  soll  bisweilen  mit- 


89)  üeber  die  frflhesten  Besoldungen  der  Professoren  in  Jena  YergL  S  ch  war  z ,  Dm 
«rste  Jahrzehnt  der  UniTerBit&t  Jena.  1858.  Zur  Vergleichung  Terwelsen  y^  auch 
auf  B.  Hildebrand,  Urknndensammlong  aber  Verf.  und  Verwaltung  der  Universit&t 
Marburg.  Marburg  1848.  S.  86,  wo  die  Gehalte  s&mmtlicher  Professoren  der 
Universität  Marburg  unter  Philipp  dem  Grossmüthigen  angegeben  und  auf  den  heu- 
tigen Eoggenpreis  reducirt  sind. 

40)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  Rr.  S.  45  Nr.  3.. 
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predigen.  —  Magister  Martinus  Minis,  Superintendens  und  Pfarrherr 
zu  Jena,  soll  daneben  in  universitate  lesen,  auch  mit  im  Cüonsistorio 
sitzen.  100  FL  für  die  Lectur  und  40  FL  vom  Consistorio.  —  Mag. 
Job.  Avenarius  soll  professor  hebraicae  linguae  sein  und  bisweilen  mit- 
predigen.  —  200  FL  =  JOoO  Thlr.  —  Summa  den  Herrn  Professoren 
theologiae  780  FL  =  4095  Thlr. 

2)  Die  Professoren  der  Jurisprudenz:  Dr.  Matth.  Köh- 
ler (Colerus),  professor  juridicae  facultatis  primarius,  200  FL  an  Geld, 
30  FL  vom  Consistorio,  30  FL  .vom  Hofgericht,  17  FL  18  Gr.  anKom 
und  13  FL  15  Gr.  an  Wein.  Summa  291  FL  12  Gr.  =  1530  Thlr. 
22V2  Sgr.  —  Dr.  Job.  Ulrich  200  Fl.  an  Geld,  30  FL  v(Mn  Hofgericht, 
10  FL  15  Gr.  an  Korn,  13  FL  15  Gr.  an  Wein.  Summa  254  FL  9 
Gr.  =  1335  Tbk.  22  Vj  Sgr.  —  Dr.  Samuel  Brothagen  200  FL  an 
Geld,  30  FL  vom  Hofgericht,  30  FL  vom  Consistorio,  14  FL  6  Gr.  an 
Korn  und  13  FL  15  Gr.  an  Wein.  Summa  288  FL  =  1512  Thlr.  — 
Dr.  Johann  Munnich  200  FL  an  Geld,  30  Fl.  vom  Hofgericht,  14  Fl. 
6  Gr.  an  Korn,  13  FL  15  Gr.  an  Wein.  Summa  258  FL  =  1354 
Thlr.  15  Sgr.  —  Licentiat  Leonhard  Wesenbeck  80  FL  an  Geld,  5  Fl. 
7V2  Gr.  an  Korn.  Summa  85  FL  7V2  Gr.  =  449  Thlr.  2ß%  Sgr. 
Er  soll  lesen  regulas  juris  civilis  vel  canonici.  —  Dr.  Daniel  Eilen- 
beck, „Professor  institutionum ,  soll  auch  am  Hofgericht  Procurator  mit 
sein,"  80  FL  an  Geld,  5  Fl.  7V3  Gr.  an  Korn.  —  Dr.  Scheffel  soll  sein 
Procurator  an  Neuenabels  Statt  und  hat  keine  Besoldung.  —  Summa 
den  Herren  Professoren  jurisprudentiae  1262  FL  15  Gr.  =  6629  Thlr. 
7V2  Sgr. 

3)  Die  Professores  medicinae:  Dr.  Job.  Schröter  „soll 
sein  primas  professor  medicinae  und  hat"  300  FL  an  Geld,  16  FL 
IV2  Gr.  an  Korn  und  27  FL  9  Gr.  an  Wein.  Snmma  343  Fl.  10 Vi 
Gr.  =  1802  Thlr.  I8V4  Sgr.  —  Dr.  Job.  Ellinger  250  Fl.  an  Geld, 
30  FL  für  Hauszins,  16  FL  IV2  Gi\  an  Korn,  22  FL  18  Gr.  an  Wein. 
Summa  318  FL  19V2  Gr.  =  1674  Thlr.  IIV4  Sgr.  —  Dr.  Michael 
Neander  190  FL  an  Geld,  14  FL  6  Gr.  an  Korn.  Summa  204  FL  6 
Gr.  =  1072  Tbk.  15  Sgr.  —  Dr.  Heinrich  Milich  100  FL  an  Geld, 
=  525  Thlr.  —  Summa  den  Herrn  Professoren  medicinae  966  FL  15 
Gr.  =  5075  Thlr.  7%  Sgr. 

4)  Die  Professores  artium:  Mag.  Egidius  Salius,  soll  lesen 
physicam  et  mathematicam ,  140  FL  an  Geld,  21  FL  9  Gr.  an  Korn. 
Summa  161  FL  9  Gr.  =  847  Thlr.  15  Sgr.  —  Mag.  Justus  Lipsius, 
soll  lesen  oratoria  et  bistorias,  150  Fl.  an  Geld,  21  Fl.  9  Gr.  an  Korn. 
Summa  171  FL  9  Gr.  =  900  Thlr.  —  Mag.  Sebastianus  Schefifer,  soll 
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lesen  poetica,  110  Fl.  an  Geld,  16  Fl.  IV2  6r.  an  Korn.  Summa  126 
Fl.  V/2  Gr.  =  661  Thlr.  26 V4  Sgr.  —  Mag.  Job.  Anier  114  Fl.  = 
598  Thlr.  15  Sgr.  —  Mag.  Joh.  Mylius,  soll  lesen  graecam  lectionem, 
120  Fl.  an  Geld,  5  Fl.  TVj  Gr.  an  Korn.  Summa  125  FL  7V,  Gr. 
=  658  Thlr.  3%  Sgr.  —  Mag.  Paulus  Didimus,  soll  lesen  grammaticam, 
Terentium,  epistolas  Ciceronis,  80  Fl.  an  Geld  =  420  Thlr.  —  Summa 
den  Herrn  Professoren  artium  778  Fl.  6  Gr.  =  4086  Thlr. 

Ausser  den  vier  Professoren,  welche  Mitglieder  des  Hofgerichts 
waren,  gab  es  noch  fünf  Hofrichter  und  Assessoren**)-  Hans  Veit  von 
Obemitz,  Hauprecht  Treusch  von  Buttler,  Hans  Ernst  von  Teutleben, 
David  von  Uttenhofen,  Johaim  von  Dölen,  welche  je  60  Fl.  =  315 
Thlr.,  zusammen  die  Summe  von  300  Fl.  =  1575  Thlrn.  erhielten. 

Der  Protonotarius  Albertus  Krause  bekam  100  Fl.  an  Geld,  14 
Fl.  6  Gr.  an  Korn,  5  Fl.  7  Gr.  an  Gerste  und  12  Fl.  1  Gr.  an  Som- 
mer- und  Winterkleidung.  Summa  131  Fl.  14  Gr.  =  691  Thlr.  7% 
Sgr.  _  Der  Bibliothekar  Job-  Weisner  20  Fl.  an  Geld,  5  Fl.  8  Gr. 
an  Korn  und  8  Fl.  4  Gr.  an  Sommer-  und  Winterkleidung.  Summa 
33  Fl.  12  Gr.  =  176  Thlr.  V/^  Sgr.  —  Die  Notarien  und  Pedellen 
50  Fl.  =  262  Thlr.  15  Sgr.«*). 

Bei  der  ßeduction  des  Besoldungswerthes  auf  den  heutigen  Roggen- 
preis ist  der  Durchschnittspreis  des  Roggens  im  16.  Jahrhundert  bis 
1574,  welcher  sich  für  das  erfurter  Malter  (vergleiche  Heft  I  dieser 
Jahrbb.  S.  70  f.)  auf  5  Fl.  2%  Pf.  stellte,  zu  Grunde  gelegt  und  dieser 


41)  Nach  der  im  Jahre  1666  (Montags  nach  Lfttare)  erlassenen  Hofgerichts- 
ordnung  soUten  in  diesem  Gerichtshofe  neun  Personen,  nämlich  vier  Gelehrte  und 
fünf  vom  Adel  sitzen.    Vgl.  Beck,  Joh.  Friedr.  d.  Mittl.  I  S.  155. 

42)  Der  Oeconomus  zu  Jena  erhielt  20  Fl.  an  Geld,  222  Fl.  13  Gr.  an  187 
Jen.  Scheffel  Korn,  wöchentlich  3%  Scheffel,  IVi  Maas  ziun  gemeinen  Tisch,  203 
Fl.  5  Gr.  an  234  Scheffel  Gerste  zum  gemeinen  Tisch,  12%  Fl.  für  25  Klafter  Holz, 
80  jährlich  in  die  Gonununitat  gegeben  werden,  und  19  Fl.  1  Gr.  das  Holz  zu  hauen 
und  zu  führen;  12  Fl.  8  Gr.  dem  famulo  communitatis  zu  Kostgeld  auf  ein  ganz 
Jahr.    Summa  für  die  Oekonomie  489  Fl.  16  Gr.  6  Pf.  =  2671  Thlr.  ll»/«  Sgr. 

„Zu  Unterhaltung  der  Stipendiaten  werden  jährUch  1760  Fl.  =  9240  Thlr.  ver- 
ordnet  und  sollen  die  Stipendien  allein  Armen  von  Adel,  Pfarrherrs- ,  Bürger-  und 
BauemMndem  im  Lande ,  so  von  ihren  Eltern  oder  Freimden  keine  Vorlage  haben 
mögen,  gegeben  werden.  Davon  soUen  sein  in  der  Zahl  zehn  vom  Adel,  jedem  des 
Jahres  35  Fl.  =  183  Thlr.  22«/2  Sgr.,  und  37  Priester-,  Bürger-  und  Bauemkinder,  je- 
dem 30  Fl.  =  167  Thlr.  15  Sgr."  —  Dazu  kommen  noch  eine  Anzahl  von  Perso- 
nen, namentlich  Pfarrer  und  einige  Wittwen  und  Waisen,  denen  kleine  Summen 
ausgesetzt  waren.  —  Zum  Rectorat  kamen  jährlich  10  Eimer  Wein  zu  2  Fl.  6  Gr. 
und  zwei  Hirsche  zu  4  Fl.  —  Summa  der  ganzen  Ausgabe  far  die  Universität  6677 
Fl.  7i/a  Gr.  =  84681  Thlr.  3%  Sgr. 
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Maassstab  auch  ftr  die  Redacirung  der  Besoldungen  aus  den  Jahren 
1573  und  1574  beibehalten  wordeji.    Hierbei  darf  jedoch  nicht  über- 
sehen werden,  dass  die  Cammertaxe  des  Roggens  für  die  Professoren 
in  Jena  1573  auf  5  Fl.  7V2  Gr.  und  für  die  Beamten  im  Jahr  1574 
schon  auf  5  Fl.   15  Gr.  stand,    also  den  früheren  Durchschnittspreis 
überstieg.    Da  auch  bei  anderen  Lebensbedürfnissen  eine  Steigerung 
der  Preise  eingetreten  war,  die  durch  den  etwas  herabsteigenden  Preis 
der  Fabricate  noch  nicht  ausgeglichen  wurde,  so  dürften  sich  die  re- 
ducirten  Besoldungssummen  aus  den  Jahren  1573  und  1574  wohl  um 
einige  Procente  verringern.    Jedenfalls  waren  die  Besoldungen  im  16. 
Jahrhundert  in  einer  Weise  gestiegen,  die  nicht  durch  die  allgemeine 
Preissteigerung  und    die  hiermit   zusammenfallende  Depreciation   des 
Geldes  bedingt  war,  so  dass  sie  bis  1574  eine  Höhe  erreichten,   von 
welcher  sie  heute  weit  entfernt  sind.     Noch  im  Jahre  1525  erhielt 
Philipp  Mdanchthon  in  Wittenberg  nur  100  Fl.  Besoldung  und  100  Fl. 
aus  Gnaden*^),  also  zusammen  200  Fl.  =  1050  Thlr.;  sein  berühmter 
College  Johann  Bugenhagen,  Pomeranus,  hatte  sogar  nur  60  Fl.  z=: 
315  Thlrn.    Justus  Jonas  empfahl  noch  im  Jahre  1533,  dass  den  Pfar- 
rern, welche  weitere  Einkünfte  nicht  hätten,  50  oder  wenigstens  40  FL 
jährliche  Besoldung  gereicht  würden**).    Abgesehen  von  den  Naturalien, 
von  Entschädigung   für  Hauszins  und  Brennholz  erhielten  1561    die 
neunzehn  Docenten  in  Jena  als   baare  Besoldung  durchschnittlich  je 
142  Fl.  19  Gr.  7  Pf.  =  750   Thlr.   12  Sgr.  und  zwölf  Jahre  später 
1573  die  achtzehn  Docenten  durchschnittlich   186  Fl.  14  Gr.  =  980 
Thlr.    Die  Besoldungen  waren   also  in  zwölf  Jahren  um  31   Procent 
gestiegen.    Von  jenen  neunzehn  Docenten  im  Jahre  1561  waren  nach 
zwölf  Jahren  nur  noch  zwei  Juristen  und  zwei  Mediciner  in  Jena;  die 
theologische  und  die   philosophische  Facultät  hatten  sich   zum  Theil 
durch  die  Vertreibung  der  Flacianer  gänzlich  erneuert. 


43)  Weim.  Comm.-Arch.  Reg.  R.  Fol  126. 

44)  Vgl,  V,  Seckendorf,  Comm.    de  Lutherauismo.  Lipsiae  1694.    Lib.  III 
p.  70. 


XVI. 

Die  nationalökonomisclien  Gnindsätze  der 

oanonistisclien  Lehre« 

Von 
Dr«    W.   Cndemann« 

(Fortsetzung.) 

§.  10.    Der  Begriff  des  Werthes.    Oebrancht-  und  Tansohwerth. 

Ich  habe  bereits  mehrfach  andeuten  müssen,  dass  der  canonischen 
Doctrin  der  Begriff  des  Werthes ,  me  er  heut  zu  Tage  wirthschaftlich 
sich  geltend  macht,  fremd  war.  Bei  der  Wichtigkeit  dieses  Unter- 
schiedes muss  derselbe  etwas  näher  erklärt  werden. 

Jede  Sache  tritt  uns  zunächst  als  sinnlich-körperlicher  Gegenstand 
entgegen.  Daran  schliesst  sich  die  Vorstellung  des  Gebrauchswerthes, 
des  Nutzens,  den  der  körperliche  Gebrauch  der  Sache  hat,  zunächst 
an.  Diese  sinnliche  Benutzung  der  Sache  zu  menschlichen  Zwecken  bildet 
freilich  auch  die  urspiUngliche  Grundlage  des  Tauschverkehrs,  indem  sie 
zum  Erwerbe  der  brauchbaren  Sache  gegen  Hingabe  eines  anderen  Gutes 
anreizt  Durch  die  zunehmende  Häufigkeit  des  Austausches  wird  aber  der 
Begriff  eines  eigenen  Tauschwerthes  hervorgerufen,  die  Fähigkeit  der  Sa- 
che, mehr  oder  minder  leicht  gegen  eine  andere  umgesetzt  zu  werden* 
Die  Entwicklung  des  Geldes,  derjenigen  Sache,  welche  im  eminentesten 
Sinn  die  Fähigkeit  besitzt,  gegen  andere  Dinge  umgetauscht  zu  werden, 
giebt  dem  Tauschwerth  der  letzteren  Ausdruck  und  Maassstab.  Ausser  dem 
rein  körperlichen  Gebrauchswerth  hat  nun  jede  Sache  auch  die  andere  Ei- 
genschaft, in  Geld  umgesetzt  zu  werden,  den  Tauschwerth.  Und  diese 
weitere  Eigenschaft  wird  so  bedeutend,  dass  für  die  wirthschaftliche, 
den  Bestand  der  vorhandenen  Güter  berechnende  Anschauung  der  Ge- 
brauchswerth kaum  oder  gar  nicht  mehr  in  Anschlag  kommt.  Die  Sache 
ist  jetzt  nicht  mehr  bloss  das,  was  sie  körperlich-sinnlich  ist,  sondern  das. 
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^as  sie  in  Geld  angeschlagen,  als  Werth  ist.  Ihre  hauptsächliche  Bedeu- 
tung hat  sie,  anstatt  vordem  im  sinnlichen  Gebrauch,  nun  in  dem  Ver- 
kehr, in  der  Bewegung  der  Güter,  als  Theil  des  vorhandenen  National- 
reichthums»  Der  blosse  Tausch  um  des  Gebrauchs  willen  wird  zur  ver- 
schwindend kleinen  Ausnahme,  ja  fast  zur  Unmöglichkeit  gegenüber  dem 
Umtausch  um  desWerthes  willen.  Selbst  die  Geschäfte,  welche  Sadie 
gegen  Sache  setzen,  sind  in  Wahrheit  meistens  solche  Geschäfte,  welche  in 
Gestalt  verschiedener  Sachen  Werth  gegen  Werth  setzen.  Selbst  das 
Geld  unterliegt  dem  allmächtigen  Begriff  des  (nach  den  Münzen  nur 
zu  messenden)  Tauschwerthes;  es  ist  Weräirepräsentant,  nicht  sinnlicher 
oder  incorporirter  Werth.  Jede  andere  Sache,  nicht  bloss  die  Münze 
von  Metall,  oder  das  Papier  erscheint  uns  nun  als  Träger  eines 
gewissen,  in  Geld  ausgedrückten  Werthes;  sie  ist,  insofern  sie  Tausch- 
werth  hat,  mehr  als  lediglich  sinnlicher  Körper. 

Die  Vorstellung  des  Gebrauchswerthes  fällt  ursprünglich  zusammen 
mit  der  Vorstellung  des  wirklichen  Gebrauchs  der  körperlichen  Sache. 
Unter  Gebrauch  wird  die  Benutzung  einer  körperlichen  Sache  als  sol- 
cher bei  Erhaltung  ihrer  Substanz  verstanden.  Der  die  Substanz  con- 
sumirende  Gebrauch  ist  Verbrauch,  sobald  man  von  dem  rein  sinnlichen 
Begriff  der  Sache  ausgeht 

Der  Auffassungsweise  einer  älteren  Culturperiode,  welche  sich  die 
feineren  Begriffe  der  wirthschaftlichen  Elemente  noch  nicht  angeeipet 
hat,  entspricht  es,  nur  diese  sinnliche  Vorstellung  zu  besitzen.  Bei 
höherer  Ausbildung,  man  kann  sagen :  Vergeistigung,  der  Begriffe  erst 
ergiebt  sich  der  ideale  Begriff  des  Werthes,  der  nicht  die  Sache  selbst 
ist,  sondern  die  von  der  Sache  getragene  wirthschaftliche  Seele  ihres 
äusseren  Körpers.  Ist  dieser  Begriff  da,  so  ist  auch  die  Benutzung 
und  die  Brauchbarkeit  der  Sache  ihrem  Werthe  nach,  im  Gegensatz 
zu  ihrer  bloss  körperlichen  Benutzung,  also  die  Benutzung  des  von  der 
körperlichen  Sache  getragenen  Werthes,  der  nicht  identisch  ist  mit  ihrem 
Körper,  und  selbst  die  Benutzung  ganz  unköi-perlicher,  von  dem  Begriff 
der  körperlichen  Unterlage  ganz  getrennter  Werthe,  des  Capitals,  des 
Credits,  gleichsam  als  idealer  Güter  gegeben,  folglich  auch  die  Mög- 
lichkeit einer  Vergütung,  eines  Miethgeldes  für  diesen  Gebrauch.  Die  Mög- 
lichkeit eines  solchen  Miethgeldes  zeigt  gleichsam  an,  wie  weit  der 
ideale  Begriff  des  Werthes  sich  neben  dem  Begriff  der  körperlichen 
Sache  entwickelt  hat. 

Die  canonische  Lehre  steht  entschieden  auf  einem  Boden,  an  den 
sich,  wenn  er  auch  in  der  Rechtswissenschaft  keineswegs  ganz  und  gar 
verlassen  worden  ist,  doch  die  wirthschaftliche  Erkenntniss  der  Ge- 
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genwart  längst  nicht  mehr  fesseln  lässt.  Der  Begriff  der  körperlich- 
sinnlichen Sache  ist  ihr  Alles,  der  Begriff  des Tauschwerthes  derselben 
trübe,  der  Begriff  des  Werthes  überhaupt,  als  etwas  Selbstständigen, 
von  der  Sache  nur  Bepräsentirten,  fremd.  Haben  wir  doch  constatirt,  dass 
sogar  der  Begriff  der  pecunia  in  dem  sinnlichen  Begriff  der  nummi  auf- 
ging ^').  Dort  begegneten  wir  wohl  einer  Vergütung  für  den  Gebrauch  der 
nummi,  wenn  sie  als  Eörperstücke  vermiethet  werden,  nicht  aber  für 
den  Gebrauch  des  nach  unseren  Begriffen  durch  die  Münzen  nur  ge- 
tmgenen,  trotz  der  Consumtion  der  nummi  fortdauernden  Werthes. 

Dieselbe  Wahrnehmung  bestätigt  sich  auch  weiterhin.  Der  unmit- 
telbar anschliessende  Satz,  dass  überhaupt  ein  Gebrauch,  d.  h.  eine 
vorübergehende  Benutzung,  weder  an  unkörperlicben  Dingen,  wie  an 
einer  Forderung,  noch  auch  an  körperlichen,  aber  consumtiblen  Dingen 
möglich  ist***),  ist  Nichts,  als  eine  natürliche  Folge  des  gleichen  Ge- 
dankens. Unkörperliche  Dinge  können  nur  gekauft  und  verkauft 
werden.  So  die  Forderung,  selbst  die  Hoffiiung  auf  einen  Gewinn,  die 
Gefahr,  wie  oben  gezeigt. 

Auch  Consumtibilien  können  verkauft  werden,  aber  nicht  vermiethet. 
Der  Gebrauch  von  Getreide,  Wein,  Geld  ist  ein  Verbrauch.  Der 
Verbrauch  des  Körpers  aber  verzehrt  Alles  ***) ;  mit  dem  Körper  ist  die 
Sache,  mit  der  Kinnlichen  Sache  Alles,  was  da  war,  verschwunden*««). 

Gegenstand  der  locatio  kann  nur  die  körperliche,  nicht  fungible, 
also  Einzelsache  sein,  deren  Gebrauch  nicht  Consumtion  ist.  Daher 
keine  Miethe  des  Darlehnscapitals ,  zumal  ja  auch  das  römische  Recht, 
indem  es,  eine  Vergütung  des  Darlehnsgebrauchs  zwar  zulassend,  doch 
nirgends  den  Ausdruck:   Miethe  des  Gapitals  gebraucht  hatte,  diesen 

483)  S.  §,  8  nach  Not  375 ;  sowie  auch  die  Begründung  des  Zinsverbots  in  §. 
3  Not.  56,  welche  davon  ausgeht,  dass  das  dargeliehene  Geld  durch  den  Gebrauch 
ganz  und  gar  verzehrt  wird.  Dazu  allenfalls  noch  L.Moli  na  de  just,  et  jiu".  tract 
II  disp.  304  nr.  4. 

484)  Darüber  macht  c.  3  Extravag.  Joann.  XXII  tit.  14  Untersuchungen.  Der 
usus  besteht  demnach  in  utilitas  aliqua,  ac  cum  usu  permanere  (debet)  usuarii  sub- 
stantia  salva  rei;  quod  nequaquam  potest  (sicut  ad  sensum  potestpercipi) 
in  rebus  usu  consumptibilibus  reperiri  Kursus  nee  simplex  usus  in  talibus  rebus 
postct  constitui;  cum  enim  uti  re  aliqua  nihil  sit  aliud  proprie,  quam  fructus  rei 
recipere,  qui  ex  ea  possunt  (salva  rei  substantia)  provenire,  restat  quod  re  illa  uti 
quis  nequeat,  ex  qua  salva  ejus  substantia  nuUa  sibi  provenire  potest  utilitas,  qua- 
les  res  usu  consumptibiles  esse  constat    S.  auch  die  Glossen  zu  dieser  SteUe. 

485)  usus  ab  ipsa  re  non  potest  separari;  s.  oben  §.3  L  c.  and  Laurent,  de 
Budolph.  1.  c.  p.  126  nr.  15. 

486)  Azor.  III  lib.  8  c  4  nr.  6.  7.  Less.  II  c.  3  dub.  6.  L.  Molin.  1.  c. 
nr.  8.    Vgl  §.  8  Not  378,  wie  dies  von  der  pecunia  bereits  bemerkt  wurde. 
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Begrifif  durch  positive  Gesetze  nicht  an  die  Hand  gab.  Zu  einer  Ver- 
gütung des  Gebrauchs  geeignet,  also  zur  Yemiiethung  um  Lohn  quali- 
ficirt,  und  dann  freilich  zu  einer  Vergütung  des  Gebrauchs  auffordernd, 
selbst  wenn  eine  solche  gar  nicht  ausdrücklich  bedungen  war  ^^),  erschien 
nur  die  körperliche  und  individuelle  bestimmte  Sache.  Bei  ihr  war 
ein  usus  getrennt  von  der  Consumtion,  mit  Erhaltung  des  Eigentbums 
möglich^  Sie  hat  Gebrauchswerth.  Der  usus  ist  für  sich  der  Vergü- 
tung fähig,  eine  Eigenschaft,  welche  den  res  consumtibiles,  die  man  im 
Ganzen  mit  den  numero  pondere ,  mensura  consistentes  identificirte,  zu 
mangeln  schien^.  Bei  res,  die  hiernach  als  locabiles  gelten  kSnnen, 
wurde  sogar  eine  unentgeltliche  Gebrauchsüberlassung  keineswegs  prä- 
sumirt,  obwohl  doch,  wofern  anders  die  chrisüiche  Nächstenliebe  als 
Grund  der  Zinslosigkeit  des  Darlehns  angeführt  wurde,  dieselbe  Näch- 
stenliebe auch  die  Unentgeltlichkeit  des  Hinleihens  anderer  Sachen  hätte 
anbefehlen  müssen.  Man  sieht  also,  dass  man,  einen  anderen  innerlichen 
Unterschied  zwischen  solchen  Sachen  und  Consumtibilien  zu  machen,  sich 
gedrängt  fühlte.  Und  dieser  Unterschied  liegt  eben  darin,  oder  wird 
dadurch  herbeigeführt,  dass  bei  dem  Mangel  des  Werthbegriffs  das 
sinnliche  Ueberdauern  oder  Verzehrtwerden  im  Gebrauch  das  allein 
entscheidende  Moment  bildete.  Es  erhellt  leicht,  dass  die  Unterschei- 
dung durchaus  zu  Gunsten  der  Einzelsachen,  welche  vermiethbar  sind, 
ausfallen  musste.  Mit  anderen  Worten:  der  Gebrauchswerth  der 
Sachen  steht  entschieden  im  Vordergrunde  der  Betrachtung,  oder  viel- 
mehr er  ist  der  einzige  Gegenstand  der  Betrachtung.  Wir  können  die  Fol- 
gen davon  leicht  nachweisen.  Wenn  das  wirklich  die  Meinung  der  Ca- 
nonisten  ist,  so  müssen  sich  unter  den  Sachen,  welche  zum  entgeltli- 
chen Gebrauch  überlassen  werden,  die  Grundstücke  besonders  auszeich- 
nen. Und  dem  ist  wirklich  so.  Hier  wirkt  die  natürliche  Dauer,  welche 
einen  vergehenden  Gebrauch  gar  nicht  zulässt,  mit  der  natürlichen 
Fähigkeit,  Früchte  zu  tragen,  zusammen.  Hier  ist  am  allerbesten  Ge- 
brauchsüberlassung möglich ;  der  Boden  wird  durch  Gebrauch  nicht  zerstört; 
und  am  allerbesten  Ueberlassung  des  Gebrauchs  gegen  Vergütung,  denn 
der  Boden  ist  die  Quelle  von  Früchten.  Der  Fruchtgenuss  durch  den 
Gebrauch  fordert  ein  Aequivalent*'*),  selbst  wenn  kein  Pachtvertrag 
verabredet  worden  isf**®). 


487)  Scacc,  §.  1  qu.  7.  par.  lim.  17  nr.    26  Gloss.  in  L.  18  Cod.  locaH  4^ 
65.    Bald,  in  h.  1. 

488)  Laurent,  de  Rud.  1.  c.  tertio  quaer. 

489)  Die  fructus  heisscn  daher  recompensativi. 

490)  Hier  schliesst  sich  denn  auch  die  Rechtfertigung  der  Fruchtei'stattunp  ^^' 
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Die  Ueberlassung  des  Gebrauchs  gegen  Entgeld  an  Grundstücken 
erscheint  älter,  als  die  an  bew^lichen  Dingen.  Die  Rücksicht  auf  die  Ge- 
fahr des  Verbraucbens,  welche  in  der  Gebrauchsüberlassung  liegt,  ist 
dort  eine  viel  geringere,  als  hier.  In  Yolkszuständen,  wo  die  lieber- 
tragung  einer  beweglichen  Sache  regelmässig  noch  als  pure  Gefällig- 
keit vorkommt,  nicht  als  Gegenstand  eines  eigentlichen  Rechtsgeschäfts 
und  gegen  Lohn,  ist  es  bereits  natürlich,  den  usus  agri  zu  verwerfiien  ^^). 
Daher  ist  die  älteste  Art  der  Pacht  die  Ueberlassung  des  Grund  und  Bo- 
dens zur  Benutzung,  zumal  gegen  einen  Theil  der  Früchte  oder  Natural- 
gefälle. Es  bedarf  dazu  noch  nicht  des  Geldes.  Das  Miethgeld  anderer 
Sachen,  welche  nicht,  wie  etwa  Thiere,  natürliche  Früchte  bringen,  muss 
in  Geld  bestehen  *««). 

Unter  der  Herrschaft  des  canonischen  Rechts  war  die  Hingabe  von 
Grundstücken  zum  Gebrauch  gegen  Naturalabgaben  in  voUer  Uebung. 
Es  genügt,  an  die  verschiedenen  Arten  der  Leihe  und  des  Lehens  zu 
erinnern.  Ob  man  annahm,  dass  mit  der  Gebrauchsüberlassung  grössere 
oder  geringere  sogenannte  dingliche  Rechte  an  dem  Boden  für  die 
Erwerber  verbunden  seien,  ob  die  Verleihung  widerruflich  oder  unwi- 
den'uflich,  auf  kürzere  oder  längere  Zeit  erfolgt,  bleibt,  wenn  auch  für 
die  rechtliche  (Instruction  des  Verhältnisses  von  erheblichem  Einfluss, 
für  unseren  Gesichtspunct  gleichgültig.  Die  Hauptsache  ist,  dass  that- 
sächlich  von  jeher  eine  Ueberlassung  des  Gehrauchs  an  Grundstücken 
gegen  Entgelt  ^*^),  und  zwar  zunächst  meist  in  Gestalt  von  Naturpro- 
ducten,  in  Uebung  war.  Die  Vergütung  des  Gebrauchs  durch  Natural- 
abgabe war  ganz  natürlich.  Auf  diese  Weise  wurden  eine  Menge  von 
Abgaben,  Zehnten,  Leihezinsen  und  dergl.  entrichtet  Die  ursprüngliche 
Art  der  Vergütung  war  in  Gestalt  von  Naturalleistungen  aus  den  Früch- 
ten zu  decken. 


Vergütung  bei  Kaufgeschäften  an,  wenn  diese  wieder  aufgelöst  werden,  wo  der 
Käufer  die  Sache  und  den  Preis  zugleich  in  Händen  hat  —  S.  L.  Mol  in  de  just 
11  disp.  368.  Daher  Ersatz  der  Früchte,  nur  in  verschiedenem  Maasse,  je  nach 
der  bona  oder  mala  fides,  wenn  eigentlich  kein  Rechtsgrund  für  deren  Bezug  vor- 
Uegt.    Azor.  III  Üb.  4  c.  2.  4. 

491)  Dass  an  dem  fiindus  in  den  ältesten  Zeiten  nur  Gebrauchsrecht,  kein  £i< 
genthum  besteht  und  der  Begriff  des  reellen  Eigenthums  sich  erst  entwickelt,  nach- 
dem derselbe  bei  beweglichen,  der  wahren  sinnlichen  Innehabung  fähigen  Sachen 
längst  existirt  hat,  stimmt  damit  yoUkommen  überein. 

492)  Wie  Glossen  und' Commentare  in  tit  Cod.  locati  ausfahren. 

498)  Daher  die  Verleihung  zu  Erbenzinsrecht,  Emphyteuse  und  dergL  nicht 
als  alienatio  erschien,  weldie  letztere  der  Kirche  z.  B.  verboten  war.  c.  2.  7  X. 
de  reb.  eccL  alien.  3,  18;  cL  c.  2.  6.  10  qu.  2. 
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AUmählig  trat  audi  das  Geld  in  seine  Rechte.  Was  früher  nur 
Naturalleistung  gewesen  war,  wurde  nun  liäufig  in  Geld  entrichtete^). 
Allein  die  reine  Verpachtung  von  Grundstücken  gegen  ein  Pachtgeld 
im  heutigen  Sinn  gehört  im  Ganzen  zu  den  Ausnahmen.  Die  Ueber- 
lassung  des  Bodens  als  eines  reinen  Productivmitttels  wollte  der 
canonischen  Anschauung  nicht  recht  einleuchten.  Natürlich,  man  sah 
in  denif  Grundstück  nicht  den  productiv  zu  benutzenden  Werth,  son- 
dern den  sinnlichen  Boden.  Gebrauch  ohne  Rechte  an  dem  letzte- 
ren war  unbequem  zu  denken ^^^).  Daraus  erhellt  aber  weiter:  der 
Canon ,  das  Pachtgeld  war  nicht  das  Aequivalent  für  den  Genuss  des 
Grundstücks  als  Werth,  sondern  für  den  wirklichen  Fruchtertrag.  Daher 
denn  die  aus  dem  römischen  Rechte  überkommene  Bestimmung,  dass 
der  Canon  in  entsprechendem  Maasse  zu  erlassen  sei,  wenn  dem  Päch- 
ter der  Fruchtgenuss  durch  Unglücksfälle  geschmälert  wurde***).  Auf 
dem  Yerhältniss  zum  Ertrag  an  Früchten  beruhte  die  ganze  Gerech- 
tigkeit der  Pacht ^0-  Nichts  lag  femer.  als  die  gegenwärtig  übliche 
Galculation  des  Zinses  nach  dem  Werth  oder  der  Ertragsfähigkeit  des 
Bodens.  Die  sinnliche  Auffassung  hielt  sich  an  den  reellen  Ertrag,  wie 
er  in  Natur  vorlag. 

Von  derselben  sinnlichen  Auffassung  aus  unterschied  man,  ein  Punct, 
mit  dem  sich  die  Canonisten  häufig  und  sehr  ausführlich  beschäftigteB, 
den  Ususfruct,  der  im  Gebrauch  m  i  t  Fruchtgenuss  besteht ,  von  dem 
Usus,  der  die  Sache  ohne  den  Zweck  des  Fruchtgenusses  zur  Befrie- 
digung eines  Lebensbedürfnisses  braucht  *•*).  Unwillkürlich  stellt  sich 
der  Gebrauch  von  Natur  fruchttragender  Dinge  als  ein  anderer  dar, 
wie  der  Gebrauch  unfruchtbarer,  eines  Hauses,  eines  Buchs  und  dergl^ 
wenn  man  sich  lediglich  an  die  äussere  Erscheinung  hält.    Der  usus 


494)  Erst  dadnrcli  entstand  der  Begriff  der  technischen  Miethe  (locatio)  Azor. 
III  IIb.  4  de  locat  c.  4  quarto;  cf.  111  lib.  10  c.  7  über  die  Abgaben  bei  der  £m- 
phyteuse. 

495)  In  c  3  X.  de  locat  3,  18  wird  zwar  der  conductor  (Pachter)  genannt, 
gleich  darauf  aber  wieder  als  colonus  bezeichnet,  ein  Ausdrack,  der  schon  mehr 
auf  die  Sache  hindeutet.  In  c.  4  X.  eod.  tit  aber  wird  unter  der  Rubrik  de  locato 
auch  der  emphyteuta  erwähnt. 

496)  c.  3  X.  dt.  3,  18.  Das  forderte  die  canonisch  zu  erhaltende  aeqoaUtas 
ganz  entschieden,  dass  propter  sterilitatem  affidentem  magno  inconunodo  condncp 
tores,  vitio  rei  sine  culpa  coloni  sea  casu  fortuito  contingentem  colonis  pro  rata 
facienda  est  remissio  pensionis.    Azor.  III  lib.  4  de  locat  c.  10. 

497)  S.  auch  c.  2  G.  10  qu.  2  über  das  RechtSTerhUtniss  des  emphyteuta  2U 
dem  Ausleiher.    Azor.  1.  c.  c.  4  quarto.    L.  Molin.  II  disput  396. 

498)  S.  z.  B.  Azor.  P.  IIL  üb.  1  c.  14.    L.  Molin.  II  disp.  6.  7. 
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ist  der  Gegenstand  der  Yermiethung,  der  Gebraucfasüberlassung  bei 
allen  Dingen,  die  nicht  als  Fruchtträger  zu  betrachten  sind.  Er  ist 
zwar  der  Vergütung  fähig ;  .die  Vermiethung  aller  Dinge,  die  als  uäu 
non  consumtibiles  überhaupt  vermiethet  werden  können,  kann  eine  ent* 
geltliche  sein.  Das  Miethgeld  dieses  Usus  ist  aber  in  diesem  Falle  nur 
die  Vergütung  für  den  reellen  köi^perlichen  Gebrauch  des  Miethgegen- 
Standes.  Wo  dagegen  der  ususfructus,  der  Gebrauch  einer  fruchttra- 
genden Sache  überlassen  wird,  ist  es  nicht  der  blosse  Gebrauch,  son* 
dern  zugleich  die  Fruchtbarkeit  der  Sache,  welche  eine  Vergütung 
fordert*«*). 

Diese  Beispiele  ergeben,  in  welcher  Weise  eine  rein  sinnliche  Auffsis* 
8ung  die  Begiiffe  des  Gebrauchs  und  des  Gebrauchswerthes  beherrschte, 
sowohl  bei  Immobilien,  wie  auch  bei  Mobilien.  Wir  können  das  nicht 
anders  erwarten,  wenn  der  consumirende  Gebrauch  bei  Geld,  Getreide 
und  dgl.  als  vollständiger  Verbrauch  des  geliehenen  Gegenstandes  er- 
schien *^). 

Diese  sinnliche  Vorstellungsweise  muss,  wenn  sie  einmal  existirte, 
natürlich  auch  den  B^riff  des  Tauschwerthes  behen-schen,  wo  nicht 
aufheben. 

Der  Inbegriff  des  Tauschwerthes  ist  für  die  Ganonisten,  wie  aus 
demjenigen,  was  über  die  Natur  des  Geldes  gesagt  wurde,  erhellt,  das 
taxii'te  oder  justum  pretium  der  Sache  in  pecunia  numerata^').  Der 
Werth  (aestimatio)  der  Sache  ist  die  Quantität  Metall,  welche  für  die- 
selbe hingegeben  wird. 

Keine  Sache  hat  nach  canonischen  Begriffen  einen,  so  zu  sagen, 
stets  in  ihr  befindlichen  Tauschwerth.  Dieser  tritt  erst  hervor,  wenn 
sie  wirklich  verkauft  oder  doch  behufe  des  Verkaufs  oder  des  Ersatzes, 
wo  sie  nicht  in  Natur  zu  restituiren  oder  zu  übertragen  ist,  abgeschätzt 
wird.  Mit  anderen  Worten,  der  oben  für  die  Gegenwart  aufgestellte  Satz : 
die  Sache  ist  ein  Träger,  Repräsentant  des  Werthes,  so  dass  der  Werth 
seine  selbstständige  Bedeutung  hat,  ist  unbekannt. 

Der  Werth  (die  aestimatio)  war  vielmehr  nur  ein  Surrogat,  ja  oft 
nur  ein  Nothbehelf,  anstatt  der  körperlichen  Sache,  eine  Quantität  von 
pecunia,  von  Münzen.  Der  Tauschwerth  war  gleichsam  nur  die  beiläufige 


499)  Wie  bei  Grundstücken  konnte  man  aach  bei  anderen  Dingen  ein  Recht 
auf  Fnichtgennss  nicht  wohl  ohne  ein  dingliches  Recht  an  der  Sache  denken. 
Daher  inuner  der  Gedanke  an  den  (römisch  rechtlich  als  Servitut  erscheinenden) 
nsnsfiractns.    Azor.  HI  lib.  1  c.  26« 

600)  K  Molin.  II  di^«  304  nr.  4. 

501)  Sot  VI  qu.  1  art  2     Scacc.  §.  1  qu.  1  nr.  417.    Vgl  oben  §.  a. 
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Fähigkeit,  gegen  Geld  umgetauscht,  verkauft  werden  zu  können.  Der 
Tauschwerth  ist  nur  ein  bedingter,  bedingt  nämlich  durch  den  Verkauf^ 
durch  den  Gedanken  an  die  reelle  Auswechslung  gegen  pecunia  name- 
rata.  Wer  nicht  verkauft,  hat  an  der  Sache  keinen  Tauschwerth,  son- 
dern nur  die  sinnliche  Sache. 

Niemals  erscheint  die  Sache  an  sich  als  Werth.  Daher  auch  nicht 
in  diesem  Sinne  als  Productionsmittel  *<^).  Das  war  ja,  wie  wir  sahen, 
nicht  einmal  bei  derjenigen  Sache,  in  deren  Wesen  dies  am  näclisten 
lag,  bei  dem  Gelde  der  Fall,  geschweige  denn  bei  andern.  Der  Werth 
der  Sache  besteht  mithin  nicht  in  dem  idealen  Begriff,  den  man  mit 
dem  Geldpreis  nur  bezeichnet  oder  misst.  Sie  hat  nur  Werth  als 
sinnlicher,  greifbarer  Gegenstand,  mithin  zunächst  nur  Gebrauchswerth 
für  den  Inhaber,  Tauschwerth  erst  im  Moment  des  wirklichen  Um- 
tausches. Der  Geldpreis,  oder  allenfalls  eine  Quantität  anderer  Fungi- 
bilien  *^'),  ist  nicht  der  Maassstab  des  Werthes,  sondern  der  Preis,  der 
wirklich  als  Kaufpreis  in  gemünztem  Geld  oder  als  Tauschpreis  in  anderer 
Gestalt  gegeben  wird,  ist  ihr  Werth.  Das  Geld  selbst  ist  ja  nicht 
Werthrepräsentant ,  sondern  in  seiner  sinnlichen  körperlichen  Erschei- 
nung als  pecunia  monetata  das  legale  und  zwar  das  einzige  legstle  Taosch- 
mittel.  Sinnliches  Geld  gegen  sinnliche  Sache.  Der  Verkauf  ist  in 
Wahrheit  nur  ein  Tausch  der  Sache  gegen  Geld,  keine  Spur  von  Werth- 
umsatz, Werthausgleichung  im  heutigen  Verstände.  Der  todte  Begriff 
der  Sache  und  des  Geldes  erfüllt  Alles. 

Folglich  muss  auch,  als  eine  weitere  Consequenz,  angenommen 
werden,  dass  bei  sogenannten  fungiblen  Sachen  stets  nur  die  Gleichheit 
der  Quantität  in  Betracht  kommt.  Bei  allen  Dingen,  die  nach  der 
Zahl,  dem  Gewicht  oder  dem  Maass  bestimmt  werden,  kann  der  Gleich- 
heit der  Zahl,  des  Gewichts,  des  Maases  gegenüber  keine  Verschiedenheit 
des  Werthes  mehr  gedacht  werden*^).  Darauf  beruht  eben  das  Zins- 
verbot, dass  die  Rückzahlung  einer  gleichen  Zahl  von  Münzen  die  reelle 


602)  Yielmehr  nur  als  Gebraiichsmittel  und  als  Mittel,  natürliche  Frachte 
zu  erzeugen,  wie  der  Grund  und  Boden,  fruchtbare  Thiere,  Bäume  und  dgl. 

503)  Die  dann  ihrerseits  in  Geld  übersetzt  werden,  was  man  wieder  nur  anter 
dem  Bild  eines  Verkaufs  zu  denken  vermochte.  Azor.  111  üb.  6  c.  11  pr.  u.  Üb* 
7  de  permut.  c.  2.  dub.  secund. 

604)  Laurent  de  Rudolph.  I.  c.  p.  126  nr.  14.  Es  war  daher  anerkaont, 
res  consistentes  in  mensura,  numero  vel  pondere  habent  determinatum  yalorem 
a  natura  vel  ab  arte ;  nee  quamdiu  existunt  in  eadem  mensura  vel  numero  vel 
pondere  augentur  vel  minuimtur  in  suo  valore ;  et  si  aliquando  augeri  videantur  ^ 
minui,  non  est  propter  augmentum  vel  minuationem  valoris,  sed  iUarum  rerom  in  4^ 


I  commutantiu*. 
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Bückerstattung  Alles  dessen  ist,  was  der  Darleiher  empüeihgen  hat.  Diese 
ganze  Yorstellungsweise  muss  uns  heute  unglaublich  roh  erscheinen. 
Die  Sache  ist  nur  sie  selbst,  d.  h.  als  individuell  bestimmte  Sache 
nur  sich  selbst ,  als  Gattungsache  der  gleichen  Quantität  derselben  Art 
oder  dem  wahren  Preis  in  gemünztem  Metall  gleich.  Handelt  es  sich 
nicht  um  Leistung  der  nämlichen  Sache  in  derselben  Gestalt  oder  der- 
selben Quantität  von  gleicher  Art  *^*) ,  so  löst  sich  die  Sache  nicht  in 
einen  Werth  auf ,  sondern  wird  nur  durch  eine  gewisse  Menge  jener 
anderen  körperlichen  Sache,  pecunia  oder  pretium  genannt *••),  ersetzt. 
Die  Werthbestimmung  bestand  mithin  lediglich  in  dem  Umtausch  ge- 
gen eine  gewisse  Menge  von  Geldstücken,  welche  der  Th^rie  zufolge 
durch  den  valor  impositus  s.  legalis  das  stabile,  uniabänderliche  Sur- 
rogat aller  Dinge  bilden  sollten. 

Wenn  man  allmählig  nicht  gerade  immer  den  reell  vollzogenen 
Umtausch  von  körperlichen  Sachen  gegen  körperliches  Geld  unterstellte, 
sondern  auch  auf  Fictionen  eines  solchen  Umsatzes  kam,  so  änderte 
dies  an  sich  die  AufPassung  nicht.  Dai*um  musste  man  gerade  zu  der 
Fiction  eines  Umsatzes  in  Geld  greifen,  deren  die  Idee  des  der  Sache 
stets  immanenten,  in  Geld  nur  gemessenen  Tauschwerthes  nicht  bedarf; 
In  Gedanken  musste  sich  der  Canonist,  um  den  Werth  der  Sache  zu 
finden,  immer  erst  den  Verkaufspreis  derselben  in  gemünztem  Geld 
zum  Bewusstsein  bringen  ^•O- 

Von  diesem  Puncte  aus,  an  dem  die  falsche  Vorstellung  von  dem 


506)  Nur  darauf  kommt  es  mithin  bei  ErfÜUung  der  Yertr&ge  an,  dass  tantun- 
dem  nach  Zahl,  Maass,  oder  Gewicht  in  eadem  bonitate  intrinseca  geleistet  -wird. 
Die  aestimaüo  konnte  sich  aUerdings  Terändem,  aUein  das  war  ein  ganz  unwesent- 
licher Moment  100  Maas  Xom  sind  stets  dasselbe,  wenn  sie  von  gleicher  Güte 
sind;  ob  sie  heute  100  und  in  10  Jahren  200  Thb*.  werth  sind  ,  macht  durchaus 
nichts  aus.    Laurent,  de  Rudolph.  1.  c.  p.  132  nr.  9. 

506)  Wenn  auch  der  Ausdruck  valor  neben  dem  des  pretium  gebraucht  wird^ 
80  ist  doch  Talor  Nichts,  als  das  justum  pretium  in  pecunia. 

507)  Das  drückt  sich  in  dem  von  vielen  Juristen  als  allgemeines  Axiom  aufgesteU- 
Satz  aus:  aestimatio  facit  venditionem;  d.  h.  wo  eine  Sache  als  res  pretio  aesti- 
mata  hingegeben  wird,  ist  ein  Kaufgeschäft  anzunehmen.  BartoLin  L.  1  com^ 
mod.  Gloss  in  L.  1  de  aestim.  act.  —  Ueber  gewisse  Bedenken  s.  Azo.  in 
Summa  de  eommod.  Azorin.  111  lib.  6  c.  11. 

Der  innige  Zusammenhang  zwischen  der  Lehre  von  dem  Werth  und  der  Lehre 
vom.  Preis  in  ihrer  oben  beschriebenen  Gestaltung  erläutert  sich^  demnach  von 
selbst  Tauschwerth  und  Preis  in  pecunia  numerata  sind  identisch.  Eben  weil  man 
keinen  andern  Tauschwerth  als  den  Preis  kannte,  durfte  man  daran  denken,  eine 
feste  gesetzliche  oder  obrigkeitliche  Preisbestimmung  durchführen^  d.  h.  den  Dingen 
ihre  aestimatio  mit  objectiver  Sicherheit  beilegen  zu  wollen. 
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Wesen  des  Geldes,  welches  in  Wahrheit  nur  Werthmesser  sein  kann, 
mit  der  Yerrückung  des  Verhältnisses  zwischen  Sache  als  sinnlichem 
Körper  und  als  Werth  zusammentriffl;,  laufen  sehr  viele  Missverständnisse 
aus,  welche  sich  der  Rechtstheorie  noch  heute  fühlbar  machen.  Die 
nähere  Untersuchung  der  letztern  gehört  nicht  hierher.  Nur  so  viel 
mag  angefahrt  werden,  dass  nicht  bloss  die  g^enwärtig  im  wirthschaft- 
liehen  Verkehr  anerkannte  Bedeutung  des  Werthes  ganz  andere  Grund- 
sätze erheischt,  als  sie  die  von  der  scholastischen  Lehre  der  Ganonisten 
noch  immer  nicht  befreite  Rechtswissenschaft  aufstellt,  sondern  dass 
auch  das  rein  römische  Recht  in  der  Ausbildung  des  Werthbegriffi 
(aestimatio),  ungleich  weiter  vorgeschritten  war. 

Nicht  bloss  in  den  Gattungssachen,  sondern  auch  in  den  Einzel- 
sachen ist  es  nicht  der  sinnliche  Körper  und  der  individuelle  Qebrauchs- 
werth ,  sondern  der  in  der  Sache  enthaltene  allgemeine  Tauschwerth, 
der  jetzt  vorzugsweise  zum  Erwerb  reizt  und  in  dem  der  Gebrauchs- 
werth  mit  aufgeht.  Man  sieht  in  den  bei  Weitem  meisten  B'ällen  nicht 
darauf,  oder  doch  nicht  bloss  darauf,  was  die  Sache  ist,  sondern  was 
sie  an  Werth  hat.  Der  Preis  drückt  den  Werth  aus,  den  man  in  an- 
derer Gestalt  hingeben  muss,  um  die  Sache  als  Werthobject  zu  er- 
werben. 

Es  lässt  sich  nun  leicht  ermessen ,  wie  wenig  befriedigend  die  ju- 
ristischen Regeln  erfunden  werden ,  wenn  sie  nichtsdestoweniger  gross- 
tentheils  noch  von  der  im  canonischen  Recht  gang  und  gäben  Auffassung 
ausgehen.  Wer  die  Bedürfnisse  des  Rechtsverkehrs,  welche  tagtäglich 
practisch  sich  geltend  machen,  beobachtet,  und  damit  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Wissenschaft,  welche  auf  dem  Boden  überwundener  Be- 
griffe sich  bewegt,  vergleicht,  muss  dringend  wünschen,  dass  die  Juris- 
prudenz endlich  beginnen  möge,  sich  vor  der  Erkenntniss  der  wirthschaft- 
lichen  Elemente  aus  einer  Selbstrevision  zu  unterziehen.  Auch  hier 
mag  wenigstens  ein  Beispiel  zur  Erörterung  dienen. 

Schon  gelegentlich  der  Darstellung  der  Natur  des  Geldes  wurde 
erwähnt,  dass  namentlich  der  Begriff  der  Zahlung  jetzt  ganz  anders 
gefasst  werden  muss,  als  im  canonischen  Recht.  Nach  der  Idee  des 
letztem  muss  jede  wahre  Geldzahlung  nothwendig  Baarzahlung  sein 
oder  doch  als  solche  gedacht  werden.  Denn  nur  die  reellen  Münzen 
sind  zunächst  Geld,  haben  denjenigen  Charakter,  der  sie,  Preis  zu  sein, 
qualificirt.  Die  idealere  Vorstellung,  dass  die  Münze  nur  Werthträger, 
das  Geld  nur  Maassstab  der  Werthbestimmung  ist,  fehlt.  Daher  denn 
die  weite  Kluft  zwischen  damals,  wo  das  gemünzte  Geld  principiell  das 
einzige  wahre  Zahlmittel,  die  einzige  Sache  war,  welche  die  Fähigkeit, 
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Preis  zu  sein,  besass,  und  jetzt,  wo  die  Metallmünze  ihre  AUeinberech- 
tigang,  Preis  zu  sein,  längst  verloren  hat,  wo  eine  ganze  Reihe  anderer 
Dinge,  ja  schliesslich  alle  Dinge,  als  Träger  des  idealen  Werthes  er- 
scheinen, und  als  Werthübertragungsmittel  dienen  können,  wenn  nur 
der  von  ihnen  getragene  Werth  messbar  ist. 

Das  Geld  ist  längst  nicht  mehr  der  einzige  practische  Beleg  für 
diese  Wandlung.  Man  weiss,  wie  weit  es  in  der  Neuzeit  mit  dem 
Creiren  von  Werthträgem  gekommen  ist.  Actien,  Schuldscheine,  ElBFec- 
ten  im  weitesten  Sinn,  Wechsel,  Handelsbillets,  Connossemente,  Fracht- 
briefe und  dgl.  sind  Werthträger  geworden,  welche  dem  haaren  Geld 
in  der  Function,  Werthträger  zu  sein  und  Zahlung  zu  vermitteln,  die 
allergrosste  Goncurrenz  machen.  Was  in  der  That  nichts  Anderes 
heisst,  als  dass  der  Privatverkehr,  der  solche  Werthträger  schafft,  dem- 
jenigen Recht  längst  die  gewaltigste  Goncurrenz  macht,  welches  einst  als 
das  ausschliesslichste  der  öffentlichen  Gewalt  erschien.  Einst  war  es  das 
absolute  Voirecht  der  obersten  Macht,  das  Ding  zu  schaffen,  in  qua 
pretium  consistit,  die  Metallmünze.  Da  aber  die  nicht  mehr  an  die  sinn- 
liche Unterlage  gefesselte  Vorstellung  des  Werthes  für  den  Begriff  des 
Werthes  und  Preises  des  körperlichen  Metalls  nicht  mehr  bedarf,  da 
die  Münze  selbst  nur  als  Werthrepräsentant  erscheint,  so  hindert  das 
Monopol  der  Staatsgewalt,  metallene  Werthträger  zu  verfertigen,  welches 
ihr  historisch  geblieben  ist,  nicht,  dass  auch  Private  Werthträger  er- 
schaffen. Was  der  Staat  durch  die  Erzeugung  von  Papiergeld  thut, 
thun  alle  Diejenigen,  welche  sonstige  Werthpapiere,  Mittel  für  die 
Circulation  der  Werthe  creiren.  Das  Schlagen  papiemer  Werthreprä- 
sensanten*^)  ist  ein  Recht  Aller. 


606)  Dass  schon  die  ältere  Lehre  sehr  passend  die  Aufstellung  des  Wechsels 
als  Schlagen  eines  idealen  Geldes  auffasste,  s.  oben  §.  6  Not.  X72. 

In  der  That  ist  die  einzige  Bedeutung  des  gemünzten  Geldes  die,  dass  das 
Yerh&ltniss  des  gemünzten  Geldes  zu  einer  gewissen  Quantit&t  EdelmetaUs, 
wie  es  der  Staat  bestimmt,  den  Maassstab  aUes  Werths  bildet.  Das  ist  die  einr 
rige  wahre  Sondereigenschaft  des  Geldes  im  Gegensatz  zu  anderen  Werthträ* 
gem.  Als  Werthrepräsentant  aber  ist  das  Papiergeld,  und  selbst  das  Metallgeld, 
in  Nichts  von  anderen  Werthträgem  unterschieden.  Papier-  und  Metallgeld  sind 
selbst  nur  nach  jenem  Maassstab  zu  messende  Werthe.  Und  wenn  die  juristische 
Doctrin  in  der  gesetzlichen  Vorschrift,  wonach  Staatsmünze  oder  Staatspapier- 
geld als  gesetzliches  Zahlungsmittel  bei  Zahlungen  (im  Inland)  angenommen  wer- 
den muss,  noch  einen  Vorzug  sieht,  so  hat  dieser  Termeintliche  Vorzug  des  Geldes 
kaum  noch  practische  Erheblichkeit.  Denn  was  kommt  heut  zu  Tage  noch  darauf  an, 
ob  man  in  Geld  oder  anderen  Werthrepräsentanten  Befriedigung  erhält?  Je  mehr 
ebenso  oder  doch  annähernd  circulationsfähige ,  obwohl  nicht  aus  der  Hand  der 
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Die  ganze  canonistische  Lehre  aber  steht  auf  dem  Begriff  des  abso- 
luten Zahlungsmittels;  auf  dem  Axiom,  dass  das  baare  gemünzte  Geld 
das  einzige  wahre  Zahlungsmittel  ist.  Wenn  der  steigende  Handels- 
yerkehr,  namentlich  in  Italien  selbst,  wenig  ängstlich  um  die  Erhaltung 
der  Schulddoctrin,  sich  Surrogate  der  Baarzahlung  oder  Werthausgleichung 
schuf,  so  konnte  die  Theorie,  wenn  sie  genöthigt  war,  die  bestehenden  For- 
men anzuerkennen,  sie  nicht  anders  erklären,  als  mit  der  vielerprobten 
Hülfe  der  Fictionen.  Das  Mittel  der  Fiction  aber  stellte  sich  hier  um  so 
leichter  ein,  als  ja  das  canonische  Wesen  der  pecunia  selbst  eigentlich 
eine  Fiction  war.  Was  wir  heute  Geld-  oder  Werthgeschäfte  nennen, 
ohne  irgend  an  die  Nothwendigkeit  einer  reellen  Metallzahlung  zu  den- 
ken ,  jene  Geschäfte ,  bei  denen  das  Geld  nur  genannt  wird,  um  die 
Menge  der  Werthe  zu  bezeichnen,  wie  Compensationen ,  Hingabe  an 
Zahlungsstatt,  Cessionen,  Anweisungen,  Ausgleichungen  jeder  Art  und 


Staatsgewalt  hervorgegangene  Werthträger  sich  darbieten ,  desto  weniger  hat  der 
Gläubiger  Veranlassung,  sich  auf  seine  Befugniss  zu  steifen,  dass  er  Zahlung  ge* 
rade  in  Staatsgeld  verlangen  kann. 

Sodann  aber  lehrt  gerade  der  Erfolg  jeuer  Bestimmung,  dass  das  Staatsgeld 
Oberhaupt  als  ge^tzliche  Zahlung  angenommen  werden  muss,  ebensogut,  wie  der 
Erfolg  der  Maassregel,  welche  demselben  einen  Zwangscurs  zum  Nominal-  oder 
einen  sonst  bestimmten  Betrag  beilegt,  auf  das  Deutlichste,  dass  das  Geld  als  Werth- 
repräsentant  sich  nicht  mehr  über  andere  Werthträger  zu  erheben  vermag.  Trotz 
Zwangscurs  und  trotz  Annahmevcrpflichtuug  hat  die  Münze  ihren  Werth  als  Sache, 
als  Metallstück,  wie  jede  andere  Sache,  das  Papiergeld  als  Creditpapier,  wie  jedes 
andere  Creditpapier,  unabhängig  von  dem  Willen  der  Staatsgewalt.  In  diesem 
Puncte  ist  die  vermeintliche  Macht  der  öffentUchen  Autorität  voüständig  als  Illusion 
erkannt.  Das  Geld  des  Staates  hat  seinen  Herrscher  in  dem  Begriff  des  Werthes 
gefunden,  der  aus  dem  sich  selbst  bestimmenden  Privatverkehr  hervorgeht  Derselbe 
Begriff  des  Werthes  aber  ist  für  aUe  anderen  Werthträger  der  entscheidende,  mit- 
hin eine  innere  Verschiedenheit  zwischen  den  vom  Staat  und  den  voi^  Privaten 
«nttirten  Werthträgern  insofern*)  nicht  zu  erkennen.  Bei  aUen  Zahlungen  oder 
Leistungen  erscheint  die  Gestalt,  in  welcher  die  Werthe  übertragen  werden,  ob 
in  staatlich  sanctionirten  Werthträgern,  oder  in  anderer  Form,  meistens  sehr 
gleichgültig.  Es  kommt  nur  darauf  an,  dass,  gleichvielin  welcher  Gestalt,  die  richtige 
Quantität  des  Werthes  übertragen  wird. 


*)  Eine  andere  Frage  wäre  esj  ob  zwischen  dem  Staatspapiergeld,  den  Staatspa- 
pieren und  Privatwerthpapieren  em  derartiger  Unterschied  des  Credits  besteht, 
dass  darum  verschiedene  Rechtsgrundsätze  am  Platze  sind.  Allein  man  wird  bei 
sehr  vielen  Gattungen  von  Papieren  auch  darin  keinen  wahren  Grund  zur  Unter- 
scheidung finden  können.  Ist  der  Credit  einer  grossen  PrivatgeseUschaft  (mit  oder 
ohne  Staatsgenehmigung,  mit  oder  ohne  Staatsgarantie),  z.  B.  einer  auf  vielen  Mil- 
lionen fundirten  Eisenbahnuntemehmung,  von  anderer  Öeschaffenheit,  als  der  einer 
kleinen  Landesregierung? 
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dgl.  konnte  die  canonische  Jurisprudenz  nicht  anders  fassen,  als  durch 
Fiction  herüber  und  hinüber  geschehender  Baarzahlungen  ^^*).  Und 
diese  schwerfällige,  ganz  unzureichende  Auffassung  lastet  noch  immer 
schwer  auf  der  heutigen  Rechtslehre,  weil  ihr  eben  die  wirthschaftli- 
chen  Elemente  so  gut  wie  unbekannt  sind. 

Indem  das  tägliche  Leben  den  Standpunot  der  Baarzahlung,  den 
die  canonische  Wissenschaft  in  der  That  nicht  gut  opfern  konnte,  ohne 
dem  Wesen  der  pecunia  und  dem  Kern  der  Zinsverbote  zu.  nahe  zu 
treten,  weit  überflügelte,  schuf  es  auch  Gestaltungen,  denen  sich  nicht 
einmal  mehr  durch  Fiction  der  reellen  Zahlung  nachkommen  liess.  Dies 
gilt  namentlich  vom  Wechsel,  der  bereits  im  Mittelalter  ein  höchst  be- 
deutendes Werkzeug  für  den  Umlauf  der  Güter  wurde,  um  so  bedeu- 
tender, als  viele  andere  der  bei  uns  gebräuchlichen  Werthrep^äsentan- 
ten  damals  noch  fehlten.  Um  hi^  die  Rechtfertigung  zu  finden,  reich- 
ten wenigstens  die  gewöhnlichen  Fictionen  einer  reellen  Zahlung  nicht 
aus.  Hier  musste  man,  noch  tiefef  in  die  Fictionen  hineingreifend,  eine 
moneta  imaginaria,  die  gar  keinen  köi-perlichen  Repräsentanten  hatte, 
fingiren.  Und  der  in.  dem  Wechsel  enthaltene  scutus  marcharum  war 
nicht  einmal  die  einzige  Probe  dieser  Art  ^^"),  dass  eine  imaginäre  Münze 
aufgestellt  wird,  die  sich,  dann  erst  bd  der  Zahlung,  in  eine  reelle 
auflöst 

Auf  den  ersten  Blick  möchte  man  darin  fast  eine  Annäherung  an 
den  feineren  Begriff  des  Geldes  und  eine  Anerkennung  des  Werthes 
auch  ohne  pecunia  numerata  erblicken.  Allein,  dass  die  Wissenschaft 
durchaus  nicht  gewillt  war,,  bewusster  Weise  ihre  Principien  über  das 


509)  Der  Gegensatz  lässt  sich  besonders  gnt  an  der  datio  in  solutum,  Hingabe 
an  Zablongsstatt,  erläutern.  Zahlung  ist  nur  die  Hingabe  von  legalen  Zahlungs- 
mitteln, im  canon.  Recht  also  Münzen,  jetzt  auch  Papiergeld.  Wenn  man  nun  bei 
BUS  andere  Dinge  als  Zahlimg  gibt,  so  gibt  man  ebenWerthe  bin,  deren  Betrag  i» 
Geld  gemessen  wird.  Dies  zeigt  sich  deutlich,  wenn  man  z.  B.  in  Staatspapiereo^ 
Coupons  und  dgl  zahlt  Da  auch  Papiergeld,  ja  auch  Metallgeld  nicht  mehr  abso- 
luter Werth  ist,  sondern  dem  Curse  unterliegt,  so  ist  die  Zahlung  in  Geld  von  der 
Zahlung  in  solchen  anderen  Gegenständen  kaum  zu  unterscheiden.  Bei  den  Cano- 
nisten  aber  ist  die  datio  in  solutum ,  d.  h.  jede  Zahlung  in  etwas  Anderem  als  pe- 
cunia numerata,  eine  Art  Verkauf.  Der  Schuldner  gibt  nicht  Werth  in  Gestalt  der 
Sachen,  die  er  der  pecunia  numerata  substituirt,  sondern  er  verkauft  sie  dem  Gläu- 
biger zum  Anschlagspreis  in  pecunia,  den  dieser  letztere  behält  und  compensirt  Die 
Sache  wird  erst,  um  sie  in  Umsatz  zu  bringen,  in  pecunia  numerata  (ficta)  cou- 
vertirt  Daraus  ergeben  sich  aber  wichtige  und  oft  wenig  passende  Folgesätze.  — 
Ueber  die  canonistische  Auffassung  s.  Azor.  UI  lib.  6  c.  11* 

510)  Scacc.  §.  2  vel  3  nr.  68. 
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Wesen  der  pecania  aufzugeben,  erhellt  eben  wieder  daraus,  dass  sie  zu 
den  Fictionen  griff,  deren  sie  sonst  nicht  bedurft  hätte. 

Mit  Fictionen,  wenn  nicht  mit  den  nämlichen,  dann  doch  mit  an- 
dern, muss  sich  aber  noch  fortwährend  die  Wissenschaft  behelfen ,  um 
die  innere  Erklärung  und  die  rechtliche  Construction  dieser  und  ähn- 
licher Erscheinungen  zu  finden.  Nichts  bezeichnet  besser  den  Zustand 
der  Wissenschaft,  als  der  Gebrauch  von  Fictionen.  Jede  Fiction  ist 
eine  Schwäche,  das  Geständniss,  dass  man*  das  wahre  Wesen  der  Dinge 
nidit  versteht  und  nicht  auszudrücken  weiss.  Wo  dagegen  das  wahre 
Wesen  der  Dinge  in  ihrer  vollen  Realität  zum  Bewusstsein  gelangt  ist, 
kann  es  der  Nachhülfe  durch  Fictionen  nicht  mehr  bedürfen.  Die  Wirk- 
lichkeit muss  irgendwie  ihren  einfachen  Grund  haben.  Die  Einsicht  in 
den  einfachen  Grund  der  Erscheinungen  muss  die  Möglichlceit  geben, 
nun  auch  die  Bechtssätze  für  die  Erscheinungen  einfach  und  bestimmt 
m  geben ,  ohne  dass  der  Deckmantel  der  Fiction  zur  Bedeckung  der 
Blossen  hervorgeholt  zu  werden  braucht. 

§.  11.     Der  Credit  und  sein  Schutz. 

Wenn,  wie  im  vorigen  Paragraphen  gezeigt  wurde,  der  Begriff  des 
Werthes  unterdrückt  erscheint,  so  folgt  daraus  nothwendig,  dass  auch 
der  Begriff  des  Credits  fehlen  oder  verkümmert  werden  muss.  Die 
canonische  Lehre  führte  consequent  dahin,  dass  man  dieses  mächtigen 
Hebels  der  heutigen  wirthschaftlichen  Bewegung  entbehrte. 

Un)  dies  einigermassen  zu  erläutern,  wird  es  erforderlich,  einige 
Worte  über  den  Begriff  und  die  Bedeutung  des  Credits  zu  sagen.  Be- 
kanntlich herrscht  in  diesem  Punct  weder  durchgängig  Uebereinstim- 
mung,  noch  Klarheit.  Auch  möchte  gerade  die  Betrachtung  desjenigen 
Ausdrucks,  welchen  der  Credit  in  den  Rechtsformen  findet,  besonders 
geeignet  sein,  über  das  Wesen  desselben  die  zuverlässigste  Auskunft 
zu  geben. 

Creditiren,  credere,  heisst  zunächst :  vertrauen,  dass  eine  nicht  so- 
.  fort  vollzogene  schuldige  Leistung  in  der  Zukunft  erfüllt  werden  möge. 
Dieser  vorläufig  rein  ethische  Begriff  des  Creditgebens***)>  der  zu  allen 
Zeiten  vorhanden  sein  muss,  sobald  nicht  bloss  Zug  um  Zug  in  reellem 
Tauschverkehr  gehandelt  wird*^*),  hat  indessen  weder  nationalökono^ 
mische,  noch  juristische  Bedeutung, 


611)  S.  darüber  Cic.  de  off.  I  c.  23. 

612)  D.  h.  sobald  eine  fides  da  ist,  welche  dies  gestattet    Erst  durch  diese 
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Dazu  bringt  es  erst  eine  höhere  wirthschaftliche  Entwickelang&- 
stufe.  Credit  ist  uns  heute  die  freiwillig  eingeräumte  Befugniss,  fremde 
Werthe  als  eigene,  gegen  die  Verpflichtung  des  Ersatzes,  benutzen  zu 
dürfen.  Von  dieser  Definition  des  Credits^^')  muss  man  ausgehen. 
Der  Creditgeber  oder  Creditleister  gewährt  die  Möglichkeit,  dass  über 
seine  Werthe  von  dem  Greditnehmer  in  ii'gend  einer  Weise  verfügt 
wu-d.  Für  den  Greditnehmer  begründet  die  Crediticistung  die  Mög- 
lichkeit, Werthe,  welche  einem  Andern  gehören,  einstweilen  zu  seinen 
Zwecken  zu  benutzen. 

Die  Creditleistung  kann  in  der  verschiedensten  Weise  erfolgen: 
entweder  dadurch,  dass  man  einem  Andern  körperliche  Sachen  überträgt 
mit  der  Bestimmung,  dass  der  Empfanger  darüber  als  Werthobjecte 
disponiren  soll  ^'^) ;  oder  dadurch,  dass  man  dem  Andern  Geld  mit  der 
Verpflichtung  überträgt,  ^  demnächst  den  gleichen  Werth  zurückzuerstat- 
ten. Der  positiven  Uebertragung  steht  der  Aufschub,  welchen  man  für 
sonst  sofort  zu  entrichtende  Leistungen  gewährt,  ganz  gleich. 

Bis  zu  diesem  Punct  waren  bereits  die  Römer  in  der  Ausbildung 
des  Greditbegriffs  gelangt  ^^^).  Sie  erkannten  die  Uebertragung  und 
Ueberlassung  von  Geld-  und  Geldeswerth  als  creditum  an  und  erkann* 
ten  vor  allen  Dingen  an,  wodurch  der  Gredit  erst  zu  einer  rechtlichen 
Geltung  erhoben  wurde,  dass  die  Greditleistung  einer  Vergütung,  sei  es 
in  Gestalt  vertragsmässiger  oder  gesetzlicher  Zinsen,  sei  es  in  Ge- 
stalt einer  Steigerun  oder  Minderung  des  Preises,  fähig  und  dazu 
regelmässig  berechtigt  sei.  Sie  gingen  sogar  schon  über  den  Punct 
hinaus,  welchen  man  nach  der  Idee  der  römischen  Geldwirthschaft,  wäre 
diese  rein  auf  das  gemünzte  Geld  basirt  gewesen,  als  die  Grenze  des 
Creditbegrifik  vermuthen  sollte.  Sie  hatten  Creditgeschäfte,  welche  sich 
ohne  die  sinnliche  Unterlage  von  Sach^  oder  Münzen  vollzogen  und 
welche  gleichsam  schon  andeuten,  dass  es  neben  dem  Darlehn  in  Ge- 

fides  entwickelt  sich  das  S}'Btein  der  Rechtsbezichungen  zwischen  Gläubiger  und 

Schtddner,  an  denen  es  bei  reellem  Tauschwerth  ganz  fehlt    Cic.  de  off.  IH  c. 

13  sqq. 

518)  Vgl.  Koscher,  Die  Grundlage  der  Nattonalök.  §.  89. 

514)  Depositum  oder  Coromodat  mit  der  Bestimmung ,  dass  der  Depositar  oder 
Commodator  Über  die  betreffenden  Gegenstände  frei  verfügen  und  demnächst  den 
Werth  erstatten  soll.  Das  Deponiren  oder  Leihen  einer  speciellen  Sache  mit  dem 
Vorbehalt,  dass  dieselbe  in  Natur  zurückgegeben  werden  soU,  ist  twar  ein  Yer^ 
irauen  (credere  in  diesem  Sinn),  aber  noch  kein  Creditiren  (im  eigentlichen  Sinn). 

615)  Die  nähere  Ausführung,  welche  unterbleiben  muss,  habe  ich  in  einem  Auf- 
satz :  ,  J)er  Credit  als  Gegenstand  der  Rechtsgeschäfte^'  versucht,  welcher  in  G  o  1  d- 
Echmidt's  Zeitschrift  für  das  gesammte  Ilandekrecht  Bd.  4  S.  30  ff.  abge- 
druckt ist. 
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stalt  von  gemünztem  Geld  auch  eine  Leihe  unkörperlicber  Weribe  gibt. 
Indessen  stellen  die  Stipulationen  oder  Literalacte,  die  das  römiscbe 
Hecht  recht  eigentlich  als  credita  bezeichnet,  doch  immer  noch  den  Ge- 
danken an  die  Spit:;e,  als  Yierde  die  in  irgend  welcher  anderen  Gestalt 
erfolgte  Werthüberlassung  in  ein  Darlehn,  d.  h.  in  die  leihemässige 
Auszahlung  von  Münzen,  convertirt.  So  weit  war  der  Gedanke  der 
Geldwirthschaft  vorwiegend  und  die  Idee  der  Werthübertragung  ohne 
gemünztes  Geld  erst  in  ihren  Anfängen  vorhanden,  dass  man  über  diese 
fictionsweise  Uebersetzung  dessen,  was  wir  nun  ohne  Weiteres  Credit 
nennen,  in  ein  creditirtes  Geld  nicht  hinauskam. 

Gegenwärtig  bedarf  es  des  Umweges  einer  solchen  Fiction  nicht 
mehr.  Gleichen  Schrittes  mit  dem  Begriff  des  Geldes  hat  sich  auch 
der  Begriff  des  Darlehns  erweitert.  Wie  wir  unter  Geld  nicht  mehr 
bloss  die  Münzen,  sondern  jeden  nach  Münzen  messbaren  Werth  ver- 
stehen, so  haben  wir  jetzt  anstatt  des  Münzendarlehns  der  alten 
Zeit  das  Darlehn  von  Werthen.  Jenen  Gegensatz  zwischen  der  mehr 
oder  minder  sinnlichen  Vorstellung,  welche  an  dem  körperlichen  Substrat 
haftet,  und  jener  feineren,  welche  sich  zu  der  Idee  des  unkorperlichen, 
höchstenß  irgendwie  repräsentirten  Werthes  erhebt,  hat  auch  die  Werth- 
leihe,  wenn  dieser  Ausdruck  gestattet  ist,  über  das  Gelddarlehn  erhoben. 

Die  Greditleistung  ist  nichts  Anderes,  als  die  Darleihung  von 
Werthen,  sei  es,  dass  diese  vermittelst  anderer  Sachen  oder  vermittelst 
eines  der  vielen  Werthrepräsentanten ,  welche  sich  das  moderne  Leben 
geschaffen  hat,  dem  Greditnehmer  übertragen,  sei  es ,  dass  ihm  Werthe, 
welche  er  zu  leisten  schuldig  ist,  vorläufig  belassen  werden.  Credit^ 
leistung  ist  ferner  nicht  bloss  die  reelle  Ueberlassung  oder  Belassung 
von  Werthen,  welche  dem  Creditgeber  gehören;  Greditleistung  ist  auch 
schon  die  einstweilige,  erst  in  einem  bestimmten  Fall  zu  realisirende, 
an  anderweitige  Voraussetzungen  geknüpfte,  namentlich  als  Garantie  oder 
Deckung  fOr  gewisse  Verbindlichkeiten  dienende  Möglichkeit,  über  die 
Werthe  Anderer  zu  verfügen,  welche  wir  als  Real-  und  Personalcredit 
unterscheiden;  Begriffe,  die  zugleich  die  Mittel  bezeichnen,  Credit  in 
jenem  anderen  Sinn  zu  erlangen. 

Es  ist  offenbar,  dass  der  Credit  in  dieser  seiner  heutigen  Bedeu- 
tung keineswegs  unmittelbar  neue  Werthe  zu  schaffen  vermag.  So 
wenig,  wie  das  Münzendarlehn  neue  Münzen  schafft,  so  wenig  erzeugt 
das  Werthdarlehn  neue  Werthe,  Und  wie  nur  vorhandene,  reelle  Mün- 
zen als  Gegenstand  des  Gelddarlehns  dienen  können,  so  auch  nur  vor- 
handene, wirkliche  Werthe  als  Gegenstand  der  Werthleihe.  Wer  un- 
ter   dem    Namen  des    Credits    nicht   vorhandene   Werthe   überträgt. 
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wer  Werthrepräsentanten  creirt  ohne  Werth,  that  genau  dasselbe,  wie 
derjenige,  welcher  als  Gelddarlehn  falsche  Münzen  auszahlt  oder  schlechte 
Münzen  mit  dem  Stempel  guter  Münzen  versieht,  oder  allenfalls  auch 
wie  der,  welcher  unächte  Waaren,  nicht  existirende  Forderungen  und 
dgl.  verkauft'^*).  Allein  dies  schliesst  nicht  aus,  dass  die  Creditleistung 
an  und  für  sich  eine  Vergütung  verdient.  Die  Creditleistung,  d.  h. 
die  Leihe  von  Werthen,  die  Einräumung  der  Möglichkeit,  über  dem 
CSreditgeber  gehörige  Werthe  zu  verfügen,  hat  Anspruch  auf  ein  Mieth- 
geld.  Man  kann  daher  sagen,  dass  die  Creditleistung,  da  sie  ihren 
Preis  hat,  gekauft  und  verkauft  wird,  ein  Gut  an  und  für  sich  sei. 
Und  dieser  Satz  findet  in  den  Rechtssätzen,  welche  der  Verkehr  unter 
der  Rubrik  der  sogenannten  Creditge Schäfte  sich  erzeugt  hat,  seinen 
unverkennbaren  Ausdruck  **•*). 

Solche  Productivität  des  Werthes  nun,  die  Fähigkeit,  durch  leihe- 
weise Uebertragung  ein  Miethgeld  zu  gewinnen,  muss  nothwendig  in 
der  innigsten  Wechselwirkung  mit  der  Mobilisirung  der  Werthe  stehen. 
Die  Erscheinungen  des  modernen  Creditwesens  finden  daher  ihre  volle 
unmittdbare  Erklärung  aus  demjenigen,  was  über  die  Entwickelung  des 
Werthbegrifiä  gesagt  wurde.  Die  sinnlich  körperliche  Sache  als  solche 
hat  nur  einen  beschränkten  Umkreis  ihrer  Verwerthung.  In  Werthe 
aufgelöst  oder  in  Werth  übertragen  steht  ihr  die  ganze  Welt  offen. 
Und  je  gewisser  es  ist,  dass  sie  als  Werth  oder,  was  dasselbe  ist,  als 
Capital  ihre  Früchte  erzeugt ,  desto  grösser  ist  der  Anreiz ,  den  rohen 
Stoff  der  körperlichen  Sache  irgendwie  in  Werthe,  sinnlich  höchstens 

516)  Diese  Bemerkang  kann  ich  nicht  unterlassen,  um  möglichen  Missverständ- 
nissen  zu  begegnen ,  welche  die  Zusammenstellung  meiner  in  Not  515  erwähnten 
Ausführung  mit  den  Ansichten  von  Maclood  und  Chevalier  (s.  S.  122  dieser 
Zeitschrift)  erregen  könnte.  —  Den  Satz  Maclood^ s,  dass  der  Credit  eine  Art 
von  immateriellem  Eigenthum  sei,  kann  man  dabei  ruhig  zugeben.  Man  kann  sa- 
gen, dass  die  Werthe,  welche  creditirt  sind,  eigentlich  dem  Creditgeber  gehören; 
eine  Auffassung,  für  welche  sich  in  der  That  gar  manche  Merkmale  aus  der  moder- 
nen juristiBchen  Behandlung,  insbesondere  des  Pfandrechts,  anführen  lassen.  Allein 
damit  ist  für  die  Meinung,  dass  die  Creditträger  oder  Werthrepräsentanten  neues 
Capital  seien,  noch  gar  Nichts  gewonnen.  Es  entsteht  dadurch  kein  neues  Geld  und 
kein  neuer  Werth,  dass  ich  mein  Geld  oder  meine  Werthe  emem  Anderen  zur  Ver- 
fügung lasse  und  dafür  einen  Schuldschein  nehme,  durch  den  ich  mein  Kecht  auf 
jenes  Geld  oder  jenen  Werth,  oder,  wenn  man  will,  meine  bei  dem  Creditnehmer 
befindlichen  Werthe,  wenn  auch  noch  so  leicht,  übertragen  kann. 

516a)  Dass  dem  so  sei,  dass  die  Creditleistung  als  eigenes  Yerkehrsobject 
sich  geltend  mache,  hoffe  ich  in  der  mehrgedachten  Abhandlung  dargelegt  zu 
haben.  Dem  Laien  wird  vielleicht  kaum  nöthig  erscheboien,  darüber  grosse  Aus- 
führungen zu  machen ,  dem  Juristen  dagegen  sehr  nöthig. 
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nur  noch  durch  Werthh*äger  dargestellt,  deren  Körper  keinesw^  mehr, 
wie  bei  der  Metalhnünze,  mit  dem  Werthe  identisch  ist,  umzusetzen. 

Durch  die  Möglichkeit  aber,  auf  solche  Weise  die  verschiedensten 
Dinge  von  dem  unbeweglichen  Grundeigenthum  an  bis  zu  der  auf  See 
schwimmenden  oder  irgendwo  lagernden  Waare,  von  dem  Massenvorrath 
an  bis  zum  einzelsten  Luxusgegenstand,  alsWerth  zu  benutzen,  wird  die 
wirthschaftliche  Wirksamkeit  aller  Dinge  gesteigert  und  deren  Werth 
ungemein  vermehit.  Wie  die  Erfindung  des  gemünzten  Geldes  im  Ver- 
gleich zu  der  Periode  des  Naturalumtausches  alle  Dinge,  welche  sich 
in  einen  Geldpreis  umsetzen  lassen ,  zu  einer  vorher  ungeahnten  Be- 
deutung erhoben  hat ,  so  ist  dasselbe  der  Fall ,  wenn  der  heutige  Be- 
griff des  Werthes  selbst  ohne  die  Hülfe  des  haaren  Geldes  die  MobiU- 
sirung  unendlich  ausdehnt. 

Häufig  wird  der  Name  „Credit",  wie  es  denn  überhaupt  an  scharfen 
Begriffsbestimmungen  auf  diesem  Gebiete  empfindlich  mangelt ,  vag  ge- 
nug mit  dieser  Entfaltung  und  Mobilisirung  des  Werthbegrii&  ganz 
und  gar  zusammengeworfen;  und  von  da  aus  wird  der  Gedanke,  dass 
die  mobilisirten  Werthe  neue  Producte  seien,  um  welche  sich  durch 
den  Einfluss  des  Credits  der  Yolksreichthum  vermehrt,  einigermassen 
nahe  gerückt,  eine  Berechnung,  weldie  sich  an  jedem  Beispiel  leicht 
als  irrig  erkennen  lässt.  Allein,  dass  in  unserer  heutigen  wirthschaft- 
lichen  Bewegung,  welche  wir  gern  Creditwirthschaft  nennen,  eine  ausser- 
ordentliche Vermehrung  des  ßeichthums  an  Gütern  oderWertlien  statt- 
gefunden hat,  welche  ihren  Ausdruck  grösstentheils  wieder  in  mobilen 
Werthträgem  findet,  leidet  ebensowenig  einen  Zweifel.  Der  Credit  und 
die  Mobilisirung  des  Werthes  sind  insofern  thatsächlich  die  Hebel  un- 
serer gesammten  heutigen  Thätigkeit,  als  sie  erst  Alles,  was  Werth  sein 
kann,  zu  Werth  und  damit  zu  einem  Productivcapital  macht.  Und  es 
ist  dabei  eine  sehr  überflüssige  Frage,  ob  es  der  Ccedit,  oder  ob  es 
die  Mobilisirung  des  Werthes  ist,  was  sich  das  Hauptverdienst  dieser 
Erfolge  beimessen  kann;  Beides  steht  eben  in  untrennbarer  Wechsel- 
wirkung, 

Ohne  Credit  in  der  heute  gewohnten  Bedeutung  wirthschaftlich  zu 
€xistiren,  scheint  uns  kaum  möglich.  Die  canonische  Doctrin  aber  ver- 
nichtete mit  dem  Begriff  des  Werthes  zugleich  den  des  Credits.  Es 
wurde  bereits  erwähnt  und  bedarf  keiner  weiteren  Erläuterung,  dass  nur 
dann  der  Credit  rechtliche  und  wirthschaftliche  Bedeutung  besitzt,  wenn 
seine  Leistung  ein  Aequivalent,  einen  Preis  haben  kann.  Das  römische  Recht 
hatte,  wie  ebenfalls  bereits  angedeutet  wurde,  eine  Reihe  von  Ge- 
schäften,  in  welchen  thatsächUch  dem  Credit,  der  nun  nicht  mehr  mit 
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dem  blossen  ethischen  Vertrauen  zu  identificiren  war,  seine  Vergütung 
ztt  Theil  wurde.  Das  Darlehn  hatte  seinen  Zins;  jede  andere  Schuld 
konnte  durch  Gonversion  in  eine  Formalobligation  in  Zins  gesetzt 
werden.  In  der  Folge  bedurfte  es  nicht  einmal  mehr  der  Form  solen- 
ner Willenserklärungen,  um  die  Absicht,  im  Bechtssinn,  d.  h.  gegen 
Entgelt,  creditiren  zu  wollen,  kund  zu  geben.  Die  Lehre  von  der  Ver- 
zinsung liefert  durchweg  den  schlafenden  Beweis,  dass  die  Bömer  das 
Wesen  des  Credits  zwar  noch  nicht  in  voller  Unmittelbarkeit  erkannt, 
wohl  aber  mit  richtigem  Instinct  gefühlt  hatten  ^^') ;  wie  es  denn  auch 
an  Aeusserungen  von  Profanschriftstellem  über  den  Werth  des  Gredita 
nicht  fehlt,  welche  dasselbe  Zeugniss  ablegen  ^^^). 

Die  canonische  Ansicht  aber  verleugnete  die  Entgeltlichkeit  des 
Credits.  Sie  schloss  ja  den  Darlehnszins,  aber  nicht  bloss  diesen,  son- 
dern jedes  Entgelt  ftlr  die  Belassung  von  Geldwerthen,  wie  oben  ge- 
zeigt, aus.  Sie  versagte  dem  Gredit  jeglichen  Einfluss  auf  die  Be- 
stimmung des  Preises  in  dem  Kaufgeschäft,  sie  nannte  usura  Alles,  was 
irgendwie  für  ein  Ausstehenlassen  von  Gapital  bezogen  werden  kann, 
und  nöthigte  selbst  die  gesetzlichen  oder  Verzugszinsen,  eine  andere 
innere  Bechtfertigung  zu  suchen*^*).  Dem  Gredit  solchergestalt  das 
Aequivalent  absprechen,  heisst  nichts  Anderes,  als  demselben  die  ob- 
jective,  rechtliche  und  ökonomische  Bedeutung  absprechen,  nichts  An- 
deres, als  das  Creditiren  wieder  nur  im  Sinne  des  rein  ethischen  iSdem 
sequi  auffassen.  Das  Creditiren  wird,  indem  nicht  die  Aussicht  auf 
Vergütung  des  Werthgebrauchs,  sondern  nur  die  christliche  Liebe  sein 
Motiv  sein  soll,  wiederum  zur  Erfüllung  eines  Moralgebotes  *'®). 

Daher  denn,  um  wenigstens  eine  kleine  Probe  der  Folgen  zu  geben, 
nothwendig  z.  B.  die  Zweifelsfrage,  ob  der  Bürge  für  seine  Bürg- 
schaftsleistung eine  Vergütung  nehmen  darf;  eine  Frage,  deren  Ver- 
neinung streng  genommen  gar  nicht  zu  umgehen  gewesen  wäre,  wenn 
nicht  positive  römische  Gesetze  auch  hier  den  Autoritätsglauben  ge- 
nöthigt  hätten,  sich  mit  scholastischen  Unterscheidungen  hindurcbzu- 


517)  Für  die  Kenntniss  des  römischen  creditum  s.  Ueimbacli,  Die  Lehre  vom 
Creditum.  Leipzig  1849,  eine  Schrift,  welche  wenigstens  das  Material  sehr  reichhal- 
tig enthält 

518)  S.  z.  B.  Liv.  hist  VI,  27  und  34;  Cic.  de  off.  II  c.24nndbcs.  Caesar 
de  beU.  cir.  III  c.  1,  welcher  die  Calamität  einer  fides  angustior  (einer  Zeit,  wo 
der  Credit  knapp  war)  schildert. 

519)  S.  §.  6  z.  A. 

520)  S.  z.  B.  Bald,  in  nibr.  tit  Cod.  4,  32;  Scacc.  §.  1  qo.  1  nr.  402. 
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winden ^^').  Was  der  Bürge  eigentlich  leistet,  die  Einsetzung  seines 
Personalcredits,  und  wie  darum  sein  Verhältniss  zu  dem  Schuldner  sich 
gestaltet,  konnte  nicht  zur  Klarheit  kommen,  wenn  das  Wesen  der 
CSreditleistung  unterdrückt  wurde  ^2^).  Aehnliches  würde  sidi  leicht 
von  allen  Rechtsverhältnissen  nachweisen  lassen,  welche  die  Gewährung 
oder  Sicherung  des  Credits  zum  Zweck  haben. 

Unter  solchen  Umständen  wurde  die  Darstellung  dessen,  was  die 
römischen  Juristen  creditum  genannt  hatten,  für  die  Ganonisten  zu  einer 
der  schwierigsten,  zugleich  aber  auch  den  scholastischen  Eifer  ganz  be- 
sonders anregenden  Aufgabe  ^^).  Wäre  das  der  ganze  Nachtheil  ge- 
wesen, so  hätte  man  das  ertragen  können.  Allein  die  Schwierigkeit 
der  Rechtsgelehrten  muss  uns  auch  hier  als  Symptom  krankhafter 
wirthschaftlicher  Zustände  gelten.  Kann  es  nach  unserer  täglichen  Er- 
fahrung etwas  Krankhafteres  geben,  als  die  Unterdrückung  des  Credits 
durch  die  Versagung  seiner  Entgeltlichkeit? 

Die  canonische  Theorie  stiich  dieses  Element  der  wirthschafliichen 
Bewegung  aus  der  Reihe  der  möglichen  Dinge  geradezu  aus*^*).  Wir 
sehen  nun  wohl :  wenn  wir  die  Gegenwart  als  Creditwirthschaft  bezeich- 
nen mögen,  und  die  römische  Geldwirthschaft  bereits  im  Begriffe  fin- 
den, m  die  Creditwirthschaft  überzutreten,  so  war  die  canonischc 
Geldwirthschaft,  wollen  wir  ihr  diesen  Namen  andei*s  zugestehen,  weil 
sie  doch  mit  Geld  operirte,  die  nächste  Nachbarin  der  Natural- 
wirthschaft. 

Dass  indessen  nicht  jeder  Credit  vernichtet  werden  konnte,  dass 
unter  dem  Druck  der  canonischen  Gesetzgebung  und  Wissenschaft  hervor 
der  Verkehr  dennoch  Credit  suchte  und  bezahlte,  ergiebt  sich  aus  dem 
früher  Dargestellten.  Wo  immer  das  Streben,  dem  ausgeliehenen  Werth 
eine  Vergütung  zu  vei'schaffen,  hervorbricht,  ist  das  ein  Zeichen  dafür, 
dass  das  Wesen  der  Creditleistung  erkannt  wurde.  Dahin  gehörte  in 
erster  Linie  der  Wechsel,  dessen  rasche  Ausdehnung  und  Ausbildung 
zweifellos  ihre  Ursache  gerade  in  dem  Umstände  hat,  dass  der  Handels- 


521)  Ausführlichen  Bericht  s.  bei  Azor.  III  IIb.  11  c.  22.  L.  Less.  II  c.  28 
dub.  1.    L od.  Molin.  disp.  819.  CaroL  Molin.  tract.  contract  nr.  251. 

522)  Da  sich  die  juristische  Wissenschaft  bis  zur  Stunde  nüt  den  wirthschaft- 
liehen  Begriffen  nicht  sehr  befasst,  so  ist  denn  die  Folge,  dass  solche  Verhältnisse 
auch  heute  noch  keineswegs  auf  einfachen,  klaren  Principien  beruhen. 

528)  Man  nehme  nur  irgend  einen  der  zahlreichen  Commentare  über  den  tit. 
Dig.  de  reb.  cred.  12,  1  zur  Hand. 

524)  Die  pecunia  credita  ist  hier  nicht  mehr  Creditiren  des  CapitalwerUies, 
sondern  Creditiren  der  körperlichen  nummL 
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verkehr  unwillkarlich  gedrängt  wurde,  den  wahren  Verhältnissen  des 
Gredits  und  den  richtigen  Begriffen  von  Geld  oder  Werth  neue  Formen 
darzubieten. 

Der  echte  Ganonist  durfte  nur  ein  Greditiren  aus  gutem  Willen, 
ohne  jeglichen  Lohn  gut  heissen.  Das  schloss  allerdings  nicht  aus,  und 
insofern  hat  das  Greditiren  immerhin  auch  fQr  den  Ganonisten  recht- 
liche Bedeutung  nach  einer  andern  Richtung  hin,  dass  die  Gredit- 
leistung  doch  gesichert  werden  kann.  Eine  Deckung  des  Gredits  mag 
Jeder  begehren,  wenn  auch  dieser  Gr^dit  nach  dem  Dogma  ohne  Lohn 
bleiben  muss.  Allein  auch  in  der  Behandlung  der  Greditbasis  oder  der 
Greditversicherungsmittel  zeigen  sich  nothwendig  die  Gonsequoizen 
jener  Auffassung,  welche  wir  mehrfach  als  eine  rein  sinnliche  bezeichnet 
haben. 

Wie  sich  die  canonische  Doctrin  dem  Begriffe  des  Werthes  gegen- 
über stellte,  war  nothwendig  das  feinere  Wesen  des  Personalcredits  und 
damit  selbst  die  rechte  Stellung  der  Bürgschaft  von  vornherein  ver- 
dunkelt. Der  Sealcredit,  die  Sicherung  des  Gredits  durch  die  körper- 
liche, sinnliche  Sache  spielte  unbedingt  die  Hauptrolle;  Faustpfand  an 
Mobilien,  dingliche  Sicherheit  vor  Allem  an  Immobilien.  Die  Ausbeu- 
tung des  Gredits  muss  sich  auf  die  sinnlich  -  körperliche  Sache  werfen, 
wenn  nur  diese  als  Werthobject  gelten  soll.  Begreiflich  daher,  dass 
das  Faustpfand,  bis  zu  den  Leihhäusern  hin,  von  der  canonischen 
Theorie  als  ein  höchst  wichtiges  Institut  behandelt  wird;  begreiflich 
nun  auch  von  dieser  Seite  her,  dass  die  Hypotheken,  antichrctischen 
Verpfandungen,  die  dinglichen  Leihen,  die  Zinsbezüge,  die  Bentenkäufe, 
welche  sämmtlich  modern  ausgedrücfe[t  Immobiliarcredite  darstellen,  in 
um  so  reicherer  Auswahl  existirten,  je  mehr  der  mobile  Geldcredit 
eingeengt  war. 

Eine  Garantie,  welche  jedenfalls  hinter  dem  Credite  stehen  muss 
und  die  daher  auf  den  Umfang  und  die  Art  der  Greditausübung  den 
unmittelbarsten  Eintluss  hat,  ist  die  gerichtliche  Realisirung  der  Schuld- 
forderungen. Niemand  wird  nach  dem  Bisherigen  audi  nur  einen 
Augenblick  ungewiss  sein,  wie  die  canonische  Theorie  in  der  Behand- 
lung des  Schuldners  verfuhr.  Wenn  der  freiwillig  eingeräumte  Gredit 
im  Darlehn,  in  der  Stundung  der  Eaufjpreiszahlung  u.  s.  w.  keiner  Ver- 
gütung bedurfte,  so  that  der  Schuldner,  welcher  sich  eigenmächtig  durch 
Verschieben  seiner  Leistungen  Gredit  nahm,  dem  Gläubiger  keinen 
Schaden*  Der  Gläubiger  umgekehrt,  welcher  die  Einforderung  seines 
Guthabens  factisch  schweben  lässt,  erfüllt  eigentlich  nur  dasselbe  Gebot 
der  Nächstenliebe,  welches  ihn  umsonst  darleihen  heisst.      Mithin  war 
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man  ebensowohl  von  den  wirthsehaftlichen  Ansichten,  wie  von  den  ver- 
meintlichen Geboten  der  Religion  aus  in  der  Stimmung,  dem  Gredit- 
geber  die  volle  Strenge  des  Rechtsschutzes,  welche  das  römische  Recht 
gegeben  hatte,  zu  beschneiden  und  den  Schuldner  nach  Kräften  in 
Schutz  zu  nehmen.  Der  Schuldner  ist  zufolge  dieser  Stimmung,  deren 
BBglüddicher  Elnfluss  noch  jetzt  nicht  in  der  Rechtstheorie  überwunden 
ist,  der  Verfolgte,  welchem  die  Rechtspflege  gleich  dem  Armen  und 
Hülfsfoedürftigen  schützend  zur  Seite  stehen  muss. 

In  dem  Processverfahren  d^  Ganonisten  hatte  der  aus  dem  römi- 
schen Recht  wiederholte  Satz  *^*) :  in  dubio  pro  reo  einen  ganz  andern 
^nn  und  einen  ganz  andern  Erfolg. 

Die  ganze  Beschaffenheit  des  Processverfahrens  *^)  drückte  zunächst 
auf  den  Kläger.  Der  Kläger  musste  alle  die  zahllosen  Bedingungen, 
Förmlichkeiten,  Legalitäten,  welche  die  scholastische  Methode  häufte, 
«rfüllt  haben,  um  ein  Recht  auf  Condemnation  des  Gegners  zu  gewin- 
nen. In  dem  canonischen  Gerichtsverfahren  hilft  nicht  mehr  das  Ge- 
richt den  Parteien  mit,  entweder  den  Streit  selbst  zu  erledigen,  oder 
Jten  Processinhalt  und  die  Wahrheit  der  Thatsachen  zu  entwickeln; 
die  Parteien  müssen  vielmehr,  eine  jede  für  sich,  ihre  Handlungen 
vollständig  fertig  und  in  legaler  Form  dem  Gewicht  einbringen.  Je 
schwieriger  und  weitläufiger  die  Formen  und  Gautelen  wurden,  desto 
schwieriger  und  weitläufiger  wurde  es  für  den  Kläger,  denselben  aller- 
wege zu  genügen.  Und  doch  musste  er  dies,  um  zum  Obsieg  zu  kom- 
men. Je  mehr  Förmlichkeit,  desto  mehr  Gelegenheit  für  den  verklag- 
ten Schuldner,  den  verfolgenden  Gläubiger  schon  dadurch  zurückzu- 
schlagen, dass  er  irgend  einen  Mangel  der  legalen  Förmlichkeit  zu 
rügen  vermochte.  Der  canonische  Process  gibt  mithin  von  vornherein 
dem  Beklagtem  die  günstige  Situation,  ruhig  abwarten  zu  können,  bis 
der  Kli^er  alle  die  legalen  Erfordernisse  der  Rechtsverfolgung  erfüllt 
iiat^^O*  Bis  iBhin  braucht  er  gar  keine  eigene  Thätigkeit  zu  entwi- 
ckeln*^). Die  canonische  Ausbildung  des  Processwesens  gibt  durch 
die  Verlängerung  der  Mühseligkeit  des  Processführens  thatsächlich  dem 
Schuldner  nicht  bloss  Frist,  sondern  auch  hinter  dem  Bollwerk  jenes 

525)  C.  11.  82.  65  in  VI  de  R.  J.  5,  13. 

526)  Dieses  näher  hier  zu  schildern,  ist  begrdflicherweise  unmöglich.  Man 
muss  sich  auf  einige  allgemeine  Bemerkungen  beschränken. 

527)  Diesen  Sinn  hat  auch  die  Regel:  actore  non  probante  absolvitur  reus; 
c.  3  X  de  causa  poss.  5.  2,  12. 

528)  Es  würde  sich  leicht  zeigen  lassen,  dass  dies  Alles  in  dem  einfachen  münd- 
lichen Verfahren,  ^e  es  das  altdeutsche  und  das  römische  Hecht  besass,  ganz  an- 
ders ist. 
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Formalismus  einen  positiven  Schutz ,  den  der  Schuldner  in  einem  ein- 
fachen mündlichen  Gerichtsverfahren  durchaus  entbehrt  ^*^).  Darauf 
lief  die  ganze  Gestaltung  des  Processes ,  namentlich  auch  der  Becfats- 
mittel  gegen  die  richterlichen  Verfügungen  hinaus  ^^). 

Sollte  das  Gebot  der  Nächstenliebe  ganz  rein  zur  Ausführung 
kommen,  so  dürfte  wohl  bezweifelt  werden,  ob  überhaupt  die  Eintrei- 
bung von  Schulden  sich  zieme.  Indessen  konnte  man,  wenn  auch  Au- 
gustin es  für  lobenswerth  erklärte,  die  Schulden  zu  eriassen,  doch  darin, 
dass  Schulden  eingefordert  werden,  keine  Sünde  erkennen.  Den  ca- 
nonischen Ideen  des  Evangeliums  war  dies  allerdings  nicht  entspre* 
chend  ^*').  Diese  hätten  jeden  gerichtlichen  Zwang  widerrathen  müssen. 

Da  dies  nicht  möglich  war ,  so  erschien  es  wenigstens  als  Aufgabe, 
den  Schuldner  nicht  bloss  durch  die  Processgesetze,  deren  bereits 
gedacht  wurde,  möglichst  günstig  zu  stellen,  sondern  man  gab  ihm  auch 
noch  besondere  Privilegien.  Dem  Gläubiger  wurde  gleichsam  thunlichst 
die  Lust,  Gläubiger  zu  sein  und  vor  allen  Dingen  Kläger  zu  werden, 
d.  h.  den  Schuldner  zur  Leistung  zwingen  zu  wollen,  verleidet.  In 
dieser  Tendenz  wurden  die  Beneficien,  welche  schon  das  römische 
Recht  gekannt  hatte,  begierig  aufgriffen  und  bedeutend  erwd* 
tert.  Dahin  gehören  die  Rechte  der  Vorausklagung  und  Theilung, 
welche  Bürgen  zu  Statten  kommen ;  sie  zu  erhalten  und  auszudehnen, 
war  um  so  mehr  Schuldigkeit,  als  man  überhaupt  die  Bürgschaftsleistung 
nur  als  einen  Act  der  Gefälligkeit,  der  darum  zur  mildesten  Behand- 

529)  Dies  schliesst  natOrlich  nicht  nur  nicht  ans,  sondern  fordert  yiehnehr  ganz 
conseqnent,  dass,  wenn  der  Verklagte  2.  B.  mit  einer  wahren  Einrede,  der  Com- 
pensation  und  dgl.  aggressiv  als  Gläubiger  wider  den  Kl&ger  als  Schuldner  aufltritt, 
die  Rollen  sich  umkehren.  Darauf  bezieht  es  sich,  wenn  es  in  der  Gloss.  ad  c. 
15  X.  de  rest  spol.  2,  13  heisst :  reus  favorabilior  circa  media  Processus,  i.  e.  pro- 
bationes,  actore  non  est. 

530)  Man  erkennt  hier,  was  wichtig  ist,  dass  sen>8t  das  Processverfahren  ia 
einer  nahen  Wechselwirkung  zu  den  nationalökonomischen  Ansichten  steht  Wemt 
auch  in  der  Ausbildung  des  canonischen  Processes  mit  seinen  zahllosen,  verwickel* 
ten  Formalitäten,  die  künstlich  scholastische  Behandlungsweise  der  Wissenschaft, 
das  Misstrauen  gegen  irgend  welche  freie  Thätigkeit  der  Parteien  oder  des  Rich- 
ters und  die  Absicht,  durch  genaue  oder  selbst  peinliche  abstracte  Formen  jede 
Willkür  auszuschliessen,  eine  Hauptrolle  spielt,  so  erhellt  doch  andrerseits,  dass 
die  Gestaltung  des  Processes  zugleich  dem,  was  wir  volkswirthschaftliche  Anschau- 
ung nennen,  durchaus  entspricht  Und  dies  ist  keine  Tereinzelt  Erfeüimng.  Das- 
selbe gilt  von  allen  Zeiten. 

531)  C.  2.  6.  14  qu.  1;  re  sna  carere  ist  löblicher  als  litigare.  Dartis  ad  h.  1. 

532)  S.  den  £ingang  der  C.  14  qu.  1  cit. ;  der  durchaus  von  der  Idee  der  Gü- 
tergemeinschaft ausgeht  und  daher  folgeit,  dass,  quod  possidere  non  licet,  weil 
kein  Privateigenthum  bestehen  soll,  auch  repetere  non  iioet 
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lang  aufforderte,  anzusehen  vermochte^*').  Dahin  gehört  femer  die 
sogenannte  JRechtswohlthat  der  Competenz,  wonach  dem  Schuldner  in  sehr 
vielen  Fällen  nicht  Alles  executionsweise  genommen  werden  kann^; 
sodann  die  unter  dem  Namen  der  Moratorien  bekannte  Befristung  be- 
drängter Schuldner  durch  die  öffentliche  Gewalt^.  Die  canonischen 
Juristen  fanden  solche  zeitweilige  Suspensionen  der  Schuldgesetze,  welche 
zur  Unsicherheit  des  Gredits  und  der  Vertheuerung  des  Gapitalgebrauchs 
ausserordentlich  viel  beitragen,  vollkommen  gerechtfertigt.  Mit  der 
dilatio  that  man  ja  dem  Gläubiger  keinen  Schaden,  wenn  das  tempus 
kein  Geld  werth  war. 

Im  engsten  Zusammenhang  damit  steht  die  Schuldeintreibung  durch 
Gerichtsgewalt,  die  Execution,  in  welcher  sich  ein  charakteristischer 
Gegensatz  gegen  das  ältere  römische  Secht  zeigt.  In  dem  letzteren  war 
die  Execution  durch  Zwang  an  der  Person  des  Schuldners  die  eigent- 
liche Regel  gewesen;  nicht  etwa  bloss  aus  einer  der  ältesten  Bechts- 
periode  eigenen  Strenge,  sondern  namentlich  wegen  des  ungemein  star- 
ken Begriffs  des  Privateigenthums.  Den  Schuldner  in  seiner  ganzen 
Existenz  anzugreifen,  schien  möglich,  während  es  unmöglich  erschien, 
dass,  sei  es  auch  auf  gerichtliche  Anweisung  hin,  einzelne  Vermögens- 
stacke behufs  der  Befriedigung  des  Gläubigers  aus  dem  Privatbesitze 
des  Schuldners  herausgeholt  werden  sollten.  Das  wäre  ein  Bruch  der 
unbedingt  zu  respectirenden  Privatrechtssphäre  gewesen,  in  der  jeder 
Einzelne  lebte.  Darum  konnte  man  wohl  die  Person  des  Schuldners, 
seinen  Körper,  oder  allenfalls  sein  ganzes  Vermögen  (persona  in  diesem 
Sinn,  Vennögenssubjectivität)  angreifen"*).  Damit  wurde  bei  Weitem 
nicht  dem  Privatrecht  eine  so  intensive  Gewalt  angethan,  wie  bei  der 
Pfändung  einzelner  Sachen,  welche  die  Linie  des  Privateigenthums  an 
einzelnen  Stellen  durchbrach.  Erst  allmählig,  durch  die  Ausbildung  des 
Werthbegriffs,  durch  die  zunehmende  Erkenntniss,  dass  jede  Sache  nur 
als  Werth  in  Betracht  komme  und  die  Execution  nur  darauf  ausgehe, 
dem  Schuldner  so  und  so  viel  Werth  zu  entziehen  und  dem  Gläubiger 
zu  übertragen,  bildete  sich  die  Execution  in  Vermögensstttcke  aus^O* 

Dem  canonischen  Kecht  dagegen  musste  die  Ergreifung  der  Person 


583)  Gonzal.  TeU.  in  c  1  X  de  fidejoss.  3,  22  nr.  2. 

534)  Man  vgL  bes.  die  aasführliche  ZusammensteUung  bei  Gonzal.  Teil,  in 
c.  3  X  de  Bolut.  3,  22. 

535)  L.  4  Cod.  de  predb.  imp.  off.  1,  19.  Bald,  in  h.  L,  der  sich  auf  c.  16  C. 
25  qn.  2  S-  8  bezieht. 

536)  Puchta,  Kurs,  der  Instit  Bd.  2  S.  230. 

537)  S.  Puchta  a.  a.  0.  $.  179.  188. 
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dos  Schuldners  als  das  äusserste  Uebel  erscheine,  das  womöglich  abzu- 
wenden, erste  PlSicht  war.  Die  Execution  ergriff  also  das  Vermögen. 
Hierbei  hatte  man  kein  Bedenken,  einzelne  Vennögensstucke  zwangs- 
weise hinwegznnehmen.  Obwohl ,  wie  wir  sahen ,  der  Begriff  der  sinn- 
lichen Sache  und  sinnlichen  Innehabung  so  vorwiegend  war,  dass  man 
von  dieser  Seite  her  der  älteren  römischen  Idee  sich  wieder  hätte  nä- 
hern mögen,  war  doch  andrerseits  das  Wesen  des  Eigenthums  nicht  mehr 
stark  genug,  um  gegen  die  Specialexecution  aufzutreten.  Aller  Güter- 
besitz  musste  nach  christlicher  Vorstellung,  wenn  nicht  das  ausschliess- 
liche Eigenthum  ganz  aufgehoben  war,  doch  als  etwas  Untergeordnetes 
erscheinen.  Am  Besitz  sollte  der  Mensch  nicht  hängen.  Der  Besitz 
war  nur  ein  zufälliges  Geschenk  Gottes,  nicht  ein  eigentliches  Recht 
des  Inhabers.  Was  wollte  es  nun,  von  dieser  Ansicht  aus,  heissen. 
Jemanden  von  dem  Besitz  seiner  Veimögensstücke  trennen  ?  In  den 
Privatbesitz  hineingreifen  fühlte  sich  nicht  mehr  als  eine  Bedenklich- 
keit, zumal  da  die  canonische  Ansicht  überhaupt  an  die  Stelle  des 
eigenen  Selbstschutzes  die  Ausübung  unter  dem  Schutz  und  der  Auf'- 
sieht  der  öffentlichen  Autorität  setzte,  mithin  auch  als  ganz  selbstver- 
ständlich betrachtete,  dass  die  Gewalt  des  Gerichts  einzelne  Vermögens- 
stücke dem  Schuldner  entziehen  könne. 

Die  persönliche  Schuldhaft  dagegen  wurde  gänzlich  als  Executions- 
mittel  abgeschafft^.  Die  Reihenfolge  aber,  in  welcher  dasA'ermögen 
angegriffen  werden  sollte,  war  für  die  Specialexecution,  neben  der 
man  freilich  wegen  der  positiven  Quellenzeugnisse  auch  die  General- 
execution  der  missio  in  bona  nicht  gerade  aufgab,  dahin  bestimmt, 
dass  erst  die  Mobilien,  dann  die  Immobilien  der  Pfändung  unterliegen 
sollten  ^^*).  Die  Immobilien  galten  für  werthvoller  und  der  (Erhaltung 
bedürftiger,  als  die  Mobilien. 

Betrachtet  man  im  Ganzen,  wie  das  canonische  Recht  den  Schutz 
des  Gredits,  welchem  es  die  Vergütung  versagte,  handhabt,  so  scheint 
es  fast  auf  eine  vollständige  Unterdrückung  des  Greditgebens  abgesehen. 
Wo  der  Gläubiger  eine  Vergütung  empfangen  zu  müssen  glaubte, 
konnte  er  sich  auf  Creditgeben,  weil  es  unentgeltlich  bleiben  musste, 
nicht  einlassen.  Das  Creditgeben  selbst  widerrieth  sich  in  jedem  Fall 
durch  die   Aussicht  auf  den    höchst   mangelhaften  Rechteschutz,  die 

538)  C.  2  X.  de  pignor.  3,  21  (tod  Gregor  III.).  Man  war  nur  noch  darüber 
zweifelhaft,  ob  vertragsmässig  der  Schuldner  seine  Person  einsetzen  könne.  Gon- 
zal.  TeU.  in  h.  1.  Goyarruv.  II  c.  1.  Die  Person  des  Menschen  war  AUes, 
wo  das  irdische  Vermögen  Nichts  war. 

539)  So  nach  c  2  C.  10  qo.  2. 

36 
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langwierige  und  unsichere  Procedur,  welche  der  Gläubiger  zu  erwarten 
hatte,  wenn  der  Schuldner  nicht  freiwillig  erfüllte.  Der  Verkehr  musste 
also,  wenn  ihn  die  canonische  Ansicht  recht  beherrschte,  dahin  gedrängt 
werden,  wo  möglich  nur  Zug  um  Zug,  gegen  sofortige  reelle  Leistung 
zu  handeln.  Man  nähert  sich  also  im  Princip  möglichst  dem  factischen 
Tausch,  der  so  wenig,  als  thunlich,  Gelegenheit  zu  schwebenden  Schuld- 
verhältnissen übrig  lässt. 

Dass  Handel  und  Wandel  sich  die  Vergütung  des  Credits  dennoch 
suchte,  und  in  gewisser  Weise  zu  finden  wusste,  ist  oben  erwähnt  wor- 
den^*®). Und  dass  der  Verkehr,  durch  die  streng  canonistische  Theorie 
in  Bezug  auf  den  prompten  Rechtsschutz  des  Credits  im  Stich  gelassen, 
auch  nach  anderen  Mitteln  griff,  wie  z.  B.  nach  der  guarentigiirten  oder 
sofort  exigibeln  Schuldurkunden  und  dgl.^^^),  welche  einigermassen  dem 
Bedürfniss  zu  Hülfe  kamen,  ist  nicht  minder  begreiflich.  Schlimm 
genug,  dass  solche  Schöpfungen  des  Verkers,  obwohl  hervorgegangen 
aus  dem  Bedürfniss  der  Selbsthülfe,  doch  wieder  der  Methode  juristi- 
scher Scholastik  in  die  Hände  fallen  und  halb  verkümmern  mussten. 

§.12.    CapitaL 

Der  Name:  capitale  oder  sors  wird  zwar  von  den  canonistischen 
Schriftstellern  und  Gesetzen  mehrfach  erwähnt,  allein  nur  zu  dem 
Zweck,  um  damit  den  Gegensatz  des  Hauptstocks  zu  dem  Interesse,  den 
expensae  oder  den  fructus  zu  bezeichnend^).  Wir  haben  hier  aus  dem 
Vorhergehenden  noch  die  Folgerung  zu  constatiren,  dass  die  canonische 
Doctrin  der  Wuchergesetze  den  Begriff  des  Productivcapitals  vollständig 
unterdrückte. 

Alle  vorhandenen  Dinge  waren  zwar,  mochten  sie  nun  als  Natur- 
gaben oder  als  Producte  der  Arbeit  erscheinen,  brauchbar  einmal  zum 
Genuss  oder  zu  sonstiger  purer  Consumtion,  sodann  aber  auch  mög- 
licherweise zur  weiteren  Production.  Allein  in  jedem  Falle  sah  man 
nur,  wie  oben  gezeigt**^),  den  sinnlichtn  Gebrauch  oder  Verbrauch  der 


540)  Man  vgl.  §.  6. 

541)  Dies  ist  die  wahre  innere  Ursache  der  Entstehung  desEzecutionsprocesses 
sowohl,  als  anderer  abgekürzten  Processarten. 

542)  Dieser  Begriff  wird  immer  nur  sehr  beiläufig  von  den  canonischen  Schrift- 
stellern erklärt,  unter  Bezugnahme  auf  die  römischen  Stellen  und  deren  Commen- 
tarc.  Ausfuhrlich  ist  dagegen  jedesmal  der  Begriff  der  sortes,  als  Loose,  zu  unter- 
suchen. Gonzal.  Teil,  in  c.  3  X.  de  sortileg.  5,  21.  Less.  II  c.  43  dub.  9  u.  A. 

543)  In  S*  10  zu  Anfang. 
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Sache.  Die  sinnliche  Sache  kann  zu  neuer  Gfltererzeugang  benutzt, 
sie  kann  daher  auch  für  den  Eigenthümer  durch  Vermiethen  productiv 
werden.  Allein  die  Erkenntniss  des  in  der  Sache  enthaltenen  idealen 
Werthes,  als  Element  der  Production  und  Gegenstand  des  Gebrauchs, 
mangelte. 

Wenn  Capital  heut  zu  Tage  alle  Werthe  sind ,  welche  zu  fernerer 
Production  dienlich  aufbewahrt  werden,  so  können  alle  Dinge  Capital 
sein,  welche  nicht  bloss  als  sinnliche  Körper,  sondern  als  Werthreprä- 
sentanten  sich  geltend  machen.  Vorzugsweise  erscheint  zwar  das  Geld 
als  Capital,  weil  es  vorzugsweise  Repräsentant  des  Werthes  ist.  Wäre 
das  Geld,  d.  h.  die  Münze,  der  einzige  Werthträger,  so  würde  diese 
mithin  den  Begriff  des  Capitals  an  sich  ketten ,  während  alle  anderen 
Sachen  nur  als  sinnliche  Körper  mit  Gebrauchswerth  betrachtet  werden 
würden***).  Allein  längst  ist  die  Münze  nicht  mehr  der  einzige  Werth- 
träger; der  Begriff  des  Geldes  selbst  hat  sich  zu  dem  Begriff  des 
nur  nach  dem  Maassstab  der  Münzen  gemessenen  V/erthes  erweitert. 
Folgeweise  erweitert  sich  auch  der  Capitalbegriff  in's  Unendliche. 
Alles,  was  ist,  kann,  anstatt  blos  seinem  äussern  Sein  nach,  seinem 
Werthinhalte  nach  aufgefasst  werden,  ohne  dass  es  erst  einer 
reellen  Uebertragung  in  Geld  bedarf.  Jede  Sache  trägt  eine  Quantität 
nach  dem  Maassstabe  des  Geldes  messbaren  Werthes  in  sich,  der  als 
Werth  gerade  so  gut  und  gerade  so  der  productiven  Benutzung  fähig 
erscheint,  wie  der  Werth,  den  die  Münzen  repräsentiren.  Hier  kann 
jede,  selbst  die  Einzelsache  zum  Capital  werden. 

Nun  ist  dargestellt  worden,  wie  das  canonische  Recht  sogar  im 
Golde  die  Productivität  verleugnete.  Es  vernichtete  den  wahren  Begriff 
des  Capitals,  d.  L  des  zur  Production  benutzbaren  und  daher  zu  einem 
Miethgeld  für  seine  Benutzung  berechtigten  Werthes  selbst  in  dem 
Gelde.  Die  nummi  galten,  wie  wir  sahen,  nur  als  sinnliche  Körper. 
Die  Existenz  eines  von  ihnen  getragenen,  ohne  ihre  sinnliche  Erschei- 
nung bleibenden  Werthes  musste  geleugnet  werden,  da  das  Zinsverbot 
die  Anerkennung  dieser  Existenz,  die  nothwendig  zu  einer  Vergütung 
des  Gebrauchs  des  Capitals  geführt  hätte,  ausschloss.  Neben  den  Sätzen  : 
pecunia  pecuniam  parere  non  potest,  pecunia  fiructum  non  habet,  konnte 
der  Begriff  des  Werthcapitals  nicht  bestehen.  An  der  pecunia  hatte 
Niemand  ein  zur  Production  benutzbares  und  daher  ihm  selbst  produc- 


544)  Es  sei  denn,  dass  sie  in  Geld  übertragen,  d.  h.  veräassert  werden,  wodurch 
dann  der  Geldpreis  an  ihre  Stelle  tritt. 

86* 
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tives  Capital,  sondern  eine  für  ihn  selbst  unproductive ,  nur  ad  emen- 
dum  dienliche  Menge  von  geprägten  Münzen***). 

Was  aber  von  dem  Gelde  gilt,  gilt  um  so  mehr  von  anderen  Dingen. 
Wenn  das  Geld  Nichts  ist,  als  eine  Menge  von  körperlichen  Münzen, 
so  ist  zunächst  auch  eine  Quantität  von  Getreide ,  Wein  und  dgl.  nur 
der  sinnlich  vorhandene  Vorrath.  Der  Gebrauch  aller  solcher  Dinge 
besteht  nur  in  der  Consumtion,  durch  welche  sie  vollständig  aufhören  **•). 
Alle  Dinge,  welche  nach  Zahl,  Maass  und  Gewicht  bestimmt  werden, 
hatten,  wie  es  hiess,  ihren  festen  valor  lediglich  in  der  Zahl,  dem 
Maasse  oder  dem  Gewicht"^),  d.  h.  wieder  nur  in  ihrer  sinnlichen 
Erscheinung.  Der  ganze  Unterschied  von  anderen  Dingen  lag  nur 
darin,  dass  diese  in  ihrer  wirklichen  Identität  sich  selbst  gleich 
bleiben,  bei  jenen  aber  der  Satz :  tantundem  est  idem  zur  Anwendung 
kommt.  Den  Werth  hinter  der  äusseren  sinnlichen  Erscheinung  sah 
man  dort  so  wenig,  wie  hier**®).  Auch  wenn  die  Getreidekörner  aus- 
gesäet  wurden  und  durch  menschliche  Arbeit  neue  Früchte  erzeugten, 
war  es  nur  die  Arbeit,  welche  mit  der  sinnlichen  Sache  neue  Dinge  zu 
Wege  brachte.  Der  Zusammenhang  zwischen  dem  consumirten  Werth 
und  dem  durch  ihn  producirten  neuen  Werth,  der  uns  jetzt  geläufig 
ist,  fehlte.  Mit  dem  Begriflf  des  idealen  Werthes  fehlte  daher  jedes 
innere  Band,  jede  wahre  Wechselwirkung  zwischen  Verbrauch  und  Pro- 
duction.  Alles  ist  nur  auf  die  groben  sinnlichen  Begriffe  gebaut 
Eben  wegen  des  Grundsatzes,  quod  habent  res  numerabiles,  ponderabi- 
les,  mensurabiles  certum  et  determiiiatum  valorem  a  natura  institutum, 
war  es,  wie  bei  der  pecunia,  nothwendige  Folge:  quod  germinare  non 
possunt;  ein  Satz,  der  als  eine  wesentliche  Begründung  der  Lehre  von 
der  usura  angesehen  wurde***). 

In  nach  höherem  Maasse  muss  diese  Vorstellungsweise  bei  Einzelsa- 
chen hervortreten.  Es  kostet  uns,  wie  vorhin  bemerlct,  keine  Mühe  mehr, 
jede  Sache  als  Vehikel  eines  Werthes  anzusehen.  Ja,  in  den  bei  Wdtem 
meisten  Fällen  fragen  wir  viel  mehr  nach  dem  Werthe  der  Sache,  als 
dass  vrir  sie  als  Object  des  sinnlichen  Gebrauchs  betrachten.  Der 
Tauschwerth  hat  den  Vorrang  vor  dem  Gebrauchswerth,  der  allgemeine 
Verkehrswerth  vor  dem  individuellen  Werth.    Und  überall,  wo  dies  der 


546)  Wie  aus  §.  8  erhellt. 

546)  C.  5  Extravag.  Joann.  XXII  de  V.  S.  14. 

547)  S.  S.  9  Not 

548 j  Man  vgl.  das  in  §.  10  Gesagte. 

549)  Der  richtiger,  aber  Tielleicht  nur  als  Consequenz  erscheint    Vgl.  Lau 
rent.  de  Rudolph.  1.  c.  p.  126  nr.  15. 
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Fall  ist,  repräsentirt  jede  Sache  einen  Werth  oder  ein;  Capital,  welches, 
möglicherweise  wieder  productiv  benutzt  werden  kann. 

Wie  weit  davon  die  canonische  Lehre  entfernt  war,  ergibt  sich 
leicht  Dort  concentrirt  sich  der  Begriff  des  Tauschwerthes  oder  des 
Werthes,  der  allenfalls  als  Capital  ei'scheinen  könnte,  in  dem  körper- 
lichen pretiom  justum  einer  pecunia  numerata^^").  Erst  in  Geld  ver- 
wandelt wurde  doch  einigermassen  die  sinnliche  Sache  zu  einem  mobi- 
len Begriff.  Allein  auch,  in  Geld  umgesetzt  war  der  Werth  einet  Sache 
unproductiv.    Das  Geld  konnte  keine  Früchte  tragen. 

Nähere  Ausführungen  über  das  Wesen  des  Capitals,  seine  Arten 
und  dgl.  wird  man  unter  solchen  Verhältnissen  begreiflicherweise  bei 
den  Canonisten  vergeblich  suchen.  Wurde  doch  thatsächlich  der  Grund- 
begriff selbst  verleugnet.  Wo  man  auch  Vergleichungen  mit  der  Auf- 
fassung der  Gegenwart  suchen  mag,  es  lassen  sich  nur  negative  Resul- 
tate constatiren.    Welcher  Gegensatz! 

Uns  sind  jetzt  Naturkräfte^^  Arbeit  und  Capitale  (oder  Wertbe) 
diejenigen  Elemente,  aus  denen  neue  Güter  oder  Wertho  hervorge- 
hen. Die  Canonisten  kennen  uur  die  Arbeit  und  die  im  Grund  und 
Boden,  oder  auch  in  anderen  Sachen ,  Thieren,  Körnern  und  dgl.  ent- 
haltene, wieder  rein  sinnliche  Productiv-  oder  Erzeugungskraft  Sonst 
sind  die  Sachen  nur  Stoff  für  die  Arbeit 

Wir  stehen  hier  an  dem  äussersten  Rande  der  Wucherdoctrin  nach 
dieser  einen  Seite  hin.  Durch  die  canonische  Regel  wurde  das  wirth- 
schaftliche  Leben  des  einen.,  uns  so  unentbehrlich  scheinenden  Factors 
der  Gütererzeugung,  des  Capitafe  oder  Werthes,  geradezu  beraubt 
Wir  mögen  heute  fast  zweifeln,  ob  wir  die  Kühnheit  dieses  Gedankens 
bewundern  und  uns  die  Welt  vorstellen  sollen,  welche  sein  würde,  wenn 
er  jemals  hätte  durchgeführt  werden  können^  oder  ob  wir  die  Unkennt- 
niss  der  wirthschaftlichen  Dinge  beschuldigen  möchten,  welche  so  unmög- 
liche Conscquenzen  aussprechen  hiess.  Wir  würden  indessen  bei  jeder 
Entscheidung,  welche  nur  die  eine  oder  die  andere  Alternative  ergriffe, 
irrig  urtheilen. 

Allerdings  war  jener  Satz,  dass  das  Capital  als  productiver  Werth 
nicht  exigtirt.  bei  aller  seiner  Wichtigkeit  nicht  ein  aus  gründlicher 
Untersuchung  des  Wesens  der  Dinge  von  den  Canonisten  gezogenes 
Axiom.  Es  ist  äusserlich  genommen  das  Ergebniss  rein  scholastischer 
Consequenz  aus  der  ursprünglich  vereinzelten  Maassregel  des  Verbots 
der  Zinsdarlehn,  vor  welcher  man  sich,  weil  letztere  einmal  Gesetz  ge- 


550)  S.  §.  9  Not.  397. 
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worden  war,  nicht  scheuen  durfte.  Nicht  aus  einem  durchschlagenden, 
wenn  auch  falschen,  Grundprincip ,  wachsen^  dem  Auge  sichtbar  solche 
Folgen  hervor.  An  dem  einzelnen  Punct  vielmehr  schiessen  erst  nach 
und  nach  immer  breitere  Folgesätze  an.  Und  Nichts  zeigt  deutlicher 
den  innigen  Zusammenhang  aller  wirthschaitlichen  Beziehungen,  als 
dass  von  einem  einzelnen  Punct  aus  der  Irrthum  so  tief  in  das  Ganze 
einschneidet,  dass  er  schliesslich  zu  einer  Störung  der  Grundelemente 
der  menschlichen  Existenz  führt 

Allein  hinter  der  dürren  Scholastik,  welche  um  der  Wortinterpre* 
tation  willen  wUlkOrlich  in  das  volle  Leben  hinein  schneidet,  stand 
doch,  wenn  auch  nicht  die  bewusste  Eenntniss  und  Entschlossenheit  der 
Frindpien,  doch  eine  höhere  Idee.  In  dem  positiven  Specialverbot  des 
Zinses  und  in  der  Verleugnung  des  Capitals  sprach  sich,  zwar  nicht  als 
positives  Gesetz  ausgesprochen,  der  Grundgedanke  an  ein  Leben  in  der 
Gemeinschaft  aller  Güter  oder,  wenn  man  will,  an  die  Verachtung  aller 
irdischen  Güter  aus.  Ohne  solche  Sehnsucht  nach  jenem  göttlichen  Natur- 
zustand und  vor  Allem  ohne  die  Berechtigung,  welche  die  realen  Zu- 
stände diesem  Gedanken  geben,  wäre  es  nicht  möglich  gewesen,  dass 
aus  dem  Ziosverbot  so  grosse  Consequenzen  hervorgegangen  wären. 
Der  Boden  war  bereitet,  dass  das  kleine  Senfkorn  des  Zinsverbotes  so 
üppig  aufigehen  musste  und  zeitweise  alle  menschliche  Thätigkeit  zu 
überwuchern  drohte. 


§.  13.    Sachen  und  deren  Werthachätzong. 

Was  die  Behandlung  der  Sachen,  der  reellen,  sinnlichen  Güter  be- 
tri£Ot,  so  ist  eine  Seite  derselben  bereits  berührt  worden,  indem  wir 
sahen,  dass  abweichend  von  der  heutigen  Auffassung  der  Begriff  des 
von  der  Sache  repräsentirten  Capitalwerthes  zerstört  und  der  Begriff 
der  Sache  auf  deren  sinnlichen  Körper  reducirt  wurde  **^). 

Die  Thatsache  erweist  sich  aber  auch  noch  nach  einer  anderen 
Seite  hin  wichtig,  welcher  wir  unter  der  vorliegenden  Rubrik  billig 
einige  Aufmerksamkeit  zuwenden,  nämlich  in  Bezug  auf  das  Verhält- 
niss  der  verschiedenen  Arten  von  Sachen  unter  sich. 

Durch  die  Unterdrückung  des  Tauschwerthes  musste  nothwendig 
auch  die  Rangordnung  oder  Schätzung  der  Dinge,  welche  wir  nach  dem 
Tauschwcrth  zu  bilden  gewohnt  sind,  gestört  oder  viehnehr:  dadurch 
konnte  erst   eine  Rangordnung    hervorgerufen  werden,   welche  nicht 


551)  S.  bes.  in  §.  10  und  12. 
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existirt,  sobald  der  überall  gleiche  Begriff  des  Tauschwerthes  das  Wesen 
aller  Sachen  bildet.  Vor  allen  Dingen  traf  die  sinnliche,  am  Gebrauchs- 
werth  klebende  Auffassnngsweise  das  Geld  (pecnnia)  hart. 

Wie  alle  Sachen,  so  haben  auch  die  nummi  möglicherweise  einen 
Gebrauchswerch^^);  sie  können  yermiethet  und  dadoreh  für  den  £1- 
genthümer  oder  Besitzer  einträglich  werden.  Allein  es  erhellt  leicht, 
dass  die  Gelegenheit  zn  einer  solchen  Benutzung  bei  Münzen  viel  ge- 
ringer ist,  als  bei  den  meisten  anderen  Dingen.  Der  Gebraucbswerth, 
welcher  zu  einer  Yermiethung  (salva  substantia)  führt,  ist  leicht  überall 
sonst  höher,  als  gerade  bei  Metallmünzen. 

Dazu  kommt  aber  noch  ein  Anderes.  Die  Münze,  pecunia,  trägt 
keine  Früchte  von  sich  selbst. 

Eine  Seihe  von  anderen  Sachen,  Thiere,  Fi-üchte  und  dgl,  dagegen 
bringen  Früchte  von  sich  selbst;  vor  Allem  gilt  das  von  dem  Grund 
und  Boden.  Daneben  steht  die  Arbeit  als  Quelle  von  Erträgnissen. 
Dass  der  Werth,  das  Capital,  Erträgnisse  bringen  könne,  erschien 
nicht  möglich««). 

Indem  man  mithin  nur  fructus  naturales  reales  und  industriales  in 
diesem  Sinne  anerkannte*^),  waren  freilich  unter  den  ersteren  keines- 
wegs nur  solche  Früchte  verstanden,  welche  lediglich  durch  Naturalkraft 
hervorgebracht  wurden.  Man  begriff,  dass  auch  bei  den  naturales 
in  der  Kegel,  eine  gewisse  Mitwirkung  der  Arbeit  stattfinde,  Säen, 
Pflanzen  und  dgl.  und  wollte  den  Begriff  daher  nicht  auf  solche  Dinge 
beschränken,  welche  die  Natur,  wie  man  meinte,  ohne  alle  Arbeit 
lieferte.  Ebenso  konnte  umgekehrt  bei  Erzeugung  der  fructus  industria- 
les, obwohl  sie  wesentlich  Producte  der  Arbeit  sein  sollten,  die  Natur- 
kraft wenigstens  mitwirken.  Nur  darauf,  ob  vorwiegend  das  Eine  oder 
das  Andere  der  Fall,  beruhte  also  diese  Eintheilung  ***). 

Nun  vermag  die  pecunia  natürliche  Früchte  gar  nicht  hervorzu- 


662)  S.  oben  §.  8  bei  Not  376. 

663)  Daher  denn  von  den  Canonisten  die  Existenz  der  Gattung  von  fructus, 
welche  dviles  genannt  werden,  trotz  Bartolus,  Baldus,  Ginus  u.  A.,  welche  diese 
in  den  QneUen  angegeben  fanden,  bestritten  wurde.  Azor.  III  lib.  4  c.  2  quinto. 
Die  mercedes  navium,  aedium,  jumentorum  u.  s.  w.,  qnae  ex  locatione  veniunt,  woUte 
man  nicht  fructus  nennen.    Cf.  Less.  n  c.  12  dub.  17  nr.  110. 

664)  Nach  römischen  Definitionen.    S.  Azor.  P.  DI  lib.  IV  c.  2  quinto. 

666)  Coyarruv.  var.  resol.  II  c.  8  nr.  6,  Bartol.  in  L.  86.  de  Bei  Vind. 
6,  1,  Bald,  in  L.  1  Cod.  de  fmct.  u.  A.  stellten  daneben  noch  die  civiles  fructus, 
die  weder  sponte,  noch  ex  industria,  sondern  ex  jure,  wie  die  mercedes  locationum 
vectura  nayium  u.  s.  w.,  proveniunt. 
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bringen  -,  denn  sie  ist  von  Natur  absolut  steril  ^^),  ^während  doch  manche 
andere  Dinge  dazu  fähig  sind.  Industrielle  Früchte  kann  das  Geld 
durch  Verbindung  mit  menschlicher  Arbeit**^)  zwar  hervorbringen,  allein 
auch  darin  steht  doch  im  Ganzen  das  Geld  schlechter,  als  viele  andere 
Dinge.  Wenn  das  Geld  nicht  als  köi'perliche  Sache  vermiethet  wird, 
bedarf  es  erst  einer  besonderen  Arbeit,  um  es  productiv  zu  machen, 
oder  es  ist  blos  untergeordnetes  Mittel  der  Arbeit.  Jenes  Fmchtbar- 
werden  des  Geldes  durch  Arbeit  ist  überhaupt  zum  grössten  Theil  nur 
eine  künstliche  Fiction^^^),  deren  mau  sich  in  der  späteren  Zeit  be- 
diente, um  unabweisbare  Verkehrgestaltungen  zu  erklären.  Im  besten 
Falle  war  sonach  das  Geld  vielleicht  Werkzeug  der  Arbeit;  der  eigent- 
liche Grund  der  dadurch  entstehenden  Erträgnisse  war  und  blieb,  wäh- 
rend es  bei  vielen  anderen  Sachen  schien,  dass  die  Arbeit  nur  die  in 
der  Sache  selbst  enthaltene  Fruchtbarkeit  anregt,  die  Arbeit. 

Wenn  dem  so  ist,  so  folgt  daraus,  dass  verhältnissmässig  Geld  die 
schlechteste  Sache  sein  muss.  Da  es  von  sich  selbst,  als  Object  einer  Ca- 
pitalvermiethung  gar  keine,  höchstens  nur  ausnahmsweise  durch  befruch- 
tende Arbeit  Früchte  bringt,  ist  es  minder  productiv,  als  viele  andere  Sa- 
chen, und  im  reinen  Gebrauchsnutzen,  der  sich  noch  neben  seiner  consumti- 
ven  Verwendung  ad  emendum  (distractio)  denken  lässt,  steht  es  vollends 
den  meisten  Dingen  nach.  In  diesem  Resultat  bethätigt  sich  denn  die 
von  Haus  aus  in  der  canonischen  Theorie  vorhandene  Abneigung  ge- 
gen das  Geld.  Gegen  das  Geld,  das  Alles  beherrscht **•),  die  Ursache 
ungleichen  Besitzes  wird  und  die  Liebe  stört,  glaubte  man  sich  möglichst 
wehren  zu  müssen**®).  Dazu  diente  am  besten  die  Darlegung,  dass 
Geld  das  schlechteste  aller  Besitzthümer  sei.  Als  das  schlechteste  konnte 
man  aber  das  Geld  darstellen ,  nicht  blos ,  weil  es  leicht  zerrinnt  im 
Vergleich  zu  dem  stabilen  Besitz  anderer  Dinge,  sondern  es  war  auch 
in  der  That,  wenn  die  canonistische  Lehre  consequent  durchgeführt 
worden  wäre,  uneinträglicher  und  unnützlicher. 

Die  Stufenleiter  der  Werthschätzung  beginnt  daher  von  unten  her- 


556)  D.  oben  S-  3  Not.  68. 

557)  S.  oben  §.  5  Not.  119. 

558)  S.  über  die  Verwandlung  in  einen  contractus  frugiferos  oben  §.  5 
Not  124. 

559)  Nach  den  überkommenen  römischrechtlichen  Lehren  concentrirt  sich  aller- 
dings der  Begriff  des  Reichthums  und  der  Macht  im  Gelde. 

560)  Daher  S.  Thom.  II,  1  qu.  2  art.  1,  wenn  überhaupt  divitiae  bestehen 
sollen,  die  divitiae  naturales  (ad  defectus  naturae  tollendos)  den  artificiales  (Geld) 
vorziehen  heisst. 
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auf  mit  dem  Geld;  dann  kommen  andere  Mobilien,  von  denen  immer- 
hin viele  fruchttragend  sind,  wie  Thiere,  oder,  mit  dem  Boden  zusam- 
menhängend, Baume  und  sonstige  Pflanzen,  oder  die  sonst  durch  ihren 
Gebrauchswerth  in  der  Vermiethung  Nutzen  abwerfen.  Am  höchsten  aber 
stehen  Immobilien,  namentlich  der  Grund  und  Boden,  welcher  von 
Natur  aus  schon  die  productivste,  fruchttragendste  Sache,  durch  Arbeit 
die  reichste  Quelle  der  Frachtbarkeit  wird.  Dies  gilt  sowohl,  wemi-  er 
zur  Erzeugung  von  eigentlichen  Bodenfrüchten  benutzt  wird ,  als  auch 
dann,  wenn  man  ihn  verpachtete^')»  ^^^  Haus  darauf  baut,  das  venjgp- 
thet  werden  kann  u.  s.  w. 

Diese  Ansicht  spiegelte  sich  schon  in  der  oben  berührten  Reihenfolge 
der  Executionsmittel  bei  gerichtlichen  Beitreibungen  wieder  e^^).  Sie 
tritt  aber  auch  in  denjenigen  Gesetzen,  welche  die  Erhaltung  des  Eir- 
chengutes  bezwecken,  hervor.  Wir  dürfen  die  letzteren  um  so  weni- 
ger übergehen ,  als  sie  in  besonders  reicher  Zahl  uns  entgegentreten. 
Und  die  Schätzung  der  Güter  lässt  sich  daraus  gewiss  am  besten 
erkennen,  wie  die  Kirche  zu  ihrem  eigenen  Nutzen  deren  Behandlung 
anordnete. 

Durch  eine  Mehrzahl  von  Bestimmungen  war  die  Veräusserung  des 
Ebrchengutes  untersagt.  Auf  Geld,  welches  die  Kirche  etwa  besass^ 
bezog  sich  dies  nicht.  Die  pecunia  war  ad  distrahendum  bestimmt^ 
und  da  der  Begriff  des  Capitals  fehlte,  so  lag  Nichts  in  dem  Wesen 
des  Geldes,  was  den  Besitz  und  die  Erhaltung  irgend  hätte  wünschens- 
werth  machen  können.  Auch  Mobilien  konnten  mit  einigen  besondei-s 
angezeigten  Ausnahmen,  wie  Kirchengefasse  und  dgl,  wenigstens  unter 
Umständen  und  aus  genügender  Veranlassung  veräussert  werden^. 
Dagegen  sind  Grundstücke  unbedingt  zu  erhalten.  \  Durch  alle  jene 
Erlasse e^^),  welche  davon  handeln,  leuchtet  das  Eine  hindurch,  dass 
der  Grundbesitz  als  das  werthvollste  aller  Güter  angesehen  wurde  e^^). 


561)  Die  pensio  ist  das  Aequivalent  der  zu  ziehenden  Früchte.  Gonzal. 
TeU.  in  c.  S  X.  de  locat.  3,  18  nr.  7.  —  Daher  denn  auch  die  Zweifel  über  die 
justitia  mercedis  propter  sterilitatem  supervenientem,  oder  propter  insolitum  aug- 
mentum.    Lud.  Mol.  disp.  495;  s.  oben. 

562)  S.  §.  11  Not  538. 

563)  C.  2  C.  10  qiL  2. 

564)  C.  20  G.  12  qa.  2  und  der  ganze  tit  X  de  reb.  eccles.  8,  13.  Man  sehe 
den  Commentar  des  Gonzal.  TeU.  zu  diesem  Titel. 

565)  Wie  c.  53  G.  12  qu.  2  bestätigt.  —  Daher  denn  auch  die  Bestlnuimngen 
über  Mttndelgut,  welche  den  Erwerb  und  die  Erhaltung  von  Grundstficken  be- 
zwecken. 
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Nur  ZOT  Gunsten  ganz  kleiner  ParzeUen  ^  durfte  allenfalls  eine  Auf- 
nahme gemacht  werden«  Aus  diesem  Grunde  war  es  ursprünglich  sogar 
verboten,  den  Klerikern  zu  ihrer  Sustentation  aus  dem  Eirchengut  ein- 
zelne Grundstücke  zu  gewähren,  bis  man  den  Ausweg  der  precaria  ge- 
nannten Verleihung  erfand  ^^^),  welche  dies  ohne  Gefahr  der  Kirche 
gestattet  6«). 

'  Der  Grund  und  Boden,  dessen  natürliche  Erzeugnisse  die  ersten 
und  nothwendigsten  Bedürfhisse  der  Menschen  stillen,  erscheint  als  die 
QM|le  wahrer  Wohlhabenheit,  als  das  wahrhaft  firuchtbringende  Capital, 
wie  es  das  Geld  nicht  sein  soll.  Deshalb  bestand  der  Hauptrdchthum 
in  Grundbesitz,  deshalb  das  Streben,  namentlich  der  Kirche,  möglichst 
viel  Grundbesitz  zu  erlangen^.  Die  instinktive Werthausbeutung  musste 
sich,  da  ihr  sonst  das  Capital  zu  benutzen  verschlossen  war,  um  so 
mehr  auf  den  Grund  und  Boden  werfen. 

Von  diesem  Puncto  aus  sind  denn  auch  die  vielfachen  Arten 
der  Ausleihung  vollkommen  begreiflich.  Dem  Besitzer  von  Grund  und 
Boden  konnte  es  nicht  einfallen,  denselben  gegen  Geld  zu  verkaufen,  für 
Geld,  das  ihm  nachher  keine  Zinsen  tragen  sollte.  Wenn  er  nicht  selbst 
Grund  und  Boden  zu  bebauen  Willens  war,  und  daran  war  bei  grösserem 
Grundbesitz  natürlich  nicht  zu  denken,  musste  er  denselben  ausleihen. 
Die  Leihe  bot  denn  zugleich  auch  umgekehrt  der  Nachfrage  nach  Grund- 
eigenthum  die  Form  dar,  solches  von  den  Grossgrundbesitzem  zu  er- 
langen. Mit  grosser  Vorliebe  ward  daher  der  Nutzen  der  Emphy- 
teuse,  des  Grundtypus  der  Ausleihung,  geschildert,  sowohl  für  den  £i- 
genthümer,  als  für  den  Erbleihemann  und  die  Production  im  Allgemei- 
nen. Und  in  der  That  war  sie  in  der  Naturalwirthschaft ,  welche  die 
canonische  Idee  erstrebte,  die  unentbehrliche  Vermittlung  zwischen  der 
Arbeit  und  dem  Grossbesitz  ^^%  Die  Ausleihung  des  Grundbesitzes  ist 
die  wahre  Werthbenutzung  des  vom  Eigenthümer  nicht  selbst  bebauten 
Grund  und  Bodens,  die  um  so  nothwendiger  wurde,  je  mehr  sich  dieser 


566)  C.  8  X.  h.  1.  3,  13. 

567)  C.  23  C.  12  qu.  2;  tit.  X.  3,  14;  Gonzal.  ad  h.  tit 

568)  G.  61  G.  16  qa.  1.  c.  22,  59  G.12  qu.  2  u.  a.  S.  darüber  auch  Dar  üb 
com.  in  G.  10  qu.  2. 

569)  Dass  die  Kirche  zu  Grundbesitz  gekonunen,  hebt  z.  B.  Janus  a  Gosta 
ad  tit  X  de  pignor.  3,  21  ausdrücklich  hervor,  wo  er  darstellt,  auf  welche  Weise 
sie  überhaupt  ihren  Reichthum  erlangt  habe. 

670)  Schon  Accurs.  in  Auth.  de  non  alien.  und  §.  3.  Just,  de  locat.  2,  24 
leitet  den  Namen  Emphyteuse  Ton  emponema  her,  weil  es  die  contractus  meliora- 
tionis  sei. 
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Beichthum  tei  Einzellig  concentrirte.  Je  weniger  das  Geld  dazu  be- 
nutzt ¥rerden  kann ,  desto  mehr  wird  der  Grand  und  Boden  dazu  be- 
nutzt, als  Capital  dem  Eigenthümer  eine  Rente  2U  verschaffen. 

Dazu  botai  sich  den  Grundeigenthumscapitalisten  zahlreiche,  sehr 
verschieden  nOancirte  Wege  der  Ausleihung  zu  dinglichem  Recht  dar. 
Indem  man  auf  diese  Weise  dingliche  Zinsabgaben,  zunächst  in  Natural- 
fruchten  ^'^),  dann  auch  in  Geld  zog,  wurde  thatsächlich  der  im  Grund 
und  Boden  enthaltene  Werth  productiv.  Hier  ist  es  denn,  wo  auch  die 
Naturwüchsigkeit  des  Rentenkaufis^'^)  vollkommen  klar  wird.  Ganz 
natarlich  suchte  seinerseits  das  Geldcapital,  das  unproductiv  sein  sollte, 
in  seinem  Streben  nach  Vergütung  die  Vermittlung  des  Grund  und 
Bodens,  der  vorzugsweise  fruchttragenden  Sache,  um  selbst  productiv 
zu  werden.  Es  legte  sich  aus  demselben  Grunde  in  einer  Boden- 
rente an,  aus  dem  der  Grossgrundbesitz  statt  des  Verkaufs  die  Auslei- 
hung gegen  eine  Rente  suchte. 

Die  Kirche  insbesondere  war  zu  solchen  Ausleihungen  unmittelbar 
durch  den  Umstand  gezwungen,  dass  ihr  eine  Veräusserung  der  Grund- 
stücke positiv  verboten  war.  Verboten  aber  war  der  Umsatz  derselben 
in  Geld,  wie  schon  erwähnt,  weil  das  Geldcapital  nicht  nur  unsicherer, 
als  der  bleibende  Grundbesitz,  sondern  nur  weil  es  unproductiv  war, 
keine  Früchte  abwerfen  konnte.  Obwohl  bei  den  meisten  Ausleihungen 
der  Kirche  Nichts  blieb,  als  die  Rente  und  allenfalls  ein  eventuelles 
Wiedereinziehungsrecht,  während  der  Gebrauch  und  die  Innehabung  des 
Bodens,  also  eigentlich  alles  Recht,  was  überhaupt  an  dem  unbewegli- 
chen Boden  möglich  ist,  hinweggegeben  wurde,  so  galt  dies  doch  noch 
den  juristisch-scholastischen  Begriffen  nicht  als*  Veräusserung^^'). 

Stand  aber  das  Veräusserungsverbot  nicht  entgegen,  so  war  die 
Rente  von  dem  ausgeliehenen  oder  durch  deren  Auflegung  in  einen 
ähnlichen  Nexus  gebrachten  Grundstück  das  sicherste  und  beste  Ein- 
kommen; selbst  noch  sicherer,  als  wenn  das  Grundstück  wegen  eines 
durch  die  dingliche  Zinsabgabe  repräsentirten  Darlehnscapitals  verpffin- 


671)  Weiske,  Rechtslexicon  Bd.  15  S.  469.  üeber  die  Emphyteuse  s.  bs. 
Lud.  Mol.  diBp.  445  sqq. 

572)  Von  dem  oben  §.  nach  Not. 

673)  S.  Andr.  in  c.  6  X.  de  reb.  eccles.  non  alien.  3,  13.  — Im  Einzelnen  gab 
es  darüber  viele  Streitfragen,  z.  B.  bezüglich  der  emphytentischen  Ausleihnng. 
GovarruT.  II  c.  17.  Gonzal.  Teil,  in  c.  7  X.  h.  1.  3,  13.  Im  Ganzen  sollte 
nicht  ad  perpetuum  ausgeliehen  werden,  weil  dies  im  Effect  der  Veräusserung  gleich- 
kam, c.  9  X.  h.  1.  8,  13.  Giern.  1  de  reb.  eccles.  8,  4  Gloss.  in  h.  1.  Covarruv. 
II  c.  16.    GonzaL  in  c.  9  X.  h.  L  8,  13.    Lud.  Molin.  disp.  465  sqq. 
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det  worden  wäre.  Denn  das  bei  dem  Ausleiher  zurfickbleibende  StQck 
des  Eigenthumsrechts  erschien  immer  noch  ein  stärkeres  Becht,  als  das 
dingliche  Pfandrecht  des  Gläubigers. 

So  hängt  nach  dem  Geiste  der  canoniscben  Lehre  vorzugsweise 
an  dem  Grund  und  Boden  die  Erzielung  von  Früchten  und  zwar  nicht 
blos  von  Früchten,  welche  die  Arbeit  aus  demselben  gewinnt,  sondern 
auch  von  solchen,  welche  der  Besitz  von  Grund  und  Boden  ohne  eigene 
Arbeit  abwirft  Der  Boden  erzeugt  solche  Früchte  vermöge  der  ihm 
innewohnenden  werthvoUen  Naturalkraft^^^^),  während  sie  dem  Gelde 
mangeln.  Zugleich  lag  aber  auch  in  jenen  Ausleihungen  zu  Colonat 
und  dgl.  nach  den  damaligen  Verhältnissen  das  natürliche  Mittel,  dem 
Grund  und  Boden  die  nöthige  Arbeit  zuzufahren,  die  der  Eigenthümer 
darauf  nicht  verwenden  konnte  oder  wollte.  Zu  reiner  Verpachtung 
war  jene  Periode  nicht  geeignet.  Es  gehört  zu  der  sinnlichen  Auffas- 
sung, dass  derjenige,  welcher  den  Boden  bebaut  und  daraus  Früchte 
zieht,  auch  gewisse  dingliche  Rechte  am  Grund  und  Boden  haben  muss. 
Sei  dem,  wie  ihm  wolle,  immerhin  spricht  sich  schon  in  jenen 
vielfachen  Verleihungen  aus,  dass  die  Arbeit  vornehmlich  dem  Grund 
und  Boden  sich  zuwandte.  Dies  ist  begreiflich,  da  sich  die  Arbeit 
stets  dahin  wenden  wird,  wo  sie  die  reichste  Quelle  von  Früchten 
findet.  Und  das  war  eben  nach  canonisdiem  Begriffe  der  Grund 
und  Boden. 


§.    14.    Abgabenwesen. 

Nicht  unpassend  möchten  sich  an  dasjenige,  was  soeben  über  die 
Werthschätzung  der  Sachen  gesagt  wurde,  einige  Bemerkungen  über  die 
Erhebung  von  Abgaben  anzchliessen. 

Wenn  es  gilt,  Abgaben  zu  erheben,  Einnahmequellen  zu  eröffnen, 
so  ist  es  natürlich,  dass  man  sich  zunächst  an  die  fruchttragenden  Dinge 
wendet.  Die  Darstellung  der  Abgaben  muss  also  nothwendig  eine 
weitere  practische  Probe  für  jene  Ansichten  von  der  Bedeutung  des  Be- 
sitzes liefern,  welche  wir  geschildert  haben.  Und  dies  gilt  vor  allen 
Dingen  von  den  für  die  Kirche  wichtigsten  Abgaben. 

Schon  das  römische  Becht  hatte  dem  ager  gewisse  census  und 
tributa  aufgelegt*").    Dass  dem  canonischen  Recht  zunächst  Grimd  und 


674)  Daher  selbst  erst  anzuordnende  Stücke  in  Emiihyteuse  gegeben  werden; 
c.  7  X.  h.  1.  3,  13. 

676)  Savigny,  Vermischte  Schritte  (1850)  Bd.  2  Nr.  15.  16. 
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Boden,  als  die  fruchttragendste  aller  Sachen,  sodann  allenfalls  auch 
andere  von  Natur  Früchte  hervorbringende  Sachen,  wie  namentlich  Thiere, 
Heerden,  als  die  rechte  Grandlage  des  Abgabenbezugs  erschienen,  kann 
uns  nicht  befremden.  Das  Geld  eignete  sich  dazu  nicht,  eben  so  wenig 
andere  Dinge,  die  nur  Gebrauchswerth  haben.  Die  Unproductivität 
des  Werthes  oder  vielmehr  der  Mangel  des*  Werthbegriffs  liess  es  nicht 
zu ,  irgend  von  dem  Werth ,  von  dem  Geld  oder  Reichthum  in  diesem 
Sinn  Abgaben  zu  nehmen.  Getreu  jener  sinnlichen  Auffassung,  die  wir 
mehrfach  schildern  mussten,  s(ih  man  nur  in  den  von  Natur  fruchttra- 
genden Sachen  den  geeigneten  Gegenstand  eines  Abgabenbezugs  ^^*). 
Von  ihren  Fruchten  nimmt  man  einen  Theil,  um  die  Bedürfoisse  des 
öffentlichen  Wesens  zu  decken. 

Die  Geschichte  des  Zehntrechts  und  die  Natur  des  Zehntens  nach 
der  feineren  juristischen  Distinktion  darf  hier  nur  angedeutet  wer- 
den ^^^).  Die  Kirche  musste  bei  zunehmendem  Wachsthum  Mittel  fin- 
den, ihre  grossen  Bedürfnisse  zu  decken  und  ihre  äussere  Macht  aufrecht, 
zu  erhalten.  Dazu  reichte  ihr,  wenn  auch  bedeutendes,  Eigenvermögen 
nicht  aus.  Im  Anschluss  an  die  levitischen  Einrichtungen  des  alten 
Testamentes^^®)  griff  die  Kirche  nach  den  Naturalzehnten.  Cyprian, 
Hieronymus  und  Augustin  empfahlen  denselben  ^^^).  Es  ist  bekannt, 
dass  die  Kirche  allmählig  ein  umfassendes  Recht  des  Zehntenbezugs  er- 
langte oder  doch  prätendirte. 

Was  ursprünglich  Liebespflicht  der  Angehörigen  der  Kirche  gewesen 
war,  wurde  zu  einem  bestimmten  Beitreibungsrecht,  das  man  mit  auf 
den  allgemeinen  Satz:  quisque  operarius  dignus  mercede^,  wonach 
die  Kirche  und  ihre  Diener  einen  unbestreitbaren  Anspruch  auf  Susten- 


676)  Daran  schliesst  sich  aUenfaUs  noch  die  Arbeit  als  Object  des  Abgaben- 
bezugs, wie  schon  aus  dem  Obigen  erhellt,  wo  von  der  Auflegung  eines  census 
(Rente)  auf  die  Arbeit  (als  personalis)  die  Hede  war.  S.  §.  7  Not  17  und  unten  vom 
Zehnten  Not  684. 

677)  S.  darüber  die  Darstellung  und  die  Literaturangaben  in  W  e  i  s  k  e's  Rechts- 
lex.  Bd.  15  S.  473  ff. 

678)  Rechtslex.  a.  a.  0.  S.  477.  Eine  ausführliche  Darstellung  der  jüdischen 
Naturalabgaben  an  die  Leviten  liefert  schon  GonzaL  Teil,  in  c.  1  X.  de  decim. 
3,  30  nr.  3. 

679)  C.  65,  68  C.  16  qu.  1.  c.  8  C.  16  qu.  7.  Wie  die  Entrichtung  des  Zehn- 
tens  auch  aus  der  lex  divina  begründet  wurde,  s.  S.  Thom.  II,  2  qu.  87  art.  3. 
Pisan.  Summ.  s.  v.  decim.  Covarruv.  var.  res.  I  c.  17  nr.  2. —  S.  auch  c.  14 
X.  de  dedm.  3,  30.  Strafe  der  Excommunication  für  den  abratheaden  Prediger; 
Clem.  ult  de  poen.  5,  8. 

680)  S.  davon  mehr  in  §.16. 
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tation  hatten  ^i),  stützte.  Es  ist  femer  bekannt,  welche  heisse  K&mpfe 
die  Kirche  um  das  Zdentrecht  führte.  Viele  Zehnten  geriethen  in 
weltliche  Hand,  oder  wurden  der  Kirche  sonst  verweigert.  Die  Wie- 
dererlangung oder  Erhaltung  des  Zehntrechts  war  eine  Aufgabe,  welche 
die  Gesetzgebung  sehr  oft  beschäftigte. 

Am  meisten  muss  der  Gegenstand  des  Zehntrechtes  interessiren. 
Der  Zehnten  wurde  von  den  Früchten,  also  von  den  Erzeugnisse  frucht- 
tragender Sachen  genommen.  Als  solche  erschienen  aber  zunächst 
und  ursprünglich  der  Boden  und  das  Vieh.  An  diese  sah  sich  daher 
die  Kirche  zu  allererst  gewiesen.  Der  Umkreis  der  zehntbaren  Ein* 
künfte  erweiterte .  sich  freilich  allmählig  auch  auf  andere  Dinge, 
quae  quodammodo  nobis  frugiferae  sunt  Sie  sind  von  Allem  zu  ent- 
richten, quod  nobis  divino  munere  provenit^')«  Dahin  gehöre  auch 
die  Einkünfte  von  Häusermiethen ,  von  Mühlen,  Bergwerken,  von  Fi- 
scherei, Jagd,  Civil-  und  Militärdiensten,  Handwerk,  Wissenschaft  und 
sonstiger  negotiatio  ^.  Also  allmählig  auch  Besteuerung  der  Einkünfte 
von  der  Arbeit,  weil  auch  die  Arbeitskraft  gleichsam  als  Naturkraft, 
als  göttliches  Geschenk  aufzufassen  ist*®*).  Dagegen  konnte  der  Ge- 
danke, etwa  das  Capital  zu  besteuern,  gar  nicht  aufkommen.  Es  gab 
ja  kein  productives,  Früchte  tragendes  Geld.  Wer  von  dem  todten 
Geld  den  Zehnten  genommen  hätte,  wäre  so  verfahren,  als  hätte  er  dem 
Eigenthümer  anderer  Dinge,  anstatt  einer  Quote  der  Früchte,  den  zfzjm- 
ten  Theil  der  ersteren  hinweggenommen.  Schärfer  lässt  sich  die  Abwendung 
der  canonistischen  Theorie  von  dei  Geldwirthschaft  nicht  bezeichnen, 
als  durch  den  Gegenstand  ihrer  Zehntauflage.  Naturkraft  und  selbst 
Arbeit  sind  so  fruchttragend,  dass  man  von  ihren  Früchten  nehmen 
kann;  Geld,  Capital  sind  es  nicht 

Man  hielt  sich,  wenn  auch  nicht  mehr  gerade  nur  an  die  fruges 
terrae,  arborum  et  animalium ^®'^) ,  doch  lediglich  an  die  Früchte  im 


581)  Indem  sie  ihrerseits  der  Menschheit  das  AUemothwendigste  darreichen. 
Daher  war  es  Ketzerei,  wie  das  ConciL  Constant  sess.  8  aussprach,  dass  Wiklef 
gelehrt  hatte,  es  bestehe  ursprünglich  kein  Recht  der  Kirche  auf  den  Zehnten.  L. 
Less.  II  c.  39  dub.  1  pr. 

582)  Less.  1.  c.  dub.  3.  , 

583)  S.  August,  decim.  219;  c.  66  C.  16  qu.  1;  c.  4  G.  16  qu.  7.  cf.  c.  22. 
23,  28  X  de  decim.  3,  30.    Pisani  Summ.  s.  v.  decimae. 

584)  Indessen  gab  es  doch  in  Bezug  auf  die  decimae  personales,  im  Gegensatz 
der  praediales,  mancherlei  Ausnahmen.    S«  Gonzal.  TelL  in  c.  7  X.  h.  L  nr.  4. 

585)  Man  musste  das  übrigens  besonders  begründen,  warum  man  diesen  der 
Bibel  entsprechenden  Standpunct  (der  Naturalwirthschaft)  insoweit  überschritt,  dass 
man  auch  die  Früchte  des  Fleisses  hieher  zog.    Less.  1.  c.  nr.  13.    Aber  Au- 
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weiteren  Sinn.  Diese  waren  das  wahre  und  einzige  Einkommen,  neben 
dem  es  anderes  Einkommen,  nämlich  vom  Capital,  nicht  gab^.  Von 
den  Frachten,  von  dem  nackten  Bruttoertrag,  nicht  von  dem  Werthe 
des  Grundeigenthüms  oder  des  sonstigen,  ein  Einkommen  abwerfenden 
Objects  wurde  der  Zehnten  genommen.  Nicht  einmal,  dass  die  Un-- 
kosten  der  Production  in  Anschlag  kamen  ^0  ?  ausser  etwa  bei  jenen 
ohnehin  anomalen  Zehnten,  welche  von  der  negotiatio  erhoben  wurden^. 
Wenn  mehrmals  Früchte  in  demselben  Jahr  bezogen  wurden,  wurde 
auch  die  Abgabe  mehrmals  entrichtet^®).  Ob  der  Pflichtige  reidi  oder 
arm  sei,  war  ganz  gleichgültig^).  Was  bei  den  Früchten  verdient 
wurde,  kam  nicht  in  Betracht. 

Auch  hier  tritt  wieder  die  oft  ersehene  rein  sinnliche  Auffassung 
zu  Tage.  Der  Zehnten  ist  eine  Quote  der  wirklich  bezogenen  Früchte, 
der  reellen  körperlichen  Provenienzen  ^**),  weil  man  anders  das  Object, 
von  dem  die  Abgabe  zu  nehmen ,  sich  nicht  vorzustellen  v^mochte. 
Daher  rückt  denn  auch  das  neu  cultivirte  Grundstück  sofort  mit  der 
ersten  Ernte  in  die  Zehntpflicht ^^^),  während  diese  ruht,  wenn  das 
Grundstück  unbebaut  gelassen  wird^®^).  Man  sieht,  dass  sich  das 
Zehntrecht  unbekümmert  um  die  Gründe  der  Entstehung,  ohne  Prüfung, 
was  eigentlich  belastet  wird,  einfach  an  die  thatsächlich  entstandenen 
Früchte  hielt.  Und  damit  stimmt  es  durchaus  zusammen,  dass  es  ur- 
sprünglich nur  Naturalzebnten  waren,  die  von  Grundstücken  aller  Art, 
vom  Ackerbau,  Bergbau,  Mühlenbetrieb  und  dgl.  erhoben  wurden. 

Wenn  man  in  der  Folge  auch  de  militia,   de  negotio,  de  artifido 
Personalzehnten  forderte  ^^^),  und  im  Zusammenhang  damit  Zehnten  ein- 


gustinus  Latte  gesagt:  quidquid  te  pascit,  ingenium  dei  est,  et  inde  decimas  exi- 
git,  uiide  vivis. 

586)  Selbst  Luther  nannte  übrigens  den  Zehnten  noch  die  beste  Abgabe. 
Rechtsiez.  a.  a.  0.  S.  480  Not  110. 

687)  C.  26.  33  X.  de  decim.  3,  30. 

588)  Hier  sollte  der  Zehnten  nur  de  lucro  geschuldet  werden ;  c.  28  X.  h.  t  3, 
30.    Gonzal.  in  c.  7  X.  h.  1.  nr.  8. 

589)  C.  4  X.  h.  t    GonzaL  in  c.  7  X.  h.  t.  nr.  6. 

590)  Gonzal.  Teil,  in  c.  4  X.  h.  t.  nr.  7.  —  Der  Fabst  konnte  allenfalls  zur 
Erleichterung  ein  Privileg  ertheilen,  der  Dürftige  sich  Erlass  erwirken. 

591)  Das  hindert  freilich  nicht,  dass  der  Zehnten  doch  oft  in  etwas  veränderter 
Gestalt,  nicht  in  den  Früchten  selbst  geliefert  wurde ;  so  in  Wein,  nicht  üi  Trauben, 
von  den  Weinbergen;  in  Zucker,  nicht  in  Zuckerrohr  und  dgl.  Scholastische  Un- 
tersuchungen darüber  s.  bei  Gonzal.  Teil,  in  c.  7  X.  h.  t.  nr.  6. 

692)  Novalis  ager;  s.  c.  21  X.  de  V.  S. 

593)  C.  4  X.  h.  t.  3,  30. 

594)  C.  66  C.  16  qu.  1.    S.  Not  683. 
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trieb,  die  in  Geld  geliefert  werden  mussten,  und  zwar  nach  einer  jähr- 
lichen Zusammensummirung  des  gesammten  Betriebsergebnisses,  so  war 
dies  in  jeder  Hinsicht  schon  eine  gewisse  Anomalie  ^*^).  Weil  es  die 
Bedürfnisse  der  Kirche  mit  sich  brachten,  weil  es  nachgerade  unge- 
recht schien,  dass  viele  Menschen,  die  solchermassen  Einkünfte  hatten, 
Nichts  bezahlen  sollten,  weil  der  Handel  sonst  ganz  befreit  sein  würde, 
war  es  gerecht,  auch  von  diesen  muneribus  Dei  Zehnten  zu  verlangen  *••). 
Man  stellte  deshalb  äusserlich  das  Handwerk,  das  Handelsgewerbe,  das 
Amt  auf  eine  Stufe  mit  dem  Grund  und  Boden ,  was  die  Productivitat 
anlangte.  Allein  sowohl  die  Grundlage  der  Abgaben,  als  auch  die 
Abgabe  selbst  war  hier  offenbar  eine  andere.  Immerhin  lässt  sich  in- 
dessen erkennen,  wie  sich  das  Object  der  Besteuerung  in  den  Augen 
der  Kirche  von  der  reinen  Naturalabgabe  aus  gleichen  Schrittes  mit 
der  Erweiterung  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  ausdehnte**'). 

Dass  aber  niemals  dem  Handwerk  oder  gar  dem  Handel  in  sol- 
cherweise mit  dem  Zebntrecht  beizukommen  war,  wie  dem  Grundbesitz 
und  insonderheit  dem  Ackerbau,  liegt  auf  der  Hand***).  Thatsächlich 
musste  denn  die  vorzugsweise  Belastung  des  Ackerbaus  und  der  Vieh- 
zucht, wie  sie  sich  in  dem  Zehntrecht  zeigt,  die  Folge  haben,  dass 
der  minder  belasteten  Handwerksarbeit  und  dem  fast  gar  nicht  belasteten 
Handel    die   Production   von   dieser  Seite  her   sehr  erleichtert  war. 

So  sorgte,  können  wir  sagen,  die  unnatürliche  Werthschätzung 
der  Naturalwirthschaft ,  indem  sie  gerade  um  dieser  Werthschätzung 
willen  dieselbe  übermässig  belastete,  selbst  dafür,  dass  Handel  und  In- 
dustrie, dass  die  Städte,  die  Feinde  der  Naturalwirthschaft,  gross  ge- 
zogen wurden.  Erst  nach  Jahrhunderten  konnte  der  Ackerbau  und  die 
Viehzucht  jener  Lasten  entledigt  werden,  welche  ihm  die  Vorliebe  der 
mittelalterlichen  Culturepoche  aufgebürdet  hatte. 


5Ö5)  Oder,  wenn  man  YriW,  eine  Verfeinerung  des  Begriffs  der  Früchte,  wor- 
unter sonst  nur  die  Naturalfrüchte  verstanden  waren. 
590)  L.  Less.  s.  c.  dub.  3  nr.  13. 

597)  Das  lehrt  z.  B.  Extravag.  com.  de  decim.  3,  7  von  Bonifaz  VIIL,  wo 
die  Gegenstände  ausführlicher  angegeben  werden,  und  zwar  so,  dass  entschieden 
schon  mehr  an  den  wahren  Ertrag  gedacht  wird. 

598)  Der  Zehnten  sollte  nie  de  rebus  illicite  acquisitis  genonunen  werden,  also 
auch  nicht  de  usura.  Bei  dem  Handel  aber  war  dies  schwer  zu  vermeiden.  Gon- 
zal.  Teil,  in  c.  7  X.  h.  t.  nr.  8.  —  Die  Juden  waren  vom  Personalzchnten  frei, 
weil  sie  nicht  de  corpore  ccclesiae  sind,  den  Prädialzehnten  mussten  sie  geben. 
Pisaneil.  Summ.  s.  v.  decim.  II  Fol.  66. 

(Schluss  folgt  im  nächsten  Heft.) 


xvn. 

Benjamin  Franklin  als  Nationalökonom. 

Von 
Dr«  Riehard  HildelirAnd« 

Eine  grosse  historische  Persönlichkeit  wie  Franklin,  der  auf  die 
Oeschicke  seines  Vaterlandes  und  der  ganzen  Welt  einen  so  mächtigen 
Einfiuss  ausgeübt  hat^  der  unter  den  Staatsmännern  und  Gelehrten  seiner 
Zeit  in  so  hohem  Ansehen  stand  und  an  den  ersten  Höfen  Europas  mit 
so  ausserordentlichem  Erfolg  thätig  war,  verdient  von  allen  Seiten  betrach- 
tet zu  werden.  Schon  deshalb  bedarf  es  keiner  Rechtfertigung ,  wenn 
die  nachstehende  Abhandlung  eine  Seite  des  Franklin'schen  Geistes 
zu  beleuchten  sucht,  welche  bis  jetzt  sehr  wenig  und  immer  nur  bei- 
läufig berührt  wurde.  Zu  einer  Behandlung  Franklin's  als  National- 
ökonomen drängt  aber  noch  der  besondere  Umstand,  dass  die  eigentliche 
Ursache  des  Conflicts,  welcher  die  Losreissung  der  Staaten  Nordameri- 
ka's  von  ihrem  Mutterlande  herbeiführte  und  an  den  sich  Franklin's 
weltgeschichtliche  Berühmtheit  knüpft,  eine  staatswirthschaftliche  war. 
Sie  lag  in  der  Handelspolitik,  welche  England  von  Anfang  an  gegen 
seine  Colonien  befolgt  hatte.  Eine  Untei^suchung  und  Dai-stellung  dessen, 
was  Franklin  in  volkswirthschaftlicher  Beziehung  gedacht,  erscheint 
.deshalb  für  das  Yerständniss  der  politischen  Wirksamkeit  Franklin'» 
und  der  Geschichte  jenes  Gonflictes  eben  so  unentbehrlich  wie  für  die 
Geschichte  der  nationalökonomischen  Wissenschaft. 

Der  Zustand  des  Landes,  in  welchem  er  geboren  wurde  und 
seine  Geistesrichtung  empfing,  war  in  der  That  der  Speculation  über 
nationalökonomische  Fragen  ausserordentlich  günstig. 

Wie  in  allen  Colonien  besass  das  Volk  die  Bedürfiüsse  und  die  in- 
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tellectuelle  Reife  cultivirter  Staaten  und  hing  geistig  und  geschichtlich 
mit  dem  vorgeschrittenen  Mutterland  und  der  alten  Welt  zusammen. 
Dagegen  waren  die  volkswirthschaftlichen  Zustände  noch  sehr  unreif 
und  auch  sonst  sehr  verschieden  von  denjenigen  Europa's.  Während 
hier  die  Volkszunahme  verhältnissmässig  gering  war,  nsdim  in  Amerika 
die  Bevölkerung  ausserordentlich  rasch  zu.  Während  der  Arbeitslohn 
hier  verhältnissmässig  niedrig  und  der  Preis  des  Landes  hoch  war, 
stand  dort  der  Arbeitslohn  ausserordentlich  hoch  und  war  das  Land 
ausserordentlich  wohlfeil.  Während  hier  die  gesellschaftliche  Arbeits- 
theilung  weit  entwickelt  war  und  sich  die  Industrie  und  der  Verkehr  in 
Blathe  befanden,  war  hier  die  Land-  und  Plantagenwirthschaft  noch 
fast  das  einzige  Gewerbe.  Diese  EigenthOmlichkeit  der  volkswirth- 
schaftlichen Zustände  und  ihr  Widerspruch  mit  der  geistigen  und  ge- 
sellschaftlichen Culturstufe  des  Volkes  regte  nicht  nur  zu  theoretischen 
nationalökonomischen  Betrachtungen  an ,  sondern  rief  auch  eine  Menge 
practischer  nationalökonomischer  Fragen  hervor,  die  bei  rohen  Nationen 
nicht  auftauchen  können  und  in  alten  Culturländem  längst  durch  die 
Praxis  gelöst  sind.  Und  bei  dpm  demokr^tischpn  Charakter  der  Colonien 
hi>cf>iiQfHg(,pn  4j^c^  7?|*^^gATi, iin,c^  £QTi7A  Volk  bis  lELidü^unl^sien  ücnicn- 


ten,  bis  711m  rr^mmis,  (rf'ifllfni  Schreiber  und  Ackerbauer  hinab.^  Fei> 
ner  suchten  sich  die  Colonien  bei  ihrer  geistigen  Entwickelung  und 
Verbindung  mit  Europa  gerade  die  Errungenschaften  der  neuesten  Zeit 
anzueignen,  so  dass  neben  den  charakteristischen  Erscheinungen  der 
niederen  Gulturstufen  die  Hülfsmittel  des  ausgebildetsten  Verkehrs  in's 
Auge  gefasst,  besprochen  und  auf  ein  und  demselben  Boden  eingeführt 
wurden,  die  in  anderen  Ländern  sich  allmählig  im  Lauf  der  Jahrhun- 
derte entwickelt  und  die  Verkehrsformen  der  früheren  Gulturstufen 
abgelöst  hatten.  So  fangirten  in  den  verschiedenen  amerikanischen 
Colonien  gleichzeitig  Naturalien,  Metallgeld  und  Papiergeld  als  Zahl- 
mittel, und  in  ein  und  derselben  Colonie  folgten  sich  diese  Umsatzarten 
beispiellos  schnell  auf  einander.  Dabei  Hessen  sich  die  Verkehrsinstitute 
Europa's  doch  nicht  nur  copiren,  sondern  es  mussten  den  p;ey[ebenen_ 
Verhältnissen  entsprechende  Umformungen  eintreten.  Durch  Alles  dies 
zusammen  war  der  volkswirthschaftlichen  Beobachtung  ein  sehr  man- 
nigfaltiges Feld  gegeben  und  dem  practischen  Nachdenken,  der  Combi- 
nation  und  der  Erfindung  auf  nationalökonomischem  Gebiete  eine  viel- 

•  seitige  Aufgabe  und  eine  ausserordentliche  Anregung  geboten. 

•  Das  ganze  Volk  arbeitete  mit  Eifer  daran,  sein  Land  auf  die  öko- 
nomische Stufe  des  Mutterlandes  zu  bringen  und  sich  von  den  drücken- 
den Handelsfesseln  desselben  zu  befreien. 
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In  diesen  Verhältnissen  und  in  dieser  geistigen  Atmosphäre  wuchs 
Franklin  auf  und  verlebte  seine  besten  Jahre^  Dabei  war  er  sei- 
nes Berufs  Geschäftsmann,  so  dass  er  mit  dem  nationalökonomischen 
Leben  tagtäglich  in  Berührung  kam.  Aber  er  blieb  nicht,  wie  so  viele 
Practiker,  in  dem  engen  Gesichtskreis  seines  einseitigen  Gewerbes  be- 
fangen, sondern  er  wandte  früh,  nachdem  er  sich  in  Philadelphia  als 
Buchdrucker  durch  Klugheit  und  Fleiss  einigermassen  eine  sichere  und 
selbstständige  Existenz  gegründet,  seine  Aufmerksamkeit  den  öflfent- 
lichen,  namentlich  den  nationalökonomischen  Angelegenheiten  zu.  Und 
zwar  beschränkte  er  sich  nicht  nur  auf  die  Beobachtung  und  das  Stu- 
dium, sondern  er  suchte  gleich  practisch  zu  wirken.  Wie  seine  natur- 
wissenschaftlichen Untersuchungen  in  technischen  Erfindungen  ausliefen, 
so  war  auch  seine  geistige  Beschäftigung  mit  nationalökonomischen  und 
politischen  Dingen  durchweg  und  stets  von  dem  Streben  nach  Förder- 
ung des  menschlichen  Glückes  geleitet.  Er  begann  seine  practische 
Wirksamkeit  mit  der  Gründung  eines  Clubbs,  in  welchem  über  gemein- 
nützige Fragen  aller  Art  discutirt  wurde  und  Advocaten,  Schuster, 
Schreiner,  Drucker  und  Techniker  zusammensassen.  Hierauf  rief  er  in 
Philadelphia  der  Reihe  nach  die  erste  Bibliothek,  Nachtwache,  Feuer- 
wehr und  Miliz  in's  Leben.  Nebenher  war  er  beständig  in  seinem  Ge- 
schäfte thätig  und  gewann  in  kurzer  Zeit  ein  anständiges  Vermögen. 
Durch  die  bürgerliche  Tugend  und  den  Unternehmungsgeist,  den  er  als- 
Privatmann  an  den  Tag  legte,  gelangte  er  dann  bald  zu  öflFentlichen 
Stellungen.  Er  wurde  der  Reihe  nach  Secretär  der  Abgeordnetenver- 
sammlung, Alderman,  Postmeister  und  nebenbei  Abgeordneter  in  Phi- 
ladelphia. Er  vertrat  hierauf  1754  seine  Colonie  auf  dem  berühmten 
Congress  zu  Albany,  wo  er  den  Plan  zu  einer  grösseren  Unirung  der 
Colonien  entwarf,  der  von  der  englischen  Regierung  nachher  als  zu  de- 
mokratisch verworfen  wurde,  und  trat  einige  Jahre  später  seine  erste 
diplomatische  Sendung  nach  London  an.  Damit  öfihete  sich  für  ihn 
zugleich  ein  neues  Feld  für  nationalökonomisches  Studium.  Er  hatte 
nun  Gelegenheit  die  englischen  Verhältnisse  aus  eigener  Anschauung 
kennen  zu  lernen  und  noch  mehr  als  bisher  die  ganze  Lage  und  Zu- 
kunft seines  Vaterlandes  und  das  Verhältniss  desselben  zum  Mutterland 
und  Europa  überhaupt  in's  Auge  zu  fassen.  Noch  viel  mehr  beschäf- 
tigten ihn  nationalökonomische  Gegenstände  während  seines  zweiten  offi- 
ciellen  Aufenthaltes  in  London.  Er  nahm  in  dieser  Zeit  den  lebhaf- 
testen Antheil  an  allen  Tagesft-agen  Englands.  Ausserdem  erweiterte 
er  seine  Kenntnisse  in  jener  Richtung  durch  eine  Reise  nach  Schott- 
land, wo  er  die  Bekanntschaft  von  David  Hume  machte,  und  durch 
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eine  Reise  nach  dem  Gontinent.  Auch  war  natürlich  die  Berührung, 
in  die  er  mit  bedeutenden  Staatsmännern  schon  kraft  seines  Amtes 
kam,  für  seine  volkswirthschaftliche  Bildung  von  grosser  Bedeutung. 

Was  die  Begabung  Franklin's  und  überhaupt  die  BeschaflFenheit 
seines  Geistes  betrifft,  so  fasste  Franklin  leicht  auf,  besass  eine  sehr 
schlichte  Betrachtungsweise  und  einen  nüchternen,  practischen,  ausser- 
ordentlich klaren,  umfassenden  und  nach  allen  möglichen  Richtungen 
des  Lebens  hin  fruchtbaren  Verstand.  Er  war  sodann  immer  gleichmässig 
empfänglich  für  Alles,  was  um  ihn  henmi  vorging,  insoweit  es  nur  dem 
Gesichtspunct  der  Nützlichkeit  zugänglich  war,  für  die  alltäglichsten, 
trivialsten  Dinge,  wie  für  die  grossen  politischen  und  mercantilen  An- 
gelegenheiten, und  behandelte  alle  mit  derselben  Einfachheit  und  Leich- 
tigkeit. Wie  er  alle  seine  physikalischen  Experimente  mit  den  aller- 
simpelsten,  von  ihm  selbst  verfertigten  Instrumenten  anstellte,  so  hielt 
er  sich  auch  bei  seinen  nationalökonomischen  Untersuchungen  fern  von 
allen  literarischen  und  historischen  Forschungen  und  schöpfte  nur  aus 
der  eigenen  unmittelbaren  Beobachtung  und  Erfahrung  des  Lebens. 
Ehe  ich  nun  dazu  übergehe,  die  volkswirthschaftlichcn  Ansichten  Frank- 
lin's darzustellen,  will  ich  eine  Uebersicht  seiner  nationalökonomischen 
Schriften  geben  und  ihre  Entstehung  und  Tendenz ,  ihren  Hauptinhalt 
und  Gedankengang  mittheilen. 


L 

Die  nationalökonomischen  Schriften  Franklin's. 

Die  volkswirthschaftlichcn  Schriften  Franklin's  bestehen  in  Flug- 
schriften, (Abhandlungen  grösseren  und  kleineren  ümfangs,  Journal- 
aufeätzen und  Briefen.  Ihre  Gesammtzahl  beträgt  mehr  als  25.  Sie 
beziehen  sich  alle  auf  specielle  Zeitumstände  oder  Landesangelegenheiten 
oder  sind  doch  durch  besondere  äussere  Erscheinungen  oder  Lebens- 
verhältnisse veranlasst  und  besitzen  in  Folge  dessen  eine  grosse  Frische. 
Sie  stehen  im  engsten  Zusammenhang  mit  der  Geschichte  Nordameri- 
ka's  und  der  englischen  Colonialpolitik  im  vorigen  Jahrhundert  Sie 
verfolgen  auch  grösstentheils  practische  Zwecke,  Bald  schreibt  Frank- 
lin im  Allgemeinen  zur  Belehrung  oder  Aufklärung  des  Volkes  oder 
der  Regierung,  bald  bekämpft  er  herrschende  Tagesansichten  oder  agitirt 
für  die  Durchführung  oder  Aufhebung  dieser  oder  jener  Maassregel. 
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Demgemäss  haben  auch  alle  seine  Schriften  grossentheils  weniger 
einen  untersuchenden  als  einen  räsonnirenden  oder  polemisirenden  Cha- 
rakter. Er  stellt  gewöhnlich  eine  Reihe  von  allgemeinen  Sätzen  auf, 
die  er  dann  näher  an  einigen  Beispielen  erläutert  oder  deren  Richtig- 
keit er  durch  Anführung  von  Thatsachen  und  durch  Schlüsse  im  Ein- 
zelnen nachzuweisen  sucht. 

Dabei  sind  seine  Arbeiten  sehr  planvoll  geschrieben.  Es  herrscht 
in  denselben  ein  förmlich  systematischer  Gedankengang ;  der  Gegenstand 
wird  streng  eingetheilt,  die  verschiedenen  in  Betracht  kommenden 
Fragen  und  Gesichtspuncte  werden  scharf  aus  einander  gehalten  und  ein- 
zeln für  sich  abgehandelt.  Sehi*  oft  besteht  die  ganze  Schrift  aus  einer 
Reihe  durch  Nummern  an  einander  gefügter  Sätze,  die  entweder  durch 
Schlüsse  oder  nur  durch  das  Thema  der  Abhandlung  zusammenhängen. 

Wie  seine  Persönlichkeit  trägt  femer  die  in  den  Schriften  herr- 
schende Behandlungsweise  durchgängig  das  Gepräge  der  Einfachheit. 
Er  schreibt  ohne  jeden  Aufwand  von  Gelehrsamkeit.  Thatsachen  aus 
der  Geschichte  führt  er  selten  an,  und,  wo  es  geschieht,  sind  sie  meist 
sehr  allgemeinen  Charakters.  Noch  viel  weniger  geht  er  auf  Literatur 
ein.  Er  citirt  nie.  Dagegen  weist  er  stets  auf  das  unmittelbare  und 
alltägliche  Leben  hin,  auf  die  vorliegenden  Landesverhältnisse  und  auf 
die  Natur  des  Menschen  und  der  Gesellschaft,  und  sucht  durch  Räson- 
nement,  Beispiele,  Yergleichung  mit  Naturerscheinungen,  Anführung  von 
Anekdoten  und  Sprüchwörtern  zu  wirken.  Auch  wendet  er  in  polemi- 
schen Schriften,  Zeitungsartikeln,  häufig  die  Methode  an,  die  Gegner 
selbstsprechend  einzuführen  und  in  einer  Weise  anzureden,  die  dem 
Aufsatz  oft  ein  derb  dramatisches  Leben  gibt. 

Ueberall  schreibt  Franklin  ausserordentlich  klar,  knapp  und 
klug.  Namentlich  ist  dieses  in  seinen  Flugschriften  der  Fall,  die  über- 
haupt Muster  in  ihrer  Art  sind. 

Die  nationalökonomische  Schriftstellerei  Franklin's  erstreckt  sich 
über  sein  ganzes  Leben,  Hand  in  Hand  gehend  mit  seiner  practi- 
sehen  Wirksamkeit.  Das  Meiste  und  Bedeutendste  fällt  jedoch  in  die 
Zeit  vor  Beginn  der  amerikanischen  Revolution  im  Jahre  1775,  oder 
vor  dem  Erscheinen  von  Ad.  Smith's  Wealth  of  Nations. 

Schliesslich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  alle  seine  Schriften  anonym 
erschienen  sind. 
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A.  Schriften  vor  Beginn  der  nordamerilcaniseiien 

BeTolntlon« 

I.  Schriften  tther  nordamerikaniflcheB  Colonialpapiergeld  ^). 

Die  YeranlassuBg  zu  seiner  ersten  volkswirthschaftiichen  oder  po- 
litischen Abhandlung  wurde  Franklin  geboten  durch  das  Papiergeld 
der  Colonie  Pennsylyanien. 

Das  von  England  nach  Nordamerika  eingeführte  Metallgeld  floss 
sehr  schnell  wieder  nach  dem  Mutterland  zurück,  da  die  jungen  Colo- 
nien  natüi-lich  weit  mehr  zu  kaufen,  als  abzusetzen  hatten.    In  Folge 
dessen  herrschte  in  den  Golonien  längere  oder  kürzere  Zeit  Natural- 
wirthschaft,  wobei  jedoch  die  Ausdrücke  L.  St.,  sh.,  d.  als  officielle  Be- 
chennamen  fungirten.    So  bestand  in  Virginien  und  Maryland  Tabak-, 
in  Massachusetts  Korn-Währung.    Mit  der  Zeit  gewannen  die  Colonien 
durch  ihren  Handel  mit  Westindien  und  dem  spanischen  Maine  wieder 
grössere  Massen  Silber,  so  dass  nun  der  spanische  Dollar  in  denselben 
unter  verschiedenen  Nominalwerthen  zu  einem  legalen  Zahlmittel  ge- 
macht wurde,  in  Massachusetts  und  Maryland  auch  englische  Münzen 
geprägt  wurden*    Aber  auch  das  neu  erlangte  Silber  floss  schnell  nach 
England  ab.    Vergeblich   suchte  man   durdi  Erhöhung  der  Denomina- 
tion die  Münzen  festzuhalten,  die  Eaufleute  steigerten  nur  verhältniss- 
massig  ihre  Preise.   So  führte  denn  das  Bedürfniss  nach  Umlaufsmitteln 
in  Verbindung  mit  finanziellen  Nöthen  der  Regierungen  eine  Colonie 
nach  der  andern  zur  Greirung  von  Papiergeld.    Zuerst  sah  sich  Massa- 
chusetts hiezu  gedrängt,  im  Jahre  1690,  um  einige  ungeduldige  Soldaten 
zufrieden  zu  stellen.    Man  machte  das  Papiergeld  zu   einem  gesetzli- 
chen Zahlmittel  und  bestritt  damit  von  Jahr  zu  Jahr  die  Staatsausgaben, 
sowie   auch  alle  Steuern  darin  bezahlt  wurden.    In  derselben  Weise 
und  auf  eine  ähnliche  Veranlassung  hin  wurde  1702  in  North  Carolina 
Papiergeld  auszugeben  beschlossen.   Eine  andere  Methode  wandte  1712 


1)  A  mod.  inquir,  into  the  nat  &  nee.  of  a  paper  curr.  Phil.  1729  in  The 
Works  of  B.  Franklin  by  J.  Sparks,  Bost.  1840  vol.  II  p.  254;  Remarka 
&  faets,  rel.  to  the  American  paper  money.  Lond.  1765.  —  Sparks  II,  341; 
Hist.Bey.  of  the  const.  &  govcmm.  of  Pensylv.  — Sparks  III,  261,  209.  FownaU^s 
Admin.  of  the  Col  bei  Sparks  II  p.  277  anm.;  Letter  of  Franklin  to  Eamell 
1.  Jan.  1769,  Sparks  VII,  429;  to  Ganoway  13.  Juni  67,  Sp.  Vil,  338;  do.  Lond. 
8.  Aug.  67  Sp.  Vll,  353,  do.  Lond.  1.  Dec  67  Sp.  VIL  368 ,  do.  Lond.  17.  Febr. 
68,  Sparks  VII,  381.  ->  Sparks  1,  304—306.  —  Gouge,  Short  bist,  of  p.  m. 
&  bank.  in  the  U.  St.  of  A.    Phil.  1833,  p.  II  c.  1  und  2. 
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South-Carolina  an.  Hier  wurde  eine  Staatsbank  oder  ein  Leihamt  er- 
richtet, welches  eine  bestimmte  begränzte  Summe  Billets  hauptsächlich 
gegen  Verpfändung  von  Grundstücken  auf  Zins  an  Privatleute  verlieh. 
Die  Billets  wurden  für  die  betreflfende  Provinz  zu  einem  legalen  Zahl- 
mittel gemacht,  das i  Capital  war  quoten weise  innerhalb  einer  gewissen 
Frist  von  den  Borgern  zurückzuzahlen,  die  eingehenden  Zinssummen 
wurden  unmittelbar  wieder  vom  Staate  an  Zahlungsstatt  ausgegeben, 
namentlich  zur  Unterhaltung  des  Leihamtes.  Dieses  System  fand  1714 
auch  Eingang  in  Massachusetts,  wo  das  neue  Papiergeld  nun  neben  dem 
alten  cursirte,  femer  1721  in  Rhode  Island,  wo  jedoch  der  Zins  in 
Hanf  oder  Flachs  zahlbar  war,  und  1723  in  Pennsylvanien,  einer  derje- 
nigen Golonien,  welche  am  spätesten  ihre  Zuflucht  zum  Papiergeld  nah- 
men. Um  den  Werth  der  Noten  ja  aufrecht  zu  erhalten,  griff  man  zu 
verschiedenen  Zwangsgesetzen.  So  wurde  in  Massachusetts  1721  eia 
Preismaximum  für  Silber  festgesetzt ;  in  Pennsylvanien  wurde  bei  stren- 
ger Strafe  verboten,  dass  beim  Abschluss  eines  Kaufes  ein  verschiedener 
Preis  abgemacht  würde,  je  nachdem  die  Zahlung  in  Silber  oder  Papier 
stattfände.  Jene  Hypothekenbanken  mit  Noten  —  inconver- 
tibel,  nur  gestützt  durch  die  den  Borgern  gewährte  Sicherheit,  gegen 
Rückzahlung  des  geliehenen  Capitals  ihre  verpfändeten  Grundstücke 
innerhalb  einer  gewissen  Frist  jederzeit  wieder  zurückerhalten  zu  kön- 
nen —  sind,  beiläufig  gesagt,  meines  "Wissens  einzig  in  ihrer  Art  und 
der  einzige  Fall  in  der  Geschichte,  wo  der  von  dem  genialen  Law 
1705  dem  schottischen  Parlament  gegenüber  ausgesprochene  Gedanke 
zur  Ausführung  kam.  Dieselben  fanden  bei  der  Masse  des  Volkes,  we- 
nigstens in  Pennsylvanien,  grossen  Anklang.  Besonders  erfreuten  sich 
neue  Ansiedler  auf  diese  Weise  einer  leichten  Capitalunterstützung. 
Nachdem  in  Folge  dessen  bereits  in  anderen  Golonien  die  Menge  der 
Noten  über  die  anfanglich  beschlossene  Summe  hinaus  bedeutend  ver- 
grössert  worden  war,  entstand  auch  1729  in  Pennsylvanien  unter  dem 
gewöhnlichen  Volke  ein  lautes  Verlangen  nach  Vermehrung  des  Papier- 
geldes und  Erleichterung  der  Darlehnsbedingungen.  Doch  die  Wohl- 
habenden waren  dagegen.  Trotz  aller  Zwangsbestimmungen  war  in 
anderen  Golonien,  besonders  in  New  England  ^),  das  Papiergeld  in  Folge 
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seiner  bedeutenden  Zunahme  ausserordentlich  deprecirt,  zum  Schaden 
aller  Gläubiger,  Aller  derer,  die  von  Benten  und  festem  Gehalt  lebten. 
Die  reicheren  Bürger  Pennsylvaniens  fürchteten,  dass  eine  Vermehrung 
ihres  Papiergeldes  dieselbe  Wirkung  haben  würde. 

Franklin  war  damals  23  Jahre  alt  und  lebte  als  einfacher  Buch- 
drucker in  Philadelphia.  £r  nahm  lebhaften  Antheil  an  der  Tagesfrage 
und  entschloss  sich,  eine  Flugschrift  zu  schreiben  zu  Gunsten  der  Ver^ 
mehrung.  Diese  erschien,  von  ihm  selbst  gedruckt,  am  8.  April  1729, 
in  demselben  Jahre,  in  welchem  Law  starb,  und  führt  den  Titel  „A 
modest  inquiry  into  the  nature  and  necessity  of  a  paper 
currency')."  Er  sucht  in  dieser  Schrift  zunächst  nachzuweisen,  dass 
eine  Vermehrung  des  Geldes  den  Handel,  die  Production  und  die  Volks- 
zunahme des  Landes  fordern  werde,  indem  er  die  Wirkungen,  die  nach 
seiner  Meinung  der  Geldmangel  und  die  ^Geldfülle  überhaupt  habe,  im 
Einzelnen  aus  einander  setzt.  Dabei  verwechselt  er  theilweise  Geld  und 
Capital.  Hieran  schliessen  sich  Folgerungen  in  Bezug  auf  die  Frage, 
welchen  Classen  von  Personen  daran  liegen  könne,  dass  die  Vermeh- 
rung nicht  eintrete,  und  wer  auf  der  anderen  Seite  ein  Interesse  da- 
bei habe,  dass  dieselbe  eintrete.  Er  findet,  dass  die  Vermehrung  so* 
wohl  im  Interesse  aller  rechtschaffenen  und  betriebsamen  Producenten 
und  Geschäftsleute  der  Provinz,  als  auch  im  Interesse  des  Mutterlandes 
liege.  Namentlich  betont  er  das  Interesse  der  Grundbesitzer.  Sodann 
behandelt  er  die  Depreciationsfrage.  Er  entwickelt  hier  zuerst  seine 
Ansicht  über  die  Aufgabe  des  Geldes  und  sucht  dann  zu  zeigen,  dass 
Silber  oder  Gold  kein  richtiges  Maass  der  Werthe  sei,  dass  aus  dem 
jeweiligen  Werthverhältniss  eines  Gutes  zu  Silber  nicht  auf  dessen  je- 
weiligen wirklichen  Werth  geschlossen  werden  könne.  Nicht  die  Cre* 
ditbillets  seien,  behauptet  er,  in  Pennsylvanien  im  Werthe  gesunken, 
sondern  das  Silber  sei  im  Werthe  gestiegen  in  Folge  der  fortwährenden 
Nachfrage  desselben  zur  Ausfuhr.  Nur  nach  der  für  eine  Sache  ein- 
tauschbaren Quantität  Arbeit  lasse  sich  ihr  Werth  richtig  bemessen. 
Hierauf  beschreibt  er  kurz  die  Einrichtung  der  in  Europa  bestehenden 
Zettelbanken  und  hebt  hervor,  dass  die  pennsylvanischen  Billets  nicht, 
wie  die  europäischen  Banknoten,  auf  Geld- ,  sondern  auf  Landsicherheit 
gegründet  seien.  Aus  diesem  Umstand  folgert  er  dann,  nachdem  er 
sich  noch  etwas  allgemeiner  über  den  Werth  des  Geldes,  insbesondere  des 

1717    ...    225 
1722    ...    270 

1728    .    .    .    340  (nach  Gojige,  Hist  of  p.  m.  etc.  p.  II  c.  2). 
3)  Works  of  B.  Fr.  ed.  Sparks  vol.  11. 
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Papiergeldes,  und  seine  Grundlagen  ausgesprochen,  dass  das  auf  Grund 
und  Boden  basirte  pennsylvanische  Papiergeld  in  seinem  wirklichen  Werth 
nicht  nur  nicht  sinken,  sondern  sogar  steigen  werde,  wenn  nur  keine 
anderen,  als  auf  Land  gegrfindete  Zettel  zur  Auslösung  der  verpfän- 
deten Grundstücke  angenommen  und  die  eingehenden  Zinssummen  nicht 
sofort  wieder  vom  Staate  an  Zahlungsstatt  ausgegeben  würden.  Am 
Ende  befürwortet  er  noch  eine  Ermässigung  des  Zinsfusses  als  billig 
und  nützlich  und  beantwortet  den  Hinweis  auf  die  bedeutende  Depre- 
ciation  der  Zettel  von  New  England  und  Südcarolina  damit,  dass  dort 
bei  der  Emission  unvorsichtiger  verfahren  worden  sei.  Die  Schrift 
hatte  Erfolg.  Sie  wurde  nicht  nur  in  der  Masse  des  Volkes  mit  grossem 
Beifall  aufgenommen ,  sondern  bewirkte  auch ,  dass  noch  in  demselben 
Jahre  von  der  Provinzialversammlung  eine  Vermehrung  des  Papiergeldes 
und,  wenn  auch  keine  Erniedrigung  des  Zinsfusses,  doch  eine  Erleich- 
terung der  Rückzahlungen  beschlossen  wurde. 

Im  Jahre  1739  fand  eine  neue  Vermehrung  der  Noten  in  Penn- 
sylvanien  statt.  Ebenso  nahm  in  anderen  Colonien  das  Papiergeld  mit 
der  Zeit  bedeutend  zu.  lu  Pennsylvanien,  New  York  und  New  Jersey 
hielt  sich  der  Werth  des  Papiergeldes  verhältnissmässig  noch  am  besten. 
Das  Papiergeld  anderer  Colonien  dagegen  sank  in  seinem  Werthe  we- 
nigstens im  Verhältniss  zu  Wechseln,  Silber  oder  anderen  Ausfuhrarti* 
kein  im  Laufe  der  Jahre  ganz  enorm  ^).  In  Folge  dessen  entstanden 
von  Seite  nach  Amerika  handelnder  britischer  Kaufleute,  die  das  Papier* 
geld  an  Zahlung  annehmen  mussten,  wiederholt  Klagen,  die  1751  die 
englische  Regierung  zu  einer  Bestriction  des  Papiergeldes  in  New  Eng- 
land bewogen  und  am  9.  Febr.  1764  das  Handelsamt  zu  einem  Antrag 
auf  gänzliche  Untersagung  jeder  ferneren  Emission  von  Papiergeld  als 
gesetzlichem  Zahlmittel  in  den  Colonien  veranlassten  und  eine  entspre- 
chende Parlamentsacte  zur  Folge  hatten. 

Während  dieser  Parlamentsbeschluss  durchging,  war  Franklin 
gerade  in  Amerika.    Nachdem  er  wieder  seinen   offidellen  Aufenthalt 
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in  London  genommen  hatte,  schrieb  er  noch  im  Jahre  1765  eineFhig- 
Schrift,  betitelt  „Remarks  and  facts  relative  to  the  American 
paper  money*)",  durch  die  er  auf  die  Aufhebung  der  Acte  hinzu- 
wirken suchte.  Der  Bericht  des  Handelsamtes  hatte  folgende  Gründe 
geltend  gemacht: 

1)  dass  das  Papiergeld,  wie  die  Erfahrung  in  den  Colonien  ge- 
zeigt habe,  das  Gold  und  Silber  vertreibe  und  so  das  Land  ruinire ; 

2)  dass  die  nach  Amerika  handelnden  Kaufleute  bedeutende  Ver- 
luste durch  das  Papiergeld  erlitten  hätten; 

3)  dass  die  schon  1751  in  New  England  erfolgte  Restriction  wohl- 
thätig  gewirkt  habe ; 

4)  dass  jedes  Handelsmedium  einen  inneren  Werth  haben  müsse, 
um  ein  wirkliches  Aequivalent  zu  sein; 

5)  dass  Schuldner  in  den  Colonialversammlungen  durch  das  Pa- 
piergeld betrügerische  Zwecke  zu  erreichen  suchten; 

6)  dass  nirgends  die  Zettel  ihren  Nominalwerth  bewahrt  hätten. 
Diese  Behauptungen  sucht  Franklin  nun  zunächst  in  seiner  Schrift 

der  Reihe  nach  zu  widerlegen.  Was  den  ersten  Grund  betreffe,  so  sei 
die  Einführung  des  Papiergeldes  nicht  die  Ursache,  sondern  die  Folge 
des  Gold-  und  Silberabflusses  gewesen,  habe  den  Wohlstand  der  Colo- 
nien ausserordentlich  gefördert  und  es  allein  möglich  gemacht,  das  Gold 
und  Silber,  welches  durch  den  Handel  mit  dem  Ausland  erlangt  wor- 
den, zu  Rimessen  nach  England  zu  benutzen.  Die  zweite  Behauptung 
will  er  nur  gelten  lassen  für  einzelne  besondere  Fälle,  wo  in  Folge  von 
Kriegsgefahren  der  Wechselcurs  oder  der  Preis  anderer  zu  Rimessen 
tauglicher  Dinge  plötzlich  ausserordentlich  gestiegen  sei  und  die  Schul- 
den nicht  in  England  zahlbar  gewesen  seien  oder  wo  augenblickliche  mi- 
litärische Bedürfnisse  zu  übermässigen  Emissionen  genöthigt  hätten. 
Auf  die  dritte  Behauptung  erwiedert  er,  dass  in  New  England,  beson- 
derer Umstände  halber,  unter  Anderem  wegen  der  grossen  Fischereien, 
die  beträchtlichen  Rimessen  lieferten,  das  Papiergeld  weniger  Bedürf- 
niss  gewesen  und  in  einigen  Provinzen  in  zu  grossen  Quantitäten  aus- 
gegeben worden  sei.  Uebrigens  sei  auch  selbst  hier  in  Folge  von  Man- 
gel an  Umlaufsmitteln  das  Zahlen  einigermassen  lau  geworden.  Am 
eingehendsten  behandelt  er  den  vierten  Punct*  Er  hebt  hier  zunädist 
hervor,  dass  der  Mangel  an  Gold  und  Silber  in  den  Colonien  ein  Er- 
satzmittel absolut  nöthig  mache  und  kein  besseres  als  das  Papiergeld 
gefunden  werden  könne.    Er  weist  sodann  auf  den  ausgedehnten  Ge- 
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brauch  von  Banknoten  in  England  hin.  Die  Convertibilität  auf  Sicht 
sei  in  den  Golonien  wegen  des  beständigen  Gold-  und  Silberbedarüs 
zur  Ausfuhr  unmöglich,  werde  aber  dadurch  ersetzt,  dass  das  Papier- 
geld gesetzliches  Zahlmittel  sei.  Ja,  dieses  sei  noch  vortheilhafter,  weil 
es  die  Mühe  der  Umwechselung  behufis  Bewerkstelligung  von  Zahlungen 
erspare. 

Femer  beruhe  ja  auch  der  Werth  des  englischen  Silbergeldes, 
wenn  es  durch  Abnutzung  an  Gewidit  verloren  habe,  zum  Theil  auf 
gesetzlicher  Bestimmung.  Das  Papiergeld  zeichne  sich  vor  dem  Gold 
und  Silber  dadurch  aus,  dass  es  nicht  dem  Lande  entzogen  werden 
könne  und  leichter  sowohl  als  sicherer  zu  transportiren  sei.  Auch  der 
Werth  des  Goldes  und  Silbers  beruhe  weniger  auf  einem  Nutzen ,  als 
auf  dem  Zufall  und  dem  Credit,  d.  h.  auf  dem  Vertrauen  zu  der  Fort- 
dauer seiner  universellen  Geschätztheit.  Jeder  andere  wohlbegründete 
Credit  sei  ein  ebenso  gutes  Aequivalent.  Hinsichtlich  des  fünften 
Grundes  macht  er  geltend,  dass  einzelne  Missbräuche,  wenn  sie  vorge- 
kommen seien,  kein  allgemeines  Verbot  des  Gebrauchs  rechtfertigten. 
Die  letzte  Behauptung  endlich  beantwortet  er  damit,  dass  die  Werth- 
abnahme  des  Papiergeldes  im  Verhältniss  zu  Silber  auf  keiner  wirk- 
lichen Werthabnahme  des  ersteren,  sondern  einer  Werthzunahme  des 
letzteren  beruhe,  welche  die  Folge  der  Nachfrage  desselben  zur  Ausfuhr 
sei.  Nachdem  er  die  gegen  das  Colonialpapiergeld  angeführten  Gründe 
bestritten,  sucht  er  zu  zeigen,  dass  keine  andere  Art  von  Papiergeld,  als 
das  bestdiende,  als  gesetzliches  ZahUnittel  functionirende,  in  den  Colo- 
nien  möglich  sei.  Papiergeld,  zahlbar  nach  einer  gewissen  Zeit  in  baar, 
sei  in  Maryland  versucht  worden,  benachtheilige  aber  die  Schuldner 
und  sei  auch  wegen  seiner  Werthveränderlichkeit  untauglich.  Zinstra- 
gendes Papiergeld  sei  in  einigen  Provinzen  von  New  England  versucht 
worden,  aber  als  unzweckmässig  befunden  worden,  weil  es  einmal  durch 
die  erforderliche  Zinsberechnung  die  Umsätze  erschwere  und  femer 
dem  Umlauf  entzogen  ^rde.  Bis  jetzt  habe  die  Erfahrung  in  den 
Colonien  das  auf  Steuern  zur  Einlösung  oder  auf  Landsicherheit  von 
doppeltem  Weiilie,  zur  Rückzahlung  desselben  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist,  basirte  und  inzwischen  als  allgemeines  gesetzliches  Zahlmittel 
fungirende  Papiergeld  als  das  beste  Ersatzmittel  des  Goldes  und  Silbers 
herausgestellt. 

Die  Schrift  änderte  die  Ansicht  der  englischen  Kaufleute  .und  als 
bald  darauf  Franklin   im  Namen  der  pennsylvanischen  Versammlung 
eine  Petition  um  Aufhebung  der  Restrictionsacte  der  englischen  Regierung* 
zu  überreichen  hatte,  liessen  sich  die  Eaufleute  bewegen,  sich  derselben 
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anzuschliessen.  Die  Begiening  war  geneigt,  die  Aufhebung  dem  Parla- 
ment zu  empfehlen,  wollte  aber  statt  dessen  das  Papiergeld  der  C!olo- 
nien  zu  einer  Finanzquelle  für  England  machen.  Das  Parlament  sollte 
beschliessen ,  dass  künftighin  Papiergeld  für  die  (Kolonien  in  London 
fabricirt  und  in  Amerika  durch  Leihämter  nach  der  penosylvanischen 
Methode  ausgegeben  werden  und  der  ganze  Betrag  des  Zinses  der 
englischen  Regierung  zufallen  solle.  Dies  wäre  also  eine  directe  Besteu- 
erung der  Colonien  durch  England  gewesen  und  hätte  den  Golonial- 
Versammlungen  überdies  alle  Macht  über  das  Papiergeld  entrissen. 
Diesem  Plan  wirkte  Franklin  auf  alle  Weise  entgegen  und  als  er  sah, 
dass  nur  die  Alternative  übrig  blieb,  entweder  unter  diesen  Bedingungen 
Papiergeld  mit  Zwangscurs  zu  besitzen  oder  sich  in  das  Verbot  zu 
schicken,  rieth  er  seinen  Landsleuten,  die  Acte  auf  sich  beruhen  zu 
lassen,  was  denn  auch  geschah.  Die  Bestrictionsacte  blieb  bestehen 
und  das  Project  kam  nicht  zur  Ausführung. 

In  mehreren  in  jener  Zeit  geschriebenen  Briefen,  namentlich  an  6  al- 
le way,  Londons.  Aug.  1767«)  und  London  1.  Dec.  1767'),  weist  Frank- 
lin darauf  hin,  dass  die  Entbehrung  des  Papiergeldes  kein  so  grosses 
Uebel  für  Amerika  sein  werde;  denn  man  werde  dabei  weniger  engli- 
sche Waaren  kaufen  und  mehr  selbst  produciren  und  so  zur  Industrie 
und  Enthaltsamkeit  geführt  werden.  Dadurch  würde  mit  der  Zeit  ein 
grösserer  Wohlstand  erzielt  werden,  als  bei  dem  bisherigen  Handel  mit 
England  und  das  aus  dem  Ausland  herbeifliessende  Gold  und  Silber 
werde  dann  im  Lande  bleiben  und  den  inländischen  Bedarf  an  Umlaufe- 
mitteln  befriedigen.  Auch  empfahl  er  den  Amerikanern,  Papiergeld 
ohne  Zwangscurs  zu  versuchen,  was  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
in  einigen  Colonien  geschah. 

Die  erwähnten  beiden  Schriften  Franklin^s  über  amerikanisches 
Papiergeld  sind  unter  seinen  nationatökonomischen  Abhandlungen  bei 
Weitem  die  bedeutendsten  nicht  nur  in  Bezug  auf  die  darin  enthaltenen 
Gedanken,  sondern  auch  in  Bezug  auf  dis  Art  ihrer  Entwickelung. 
Sie  sind  in  jeder  Eichtung  Muster  von  Flugschriften,  klar,  bündig  und 
bestimmt  geschrieben. 

IL   Kleine  populäre  Aufsätze. 

Während  Franklin  als  Buchdrucker  in  Philadelphia  lebte,  schrieb 
er  eine. ganze  Reihe  kleiner  Aufsätze,  die  zum  Theil  in  seiner  Zeitung 
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„The  Pennsylvanian  Gazette"  oder  in  seinem  „Almanach  des  Richard 
Saunders"  erschienen  und  in  denen  er  in  populärem  Ton  und  unter 
Anführung  von  Sprüchwörtern,  Anekdoten  oder  Gesprächen  den  einzel- 
nen Mann  aus  dem  Volke  über  den  richtigen  Weg  zum  Relchthum  be- 
lehrt. Zwei  Aufsätze  sind  darunter  auch  für  unsem  Zweck  nicht  ohne 
«  Bedeutung.  Dereine  ist  betitelt  „Necessary  hints  tothose  that 
wouldbe  rieh"  geschrieben  1736*),  der  andere heisst  „Advice  to 
a  young  Tradesman*)"  und  ist  aus  dem  Jahre  1748.  Er  weist 
hier  auf  den  Nutzen  der  Zeit,  des  Geldes  und  des  Credites  hin  und 
fordert  zur  Arbeitsamkeit,  Sparsamkeit,  Pünctlichkeit  und  Redlich- 
keit auf. 

m  TTeber  die  indirecte  Besteuenmg  der   nordamerikanischen   Colonien 

durch  England. 

Die  von  England  seinen  nordamerikanischen  Colonien  auferlegten 
Handelsbeschränkungen  waren  wesentlich  dreierlei  Art.  Erstens  durften 
die  Ck)lonien  europäische  Waaren  nur  aus  England  beziehen.  Zweitens 
flurften  gewisse  Golonialproducte ,  die  sog.  enumerated  comodities,  die 
im  Mutterland  nicht  in  hinreichendem  Maasse  oder  überhaupt  nicht  her- 
vorgebracht wurden,  also  demselben  keine  unbequeme  Goncurrenz  ma- 
chen konnten,  nur  nach  England  geliefert  werden.  Drittens  waren  ge- 
wisse Manufacturen  in  den  Colonien  verboten,  so  dass  die  betreffenden 
Waaren  nur  von  England  bezogen  werden  konnten.  Auf  diese  Han- 
delsbeschränkungen bezieht  sich  ein  Brief  Franklin's  an  Shirley, 
18.  Dec.  1754^^),  in  welchem  Franklin  zu  zeigen  sucht,  dass  die 
Colonien  jährlich  eine  ganze  Masse  Steuern  indirect  und  unbemerkt  an 
das  Mutterland  zahlten.  Er  hebt  hier  hervor,  dass  alle  Steuern,  die  in 
England  von  dem  Grundbesitzer,  nii  Fabrikanten  gezahlt  würden,  in 
den  Preis  ihrer  Froducte  übergingen  und  so  zu  einem  grossen  Theil 
die  Consumenten  in  den  Colonien  träfen  ,-^  dass  viele  Manufacturen  von 
anderen  europäischen  Ländern  billiger  bezogen  werden  könnten,  als  in 
England ;  dass  die  Waaren,  deren  Fabrication  in  den  Colonien  verboten 
sei,  bequem  daselbst  gemacht  werden  könnten;  dass  durch  die  ver- 
grösserte  Nachfrage  und  Consumtion  brittischer  Waaren  in  Amerika  ihr 
Preis  beträchtlich  gesU^en  sei  und  noch  steige;  dass  überhaupt  sdiliess- 
lich  der  ganze  Reichthum  der  Colonien  nach  England  flösse. 

8)  Works  of  B.  Fr.  ed.  Sparks  II,  80. 

9)  V^orica  of  B.  Fr.  de.  Sparks  11,  87. 

10)  V^orks  of  B.  Fr.  by  Sparks  III,  62. 
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IV.  üeber  die  Volksznnahme  und  die  Entstehung  von  MannÜEtctoren  in 

Amerika  ^'). 

Die  englischen  Golonien  von  Nordamerika  nahmen  im  Vergleich  zu 
Europa  ungewöhnlich  an  Bevölkerung  zu.  In  einer  1751  geschriebenen 
imd  1755  zuerst  veröffentlichten  Abhandlung  „Observations  con- 
cerning  the  increase  of  mankind  and  the  peopling  of 
countries'^  sucht  Franklin  diese  Erscheinung  zu  erklären.  Er  ent- 
vrickelt  hier  ausfährlich,  dass  sich  die  Volksvennehrung  hauptsächlich 
richten  müsse  nach  dem  Vorrath  an  Subsistenzmitteln  und  deshalb  be- 
sonders nach  der  Beichlichkeit  des  Grund  und  Bodens.  Daher  sei  die 
Volkszunahme  auf  dem  platten  Lande  immer  grösser  als  in  Städten, 
in  neuen  Ländern  wie  Amerika  immer  grösser  als  in  alten  Ländern,  wie 
Europa.  An  diese  Betrachtungen  schliessen  sich  einige  Bemerkungen  über 
die  Entstehung  von  Manufacturen  in  Amerika  an.  Die  englische  Re- 
gierung sah  sich  durch  jene  ausserordootliche  Volkszunahme  in  ihrer 
Furcht  vor  amerikanischen  Manufacturen  bestärkt.  Franklin  suchte 
nun  zu  zeigen,  dass  diese  Gefahr  viel  zu  entfernt  sei,  um  die  Aufmerk- 
samkeit der  brittischen  K^erung  zu  erfordern.  Trotz  der  starken 
Volkszunahme  werde  bei  der  ausserordentlidien  Wohlfeilheit  des  Grund 
und  Bodens  in  Amerika  der  Arbeitslohn  noch  lange  Zeit  hier  hoch  sein. 
Dabei  aber  könnten  keine  Manufacturen  von  Bedeutung  aufkommen» 
Mit  der  Zunahme  der  Ck)lonialbevölkerung  vergrössere  sich  gerade  der 
Markt  für  englische  Fabricate.  Es  liege  deshalb  auch  sehr  im  Interesse 
Englands,  dass  das  englische  Colonialgebiet  möglichst  ausgedehnt 
werde. 

Bald  nach  dem  Erscheinen  dieser  Schrift  entwarf  denn  auch 
Franklin  einen  Plan  zur  Anlegufig  zweier  neuer  Golonien,  westlich 
von  den  appalachischen  Bergen,  in  dem  fruchtbaren  Stromgebiete  des 
Ohio.  Doch  hinderte  zunächst  der  Krieg  mit  den  Franzosen  die  Aus- 
führung des  Projectes.  Auch  war  man  englischer  Seits  wohl  mit  der 
Besetzung  der  noch  uncultivirteu  Theile  der  nördlichen  und  südUchen 
Seeküste,  aber  weniger  mit  der  Ausbreitung  der  Golonien  nach  den  in- 
neren Theilen  von  Nordamerika  einverstanden,  weil  man  fürchtete,  dass 
die  Entstehung  einer  starken  Colonialbevölkerung  mitten  in  Amerika 


11)  Observations  conc.  the  incr.  of  mank.  etc.  Works  of  B.  Fr.  ed.  Sparks 
II ;  The  interest  of  Great  Britain  etc.  Sp.  lY,  23.  Ohio  Settlement  Sp.  IV,  805. 
Plan  for  settL  to  westem  colomea  etc.  Sp.  lY. 
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nicht  nur  zur  ökonomischen,  sondern  auch  zur  politischen  Emancipirung 
der  Golonien  von  dem  Mutterland  führen  könnte* 

Während  der  Unterhandlungen,    die  dem  Frieden  von  Paris  vor- 
ausgingen, machte  ein  Theil  der  englischen  Politiker  jene  Gefahr  als 
Grund  far  die    Zurückgabe  des  eroberten   Canada  an  die  Franzosen 
geltend;  denn  die  Erfahrung  hatte  gezeigt,  dass  die  französische  Herr- 
schaft über  Canada  ein  bedeutendes  Hemmniss  für  die  Ansiedlung  eng- 
lischer Golonien  im  Westen  gewesen  war.    Franklin  aber  suchte  mit 
aller  Kraft  für  die  Beibehaltung  von  Canada  zu  wirken  und  .schrieb  zu 
diesem  Zwecke  1760  in  London  eine  Flugschrift,  betitelt  „The  inte- 
rest  of  Great  Britain  considered,   with  regard  to  her 
colonies   and  the    acquisitions   of  Canada   and   Guada- 
1 0  n  p  e  ^')  ^^     Diese  Schrift  ist  nur  zum  Theil  nationalökonomischen  In- 
halts und  auch  so  wesentlich  nur  eine  Wiederholung  der  in  der  oben 
genannten    Abhandlung    über    die   Volksvermehrung    ausgesprochenen 
Grundgedanken,  wie  ihr  auch  jene  Abhandlung  im  Auszuge  beigefügt 
war.    Doch  geht  sie  ausführlicher  auf  die  Entstehungsbedingungen  der 
Fabrication  und  die  Bedeutung  der  Volksdichtigkeit  für  die  Entwicke- 
lung  der  verschiedenen  Productionszweige  überhaupt  ein.    Er  sucht  zu 
zeigen,    dass  gerade  die  Ausbreitung  der  Golonien  nach  Westen  das 
beste  Mittel    sei,    um   noch   lange    die  Golonien  auf  die  Landwirth- 
Bchaft   zu  beschränken    und    durch  die  extensive  Yergrösserung  der 
Volksmenge    den   englischen  Markt    zu    erweitem.    Ausserdem   sucht 
er  dui'ch  eine  Menge  handelsgeschichtlicher  Thatsachen   zu  beweisen, 
dass    die    Entlegenheit    von    der  See  nicht  dem  Bezug   von  Manu- 
facturen  aus  dem  Mutterland  schaden  werde.    So  gut  wie  bisher  ein 
Handel  mit  den   armen  Indianern   bestanden   hätte,    die  noch  dazu 
vielfach  übertheuert  worden  wären ,   so  gut  würde  auch  künftighin  mit 
den  englischen  Ansiedlem  ein  Handel  stattfinden  können.    Die  Schrift 
Franklin's  war  erfolgreich.    Wenigstens   entschied   sich  das  englische 
Ministerium  für  Beibehaltung  von  Canada.    Doch  kam  es  unter  engli- 
scher Herrschaft  nicht  zur  Gründung  von  Golonien  westlich  von  den 
alleganischen  Bergen,  sondern  nur  auf  dem  Wege  der  Privatansiedlung 
breitete  sich  die  Bevölkerang  der  Golonien  nach  dem  Westen  aus.    Um 
die  Mitte  der  60er  Jahre  bildete  sich  noch  einmal  unter  dem  Einfluss 
und   der   Betheiligung  Franklin's   eine   Gesellschaft   in   London   mit 
einem  Banquier,  Namens  Th.  Wal  pole,  an  der  Spitze,  welche  bei  der 
Krone  um  die  Verleihung  eines  Stückes  der  von  der  letzteren  den  In- 


12)  YTorks  of  B.  Fr.  by  Sparks  IV. 
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dianem  abgekauften  wesüichen  Länderstriche  behnüs  Gröndong  einer 
Colonie  petitionirte*  Nach  langem  Au&chab  lieferte  am  15.  April  1772 
das  Handelsamt  hierüber  einen  Bericht  ein,  in  welchem  es  sich  unter 
Berufung  auf  die  bisherige  Politik  der  englischen  Regierung  für  Zu- 
rückweisung des  Gesuchs  aussprach  und  zwar  aus  denselben  Gründen, 
die  früher  vorgebracht  worden  waren.  Auf  diesen  Bericht  schrieb 
Franklin  in  demselben  Jahre  eine  Replik,  in  der  er  ebenfalls  die 
alten  Gründe  geltend  macht  und  ausserdem  die  Naturwidrigkeit  her- 
Yorhebt,  düe  darin  liege,  dass  man  die  Auswanderung  nach  dem  kalten 
Norden  und  heissen  Süden  der  Seeküste  begünstige,  die  nach  dem  in 
gemässigtem  Clima  liegenden  fruchtbaren  Binnenland  zu  hemmen  suche. 
Franklin  erreichte  wieder  den  gewünschten  Erfolg.  Als  die  Sache 
in  dem  Ministerium  zur  endgültigen  Berathung  kam,  wurde  nach  Ver- 
lesung der  Replik  Franklin's  das  Gesuch  am  1.  Juli  1772  genehmigt 
Die  beginnenden  revolutionären  Unruhen  hinderten  jedoch  abermals  die 
Ausführung  des  Unternehmens. 

7.  üeber    die  Bedeutung  der  Manufketoren  f&r  den  S'ationaJreiohÜLiim. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1768  erfuhr  man  in  London,  dass  Boston, 
auf  den  Rath  Franklin's,  den  Beschluss  gefasst  habe,  keine  brittischen 
Waaren  mehr  zu  kaufen,  sondern  die  absolut  nöthigen  Manufacturea 
selbst  zu  fabriciren.  Die  Nachricht  rief  in  England  einen  allgemeinen 
Sturm  gegen  Amerika  hervor.  Franklin  bemühte  sich,  durch  ver- 
schiedene Artikel  in  den  Tagesblättem  die  Aufregung  einigermassen  zu 
beschwichtigen,  und  schrieb  ausserdem  am  20  Febr.  1768  über  diese 
Angelegenheit  einen  B  r  i  e  f  a  n  einen  Freund  in  Amerika,  Dr.  E  v  a  n  s  ^'). 
Nachdem  er  hier  seinen  Landsleuten  gerathen,  sich  vorläufig  nur  auf 
die  Manufacturen  zu  beschränken,  welche  England  nicht  betreibe,  und 
darauf  hingewiesen,  dass  viele  Manufacturen  auch  bei  vollkommener 
Freiheit  in  Amerika  nicht  mit  Vortheil  betrieben  werden  könnten,  spricht 
er  sich  auch  allgemeiner  über  die  nationalökonomische  Bedeutung  der 
Manufacturen  aus.  England  lege  viel  zu  viel  Gewicht  auf  Manufac- 
turen. Die  wahre  Quelle  des  Wohlstandes  sei  der  Landbau.  Jedoch 
empfiehlt  er  sehr  die  Hausindustrie  zur  Benutzung  der  freien  Zeit 
zwischen  den  regelmässigen  Geschäften  der  Landwirthe.  Noch  ein- 
gehender entwickelt  er  die  in  diesem  Briefe  ausgesprochenen  *  Ansichtai 
über  die  Productivität  der  Landwirthschaft  und  der  Manufacturen  in 


13)  Works  of  Fr.  ed.  Sparks  YU  p.  337  Anm. 
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mem  besonderen  Aufsatz  vom  Jahre  1769  „Positions  to  be  exa* 
inined,  concerning  national  wealth*',  4.  April**),  wo  über- 
dies von  einigen  anderen  verwandten  Dingen  die  Rede  ist,  wie  von  der 
Werthbestinunung  und  Billigkeit  beim  Umsatz. 

YL  TTeber  die  Oetreideansfohrverbote  uid  die  Unterstützung  der  Armen 

in  England. 

Während  seines  zweiten  diplomatischen  Aufenthaltes  in  London  seit 
1764  nahm  Franklin  auch  lebhaften  Antheil  an  den  nationalökonomi* 
sehen  Verhältnissen  und  Tagesfragen  Englands.  Im  Jahre  1766  schrieb 
er  in  das  London  Ghronicle  einen  Aufsatz  „On  the  price  of  com 
and  management  of  the  poor**)."  Wie  aus  diesem  Artikel  her- 
vorgeht, wurde  damals  den  Landwirthen  vorgeworfen,  dass  der  Preis 
des  Getreides  zu  hoch  sei,  und  es  kam  vor,  dass  mit  Korn  bela- 
dene  Wagen  in  den  Strassen  vom  Volke  festgehalten  wurden,  so 
dass  die  Regierung  in  Folge  dessen  die  Getreideausfuhr  verbot.  Frank- 
lin vertheidigt  nun  in  dem  genannten  Aufsatz  mit  derben  Wor- 
ten und  in  bitterem  Tone  das  Recht  der  Landwirthe  und  bekämpft 
das  Getreideausfuhrverbot  als  ungerecht  und  nachtheilig.  Dasselbe 
werde,  meint  er,  nur  die  Eornproduction  entmuthigen  und  dadurch 
der  ganzen  Nation  Nachtheil  bringen.  Nachher  werde  man  schimpfen 
über  die  Landwirthe  wegen  Seltenheit  des  Getreides.  Femer  werde 
die  grössere  Wohlfeilheit  des  Getreides  die  Lage  der  Armen  nicht  ver- 
bessern, sondern  diese  nur  verschwenderischer  und  fauler  machen. 
Auch  sei  eine  solche  Armensteuer  ungerecht,  denn  sie  träfe  nur  die 
Landwirthe. 

Ausser  diesem  Artikel  schrieb  Franklin  zwei  Jahre  später  (1768) 
über  denselben  Gegenstand  einen  Brief  an  den  Herausgeber  einer 
englischen  Zeitung:  „On  the  laboring  poor^^)'^  Man  werfe, 
sagt  er  hier,  schon  seit  zwei  Jahren  in  den  Zeitungen  den  Reichen  Be* 
drückung  äer  Armen  vor,  aber  mit  Unrecht.  Die  5£fentliche  Wohlthä- 
tigkeit  sei  in  England  grösser  als  in  irgend  einem  anderen  euro- 
päischen Staate.  Zum  Beweise  hierfür  erinnert  er  an  die  vielen  Ar- 
menanstalten  in  England,  an  die  Hülfeleistungen  in  Unglücksfällen  und 
Nöthen,  an  die  Einfuhrverbote  und  -Zölle,   die,  indem  sie  den  Ar- 


14)  Works  of  Fr.  ed.  Sp.  II,  393. 

15)  Works  of  B.  Fr.  ed.  Sp.  II. 

16)  Works  of  B.  ¥r.  ed.  S  p.  II. 
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beitslohn  erhöhten,  weiter  nichts  seien  als  eine  Gabe  dar  Reichen  an  die 
Armen,  endlich  namentlich  an  den  Umstand,  dass  es  unr  in  England 
und  seinen  amerikanischen  Colonien  eine  r^elmässige  Armenstener 
gäbe.  Für  diese  Unterstützung  verdienten  die  Beichen  Dankbarkeit. 
Leider  seien  diese  wohlgemeinten  Maassregeln  unzweckmässig,  denn 
sie  leisteten  nur  der  Trägheit  und  Verschwendung  der  Armen  Vorschub. 
Mit  demselben  Unrecht  werfe  man  den  Reichen  vor,  dass  sie  so  kost- 
spielig lebten,  während  die  Armen  darben  müssten.  Der  Luxus  der 
Reichen  käme  den  Armen  nur  zu  Gute,  denn  Alles,  was  von  den  Rei- 
chen gebraucht  oder  consumirt  werde,  sei  das  Erzeugniss  der  arbeiten- ^^ 
den  Armen  und  diese  würden  hierfür  bezahlt.  Es  klinge  paradox,  sei 
aber  wahr,  dass  die  arbeitenden  Armen  das  ganze  reine  Einkommen 
der  Nation  empfingen.  Schliesslich  spricht  er  sich  noch  gegen  eine 
gesetzliche  Erhöhung  des  Arbeitslohnes  aus,  sowohl  im  Interesse  der 
Manufacturen  oder  des  Exporthandels  als  auch  deshalb,  weil  eine  solche 
den  Arbeiter  nur  in  seiner  Trägheit  und  Liederlichkeit  unterstütze  und 
den  Reichen  nöthige,  weniger  Arbeiter  zu  beschäftigen. 

Jene  Ansicht  von  der  Schädlichkeit  der  Armenunterstützung  ent- 
wickelt Franklin  auch  schon  in  einem  Brief  vom  Jahre  1753  (9.  Mai) 
an  Gollinson^Oy  ^^  ^^  ün  Allgemeinen  die  Neigung  der  mensch- 
lichen Natur  zur  Trägheit  betont  und  sich  dabei  unter  Anderem  auf 
die  Erfolglosigkeit  der  Versuche  beruft,  die  Indianer  zu  civilisiren. 

Vn.    XTeber  Handel  und  HandelBpolitik. 

Schon  im  Jahre  1747  (16.  Juli)  schrieb  Franklin  einen  Brief  an 
einen  gewissen  Eliot^®),  in  welchem  er  sich  über  Zölle  ausspricht, 
oder  speziell  über  ein  Zollgesetz,  welches  die  Regierung  von  Connecti- 
cut erlassen  hatte,  um  die  in  dem  damaligen  Kriege  contrahirten  Sdiul- 
den  tilgen  zu  können,  und  wodurch  sie  einen  Einfuhrzoll  auf  Güter 
aus  den  benadibarten  Provinzen  und  einen  Ausfuhrzoll  auf  alles  Stab-  i 

holz  legte,  welches  nicht  in  connecticuter  Schiffen  nach  Westindien  trans- 
portirt  würde.  Franklin  hebt  hier  hervor,  dass  der  Einfuhrzoll  in 
letzter  Linie  den  einheimischen  Gonsumenten  und  nicht,  wie  beabsich- 
tigt, das  Ausland  treffen  werde,  dass  derselbe  bei  den  dadurch  betroffenen 
Nachbarprovinzen  ebenfalls  Einfuhrzölle  hervorrufen  werde  zum  Nach- 
theil des  eigenen  Ausfuhrhandels,  und  dass  endlich  die  Ueberwachung 


17)  Works  of  B.  Fr.  ed.  Sp.  VIF,  60. 

18)  Works  of  B.  Fr.  ed.  Sp.  VI,  81. 
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einer  so  ausgedehnten  Kflste  sehr  kostspidig  sein  würde.  Auch  der 
Ausfuhrzoll  werde  umgangen  werden  oder  die  Ausfuhr  nach  den  be* 
nachbarten  Provinzen  entmuthigen  und  dadurch  die  inländischen  Stab- 
holzbesitzer in  die  Gewalt  der  wenigen  nach  Westindien  handehiden 
Eaufleute  geben,  die  den  Ankaufspreis  auf  alle  Weise  herabdrücken 
könnten.  Der  Gedanke ,  dass  jedes  Einfuhrverbot  in  dem  dadurch  be- 
troffenen Ausland  ebenfalls  Einfuhrverbote  hervorrufen  werde  zum  all- 
gemeinen Kachtheile,  bildet  auch  den  Inhalt  der  ,,Note  respec- 
ting  trade  and  manufactures*^  7*  Juli  1767^'). 

Im  Jahre  1774  gab  Franklin  im  Verein  mit  einem  gewissen 
Whateley  in  London  eine  grössere  nationalökonomische  Abhandlung 
heraus  „Principles  of  trade^)".  Dieselbe  war  ursprünglich  ver- 
fasst  von  Whateley,  wurde  dann  von  Franklin  ergänzt  und  sehr 
corrigirt  und  darauf  von  ihnen  publicirt.  Wie  ^  schon  der  Titel  besagt^ 
enthält  diese  Schrift  allgemeine  Grundsätze  über  den  Verkehr.  Es 
wird  darin  namentlich  hervorgehoben ,  dass  das  Streben  nach  Vortheil 
die  universelle  Triebfeder  des  Handels  sei,  dieser  aber  seiner  Na- 
tur nach  eine  allseitige  Befriedigung  gestatte  und  dass  Freiheit  und 
Schutz  die  politischen  Grundbedingungen  eines  blühenden,  gemeinnützi- 
gen und  schnellen  Verkehrs  seien.  Feraer  wird  die  Natur  der 
Münzen  erörtert  und  gegen  die  Geldausfuhrverbote  und  die  üeber- 
schätzung  der  Edelmetalle  polemisirt.  Dann  werden  die  technischen 
Vorzüge  des  Papiergeldes  hervorgehoben  und  die  Befürchtung  einer 
übermässigen  Ausdehnung  des  Papiercredits  für  ungegründet  erklärt. 
Endlich  wird  der  Wechsel  definirt  und  bestritten,  dass  aus  dem  augen- 
blicklichen Curs  auf  die  Prosperität  des  Handels  geschlossen  werden 
könne.  Neben  diesen  allgemeineren  Dingen  werden  mehrere  spe- 
cielle  Fragen  besprochen.  So  wird  nachzuweisen  versucht,  dass 
die  Wohlfeilheit  der  Lebensmittel  den  Arbeitslohn  steigere  und  da- 
her den  Preis  der  Manufacturwaaren  nicht  etwa  erniedrige,  sondern 
erhöhe;  femer  werden  wieder  die  Getreideausfuhrverbote  bekämpft 
und  eine  Erniedrigung  der  Normalpreise  für  die  Ertheilung  von  Ge- 
treideprämien befürwortet  Endlich  wird  das  damalige  Weithverhält- 
niss  zwischen  Silber-  und  Goldgeld  in  England  besprodien.  Es  bestand 
damals  in  England  noch  doppelte  Währung  und  der  Münzwerth  des 
Silbers  war  niedriger  als   dessen  Marktwerth   und  dessen  Münzwerth 


19)  Works  of  R  Fr.  ed.  Sp.  n,  861. 
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in  benachbarten  Staaten.  Dabei  verschwanden  die  SUbermünzen  immer 
mehr  aus  dem  englischen  Verkehr.  In  dieser  letzteren  Erscheinung 
erkennt  nun  Franklin  die  Folge  jener  Werthdifferenzen  und  um  we- 
nigstens einigermassen  diesem  Verschwinden  abzuhelfen,  schlägt  er  vor, 
die  Silbermünzen  leichter  auszuprägen,  dem  Münzwerth  des  Silbers  in 
den  benachbarten  Staaten  entsprechend. 

Wohl  um  dieselbeZeit  mag  der  Aufsatz  „Notions  concerning 
trade  and  Merchants'O"  geschrieben  sein.  Er  spricht  sich  hier 
über  die  Aufgabe  der  Kaufleute  aus  und  verlangt,  dass  man  sie  in  Be- 
zug auf  die  Preise  frei  gewähren  lasse. 

Tm.   üeber  ein  beabsichtigtes  Auswandenmgsverbot. 

Vor  der  Revolution  schrieb  Franklin  noch  einen  Aufsatz  „On  a 
proposedact  of  parliamentfor preventingemigration")" 
in  Gestalt  eines  Briefes  an  den  Herausgeber  einer  Zeitung.  Es  scheint 
gerade  in  jener  Zeit  eine  starke  Auswanderung  aus  Irland  und  Schott- 
land stattgefunden  zu  haben,  die  Klagen  von  Seiten  irischer  und  schotti- 
scher Gutsherrn  über  Abnahme  der  Pächter  und  Fall  der  Renten  zur 
Folge  hatte  und  den  Gedanken  eines  Auswanderungsverbots  hervorrief. 
Franklin  zeigt  nun  in  jener  Correspondenz ,  dass  ein  solches  Ge- 
setz überflüssig,  undurchführbar,  unpolitisch  imd  in- 
human sei. 

IX.    Einzelne  nationalökonomisdie  Bemerkungen. 

Einzelne  nationalökonomische  Bemerkungen  von  Bedeutung  ent- 
halten noch  „Pia in  Truth")"  1747,  eine  Flugschrift,  in  welcher  die 
Nachtheile  geschildert  werden,  die  Pennsylvanien  durch  die  Bedrohung 
seiner  Küsten  und  Häfen  von  Seiten  spanischer  und  französischer  Ka- 
per erleiden  müsse,  ferner  „Letter  to  Hume**)",  London,  19.  Mai 
1762,  wo  von  der  Bestimmung  des  Werthes  die  Rede  ist;  „Remarks 
on  a  plan  for  the  future  management  of  Indian  af* 
fairs")',  1766,  wo  sich  Franklin  gegen  Taxen  ausspricht;  „Letter 
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to  Lor  d  K  am  es  *^)",  Lond.  27  Febr.  1769,  wo  Franklin  ein  neues  Werth- 
maass  Yoi*scblägt;  „Letter  toThomson^^",  Lond.  11.  Jul.  1765,  „to 
Sam.  Cooper"),  Lond.27.AprL  1769,  „to  theComittee  of  Mer- 
chants  in  Philadelphia^'),  Lond.  9.  Jol.  1769,  in  welchen 
Briefen  die  ökonomischen  Vortheile  hervorgehoben  werden,  die  für 
Amerika  daraus  entständen,  dass  es  keine  britischen  Manufacturen 
mehr  consumire,  sondern  selbst  fabricire  und  sich  überhaupt  an  Ent- 
haltsamkeit und  Betriebsamkeit  gewöhne;  endlich  „Plan  for  bene- 
fiting  distant  unprovided  countries^^),  29.  Aug.,  1771. 


B.   üchrifton  isr&hrend  and  nach  dem  amerlka» 
nfeehen  IJnabhäDgigpkeitskriegp. 

Z.    üeber  den  Staatscredit  der  Vereinigten  Staaten  von  Hordamerika 

und  deigenigen  Grossbritanniens. 

Im  Jahre  1776,  dem  Jahre  der  Unabhängigkeitserklärung  von 
Nordamerika,  wurde  Franklin  nach  Frankreich  geschickt,  nicht  nur  um  sein 
Vaterland  dort  diplomatisch  zu  vertreten  und  für  die  Abschliessung 
eines  Handelsvertrages  zu  wirken,  sondern  auch  um  ein  Anleihen  für 
den  Gongress  zu  Stande  zu  bringen.  Es  kam  ihm  deshalb  darauf  an, 
den  europäischen  Regierungen  und  Gapitalisten  eine  günstige  Meinung 
von  den  ökonomischen  und  politischen  Zuständen  und  Aussichten  der 
Vereinigten  Staaten  beizubringen.  Zu  diesem  Zwecke  schrieb  er  1777 
einen  Aufsatz,  betitelt  „Gomparison  of  Great  Britain  and  the 
United  States  in  regard  to  the  basis  of  credit  in  the 
two  countries^^)'*,  in  dem  er  zu  beweisen  sucht,  dass  Amerika 
grössere  Sicherheit  biete,  als  England.  Er  zählt  hier  zuerst  die  Fac- 
toren  auf,  auf  denen,  der  Credit  eines  Lidividuums ,  wie  eines  Staates 
beruhe  und  sucht  dann  zu  zeigen,  dass  diese  sich  mehr  in  den  Ver- 
einigten Staaten  als  in  England  vorfanden. 

Bekanntlich  brachte  Franklin  nicht  nur  in  Frankreich,  sondern 
auch  in  Holland  ein  Anlehen  zu  Stande. 

In  demselben  Jahre  (1777)  schrieb  Franklin  noch  einen  kleinen 
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Au&atz  oder,  richtiger  gesagt,  einige  Bemerkangen  nieder  aber  die 
englische  Staatsschuld  „A  Gatechism  to  the  English  national 
debt'^'S  wo  er  zu  zeigen  sucht,  dass  die  englisdie  Staatsschuld  nie- 
mals getilgt  werden  würde  und  könnte. 


ZL  üeber  das  Papiergeld  der  Vereinigten  Staaten  von  Hordamerika  wflh- 

rend  ihres  Unabhängigkeitskrieges"). 

Beim  Beginn  des  nordamerikanischen  Unabhängigkeitskrieges  sah 
sich  der  neue  Gongress  genöthigt,  Papiergeld  zu  creiren,  in  Dollars- 
Scheinen  (Continental  bills).  Das  Papiergeld  wurde  zu  einem  gesetzlichen 
Zahlmittel  gemacht  und  sollte  später  durch  Steuern  eingezogen  werden. 
Im  Laufe  des  Krieges  wurden  von  diesem  Papiergeld  volle  200  Millio- 
nen Dollars  ausgegeben,  so  dass  auf  den  Kopf  der  damaligen  Bevöl- 
kerung der  conföderirten  Staaten  mehr  als  83  Dollars  Papiergeld  kam. 
Die  Folge  davon  war  eine  enorme  Depreciation,  die  so  gross  war,  dass 
zuletzt,  im  Mai  1781,  als  das  Papiergeld  nur  noch  auf  Speculation  ge- 
kauft wurde,  in  Philadelphia  400  und  500  Dollars  in  Papiergeld  nur 
1  Dollar  baar  werth  waren.  Die  Depreciation  konnte  am  Ende  nur 
noch  dadurch  aufgehalten  werden,  dass  der  Gongress  die  Quantität  durch 
nominell  hohe  Steuern  verminderte.  Diese  Maassregel  begann  im  Jahre 
1780.  Franklin  nahm  an  dieser  Angelegenheit  den  lebhaftesten  Antheil 
und  that  alles  Mögliche,  um  die  Depreciation  zu  verhindern. 

Er  hatte  gleich  Anfangs  zinstragendes  Papiergeld  vorgeschlagen, 
aber  ei*st  1781,  als  das  deprecirte  Papiergeld  bereits  grösstentheils  durch 
Steuern  eingezogen  war,  beschloss  man,  ein  neues  zinstragendes  Papier- 
geld auszugeben.  Als  jener  Vorschlag  nicht  durchging  und  die  erste 
Emission  in  den  erwähnten  Scheinen  geschehen  war,  beantragte  er,  An- 
leihen zu  machen  in  den  bereits  ausgegebenen  Scheinen  und  keine 
neuen  Scheine  zu  emitturen.  Aber  auch  dieser  Antrag  wurde  zuerst 
verworfen,  und  erst  als  durch  neue  Emissionen  eine  Entwerthung  ver- 
ursacht worden,  ging  man  auf  seinen  Vorschlag  ein.  Nun  empfahl  er, 
den  Zins  fOr  die  Anlehen  in  blanken  Dollars  zu  versprechen,  aber  auch 
hiezu  griff  man  erst,  als  es  zu  spät  war« 


32)  Works  of  B.  Fr.  by  Sp.  V,  120. 

33)  YgL  meinen  Aufsatz  in  diesen  Jahrbflchem  III.  Heft  S.  892  ff.  Ferner 
Franklin' s  Letter  to  J.  Gooper,  Passy  22.  Apr.  1779.  Sp.  YIII,  828;  to  Tb. 
Raston,  9.  Oct  1780.  Sp.  YIII,  506.  Femer  Franklin,  Of  the  papemoney 
of  the  U.  St.  of  A  1789,  Sp.  II. 


B.  Franklio  ab  NatioDiIdkonom.  599 

Den  ganzen  Verlauf  dieser  Angelegenhdt  und  seinen  Antheil  daran 
beschreibt  Franklin  den  Hauptzügen  nach  in  einem  Aufsatz  vom  Jahr  1781 
„Of  the  Papermoney  of  the  United  States  of  America'')", 
und  es  verdient  dieses  Schriftstück  insofern  hier  erwähnt  zu  werden, 
als  sich  Franklin  darin  wieder  allgemeiner  über  denEinfluss  der  Menge 
des  Papiergeldes  auf  dessen  Werth  ausspricht,  sowie  über  die  ökono- 
mische Wirkung  der  Depreciation.  In  letzterer  Beziehung  bemerkt  er, 
dass  das  Papiergeld  des  Congresses  wie  eine  allmählige  Steuer  gewirkt 
habe  und  dass  eine  solche  Steuer  auf  Geld  die  gleichmä3sigste  aller 
Steuern  sei.  Er  betrachtet  deshalb  nachträglich  diese  Depreciation  als  kein 
so  grosses  nationales  Unglück  und  hebt  hervor,  dass  das  Papiergeld  allein 
den  Gongress  in  den  Stand  gesetzt  habe,  den  Unabhängigkeitskrieg  zu 
führen.  In  demselben  Sinn  spricht  er  sich  in  eioem  Brief  an  J.  C  o  o- 
per,  Passy,  22  Apr.  1779'*),  und  an  Th.  Ruston,  Passy,  9.  Oct 
1780'^)  aus.  Femer  ist  hier  noch  ein  Brief  zu  nennen  aus  dem  Jahr 
1789  (17.  Febr.),  to  Mr.  le  Veillard'^  (Phil),  in  welchem  er  die 
Festsetzung  eines  Zwangswerthes  für  das  Papiergeld  als  thöricht  be- 
zeichnet. Auch  kann  bei  dieser  Gelegenheit  ein  Brief  an  Bridgen, 
Passy,  2.  Oct  1779'®)  erwähnt  werden,  in  welchem  Franklin  vor- 
schlägt, auf  die  eine  Seite  der  Münzen  Denksprüche  zu  prägen. 

Xn.   lieber  den  Einfloss   der  amerikaniiehen  Eevolution  auf  die  SOhe 

des  Lohnes  in  Europa. 

Nach  der  Revolution  schrieb  Franklin  auch  noch  eine  grössere 
ökonomische  Abhandlung  „Beflections  on  the  Augmentation 
of  wages,  which  will  be  occasioned  in  Europe  by  the 
American  Bevolution'*)^  Er  hebt  in  dieser  Schrift  zunächst 
hervor,  dass  ein  so  niedriger  Tagelohn,  wie  er  in  den  europäischen 
Staaten  bestehe,  eines  der  grössten  socialen  Uebel  sei.  Die  Politik  der 
Tyrannei  und  des  Handels  habe  diese  Wahrheit  verkannt  oder  zu  be- 
mänteln gesucht,  erstere  von  dem  nichtswürdigen  Grundsatz  ausgehend, 
dass  das  Volk  arm  sein  müsse,  damit  es  in  Unterwürfigkeit  bleibe, 
letztere  in  der  Meinung,  dass  ein  niedriger  Arbeitslohn  die  Bedingung 
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eines  blühenden  Aasfahrhandels  sei,  indem  jener  allein  es  gestatte, 
die  inländischen  Erzengnisse  auswärts  vrohlfeil  abzulassen.  Diese 
Politik  des  Handels  sei  nicht  nur  grausam ,  sondern  auch  verkdurt, 
denn  jenes  Haudelsinteresse  verlange  nur,  dass  die  Kosten  der  zur 
Production  der  Waare  erforderlichen  Arbeit  gering  seien,  und  dies  könne 
bei  einem  ganz  guten  Tagelohn  stattfinden.  Die  Anwendung  und 
Vervollkommnung  von  Maschinen,  die  Ausbildung  der  Arbeitsthei- 
lung,  gesteigerte  Intelligenz  und  Bübrigkeit  der  Arbeiter  vermin- 
dere die  Kosten  der  Production,  ohne  dass  dabei  der  Tagelohn 
geringer  zu  sein  brauche.  Ein  guter  Lohn  vermindere  sogar  die 
Productionskosten,  denn  er  ziehe  tüchtigere  Arbeiter  an.  Nur  ein 
übermässiger  Lohn  sei  Manufacturen  binderlich.  Nach  dieser  Ausein- 
andersetzung zeigt  Franklin,  dass  die  Unabhängigkeit  und  das  ökono- 
mische Aufblühen  d.er  Vereinigten  Staaten  die  Nachfrage  nach  euro- 
päischen Producten  vergrösseren  und  in  Folge  dessen  in  Europa  den 
Lohn  erhöhen  und  die  Beschäftigung  vermehren  werde,  und  dass  ferner 
der  Lohn  in  Europa  auch  durch  den  höheren  Stand  des  Lohnes  in 
Amerika  werde  hinaufgetrieben  werden,  weil  dieser  fortwährend  Aus- 
wanderung aus  Europa  verursache  und  schon  die  blosse  Gefahr  der 
Auswanderung  erhöhend  auf  den  Lohn  wirke. 


Xm.     Veber  den  inneren  ökonomischen  Znstand  der  Vereinigten 

Staaten. 

Im  Jahre  1784  schrieb  Franklin  in  Passy  zwei  kleine  Aufsätze, 
in  denen  er  namentlich  Europa  aufzuklären  sucht  über  die  inneren 
ökonomischen  Verhältnisse  der  selbstständig  gewordenen  Vereinigten 
Staaten.  Der  eine  ist  betitelt  „The  internal  state  of  America, 
being  a  true  description  of  the  interest  and  policy  of 
that  wast  continent*®)",  der  andere:  „Information  to  those, 
who  would  remove  to  America  1784**)".  Auch  gehört  hierher 
ein  Brief  an  B.  Vaughan,  Passy,  26.  Jul.  1783«).  Dieser  Brief 
sucht  namentlich  die  Bedenken  zu  widerlegen,  die  geäussert  worden 
waren  über  zunehmenden  Luxus  in  Amerika.  Der  Luxus  sei,  sagt  er 
hier,  überhaupt  nicht  so  gefährlich,   als  man  gewöhnlich  behaupte,  er 
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könne  im  Gegenthdl  noeh  nützlich  sein.  Auch  beschränke  er  sich  in 
Amerika  nur  auf  die  Küstenstädte.  Der  oben  zuerst  genannte  Au&atz 
ist  geqjibtet  g^en  die  in  amerikanischen  Zeitungen  damals  laut  ge- 
irordenen  Klagen  über  schlechte  Zeiten,  Stillstand  der  Geschäfte,  Man- 
gel an  Oeld  u.  s.  w.  Franklin  sucht  dem  gegenüber  nachzuweisen,  dass 
die  ökonomischen  Verhältnisse  in  Amerika  sehr  günstig  seien  und  hebt 
zum  Beweise  hiefür  namentlich  hervor,  dass  die  Landwirthschaft  Haupt* 
gewerbe  sei  und  einen  sehr  hohen  Ertrag  liefere,  dass  die  Landwirthe 
meist  zugleich  Grundbesitzer  seien,  dass  der  Arbeitslohn  und  eben- 
so der  Stand  der  Eenten  hoch  und  die  Yertheilung  des  Vermögens 
sehr  gleichmässig  sei;  dass  die  Einnahme  der  Eaufleute  und  Krämer 
etwas  niedrig  sei,  liege  an  ihrer  zu  grossen  Zahl  und  nicht  an  den 
Käufern.  Schliesslich  bezeichnet  er  noch  die  Landwirthschaft  und  die 
Fischereien  als  die  grossen  Hülfsquellen  Amerika's  und  vergleicht  dieses 
mit  dem  Antäus  in  der  Fabel. 

Der  zweite  Aufsatz  bezweckt,  die  übertriebenen  und  falschen  Er- 
wartungen der  europäischen  Einwanderer  zu  berichtigen.  Es  wird  hier 
besonders  darauf  hingewiesen,  dass  nur  fieissige  und  nützliche  Arbeiter 
mit  Vortheil  nach  Amerika  auswandern  würden.  Amerika  sei  das  Land 
der  Arbeit.  Weder  hohe  noch  niedrige  Müssiggänger  fänden  dort  Unter- 
kommen. Sodann  wird  hervorgehoben,  dass  die  Sorge  der  Begierung 
der  Vereinigten  Staaten  sich  auf  Freiheit  und  Sicherheit  beschränke 
und  von  Staats  wegen  keiner  Fabrikation  irgendwelche  directe  Unter- 
stützung gewährt  werde. 

XIV.  üeber  die  HandeLipolitik  der  TTnion. 

Es  bleibt  noch  eine  Reihe  von  Briefen  Franklins,  geschrieben  in 
den  Jahren  1778 — 1788,  zu  erwähnen,  welche  Bemerkungen  über  die 
Handelspolitik  der  Union  enthalten.  Die  Briefe  sind:  1)  Letter  to 
J.  Lowell,  Passy,  22.  Juli  1778«);  2)  to  Adams,  Passy,  19.  Mai 
1781**);  3)  to  Livingston,  Passy,  22.  Jul.  1783*»);  4)  to  Abb6 
Morellet,  Phil,  22.  April  1787««);  5)  to  Small,  Phil.  28.  Sept 
1787*');  6)  to  M.  le  Veillard,  PhU.,  22.  AprU  1788*»). 
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Er  spricht  sich  darin  durchweg  prindpiell  fOr  Handelsfreiheit  ans, 
meint  aber:  vor  der  Hand  mfissten  die  von  der  Union  emgeföhrten 
Einfuhrzölle  und  Accisen  noch  bestehen  bleiben ;  denn  dieselbe  ferauche 
zur  Tilgung  der  im  Kneg^  contrahirten  Schuld  eine  starke  Staats- 
einnahme und  bei  der  noch  dttnnen  Bevölkerung  in  Amerika,  bei  der 
Zerstreutheit  der  Niederlassungen  im  Hinterland,  würde  die  Erhebung 
emer  directen  Steuer  mehr  kosten,  als  eintragen. 

(SchluBS  im  nächsten  Heft) 
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VII. 

Ble  TorseMftire  der  en^ltseheii  Parlamenticommiitlon  cur 
aHmAhlliren  Kinfülimiiifilefl  metriffetaenMaMi»-  nnilGewicIitv- 

Bjutentm  In  C^roMbrltannlen. 

Obgleich  darch  die  ParlameDtfacte  ?om  17.  Jani  1824  gleichförmige 
Maasee  und  Gewichte  in  den  ?ereioigten  Königreichen  England,  Schottland  nnd 
Irland  eingeführt  worden«  so  bestehen  doch  bei  allen  Uaasagattongen  in  Gross- 
britannien  noch  grosse  Verschiedenheiten,  und  selbst  in  England  sind  noch 
hente  neben  dem  Imperial  Yard  drei  verschiedene  Ellen,  neben  der  Statute  Mile 
iwei  Torschiedene  Meilen  u.  s.  w.  in  Geltung. 

Die  Nachtheile  dieser  Verschiedenheit  wurden  in  höherem  Haasse  fQhlbar 
bei  der  londoner  internationalen  Ausstellung  ?on  1851,  als  die  Prflfungscom« 
mission  genötliigt  war,  unter  den  gleichartigen  Producten  ?erschiedener  Länder 
und  Gegenden  Preisvergleichnngen  anzustellen.  Es  entstand  in  Folge  dessen 
eine  Agitation  für  Herstellung  einer  Tollständigen  Einheit  dieser  Grundlagen 
des  Umsatzes.  Dieser  schloss  sich  die  Gesellschaft  der  Künste  an,  welche  an 
den  Kanzler  der  Schstzkammer  ein  Gesuch  um  Gleichförmigkeit  des  Maass-  und 
Gewichtssystems  richtete  und  die  Annahme  des  französischen  Metersystems  em- 
pfahl. Beim  internationalen  statistischen  Congress  in  London  1860  sprach  sich 
Prinz  Albert  zu  Gunsten  des  Metersystems  aus.  Endlich  bemichtigte  sich  das 
Parlament  der  Frage  und  ernannte  im  Anfang  des  Jahres  1862  eine  Commis- 
sion,  welche  eine  umfassende  Enquite  Tornahm  und  besonders  die  internationale 
Ausstellung  des  vorigen  Jahres  zu  ihren  Untersuchungen  über  die  gestelltie 
Attfjgabe  benutzte. 

Gegenwärtig  liegt  dem  englischen  Parlament  der  Bericht  dieser  Commis- 
sion  zur  Entscheidung  ?or.  Sie  erklärt:  „Nach  einer  vollständigen  und  auf- 
merksamen Prüfung  der  Frage  sei  sie  einstimmig  zu  der  Ansicht  gelangt,  dass 
der  beste  Weg  der  sei,  mit  Schonung  zwar,  aber  in  entschiedener  Weise,  das 
Metersystem  in  Grossbritannien  einzirfuhren.  *^  Sie  schlägt  deshalb  ?or: 

1)  dass  die  Anwendung  des  Metersystems  gesetzlich  anerkannt  werde,  ohne 
jedoch  durch  irgend  eine  Strafbestimmung  das  System  obligatorisch  zu  machen, 
bis  es  durch  die  öffentliche  Meinung  des  Publicums  sanctionirt  sei; 

2)  dass  ein  Bureau  für  Maasse  und  Gewichte  bei  dem  Handelsdepar- 
tament  errichtet  werde.  Dieses  Bureau,  welches  der  Autorität  der  Regier- 
ung unterworfen  und  dem  Parlament  rerantwortlich  bleiben  soll,  wäre  mit  der 
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Prüfung^  und  Bewahrung  der  Urmaasse  und  mit  der  Aufsicht  über  die  Inspectoren 
XU  beauftragen  und  hätte  alle  Functionen  au  übernehmen,  velche  ein  Amt  dieser 
Art  erfordert;  namentlich  wurde  ihm  die  Ergreifung  aller  Haassregeln  xufallen, 
velche  geeignet  wären,  die  Anwendung  und  die  Kenntniss  des  Metersystema 
bei  allen  öffentlichen  Verwaltungen  und  in  der  Bevölkerung  zu  verbreiten; 

3)  die  Regierung  möge  den  Gebrauch  des  Metersystems  unterstützen,  in- 
dem sie  dieses  System  neben  dem  jetzt  herrschenden  ala  Basis  der  Steuerbe- 
atimmungen annähme.  Dadurch  würden  die  Fabrikanten  und  englischen  Kauf- 
leute mit  demaelben  vertraut  und  zu  gleicher  Zeit  die  Handelsbeziehungen  der 
fremden  Kaufleute  mit  England  erleichtert; 

4)  dass  das  Metersystem  Gegenstand  der  Prüfung  für  die  Bewerber  um 
öffentliche  Aemter  werde; 

5)  dass  das  Gramm  als  Gewichtaeinheit  von  der  Postverwaltung  für  die 
Taxe  der  Briefe  und  Bücher,  welche  aua  dem  Auslande  kommen  oder  dahin 
gehen,  angenommen  werde; 

6)  dass  der  öffentliche  Unterrichtsrath  die  Erlernung  des  Metersystema 
,in  den  vom  Staat  unterstützten  Schulen  fordern  soll; 

7)  dass  in  den  öffentlichen  statistischen  Tabellen  alle  englischen  Maaas- 
vnd  Gewichtaangaben  zugleich  auf  das  Metersystem  reducirt  und  mit  ihren  Ba- 
aennungen  nach  diesem  System  publicirt  werden  sollen; 

8)  dass  die  Anwendung  dcB  Metersystems  bei  Privat-Bills  im  Parlamente 
gestattet  sei; 

9)  dass  der  Gebranch  des  Metersystems  und  der  officiellen  englischen  Ge- 
wichte und  Haaaae  bis  zur  allgemeinen  Annahme  des  Metersystems  allein  ge- 
stattet sein  solle; 

10)  daaa  daa  Bureau  für  Gewichte  und  Maasse,  dessen  Organisation  vor- 
geachlagen  wird,  verpflichtet  sei,  dem  Parlament  einen  jahrlichen  Bericht  ab- 
xuatatten. 

Diese  Vorschläge  sind  allerdinga  noch  nicht  ihrer  Verwirklichung  nahe; 
sie  bedürfen  noch  der  Billigung  des  Parlaments  und  vor  Allem  der  nur  lang- 
aam  und  schwer  zu  erringenden  des  englischen  Volks.  Aber  sie  sind  ein  be- 
deutsamer Anfang  zur  Begründung  einer  von  der  Wissenschaft  wie  vom  Welt- 
handel gleich  sehr  geforderten  internationalen  Maass-  und  Gewichtseinheit.  Be- 
reits gilt  das  metrische  System  in  Frankreich^  Belgien,  Holland,  Italien,  Spa- 
nien, Portugal,  der  Schweiz  und  Griechenland«  Gelangt  dasselbe  auch  in  England 
zur  Herrschaft,  so  ist  seine  Einführung  auch  in  Scandinavien  und  Russland 
gesichert.  Für  Deutschland  wird  hoffentlich  der  bevorstehende  internationala 
atatislische  Congresa  in  Berlin  durch  ein  einmuthiges  Votum  einen  neuen  Impuls 
zu  seiner  allgemeinen  Annahme  geben'). 


1)  Vgl.  den  vortrefflichen  Bericht  EngePs  an  die Torbereitungseonmission  das 
sUtistiscben  Cengreases.    Berlin  1863.    S.  131  ff. 
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Ble  neae«ten  IJiitenacliunifeii  über  die  mittlere  Iieben«- 

dauer« 

1)  Dieter! ci,  lieber  den  Begriff  der  mittleren  Lebensdauer  und  deren 
Berechnung  für  den  preueeischen  Staat.     Berlin  1859.  4. 

2)  J.  E.  Wappäue,  Ueber  den  Begriff  und  die  statistische  Bedeutung 
der  mittleren  Lebensdauer.     Göttingen  1860.     4. 

3)  Derselbe,  Allgemeine  BevöIkerungsstatUük  T.  IL  Leipzig  1861. 
S.  1  ff. 

4)  E.  Engel,  Die  Sterblichkeit  und  die  Lebenserwartung  im  preuss. 
Staate  4ind  besonders  in  Berlin.  Zeitschrift  des  königl.  preuss.  statistischen 
Bureaus  1861  S.  321  ff.  und  1862  S.  192  ff. 

5)  G.  Hopf,  Ueber  Sterblichkeitslisten,  wahrscheinliche  und  mittlere  Le- 
bensdauer in  Kolb:  Handbuch  der  vergleichenden  Statistik*  3.  Aufl.  Leipzig 
1862.     S.  824  ff. 

In  der  Bevölkerungsstatistik  galt  von  jeher  die  Erkenntniss  der  mittleren 
Lebensdauer  des  Menschen  als  die  höchste  und  zugleich  practiach  -  wichtigste 
Aufgabe.  Von  Halley  bis  Quetelet  waren  es  vorzugsweise  Englander  und 
Franzosen»  welche  sich  mit  derselben  beschäftigten.  In  neuerer  Zeit  haben 
sich  immer  mehr  deutsche  Forscher  der  Behandlung  derselben  zugewandt.  Es 
ist  deshalb  besondere  Pflicht  der  Jahrbücher,  Qber  diese  Untersuchungen  ein- 
gehenden Bericht  zu  erstatten. 

D i e  t e r  i  ci  geht  von  der  Wichtigkeit  der  mittleren  Lebensdauer  ans  und  hebt 
hervor,  dass  sich  Schlösse  fiber  den  Gesundheitszustand  und  die  Verhältnisse 
des  Lebens  daraus  ziehen  lassen.  Der  letztere  Ausdruck  ist  offenbar  zu  unbe- 
stimmt. Denn  die  Lebensdauer  hat  ihre  Ursachen  und  ihre  Wirkungen:  zu 
jenen  gehören  die  klimaliachen ,  volkswirthschaftlichen  und  politischen  Verhält- 
nisse, zu  diesen  die  Grösse  der  Arbeitskraft  und  der  Leistungsfähigkeit  einea 
Volkes  und  mittelbare  Rückwirkungen  auf  den  gesammten  cuUurpolitiMhen  Zu- 
stand; denn  wenn  z.  B.  die  mittlere  Lebenadauer  grösser  wird,  so  wächst  die 
Mögliehkeit,  Erfahrungen  zu  machen,  nimmt  die  Zahl  der  Aken  zu,  welche  dem 
raatlosen  Vorwärtadringen  der  Jugend  conservativen  Sinn  entgegenstellen  und 
somit  einen  veränderten  Gang  des  gesammten  Lebens  herbeifuhren.  Zu  solchen 
SchMssen  aber  berechtigen,  wie  Dieterici  sagt,  die  dermalen  vorliegenden  Angaben 
und  Berechnungen  durchaus  nicht,  weil  die  Berechner  der  mittleren  Lebens- 
dauer nieht  angeben,  wie  sie  zu  ihren  Resultaten  gekommen  sind  und  waa  sie 
•igentlich  bedeuten. 

DieHanptfrage  hierbei  ist  nim  offenbar,  wu  unter  mittlerer  Lebena* 
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daaer  lu  ?entehen  sei.  Die  Antwort  mnai  aber  nicht  nur  dordi  matbemati- 
•che  Begriffe,  sondern  auch  in  malhematischen  Zeichen  gegeben  werden.  Denn 
nur  durch  diese  wird  man  auf  die  kOrseete  und  leichteste  Weise  in  den  Stand 
gesetzt,  die  Begriffe  mit  einander  zu  ?erbinden  und  ihre  Anwendungen  in  ff§r 
fen;  die  mathematische  Zeichensprache  ist  nicht  nur  die  deutlicliste ,  soSdern 
gestattet  auch  am  leichtesten,  über  den  Begriff  hinausiugeben;  In  ihr  liegen 
die  Elemente  des  Begriffs  gesondert  ?or  Augen  und  gestatten  nähere  Bestim* 
mungen,  welche  anaunehmen  dem  wörtlichen  Ausdruck  ungemein  schwer  fiillt 
oder  gani  unmöglich  wird.  Um  so  auffalliger  ist  es,  dsss  die  Statistiker  dia 
mathematischen  Formeln  oft  perhorresdren,  xumal  ihr  Nutzen  selbst  dann  nicht 
in  Abrede  gestellt  werden  kann,  wenn  sie  nur  auf  Definitionen  angewandt  wer- 
den. Nur  muss  man  daffir  sorgen,  dass  die  Bezeichnung  bequem  und  sprechend 
ist.  Man  erhalt  dann  Ansdrficke,  welche  sicher  mehr  lebten,  als  die  breitspu- 
rigen Wortformeln. 

Dieterici  stellt  nun  zunächst  den  Begriff  der  mittleren  Lesensdauer  so  auf : 
„Die  mittlere  Lebensdauer  wird  gefunden,  wenn  man  alle  die 
Jahre,  welche  die  gleichzeitig  Lebenden  zusammen  gelebt 
haben,  durch  die  Anzahl  der  Lebenden  dividirt^S  Bezeichnen 
wir  die  Anzahl  der^  Lebenden  (vivi),  welche  im  aten  Lebensalter  stehen,  durch 
Va,  so  ist  die  Zahl  ihrer  durchlebten  Jahre 

ftzüzz 

S    (a  .  Va)  =  i;  (a  .  Va), 
a=0 

wo  z  das  höchste  Alter  ausdruckt  und  die  rechte  Seite  der  abgekürzte  Ans^ 
druck  der  linken  ist.    Demnach  wfirde  nach  Dieterici  die  mittlere  Lebensdauer 

— ^ — ^  sein.     Dieser  Ausdruck  ist  aber,  wie  Dieterici  später  selbst  zugiebt, 

nicht  die  mittlere  Lebensdauer,  sondern  das  durchschnittliche  Alter  der  Leben- 
den.   Bezeichnen  wir  dieses  durch  ?,  so  ist  der  kfirzeste  Ausdruck  für  dasselbe 

Obgleich  diese  Zahl  nicht  die  mittlere  Lebensdauer,  sondern  das  Durch- 
schnittsalter der  Lebenden  ausdruckt,  so  ist  sie  doch  auch  nicht  ohne  Interesse. 
Deshalb  wollen  wir  uns  die  Betrachtungen,  welche  Dieterici  fiber  dieselbe  an- 
stellt, etwas  genauer  ansehen.  „Eine  solche  Rechnung^^  —  sagt  er  —  „hat 
zunächst  nur  das  Bedenken,  dass  in  den  meisten  Staaten  die  statbtischen  Auf- 
nahmen der  Be?ölkerungen  nicht  für  jedes  Lebensjahr  angelegt  sind.  Dia 
Zählungen  ergeben  nicht,  wie  viel  Menschen  sind  vorhanden  Ton  1^  2,  3 . . .  • 
Jahren,  sondern  es  wird  angenommen  die  Zahl  der  yon  15 — 20  Jahren  u.  s.  w. 
Lebenden.  Durch  die  Interpolation  müssen  aber  Fehler  entstehen  und  können 
in  jedem  einzelnen  Product  a .  Va,  zumal  wenn  a  verhältnissmässig  gross  ist, 
erheblich  anwachsen.^^  Das  Bedenken  Dieterici^s  ist  vollkommen  begründet. 
Aber  unsere  Formel  lehrt  noch  mehr.  Der  Factor  a  (Anzahl  der  Jahre)  wächst 
nämlich  nicht  nach  Jahren,  sondern  beinahe  stetig;  auch  unter  einer  grossen 
Anzahl  von  Menschen  haben  nur  wenige  absolut  dasselbe  Alter,  sondern  ihre 
Geburtstage  liegen  Monate,  Tage  oder  wenigstens  Stunden  und  Minuten  aus 
einander.     Daher  Ut  selbst  bei  jäbriichen  statistiochen  Erhebungen  die  Mög- 
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lichkeit  eines  falschen  Resnltates  gegeben*  Wir  kennen  aber  immerhin  anneh- 
men, dass  die  Lebenden  jährlich  gesihlt  werden.  Dann  erhält  man  die  Zahlen 
derjenigen,  welche  im  lien,  2ten,  3ten  u,  s.  w.  Jahre  stehen*  Haben  wir 
nun  allgemein  V«  als  die  Zahl  derer,  welche  im  aten  Lebensjahre  stehen,  so 
hat  jeder  derselben  nur  (a — 1)  ?olle  Jahre  gelebt  nnd  am  aten  einen  Theil, 
welcher  xwischen  den  Grenzen  Null  nnd  Eins  schwankt.  Daher  ist  das  6e* 
sammtalter  dieser  Altersclasse  nicht  a  .  Va,  sondern  (a — a)  .  Ya,  wo  a  erfah« 
mngsmässig  zq  bestimmen  ist|  Vertheilten  sich  Gebarten  nnd  Sterbefiilio 
gleichmässig  auf  das  ganze  Jahr,  so  wäre  a  =  ^.  Dies  ist  aber  für  nnsern 
Zweck  mit  Ausnahme  des  ersten  nnd  etwa  des  zweiten  Jahres  hinreichend  ge- 
nau, also  ist,  wenn  wir  Torläufig  auch  von  diesen  beiden  Jahren  absehen,  dsa 
dnrchscimittliche  Alter  der  Lebenden 

,=ifc^] p, 

wo  jetzt  Va  die  Anzahl*  der  im  aten  Lebensjahre  stehenden  Lebenden  bedeu- 
tet. Die  beste  Erhebung  wurde  hiebei  die  sein,  welche  Kolb  Torschlägt^) :  „Zur 
Erlangung  richtigerer  Resultate  durfte  es  nicht  wenig  beitragen,  wenn  bei  den 
Volkszählungen  die  Frage  gestellt  wurde:  „in  welchem  Jahre  und  Monate  ist 
jede  Person  geboren?'^  statt:  „wie  viel  Jahre  zählt  dieselbe?'^  u.  s.  w. 

Rechnet  man  dann  einen  Zeitraum  unter  sechs  Monaten  als  Null,  und  einen 
über  sechs  Monate  als  Eins,  so  wurde  die  Formel  [1]  gelten,  wobei  a  ebenfalls 
in  ganzen  Zahlen  fortschreitet. 

Hierauf  bestimmt  Dieterici  den  Begriff  der  mittleren  Lebensdauer  anders 
und  zwar  als  die  Zeit,  welche  die  meisten  Mensehen  gelebt 
haben  bis  zu  ihrem  Tode,  resp.  bis  zu  ihrem  Tode  leben  wer- 
den. Dieser  Ausdruck  ist  offenbar  falsch.  Denn  es  kommt  nicht  darauf  an, 
welches  Alter  die  meisten  Menschen  erreichen,  sondern  welches  der  mittlere 
Mensch  oder  der  Mensch  im  Durchschnitt  erreicht.  Dann  haben  wir  aber  nicht, 
was  man  sonst  mittlere  Lebensdauer  nennt,  sondern  das  Durchschnittsalter  der 
Gestorbenen.  Bezeichnen  wir  dieses  durch  m,  die  Anzahl  der  im  aten  Lebens- 
jahre Gestorbenen  durch  Ma,  die  Summe  der  Gestorbenen  durch  M,  so  ist 

.  =  '-^ [3] 

oder,  wenn  wir  gleich  auf  die  Art  der  Zählung  Rükksicht  nehmen  und  a  nur 
in  ganzen  Zahlen  fortschreiten  lassen, 

_  ^[(a-i)Ma] 
m  — g .  .  ♦  .  [4j 

„Es  ist  klsr,  dast  ich  —  um  zu  finden,  wie  Isnge  der  mittlere  Mensch 
lebt  —  nicht  blos  nach  den  Lebenden  rechnen  kann;  ich  muss  notbwendig  nach 
den  Todten-  oder  Sterbelisten  rechnen.  Nun  könnte  man  aus  der  Zahl  der  Le- 
benden, der  Zahl  derer,  welche  geboren  werden,  yerglichen  gegen  die  Anzahl 
derer,  die  in  einem  späteren  Lebensalter  noch  leben,  schliessen  auf  die  Zahl, 
welche  notbwendig  gestorben  sein   mfissen.*'     Wie  sich    nun  aus  dieser  Ter- 


1)  Kolb,  Handbuch  der  Tergieichenden  StatieUk.    S.  440. 
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glekhiing  die  dnrciitchiiilüiche  LebeDsdaner  der  Gestorbenen  ergiebig  wird  aa 
einem  Beispiele  ohne  allen  Beireit  erläutert.  ^^Mtn  könnte  sagen :  6eb«en 
wurden  im  preuseischen  Staate  1817  454191  Menachen.  Die  Hälfte  daron 
iat  227095.  Nach  der  Zählung  des  Jahres  1855  lebten  im  preuaaischen  Staata 
228516  Menschen  36  Jahr  alt.  Das  ist  ungefähr  die  Hafte  Ton  454191. 
Da  also  nach  der  38  Jahre  nach  1817  yorgenommenen  Zählung  die  Hälfte  etwa 
der  1817  gebornen  Menschen  36  Jahr  alt  ist,  so  ist  36  Jahr  die  mittlere 
Lebensdauer  im  preussischen  Staat.^^  Das  ist  schier  unbegreiflich,  zumal  noch 
hinzugesetzt  wird:  „Die  Rechnung  wäre  ganz  genau,  wenn  erstens  die  Anzahl 
der  36jäbrigen  nicht  durch  Wahrscheinlichkeitsrechnung  festgestellt,  sondern 
durch  positive  Zahlen  ermittelt  wäre,  ferner  aber  (und  das  ist  der  Hauptein- 
wand  gegen  diese  Art  der  Berechnung  der  mittleren  Lebensdauer),  wenn  an- 
zunehmen wäre,  dass  die  1855  36  Jahr  alten  Personen  wirblich  aus  den  1817 
Geborenen  und  aus  diesen  aUein  hervorgegangen  wären/^  Denn  von  den  36- 
jährigen  des  Jahres  1857  ist  auch  nicht  ein  einziger  i^is  den  1817  Geborenen 
hervorgegangen,  weil  er  sonst  auf  seinem  Lebenswege  zwei  Jahre  hätte  znrock- 
bleiben  mässen.  Daher  hat  die  Regel  nur  Sinn ,  wenn  man  sie  auf  dieselbe 
Anzahl  gleichzeitig  Geborner  bezieht,  und  sie  lautet  dann:  Ist  von  einer  An- 
zahl gleichzeitig  Geborner  die  Hälfte  gestorben,  so  ist  die  während  ihres  Ab- 
Sterbens  verflossene  Zeit  das  durchschnittliche  Alter  der  Gestorbenen.  Dieses 
ist  aber  ebenfalls  nicht  richtig.  Denn  hätte  die  Regel  Geltung,  so  müsste  sie 
unter  sllcn  Umständen  zutreffen.  Man  kann  aber  beliebig  annehmen,  nach 
welcher  Zeit  die  Hälfte  einer  Anzahl  gleichzeitig  Geborner  gestorben  sei  und 
somit  auf  jeden  beliebigen  Widersinn  kommen.  Man  wird  hiegcgen  nicht  etwa 
einwenden  wollen,  dass  hier  ein  Gesetz  obwalte,  welches  keine  willkürliche  Vor- 
aussetzung zulasse.  Ein  solcher  Einwand  würde  die  Frage  gar  nicht  treffen, 
denn  es  hsndelt  sich  hier  nicht  um  die  Formulirnng  einer  empirischen  Regel, 
sondern  um  Ableitung  derselben  aus  Begriffen.  Es  ist  möglich,  dsss  die  van 
Dieterici  gegebene  Regel  richtig  ist,  aber  dann  darf  sie  nicht  ein  Gesicht  ma- 
chen, als  ob  sie  eine  ursprünglich  abgeleitete  sei;  Dieterici  kann  aus  seinen 
Prämissen  überhsupt  nur  den  Schluss  ziehen,  dass  er  eine  Mittelzahl  erhält.  Er 
stellt  nämlich  die  Gleichungen  auf 

N 

Mx  -J-  M2    +  M3  4"  •  •  •  4"  Mx  1=  —, 

N 

Mxfi   +  ^«+2  -|-   .  •  •   -|-   M»   =  — , 

WO  N  die  Anzahl  gleichzeitig  Geborner  bedeutet  und  die  M  sich  auf  diese  be- 
ziehen, und  schliesst  daraus,  dass 

m  =  X 

sei.  Dsss  dieser  Schluss  nicht  richtig  sein  kann,  sieht  man  daraus,  dass  in 
den  Gleichungen  gar  keine  Jahressumme  vorkommt.  Da  wir  nun  vollends 
wissen,  dass  die  Curven  beider  Reihen  keine  gerade  Linie  bilden,  so  wäre  der 
Schluss,  dass  unter  unendlich  vielen  Möglichkeiten  gerade  die  eine  statt  haben 
sollte,  geradezu  abenteuerlich.  Sieht  man  unsere  Formel  [4]  an,  zumal  wenn 
man  ihr  die  Form 

_  >!  M|  -f-  «2  Mj  +  Sa  M3  -f-  . . .  +  a,  M, 

M 
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gieU,  fo  lerftllt  das  gaaie  Ralf onnamiMit  Dieterici'a  in  Nkhti,  da  tod  den  vn- 
lAUigen  Yerthellangen  der  a  eine  nmäliUge  Menge  von  Mdglichkeiten  her- 
rölinn,  weiche  das  x  vor-  und  rfickwirta  aehieben,  oline  m  im  Geringiten  lu 
indem  und  nmgekehrl.  Daher  hat  Dieterici  auch  Unrecht,  wenn  er  eagt: 
,,Richtig  aber  bleibt,  daae,  wenn  in  vielen  Dörfern,  wie  Süaa milch  that,  ana 
den  Kirchenbüchern  featgeatellt  wfirde,  wie  Tide  Peraonen  von  den  jetzt  im 
Dorfe  lebenden  in  einer  gewiaaen  Zeit  im  Dorfs  aelbat  geboren  wurden,  und  nun 
noch  im  Dorfe  leben,  wie  viel  nach  den  Todtenliaten  an  den  vor  jener  Zeit 
Gehörnen  geatorben  aeien,  eich  hieraua  fBr  eine  groaaere  Aniahl  ?on  Ortachaf- 
ten  die  mittlere  Lebenadauer  in  dieaen  Dörfern  beatimmt  ermitteln  lieaae.^* 

.Die  Kritik  der  Hoff  man  n'achen  Methode,  daa  Durchachnittaalter  der 
Geatorbenen  (mittlere  Lebenadauer  bei  Dieterici)  zu  beatimmen,  iat  höchat  un- 
genügend. Dieaelbe  iat  bekanntlich  die  Sterblicbkeitaziffer,  alao  wenn  wir  dieae 
durch  a  bezeichnen 

"  =  Ä t^J 

Da  dieaelbe  gar  kein  Alter  und  noch  viel  weniger  Alteraaummen  enthält, 
ao  kann  aie  auch  nur  etwa  zuflUig  mit  einer  Alterazahl  zusammenfallen.  Dabei 
wollen  wir  gleich  den  reciproken  Begriff,  den  der  Sterblichkeit  a  aufstellen: 

<r  =  ^ [6] 

Die  Sterblichkeitaziffer  iat  der  Quotient  aua  der  Zahl  der  Lebenden  uod 
der  Zahl  der  Geatorbenen,  und  die  Sterblichkeit  der  Quotient  aua  der  Anzahl 
der  Geatorbenen  und  der  Anzahl  der  Lebenden.     Da 

a  •  tf  zu  1  .  .  .  .  [7] 

iat,  ao  kann  man  immer  die  Sterblichkeitsziffer  auf  die  Sterblichkeit  und  dieae 
auf  jene  zurückführen. 

Ebenao  kann  man  auch  den  Begriff  der  Geburtaziffer  g  ala  dea  Quotienten 
aua  der  Anzahl  der  Lebenden  und  aua  der  Anzahl  der  Geburten  oder  der 
Geborenen 

« =  N f«i 

und  den  Begriff  der  Fruchtbarkeit  y  >1>  dea  Quotienten  aua  der  Anzahl  der 
Gebomen  und  der  Anzahl  der  Lebenden 

N 

y  =  V t^J 

bilden.  Von  beiden  gilt  ebenfalla,  daaa  aie  reciprok  zu  einander  aind  und  einer 
leicht  auf  den  andern  zurückgeführt  werden  kann 

g  .  y  =  1  .  .  .  .  [10] 

Ich  atelle  dieae  Begriffe  gleich  zuaammen,  weil  aie  apiter  noch  gebraucht 
werden,  und  weil  aie  zuaammengehören. 

V 

Dieterici  meint  nun,  daaa  in  der  That  die  mittlere  Lebenadauer  a  =  n 

aein  würde,  wenn  V  und  M  aieh  gleich  blieben,  d.  h.  wenn  ebenaoTiel  atürben 
ala  geboren  würden«    Aber  auch  du  iat  nur  in  dam  Falle  richtig,  wann  alle 

8& 
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MenBchen  absolut  dassell»  Alter  erreichen  oder  in  jeder  AHercloaoe  gleichfiel 

•terben.     Denn  nur  in  diesen  Failen  geataitot  unsere  Formel  [4]  eine  nothwett- 

dige  Reduction,  im  sweiten  Falle  ist 

-g    Äf 

Ml  :=  Mj  =  Mj  =  . . .  =  M«  =  — , 

also 

•"-7  ~~M — 1--2 

im  ersten  Falle  hingegen 

m  =     — j^ —  —  z  —  J, 

wobei  dies  letzte  Resultat' immer  noch  um^  mit  der  Sterblichbeitsziffer  differirte 
und  nur  stimmt,  wenn  man  nach  Formel  [3]  rechnet. 

Schliesslich  kommt  auch  Dieterici  zu  der  Ucberzengung,  dass  [3]  die  ein- 
lig  brauchbare  Formel  sei,   um   das  durchschnilllicho  Alter  der  Gestorbenen  zu 

bestimmen. 

Die  Frsge  ist  nun,  wie  man  bei  der  Art  des  gegebenen  Materials  rechnen 
sollte.  Zunichst  weist  nun  Dieterici  überzeugend  nach,  dass  bei  den  Todten 
die  Rechnung  genauer  auffallen  müsse  als  bei  den  Lebenden,  1)  weil  im 
preussischen  Staate  bei  den  Lebenden  nur  11,  resp.  7  Zeiträume,  hingegen  bei 
den  Gestorbenen  20  Zeiträume  unterschieden  werden;  2)  weil  der  Gestorbenen 
bei  Weitem  weniger  sind  als  der  Lebenden. 

Ich  habe  nun  schon  angegeben,  dasss  Dieterici  nach  der  Formel  [3j  rech- 
net. Da  das  wirkliche  Durchschnittsalter  der  Gestorbenen  aber  —  abgesehen 
Ton  einer  etwaigen  Correction  —  nur  nach  [4]  richtig  bestimmt  werden  kann, 
so  macht  Dieterici  einen  Fehler  von 

^(a.Ma)      :g[(a-4)Ma]_^(Ma)   _ 

M  M  ~     2M     ~  * 

d.  h.  er  findet  das  Durchschnittsalter  der  Gestorbenen  ^  Jahr  zu  gross. 

Es  bietet  sich  nun  zunächst  der  Gedanke,  die  Interpolation  nach  gleichen 
Intervallen  vorzunehmen  oder  in  arithmetischer  Progression  einzuschalten.  Die« 
terici  bemerkt,  dass  dies  zu  grossen  Irrlhümern  nicht  fuhren  werde,  nimmt 
aber  seinen  Ausspruch  zurück  und  zwar  mit  Recht,  einmal  weil  die  Sterblich- 
keit nicht  in  arithmetischer  Progression  fortschreitet,  und  weil  die  Nachbarzah- 
len auf  eine  andere  Verlheilung  hinweisen. 

Für  Berlin  lagen  dem  Verfasser  vollständige  Sterbelisten  vor.  Dieselben 
geben  der  Interpolation  ein  Regulativ,  aber  kein  genaues,  1)  weil  oft  alte 
Leute  Berlin  verlassen  und  auswärts  sterben;  2)  weil  in  Berlin  mehr  uneheliche 
Kinder  sind,  als  auf  dem  Lande  und  diese  mehr  sterben  als  die  ehelichen; 
3)  weil  eine  Menge  junger  Männer  theils  ihrer  Bildung,  theils  des  Erwerbs 
wegen  sowie  Dienstmädchen  nach  Berlin  kommen;  4)  weil  die  Einwohnerzahl 
in  Bezug  auf  den  Staat  doch  zu  klein  ist.  „Daher  hat  es  dem  Verfasser  am 
Zweckmässigsten  geschienen,  da,  wo  die  Zahlen  in  den  mittleren  Lebensperioden 
nicht  allzu  weit  von  einander  abstehen,  den  5ten  Theil  bei  den  5jährigen  Perio- 
den in  die  Mitte  der  Zwischenjahra  zu  bringen  und  von  dieser  Zahl  an  die  zwei 
nach  den  nächsten  Stufen  fehlenden  Jahre   durch  InterpolireUi  durch  nathema«- 
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tischeB  Probiren  und  nach  WabrieheiiilichkeilflTerhiltnisten  la  «neben,  die  (ge- 
fundenen Zahlen  aber  mit  den  Procenteätzen,  welche  an«  poaitiven  Angaben 
fnr  Berlin  aich  heraneetellen ,  zu  yergleichen  und  eventuell  zu  berichtigen,  ffir 
die  froheren  Jahre  überhaupt  die  Procentaätze  anzuwenden  u.  s,  w/^  Das«  da- 
bei der  Leser  so  klug  bleibt  als  zuvor,  bedarf  keines  Beweises.  Interpoliren 
ist  der  allgemeine  Ausdruck,  der  Verfasser  meint  aber  wahrscheinlich  Interpoli- 
reh  nach  gleichen  InterTallen.  Hier  hilft  uns  der  Zusammenhang,  aber  was  heisst 
mathematisches  Probiren?  welche  Wahrscbeitiiichkeitsverhältnisse  sind  gemeint, 
und  worauf  gründet  sich  die  Wahrscheinlichkeit?  Der  Verfasser  bestimmt  nun 
nach  setner  Methode  das  durchschnittliche  Alter  der  Lebenden  im  Jahro  1855 
auf  25,826  Jahre  und  findet  weiter 


Im  Jahr 

durchschnittliches  Alter  der  Gestorbenen 

mit  dem  ersten 
Jahr 

ohne  das  erste 
Jahr 

1816 
1836 
1855 

28,549  Jahr 
28,942     - 
30,306     - 

39^054 
38,256 
38,501 

Der  Verfasser  zieht  hieraus  den  Schluss,  dass  das  Durchschnittsalter  der 
Gestorbenen  in  Preussen  zugenommen  habe.  Dass  dieser  Schluss  nicht  zulassig 
sei,  lehrt  ein  Blick  auf  unsere  Formel.  Jedes  Jahr  hat  nach  ihr  sein  eigenes 
Durchschnittsalter  der  Gestorbenen  und  ändert  sich  besonders  nach  der  Aen- 
derung  der  Ma.  In  der  Arbeit  von  Engel  ist  dieses  des  Weiteren  aus- 
geführt. 

Der  hauptsächlichste  Uebelstand  in  der  ganzen  Arbeit  Dieterici's  läuft 
darauf  hinaus,  dass  er  a  priori  angenommen  hat,  es  bestehe  eine  Relation  zwi- 
schen der  mittleren  Lebensdauer  und  der  Prosperität  der  Nation,  und  dass  die 
Zahl,  welche  die  Prosperität  ausdruckt  oder  wenigstens  mit  ihr  steigt  und  fallt, 
eben  die  mittlere  Lebensdauer  sein  müsse.  Der  Begriff  der  mittleren  Lebens- 
dauer ist  aber  ein  schon  längst  in  der  Wissenschaft  festgestellter  und  es  ist 
immer  Unrecht,  ohne  Noth  den  Begriff  zu  ändern.  Von  dem,  was  herkömmlich 
unter  mittlerer  Lebensdauer  verstanden  wurde,  davon  ist  bei  Dieterici  keine 
Rede,  sondern  nur  von  dem  durchschnittlichen  Alter  der  Lebenden  und  der  Ge- 
storbenen. Deshalb  haben  wir  auch  immer  statt  seiner  mittleren  Lebensdauer 
entweder  das  durchschnittliche  Alter  der  Lebenden  oder  der  Gestorbenen  gesetzt, 
jenachdem  es  sein  Begriff  verlangte.  Mittlere  Lebensdauern  sind  sowohl  die 
Begriffe  [2]  und  [3]  als  auch  noch  ein  Paar  andere,  aber  das,  was  man  bis  jetzt 
mittlere  Lebensdauer  genannt  hat,  und  die  Zahl,  welche  mit  dem  Wohlstande 
proportional  sein  soll,  ist  etwas  ganz  Anderes.  Will  man  sich  beiläufig  die 
Aufgabe  stellen,  aus  dem  Alter  der  Nation  auf  den  Wohlstand  zu  schliessen, 
80  darf  man  die  Todtgeburten  durchaus  nicht  Ternachlässigen.  Denn  für  jede 
Geburt,  mag  ihr  Product  nun  ein  todtes  oder  lebendiges  Kind  gewesen  sein, 
sind  mindestens  die  40  Tage  des  Wochenbetts  als  negative  Leistungsfähigkeit 
der  Mutter  in  Rechnung  zu  bringen,  was  für  jede  Geburt  ^  jährliche  Frauen- 
leistnng  repräsentirt.  In  der  Messung  des  Wohlstandes  zählen  also  die  todt- 
gebornen  Kinder  mit,  daher  müssen  sie  auch  mitgezählt  werden  bei  einer  Be- 
stimmung der  Jahreszahl,  welche  einen  Ausdruck  des  Wohlstandes  darstellen 
soll.     Was  Dieterici  dagegen  einwendet,  ist  durchaus  nicht  stichhaltig.    Denn 
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wenn    er  sagt,   dass   ein  todtgebornes  Kind  nicht  gelebt  habe,   so  sagen  wir, 
daas  seine  Lebensdauer  gleich  Null  zu  setzen  sei. 

Der  Vorwurf,  einen  ganz  bestimmten  Begriff  willkflrlich  geändert  zu  haben, 
trifft  auch  Wappäus.  Denn  er  nennt  mittlere  Lebensdauer  das,  was  auch 
Dieterici  schliesslich  so  nennt.  Nur  hebt  er  schärfer  hervor,  dass  man  dabei 
festhalten  muss,  „dass  die  so  berechnete  mittlere  Lebensdauer  nur  die  mittlere 
Lebensdauer  der  Gestorbenen  kennen  lehrt.^^  Nun  wenn  es  so  ist,  so  nenne 
man  doch  diese  mittlere  Lebensdauer  Durchschnittsalter  der  Gestorbenen,  und 
andere  den  Begriff  nicht  ohne  Noth  ab.  Auch  muss  hinzugeffigt  werden:  der 
Gestorbenen ,  abgesehen  davon ,  wo  sie  geboren  sind.  Mit  Recht  spricht  nun 
Wappäus  gegen  die  Interpolation  überhaupt,  denn  nach  den  bisherigen  Er- 
fahrungen steht  fest,  dass  in  der  Absterbeordnung  bei  den  verschiedenen  Be- 
völkerungen von  Jahr  zu  Jahr  eigenlhumliche  Unterschiede  stattfinden  und  des- 
hslb  müssen  solche  Interpolationen  „nur  ein  mehr  oder  weniger  verzerrtes  Bild 
einer  wirklichen  Sterbeliste  geben.'^  Daher  vollständige  Sterbelisten!  —  Aber 
woher  sie  nehmen?  Da  deren  nur  für  Städte  vorhanden  sind,  so  liegt,  wie 
schon  gesagt,  der  Gedanke  nahe,  die  Interpolation  nach  den  städtischen  Ster- 
hellsten  vorzunehmen.  Hier  wiederholt  nun  Wappäus,  ohne  etwss  wesentlich 
Neues  vorzubringen,  die  von  Dieterici  gegen  diese  Interpolation  angeführten 
Gründe,  ohne  sich  die  Mühe  zu  geben,  den  Fehler^  der  dabei  entstehen  kenn, 
zu  schätzen  oder  in  gewisse  Grenzen  cinzuschliessen.  Dafür  aber  stellt  sich 
Wappäus  die  Aufgabe,  an  einem  Beispiele  den  Einfluss  der  Einwanderung 
anf  das  durchschnittliche  Aller  der  Gestorbenen  nachzuweisen.  Er  legt  dabei 
die  Todtenlisten  der  verschiedenen  Kirchspiele  Göttingens  aus  den  sechs  Jahren 
von  1853  bis  1858  zu  Grunde.  Der  Fehler,  welchen  Dieterici  macht,  in- 
dem er 

2  (a .  Ma) 

M 
setzt    und  a  in   ganzen   Zahlen    fortschreiten   lässt,   wird   von    Wappäus    nicht 
nur  zurückgewiesen,  sondern  auch  das  a  in  der  aligemeinsten  Formel 

:^[(a-«)Ma1 

M 

noch  näher  bestimmt.  j^Dass  man^^  —  sagt  er  nämlich  —  „einen  grossen  Fehler 
begehen  würde,  wenn  man  z.  B.  für  die  im  ersten  Lebensjahre  verstorbenen 
Kinder  annehmen  wollte,  dass  sie  im  Durchschnitt  ein  halbes  Jahr  alt  gewor- 
den wären  und  nun  darnach  die  Zahl  dieser  Kinder  mit  ^  multiplicirt  als  die 
Summe  der  von  ihnen  gemeinschaftlich  durchlebten  Zahl  von  Jahren  ansähe, 
liegt  auf  der  Hand,  weil  es  bekannt  ist,  dass  von  diesen  Kindern  bei  Weitem 
mehr  unter  einem  halben  Jahre  sterben  als  darüber.  Um  hier  ganz  sicher  %u 
gehen,  muss  man  für  die  im  ersten  Lebensjahre  gestorbenen  Kinder  das  er- 
reichte Alter  nach  den  sämmtlichen  speciellen  Angaben  wirklich  berechnen.*^ 
Darnach  findet  er,  dass  für  das  erste,  zweit«  und  jedes  beliebige  andere  Le- 
bensjahr respective 

a  —  a  =  0,303, 

a  —  CK  =  1,446, 

a  —  c»  =  0,500 
zu  setzen  ist.     Unsere  Formel  [4]  müsste  also  folgende  Gestalt  «nnebmen: 
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_  S  [(a— ^)  Mk]  —  (0,1  »7  Mj  +  0,004  M^) 
^  ~  M 

»..    i..ir  0,197  .  Ml  4-  0,004  Mj    ,  ,     .  .         , 

Die  Differenz    -2 L— ! : f    ist   aber   so  gering,    dass  wir   ge- 

jil 

troat  bei  deer  Formel  [4]  stehen  bleiben  können,  zumal  da  ,  wo  aie 
apäter  noch  gebraucht  wird,  auf  die  Coelficienten  nicht  viel  ankommt.  Wap- 
paus  selbst  wendet  diese  Correction  an  und  findet  das  durchschnittliche  Al- 
ter der  gestorbenen  Göttinger  im  Allgemeinen  zu  38,6  Jahren ,  für  die  gebornen 
Göttinger  aber  nur  zu  28,8  Jahren.  Diese  Zahlen  beweisen  hinlänglich,  wel- 
chen Einflnss  die  Einwanderung  auf  das  durchschnittliche  Alter  der  Gestorbenen 
ausübt.  Dass  ein  solcher  Einfluss  statt  haben  müsse,  ergiebt  sich  aus  den  Um- 
ständen; wie  gross  er  aber  sei,  kann  nur  durch  wirkliche  Berechnung  bestimmt 
werden.  Fast  überflüssig  ist  es,  wenn  Wappäus  noch  zwei  etwaige  Ein- 
wände zurückweist:  „Man  könnte  einwenden,  einmal,  dass  bei  der  geringen 
Einwohnerzahl  Göttingens  6  Jahre  eine  zu  kleine  Zahl  Ton  Beobachtungen 
umfassen,  und  zweitens,  dass  Göttingen  wegen  seiner  Universität  ganz  ezceptio- 
nelle  Verhältnisse  darbiete.*^ 

Hat  bis  hierher  Wappäus  vorzugsweise  die  Widerlegung  Dieterici's  im 
Auge  und  insbesondere  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  Unzulässigkeit  der  Inter- 
polation der  Sterbelisten  nach  der  Sterblichkeit  grosser  Städte  nachzuweisen,  so 
geht  er  im  zweiten  Theilc  seiner  Abhandlung  einen  Schritt  weiter  und  behaup- 
tet, dass  Todtenlisten  für  sich  allein  nicht  zur  Kenntniss  der  mittleren  Lebens- 
dauer einer  Bevölkerung  führen  können.  Das  hat  aber  Dieterici  auch  nicht 
behauptet,  denn  er  leitet  aus  den  Todtenlisten  nichts  weiter  ab  als  das  durch- 
schnittliche Alter  der  Gestorbenen  und  macht  nur  den  Fehler,  dass  er  dieses 
mittlere  Lebensdauer  nennt  und  in  ihm  ein  Maass  des  Wohlstandes  findet. 

Was  Dieterici  und  Wappäus  mittlere  Lebensdauer  nennen,  ist  in  der 
That  nicht  der  richtige  Ausdruck  dafür,  wie  lange  ein  Mensch  im  Durchschnitt 
zu  leben  hat,  sondern  nur  dafür,  welches  Alter  eine  Anzahl  Gestorbener  im 
Durchschnitt  erreicht  haben.  Daher  hat  jedes  Jahr  sein  eigenthümliches  Durch- 
schnittsalter der  Gestorbenen,  wie  seine  eigenthümliche  Geburts-  and  Sterblich- 
keitsziffer. 

„Dass  das  Geburtenverhältniss  auf  die  Vertheilung  einer  Bevölkerung  nach 
dem  Alter  nothwendig  einwirkt,  ist  leicht  darzulee^en^%  sagt  Wappäus.  Das 
bt  auch  richtig,  aber  er  zeigt  es  nur  an  einem  Beispiele,  was  offenbar  nicht 
genügt.     Geben  wir  unserer  Formel  [4]  folgende  Gestalt: 

Ml  4-  3  Mg  4-  5  M3  -f  .  .  .  +  (2z  —  1)  M, 

~  2  M 

und  lassen  wir  mit  einem  Schlage  eine  andere  Geburtenzahl  eintreten,  alles 
Andere  aber  gleichbleiben,  so  erhalten  wir 

,  _  M'i  +  3  M3  +  5  M3  4-  .  .  .  +  (2z  —  1)  M, 


m' 


2  M^ 


Es  ist  aber,  wenn  wir 

3  Mj  4-  5  M3  -f-  .  .  .  .+  (2z  —  1)  M«  =  P 

Ml  4"       M3  -f-  .  .  .  -{-  M,  rr:  0 

seilen. 
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_    /—     Mi  +  P  M/  +  P  _  ,  (M/  —  Ml)  (P   —  Q) 

"      "— 2(Mi  +  0)      2  (Ml' +  Q)  —  '  (Ml  4-  0)  (Ml' +  Q)" 

Jl  -  I  _  («i'  -  Ml)  (P  -  0) 
m'  -  *       (Ml  +  0)  (Ml'  +  P) 
Hier  itt  m  —  m'  poiitir,   wenn   Hi'  ]>  Mi  iet,   d.  h.   venu  eine  grösiere 

Geburtenzahl  eintritt  and  ebenso  -—  <  1,    d.  h.  wenn  alle  Verhaltnisse  die- 

m' 

felben  bleiben,  so  bewirkt  eine  Vermehrung  der  Sterbefallo  im  ersten  Lebens- 
jahre eine  Verminderung  des  durchschnittlichen  Alters  der  Gestorbenen.  Da 
aber  diese  Vermehrung  der  Sterbefälle  im  ersten  Jahre  nothwendig  durch  eine 
grössere  Geburtenzahl  herbeigeführt  wird,  so  bewirkt  eine  höhere  Geburtenzahl 
eine  Verminderung  des  Durchschnittsalters  der  Gestorbenen  und  umgekehrt. 
Aber  die  Zusammensetzung  unserer  Formel  lehrt,  dasa  die  Vermehrung  oder 
Verminderung  nothwendig  nur  dann  eintritt,  wenn  alle  übrigen  Verhältnisse 
dieselben  bleiben.  Man  kann  nun  auch  ein  oder  mehrere  fruchtbare  oder  un- 
fruchtbare Jahre  oder  eine  yeränderliche  Reihe  yon  solchen  Jahren  in  die  Formel 
einfahren  und  die  Veränderlichkeit  von  m  darnach  untersuchen*  Wir  unter- 
lassen das  und  nehmen  nur  das  daraus  folgende  Resultat:  Jedes  Jahr  hat  sein 
eigenes  durchschnittliches  Alter  der  Gestorbenen. 

Bei  diesem  Schwanken  des  durchschnittlichen  Alters  will  nun  Wappaus 
nicht  stehen  bleiben,  sondern  will  dafür  den  Begriff  der  „Vitalität'^  einfuhren. 
Dies  ist  nun  kein  anderer  als  der ,  dem  man  schon  seit  langer  Zeit  den  Namen 
der  mittleren  Lebensdauer  gegeben  hat.  Man  kann  nicht  sagen,  dass  er  diesen 
Begriff  besonders  scharf  darstellt.  Daher  wollen  wir  ihn  jetzt  auf  sich  beruhen 
lassen  und  zu  demjenigen  Theile  der  Arbeit  von  Engel  fibergehen,  welcher 
noch  im  Jahre  1861  geschrieben  wurde. 

Dieser   behandelt  zuerst  die  Bedeutung  der  Statistik   der  Sterbefälle  und 

der  Todesursachen.     Ist  die  Anzahl  der  Gestorbenen   im   Verlaufe   eines  Jähret 

H,  die  Anzahl  der  in  der  Mitte  des  Jahres  Lebenden  V,  so  erhält  man  offen- 

M  V 

bar  die  beiden  Quotienten  -rr  nnd  ~  und  somit  die  Begriffe  [5]  und  [6],  d.  h. 

V  M  , 

die  Sterblichkeit  und  die  Sterblichkeitsziffer.  Engel  unterscheidet  nicht  beide 
Verhältnisse,  sondern  adoptirt  die  Sterblichkeit,  nennt  sie  aber  gegen  den 
herrschenden  Sprachgebrauch  „Sterblichkeitsziffer^^  Das  ist  eine  Neuerung, 
wie  sie  die  Wissenschaft  kaum  gestattet.  Doch  möchte  sie  hingehen«  wenn  sich 
der  Verfasser  nicht  in  zwiefacher  Weise  widerspräche.  Einmal  nämlich  behauptet 
er ,  daas  die  mittlere  Lebensdauer  mit  der  Sterblichkeitsziffer  (bei  Engel  Sterb- 
lichkeit)  yerwechselt  worden  sei,   was  nicht  wahr  ist,   nnd  zweitens  nimmt  er 

selbst  im  Verlaufe  seiner  Abhandlung  die  Sterblichkeilsziffer   in   der  gewohnten 

V 
Weise  sl8-7|*  —  Es  scheint  mir  aber  auch  nicht  gerathen,  für  die  Bestim- 
mung der  Anzahl  der  Lebenden  V  die  Mitte  des  Jahres  anzunehmen,  ffir  die 
Bestimmung  der  Anzahl  der  Gestorbenen  M  hingegen  das  Ende  zu  fordern, 
zumal  Engel  augenscheinlich  nicht  die  Anzahl  der  Lebenden  in  der  Mitte  dea 
Jahres  in  Rechnung  bringt.  Der  innere  Grund  ist  nun  aber  der,  dasa  ich 
wissen    will,   wie  viel   die   am  Zählungstage  Lebenden  im  Verlaufe  des  Jalwe« 
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begraben  haben  und  welche  Last  ihnen  dadurch  anfgebürdet  wurde.  Be  er* 
scheint  ibrigcne  an  zweckmitfsigsten ,  unter  der  Anuhl  der  Lebenden  V  dia 
Anzahl  aller  derer  in  Tereteben«  welche  In  demselben  Jahre  gelebt  haben,  so 
dass,  wenn  am  Anfange  des  Jahres  die  Menschentahl  U  ist  und  im  Verlaufe 
des  Jahres  H  sterben  und  N  geboren  werden, 


H 


•   •    •   • 


au  selscn  ist,  und  zwsr  aus  dem  einfschen  Grunde,  weil  M  neben  N  allmahlig 
anwichst  und  weil  die  Rechnungen  fiel  einfacher  werden.  Naturlich  muss  dann 
auch  consequenter  Welse  die  Geburlsziffer  und  die  Fruchtbarkeit  auf  alle  in 
dem  Jahre  gelebt  Habenden  bezogen  werden,  d*  h.  man  muss  setzen: 

y  =  H  +  N  * '  •  *  ^^^^ 

Den  Begriff  der  mittleren  Lebensdauer  und  der  Vitalität  fasst  Engel  zu- 
nächst ganz  so  wie  Wappäus  und  beruft  sich  auf  denselben,  d.  h.  er  nennt 
das  durchschnittliche  Alter  der  Gestorbenen  mittlere  Lebensdauer  und  das,  was 
man  bis  jetzt  mittlere  Lebensdauer  genannt  hat,  Vitalität.  Dazu  kommt  noch 
der  Begriff  der  Lebenswahrscbeiulichkcit,  welcher  nicht  besonders  präcis  aus- 
gedrückt ist. 

Ueber  die  Bedeutung  der  mittleren  Lebensdauer  für  den  Staatshaushalt 
sucht  nun  Engel  weit  tiefer  in  die  Sache  einzugehen  als  seine  Vorgänger. 
„Es  ist  ein  gewaltiger  Unterschied,  ob  das  Durchschnittsalter  der  Lebenden 
eines  Volkes  30  oder  40  oder  gar  50  Jahre  beträgt.  Und  selbst  mit  50  Jah- 
ren ist  das  Maximum  noch  nicht  erreicht.  J.  G.  Hoffmann,  der  Begründer 
der  amtlichen  preussischen  Statistik,  spricht  sich  in  seinem  Aufsatze  über  die 
Versuche,  die  mittlere  Dauer  des  menschlichen  Lebens  zu  berechnen,  schon 
dahin  aus,  dass  52 — 53  Jahre  die  natürliche  Gränze  der  mittleren  Lebensdauer 
seien,  vorausgesetzt,  dass  nur  die  Schwachen  der  Jugend  und  die  Entkräftung 
im  Alter  als  Todesursachen  wirksam  wären^^  Das  ist  nun  eine  Voraussetzung, 
welche  man  nicht  machen  darf.  Denn  wir  wissen,  dass  mit  gewissen  Beschäf- 
tigungen, in  gewissen  klimatischen  Verhältnissen  eine  Beschleunigung  oder  Ab- 
kürzung des  Lebens  nothwendig  eintritt,  gegen  welche  alle  Erfindungen  und 
Vorkehrungen  keine  Tollständige  Hülfe  gewähren  können.  Auch  die  Schwächa 
der  Jugend  dehnt  sich  oft  weit  genug  hin  aus  und  mancher  Kraukheitskeim 
trägt  erst  in  einem  späteren  Alter  seine  Todtcnfrncht.  Doch  ist  es  richtig, 
dass  man  die  zufälligen  Todesursachen  erforschen  und  sie  auf  ein  immer  klei- 
nerea  Gebiet  beschränken  müsse. 

Der  Nachweis  der  socislen  Bedeutung  der  mittleren  Lebensdaoer  kann 
nicht  gut  in  der  Kürze  referirt  werden,  man  muss  ihn  ausschreiben.  Ganz 
nnyermerkt  aber  schiebt  sich  dem  Verfasser  ein  neuer  Begriff  unter,  nämlich 
der  der  dorchschnittlichen  Lebensperiode.  Ich  komme  später  auf  diesen  Punkt 
lurnck. 
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Im  iweHen  Havpltbichititte  feiner  Arbeit  handelt  Enf^el  über  i\9  Sterb* 
Uchkeit  im  preuseiieheo  Staate  und  zwar  luertt  Aber  das  Maaes  der  Sterblieb* 
keit.     Hier  stellt  sich  aber  der  Verfasser,  gena«  genommen,  die  Aufgabe,  dem 
Wohlstand   darch    die  mittlere   Lebensdauer  la   messen,    wobei   nnentKhieden 
bleibt,  in  welchem  Sinne  dieselbe  in  nehmen  ist.     An  ein  eigentliches  Messen 
denkt  nnn  wohl  Niemand,  sondern  es  fragt  sich,  ob  der  Wohlstand  eine  Fnnction 
der  „mittleren  Lebensdauer^*  ist  und   welche.     „Es  ist   wohl   keinem   Zweifel 
unterworfen^*  —  so  heisst  es  —  «»dass  sich  Glück  und  Unglück,  Reichthum  untl 
Elend ,  Freude  und  Leid  der  Nationen  in  Einem  ziemlich  genau  abspiegeln :  in 
der  Dauer  des  Lebens   der  Menschen.     Wie  in    der  Familie,  so   gründen  im 
Staate   Arbeitsamkeit,    Sparsamkeit,   Ordnung,  Ehrlichkeit   und  alle  sonstigen 
wirthschaftlichen  und  sittlichen  Tagenden  #esundheit  und  Wohlstand,  und  diese 
äussern  uuTerkennbar  ihren  Einfluss   auf  die  Lebensdauer.     Mit  Recht  wird 
daher    auch  die   Verkürzung  oder  Verlängerung  der   „mittleren   Lebensdauer** 
eines  Volks  als  ein  Beweis  des  Wachsthums   oder   des   Sinkens  seines  Wohl- 
standes angesehen**  u.  s.  w.    Dies  ist  in  doppeller  Beziehung  nicht  ganz  richtig: 
einmal,  weil  sich  leicht  eine  Voraussetzung  machen  Idsst,  dass  bei  der  Abnahme 
des  Gesammlwohlstandes  die  mittlere  Lebensdauer  zunehmen  kann  und  umge- 
kehrt,  und  zweitens,   weil  eine  Vergleichung  immer  noch  nicht  hergestellt  ist. 

Denken  wir  uns  eine  Beyölkernng,  welche  auf  einmal  keine  Kinder  mehr 
zeugt,  deren  einzelne  Glieder  aber  in  denselben  persönlichen  Verhältnissen  ste- 
hen bleiben,  so  haben  wir  ein  Beispiel,  in  welchem  des  durchschnittliche  Alter 
der  Gestorbenen  bald  eine  ungemeine  Höhe  erreicht  und  deren  Wohlstand  im 
Ganzen  Schritt  für  Schritt  abnimmt.  Umgekehrt  wird  bei  der  Entdeckung 
neuer  Quellen  des  Wohlstandes  die  Scbaar  der  Kinder  sich  mehren  und  das 
durchschnittliche  Alter  sinken.  Der  Verfasser  kommt  allerdings  später  auch 
auf  solche  Betrachtungen,  aber  um  so  mehr  hatte  er  die  allgemeine  Aufstellung 
seines  Satzes  unterlassen  und  eben  nur  sagen  sollen,  dass  die  „mittlere  Lebens- 
dauer** und  der  Wohlstand  Functionen  von  einander  sein  mögen  und  die  Auf- 
gabe sei,  den  Zusammenhang  zwischen  beiden  aufzudecken.  Der  Verfasser 
misst  den  Wohlstand  sowohl  als  die  Lebensjahre  durch  Geld.  Dann  ist  die 
Frsge:  Wie  gross  ist  der  mittlere  Wohlstsnd  eines  jeden  Bewohners?  Zur 
Besntwortung  dieser  Frage  aber  ist  nur  ein  sehr  schwacher  Versuch  gemacht. 
Eine  Correction  der  Antwort  kann  man  auch  erhalten,  wenn  man  fragt,  was 
kann  Jeder  im  Durchschnitt  für  den  Wohlstand  leisten,  wobei  yielleicht  die 
Leistungsfähigkeit  eines  Mannes  als  Einheit  angenommen  werden  kann.  Jedes 
IndiTiduum  —  vom  todtgeborenen  Kinde  bis  zum  ältesten  Greise  —  giebt, 
wenn  auch  oft  genug  einen  negstiTen  Beitrag  zum  Gesammtwohlstande.  Dieser 
muss  für  jede  Altersklasse  bestimmt  werden  und  dann  niuss  sich  sicher  ein 
Zusammenhang  zwischen  dem  Wohlstande  und  dem  durchschnittlichen  Alter 
herausstellen. 

Doch  ist  das  für  die  vorliegendo  Arbeit  Nebensache.  Ihr  erstes  positives 
Verdienst  besteht  darin,  dass  sie  durch  die  Ton  Dieterici  angewandten  Rech- 
nungsmethoden den  Nachweis  liefert,  dass  das  durchschnittliche  Alter  der  Ge- 
storbenen wahrend  der  Zeit  yon  1816  bis  1860  fast  constant  geblieben,  aber 
im  Allgemeinen  gesunken  ist,  wahrend  Dicjterici,  der  nur  drei  einzelne  Jahre 
berechnete,  eine  Zunahme  desselben  fand.  Engel  folgert  nun  nicht  eine  Ab- 
nahme des  Wohlstandes  —  welche  Folgerung  sowohl  der  Erfahrung  als  seinem 
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aNgvBfineB  Satte  widersprecbeii  würde  — >  eoBdern  echKeist  nur,  daii  du 
IhircbichDHtMiter  der  Gestorben«»  nicht  der  richtige  Anednick  für  die  „mitt- 
lere Lebenedaucr^*  sei.  ,  Dieser  Schlvss  settt  wledemm  den  allgemeinen  Salt 
▼orans,  dass  die  ,,mittlere  Lebensdauer^^  dem  Wdilstande  proportional  sein 
oder  wenigstens  mit  ihm  steigen  nnd  fallen  müsse.  Eine  Voranssetxang,  die 
schlechterdings  nntvlissig  ist.  Denn  man  darf  doch  nicht  fragen,  was  unter 
„mittlerer  Lebensdauer^^  su  Terstehen  sei,  damit  sie  dem  Wohlstande  propor- 
tional ist  oder  wenigstens  mit  ihm  zu-  nnd  abnimmt,  sondern  man  mnss  fra- 
gen, wie  die  Terschiedenen  sich  darbietenden  Mittelzahlen  rar  Grdsse  des 
Wohlstandes  sich  Terhalten.  Ans  der  Betrachtnng  unserer  Formein  ergiebt 
sich  ohne  Weiteres,  dass  ein  Steigen  und  Fallen  bunt  durch  einander  abwech- 
seln kann,  und  dass  es  daher  rein  zuflllig  ist,  wenn  Dieterici  bei  drei 
beliebig  ausgewählten  Jahren  eine  Steigerung  fand.  Engel's  Arbeit  ist  des- 
halb sehr  belehrend,  weil  sie  die  Möglichkeit  des  abwechselnden  Steigens  und 
Fallens  als  Wirklichkeit  nachweist.  Es  hat  eben  jedes  Jahr  sein  durchschnitt- 
liches Alter,  sowohl  der  Lebenden  als  der  Sterbenden.  Engel  thnt  aber 
noch  mehr:  er  geht  der  Erscheinung  auf  den  Grund.  Das  durchschnittliche 
Alter  der  Gestorbenen  eignet  sich  ihm  deshalb  nicht  zur  Bezeichnung  des 
Wohlstandes,  weil  gerade  die  unglücklichsten  Jahre  durch  ein  grosses  durch- 
schnittliches Alter  der  Gestorbenen  ausgezeichnet  sein  müssen.  Nichts  kann 
richtiger  sein  als  dies,  und  die  Jahre,  welche  zum  Beweise  aufgestellt  werden, 
giben,  wenn  sie  nicht  a  priori  erwartet  werden  müssten,  frappante  Resultate. 
Es  ist  Schade,  dass  Dieterici  gerade  drei  steigende  Jahre  getroffen  hat; 
denn  ohne  diesen  Zufall  wdrde  or  ohne  Zweifel  dieses  sehr  wichtige  Verhält- 
niss  selbst  entdeckt  haben.  Engel  wirft  nun  aber  das  durchschnittliche  Alter 
der  Gestorbenen  nicht  ohne  Weiteres  weg,  sondern  fasst  die  Anzahl  der  todten 
Jahre  In's  Auge  und  findet:  „Wichst  die  Zahl  der  todten  Jahre  schneller  als 
die  Zahl  der  lebenden  Jahre,  so  nimmt  das  durchschnittliche  Alter  ab,  und 
umgekehrt.^' 

Dass  die  Sterblichkeitsziffer  Nichts  mit  der  „mittleren  Lebensdauer^'  zu 
schaffen  hat,  wenigstens  sie  nicht  allein  bestimmt,  folgt,  wie  schon  gesagt, 
aus  der  Formet;  denn  sie  enthält  nichts  als  die  Zahl  derjenigen,  welche  sich 
im  Durchschnitt  über  einen  Todesfall  zu  beklagen  hatten.  Dasselbe  gilt  natür- 
lich auch  Yon  der  Geburtsziffer,  welche  die  Zahl  derjenigen  ausdrückt,  die 
im   Durchschnitt   durch   eine    Geburt    erfreut   wurden.      Aus  beiden  folgt  von 

er  -^  g 

selbst,  dass  das  arithmetische  Mittel  der  Geburte  -  nnd  Sterblichkeitsziffer  --^^ 

ebenfalls   Nichts   vom    durchschnittlichen   Alter   enthält,    obgleich   beide    recht 

wohl  mit  dem  WohUtande   zusammenhangen  können.     Es  ist  daher  fast  über- 

(T '4~a 
flussig,  dass  die  drei  Yerhältnisszahlen  g,  s  und  ^~ —  noch  zusammengestellt 

iL 

werden.     Die  daran  geknöpften  Schlüsse  sind  nicht  genügend. 

Hierauf  folgt  auf  Taf.  3  die  Anzahl  der  Bewohner,  auf  Taf.  4  die  An- 
zahl der  Geborenen,  auf  Taf.  5  die  Anzahl  der  Gestorbenen  und  suf  Taf.  6 
die  Zunahme  der  Bevölkerung,  der  Geburten  und  Sterbefälle  in  Verhältniss- 
zahlen. Die  Schlüsse,  welche  der  Verf.  aus  diesen  Tafeln  zieht,  sind  sowohl 
richtig,   als  auch  höchst  interessant.     Da  sie  sich  aber  nicht  zusammenziehen 
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iMten,  mxLBB  ich  den  gansen  Abschnitt  beraussciireibeii :  9,Am  sehUamafeii 
•ieht  es  in  der  ProTina  Posen  ans.  Während  sich  in  Tier  ProTinaan  die  Zu- 
nahme der  Fmchtbarkeit  über  die  Zanahme  der  Sterblichkeit  stellt  und  in  drei 
anderen  beide  Zunahmen  sich  sehr  nshe  kommen,  findet  das  gerade  Gegentheii 
in  der  Provinz  Posen  statt.  Lediglich  diese  Zahlen  gestatten  die  Behauptung, 
dasa  dort  die  aocislen  nnd  ökonomischen  Fortschritte  nnr  schwer  errongea 
werden.  Die  grössere  Gunst  der  Verhältnisse  in  Sachsen  nnd  in  den  west- 
lichen ProTinaen  bewirkt  es  glucklicher  Weise,  dass  im  Staate,  denselben  als 
Games  betrachtet,  eine  gleichm&ssige  Entwickelung  der  Fruchtbarkeit  und 
Sterblichkeit  wahnunehmen  ist.^' 

„Wenn  Jemand  Ternimmt,  dass  die  Berölkerung  in  der  ProTinz  Prenssen 
in  der  Periode  von  18^$  — 18J^  um  70%,  in  Westfalen  nur  um  40%  ge- 
wachsen sei,  so  wird  er  yielleicht  ohne  Weiteres  letztere  ProTinz  deshalb  ata 
die  minder  begünstigte  ansehen,  weil  ja  die  BeTölberung  daselbst  minder  stark 
wichst,  als  in  jener.  Die  Wshrheit  ist  aber,  dass  Westfalen  dennoch  eine 
ungleich  sicherere  nnd  nachhaltigere  BeTölkerungsquelle  für  den  Stsat  ist,  als 
Preussen  oder  Posen  oder  Schlesien.  Westfalen  gleicht  (um  bei  diesen  Pro- 
Tinzen  zu  bleiben)  gewissermassen  einem  ksufmfinnischen  Geschäfte,  In  wel- 
chem ein  minder  grosser,  aber  sehr  sicherer  und  stets  lucratiTer  Umsatz  ge- 
macht wird.  Preussen  und  Posen  hingegen  haben  Aehnlichkeit  mit  Geschiften 
grossen  Umsatzes,  aber  unsicherer,  ja  selbst  mehr  oder  minder  verlustbringen- 
der Art.  Fast  ist  darauf  dss  mercantile  Psrsdoxon  anwendbsr:  es  wird  zwar 
an  dem  Artikel  eine  Kleinigkeit  verloren,  aber  die  Menge  muss  es  bringen. 
Der  Umsatz  steigert  sich  bei  solchen  Geschaftsmazimen  freilich;  das  Ende  dea 
Geschäfts  ist  aber  auch  abzusehen.^^  — 

Ferner  wird  das  durchschnittliche  Alter  der  Gestorbenen  von  1816  bis 
1860  mitgetheilt.  Die  Interpolstionen  werden  nach  gleichen  Intervallen  vor- 
genommen. Das  Resultat  habe  ich  schon  mitgetheilt.  „Ein  bitteres  Resul- 
tat!'^ ruft  der  Verf.  aus.  „So  sehr  überrsschle  und  erschütterte  uns  diese 
klare  Verneinung  der  Fortschritte  unseres  Wohlstandes,  dass  wir  schon  ent- 
schlossen waren,  lieber  von  der  mühsamen  Untersuchung  ganz  abzulassen,  als 
die  so  tief  wurzelnden  Ideen,  um  nicht  zn  sagen  Ueberzeugungen ,  von  der 
steigenden  Prosperität  des  Menschengeschlechts  aufzugeben.  Galten  denn  nichl 
diese  und  ähnliche  Ideen  als  eine  ausgemachte  Sache?  Wurde  denn  nicht 
nnd  wird  nicht  noch  in  allen  Lindern  ein  gleicher  Fortschritt  des  Wohlstan- 
des eben  aus  der  Thatsache,  dass  die  „mittlere  Lebensdauer'^  (durchschnitt- 
liches Alter  der  Gestorbenen)  im  Zunehmen  sei,  erklirt?  Haben  wir  nicht 
selbst  oft  genug  dasselbe  ausgesprochen?  Haben  es  nicht  auch  fast  alle 
andern  Statistiker  behauptet?  Und  nun  auf  einmal  dieser  untrügliche  Beweis 
vom  Gegentheii!  Da  war  es  eben  Dieterici's  Abhandlung,  die  uns  suf  den 
rechten  Weg  führte,  die  uns  die  Sache  bis  in's  innerste  Mark  verfolgen  liesa. 
Ihr  verdanken  wir  die  mühesam  gewonnene  Wahrheit,  dass  das  durch* 
schnittliche  Alter  der  Gestorbenen  nicht  völlig  identisch  ist 
mit  der  mittleren  Lebensdauer,  dass  die  Abnahme  desselben 
nicht  unbedingt  die  Abnahme  des  Wohlstandes  beweist,  ja 
dass  sie,  wenn  überhaupt  etwas,  vielleicht  eher  das  Gegen- 
theii beweist.'' 
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Diaterici  nahm  dai  darchtchnitUiche  Alter  drr  Gestorbenen,  weil 
dea  DnrchechDiUcdter  der  Lebenden  au  klein  dünkte;  Engel  bingfgren  vahlt 
dieeee,  weil  jenes  nicht  mit  dem  Wohlstände  wächst.  Das  sind  gewiss  keine 
iwingenden  Grunde.  Nach  diesem  forscht  Engel  erst  nachher  und  findet: 
1)  in  den  lebenden  Jahren  spiegelt  sich  der  Reichthum  der  Nation  ab ;  2)  das 
darchschnittliche  Alter  der  Lebenden  stützt  sich  auf  Tiel  grössere  Zahlen,  wird 
also  weniger  Ton  den  Schwankungen  der  Geburts-  und  Sterbefälle  berührt 

Gegen  den  ersten  Punkt  ist  su  bemerken,  dass  das  durchschnittliche 
Alter  der  Lebenden  nicht  correct  gefunden  wird,  wenn  man  nur  das  Alter  der 
Lebenden  in^s  Auge  fasst.  Denn  die  im  Verlaufe  eines  Jahres  Gestorbenen 
sind  nicht  an  einem  Tage  gealotben,  sondern,  wie  wir  angenommen  haben, 
durchschnittlich  in  der  Mitte  des  Jahres;  Tiele  Ton  ihnen  haben  bis  tnr  leis- 
ten Stunde  ihres  Daseins  in  positiTem  Sinne  gewirkt,  die  meisten  aber  in 
negatirem.  Daher  müssen  sie  —  wenigstens  insofern  es  sich  um  den  Zusem- 
menhang  des  Wohlstandes  mit  dem  durchschnittlichen  Alter  handelt  —  mit 
gezählt  werden.  Wir  erhalten  somit  noch  einen  neuen  Begriff:  das  durch- 
schnittliche Alter  der  in  einem  Jahre  gelebt  Habenden.  Dieses  ist,  wenn  wir 
es  mit  d  bezeichnen: 

.  _  S  [(i-O  M,]  +  S  [(a-t)  V.1 

M  +  V 
oder  nuammengezogen : 

.  _  s  K»-i)  (M.  +  V.)]        ris, 

d  _  g-p^^^ ....  [15] 

welcher  Formel  man  auch  folgende  Gestalt  geben  kann: 

_  mM  4-  vV  p.^, 

^--»r+-v — f*®^ 

Jedenfalls   gilt   für  diese  Mittelzahl  in  höherem  Grade,   was  Engel  Ton  der 
Zahl  T  behauptet. 

Nicht  minder  muss  auffallen,  dass  Engel  den  Begriff  der  Todeslast,  d.  h. 
die  Anzahl  der  todten  Jahre,  welche  im  Durchschnitt  auf  einen  Lebenden  kom- 
men, nicht  weiter  Terfolgt.  Bezeichnen  wir  ihn  durch  t,  so  erscheint  er  unter 
folgenden  Formen: 

S  [(a-i)  Mai; 


V 
mM  )  ....  [17] 


*=     V 

t  =  mtf 

Es  kann  kaum  ein  Zweifel  darüber  sein,  dass  dieser  Begriff  Ton  der  grössten 
Wichtigkeit  ist.  Man  sieht  diese  daraus,  dass  er  angiebt,  was  der  Wohlstand 
leidet,  und  dass  er  die  Sterblichkeitsziffer  in  die  Vergleichung  einführt. 

Nach  meiner  Ansicht  sind  überhaupt  die  Untersuchungen  so  weit  rorge^ 
schritten,  dass  die  Erfahrung  hinlängliches  Material  zu  einer  apriorischen  Be- 
handinng  der  Probleme  darbietet.  Diese  wird  nicht  nur  alle  Zahlen  aufstellen, 
sondern  auch  die  Abhängigkeit  derselben  bestimmen.  Ohne  diese  Relationen 
wird  man  weder  Dunkelheit  noch  UnTollständigkeit  Termeiden  können.  Man 
wird  bei  ihrer  Aufstellung  gar  nicht  fragen,  ob  die  Relationen  mit  dem  Wohl- 
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Blande  im  Zns^mmenhaiige  atehen  oder  nicht,  sondern  nur  den  Zdsammenhang 
unter  den  Zahlen  zu  ermitteln  suchen,  damit  die  Anwendang  eine  fertige  Theorie 
Torfindet  and  mit  einem  Blicire  alle  Mdglichkeiten  übersehen  kann. 

Ich  erlaube  mir,  eine  dieser  Relationen  zu  entvickfln  und  anfiustellen. 
Am  Anfange  eines  Jshres  möge  die  Einwohnerzahl  eines  Landes  H  mit  einem 
durchschnittlichen  Alter  t  sein.  Stürbe  in  diesem  Jahre  Niemand  und  vfirde 
Niemand  geboren,  so  vire  das  Durchschnittsalter  sämmtlicher  Lebenden  am 
Schlüsse  des  Jahres  (t  +  O  ^^^  ^^*  Summe  der  lebenden  Jahre  (t-|>  1)H. 
Diese  Zahl   aber  wird  alterirt  durch  die  Anzahl  der  Gehörnen  N  und  durch 

N 
die  Anzahl  der   Gestorbenen  H.     Durch  jene   kommen  -  Jahre  hinzu,  durch 

Üittt  mM  Jahre  in  Abzug.    Die  Zahl  der  lebenden  Jahre  ist  ileo  am  Schlnaae 

des  Jahres  (t  -f-  1)  H  -f~  ö*  —  i»^    ^i*  Anxahi  der  Menschen  am  Schlaue 

des  Jahres  ist  aber  H  -f-  N  —  H,  folKÜch  wenn  t'  ihr  durchschnittliches 
Alter  bezeichnet,  die  Summe  der  lebenden  Jahre  auch  t'  (H  -f-  N  —  H). 
Wir  erhalten  also  die  Gleichung 

(t  +  1)  H  +  J  —  mM  =:  T'  (H  +  N  —  M). 


Nun  ist  aber 


mithin 


M  =  <rV  =  <r  (H  +  N  —  M), 
N  =  yV  =  y  (H  +  N  —  M), 

M=  *« 


N  = 


1    —   y   _}-   „' 

yH 


1  -  y  +  ff' 

folglich    erhalten  wir,   wenn   wir   diese  Werthe  in   die  erste   Gleichung  ein- 
setzen, 

v'  =  V  —  vy  +  Ttf  —  I  -f  <;  —  mtf  +  1 [18] 

eine  Gleichung,  welche  freilich  nur  dann  gilt,  wenn  keine  Aus-  und  Einwan- 
derung statt  findet.  Hier  sieht  man  deutlich  folgende  Sätze:  1.  das  durch- 
schnittliche Alter  der  Lebenden  eines  Jahres  hangt  ab  yon  dem  durchschnitt- 
lichen Alter  der  Lebenden  des  vorigen  Jahres,  dem  durchschnittlichen  Alter 
der  Gestorbenen  und  der  Fruchtbarkeit  und  Sterblichkeit;  es  ist  also  keins 
dieser  Verhfiltnisse  für  sich  hinreichend,  das  durchschnittliche  Alter  der  Leben- 
den auszudrucken;  2.  die  Veränderung  kann  von  einem  Jahre  zum  andern  nur 
sehr  wenig  betragen;  3.  eine  grössere  Geburtenziffer  bewirkt  allemal  eine  Ver- 
änderung des  durchschnittlichen  Alters  der  Lebenden;  4.  eine  grössere  Sterb- 
lichkeitsziffer bewirkt  nicht  nothwendig  eine  Abnahme  oder  Zunahme  des 
durchschnittlichen  Alters  der  Lebenden.  —  Um  diese  Sätze  ohne  Weiteres 
aus  der  Formel  abzulesen,  braucht  man  nur  zu  bedenken,  dass  /  und  c  sehr 
kleine  Brfiche  sind,  t  und  m  wohl  überall  grösser  als  20  ist  und  die  Pro- 
ducta y/,  YO",  m(;  nicht  viel  von  Eins  differiren. 
Setzen  wir  tf  ==  )^,  so  ist 
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v'  =  ?   +  I  —  my  +  1 

d.  h.  5.  wenn  GeburU-  nnd  SterMichkeitsiiifer  gleich  sind,  bleibt  dat  darch- 
Bcbnittliche  Alter  der  Lebenden  nicht  nothirendig  gleich.  Dies  findet  nur  ftatt, 
wenn 

oder 

y  2 

i«t,  d.  h.  6.  sind  Gcburts-  und  Sterblichkeitsziffer  einander  gleich,  und  das 
dorchschnittliche  Alter  der  Gestorbenen  ^  mehr  als  die  Sterblichkeitaziffer ,  so 
bleibt  das  durchschnittliche  Alter  der  Lebenden  ungeandert. 

Ist  das  durchschnittliche  Alter  der  Gestorbenen  der  Sterblichkeitssiffer 
gleich,  so  ist  mtf  =  1  und  unsere  Gleichung  erhalt  folgende  Form: 

▼'=T—  Ty-4-?(T  —  |-4-^- 
Soll  hier  das  durchschnittliche  Alter  der  Lebenden  gleich  bleiben,  so  mnss 

oder 

y:<y=T+l:T4-j 
sein.     Ich  unterlasse   es,    die  Formel    weiter  zu  disculiren,   insbesondere  auch 
ihren  angenSherten  Werth 

v'  =  v(l  —  y4"^)  —  m(r+  ^ 
zu  betrachten.    Hier  war  es  genug,  zu  zeigen,  dass  ein  allgemeiner  Satz  immer 
die  beste  Kritik  des  Besonderen  enthalt. 

Doch  nun  zu  der  Arbeit  ?on  Engel  zurück.  Wss  die  grosseren  Zahlen 
der  Lebenden  anlangt,  so  ist  dagegen  zu  halten,  was  Dieterici  bemerkt  hat, 
dass  durch  diese  die  Interpolationen  fehlerhafter  werden,  indem  ein  Fehler  mit 
einer  grösseren  Zahl  multiplicirt  wird. 

Ehe  wir  weiter  gehen,  müssen  wir  die  Untersuchungen,  welche  Wap- 
plus  über  Altersverhfiltnisse  der  BeTölkerung,  mittlere  Lebensdauer  und  mitt- 
leres Lebensalter'^  in  dem  zweiten  Bande  seiner  Bevölkerungsstatistik  angestellt 
hat,  berücksichtigen.  Dass  er  unter  mittlerer  Lebensdauer  das  durchschnittliche 
Alter  der  Gestorbenen  versteht,  ist  schon  angegeben  worden.  Bei  der  Unsi- 
cherheit, mit  welcher  das  durchschnittliche  Alter  der  Gestorbenen  nach  den 
Sterbelisten  behaftet  bleibt,  setzt  er  daaselbe  dem  arithmetischen  Mittel  der 
Gebnrta-  und  Sterblichkeitsziffer  gleich 

.=S±J=,(1+L)....(..l 

Dass  dies  nicht  richtig  ist,  giebt  Wappäus  selber  zu.  Er  meint  aber, 
dass  die  Ungleichung 

«  >  m  >  g 
bestehe  und  sucht  dieselbe  zu  beweisen.     Der  Beweis  ist  aber  weder  durch- 
sichtig noch  exact  ausgefallen. 
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ffieranf  polemitirt  er  gegen  die  slatietiedie  BedeoUamkeit  dee  dordiachiiUl- 
liehen  Altera  der  Geatorbenen  und  bebaoptet,   daaa   lie   nicht  mit  dani  Wohl* 
atande  wachse  und  abnehme.     Neaea  erfahren  wir  hierbei  xwar  nicht,  aber  die 
angefahrten   und    diacutirten   Beispiele   sind   achr   inatrnctif.     Welche  Stellnnf^ 
Referent  zn  der  Frage  einnimmt,  iat  schon  angegeben:  Daa  durchschnitt- 
liche Alter  der  Geatorbenen  ist  eine  Function  des  Wohlatan- 
dea  und  umgekehrt.     Im  Grunde   wird   dies   auch  von  Wappäua  zugege- 
ben.    Denn  nachdem  er  aua  seiner  oben  besprochenen  Abhandlung  die  Gründe 
ffir  die  Unzuläasigkcit,  daa  durchschnittliche  Alter  der  Geatorbenen  nach  atädti- 
Khen  Sterbeliaten  zu  ermitteln,    reproducirt  hal,   aagt  er:    „Hiernach  darf  es 
wohl  ab  ausgemacht  angeschen  werden,  dass   daa  dnrchachnittiiche  Alter  der 
Gestorbenen  für  aich  allein  nur  einen  unzuverliaaigen  Maassstab  für  die  relatife 
Proi|)erit§t  Terschiedener  Berölkerungen  abgeben  kann,   und  dasa  auch  die  in 
ihr  eintretenden  Veränderungen  bei  einer  und  derselben  BcTölkerung  nidit  mit 
Sicherheit  einen  Fort-  oder  Rücluchritt  deraelben    ausdrficken.^^     Denn  diea 
weist    eben    darauf   hin,    dass    man    noch   andere  Grössen    hinzunehmen  und 
den  Wohlstand  so  lange  näher  bestimmen  muss,  bis  die  Bestimmung  vollkom- 
men  geworden   ist.     Ist   dies  aber   erreicht,   so   darf  man  nicht  mehr  aagen: 
„Aus  diesem  Grunde  können  wir  auch   der  Kenntnisa   dea  mittleren  Altera  der 
Gestorbenen  einer  Bevölkerung  nicht  den  hohen  statistuchen  Werth  zugestehen, 
welcher  ihr  gewöhnlich  beigelegt  wird.'^ 

Wichtiger  ist,  was  Wappäus   über  die  „wirkliche  mittlere  Lebensdauer^' 
oder  „Vitalität^^  d.  h.  über  das  bisher  unter  dem  Namen  „mittlere  Lebenadauer'^ 
bestehende  Verhält niss  beibringt.     Dasselbe  beruht  bekanntlich  auf  der  Abster- 
beordnung.    Mag   man   an   den   gleichzeitig  .Gehörnen  eines  Landes  oder  einer 
Stadt  oder  einer  Gesellschaft  für  jedes  folgende  Jahr  die  Lebenden  und  die  Ge- 
storbenen aufzählen,  so  erhält  man  die  Ordnung,  in  welcher  die  Generation  dea 
Landes,   der  Stadt,   der  Gesellschaft  abstirbt.     Diese  kann  zwar  nach  leichten 
mathematischen  Methoden  durch  eine  Formel  ausgedrückt  werden,  aber  die  genaue 
Formel   ist   zu  umständlich   und   daher    thut  man  wohl,   dafern  ea  sich  nur 
um  Veranschaulichung  dea  Absterbegesetzes  hsndelt,  den  Verlauf  des  Absterbena 
graphisch  darzustellen. 

Die  nächste  Frage   ist   nun,  wie   eine  solche  Tafel  herzustellen  sei,  oder 
wie  man  das  Gesetz  finden  könne,  nach  welchem  eine  bestimmte  Bevölkerung 
oder  —  wie   es  Moser   sehr   passend   ausdrückt  —   der  mittlere  Mensch  der 
Generalion    abstirbt.     Die  Herstellung   der   Tafel  folgt  aus   dem  Begriff  von 
selbst.     Dann  bezeichnet  man  die  Anzahl  der  Lebenden,  welche  in  das  nte  Le- 
bensjahr treten,  durch  Vg,  die  Anzahl  der  im  nten  Lebensjahre  Sterbenden  durch 
Mn  —  vorausgesetzt,  dass  man  es  immer  mit  den  ursprünglichen  Personen  zu 
thun  hat  —  so  hat  man,  da  von  Null  an  gezählt  wird,  der  Reihe  nach  n  = 
0,  1,  2,  ......  u  zu  setzen,  wo  u  das  Lebensjahr  bedeutet,  in  welchem  daa 

Abaterben    beendigt  ist.     Die  Tafel   enthält   also   folgendes   System   von  Glei- 
chungen : 

V„  =  Mo  +  Vi 

Vi  =  Ml  -j-  V, 

V,  =  M,  -I-  V,     l  ....   [20] 


V,  =  M.  +  V«+i 
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wobei  Vii^i  :=:  0  bt«  Eine  aelehe  Tafel  kenn  aber  erat  etwa  nach  100  Jah* 
ren  ToHendet  werden,  und  in  dieser  langen  Zeit  darf  keine  Ana-  und  Einwan* 
demng  und  keine  Territoriai?eranderung  stattfinden.  Ferner  fehlen  genaue  Ge« 
bnrta-  und  Sterbelieten  ganzer  Bevölkerungen;  die  von  einielnen  Städten  sind 
aber  ungeeignet,  weil  die  ße?dlkernng  zu  klein  ist,  weil  in  der  Stadt  specific 
sehe  Todeaursachen  wirken  und  weil  die  Ana-  und  Einwanderung,  namentlich 
die  letztere  zu  sehr  einwirkt.  Daher  kenn  eine  sichere ,  durchgehende  auf  die 
Erfahrung  gegründete  Absterbeordnung  zur  Zeit  nicht  aufgestellt  werden* 

Von  der  Möglichkeit  der  Herstellung  einer  Absterbeordnnng  aber  abgese- 
hen leuchtet  die  Wichtigkeit  derselben  ohne  Weiteres  ein.  Wir  dürfen  also 
fragen,  was  sie  leisten  werde.  Diese  Frage  (hat  aber  bei  Wappäus  eine  nicht 
sehr  klare  Beantwortung  erfahren.  Bei  Weitem  klarer  sind  die  Ausein- 
andersetzungen, welche  Hopf  gegeben  hat.  Zu  diesen  überzugehen  wird  dea-^ 
halb  nicht  unzweckmässig  sein.  Doch  musa  noch  bemerkt  werden,  dass  Wap- 
päus nicht  nur  den  ganzen  historischen  Verlauf  der  Bemühungen,  Absterbeord- 
nungen herzustellen»  miitheilt,  sondern  auch  den  Werth  der  Tafeln  kritiach 
beleuchtet  und  dem  Leser  einen  reichen  Quellenapparat  Torffihrt. 

Die  Darstellung  von  Hopf  ist  ungemein  klar,  und  man  könnte  höchstens 
daran  aussetzen,  dass  nicht  immer  der  allgemeinste  Ausdruck  gewählt  worden 
ist.  Ich  will  die  Hauptsätze  reproduciren  und  zwar  in  genetischer  Weise  und 
in  allgemeiner  Form. 

Gesetzt,  unsere  Gleichungen  [20]  seien  alle  aufgestellt,  d.  h.  die  Abster- 
beordnung einer  Bevölkerung  sei  gegeben,  so  gibt  1)  die  einzelne  Gleichung 

V„  =  M„  +  V„+i 

für   die  Vn   im   nten  Lebensjahr  Stehenden   die   Wahrscheinlichkeit,  in  diesem 

Uli 
Jahre  zu  sterben,  als  —  und  die  Wahrscheinlichkeit,  dasselbe  zu  überleben,  ala 

Vn+l 

-—-.    Bezeichnen  wir  die  Ueberlebenswahrscheinlichkeit  durch  L  und  die  Ster- 
in 
benawahrscheiulichkeit  durch  S,  so  ist 

^-  vT' 

»    TT- 

Doch  ist  dies  nur  ein  specieller  Fall.  Denn  Tergleicht  man  mehrere  Glei- 
chungen mit  einander: 

Vn  =  Hn  +  Vnf  i, 
Vn+i=  Mnfl  -f-  Vn^2j 
Vnt2=  Mb  4-2 -f"   ^b+3, 


SO  erhält  man  durch  Addition  und  Hebung  der  gleichen  Summenden 

Va  =  (Mn  -j-  Mn+i  -f-  M„t2  -f  . . .  4.  Mn+r)  +  Vnf  r+ 1, 

also  ist  die  Wahrscheinlichkeit  eines  im  nten  Jahre  Stehenden,  die  nächsten  r  Jahre 
zu  überleben 


Vn+r+l 


L  =  ^^i^  ....  [21J 
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und  die  Wahrtcheiiilichkeit,  in  dieier  Zeit  in  iterben 

C  Mn'-^"^^n^^^_l-^M^^^^^2^^-««^^-l^n^.^ 

9    — y  t 

wofür  man,  da  M^  +  Mn4.i  +  Mn+a4"Ma+r=Vn  —  Vn+r+i  i«l,  lieber 
oder  V„ 

oder 

S  =  1  —  L  .  .  .  .  [22] 

setit. 

Ffir  den  besonderen  Fall,  data  L  =  8  =  ^  oder 

Vn  =  2Vn+r+l 

ist,  erbalten  vir  die  wahracbeinliche  Lebensdauer  des  im  nten  Jabr  Siebenden,  d.  h. 
„die  Anzahl  der  Jabre,  nacb  deren  Ablauf  die  Wabrscheinlicbkeit ,  dass  ein 
Mensch  noch  lebe,  und  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  er  nicht  mehr  lebe,  dieaelbe 
ist.*'     Denn  bezeichnen  wir  dieselbe  durch  w,  so  ist 

w  =  (n-4-r-f-l)  —  n  =  r  +  l. 

Hat  man  also  eine  Mortalitifstafel,  so  ist  die  wahrscheinliche  Lebensdaner 
nach  folgender  Regel  zu  finden:  1)  man  dividirt  die  Anzahl  der  Lebenden  den 
nten  Jahres  durch  2;  2)  sucht  den  erhaltenen  Quotienten  in  der  Spalte  der 
Lebenden  auf;  3)  man  subtrahirt  den  gefundenen  Quotienten  von  dem  dabei 
stehenden  Alter.  Die  dabei  vorkommenden  Interpolationen  sind  so  einfach,  dass 
sie  hier  übergangen  werden  können. 

Setzen   wir  endlich,    dass   unsere  Gleichungen   bis   an's  Ende  reichen,  ao 
finden  wir  den  Begriff  der  mittleren  Lebensdauer ,  d.  h.  „die  Anzahl  der  Jahre, 
welche  der  Mensch  durchschnittlich  ?on  einem  gewissen  Jahre  an  noch  za  leben 
hat/'     Hopf  giebt  für  die  Bestimmung  derselben  die  bekannte  Regel: 
D  =  V„+Vn.n-f,..  +  VH  _  ^ pgj 

Der  Beweis  derselben  genügt  aber  schwerlich,  da  er  nicht  erkennen  Maat, 
wie  sich  Jahre  in  eine  Anzahl  von  Personen  umsetzen.  Es  mag;^  deshalb  eine 
Ableitung  derselben  folgen.  Bezeichnet  man  die  mittlere  Lebensdauer  wie  in 
[23]  durch  D,  so  ist,  wenn  die  Reihe  mit  r  abbricht,  nach  unaeren  Satten 

p  _  (i-i)Mn+(^-l)Mn^.l  +  >-  +  (r+i-i)Mn-hr 

Mn  +  Mn+l  +  .  .  +Mn+r 

Losen  wir  die  Klammern  auf  und  ordnen  wir  nach  den  poaitifen  nnd 
negativen  Theilen,  so  erhalten  wir 

jj  _  (Mn  +  2M,+i  +  >-+(r+l)Mn-n)  — ^(Mn  +  MB+l+"+M,4.r) 

Mn  +  Mn+l  +  ...-["  A^n+r 

mithin,  wenn  wir  die  Division  aosffihren, 

Mn  -f-  Bf  B+l  "4"  •  •  "i"  Mn**"' 
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Non  ist  ab«r 


Mn      —   Vn      —  Vn+i, 


dläOy  wenn  wir  diese  Werthe  in  unsere  Gleichung  einsetzen, 

Mn+Mn+i  +. .  .+Mntr  * 

woraus  mit  Berücksichtigung  von  Vo+h-i  =  0  ohne  Weiteres  folgt: 

|\  >__  Vp  "r  Vp+i  -r » « « -r  Vn+r  1^ 

Mn  +Mn+i  -{-...  +  Mn+r  2 

Nun  ist  aber  Mn  -}-  Mn+i  -f-  .  .  .  -{-  Vln^.x  =^  Vn  und  V^+r  = 
Vn,  also  erhalten  wir  schliesslich  die  Formel  [23].  Ein  besonderer  Fall  ist  die 
mittlere  Lebensdauer  des  Neugeborenen;  und  diese  wird  vorzugsweise  mittlere 
Lebensdauer  genannt. 

ich  habe  schon  angedeutet,  dass  ich  Hopf  Tollkommen  beistimmen  muss, 
wenn  er  sagt :  „Zur  Erläuterung  sei  hier  noch  bemerkt,  dass  einige  Statistiker, 
wie  Dieterici  und  Wappaus,  unter  mittlerer  Lebensdauer  das  Durchschnittsalter 
der  Gestorbenen  in  einem  Lande  verstanden  und  für  unsere  mittlere  Lebens- 
dauer den  Namen  „Vitalität^'  angeführt  haben  wollen.  Es  widerstreitet  dies 
jedoch  einem  fast  hundertjährigen  Sprachgebranche.  Zur  Vermeidung  von 
MissTerständnissen  möge  man  daher  bei  diesem  durch  die  Natur  der  Sache  ge- 
rechtfertigten Sprachgebrauche  stehen  bleiben.  Ebenso  bezeichnet  „Durchschnitts- 
alter der  Gestorbenen^'  den  auszudrückenden  Begriff  sehr  prägnant,  man  hat 
daher  nicht  nüthig,  einen  anderen  Ausdruck  dafür  zu  substituiren.  Am  wenig- 
sten würde  mittlere  Lebensdauer  der  geeignete  Ausdruck  sein,  da  das  Durch- 
schnittsalter der  Gestorbenen  einer  Bevölkerung  die  für  den  Neugeborenen  Im 
Durchsrhnitt  sich  berechnende  mittlere  Lebensdauer  nicht  ausdrückt 

Auch  die  Geburts-  und  Sterblirhkcitsziffer  wird  von  Hopf  behandelt, 
lieber  die  erstere  muss  ich  Folgendes  ganz  ausschreiben:  „Ein  hohes  Geburls- 
verhaltniss  ist  in  der  Regel  die  Folge  häufiger  Ehebündnisse  im  Lande  und 
diese  werden  wiederum  bedingt  durch  die  Leichtigkeit  des  Erwerbs  der  zur 
Begründung  eines  Hausstandes  erforderlichen  Snbsistenzmitlel.  Wo  Unterhalt 
leicht  zu  gewinnen ,  Arbeitskräfte  leicht  und  vortheilhaft  zu  verwerthen  sind, 
da  sind  auch  die  Bedingungen  zunehmenden  Wohlstandes  vorhanden.  Beruht 
hierin,  wie  gewöhnlich,  die  grössere  Fruchtbarkeit  einer  Bevölkerung,  so  ist  sio 
ein  erfreuliches  Zeichen  materiellen  Wohlbefindens.  Zuweilen  ist  sie  freilich 
auch  das  Product  des  Leichtsinnes  in  der  Schliessung  der  Ehebündnisse  bei 
ungenügendem  oder  unsicherem  Erwerbe  und  der  Häufigkeit  ausserehelichen 
Umgangs.  Es  zeigt  sich  dies  nicht  selten  in  Gegenden  mit  vorwaltend  indu- 
strieller Beschäftigung,  die  bei  günstigen  Conjuncturen  reichen  Lohn  gewährt, 
bei  ungünstigen  grossen  Mangel  erzeugt.  Die  nach  solchem  Mangel  oft  plötz- 
lich eintretende  Leichtigkeit  reichlichen  Erwerbs  verführt,  wie  zu  manchem  an- 
deren Leichtsinne,  so  auch  oft  zu  unbedachten  Ehebündnissen,  und  es  ist  daher 
eine  oft  gemachte  Wahrnehmung,  dass  bei  industriellen  Bevölkerungen  das  Ge- 
burtsverhältniss  ein  höheres  als  bei  ackerbauenden  ist.     Doch  kann   dies  nicht 
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«It  Regel  aufgestellt  werden,  und  es  kommen  auch  viele  Ftile  Tom  Gegen* 
theil  Tor." 

Ueber  die  Sterblichkeilsziffer  vird  uichla  vetentlich  Neaee  Torgebracbt« 
Wat  aber  der  Verf.  beweisen  will,  das  beweist  er  wirklieb  und  bat  vollkommeii 
Recbt,  wenn  er  sagt:  „Hieraus  erhellt  deutlich,  dass  die  Stcrblichkeikssiffer 
nicht  die  mittlere  Lebensdauer  ausdruckt,  wie  viele  Statistiker,  namentlich  ancli 
der  geniale  Hoffmann,  angenommen  haben.  Eben  so  wenig  wird  dieselbe  durch 
die  Geburtsziffer  oder,  wie  Prica  und  einige  andere  Statistiker  meinen,  durch 
das  arithmetische  Mittel  zwischen  Geburts-  und  Sterblichkeilsziffer  ausgedrückt, 
obwohl  letztere  Annahme  der  Wahrheit  nfiher  kommt.  Die  mittlere  Lebens- 
dauer kann  nur  gefunden  werden  aus  einer  auf  Grund  auverlissiger  Erhebungen 
construirten  Sterblicbkeitsliste.'^ 

Wie  sehr  die  Zahlen,  welche  hier  in  Betracht  kommen,  aus  einander  gehen, 
sieht  man  recht  deutlich  an  der  aufgestellten  Tabelle,  woraus  ich  beispielsweise 
die  Angaben  fQr  Frankreich  mittheilen  will: 

Durchschnittliches  Alter  der  Lebenden 31,06 

Geburtsziffer 35,82 

Durchschnittsalter  der  Gestorbenen 37,68 

Arithmetisches  Mittel  aus  Sterblicbkeiis  -  und  Geburtsziffer     37,78 

Mittlere  Lebensdauer  der  Manner 39,29 

Mittlere  Lebensdauer  der  Weiber •     .     •     40,45 

Sterblichkeitsziffer 41,73 

Hieraus  erhellt  zur  Genüge,  dass  das  arithmetische  Mittel  zwischen  der  Ge- 
burts- und  Sterblichkeitsziffer  annähernd  nur  ffir  das  Durchschniltsaller  der 
Gestorbenen  gesetzt  werden  kann.  Aber  auch  diese  Uebereinstimmung  ist  nur 
zufällig.  In  Preussen  betragt  der  Unterschied  2,13,  in  Würtemberg  2,21. 
Was  der  Verf.  über  den  Zusammenhang  oder  vielmehr  NIchtzuaammenhang  die- 
aer  Zahlen  beibringt,  muss  ich  seiner  Wichtigkeit  wegen  ganz  mittheilen. 

„Befände  sich  eine  Bevölkerung  seit  einem  Jahrhunderte  in  einem  völligen 
Beharrungszustande,  so  dass  jährlich  dieselbe  Zahl  geboren  wurde  und  eine 
gleiche  Zahl  mit  Tode  abginge,  auch  diese  Todten  sich  auf  die  verschiedenen 
Alter  ein  Jahr  wie  das  andere  vertheilten,  so  würden  mittlere  Lebensdauer  der 
Neugebornen,  Geburts-  und  Sterblichkeitsziffer,  Durchschnittsalter  der  Lebenden 
und  Gestorbenen  gleich  sein  und  durch  ein  und  dieselbe  Zahl  ausgedruckt  wer- 
den können').  Da  aber  bei  jedem  Volke  in  allen  diesen  Beziehungen  fort- 
währende grössere  oder  geringere  Verändernngen  eintreten,  so  ändern  sich  auch 
obige  Zahlenverhältnisse  und  zwar  keineswegs  in  gleicher  Proportion.  Es  kön- 
nen daher  diese  Werthe  niemals  ffir  einander  subslituirt  oder  sichere  Schlüsse 
von  dem  einen  auf  den  andern  gezogen  werden.  Will  man  die  Sterblichkeit 
Terschiedener  Völker  oder  die  Sterblichkeit  desselben  Volkes  in  verschiedenen 
Perioden  mit  einander  vergleichen,  so  kann  dies  nur  geschehen  auf  Grund  einer 
zuvor  für  jedes  Volk,  resp.  für  jede  Periode  construirten  genauen  Sterblichkeita- 
liste  obiger  Form  und  auf  Grund  der  daraus  für  jedes  Alter  abgeleiteten  mitt- 
leren Lebensdauer.     Die  Anwendung   anderer  Vergleichsmomente  fuhrt  zu  un- 


1)  Dies  Ist  zwar,  wie  ^vir  gesehen  haben,  nicht  ganz  richtig,  es  hat  aber  ffir  das 
Folgende  keine  Bedeutung. 
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lichern  ReralUten.  Da  solche  Vergleichiingen  gleichwohl  häufig  Torgenommen 
werden,  eo  wollen  wir  die  TrQglichkeit  dereelben  durch  einige  Beispiele  an- 
schaulieh  su  machen  sochen.*^ 

,,6esetst,  das  SterblichkeitsTerhiltniss  bei  den  oben  aofgeföhrten  Yölker- 
Schäften  wäre  ein  völlig  gleiches,  ea  ginge  daher  in  einer  und  derselben  Alters- 
classe  bei  allen  jährlich  ein  gleiches  Procentmsass  durch  den  Tod  ab,  so  würden 
doch,  wenn  man  nach  irgend  gewählten  Procentsätien  die  Sterblichkeit  berech- 
nete, die  dadurch  gefundenen  Todten  ffir  die  Terschiedenen  Länder  Terschiedene 
Sterblichkeitsziffern  und  ein  Terschiedenes  Durchschnittsalter  ergeben,  und  zwar 
aus  dem  Grunde,  weil  die  Lebenden  sich  auf  die  Terschiedenen  Altersclassen 
nicht  in  allen  Ländern  nach  derselben  Proportion  vertheilen.  Die  numerische 
"Verschiedenheit  kann  eine  sehr  bedeutende  sein.  Vergleiehen  wir  i.  B.  Frank- 
reich und  Norwegen  mit  einander  und  nehmen  an,  dass  in  beiden  Ländern  die 
Sterblichkeit  genau  nach  demselben  Gesetze  erfolge,  welches  die  obige  Sterblich- 
keiisliste  von  Qu  et  cl  et  für  Belgien  und  zwar  für  Männer  ausdruckt,  wornach  das 
mittlere  Sterblichkeitsprocent  für  die  Altersclasse  von  0  —  4  Jahren  =  6,8, 
▼on  5  —  9  Jahren  =  1  und  von  10 — 14  Jahren  rr:  0,6  u.  s.  w,  Ist,  so  wur- 
den in  Frankreich  von  10000  Personen  nur  250,  in  Norwegen  dagegen  von 
derselben  Zahl  262  sterben,  mitbin  die  Sterblichkeitsziffer  für  ersteres  Land  40, 
für  letzteres  nur  38,17  betragen.  In  Frankreich  wQrden,  nach  dem  mittleren 
Durchschnitte  der  Altersclassen  berechnet,  alle  250  Gestorbene  9487,5  Jahre, 
in  Norwegen  die  262  Gestorbenen  dagegen  nur  8421,5  Jahre  durchlebt  haben, 
mithin  wfirde  das  Durchschnittsalter  der  Gestorbenen  für  Frankreich  sich  auf 
37,95  Jahre,  für  Norwegen  nur  auf  32,14  Jahre  berechnen.  Welche  Verschie- 
denheit dieser  Ziffern  bei  völlig  gleichem  Sterblichkeitsverhältnisee  !*^ 

„Umgekehrt  kann  bei  einem  und  demselben  Volke  sich  das  Sterblichkelts- 
verhältniss  ändern,  ohne  dass  die  Sterblichkeitsziffer  die  geringste  Aenderung 
erfährt.  Es  ist  dies  der  Fall,  wenn  in  einer  Altersclasse  so  viel  mehr  Perso- 
nen sterben,  als  in  einer  andern  dem  Tode  weniger  unterliegen.  Die  Ge- 
sammtzahl  der  Gestorbenen  ist  dann  dieselbe,  mithin  bleibt  sich  auch  das  Ver- 
hältniss  derselben  zur  Zshl  der  Lebenden  oder  die  Sterbiichkeitsziffer  gleich. 
Findet  in  solchem  Falle  die  geringere  Sterblichkeit  in  den  jüngeren  Jahren 
statt  und  bleibt  sie  auf  diesem  Maasse  stehen,  so  wird  dadurch  die  mittlere 
Lebensdauer  verlängert;  findet  dagegen  die  grössere  Sterblichkeit  in  den 
jüngeren  Altersclassen  statt,  so  wird  die  mittlere  Lebensdauer  verkürzt.  Im 
crsteren  Falle  wachsen  nämlich  die  zwischen  den  beiden  Wendepunkten  ge- 
wonnenen Lebensjahre  der  ganzen  Bevölkerung  zu,  im  letzteren  gehen  die 
zwischen  diesen  Wendepunkten  ausgefallenen  Lebensjahre  derselben  verloren, 
ohne  sich  wieder  zu  ersetzen.'^ 

„Es  kann  endlich  der  Fall  eintreten,  dass  In  den  jüngeren  Altern  die 
Sterblichkeit  geringer  wird,  während  sie  In  den  höheren  Altersclassen  sich  in 
solchem  Grade  vermehrt,  dass  die  durch  letzteren  Umstand  der  ganzen  Bevöl« 
kerung  verloren  gehenden  Lebensjahre  genau  so  viel  betragen,  wie  die  durch 
mindere  Sterblichkeit  in  den  jüngeren  Jahren  gewonnenen.  In  diesem  Falle 
bleibt  die  mittlere  Lebensdauer  für  die  Zeit  der  Geburt  und  die  folgenden 
Alteraclassen  bis  dahin,  wo  die  Aenderung  eintritt,  offenbar  dieselbe  (vergl. 
Formel  [23]),   denn   die  Summe  der  von  der  ganzen  Völkerschaft  durchlebten 
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Jahre  ifird  tlurch  die  sich  compensirenden  Abweichungen  nicht  alterirt  Um 
aber  jenes  Verhältmss  herbeizuführen,  muss  im  höheren  Alter  eine  viel  grös- 
sere Zahl  ?on  Personen  mehr  sterben,  als  in  den  jüngeren  weniger  mit  Toda 
abgehen.  Dies  wird  die  Sterbiichlieifsziffer  oder  das  Verhältnias  der  Zahl  der 
Gestorbenen  zur  Bevölltening  erhöhen,  —  was  Viele  als  ein  Zeichen  rerlsörzter 
Lebensdauer  ansehen.  Das  Durchschnittsalter  der  Gestorbenen  wird  aber  durch 
die  grössere  Zahl  der  im  Torgerurkten  Alter  Gestorbenen  erhöht,  was  Vielen 
als  ein  untrügliches  Zeichen  verlängerter  Lebensdauer  gilt.  Diese  Bei* 
fipiele  zeigen  deutlich,  wie  ganzlich  unzuverlässig  die  Schlüsse  sind,  die  aus 
der  Sterblichkeitsziffer  oder  dem  Durclischnittsalter  der  Gestorbenen  auf  die 
Lebensdauer  des  Menschen  gezogen  werden.  Dass  noch  viel  weniger  ans  der 
Geburtsziffer  und  dem  Durchschnittsalter  der  Lebenden  auf  das  Sterblicbkeits- 
yerhältniss  und  die  mittlere  Lebensdauer  geschlossen  werden  kann,  leuchtet 
von  selbst  ein.  Es  muss  daher  ferner  jeder  derartige  Versuch  als  ein  eitler 
bezeichnet  und  lediglich  auf  Herstellung  genauer  Sterbiichkeitslisten  als  des 
einzigen  Mittels  zur  Erkennung  des  Sterblichkeitsgesetzes  und  der  mittleren 
Lebensdauer  verwiesen  werden.^' 

Engel,  zu  dessen  zweitem  Artikel  wir,  der  Chronologie  folgend,  über- 
gehen, wiederholt  und  berichtigt  nach  einer  Kritik  der  Slerblichkeitstafeln  die 
Tabellen  über  das  durchschnittliche  Alter  der  Gestorbenen.  Bei  der  Betrach- 
tung derselben  stürzt  sich  der  Verf.  in  eine  wahre  Fluth  hierher  gehöriger 
Gedanken  und  Reflexionen.  „Die  über  das  Durchschnittsalter  der  Gestorbenen 
mitgetheilten  Zahlen  und  die  daran  geknüpften  Erläuterungen"  —  sagt  er  — 
„haben  von  mehreren  Seilen  eine  ebenso  eingehende  als  wohlwollende  Kritik 
erfahren.  Während  aber  einzelne  Kritiker  sich  berechtigt  halten,  aus  dem 
unwiderleglich  nachgewiesenen  Rückgang  des  Durchschnittsalters  der  Gestorbe- 
nen gleichzeitig  auf  einen  socialen  Rückschritt  zu  schliessen,  erklaren  sich 
andere,  jedoch  ans  abweichenden  Gründen,  mit  uns  einverstanden,  dass  nach 
dem  geführten  Beweise  es  als  ausgemacht  gelten  könne,  dass  das  Durch- 
schnittsalter der  Gestorbenen  kein  zuverlässiger  Maassstab  des  allgemeinen 
Wohlstandes  eines  Volkes  sei." 

„Die,  welche  Letzteres  behaupten,  führen  zum  Beweise  der  Richtigkeit 
ihrer  Ansicht  an,  dass  das  Durchschnittsalter  durch  die  Kunst  der  Aerztc  sehr 
leicht  gesteigert  werden  könne,  so  z.  B.  durch  sorgfältige  Aufzucht  schwäch- 
licher, in  Zukunft  aber  doch  nur  im  minderen  Grade  productiver  Kinder,  durch 
bessere  Pflege  der  dem  Greisenalter  nahestehenden,  also  die  productive  Periode 
ihres  Lebens  bereits  im  Rürkcn  habenden  Personen,  ohne  dass  dadurch  der 
Wohlstand  zunähme.  Es  käme  daher  wesentlich  nur  auf  die  Verlängerung  der 
prodnctiven  Periode  an.  Sie  vergleichen  die  Generation  mit  einem  regelrecht 
in  Schläge  eingethcilten  Forste,  in  welchem  derjenige  Holzbestand  als  haubar 
bezeichnet  wird,  welcher  das  Maximum  seines  Durchschnittswurhses  erreicht 
hat  und  dessen  haubare  Schläge,  soll  der  Ertrag  des  Forstes  ein  Maximum 
sein,  beim  Eintritt  der  Hauharkeit  auch  gefällt  werden  müssen." 

„Es  ist  zuzugeben,  dass  der  materielle  Wohlstand  trotz  der  Abnahme 
nicht  blos  des  durchschnittlichen  Alters  der  Gestorbenen  als  vielmehr  des  un- 
gleich sicheren  Kriteriums  der  Zahl  der  lebenden  Jahre  eine  Zunahme  erfahren 
kann.     Allein  da  ja  nicht  blos  die  materiellen,    sondern  alle  Verhältnisse  des 
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menschlichen  Lebens  ihren  Reflex  auf  das  Leben  und  Sein  der  einielnen  Per-' 
son  und  mithin  auch  auf  das  der  ganzen  BeTöIkerung  ziirackwerfen ,  so  moss 
dieselbe  in  ihrer  Ordnung  und  Bewegung*,  in  ihrem  Wachsthnm,  in  ihrer  Zahl 
und  ihrer  bürgerlichen  und  geistigen  Gntwickeiung  und  in  ihrer  ganzen  Er- 
scheinung der  reinste  Ausdruck  derjenigen  Stufe  sein,  auf  welcher  sich  eben 
die  EntwickclungWes  Lebens  in  einem  Lande  befindet.  Je  mehr  Zeit  der  Ein- 
zelne  unter  übrigens  gleichen  Umständen  zu  seiner  sitliichen  und  wirthschaft- 
licheii  Ausbildung  und  Vervollkommnung  hat,  desto  besser  ist  es  für  ihn. 
Wird  das  Leben  kürzer,  so  entbehren  die  Kinder  während  eines  Theils  ihrer 
Erziehungszeit  der  elterlichen  Fürsorge  und  Pflege,  wodurch  die  sittliche  €ul- 
tur  sicher  nicht  gewinnt.  Sie  gewinnt  eben  so  wenig  dabei,  wenn  es  der 
Greise  und  Greisinnen  ermangelt,  welche,  wenn  auch  nicht  mehr  mit  der 
Hände  Arbeit,  doch  mit  Erfahrung  und  Ralh  die  heranwachsende  Generation 
unterstützen  und  dadurch  Gelegenheit  finden,  an  ihren  Kindern  die  Dankes;- 
schuld  abzutragen,  die  sie  ihren  eigenen  längst  dahingeschiedenen  Eltern 
schulden,  damit  sich  das  schöne  Wort  des  Dichters  erfülle:  „Die  Eltern  erzie- 
hen  ihre  Kinder  für  die  Erde,  die  Kinder  aber  ihre  Eltern  für  den  Himmel.^^ 

„Das  auf  die  Endergebnisse  genannter  Tabellen  gebaute  Urtheil  über  die 
Sterblichkeitsyerhältnisse  in  Prcussen  wird  dadurch  nicht  geändert.  Um  so 
mehr  bleibt  es  in  Wahrheit  bestehen,  dass  es  an  positiven  Angaben  über  die 
Lebensdauer  vor  100  oder  selbst  vor  50  und  noch  weniger  Jahren  nicht  nur 
in  Preussen,  sondern  allenthalben  fast  noch  gänzlich  fehlt.  Man  lebt  jetzt 
intensiver.  Alles  geschieht  im  Fluge.  Je  „civil ist rter^'  die  Stadt  oder  die 
Staaten,  desto  mehr  wird  tief  in  die  Nacht  hineingelebt,  und  das  keineswegs 
blos  zum  Vergnügen,  sondern  auch  zur  Arbeit,  sogar  zur  harten  Arbeit.  Fast 
nach  jeder  Richtung  hin  ist  das  Leben  genussreicher,  darum  auch  kostspieliger 
geworden.  Der  Dampf,  die  Eisenbahnen,  die  Telegraphen,  die  ausgebreitete 
Journalistik  tragen  mächtig  dazu  bei,  weit  von  einander  entfernte  Räume  zu 
nähern,  Zeit  zu  ersparen.  Dass  ein  solch  intensiver  Lebensgenuss  hauptsäch- 
lich auf  Kosten  des  Pferyensystems  vor  sich  geht,  das  unterliegt  keinem  Zwei- 
fel. Von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  sind  es  die  inneren  hitzigen  Krankheiten^ 
welche  ein  immer  grösseres  Contingent  von  Lebenden  zu  den  Todten  befördern. 
Es  sind  aber  keineswegs  blos  die  Städtebewohner  oder  die  höheren  Stände, 
Ton  welchen  diese  Behauptung  gilt;  sie  gilt  von  der  Bevölkerung  des  ganzen 
Staats,  und  eben  deshalb  lässt  sie  auf  einen  allgemeinen  Grund  schliessen. 
Man  wird  nicht  fehlgreifen,  ihn  in  der  höhern  Kostspieligkeit  des  Lebens 
selbst  zu  suchen.  Nicht  allein,  dass  die  nothwendigsten  Lebensbedürfnisse, 
Brod  und  Fleisch,  jetzt  unzweifelhaft  theurer  sind  als  ehemals,  sondern  der 
Begriff  dessen,  was  noth wendig  ist,  hat  sich  selbst  ungemein  erweitert. 
Darum  ist  unsere  Bemerkung  ungeachtet  des  Erfahrungssatzes  zutreffend,  dass 
man  heut  zu  Tage  mit  derselben  Geldsumme  mehr  Bequemlichkeiten  und  An- 
nehmlichkeiten als  vor  50  oder  auch  nur  20  Jahren  erkaufen,  resp.  sich  ver- 
schaffen kann.  Ucberall  ist  die  Armuth  nur  der  Unterschied  oder  die  Kluft 
swischen  dem  Bedürfniss  und  den  vorhandenen  Mitteln,  dasselbe  zu  befriedigen. 
Je  bedürfnissvoller  die  Menschen  werden,  desto  mehr  Arbeit  wird  erfordert 
und  von  ihnen  auch  aufgewendet,  das,  was  sie  für  Bedürfniss  halten,  zu  be- 
friedigen.    Production   und    Consumtion   wachsen   sonach    gleichzeitig.     Damit 
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wichst  unbestritten  auch  der  allgemeine  Wohlstand,  der  Nationalreichthmn. 
Doch  ist  es  sehr  wohl  möglich,  dass  sich  das  menschliche  Leben  dabei  nicht 
Terlangert,  ja,  dass  es  sich  verkürzt/^ 

Von  den  Besultaten,  welche  abgeleitet  werden,  ist  das  folgende  bemerkens- 
werth:  „Die  weibliche  Sterblichkeit  in  Preussen  ist  grösser  als  die  männ- 
liche in  den  Altersstufen  Ton  10 — 14,  25 — 40  und  über  GO^Jahren;  in  allen 
andern  Altern  ist  sie  geiinger;  am  wenigsten,  wie  überall,  TerhSllniss- 
nissig  im  ersten  Lebensjahre.  Dagegen  ist  die  grosse  Sterblichkeit  der  Männer 
im  Alter  von  20 — 25  Jahren  eine  vielfach  wiederkehrende  Erscheinung  in  der 
Statistik.  Sollte  die  in  diese  Zeit  fallende  allgemeine  Militärpflicht  einen  Theil 
daran  haben?*'  Diese  Frage  kann  wohl  nach  den  statistischen  Ermittelungen 
über  die  Sterblichkeit  des  Militärs  bejaht  werden;  jedenfalls  wird  es  sich  der 
Muhe  lohnen,  genau  zu  constatiren,  um  wie  viel  die  allgemeine  Sterblichkeit 
in  der  genannten  Altersclasse  durch  die  grössere  Sterblichkeit  des  Militärs  er- 
höht wird. 

Aus  der  Anzahl  sämmtlicher  Gestorbenen  wird  nun  die  „mittlere  Lebens- 
daaer'^  oder  die  Lebenserwartung  abgeleitet.  Dass  dieses  unzulässig  ist,  weiss 
der  Verf.  sehr  wohl  und  er  benutzt  seine  Resultate  vorzugsweise  als  Anlass 
zur  Polemik  gegen  andere  Absterbeordnungen.  Abgesehen  davon  sind  die  öst- 
lichen Provinzen  minder  begünstigt  als  die  westlichen.  Doch  sind  die  Ver- 
schiedenheiten nicht  durch  alle  Altersclassen  constant.  So  zwar,  dass  die  Ost- 
lichen Provinzen  in  den  früheren  Altersclassen  im  Nachtheil,  in  den  höheren  im 
Vortheil  sind.  Das  Erstere  ist  durch  die  grössere  Kindersterblichkeit,  resp. 
grössere  Fruchtbarkeit  erklärlich.  Das  Andere,  meint  Engel,  stimmt  mit  anderen 
Thatsachen  uberein.  „Bekanntlich^^ —  sagt  er  — „soll  es  ein  Erfahrungssatz  sein,  dass 
man  in  slavischen  Ländern,  so  vorzugsweise  in  Russland,  ungemein  alte  Leute 
antrifft.'^  Ich  glaube,  dass  man  diesen  „Erfahrungssatz''  nur  mit  Vorsicht  an- 
nehmen darf.  Der  Gebildete  weiss  von  einem  bestimmten  Zeitpuncte  an  nicht 
auswendig,  wie  alt  er  ist,  sondern  muss  es  immer  von  Neuem  berechnen;  der 
ungebildete  Mensch  weiss  es  in  höherem  Alter  sehr  selten,  und  die  Angehöri- 
gen und  Bekannten  pflegen  gern  zu  übertreiben.  Wo  also  der  Beweis  des 
^^Kirchenbuchs''  bei  den  Russen  fehlt,  möchte  ich  ihren  Angaben  nicht  ohne 
Weiteres  trauen. 

In  dem  Abschnitte  „die  Sterblichkeit  in  Berlin"  wird  zuerst  nachgewie- 
sen, dass  in  dem  Zeitraum  1711  — 1860  das  Wachsthum  Berlin's  6mal  so 
stark  von  Aussen  als  Ton  Innen  war,  und  dass  die  Schwankung  des  Zuzugs 
▼on  der  Gewerbegesetzgebung  abhing  und  zwar  so,  dass  die  freiere  Periode  auch 
den  grössten  Zugang  aufweist. 

Sodann  wird  „die  Sterblichkeit  in  Berlin  nach  der  Sterbiichkeitsziffer  in 
der  Zeit  von  1710  bis  1860"  behandelt. 

Femer  werden  „die  Sterbefille  nach  dem  Alter  der  Gestorbenen"  aufge- 
führt und  ein  Reaultat  gefunden,  welches  der  Verfasser  in  seiner  poetischen 
Diction  also  ausdrückt:  „Man  sieht,  wie  in  dem  einen  Jahre  der  Tod  mehr 
Opfer  Ton  der  Jugend,  in  einem  andern  mehr  Ton  dem  Alter  fordert,  wie  er, 
gleichsam  gewisse  Altersclassen  überspringend,  heute  bei  einer  jüngeren,  morgen 
bei  einer  älteren  anklopft  und  bald  höflich  kaum  seinen  naturgemässen  Tribut 
fordert,  bald  stürmisch  Einlass  begehrt  und  ohne  Maass  (?)  und  Ziel  (?)  seine 
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Opfer  heim  fahrt/*  Die  SpecificiniDg  dieses  Verbiltnisses  liegl  uns  za  fern, 
als  dass  sie  niitgetheilt  xu  werden  brauchte.  Nur  noch  ein  Punct  verdient  be- 
sondere Erwähnung:  „Berlin,  das  sein  Wachst hum  überhaupt  zum  fiberwiegenden 
Theile  den  Zuzügen  von  Aussen  verdankt,  recrutirt  sich  wesentlich  durch  Zu- 
züge des  Alters  von  20  bis  50  Jahren,  und  diese  grössere  Menge  Einwohner 
eben  genannter  Altersclassen  liefert  denn  auch  eine  grössfre  Anzahl  Gestorbener, 
als  es  der  normalen  Absterbeordnung  einer  gemischten  Landesbevolkerung  ent- 
spricht/' 

„Das  Durchschnittsalter  der  Gestorbenen  und  die  Absterbeordnung  in  Ber- 
lin*^ ist  endlich  die  letzte  Abiheilung  der  Arbeit  von  Engel,  über  welche  noch 
ein  Paar  Worte  zu  sagen  sind.  Die  Abnahme  des  durchschnittlichen  Alters 
der  Gestorbenen  bestätigt  sich  auch  für  Berlin.  Auch  zeigt  sich  augenfällig, 
dass  die  unglücklichsten  Jahre  das  grösste  durchschnittliche  Alter  der  Gestor- 
benen zeigen.  -Ein  Umstand,  der  schlagend  beweist,  dass  das  durchschnittliche 
Alter  dem  Wohlstande  nicht  proportional  sein  kann. 

Nachdem  nun  die  besprochene  Arbeit  von  Hopf  zum  Theii  wortlich  wie- 
dergegeben isti  ohne  dass  etwas  dagegen  vorgebracht  wird,  geht  der  Verfasser 
daran,  eine  Absterbeordnung  für  Berlin  zu  entwerfen.  Dieselbe  fällt,  da  sie 
sich  nicht  auf  dieselbe  Aniahl  bezieht,  nothwendig  falsch  aus.  Es  erscheint 
also  auch  überflussig,  das  durchschnittliche  Altrr  der  Gestorbenen  damit  zu  ver- 
gleichen. Was  weiter  über  die  Sicherheit  der  Zahlungen,  den  statistischen  Werth 
der  Todten,  productiven.  und  unproducliven  Jahre  bemerkt  wird,  gehört  nicht 
zu  unserer  Frage.  Es  muss  also  —  so  interessant  es  auch  ist  —  übergangen 
werden. 

So  bedeutend  und  ausgezeichnet  hiernach  die  Abhandlungen  von  Hopf  und 
Engel  sind,  so  erscheint  doch  das  Problem,  durch  Zahlenverhältnisse  über  die 
Dauer  des  menschlichen  Lebens,  sei  es  der  Lebenden  oder  der  Gestorbenen,  oder 
die  mittlere  Lebensdauer  den  Wohlstand  einer  Bevölkerung  zu  messen,  noch 
ungelöst.  I. 


XIIL 

Bie  natlonalökonomisclie  Eiitteratar  in  der  periodiflcHeA 

Presse. 

Italien. 

Ausser  verschiedenen  Tolkswirthschaftlichen  Monats-  und  Wochenschriften  ist  in 
diesem  Jahre  in  Italien  auch  ein  Jatirbuch  der  Nationalökonomie  und  Statistik  er- 
scliienen  —  Annuario  di  economfa  sociate  e  di  slatistica  pel  Regno  d'ltalia  —  heraus- 
gegeben von  F.  Duprat  und  A.  Gicca.  Das  Buch  tragt  auf  dem  Titel:  y,Anno 
primo*'. 

„Jetzt S  beisst  es  in  der  Einleitung  zu  demselben,  „wo  eine  früher  unbekannte 
Beivegung  den  grosseren  Theii  der  Völker  fortzuretssen  scheint,  und  die  soeialen 
Phänomene  einander  mit  wunderbarer  Schnelligkeit  folgen»  kann  ein  periodisches 
Gemälde,  auf  welchem  der  Leser  an  seiner  Stelle  und  unter  seinem  Zeitraum  die 
gleichzeitigen  Begebenheilen  findet,  als  unumgänglich  nothwendig  betrachtet  werden.*' 
Die  Erwartung,  mit  der  wir  den  Jahresspiegel  des  ökonomischen  Lebens  in  Italien 
in  die  Hand  genommen  —  das  Jahrbuch  bcschrSnkt  sich  passender  Welse  nur  auf 
Italien  und  zwar  wieder  vornehmUch  auf  das  Königreich  Italien  —  ist  durch  seinen 
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mannichfaltigen  Inhalt  übarlraffen  worden ,  wenn  wir  auch  vielleicht  eine  überaicfat- 
lichere  Anordnung  des  Stofifs  und  noch   mehr  statistische  Zusammenstellungen   und 
Zahlen  gewünscht  hätten,  doch   für  letzleres   sind  die  Herausgeber  allein  nicht  ver- 
antwortlich.    Italiens  Statistik  liegt  noch  in  den  Windein. 
Wir  greifen  Folgendes  heraus: 

1.  Land  und  Leute. 

Das  Königreich  Italien  zerfällt  in  59  Verwaltungsbezirke  oder  Provjnzen.  44  der- 
selben  sind  nach  der  Stadt  benannt,  in  welcher  der  Repräsentant  der  Centralgewalc, 
ein  Präfect^  seinen  Sitz  hat.  Die  kleinste  Bevölkerung  hat  die  Provinz  Grosseto, 
sie  zählt  82,540  Seelen;  einige  andere,  wie  Mailand,  Neapel  und  Turin,  haben  über 
800,000  Einwohner. 

Nach  der  vor  zwei  Jahren  veröffentlichten  officiellen  AdmlnisIrativstatisUk  betrug 
die  Bevölkerung  in  diesen  59  Provinzen  21,703,710  Einwohner  auf  einem  Territorium 
von  255,617  .  29  Quadr.-Kilometern,  und  kamen  durchschniltlirh  auf  jeden  Quadr.-Ki- 
lometer  Land  84,90  Einwohner.  6  Städte  hatten  mehr  als  100,000  Einwohner  (Nea- 
pel, Mailand,  Palermo,  Turin,  Genua,  Florenz),  22  Städte  eine  Seelenzabi  von  25,000 
bis  100,000  Einw.,  20  Städte  von  20  bis  25,000,  33  zwischen  20J^is  15,000  Einw. 
Es  giebt  in  Allem,  Städte  und  Dörfer  zusammen,  7,739  Communen,  wovon  81  Städte 
mehr  als  15000  Einwohner  beben  und  7,658  eine  geringere  Bevölkerung. 

Die  Zahl  der  Geborenen  zur  Zahl  der  Gestorbenen  verhält  sich  in  Hallen  wie  100 
zu  84,  und  vermehrt  sich  die  Bevölkerung  jährlich  im  Durchschnitt  um  118,000  Seelen. 

2.  Ackerbau. 

Die  Grundfläche  des  Königreichs  Italien  beträgt  25,561,729  Hectaren,  von  denen 
21,592,450  Hectaren  Grundsteuer  zahlen  (die  Städte  sind  unter  d^m  hier  besteuerten 
Grund  und  Boden  nicht  mit  begriffen,  dagegen  die  Waldungen).  Dies  censirte  Land 
verthellt  sich  nach  officieller  Schätzung  unter  4,153,645  Besitzer,  so  dass  auf  jeden 
Besitzer  etwas  mehr  als  5,19  Hectaren  Land  kommen  würden.  In  den  verschiedenen 
Theilen  Italiens  ist  dies  Verhällniss  aber  ein  auffallend  abweichendes. 

Es  kommen  nämlich  durchschnittlich  auf  einen  Besitzer: 


in  Piemont  .    .    .    5,33  Hectaren 

in  der  Romagna 

11,05  Hectaren 

in  der  Lombardei       3,22 

in  den  Marken  . 

6,08 

in  Modena    .    .    .    5,13 

in  Umbrien    .     . 

11,26 

in  Parma      .    .     .    6,56 

in  Neapel      .    . 

4,46        . 

in  Toscana    .    .    .  15,49 

in  Sicilien      .    . 

4,00 

Uebrigens  herrscht  der  kleine  Grundbesitz  ausschliesslich  in  den  Bergen  und  un- 
fruchtbaren Landstrichen  vor,  der  grosse  in  den  niederen  bewässerten  Ebenen.  Zwi- 
schen beiden  befindet  sich  das  mittlere  Grundelgenlhum. 

In  Italien  pflegen  die  moralischen  Personen  wie  die  reichsten  grundbesilzenden 
Familien  ihre  G^iet  in  Gesammlheit  an  eine  Person  zu  verpachten.  Dieser  Gross- 
Pächter  parcellirt  dann  das  Land  an  Unlerpächler  in  viele  kleine  Theile.  Das  Pacht- 
System  hierbei,  wie  ftberhaupt  in  fast  ganz  Italien,  ist  bekanntlich  die  Halbpacht 
(mitayage). 

Der  Reinertrag  vom  Grund  und  Boden  wird  officiell   auf  1008  Millionen  Lire 
abgeschätzt,   demnach  würde   von   den  21,592,450  Hectaren  besteuerten  Landes  ein 
mittlerer  Productionsertrag  von  51  Lire  31  Centesimi  per  Hectare   kommen.    Auch 
hier  ist  eine  grosse  Verschiedenheit  in  den  einzelnen  Theilen  Italiens. 
Es  ist  nämlich  der  Reinertrag 

in  den  allen  Provinzen     36,65  Lire        in  der  Romagna       .    .    57,10  Lire 
in  der  Lombardei    .    .    89,53    •>  in  den  Marken    .    .    .    43,26    •> 

in  Modena      ....    62,47    -  in  Umbrien     ....    26,45    - 

in  Parma 50,44    -  in  Neapel 47,95    - 

in  Toskana     ....    40,98    -  in  Sicilien      ....    41,63    - 

Der  Werth  des  ganzen  (besteuerten)  Grundeigenthums  in  Italien  beträgt  demnach 
25,200  Millionen  Lire,  und  ist  der  Werth  der  Hectare  im  Durchschnitt  für's  ganze 
Land  1,167  Lire  7  Centesimi;  in  Piemont  dagegen  fällt  der  Werth  einer  Hectare  auf 
916,31  Lire,  und  er  steigt  in  der  Lombardei  auf  2,238,32  Lire. 

Auf  diesem  Grund  und  Boden  ruhen  170,716,878  Lire  Steuern,  nimlich 
116,633,684  Staatssteuern  und  54,083,194  Abgaben  an  die  Communen  und  die  Pro- 
vinzen.    Weiter  haftet  darauf  an  Hypotheken  mannichfaltiger  Art  ein  Capital  van 
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4,694,493,619  Lire,  wonach  jede  italienlsclie  Hectare  Land  durchschnUllich  mit  217,41 
Lire  Hypotfaekschuld  belastet  ist,  d.  i.  ungefähr  V5  das  Grundwerthes. 

Von  den  gesamniten  25,661,729  Hectaren  Bodenfläcbe  des  Königreichs  kommt 
1  Hectare  Waldboden  auf  6,47  Hectaren  anderen  Landes ,  so  dass ,  wie  das  Jahrbuch 
bemerkt,  es  nichts  Irrigeres  giebt,  als  zu  glauben,  dass  Italien  zu  wenig  "Waldungen 
habe.  Das  grosse  Uebel  dagegen  ist  deren  schlechte  Terlheilung.  Von  den  Waldungen 
besitzen  Privatpersonen  1,672,232  Hectaren,  2,277,422  Hectaren  sind  öiTenlliche. 

Ueber  die  Bodenerzeugnisse  sind  die  Angaben  dQrflig  und  ungenOgend.  Das* 
selbe  gilt 

3.  Tondem  Capitel  „Industrie". 

Hier  fehlen  fast  alle  slatistischen  Angaben.  Nur  Einiges  über  die  Seidenindusirie, 
Corallenfischerei  und  die  Ergebnisse  der  Londoner  Industrieausstellung.  Wir  hoffen, 
einst  mehr  in  dem  „anno  secondo'^  zu  finden. 

4.  Handel. 

Seit  der  Anerkennung  des  Königreichs  Italien  bis  zu  Ende  des  Jahres  1862  hat 
es  Ha ndelsf ertrage  abgeschlossen,  die  auch  bereits  In  Kraft  getreten  sind,  mit  der 
Türkei,  mit  Sohweden  und  mit  Fersten  und  ist  in  Verhandlung  mit  Grie-f- 
chenland,  England,  mit  der  Schweiz  und  mit  Frankreich.  Auch  von 
diesen  sind  neuerdings  einige  Vertrage  unterzeichnet  worden. 

Nach  einem  fünfjährigen  Durchschnitt,  welcher  einen  mittleren  Werlh  der  Aos- 
nnd  Einfuhr  von  1,177,472,762  Lire  ergiebt,  kommt  auf  den  Kopf  ein  Jährlicher  Werth 
▼en  Handelsproducten  von  wenig  mehr  als  53,50  Lire  (nach  Block  91  Lire  nach 
dem  Maassstab  eines  Jahres).    Das  Jahrbuch  vergleicht  damit  den  Handelswerth  von 

Frankreich,    wo  auf  den  Kopf  100  Lire  kommen, 
der  Schweiz,    -     -      -      .      250    - 
Griechenland,  ...      -        59    - 
♦Oesterreich,     -     -      -      -        38    - 
der  Türkei,      ....        35    - 
Sehr  bemerkenswerth  ist   eine  specielle  AufzShlung  der  hauptsachlichsten   aus* 
^Irtigen  Hafen,  nach  welchen  im  Jahre  1861  italienische  Schiffe  gegangen  sind.    Die 
Gesammtzahl  derselben  war  9,075;  die  hauptsachlichsten  Hafen  waren: 

Constanlinopel  mit  2,058  Schiffen  Bona  mit  340  Schiffen 

Malta  -    1,469        -  Galatz  -    282 

Marseille  -    1,263        -  Cardiff  -    282 

Nizza  .       695       -  Odessa  -    217 

Cette  -       553        -  Ibraila  .    154        . 

Tunis  (Goletta)  -       448       -  Buenos  Ajres    -    146 

Toulon  -       400        -  Barcellona  -    141        -        u.  8.w.^ 

meist  Häfen  des  mittelländischen  und  schwarzen  Meeres.  Wir  finden  nicht  einen 
emzigen  nordamerikanischen  oder  deutschen  Hafen  darunter.  Selbst  London 
ist  nur  mit  50  Schiffen  aufgeführt.  Von  Südamerika  sind  3  Häfen  genannt:  Buenos 
Ayres  (146),  Montevideo  (83),  Rio  Janeiro  (16).  Die  Schifffahrt  in  Italien  ist  sehr 
gesunken  und  bietet  namentlich  in  Bezug  auf  die  Handelswege  einen  merkwürdigen 
Contrast  mit  dem  Welthandel  unserer  norddeutschen  Handelsmarine. 
5.  Eisenbahnen. 
Im  October  1862  gab  es  an  Eisenbahnen  auf  der  Halbinsel: 

«-...  ^  liinieo  liiaien  Detretirte     Liolen 

'^^^■B^'  im  Gebrauch,    im  Bau.     Linien,     in  „studio.«* 

I.  Seltentrionale 913  327         —  283  Kilometer. 

II.  Po-Thal,  Territorium: 

a)  des  Kanigreichs       ....  536  211  123  — 

b)  von  Venedig 476  ^  _  44        - 

III.  Centrale  Tirreno 409  632  —  —        - 

IV.  id.  Romano: 

a)  des  Königreichs       ....    389  253         —  22        - 

b)  des  päpstlichen  Staates     .    .    217  84         —  45        - 

V.  Meridionale  Napolitano    ...      56  374         690  — 

VI.  Calabrese-Siciliano    ....      —  40         —  897        - 

VII.  Isola  di  Sardegna     .    .    .    .      — —        388 19_    - 

21995  l^STf      1^201         1,310 
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Die  Oe«ainmUSnge  des  italienischen  Netzes  beiragt  7423  Kilometer. 
Von  europäischen  HauptUndern  kennen  wir  nur  noch  ein  Land,  Spanien,  welches 
eine   Slinliche  Proportion   zwischen   fertigen   und   in  Angriff  genommenen 
Bisenbahnlinien  bietet.    Das  Yerhältniss  wird  nun  noch  auffaiiender,   wenn  man  den 
▼enetianischen  und  päpstlichen  AntlieU  Italiens  in  Wegfall  bringt.    Es  waren 

Linien 
in  Gcbrmach.        im  Baa.        deoretirt  oder  pr<Oectirt. 
im  April  1859  .    .    .    1,472                 266  854 

im  October  1862  .    .    2,303 1,833 2,422 

Unterschied:      831  1,567  1,668 

Seit  dem  April  1859  waren  also  im  Königreich  831  Kilometer  neugebaate  Bahn 
dem  Verkehr  übergeben  und  1,577  Kilometer  in  Bau  genommen  worden.  Aber  die 
Eisenbahnfrage  war  för's  neue  Italien  eine  der  ersten  Lebens*  und  —  Finansfragen. 
Neben  dem  Capitel  „slrade  ferrate*^  halten  wir  gewünscht ,  auch  ein  anderes, 
,,8trade  e  vie'*  überschrieben,  zu  finden.  Was  hat  das  neue  Königreich  fär  die  in- 
nere Communication  gethanf !  Auch  hier  rangirte  das  „alte^*  Italien  mit  Ausnahme 
weniger  Theile  gleich  hinter  dem  „wegelosen**  Spanien. 
6.  Creditinstitute. 
Auch  nur  einen  kurzen  Ueberblick  über  die  verschiedenen  Creditinstitute  Italiens 
zu  geben,  müssen  wir  uns  versagen.  Nur  eine  „Sparkasse**  wollen  wir  erwähnen, 
es  ist  die  ,,Sparka88e  der  Lombardei",  la  cassa  di  rispsrmto  dl  Lombardia,  gegrfindel 
im  Juni  1823.  Sie  hat  ihren  Sitz  zu  Mailand  und  in  15  lombardischen  Städten,  Snc- 
cursalen.  Sie  ist  eineslheils  Sparkasse  (oder  vielleicht  Depositenbank)  und  anderen» 
theils  vornehmlich  Hypothekenbank.  Von  Zeit  der  Gründung  bis  1861  hat  sie  (nur!) 
1594  Dsrlehen  gegen  Hypothek  gemacht,  von  denen  nur  344  oder  21,70%  zurück- 
gezahlt wurden.  Zinsfuss  gewdhnlich  4  bis  5  Procent,  Versich ernngswerlh  %  in 
ilsiland,  Va  bei  Landgrundslöcken.  1861  betrugen  die  Hypotheken  82%  ihres  Actir- 
capitals.  Die  durchschnittliche  H5ho  der  Darlehen  ist  circa  60,000  Lire,  sie  dient 
demnach  dem  grossen  Grundbesitz. 

Es  wairdie  Zahl  der  Einlagebüober  der  Betrag  der  Depositen 

am  31.  December  1860      .    107,930  85,852,188  15  Lire 

am  31.  December  1861       .    115,908  89,967,778  15    - 

1852  betrug  der  Jahresgewinn  180,879  96      der  Reserrefond  1,452,221  80    - 
1861      -        -  -  916,570  96        -  -  4,646,644  39    - 

Sie  verdankt   der  Mildthätigkeit  ihren  Ursprung   und  hat  selbstständige  Ver- 
waltung. 

Wir  geben  schliesslich  noch  eine  Uebersicht  der  ökonomischen  Littentur  vom 
Jahre  1862:   ' 

Biblioteca  deir  Economistica.    2  fasc.  in  S*'.  Torino. 

Diese  beiden  Bände  des  grossartigen  Sammelwerkes  enthalten  einen  Thefl  des 
Cursus  der  politischen  Oekonomie  von  Michel  Chevalier. 
Corso  di  lezioni  di  economia  pubblica  per  F.  Foulet.    Un  vol.  in  8».     NapoH. 
Element!  di   economia  politica   per  Carlo  Rusconi.     Un  vol.   in  12®.    Torino  • 

Milano. 
Manuale  popolare  di  economia  politica  per  C.  Docesare.    Un  voL  in  12<^.    Torino 

0  Napoli. 

Das  sind  drei  Eleinentarbücher  der  politischen  Oekonomie  in  einem  Jahre! 
DegP  interessi  economici  dell'  agricollura  in  Italia   per  C.  Leardi.    Un  vol.  in  12*. 

Firenze, 
Primi  elementi  di  economia  ed  estimo  dei  beni  rustici  per  Borio.     Un  vol.  in  12^^. 

Torino. 
II  risorgimento  dei  boschi  in  Italia;   considerazioni  deir  archiletio  Alfio  La  Rosa 

Fichera.    Opusculo  in  8^.     Catania. 
La   collivazione  dcl  cotone   in   Italia    per  G.   De  Vincenzi.      Volumetto   in  &. 

Londra. 
La  coltivazione  dei  cotone  in  Italia  per  V.  Rossi.    Un  opusculo  in  80.    Torino. 
Guide  per  la  coltivazione  pratica  dei  cotone  in  Italia  per  F.  Man  et  ta.     Un  opus- 

colo  in  9^,    Torino. 

Zahlreich  sind  die  Schriften  über  Credit-  und  Finanzwesen : 
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Del  Credito  fondiario  e  d«l  Credito  agricolo  in  Francia  ed  !n  Italia  pel 

conte  DiSalmour.    Un  vol.  in  &^.    Torino. 
Sopra  nna  Banca  di  Credito  fondiario,  cenni  di  Guiseppe  Lombarde 

Sc  Ulli  ca.    Un  volume  in  19^.    Torino. 
La  veritji  Tera  solle  Banche  di  Credito  fondiario  ed  agricola  per  L.  Carpi« 

Un  vol.  in  &^.   Torino. 
Deir  tstituzione  di  un  deposito  annonario  e  mercantile,  ossia  filonte  di  pro- 

stazione  agricolo  -  commerciale  in  Savigliano.    Savigliano. 
Considerazioni  sulla  ottenibile   prosperitä  d'Italia,    dell'   avv.  Yincenzo  Rossi. 

Torino. 
Rlordinaoiento  dei  bllancl  dello  State  e  riforma  economica  nel  slstema  delle  ioiposte, 

progetto  diTommasoAbate.    in  32<>.   Torino. 
Sulla  teoria  delle   imposte    per  Giuseppe  Lombarde  Scullica.     Un  vol. 

in  12*.   Torino. 
Schema  di  pratica  perequatione  della  imposta  per  C.Berti-Pichat.    Opascolo 

in  S*.   Bologna. 
Dei  tributi  diretti  e  dei  servizio  che  li  concerne  per  C.  Yerdi.     Opuscolo  in 

8*.   Genova. 
Suir  amministrazione  economica  dei  regno  d^talia   per  G.  Pagni.     Un   opascolo 

in  9^.    Firenze. 
L'awenire  dell  industria  e  dei  coromereio  di  Torino  per  L.  Nervs.    Opu- 
scolo in  8*.   Torino. 

Ausser  mehreren  JahrbQchem  gehdren  folgende  sechs  Wochen-  und  Monats- 
schriften  der  Volkswirthschaft  und  Statistik  an,  zum  Theil  im  Dienst  der 
praktischen  Industrie  und  Handels  Interessen: 
II  Politecnico,  repertorio  mensile   di  studi  applicabili  alla  prosperitli  e  coltura 

sociale.    Milano. 
Giornale  delle  Arti  e  delle  Industrie;  si  pubblica  due  volte  la  settImana. 

Torino. 
Rivista  dei  Comnni  italiani;  Rassegna  mensile.    Torino. 
Rivisla  nazionale  dl  dirilto  amministi'alivo ,   di  economia  politicae  di  Stati- 
stical diretta  da  Alessandro  GIcca.    Rassegna  mensile.    Torino. 
L'Italienouvelle.    Journal  hebdomadaire.    Turin. 
Gazetta  finanziaria,  giornale  ebdomadario.    Torino. 

Ferner : 
Statistica  dei  Regno  d'Italia.    Vol.  3  in  fol.    Torino. 

Annali  d'agricoltura,  industria  e  commercie.    Tel.  8  in  8*.    Torino. 
Bolettino  consolare  pubblicato    per   cnra   dei  Ministero   degli   affari  esteri.      Un 

grosse  volume.    Torino. 
Annuario  dei  Ministere  delle  finanze  dei  Regne  d'ltalia.  Tel.  in  8*.  Torino. 
Raccelta  delle  leggi  e  decreti  relativ!  alla  costruzione  delle  strade 

ferrate  nel  regno  d'ltalia.    Un  grosso  vol.  in  S^.    Torino. 
Relazione  dei  Ministro  di  agricoltura,  industria  e  commercie  sopra 

gli  Institut!  tecnici,  le  scuole  di  arti  e  mestteri,  le  scuele  dl  nau- 

tica,  le  scuole  delle  miniere  e  le  scuole  agraria.     Un  volume  in  4®. 

Torino. 
Exposition  internationale  en  1862,  Royaume  d'Italie.    Catalogue  officiel  de- 

scriptif,  publik  par  la  Commission  italienne.    Un  vol.  in  8*.    Paris. 
Catalogo  illustrato  degli  espositori  dl  prodoUi  metallurgici.    Un  volumetlo  in  BP. 

Torino. 


B  n  g  1  a  n  d. 


Das  politische  Interesse  scheint  jetzt  in  England  die  eigentlich  ökonomischen 
Fragen  ganz  in  den  Hintergrund  drangen  zn  woUen.  Da  finden  wir  im  Economist 
Artikel  nnd  immer  wieder  Artikel  gegen  den  Krieg  in  Polen.    Das  neue  Gouveme- 
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ment  von  Uexico  wird  allseitig  beleuehtet  und  die  Frage  aufgeworfen,  ob  Mexico 
eine  französische  Provinz  werden  soll.  Die  Frage  wird  bejaht,  ja  die  permanente 
französische  Occupation  empfolilen,  aber  würden  wir  um  unser  Urlheil  gefragt,  wir 
könnten  nur  sagen ,  dass  das  grosse  Blalt  der  Vermögensinteressen  weder  selbst  an 
die  Kraft  seiner  Beweis/e  recht  glaubt,  noch  mit  seiner  £mpfelilung  ganz  redlich  ist 
Den  Föderalstaaten  in  Amerika  gegenüber  sclieint  das  Blatt  eine  Wendung  machen 
zu  wollen.  Der  Leader  vom  1.  August  ist  ihnen  etwas  weniger  ungünstig  wie  ge- 
wöhnlich, ist  aber  natürlich  immer  noch  für  die  Unabhängigkeit  des  Südens  und  zoll- 
lose  Baumwollengrenze.    Weiter  Krieg  auf  Neu-Seeland  und  nächstens  —  die  grosse 

dunkle  deutsche  Frage. Wir  aber  lassen  alle  Politik  abseits  und  gehen  zu  einigen 

Handels-,  Finanz-  und  Creditfragen  über,  wozu  uns  die  beiden  letzten  Monate  etwas 
Stoff  gebracht  haben. 

1)  Nach  den  Berichten   Tom  Handelsamt  (board  of  trade  returna),    wie   sie 

der  Econoiniat  Tom  1.  Augast  bringt,  ist  der  Handel  fortdauernd 
höchst  zufriedenstellend. 

Es  betrug  für  das  Halbjahr  (bis  30.  Juni)  die  Ausfuhr 

1861 60,143,425  L. 

1862 67,314,679 

1863 62,014,197 

für  die  ersten  5  Monate  (bis  31.  Mai)  die  Einfahr 

1861     . 68,466,001  L. 

1862 54,872,436 

1863 64,793,966. 

Im  fortdauernden  Steigen  befindet  sich  der  Handel  nach  Frankreich.  Dio 
Ausfuhr  dahin  war  im  ersten  Halbjahr 

1861  1862  1863 

2,548,559  3,926,131  3,419,868  L. 

Auch  der  Handel  nach  den  Vereinigten  Staaten  ist  im  weiteren  Zunehmen 
trotz  der  hohen  Zölle. 

Die  Ausfuhr  dahin  war  in  dem  ersten  Halbjahr 

1861  1862  1863 

4,684,253  5,437,141  5,781,590  L. 

Die  Ausfuhr  nach  Indien  ist  sich  in  den  3  Jahren  ziemlich  gleich  geblieben, 
dagegen  die  Einfuhr  von  Indien  in  einer  wunderbaren  Progression  begriffen. 
Ausfuhr  nach  Indien  in  6  Monaten 

1861  1862  1863 

7,966,266  7,190,046  7,757,680  L. 

Einfuhr  ?on  Indien  in  5  Monaten 

1861  1862  1863 

2,013,773  3,760,423  8,820,229  L. 

Das  Rathsel  dieses  Phänomens  löst  sich,  wenn  man  den  eioen  Artikel  der  Ein- 
fuhr, die  rohe  Baumwolle,  heraushebt.    Derselbe  giebt  die  Zahlen : 

1861  1862  1863 

826,046  2,669,191  7,295,743  L. 

2)  The  final  finance  of  the  year.     Econ.  July  25.    1863. 

Wir  wollen  nicht  leugnen,  dass  wir  eine  gewisse  Vorliebe  für  den  Finanzminisler 
Gladstone  haben  und  gern  über  seine  Maassregeln  berichten.  Wir  verehren  in  ihm 
wie  in  dem  zu  früh  verstorbenen  Kriegsminister  Lewis  nicht  allein  den  durchgebilde- 
ten Gelehrten,  dem  sein  Griechisch  nichts  geschadet,  und  den  vollendeten  Staatsmann, 
sondern  einen  Finanzminister,  wie  deren  selbst  England  viel  grössere  nicht  gehabt, 
und  einen  so  voraussichtigen  und  geordneten  Geist,  dass  er  sich  in  seinen  Berech- 
nungen weniger  geirrt  hat,  als  dies  sonst  bei  der  so  schwierigen  Aufgabe  der  Auf- 
stellung eines  englischen  Budgets  zu  geschehen  pflegt.  Selbst  Peel  war  hier  nicht 
so  glfickltch  als  Gladstone. 

Die  Neuerung,  welche  er  jetzt  im  englischen  Finanzwesen  eingeführt  hat,  besteht 
darin,  dass  er  genau,  nachdem  das  Budget  durchberathen,  die  verschiedenen  Abände- 
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rangen,  die  es  erfahren,  zusammenfasst  und  das  neugewonnene  Budget  aufoteltt,  so 
daas  es  mit  der  dereinsligen  wirklichen  Einnahme  und  Ausgabe  verglichen  werden 
kann.  Das  Parlament  kann  bekanntlich  nur  verschlagen,  dass  weniger  ausgegeben 
oder  dass  weniger  Geld  für  einen  besUmmtrn  Posten  Terwilligt  werde.  Das  Geld 
zu  fordern,  das  Recht  gehört  dem  Terantwortlichen  Diener  der  Krone,  das  Haus  bat 
nur  das  Recht  der  Bewilligung. 

Das  80  durch  das  Parlament  abgeänderte  Budget  betrug  nun  für  dieses  Jahr: 

Einnahme 68,171,000  L. 

Ausgabe       .    .     .    .    .    67,705,000 

Mehreinnahme      .    .    .         466,000. 

3)  The  bankers  Clearing  hoase:  its  formation  and  reati- 
tntion,  and  recent  Claims  for  admisalon  to  it.  Econo- 
mist  June  20.    1863. 

Der  Geschaftükreis  vom  „bankers  Clearing  hoose*'  in  Lombardslreet  in  London 
ist  im  Wesen  ein  sehr  einfacher.  Der  Bankier  ist  in  unseren  Tagen  der  Credit- 
wirthschaft  weniger  Handler  mit  Geld  als  vielmehr  Händler  mit  Cfedit,  eignem  wie 
fremdem.  In  London  wie  auch  anderwärts  (z.  B.  in  New -York)  empfängt  jeder 
Bankier  von  seinen  Kunden  täglich  eine  bedeutende  Anzahl  von  Cheques,  'Wechseln, 
Anweisungen,  Coupons  u.  s.  w.,  zahlbar  bei  der  Casse  von  anderen  Bankhäusern.  Zur 
Vereinfachung  des  Gesthäfls  begründete  man  eine  Cenlralstelle,  ein  Ausgleichungs- 
(Klarmachungs-)  Haus,  Clearing  house,  genannt,  in  welchem  die  Clerks  der  verschie- 
denen Bankliäuser  täglich  in  bestimmten  Stunden  zusammenkamen  und  die  gegen- 
seitigen Forderungen  ausglichen  FrOlier  wurde  die  Ausgleichung  mit  Banknoten 
und  Münze  bewirkt,  jetzt  geschieht  dies  durch  Uebertragungen  von  einem  Conto  auf 
das  Conto  des  Anderen  bei  der  Bank  von  England.  Bis  Nachmittag  4  Uhr  können 
noch  „Artikel''  (technischer  Ausdruck  für  die  Creditwaare)  zum  Clearinghaus  gebracht 
werden  und  bis  gegen  fünf  ist  es  den  verschiedenen  Banken  gestattet,  „ArlikeP'  aU 
nicht  zahlbar  zurückzuweisen. 

Das  Clearinghaus  in  London  ist  eine  reine  Privatanstalt  der  Londoner  Privat- 
bankhäuser, welche  lange  vor  der  Bildung  irgend  einer  Joint -stock  bank  bestand. 
(Hierin  unterscheidet  es  sich  vom  Railway- Clearing  house  zu  Euston-square,  welches 
auf  Grund  einer  Parlamcntsacte  geregelt  ist.)  Die  Joint -stock -Banken  erhielten  erst 
nach  und  nach  Zutritt  zum  Clearinghaus,  nachdem  sich  die  Privatbankers  von  der 
Respectabilität  einer  jeden  überzeugt  und,  wie  es  scheint,  keine  zu  gefährlichen  Con- 
currenten  in  ihnen  erkannt  hatten«  Bis  zur  Stunde  ist  das  Clearinghaus  eine  Privat- 
vereinigung und  der  Zutritt  blos  auf  Grund  einer  förmlichen  Aufnahme  gestattet. 
Der  Anspruch  auf  Zulassung  auf  Giund  eines  Rechts  ist  daher  ganz  rhetorisch 
(rhetorical),  wie  sich  der  Economist  ausdrückt.  Neuerdings  hat  nun  die  Abweisung 
eines  grossen  Bankhauses,  wie  schon  früher  mehrmals,  Anlass  zu  lebhaften  Discussio- 
nen  in  der  Presse  gegeben.  Es  wurde  nämlich  gleichzeitig  an  einem  Tage  ein  Bank- 
haus für  das  Londoner  Geschäft  aufgenommen,  und  die  indische  Bank,  gleichfalls  ein 
grosses  Bankgeschäft,  die  auch  auf  Zulassung  angetragen  hatte,  abgewiesen.  Es  scheint 
dies  eine  principielle  Maassregel  gewesen  zu  sein,  gegen  die  Bankgeschäfte  gerichtet, 
deren  Geschäftsbereich  sich  nicht  auf  London  beschränkt,  da  die  abgewiesene  Bank 
sonst  respectabel  war. 

Der  Economist  spricht  sich  für  die  Abweisung  aus,  und  zwar  hauptsächlich  um 
deswillen,  weil  man  sonst  die  grosse  Zahl  der  anderen  grossen  Colonlalbankhäuser  in 
London,  welche  das  Geschäft  mit  den  Colonien  vermitteln,  gleichfalls  würde  zulassen 
müssen.  Dann  aber  würde  durch  die  Zulassung  von  20  —  30  Colonial-  und  firemden 
Banken  bei  der  bereits  grossen  Zahl  der  Bankgeschäfte  des  Clearinghauses  sich  dessen 
Geschäftskreis  so  ausdehnen  und  vervielfachen,  dass  es  bald  unpraktisch  würde. 

Uns  möchte  es  fast  scheinen,  da.ss,  wie  überhaupt  grosse  Veränderungen  im 
englischen  Credilwesen  in  den  letzten  Jahren  stattgefunden  haben  (limited,  Credit 
mobilier  etc.) ,  so  auch  hier  es  bei  dem  alten  Clearinghause  der  Londoner  Bankiers 
nicht  bleiben  werde.  Ist  das  BedOrfniss  wirklich  vorhanden,  so  mnsa  dieses  Credit- 
inslitut  entweder  erweitert  werden,  oder  es  schlägt  ein  zweites  Clearingbaus  in  dor 
City  seinen  Sitz  auf.      Uebrigens  sind  die  Colonialbanken  gef&hrlifihe  Concnrrenten 
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auf  dem  Londoner  Geld- (Credit-)  Harkte,  da  sie  die  DtpaoStan  weit  h5her  Terxinaen 
(bis  6  Proc»),  als  die  Londoner  Banken,  die  das  Londoner  Bankgeschäft  besorgen« 

Wir  verweisen  schliessUcli  noch  auf  die  lebendige  Skizxe:  La  banqne  d'Anglelerrre. 
Les  bank-noles,  la  detle  nationale  et  le  Clearing -house  von  Alphons  Esquiros,  Rerae 
des  deux  Mondes  15.  JTevrier  1863. 

4)  The  Hodsons-Bai  Company.     Econ.  Jaly  4.    1863. 

Eins  der  merkwQrdigsten  Finanzereignisse,  welches  die  Welt  jemals  gesehen  hat, 
hat  sich  in  dieser  Woche  zugetragen,  ^agt  der  Economist  vom  4.  Juli,  eine  Art  Ver- 
bindung der  Vergangenheit  mit  der  Gegenwart. 

Die  Hiidsons-Bai  Compagnie,  geschaffen  von  Karl  II. ,  wird  erworben  von 
der  internationalen  Gesellschaft  (International  Society),  einer  Nachahmung  des  Crddit 
mobiiier,  dem  Geschöpf  der  Louis  Napoleonischen  Periode.  Die  Grösse  des  Geschäfts 
ist  aber  noch  auffälliger. 

Die  Hudsons-Bai- Compagnie  ist  bei  Weitem  der  grosste  Privateigenthümer  in  der 
Welt.  Nach  dem  Prospect  gehören  ihr  1,400^000  Quadratmeilen  (englische)  oder 
896,000,000  Acker.  Alles  dies  ist  soeben  ver-  und  gekauft  worden  für  2  Millionen 
Pfund  St.  An  Activen  sind  ausserdem  aufgeführt  1,393,529 L.,  so  daas  der  Acker 
Land  im  Durchschnitt  auf  weit  weniger  als  einen  halben  Penny  kommt. 

Die  „inlemalionate  Gesellschaft'*  ist  übrigens  lediglich  an  die  Stelle  der  bis- 
herigen Theilhaber  (share  holder«)  getreten,  so  dass  sie  eine  eigentliche  Fortsetzung 
der  ursprünglichen  Gesellschaft  ist  und  deren  Rechte  und  Verpflichtungen  über- 
nommen hat« 

5)  Increaae    of  Trade    and   decrease    of  Coat  of  Collection. 

Econ.  Jnne  2  7.    18  63. 

Sir  Stafford  Northcole  hat  im  Hause  der  Gemeinen  einen  interessanten  Bericht 
vorgelegt.  Derselbe  enthält  eine  Vergleichung  der  Zahl  und  der  Löhne  der  Zoll- 
officianten  in  den  Jahren  1859.  und  1862  und  stellt  daneben  den  Betrag  des  Han- 
dels, welchen  sie  zu  überwachen  hatten,  den  Betrag  des  Einkommens,  welches  sie 
einzunehmen  hatten  und  die  verschiedenen  Functionen,  welche  ihnen  in  diesen  Jahren 
oblagen. 

Wir  wollen  wenigstens  einige  Zahlenangaben  herausgreifen; 

Zahl  der  Löhne 

Officianten  derselben 

1869 6,871  705,354  L. 

1862   .    .    .    .    .    6,275 620,331 

Abnahme    .    .       596  85,023. 

Der  Brutto-Ertrag  der  Einnahme  war: 

1859  .    .    .    25,091,373  L. 
1862  .    .    .    24,021,883 

Abnahme  .  1,072,490. 
Die  Zahl  der  Zollbeamten  ist  so  um  mehr  als  10  Procent  und  ihre  Einnahmen 
um  mehr  als  12  Procent  gesunken,  während  der  Dienst,  welchen  sie  über  haben, 
jährlich  sich  mehr  ausgedehnt  hat  und  schwieriger  geworden  ist.  Ein  Theil  ihres  Dien- 
stes hat  mit  dem  eigentlichen  Zolleinnehmen  nichts  zu  thun,  z.  B.  die  Aufnahme  und 
Vorbereitung  der  Handelsstatislik.  Und  wie  gut  und  schnell  hier  England  bedient 
ist,  darüber  meinten  wir  selbst  In  unsern  kurzen  Notizen  einen  schwachen  Beweia 
au  liefern. 


Frankreick. 

Anch  in  Frankreich  werden  die  Geiater  mehr  von  der  Politik  beherrscht  ala  tob 
whrthachaftlichen  oder  socialen  Fragen.  Die  Ernte  ist,  wie  in  England,  reich  ausge- 
fallen; von  da  keine  Befurchtnngen.   Furckt  haben  nnr  die  groaaen  GddaiftchtOy 
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M  maiiclier  neuen  Unternehmung^  engagirt  sind,  sie  scheuen  vor  einem  Kriege  in 
Buropa  zurflck,  der  manche  gehoifte  Bläthe  kniclcen  könnte.  Wirthachaftlich  ist  nur 
ekie  Frage:  Ueber  die  Hebung  der  arbeitenden  Klassen,  slindigea  Thema  auch  hier« 
Ein  französischer  Oekonomist  (Fraulein  Daubi^  in  „Manuel  des  femmes*')  meint,  in 
Deutschland  finde  man  keinen  solchen  Neid  der  unteren  Klassen  gegen  die  höheren, 
keinen  socialen  Antagonismus,  da  der  Mensch  hier  vor  dem  Pauperismus  und  dem 
Proletariat  durch  die  moralische  Selbstverantworllichkelt  bewahrt  werde;  eine  halbe 
Wahrheit  —  in  Deutschland  giebt  es  nur  mehr  Mittelglieder  bis  zur  Dlouse.  Im 
Nachstehenden  nur  ein  Bunterlei,  wie  es  die  Zeilschrift  und  der  Zufall  eben  brachte: 

1)  De  la  fiction   des   dem  ^talons  moiidtaires   oa  de   la  loi 

qni  fixe  le  rapport  de  yalear  des  monnaies  d'or  et 
d'argent,  et  de  bob  effets,  par  Th.  Mannequin.  Journal 
des    äconomistei  Juin  1863.   p.  414  iqq. 

Der  Artikel  ist  ein  Auszug  aus  einem  Buche,  das  demnächst  erscheinen  soll,  un- 
ter dem  Titel:  Travail  et  libertö.  ätudes  critiques  d'6conomie  sociale. 
Wir  gehen  hier  nicht  weiter  auf  denselben  ein,  wollen  aber  den  Schluss  wiedergeben. 

„Seit  langer  >Zeit<' ,  sagt  M  an  nequi  n,  „ist  es  nicht  mehr  erlaubt,  nicht  zu 
wissen ,  dass  die  Verfälschung  der  Münzen  und  die  Schaffung  des  Papiergeldes.  Dieb« 
stähle  sind  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft.  Die  Natur  des  Vergebens  (m6faH) 
wird  keine  andere,  wenn  statt  des  Falschmfinzers ,  welchen  das  Gesetz  zu  Zwangsar- 
beilen rerurtheilt,  der  Staat  der  Urheber  ist;  es  hat  dann  nur  um  so  mehr  Trag- 
weite und  die  yon  ihm  erzeugten  Uebel  sind  um  so  unerträglicher.  Man  kann  sagen, 
dass  der  Falschmünzer  auf  seine  besondere  Rechnung  speculirt,  während  der  Staat 
auf  Rechnung  der  Gesellschaft  speculirt.*' 

Diese  starken  Ausdrücke  bat  wohl  zunächst  nur  die  Geldwirihschaft  sfldamerika- 
nisdier  Staaten,  die  Mannequin  bespricht,  veranlasst.  Nach  den  exorbitanten  Vor- 
kommnissen neuester  Zeit  bei  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika ,  bei  der 
tippigsten  Biülhe  der  Papiergeldwirlhschaft  in  den  deutschen  Ländern  bleibt  es  eine 
dringende  Aufgabe,  die  olTen  vorliegenden  Resultate  aufzudecken  und  an  ihnen  nach- 
zuweisen, dass  dieser  Zwangscredit  nicht  allein  ein  logischer  Nonsens  ist,  sondern 
dem  Vermögen  der  Betroffenen  weit  mehr  Werthe  entzieht,  als  er  dem  mit  der 
Zwangsmacht  ausgerösteten  Debitor  einbringt* 

2)  CoDCOuri   eoDcernant  I'hiBtoire  de  la  ligue  hana^atique. 

Rapport  fait  ä  l'Acaddmie  des  aciences  morales  at  po- 
litiquesy  par  L.  Wolowaki,  de  rinatitut.  Journ.  des 
£con.  Juin  186  3.  p.  384  aqq. 

Den  Preis  L^on  Faucher  von  3000  Fr.  för  seine  von  der  Academie  der  pol. 
und  mor.  Wissenschaften  zu  Paris  gekrönte  Geschichte  des  Hansabundes  erhielt  ein 
Licentiat  der  Rechte  Emile  Worms. 

3)  Etndea  aur  la  acienco  sociale,   par  H«  Conrcello  Senauil. 

Compte  rendtt  par  R.  de  Fontenay.  Journ.  dt$  Econ« 
Juin  1863.  p.  441  sqq. 

Ueber  diese  gesellscliaflswissenschaftlichen  Studien  Conrcello  SeneniPa, 
welche  von  grossem  Nachdenken  und  umfassenden  Kennlnissen  und  Bestrebungen 
leugcn,  behalten  wir  uns  Bericht  und  Kritik  an  anderer  Stelle  vor. 

4)  Charges    administratiT  es    et    taxes  locales   groTant  las 

aliments  du  peuplo  de  Paris  sous  Napoleon  III. 

Statistique,  trafic  et  abus  des  march^s  de  Paris,  sup- 
pressioD  des  octrois,  leur  remplacement  par  Timpdl 
mdtrique.  Par  Chala.  Journal  dea  £con.  Juin  1863. 
p*  362  aqq. 
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Diese  Arbeit,  ?oii  der  das  Juniliefl  nur  ein  Bnicbstaelc  bringt,  ist  gleieh  in- 
teressant  nach  Inhalt  und  Art  der  Ausfährang.  Der  Versuch  eines  Gegenbeweises 
wird  wohl  nicht  ausbleiben. 

Chale  will  den  Nachweis  führen: 

dass  zu  Paris  die  locälcn  Abgaben ,  die  auf  den  Nahrungsmitteln  lasten ,  in 
Verbindung  mit  den  Verwaltnngsmaassregeln  dem  Volke  21Vo  seines  Lohnes 
entziehen, 

dass  sie  die  Industrie  und  den  Handel  untergraben  und  dass  sie  eine  latente 
und  chronische  Ursache  von  Aufruhr  und  Aufstand  sind. 
Vfir  geben  heute  daraus  das  Budget  einer  Arbeiterfamilie  zu  Paris. 
Er  berechnet  den  durchschnittlichen  Lohn  der  Arbeiter  zu  Paris  im  Jahre  1862 
auf  4  Fr.  für  den  Arbeitstag  und  nimmt  270  wirkliche  Arbeitstage  fur's  Jahr  an, 
davon  abgezogen  die  Tage  der  Ruhe,   der  Arbeitsstockung,  der  Krankheit  und  des 
Arbeitsuchens. 

Die  Familie  besteht,  ausser  Vater  und  Mutter,   aus  drei  Kindern,  wovon  zwei 
von  mittlerem  Aller,  das  dritte  nimmt  die  Sorgen  der  Mutter  in  Anspruch. 
Einnahme  mit  Zugrundelegung  obiger  Verhältnisse  pro  Jahr:  1,080  Fr. 
Ausgabe: 

Cerealien.  Grüne  Gemüse,  60  K.    .    11  Fr.  50  C. 

Brod,  790  Kilogramme    .  262  Fr.  80  C.        Wurzelgeniüse,  31  K.      .      6    -    98  - 
Mehl,  1  K.  60  .    .    •    .      1-27-         Zwicbpln,  Gewürzen. s.w. 

48  K 12    -    20  - 

Fettes.  Salate,  96  K 19    -    20   - 

Butter,  25  K 67    -    60  -         Kernobst,  6  K.      ...      2 

Verschiedene  Fette,  3  K.      4    -    60   -         Andere  Früchte,  7  K.     .      3    -    60   - 

Speiseöle,  18  K.     ...    32    -    40   -         Graues  Salz,  28  K.    .    .      2    -    80   - 

*^  ^  Pfeffer  fpoivre),  70  (?)  K.      3    -    60   - 

Milch  und  Eier.  Essig,  12  K 8    -    40  - 

Milch  mit  Kaffee  verzehrt,  Matlires  sucr^es,  40  K.      64 

347  K 69    -    40   -         Aromatische  Getränke  (bois- 

K8se,  9  R 27    -    70   -  sonsaromatiques),8K.  48    -  .—   - 

Eier,  6  K 6    -    40   -         Cichorie 2    -    40   - 

Fleisch  und  Fisch.  Getränke. 

Rindfleisch,  96  K.      .     .  129  -    60   -  Wein,  647  Liter     ...  273  -    05   - 

Kalbfleisch,  13  K.       ..    18  -    20   -         Bier,  20  L •      6 

Hammelfleisch,  64  K.      .    83  •    20   -  Branntwein,  2  L.   .    .    .      2  -    60   - 

Schweinefleisch,  16  K.    .    34  -    30    - 

2  Gänse  im  Herbst,  6  K.      9 Brennmaterial. 

Fisch,  30  K 14 Holz,  2  Kubikmeter    .    .    45 

r^mfi e<»  MRii  IT ■>.->. i. hl A  Holzkohle,  6  Hectoliter  .    24    -    —   - 

uemuse  und  irrucnte.  .^.       «r  li    onniT-M          jr 

w    .  *  1     .i-n  «.                AM  Andere  Kohle,  300 Kilogr.    15    -    — -   - 

Kartoffeln,  140  K.      .    .    14    -    —   -  '  -Z 

Gemüse,  38  K.      ...    22    -    80   -  Gesammtbetrag  1,135  Fr.  25  C. 

Er  berechnet,  da^s  das  Brod  zu  Paris  beinahe  um  3  Centimes  theurer  ist,  als  zu 
London,  Alles  nach  officielien  Zahlen. 

Ausser  Mehl  werden  alle  Gegenstände  der  menschlichen  Nahrung  nach  Chale 
von  dem  Octrei  getroffen,  einem  Zoll,  der  zu  Paris  von  12  bis  240  vom  Hundert  des 
Verkanfswerthes  steigt! 

La  libert^   de  la  boulangerie,  par  Faal  Boiteao.    Journ. 
des  £con.  Juillet.  p.  109  sqq. 

Erst  jetzt  ist  die  beschränkte  Zahl  der  Bäcker  zu  Paris  aufgehoben  worden,  ebenso 
der  Zwang  für  einen  jeden,  auf  drei  Monate  Mehlvorrath  zu  halten.  Noch  ein  Beeret 
von  1864  hatte  bestimmt,  dass  für  je  1,800  Einwohner  sich  ein  Bäcker  niederlassen 
sollte,  nicht  mehr.  IVoUten  wir  die  Beschränkungen  namentlich  aufführen,  die  die 
edle  Bäckerindustrie  in  Frankreich  und  in  Paris,  selbst  als  längst  Freiheit  der  Arbeit 
und  des  Handels  im  Lande  bestand,  erduldet  und  mit  ihr  vor  Allem  die  Consumenten, 
80  konnte  man  glauben,  wir  gäben  eine  Carricatur  französischer  Reglementirang  des 
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socisltn  Leben«.  Als  Reit  daTon  ist  efnttweJlen  nock  ein  Gesetz  von  1791  geblieben, 
welches  bestfmmt,  dass  das  Brod  taxirt  and  den  mvnicfpalen  Behörden  die  Sorge  an- 
vertraut werden  seil,  die  Taie  zu  bestimmen. 

Des  moyens  de  credit  dans  lears  rapports  arec  le  tra- 
Tail  et  le  bienitre  des  clasaes  peii  ais^ei.  Rapport 
•  ur  le  concours  pour  le  prix  qninquennal  fondd  par  le 
baron  F^lix  de  Beaujour  par  H.  Passy.  Joarn  des  ^con. 
Juillet  p.  19  sqq. 

Die  Academie  der  mor.  und  pol.  Wissenschaften  zu  Paris  hat  den  Preis  zuerkannt 
fOr  eine  Arbeit  auf  die  von  ihr  gestellte  Frage :  (Jober  die  Bfllfsmiltel  des  Credits  in 
ihlren  Beziehungejn  zu  der  Arbeit  und  dem  Wohlstande  der  ärmeren  Classen.  Die 
Frage  musste  von  der  Academie  wiederholt  und  näher  bestimmt  werden,  ehe  sich 
Freisconcurrenten  fanden.  Passy  bespricht  vier  eingegangene  Schriften.  Die  Arbeit 
mit  der  Aufichrift:  „Alan  muss  steh  von  der  Menge  trennen,  um  zu  denken,  und 
sich  mit  ihr  verbinden,  um  zu  handeln'^  und  dem  Vers  von  Horaz:  „Redeat  roiseris 
fortuna"  wurde  gekrönt.  Ihr  Verfasser  ist  der  Advocat  beim  kaiserlichen  Gerichtshof 
und  Professor  an  der  RechtsfacultSt  zu  Paris,  Batbie. 

Nach  dem  Berichte  scheint  es  eine  sehr  umfassende  und  gründliche  Arbeit  zu 
sein.  Was  uns  besonders  noch  interesstrt,  ist,  dasi  das  Creditsystem  von  Schnitze- 
Delitzsch,  eines  „homme  de  bien*%  eines  der  Manner,  „qui  fönt  le  plus  d'henneur  ä 
PAIIemagne^S  ^^^  ^  ^^  Berichte  heisst,  anerkannt  und  als  das  Zweckentsprechendste 
angenommen  wird  von  dem  Freisconcurrenten,  wie  von  seinem  Preisrichter.  Wir 
glauben  auch,  dass  diese  Anerkennung,  wie  sie  vollkommen  verdient  ist,  von  einem 
grossen  Theile  der  französischen  Oekonomisten  getheilt  wird. 

L'assistance    sociale,  par  Emile   Say.     Journ.   des  l^con. 

Juillet.  p.  47  sqq. 

Handelt  hauptsächlich  von  den  Findelkindern,  den  Ausgesetzten,  armen  Waisen, 
Taubstummen,  Blinden,  Idioten,  Cretins,  Irrenanstalten,  Hospitälern  u.  s.  w.,  also  der 
Nachtseite  der  menschlichen  Gesellschart.  Auch  ein  grosser  Organisationsplan  gegen 
das  Elend  befindet  sich  am  Schlüsse  des  Artikels,  der  an  thatsäcblichen  Anfuhrungen 
manches  Bemerkenswerthe  bringt. 

Wir  machen  schliesslich  noch  aufmerksam  auf  zwei  Abhandlungen  zur  französi- 
schen Finanzgeschichte  in  der  Revue  des  deuz  Mondes   15.  Mars  1863   p.  340—363: 

Le  aarintendant  Fouquet  d'aprii  de  nouTeaox  documena 

par  L.  de  €arn6  und 

Paris  et  la  France   sous   Lair,   parHichelet«     Rafuedea 

deux  Mondes    1.  A^ril  1863  p.  497—531. 
Das  unerschöpfliche  Thems,  dem  man  immer  neue  Gesichtspunkte  abzugewinnen  sucht. 

Einer  der  sachkundigsten  Beurthciler  Law's  (Hacleod,  Dictionary  of  political 
economy  sub  voce  Credit  §.  226  und  227)  sagt  über  ihn  und  sein  System:  „Law 
ivar  weder  ein  Schwindler  noch  ein  Schurke.  —  Seine  Schriflen  zerfallen  in  zwei 
Classen,  in  die  über  Bankwesen  und  Papiercredit  und  in  die  über  Papiergeld.  Nichts 
kann  hesser  sein  und  gesünder,  als  seine  Schriften  über  Bankwesen  und  Papiercredit. 
Sie  waren  bei  Weitem  die  beste  Auseinandersetzung  des  Gegenstandes,  welcher  da- 
mals veröifenllicht  wurde,  und  in  Wirklichkeit  sind  sie  eine  der  besten,  welche  bis 
zu  diesem  Tage  eiistiren.  Aber  die  Theorie  vom  Papiergeld,  welche  er  annahm,  ist 
ein  davon  ganz  verschiedenes  Ding  und  hat  keinen  Zusammenhang  mit  seinen  Credit- 
lehren." 

Die  Michelet^sche  Darstellung  ist  ein  fast  zu  unruhiges  Zeitbild. 

K— n. 
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XIX. 

Die  Fortoelarltte  imd  der  ir^frenwftrtlM  Vaif anir  ^er 

wollensplBBerei  In  Deuwehland. 

lieber  die  Ergebnisse  der  Geverbeaufnahme,  welche  am  Schlüsse  des  Jah> 
res  1861  in  allen  ZolWereinsstaaUn  veranstaltet  worden  ist,  liegen  uns  bis 
jetzt  vier  yereinzelte  PabUcationcn  yor,  eine  yoUstandigo  yon  Bayern  (s. 
diese  Jahrbb.  S.  232),^  eine  yoUständige  yon  Würtemberg  yerbnnden  mit 
einem  recht  fleissigen  und  sachgemissen  Re8um6  der  Ergebnisse  yon  Dr.  S  c  h  m  o  1  - 
1er  in  den  Würtemb.  Jahrbb.  1862  Heft 2,  eine  summarische  von  Preussen  in 
Engel's  Zeitschr.  des  Statist. Bureaus  (1863  S.  37  ff,),  und  eine  fragmentarische 
yon  S  a c  h Ttt  m  (TgT TgWtÜif :  ggfsratist.  Bureaus  des  k.  sächs.  Ministeriums  des 
Innern  1863  N.  3  und  4,  aus  denen  wir  heute  nur  die  Daten  über  die  Fortsefartfte 
und  den  gegenwärtigen  Umfang  der  Baumwollenspinnerei  zusammenstellen. 
Zahl  der  Spinnereien  Zahl  der  Feinspindeln. 

Ende  1846       1861  1846  1861 

in  Prenssen         152  69  170,433        398,071 

-  Sachsen  132  154  474,998        707,387 

-  Bayern  11  33  56,533        536,825 

-  Würtemberg     10  20  33,000        171,566 

in  Summa  305  276  734,964     1,813,849 

Es  muss  bei  dieser  Gelegeuheit  öffentlich  gerügt  werden,  dass  yon  dem 
statistischen  Centralbureau  des  ZoUyereins  in  20  Monaten  seit  der  Gewerbeanf- 
nahme  noch  nicht  eine  Zeile  über  die  Ergebnisse  «derselben  publicirt  worden  ist. 
Eine  solche  bureaukratische  Langsamkeit  ist  wahrhaftig  nicht  sehr  geeignet, 
dem  Zollyerein  und  seiner  Verwaltung  zur  Empfehlung  zu  dienen. 

XX. 
Die  Gommunicatibiisweye  im  Herzogihum  Braunseliweli;« 

Das  Herzogthum  Braunschweig  hat  einen  Umfang  yon  67,022  Quadratm. 
Auf  diesem  Territorium  gab  es,  abgesehen  yon  den  27  Meilen  Ebenbahn, 
die  der  Staat  bis  jetzt  erbaut  hat,  nach  den  Mittheiiungen,  welche  die  herzog- 
liche Baudirection  seit  1852  yon  3  zu  3  Jahren  yeröffentlicht, 

Communalwege     Zusammen 

149,75  235,95  Langenmeilen 

185,51  272,46 

283,24  370,64 

327,59  415,59 

Wahrend  im  Jahr  1839  die  Länge  sSmmtlicher  Strassen  nur  1,33  Langen- 
meilen pro  Quadratnieile  betrug,  stieg  sie  demnach  bis  Ende  1850  auf  3,50, 
bis  Ende  1853  auf  4,  bis  Ende  1856  auf  5  und  bis  Ende  1859  sogar  auf 
6,20  LSngenmeilen  per  Quadratmeile.  Braunschweig  ist  demnach  ohne  Zweifel 
eins  derjenigen  Lander  Europa's,  welche  das  yoUständigste  Strassennetz  be- 
sitzen. Nur  lässt  sich  dies  nicht  durch  Zahlen  nachweisen,  da  leider  immer 
noch  die  wenigsten  Staatsregierungen  über  die  Fortschritte  des  Strassenbaues 
auf  ihrem  Territorium  statistische  Thatsachen  publiciren. 


im  Anfang 

Staatsstratse 

1851 

86,20 

1854 

86,95 

1857 

87,40 

1860 

88 
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XVIU. 

Benjamin  Franklin  als  Nationalökonom. 

Von 
Dr.  Richard  Hildebrand. 

n. 
Die  YolkswirthschaftliclieE  Ansichten  Franklin's. 

L    Güter,  Handel  und  Prodnction. 

Den  Ausgangspunct  der  volkswirthschaftlicheu  LebensanschauuDg 
Franklin's ,  wie  sie  niedergelegt  ist  in  den  soeben  angeführten  und  er- 
läuterten Schriften,  bildet  seine  Auffassung  der  Güter,  Waaren 
oder  Reichthümer  als  Befriedigungsmittel  menschlicher  Bedürfnisse, 
als  Sachen,  die  irgendwie  als  nützlich  oder  angenehm  erscheinen**). 
Dabei  denkt  er  hauptsächlich  an  solche  Dinge,  welche  unmittelbar' 
zum  Unterhalt  oder  Genuss  der  Menschen  dienen.  So  z.  B.  behandelt 
er  den  Grund  und  Boden  weniger  unter  dem  Gesichtspunct  des  Gutes 
oder  der  V/aare,  als  unter  dem  der  Güterquelle. 

Alle  jene  Dinge  erlangt  nun  nach  Franklin  die  Menschheit  durch 
Arbeit,  und  zwar  liegen  die  einzelnen  Glieder  der  Gesellschaft  ver- 
schiedenartigen Industrien  ob  und  helfen  sich  mittelst  des  Handels, 
d.  i.  „des  Austausches  eines  Gutes  oder  Erzeugnisses  gegen  das  andere'^ 
gegenseitig  mit  ihren  verschiedenen  Producten  aus.  Die  allgemeine 
Triebfeder  dieses  Handels  ist  die  Gewinnsucht.  Jeder  strebt  für  Dinge, 
die  er  weniger  braucht,  Dinge  zu  erwerben,  die  er  nöthiger  hat.  Die 
Verschiedenheit  des  Ueberliusses  und  Bedarfes  der  einzelnen  Men- 
schen, die  eine  Folge  der  Verschiedenheit  ihrer  Beschäftigungen  ist, 
ermöglicht  jedoch,  dass  der  Handel  Allen  zum  Vortheil  gereicht,  so  dass 
eine  wechselseitige  Befriedigung  oder  Genussvermehrung  stattfindet. 
Jenen  ganzen  Verkehi'sbetrieb  bezeichnet  Franklin  als  sehr  passend 
und  wohlthätig  für  die  Menschheit  wegen  der  verschiedenen  Natur  der 

49)  Prindplea  of  Trade,  1774. 
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Länder  und  Gegenden  und  der  verschiedenen  Anlagen  der  Indtvidaen. 
Alle  Menschen  sind  nach  ihm  wechselseitig  von  einander  abhängig  und 
auf  einander  angewiesen  *<^). 

Mit  Bezug  auf  den  Charakter  ihrer  Beschäftigung  unterscheidet 
Franklin  im  Laufe  seiner  Schriften  folgende  industriöse  Volksclassen  : 
l)die  Güterproducenten  oder  die  Landwirthe  (Fischer  u.  s.  w.) 
und  Manufacturisten ,  2)  die  Unternehmer,  3)  die  Kaufleute 
nebst  den  sonstigen  im  Handel  beschäftigten  Personen.  Den  Unter- 
nehmer betrachtet  er  nicht  als  Producenten,  sondern  als  Geschäfts-  oder 
Handelsmann,  der  Andere  produciren  lässt  oder  Arbeit  kauft  und  deren 
Producte  nachher  verkauft**).  Die Manufacturindustrie  sieht  er  nur  in 
der  Thätigkeit  des  Handarbeiters.  Die  eigentlichen  Kaufleute  charak- 
terisirt  er  als  Personen,  die  es  sich  zum  besonderen  Beruf  machen,  die 
Bedürfnisse  der  verschiedenen  Orte  und  die  Quellen  der  entspre- 
chenden Befriedigungsmittel  auszukundschaften  und  die  Producte  der 
Industrie  Anderer  an  den  Ort  ihres  Bedarfs  zu  schaffen.  Sie  vermitteln 
den  Austiiusch  und  leisten  hierdurch  der  Gesellschaft  einen  grossen 
Dienst,  da  entfernt  von  einander  lebende  Menschen  schwer  ihre  re- 
spectiven  Bedürfnisse  und  Von-äthe  von  einander  erfahren  und  noch 
weniger  bei  jeder  Gelegenheit  selbst  zum  Tausche  zusammentreffen 
können  **). 

Alle  Leistung  oder  productive  Thätigkeit  besteht  nach  der  An- 
schauung Franklin'»  in  Arbeit.  Er  bezeichnet  diese  als  die  Grundlage 
des  socialen  Lebens")  und  als  den  einzigen  sicheren  Weg  zum  Wohl- 
stand. „Zeit  ist  Geld!"  ruft  er  den  jungen  Geschäftsleuten  zu**).  „Zeit 
ist  das  kostbarste  aller  Dinge."  „Verlorene  Zeit  ist  verlorener  Unter- 
halt." 

Er  betont  die  Arbeitsamkeit  nicht  nur  vom  Standpunct  des  Privat- 
interesses aller  Menschen,  sondern  auch  als  eine  Pflicht  jedes  Einzelnen 
gegenüber  der  Gesammtheit.  Jeder  Mensch  ist  nach  ihm  der  Gesell- 
schaft eine  bestimmte  Menge  Arbeit  schuldig,  durch  die  er  ein  Aequi- 
valent  schafft  für  das,  was  er  consumirt;   wer  müssig  geht,  fallt  der 


60)  A  Modest  Inquiry  into  the  Nattire  and  Necessity  of  a  Paper  Curreucj^ 
PhiL  1729;  Princ.  of  Trade  1774. 

51)  On  the  Laboring  Poor,  1768  „there  are  middle  men,  who  make  a  profit 
by  parchasing  the  labor  of  the  poor;'<  Positions  to  be  exanuned,  conceming  aa* 
tional  wealth,  1769. 

52)  Ndtions  conceming  Trade  and  Merchants,  1774. 
63)  Letter  to  Collinson,  Phil.  9.  Mai  1753. 

54)  Advice  to  a  Young  Tradesman,  1748. 
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Gesellschaft  zur  Last,  lebt  auf  ihre  Kosten  ^^).  In  einem  seiner  letzten 
Aufsätze  nennt  er  die  Herren,  welche  nur  yon  ihren  Renten  leben ,  wie 
die  grossen  Grundbesitzer,  die  ihr  Land  nicht  selbst  bewirthschaften, 
blosse  „fruges  consumere  nati^',  die  von  der  Arbeit  Anderer  unterhalten 
würden  und  nur  durch  ihren  Tod  nützten,  wenn  ihre  Güter  zerstückelt 
würden  **). 

Als  Mittel  zur  Yenninderung  der  zur  Erzeugung  eines  Gutes  nO- 
thigen  Arbeitsquantität  oder  zur  Erleichterung  und  Beschleunigung  der 
Production  erwähnt  Franklin  die  Theilung  der  Arbeit  und  das  Maschi- 
nenwesen *^). 

H  Das  Geld  oder  Tansohmediom. 

An  diese  allgemeinen  Anschauungen  über  Reichthum,  Handel  und 
Production  [schliesst  sich  unmittelbar  seine  Ansicht  vom  Wesen  des 
Geldes  an.  Directer  Güteraustausch  wäre,  sagt  er  sehr  beschwerlich; 
Jemand,  der  z.  B.  Korn  gegen  Tuch  vertauschen  möchte,  könnte  lange 
suchen,  bis  er  Jemanden  fände,  der  Korn  bedürfte  und  zugleich 
Tuch  hinzugeben  hätte.  Um  diesen  Unannehmlichkeiten  abzuhelfen 
und  den  Austausch  zu  erleichtem,  haben  die  Menschen  das  Geld 
oder  Tauschmedium  erfunden,  d.  h.  diese  oder  jene  besondere 
Sache  durch  Uebercinkunft  dazu  bestimmt,  den  Umtausch  von  Gut  ge- 
gen Gut  zu  vermitteln.  Man  verkauft  nun  das,  was  man  hinzugeben 
hat,  gegen  Geld  an  Einen,  der  das  begehrte  Gut  nicht  zu  haben  braucht 
und  kauft  sich  für  das  erhaltene  Geld  das  begehrte  Gut  von  einem 
Anderen  ein,  der  sich  wieder  von  einem  Anderen  das  kauft,  was  er 
wünscht  Indem  für  Geld  Alles  zu  haben  ist,  ist  es  für  Jeden,  der  es 
besitzt,  Alles  das,  was  er  begehrt**). 

,  Das  Geld  oder  Tauschmedium  dient  aber  nicht  nur  zum  Ankauf 
von  Gütern,  sondern  —  und  auf  diese  Anwendung  legt  Franklin  eia 
besonderes  Gewicht  —  auch  zum  Ankauf  von  Arbeit,  zur  Anstellung  und 
Beschäftigung  von  Arbeitern  für  Bodenverbesserung  und  Landwirth- 
Schaft,  Manufacturen,  Bauten  und  Handel.  Das  Geld  setzt  Arbeiter  in 
Thätigkeit.    Es  können  wohl  auch  Güter  zur  Bezahlung  der  Arbeiter 


65)  Princ.  of  Trade,  1774. 

66)  Inform.  to  Thoae  who  vould  remoye  to  America,  1784. 

67)  Poaitions  to  be  exam.  1769 ;  Reflecüons*  on  the  Aagmentation  of  Wages, 
wbich  inU  be  occasioned  in  Eiirope  by  tiie  American  Revolution. 

68)  A  Mod.  Inq.  into  the  Nat  and  Nee  of  a  Paper  Curr.,  Phil.  1729. 
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verwandt  werden,  doch  ist  die  Bezahlung  in  Geld  vortheilhafter  und 
ermuthigender  für  dieselben,  weil  sie  sich  dafür  beschaffen  können,  was 
ihnen  beliebt.  In  der  Summe,  welche  der  Unternehmer  für  die  zur 
Gewinnung  des  Bodenproductes  oder  zur  Herstellung  des  Fabrikates 
verwandte  Arbeit  bezahlt,  bestehen  nach  Franklin's  Anschauung  die 
Production sauslagen  desselben**).  Ausser  den  Auslagen  für 
Arbeit,  d.  i.  für  Production,  Transport  u.  s.  w.,  ist  in  Franklin's  Schrif- 
ten noch  von  anderen  Betriebsauslagen  die  Bede,  nämlich  von  Asse- 
curanzauslagen,  Auslagen  für  den  Ankauf  von  Bohstoffen  zur  Verar- 
beitung oder  von  Waaren  zum  Wiederverkauf.  Geld  oder  Geldeswerth, 
im  Geschäftsbetriebe  ausgegeben  oder  zu  diesem  Gebrauch  bestimmt, 
ist  das,  was  Franklin  allen  Andeutungen  nach  unter  Capital  (stock) 
versteht**).  Das  Geld  bringt  in  dieser  Anwendung  dem  Geschäftsmann 
Profit.  Es  ist  fruchtbar*').  Franklin's  Begriff  desCapitals  knüpft  sich 
an  den  Process  des  Ausgebens.  Capital  ist  nach  seiner  Anschauung 
der  Geschäftsausgabefond.  Auch  von  einträglichen  Anlagen  des 
Geldes  in  Ländereien,  Bodenverbesserungen,  in  der  Production,  im 
Handel,  in  Bauten,  im  Darlehen  ist  bei  Franklin  die  Rede**).  Bezüg- 
lich des  Darlehns  ist  zu  bemerken,  dass  Franklin  den  Zins  als  Preis 
für  den  Gebrauch  von  Geld  erklärt  und  auch  beim  Kauf  auf  Credit 
eine  Verzinsung  wahrnimmt.  Wer  auf  Credit  verkauft,  lässt  sich  nicht 
nur  den  gewöhnlichen  Preis,  scmdern  auch  den  Zins  dieser  Geldsumme 
für  die  Zeit,  während  der  ihm  der  Preis  vorenthalten  wird,  bezahlen. 
Wer  gleich  bezahlt,  büsst  den  Zins  ein,  den  ihm  die  Verleihung  der 
bezahlten  Summe  gebracht  hätte.  Daraus  folgert  Franklin,  dass  Jeder, 
der  etwas  besit-ze,  was  er  gekauft  habe,  Zins  für  den  Gebrauch  dessel- 
ben bezahle  ^),  und  demgemäss  rechnet  er  an  einer  anderen  Stelle  un- 
ter die  Kosten  der  Sclavenarbcit  nicht  allein  den  Unterhalt  der  Scla- 
ven,  sondern  auch  den  landesüblichen  Zins  der  Ankaufssumme  dersel- 
ben •*). 

Der  Benutzung  des  Geldes  zum  Geschäftsbetrieb,  als  Capital,  stellt 
Franklin  die  Anwendung  desselben  zur  Consumtion  gegenüber.    £nt- 


59)  Positions  to  be  ex.  1769 ;  Reflect  on  tbe  Augm.  of  Wages. 

60)  A  Mod.  Inq.  into  the  Nat  and  Nee.  of  a  Paper  Carr.  Phü.  1729;  Advice 
to  a  Young  Tradesman,  1748. 

61)  Advice  to  a  Young  Tradesman  1748. 

62)  A  Med.  Inq.  into  the  Nat.  and  Nee.  of  a  Paper  Gurr.  Phü.,  1729. 

63)  Nccessary  Uints  to  those'that  would  be  rieh,  1736. 

64)  Obserrations  concerning  the  inerease  of  Mankind  and  the  Peopliog  öf 
Goimtries,  1751. 
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haltsamkeit  in  dieser  Richtung  ist  Sparsamkeit.  Wenn  die  Arbeits 
samkeit  darin  besteht,  keine  Zeit  zu  verschwenden,  so  besteht  die 
Spai'samkeit  darin,  kein  Geld  zu  verschwenden.  Die  Verbindung  beider 
Tugenden  führt  unfehlbar  zum  Wohlstand**).  Jedoch  ist  dabei  nicht 
die  blosse  Aufspeicherung  des  Geldes  gemeint.  Diese  nützt  nichts  und 
widerspricht  der  Aufgabe  des  Geldes  ••).  Auch  erklärt  Franklin  die 
Verschwendung  nicht  für  unbedingt  nachtheilig  für  die  Gesellschaft. 
Das  Geld,  welches  der  Verschwender  ausgiebt,  kann  in  Hände  gelan- 
gen, die  es  besser  anwenden  und  ist  so  nicht  verloren«^). 

Zum  geläufigen  Verkehrsbetrieb  eines  Landes  ist  nach  Franklin 
eine  bestimmte,  dem  Verkehr  proportionale  Menge  Geld  nöthig.  Eine 
genügende  Geldmenge  erspart  dem  Lande  die  Arbeit  des  Austausches 
und  vermehrt  dadurch  die  Froduction  und  den  W^ohlstand  des  Landes. 
In  seiner  ersten  Schrift  behauptet  Franklin  ausserdem,  dass,  wo  Geld- 
mangel herrsche,  die  Zahlungsverbindlichkeiten  unpünctlich  erfüllt  wür- 
den, die  Arbeiter  zum  Theil  in  Gütern  bezahlt  werden  müssten,  wenig 
Geld  im  Handel  und  in  Manufacturen  angelegt  und  auf  Zins  ausge- 
boten werde"'). 

m.    Der  Credit«»). 

Die  Fähigkeit,  Geld  geliehen  zu  erhalten,  beruht  auf  dem  Credit 
oder  dem  Vertrauen ,  welches  Jemand  in  Bezug  auf  die  Erfüllung  ge- 
gebener Zahlungsversprechen  geniesst.  Indem  so  der  Credit  in  den 
Stand  setzt,  die  Nutzung  einer  fremden  Geldsumme  gegen  die  Zahlung 
eines  jährlichen  Zinses  zu  erhalten,  ersetzt  der  Credit  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  den  Besitz  eigenen  Geldes  oder  Capitals.  In  diesem 
Sinne  sagt  Franklin  „Credit  ist  Geld"  und  auf  Grund  dieses  Satzes 
ermahnt  er  die  jungen  Geschäftsleute,  Alles  zu  thun,  um  sich  einen  aus- 
gedehnten Credit  zu  verschaffen  und  den  Credit,  den  sie  hätten,  sich 
zu  bewahren  und  gut  zu  benutzen.  Als  Grundlage  des  Credites  be- 
zeichnet er  vor  Allem  den  Buf  der  Pünctlichkeit  im  Zahlen,  d^  Arbeit- 
samkeit, Sparsamkeit,   Bechtschafienheit  und  Tüchtigkeit    „Ein  guter 


65)  Advice  to  a  Young  Tradesman  1748. 
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Zahler  ist  Herr  tiler  eines  Anderen  Börse".  Ferner:  ein  grosses  und 
sicheres  Einkommen ,  Schuldenfreiheit  und  Aussicht  auf  Zunahme  des 
Vermögens.  Die  angefahrten  Momente  sind  nicht  nur  für  den  Credit 
des  Einzelnen,  sondern  auch  für  den  eines  Staates  maassgebend.  Es 
kommen  hier  also  in  Betracht  die  im  Volke  und  in  der  Staatsverwaltung 
herrschende  Arbeitsamkeit,  Sparsamkeit,  Klugheit  und  Redlichkeit,  die 
nationalen  Hülfsquellen  und  Staatseinnahmen,  sowie  die  Grösse  der 
bereits  bestehenden  Schuld.  Franklin  behandelt  den  Staatscredit  durch- 
aus wie  den  Privatcredit.  Er  hält  es  daher  für  nicht  in  der  Ordnung, 
dass  die  englische  Staatsschuld,  statt  getilgt  zu  werden,  vielmehr  bestän- 
dig vermehrt  werde.  Die  Erscheinung  des  Credites  betrachtet  Franklin 
nicht  nur  in  Verbindung  mit  dem  Darlehen,  sondeni  er  bezeichnet  den 
Credit  auch  als  ein  Erfordemiss  zur  Gründung  und  Unterhaltung  von 
Kundschaftsbeziehungen  und  insofern  als  Grundlage  des  Geschäftsbe- 
triebes ^®) ,  ferner  als  Grundlage  der  Banknoten  und  der  verschiedenen 
Arten  von  Papiei^eld  überhaupt. 

IV.  Luxus  ^*). 

Die  Güter  theilt  Franklin  ein  erstens  in  Sachen  von  wirklichem 
Nutzen,  Befriedigungsmittel  reeller  Bedürfnisse  (real  want),  worunter 
nach  ihm  nur  Gegenstände  der  Nahrung,  Kleidung,  Wohnung  und 
Feuerung  gerechnet  werden  können ;  zweitens  in  Sachen,  die  nur  ideellen 
Bedürfnissen  (ideal  want),  der  Prunksucht  (ambition),  dem  blossen  6e- 
nuss  (delight),  der  Mode  (opinion),  überhauj>t  dem  Luxus  dienen. 
Die  letztere  Sorte  von  Gütern  schätzt  er  von  Haus  aus  gering.  Er  be- 
trachtet sie  als  nichtsnutzige  Ueberflüssigkeiten  und  sieht  in  ihnen 
keinen  wahren  Beichthum.  In  diesem  Tone  redet  er  besonders  zur 
Zeit  der  berühmten  non  -  importation  -  associations  von  den  englischen 
Fabrikaten.  Ein  ander  Mal  meint  er:  So  gut,  wie  die  Vorfahren  sehr 
comfortabel  ohne  Thee,  KaflFee,  Zucker,  Rum,  Tabak  u.  s.  w.  gdebt 
hätten,  könne  man  auch  heut  zu  Tage  dergleichen  entbehren.  In  einem 
seiner  letzten  Aufsätze,  über  die  ökonomischen  Zustande  Amerika'«, 
rühmt  er  es  an  seinem  Vaterlande,  dass  dort  wenige  Leute  geneigt 
und  befähigt  wären,   hohe  Preise  für  Kunstwerke  zu  zahlen,  die  mehr 

70)  The  Interest  of  Great  Britain  considered  vith  regard  io  her  Colonies  and 
the  acquisitions  of  Canada  and  Guadaloupe,  Lond.  1760. 

71)  Princ.  of  Trade  1774;  Letter  to  Vaughan,  Passy,  26.  Juü  1784.  The  in- 
ternal State  of  America  being  a  trae  deacription  of  the  interest  and  policy  of  that 
▼ast.  continenti  1784. 
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merkwürdig  als  nützlich  seien.  Daher  schätzt  er  die  grobe  Manufac* 
turindustrie  höher  als  die  feine  und  bezeichnet  die  ordinären  Fabrikate 
als  die  einzigen,  welche  das  Interesse  des  Staatsmannes  verdienten. 
Die  mit  der  Production  und  Herbeiholung  von  Luxusartikeln  beschäf- 
tigten Menschen  stellt  er  einmal  geradezu  in  dieKategorie  der  Müssig- 
ganger,  denn  sie  leisteten  nichts  von  wahrem  Werth,  sondern  würden 
rein  von  denjenigen  Gliedern  der  Gesellschaft  unterhalten,  welche  nütz- 
liche Dinge  producirteu  und  herbeischaiften ;  und  in  der  grossen  An- 
zahl dieser  Leute  sieht  er  die  Hauptursache  des  vielen  Elendes,  wel- 
ches in  der  Welt  bestehe.  Bei  der  Grösse  der  noch  uncultivirten,  mit 
Wald  besetzten  Theile  der  Erde,  meint  er,  könnten  alle  diese  Leute 
in  der  Production  von  nützlichen  Dingen  ihren  Unterhalt  finden.  „Hun- 
dert Acker  Waldland  sind  hinreichend,  einen  Landwirth  zu  ernähren, 
und  100,000  Menschen,  deren  Jeder  seine  100  Acker  ausrodet,  würden 
an  einer  Stelle  kaum  so  viel  lichten,  dass  der  Fleck  gross  genug  wäre, 
um  vom  Monde  aus  (ausgenommen  etwa  mit  H^rschers  Teleskop)  ge- 
sehen zu  werden." 

Uebrigens  nimmt  er  doch  an,  dass  die  Massigkeit  und  nützKdie 
Betriebsamkeit  im  Ganzen  in  der  Welt  überwiege.  Das  sei  ein  Trost 
und  darauf  beruhe  die  fortwährende  Zunahme  des  Volkswohlstandes. 
Auch  hält  er  die  Consumtion  von  Luxusartikeln  nicht  unter  allen  Um- 
ständen für  ein  Uebel.  Die  Sehnsucht  nach  Luxus  sei  häufig  ein  Sporn  2ar 
Arbeit  und  producire  dadurch  mehr,  als  sie  consumire,  so  dass  der  Luxus 
nur  den  Lebensgenuss  erhöhe.  Zum  Belege  hiefür  erzählt  er  die  be- 
kannte Geschichte  von  der  neumodischen  Haube,  die  von  seiner  Frau 
einem  Mädchen  in  Gap  May  geschenkt  worden  sei  und  bei  den  anderen 
Mädchen  dort  so  viel  Beifall  gefunden  habe,  dass  diese  den  kühnen 
Entschluss  gefasst  hätten,  wollene  Himdschuhe  zu  stricken,  um  sich  da- 
für auch  solche  Hauben  aus  Philadelphia  kommen  zu  lassen.  Der 
Luxus  beruhe  gewöhnlich  auf  dem  Reichthum.  Wer  mehr  besitze, 
als  er  brauche ,  um  sich  die  zum  Leben  nothwendigen  Dinge  zu  b6- 
schafiFen,  sei  reich.  Dieser  Reichthum  würde  ohne  Luxusbedürftiisde 
nutzlos  sein.  Ferner  brauche  der  Luxus  Einzelner  noch  nicht  der  Na- 
tion zu  schaden,  denn  er  könne  vielen  tüchtigen  Arbeitern  Beschäfti- 
gung und  Unterhalt  geben.  Könnte,  sagt  er,  eine  Nation  durch  Luxm 
ruinirt  werden,  so  wäre  Amerika  bei  seinem  Handel  mit  England  längst 
ruinirt;  der  Luxus  sei  nur  dann  unbedingt  ein  öffentliches  Uebel,  wenn 
eine  Nation  auf  Kosten  nothwendiger  Bedürfnisse  Luxus  treibe,  z.  B. 
wenn  sie  (Irland?)  Leinwand  und  Fleisch  expoiüre,  um  Ciaret  und 
Porterbier  dafür  zu  kaufen,  während  ein  grosser  Theil  ihrer  Angehörigen 
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von  Kartoffeln  leben  und  ohne  Hemden  gehen  müsse.  Eine  solche  Na- 
tion verfahre  wie  ein  Trunkenbold ,  der  seine  Familie  hungern  lasse 
und  seine  Kleider  versetze,  um  sich  Schnaps  zu  kaufen. 


y.    Der  Werth  und  der  natürliche  Preis  der  Waaren. 

In  dem  Umstand,  dass  die  Gewinnung  der  Waaren  Arbeit  kostet, 
erblickt  Franklin  die  Quelle  ihres  Werth  es,  ihrer  Schätzung  oder 
Geltung  im  Verkehr.  Dass  z.  B.  ein  Fabrikat  einen  höheren  Werth  hat, 
als  die  Quantität  Rohstoff,  aus  der  es  verfertigt  wurde,  rührt  nur  daher, 
dass  diese  Verfertigung  eine  gewisse  Menge  Arbeit  kostete.  Könnte  man 
diese  oder  jene  Waare  ohne  Mühe  und  Beschwerde  erlangen,  so  würde, 
denkt  er  sich,  Niemand  ein  besonderes  Gewicht  darauf  legen,  dass  sie  ihm 
ein  Anderer  liefert,  und  Jeder  bereit  sein,  sie  ohne  Vergeltung  abzu- 
treten. Aber  alle  Hingabe  von  Waaren  ist  nach  seiner  Anschauung  in 
Wahrheit  eine  Leistung  von  Arbeit  und  das,  was  au  den  Waaren  ge- 
schätzt wird,  im  Grunde  nur  die  Arbeit  Franklin  fasst  diesen  ganzen 
Gedanken,  bereits  in  seiner  ersten  Schrift,  zusammen  in  dem  Satz :  „Der 
Handel  ist  überhaupt  weiter  nichts  als  ein  Austausch 
von  Arbeit  gegen  Arbeit^*)".  Selbstverständlich  ist  hier  nur 
nützliche  oder  geschätzte  Arbeit  gemeint,  wie  er  ja  von  vornherein 
die  Waare  als  irgendwie  nützliche  oder  angenehme  Din^e  auffasst 

Von  jenem  Gesichtspunct  aus  erscheint  ihm  aller  Waarenpreis  als 
eine  Vergütung  für  aufgewandte  Arbeit. 

Schon  in  seiner  ersten  Schrift  ^^)  behandelt  Franklin  auch  die 
Werthgrösse  und  die  Höhe  des  Preises  der  Waaren.  Er  spricht 
hier  die  Ansicht  aus,  dass  in  dem  quantitativen  Verhältniss,  in  welchem 
zwei  W^aaren  eine  gleiche  Menge  Arbeit,  d.  h.  eine  gleiche  Arbeitszeit 
zu  ihrer  Production  und  Beschaffung  erfordert  hätten,  sie  Aequivalente 
oder  „natür liehe''  Preise  seien ^3).  Er  meint  damit  zunächst, 
dass  die  Waaren  in  dieser  Proportion  einander  gleichgesetzt  oder  ge- 
gen einander  ausgetauscht  werden  sollten,  dass  sie  in  dieser  Proportion 
angemessene,  billige  oder  vernünftige  Preise  seien.  Zugleich  liegt 
aber  der  Gedanke  darin,  dass  sie  im  Allgemeinen  oder  wahrscheinlicher- 
weise auch  in  der  Wirklichkeit  in  diesem  Verhältniss  gegen  einander 
ausgetauscht  oder  einander  gleichgesetzt   würden.    Demgemäss   meint 


72)  „Trade  in  general  being  nothing  eise  but  the  exchange  of  labor  for  labor*^ 
(A  mod.  Inq.  into  the  Nat.  and  Nee.  of  a  Paper  Curr.  1729.) 

73)  Siehe  Cit.  83. 
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er  auch)  wo  er  von  dem  Werth  dieser  oder  jener  speciellen  Waare 
spricht,  meist  die  ihr  an  einem  bestimmten  Ort  und  zu  einer  bestimm- 
ten Zeit  im  Allgemeinen  wirklich  zu  Theil  werdende  und  sich  im  Durch- 
schnittspreise offenbarende  Geltung  oder  Geschätztheit.  Auch  in  der 
späteren  Abhandlung  bestimmt  er  den  Werth  der  Waaren  nach  der 
auf  sie  verwendeten  Quantität  Arbeit  oder  —  mit  Berücksichtigung  des 
Umstandes,  dass  der  Unternehmer  oder  Handelsmann  nicht  alle  Arbeit 
selbst  vollbringt  —  nach  der  Arbeit  und  Auslage,  welche  ihre  Pro- 
duction  und  Lieferung  gekostet,  und  nennt  den  in  diesem  Sinn  ge- 
nommenen Austausch  von  Aequivalenten  einen  „rechten  und  billi- 
gen" (fair  and  equal)  HandeF*).  Jedoch  meint  er  hier,  dass  ein 
Solcher  Handel  gewöhnlich  nur  dann  stattfinde,  wenn  die  zur  Produc- 
tion  und  Beschaffung  bei<Ier  Waaren  aufgewendete  Arbeit  oder  Arbeit 
und  Auslage  beiden  'Iheilen  bekannt  sei.  Im  anderen  Fall  fände  oft 
eine  Uebervortheilung  statt,  bei  der  die  eine  Waare  für  mehr,  als  sie 
„ehrlich"  werth  sei,  verkauft  werde ^*).  Diese  Ansicht,  dass  sich  der 
Werth  einer  Sache  nach  der  zu  ihrer  Herstellung  oder  Beschaffung  auf- 
gewendeten Arbeit  zu  lichten  habe  und  dass  demgemäss  auch  in  der 
Regel  der  Preis  beschaffen  sei,  äussert  er  auch  in  dem  um  dieselbe 
Zeit  geschriebenen  Briefe  an  K  a  m  e  s  ^*) ,  aber  er  betrachtet  hier,  wie 
sich  deutlich  zeigt,  nicht  die  Dauer  der  Arbeit  allein  als  massgebend, 
sondern  schreibt  den  verschiedenen  Arten  von  Arbeiten  auch  einen  ver- 
schiedenen Werth  zu.  In  demselben  Briefe  bemerkt  er  auch,  in  Ueber- 
einstimmung  mit  einer  Aeusserung  in  einem  anderen  Briefe  ^^),  dass, 
wenn  der  eine  der  handelnden  Theile  das  Gut  der  anderen  dringender 
bedürfe,  als  dieser  das  der  ersteren,  oder  ihm  mehr  an  dem  Abschluss 
des  Kaufes  gelegen  sei,  leicht  bei  der  Festsetzung  des  Preises  eine 
Uebervortheilung  stattfinden  könne. 

Die  Betonung  der  Arbeit  als  der  Grundlage  und  Norm  des  Werthes 


74)  PositioDS  to  be  exam.  1769:  „fair  comerce  is,  vhere  eqaal  values  arc 
exchanged  for  equal,  the  expense  of  transport  included".  Thus ,  if  it  costs  A  in 
England  as  much  labor  and  Charge  to  raise  a  bushel  of  wheat  as  it  costs  B  in 
France  to  produce  four  gallons  of  wine,  four  gallons  of  wine  are  the  fair  ex- 
Ghange  for  a  bushel  of  wheat,  A  and  B  meeting  at  half  diätancewith  their  com- 
modities    to  make  theexchange/^ 

75)  Positions  to  be  exam.  176$) :  Whcre  the  labor  and  expense  of  producing 
both  commodities  are  known  to  both  parties,  bargains  wiU  general  be  fair  and 
equal.  Where  they  are  known  to  one  party  only,  bargains  wiU  often  he  unequal, 
knowledge  taking  its  advantage  of  ignorance. 

76)  Letter  to  Kamcs,  1769.    Siehe  unten  cit.  84. 

77)  LeUer  to  Livingston,  Passy,  22.  Juli  1783. 
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und  Preises  ist  gemeint  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Pro- 
daction  oder  Lieferung  der  Waaren  mit  keinem  Risico  verbunden  ist 
Im  abweichenden  Fall,  me  beim  Sediandel,  enthält  ihm  der  Preis  noch 
eine  Vergütung  fflr  die  Gefahr  oder  eine  Assecuranzprämie,  wel- 
che sich  richte  nach  der  Grösse  der  mit  der  Lieferung  verbundenen 
Gefahr^«). 

Merkwürdigerweise  läuft  neben  jener  Bestimmung  des  Werthes  durch 
die  Arbeit  ganz  unverbunden  die  Behauptung  her,  dass  sich  dar 
jeweilige  Werth  einer  Waare  an  einem  bestimmten  Ort  nach  dem  Ver- 
hältniss  der  Nachfrage  zum  Vorrath,  oder  nach  der  grösseren  Selten« 
heit  oder  Reichlichkeit  derselben  richte.  Am  präcisesten  spricht  er  diese 
Ansicht  in  dem  Brief  anHume  aus,  mit  den  Worten:  der  verschiedane 
Werth  irgend  einer  Sache  in  den  verschiedenen  Theilen  der  Welt 
rührt  bekanntlich  her  von  den  verschiedenen  Verhältnissen  der  Quan- 
tität zur  Nachfrage^*).  Aber  selbst  in  seiner  ersten  Schrift  und  sogar 
auf  derselben  Seite,  wo  er  die  Arbeit  für  den  Regulator  des  Wertties 
erklärt  und  dcmgemäss  unter  Anderem  behauptet,  dass  die  Entdeckung 
näherer,  zugänglicherer  und  reichhaltigerer  Minen  den  Werth  der  Edelme- 
talle vermindere,  weil  sie  die  Gewinnung  erleichtere,  sagt  er  audi, 
der  Werth  des  Goldes  und  Silbers  richte  sich  nach  der  grösseren  oder 
geringeren  Seltenheit  desselben  im  Lande  oder  nach  dem  Verhältniss 
der  vorhandenen  Nachfrage  zum  Vorrath,  und  auf  der  nächsten  Seite  leitet 
er  demgemäss  den  Werthfall  der  Edelmetalle  seit  der  Entdeckung  von 
Amerika  aus  der  hierdurch  bewirkten  Vermehrung  der  Edelmetalle 
her^^).  Vielleicht  denkt  er  sich  die  grössere  oder  geringere  Seltenheit 
als  ein  Ergebniss  grösserer  oder  geringerer  Schwierigkeit  der  Produc- 
tion,  oder  noch  wahrscheinlicher  ist  es,  —  wenn  man  bedenkt,  dass 
es  sich  ihm  hier  nun  nur  um  den  verschiedenen  Werth  ein  und  der- 
selben Waare  zu  verschiedenen  Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten, 
nicht  um  den  verschiedenen  Werth  verschiedener  Waaren  handelt  — ^ 
dass  er  dem  Verhältniss  der  Nachfrage  zum  Vorrath  nur  einen  momen- 
tanen und  localen  Einfluss  auf  den  Werth  zuschreibt,  die  Arbeit  aber 
als  dasjenige  Moment  betrachtet,  welches  im  Ganzen  und  Grossen  das 
Werthverliältniss  der  Waaren  bestimmt. 

Auch  die  Goncurrenz  lässt  er  an  einigen  Stellen  auf  den  Preis 

78)  Piain  Truth  17i7. 

79)  Letter  to  Hume  1762:  „The  varions  valne  of  every  thing  in  everj  pari  of 
this  World  arises  —  you  know  —  from  the  Yarious  proportions  of  the  quantity  to 
the  demand.^* 

80)  Siehe  dt  83. 
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einwirken.  In  der  Existenz  zahlreicher  Verkäufer  auf  dem  Markt  sieht 
er  eine  Garantie  gegen  unvernünftige,  allzu  hohe  Preise®^). 

Die  Bedeutung,  welche  Franklin  der  zur  Production  aufgewendeten 
Arbeit  in  Bezug  auf  den  Werth  der  Waaren  beilegt,  bestimmt  seine 
Ansicht  über  d^e  Frage  des  Werthmaasses. 

In  seinem  Aufsatz  „Remarks  and  Facts  etc/'  bezeichnet  er  es  als 
eine  Aufgabe  und  Function  jedes  Tauschmittels  oder  Geldes,  z.  B.  auch 
des  Papiergeldes,  zugleich  als  Werthmaass  im  Verkehr  zu  dienen.  In 
seiner  ersten  Schrift  und  einigen  späteren  Abhandlungen  ^^)  sagt  er  nur 
von  den  Edelmetallen,  dass  sie  als  Werthmaass  benutzt  würden. 

Aber  diese  Schätzung  oder  Messung  des  Werthes  der  Waaren  in 
Silber,  Gold  oder  einer  anderen  Sache  drückt  nach  ihm  den  Werth 
der  Waaren  nicht  richtig  und  bestimmt  aus.  Dass  diese  Quantität 
dieser  oder  jener  Waare  so  und  so  viel  Silber  werth  ist  oder  so 
und  so  viel  Silber  zu  kaufen  vermag,  ist  für  den  Werth  der  Waare  nicht 
bezeichnend,  da  das  Silber  so  wenig,  wie  irgend  eine  andere  Sache  einen 
festen  Constanten  Werth  hat.  Man  gibt  damit  nur  das  augenblickliche 
Werthverhältniss  jener  Waare  zu  Silber  an.  Franklin  sucht  nach  einem 
absoluten  Werthmaass.  Ein  richtiges  Maass  für  den  Werth 
oder  die  Wohlfeilheit  einer  Waare  ist  nach  ihm  nur  die  Arbeit,  da 
der  Werth  aller  Waaren  abhängt  von  der  Menge  der  aufgewendeten 
Arbeit.  Nicht  aus  dem  Silberpreis  einer  Waare  ergiebt  sich  ihr  Werth, 
sondern  nur  aus  der  Menge  der  Arbeit,  die  das  Silberquantum  ge- 
kostet, welches  man  für  die  Waare  erhält  oder  erhalten  hat.  „So  ist 
der  Beichthum  eines  Landes  zu  messen  nach  der  Quantität  Arbeit, 
welche  seine  Einwohner  zu  kaufen  vermögen  ^^)''. 


81)  Rem.  on  a  plan  foj  the  fut  manag,  of  Indian  affairs  1766;  Notions  conc. 
Trade  and  Merchants  1774 ;  Infonn.  to  Those  who  would  rem.  to  Am,  1784 ;  Letter 
to  Livingston  1783. 

82)  So  Princ.  of  Trade,  1774. 

88)  A  Mod.  Inquir.  into  the  Nat.  and  Ncc  of  a  Paper  Gurr.,  Phil.  1729 :  „By 
—  Bilver  It  has  been  asual  to  valae  aU  things  eise.  But  as  silver  itself  is  of 
no  certain  permanent  valae,  being  worth  more  or  less,  according  to  its  scarcity  or 
plenty,  therefore  it  seems  requisite  to  fix  upon  something  eise,  more  proper  to  be 
made  a  measure  of  values,  and  this  J  take  to  be  labor.  —  By  labor  may 
the  value  of  silver  be  measured  as  well  as  other  things.  As^  suppose  one  man 
employed  to  raise  com,  while  another  is  digging  and  refining  silver.  At  the 
years  end,  or  at  any  other  period  of  time,  the  complete  produce  of  com,  and  that 
of  süver  are  the  natural  price  of  each  other;  and  if  one  be  twenty  bushels,  and 
the  other  twenty  ounces,  then  an  ounce  of  that  silver  is  worth  the  labor  of  rai- 
sing  a  bushel  of  that  com.    Now  if.by  the  discovery  of  some  nearer,    more  easy 
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An  eine  bestimmte  Art  von  Arbeit  denkt  er  hier  nicht,  sondern 
an  Arbeit  überhaupt.  In  dem  Briefe  dagegen,  in  welchem  er  den 
verschiedenen  Arten  von  Arbeit  einen  verechiedenen  Werth  beilegt,  er- 
klärt er  speciell  die  auf  die  Production  von  Nahrun;?,  z.  B.  Weizen, 
verwandte  Arbeit  für  das  beste  Maass  der  Werthe  aller  anderen  Gü- 
ter; denn  Nahrung  sei  ein  allgemeines  und  stetes  Bedürfniss  und  der 
grösste  Theil  der  Menschenarbeit  werde  auf  die  Production  von  Nahr- 
ungsmitteln verwandt***). 

Es  bleibt  in  diesem  Capitel  noch  zu  erwähnen,  dass  Franklin  Geg- 
ner aller  obrigkeitlichen  Taxen  ist.  Der  Handel  ist,  sagt  er,  seinem 
Wesen  nach  ein  freiwilliges  Geschäft  zwischen  Käufer  und  Verkäufer, 
wobei  jeder  Theil  seinem  eigenen  ürtheil  und  Belieben  nachgehen  muss. 
Jeder  hat  das  Recht,  so  viel  für  seine  Waaren  zu  nehmen,  als  der 
Andere  ihm  zu  geben  bereit  ist,  und  der  Staat  hat  nicht  die  Befugniss, 
in  die  Festsetzung  der  Preise  einzugreifen.  Auch  ist  er  der  Meinung, 
dass  der  Handel  selbst  am  besten  für  die  Preise  sorgen,  dass  die  Con- 
currenz  der  Verkäufer  unvernünftig  hohe  Preise  verhindern  werje. 
Ferner  führt  er  gegen  die  Taxen  an,  dass  es  Verschiedenheiten  in  den 
Gütern  derselben  Gattung  gebe,  die  einen  verschiedenen  Preis  rechtfer- 
tigten und  doch  vom  Staate  nicht  vorausgesehen  werden  könnten'*). 
Endlich  verlangt  er  auch  deshalb  Freiheit  der  Preise,  weil  die  Kaüfleute 
sonst  ihrem  Berufe  nicht  mit  dem  gehörigen  Eifer  obliegen  würden*^). 


or  plentiful  mines,  a  man  may  get  forty  ounces  of  silver  as  easily  as  formerly  he 
did  twenty,  and  the  same  labor  is  stiU  required  to  iraise  twenty  busheis  of  com, 
then  two  ounces  of  silver  will  be  worth  no  more  tban  the  same  labor  of  raising 
one  buslicl  of  com,  and  that  bushel  of  com  will  be  as  cheap  at  two  ounces,  as  it 
was  before  at  one,  caeteris  paribus.  Thus  the  riches  of  a  country  are  to  be 
yalaed  by  the  quantity  of  labor  its  inhabitants  are  able  to  purchase. 

^4)  Letter  to  L.  Kames.  London,  21.  1769:  „Food  is  always  necessary 
to  all,  and  much  the  greatest  part  of  the  labor  of  mankind  is  employed  in  raising 
provisions  for  the  mouth.  Is  not  this  kind  of  labor ,  then ,  the  fittest  to  be  the 
Standard  by  which  to  measure  the  values  of  all  other  labor,  and  consequently  of 
aU  other  things  whose  value  depends  on  the  labor  of  making  or  procuring  them? 
May  not  even  gold  and  silver  be  thus  valued?  If  the  labor  of  the  farmer  in  pro- 
ducing  a  bushel  of  wheat,  be  equal  to  the  labor  of  the  miner  in  producing  an 
ounce  of  silver,  will  not  the  bushel  of  wheat  just  measure  the  value  of  the  ounce 
of  silver.  The  miner  must  eat,  the  farmer  indecd  can  live  without  the  ounce  of 
silver,  and  so  perhaps  will  have  some  advantage  in  settling  the  price."  — 

85)  Remarks  on  a  plan  for  the  future  management  of  Indian  affairs  1766. 

86)  Notions  conc.  Trade  and  Merch.  1774. 
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Tl.    Die  Höhe  des  Arbeitslohnes. 

Unter  Arbeitslohn  versteht  Franklin  immer  Zeitlohn  oder  speciell 
Tagelohn.  Ferner  redet  er  stets  nur  vom  Lohn  der  gemeinen,  armen 
Handarbeiter.  Die  Höhe  des  Lohnes  macht  er  hauptsächlich  abhängig 
von  der  Nachfrage  nach  Arbeit  und  der  Menge  der  Arbeiter.  Grosse 
Anzahl  und  Concurrenz  der  Arbeiter  drückt  den  Lohn  herunter,  macht 
die  Arbeit  wohlfeil.  Auf  der  anderen  Seite  erzeugt  eine  bedeutende 
Nachfrage  nach  Arbeit  einen  hohen  Stand  des  Lohnes.  Dasselbe  be- 
wirkt Mangel  an  Arbeitern,  während  eine  geringere  Nachfrage  nach 
Arbeit  einen  niedrigeren  Lohn  zur  Folge  hat*0-  Ferner  wirkt  nach 
Franklin  die  Möglichkeit  oder  Gefahr  der  Auswanderung  Seitens  der 
Arbeiter  erhöhend  auf  den  Lohn  und  diese  Gefahr  findet  namentlich 
dann  statt,  wenn  in  einem  fremden  Lande,  nach  welchem  der  Arbeiter 
leicht  auswandern  kann,  der  Lohn  höher  ist®^).  Um  übrigens  die  Höhe 
des  Lohnes  in  einem  Lande  zu  beurtheilen,  soll  nicht  auf  den  Geldbe- 
trag gesehen  werden,  sondern  auf  die  Menge  von  Gütern,  die  sich  der 
Arbeiter  dafür  beschaffen  kann.  Hiernach  allein  ist,  wie  Franklin  be- 
hauptet, der  wahre  Werth  des  Lohnes  zu  bemessen. 

Was  nun  die  nationalökonomische  Bedeutung  des  Lohnstandes  be- 
trifft, so  betrachtet  Franklin  diese  Frage  im  Ganzen  unter  zwei  Ge- 
sichtspuncten ,  zunächst  in  Beziehung  auf  die  Lage  des  Arbeiters  und 
dann  in  Bezug  auf  die  Blüthe  der  Industrie  und  des  Exporthandels. 

In  seinen  vor  der  Revolution  geschriebenen  Aufsätzen  über  die 
Getreideausfuhrverbote  und  das  Armenwesen*®)  findet  er,  wie  bereits 
aus  dem  ersten  Theil  unserer  Arbeit  bekannt  ist,  den  Lohn  in  England 
nicht  zu  niedrig,  sieht  nur  in  der  Verschwendung  und  Faulheit  der 
Arbeiter  die  Ursache  ihres  Mangels  und  Elendes  und  meint,  dass  eine 
gesetzliche  Erhöhung  des  Lohnes  diese  Trägheit  und  Verschwendung 
nur  vergrössera  werde.  Anders  in  seiner  nach  der  Revolution  geschrie- 
benen Schrift  über  die  Erhöhung  des  Lohnes^).  Hier  bezeichnet  er 
es  als  eine  der  grössten  Schattenseiten  aller  europäischen  Staaten,  dass 
der  Lohn  dort  so  niedrig  sei,  dass  der  Arbeiter  kaum  den  noth» 
wendigen  Unterhaltsbcdarf  für  seine  Person  geschweige  für  eine  Familie 

87)  Observ.  conc.  the  Increase  of  Mankind  etc. ,  1751 ;  The  Interest  of  Great 
Britain  considered,  etc.,  London  1766;  On  the  Laboring  Poor  17t>8. 

88)  Refl.  on  the  Angment.  of  Wages  etc. 

89)  On  the  Price  of  Com  etc.  1766.    On  the  Labor.  Poor  1768. 

90)  On  the  Augment,  of  Wages  etc. 
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beschaffen  könne  und  aufs  Betteln  angewiesen  sei,  sobald  ihm .  die 
Beschäftigung  mangele  oder  Alter  und  Krankheit  ihn  zur  Arbeit  untaug- 
lich mache. 

Das  sei  ein  nationales  Unglück,  da  die  Arbeiterclasse  die  zahl- 
reichste sei.  Darauf  beruhe  der  Pauperismus,  der  sich  mehr  und  mehr 
ausbreite,  weil  die  Regierung  nur  schwache  Gegenmittel  anwende, 
und  die  wachsende  Demoralisation.  Er  meint,  der  Arbeitslohn  verlange 
die  Sorge  der  Regierung,  während  dieselbe  sich  um  das  Einkommen  der 
anderen  Volksclassen  nicht  zu  bekümmern  brauche,  und  fordert  von 
ihr  namentlich  Wegräumung  der  Ursachen,  wodurch  Orundbesitz  und 
Capital  in  wenigen  Händen  aufgehäuft  würden ,  der  Feudalgesetze  und 
der  Handels-  und  Gewerbebeschränkungen. 

Hinsichtlich  der  Bedeutung  der  Lohnhöhe  für  Industrie  und  Handel 
spricht  Franklin  durchweg  die  Ansicht  aus,  dass  ein  übermässig  hoher 
Tagelohn  die  Production  der  Waaren  sehr  kostspielig  mache  und  dadurch 
ein  Hindemiss  für  das  Aufkommen  grösserer  Manufactureü  sei. 

Dagegen  hält  er  es  in  seiner  Abhandlung  über  die  Erhöhung  des 
Lohnes  doch  für  kein  Erfordemiss  zur  Blüthe  der  Industrie,  dass  der 
Lohn  gerade  niedrig  sei.  Die  Productionskosten  der  Waare  oder 
der  Preis  der  zur  Gewinnung  des  Bodenproductes  oder  zur  Bereitung 
des  Fabrikates  erforderlichen  Arbeit  könne  in  Folge  der  Anwendung 
von  Maschinen  und  in  Folge  zweckmässiger  Arbeitstheilung ,  femer  in 
Folge  der  Intelligenz  und  Thätigkeit  des  Arbeiters  sehr  gering  sein, 
ohne  dass  deshalb  der  Lohn,  d.  h.  der  Preis  fUr  das  Tagewerk  des 
Arbeiters,  niedrig  wäre.  Die  Wollenarbeiter  in  Manchester  und  Norwich 
erhielten  beträchtlich  höheren  Lohn  als  die  Wollenarbeiter  von  Amiens 
und  Abbeville  und  doch  kämen  die  Fabrikate  der  ersteren  bei  gleich» 
Qualität  wohlfeiler  zu  stehen.  Ein  guter  Lohn  könne  sogar  geradezu 
die  Kostspieligkeit  des  Fabrikates  vermindern  und  damit  zur  Erhöhung 
des  Profites  des  Unternehmers  beitragen,  während  ein  zu  niedriger 
Lohn  zum  Verfall  der  Industrie  führe.  Ein  guter  Lohn  ziehe  nämlich 
die  geschicktesten  und  fleissigsten  Arbeiter  an,  so  dass  besser  und 
schneller  gearbeitet  werde  und  manche  nützliche  Prozesse  erfunden 
würden,  die  Zeit  und  Material  ersparten  und  das  Fabrikat  verbesserten« 

TIL    Der  ^^natttrliohe"  Zinsfliss^^). 

Wie  Franklin  einen  „natürlichen*'  Waarenpreis  aufstellt,  so  con- 
struirt  er  auch  einen  „natürlichen''  Zinsfuss.    Er  meint  damit 

91)  A  Mod.  Inqnir.  into  th«  Nat  and  Kec.  o£  a  Pa^er  corr.|  FhiL  1729. 
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den  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen,  d.  h.  bei  vollkommner  Sicherheit 
angemessenen  oder  billigen  und  zu  emv^artenden.  Dieser  natürliche 
Zinsfuss  beträgt  nach  ihm  zum  Mindesten  die  Beute  von  so  viel  Land, 
als  für  das  geliehene  Geld  zu  kaufen  ist ;  denn  es  kann  nach  ihm  nicht 
erwartet  werden,  dass  Jemand  sein  Geld  für  weniger  ausleihen  wird, 
als  es  ihm  an  Kente  einbringen  würde,  wenn  er  es  in  Land  anlegte, 
dem  sichersten  Eigenthum  der  Welt.  In  dem  Fall,  dass  keine  voU- 
kommne  Sicherheit  vorhanden  ist,  enthält  ihm  der  wirkliche  Zins  noch 
eine  Vergütung  für  die  von  dem  Gläubiger  übernommene  Gefahr,  eine 
Versicherungsprämie,  durch  die  der  Zins  ganz  billigerweise  bis 
auf  jedwede  Höhe  unter  dem  Capitalbetrag  selbst  hinaufgetrieben  wer- 
den könne. 

Je  seltener  das  Geld  in  einem  Lande,  desto  höher  ist  nach  Frank- 
lin daselbst  der  Zinsfuss,  da  nach  seiner  Anschauung  das  Geldangebot 
um  so  grösser  und  auf  der  anderen  Seite  die  pünctliche  Tilgung  von 
Schulden  um  so  schwieriger ,  also  das  Bisico  um  so  grösser  ist,  wäh- 
rend umgekehrt  mit  der  Zunahme  des  Geldes  in  einem  Lande  der 
Zinsfuss  sinkt.  Keinerlei  Wucbergesetze  können  diese  Wirkung  der 
Geldmenge  auf  den  Zinsfuss  verhindern.  Da  Franklin  obrigkeitliche 
Taxen  verwirft,  so  ist  er  natürlich  auch  gegen  Wuchergesetze. 

Einen  hohen  Zinsfuss  hält  Franklin  für  nationalökonomisch  nach- 
theilig, denn  er  bewirke,  dass  weniger  Geld  in  der  Production  und  im 
Handel  und  wegen  des  höheren  Profites  mehr  Geld  im  Darlehen  an- 
gelegt werde.  Auch  ei*schwere  es  denjenigen  Eaufleuten  des  betreffen- 
den Landes,  welche  nicht  eigenes  Vermögen  genug  zum  Handelsbetrieb 
besässen,  also  borgen  müssten,  die  Concurrenz  auf  dem  Weltmarkt. 

Wie  beim  Darlehen,  so  nimmt  Franklin  auch  beim  Kauf  auf  Credit 
eine  Assecurranzprämie  an.  Wer  auf  Credit  verkaufe,  lasse  sich  in 
dem  Preis  eine  Entschädigung  für  die  wahrscheinlichen  Verluste  durch 
böse  Schulden  bezahlen.  Von  dieser  Entschädigung  hat  Jeder,  der 
auf  Credit  kauft,  seinen  Theil  zu  entrichten,  auch  wenn  er  selbst  seine 
Schulden  pünctlich  bezahlt.  Franklin  räth  deshalb  vom  Kauf  auf 
Credit  ab  »*). 

TUX    Orösse  des  Einkommens  und  Vermögens. 

Das  Einkommen  von  Waarenverkäufem :  Landwirthen,  Manufactur- 
untemehmem,   Kaufleuten   macht  Franklin  im  Allgemeinen   abhängig 


92)  Nee.  Hiats.  to  Those  Üiat  woold  be  rieh  173«. 
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von  der  Grösse  des  Absatzes  und  dem  Profit,  den  sie  an  jeder  Waare 
machen  und  welcher  bei  gleichen  Productions-  und  Transportkosten 
im  Yerhältniss  zum  Verkaufspreis  steht.  Der  gcsammte  Güterabsatz 
in  einem  Lande  ist  begränzt  durch  das  Vermögen  des  Vollces,  zu  kau- 
fen und  zu  bezahlen,  d.  h.  durch  die  „natürliche"  Nachfrage  desselben. 
Je  zahlreicher  die  Waarenverkäufer,  desto  geringer  der  Absatz  jedes 
Einzelnen  bei  gleicher  Nachfrage  des  Landes,  desto  geringer  also  sein 
Einkommen  ^). 

Die  Ansicht  Franklin's  über  die  Höhe  des  Lohnes  ist  im  We- 
sentlichsten bereits  angeführt  worden.  Es  ist  in  dieser  Beziehung 
nur  noch  zu  erwähnen,  dass  er  das  Einkommen  des  Lohnarbeiters  nicht 
nur  nach  der  Höhe  des  Lohnes,  sondern  auch  nach  der  Anzahl  der 
Tage,  die  er  beschäftigt  ist,  beurtheilt  wissen  will**),  und  fem«:  die 
Theorie  mitzutheilen ,  die  er  in  dem  etwas  tendenziösen  Aufsatz  on 
thc  Laboring  Poor  aufstellt,  und  die  durchaus  nicht  mit  den  in  anderra 
Abhandlungen  ausgesprochenen  Ansichten  harmonirt.  Er  behauptet 
hier,  dass  die  ^arbciteuden  Armen  das  ganze  reine  Einkommen  der 
Nation  erhielten,  und  argumeutirt  dann  folgendermassen :  Alles,  was 
consumirt  wird,  ist  das  Erzeugniss  der  arbeitenden  Armen,  die  für 
ihre  Arbeit  bezahlt  werden.  Alles,  was  ausgegeben  wird,  Hiesst  daher 
in  die  Hand  der  arbeitenden  Annen.  Nun  geben  zwar  viele  mehr  aus, 
als  ihr  Einkommen  beträgt,  dafür  geben  aber  auch  viele  weniger  aus, 
als  sie  einnehmen,  so  dass  das  ganze  Einkommen  den  arbeitenden  Ar- 
men zu  Theil  wird. 

Was  die  Vertheilung  des  Vermögens  betrifit,''so  hält  Franklin  eine 
allgemeine  Mittelmässigkeit  oder  gleichmässige  Vertheilung  des  Ver- 
mögens für  den  glücklichsten  Zustand,  schon  deshalb,  weil  dabei 
Jeder  genöthigt  sei,  zu  arbeiten,  und  so  vor  vielen  Lastern  befaotet 
werde  •*). 

IX*    Die  Frodaotivität  der  verschiedenen  Industrieiweige^. 

Wie  aus  dem  ersten  Theil  dieser  Arbeit  bekannt  ist,  beschäftigen 
sich  zwei  Schriftstücke  Franklin's  aus  den  Jahren  1768  und  1769 
ausdrücklich  mit  der  Frage,  welche  Industrie  den  Reichthum  ver- 


93)  Observ.  conc.  the  Incr.  of  Mank.  etc.  1751.    On  the  Price  of  com  ete. 
1766;  The  internal  State  of  Am.  1784,    Letter  to  Hartley  1785. 

94)  Refl.  on  the  Augm.  of  Wages  etc. 

95)  The    intern.    State    of  Am.;   Infonn.    to    Those  'who  would  remoTe  to 
Amexica. 

96)  Letter  to  Dr.  Evans,  20.  Febr.  1788;  Positions  to  be  ezam.  etc. 
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mehre.  Er  versteht  hier  unter  Vermehrung  des  Reichthums  die  Er- 
zeugung eines  Werthüberschusses  über  die  Consumtion  des  Producenten, 
Der  Landwirthschaft  Schreibt  er  diese  Productivität  unbedingt  zu.  Da- 
gegen ¥^ird  seiner  Meinung  nach  durch  die  Manufactur  der  Reichtbum 
nicht  vermehrt,  sondern  der  durch  die  Manufactur  den  RohstoflFen  zu- 
gesetzte Werth  ist  nur  gleich  dem  Werth  desjenigen,  was  der  Manufacturist 
während  seiner  Arbeit  an  Nahrung,  Kleidung,  Feuerung  und  Wohnung 
consumirt.  Dies  geht,  meint  er,  daraus  hervor,  dass  der  Lohn  des  Ma- 
nufacturisten  seinen  nothwendigen  Unterhaltsbedarf  nicht  übersteigt. 
Er  bezeichnet  deshalb  die  Manufactur  nur  als  eine  Werthmetamorphose. 
ünterhaltsmittel  werden  in  Manufacturen  verwandelt.  Die  Manufactur 
kann  nach  seiner  Ansicht  nur  auf  indirectem  Wege,  vermittelst  des 
Handels,  zur  Vermehrung  des  Reichthums  beitragen,  insofera  derselbe 
Werth  in  der  Form  von  Manufacturen  sich  leichter  transportiren  lässt, 
als  in  der  Form  von  Unterhaltsmitteln,  und  femer  bei  dem  Handel  mit 
Manufacturen  eher  eine  Uebervoi*theilung  möglich  ist,  als  bei  dem  Han- 
del mit  Unterhaltsmitteln,  weil  der  Kaufmann  die  Productionskosten  von 
Manufacturen  wegen  der  vielen  in  der  Manufactur  angewandten  unbe- 
kannten Verfertigungsmethoden  weniger  beurtheilen  kann,  als  die  Pro- 
ductionskosten von  Untcrhaltsmitteln.  Er  schreibt  damit  also  doch 
dem  Handel  die  Fähigkeit  zu,  den  Nationalreichthum  zu  vermehren; 
jedoch  gilt  dies  nur  für  den  auswärtigen  Handel,  und  dieser  Handel  ist 
nach  ihm  meist  Betrügerei.  Er  hält  deswegen  hier,  mit  besonderem 
Bezug  auf  Amerika,  die  Landwirthschaft  für  den  einzigen  wahren  und 
redlichen  Weg,  auf  dem  eine  Nation  zum  Reichtbum  gelangen  könne. 
Auch  betont  er  den  Umstand,  dass  die  Agricultur  wirklich  den  Stoff 
vermehre.  Damit  läugnet  er  jedoch  keineswegs,  dass  die  Manufactur, 
insofern  sie  die  von  der  Landwirthschaft  gelieferten  Mehrwerthe  con- 
servire,  von  Nutzen  oder  wenigstens  besser  sei  als  der  Müssiggang.  Be- 
sonders weist  er,  ebenfalls  mit  specieller  Rücksicht  auf  Amerika,  auf 
den  Nutzen  der  Hausindustrie,  der  Ausfüllung  der  ZeitbruchstQcke  zwi- 
schen den  regelmässigen  Tagesgeschäften  durch  Spinnen,  Stricken,  We- 
ben u.  s.  w.  hin^O» 


97)  Letter  to  Dr.  Evans,  Lond.,  20.  Febr.  1768:  Agricnlture  is  tmly  produc- 
tive  of  new  vealth;  manufactnres  only  change  forms;  and  whatever  value  they 
give  to  the  material  they  werk  npon,  they  in  the  mean  time  consume  an  eqnal 
value  in  provisions  etc.  So  that  riches  are  not  increased  by  mana&ctaring.  The 
only  advantage  is,  that  provisions  in  the  shape  of  manufactures  are  more  easily 
carried  for  sale  to  foreign  market**  Positions  etc.  1769:  „Manufactures  ar^ 
only  another  shape  into  which  so  mach  provisions  and  snbsistence  are  tumed,  as 
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Diese  Ansicht  über  die  Productivität  der  verschiedenen  Industrien 
kehrt  noch  einmal  in  einem  1784  geschriebenen  Briefe  wieder. 

Z.  Der  „natttrliche^'  Entwickelungsgang  der  Nationalproduction**). 

So  lange  ein  Volk  noch  sehr  klein  ist  im  Yerhältniss  zu  seinem 
Territorium,  kann  es  nach  Franklin  leben  von  den  freiwilligen  Natur- 
erzeugnissen, den  wilden  Früchten  undThieren.  Der  „natürliche" 
Unterhaltserwerb  eines  dünn  bevölkerten  Landes  ist  daher  die 
Jagd  und  der  Fischfang.  Ein  einigermassen  im  Yerhältniss  zu 
seinem  Gebiet  grösseres  Volk  bedarf  einer  grösseren  Masse  Unterhalts- 
mittel, als  ihm  die  Natur  von  freien  Stücken  zu  liefern  vermag.  Es 
muss  in  Folge  dessen  künstlich,  durch  Bearbeitung  des  Grund  und  Bo- 
dens, die  Masse  der  Lebensmittel  für  Menschen  und  Thiere  vermeh- 
ren. Die  „natürliche"  Industrie  eines  einigermassen  dichter  bevölker- 
ten Landes  ist  daher  der  Ackerbau  und  die  Viehzucht.  Die 
Menschen  haben  von  Natur  einen  Hang  zur  Trägheit  und  Sorglosigkeit. 
Jedes  Volk  wird  daher,  meint  Franklin,  so  lange  als  möglich  bei  jenem 
sorglosen  Leben  beharren,  wie  es  heute  noch  die  Tartaren,  Ungarn  und 
Indianer  thun,  und  der  Uebergang  zum  betriebsamen  Leben  scheint 
zuerst  nicht  aus  Wahl,  sondern  aus  Noth  statt  gefunden  zu  haben, 
wenn  Schaaren,  durch  Krieg  von  ihren  Jagdgründen  vertrieben  und 
durch  andere  Nationen  oder  Meere  verhindert,  neue  Jagdgründe  zu  ge- 
winnen, zusammengedrängt  wurden  auf  enge  Territorien,  wo  sie  ohne 
wirkliche  Arbeit  nicht  leben  konnten. 

Von  dem  Üeberschuss,  den  die  Landwirthe  über  ihren  eigenen  Be- 
darf erzeugen,  werden  Manufacturisten  unterhalten.  So  lange  aber 
das  Land  noch  reichlich  und  daher  wohlfeil  ist,  bleibt  Niemand  lange 
Manufacturist,  sondern  kauft  sich  bald  ein  Grundstück,  das  ihn  sammt 
seiner  Familie  durch  seine  Arbeit  ernährt.  Die  Folge  davon  ist  Mangel 
an  Arbeitern  und  hoher  Lohn.  Bei  hohem  Lohn  können  gegenüber 
der  Concurrenz  des  Auslandes  keine  Mauufacturen  von  Bedeutung  aaf- 


were  eqaal  in  ralue  to  the  manufactures  produced.  This  appears  from  hence 
that  the  manufSacturer  does  not,  in  fact,  obtain  from  the  emplojer,  for  his  labor, 
more  than  a  mere  subsistence  including  raiment,  fuel,  and  shelter'S  »ai^cultare  the 
only  honest  way  etc.;  —  Princ.  of  trade. 

98)  Letter  to  Co  Hins  on,  Phil.,  9.  Mai  1753.  Obsenr.  conc.  the  Incr.  of 
Mank.,  1751.  The  luterest  of  Gr.  Br.  1760;  Positions  to  be  ezam.,  1769.  —  In* 
form,  to  Those  who  would  remove  to  America,  1784. 
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kommen.  Das  Land  ist  in  diesem  Falle  noch  nicht  reif  für  die  Ma- 
nufacturindustrie  und  keinerlei  Staatsunterstützungen  vermögen 
auf  die  Dauer  die  Natur  zu  zwingen.  Am  ehesten  lassen  sich 
noch  solche  Manufacturen  mit  Yortheil  betreiben,  die  wenig  Hände  er- 
fordern und  grösstentheils  Maschinen  benutzen  oder  die  sehr  voluminöse 
Güter  fabriciren,  deren  Import  zu  theuer  zu  stehen  kommt. 

Erst  wenn  die  Bevölkerung  eines  Landes  so  gross  ist,  dass  eine 
Masse  Menschen  kein  Land  mehr  bekommen  kann,  sondern  sich  in 
der  Nothwendigkeit  befindet,  durch  Arbeit  für  Andere  ihr  Brod  zu 
verdienen,  so  dass  die  Arbeit  wohlfeil  ist,  können  grössere  Manufacturen 
aufkommen  und  sich  rentiren.  Grosse  Manufacturen  setzen  zahl- 
reiche Arme  voraus.  Ist  aber  einmal  die  Bevölkerung  so  gross,  dass 
sie  nur  zu  einem  geringen  Theil  in  der  Landwirthschaft  Unterkommen 
findet,  dann  ist  die  Manufacturindustrie,  nach  Frankhn,  eine  absolute 
Nothwendigkeit  und  keinerlei  Staatsmaassregeln  können  unter  solchen 
Umständen  die  Entstehung  von  Manufacturen  hindern.  ^ 

Jedoch  hält  es  Franklin  immerhin  auch  in  dichtbevölkerten  Ländern 
für  schwer,  neue  Manufacturen  zu  gi*ünden,  die  in  anderen  Ländern  mit 
Vortheil  bestehenden  Schaden  brächten.  Er  weist  darauf  hin,  dass  Frank- 
reich und  Spanien  es  vergeblich  versucht  hätten,  England  die  Eisen-  und 
Wollenmanufacturen  zu  entreissen.  Die  Hauptursache  davon  liege  darin, 
dass  eine  grosse  Manufactur  aus  einer  Menge  von  Elementen  bestehe, 
deren  Vereinigung  und  Vollkommenheit  nur  durch  lange  Erfahrung  er- 
langt werden  könne.  Sie  setze  eine  Menge  von  Gütern,  Methoden  zur 
Beschaffung  von  allerhand  Materialien,  Maschinen,  Eundschaftsbeziehun- 
gen,  Credit  und  endlich  die  gegenseitige  Hülfe  einer  Menge  von  Arbeitern 
voraus,  von  denen  jeder  nur  in  einem  Zweig  der  ganzen  Manufactur 
bewandert  sei.  Ein  einzelner  Theil  dieses  ganzen  Systems  könne  nicht 
für  sich  bestehen  und  gehe  zu  Grunde,  ehe  man  das  Ganze  beisammen 
habe.  Aus  einem  anderen  Lande  lasse  sich  schwer  eine  ganze  Gesell- 
schaft zusammengehörender  und  in  allen  Theilen  der  Manufactur  erfah- 
rener Arbeiter  herbeiziehen  und,  gelinge  es,  so  stellten  sich  für  die 
Einwanderer  in  dem  neuen  Lande  so  viele  Schwierigkeiten  und  Un- 
vollkommenheiten  heraus,  dass  das  ganze  Unternehmen  bald  in  Bauch 
aufgehe.  Daher  gingen  einmal  bestehende  Manufacturen  nur  durch 
Fehler  der  Begierung,  politische  Bedrückung  oder  religiöse  Verfolgung 
verloren. 
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XI.    Der  internationale  Verkehr  nnd  die  Staatsgewalt 

Auf  den  internationalen  Handel  lejjt  Franklin  wegen  der  verschie- 
denen Production  der  Völker  grosses  Gewicht.  Er  weist  hierbei  na- 
mentlich hin  auf  die  verschiedene  NaturbeschafFenheit  der  Länder. 
Fast  jedes  Land  hat  nach  ihm  seine  eigenthüinlichen  Erzeugnisse,  fOr 
die  es  besonders  begünstigt  ist.  Indem  die  Nationen  den  Ueberfluss 
ihrer  specifischen  Producte  wechselseitig  austauschen,  wird  jedem  Lande 
der  Genussvorrath  vervielfältigt  und  die  Erlangung  vieler  Güter  er- 
leichtert, während  ohne  den  auswärtigen  Handel  jedes  Volk  mit  den 
Gütern  vorlieb  nehmen  müsste,  die  es  selbst  produciren  kann  und  auch 
unter  diesen  viele  nur  mit  grossen  Schwierigkeiten  oder  Kosten  sidi 
ve^chaffcn  könnte.  Der  internationale  Handel  ist  deshalb  eine  allge- 
meine Wohlthat.  Während  Franklin  den  auswärtigen  Handel  auf  di^e 
Weise  vom  Standpunct  des  Privatinteresses  jeder  einzelnen  Nation  be- 
tont, betrachtet  er  ihn  auf  der  anderen  Seite  auch  als  eine  Forderung 
der  Humanität.  Die  Nationen  sollen  nach  seiner  Anschauung  es  als 
eine  Pflicht  erachten,  sich  gegenseitig  Hülfe  zu  leisten  •*). 

Von  diesem  Gesichtspunct  aus  behandelt  er  nun  ausführlich  das 
Verhalten  des  Staates  zum  auswärtigen  Handel. 

Zunächst  erkläii;  er  sich  gegen  alle  Ausfuhrverbote  und 
-Zölle.  Unter  den  ersteren  bekämpft  er  speciell  die  Getreideaus- 
fuhr verböte*^).  Die  den  Getreideausfuhrverboten  zu  Grunde  lie- 
gende Befürchtung,  dass  durch  die  Kornausfuhr  Hungersnoth  herbei- 
geführt werden  könne,  bezeichnet  er  vorerst  als  thöricht.  Eine  so 
starke  Getreideausfuhr,  dass  im  Lande  Hungersnoth  entstehe,  sei  un- 
möglich. Die  Ausfuhr  finde  statt,  wenn  in  einem  fremden  Lande  der 
Kornpreis  höher  stehe,  als  im  eigenen  Lande.  Je  mehr  aber  ausgeführt 
werde,  desto  wohlfeiler  werde  das  Getreide  auswärts  und  desto  theuerer 
daheim.  Sobald  die  Preise  gleich  geworden  seien,  höre  die  Ausfuhr 
von  selbst  auf.  Diese  Furcht  vor  Hungersnoth  sei  gerade,  als  wenn 
man  bei  einer  Ebbe  fürchten  wolle,  dass  alles  Wasser  den  Fluss  ver- 
lassen werde.  Das  Korn  finde,  wie  das  Wasser  von  selbst,  sein  Niveau. 
Ueberhaupt  sei  bei  dem  heutigen  Zustand  der  Schifffahrt,  wenn  freie 
Getreideausfuhr  und  ^Einfuhr  bestände,  kein  an  der  See  gelegenes  Land 


99)  Princ.  of  trade;  Mod.  inquir.;  Refl.  on  the  Augm.  of  Wages. 

100)  On  the  Price  of  com  etc.,  1766.    Princ.  of  Trade,  1774. 
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mehr  der  Gefahr  der  Hungersnoth  ausgesetzt,  auch  wenn  es  selbst  ein- 
mal ein  Paar  schlechte  Eraten  hinter  einander  habe.  Da  die  Ernten 
in  den  verschiedenen  Ländeni  stets  verschieden  seien ,  werde  vielmehr 
stets  eine  genügende  Zufuhr  stattfinden  und  alle  an  der  See  wohnenden 
Nationen  würden  das  Korn  zu  einem  Mittelpreis  haben,  der  sich  nach 
dem  Betrag  sämmtlicher  Ernten  richte.  Nur  in  hohen  Binnenländern, 
welche  entfernt  von  der  See  lägen  und  deren  Flüsse  klein  seien  und 
landauswärts  flössen,  wie  in  der  Schweiz,  könne  gelegentlich  eine  Reihe 
von  schlechten  Ernten  Noth  erzeugen.  Sodann  sagt  er,  keine  Nation, 
die  inhumaner  Weise  sich  weigere ,  die  Noth  einer  anderen  zu  lindem, 
verdiene  kein  Mitleid .  wenn  sie  selbst  in  Noth  sei .  Ferner  erklärt 
er  es  für  eine  Ungerechtigkeit,  dem  Landwirth  durch  die  Beschrän- 
kung des  Absatzes  und  die  Yeringerung  des  Getreidepreises  sein  Ein- 
kommen zu  schmälern.  Auch  werde  dadurch  die  inländische  Getrei- 
deproduction  entmuthigt  und  es  dem  Landwirth  unmöglich  gemacht, 
so  viel  wie  sonst  auszugeben  an  Lohn  u.  s.  w.,  zum  Schaden  der  von 
ihm  beschäftigten  Arbeiter  und  der  ganzen  Nation  *®').  Ferner  verwirft 
er  auch  die  Getreideausfuhrverbote,  als  Mittel  zur  ünteratützung  der 
Armen ;  denn  es  sei  unbillig,  die  Landwirthe  in  dieser  Weise  allein  zu 
besteuern  und  zwar  nicht  nur  zu  Gunsten  der  Armen,  sondern  auch  der 
übrigen  Volksclassen.  Sodann  aber  sei  diese  Armenunterstützung  un- 
zweckmässig, denn  sie  verringere  die  Armuth  nicht,  sondern  erleichtere 
sie  nur;  ja  sie  vergrössere  sie  noch,  indem  sie  die  Trägheit  und  Unmässig- 
keit  der  Armen  befördere.  Sie  sei  eine  Prämie  auf  die  Faulheit.  Nur 
die  wenigen  Familien,  welche  durch  Krankheit  oder  hohe  Einderzahl 
leicht  in  Noth  gerietheu,  bedürften  einer  Untei*stützung,  die  ihnen  aber 
auf  anderem,  gerechterem  Wege  geleistet  werden  müsse****).  Endlich 
bestreitet  er  auch,  dass  durch  die  grössere  Wohlfeilheit  des  Getreides 
die  Manuf'icturen  gefördert  würden,  denn  die  Woldfeilheit  der  Lebens- 
mittel bewirke,  dass  die  Arbeiter  weniger  Tage  und  Stunden  arbeiten 
würden.  Die  Folge  davon  sei  eine  gi'össere  Nachfrage  nach  Arbeit  und 
demnach  auch  eine  Erhöhung  des  Preises  der  Arbeit,  d.  h.  eine  Er- 
höhung der  Productionskosten  der  Fabrikate  *•').  Uebrigens  ist  er  der 
Meinung,  dass  alle  Ausfuhrverbote  umgangen  würden,  wenn  ein  abso- 
lutes Bedürfniss  der  Ausfuhr  bestände,  wenn  also  an  den  betreffenden 


101)  On  the  Price  of  com  etc.,  1766. 

102)  Princ.  of  Trade,  1774.    On  the  Labor.  Poor,  1768. 

103)  Princ.  of  Trade,  1774. 
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Gütern  ein  Ueberfluss  im  Lande  vorhanden  sei  oder  man  fremder  Güter 
bedürfe  und  nichts  Anderes  als  Rimesse  benutzen  könne*®*). 

Nicht  besser  urtheilt  er  über  Ausfuhrzölle.  Diese  vertheuem 
entweder  dem  Ausland  unbilliger  Weise  die  ihm  nothwendigen  Waaren 
oder  führen  den  Verlust  oder  wenigstens  eine  Entmuthigung  des  be- 
treffenden Handels  mit  sich,  wenn  sich  das  Ausland  die  betreffenden 
Producte  auch  anderswoher  beschaffen  kann.  So  verlor  Savoyen  durch 
den  Ausfuhrzoll  auf  Weine  den  Handel  der  Schweiz,  welche  seitdem 
ihre  eigenen  Weine  baut,  England  durch  den  Ausfuhrzoll  auf  Thee  den 
Handel  seiner  amerikanischen  Colonieen.  Ueberdies  ist  ihre  Durchfüh- 
rung wenigstens  bei  einer  ausgedehnten  Grenze  sehr  kostspielig  *<>*). 

Wie  Franklin  alle  Maassregeln  gegen  die  Ausfuhr  verwirft,  so  ist 
er  auch  Gegner  der  Einfuhrverbote  und  -Zölle.  Er  gesteht  wohl  zu, 
dass,  wenn  die  betreffenden  Waaren  sich  wirklich  auch  im  Inland  er- 
zeugen Hessen,  ein  Einfuhrzoll  durch  die  Erhöhung  des  Preises  und 
Absatzes  der  einheimischen  Producte  die  bezügliche  inländische  Industrie 
zum  Yortheil  des  Landes  aufmuntern  könnte,  so  dass  mit  der  Zeit  die 
Einfuhr  überfüssig  werde  ^^^•).  Dagegen  macht  er  geltend,  dass  die  Er- 
hebung von  Einfuhrzöllen,  wenigstens  bei  einer  ausgedehnten  Grenze, 
unverhältnissmässig  grosse  Kosten  verursache,  und  dass  sie  bei  dem 
dadurch  betroffenen  Ausland  als  Antwort  darauf  ebenfalls  Einfuhrzölle 
hervorrufen  werde  zum  Nachtheil  des  eigenen  Ausfuhrhandels  ^^^),  Aehn- 
liches  behauptet  er  von  den  Einfuhrverboten.  Man  denke  sich,  sagt 
er*<^),  ein  Land  X  mit  drei  Manufacturen ,  als  Wolle,  Seide,  Eisen, 
drei  andere  Länder  A,  B,  C  versorgend.  X  wünscht  den  Absatz  und 
Preis  seines  Wollenzeuges  zu  Gunsten  seiner  Wollenfabrikanten  zu  er- 
höhen^  Zu  diesem  Zwecke  verbietet  es  die  Einfuhr  fremden  WoUen- 
zeug^s  aus  A.  A,  in  Erwiederung  darauf,  verbietet  die  Seidenwaaren 
aus  X.  Nun  beschweren  sich  die  Seidenfabrikanten  über  Verfall  ihres 
Handels  und  X  verbietet,  um  sie  zufrieden  zu  stellen,  die  Seidenwaaren 
aus  B.  B,  in  Erwiederung  darauf,  untersagt  die  Eisenwaaren  aus  C. 
G,  in  Erwiederung  darauf,  verbietet  das  Wollenzeug  aus  X.  Was  hat 
njan  nun  mit  allen  diesen  Verboten  gewonnen  ?  Antwort :  Allen  Vieren 


104)  Letter  to  Eliot,  16.  Juli  1747. 

105)  Letter  to  Eliot,   16.   Juli  1747;   to  Lowell,    1778;    to  Adams,   19. 
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ist  der  Yorrath  an  Bedürfnissen  und  Annehmlichkeiten  des  Lebens  ge- 
schmälert worden.  Endlich  hebt  er  auch  an  einigen  Stellen  hervor, 
dass  das  höhere  Einkommen,  welches  die  betreffenden  inländischen  Pro- 
ducenten  in  Folge  von  Einfuhrbeschränkungen  erhielten,  sie  we- 
der glücklicher  noch  wohlhabender,  sondern  nur  verschwenderischer 
mache  *<^'). 

Seiner  Erfahrung  und  üeberzeugung  nach  werde  ein  Staat,  der 
seine  Häfen  aller  Welt  unter  gleichen  Bedingungen  offen  lasse,  erstens 
fremde  Güter  billiger  haben,  zweitens  seine  eigenen  Producte  theuercr 
verkaufen  und  im  Ganzen  am  glücklichsten  sein.  Die  Fremden  suchten, 
wenn  sie  ihre  Güter  brächten,  dieselben  schnell  los  zu  werden  und  Waa- 
ren  zur  Remittirung  einzukaufen"®). 

Er  erklärt  sich  überhaupt  für  die  moderne  Lehre  der  Handels- 
freiheit, als  der  Bedingung  gedeihlichen,  schnellen  und  allseitig  vor- 
theilhaften  Handels  "  ^).  Holland  komme  ihrer  Durchführung  am  nächsten 
und  darauf  beruhe  vielleicht  zum  Theil  dessen  grosser  Beichthum. 
Die  meisten  Maassregeln  zur  Regelung,  Leitung  oder  Beschränkung  des 
Handels  waren  nach  ihm  entweder  politische  Schnitzer  oder  wurden 
durch  einzelne  geschickte  Leute  um  ihres  Privatvortheils  willen  unter 
dem  Vorwand  des  öffentlichen  Wohls  durchgesetzt.  Der  Staat  soll  dem 
Handel  freien  Lauf  lassen  nach  dem  Grundsatz  „Laissez  faire" 
und  „Pas  trop  gouverner".  Uebrigens  vermöge  die  menschliche 
Kunst  kein  Gesetz  zu  ersinnen,  wodurch  ein  nützlicher  Handel  wirklich 
gehindert  werden  könne,  so  wenig  als  die  Stillung  des  Hungers,  wenn 
eine  Gelegenheit  sich  dazu  darbiete.  Er  verlangt  auch  im  Kriege 
Handelsfreiheit.  Unter  Umständen  könnten  Einzelne  einen  dem  Staate 
nachtheiligen  Handel  zu  treiben  scheinen,  so  im  Kriege  durch  Lieferung 
von  Waffen,  Munition  oder  VoiTäthen  an  den  Feind,  wie  es  ein  amster- 
damer  Kaufmann  bei  der  Belagerung  von  Antwerpen  durch  die  Spanier 
gethan  habe,  aber  diese  Lieferuug  bringe  doch  dem  Kaufmann  und 
dadurch  der  Nation  Gewinn,  während  sich  der  Feind  sonst  wahrschein- 
lich dieser  Güter  gewaltsam  bemächtigen  würde  oder,  wenn  er  sich  die- 
selben anderswoher  verschaffe,  damit  ein  Unheil  anrichte,  das  ohne  Er- 
satz erduldet  würde'**). 

Principiell  Freihändler,   lässt  Franklin  doch  Einfuhrzölle  als 

109)  On  the  Labor.  Poor,   1768;  Inform.  to  Those  who  woold  rem.  to  Am. 
1784. 

110)  Letter  to  Livingston,  22.  JuU  1783. 
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Finanzmaassregel  gelten,  wenn  directe  Steaem  zn  kostspielig  oder  un- 
genügend seien"').  Doch  sind  nach  ihm  die  Einfuhrzölle  auch  nur 
eine  directe  Besteuerung  des  eigenen  Volkes;  denn  die  Importeurs  er- 
höhen stets  den  Preis  ihrer  Güter  um  so  viel,  dass  ihnen  die  Zollausgabe 
wieder  erstattet  wird"*). 

Das  einzige  Positive,  was  Franklin  von  dem  Staate  verlangt,  ist 
Schutz  oder  Sicherheit***) 


Xn.  Armenwesen"^). 

Die  Unterstützung  der  Armen  auf  directem  Wege  erfährt  von 
Seite  Franklin's  dieselbe  Missbilligung  wie  die  mittelbare  Unterstützung 
derselben  durch  Getreideausfuhrverbote  u.  s.  w.  Er  erklärt  sie  für 
unzweckmässig. 

Je  grösser  die  öflFentliche  Wohlthätigkeit  sei,  desto  weniger,  sagt 
er,  sorgten  die  Armen  selbst  für  sich,  so  dass  sie  nur  um  so  mehr 
verarmten.  In  keinem  Lande  sei  die  Wohlthätigkeit  grösser  als  in 
England,  wo  neben  einer  Armensteuer  eine  Menge  Armenanstalten, 
Hospitäler  und  Pflegehäuser  durch  freiwillige  Beiträge  bestanden  und 
in  Unglücksfällen  und  Nöthen  die  grössten  Unterstützungen  gewährt 
würden,  und  in  keinem  anderen  Land  seien  die  Armen  träger,  liederli- 
cher und  unverschämter.  Statt  für  das  Alter  und  Krankheiten  in  der 
Zeit  der  Jugend  und  der  Gesundheit  zu  arbeiten  und  zu  sparen,  ver- 
liessen  sie  sich  auf  die  öffentliche  Unterstützung  und  die  Folge  davon 
sei  Zunahme  der  Armuth.  Eine  solche  Unterstützung  schmeichele  nur 
der  natürlichen  Trägheit  der  Menschen,  sei  eine  Prämie  auf  die  Faul- 
heit. Unseren  Mitmenschen  das  Unglück  zu  erleichtern,  sei  göttlich. 
Die  Beförderung  der  Trägheit  dagegen  sei  gegen  die  Ordnung  Gottes 
und  der  Natur.  Jeder  Versuch,  den  Plan  der  Vorsehung  zu  verbessern 
und  in  die  Weltregierung  einzugreifen,  müsse  mit  Vorsicht  geschehen, 
sonst  würde  mehr  Schaden  als  Nutzen  angerichtet  „In  New  England 
glaubte  man  einmal,  die  Amseln  seien  dem  Korn  schädlich  und  suchte 
sie  zu  vertilgen.  Die  Folge  davon  war,  dass  eine  Art  Wurm  sich  ver- 
mehrte, der  sonst  die  Nahrung  der  Amseln  bildete  und  jetzt  Gras  ver- 


113)  Letter  to  Abb6  Moreüet,  Phil.,  22.  Apr.  1787. 

114)  Letter  to  Eliot,  1747. 

115)  Principl.  of  Trade,  1774. 

116)  Letter  to  Gollinson,  9.  Mai  1753.    „Ob  the  price  of  com  etc.;    On 
the  laboring  Poor. 
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zehrte,  und  dass  der  Verlust  an  Gras  den  Gewinn  an  Korn  weit  über« 
stieg."  Die  einzig  zweckmässige  Manier,  die  Armen  zu  unterstützen, 
sieht  er  darin,  dass  man  sie  ihren  körperlichen  Kräften  entsprechend 
beschäftigt,  in  der  Gründung  von  Arbeitshäusern,  wie  sie  in 
einigen  Theilen  von  England  bereits  beständen. 

Xm.   MetaU-  und  Papiergeld  ^^^). 

Ueber  Metall-  und  namentlich  Papiergeld  enthalten  die  Schriften 
Franklin's  weitaus  am  meisten. 

Dass  Gold  und  Silber  seit  lange  in  den  Yerkehrsländern  als 
Hanptgeld  dienen,  rührt,  wie  Franklin  in  seiner  ersten  Schrift  sagt, 
daher,  dass  sie  vermöge  ihrer  Feinheit,  Schönheit  und  Seltenheit  in 
sich  selbst  einen  Werth  besitzen.  Sie  zeichnen  sich  ferner  besonders 
durch  ihre  allgemeine  Geschätztheit  aus,  die  sie  zu  Sendungen  in's  Aus- 
land befähigt '^^).  Gold  und  Silber  sind  eine  überall  angenommene 
Waare"*). 

Zur  Erleichterung  und  Beschleunigung  des  Umlaufs  oder  zur  Er- 
sparung der  Zeit,  welche  durch  Abwägen  und  Probiren  verloren  gehen 
würde,  werden  Gold  und  Silber  vom  Staate  zu  grösseren  und  kleineren 
Münzen  geprägt.  Das  Gepräge  soll  das  Gewicht  und  den  Gehalt 
jeden  Stückes  an  reinem  Gold  oder  Silber  bezeugen.  Das  Gewichtsver- 
hältniss  des  Feingehaltes  zur  Legirung,  nach  welchem  die  Münzen  aus- 
geprägt werden,  wird  gesetzlich  festgesetzt  (Standard)  und  sollte  nie 
abgeändert  werden,  da  daraus  Verwirrung  entsteht.  Durch  die  Prägung 
erhalten  die  Edelmetalle  neben  ihrer  ursprünglichen  Eigenschaft  als 
Waaren  oder  bestimmte  Quantitäten  Metall  (BaiTen)  einen  besonderen, 
neuen  Charakter  als  Geld-  oder  Tau  seh  medium,  welchen  sie  wieder 
einbüssen,  sobald  sie  eingeschmolzen  werden.  Jedoch  sind  die  Münzen 
nur  Tauschmedium  innerhalb  des  betreffenden  Staates,  sie  werden  zu 
blossen  Waaren,  sobald  sie  ausgeführt  werden. 

Dieser  Unterscheidung  des  Metallgeldes,  nach  seiner  ursprünglichen 
Eigenschaft  als  Waare  und  seiner  neuen  Eigenschaft  als  Geld,  entspre- 
chend zerlegt  Franklin,  in  seiner  ersten  Schrift,  nun  auch  den  Werth 
des  Metallgeldes   oder    der    Münzen    erstens    in   einen    Ursprung- 

117)  A  Mod.  Inquir.  into  tbe  Nat  and  Nee  of  a  Paper  Gurr.,  1729.  Hemarks 
and  Facts  relat,  to  the  Am.  Papermon.,  1765;  Princ.  of  Trade  1774;  of  thcPaper- 
money  of  the  Un.  states  of  Axxl,  1781. 

118)  Remarks  of  Facts  etc. 

119)  Princ  of  Trade. 
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liehen  Werth,  den  sie  als  Waaren  oder  Barren  besitzen  und  da*  denselben 
Einflüssen  unterworfen  ist,  wie  der  Werth  jeder  anderen  Waare ;  —  und 
zweitens  in  einen  Zusatz  werth,  den  sie  als  Umlaufisniittel,  auf  Grand 
der  Arbeitsmenge,  die  sie  beim  Gfiteraustausch  ersparen,  besitzen  und 
durch  die  Prägung  erlangt  haben. 

So  lange  in  einem  Lande  der  Yorrath  den  Bedarf  an  Undau£s* 
mittein  nicht  überschreitet,  fällt  und  steigt  nach  Franklin  dieser  Zusatz- 
werth  im  Yerhältniss  zur  Zu-  und  Abnahme  ihrer  Quantität  Eine 
Vermehrung  des  Geldes  über  den  Yerkehrsbedarf  hinaus  aber  ist  ohne 
Einfluss  auf  den  Zusatzwerth  der  Münzen ,  weil  der  Ueberschuss  nicht 
im  Umlauf  bleiben,  sondern  anderweitig  benutzt  werden  wird.  In  den 
späteren  Schriften  nimmt  Franklin  keinen  solchen  Zusatzwerth  mehr 
an,  sondern  er  setzt  den  Werth  der  Münzen  dem  Werth  des  in  ihnen 
enthaltenen  Goldes  oder  Silbers  gleich. 

In  seinen  „Principles  of  Trade''  tbeiit  Franklin  den  Edelmetallen 
neben  ihrem  Dienst  als  Tauschmedium  noch  die  Function  als  Werth- 
maass  zu  und  zwar  nimmt  er  an,  dass  Gold  und  Silber  neben  ein- 
ander als  Werthmaasä  fungircn.  Da  in  Grossbritannien  zu  seiner  Zeit 
noch  Doppelwährung  bestand,  so  denkt  er  sich  mit  der  Festsetzung 
eines  Nominalwerthes  oder  der  Namengebung  der  Münzen  auch 
nothwendig  die  Einführung  eines  entsprechenden  Zwangscurses  oder 
gesetzlichen  Werthverhältnisses  zwischen  den  gemünzten  Metallen  ver- 
bunden. Demgemäss  erklärt  er  für  gleichgültig,  welches  Metall  man 
Bechengeld  (Standard  money)  nenne  und  findet  es  nur  am  vernünftigsten, 
dass  man  das  kostbarste  und  seltenste,  das  heisst  also :  das  werthvoUste 
zum  Maassstab  (unit,  Standard)  mache.  Wenn  in  einem  Lande  das  zwi- 
schen gemünztem  Silber  und  Gold  von  Gesetzes  wegen  bestehende  Werth- 
verhältniss  nicht  übereinstimmt  mit  dem  in  den  benachbarten  Ländern 
oder  dem  Werthverhältniss  der  beiden  Metalle  als  Waaren  auf  dem  Markt, 
so  werden  nach  Franklin  die  aus  dem  zu  niedrig  angesetzten  Metall 
bestehenden  Münzen  nothwendig  aus  der  Circulation  des  Landes  ver- 
schwinden und  zur  Waare  werden,  weil  dann  aus  der  Einschmelzung 
und  Ausfuhr  derselben  ein  Profit  erwächst;  keinerlei  Prohibitivgesetze  kön- 
nen dies  verhindern.  Als  das  einzig  anwendbare  Gegenmittel  empfiehlt  er 
eine  leichtere  Ausprägung  der  aus  dem  zu  niedrig  taxirten  Metall  beste- 
henden Münzen,  gemäss  dem  in  den  benachbarten  Staaten  bestehenden 
gesetzlichen  Werthverhältniss.  Freilich  werde  dadurch  noch  nicht  dem 
Einfluss  der  Marktwerthveränderungen  vorgebeugt.  Dies  könne  aber 
auch  der  Staat  nicht,  sondern  der  Handel  müsse  auch  in  dieser  Be- 
ziehung sich  selbst  überlassen  werden.    Bei  der  Gelegenheit  erklärt 
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er  die  Ansicht,  dass  die  Wohlfahrt  eines  Landes  davon  abhänge,  dass 
es  möglichst  viel  Gold  und  Silber  in  Barren  oder  Münzen  besitze,  ge- 
radezu für  beschränkt.  Gold  und  Silber  seien  weiter  nichts,  als  eine 
überall  angenommene  Waare.  £s  sei  kein  Grund  vorhanden,  mehr  auf 
dessen  Menge  zu  sehen,  als  auf  diejenige  irgend  einer  anderen  Waare. 
Der  Verkehr  erfordere  nur  eine  bestimmte  begränzte  Menge  Münzen. 
Für  diese  Menge  habe  der  Staat  durch  Prägung  zu  sorgen ,  mehr  sei 
überflüssig.  Deshalb  erklärt  er  sich  auch  entschieden  gegen  Gold- 
und  Silberausfuhrverbote.  Gold  und  Silber  sollen  me  jede 
Waare  frei  zwischen  den  Ländern  passiren  können.  Die  Ausfuhr  ge- 
schehe doch  nie  ohne  Vergütung,  so  wenig  wie  die  einer  anderen  Waare. 
Sei  einmal  zu  viel  exportirt,  so  werde  der  Handel  von  selbst  wieder 
einen  Zufluss  von  Edelmetallen  erzeugen  und  das  Gleichgewicht  her- 
stellen. Die  Getreide-  und  Silberausfuhrverbote  würden,  wenn  sie  durch- 
führbar wären,  nur  eine  Eutwerthung  der  Edelmetalle  im  Lande  erzeu- 
gen. Die  Ausfuhr  erhalte  den  Werth  der  Edelmetalle  in  den  verschie- 
denen Ländern  im  Gleichgewicht  Glücklicherweise  seien  die  Ausfuhr- 
verbote nicht  durchführbar,  wie  es  die  spanischen  Gesetze  bewiesen 
hätten.  Wenn  kein  anderes  Gut  vorhanden  sei,  um  die  Lieferungen 
des  Auslandes  zu  bezahlen,  so  würden  die  Metalle  ausgeführt  werden 
trotz  aller  Gesetze**®). 

Sehr  günstig  denkt  Franklin  von  dem  Papiergeld.  Es  ist  aus 
dem  ersten  Theil  unserer  Arbeit  bekannt,  dass  er  zweimal  in  eigens 
dazu  bestimmten  Flugschriften  als  Vertheidiger  desselben,  speciell  des 
in  den  amerikanischen  Colonieen  seiner  Zeit  bestehenden  Papiergeldes 
aufgetreten  ist. 

Franklin  sieht  in  dem  Papiergeld  zunächst  technische  Vorzüge  vor 
dem  Metallgeld.  Es  geht  schneller  von  Hand  zu  Hand,  erspart  also 
Zeit.  Grosse  Werthe  sind  mittelst  dessen  leichter  zu  zahlen,  leichter 
und  sicherer  (weil  versteckter)  zu  transportircn  und  aufzubewahren. 
Aus  diesen  Eigenschaften  leitet  er  die  Einführung  der  Banken  in  den 
grossen  Handelsstädten  Hamburg,  Amsterdam,  London  und  Venedig 
her.  Femer  ist  es  wohlfeiler  herzustellen  und  nicht  der  Abnutzung 
durch  Fälschung,  Theilung  oder  Feilung  unterworfen.  Endlich  kann 
es  nicht  ausgeführt  werden,  wie  das  Metallgeld,  was  allerdings  unter 
Umständen  auch  ein  Nachtheil  sein  kaun.  Er  erblickt  sodann  im  Pa- 
piergeld das  beste  Ersatzmittel  und  Erspamissmittel  des  Goldes  und 


11^0)  Princ.  of  Trade,  1774. 
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Silbers,  zu  dem  ein  an  den  Edelmetallen  armes  Land  seine  Zuflucht 
nehmen  müsse. 

Dagegen  erkennt  er  keinen  wesentlichen,  fundamentalen  Unter- 
schied zwischen  Papiergeld  und  Metallgeld  an.  Die  gegen  Deponirung 
von  Metallgeld  emittirten  und  gegen  solches  wieder  convcrtiblcn  Bank- 
noten betrachtet  er  nur  als  eine  neue  Art  von  Münzen,  eine  andere 
Geldform  des  Goldes  und  Silbers*  Die  von  dem  pennsylvanischen  Leih- 
amte gegen  Verpfändung  von  Land  ausgegebenen  und  von  den  Eigen- 
thümern  der  verpfändeten  Grundstücke  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  wieder  gegen  ihr  Land  auswechselbaren  Scheine  sind  nach  ihm 
weiter  nichts  als  gemünztes  oder  zu  Geld  gemachtes  Land^^'). 
Als  Vertreter  eines  bestimmten  Gutes,  auf  welches  es  gekündet  oder  ge- 
gen welches  es  einlösbar  ist,  ist  das  Papiergeld  eine  Waare;  insofern 
es  als  Tauschmedium  dient,  ist  es  Geld.  Allerdings  hat  das  Papier- 
geld keinen  inneren  Werth,  sondern  sein  Werth  beruht  auf  dem  Cre- 
dit, auf  der  Sicherheit  der  Umwechselung.  So  verdankt  das  auf 
Steuern  fundirte  Papiergeld  seinen  Werth  dem  Vertrauen,  dass  der 
Staat  wirklich  das  Papiergeld  durch  Steuern  einziehen  werde. 

Aber  deshalb  ist  das  Papiergeld  doch  eben  so  gut  ein  Aequi- 
valent  wie  das  Metallgeld  und  keineswegs  untauglich  zum  Handels- 
medium. Auch  der  Werth  von  Gold  urd  Silber  beruht  nach  Franklin 
weniger  in  ihnen  selbst,  auf  ihrem  Nutzen,  als  vielmehr  hauptsächlich 
auf  ihrer  zufälligen  allgemeinen  Geschätztheit  und  dem  Glauben  an 
deren  Fortdauer,  also  zum  Theil  auf  dem  Credit,  auf  dem  Vertrauen, 
dass  andere  Werthe  dafür  zu  erhalten  sind.  Sonst  würde  ein  Pfund 
Gold  kein  reelles  Aequivalent  sein  für  ein  Bushel  Waizen.  Jeder  an* 
dere  wohl  begi-ündete  Credit  ist  ein  ebenso  gutes  Aequivalent,  wie 
Gold  und  Silber,  ja  oft  ein  besseres,  wie  die  vielfache  Bevorzugung 
des  Papiergeldes  in  handeltreibenden  Ländern  beweist  '*^). 


121)  „As  bills  issued  upon  money  security  are  money,  so  bills  upon  land  &re 
in  effect  coined  land".  (A  Mod.  Inquir.  into  the  Nat.  and  Nee.  of  a  Paper  Curr. 
Plül.  1729). 

122)  „Gold  and  silver  are  not  intrinsically  of  equal  value  with  iron,  a  metal, 
in  itsslf,  capable  of  many  more  beneficial  uses  to  mankind.  Their  valne  rest 
chiefly  in  the  estimation  they  Lappen  to  be  in  among  the  generality  of  nations, 
and  the  credit  given  to  the  opinion,  that  that  estimation  will  continue.  Otherwise 
a  pound  of  gold  woiild  not  be  a  real  equivalent  for  even  a  bushel  of  wheat  Any 
other  well-founded  credit  is  as  mach  an  equivalent  as  gold  and  silver,  and  in 
some  casös  more  so,  or  it  would  not  be  preferred  by  conunercial  people  indifferent 
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Wie  bei  dem  Metallgeld  nimmt  Franklin  auch,  in  seiner  ersten 
Schrift,  bei  dem  Papiergeld  neben  dem  Werth,  den  es  als  Waare  be- 
sitze, einen  Zusatzwerth  an,  der  auf  seiner  Eigenschaft  als  Geld  be- 
ruhe und  sich  nach  der  Arbeitsmenge  richte,  Vielehe  dasselbe  im  Aus- 
tausch erspare.  Der  Vermehrung  des  Papiergeldes  über  den  Bedarf 
an  Umlaufsmitteln  schreibt  er  aber  hier  noch  einen  vermindernden  Ein- 
fluss  auf  den  Zusatzwerth  zu,  weil  das  Papiergeld  nicht  ausgeführt 
werden  könne.  Später  sagt  er  überhaupt,  dass ,  wenn  in  einem  Lande  die 
Masse  den  Bedarf  an  Umlaufsmitteln  überschreite  und  kein  Mittel  ge- 
funden werde ,  die  überflüssige  Quantität  fortzubringen,  der  Werth  des 
Geldes  sinke 

In  der  Beurtheilung  der  einzelnen  Papicrgeldsysteme  geht  Franklin 
aus  von  den  europäischen  Banknoten.  Die  Convcrtibilität  derselben 
in  haar,  auf  Begehr,  lässt  dieselben,  nach  Franklin,  nie  unter  den  Werth 
des  Metallgeldes  sinken,  welchen  sie  ausdrücken.  Nur  wenn  die  Sicher* 
heit  der  Einlösung  nicht  vorhanden  ist ,  können  dieselben  unter  pari 
stehen.  Sie  werden  aber  nur  dann  angenommen,  wenn  volle  Sicherheit 
vorhanden  ist,  wenn  das  Papier  den  repräscntiiten  Werth  commandiren 
kann ;  eine  über  die  Zahlungsfähigkeit  der  Bank  hinausgehende  Noten- 
emission steht  daher  nicht  zu  befürchten  und  der  Staat  kann  und  darf 
so  wenig  die  Ausdehnung  der  Emission  fixiren,  als  den  Creditverkehr 
unter  den  einzelnen  Privatpersonen. 

Um  dem  gewöhnlichen  Begehr  nach  Einlösung  zu  entsprechen,  brau- 
chen die  Banken  nur  einen  Theil  des  durch  die  Noten  repräsentirten 
Geldes  voiTäthig  zu  halten-,  den  anderen  Theil  können  sie  wieder  auf 
Zins  ausleihen,  wodurch  sie  sich  für  ihre  Mühe  bezahlt  machen  und 
die  umlaufende  Geldmenge  vermehren.  Als  Schattenseiten  der  auf  Be- 
gehr in  baar  convertiblen  Banknoten  hebt  Franklin,  in  seiner  ersten 
Schrift,  hervor,  dass  bei  dem  variablen  Werth  des  Goldes  und  Silbers 
der  wirkliche  Werth  der  Banknoten  der  Gefahr  des  Sinkens  ausgesetzt 
sei  und,  in  seiner  zweiten  Schrift  über  Papiergeld,  dass  ihre  Einlös- 
barkeit  auf  Sicht  sie  in  Ländern  unmöglich  mache ,  wo  eine  starke 
Gold-  und  Silberausfuhr  stattfände,  weil  hier  eine  Ausleerung  der  Bank 
erfolgen  würde. 


conntries.  Not  to  mention  again  cur  own  bank  bills,  HoUand,  which  unterstands 
the  valae  of  cash  as  weU  as  any  people  in  the  world,  would  never  part  with  gold 
and  silver  for  credit  (as  they  do  when  thej  put  it  into  their  bank,  from  whence 
Uttle  of  it  is  ever  afterwards  drawn  oat),  if  they  did  not  think  and  find  the  credit 
a  fall  equivalent.'*    (Remarks  and  Facts  rel  to  the  Am.  Papennoney,  1765.) 
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Diese  Mängel  besitzt  nach  Franklin  das  pennsylvanische  Pa- 
piergeld nicht.  In  seiner  ersten  Schrift  setzt  Franklin  den  ganzen 
Unterschied  zwischen  dem  pennsylvanischen  Papiergeld  und  den  eoro- 
päischen  Banknoten  in  den  Umstand,  dass  das  erstere  nicht  gegen  De- 
ponirong  von  Gold,  sondern  gegen  Verpfändung  von  Land  ausgegeben 
würde,  und  folgert  daraus,  dass  das  pennsylvanische  Papiergeld  in  sei- 
nem wirklichen  Werthe  niemals  sinken  werde.  Die  Scheine  können, 
seiner  Meinung  nach,  niemals  niedriger  stehen,  als  das  Land,  auf  wel- 
ches sie  basirt  sind,  vorausgesetzt,  dass  nicht  mehr  Scheine  cursiren, 
als  umgewechselt  werden  können.  Da  nun  der  Werth  des  Landes  in 
Europa  bei  der  ziemlich  gleichbleibenden  Bevölkerung  wenigstens  nicht 
sinkt,  in  Amerika  bei  der  wachsenden  Bevölkerung  sogar  steigt,  so  können, 
vorausgesetzt,  dass  jene  Bedingung  erfüllt  wird,  dass  nämlich  der  Staat 
nur  gegen  Verpfändung  von  Land  ausgegebene  Scheine  zur  Auslösung  des- 
selben annimmt  und  ferner  die  als  Zins  eingegangenen  Scheine  nicht  gleich 
wieder  zu  Staatsausgaben  verwendet  werden,  diese  Scheine  nicht  im 
Werthe  sinken.  Auch  meint  er,  es  würde  Niemand  ein  Papiergeld 
nehmen,  das  ihm  weniger  werth  und  noch  dazu  precärer  sei,  als  das 
Unterpfand.  Sollte  doch  einmal  zu  viel  emittirt  werden,  so  würden  die 
Borger,  durch  ihr  eigenes  Interesse  getrieben,  sogleich  einzahlen  und 
so  würde  das  richtige  Verhäliniss  von  selbst  wieder  hergestellt  werden. 
In  seiner  zweiten  Schrift  über  Papiergeld  sieht  Franklin  den  Unterschied 
zwischen  dem  pennsylvanischen  Papiergeld  und  dem  auf  Waaren  basir- 
ten  Colonialpapiergeld  wesentlich  darin,  dass  es  nicht  gegen  baar  con- 
vertibel  sei  und  Zwangscurs  (legal  tender)  besitze. 

In  dem  Letzteren  sieht  er  zunächst  nichts  Verwerfliches.  Auch  das 
abgenutzte  Silbergeld  verdanke  einen  Theil  seines  Werthes,  den  Ueber- 
schuss  des  Nominalwerthes  über  den  realen  oder  inneren  Werth,  der 
gesetzlichen  Fixirung  (legal  tender)  und  dem  hieraus  entspringenden 
Bewusstsein,  dass  man  es  wieder  zu  demselben  Werth  los  werden  könne, 
zu  dem  man  es  empfangen  habe  ^'').    Sodann  aber  sieht  er  in  dem 


123)  „As  this  yery  time  even  the  silrer  money  in  England  is  obliged  to  the 
legal  tender  for  part  for  -its  value ;  that  pari  which  is  the  difference  between  its  real 
weight  and  its  denomination.  Great  part  of  the  Shillings  and  six  pences  now  cor- 
rent  are,  by  wearing,  become  five,  ten,  twenty,  and  some  of  the  six  pences  even 
fifty  per  cent  too  light  For  this  difference  between  the  real  and  the  nominal 
valae  you  haye  no  intrinsic  value ;  you  have  not  so  much  as  paper,  you  have  no- 
thing. It  is  the  legal  tender,  with  the  knowledge  that  it  can  easily  be  repassed 
for  the  same  value,  that  makes  threepenny  worth  of  silver  pass  for  six  pence.** 
(Rem.  and  Facts  etc.) 
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ZwaBgscars  nicht  nur  einen  Ersatz  für  die  Gonvertibilität  auf  Sicht, 
sondern  sogar  etwas  Vorzüglicheres,  indem  man  das  Papiergeld  mit 
Zwangscurs  behufs  Erfüllung  von  Zahlungsverbiudlichkeiten  nicht  erst 
umzuwechseln  brauche,  sondern  die  Annehmlichkeit  habe,  es  überall 
im  Lande  unmittelbar  anbringen  zu  können.  Das  Bewusstsein,  dass 
jeder  innerhalb  des  Landes  das  Papiergeld  anzunehmen  verbunden  sei, 
gäbe  ihm  selbst  einen  Werth  über  die  Landesgrenzen  hinaus. 

Später  ist  er  nicht  mehr  in  diesem  Grade  von  dem  Zwangscurs 
eingenommen.  In  einem  Briefe  vom  Jahre  1788"*)  erklärt  er  es  für 
eine  Thorheit,  einem  Papiergeld  Zwangscurs  zu  verleihen,  denn  wenn 
auch  die  Bürger  genöthigt  werden  könnten,  es  als  Zahlung  für  ihre 
Güter  anzunehmen,  so  könnten  sie  doch  nicht  gehindert  werden,  nach 
Belieben  die  Preise  zu  fixiren,  d.  h.  den  Werth  des  Papiergeldes  zu 
schätzen. 

Die  Depreciation  des  Colonialpapiergeldes  in  seinem  Verhältniss 
zu  Silber  und  Wechseln  fasst  Franklin  auf  als  eine  Werthzunahme  der 
letzteren,  in  Folge  bedeutenden  Rimessenbedarfs.  Später,  in  seinem 
Aufsatz  über  das  Papiergeld  der  Vereinigten  Staaten,  fällt  ihm  eine 
solche  Erklärung  nicht  mehr  ein,  sondern  er  gesteht  die  Depreciation  zu, 
weiss  ihr  aber  doch  eine  gute  Seite  abzugewinnen.  Ein  deprecirendes 
Papiergeld  wirke  wie  eine  allmählige  Steuer  auf  Geld,  ein  Eigenthum, 
das  sich  schwer  anders  besteuern  liesse ,  und  als  eine  sehr  gleidunässige 
Steuer,  da  den  Reichsten  im  Allgemeinen  auch  das  meiste  Geld  durch 
die  Hände  gehe. 

Während  Franklin  dem  pennsylvanischen  Papiergeld  und  dem  auf 
Steuern  zur  Einlösung  nach  einer  bestimmten  Periode  basirten  und 
während  dieser  Zeit  als  gesetzliches  Zahlmittel  fungirenden  Colonial- 
papiergeld  das  Wort  redet,  verwirft  er  dagegen  ein  nach  einer  bestimm- 
ten Periode  gegen  baar  einlösliches  Papiergeld,  weil  dieses  einem  Dis- 
cont  unterworfen  sei,  das  den  Schuldner  ebenso  benachtheilige,  wie  ein 
deprecirendes  Papiergeld  den  Gläubiger,  und  ferner  der  Anforderung 
zuwiderlaufe,  welche  an  ein  Geld  gemacht  werden  müsse,  dass  es 
nämlich,  als  zum  Werthmaass  bestimmt,  einen  möglichst  constanten 
Werth  besitze.  Er  beruft  sich  dabei  auf  in  Maryland  gemachte  Er- 
fahrungen. 

Ebenso  spricht  er  sich  gegen  ein  zinstragendes  Papiergeld  aus. 
Anfangs  gehe  dieses  zwar  ganz  gut.  Sobald  aber  der  Zins  der  Be- 
rechnung werth  würde,  hemme  es  den  Verkehr.    Ausserdem  werde  es 


124)  Letter  to  Veillard,  17.  Febr.  1788. 
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leicht  aafgeliäaft,  da  es  ein  sehr  verführerischer  Yorfheil  sei,  Zinsen 
zu  empfangen,  ohne  das  Capital  aus  der  Hand  zu  geben  und  sich  d^ 
Möglichkeit  zu  berauben,  Umsätze  mit  dem  Capital  zu  machen.  Auf 
diese  Weise  worden  eine  Menge  Menschen  Darleiber  mit  kleinen  Sum- 
men, die  sonst  ihr  Geld  in  Gewerben  angelegt  hätten.  So  werde  der 
Verkehr,  statt  gefördert,  vermindert  und  das  Papiergeld  erreiche  seinen 
Zweck  nicht.  —  Später  änderte  Franklin  seine  Ansicht  Er  schlug 
im  Congress  der  Vereinigten  Staaten  gerade  zinstragendes  Papiergeld 
vor,  das  auch  eingeführt  wurde. 

Schliesslich  ist  hier  noch  eines  acht  franklin'schen  Vorschlags  zu 
gedenken ,  den  derselbe  in  Bezug  auf  die  Prägung  von  Kupfermünzen 
macht  ^'^).  „Statt  beständig  auf  jedem  hal^nny  die  dumme  Geschidite 
zu  wiederholen,  die  Jedermann  weiss  (und  bezüglich  deren  es  kein  Ver- 
lust für  die  Menschheit  gewesen  wäre,  wenn  man  sie  niemals  gekannt 
hätte),  dass  Georg  III.  König  von  Grossbritannien,  Frankreich  und 
Irland  u.  s.  w.  ist,  würde  man  besser  thun,  auf  die  eine  Seite  ein  be- 
deutungsvolles Sprichwort  von  Salomo,  ein  frommes  Gebot,  eine  Vor- 
schrift der  Klugheit  oder  Oekonomie  zu  setzen,  deren  häufiger  Anblick 
sehr  günstig  auf  das  Betragen,  namentlich  junger  Leute  wirken  könnte, 
z.  B.  „die  Furcht  des  Herrn  ist  der  Anfang  der  Weisheit",  „Ehrlich- 
keit ist  die  beste  Politik'*,  „  Early  to  bed  and  early  to  rise  will  make 
a  man  healthy,  wealthy  and  wise"  etc. 


ZIV.  Bevölkerung  ^^^). 

Ich  habe  nun  noch  die  Ansichten  Franklin's  über  Bevölkerung  mit- 
zutheilen,  und  zwar  zunächst  seine  Theorie  der  natürlichen  Volks- 
vermehrung. 

Die  Volksvermehrung  beruht,  abgesehen  von  der  Einwanderung, 
auf  der  natürlichen  Fortpflanzung.  Die  Quelle  der  Geburten  aber  ist 
die  Ehe.  Die  Volksvermehrung  richtet  sich  daher  nach  der  Häufigkeit 
und  Frtthzeitigkeit  der  Heirathen.  Diese  hängt  nun  nach  Franklin 
hauptsächlich  ab  von  der  Leichtigkeit,  mit  der  eine  Familie  ihren  Un- 
terhalt findet,  von  der  Masse  der  Subsistenzmittel  oder  Erwerbsquellen, 
namentlich  von  dem  Von*ath  an  Land.   Daher  ist  die  natürliche  Volks- 


125)  Observatioiis  concerning  the  Increase  of  Mank.,  1751;    the  Interest  of 
Great  Britain,  1760.    On  a  proposed  act  of  ParL  for  preventing  emigratioxL 

126)  Letter  toEdw.  Bridgen,  Passy,  20.  Oct  1779. 
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Vermehrung  in  dichtbevölkerten  Ländern,  vtie  Europa,  geringer  als  in 
noch  dünnbevölkerten,  in  Städten  geringer  als  auf  dem  platten  LandOi 

Franklin  nimmt  für  seine  Zeit  an,  dass  in  Amerika  jährlich  eine  Ehe 
auf  50  Personen,  in  Europa  erst  auf  100  Personen  komme,  in  Amerika 
aus  einer  Ehe  durchschnittlich  8  Kinder,  in  Europa  nur  4  hervorgingen. 
Da  hiervon  wohl  die  Hälfte  aufwachse  und  in  Amerika  die  Ehen  durch- 
schnittlich im  zwanzigsten  Jahre  geschlossen  würden,  so  müsse  sich  die 
Bevölkerung  Amerika's  mindestens  alle  25  Jahre  verdoppeln. 

Jeder  ökonomische  Fortschritt  befördert  nach  Franklin  die  Volks- 
zunähme.  Wer  einen  solchen  herbeiführt,  verdient  im  eigentlichen  Sinne 
den  Namen  eines  Vaters  seines  Volkes.  So  lange  die  Bevölkerung  eines 
Landes  noch  grösstentheils  aus  Jägern  besteht,  kann  die  Bevölkerung 
nicht  dicht  werden.  Der  Uebergang  zur  Landwirthschaft  und  dann 
zur  Industrie  ist  auch  von  einer  Volksvermehrung  begleitet. 

Franklin  nimmt  an,  dass  das  Heirathcn  sich  so  sehr  nach  den  öko- 
nomischen Verhältnissen  richte,  dass  die  Volksvermchrung  in  derR^el 
nicht  über  die  Möglichkeit  der  Unterhaltsgewinnung  hinaus  gehe.  Pri- 
vil^en  an  Verheirathete  können,  meint  er,  wohl  die  Volksvermehnmg 
in  einem  Lande,  das  durch  Krieg  oder  Pest  verödet  ist  oder  sonst 
leeres  Gebiet  hat,  fördern,  aber  niemals  dieselbe  über  die  Menge  der 
Unterhaltsmittel  hinaustreiben.  Wenn  einmal  die  Volksmenge  durch 
Verlust  an  Gebiet  oder  anderweitigen  Unterhaltsmitteln  in  einMissver- 
hältniss  zu  den  vorhandenen  Nahrungsquellen  gerathen  ist,  so  wird 
nothwendig  eine  Verminderung  der  Bevölkerung  eintreten  durch  Ab- 
nahme der  Heirathen  oder  sogar  durch  Aufreibung  oder  Auswanderung 
der  überschüssigen  Bevölkerungsmasse. 

Wie  Franklin  einerseits  eine  Zunahme  der  Heirathsfrequenz  und 
Bevölkerung  über  das  Niveau  der  Nahrungsmittel  hinaus  als  sehr  sel- 
ten annimmt,  so  erblickt  er  auf  der  andem  Seite  in  den  ökonomischen 
Verhältnissen  aber  auch  die  einzige  Schranke  der  Volksvermehrung« 
Es  gibt  nach  ihm  kein  anderes  Hemmniss  der  natürlichen  Fi-uchtbar- 
keit  der  organischen  Wesen  überhaupt,  als  eben  CoUision  in  Bezug  auf 
die  Nahrungsmittel.  Jede  Lücke,  welche  in  der  Bevölkerung  durch 
Krieg  oder  andere  ausserordentliche  Ereignisse  entsteht,  wird  daher 
bald  wieder  durch  natürliche  Fortpflanzung  ausgefüllt  werden.  Er  ver- 
gleicht die  Bevölkerung  mit  einem  Polypen,  der,  wenn  er  eines  Gliedes 
beraubt  werde,  sogleich  wieder  ein  neues  bekomme.  Gebe  es,  meint 
er,  auf  der  Erde  nur  eine  Pflanzengattung  oder  eine  Nation ,  so  würde 
die  ganze  Erde  davon  besetzt  sein.  Er  weist  darauf  hin,  dass  in  Ame- 
rika die  englische  Bevölkerung  zu  seiner  Zeit,  d.  h.  um  die  Mitte  des 
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vorigen  Jahrhunderts,  mehr  als  eine  Million  betrage,  ^rährend  doch 
wohl  kaum  80,000  über's  Meer  gekommen  seien.  Darin  liege  der 
Unterschied  zwischen  dem  menschlichen  und  politischen  Köi*per,  dass 
ersterer  durch  die  Natur  fUr  immer  auf  eine  bestimmte  Grösse  beschränkt 
sei,  welche  er  nicht  überschreiten  könne,  während  der  letztere  durch 
bessere  Regierung ,  klügere  Politik ,  Wechsel  der  Lebensweise  und  an- 
dere Umstände  oft  nach  langem  Stillstand  weit  über  das  bisherige 
Maass  sich  vergrösseru  könne. 

Bei  diesen  Ansichten  über  die  natürliche  Yolksvermchrung  hält 
Franklin  die  Begünstigung  der  Einwanderung  in  ein  schwach  be- 
völkertes Land  für  überflüssig;  denn  die  natürliche  Fortpflanzung 
werde  schon  für  die  Zunahme  der  Bevölkerung  sorgen.  Einwanderung 
aber  in  ein  Land,  dessen  Bevölkerung  so  gross  sei,  als  die  Subsistenz- 
mittel  gestatteten,  trage  nur  dann  zur  Volksvermehrung  des  Landes 
bei,  wenn  die  Einwanderer  betriebsamer  und  enthaltsamer  als  die  Ein- 
geborenen seien.  In  diesem  Falle  zehrten  sie  aber  die  Eingeborenen  auf. 

Als  Ursachen  der  Auswanderung  hebt  Franklin  hervor  politi- 
sche Bedrückung,  Unsicherheit  des  Eigenthums,  übermässige  Besteue- 
rung, religiöse  Intoleranz  und  ökonomische  Uebelstände,  z.  B.  Niedrig- 
keit der  Löhne.  Wenn  ein  Land  mehr  Menschen  habe,  als  es  bequem 
ernähren  könne,  so  würden  einige  von  denen,  welche  beengt  seien,  sich 
versucht  fühlen,  auszuwandern.  Jeder  Bevölkerungsübei*schuss  über  die 
Möglichkeit  der  Ernährung  hinaus  müsse  umkommen  oder  abfliessen 
in  günstiger  situirte  Länder.  Solche  Menschenüberfluthungen  haben 
nach  Franklin  zu  allen  Zeiten  stattgefunden,  denn  sonst  gäbe  es  nicht 
so  viele  Nationen. 

So  lange  die  neue  Lage  weit  vorzüglicher  ist,  als  die  alte,  kann 
die  Auswanderung  fortdauern.  Sobald  aber  Viele  von  denen,  welche 
daheim  mit  Anderen  desselben  Standes  in  der  Bewerbung  um  Grund- 
stücke, Geschäfte,  Stellen  u.  s.  w.  in  CoUision  geriethen,  fortgezogen  sind, 
hört  der  Ucbelstand  der  Concurrenz  auf;  die  Zurückbleibenden  bringen 
sich  nicht  länger  gegenseitig  zum  Hunger :  sie  finden ,  dass  sie  jetzt 
bequem  leben  können,  und^  wenn  es  ihnen  auch  nicht  so  gut  geht  wie 
den  Ausgewanderten,  so  genügt  doch,  die  angeborene  Anhänglichkeit  an 
die  Heimath  um  einen  massigen  Unterschied  aufzuwiegen,  und  so  hört 
die  Auswanderung  ganz  naturgemäss  auf.  Eine  absolute  Entvölkerung 
bezeichnet  Franklin  als  unmöglich:  „die  Wogen  des  Oceans  mögen  von 
einem  Theil  des  Globus  mehr  nach  dem  andern  strömen  und  sich  so 
an  einigen  Orten  aufhäufen;  das  Gesetz  der  Schwere  sorgt  schon  da- 
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för,  dass  rie  keine  Kflste  ganz  vorlassen  "')".  So  setzen  sich  die  ver- 
schiedenen Stufen  des  Glücks  von  verschiedenen  Ländern  nnd  Lagen 
in's  Gleichgewicht,  indem  das  Volk  von  einem  zum  anderen  strömt, 
und  wenn  jenes  Niveau  einmal  gefunden  ist,  hören  die  Strömungen  auf. 
Ueberdics  sorgt  schon  die  natürliche  Fortpflanzung  dafür,  dass,  wenn 
ein  wirklicher  Bevölkerungsmangel  durch  Krieg  oder  Pest  eingetreten 
ist,  diese  mangelnde  Bevölkerung  schnell  wieder  ersetzt  wird. 

Aus  diesen  Gründen  betrachtet  Franklin  ein  Gesetz  gegenAus- 
Wanderung  als  überflüssig.  Es  wäre  geradezu,  meint  er,  als  ver- 
lange man  ein  Gesetz,  um  die  Themse  aufzuhalten,  weil  sie  sonst  durch 
das,  was  sie  täglich  bei  Gravesend  in  das  Meer  ergiesst,  alP  ihr  Wasser 
verlieren  werde.  Ein  solches  Gesetz  ist  nach  ihm  femer  auch  undurch- 
führbar. Die  vor  den  Verfolgungen  des  Erzbischofs  Land  nach  New 
England  flüchtenden  Puritaner  seien  durch  die  Verhinderungsmaassre- 
geln  des  Erzbischofs  nicht  aufgehalten  worden.  Ebensowenig  habe 
die  absolute  Gewalt  Louis  XIV.  die  verfolgten  Huguenotten  zurückhal- 
ten können. 

Mit  Bezug  auf  England  sagt  er,  dass  ein  solches  Verbot  der  Aus- 
wanderung eine  ungeheuere  Anzahl  von  Kreuzern  zur  Bewachung  der 
Küsten  erfordern  werde  und  erst  recht  die  Auswanderung  begünstigen 
müsse,  weil  dadurch  England  zu  einem  wahren  Gefangniss  werde. 

Ueberdies  findet  er  ein  solches  Gesetz  ungerecht  und  unnatürlich. 
Selbst  die  Thiere  des  Waldes  nnd  die  Vögel  des  Himmels  hätten  die 
Freiheit,  wenn  es  ihnen  an  einem  Orte  an  Nahrung  fehle,  sich  an  einen 
anderen  zu  begeben.  Ein  solches  Prohibitivgesetz  mache  die  Bürger 
zu  glebae  adscriptos. 


ZT.  BftckbUok. 

Werfen  wir  einen  zusammenfassenden  Kückblick  auf  die  dargestell- 
ten Ansichten  Franklin's,  so  ergeben  sich  als  Hauptmomente  seiner  volks- 
wirthschaftlichen  Lebensanschauung  folgende  Puncte: 

1)  die  Betonung  der  Arbeit  als  Grundlage  und  Regulative  des 
Werthes  und  Handels; 

2)  die  Anknüpfung  des  Capitalbegrifis  an  das  Geld  und  an  den 
Umsatz; 

3)  die  Au&tellung  eines  sogenannten  „natürlichen"  Preises 


127)  „Oq  a  proposed  act  for  emigration". 
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undZinsfusses  und  die  Hervorhebung  des  ,,natarlichen^'  Ganges 
der  Industrie  und  des  Handels; 

4)  die  unbedingte  Forderung  der  Verkehrsfreiheit,  abgesehen 
von  Finanzzöllen ;  die  Verwerfung  aller  Staatsmaassregeln  oder  Ein- 
griffe in  den  „natürlichen"  Gang  des  Verkehrs,  die  er  als  schädlich, 
überflüssig,  undurchführbar  oder  ungerecht  bezeichnet; 

5)  die  hohe  Meinung  vom  Credit  und  Papiergeld; 

6)  die  Ansicht,  dass  die  Volksvermehrung  mit  dem  Wohl- 
stand steige  und  falle; 

7)  die  philanthropische  Gesinnung  und  die  weltbürgerliche  Beur- 
theilung  der  internationalen  Verhältnisse. 


XIX. 

Die   nationalökonomischen   Grnndsätze   der 

canonistischen  Lehre. 

Von 
Br«  W.  SSndemaiui« 

(Schlq^s.) 

Mit  dem  Zehntrecht  der  Kirche  haben  \¥ir  den  Kreis  derjenigen  Erhe* 
bungen  berührt,  welche  von  dem  Privatbesitz  gemacht  werden.  Der  Zehn- 
ten war,  wenn  man  will,  eine  Einkommensteuer,  eine  Abgabe  von  dem, 
was  im  Siune  der  damaligen  AuffassuDg  vorzugsweise  werthvoiler  Be- 
sitz war,  zu  Gunsten  der  Kirche. 

Was  die  weiteren  Leistungen  betrifft,  welche  die  Kirche  von  den 
Parochianen  selbst  erhob  oder  durch  Andere  erheben  liess,  so  ergiebt 
sich,  dass  sie  überall  den  Besitz  und  das  Einkommen  in  dem  Sinne 
auffasste,  wie  wir  ihn  bei  dem  Zehnten  kennen  gelernt  haben.  Aus 
den  Objecten  dieser  Auflagen  erhellt  durchweg  dieselbe  sinnliche  Auf- 
fassung, welche  dort  zu  der  Vorwegnähme  einer  Quote  der  Früchte 
führte. 

Die  Bezüge  der  Kirche  bestanden  neben  dem  Zehnten  einmal 
in  freiwillig  von  den  Gläubigern  ihr  dargereichten  Oblationen.  Un- 
zweifelhaft waren  dies  in  der  älteren  Zeit  ebenfalls  Naturalabgaben  •••). 
Wir  hören  ferner  von  exactiones  s.  necessitates ,  welche  die  Bischöfe 
innerhalb  ihrer  Diözese  nach  Bedürfniss  auflegen  konnten*®**).  Dahin 
gehörte  namentlich  die  Verpflegung  und  der  Empfang  gewisser  Subsi- 
dien  auf  Reisen  des  Bischofs*®^).  Im  Uebrigen  mochte  in  Fällen  der 
Noth  und  mit  Beistimmung  des  Capitels  ein  massiges  subsidium  beige- 
trieben werden,  eine  Art  gezwungener  Liebesgabe,  für  deren  Eiiiebung 
ein  bestimmter  Maassstab  nicht  ersichtlich  ist*^). 


699)  Less.  n  c.  89  dab.  6. 

600)  G.  16  X.  de  off.  jud.  1,  31 ;  c.  6  X.  de  cens.  3,  39. 

601)  C.  7  G.  10  qxL  3;  c  6,  23  X«  de  ceoB.  8,  39.    8.  Gonsftl.  k  c  6  X« 
dt  nr.  7 

602)  Es  finden  sich  mancherlei  Erlasse  gegen  die  übermässigen  BeitreibaBgen, 
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ursprünglich  bestanden  auch  die  Leistungen  bei  Gelegenheit  der 
Reisen  der  Bischöfe  durchweg  in  Naturalverpflegung  oder  Darreichung 
von  Früchten*^).  Dasselbe  war  bei  den  übrigen  Abgaben  der  Fall. 
Allmählig  wurden  indessen  die  Naturalleistungen  immer  häufiger  in 
Geldäquivalente  umgewandelt  Die  freiwilligen  Gaben  flössen  oft  in 
Geld,  wo  sie  sonst  in  anderen  Dingen  gereicht  worden  waren  ^.  Statt 
der  Frocuraüonen ,  jener  Naturalverpflegung  und  der  Naturaldienste, 
welche  den  Bischöfen  auf  ihren  Yisitationsreisen  geleistet  werden  muss- 
ten,  wurde  eine  Geldabfindung  angenommen^.  Auch  die  Annaten, 
die  Früchte  des  ersten  Jahres  von  einer  vacant  gewordenen  Pfründe, 
welche  die  Bischöfe  gleichsam  wie  die  Früchte  eines  Grundstücks  be- 
zogen*®*), wurden  in  Geld  verwandelt*®^).  Aehnlich  verhielt  es  sich 
mit  dem  jus  deportuum  der  Päbste,  welche  die  Hälfte  der  Jahresfrüchte 
(medii  fructus)  der  vacanten  Pfründe  bezogen*®®). 

Allein,  wenn  auch  die  Entrichtung  in  Geld  vor  sich  ging,  so  bleibt 
doch  der  Charakter  der  Abgabe  ganz  derselbe.  Es  fehlt  hier  Alles, 
was  darin  irgend  eine  rationelle,  systematische  Besteuerung  erkennen 
liesse.  Der  Maassstab  war  durchaus  unsicher*®^).  Man  nahm  aus 
verschiedenen  Veranlassungen,  im  Ganzen  nach  Bedürfniss  oder  Gut- 
dünken, und  immer,  auch  wenn  Geld  als  Aequivalent  entrichtet  wurde, 
von  den  Früchten,  von  dem  augenscheinlichen  Einkommen. 

Häufig  ist  von  der  Auflage  des  census  auf  Grund  und  Boden  die 
Bede.  Allein  auch  damit  verhielt  es  sich  nicht  anders.  Bei  Bespre- 
chung des  Rentenkaufs  ist  bereits  ersehen  worden,  wie  der  census  im 
gewöhnlichen  Sinn,  der  Bezug  einer  Rente  von  dem  Grund  und  Bo- 
den, durch  Privatgeschäft  zwischen  dem  Rentengläubiger  und  dem 
Rentenschuldner   begründet   werden  mochte.    Nun    gab   es  allerdings 


z.  B.  c.  6  C.  10  qu.  8 ;  c.  7—9  ibid. ;  so  auch  gegen  das  kostspielige  Einliegen  auf 
Reisen. 

'  603)  C.  1  §.  5  VI  de  cens.  S,  20;  c.  2  ibid. 

604)  C.  8  C.  10  qu.  8. 

606)  C.  3  VI  de  cens.  3,  20. 

606)  C.  82  X.  de  V.  S.  5,  40;  c.  10  VI  de  rescr.  1,  3;  c.  9  VI  de  off.  ord.  1, 
16.    Beeret.  Septim.  n,  3  h.  t. 

607  Eine  Verordnung  Johann's  XXII.  enthält  genauere  Vorschriften  über  die 
Taxation  der  Annaten  für  den  FaU  der  Berechnung  bei  der  Theilung  zwischen  dem 
Bischof  und  dem  Beneficiaten;  c.  2  de  elect.  Extrav.  Joann.  XXII,  1. 

608)  G.  10,  11  Extrav.  comm.  de  praebend. 

609)  G.  8  G.  10  qu.  3  bestimmt  allerdings,  dass  der  Bischof  nicht  über  2  so- 
lidos  annua  illatione  sibi  expcctet  inferri.  Dies  soll  aber  nur  Schutz  gegen  Ueber* 
maass  sein. 
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auch  census,  welche  nicht  durch  Vertragsact  zu  Gunsten  eines  Privaten 
constituirt,  sondern  von  der  öffentlichen  Gewalt  ohne  Vertrag  kraft 
ihrer  gesetzlichen  Autorität  erhoben  wurden.  Durchweg  aber  hat  der 
census  auch  ausserhalb  des  Rentenkaufs  einen  von  der  heutigen  Grund- 
steuer durchaus  abweichenden,  privatrechtsähnlichen  Charakter.  Im 
römischen  Staat  waren  census  und  tributa  nach  dem  Vermögensbestand 
von  Staatswegen  auferlegt  worden.  Nach  canonischer  Anschauung  be- 
ruhte der  census  in  der  Hegel  auf  einem  besonderen  Subjections-  oder 
Vertragsverhältniss  des  Besitzers  zu  dem  Berechtigten.  Daher  der  cen- 
sus regelmässig  einen  besonderen  Erwerbstitel,  Verjährung,  Vertragsbe- 
gründung oder  eine  sonstige  justa  causa  voraussetzte**®).  Auch  die 
Kirche  selbst  konnte  zur  Entrichtung  eines  census  verpflichtet  sein,  als 
Aequivalent  für  die  Remission  der  jura  episcopalia  •") ,  durch  Auflage 
auf  Stiftungen,  die  ihr  zu  Theil  geworden,  und  dgl.  m.**').  In  allen 
diesen  Fällen  erscheint  der  Bezug  des  census,  wenn  auch  dem  Gewalt- 
haber zuständig,  als  ein  Specialrecht,  nicht  als  eine  öffentliche  Steuer. 
Und  dasselbe  gilt  selbst  von  denjenigen  Zinsen,  welche  jene  Gewalt, 
die  wir  heute  Staatsgewalt  nennen  würden,  etwa  auferlegte.  Der  patri- 
moniale  Charakter  der  öffentlichen  Gewalt  lässt  das  Subjectionsverhält- 
niss  des  Pflichtigen  und  die  Abgabe  selbst  in  einem  ganz  anderen  Lichte 
erscheinen  als  die  heutige  Grundsteuer  des  Staatsbürgers. 

In  Bezug  auf  Abgaben  und  Steuern  ausserhalb  des  kirchlichen  Haus- 
halts bietet  übrigens  das  Corpus  juris  so  gut,  wie  gar  kein  Material. 
Insofern  jedoch  die  kirchliche  Gewalt  zugleich  in  einzelnen  Territorien 
die  Stelle  des  Fürsten  vertrat,  nahm  sie  an  der  Entwickelung  des  welt- 
lichen Steuerrechts  Theil.  Daher  denn  die  Schriftsteller  sich  zum  Theil 
mit  den  tributis  und  vectigalibus  ausffthrlicher  beschäftigen  •*3). 

Die  Reihe  von  Auflagen,  mit  denen  die  öffentliche  Gewalt  den  Verkehr 
bedachte,  war  sehr  lang.  Niclits  gibt  deutlicheren  Aufschluss  über  ihren 
Charakter,  als  eine  solche  Zusammenstellung •^*).  Da  gab  es  tributa, 
die  definirt  wurden  als  pensio,  quae  subditis  imponitur  solvenda,  theils 
persönlicher  Art,  theils  de  praediis,  also  hier  die  eigentliche  Grundab- 
gabe.   Das  tributum  wird  insofern  gerade  dem  census  entgegengesetzt, 


610)  C.  8,  11,  13  X.  de  cens.  3,  39. 

611)  C.  6  X.  de  relig.  dorn. 

612)  C.  28  X.  de  jure  patron.    c  13  X.  h.  t  3,  39. 

613)  Die  ziemlich  reiche  Literatur  8.  bei  Azor.  instit  moral    P.  III  lih.  5 
c  18. 

614)  S.  Azor.  1.  c  L-Less.  II  c.88.   Scacc.  tract  de  comnL  §.  3  qo.  4  nr. 
1.    Lud.  Mo L  disp.  661  sqq. 
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als  es  ex  ipso  fundi  solo  praestitun  während  der  ceusus  ex  ipsis 
annuis  reditibus  possessionum  praestitun  Freilich  darf  man  in  dieser 
Unterscheidung  zunächst  nicht  viel  mehr  sehen,  als  die  scholastische 
Rechtfertigung  der  Auflage  eines  tributum  no£h  neben  dem  census,  dem 
die  meisten  Grundstücke  schon  aus  anderen  Gründen  unterlagen. 

Dann  kommen  die  vielfachen  Auflagen,  welche  nicht  unmittelbar 
den  Ackerbau,  sondern  den  Handelsverkehr  treflen  und  die  sich  sicht- 
lich mehrten,  je  mehr  sich  in  dem  steigenden  Verkehr  den  Territorial- 
herm  eine  Einnahmequelle  darbot,  aus  der  immer  reichlicher  zu  schöpfen 
war.  Man  hatte  die  vectigalia  •'*),  quae  pro  rebus  invectis  aut  evectis, 
ob  recognitionem  principis,  nach  der  Bemerkung  Azorin's,  solvuntur; 
früher  ein  Achtel,  dann  ein  Zehntel ^^^)  der  Aus-  oder  Einfuhr^  noch 
später  verschieden,  je  nach  dem  Ort. 

Daneben  die  gabella  als  pensio,  quae  imponitur  rebus,  quae  emun- 
tur  vel  venduntur,  aut  ex  loco  in  locum  transferuntur**^). 

Während  das  vectigal  allgemein  eine  Import-  und  Exportauflage 
darstellte,  gab  es  noch  pedagia,  Wegeabgaben  in  loco  constituto  ob 
transitum;  guidagia  für  das  sichere  Geleite;  portoria,  Fluss-  und  Brü- 
ckenabgaben; telonia,  ex  mercibus  marinis  ad  litus  deductis,  Hafen- 
gelder; theils  für  den  Genuss  öffentlicher  Anlagen  und  Anstalten  ^^^), 
theils  auch  mit  dem  Charakter  blosser  Zölle. 

Besondere  Abgaben  lasteten  auf  einzelnen  Dingen,  wie  das  salma- 
rium  pro  sale  evecto  vel  invecto;  assisum,  quod  imponitur  vino,  oleo, 
camibus  vel  aliis  ad  victum  pertinentibus  und  dgl. 

Ausserdom  war  es  möglich,  dass  jeden  Augenblick  ob  necessitatem 
publicam  auch  noch  sonstige  collecta,  exactiones,  impositiones  ^ad  tem« 
pus  ausgeschrieben  wurden.  Mancherlei  munera  endlich  mochten  noch 
die  Unterthanen  zu  leisten  haben,  in  obsequium  principis;  personalia, 
also  Dienste  aller  Art,  realia,  wie  die  Stellung  von  Pferden,  Schiffen 
und  dgl.  Hieher  gehört  auch  allenfalls  eine  Vermögenssteuer,  ut,  qui 
centum  habet  in  patrimonio,  solvat  unum®'^).    Die  Befugniss,  soldie 

615)  Im  weiteren  Sinn  vnirden  vectigalia  auch  alle  Abgaben  von  Grund  und  Bo- 
den mitgenannt;  wie  umgekehrt  unter  census  mitunter  auch  Abgaben  anderer  Art, 
als  oben  bezeichnet,  verstanden  wurden.  Die  Nomenklatur  ist  in  diesem  Oapitel 
überhaupt  wenig  scharf. 

616)  Covarruv.  in  c.  11  VI  de  R.  S.  5,  13.  Par.  II  §.  5.    LesB.  1  c.  nr.  2. 

617)  Von  allen  Besitzüberg&ngen;  s.  z.  B.  für  Spanien  und  Portugal  Lud.MoL 
disp,  397,  663,  666. 

618)  Sot.  de  juftt.  et  jur.  HI  qu.  6  art  7. 

619)  Diese  zeigt,  dass  man  anfing,  das  Capital  als  Besteaenmgsolgect  xa  er- 
kennen.   Im  Corpus  juris  ist  davon  aber  keine  Spur. 
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Auflagen  zu  erheben,  war  an  die  höchste  öffentliche  Gewalt  geknüpft**^. 
Niemand  sollte  illegitimer  Weise  Abgaben  fordern  oder  erhöhen,  bei  Strafe 
der  Excommunication**').  Für  die  landesherrliche  Gewalt  aber  fand 
man  die  Rechtfertigung  neben  positiven  Zeugnissen  der  Bibel  ®'*)  darin, 
dass  sie  fär  ihre  Mühen  und  Leistungen,  für  die  Herstellung  der  Justiz, 
die  Erhaltung  der  inneren  und  äusseren  Sicherheit,  für  die  Gewährung 
nützlicher  Einrichtungen  und  dgl.  einen  Tribut  als  Lohn  begehren 
könne. 

Allein  doch  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen,  von  denen  die 
justitia  exactionis  im  canonischen  Sinn  abhing.  Einmal  mussten  die 
canonischen  Regeln  darüber,  super  quibus  rebus  vectigalia  siut  cousti* 
tueuda,  aufrecht  erhalten  werden.  Ein  Princip  für  den  Grund  der 
Auflage  darf  man  indessen  auch  hier  nicht  suchen  wollen.  Bald  nahm 
man  die  Abgaben  von  allen  möglichen  Dingen,  welche  aus-  und  ein- 
gingen, bald  von  einzelnen  besonderen  Artikeln;  von  allen  Geschäften 
des  Tausches  oder  Kaufs,  oder  von  Legaten ,  Erbschaften  und  dgl,  de 
certa  via,  portu  und  dgl.,  bald  Waarenzölle,  bald  Wegeabgaben  von 
Menschen  und  Thieren.  Nur  einzelne  scholastische  Schwierigkeiten  sind 
es,  welche  die  Frage,  welche  Dinge  abgabenfähig  seien,  anregen. 

Am  wichtigsten  ist  wohl  die  viel  besprochene  Controverse,  ob  Ab- 
gaben auch  von  denjenigen  Dingen  zu  erheben  seien,  die  ad  proprios 
usus  nothwendig  sind*'*).  Viele  angeschene  Doctoren  hielten  dies  für 
verboten  und  wollten  nur  die  res  mercimonii  s.  negotiationis  causa  ad- 
ductae  solchen  Lasten  unterworfen  wissen.  Esse  enim,  sagten  sie,  con- 
tra aequitatem,  ut  magis  onerentur  pauperes,  quam  divites,  tum  quia, 
cum  magis  indigeant,  plura  vendunt  vel  emunt  vel  trausferunt ,  tum 
quia  plus  oneris  patitur  pauper  in  uno  nunimo  aereo,  quam  dives  in 
aureo.  Andere  hielten  die  Gesetze,  auf  die  sich  diese  Meinung  stützte, 
fifir  abrogirt  und  unterstellten  folgeweise  ein  Recht  der  obersten  Ge- 
walt, auch  nothwendige  Dinge  zu  belasten.  Den  Grund  der  Gegner 
hielten  sie  für  irrig:  nam  pauperes  solent  esse  paucis  contenti  et  mo- 
dico  vivere,  unde  etiam  pauca  vendunt  vel  emunt  et  consequenter  mo- 
dicum  solvunt  Auch  sei  zu  erwägen,  dass  es  etwas  Anderes  sei,  ga- 
bellam  solvi  ex  rebus   ad  vitam  necessariis  (in  abstracto),  und  etwas 


620)  Ueber  die  einzelnen  Unterscheidungen  bezflglich  der  Gewalt  des  rex,  pa- 
pa,  der  praesides  s.  rectores,  der  Republiken  und  Gemeinden  s.  Azor.  1.  c.  Less. 
1.  c.  dub.  2.   Gonzal.  in  c.  10  X.  de  cens« 

621)  Bull,  coena  domini;  s.  Less.  1.  c.  nr.  17.    Gonzal.  1.  c.  nr.  4. 

622)  Wonach  Christus  selbst  die  Abgaben  gutgeheissen  hatte. 

623)  S.  die  Berichte  bei  Azor.  L  c  c.  21.    Less.  1.  c.  dub.  7,  8. 
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Anderes  solvi  ex  rebus,  quibos  ad  proprium  usum  (in  concreto)  indige- 
mus«  Im  Ganzen  schien  man  sich  dieser  letzten  Unterscheidung  zuzu- 
neigen. Jedenfalls  konnte  statutarisch  oder  gewohnheitsmässig  die  Be- 
freiung der  zum  Eigengebrauch  bestimmten  Dinge  feststehen  und  ifar 
dann  zu  schützen;  und  jedenfalls  machte  auch  die  strengere  Theorie 
zu  Gunsten  der  ob  famis  necessitatem  transportatae  res*^)  eine  Aus- 
nahme***). 

Femer  war  auf  den  Zweck  der  exactio  zu  achten.  Es  musste  eine 
justa  causa  exactionis  ersichtlich  sein.  Als  solche  erschien  die  necessi- 
tas  publica,  ein  sehr  umfassender  Zweck  der  Abgabenerhebung,  in  dem 
die  einzelnen  Zweckbeziehungen  eigentlich  begriffen  sind,  ^ecielle 
justae  causae  waren  z.  B.  pro  defensione  patriae,  pro  hello  contra  in- 
fldeles,  pro  redemtione  regis  s.  principis,  pro  adventu  principis  in  ciyi- 
täte,  pro  filia  principis  in  matrimonium  coUocanda,  pro  refectione  s. 
instructione  viarum,  pontium,  fontium,  murorum  etc.  Die  Abgabe 
sollte  auch  wirklich  ihrem  angegebenen  Zweck  entsprechend  verwendet 
werden.  Sie  musste  mithin  wegfallen,  wenn  ihr  Zweck  nicht  mehr  fort- 
dauerte***). Damit  hing  es  weiter  zusammen,  dass  die  Abgabe  keine 
unverhältnissmässige  Belastung  herbeiführen  durfte.  Ihr  höchstes  Maass 
war  durch  die  Erfüllung  des  Zwecks  begrenzt. 

Unter  diesen  Bedingungen  gewährte  das  canonische  Recht  dem  Ab- 
gabenwesen Schutz.  War  die  justitia  da,  so  verpflichtete  man  alle  Un- 
terthanen  in  foro  conscientiae ,  die  Abgabe  zu  entrichten  und  die  Un- 
terschlagungen nachzuzahlen,  anderer  Folgen,  z.  B.  für  die  Kaufer 
defraudirter  Waaren**^,  nicht  zu  gedenken.  Dagegen  war  aber  auch 
der  oberste  Gewalthaber  in  foro  conscientiae  verbunden,  sidi  von  Ex- 
zessen fem  zu  halten,  ja  sogar  injusta  vectigalia,  die  er  erhoben  hatte, 
zu  restituiren. 

Bei  all'  diesen  Regeln,  welche  die  canonische  Doctrin  ertheilte,  war 
die  Kirche  durchaus  unparteiisch.  Denn  sie  selbst  konnte  nicht  in  die 
Lage  kommen,  solche  Abgaben  zu  entrichten.  Für  einen  grossen  Theil 
derselben  fehlte  es  überhaupt  an  Gelegenheit.  Die  Kirche  trieb  keinen 
Handel.  Indessen  wäre  wohl  sonst  Veranlassung  genug  gewesen,  auch 
Güter  oder  Personen  der  Kirche  zu  belasten.    Allein  mit  grösster  Ent- 


624)  BartoL  in  L.  1.    Cod.  de  naut.  foen. 

626)  So  auch  bei  Waaren,  die  vor  Stunn  in  einen  Hafen  geflüchtet  wurden, 
bei  Verproviantirongen  der  Heere,  ad  fiscum  und  dgL 

626)  Daher  denn  auch  die  Gontroverse,  ob  der  Fürst,  der  sua  culpa  in  ege- 
statem  fäUt,  noch  für  seine  Bedürfoisse  Abgaben  erheben  kann. 

627)  LesB.  1.  c.  dub.  9.    CoyarruT.  1.  c.  nr.  5. 
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schiedenheit  wurde  die  völlige  Abgabenfreiheit  nach  allen  diesen  Rich- 
tungen hin  von  der  weltlichen  Gewalt  gefordert.  Wenn  das  Corpus 
juiTS  wenig  über  die  Art  und  Weise  der  von  den  Territorialherm  ge- 
übten Besteueiaing  enthält,  so  enthält  es  desto  mehr  Erlasse,  welche  von 
der  Kirche  die  Abgabenpiiicht  abwenden  sollen. 

Bekanntlich  war  von  jeher  um  die  Immunität  der  Kirche  dem  Kaiser 
und  den  Landesherm  gegenüber  viel  Streit.  Der  Ausgang  desselben 
fiel  in  den  einzelnen  Ländern  verschieden  aus.  In  der  canonischen 
Theorie  war  es  ein  ausgemachter  Satz,  dass  eine  Pflichtigkeit  der  Kirche 
nicht  bestand.  Nur  darüber  zweifelte  man,  ob  schon  ex  juro  divino, 
oder  ex  humano  privilegio  die  Immunität  begründet  sei^*^).  Es  war 
also  guter  Wille,  wenn  die  Kirche  hier  und  da  zu  den  öffentlichen 
Lasten  beizusteuern  sich  bereit  erklärte  ^^^). 

Je  grösser  der  Besitz  der  Kirche,  desto  mehr  wurde  durch  diese 
Prätension  der  Befreiung  der  allgemeinen  Steuerkraft  entzogen.  Die 
todte  Hand  war  hiemach  mit  einem  Privileg  von  grösster  wirthschaft- 
licher  Bedeutung  ausgestattet. 

Die  Erhebung  der  Abgaben  geschah  entweder  unmittelbar  durch 
Beamte,  in  der  Regel  aber  durch  Verpachtung,  sei  es  an  Einzelne,  oder, 
wovon  oben  die  Rede  war*^),  an  montes. 

Obwohl  die  Abgaben  canonisch  gerechtfertigt  waren,  sah  man  doch 
die  Beitreibung  sehr  ungünstig  an.  Auf  die  publicani,  die  Zöllner, 
wurde  aller  Verdacht  gehäuft  ^•^). 

Aus  diesen  Bemerkungen  erhellt  zur  Genüge,  dass  von  einem  geord- 
neten Finanzwesen,  von  einem  Ausgabe-  und  Einnahmeplan  damals  nicht 
die  Rede  war.  Das  Bedürfniss  ergab,  was  man  brauchte,  und  was  ge- 
braucht wurde,  wurde  irgendwie  erhoben,  wenn  nicht  die  einzelnen 
Gewalthaber  geradezu  anstatt  dessen,  was  sie  bedurften,  das,  was  sie 
konnten,  beitrieben. 

Es  fragte  sich  nur,  woher  konnte  man  Einkünfte  nehmen.    Der 


628)  S.  Thom.  in  epist.  ad  Born.  c.  13.  CoTarruv.  pract.  qoaest  c  81  nr. 
2.    Azor.  P.  ni  lib.  5  c.  19.    Less.  L  c.  dub.  4. 

629)  G.  1,  3,  VI  de  immiin.  eccles.  8,  23;  c.  4,  7  X.  h.  t.  8,  49.  Gonzal. 
in  h.  L 

680)  S.  S-  7  Not.  289  ff. 

681)  Den  Kamen  erkl&rte  man  dahin :  publici  canes,  stantes  in  portis  ciTitatum 
contra  transeunt es,  qnare  eo  ipso,  qnod  est  pnblicanus,  non  praesomitur  bonus  vir; 
immo  habent  notoriom  et  famosom  nomen  latronum.  Dazu  kommt  Matth.  9 
10—11;  Marc.  2,  16—16.  S.  Scacc.  $.  8  qu.  4  nr.  2—6.  —  Yielfäitige  Gelegen- 
heit zu  Wuchergeschäften  s.  L.  MoL  disp.  313. 
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Quellen  haben  wir  zwei  bereits  kennen  gelernt.  Die  Einnahme  kam  ein- 
mal aus  dem  eigenen  Vermögen  der  Kirche,  des  Territorialherrn,  der 
Stadt  u.  s.  w.,  und  aus  ihren  ganz  und  gar  oder  doch  halb  privat- 
rechtlichen Revenuen,  wie  der  Kirche  aus  ihrem  Zehnten,  der  öffentli- 
chen Gewalt  sonst  aus  mancherlei  Zinsen  und  Diensten  von  privatrecht- 
lichem Charakter;  sodann  aber  aus  den  auferlegten  Abgaben,  denen 
wir  immerhin,  so  weit  dies  nach  den  Zuständen  jener  Zeit  nützlich, 
einen  mehr  oder  minder  öffentlichen  Charakter  beilegen  dürfen. 

Neben  diesen  Einnahmetiteln  fehlte  ein  weiterer,  der  Folgezeit 
angehöriger,  ganz  und  gar.  Nämlich  die  Einnahme  aus  Begalien,  aus 
den  nutzbaren  sog.  niedcrn  Hoheitsrechten,  insbesondere  der  Jagd,  Fi- 
scherei und  des  Bergbaus.  Wenn  die  öffentliche  Gewalt  für  die  Be- 
nutzung der  Wege  und  dgl.  ein  Wegegeld  nahm*^*),  so  hat  dies  mit 
dem  Begriff  des  Regals  Nichts  zu  thun.  Die  Ausübung  der  Jagd  und 
Fischerei  beruhte  der  Theorie  nach  noch  vollkommen  auf  den  römischen 
Grundsätzen  des  freien  Eigenthums.  Nun  gab  man  zwar  zu,  dass 
der  princeps  oder  die  respublica  eine  gewisse  Einwirkung  darauf  habe 
und  die  Ausübung  nach  manchen  Richtungen  hin  reguliren  könne*''), 
allein  der  Gesichtspunct ,  dass  die  Verleihung  der  Jagd  oder  Fischerei 
eine  Berechtigung  der  öffentlichen  Gewalt  zum  Nutzen  ihrer  Kasse 
bilde,  fehlt  bei  den  canonischen  Schriftstellern  durchaus  ®'*).  Was  den 
Bergbau  betrifft,  so  stritt  man  ursprünglich  nur  darüber,  wie  die  Rechte 
des  Auffindens  von  Metalladem  sich  zu  denjenigen  des  Grundeigenthü- 
mers  verhalten,  oder  wem  das  Recht  in  locis  publicis  zukomme.  Auch 
hier  hatte  dann  wohl  die  Herrschaft  eine  Befugniss,  aus  Rücksichten 
des  öffentlichen  W^ohls  einzuwirken^'^).    Aber  erst  sehr  all  mahl  ig  ent- 


632)  S.  oben  nach  Not.  618. 

633)  Ursprünglich  war  es  sehr  bestritten,  ob  selbst  in  locis  publicis  der  prin- 
ceps oder  die  civitas  über  Jagd  und  Fischerei  verfugen  könne.  HostiensiSy 
Joh.  Andrea,  Matth.  Afflictus  u.  A.  verneinten  dies.  Noch  Jason  de 
Magno  cons.  IV,  119  bezeugt  dies  als  gemeine  Ansicht.  Spätere  neigten  sich 
aber  immer  häufiger  zu  der  Ansicht,  dass  die  Obergewalt  über  solche  res  commnnes 
omnium  verfügen  dürfe.  Mit  dieser  Polizei gcwalt  war  natürlich  auch  der  Ansatx 
zum  nutzbaren  Regalrecht  gegeben.  —  Die  Ausdehnung  der  Gewalt  auch  über 
Privatgrundstücke  war  vollends  ursprünglich  eine  Anomalie.  L.  Less.  II  c  5 
dub.  8;  Gonzal.  Teil,  in  tit  X.  5,  24  und  in  c.  5  X.de  decimi.  8,  30. 

634)  Man  vgl.  darüber  Covarruv.  in  c.  4  VI  de  R.  S.  Par.  II  §.  8.  Sot  IV 
qu.  6  art  4  Azor.  P.  III  lib.  1  c  13;  lib.  5  c.  16.  Less.  II  c  6  dub.  7.  — 
Ueber  Wildschadensersatz  s.  Less.  1.  c.  dub.  8  nr.  40. 

635)  z.  B.  ne  effodiant  privati  occasionemque  accipiant  fabricaadi  aima  indeque 
rebellandi. 
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wickelte  sich  die  Ansicht ,  dass  alle  Metalladern ,  denn  von  diesen  ist 
immer  die  Rede,  dem  Territorialhcrrn  gehören,  von  dem  das  jus  inqui- 
rendi  zu  holen  ist*'*). 

An  anderen  Stellen  wurde  hervorgehoben,  dass  die  oberste  Gewalt 
unter  Umständen  Monopole  ertheilte*3').  ^yg  dieser  Ertheilung  von 
Privilegien  floss  unstreitig  ihrer  Kasse  eine  Vergütung  zu.  Allein  auch 
hier  wieder  findet  man  nirgends  den  Zweck,  sich  auf  solche  Weise  eine 
Einnahmequelle  zu  eröffnen,  betont.  Die  Hauptrücksicht  war  vielmehr 
die  Sorge  für  das  Gemeinwohl,  welches  durch  das  Monopol  gefordert 
werden  sollte;  der  Bezug  eines  Preises  für  die  Verleihung  dagegen 
galt,  wenn  er  auch  thatsächlich  sehr  bedeutend  in  die  Wagschaale  fiel, 
doch  theoretisch  als  ein  durchaus  nebensächliches  Moment. 

Eine  erhebliche  Einnahmequelle  endlich,  deren  hier  noch  Erwäh- 
nung zu  thun  ist,  war  dagegen  der  Verkauf  von  Stellen  und  Aemtern. 
Der  Verkauf  von  officia  spiritualia  war  bekanntlich  als  Simonie  verpönt. 
Ursprünglich  schien  sich  die  Ansicht  dahin  zu  neigen,  dieses  Verbot 
auch  auf  weltliche  Stellen  zu  beziehen  •'*).  Allein  immer  entschiedener 
beschränkten  die  Theoretiker  dasselbe  auf  die  geistlichen  Aemter***). 
Man  betrachtete  die  officia  als  im  Eigenthum  der  öffentlichen  Gewalt 
stehend  und,  da  sie  fruchttragend  seien,  als  geeignete  Gegenstände 
des  Verkaufs. 

War  sonach  die  Veräusserung  um  Entgelt  de  jure  naturali  erlaubt, 
so  konnte  man  die  römischen  Gesetze,  welche  den  Stellenkauf  unter- 
sagt hatten,  als  abgeschafft  darstellen.  Damit  waren  freilich  noch  nicht 
alle  Bedenken  erledigt  Manche  waren  der  Meinung,  dass  die  Landes- 
herrschaft, welche  Steuern  und  Abgaben  erhob,  davon  die  Ausgaben  für 
den  öffentlichen  Dienst  zu  bestreiten  habe.  Man. hielt  den  Stellenkauf 
für  nachtheilig,  weil  der  Reichthum  für  die  Besetzung  der  Aemter  dann 
wichtiger  werde,  als  die  Fähigkeit,  weil  das  Bestreben,  die  Kaufsumme 
wieder  herauszuschlagen,  unvermeidlich  sei  und  dgl.  mehr.  Allein,  un- 
geachtet von  der  einen  Seite  darum  der  Aemterhandel  als  höchst  ver- 
abscheuungswürdig  bezeichnet  wurde,   liess  sich  auf  der  anderen  Seite 


6S|)  Azor.  P.  m  lib.  1  c.  la  i.  f.  Less.  U  c.  5.dub.  12.  Sot.  Y  qo.  8 
art  8. 

687)  S.  oben  §.  9  Not  474. 

688)  Die  Gloss.  in  c.  1 ,  2  X.  ne  praelati  vices  snas  6 ,  4  sagte  aUgemeui, 
jorisdictonein  vendi  non  posse,  und  darunter  soUten  alle  monera  publica  verstan- 
den sein. 

639)  Nach  dem  Vorgang  Ton  S.  Thom.  in  epist.  ad  dudssam  Brabant.  opusc. 
21.*—  Sot  m  qu.  6  art  4    Azor.  P.  III  üb.  6  de  vendit  c.  7. 
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die  Praxis  nicht  irre  machen.  Der  Stellenverkauf  war  allgemein  in 
Uebung  und  man  erkannte  darin  sogar  etwas  Gutes,  indem  durch  ihre 
Aufwendung  der  Eaufkosten  die  Beamten ,  wie  man  meinte ,  veranlasst 
würden,  um  so  strenger  ihre  Pflicht  zu  thun,  damit  sie  nicht  etwa  d^ 
theuer  erkauften  Amtes  entsetzt  würden  ^  Selbst  die  curia  Romana  ver- 
fuhr so,  wie  sich  oben  bereits  bei  der  Besdireibung  der  societas  officii  •**) 
ergab.  Die  emphatischen  Versicherungen  streng  canonischer  Schrift- 
steller, dass  der  Stellenhandel  zur  wahren  pestis  reipublicae  werde,  hiel- 
ten die  Gewalthaber  nicht  ab,  diese  Einnahmequelle  zu  frequentiren, 
welche  für  ihre  Kasse  jedenfalls  eine  hohe  Bedeutung  hatte. 

§.  15.    Die  Arbeit 

Indem  das  Capital  als  Factor  der  Production  ganz  verleugnet  wurde, 
finden  wir  mithin  als  Element  der  Gütererzeugung  neben  der  Naturkraft 
nur  noch  die  Arbeit.  Ihre  Bedeutung  war  um  so  grösser,  als  mit  ihr 
das  Capital  nicht  concurrirte.  Vom  rein  theologischen  Standpunct  aus 
fragte  es  sich  freilich  sogar,  ob  selbst  die  Arbeit,  die  materielle  Arbeit, 
zu  empfehlen  sei**^).  Wir  brauchen  indessen  auf  diese  Auffassung 
nicht  näher  einzugehen,  weder  mit  Ausführungen,  noch  mit  Widerle- 
gungen. 

Die  Arbeit  ist  die  Grundlage  des  Hervorbringens  neuer  Früchte 
und  des  Erwerbs  •"). 

Die  Arbeit  hat  daher  an  sich  Werth.  Sie  verdient  nach  der  Natur 
der  Sache  jederzeit  ihre  Vergütung.  Dignus  operarius  mercede  sua  •**). 
Dieser  Satz  stand  überall  an  der  Spitze.  Nach  den  communistischen 
Ideen,  wie  sie  vielfach  anklingen,  hätte  man  allerdings  streng  genom- 
men zur  ünentgeltlichkeit  der  Arbeit  kommen  müssen  •**).  Die  Arbeit 
war  dann  christliche  Pflichterfüllung  und  Licbesthat  gegen  die  Nächsten ; 
ihr  Ergebniss  musstc  Allen  zu  Gute  gelangen.  Der  Arbeiter  selbst  aber 
musste  sich  anstatt  des  ausschliesslichen  Gewinns  aus  seiner  Arbeit  als 
zeitlichen  Lohnes  mit  dem  im  Jenseits  zu  erwartenden  Lohne  begnügen. 


640)  Azor.  1.  c.    L.  Less.  II  c.  32  dub,  4. 

641)  S.  S*  7  zu  AafaDg. 

642)  In  G.  12  dist.  88  (Palea)  heisst  es  am  Schluss :  negotium,  quia  negat  otiam, 
malom  est;  neque  quaerit  veram  quietem,  quae  est  Dcus. 

648)  Bald,  in  L.  4  Cod.  de  op.  üb.  6,  3  nr.  3. 

644)  C.  12  dist.  88. 

645)  Habens  artem  magnopere  curet,  ut  usum  atque   uülitatem  cum  proximo 
paiüatur.    S.  Thom.  U,  2  qu.  32  art  2. 
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Allein  auch  hier  musste  man  zu  Gunsten  des  realen  Lebens  die 
Sehnsucht  nach  einem  Leben  vollendeter  christlicher  Gemeinschaft  auf- 
opfern. Dem  Arbeiter  war  sein  Lohn  zu  gewähren  und  zwar  zu  eige- 
nem Gebrauch,  obwohl  Niemand  sich  des  eigenen  Erfolgs  rühmen,  son- 
dern darin  das  Werk  Gottes  erkennen  sollte  **•).  Es  blieb  nur  Moral- 
gebot, den  Gewinn  der  Arbeit  nicht  selbstsüchtig  anzusammeln  und  zu 
geniessen,  sondern  denselben  in  Gestalt  von  Gaben  und  Almosen  gemein- 
nützig zu  machen  •*^).  Der  Gewinn  der  Arbeit  war  der  wahrhaft  recht- 
mässige, im  Gegensatz  zu  dem  unnatürlichen  Gewinn  aus  dem  Geld,  den 
man  als  usura  verdammte.  Neben  der  Naturkraft  war  mithin  die  Arbeit 
als  wirthschaftliches,  d.  h.  productives  Element  vollständig  anerkannt. 
Die  Arbeit  brachte,  wie  oben  gezeigt,  Früchte,  sei  es  aus  den  von  Na- 
tur fruchttragenden  Dingen,  sei  es  für  sich  allein,  indem  sie  sich 
mit  Dingen  beschäftigt,  die  nicht  frugiferae  sind,  sondern  nur  das  Ma- 
terial zu  neuer  Production  liefern.  In  ihrer  Productivität  wurde  die 
Arbeit,  wie  wir  sahen,  so  gut  Gegenstand  des  Zinses  (census)  oder 
Zehntens,  wie  der  Grund  und  Boden.  Die  Bedeutung  der  Arbeit  konnte 
nicht  übersehen  werden.  Allein  auch  an  ihr  ergiebt  sich  die  sinnliche 
Auffassung.  Man  sah  darin  kein  Capital,  keine  Erzeugung  von  Werthen, 
sondern  nur  das  mechanische  Hervorbringen  nützlicher,  gebrauchsfähiger 
Sachen.  Man  sah  das  Arbeiten  und  seinen  Erfolg,  aber  man  verstand 
es  nidit,  das  Arbeiten  in  dem  grossen  Exempel  der  wirthschaftlichen 
Bewegung  als  mitwirkende  Zahl  zu  erkennen  und  auszudrücken. 

Unter  Arbeit  im  weiteren  Sinn  kann  man  jede  menschliche  Thä- 
tigkeit  verstehen.  Allein  nicht  jede  menschliche  Thätigkeit  hat  Anspruch 
auf  Lohn.  Die  Idee  der  canonischen  justitia  griff  auch  hier  ein.  Es 
musste  scholastisch  näher  bestimmt  werden,  welche  Arbeit  des  Lohnes 
werth  sei.  Das  war  nothwendig,  wenn  man  die  wucherische  Arbeit 
ausschliesscn  wollte.  Sonst  wäre,  wie  man  meinte,  am  Ende  selbst  die 
Arbeit  des  Räubers  ihres  Lohnes  werth  gewesen.  Nur  die  auf  ein  des 
Lohnes  würdiges  Werk  verwendete  Arbeit  konnte  eine  Vergütung  an- 
sprechen •*•). 

Welche  Gattungen  der  Arbeit  hiernach  als  lohnfähig  erscheinen, 
weist  die  Gesetzgebung  im  Einzelnen  nicht  nach.    Auch  die  canonisti- 


646)  C.  12  dist  88;  nt  nemo  de  suis  operibus  glorietur. 

647)  De  jastis  laboribus  facite  elemosynas.  August,  senn.  35.  S.  Thom. 
n,  2  qu.  82  art  3.  Von  diesem  rechten  Gewinn  soUte  erst  recht  Almosen  gege- 
ben werden,  non  de  foenore  et  usuris. 

648)  Sot.  VI  qu.  10  art.  2.  Scacc  de  comm.  §.  1  qu.  7.  Par.  8  lim.  20 
nr.  2. 
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sehen  Schriftsteller  handeln  davon  nicht  ausführlich.  Im  Ganzen  ist 
die  Frage  dieselbe,  wie  die,  welche  operae  als  locari  solitae  anzusehen 
sind.  Ob  die  Arbeit  eine  eigentliche  merces,  oder  ein  salarium  s.  ho- 
norariuni  hervorrief,  wie  die  Juristen  in  Bezug  auf  operae  liberales  und 
illiberales®")  unterscheiden,  ist  für  die  wirthschaftliche  Kennzeichnung 
der  Arbeit  ziemlich  gleichgültig.  Nach  Aufhebung  des  eigentlichen, 
römischen  Sklavenverhältnii^ses  sollte  jene  Unterscheidung  mit  ganz  an- 
deren Augen  angesehen  werden.  Wenn  nicht  mehr  ein  grosser  Theil 
der  Arbeit  den  Unfreien  zufällt,  kann  man  füglich  nicht  mehr  darin 
eine  Herabwürdigung  der  höheren  Arbeit,  z.B.  des  Arztes,  des  Malers, 
des  Advokaten  u.  s.  w.  finden  wollen,  dass  sie  im  Yerhältniss  zu  ihr^n 
Entgelt  unter  demselben  rechtlichen  Gesichtspunct  betrachtet  wird**^), 
wie  die  Arbeit  des  Handwerkers  und  dgl. 

Eine  wirthschaftliche  Grenze  machte  man  dagegen  nach  beid^ 
Seiten  hin,  indem  man  manche  Arbeit  zu  hoch  anzusehen,  manche  wieder 
zu  niedrig  zu  achten  schien,  als  dass  sie  keinen  rechtlichen  Anspruch  auf 
Lohn  begründen  konnte.  Zu  den  ersteren  gehören  alle  jene  Leistungen, 
welche  aus  dem  Gebote  der  Sittlichkeit  oder  Religion  als  Pflichten  fol- 
gen. Handlungen,  welche  man  schon  aus  Mildthätigkeit ,  Nächsten- 
liebe oder  sonstiger  Schuldigkeit***)  vornehmen  musste,  sollte  man  sich 
nicht  bezahlen  lassen.  Die  Ausübung  der  Hechtspflege  musste  daher 
den  Rechtsbedürftigen  unentgeltlich  gewährt  werden  •*2).  Namentlich 
wurde  dies  für  die  canonischen  Delegatenrichter  in  vielen  Concilien- 
schlüssen  ausgesprochen®*^).  Bonifaz  VHI.  verbot  sogar***),  irgendwelche 
jener  Sportein  für  die  kleinen  Dienste  zu  nehmen,  welche  man  früher 
nach  Vorgang  des  römischen  Rechts  den  Richtern  zugebilligt  hatte  •*^). 
Der  Richter  konnte  für  sein  Amt  das  gebührende  salarium,  den  Amts- 
gehalt, von  dem  Anstellenden  beziehen  und  liach  gesetzlicher  Vorschrift 


649)  Bes.  nach  L.  1  de  extraord.  cognit.  50,  13. 

650)  Factisch  besteht  der  Unterschied  hauptsächlich  nur  in  dem  Namen:  Lohn 
oder  Honorar.  Das  scheint  der  Jurisprudenz  bis  zur  Stünde  yon  grossem  Belang, 
während  im  Leben  wenig  darnach  gefragt  wird ,  ob  man  die  Vergütung  unter  die- 
sem oder  jenem  Titel  annimmt.  Der  Begriff  der  Arbeit  hat  sich  so  erweitert  und 
so  gehoben,  dass  Jeder,  ohne  Ausnahme,  sich  die  Namen  Arbeit  und  Arbeitslohn 
gefallen  lassen  kann. 

651)  Quae  a  homini  debentur.  Bald,  in  L.  5 Cod.  de  op.  lib.  6,  8  nr.  2,  oder 
quae  ex  officio  debentur.    Goyarruy.  in  c  4  VI  de  R.  J.  Far.  2  §.  3. 

652)  C.  10  X.  de  vita  et  hon.  der.  3,  1. 

653)  Gonzal.  TelL  in  c.  10  X.  cit.  ur.  6. 

654)  C.  11  VI  de  rescr.  1,  3  Vers,  inniper. 
654a)  G.  4  C.  3  qu.  Vers,  offeratur. 
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allenfalls  eine  Quote  der  gerichtlichen  Stra^elder*^^).  Das  Publicum 
aber  hatte  für  die  Bechtspflegeausubung  Nichts  zu  entrichten. 

Dieselben  Rücksichten  treten  noch  stärker  hervor  bei  Ausübung 
der  kirchlichen  Functionen.  Die  Amtsverrichtungen  der  Cleriker  stan- 
den über  dem  Lohn.  Nur  freiwillige  Gaben  waren  ursprünglich  zulässig. 
Später  indessen  gestaltete  sich  der  Bezug  von  Stolgebüluren  für  einen  Theil 
der  kirchlichen  Handlungen  zu  einem  vollständigen  Rechtsanspruch  ^^^). 

Dieselben  wurden  sogar  genau  in  Geld  tarifirt.  Im  Uebrigen  war 
die  Gewährung  kirchlicher  Acte  um  Geld  als  Simonie  streng  verboten. 
Der  Lohn  der  Cleriker  für  ihre  Arbeit  soll  nur  in  den  ihnen  zugewie- 
senen Benefizien  (Pfründen)  bestehen ;  der  Cleriker  hat  Anspruch  auf 
einen  sogenannten  Titel  des  Unterhalts  ^^^) ;  er  verdient  ihn  durch  seine 
Arbeit.  Daher  denn  umgekehrt  der  nicht  residirende ,  seine  Functionen 
nicht  ausübende  Geistliche  die  Einkünfte  seiner  Stelle  nicht  zu  beziehen 
hat  •**).  Die  Kirche  selbst  als  grosses  Ganzes  fordert  den  Zehnten  und 
ihre  sonstigen  Abgaben  als  Aequivalent  für  die  von  ihr  gethane  Ar- 
beit«*»). 

Andererseits  gab  es  Arbeitsleistungen,  welche  man  für  so  verächt- 
lich hielt,  dass  sie  eine  Vergütung  nicht  verdienten,  und  dass  die  Zu- 
wendung einer  solchen,  selbst  als  Liberalität,  missbilligt  wurde.  Das 
galt  von  den  Künsten  der  Schauspieler,  Tänzer,  Possenreisser  und  dgl. ; 
aber  auch  z.  B.  die  Jägerei  wurde  gleich  ungünstig  ^^)  von  den  Kirchen- 
lehrern angesehen. 

Mit  einer  näheren  Darstellung  der  Arbeit  befasst  sich  sonst  die 
Gesetzgebung  nur  in  einer  Richtung,  indem  nämlich  hervorgehoben 
wird,  welche  Arbeit  den  Clerikem  nicht  ziemlich  sei.  Die  betreffenden 
Bestimmungen  sind  insofern  nicht  ganz  unwesentliche,  als  daraus  theil- 
weise  ein  Rückschluss  auf  allgemeinere  Ansichten  über  die  Arbeit  ge- 
zogen werden  kann.    Indessen  wirkten  natürlich  bei  den  für  die  Cleri- 


655)  GonzaL  L  c.  nr.  8. 

656)  C.  42  X.  de  simon.  5,  3.  Diese  wurden  mit  Hecht  als  ratio  dabitandi 
wider  den  fdr  die  Justiz  ausgesprochenen  Satz  hervorgehoben. 

657)  C.  4  X.  de  praeb.  3,  5. 

658)  C.  4  X.  de  cleric.  non  resident.  3,  4.    Gonzal.  Teil,  in  h.  L 

659)  S.  oben  §.  13  Not.  581. 

660)  G.  7—11  dist.  86.  Unter  venatio  verstand  man  nach  der  Glosse  auch  das 
j>ugnare  cum  bestiis  in  arena.  Allein  nicht  blos  dieser  Thierkampf,  sondern  auch 
die  eigentliche  Jagd  erschien  sündlich;  mindestens  die  clamosa«  Der  Hauptgrund 
ist  nach  der  Glosse  der,  quia,  dum  quis  est  in  venatione,  nihil  potest  de  divinis 
cogitare.  Daher  war  das  Fischen,  allenfaUs  auch  das  Netze-  und  Schlingenlegen 
und  dgl,  ein  beßsercs  Geschäft 
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ker  ertheilten  Verboten  zagleich  noch  andere  Racksichtai  mit,  als 
rein  wirthscbaftliche. 

In  dem  Decret  beschäftigt  sich  besonders  die  Distinctio  88,  aus 
den  Decretalen  besonder^  tit.  X.  3,  1  de  vita  et  honestate  dericomm 
und  tit.  X.  3,  50  ne  clerid  vel  monachi  secularibus  negotiis  se  immi- 
Bceant  ^0  mit  diesem  Gegenstande.  Die  Cleriker  sollen  darnach  überhaupt 
von  weltlicher  Beschäftigung  fern  bleiben  ••^),  um  mit  voller  Hingabe 
dem  kirchlichen  Dienst  obzuliegen.  Die  geistliche  Arbeit  ^®^)  galt  so 
sehr  für  die  höhere  und  wichtigere  Aufigabe,  dass  dagegen  die  weltliche 
völlig  hintanzusetzen  war***). 

Dass  die  Cleriker  nicht  negotiationes  inhonestas  treiben,  nicht  an 
den  Künsten  der  Schauspieler,  Seiltänzer  und  dgl.  Theil  nehmen,  oder 
sonst  lucra  turpia  suchen  sollten,  verstand  sich  von  selbst ••*).  Auch 
Kriegsarbeit  eignete  sich  nicht  für  die  Diener  der  Kirche  •*•).  Sie 
sollten  ferner  kein  Geschäft  mit  der  Vertretung  oder  Procuratur  der 
Laien  machen  **^),  keine  Vermögensverwaltungen,  Rechnungsgeschäfte***), 
auch  nicht  das  Amt  eines  Justitiars  oder  Procurators  bei  weltüchen 
Fürsten***),  oder  ein  Tabellionat *^^)  übernehmen.  Selbst  das  Studium 
der  Arzneikunde  und  der  weltlichen  Rechte  war  den  Clerikem  be- 
schränkt, damit  sie  nicht  dadurch  verleidet  würden,  mit  den  erworbenen 
Kenntnissen  der  Gewinnsucht  zu  fröhnen*^*). 

Alle  negotiatio  verleitete  leicht  zum  Streben  nach  Reichthum  und 
durch  den  Reichthum  zur  Sünde  •'*).  Sie  war  daher  zu  vermeiden.  Be- 
sonders unpassend  war  es  für  sie,  ein  Wirthshaus  zu  halten* '^').  Unter 
der  negotiatio  war  ferner  der  Betrieb  von  Handels-  und  namentlich 


661)  S.  auch  in  VI.  3,  1  nnd  S,  24 

662)  C.  1  dist  88.  c.  16  X.  de  vita  et  hon.  3,  1;  c.  1  X.  ne  clerici  S,  50. 

663)  In  ihrer  Richtung  auf  das  Heü  der  Seelen. 

664)  Non  te  implices  negotiis  secularibus,  quia  Deo  mllitas.     S.  auch  die  in 
der  vorigen  Note  citirten  Stellen. 

665)  G.  26  dist.  86;   c.  2  dist.  88;  c  15  X.  de  vita  et  hon.  8,  1;   c.  1  X.  ne 
clerici  3,  60;  c.  1,  YL  de  vita  et  hon.  5,  1.  —   Der  Begriff  der  lucra  turpia 
übrigens  nicht  näher  erläutert. 

666)  C.  15.  9  etc.  G.  23  qu.  3 ;  c.  2  X.  do  vita  3,  1. 

667)  G.  2  X.  h.  t.  3,  50. 

668)  G.  6,  8  dist.  88. 

669)  G.  4.  X.  h.  t.  3,  50. 

670)  G.  8  X.  ib.  3,  50. 

671)  G.  3,  10  X.  h.  t.  3,  50. 

672)  G.  9,  10,  12  dist.  88. 

673)  0.  3  dist.  44. 
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Wechselgeschäften  begriffen,  denen  ja  stets  der  Verdacht  unchristlicher 
Habsucht  anklebte.  Indessen  gestattete  man  später  doch  den  Glerikern, 
einzelne  Geschäfte  solcher  Art  zu  machen  oder  mit  Geld  sich  daran 
zu  betheiligen,  wenn  es  pro  sua  necessitate  und  ohne  Aergerniss  ge- 
schah ^^^).  Des  gewerbsmässigen  Betriebs  aber  sollten  sie  sich  durch- 
aus enthalten. 

Wenn  irgend  Etwas,  so  konnte  den  Clerikem  eingeräumt  werden«^*), 
dass  sie  durch  Handwerks-  oder  ländliche  Arbeit  für  ihren  Lebensun- 
terhalt sorgen  durften,  zumal  wenn  damit  zugleich  den  Bedürfhissen 
Anderer  Hülfe  geschafft  wurde.  Auch,  die  Apostel  hatten  ja  in  dieser 
Weise  gearbeitet  •^•).  Die  Scholastik  unterschied  dabei  dreierlei  Gat- 
tungen von  Geschäftstiiätigkeit.  Die  negotiatio  oeconomica,  quae  fit 
ad  sustentandum  se  et  domum  suam  war  die  erste.  Sie  war  den  Gle- 
rikern und  selbst  den  Mönchen  unbedingt  erlaubt*^).  Dahin  gehört^ 
z.  B.  auch  die  Verwerthung  und  der  Verkauf  der  empfangenen,  zum 
eigenen  Bedarf  nicht  erforderlichen  Gaben.  Die  zweite  ist  die  negotiatio 
politica,  deren  Zweck  darin  besteht,  publicis  necessitatibus  populi  suc- 
currere.  Sie  kommt  lediglich  und  allein  den  gubematoribus  civitatis 
zu.  Die  dritte,  die  negotiatio,  lucrativa,  qua  quis  aliquid  emit^  ut  postea 
carius  vendat,.hat  wieder  zwei  Unterarten.  Von  diesen  befasst  sich 
die  eine  damit,  das  Gekaufte  durch  Arbeit  umzugestalten,  zu  verbessern 
und  so  tbeuerer  zu  verkaufen.  Sie  ist  eigentlich  keine  blosse  negotiatio, 
sondern  artificium,  indem  der  Gesichtspunct  der  Arbeit  im  engeren 
Sinn  den  des  Handels  überwiegt.  Die  andere  begreift  als  eigentliche 
negotiatio  den  Handel  mit  Waaren  in  unveränderter  Gestalt 

Dass  unter  diesen  Gattungen  der  Thätigkeit  dem  Cleriker  das 
artificium  nicht  ganz  versagt  sei,  ist  soeben  bereits  bemerkt  worden*'®). 
Allein  auch  die  eigene  negotiatio,  also  Handel,  darf  er  zum  eigenen 
Unterhalt,  zur  Hülfe  der  Bedürftigen  oder  in  utilitatem  reipublicae 
ausüben*'*).  Man  Hess  ihm  nach,  einen  Laden  zu  halten  oder  durch 
Andere  halten  zu  lassen***);  Alles  freilich  unter  dem  Gewissensvorbe- 
halt, dass  eigennützige  Habsucht  vermieden  werde  **^). 

674)  Scacc.  §.  1  qu.  7  par.  2  ampl.  11  nr.  6,  7.    S.  auch  Gonzal.  TelL 
in  c.  ult  X.  do  Tita  3,  1.    Lud.  Mölln,  disp.  342. 

675)  C.  3,  4  dist  91. 

676)  1.  Corinth.  4,  12;  2.  Thessalon.  3,  6. 

677)  C.  33  de  conaecr.  dist.  5. 

678)  S.  Not  676. 

679)  S.  Thom.  U,  2  qu.  77. 

680)  Scacc.  1.  c.  ampl.  11  nr.  7. 

681)  0.  71  C.  12  qu.  2.  --  Diese  negotiatio  hatte  gleichsam  die  Yennuthung 
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Im  Ganzen  müssen  dieselben  Auffassungen  auch  für  die  Arbeit  der 
Laien  maassgebend  werden.  Es  wird  darauf  unten  zurückzukommen 
sein  •^*). 

So  viel  erhellt  aber  schon  hier,  dass,  obwohl  die  Arbeit  Überhaupt 
der  Vergütung  fähig  und  würdig  schien,  doch  Nichts  zur  positiven 
Empfehlung  derselben  geschah.  Eine  wahre  Pflicht  der  wirthschaftli- 
chen  Arbeit  kannte  die  canonische  Schule  nicht**').  Eine  solche  Pflicht 
war  nicht  einmal  damit  gemeint,  dass  man  die  ländliche  Arbeit  als  die 
Grundlage  der  menschlichen  Existenz  für  nothwendig  und  zugleich  für 
die  empfehlenswertheste  Art  der  Arbeit  erklärte.  Niemand  stand  unter 
dem  sittlichen  Gebot,  um  seiner  selbst  oder  um  der  Gesammtheit  willen 
sich  einer  nutzbringenden,  sei  es  materiellen  oder  geistigen,  Arbeit  hin- 
zugeben. Die  ganze  Thätigkeit  nur  der  Pflege  des  eigenen  Seelenheils 
zuwenden  und,  statt  durch  Arbeit  Gewinn  zu  suchen,  arm  bleiben,  schien 
der  Kirche  löblicher.  Und  wenn  die  Arbeit  Nutzen  brachte,  so  be- 
rechnete man  nicht  den  Erfolg  für  den  materiellen  Beichthum  des  Vol- 
kes, sondern  wünschte,  dass  derselbe  hauptsächlich  als  Mittel  zur  Dar- 
reichung an  die  Mitbrüder  angesehen  werde.  Die  religiösen  Ansichten 
liessen  die  eigentliche  Erkenntniss  der  wirthschaftlichen  Bedeutung 
nicht  zu. 

Wir  haben  nun  noch  die  Arbeit  in  ihrem  Verhältniss  zur  Vergü- 
tung näher  zu  untersuchen. 

Im  Ganzen  kann  die  Arbeit  entweder  als  alleiniger  Gegenstand 
der  Vergütung,  eines  Preises,  als  Miethgeld  für  Dienstleistungen,  sei 
es  Tagelohn  oder  Stücklohn,  oder  als  integrirender  Bestandtheil  des 
Preises  für  fertige  Producte  auftreten«  Von  dem  reinen  Arbeitslohn  ist 
bei  den  Ganonisten  wenig  die  Bede.  Man  unterschied  wohl  einzelne 
Sorten  von  operae*®*),  jedoch  ohne  die  Preisverhältnisse  von  einer  Seite 
zu  erörtern,  welche  für  die  wirthschaftliche  Erkenntniss  erhebliche  Auf- 
schlüsse gibt.  Wo  von  der  Vergütung  der  Dienste  die  Bede  ist,  liegt 
es  noch  den  Zuständen  der  damaligen  Zeit  natürlich  nahe,  dass 
darunter  häufig  Naturalvergütung  gemeint  ist***).   Nach  und  nach  wurde 


der  Sündhaftigkeit,  besonders  des  Wucherischen  an  sich.  Es  musste  also  erkennbar 
sein,  dass  sie  davon  rein  bleibe. 

68*2)  S.  den  folgenden  §. 

683)  Dass  man  im  Gegentheil  die  völlige  Hingabe  an  ^rthschaftlich  onthätige 
Beschaulichkeit  empfahl,  s.  oben  Not.  642. 

681)  Bald,  in  L.  10  Cod.  de  oper.  üb.  6,  3. 

685)  So  sind  z.  B.  bei  den  zulässigen  Sportehi  der  Richter  (s.  Not  665)  oft 
Naturalbezüge  verstanden.    J.  Andr.  in  c.  10  X.  de  vita  et  hon.  3,  1. 
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erst  die  Geldvergtttung  vorwiegend.  Man  darf  nicht  vergessen ,  daas 
eine  Menge  von  Arbeit,  welche  jetzt  aus  freier  vertragsmässiger  Thatig- 
keit  hervorgeht,  damals  bei  der  ausgedehnten,  mehr  oder  minder  star- 
ken Unfreiheit  vieler  Menschen  auf  anderem  Wege  gewonnen  wurde. 

Von  der  Bezahlung  ländlicher  Arbeit  kann  kaum  Etwas  vorkom- 
men, da  diese  nicht  durch  Tagelöhner  und  andere  freie  Arbeiter, 
sondern  bei  der  Ausleibung  des  Grundeigenthums  durch  Colonen 
und  Hörige  besorgt  wurde;  Die  Stellung  des  Gesindes  beruhte  noch 
grossen  Theils  auf  ganz  anderem  Fundament,  als  auf  dem  Dienstmieth- 
vertrag.  So  ist  es  denn  erklärlich,  dass  das  Kapitel  von  der  Bienst- 
miethe  bei  den  Schriftstellern  in  der  Begel  auf  eine  sehr  kurze  Er- 
wähnung der  operarii,  officiales  oder  famuli  zusammenschrumpft.  Was 
darin  zu  erörtern,  war  vornehmlich  die  Aufrechthaltung  der  justitia 
pretii,  des  richtigen  Verhältnisses  der  Gegenleistung,  sei  es  in  Geld 
oder  in  anderen  Dingen,  zu  der  Arbeitsleistung  nadi  den  nämlichen 
scholastischen  Definitionen,  denen  wir  bei  der  justitia  pretii  im  Kauf- 
geschäft begegneten  •*•). 

Ungleich  wichtiger  ist  die  Stelle,  welche  die  Arbeit  als  Bestand- 
theil  des  Preises  von  Sachen  spielt  Bei  Ausmessung  ihres  Preises 
muss  nothwendig,  da  der  Begriff  des  Werthes  in  anderem  Sinn  fehlt, 
neben  der  bonitas  intrinseca,  welche  hauptsächlich  dem  Gebrauchswerth 
entspricht,  neben  den  Kosten  des  Stoffs  und  der  Gefahr  ganz  besonders 
die  Arbeit  veranschlagt  werden^').  Insofern  wurde  also  die  Wirkung 
der  Arbeit  auf  den  Untemehmerlohn  anerkannt,  während  die  Wirkung 
des  Capitals  fehlte. 

Indessen  stand  doch  immer  der  objective,  legale  Preis  im  Vorder- 
grund. Es  kann  daher  nicht  etwa  vorzugsweise  der  Preis  der  aufge- 
wendeten Arbeit,  nicht  einmal  der  objective  legale  (justum  pretium), 
geschweige  denn  der  Preis  der  individuell  vom  Verkäufer  aufgewende- 
ten berechnet  werden.  Die  persönlichen  Verhältnisse  der  Gontrahenten 
sollten  ja  bei  dem  Streben  nach  möglichster  Objectivität  des  Preises 
ausser  Acht  bleiben.  Mithin  wird  in  der  Sache  das  fertige  Werk  be- 
zahlt, ohne  dass  es  darauf  ankommt,  welche  Arbeit  und  Kosten  specicU 
der  Verfertiger  darauf  verwendet  hat  Gleichviel,  ob  er  mit  weniger 
oder  mehr  Arbeit  als  ein  Anderer  die  Sache  liefern  konnte.  Perito 
painim  laboranti  debetur  eadem  merces,  quam  multum  laboranti  impe- 
rito;  obwohl  man  zweifelte,  ob  nicht  in  foro  interiori  Jedem  nach  der 


686)  S.  z.  B.  Azor.  P.  111  lib.  8  de  locato  c.  13;  L.  Less.  11  c.  24  dub.  4. 

687)  Scacc.  §.  3  qu.  3  lu:.  2. 
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wirklich  aufgewendeten  Arbeit  Vergütung  werden  müsse.  Daran  schloss 
sich  noch  der  allgemeinere  Satz,  dass  die  accidentia,  quibus  minuuntur 
labores  et  impensae,  non  minuunt  mercedem  •*«).  Gesetz  und  Preistaxe 
berücksichtigten  keine  accidentia  bei  ihrem  Streben  nach  Gewissheit 
und  Stabilität  des  Preises. 

Man  sieht  hieraus,  dass  auch  der  Arbeit  gegenüber  der  Begriff  des 
Werthes  im  obiectiven  Sinn  mangelte.  Man  fühlte  wohl  die  Bedeu- 
tung der  Arbeit  in  ihren  Erfolgen.  Sie  war  ein  mitwirkendes  Moment 
der  Erzeugung  der  Sache,  aber  auch  nichts  weiter.  Die  Sache  ist, 
wie  oben  gezeigt,  Nichts,  als  die  Sache;  der  Preis  ist  ihr  Aequi- 
valent  in  pecunia.  So  wenig  die  Sache  als  Werth  im  heutigen 
Begriff  auftritt,  ebensowenig  erscheint  sie  vergeistigt  unter  dem  Begriff 
eines  Products  der  Arbeit  und  ihr  Werth  abhängig  von  dem  Maasse 
der  durch  die  Sache  repräsentirten  Arbeit»  Der  Begriff  der  Arbeit 
als  eines  allgemein  messbaren  Elements  war  nicht  da.  Die  sinnliche 
Auffassung  konnte  über  die  concreto,  persönliche  Arbeit  nicht  hinaus, 
wie  dies  der  canonischen  Methode  überall  entspricht 

Jener  Ausspruch  canonistischer  Lehrer,  dass  es  in  dem  Preis  der 
Sache  nicht  auf  das  Maass  der  individuell  aufgewendeten  Arbeit  ankommt, 
darf  keineswegs  so  gedeutet  werden,  als  hätte  man  sagen  wollen,  dass 
es  einen  allgemeinen  Maassstab  der  Arbeit  gibt,  dem  sich  die  indivi-* 
duelle  Arbeitsaufwendung  unterordnen  muss ,  und  dass  folgeweise  jede 
Sache  eine  gewisse  Arbeitsmenge  repräsentirt,  ohne  dass  die  concreto 
Aufwendung  des  Verfertigers  berechnet  zu  werden  braucht  Jener  Satz 
entspringt  viehnehr  lediglich  aus  dem  Festhalten  an  dem  äusserlichen 
Sachenwerth  an  sich,  durch  den  man  zum  pretium  justum  gelangt^  wo- 
bd  man  aber  freilich  vergebens  fragt,  worin  eigentlich  sein  Wesen  be- 
griffen ist 

Die  Nichtberücksichtigung  der  individuellen  Arbeitsaufwendung  war 
noch  aus  andren  Gründen  nothwendig.  Nämlich ,  um  die  Vergütung 
der  Arbeit  da  zu  rechtfertigen,  wo  diese  eigentlich  den  Preis  des  Ca- 
pital- oder  Creditgebrauchs  ersetzte,  wie  bei  den  Provisionen  des  Wech- 
selverkehrs, der  Assecurranzprämien  und  dgl.  Hier  waren  im  Handels- 
verkehr sehr  stetige  Vergütungen,  meist  nach  bestimmten  Procentsätzen, 
üblich.  Dass  überhaupt  solche  Vergütungen  bezogen  wurden,  konnte 
der  Canonist,  der  die  Capitalvergütung  verwerfen  musste,  nur  der  Arbeit 
zuschi'eiben  ••*).   Um  die  Stetigkeit  der  Vergütung,  die  um  so  mehi-  nach 


688)  Scacc.  §,  l  qu.  7  par.  2  ampl.  6  nr.  14;  $.  1  qu.  1  nr.  428,  631. 

689)  S.  oben  in  $.  6. 
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usura  schmeckte,  zu  rechtfertigen,  bedurfte  es  des  Lehrsatzes,  dass  es 
auf  das  Maass  der  in  concreto  aufgewendeten  Arbeit  nicht  ankomme« 
Nun  konnte  der  campsor  s.  bancherius,  der  allerdings  parum  laborans 
erschien,  getrost  seine  Procente  dafür  nehmen,  dass  er  durch  Wechsel- 
ausstellung das  Geld  gleichsam  transportirte  ^^^). 

Auch  die  Auffassung  der  Arbeit  finden  wir  mithin  gestört  durch 
die  Unterdrückung  des  Werth-  und  GapitalbegrilBs.  Nur  die  hohe  Be- 
deutung, die  man  der  Arbeit  gerade  deswegen,  weil  sie  nun  neben  der 
Naturkraft  als  das  eigentlich  erzeugende  Element  erschien,  beilegte, 
und  die  verhSltnissmässige  Freiheit  der  Bewegung,  die  man  deijenigen 
Arbeit  liess,  welche  nicht,  wie  der  Ackerbau,  von  Haus  aus  auf  Zu- 
ständen der  Unfreiheit  basirte,  kann  dafür  nach  einer  anderen  Seite 
entschädigen. 

Wie  wichtig  die  Arbeit  erschien ,  zeigt  sich  überall  Die  Arbeit 
verschafft  dem  Menschen  erst  Unterhalt  für  sich  und  Mittel,  Andern 
beizustehen.  Zunächst  im  Schweisse  des  Angesichts  aus  dem  Ackerbau 
und  der  Viehzucht  Die  Arbeit  ist  es  erst,  welche  durch  ihre  Aussaat 
das  Getreide  zu  neuer  Ernte  bringt  und  den  Boden  zum  Früchtetra- 
gen erweckt.  Die  Arbeit  des  Handwerkers  oder  Künstlers  erschafit  erst 
aus  dem  rohen  Stoff  preiswürdige  und  nützliche  Dinge.  Die  Arbeit  ist 
es  femer,  welche  in  Gestalt  des  Transportes  die  Verdienste  des  Han- 
dels rechtfertigt  ••*).  Die  Arbeit  erklärt  und  rechtfertigt  ert  die  sonst 
nach  dem  Princip  des  festen  Preises  unzulässigen  Preisdifferenzen  im 
Verkehr  und  macht  so  eigentliche  Handelsgeschäfte  erst  möglich. 
Die  Arbeit  kann  endlich  sogar  das  sterile  Geld  befruchten  oder  doch 
durch  ihren  Hinzutritt  zum  Geld  vereinigt  Früchte  hervorbringen  ••^j. 
Nur  das  Ausleihen  von  Geld,  die  Benutzung  der  Zeit  war  keine  Arbeit. 
Allein  die  wirthschaftliche  Stellung  aller  dieser  Arbeit  blieb  trotz  des 
Satzes:  dignus  operarius  mercede,  unvollkommen,  weil  ihr  nicht  der 
rechte  Begriff  des  Werthes  zur  Seite  stand,  der  sie  selbst  als  einen 
Werth  und  im  Lichte  des  Erzeugens  neuer  Werthe  erkennen  liess. 

Werfen  wir  endlich  einen  Blick  auf  die  Unterscheidung  der 
unfreien  und   freien  Arbeit,  so  braucht  hier  der  Gegensatz  der  Un- 

690)  Scacc.  §.1  qu.  1  nr.  428. 

691)  Von  diesem  Gesichtspunct  der  diyersitas  loci  war  oben  in  §.  6  öfter  die 
Rede.  Auf  der  Arbeit  des  Transportes,  als  der  Ausgleichung  jener  diversitas 
beruhte  die  ganze  scholastische  Bechtfertigung  des  Handels,  so  weit  dieser  eben 
erlaubt  sein  konnte. 

692)  S.  oben  %,  5  Not  119.  Es  ist  schon  mehrfach  erinnert  worden,  dass 
sehr  oft  diese  Vereinigung  der  Arbeit  mit  dem  Geld  nur  eiae  Fiction,  oder  ein 
Cirkelschluss  ist,  um  die  Capitalyergütung  zu  rechtfertigen. 
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Ireiheit  nach  canonischer  Ansicbt  und  der  römischen  Sklaverei,  sowie 
die  Beihe  der  einzelnen  Abarten  der  ersteren  nicht  näher  geschildert 
zu  werden.  Die  Canonisten  erkannten  das  Bestehen  einer  Unfreiheit 
vollkommen  an,  obwohl  unter  den  Gelehrten  im  Einzelnen  darüber 
Streit  war,  inwieweit  eine  solche  dem  natürlichen  Becht  entsprechend 
sei**').  Durch  Kriegsgefangenscheft,  Geburt  oder  freiwillige  Unterwer- 
fung^*) konnte  persönliche  Unfreiheit  von  Zins-  und  Dienstpflicht  an 
durch  mancherlei  Abstufungen  bis  zu  völliger  Hörigkeit  begründet  wer- 
den. Die  Kirche  selbst  hatte,  zumeist  durch  Verleihung  der  Laien, 
ihre  servi  ,  mancipia,  coloni  oder  wie  sonst  die  Unfreien  heissen 
mochten. 

Daraus  folgte  dann,  dass  sich  die  Gesetzgebung  mit  der  Ordnung 
dieser  Verhältnisse  öfter  befasste.  Man  pries  die  Leibeigenschaft  oder 
Hörigkeit  der  Kirche  als  die  mildeste  Knechtschaft.  Die  Manumission 
war  vielfach  erleichtert,  die  Ausübung  der  Herrschaft,  wie  noch  in 
späterer  Zeit  wiederholt  w^ird***),  minder  sti'eng,  als  sonst.  Daher 
sollten  Kirchenhörige  nicht  unter  die  Gewalt  der  Laien  gebracht  wer- 
den^. Allein  die  mildesten  Ansichten,  zu  denen  sich  die  Kirche 
getrieben  fühlen  musste,  schlössen  nicht  aus,  dass  die  servi  und  man- 
cipia im  Bechtssinn  als  Sachen  (greges)  betrachtet  und  manche  römi- 
schen Begeln  der  Sklavwei  im  Princip  als  vollkommen  practisch  ange- 
sehen wurden* 

Die  Unfreien,  deren  Verbreitung  sich  überall  bin  erstreckte,  schie- 
den sich  in  zwei  grosse  Classen :  in  solche,  welche  nur  einen  jährlichen 
Tribut  oder  Zins  entrichteten,  und  solche,  welche  Dienste  leisteten; 
Beides  konnte  freilich  auch  vereinigt  sein.  Die  Dienste,  deren  Umfang 
eben  höchst  verschieden  war,  konnten  ländliche,  häusliche  oder  kriegeri- 
sche sein.  Sehen  wir  von  den  letzteren  ab,  so  wurde  durch  das  Subjec- 
tionsverhältniss  der  eigentliche  Lohn  für  landwirthschaftliche  und  Gesinde-, 
oder  häusliche  Arbeit,  worunter  auch  geringere,  im  Haus  vorzunehmende 
Hand  Werksarbeiten  begriffen  sein  müssen,  erspart.    Insoweit  gab  es  so 


693)  S.  die  ausführlichen  Untersuchungen  bei  Covarruv.  in  c.  4  VI  de 
R,  S.  §.  11.  Azor.  P.  III  lib.  1  c  4;  L.  Less.  II  c.  4  dub.  9.  —  S.  Thom.  I, 
2  qu.  94  art  5. 

694)  Diese  kam  mannigfach  vor.  In  jener  Zeit  war  die  persönliche  Freiheit 
noch  keineswegs  das  höchste  Gut.  V^urde  doch  auch  der  Zustand  der  Armuth, 
der  thatsächlich  in  Abhängigkeit  versetzt  und  bes.  unter  die  Schutzherrschaft  der 
Kirche  bringt,  empfohlen. 

695)  Gonzal.  Teil  in  c.  4  X.  de  rer,  permut.  3,  19. 

696)  C.  4  X.  cit. 


Die  nationaldkoBomischeB  Graiubllie  der  canenietiechen  Lehre.      699 

gut,  wie  keine  freie  Arbeit.  Auch  die  EntrichtuDg  des  Zinses  oder 
Tributs  aber  fiel  wesentlich  auf  den  Ackerbau  ^^).  Es  ist  früher  schon 
angedeutet  worden,  wie  durch  die  Golonats-  und  andere  ähnliche  Ver- 
hältnisse in  diesem  Gebiet  die  freie  Arbeit  ersetzt  wurde.  Der  Acker- 
bau war  mit  der  doppelten  Bürde  der  Dienstpflicht  und  der  Zinspflicht 
zum  Schaden  seiner  selbstständigen  Entwickelung  belastet. 

Der  Personalzins  dagegen,  als  Auflage  auf  die  industria  oder  das 
artificium,  war  schon  überhaupt  nach  dem  Obigen  eine  Ausnahme  und 
keinenfalls  der  Zehntpflicht  der  Landbebauer  vergleichbar.  Eine  Dienst- 
pflichtigkeit der  anderen  Arbeiter,  als  Landbebauer,  existirte  nur  in 
geringem  Maasse.  Gewöhnliche  und  häusliche  Dienste  wurden  von 
servis  s.  mancipiis  oder,  wenn  höherer  Art,  von  Vasallen  und  Ministerialen 
geleistet  Was  darüber  hinausging,  war  jedoch  um  so  freier.  Das  Hand- 
werk und  der  Handel  waren  von  Haus  aus  ebenso  auf  volle  persönliche 
Unabhängigkeit  gegründet,  wie  der  Ackerbau  auf  Unfreiheit. 

In  der  freien  Arbeit  des  Handwerks  und  des  Handels  lag  der 
bedeutsamste  Unterschied  gegen  die  römische  Sklavenarbeit  und  der  Keim 
derjenigen  politischen  und  wirthschaftlichen  Entwickelung,  welche  die 
Zustände  auch  der  canonischen  Periode  durch  Bildung  eines  freien 
Bürgerstandes  überwinden  sollte.  Den  grossen  Vorzug  hat  die  cano- 
nische Theorie  vor  den  römischen  Ansichten  unbedingt,  dass  sie,  wenn 
gleich  die  Landwirthschaftsarbeit  unfrei  gedacht  und  erhalten  blieb, 
wenigstens  für  den  Handel  und  das  Handwerk  den  Begriff  freier  Arbeit 
zu  einer  Entwickelung  brachte,  die  das  altrömische  Wesen  nie  gekannt 
hatte. 

Es  wäre  irrig,  wenn  man  annehmen  wollte,  die  canonische  Doctrin 
habe  auch  nur  darnach  gestrebt,  dem  Handwerk  und  dem  Handel  in 
ähnlicher  Weise,  wie  sie  die  Landwirthschaft  trug,  äussere  Fesseln  an- 
zulegen. Im  Gegentheil  Hess  man  beide  durchaus  selbst  schalten.  Das 
Recht  der  Handwerker  und  Handelsleute,  Collegien,  Zünfte  und  Gilden 
zu  bilden,  war  zweifellos,  ohne  dass  von  einem  rechtlichen  Zwang  des 
Zutritts  Etwas  erhellt  ••*).  Den  Collegien  gebührte  volle  Selbstverwal- 
tung ihrer  eigenen  Angelegenheiten  und  selbst  ihre  eigene  Rechtspflege, 
vermittelst  deren  der  Rechtsverkehr  des  Handels  durch  die  Rechtsprüche 


697)  Ueber  die  einzelnen  Gattungen  s.  GonzaLTelL  in  c  SX.  de  immun, 
eccles.  8,  49.  Dass  die  Juristen  manche  dieser  Arten  nicht  iür  Sklaven,  sondern 
für  liberi  ansehen,  ändert  natürlich  Nichts  an  dem  Gesichtspunct  der  wirthschaftli- 
chen Unfreiheit 

698)  Dass  thatsächlich  der  Einzelne  gezwungen  war,  dch  der  Zunft  anzu- 
schliessen,  versteht  sich  nach  den  damaligen  Verhältnissen  leicht 
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in  foro  mercatorom  eine  ansserordentlich  bedentende  Bückwirkang  auf 
die  Rechtsbildung  im  Ganzen  äusserte.  Die  Statuten  der  Corporationen 
bedurften  keiner  Bestätigung  von  Seiten  der  Oberherrschaft***).  Nur 
offenbar  Widerrechtliches  sollte  nicht  statutarisch  festgesetzt  werden ;  und 
dahin  gehörte  Alles,  quod  monopolium  sapit'**).  Das  Statut,  welches 
den  einen  Handwerker  gehindert  hätte,  eine  von  einem  andern  begonnene 
Arbeit  fortzusetzen  oder  zu  vollenden,  war  ungültig.  Ebenso  dasjenige, 
quod  certas  tantum  personas  artem  aliquam  s.  excercitinm  fiacere  ja- 
bet'**)  und  dgl.  mehr.  Subjectiv  genommen  war  das  Recht,  Handel  zu 
treiben,  vollkommen  unbeschränkt.  Niemand  war  davon  ausgeschlossen  ^*>), 
nicht  einmal  die  Religion  gab  dafür  einen  Grund  ab.  Denn  die  Juden 
waren  unzweifelhaft  dazu  befähigt 

Man  sieht  hier  die  canonische  Doctrin  gerade  so  verfahren,  wie  sie 
auch  an  anderen  Orten  thut.  Aeusserlich  lässt  sie  dem  Anscheine  nach 
voUe  persönliche  Freiheit;  keine  Spur  von  Zwangsmaassregeln,  Conces- 
sionserfordcmissen  oder  sonstigen  polizeilichen  Einwirkungen  auf  das 
Recht  der  Arbeit,  wie  sie  die  Neuzeit  kennen  leinte.  Mit  Recht  mnss 
hervorgehoben  werden,  dass  der  canonischen  Doctrin  der  moderne  Burean- 
cratismus,  wie  überhaupt,  so  auch  hier  vollständig  abgeht.  Niemals  dachten 
die  Canonisten  daran,  die  Arbeitsthätigkeit  in  solcher  Weise  einem  be- 
stimmten Schematismus  zu  unterwerfen,  zu  reguliren  und  zu  leiten,  wie 
dies  die  moderne  Staatds:unst  vielfach  unternommen  hat  Aber  von 
innen  her  durch  das  Dogma  suchte  sie  zu  heiTSchen  und  nicht  bloss 
mit  Beschränkung  auf  das  dogmatische  Gebiet  Die  canonischen  Prin- 
cipien  der  usura,  der  justitia  pretii  und  wie  sie  sonst  heissen,  wollten 
auch  äusserlich  mit  Zwang  auftreten.  In  ihnen  lag  das ,  was  die  Be- 
wegung auch  der  Arbeit  unfrei  machte.  Die  Unfreiheit  des  durch  die 
canonische  Lehre  gebundenen  Geistes,  die  gesetzlich  vorgeschrieben^ 
Auffassung  der  wirthschaftlichen  Dinge,  sie  war  es,  die,  insofern  sie  mit 
den  äusseren  Zwangsmitteln  der  Strafverbote  ausgerüstet  wurde,  audi 
auf  diese  sonst  freie  Arbeit  drückte.  In  ihr  lag  die  Beschränkung  des 
Rechtsverkehrs,  an  deren  stricte  Beobachtung  freilich  die  erstarkende 
Arbeit  des  Handwerks  und  der  in  raschem  Aufschwung  erblühende 
Handel  auf  die  Dauer  sich  ebensowenig  durch  Strafverbote  binden  liess, 
wie  au  den  Glauben  von  deren  Richtigkeit  durch  canonische  Regeln  und 

699)  S.  z.  B.  Bald,  und  S  alle  et.  in  L.  2  Cod.  de  constit  pecun.  4,  18. 

700)  Beispiele  davon  f&hrt  Stracch.  1.  c.  nr.  18—21  an. 

701)  Bartol.  in  L.  ult.  Dig.  de  coUeg.  illic.  nr.  20. 

702)  Die  Ausschliessung  von  Clcrikern ,  das  Verbot  für  Richter,  Advokaten  a. 
s.  w.  verstösst  nicht  gegen  den  Grundsatz. 
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Lehrdarstellungen.  Objecüv  war  die  Arbeit  allerdings  beschränkt  und 
nicht  bloss  durch  die  allgemeinen  Sätze,  welche  sich  an  die  Zinslosigkeit 
des  Darlehns  als  nothwendige  Gonsequenzen  knüpfen,  sondern  aach 
durch  mancherlei  specielle  Verbote,  welche  aus  der  von  der  canonischen 
Doctrin  nicht  zu  verleugnenden  und  sehr  weitschichtigen  Rücksicht 
auf  die  utilitas  publica  fliessen. 

So  unbeschränkt  Jeder  mercator  oder  negotiator  sein,  in  die  Gilde 
eintreten  und  an  deren  Hechten  Theil  nehmen  mochte,  so  beschränkt 
war  der  Handel  selbst  durch  die  stete  canonische  Frage,  an  negotiatio 
Sit  licita.  Nicht  bloss  durch  die  Wuchergesetze  waren  demselben  Gren- 
zen gezogen ;  auch  gegen  eine  ganze  Reihe  anderweiter  Verbote,  welche 
die  publica  utilitas  zu  erfordern  schien,  war  nicht  das  mindeste  Be- 
denken. In  Bezug  auf  die  Zeit,  den  Ort  der  Handelsausübung,  vor 
Allem  auch  in  Bezug  auf  den  Gegenstand  fehlte  es  nicht  an  Verord- 
nungen aller  Art.  Der  Handel  mit  Früchten,  und  dieser  ganz  be- 
sonders, mit  Sklaven  oder  Eunuchen,  mit  Waffen,  mit  Seide,  mit 
Pulver,  Eisen,  Schif&material ,  Salz,  dann  der  Handel  mit  ungläubigen 
Nationen,  Feinden  und  dgl.,  war  mannigfach  untersagt  ^<^). 

§.  16.    Die  einzelnen  Arbeitazweige. 

Zur  Bestätigung  der  im  vorangehenden  Abschnitt  aufgestellten  Re* 
sultate  wird  es  dienen,  wenn  wir  kurz  die  Stellung  der  Hauptthätig- 
keitszweige  betrachte ,  namentlich  in  Hinsicht  auf  das  Ansehen,  dessea 
sie  in  den  Augen  der  Ganonisten  genossen. 

Von  der  Werthschätzung  des  kirchlichen  Standes  und  seiner  Lei- 
stungen, der  Richter,  Gelehrten  und  anderer  geistiger  Arbeiter,  der 
Soldaten  u.  s.  w,  brauchen  wir  nicht  zu  reden.  Wir  beschränken  uns 
auf  die  Betrachtung  der  materiellen  Arbeitszweige. 

Von  der  vor  der  Ijandwirthschaft  liegenden  Thätigkeit  der  Jagd 
handeln  die  Ganonisten  gar  nicht  in  der  Weise,  dass  sie  als  eigentlicher 
Arbeits-  oder  Erwerbszweig  betrachtet  würde.  Obwohl  man  anerkannte, 
dass  sie  einen  gewissen  Nutzen  abwerfen  möge,  erscheint  sie  doch 
vorzugsweise,  wenn  sie  nicht  z.  B.  als  Abwehr  des  Wildschadens  gebo- 
ten ist,  im  Lichte  einer  noblen  Passion,  als  Vorbereitung  und  Uebung 
zum  Krieg,   nicht  als  eine  Arbeitsbeschäftigung '^).    Um  so  leichter 


703)  Man  vgl  im  Ganzen  Stracch.  tract  de  mercat  IV  nr.  2  sqq. 

704)  Vgl.  die  ZasamiaensteUang  bei  Gonzal.  Teil,  in  c.  1  X.  de  clerico  ve- 
nat  5,  24. 
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war  dergleichen  dem  Cleiiker  verboten  ^®^).  Eher  gilt  noch  die  Fischerei 
für  ein  nutz-  und  fruchtbringendes  Geschäft,  zumal  die  Fischerei  an 
den  Seeküsten  ^«•). 

Die  eigentliche  Arbeit  beginnt  bei  dem  Ackerbau,  mit  welchem 
die  Viehzucht  vereinigt  ist  So  sehr  nach  der  einen  Seite  hin,  wie  sich 
oben  ergab,  die  Landwirthschaft  belastet  war,  so  hoch  stand  andrerseits 
ihr  Ansehen.  Sie  war  die  Ernährerin  der  Menschheit,  ihre  Erfolge 
waren  ganz  unentbehrlich,  denn  ohne  sie  musste  die  Menschheit  hun- 
gern. Zugleich  enthält  sie  Nichts  von  den  Gefahren ,  welche  andere 
Erwerbszweige  in  sich  tragen,  indem  diese  mit  dem  verhassten  Geld 
zu  schliffen  haben  und  dadurch  anreizen,  Geldreichthum  zusamm^izu- 
scharren.  Die  Landwirthschaft  hat  es  nur  mit  den  Naturalfrüchten  zu 
thun.  Selbst  wenn  sie  Yorräthe  sammelt,  sind  es  eben  nützliche  Vor- 
räthe  an  wahren  Existenzmitteln,  nicht  jene  gefährlichen  Geldreichthü- 
mer,  aus  denen  so  leicht  die  sündliche  Geldfrucht  erstrebt  wird.  Noth- 
wendig  musste  die  Missachtuug  des  Geldes  den  Ackerbau  hochstelle. 
Dass  dies  geschah,  zeigte  sich  schon  daran,  wie  der  Cleriker  zu  dem 
Ackerbau  gestellt  erschien  ^^^).  Man  hob  dabei  gern  hervor,  dass  auch 
bei  den  Alten  der  Stand  der  Ackerbauer  in  vorzugsweisem  Ansehen 
gewesen  sei^^),  und  auch  aus  der  Bibel  liess  sich  Vieles  zum  Lobe 
des  Ackerbaus  anführen.  Die  Hauptsache  war  aber  neben  der  Noth- 
wendigkeit  des  Ackerbaus ,  dass  ihm  die  Gelegenheit  zu  der  Sünde  zu 
fehlen  schien,  welche  den  Handel  auf  Schritt  und  Tritt  begleitete.  Wie 
die  sdiiefe  Auffassung  des  Geldes  den  Grundbesitz  und  das  Vieh , .  als 
die  natürlich  fruchtbringenden  Sachen,  für  die  besten  Dinge  erklären 
musste,  so  gab  auch  dieselbe  Ansicht  derjenigen  Arbeit,  welche  sich 
diesen  Dingen  zuwendete,  den  Vorzug  vor  den  andern,  welche  dem  An- 
schein nach  nur  Geld,  die  schlechteste  aller  Sachen,  producirte.  Denn, 
dass  dort  Naturalfrüchte,  hier  Geld  erzielt  wurde,  konnte  nach  den  ca- 
nonischen Principien  keineswegs  einerlei  sein.  Der  Ackerbau  hatte  sich 
daher  des  positiven  Schutzes  der  Kirche  zu  erfreuen.  Man  wiederholte 
oft,  dass  die  agricolae  mit  mancherlei  Privil^ien  ausgestattet  seien. 


705)  L.  L  e  6  8.  de  just,  et  jur.  II  c  6  dub.  9  nr.  42. 

706)  Gonzal.  Teil  in  c.  5  X.  de  decixn.  3,  30.  —  Nähere  Untersochungen 
der  wirthschaftliclien  Seite  findet  man  nicht;  dagegen  wird  besonders  nntersacht, 
ob  der  Öffentlichen  Gewalt  eine  beschränkende  Einwirkung  zusteht,  da  doch  von 
Haus  aus  die  Fische,  wie  des  Wild  res  omnium  sind.  L.  Less.  II,  2  c.  7.  VgL 
oben  §.  14  Not  35. 

707)  S.  oben  §.  15  Not  675.    Scacc.  §.  1  qu.  7  Par.  2  ampL  11  nr.  7. 
706)  Gonzal.  Teil  in  c.  2  X.  de  treuga.  1,  U  dt.  7. 
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Die  ganze  Lehre  von  der  usura  wurde  mit  auf  den  Grund  gestützt, 
quia  alias  avocarantur  homines  ab  agricultura.  Diese  Agiicultur  war 
es  eigentlich,  worauf  von  Haus  aus  und  bei  unverdorbenen  Zuständen 
der  Menschheit  hingewiesen  war  und  wobei  sie,-  wo  möglich,  bleiben 
sollte,  eine  Ansicht,  welche  manchen  modernen  Staatskünstlem  noch 
immer  eigen  zu  sein  scheint. 

An  die  Landwirthschaft  schliesst  sich  zunächst  das  artificium,  das 
Handwerk.  Seine  Arbeit  ist  löblich  ^<*),  vor  allen  Dingen,  wenn  es  sich 
nur  mit  der  Arbeit  befasst ;  indessen  ist  im  Ganzen  audi  noch  dagegen 
Nichts  zu  sagen,  wenn  man  sich  mit  dem  Verkauf  selbst  verfertigter 
oder  durch  Arbeit  umgestalteter  Dinge  befasst,  also  mit  der  Arbeit 
Handel  verbindet '*<^).  Das  hiess  mit  anderen  Worten,  die  Production 
möglichst  auf  dem  Standpunct  des  Kleinbetriebs  festhalten.  Auch  darin 
gibt  es  bekanntlich  noch  jetzt  Canonisten,  welche  den  Beruf  fühlen, 
gegen  jeden  Grossbetrieb,  der  Production  und  Handel  verbindet,  feind- 
lich Front  zu  machen. 

Vollkommen  ungünstig  musste  von  Haus  aus  der  Handel,  die  reine 
negotiatio  s.  mercatura  ^"),  angesehen  werden.  Christus  hatte  ja  die 
Händler  aus  dem  Tempel  gewiesen^**).  Der  Handel  war  die  haupt- 
sächlichste Ursache  der  Ungleichheit  des  Vermögensbesitzes,  der  Störung 
des  menschlichen  Glücks  durch  das  Streben  nach  Reichthum.  Der  Han- 
del schätzt  das  Geld  höher  als  alle  anderen  Güter,  er  ist  der  Habsucht 
und  dem  Neid  ergeben,  er  geht  mit  Lug  und  Betrug  um,  der  negotia- 
tor  ist  in  perpetuirlicher  Gefahr  seines  Seelenheils^").  Denn  überall 
bietet  sich  für  ihn  die  Gelegenheit  und  die  Lockung  zur  usura  ^**). 
Wir  wollen  die  Schilderungen  der  schweren  Bedenken  gegen  den  Han- 
del nicht  ausführlicher  hervorheben.  Die  nothwendige  Verbindung  mit 
dem  Grundgedanken  von  der  Natur  des  Geldes  ist  klar. 


709)  Deo  Don  displicet. 

710)  S.  Thom.  II,  2  qa.  77  art  4  Scacc  §.  1  qo.  1  nr.  13. 

711)  S.  über  diesen  Begriff  auch  §.  15  Not.  677  ff. 

712)  C.  11  dist  88. 

713)  S.  Thom.  II,  2,  qo.  77  art  4:  negotiator,  avidus  acqairendi,  pro  damno 
blasphemat,  pro  pretiis  rerum  mentitur  et  pejerat  —  Qoi  emit  et  vendit,  sine  men- 
dacio  esse  non  potest.  Mercator  Deo  placere  non  potest.  Negotiator  negligens 
est  suae  salutis,  und  wie  die  Sätze  alle  heissen.  S.  Scacc.  S«  1  4^  ^  i^*  71  sqq. 
—  c.  13  dist  88:  negotiatores  iUi  abominabiles,  qoi  justitiam  Dei  minime  conside- 
rantes  per  immoderatum  pecuniae  ambitum  pollaunt  merces  soas  plus  onerando 
peijuriis,  quam  pretiis. 

714)  Lucrum  est  esca  et  firaus  est  laqneus.  Scacc.  1.  c.  nr.  77.  Daher 
mercatores  male  audiunt  apud  popolom.    Scacc.S^iqa.7  Par.  1  or.  11* 
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Die  strengere  Doctrin  musste  geradezu  den  Handel  yerdammen, 
oder  doch  mindestens  jedem  wahren  Gläubiger  auf  das  Aeusserste  m- 
derrathen'**).  Erkennt  man  diese  Verbindung,  dann  wird  es  nichit 
mehr  sonderbar  dünken,  wenn  man  sieht,  dass  die  Schriftsteller,  welche 
den  Handel  und  seine  Rechtsbeziehungen  darstellen,  jedesmal  erst  lange 
Ausführungen  brauchen,  um  nur  erst  die  Frage  zu  erledigen,  an  nego- 
tiatio  jure  sit  permissa '*•). 

Zum  Glück  half  auch  hier  die  Scholastik,  um  dem  Handel,  der  einmal 
da  war,  die  Approbation  der  Theorie  zu  verschaffen.  Man  konnte  de- 
duciren,  dass  der  Handel  an  sich  weder  gut,  noch  böse,  sondern  indif- 
ferent sei.  Es  kam  nur  darauf  an,  in  welcher  Weise  und  unter  wel- 
chen Umständen  er  ausgeübt  wurde.  Das  war  nun  die  grosse  Aufgabe 
der  Doctrin,  durch  alle  möglichen  Unterscheidungen  den  Handel  in 
Uebereinstimmung  mit  den  canonischen  Principien,  das  faeisst:  frei  von 
usura ,  zu  erhalten ;  imd  wie  nachgiebig  der  BegrifiP  der  usura  dabei 
gehandhabt  wurde,  haben  wir  öfter  gesehen  ^*^).  Soweit  der  Handel 
von  Wucher  rein  blieb,  war  er  nicht  sündhaft,  sogar  nothwendig,  ja 
höchst  löblich.  Aus  allen  rationes  dubitandi  ging  alsdann  sein  Ruf  sieg- 
reich hervor  und  die  Doctrin  brauchte  sich  daher  derThatsache  gegenüber, 
dass  der  Handel  Zusehens  wuchs,  dass  Edelleute  und  Fürsten  ihm  ob- 
lagen. Nichts  zu  vergeben.  Die  Sehnsucht  nach  dem  Status  incorruptus 
naturae,  in  welchem  die  an  sich  der  Kirche  höchst  unliebsame  merca- 
tura  gar  nicht  existirte,  musste  sich  der  Anerkennung  der  vollendeten 
Thatsache  fügen. 

Zum  schlagendsten  Beweise  hierfür  dient  der  Geld-  und  Wechsel- 
verkehr. Wenn  irgend  eine  Art  des  Handels,  so  musste  diese  verwor- 
fen werden.  Die  Tische  der  Wechsler  hatte  Christus  umgestürzt^"). 
Und  dennoch  kam  man  auch  hier,  wo  eigentlich  das  Wesen  des  Gel- 
des nach  canonischer  Ansicht  unmittelbar  zu  einem  absoluten  Verbot 
hätte  führen  sollen,  schliesslich  dahin,  die  ars  campsoria  sogar  als  utilis 
reipublicae,  propter  cleemosynas  faciendas,  zum  Wechseln  der  grossen  und 
kleinen  Münzen  und  dgl.  anzuerkennen^^*).    Freilich  sddoss  das  nicht 

715)  C.  13  dist.  88  sagt:  quid  est  aliud  negotiatio,  nisi  qoae  possont  atilius 
comparari,  carius  veUe  distrahere? 

716)  S.  Stracch.  tract  de  merc.  Par.  II.   Scacc.  $.  1  qcu  1  pr. 

717)  Insofern  der  Handel  sich  mit  dem  reellen  Transport  beschäftigt,  gilt  er 
als  wahre  Arbeit,  die  ihren  redlichen  Gewinn  hat.  Was  ihn  aber  verdächtig  macht, 
ist  sein  Handthieren  mit  dem  Geld  oder  Capital  und  der  daraus  ihm  znfliessend« 
Gewum.    Vgl.  §.  15  Not  691. 

718)  G.  11  dist  88. 

719)  CovarruT.  de  vet  numim.  collat  c  7  nr.  4.   Asor.  P.  III  IIb*  10  de 
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aas,  den  Wechslern  zu  Gemttbe  zu  führen,  dass  sie  stets  mehr  in 
octupcrium,  quam  in  honestatem  neigten,  dass  ihr  Gewinn,  leicht  ge- 
wonnen, eben  so  leicht  zerrinnen  werde  ^^).  Allein  der  rechtfertigende 
Boden  far  die  Geschäfte  der  argentarii,  nummularii,  trapezidae,  men- 
sularii,  bancherii  u.  s.  w.  war  doch  trotz  der  Theorie  der  pecunia  ste- 
rilis  im  Allgemeinen  gewonnen. 

Practisch  genommen  hatte  es  mit  der  canonischen  Abmahnung  vor 
dem  Handel  und  mit  der  ängstlichen  Sorge,  dass  darunter  keine  nsura 
versteckt  werden  möge,  in  der  späteren  Zeit  nicht  viel  mehr  auf  sich. 
Selbst  sehr  orthodoxe  Schriftsteller  ereiferten  sich  zu  Gunsten  des 
Handels.  Qui  assereret  commercia  esse  illicita,  non  procul  distaret  ab 
haereticali  illorum  errore,  qui  asscrebant,  omnia  bona  debere  esse  com- 
munia^^^.  Die  öffentliche  Gewalt  fand  den  Handel  so  unentbehrlich 
und  zugleich  für  das  Gemeinwessen  so  vortheilhaft ,  dass  mit  Recht 
darauf  hingearbeitet  wurde,  demselben  möglichsten  Vorschub  zu  leisten. 
Dem  Princip  und  der  inneren  Neigung  nach  musste  sich  aber  die  ca- 
nonischeLehre  dem  Handel  und  insbesondere  dem  Geldgeschäft  abwenden. 

Darin  spricht  sich  die  nothwendige  Folge  der  innersten  Ansichten 
aus.  Den  Handel  hätte  man  am  liebsten  gar  nicht  gesehen,  wäre  es 
anders  möglich  gewesen,  ohne  ihn  zu  bestehen.  Der  Ackerbau  und  die 
Viehzucht  war  das  Erwünschte.  Das  Handwerk  konnte  man  sich  allen- 
falls gefallen  lassen,  obwohl  man  recht  gut  fühlte,  dass  sich  mit  dem  arti- 
ficium  leicht  der  Handel  verbindet.  Auf  solche  wirthschaftliche  Wünsche 
gerieth  man  an  der  Hand  der  Wuchei*verbote. 

Für  all'  den  Hass  und  die  Verdammung,  die  ihn  von  Haus  traf, 
und  für  all'  die  Missgunst  und  Besorgniss,  die  sein  Wachsthum  beglei- 
tete, war  es  aber  auch  der  Handel,  welcher  die  canonischen  Principien 
erst  untergrub,  dann  stürzte.  Die  nothwendige  innere  Feindschaft  hatten 
die  Ganonisten  instinctmässig  gefühlt  una  in  der  Folge  durch  die  Er- 
fahrung häufig  erprobt.  Wenn  man  diesen  Kampf  aufnahm,  so  geschah 
es  doch,  das  wird  uns  heute  nicht  mehr  befremden,  so  sehr  mit  dem 
Gefühl  der  eigenen  Unsicherheit ,  unter  solchen  Opfern  an  der  ursprüng- 
lichen starren  Kraft  des  einigen  Dogmas ,  dass  der  Sieg  nicht  zweifel- 
haft sein  konnte.  Und  hätte  dann  ja  der  Sieg  zweifelhaft  sein  können? 
Der  Ebmdel,  der  Verkehr  der  Meq^chen,  welcher  nicht  bloss  die  mate- 


camb.  c  3.    Scacc  $.  1  qa.  6  nr.  14.  —  S.  auch  8.  ThooL  Il|  2  qo.  77  art  4. 
Lud.  MoL  disp.  398  nr.  3. 

720)  Scacc.  $.  1  qo.  7.    Par.  1  nr.  16  sqq. 

721)  Scacc.  §.  1  qo.  1  nr.  66. 
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riellen  Güter  vennehrt)  sondern  in  gleichem  Maasse  auch  die  Kräfte  der 
Intelligenz  steigert,  musste  es  sein,  welcher  die  dumpfe  Last  des  cano- 
nischen  Dogmas  aUmählig  zersprengte. 

§.  17.    Tertheilang  der  Oftter. 

Unter  dieser  Rubrik  berühren  wir  schliesslich  dasjenige,  was 
gleichsam  den  Hintergrund  aller  canonischen  Ansichten  über  die  mate- 
riellen Güter  bildet.  Wie  die  canonische  Lehre  über  die  irdischen 
Güter  und  deren  Besitz  dachte,  leuchtete  oft  genug  aus  der  bisherigen 
Darstellung  hervor.  Schon  bei  Rechtfertigung  der  Zinsverbote  musste 
der  Zusammenhang  mit  den  communistischen  Ideen  christlicher  Liebes- 
pflicht auftauchen.  Dieselbe  Quelle,  welcher  die  Zinslosigkeit  des  Dar- 
lehns  entstammte,  die  Bibel,  hiess  in  voller  Gütergemeinschaft  leben. 
Christus  und  die  Apostel  hatten  geboten,  sich  aller  Schätze  zu  entle- 
digen und  sie  den  Armen  zu  geben  ^**).  Nach  Gottes  Willen  sollten 
ursprünglich  alle  Erdengüter  gemeinsam  sein. 

In  der  That  stand  es  schon  um  dieses  positiven  Zeugnisses  willen 
canonisch  fest,  dass  de  jure  naturali  et  divino  alle  Dinge  an  sich  ge- 
meinsam und  ungethellt  seien '^^').  Dieser  Satz  wurde  vielmal  in  den 
canones  des  Corpus  jiu:is  wiederholt.  Das  meum  et  tuum  procedunt 
ex  iniquitate  et  turbant  quietem  humanam^^^).  Daher  denn  eigentlich 
alle  commercia,  weil  sie  die  Gemeinschaft  aufzuheben  und  Sonderbesitz 
zu  gründen  trachten,  verboten  sein  sollten. 

Für  die  Theologen  war  dies  unbestreitbares  Axiom;  nicht  minder 
für  die  Juristen.  Von  Rechtswegen  hätte  dieser  Satz  durch  die  Kirche 
zum  äusseren  Zwangsgebot  werden  müssen,  zumal  seit  jene  Aussprüche 
Theile  des  Coi-pus  juris  geworden  waren. 

Allein  die  Unmöglichkeit,  das  biblische  Gebot  der  Liebe  als  posi- 
tives Gesetz  in  der  Welt  durchzuführen,  war  allzu  offenbar.  Ungeach- 
tet dieses  Ziel  als  letzte  Folgerung  namentlich  auch  hinter  dem  Zins- 
verbote stand,  erkannte  man  doch  bald,  dass  die  Gütergemeinschaft 
nicht  mehr  durchzuführen  sei.  Mit  acht  scholastischer  Wendung  über- 
zeugte sich  die  Doctrin,  dass  zwar  nach  Naturrecht  Alles  gemeinschaft- 


75»)  Luc.  14,  33.    Matth.  19,  21;  vgl. Prediger  6,  14. 

723)  C.  7  dist.  1 ;  c.  1  dist.  8;  c.  2  C.  12  qu.  1;  c.  8  dist.  47. 

724)  C.  2  G.  12  qu.  1.  Besonders  kräftig  führt  dies  Thema  c.  8  dist.  47  ans: 
0  impudens  dictum:  propria  dicis?  quae?  ex  quibus  reconditis  in  hunc  mundum 
tnlisti?  quando  in  hanc  ingressus  es  lucem,  quando  de  ventre  matris  exiisti,  quibua 
quaeso  facultatibus  quibusque  subsidüs  stipatus  ingressus  es?  Proprium  nemo 
dicat,  quod  est  commune. 
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lieh  sei,  dass  sich  aber  die  Lage  der  Dinge  nach  dem  Sündenfall  ge- 
ändert habe.  Jene  R^el  bezog  sich  nur  auf  den  Status  incorruptus 
naturae.  In  dieser  einmal  sündhaften  Welt  aber  konnte  die  divisio 
rerum  nicht  nur  Platz  finden,  nein,  sie  musste  sogar  sein.  Mit  Eecht 
besteht  daher  schon  ex  jure  gentium  das  Sondereigenthum,  ohne  dessen 
Existenz  unter  den  Menschen,  wie  sie  nun  einmal  sind,  nur  Zwietracht 
und  Verderben  herrschen  würde  ^**).  Man  kann  also  gerade  das  Ge- 
gentheil  von  dem  behaupten,  was  die  Bibel  in  den  obigen  Stellen  sagt  ^^•). 

Für  den  ächten  Christen  blieb  es  freilich  Pflicht,  dem  Wortlaut 
der  Schrift  nachzuleben,  wenn  dies  auch  im  Allgemeinen  für  Alle  nicht 
thunlich  war.  Daher  denn  die  Vorschriften  für  die  Cleriker,  in  denen 
sich  die  wahre  Grundansicht  der  Kirche,  welche  sie  nicht  durchweg 
zur  Geltung  bringen  konnte,  doch  wenigstens  in  ihrem  eigenen  Schoosse 
widerspiegelt.  Weltgeistliche  wurden  bekanntlich  von  jeher  gelinder  ge- 
halten, wenn  sie  paupertatem  non  professi  sunt.  Sie  durften  auf  an- 
ständige Weise  Etwas  erwerben  und  als  Sondereigenthum  besitzen,  ob- 
wohl ihnen  die  Benutzung  desselben  zu  kirchlichen  Zwecken,  namentlich 
zur  Mittheilung  an  die  Armen,  Pflicht  war^*0- 

Den  Regularclerikern  dagegen  lag  es  ob,  streng  das  Gesetz  zu  er- 
füllen. Sie  zeigten  gleichsam  practisch,  was  wahre  und  ursprüngliche 
Pflicht  der  Christen  sei.  Das  votum  paupertatis  drückt  aus,  was  dar- 
unter verstanden  Verden  muss.  Sie  dürfen  nicht  dem  Erwerb  nach- 
gehen^*®), sie  können  kein  Privateigenthum  besitzen^*').  Nur  die  Ge- 
sammtheit,  die  Congregation,  das  Kloster  u.  s.  w.,  und  selbst  dieses  war 
fi*üher  vielfach  bestritten  gewesen''®),  konnte  Eigenthum  und  noch  da- 
zu nur  unter  Beschränkungen  haben  ''^).  Bei  den  Franziskanern  nicht 
einmal  das  Kloster;  hier  war  das  dominium  apud  solum  Christum. 

Daraus  folgte  dann,  dass  die  Dispositionsrechte  der  Regularen  so- 
wohl inter  vivos,  als  durch  Testament  ausgeschlossen  waren  und  dgl. 
mehr  ^^^). 

Anders  bei  Laien ;  für  diese  wurde  das  Sondereigenthum  zur  Noth- 


725)  S.  die  AuBführangen  ?on  L.  Less.  11  c  5  dub.  2,  3.    Scacc.  §.  1  qu. 
1  nr.  39  sqq. 

726)  Ita,  ut  qoi  assereret  contrarium,  sit  in  haereticali  errore.    Scacc.  1.  c. 
nr.  60. 

727)  Less.  II  c.  4  dub.  6. 

728)  C.  10  dist.  88. 

729)  C.  6,  7,  8,  9.   C.  12  qu.  1. 

730)  Concil,  Trident.  sess.  25  c.  2,  3.—  S.  auch  c.  3  VI  de  V.  S.  6,  12. 

731)  Less.  II.  c.  4  dub.  2. 

732)  Tit  X.  3,  26  und  27. 
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wendigkeit,  quia  aJiter  sodetas  humana  non  stabit,  cum  boni  ^erent 
et  mali  omnia  raperent  ^'^).  Ohnehin  Hessen  sich  dafür  auch  mancher- 
lei das  Privateigenthum  anerkennende  Bibelstellen  beibringen.  Die  Ent- 
äusserung  aller  Erdengüter  blieb  sonach  nur  ein  arbiträres  Sittengesetz 
(de  consUio) ,  wurde  aber  nicht  zum  wirklichen  Zwangsgebot  (de  prae- 
cepto^")). 

Bei  alle  dem  erschien  die  Gemeinschaftlichkeit  inmier  als  der  er- 
wünschte, wahrhaft  gute  Zustand  der  menschlichen  Gesellschaft,  als  das 
Ideal,  das  man  stets  so  viel  als  möglich  im  Auge  behalten  müsse.  Bei 
Anerkennung  des  Sonderbesitzes  verstand  es  sich  doch  von  selbst,  dass 
in  Nothfällcn  die  Rückkehr  zum  Urzustand,  die  Aufhebung  des  Privat- 
eigenthums,  stets  durch  die  ö£Pentliche  Gewalt  ausgesprochen  werden 
könne  ^''*).  Das  Privateigenthum  war  nach  dieser  Ansicht  eigentlich 
nur  um  der  Forderungen  des  gewöhnlichen  Lebens  willen  geduldet, 
während  es  im  römischen  Recht  das  ursprünglich  erste  Naturrecht  ist, 
ein  Gegensatz,  der  selbstverständlich  für  die  Gestaltung  vieler  Rechts- 
lehren sehr  bedeutend  wird.  Man  erkannte  zwar  die  Theilung  des 
Besitzes  als  factisch  bestehend  an;  allein  niemals  konnte  sie  als  der 
wahrhaft  wünschenswerthe  Zustand  gelten  und  jederzeit  musste  sich  der 
Privatbesitz  dazu  bequemen,  in  Fällen  des  Bedürfnisses  seine  Güter 
der  Gemeinheit  zu  opfern  ^^•). 

Wohin  das  führt,  lässt  sich  nicht  besser  nachwei^n,  als  an  der  Art 
und  Weise,  wie  die  Frage  discutirt  wurde  '^') :  an  princeps  possit,  etiam 
sine  causa,  rem  meam  aufferre.  Die  Öffentliche  Gewalt  war  es,  die 
über  dem  Privateigenthum  steht.  Dass  sie  justa  causa  interveniente 
in  das  Privateigenthum  eingreifen  könne,  darüber  waren  alle  Rechts- 
lehrer einig^^®).  Ob  aber  nicht  bei  jedem  das  Privateigenthum  auf- 
hebenden Kabinetsbefehl  ein  rechter  und  rechtfertigender  Grund  zu 
vermuthen  sei?    Manche  wollten  das  nicht  annehmen,  allein  die  über- 


733)  Cf.  auch  D  a  r  t.  c.  7  dist.  1  nr.  6,  7. 

734)  Mich.  Salon,  ad  S.  Thom.  II,  2  qu.  4  art.  1. 

735)  Gloss.  in  c.  7  dist.  1.    Gloss.  in  c.  8  dist  47. 

736)  Dafür  berief  sich  die  in  der  vorigen  Note  citirte  Glosse  auf  L.  2  Big. 
ad  leg.  Ehodiam.  S.  auch  Gloss.  omnium  ad  c.  2  G  12  qu.  1 :  duicissima  rerom 
possessio  communis  est;  und  Gloss.  commun  ad  c.  8  dist.  47.  —  Mithin  waren 
nicht  nur  tempore  necessitatis  cibaria  omnibus  communicanda ,  sondern  auch  die 
Reichen  zu  zwingen  ad  dandum  vel  absolute  vel  mutuo.  Daran  schliesst  sich  wieder 
die  Sorge  für  den  Verkehr,  wovon  in  §.  9  die  Rede  war. 

737)  Darüber  gibt  in  einer  interessanten  Folge  von  Artikeln  Aufschloss  An  t. 
Gabr.  Roman,  conclus.  III  de  jure  quaesito  non  toll,  coucl.  1 — ^8. 

738)  S.  Gabriel.  1.  c.  concl.  2. 
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wiegende  Meinung  war  für  Bejahung  der  Frage  ^'•).  Nun  blieb  nur 
noch  jene  Erwägung  übrig,  ob  nicht  auch  ohne  allen  rechten  Grund 
der  Herrscher  an  Kespectirung  des  Eigenthums  nicht  gebunden  sei.  Und 
dass  ernstlich  darüber  gestritten,  wenn  auch  nicht  mit  Sicherheit 
entschieden  wurde ^^^),  lehrt  uns,  wie  weit  man  auf  der  abschüssigen 
Bahn  fortgetrieben  wurde,  und  zugleich  welcher  Abstand  unsere  heutigen 
Expropriationsgesetze  von  dieser  Anschauung  trennt.  Wo  das  Privat^ 
eigenthum,  das  Recht  des  Einzelnen  nicht  den  Ausgangspunct  bildet, 
ist  die  consequente  Folge  Willkür  des  Herrschers,  gleichviel  in  wel- 
cher Form  die  Herrschergewalt  auftritt ''*'). 

Die  Wahrheit  dieses  Zusammenhanges  zeigt  jede  socialistische  Lehre 
auch  der  Gegenwart. 

Durch  die  christliche  Pflicht  sollte  eigentlich  der  Egoismus  ganz 
ausgeschlossen  werden.  Jene  mächtige  Triebfeder  der  wirthschaftlichen 
EntWickelung,  der  berechtigte  Egoismus  des  Einzelnen,  in  welchem  die 
verständige  Ansicht  heut'  zu  Tage  zugleich  den  Nutzen  der  Gesammt- 
heit  erkennt,  wurde  verleugnet.  Um  des  eigenen  Yortheils  willen,  um 
für  sich  zu  besitzen,  sollte  Niemand  nach  Erwerb  streben.  Die  Hab- 
sucht ist  Götzendienst^*»).  Die  äusseren  Güter  sind  zwar  unentbehr- 
lich zum  Leben,  oder  nur  instrumenta  deservientia  beatitudini,  quae 
consistit  in  operatione  virtutis.  Die  Erzeugung  oder  der  Erwerb  äusse- 
rer Güter  non  cadit  sub  merito^*»).  Der  Nutzen  und  folglich  auch 
die  Pflicht^**)  der  materiellen  Arbeit  tritt  vollständig  zurück  vor  der 
Nothwendigkeit  und  der  Pflicht  der  inneren  Beschauung,  der  Glaubens- 
arbeit, die  zur  Seligkeit  führt. 

Wenn  nun  auch  das  Privateigenthum  statthaft  oder  unvermeidlich 
war,  so  erechien  doch  Nichts  unheilvoller,  als  die  Ungleichheit  des  Be- 
sitzes, welche  Arme  und  Reiche  in  Gegensatz  stellt.  Die  Möglichkeit 
des  eigenen  Erwerbs  gab  noch  kein  Anrecht  auf  den  ausschliesslichen 


739)  S.  das.  concl.  3. 

740)  Das.  concl.  1. 

741)  In  den  erwähnten  Conclusioneu  des  coUegii  sacrae  aulae  consistorialis 
advocatorum  decani  schliessen  sich  folgende  weitere  lehrreiche  Untersuchungen  aus 
den  Sprüchen  der  mittelalterlichen  Juristen  zusammengesteUt  an :  princeps  an  possit 
contractnm  cum  eo  factum  revocare  (concl.  5);  an,  si  constitutionem  in  c<m- 
tractum  transferat,  eam  sine  c au s a  revocare  possit  (was  in  concl.  6  allerdings 
verneint  wird,  aher  mit  grossen  Limitationen);  an  princeps  inviüs  dribus  possit 
dvitatem  alienare  (concl.  8.) 

742)  C.  10  X.  de  praeb.  3,  5. 

743)  S.  Thom.  U,  1  qu.  4  art  7;  qa.  114  art.  la 

744)  S.  oben  $•  1^  nach  Not  682. 
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Genuas  des  Erworbenen.  Der  Mensch  soll  nicht  die  irdischen  Schätze 
als  wesentliches  Ziel  seines  Strebens  ansehen,  nicht  in  deren  Besitz  sein 
Glück  suchen.  Cr  verfällt  sonst  in  die  Kapitalsünde  der  avaritia,  ans 
der  eine  ganze  Reihe  von  anderen  Sünden  leicht  hervorgeht  ^*^). 

Insofern  ist  der  Reichthum,  obgleich  nicht  geradezu  verboten,  doch, 
indem  er  anreizt,  nach  ihm  um  seiner  selbst  willen  zu  trachten  und 
das  Wichtigste  hintanzusetzen,  eine  nahe  Gelegenheit  zur  Sünde ^*^). 
Die  Seele  des  Reichen  schwebt  in  beständiger  Gefahr.  Arm  sein  ist 
besser.  Die  Armuth  ist  der  natürliche  und  Gott  wohlgefällige  Stand  '*0. 
Der  Reichthum  ist  nur  unter  der  Bedingung  gelitten"^*®),  dass  er  zu 
guten  Werken  verwendet  wird^*').  Der  Reiche  soll  wissen,  dass  sein 
Gut  vergänglich  ist,  er  soll  sein  Herz  nicht  daran  hängen  und  dasselbe 
hauptsächlich  dazu  verwenden,  um  den  Armen  Wohlthaten  zu  er- 
weisen"^). Der  Reichthum  war  ihm  nur  zeitweise  anvertraut  und 
durch  seine  Verwendung  sollte  gleichsam  die  Ungleichheit  des  Besitzes, 
die  einmal  in  der  Welt  nicht  hinwegzubringen  war,  wieder  ausgeglichen 
werden. 

Wenn  nun  auch  diese  Auffassung  der  Gütervertheilung  keineswegs 
zu  einer  äusserlichen  Zwangsvorschrift  ausgeprägt  werden  konnte,  wenn 
es  vielmehr  lediglich  Sache  der  Moral  und  der  Religionsübung  blieb, 
derselben  gehorsam  zu  sein,  so  begreift  sich  doch  leicht,  dass  dadurch 
selbst  die  äussere  Gesetzgebung  mittelbar  wesentlich  beeinflusst  werden 
musste.  Unsere  Ausführungen  liefern  davon  genug  Beispiele,  dass  über- 
all die  Kirche  ihre  Aufgabe  darin  fand,  den  Gegensatz  von  Arm  und 
Reich  möglichst  aufzuheben  oder  zu  mildern.  Immer  wieder  strebt  sie 
zu  dem  Ideal  der  völligen  Gütergleichheit  oder  Gemeinschaft  zurück. 

In  allen  Rechtsregeln  zeigt  sich  die  Stimmung  gegen  den  Erwerb, 
gegen  den  Gewinn  und  für  den  Schuldner.  Das  Zinsverbot  des  Darlehns 
und  die  ganze  Reihe  seiner  Consequenzen  fanden  ihren  ausgesproche- 
nen Grund  in  dem  unleidlichen  Druck,  den  sonst  der  Reichthum  auf 


745)  Less.  II  c.  47  dub.  8  nr.  59  sqq. 

746)  Matth.  19,  24.  Unter  den  Theologen  waren  aber  urspranglidi  viele 
Zweifel,  ob  nicht  der  Beichthum  schon  an  sich  Sünde  sei  Mich.  Salon,  ad  S. 
Thom.  II,  2  qu.  4  art.  1.    Scacc.  S-  1  qu.  1  nr.  78. 

747)  Prediger  5,  14. 

748)  Di\iliae  sunt  (per  se)  iniquitates;  dives  iniqaos  aut  heres  iniqni.  Scaca 
1.  c.  nr.  79. 

749)  Gloss.  in  c.  6  C.  12  qu.  1. 
760)  C.  6  C.  33  qu.  5. 
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die  Annuth  und  die  Arbeit  ausüben  würde  ^").  Schutz  des  Leidenden, 
Sicherung  vor  Nachtheil  durch  den  ganzen  Verkehr  hindurch  zu  gewäh- 
ren, war  eine  Aufgabe  der  Kirche,  welche  ihr  zugleich  die  Oberaufsicht 
und  die  Herrschaft  über  den  gesammten  Verkehr  eintrug. 

Insbesondere  begegnen  wir  jenen  Gedanken  über  Reichthum  und 
Annuth  wieder  in  dem  wirthschaftlichen  Gebahren  der  Kirche  selbst. 
Wie  die  Kirche  es  mit  ihrem  eigenen  Reichthum  und  mit  dem  Besitz 
ihrer  Mitglieder  hielt,  lässt  am  besten  ihre  wahre  Meinung  erkennen. 

Die  Cleriker  sollten  nicht  divitiis  anhelare'").  Eben  darum  wa- 
ren ihnen  die  eigentlichen  Erwerbsgeschäfte  untersagt**').  War  auch 
der  Reichthum  nicht  ein  malum  per  se,  so  musste  der  Diener  der  Kirche 
doch  schon  den  Anschein  vermeiden.  Einem  Theil  der  Cleriker  war 
die  Annuth,  die  Entbehrung  allen  Besitzes  direct  zur  Pflicht  gemacht. 
Sie  sollten  nur  aus  Almosen  ihre  Bedürfnisse  bestreiten  und  den  Ueber- 
schuss  den  Armen  mittheilen.  Nur  in  äusserster  Noth,  bei  Unzuläng- 
lichkeit der  Liebesgaben,  durfte  diese  Regel  überschritten  werden,  um 
das  Leben  zu  fristen***). 

Die  strengere  Ansicht  wollte  behaupten,  dass  Christus  und  die 
Apostel  niemals  etwas  Eigenes  besessen  hätten.  Das  wäre  für  die 
Kirche,  welche  ihrem  Stifter  in  Allem  nachfolgen  sollte,  ein  bedenkli- 
ches Dogma  gewesen^**).  Johann  XXII.  erklärte  jene  Ansicht  für  iiT- 
thümlich  und  ketzerisch***).  Freilich  war  es  nicht  eben  leicht,  diese 
Entscheidung  nach  allen  Seiten  hin  zu  begründen  und  darzuthun,  dass 
die  betreffenden  Orden,  denen  ursprünglich  volle  Armuth  auferlegt  war, 
bei  fortgesetzter  Armuth  der  einzelnen  Mitglieder  doch  als  Gesammtheit 
Vermögen  besitzen  durften. 

Indessen  soweit  letzteres  der  Fall  war,  fand  man  in  dieser  Ge- 
meinsamkeit einmal  die  Rückkehr  der  Einzelnen  zum  Naturzustand  des 
ungetheilten  Güterbesitzes  und  zugleich,  indem  das  Vermögen  wesent- 
lich für  Arme  verwendet  werden  sollte,  ein  Hülfemittel  zur  Ausgleichung 
der  durch  das  Privateigenthum  überhaupt    in   der  Welt  entstandenen 


751)  Die  Entstehung   der  montes  pietatis  wird  auf  die  Sorge  für  die  Armen 
zurückgeführt  und  dgl. 

762)  C.  18  in  fin.  X.  de  cens.  3,  39;  c.  16  X.  de  vit^  et  hon.  3,  1. 

763)  S.  oben  §.    16  Not.  661  ff. 

764)  S.  über  die  Regel  der  Franziskaner  c:  3  VI  de  V.  S.  5 ,  12,  weiter  erläu- 
tert in  c.  11  Giern,  de  V.  S.  5,  11  und  Extrav.  Joann.  XXIL  tit.  14  c.  1—3. 

766)  Dass  diese  ursprünglich  kein  eigenes  Vermögen  besass,  sondern  nur  von 
den  Handreichungen  lebte,  s.  Jan.  a  G  ost.  com.  in  tit.  X.  de  pign.  3,21  princ. 
766)  G.  4,  6.  Eztrav.  cit. 
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Gegensätze.  So  war  der  Besitz  jener  kirchlichen  Cörporationen  als 
solcher  gerechtfertigt. 

Von  dieser  Seite  her  betrachtete  aber  auch  die  Kirche  überhaupt 
ihren  ganzen  Besitz,  nicht  bloss  den  der  Klöster  und  C!ongregationen.  Die 
Kirche  hatte  eine  Masse  Yon  Einkünften,  ein  grosses  Vermögen.  Sie 
selbst  schien  das  Princip  der  Yennögensgleichheit  durch  Anhäufung  der 
Güter  in  ihrer  Hand  zu  nichte  zu  machen.  Indessen  schien  dies  nur 
so.  Der  Zehnten,  alle  sonstigen  Revenuen  und  Besitzthümer  deckten 
zwar  zunächst  auch  den  Lebensunterhalt  derjenigen,  welche  für  die 
Kirche  arbeiteten.  Allein  bei  dem  Zehnten  sowohl,  wie  bei  dem  Ei- 
genihum  der  Kirche  wurde  stets  hervorgehoben,  dass  daraus  zugleich 
den  egentes  gespendet  werden  soll. 

Bekanntlich  setzte  sich  allmählich  seit  dem  5.  Jahrhundert  als  Re- 
gel fest,  dass  alle  Einkünfte  in  vier  Theile  getheilt  wurden,  von  denen 
einer  dem  Bischof,  einer  den  Clerikem,  einer  der  Baukasse,  einer  den 
Armen  bestimmt  war'^^).  Damach  fiel  den  Armen  freilich  nur  eine 
Quote  zu;  allein  neben  dem  Lohn  und  der  Erhaltung  der  Kirche  selbst 
war  die  Unterstützung  der  Armen  doch  der  wesentliche  Grund,  aus 
d^n  der  Besitz  der  Kirche,  ja  selbst  die  Anhäufung  von  Reichthum 
gerechtfertigt  war.  Ursprünglich  war  man  sogar  der  Meinung,  dass 
erst  die  Annen  zu  bedenken  seien,  bevor  der  Bischof  die  Befriedigung 
seines  eigenen  Unterhaltes  nehmen  sollte  ^^^). 

Die  Kirche  hatte  für  die  Armen  zu  sorgen.  Die  Armen  hatten 
darauf  nach  dem,  was  über  die  Stellung  derselben  oben  gesagt  wurde  ^^\ 
einen  begründeten  Anspruch.  Die  Kirche  bestellte  ihnen  daher  eigene 
Defensoren ^•®) ,  sie  nahm  sich  der  Rechtspflege  der  Armen,  Wittwen 
und  Waisen  ganz  besonders  an  ^®^).  Dass  sie  jedem  Schuldner,  als  den 
Bedrückten,  Verfolgten,  ihre  Theilnahme  nicht  versagte,  ist  seiner  Zeit 


757)  C.  23—30,  bes.  c.  28.    C.  12  qu.  2. 

768)  C.  23  C.  12  qu.  1.  —  Der  Luxus  in  Gebäuden,  Gewändern  und  dgl.  war 
untersagt,  damit  die  Armen  nicht  verkürzt  werden ;  c.  71 C.  12  qu.  2 ;  dagegen  war 
im  NothfaU,  um  Arme  zu  unterstützen,  selbst  die  Yerausserüng  des  Eirchengutes 
gestattet;  c  70  C.  12  qu.  8. 

769)  S.  Not.  747. 

760)  Die  paaperes  dürfen  daher,  was  sehr  bezeichnend  ist,  gleich  als  wären 
sie  ein  voUberechligter  Stand,  CoUegien  bilden.  Bartol.  in  L.  4  de  coli  illic.  47, 
22  nr.  9. 

761)  C.  10  C.  23  qu.  3;  c.  12,  26  ibid.  35  c.  16  X.  de  judic  2,  1;  c.  26  X.  de 
V.  S.  6,  40. 
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erwähnt  worden  ^^).  Die  Zuflacht,  welche  die  Immunität  der  Kirche 
darbieten  konnte,  hängt  damit  zusammen. 

Aus  demselben  Grunde  übte  die  Kirche  auf  die  Reichen  oder  Be- 
sitzenden Druck  aus.  Der  Reichthum  oder  Besitz  war  nur  gerecht, 
wenn  er  den  christlichen  Geboten  gemäss  zur  Unterstützung  der  Mit- 
menschen benutzt  wurde.  Der  Reiche  sollte  sich  in  Wahrheit  nur  als 
Verwalter  der  zeitlichen  Güter  und  zwar  als  guter  Verwalter,  so  dass 
er  keinen  Schaden  an  seiner  Seele  erfuhr,  betrachtend^). 

Die  charitas  oder  liberalitas  ist  die  Tugend,  welche  in  divitiis  die 
Sünde  der  avaritia  ausschliesst^*^).  Das  Ahnosen  ist  die  Bethätiguug 
der  charitas  (cum  misericordia).  Diese  empfahl  die  Kirche  nicht  bloss 
als  Moralgebot  ^^^) ,  sondern  sie  übte  darauf  in  der  mannigfachsten 
Weise  einen  Zwang  aus. 

Jeder  sollte  schon  aus  freien  Stücken  so  viel  Almosen  geben,  als 
ihm  zu  spenden  möglich'^),  ja  selbst  mit  Aufopferung  seines  Ver- 
mögens'*0-  ^^^^  A^^^  wurde  die  Pflicht,  Almosen  zu  geben,  mit  der 
Busse  in  Verbindung  gebracht  Dem  Seelenheil  der  Verstorbenen  konnte 
durch  Almosenvertheilung  der  grösste  Vorschub  geleistet  werden  ^^). 
An  die  Auflegung  der  Almosen  als  Bussmittel  knüpfte  sich  bekanntlich 
die  Einrichtung  des  Ablasses.  Quaestores  eleemosynarum  sammelten 
die  Almosen  und  Ablassgelder  ein^^*).  Die  Bettelorden  waren  factisch 
beständig  auf  der  Almosenquästur.  Keine  Gelegenheit  liess  die  Kirche 
vorüber,  ohne  der  Armen  zu  gedenken  und  zu  Almosen  aufzufordern. 

Die  Pflicht  der  Wohlhabenden,  Almosen  zu  geben,  war  mehr  als 
blosse  Liebespflicht,  ja  selbst  als  dogmatisches  Gebot.  Sie  konnten  durch 
das  officium  judicis  (ecdesiastici  zunächst)  dazu  gezwungen  werden  nach 


762)  S.  oben  S-  H  a-  K 

763)  S.  Thom.  II,  2  qu.  32  art  6  sagt,  dass  der  Besitzer  zwar  Eigenthum 
habe,  sed  qoantum  ad  usum  non  solum  debent  bona  esse  ejus,  sed  etiam  alioram, 
qui  ex  eis  sastentari  possunt  Basilius  führte  dies  noch  sch&fer  aus;  s.  daselbst. 
Cf.  auch  c.  8  dist  47  in  fin« 

764)  L.  Less.  U  c.  47  dub.  a 

765)  S.  Thom.  n,  2  qu.  23  art.  2;  qu.  32  art.  1. 

766)  De  superfluo  et  necessitatem  patienti  zu  geben,  ist  de  praecepto,  ceteris 
dare  de  consOio.     S.  Thom.  II,  2  qu.  32  art  5. 

767)  G.  4  §.  1  0.  23  qu.  6;  c.  13  dist.  46.  —  S.  Thom.  II,  2  qu.  32  c.  2 
zfthH  sieben  Arten  des  materiellen  (im  Gegensatz  des  spiritueUen)  Almosens  auf: 
pascere  esurientem,  potare  sitientem,  Testire  nudum,  recoUigere  hospitem,  visitare 
infirmnm,  redimere  captivum,  sepelire  mortaum. 

768)  C.  21—23  C.  13  qu.  2. 

769)  C.  14  X.  de  poenit.  6,  38;  c.  2  Clem.  de  poenit.  5,  9. 
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göttlichem  und  menschUchem  Recht.  Das  Almosen  war  ein  debitmn 
legale  ^^^).  Der  Reiche  musste  ad  commune  bonom  beitragen,  je  nach 
Stand,  Besitz,  Würde  u.  s.  w.^"). 

So  tief  war  das  Streben  nach  Gütergleichheit  der  Kirche  einge- 
pflanzt, dass  sie  also,  da  sie  nicht  von  Hans  aus  die  Gemeinschaft  auf- 
recht zu  erhalten  vermochte,  sich  wenigstens  den  Beruf  vindicirte,  mit 
allen  Mitteln  auf  die  Ausgleichung  von  Reichthum  und  Armuth  hifizu- 
wirken.  Dazu  wurde  nicht  nur  der  Hebel  rein  religiöser  Gebote  in 
Bewegung  gesetzt,  sondern  auch  das  unmittelbare  weltliche  Gesetz. 
Dahin  gehört  die  Begünstigung  der  milden  Anstalten,  Armenh&user, 
Herbergen,  Revaiüenstiftungen^^^),  die  £rleichterung  der  Formen  aller 
solcher  Zuwendungen  an  die  Armen ^^').  Ersatzleistungen,  Strafen, 
welche  man  heute  dem  Fiscus  zuweist,  fielen  den  Armen  anheim  und 
dgl.^^*). 

Mit  einem  Wort  man  nahm  von  d^n  Besitzenden,  was  man  nur 
konnte,  und  gab  den  Armen,  so  viel  man  nur  konnte.  War  das  Mein 
und  Dein  nicht  aus  der  Welt  zu  schaffen ,  so  wurde  doch  damit  d^ 
Idee  nach  erreicht,  dass  factisch  auch  der  Besitz  des  Vermögenden 
dem  Besitzlosen  mit  zu  Gute  kam.  Das  war  der  Grundzug  des  Armen* 
Wesens. 

Das  Wichtigste  war  freilich,  dass  die  Kirche  die  bereditigte  Yer- 
theilerin  der  Almosen  ist'^^).  Zwar  war  es  dem  Einzelnen  nicht  v^- 
wehrt,  auch  unmittelbar  den  Hül&bedürftigen  mitzutheilen.  Die  orga- 
nisirte  Armenpflege  aber  umfasßte  die  Kirche  selbst.  Die  Kirche  sam- 
melte die  Gaben,  welche,  gross  oder  klein,  den  Armen  zufliessen  sollten. 
Ihr  wurden  die  Schenkungen  gemacht,  damit  aus  deren  Ertragnissen 
die  Bedürftigen  unterstützt  würden.  Die  Kirche  war  die  Verwalterin 
der  für  die  Armen  bestimmten  Güter.  Und  je  reicher  die  Gaben  ihr 
zuströmten,  je  mehr  sich  ihr  Vermögen  in  das  Colossale  ausdehnte, 
desto  mehr  war  sie  der  Idee  nach  die  Mittelsperson  zwischen  Arm  und 
Reich.  Den  Reichen  zog  sie  unaufhörlich  die  irdischen  Güter  ab,  um 
sie  den  Armen  zukommen  zu  lassen.  Mithin  stand  der  unermessliche 
Besitz  der  Kirche  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  Dogma ,  er  war  viel- 
mehr der  Anfang  der  Ausführung. 


770)  S.  Thom.  II,  2  qu.  18  art.  4, 

771)  Covarruv.  var.  resol.  EI  c.  14  nr.  5. 

772)  C.  '3,  4  X.  de  relig.  dorn.  3,  36. 

773)  C.  11  X.  de  testam,  8,  26. 

774)  Covarruv.  in  c.  4,  VI  de  R.  J.  par.  2. 

775)  lieber  die  Art  der  Austheilong  cf.  c.  14—20  dist  86. 
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Neben  ihrer  rein  geisüidien  Aufgabe  erschien  es  in  Bezug  auf  die 
materiellen  Dinge  inrklich  Ziel  der  Kirche,  die  Ungleichheit  der  Güter- 
yertheilung  wieder  zu  Versöhnen. 

Es  genügt  uns  hier,  die  Endpuncte  der  canonischen  Ansichten  kurz 
zu  beschreiben.  Das  Nachdenken  fühlt  sich  von  selbst  nach  nianchen 
Sichtungen  hin  angeregt.  Es  wäre  ohne  Zweifel  interessant,  weiter  zu 
verfolgen,  wie  hoch  der  Lohn,  den  die  Kirche  fiir  ihre  Güterverwaltung 
sich  berechnete.  Es  wäre  interessant,  zu  erörtern,  wie  viel  der  Schutz 
der  Armuth,  die  Herrscbaft  über  die  materiellad  Güter  und  den  Ver- 
kehr, der  Druck  auf  die  Selbstständigkeit  des  Besitzes  und  der  Arbeit 
dazu  beitrug,  ihr  die  Abhängigkeit  der  Menschen  zu  sidiem  und  ihren 
Einfluss  da  zu  befestigen,  wo  sie  ihn  zuerst  wollte,  im  Gebiet  der  gei- 
stigen Thätigkeit  Man  erkennt  wohl,  dass  tiefe  Bezüge  herüber  und 
hinüber  gehen.  Sie  näher  auszuführen  oder  Kritik  zu  üben,  würde 
jedoch  die  Grenzen  der  g^enwärtigen  Darstellung  weit  überschreiten. 

Von  den  Gonsequenzen  jener  zur  Gütergemeinschaft  zurückstre- 
benden Tendenz  mag  indessen  noch  die  eine  erwähnt  werden,  welche 
sich  an  dem  Begriff  der  Gonsumtion  nadiweist.  Aus  dem  sinnlichen 
Begriff  der  Sache,  wie  er  eben  geschildert  wurde,  geht  nothwendig  auch 
der  rein  sinnliche  Begriff  der  Gonsumtion,  des  Verbrauchs  hervor.  Das 
Geld  war  verbraucht  mit  seiner  .distractio,  von  der  Sache  blieb  noch  der 
Gonsumtion  Nichts  mehr  übrig;  und  wenn  es  auch  eine  Gonsumtion 
gab,  welche  zu  neuen  Erzeugnissen  führte,  so  war  dies  doch  uur  inso- 
weit der  Fall,  als  auch  diese  Beproduction  eine  rein  sinnliche  war. 
Aus  dem  au^esäeten  Korn,  den  gepflanzten  Bäumen,  aus  dem  Rohstoff 
der  Handwerker  kamen  neue  Dinge.  Allein  aus  dem  Kapital  oder  dem 
Werth  der  consumirten  Sache  kann  Nichts  kommen.  Denn  diesen  Werth 
sah  man  nicht,  sondern  nur  die  Sache.  Der  productive  Verbrauch  war 
also  schon  um  dieser  sinnlichen  Betrachtungsweise  willen  beschränkt. 

In  der  Regel  war  also  der  Verbrauch  ein  total  verzehrender.  Der 
Reidie,  der  Besitzende,  der  nicht  Bodenfrüchte,  noch  Vieh  zog  und  der 
nicht  als  artifex  den  Dingen  neue  Gestalt  gab,  producirte  durch  seinen 
Besitz  als  Kapital  Nichts.  Reichthum  selbst  ist  die  sinnliche  Menge 
der  Gebrauchsgegenstände,  nicht  das  darin  enthaltene  Kapital.  Dass 
mit  dem  Kapital,  mit  dessen  inconsumtiver  Verwendung  den  Mitmen- 
schen genützt  werden  könne,  war  ein  den  Ganonisten  unmöglicher 
Gedanke. 

Darum  erscheint  der  Besitzende  immer  am  meisten  zur  unproduc- 
tiven  Gonsumtion  aufgefordert.  Man  muss  nothwendig  annehmen,  dass 
sich,  wenn  er  nicht  als  Landwirth  oder  Arbeiter  Producent  ist,  sein  Be- 
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sitz  allmfihUg  conBumirt  ^^*).  Eben  deshalb,  weil  das  Wesen  des  fidch- 
thums  nur  in  der  Fülle  sinnlicher  Dinge  zu  bestehen  scheint,  besteht 
seine  Benutzung  für  den  Besitzer  nur  in  dem  sinnlichen  Genuss  oder 
in  dem  Hinweggeben.  Damit  hängt  es  nothwendig  zusammen,  dass 
die  canonische  Theorie  gegen  den  egoistischen  Gebrauch  oder  Ver- 
brauch des  Beichthums  eiferte.  Man  hätte  dies  nicht  gekonnt,  warn 
man  die  Productivität  des  Kapitals  verstanden  hätte.  Der  sinnliche 
Gebrauch  oder  Aufbrauch  der  Besitzthümer  zu  eigenem  Nutzen  aber, 
den  man  allein  verstand,  galt  als  roher  Egoismus.  Und  für  die,  un- 
productiv  gedachte,  Consumtion  der  Güter  gab  es  nur  die  Alternative, 
egoistischer  Verbrauch  des  Eigenthümers,  oder  Verbrauch  zum  Nutzen 
der  Hül&bedürftigen.  Den  letztem  musste  die  Kirche  um  so  mehr  em- 
pfehlen,  je  weniger  das  Capital  schon  als  eineWohlthat  Aller  sich  gel- 
tend machte. 

Es  folgt  daraus  femer,  dass  man  den  Luxus  nicht  billigen  kann,, 
der  ja  wesentlich  als  eine  egoistische  Verw^dung  des  Besitzes  auf- 
tritt. Der  Mensch  soll  sich  in  seinen  zeitlichen  Bedürfnissen  mög-- 
lidist  beschränken«  Auch  hierin  gibt  die  Kirche  in  den  Vor- 
schriften an  ihre  Diener  ein* Vorbild  dessen,  was  sich  eigentlich 
für  Alle  ziemt.  Eine  Reihe  von  Verordnungen  untersagten  den  Gleri- 
kem  unmässiges  Leben'''),  Vermeidung  namentlich  des  vielen  Trin- 
kens ^^"),  Enthaltsamkeit  von  öffentlichen  Vergnügungen^^*),  ungebühr- 
lichen Aufwand  von  Kleidern'^  und  dgl.  Freilich  spielten  hierbei 
noch  vielfache  andere  Rücksichten  mit.  Allein  so  viel  ist  gewiss,  dass 
den  Glerikem,  und  nicht  bloss  diesen,  sondern  auch  den  Laien,  obwohl 
letzteren  im  Gorpus  juris  Luxusgesetze  nicht  gerade  vorgeschrieben 
sind,  eine  solche  Benutzung  des  Besitzes  widerrathen  wurde. 

Nicht  zu  vergänglichem  Genuss  irgendwelcher  Art,  sondern  zu 
dauerndem  Nutzen  sollte  billig  das  Vemiögen  verwendet  werden.  Dau- 
etnder  Nutzen  aber  war,  da  ein  solcher  in  der  Erhaltung  und  Benutzung 
desselben  als  Capital  nicht  gefunden  wurde,  nur  die  Anlage  auf  Seelen- 


776)  Divitiae  magis  effendendo  quam  coacervando  nitent.    S.  Thom.  II,  2  qu. 
2  art  1. 

777)  C.  13  X.  de  vito  et  hon.    3,  1. 

778)  z.  B.  C.  14  X.   16;  s.  auch  dist.  35,  bes.  c.  8;  c.  1,  2  dist.  44;  e.  6,  6, 
7  ibid. 

779)  C.  12  X.  h.  t.  3,  1. 
I                             780)  C.  16 X.  h.  t;  c.  4  de  excess.  praelat.;  c.  2  Clem.  h.  t  3,  1.  Septinu 

Hb.  3,  1.  —  Zar  Erklärung  der  dort  genannten  Luxnsgegenstände  s.  auch  Zaba- 
relL  ine.  2.  Clem.  cit.  Gonaal.  Teil,  in  c.  15  X.  cit. 
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gewinn,  die  Schenkung  an  die  Kirche  nnd  die  Armen.  Die  Kirche 
will  keine  Verschwendung,  d.  h.  keine  selbstsüchtige  Vergeutung 
der  irdischen  Güter.  Aber  die  profuseste  Austheilung  an  die  Kirche 
oder  an  Mitmenschen  war  löblich. 

Sicher  aber  ist  die  Verschwendung  inuner  noch  löblicher  als  die 
avaritia  '^^) ,  es  sei  damit  Habsucht  oder  Geiz  gemeint  Ja  selbst  die 
parsimonia  kommt  leicht  in  zweifelhaftes  Licht  Wenigstens  ist  der 
Anreiz  zur  Sparsamkeit  ein  höchst  geringer.  Diese  ist  nur  insofern 
eine  Tugend,  als  sie  das  Ersparte  gemeinnützig  zu  machen  gedenkt 
Sparsamkeit  zu  eigenem  Zwecke,  um  des  Besitzes  willen,  verdient  keine 
Förderung  ^^).  Sparsamkeit  um  der  Ansammlung  von  Productivkräften 
wiUen  gab  es  nur  in  sehr  beschränktem  Maasse.  Man  sah  als  Folge 
der  Sparsamkeit  nur  die  Aufspeicherung  von  Sachen,  nicht  die  Ansamm- 
lung von  Capital. 

Von  solchem  Standpunct  aus  konnte  die  Kirche  allerdings  sagen, 
dass  der  Reichthum  wenig  Beiz  habe.  Wohin  es  gekommen  wäre, 
wenn  die  Welt  von  diesen  Meinungen  sich  wirklich  und  vollständig  hätte 
überzeugen  lassen,  mag  man  sich  selbst  ausmalen.  Je  mehr  den  Men- 
schen alle  irdischen  Güter  verächtlich  gemacht  wurden ,  desto  mehr 
wurde  die  Kirche  Inhaberin  und  Verwalterin  derselben.  Sie  selbst  lie^ 
forte  den  handgreiflichen  Beweis,  mochte  man  noch  so  sehr  auf  den 
rechtfertigenden  Zweck  der  Verwendung  hinweisen,  welche  Nothwendig- 
keit  es  sei,  zu  besitzen,  zu  sammeln  und  zu  erhalten. 

§.  18.    Schlussbetrachtong. 

Wir  sind  am  Schluss  unserer  Darstellung.  Bis  hieher  gab,  ob- 
wohl mitunter  schon  zweifelhaftes  Grenzgebiet  beb'eten  wurde,  immer-^ 
hin  noch  die  Rechtsgesetzgebung  und  die  Rechtslehre  Anhalts- 
puncte.  Was  darüber  hinausliegt,  muss,  so  innig  der  Zusammenhang 
dogmatischer  und  ethischer  Religionsansichten  mit  den  in  den  Rechts- 
sätzen verkörperten  Ideen  sein  mag,  Andern  überlassen  werden. 

Der  Aufgabe  einer  Sammlung  und  Beschreibung  der  canonistischen 
Lehren,  welche  für  die  Nationalökonomie  wichtig  sind,  würde  mit  der 
letzten  Wahrnehmung,  die  wir  zu  registriren  fanden,  genügt  erscheinen 
dürfen.  Allein  am  Ende  einer  langen  und  mühsamen  Wanderung  durch 
die  Bahnen  der  Scholastik  filhlt  man  sich  unwillkürlich  aufgefordert, 


781)  C.  dist.  42. 

782)  Cf.  c.  8  dist.  47. 
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die  einzeln  gesammelten  Beobachtungen  zu  mem  Gesumntbild  zu  ver- 
einigen und  so  ein  Urtheil  über  die  Bedeutung  jener  Epoche  inmitten 
der  menschlichen  Gulturentwickelung  zu  gewinnen.  Diesem  Zweck  sei 
daher  wenigstens  noch  der  Raum  einer  kurzen  Skizze  gegönnt. 

Die  volle  Wichtigkeit  der  canonischen  Ansichten  ist  bis  jetzt  kei- 
neswegs klar  erkannt  worden.  Viele  theilen  am  Ende  noch  immer  den 
Irrthum,  dass  die  ganze  Eigenthümlichkeit  derselben  in  dem  Zinsverbot 
des  Darlehns  oder  allenfalls  in  der  Unfruchtbarkeit  des  Geldes  bestan- 
den habe.  Daher  denn  als  nothwendige  Folge  der  weitere  Irrthum, 
dass  heut'  zu  Tage ,  nachdem  die  Verzinslichkeit  des  Darlehns  und  die 
Fruchtbarkeit  des  Geldes  keinem  Verbot  mehr  unterliegt,  die  canonisti- 
sche  Wirthschaftslehre  vollkommen  abgethan  sei.  Aus  dem  Obigen 
geht  wohl  hinlänglich  hervor,  wie  unrichtig  diese  Vorstellung  ist  Die 
canonische  Doctrin  erweist  sich  weit  über  das  Zinsdarlehn  und  den  Begriff 
des  Geldes  hinaus  von  solcher  Weite  und  Tiefe,  dass  sie  in  strenger 
Consequenz  geradezu  alle  und  jede  wirthschaftlichen  Dinge  erfasst  und 
in  einheitlichem  Sinn  zu  regeln  sucht. 

Allerdings  bildet  das  Zinsverbot  den  hervorragendsten  Punct  aller 
canonischen  Ansichten.  Geschichtlich  genommen  ist  zugleich  der  Satz, 
welcher  die  Zinslosigkeit  des  Darlehns  aussprach,  der  ei*ste  positive 
Ausdruck  einer  wirthschaftlichen  Idee,  der  erste  Schritt  zur  Fixirung 
einer  juristisch  -  ökonomischen  Dogmatik.  Von  diesem  ersten  Axiom 
laufen  alle  jene  anderen  Sätze  aus,  welche  wir  als  Erweiterungen,  Un- 
terscheidungen, Beschränkungen  und  Ausnahmen  kennen  gelernt  haben. 
Der  Zeitfolge  nach  stellen  sich  die  meisten  anderen  Sätze  der  Cano- 
nisten  als  Folgerungen  aus  jenem  Vorderglied  dar.  Wer  nur  die  äussere 
Entwickelung  der  ganzen  scholastischen  Doctrin  in's  Auge  fasst,  dem 
ci'scheint  mithin  leicht  das  Zins  verbot  als  die  Ui*sache  und  von  scho- 
lastischem Standpunct  aus  als  die  genügende  Erklärung  alles  Wei- 
teren. 

Wäre  dem  wirklich  so,  dann  müsste  freilich  mit  der  Aufhebung 
des  Zinsverbotes  das  ganze  Lehrgebäude  von  selbst  zusammenfallen. 
Allein  bei  tieferem  Eindringen  in  den  Bestand  der  canonischen  Ansich- 
ten erfährt  man  bald,  dass  es  sich  ganz  anders  verhält.  Von  dem 
Centrum  des  Zinsverbotes  aus,  —  wenn  wir  einmal  nach  dem  äusseren 
Eindruck  der  positiven  Quellen  urtheilen  wollen,  —  läuft  eine  Menge 
von  wissenschaftlichen  und  gesetzlichen  Regeln  aus,  welche  sich  so  breit 
über  alle  Dinge  des  materiellen  Lebens  erstrecken,  dass  Niemand  meinen 
darf,  in  dem  einen  Satz  des  Zinsverbotes  das  gesammte  wirthschaftliche 
Glaubensbekenntniss  der  Canonisten  verkörpert  zu  treffen.    Die  Aner- 
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kennung  der  Verzinslichkeit  reisst  wohl  eine  Lücke,  und  zwar  in  aller- 
nächster Nähe  des  Mittelpunctes  der  canonischen  Anschauungen;  aber 
doch  nur  eine  Lücke,  durch  welche  keineswegs  das  leitende  Princip 
zerstört  und  eine  Menge  von  Rechtsansichten  nicht  berührt  wird,  deren 
nothwendige  Beziehung  zu  einander  man  erst  einsehen  muss. 

Nur  der  Scholastiker  mag  in  dem  Bibelwort:  mutuum  date  nihil 
inde  sperantes,  seiner  Auslegung  durch  die  Kirchenväter  oder  in  dem 
ersten  Kanon,  welcher  dasselbe  wiederholte,  die  Grundlage  und  Ursache 
Alles  dessen  finden,  was  die  vielvermögende  scholastische  Kunst  der 
Gesetzgebung  und  Wissenschaft  daraus  herzuleiten  wusste*  Wer  da- 
gegen die  wahre  Erkenntniss  der  inneren  Ursachen  geschichtlicher  Ent- 
wickelang sucht,  wird  von  vornherein  ahnen,  dass  das  Axiom  von  der 
Zinslosigkeit  des  Darlehns  selbst  nur  als  die  Folge  tieferer  Principien, 
an  deren  Hand  die  Kirche  in  Religions-  und  ßechtssätzen  dem  Men- 
schen überhaupt  eine  neue  Stellung  zur  Aussenwclt  gab,  zu  betrachten 
ist  Die  nähere  Erforschung  der  canonischen  Doctrin  aber  muss  es 
zur  vollen  Ueberzeugung  bringen,  dass  das  Zinsverbot  nur  eine  einzelne 
Aeusserung  allgemeiner,  ja  allumfassender  wirthschafüicher  Ansichten 
des  canonistischen  Geistes  repräsentirt 

Es  ist  eine  geschichtlich  häufige  und  durchaus  erklärliche  That- 
sache,  dass  das  positive  Einzelgebot,  welches  dem  Autoritätsglauben  als 
Befehl  einer  höheren  Macht  und  daher  eines  inneren  Grundes  nicht 
weiter  bedürftig  erscheint,  scholastisch  zwar  die  Basis  der  gesammten 
Lehre  bildet,  dass  dagegen  die  leitende  Idee,  welche  ihrer  selbst  noch 
unbewusst  jenes  Einzelgebot  schuf,  erst  dai'in  deutlicher  hervortritt,  wie 
das  letztere  ausgebeutet  und  weitergebildet  wird.  Der  noch  schlum- 
mernde Charakter  einer  ganzen  Epoche  der  wirthschaftlichen  Ent- 
wickelung  verkörpert  sich  instinktiv  an  derjenigen  Erscheinung,  welche 
am  stärksten  zum  Widerspruch  reizt,  zu  allererst  zum  Gebot.  Ist  es 
ein  grosser,  nach  den  realen  Zuständen  der  Zeit  berechtigter  Gedanke, 
welcher  vorläufig  nur  an  einem  einzelnen  Punct  sich  bethätigte,  so  muss 
er  nothwendig  seine  Herrschaft  überallhin  auszudehnen  streben,  wo  sich 
ihm  weitere  Vorgänge  des  Lebens  entgegenstellen.  Das  ist  der  natur- 
wüchsige Verlauf  einer  Bechtsentwickelung  in  Gesetz  und  Wissenschaft. 
Je  mannigfaltiger  die  Anwendung  jenes  Grundgedankens,  je  häufiger 
und  schwieriger  die  Üonflicte  mit  dem  bunten  Wechsel  der  Thatsachen 
und  den  Bestrebungen  feindlicher  Ideen,  desto  mehr  wird  er  genöthigt, 
sein  ganzes  Wesen  zu  offenbaren,  seine  ganze  Kraft  in  den  Kampf  zu 
führen  und  dadurch  zugleich  zur  Erkenntniss  seiner  selbst  vorzuschrei- 
ten.   Siegreich,  oder  nidit,  die  letzten  Folgerungen,  zu  welchen  die 
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Nothwendigkeit  hindrängt,  i^erdeü  auf  solche  Weise  gerade  der  offenste 
Ausdruck  der  grossen  Principien,  i^elche  man  im  ersten  Anlauf  gar 
nicht  kund  zu  geben  brauchte. 

In  diesem  Sinn  muss  man  unstreitig  die  Entsteboag  der  canonischen 
Wirthschaftslehren  auffassen.  Gleichsam  von  der  Spitze  her  wächst 
die  Fülle  jener  Sätze  auf,  an  der  wir  fortwährend  zwar  die  bewusste, 
systematische  Behandlung  einer  eigens  mit  diesen  Dingen  sich  beschäf- 
tigenden Wissenschaft,  nicht  aber  die  einheitliche  strenge  Consequenz 
der  Lebensanschauungen  vermissen  können.  Derselbe  Geist,  der  mit 
dem  Zinsverbot  zuerst  in  die  Welt  trat,  er  ist  es,  welcher  schliesslich 
dem  ganzen  materiellen  Sein  der  Menschheit  seine  Regeln  dictiren 
wollte.  Erst  von  seinen  äussersten  und  umfassendsten  Wirkungen  aus 
läset  sich  recht  würdigen,  was  es  hiess,  als  er  sein  erstes,  noch  verein- 
zeltes Gesetz  ertheilte. 

Als  Hauptsätze  der  wirthschaftlichen  Lehre,  die  als  Ausdruck  des 
canonischen  Zeitalters  eine  eigene  Phase  in  der  Entwickelung  der  wirth- 
schaftlichen Begriffe  bildet,  haben  wir  etwa  folgende  erkannt.  Zunächst 
wird  die  Productivität  des  Geldes  oder  Gapitals  in  erster  Linie  bei 
darlehnsmässiger  Benutzung,  dann  aber  auch  bei  jeder  anderen  Art 
von  Creditgewähr  geleugnet.  Das  heisst,  wie  oben  ausgeführt:  der  Be- 
griff des  Geldes  wird  durchaus  mit  dem  Begriff  der  sinnlichen,  gepräg- 
ten Metallstücke  identificirt.  Die  nämliche  Erscheinung  zeigt  sich  bei 
allen  anderen  consumtibeln  und  fungiblen  Dingen. 

Durch  das  Verbot  einer  Vergütung  für  den  vorübergehenden,  d.  L 
unter  Vorbehalt  der  Bückerstattung  bewilligten  Gebrauch  wird,  wie 
oben  ausgeführt,  der  Begriff  des  Credits  und  Gapitals  zunächst  bei  die- 
sen Sachen  zerstört.  Dasselbe  gilt  aber  auch  bei  allen  anderen  Sachen, 
beweglichen  und  unbeweglichen,  Einzel-  und  Gattungsachen.  Der  feinere 
ideale  Begriff  des  Werthes ,  den  der  Körper  der  Sache  repräsentirt, 
wird  vernichtet.  Alle  Sachen  existiren  nur  als  die  sinnlichen  Dinge,  die 
sie  sind.  Alle  Fähigkeit,  Werth  zu  sein,  hängt  nur  an  der  Möglich- 
keit, sie  gegen  eine  gewisse  Menge  gemünztes  Metall  umzutauschen. 
Der  Umtauch  der  Güter  besteht  nur  in  einer  solchen  sinnlichen  Aus- 
wechslung, nicht  in  einer  Werthausgleichung,  bei  der  das  Geld  nur  den 
Maassstab  bildet.    Das  Nämliche  gilt  selbst  von  der  Arbeit. 

Mit  der  Unterdrückung  des  Werthbegriffe ,  mit  dem  Zurückgehen 
auf  das,  was  Sache  und  Arbeit  als  Gebrauchsgegenstand  ist,  die  zu- 
gleich auch  das  Geld  trifft,  hängt  es  unmittelbar  zusammen,  dass  die 
freie  Bewegung  des  Umtausches  gehemmt  sein  müsste.  Wir  sahen,  wie 
die  Kirche  von  der  sinnlichen  Natur  ihres  Geldes  aus  zu  einer  Ueber- 
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wachang  des  ganzen  Verkehrs  kommen  mosste.  In  alle  Formen  des- 
selben drängt  ^ich  die  Frage,  ob  dem  Dogma,  vrelcbes  die  Productivitat 
des  Werthes  und  damit  den  Werthbegriff  selbst  verleugnete,  entspro* 
eben  sei  oder  nicht.  Ueberall  sollte  die  feste  objective  Regel,  auf  jenes 
Dogma  gegründet,  inmitten  der  schwankenden,  von  Egoismus  und  sünd- 
licher Gewinnsucht  geleiteten  Bewegungen  des  Verkehrs  die  wahre  Ge- 
rechtigkeit schützen. 

Wir  sahen  femer,  dass  durcl)  die  Vernichtung  der  Capitalvergütung, 
indem  das  Geld,  das  Capital  und  sein  Besitz  werthlos  gemacht  wurde, 
in  der  Werthschätzung  die  natürliche  Fruchtbarkeit  steigen,  mithin 
namentlich  der  Grundbesitz  auf  die  höchste  wirthschaftliche  Stufe  er- 
hoben werden  musste.  Damach  bestimmte  sich  nicht  minder  die  Stel- 
lung und  der  Werth  der  Arbeit.  An  der  Hand  solcher  Principien  sollte 
die  Welt  von  dem  Handel  abgedrängt  werden.  Lohnend  war  zu  aller- 
erst die  Landwirthschaft.  Das  Handwerk  war  wenigstens  nicht  verwor- 
fen. Der  Besitz  von  Reichthum  oder  Werthen  in  jederlei  Gestalt  aber 
war  mindestens  widerrathen,  theils  durch  seine  Unproductivität ,  theils 
durch  directe  Vorschrift.  Es  ist  gezeigt  worden,  wie  schliesslich  die 
Armuth  empfohlen,  wenn  nicht  zur  Gütergemeinschaft  gezwungen,  doch 
jeder  Besitzende  zu  einer  Almosenaustheilung  ermuntert  wurde,  welche 
möglichst  nahe  zu  einer  Güterausgleichung  führen  sollte  und  wenn  nicht 
allen  Besitz,  doch  enorme  Gütermassen  in  der  Hand  der  Kirche  als 
Versorgerin  der  Hülfsbedürftigen  vereinigte. 

Ueberblickt  man  alle  diese  Wirkungen  in  ihrem  Zusammenhang^ 
so  wird  man  wohl  nicht  mehr  daran  denken,  die  canonische  Lehre  ge- 
ringschätzig für  eine  Reihe  vereinzelter  Irrthümer  zu  halten.  Mit  einer 
Folgerichtigkeit  und  Grösse,  deren  Folgen  noch  heute  empfunden  wer- 
den, tritt  uns  das  Ganze  entgegen. 

Sicher  handelte  es  sich  um  ein  Grosses,  wenn  die  Kirche  solcher- 
gestalt die  Autorität  ihres  Dogmas  über  das  Gebiet  des  wirthschaftlichen 
Lebens  zu  erstrecken  suchte.  Es  galt,  dieses  Gebiet  gerade  so  zu  be- 
herrschen, wie  das  Gebiet  des  geistigen  Lebens.  Was  auf  dem  einen 
gewonnen  wurde,  diente  zugleich  den  Erfolgen  auf  dem  andern*  Nicht 
bloss  dadurch,  dass  sie  sich  ungeheueren  Reichthum  zuführte,  sondern 
dadurch,  dass  sie  auf  allen  Schritten  und  Tritten  des  grossen,  wie  des 
kleinen  Verkehrs  die  canonische  Regel  der  Gerechtigkeit  als  Norm  auf- 
stellte und  ihr  Achtung  erzwang,  steigerte  die  Kirche  ihre  Macht  un- 
endlich. Die  geistige  Unfreiheit  des  Mittelalters  gestattete  diese  Be- 
heiTSchung  des  materiellen  Lebens^  die  Herrschaft  über  die  Auffassung 
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und  Behandlung  der  materiellen  Güter  sicherte  umgekehrt  die  Herr- 
Schaft  auch  über  die  idealen  Güter  der  Menschheit 

So  konnte  über  das  wirthschaftliche  Sein  nur  die  Kirche  herrschen. 
Man  kann  sich  nicht  genug  wiederholen:  die  Mittel  des  modernen  Bu^ 
reaukratismus  hat  die  Kirche  nie  gebraucht  Auch  wo  sie  nicht  durch 
ihre  eigenen  Gesetze,  durch  ihre  eigenen  Gerichte  und  Diener  eingriff, 
hatte  sie  durch  die  gewaltige  Wirkung  ihrer  unfehlbaren  Autorität 
einen  Einfluss  auf  die  rechtliche  Behandlung  des  ganzen  Verkehrs,  wie 
ihn  der  Staat,  der  die  Erbschaft  der  canonischen  Autorität  angetreten, 
nie  gekannt  hat.  Ihr  dienten  bewusst  oder  unbewusst  auch  jene  Or- 
gane der  Wissenschaft,  der  Rechtspflege  und  der  Verwaltung,  welche 
ihr  nicht  unmittelbar  angehörten.  Das  ist  das  Sichere  der  geistigen 
Macht,  dass  sie  ihre  Werkzeuge  von  selbst  hat.  Darum  waren  die 
Behörden  der  weltlichen  Fürsten  und  die  Städteobrigkeiten  gerade  so 
canonistisch ,  wie  die  Delegaten  der  Päbste,  die  Gerichte  der  Bischöfe 
oder  Stifter.  Darum  schrieben  die  Legisten-Juristen  ganz  in  demselben 
Sinn,  wie  die  Ganonisten  oder  Theologen.  Zu  der  bureaukratisch- po- 
lizeilichen Handhabung  der  wirthschaftlichen  und  Rechtsgebote,  wie  sie 
der  Neuzeit  eigen  ist,  war  erst  Ui^sache,  wo  der  geistige  Einfluss  nicht 
mehr  ausreichte,  sich  Gehorsam  zu  erwerben. 

Dieser  neue  Feind  freier  Entwickelung,  so  drückend  er  empfunden 
wird ,  erscheint  eigentlich  schon  als  ein  Geständniss  der  Schwäche  von 
Seiten  der  Gewalt,  welche  nur  mit  solchen  Mitteln  zu  herrschen  ver- 
steht. Im  Kampfe  der  Selbstregierung  mit  dem  Bureaukratismus,  den  die 
Gegenwart  in  wirthschaftlichen  Dingen  führt  und  um  die  durchaus  nach 
gleichen  Schicksalen  entwickelten  Rechtsinstitutionen  noch  zu  eröffnen 
haben  wird,  bleibt  daher  der  Fortschritt  in  freier  geistiger  Erkenntniss 
die  Waffe,  mit  welcher  auch  jene  äussere  Unfreiheit  am  schwersten  getroffen 
wird.  Zuerst  muss  die  Scholastik  vernichtet  werden,  das  muss  sich  vor 
Allem  die  Rechtswissenschaft  sagen  lassen;  denn  dann  wankt  das 
System,  welches  bloss  von  erzwungener  Autorität  ohne  innere  Berech- 
tigung zehrt,  von  selber. 

Die  canonische  Lehre  bietet  uns  sonach  ein  grossartiges  Bild, 
nicht  minder  durch  ihre  Methode,  wie  durch  den  Erfolg  grossartig. 
Sie  umfasst  die  ganze  materielle  und  geistige  Existenz  der  meaischli- 
chen  Gesellschaft  mit  solcher  Gewalt  und  Vollständigkeit,  dass  für 
ein  anderes  Leben  als  nach  ihrem  Dogma  in  der  That  kein  Raum  üb- 
rig ist. 

Das  war  das  Ziel  und  Angesichts  der  ungeheueren  Wirkungen, 
Angesichts  der  Hen*schaft,   welche  sie  wirklich  geübt  hat,  kann  der 
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der  Eindruck  der  OrOsse  dadurch  nicht  yerwischt  werden ,  dass  sie  «-- 
zum  Glück  —  nie  mit  der  Vollständigkeit  geherrscht  hat,  die  sie  an 
sich  postulirte. 

Die  Doctrin  der  canonischen  Zeit  liefert  natürlich  dem  Auge  ein 
ganz  anderes  Bild,  wenn  man  sie  in  ihrer  allmähligen  Entwickelung 
chronologisch  verfolgen  wollte.  Hier  sind  von  uns  Jahrhunderte  auf 
einer  Fläche  zusammengedrängt  worden.  Was  sich  so  aus  der  Feme 
vereinigt  und  abgerundet  darstellt,  muss  in  der  Nähe  durchforscht 
überall  die  Spuren  seiner  unter  dem  wechselnden  Einfluss  der  Zeitum- 
stände fortgeführten  Pflege  an  sich  tragen.  Es  musste  bereits  an  an- 
derer Stelle  darauf  hingewiesen  werden,  wie  gerade  an  der  wachsenden 
Güterbewegung  und  an  dem  zunehmenden  Widerspruch  freierer  geisti- 
gen Regungen  sich  das  canonische  Princip  schärfte  und  jene  Folgesätze 
erzeugte,  die  uns  nun  als  ein  Ganzes  entgegentreten.  Es  ist  auch  be- 
reits angedeutet  worden,  dass  darum  die  canonische  Theorie  an  Kraft 
und  Grösse  Nichts  einbüsst. 

Ohne  jemals  einen  vollständigen  Codex  oder  Katechismus  der  Rechts- 
und Wirthschaftssätze  zu  schaffen,  worin  so  viele  unserer  Zeitgenos- 
sen das  vermeintliche  einzige  Heil  sehen ,  hat  die  canonische  Rich- 
tung ihre  Lebensfähigkeit  viel  besser  erprobt.  An  der  aufmerksa- 
men Verfolgung  der  realen  Erscheinungen,  welche  der  altrömischen 
Rechtsbildung  wenig  nachgibt,  kann  sich  die  heutige  Gesetzgebung  und 
Wissenschaft  noch  ein  Beispiel  nehmen.  Eben  deshalb  fehlt  die  schablo- 
nenmässige  Vollständigkeit  und  Symmetrie,  welche  der  heutigen  Rechts- 
kunst nothwendig  und  behaglich  dünkt  Lücken,  Sprünge,  Auswüchse 
lassen  sich  genug  aufzählen,  welche  dem  Trieb  nach  vollständiger  und 
glatter  Systematik  unerti*äglich  vorkommen. 

Allein  in  dieser  Gestalt  hat  die  canonische  Anschauung  das 
Scepter  geführt  und  lange  Zeit  die  Welt  bezwungen.  Am  meisten  und 
sichersten  damals,  ehe  sie  irgend  noch  ein  Zwangsgesetz  zu  erlassen  für 
nöthig  befunden  hatte;  allein  auch  Jahrhunderte  noch,  nachdem  sie 
durch  den  Widerstreit  der  Menschheit  gereizt  worden  war,  die  nicht 
mehr  freiwillig  befolgten  Lehren  in  Rechtsgesetzen  niederzulegen.  Und 
wenn  mit  jedem  Schritt  weiter  hinaus  der  Widei'streit  wächst ,  wenn 
endlich  im  langwierigen  Ringen  mit  neuen  socialen  Strömungen  die 
kirchliche  Autorität  unterliegt :  immer  bleibt  es  eine  mächtige  geschicht- 
liche Erscheinung,  dass  aus  kleinsten  Anfängen  eine  solche  Herrschaft 
der  kirchlidien  Autorität  sich  ausbreitete,  viele  Jahrhunderte  Sinnen 
und  Trachten  der  Menschen  leitete  und  erst  durch  das  Heranreifen  zu 
einer  anderen  Gultu  repoche ,  und  selbst  da,  ja  in  der  Gegenwart  noch- 
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Isnge  nicht  vollständig,  gebrochen  werden  konnte.  Nichts  zeigt  klarer 
die  Berechtigung  und  die  Macht  der  canonischen  Principien,  als  dass 
sie  erst  mit  einer  gänzlichen  Umstimmung  des  materiellen  und  geistigen 
Lebens  abzuschwächen  und  zu  beseitigen  sind. 

Der  Grundgedanke  aber,  in  welchem  demnach  zugleich  die  innere 
Nothwendigkeit  der  canonischen  Periode  begriffen  sein  musste,  ist  einfach 
der:  Umkehr  zur  Naturalwirthschaft  und  zur  Güterge- 
meinschaft. Die  Belege  dafür  hat  unsere  Untersuchung  von  Anfang 
bis  zu  Ende  geboten. 

Um  vollständig  die  Tragweite  einer  Auffassung,  welche  zu  einem 
solchen  Ziel  strebt,  zu  bemessen,  muss  man  sich  verg^enwärtigen,  dass 
die  fortschrittliche  Entwickelung  der  wirthschafüichen  Cultur  gleichbe- 
deutend ist  mit  einer  stetigen  Verfeinerung  oder  Vergeistigung  dar 
wirthichaftlichen  Begriffe.  Die  erste  Stufe  wirthschafüichen  Treibens, 
die  wir  als  Naturalwirthschaft  zu  bezeichnen  pflegen,  kennt  nur  die 
sinnliche  Sache  in  ihrem  Gebrauchswerth ;  ihr  Umtausch  der  Güter  ist 
nur  oder  doch  vorwiegend  Tausch  um  des  Gebrauchswerthes  willen. 
Die  Gewöhnung  an  ein  allgemeines  Tauschmittel,  das  Geld,  b^ründet 
den  Begiiff  des  Tauschwerthes.  Anfangs  nur  in  dem,  wie  wir  sahen, 
auch  den  Ganonisten  eigenen  Sinn,  dass  der  Tauscitwerth  nur  als  die 
reell  für  die  Sache  aufkommende  Geldzahlung  gedacht  wird.  Allein 
an  der  Münze  selbst  durch  ihre  allgemeine  Umtauschfähigkeit  steigert 
und  verfeinert  sich  der  Begriff  des  Werthes.  Die  Münze,  das  Geld  in 
diesem  Sinn,  wird ,  anstatt  früher  die  einzige  Verkörperung  des  Tausch^ 
werthes,  nur  das  Vehikel  für  jeden  Werth,  Werthmesser.  Jede  Sache 
ohne  Ausnahme  wird  in  demselben  Sinn  Werth,  wie  früher  nur  die 
Münze.  Die  Münze  verliert  ihre  alte  Alleinberechtigung ;  mit  andern,  minder 
sinnlichen  Mitteln,  als  dem  Metall,  handhabt  eine  spätere  Zeit  die  Werthe. 

Nichts  scheint  naturgemässer,  als  dass  diese  hier  nur  anzudeut^de 
Entwickelung  von  dem  Begriff  der  sinnlichen  Sache,  oder  Naturalwirth- 
schaft, zum  Begriff  des  Geldes  und  der  Geldwirthschaft  und  von  da 
weiter  zu  den  Begriffen  des  Werthes  und  Credits,  wie  wir  sie  gegen- 
wärtig in  Uebung  haben ,  eine  durchaus  stetige  sei.  Die  Aufeinander- 
folge und  der  Anschluss  dieser  verschiedenen  Stufen  scheint,  da  jede 
die  andere  vorbereitet,  von  selbst  gegeben.  Dennoch  weist  die  Ge- 
schichte keinen  ungestörten  Verlauf  nach. 

Die  canonische  Periode  ist  nach  der  einen  Seite  hin  Nichts,  als^ 
eine  grossartige  Hemmung  jener  Entwickelung,  wenn  nicht  geradezu  ein 
Rückschritt.  Es  ist  oben  wider  die  tbörichte  Missachtung,  welche  noch 
immer  auf  das  römische  Becht  gehäuft  wird,  weil  man  das  ächte  rö- 
mische Recht  und  das  canonisch  verdrehte  römische  Recht  nicht  zu 
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untersebeiden  weiss ,  bemerkt  worden ,  dass  die  Bömer  in  der  richtigen 
Erkenntniss  der  Begriffe  so  weit  vorgerückt  waren,  dass  Alles,  dessen 
die  Jetztzeit  bedarf,  unmittelbar  dort  angeknüpft  und  von  dort  aus 
unschwer  ausgebildet  werden  kann.  Zwischen  die  römische  Zeit,  die 
man  im  Ganzen  als  Geldwirthschaft  bezeichnen  mag,  und  die  Gegen- 
wittrt^  welche  dieselbe  durch  eine  noch  feinere  Erkenntniss  und  Benutzung 
der  Werthe  weit  überflügelt  hat^  schiebt  sich  als  geschichtliches  Mittel- 
glied das  canonische  Zeitalter,  dessen  Charakter  wir  als  Rückgriff 
zur  Naturalwirthschaft  erkennen  müssen  und  das  nur  so  weit  den  Na- 
men dieser  Geldwirthschaft  verdient,  als  das  römische  Wesen  auch  An- 
spruch auf  den  Namen  der  Greditwirthschaft  haben  \vurde. 

Wie  war  es  möglich,  dass  wieder  so  viel  von  dem,  was  schon  ge* 
wesen  war,  verloren  gehen,  dass  das  Wesen  des  Geldes  misskannt,  der 
Handel  wo  möglich  ausgerottet,  die  Menschheit  allein  auf  den  Bodenbau 
und  die  Viehzucht  verwiesen,  ja  am  Ende  sogar  ernstlich  Gütergemein- 
schaft, d.  h.  der  Untergang  aller  Cultur,  gepredigt,  Armuth  und  Elend 
empfohlen  werden  konnte?  Wie  kam  es,  dass  auch  in  der  Heranbil- 
dung der  wirthschaftlichen  Lehren  die  spiralförmige  Entwickelung  eine 
solche  Rolle  spielt?  Warum  erwächst  auch  hier  erst  aus  dem  Wider- 
streit der  entgegengesetzten  Strömungen  römischer  und  canonischer 
Vergangenheit  eine  gesundere,  sichere  Erkenntniss? 

Die  Ansichten  der  canonischen  Epoche  für  ein  Werk  des  Zufalls 
oder  der  Willkür  einiger  Theologen  und  Rechtsgelehrten  zu  erachten, 
wird  nur  dem  Unverstand  möglich  sein.  Nicht  einmal  hierarchis«-he 
Herrschgelüste,  sosehr  auch  der  Erfolg  jener  Doctrinen  ihnen  Befriedigung 
gewährte,  in  dem  er  auf  die  Kirche  Macht  und  Reichthum.  häufte,  können 
als  die  bewussten  Urheber  derselben  gelten.  Solche  Ansichten  lassen 
sich  nicht  machen,  selbst  nicht  von  der  unbändigsten  Herrschsucht; 
am  wenigsten  mit  der  Wirkung,  welche  wir  beschrieben  haben.  Dass 
sie  kamen  und  regierten,  muss  eine  tiefere  Nothwendigkeit  gehabt  ha- 
ben; und  diese  zu  begreifen,  ist  nicht  schwer,  sobald  man  auf  die  Zustände 
zurückgeht,  aus  denen  die  canouischen  Grundsätze  aufgewachsen  sind. 

Das  römische  Reich  war  dem  Untergang  verfallen.  Nicht  bloss 
seiner  äusseren  Macht  nach;  die  innere  Zersetzun^c  des  socialen  und 
wirthschaftlichen  Lebens  ist  bekannt.  Wenn  das  Cbristenthum  oder, 
wie  man  bald  sagen  musste,  die  Kirche  auf  den  Trünnnem  des  römi- 
schen Wesens  eine  neue  Wirthschaftsdoctrin  gründen  konnte,  so  müssen 
WUT  vor  allen  Dingen  wissen ,  wie  die  römischen  Ansichten  beschaffen 
waren,  welche  unzweifelhaft  an  dem  Ruin  des  staatlichen  und  socialen 
Wesens  den  entecheidensten  Antheil  hatten.  Aus  der  römischen  Rechts- 
thec^e  Mast  sieb  ebenso,  wie  aus  der  caoonischen  Juris{arndenz,  die 
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Auffassung  der  materiellen  Güter  und  der  wirthschafüichen  Elemente 
deutlich  herauslesen.  Es  ergibt  3ich  leicht,  dass  der  Begriff  der  Sadie 
und  des  Geldes  vollkommen  ausgebildet,  der  Begriff  des  Werthes  und 
Credits  wenigstens  in  der  Ausbildung  begriffen  war.  Allein  so  wenig 
die  Schärfe  des  Denkens,  mit  welcher  die  Objecte  des  Besitzes  und  des 
Verkehrs  behandelt  werden ,  zu  wünschen  übrig  lässt ,  so  unzulänglidi 
erscheint  die  Auffassung  der  Production  oder,  noch  besser  ausgedrückt, 
die  Stellung  des  Menschen  zu  den  materiellen  Gütern. 

Dem  ganzen  römischen  Recht  dient  die  Anerkennung  des  vollstftn- 
digsten  Egoismus  als  Grundlage;  aus  der  Entstehungsgeschichte  des 
Volkes  erklärlich.  Die  in  sich  abgeschlossene  Einzelpersönlichkeit  des 
Individuums  ist  der  Angelpunct  unzähliger  Rechtssatze«  Aber  dieselbe 
unbedingte  Achtung  des  Einzelnen  und  seiner  Rechtssphäre,  jene  volle 
Freiheit  des  Bürgers,  als  Fundament  des  öffentlichen  Privatrechts, 
welche  zweifellos  ihre  imposante  Grösse  hat,  schlägt  wirthschaftlich 
zur  Schwäche  um.  Das  römische  Recht  kennt  nirgends  die  Hin- 
gabe der  Person  an  einen  wirthschaftlichen  Zweck.  Davon  ist  die  heute 
kaum  noch  verständliche  Construction  des  Gesellschaftswesens  der  bessCe 
Beweis.  Die  materiellen  Güter,  vor  Allem  das  Geld,  der  Inb^iff  aller 
Güter,  sind  Gegenstände  des  Besitzes  und  des  Genusses.  Rastloses 
Streben  nach  Geld  und  Gut  drängt  sich  überall  hervor,  aber  nur  um 
des  Besitzes  und  des  Genusses  willen.  Das  Eine  aber  fehlt  bei  der 
übermässigen  Werthschätzung  der  objectiven  Güter:  der  Sinn,  darin  zu 
erkennen  und  zu  achten,  was  die  materiellen  Güter  schafit.  Der  sitt- 
liche und  rechtliche  Begriff  wirthschaftlicher  Arbeit 
mangelt  ganz  und  gar. 

Dieselbe  Rechtstheorie,  welche  eine  so  durchdringende  Erkenntniss 
der  objectiven  Güter  aufweist,  bietet  den  Begriff  der  Arbeit  unglaublich 
verkümmert  dar.  Jedesmal  geräth  die  an  den  positiven  Ueberlieferun- 
gen  des  römischen  Rechts  festhaltende  Rechtslehre  in  Verlegenheit,  so- 
bald im  Rechtsverkehr  der  Begriff  der  Arbeit  in  Frage  kommt.  Was 
war  dem  kriegs-  und  beutelustigen  Römervolk  die  productive  Arbeit? 
Eine  Fessel,  eine  Entwürdigung  des  freien  Mannes.  Wenn  irgendwo, 
so  lässt  sich  bei  den  Römern  von  dem  Fluche  der  Sklaven-  oder  unfreien 
Arbeit,  oder  von  dem  Fluch,  die  Arbeit  missachtet  zu  haben,  sprechen. 
Den  Gewinn,  den  Erwerb  von  Geld  und  Gut  liebte  man;  das  Arbeiten  von 
keiner  Idee  einer  höheren  sittlichen  Pflicht  getragen,  ohne  die  Freude 
des  Schaffens,  nur  um  des  blanken  Gewinns  willen  geübt,  blieb  höch- 
stens ein  nothwendiges  Uebel. 

Dass  auf  den  maasslossen  Materialismus  dieser  Geldwirthschaft  eine 
Reaction  folgte,  war  nothwendig.    Das  Christenthum  war  berufen,  dne 
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sociale  Umgestaltung  zu  vollziehen.  Nicht  die  unbedingte,  egoistische, 
für  sich  stehende  Einzelpersönlichkeit,  sondern  die  in  brüderlicher  Lieb^ 
vereinigte  Gesammtheit  Aller  ist  nun  der  Ausgangspunct  Denselben 
Gewinn,  dasselbe  Gdd ,  welches  dem  Römer  Alles  gewesen  war ,  lehrt 
die  christliche  Moral  verachten;  Reidithum  und  Macht,  auf  den  Besitz 
g^pründet,  sind  ihr  Nichts  gegen  die  idealen  Schätze,  die  der  Aermste 
gerade  am  bessten  besitzen  kann. 

Wunderbar  traf  jener  idealistische,  transceudentale  Zug  der  neuen 
Lehre  das  Bedürfniss  einer  Welt,  welche  unter  dem  egoistischen  Jagen 
bloss  nach  materiellem  Gewinn,  wie  es  der  römischen  Periode  eigen 
war,  genug  gelitten  hatte.  Eben  darum  prägte  sich,  was  seinem  Ur- 
sprung zufolge  nur  Sittengebot  sein  sollte,  immer  entschiedener  zur 
äusseren  Zwangsregel  aus.  Nur  im  Einklang  mit  dem  ganzen  Bewusst« 
sein  der  Zeit  konnte  es  die  canonische  Gesetzgebung  und  Doctrin  unterneh- 
men, diese  Ansichten  in  Befehlen  an  das  bürgerliche  Leben  auszudrücken.  - 

Diesen  Widerspruch ,  welchen  die  christliche  Sittenlehre  gegen  den 
Materialismus  der  Vorzeit  erhob,  hat  die  canonische  Epoche  in  Regeln 
gebracht.  Darum  wandte  sie  sich  zuerst  g^en  das  den  Römern  all- 
mächtige Geld,  welche  es  durch  (die  Abschneidung  der  Fruchtbarkeit  in 
der  Werthschätzung  herabdiUcken  wollten,  zugleich  aber  gegen  Alles, 
was  Egoismus  oder  Materialismus  heissm  konnte. 

So  unglaublich  uns  gegenwärtig  die  meisten  Lehrsätze  der  Gano- 
nisten  dünken,  in  dem,  was  vor  ihnen  lag,  hatten  sie  ihre  nothwendige 
Berechtigung.  Die  Welt  bedurfte  der  Erhohmg  von  dem  rastlos  gieri- 
gen Streben  nach  materiellem  Gewinn,  Besitz  und  Genuss ;  neuer,  idealer 
Ziele  für  das  Schafifen  des  täglichen  Lebens.  Indem  sie  diesem  Bedürf* 
niss  entgegenkamen,  war  den  canonischen  Grundsätzen  ihr  Erfolg  gewiss. 

Freilich  war  eine  solche  Lehre  nur  möglich  in  einem  wirthschaft- 
liehen  Zustand,  wie  er  nach  den  Stürmen  der  Völkerwanderung  vor- 
handen war.  Wenn  die  Lehre  d^  Canonisten  zu  den  Ergebnissen 
führt,  welche  wir  geschildert  haben,  wenn  sie  ein  Zurückgehen  fast 
auf  die  Natural wirthschaft  predigt,  wenn  nach  der  Idee  der  Cano- 
nisten mit  dem  Begriff  des  Geldes  und  Capitals  der  Handel  eigentlich 
zerstört ,  nur  der  Ackerbau  gepfl^  und  der  Verkehr  kaum  über  den 
ersten  Umtausch  der  Naturproducte  hinaus  geduldet  wird,  so  lässt  sich 
ohne  Weiteres  daraus  ermessen,  in  welcher  Lage  sich  die  Völker  be- 
finden mussten,  um  solche  Frincipien  gelehrt  zu  werden  und  zu  ertra- 
gen. Nimmermehr  würde  die  canonische  Wirthschaftsansicht  in  ihren 
ersten  Anfängen  einem  kräftigen  wirthschaftüchen  Leben  sich  haben 
entgegenstellen  können.  Die  Ermattung  des  wirthschaftüchen  und  gei- 
stigen Lebens,  das  Sinken  der  Cultur,  das  sociale  Leben  nach  demUn^ . 


tergang  des  irestrCmischen  Reichs  aber  gab  die  Stimmung  za  eiiiem 
Bflckgriff  auf  die  Naturalwirthschaftsideen. 

Wie  hätte  man  sonst  die  Nation  auf  Ackerbau  und  Armuth  Ter- 
ireisen  darfen,  wie  hätte  die  Kirche  jene  wirthschaftliche  Fflrsoifie, 
welche  den  gesammten  Verkehr  als  ein  unmündiges  Wesen  behan- 
delte, sich  vindiciren,  wie  hätte  sie  die  Ueberredung,  dass  eigentlich 
nur  ihr  Besitz  der  Güter  und  Macht  zukomme,  versuchen  können? 
Wir  haben  zur  Genüge  gesehen,  dass,  sobald  der  Handelsverkehr 
sich  ausbreitete  und  die  wirthschaftlichen  Zustände,  namentlich  in  den 
aufblühenden  Städten,  sich  hoben,  der  Kampf  gegen  die  canonisefaen 
Lehren  entbrannte.  Eine  Zeit  lang  vermochte  die  kirchliche  Madit 
denselben  nicht  ohne  Glück ,  ja  vielleicht  si^^eich  fortzusetzen ;  allein 
schrittweise,  wie  dem  Handel  und  damit  jeder  Production  die  Kräfte 
wuchsen,  verlor  sie  an  Boden.  Nach  manchem  Versuch,  sich  durch  un- 
zulängliche Zugeständnisse  abzufinden,  hat  sich  schliesslich  den  unauf- 
haltsamen Fortschritten  des  wirthschaftlichen  Treibens  g^;enäber  die 
zur  Naturalwirthschaftzurfickstrebende  Lehre  für  besiegt  bekennen  müssen. 

Die  nationalökonomisdien  Sätze  der  canonischen  £poche  sind  inso- 
fern abgethan,  als  die  Hauptbegriffe,  deren  Missgestaltung  wir  untersucht 
haben,  von  der  heutigen  nationalokonomischen  Wissenschaft  in  ihr  na- 
türliches Recht  wieder  eingesetzt  worden  sind.  Nichtsdestoweniger  hat 
die  Beschäftigung  mit  diesen  Ideen  einer  überwundenen  Periode  ihre 
practische  Seite. 

Einmal  erscheint  die  Einsicht  in  den  Mechanismus  eines  geschicht- 
lichen Mittelgliedes  unter  allen  Umständen  als  ein  Bedürfniss,  wenn  man 
überzeugt  ist,  dass  jede  Weiterbildung  und  jede  Verbesserung  nicht  ans 
der  Aufstellung  abstracter  Theorieen,  sondern  nur  aus  der  sorgsamen 
Erkundung  der  reellen  Zustände  der  Gegenwart  und  ihrer  Entstehungs- 
ui*sachen  in  der  Vergangenheit  hervorgehen  kann.  Es  möchte  für  die 
Volkswirthschaft  der  Gegenwart,  die  sich  häufig  als  eine  „neue  Wissen- 
schaft^' gegen  alles  Historische  nur  zu  sicher  glaubt,  nicht  nnnützlich 
erscheinen,  zu  erkennen,  wie  tief  das,  was  heute  ist,  in  der  Vergan- 
genheit wurzelt 

Nur  auf  solche  Weise  wird  es  gelingen,  die  wahre  Erkenntniss  der 
wirthschaftlichen  Dinge  zu  gewinnen,  ohne  aufs  Neue  in  den  Fehler 
abstracter  Scholastik  zu  verfallen. 

Sodann  aber  ist  es  gewiss,  und  diese  üeberzeugung  hat  am  meisten 
zu  der  vorliegenden  Arbeit  gedrängt,  dass  auf  andere  Weise  die  hoch* 
nOthige  Reinigung  der  Rechtstheorie  von  falschen  Grundb^ffen  nnd 
vor  allen  Dingen  von  der  unseligen  scholastischen  Methode,  an  weicher 
die  wichtigsten  Veränderungen  der  Grundbegriffe  spurlos  vorübergdmiy 
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nicht  angestrebt  werden  kann.  Darin  liegt  aber  zugleich  auch  fttr  da« 
ifirthschaftliche  Wesen  ein  practischer  Nutzen,  wenn  es  gelingt,  sor 
Gestattong  eines  natnrgemässen ,  den  wirthschaftlicfaen  Anschauungen 
der  Zeit  entsprechenden  Hechtes  beizutragen.  Die  Befreiung  von  den 
canonistisch-scholastischen  Anschauungen  ist,  man  kann  es  nicht  genug 
wiederholen,  die  grosse  Aufgabe,  auf  deren  Erfüllung  die  Bechtswis* 
senschaft  und  Gesetzgebung  ihren  vollen  Eifer  zu  richten  hat 

Allein  so  viel  wir  gegen  die  canonische  Methode  zu  protestiren  und 
so  viel  Irrlehren  wir  zu  berichtigen  haben,  in  einem  Punct  hat  dieselbe 
Lehre,  und  darin  li^  weiter  ihre  geschichtliche  Nothwendigkeit,  grosses 
Verdienst  anzuspredien.  Die  christliche  Ethik  und  die  darauf  gebaute 
wirthschaftliche  Auffassung  d^  Canonisten  kennt  das  Eine,  was  der  heid- 
nisch-römischen  Welt  gefehlt  hatte :  den  Werth  der  freien  Arbeit, 
die  Unterordnung  der  Person  unter  die  Lebensaufgabe  der  Arbeit,  die 
Hingabe  an  den  Zweck  der  Arbeit,  ohne  Aufopferung  der  individuellen 
Freiheit,  ohne  Schaden  an  der  politischen  oder  socialen  Würde. 

lieber  das  ganze  von  uns  durchstreifte  Gebiet  hin  zieht  sich  der 
Grundsatz,  dass  die  Arbeit  es  ist,  welche  allein  oder  in  Verbindung  mit  der 
vom  Schöpfer  dargebotenen  Naturkraft  Güter  erzeugt.  Das  Capital, 
Abs  Haben  ist  Nichts,  die  Arbeit,  das  thätige  Produciren  Alles.  Unbe- 
streitbar ist  es  eine  entscheidende  That,  die  Arbeit  in  ihr  Recht  ein- 
zusetzen. Und  wir,  die  wir  auch  heute  die  Arbeit  als  den  Grundpfeiler 
unseres  Seins,  als  die  Erzeugerin  aller  Güter  und  als  die  Herrschaft 
des  menschlichen  Geistes  über  alles  Stoffliche  betrachten,  werden  dies 
Verdienst  am  wenigsten  missachten. 

Freilich  machte  die  christliche  Lehre,  was  die  römisdie  versündigt 
hatte,  nur  gut,  indem  sie  sich  an  dem  versündigte,  was  jene  allein  hoch 
gehalten  hatte.  Um  die  Begriffe  von  Gut  und  Arbeit  dreht  sich  am 
Ende  alles  wirthschaftliche  Sein.  Den  Bömem  galt  das  Gut,  der  Ge- 
winn, der  Besitz  Alles,  die  Arbeit  an  und  für  sich  Nichts.  Die  christ- 
lich-canonische Doctrin  wollte  die  Welt  glauben  machen,  dass  die  Arbeit 
Alles,  der  Gewinn  Nichts  sei.  Arbeiten  sollte  der  Mensch,  aber  nicht 
um  des  Gewinns,  nicht  um  zeitlicher  Güter,  am  wenigsten  um  seiner  selbst, 
um  des  ^oistischen  Genusses  oder  Vortheils  willen.  Von  dem  einen 
Extrem  fiel  man  in  das  andere.  Nur  das  Schaffen  sollte  geehrt,  alles 
Geschaffene  verächtlich  und  unwerth  sein. 

Werden  wir  daraus  eine  Belehrung  für  die  Gegenwart  gewinnen? 
Zwei  Epochen  liegen  hinter  uns.  Die  eine  suchte  Nichts,  als  den  ma- 
teriellen Gewinn  und  verachtete  die  Arbeit,  welche  ihn  schafft;  der 
jnderen  Epoche  galt  es,  nur  die  Arbeit  zu  achten,  ihren  Erfolg  aber, 
den  materiellen  Gewinn,  bis  zur  Entäusserung  oder  Gütergemeinschaft 
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n  Terschmähen.  Keine  von  Beiden  hat  der  Menschheit  auf  die  Daner 
Befriedigung  gewfihrt.  Wird  es  der  neuen  Epoche  der  Entwickdung, 
die  vir  durchleben,  gelingen ,  auf  festere  Grundlagen  unsere  materieDe 
und  sociale  Existenz  zu  gründen?  Wird  es  gelingen,  den  Widerstreit 
n  versöhnen,  von  welchem  uns  die  Vergangenheit  Kunde  gibt,  indem 
sie  entweder  nur  den  Besitz,  oder  nur  die  Arbeit  zur  unbedingten  Herr- 
schaft mit  feindseliger  Unterdrückung  des  anderen  zu*erheben  verstand? 

Aus  den  Gegensätzen  der  geschichtlichen  Entwickelung  tritt  die 
grosse  Angabe,  von  deren  ernster  Lösung  es  abhängen  wird,  ob  dro- 
hende sociale  Stürme  abgewendet  werden  können,  klar  hervor:  Friede 
und  Freundschaft  zwischen  Arbeit  und  Gewinn  oder  Besitz.  Es  gilt 
dem  berechtigten  Streben  nach  materiellem  Gewinn,  dem  Egoismus  des 
materiellen  Besitzes,  der  Bedeutung  des  Capitals  oder  sachlichen 
Werthes  seinen  Platz  zu  gönnen;  zugleich  aber  die  sittliche  Pflicht 
der  Arbeit,  das  Bewusstsein,  durch  die  Arbeit  zugleich  zum  Nutzen 
der  Gesammtheit  zu  wirken,  in  Aex  Arbeit  einen  hohen,  den  höchsten 
menschlichen  Beruf  je  nach  Kräften  und  Gelegenheit  zu  erfüllen,  zur  An- 
erkennung zu  bringen.  Es  gilt  die  Achtung  und  Werthschätzung ,  welche 
vordem  entweder  nur  dem  Geld  oder  nur  der  Arbeit  gewidmet 
wurde,  auf  Capital  und  Arbeit  gleich  gerecht  zu  vertheilen;  den  römi- 
schen Egoismus  mit  der  hingebenden,  aufopfernden  Bücksicht  auf  das  All- 
gemeine, die  christlich-canoniscbe  Aufforderung,  welche  nur  um  Anderer 
willen  arbeitet ,  mit  den  verständigen  Forderungen  des  eigenen  Selbst 
auszugleichen. 

Eine  solche  Versöhnung  aber  lässt  sich  nicht  durdi  doctrindle 
Transactionen  der  entgegengesetzten  Systeme  einführen.  Wirthschaftli- 
che,  sociale  oder  sittliche  Ideen  lassen  sich  dem  Volksbewusstsein 
überhaupt  nicht  octroyiren,  weder  von  der  Wissenschaft ,  noch  von  der 
practischen  Begierungskunst.  Nur  was  aus  eigener  Erkenntniss  und 
eigenem  Willen  des  wirthschaftlich  thätigen  Volkes  hervorgeht,  hat  Be- 
rechtigung und  Dauer.  Worum  die  Neuzeit  zu  ringen  hat,  ist  die 
Freiheit,  in  der  sich  ihr  Wesen  verwirklichen  mag. 

Entledigt  der  drückenden  geistigen  Unfreiheit  canonisch  -  scholasti- 
scher Begriffe,  demnächst  vielleicht  auch  entledigt  einer  äusseren  Un- 
freiheit, in  welcher  der  moderne  Polizeistaat  das  wirthschaftliche  Leben 
gehalten  hat,  mag  sie  dann  die  Proben  ihrer  besseren  Erkenntniss  able- 
gen. Kein  Zweifel,  dass  die  Forderungen  der  Wahrheit  und  Nothwendig* 
keit,  denen  sie  gerecht  werden  muss,  nur  so  lauten:  Arbeit  und  Ge- 
winn, Arbeit  und  Geld;  nicht  Arbeit  ohneGewinn,  Arbeit  wider  Geld; 
aber  auch  nicht  Gewinn  ohne  Arbeit,  und  nicht  Capital  wider  Arbeit 
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VIII. 

■elUMuitai Aelituiv  der  Malderllclie»  Bank  ia  Petenbnry  fibcr 
Klnatelliaiiy  4er  Xaliliaiiff  vom  Mlber^Ayto. 

Im  f rtteii  Heft  dietcr  Jahrbflcher  S.  60  ff.  wurde  der  Erlee»  an  den  maii- 
•chen  Finanimiiiieter  milgetbeilt,  nach  welchem  mit  I.Hai  1862  dieEinlöenng 
des  niBiiechen  Papiergeldes  durch  die  Reichsbanic  bebufe  allmihliger  Beeeitigang 
dea  Silberagio'i  beginnen  sollte.     Die  Einlösung  geschah 

per  y.  Imperial  per  Silberrubel 

Tom  1.  Mai     1862  an  •  570  Kopeken  HOV,  Kopeken 

-  1.  Aug.       .        -  .  560       -  108% 

-  1.  Oclbr.     -       -  .  554       -  107«/, 

-  1.  Not.      -       -  .  551       -  107 

-  1.  Decbr.    -       -  ,  549        -  lOO'/j 

-  i.  Jan.     1863  -  .  546       -  106 

Spiter  wurde  von  der  Regierung  eine  Gold-  und  Silber-Skala  Ter5ffent- 
licbty  wonach  der  Geld-  und  Silberpreis  sich  stellen  sollte: 

am  1.  August  1863.  .  528  -  1027, 

-  L  Septbr.  -     .  .  525  -  102 

-  1.  Octbr«  -    .  .  623  -  lOlV, 

-  1.  Nof.  -    .  .  520  -  101       - 

-  1.  Jan.  1864  .  515  *  100       - 

Gegenwirtig  ist  im  Journal  de  St.  Peterbourg  Tom  19/7.  September  d. 
J.  folgende  Bekanntmachung  erschienen: 

Die  Verwaltung  der  Staatsbank  beehrt  sich,  das  Publicum  lu  benachrichtig 
gen,  data  in  Gemissheit  der  fiQr  die  Umwechselung  Ton  Creditbillets  festgeseti- 
ten  Gold-  und  Silberpreiie  die  Umwechselungskassen  der  Bank  Tom  2.  Sep- 
tember ab  die  Creditbillets  tu  den  für  den  i.  Januar  1864  festgesetiten 
Preisen,  d.  h.  tu  ihrem  Nominalwerthe  umwechseln  werden,  wobei  die  ron  der 
Bankrerwaltung  getroffene  Bestimmung  wegen  der  Umwechselung  Ton  1  Silber- 
Rubel-Stficken  gegen  prisentirte  Creditsbillets  in  Kraft  bleibt. 


Litteratur. 


Br.  B.  liaspeyre«»  €(esctaietate  der  TollanNrirUiarlMiflii« 
eben  Anseliauuiiyen  der  üiederl&iider  und  Ihrer  littera- 
tur Bur  Zeit  der  Republik«  Bine  von  der  fürstlich  Jabl«- 
nowsi&rflehen  C^eveiisehaft  su  Iieipsln^  ^ekr^iite  PrelMchrilll. 

Jjelpaiff  1863. 

Bei  der  Benrtheilang  Ton  Dr.  Laspeyres'  Buch,  die  ich  vielleicht  iq  fiherdJt 
auf  mich  genommen,  habe  ich  zwei  Klippen  xu  Termeiden,  aof  die  ich,  ab 
Hollinder,  leicht  Gefahr  laufe  xa  atoaaen:  eineraeita  äberacbwinglich  in  aeia 
im  Lob  der  Arbeit  einea  Fremden,  welcher  niederländiache  Zustande,  aei  ca 
auch  aua  der  Vorseit,  gelreu  und  anerkennend  zu  schildern  sich  beflissen  hat; 
andererseits  Ton  einem  zu  engen,  zu  ausschliesalich  hollandischen  und  dadurch 
ungerechten  Standpunkt  aua  zu  Terfahren,  wenn  ich  Verdienst  und  Fehler  itä 
Buches  gegen  einander  abwSge. 

£a  iat  eine  Schwüche  unaerea  Volkea,  die  man  ihm  hoffentlich  nicht  ala 
Todsünde  anrechnen  wird,  dasa  wir  una  sehr  geschmeichelt  fühlen,  sobald  ein 
Fremder  öffentlich  ein  günstiges  Urlheil  über  uns  ausspricht.  Diesa  hat  aeine 
natfirlichen  Ursachen.  Viel  wirkt  znaammen,  um  uns  eine  abgeaonderte  Stellung 
in  der  Mitte  der  europäischen  Vöikergeaellachaft  einnehmen  zu  laaaen.  Unaer 
beachrinktea  Gebiet^  die  kleine  Bevölkerung^  unaere  eigenthumliche ,  dem  Aua- 
lander  schwer  zu  erlernende  Sprache,  die  immer  mehr  in  die  engen  Grenzen 
dea  Landea  eingeschrinkt  wird,  je  mehr  sie  im  Osten  von  dem  mächtigen 
hochdeutachen  Element,  im  Süden  von  dem  franzuaiachen  zurückgedrängt  wird, 
auch  unaere  industrielle  BJchlung,  die  unsere  Blicke  Torzüglich  nach  weit  ent- 
fernten überaeeiachen  Ländern  wendet,  achliessllch  etwas  Abgeachlossenes  uad 
Sprödes  in  nnaerm  Nalionalcharakter ;  dieaa  Allea  entfremdet  una  von  unaero 
Nachbarn  und  aie  von  una;  und  wie  das  alte-Sprichwort  sagt:  „Unbekannt 
macht  ungeliebt,"  ao  herrscht  überhaupt  zwischen  den  Völkern,  auch  den  gebil-  * 
delsten,  auch  noch  in  unaerrn  Tagen,  trotz  Eisenbahnen  und  friedlichem  Verkehr, 
trotz  Aufklärung  und  Hnmanitätstheorien ,  eine  unüberwindliche  Antipathie, 
die  aich  zuweilen  im  Groasen,  noch  mehr  aber  in  Kleinigkeiten,  in  den  täg- 
lichen Begegnungen  und  Berührungen  offenbart.  Der  Franzoao  iat  uneracböpf- 
lieh  in  Witzen  über  den  starren,  steifen  Engländer;  der  Engländer  hat 
immer  einen  „a  n  e  e  r'^  für  „m  o  u  n  a  e  e  r"  zum  Beaten ;  der  Deutsche 
macht  sich  lustig  über  den  phlegmatiachen  Holländer  mit  aeiner  Pfeife  und 
aeinem  Gläschen  Schiedammer ,  wir  Holländer  geben  dem  Deulachen  aeinen 
Spott  mit  Wucher  zurück.  Und  dicae  Unart  spricht  aich  nicht  allein  beim  Pöbel 
in  Wort  und  That  aua;  auch  die  Tolkathfimliche  Literatur  acblägt  nur  zu  fiel 
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Aesen  Ton  id«  Bttonden  Reisende  oder,  bester,  Verfssser  Ton  Reisebeschreib« 
nngen,  die  gewöhnlich  nur  oberflächlich  dasjenige,  was  schroff  in  die  Augen 
mit,  wahrnehmen  and  Tor  Allem  darauf  ausxugehen  haben,  ein  wiUiges,  pl^ 
kantes  Buch  su  schreiben,  gefallen  sich  darin,  alles  Excentrische  her?orsuheben 
und  Zerrbilder  in  leichnen.  Daxn  gesellen  sieh  schliesslich  andere  mächtigere 
Momente:  die  Verschiedenheit  der  Ansichten,  der  Kampf  der  Interessen,  Natio- 
nalstolx  und  Eifersucht.  La  perfide  Albion  ist  in  Frankreich  cum  Stich- 
wort geworden.  Die  deutsche  Nstionalität  aditet  es  für  ihre  Aufgeboi  gegen 
das  slarische  und  scandinayische  Element  ewigen  Streit  in  ffihren.  Die 
Handelspolitik  hat  seit  Jshren  Deutschland  und  Holland  entxweit  und  wu  fflr 
Fehde  die  Frage  über  den  Erfinder  der  Bnchdruckerkunst  gestiftet  hat,  ist 
schwer  xu  sagen. 

Grossere  Nationen  sind  im  Bewusstsein  ihrer  Kraft  bei  diesem  National- 
streit freilich  weniger  empfindlich.  Ihnen  gilt  das  hanc  damus  Teniam 
petimusque  vicissim.  Sie  wissen,  dass  die  Hiebe  auch  treffen,  die  sie 
Ihrerseits  austheilen,  denn  was  bei  ihnen  geschrieben  wird,  findet  auch  im 
Auslande  seine  Leser.  Kleinere  Völkerschaften  aber  sind  Im  Gefuhlo  ihrer 
Schwäche  fremdem  Tadel  und  Schimpf  gegenfiber  reixbarer.  Desto  stärker 
ffihlen  sie  sich  dagegen  auch  geschmeidielt,  wenn  ein  Fremder  Ihnen  ausnahms- 
weise Recht  giebt  oder  gar  Lob  spendet.  Ein  solcher  Autor,  rara  afis 
in  terris,  wird  geehrt  u|id  gefeiert.  Die  Zeitungen  und  Journale  beeilen 
sich,  Ihre  Leser  mit  seiner  Schrift  bekannt  xn  machen;  sein  Buch,  sei  es 
auch  fibrigens  wenig  bedeutend,  wird  alsbald  flbersetxt,  ihn  selbst  ernennt 
man  xum  Ehrenmitglied  von  allen  yaterländischen  und  gelehrten  Gesellschaften. 
Einer  belobenden  Recension  kann  sogar  der  schärfste  Kritikus  sich  kaum 
enthalten« 

Allein  wenn  einerseits  die  ObjectiTität  des  Urtheils  Aber  dio  Arbeit 
eines  Fremden  unter  diesem  Patriotismus  leidet,  so  droht  ?on  der  andern 
Seite  ihr  auch  Gefahr  von  fibertriebenen  und  ungerechten  Forderungen,  die 
man  unwillkirlich  geneigt  Ist,  dem  Ausländer,  der  eich  an  unsere  einheimischen 
Zustände  wagt,  zu  stellen.  Vor  diesem  Fehltritt  sind  wir  aber  glöckllch 
schon  gewarnt  durch  den  Verfaaoer  einer  kurxen  Anxeige  Ton  Dr.  Laspeyrea' 
Werk  im  Literarischen  Centralblatt,  freilich  in  einem  Ton,  der  höfiicher  hätte  aeln 
können.  Er  hat  die  Meinung  ausgesprochen,  dass  die  holländischen  Gelehrten, 
die  sich  nicht  die  Mähe  gegeben  haben,  als  Mitbewerber  um  den  ausgesetxten 
Preis  aufxntreten,  sich  jetxt  wohl  die  Mähe  geben  werden,  dem  glflcblichen 
Gewinner  des  Preises  ▼erständlich  xu  machen,  dass  er  sich  in  fielen  Kleinig- 
keiten geirrt,  und  ihm  noch  manche  Schriften  Torffihren  werden,  die  ilun 
unbekannt  geblieben  sind.  Ganx  unbegründet  war  die  Warnung  gewiss  nicht 
Jeder  Recensent  Ist  geneigt,  sich  auf  dio  Schalter  des  Autors  xu  stellen  und 
dann  ausxurufen :  „Ich  sehe  noch  welter  als  er**.  Ob  eine  solche  Kleinheit  den 
holländischen  Gelehrten  besonders  eigenihfimlich  sei,  wage  ich  xu  bexwelfeln. 
Wie  dem  auch  sei,  ich  nehme  die  Warnung  an.  Ich  will  weder  TeraucbeB, 
Dr.  Laspeyres'  bibliographische  Liste  noch  mit  einigen  Namen  von  Schriften, 
die  mir  xuflllig  bekannt  sind,  su  yerlängem,  noch  mich  bemühen,  nschxn- 
spüren,  welche  Schreibfehler  in  Namen  Ton  Autoren  und  Bfichertiteln  ar 
sich  xu  Schulden   hat  kommen  lassen. 

Allein  idi   kann  In  aller  AufrkhtigkeH   ▼trpkhem,  dass  ich  auch  nnge- 
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warnt  abo  gehandalt  haben  wirde«  Von  den  enten  Aagenblickf  daM  ich 
TOD  dem  Bache  de»  Herrn  Laepejree  Ktnntniea  nahm,  habe  ich  stamnen 
mfisien  über  den  Reichthnm  des  Stoffee,  der  hier  xniammengebracht  und  ?er* 
arbeitet  ist  mit  einem  Fleisse  und  mit  einer  Crenaaiglteit,  die  ich  nicht  beeeer 
SU  beseichnen  weite  als  mit  den  Worten:  acht  dentech!  Meine  Bewon- 
demng  steigt  noch,  wenn  ich  bedenke,  wie  knrse  Zeit  Herr  L.  dieser  Her- 
kolcsarbcit  hat  widmen  können,  wie  Tiele  und  grosse  Schwierigkeiten  er  dsbei 
xtt  überwinden  hstte,  wovon  nicht  die  geringste  war ,  dass  er  sich  erst-  in  die 
ihm  gans  fremde  Sprache  hineinarbeiten  mnsste.  Es  ist  ksine  gewöhnliche 
schrinstellerischeBescheidenhett,  keine  csptatio  bene?olentiae,  wenn  er  adber 
sich  darüber  folgendermassen  ausspricht   (Vorwort  S.  Vlil  und  IX): 

„Leider  hatte  ich  bei  dieser  Arbeit  mit  mancher  Ungunst  su  kimpfen. 
Einmal  war  überhaupt  die  Zeit  sehr  kurs ,  welche  ich  auf  Bearl»eitQng  der 
Frage  Terwenden  konnte.  Erst  acht  Monate  Tor  dem  AUieferaagstermiae 
▼ermocbte  ich  Ton  andern  Berulsgeschiften  abtukommen  und  nach  den  Nieder- 
landen tu  reisen.  Der  kune  Aufenthalt  von  fünf  Monaten,  zu  dessen  Ver- 
längerung mir  sowohl  die  Zeit  als  die  Mittel  fehlten,  konnte  ich  nur  daiu 
benutzen,  einige  Tausende  Ton  Schriften  durchzusehen,  sowie  die  Cor  mdne 
Zwacke  tauglichen  su  lesen  und  su  excerpiren.  Die  eigentliche  Ausarbeituag 
mnsste  ich  su  Hause  Tornehmen.  Lucken,  welche  sich  nothweudigerweise  da- 
bei seigten,  konnten,  von  jeglichem  Hliterial  fern,  nur  selten  ergänzt.  Mim- 
Torständnisse ,  welche  bei  einer  mir  anfangs  gans  fremden  Sprache  unver 
meidlich  waren,  nicht  gehoben,  Schreibfehler,  wekhe  bei  der  furchtbar  ver- 
schiedenartigen Schreibweise  der  damaligen  Zeit  im  Niederländischen  sich 
einschlichen ,  nicht  wieder  gutgemacht,  Druckfehler  endlich  bei  der  Entfernung 
Tom  Druckort  und  nur  bei  einmaliger  Correctur  nicht  alle  ausgemerzt  werden. 
Auch  die  Hoffnung,  nachdem  ich  den  Preis  gewonnen,  zur  Refision  der  Arbeit 
die  Bibliothek  im  Hsag  nochmals  besuchen  zu  können,  blieb  unerfüllt,  da  ick 
während  der  kurzen  Osterferien  beide  Eltern  in  schwerer  Krankheit  in  Lübeck 
SU  pflegen  hatte.  Am  Meisten  wird  die  Lückenhaftigkeit  und  die  falsche 
Schreibweise  im  sweiten  Theil,  nämlich  der  Bibliographie,  wenn  auch  nicht 
dem  Auge  der  Deutschen,  so  doch  der  Niederländer  entgegentreten.  Es  lag 
dieser  zweite  Theil  anfangs  nicht  in  meinem  Plan,  ich  hatte  darum  auf  «iae 
buchstäblich  genaue  Angabe  der  Titel,  die  oft  so  lang  als  die  ganze  Schrift 
sind,  nicht  genügend  Rücksicht  genommen.  Trotz  dieser  Mängel  glaubte  ich, 
da  kein  einziges  bibliographisches  Werk  über  die  nationalökonomiechen  Schriften 
Torhanden  ist,  die  Bücher  kurz  susammenstellen  zu  sollen,  welche  entweder 
durchweg  oder  zum  Theil  wirthschaftlichen  Inhalts  sind  und  welche,  so  weit 
ich  sie  nur  aus  Titeln  kenne,  solchen  Inhalts  zu  sein  scheinen.*^  Wir  können 
nur  bedauern,  dass  so  viele  Hindernisse  dem  gelehrten  Verfasser  die  schon 
so  schwere  Aufgabe  noch  erschwert  heben.  Aber  Jeder,  sei  er  Deutscher 
oder  Niederländer,  wird  einstimmig  erklären,  dass  er  auch  so  eine  tüchtige 
Arbeit  geliefert  und  ein  wshres  und  bleibendes  Verdienst  um  unsere  Literatur 
sich  erworben  hat  Ich  kann  ihm  versichern,  dass  seine  Arbeit  als  eins 
sehr  werthvolle  geschätzt  ist,  nicht  allein  von  den  niederiändischen  National- 
ökonomen, sondern  auch  von  unsern  Geschichtsforschern.  Und  nicht  geringen 
Denk  zollen  wir  auch  dem  Prof.  Röscher,  dessen  Roth  (Vorw.  S.  II)  wir 
ea,  wie  u  schehit,  Torzflglich  su  denken  haben,  dass  der  VerlMser  seine  besonders 
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AofmerkfamkeH  dea  kleineren  CMegeDheiUsehnAen  ingeireiidel  «id  also  efno 
«nendlich  reiche  Fundgrobe ,  die  um  Niederlindern  ao  gnl  ala  onbekannl  war, 
eröffnet   hat 

Auch  darf  nicht  unbeachtet  gelaacen  werden,  daaa  Herr  Laepeyrea  aclbat 
noch  ana  eigenem  Antrieb  den  Umfang  aeiner  Anigtbe  erweitert  hat.  Die 
Frage  lautet: ,, Wahrend  dea  XVII.  Jehrhunderta  gilt  bei  Deutachen  wie  Fran- 
Boaen  nnd  Engländern  faat  allgemein  Holland  ala  daa  klaasische  Land  der 
▼olkawirlhachaftlichen  Fraxia  und  Geaetigebang.  Gleichzeitig  atanden  vi^ 
Wieaenschaften,  sumai  die  Philologie  und  Aechtawiesenachaft  bei  den  Hollandern 
in  groaaer  Blüthe.  Be  iet  hiernach  aehr  wehracheinlich ,  obachon  bia  jetift 
wenig  bekannt,  daaa  auch  die  ▼olbawirlhachaltliche  Theorie  im  damaligen 
Holland  bedeutende  Kenner  gehabt.  Die  Geaellachaft  wfinacht  deaahalb  eine 
quellenmäaaige  Daratellung  der  nationalökonomiachen  Literatur  in  Holland  bia 
aum  Anfang  dea  XVIIL  Jahrhunderte/^  Die  Frage  war  achon  umfaaaend 
genug,  sumal  für  einen  Fremden ,  dem  nicht  einmal  die  Sprache  bekannt  war« 
Der  Yerfaaaer  hat  aber  genrtheilt,  noch  weiter  gehen  und  die  ganie  Zeit 
der  Republik  in  aeine  Arbeit  aufnehmen  lu  müaaen.  Mit  Tollem  Rechte 
darf  er  aagen  (Vorwort  6.  I):  „Daaa  ich  die  Aufgabe  weiter  faiate,  wird 
man  mir  hoffentlich  Dank  wiaaen'^  nnd  gewiaa  braucht  er  aich  nicht  noch 
nebenbei  lu  rechtfertigen,  daaa  er  nicht  auch  daa  XVL  Jahrhundert,  „die 
Anfinge  der  Republib^S  beachtete.  Vollkommen  wahr  iat,  waa  er  eagt:  „Die 
Niederlinder  hatten  bia  lum  Anfang  dea  XVU.  Jahrhunderte  mit  andern  ala 
wirthachafllicfaen  Dingen  aich  xu  beachafligen.^^  Daaa  aber  der  Geiat,  der 
achon  in  jenen  früheren  Zeiten  hier  herrachte,  Ton  ihm  nicht  unbeachtet  ge- 
blieben iet,  leigt   mehr  ala   eine  Seite  dea  Buche. 

Ea  iet  noch  ein  anderea  Verdienst  der  Torliegenden  Arbeit  herroriu- 
heben,  das  gans  dem  Verfaaaer  gebfihrt:  die  treffliche  Verarbeitung  und 
Anordnung  dea  inaammengebrachten  Stoffea,  die  weaentlich  ?on  groaaem 
Talent  zeugen«  Um  diea  recht  zu  fühlen,  iat  ea  genug,  daaa  wir  una  einen 
Augenblick  an  die  Stelle  dea  Verfaeeera  Teraetzen»  wie  er  daaland  der  Menge 
abgeschriebener  Buchertitel  und  Ezcerpten  gegenfiber,  die  er  nach  flOnf- 
monatlicher  Arbeit  ?or  aich  anfgebiuft  fand«  Nicht  allein  muaate  jedea  Buch^ 
jede  Flugschrift,  jedea  Fampfilct,  jeder  Zeitungsartikel  an  Ort  und  Stelle 
aufgeführt  werden,  aondern  auch  die  oft  aehr  Terachiedenartigen  Gegenstinde, 
die  nicht  eelten  In  einer  und  derselben  Schrift  berAhrt  wurden,  muasten 
wiederum  jedea  Mal  unter  ihrer  eigenen  Rubrik  Tertheilt  werden.  Die  Ge- 
wissenhaftigkeit, mit  welcher  der  Verfaaaer  aich  dieaer  mühsamen  Arbeit  unter- 
zogen hat,  hat  dem  bibliographischen  Tbeile  eine  sehr  grosse  Brauchbar- 
keit TerschafR. 

Die  Diaposition  des  so  gesammelten,  reichhaltigen  Inhalte  ist  eine  gut 
gewählte.  Das  Buch  wird  eröffnet  mit  einer  Uebersicbt  der  ganzen  Literatur 
In  Verbindung  mit  der  aocialen  Stellung  dea  Volks.  Von  eigentich  Tolka- 
wirthschaftlichen  Schriften  konnte  gar  nicht  die  Rede  sein.  Der  Verfasser 
hatte  also  daa  ganze  Feld  der  wiaaenschaftlichen  und  politischen  Literatur 
zu  überblicken  und  daraua  zuaammenzuleaen,  waa  über  Fragen,  die  daa  geeell- 
achaflliche  Leben  berühren,  Ton  den  beeaten  Autoritäten  gedacht  und  geaagt 
worden  war.  Er  leitet  demnächst  den  Blick  auf  die  beasten  politischen  Schrift- 
ateller,  Grotina,  Graswinckel,  Bozhorn,  die  Gebrüder  de  la  Court;  hier  findet 
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auch  Spinou ,  d«r  tiefe  Denker ,  einen  Plati.  Dann  kommen  Ae  Jnnilcn 
an  die  Reibe:  Vinniae,  NoodI,  Yoet,  Bynkerslioek,  Haber;  ancb  tbeologfecbe 
und  moraliicbe  Scbriften  bleiben  nicht  gani  anbeachtet.  Die  in  der  nieder-* 
lindiechen  Literatur  ao  merkfrürdigen  Doctordisaertatioaen  werden  nach  Ver- 
dienet gewürdigt^).-  Dann  folgen  die  hiatoriecfaen,  to|N>graphiachen  (Stidte- 
beachreibuogen)  und  statietiechen  Schriften.  Mit  Eliaa  Lazae  and  F.  W. 
Peatel  wSre  iweifelaohne  hier  auch  Adrian  Klait  beaondcre  genannt  worden, 
bitte  der  YerCMser  Maiae  gefanden,  deasen  intereseante  alatiitiwhe  Yor* 
leanngen,  wovon  noch  mehrere  Manaecript-Exeonftafe  rorhanden  aind,  kennen 
an  lernen.  Endlieh  erinnert  der  YerfiMaer  an  die  achon  Ticlmala  beaprochencn 
GelegenheitiKhriften. 

Nach  dieeer  Einleitang  unteraacht  der  Yerfaieer,  wae  auf  dem  Tielaeitigcn 
Gebiete,  auf  dem  sich  die  Hauptfragen  bewegen,  geleiateft  ist.  Dia  grossen 
Tolhiwirthscbaflliehen  Streitfragen  ?ertheilen  sich  wie  folgt:  I.  Die  Kolonhil* 
poKtik  in  ihrem  gensen  Umfange;  die  0.  und  W.  !•  Compagnien,  Monopole 
und  Freihandel;  Kolonien  überhaupt*);  IL  Hendel  und  Handelspolitik;  der 
Kampf  iwischen  Freihändlern  und  Protecttoniaten;  die  Handelspolitik  Eng« 
fand  und  Frankreich  gegenöber,  die  UrsKhen  ron  Hollanda  crataunlicbcr 
Handelsgrdsse ;  III.  Gewerbe,  Gilden  und  Hallen;  IV.  Komhandel  und  Land- 
bau;  V.  Steuern  und  Finanxwissenschaft ;  VI.  Credit  und  Geld,  wo  nicht  nur 
das  öffentliche  Schuidenwesen ,  sondern  auch  die  Fragen  von  Zina  oder 
Wucher ,  Ton  Specolalion  oder  Schwindel ,  und  schliesslich  das  MAnswesen 
ihren  Plata  finden.  Jeder,  der  das  Buch  des  Herrn  Laspeyfes  aoch  nur 
durchblättert  hat,  wird  mir  beistimmen,  dass  ea  unmöglich  lat,  4iese  Aoa- 
einandefsetxung  des  reichhaltigen  Stoffes  weiter  in  Details  durcfamlfthren« 
Ich  kann  sie  also  schliessen  mit  der  Versicherung,  dass  ea  ein  werthvoMea,  lehr- 
reiches Buch  ist,  auch,  —  nein,  ich  muss  schreiben  •— ,  besonders  fftr  uns  Nieder- 
linder. Allein  noch  eine  Frage  bleibt  su  beantworten  fibrig,  nämlich  nicht  die,  ob 
der  Verfasser  fiberhaupt  Gutes  geliefert,  sondern  ob  er  die  ihm  gestellte  Aufgabe 
gelöst  hat.  Im  Allgemeinen  kann  auch  auf  diese  Frage  die  Antwort  sastimmend 
sein.  Wenigstens  wfirde  ich  nicht  wagen,  zu  behaupten,  dass  ein  Anderer  ea 
besser  gemacht  hätte.     Gani  unbedingt   aber  kann   ich  ihm  doch  dieaen  Preis 


1)  Auch  die  neueren  akademischen  Probeschriflen  werden  Ton  Herrn  Laspeyrea 
öfters  gepriesen.  Wir  wollen  ihm  dafür  danken,  zugleich  aber  bemerken,  daas  die 
Biathe  dieses  Zweigs  unserer  Literatur  ihre  eigenthümlichen  Ursachen  hat.  Die  Pro- 
beschriften  werden  an  unseren  Universitäten  durchgehend»  unter  der  directen  Aufsicht 
der  Professoren,  luweiten  auch  ihrer  sehr  thStigen  Mitwirkung  geschrieben.  So  sind 
X,  B.  noch  heule  eine  Anzahl  Dissertationen  Ober  die  Verfaasung  und  das  Steuerwe* 
seo  der  Republik  aus  den  letzten  Jahren  des  XVIll.  Jahrhunderts  berühmt  als  Pro- 
ducta der  Schule  von  Ad.  Kluit.  Ausserdem  bietet  die  akademisctie  Probescbrift 
unseren  Jungen  Leuten  eine  Gelegenheit,-8ich  bekannt  zu  machen,  die  ihnen  sonst 
wohl  feilten  dflrfle,  weit  das  geringe  Debit  In  dem  kleinen  Lande  es  dem  angefaendesk 
Schriftsteller  schwer  macht,  einen  Verleger  au  finden. 

2)  Schade,  dass  dem  Verfasser  die  Veranisssong  gefehlt  zu  haben  scheint,  ein  Wort 
(kber  das  Cap  der  guten  floffnuog  zu  sagen.  Vielleicht  hätte  er  dann  den  Satz  zu- 
rfickgenommen ,  den  ich  nicht  ohne  Befremden  auf  S.  99  las:  „Die  Colonien  aiad 
den  Niederländern  niemals  in  ausgedehntem  Maasse  geglückt.*'  Die  Kraft,  womit  sich 
noch  Jetzt  sm  Cap  das  niederländische  Element  dem  englischen  gegenttber  tu  beheap- 
ten  weiss,  ist  wohl  ein  Beweis,  dess  dort  wenigstens  die  Colonisation  gegUcfct  ist» 
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nicht  gSnneii.  JtdenfaUs  glaube  ich,  du<  er  es  Tolbläadiger  gethan  hWe, 
irire  er  nichl  darin  Terhinderl  worden,  erstlich  dnrch  die  einmsl  gswiUts 
Methode,  xweitens  durch  die  beschrinlLte  Zeit,  die  er  seiner  Arbeil  widmen 
konnte,   endlich  durch  aeine  eigene  nicht  gans  richtige  Anffaasmig  der  Frage. 

Ich  will  mir  erlauben,   diese  Meinung  niher  su  begründen. 

Der  Verfaaser  hat  sich  eine  unsägliche  Mühe  gegeben,  eine  Unmasse  ?on 
Flugschriften  und  Pamphleten  susammensutragen  und  deren  Inhalt  uns  mit 
der  grössten  Treue  wiedersugeben.  That  er  wohl  daran,  uns  diese  als  die 
Vertreter  der  öffentlichen  Meinung  ihrer  Zeit  oder  gsr  der  wissenschsitlicheii 
Richtung  fonuführen?  Ich  bezweifle  es.  GrdsstentheUs  waren  es  Farteischriften, 
in  denen  die  reine  wissenschsftllche  Auffassung  der  respectiven  Fragen  dnrch 
daa  Farteiinteresse  rerdüstert  gewesen  sein  muss,  oder  Mittel  sur  Forderung 
nicht  so  sehr  des  allgemeinen  Wohles  als  Ton  allerlei  Sonderinteressen;  theil* 
weise  sind  es  weiter  Schriften  gans  unbedeutender  Persdnlichkeiten ,  die  schon 
in  ihrer  Zeit  keine  Autorität  besessen,  und  deren  Geistesprodncte  ohne  Zweifel 
schon  längst  der  verdienten  Vergessenheit  snheim  gefallen  waren,  hüte  nicht 
sufillig  ein  Liebhaber  ?on  Sammlungen  sie  ffir  die  Nachwelt  aufl^wahrt;  Kin- 
der des  Tages  wsren  es,  die  eine  gestern  emporgekommene,  aber  morgen  schon 
wieder  ferlassene  Meinung  sussprachen;  Streit-  und  Schmäh- Schriften,  deren 
Verfssser  kein  Argument,  wie  excentrisch  und  ungereimt  es  sein  mochte,  su 
schlecht  war.  So  kommt  es  denn,  dass  uns  bei  dem  wirklich  ermfidenden 
Durchlesen  des  Buches  durchgehende  ein  buntes  Gewirre  der  meist  verschieden» 
artigen  und  unter  sich  streitenden  Vorstellungen  und  Lehren  entgegentritt« 
Allerdings  ist  es  fflr  den  Geschiclitaforscher  höchst  interessant,  auf  diese  Weise 
eines  immerwahrenden  durch  Jahrhunderte  hin  durchgeführten  Kampfes  der 
Meinungen  Zeuge  su  sein.  Wie  aber  bekommen  wir  daraus  ein  genaues  Bild, 
wie  die  Preisfrsge  erheischt,  der  zu  jeder  Zeit  herrschenden  Tolkswirthschafl- 
liehen  Theorien?  Wie  viel  oder  wie  wenig  Autorität  dörfen  wir  jeder  dieser 
grösseren  oder  kleineren  Schriften  beilegen?  Gesetzt,  Einer  wollte  den  gegen- 
wärtigen wissenKhsftlichen  Geist  eines  Volkes  ans  den  zahlreichen  Froducten 
der  Tagespresse  su  demonstriren  versuchen.  Wflrde  er  nicht  leicht  Gefahr 
laufen,  sich  und  seine  Leser  irrezuföhren  ?  Nicht  einmal  die  herrschende  öffent- 
liche Meinung  spricht  sich  dsrin  getreu  aus.  Ein  Beispiel  zur  Bekräftigung 
dieses  scheinbar  vielleicht  paradoxen  Satzes  liegt  mir  vor  der  Hand.  Ich  benutze 
es  desto  lieber,  weil  es  gewiss  auch  suf  msnche  im  Buche  des  Herrn  Laspejres 
angeregte  Fragen  aus  früheren  Zeiten  passt.  Wenn  wir  die  niederifindischo 
Broschfirenliterstur  aus  den  letzten  Jshren  über  die  Frage  vom  Freihandel  oder 
Protectionismus  betrachten,  dann  wird  es  uns  auffallen,  dass  die  Zahl  der  pro- 
tectionistischen  Schriften  die  der  freihändlerischen  weit  übertrifft.  Sollten  wir 
daraus  den  Beweis  entlehnen,  dass  das  jetzige  Niederland  protectionistisch  ge- 
sinnt ist?  Keinesweges.  Viel  weniger  noch,  dass  in  unserer  wissenschaftlichen 
Richtung  die  Theorie  einea  F  r.  Li  s  t,  eines  H.  R  i  c  h  e  1  o  t  den  Sieg  davon  getragen 
hat.  Nur  diesen  Schluss  werden  wir  aus  der  angeföhrten  Thatsache  ziehen 
können,  dass  die  Freihandelstheorie  bei  una  so  sehr  zur  allgemeinen  Ueberzeu- 
gung  geworden  ist,  dass  sie  keiner  spedellen  Veriheidigung  mehr  bedarf,  dass 
dagegen  die  Protectionisten  die  letzten  Kräfte  anstrengen,  um  noch  ihre  sin- 
kende Fahne  emporsuhslten.  Es  giebt  ausserdem  noch  ein  anderes  Bedenken. 
Nach  dieser  Methode  muss  die  Arbeit  des  Verfassers  immer  unvollständig  biet- 
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Imd.  Nur  jlie  iiillUig  aoAtwabrien  GeleganheitsichrifteD  hat  er  bemtMii 
können«  Wie  Tiele  andere  eind  ▼ielleichi  Terleren  gegangen,  die  avf  treffende 
Weiae  dieaea  oder  jenea  gute  Prineip  enthielten?  Nicht  elnnul  alle  rorhande- 
nen  Schriften  waren  ihm,  der  knnen  Zeit  wegen,  xogangliclL  Die  Sammlnng 
I.  B.  in  der  Thjaiana  su  Leiden  hat  er  nnbeaclitet  laaaen  mösaen  (vergl.  8. 
40).  Wer  weiaa,  waa  er  da  noch  Torgefanden  hatte.  Fem  aei  ea  Ton  nur, 
ihm  hierüber  einen  Vorwurf  lu  machen*  Aber  wie  dankbar  wir  auch  Herrn 
Laapeyrea  aein  aollen  fir  aesnen  achitxbaren  Beitrag  in  nnaerer  Literaturgeachichte, 
wenn  wir  den  eigentlichen  Zweck  aeiner  Arbeit  in'a  Ange  faaaen,  möchten  wir 
ea  Cut  bedanarn,  dasa  er  dem  Bath  dee  Prof.  Roa c  h e r  gefolgt  iat.  Uir  acheiat 
ea  wenigatana,  daaa  er  die  Frage  richtiger  gelöat  hätte,  wenn  er  Theorie  nnd 
Praxie  unter  aich  Terglichen  hilte  in  diesem  Sinne,  daaa  er  den  Uraachen  der 
giinsenden  Bliilhe  im  XVIL  Jahrfanndert  nnd  dea  spätem  Verfalles  nachge- 
apfirt  nnd  aich  vor  Allem  bemüht  hatte,  xn  unterauchen,  durch  welche  Princi- 
pien  die  Minner,  die  daa  Buder  des  Staats  hielten,  sich  leiten  Hessen, 
inwiefern  sie  selbst  sieh  dieser  Principien  bewusst  waren,  welche  Lehren 
aua  der  Schale  herrorgingen ,  welche  Gedanken  die  herTorragendsten  Manner 
auf  wiaaenachaftlichem  Gebiet  verkündeten,  und  wie  jene  Lehren  und  dieae 
Gedanken  sich  im  praktischen  Leben  Geltung  xu  ?erschaffen  wussten.  Ich  bin 
weit  entfernt,  xu  behaupten,  dass  er  dies  Alles  völlig  Tcrnachlfiasigt  habe.  Doch 
er  hat  sich  xu  sehr  xersplittert,  um  die  Hauptrichtung  des  Ideenganges  so  in*s 
Ange  laasen  xu  können,  wie  ich  es  gewünscht  hüte. 

Grösstentbeils  freilich  ist  die  Schuld  davon  der  Kurxe  der  Zeit  xuxumeaaen, 
die  Herr  Laspeyres  für  diese  Arbeit  erübrigen  konnte.  In  einer  Becension 
unseres  Buches  von  Herrn  Pickford  in  der  neuen  Berliner  Vierteljahr- 
Schrift  (S.  116  t.)  wird  der  ausserordentlichen  Capacitit  dieses  gelehrten 
Magens  mit  Grauen  erwähnt.  Vielleicht  dürfte  man  das  Bild  noch  etwaa 
weiter  auaführen  und  sagen:  Er  hat  in  aich  aufgenommen,  so  viel  ihm  nur 
möglich  war,  aber  es  hat  die  aufgenommene  Hasse  nicht  gehörig  verdauen 
können.  Wäre  ihm  auch  dies  möglich  gewesen,  der  Verfssscr  hätte  viel  Un- 
erhebliches wieder  ausscheiden  und  in  den  Trödeiborb  werfen  können,  wohin 
ea  am  Ende  doch  gehört.  Wir  aber  hätten,  statt  jener  unklaren  Vorstellung 
von  Allem,  waa  von  allerlei  unbekannten  Grössen  über  diese  oder  jene  Frage 
geachrieben  worden  ist,  des  Verfsssers  eigenen  Totaleindruck  bestimmter  und 
vollständiger  bekommen.  Im  Anfange  mehrerer  Abschnitte  hat  er  dieses  wirk- 
lich versucht,  und  diese  Versuche  sind  so  gut  gehalten,  dass  wir  nur  wünschen 
können,  dass  er  es  mehr  getban  hätte.  Vorxuglich  aber  in  der  nach  der  Be- 
krönung  neu  abgefassten  Einleitung  iat  es  geschehen,  und  so  ist  diese  einer  der 
merkwürdigsten  Theile  der  ganxen  Schrift  geworden.  Jedenfalls  hätte  Herr 
Laspeyres  sich  nicht  wegen  der  Länge  dieser  Einleitung  xu  entschuldigen  ge- 
braucht (Vorwort  S.  IX) ,  er  hätte  vielmehr  aeine  Leser  gegen  sich  verpflichtal» 
wenn  er  sie  noch  ausführlicher  gemacht  hätte. 

Schliesslich  noch  ein  Wort  über  dtB  Verfassers  Auffassung  seiner  Aufgabe. 
Mit  allem  meinem  Streben,  mich  auf  dem  Standpunkt  einer  ganx  objectivan 
Billigkeit  xu  halten,  kann  ich  doch  nicht  umhin,  hier  xn  bemerken,  dass  er 
nicht  ganx  gerecht  in  seinem  Urtheil  gewesen  ist.  Er  hat  sich  xu  viel  auf 
die  Höhe  der  jetxigen  Wissenschaft  gestellt,  um  von  da  aua  die  Leiatungen 
der  Männer  Tor  xweihundert  und  mehr  Jahren  xu  prüfen.    Ea  scheint  bat,  ala 
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hüte  er  ervartet,  io  den  Niederlanden  einen  bisher  unbekannten  Adam  Smttii 
anfinfinden,  der  auf  alle  Punkte  die  Theorie  der  modernen  Voikawirthsehafta'* 
lehre  gepredigt  hfitte  znr  inleitnng  und  Begrfindung  der  Praxis,  dnrcfa  velch« 
daa  Volk  sich  zu  einer  ao  gUnienden  Biflthe  emporschwang,  und  als  habe  er 
die  Täuschung,  keinen  solchen  Mann  gefunden  lu  haben,  nicht  gans  rerschroer« 
sen  können.  So  wenigstens  kann  ich  allein  erklären,  dass  er  zu  dem  Schluas 
gekommen  ist,  dass  die  Praxis  nur  durch  eine  Art  Ton  Instinct  gut  war,  mit 
einer  schlechten  Theorie  oder  gar  ohne  Theorie.  Dass  der  Verfasser  durch 
diesen  Mangel  an  Yoraussetzungslosigkeit  in  Irrlhum  gerathen  ist,  hat  schon 
Pickford 's  oben  erwähnte  Recension  iu's  Licht  gestellt  in  Worten,  mit  denen  ich 
ao  sehr  einstimme,  dasa  ich  aie  gern  zu  den  meinigen  mache:  „Mit  diesen 
rein  literarhistorischen  Liebhabereien  des  Verfassers  steht  übrigens  das  letzte 
Ergebniss,  das  er  selbst  aus  seinen  Forschungen  gezogen  hat,  in  auffllligem 
Widerspruch«  Er  selbst  spricht  es  nämlich  wiederholt  als  seine  Ueberzeugung 
aus,  dass  es  nicht  etwa  die  theoretischen  Fruchte  ihrer  Gelehrsamkeit  waren, 
die  in  der  wirthschaftlichen  Blfithe  der  Niederlande  und  in  der  geistigen  Be-* 
wegung,  wovon  diese  begleitet  wurde,  als  Ferment  wirkten.  Wenn  aber  dieser 
wirlhschaftliche  Aufschwung,  ?on  dem  die  Geschichte  Zeugniss  giebt,  nicht  in 
der  Macht  des  wissenschaftlich  gereiften  Gedankens  wurzelte,  welche  Kraft 
sonst,  fragen  wir,  hat  ihn  denn  herrorgebracht ?'^  Gewiss  anch  die  Nieder- 
länder des  XVII.  und  XVIIL  Jahrhunderts  waren  noch  in  yielen  Punkten  im 
Irrthum,  wo  es  galt,  die  rechten  Maaasregeln  zu  treffen  zur  Förderung  des 
allgemeinen  Wohls.  Leider  wird  auch  noch  heute,  hundert  Jahre  nach  Ad. 
Smith,  in  mancherlei  Hinsicht  wirtbschaftlich  gesündigt  und  nicht  Ton  den 
Niederländern  allein,  sondern  auch  von  andern  Völkern.  Jedoch  wenn  wir 
auf  der  einen  Seite  jene  Männer  in  vielen  Stöcken  einer  consequenten,  sich 
selbst  bewussten  Praxis  folgen  sehen,  durch  die  wirtbschaftlich  ihr  kleines,  von 
der  Natur  so  stiefmfitterlich  behandeltes  Land  über  alle  anderen  glänzend  her- 
Yorragt,  und  auf  der  andern  Seite  einer  Reihe  von  Schriftstellern  begegnen, 
die  solche  Praxis  mit  allerlei  mehr  oder  weniger  triftigen  Gründen,  zuweilen 
auch  mit  solchen,  die  auch  der  Vater  der  neuem  Staatswirthschaftslehre  nicht 
yerleugnet  haben  wurde,  anpreisen,  da  soll  man  wohl  zu  einem  andern  Schluss 
kommen  als  z.  B.  dieser,  dass,  ohne  die  Gelegenheitsschriftcn  „der  Wirth'» 
Schaftspolitik  der  Niederlande  der  genaue  Zusammenhang  mit  der  Wirthschafts« 
literatur  gänzlich  fehlen  wurde  und  sie  mehr  als  eine  instinklmässig  richtig 
durchgeführte  anzustaunen  denn  sIs  eine  Tcrstandesmässig  und  wissenschaftlich 
tief  durchdachte  anzusehen  wäre*^^). 

Desto  mehr  kann  ea  uns  wundem,  dass  Herr  Laspeyres  sich  zu  diesem 
Ergebniss  seiner  Studien  hat  verleiten  lassen,  wenn  wir  dabei  in  Betracht 
liehen,  wie  er  sich  oft  im  Detail  anerkennend  über  unsere  bedeutendsten  Schrift- 
steller ausspricht.  Um  von  Salmasius  zu  schweigen ^  dem  Franzosen,  den  wir 
uns  kaum  zueignen  dürfen,  erinnere  ich  nur  an  das,  was  er  an  manchen  Stel- 
len von  Grotius,  von  Graswinckel,  von  J.  de  Witt,  von  Vinnius,  von  Noodt 
und  Hüber,  insbesondere  von  P.  de  la  Court  sagt.  Letzterem  hatte  er  schon 
mit  besonderer  Vorliebe  früher  eine  specielle  Arbeit  gewidmet.  Auch  hier 
versäumt  er  keine  Gelegenheit,  um  diesem  Vorläufer  des  Ad*  Smith  Gerechtig- 

3)  Laspeyres  S.  42. 
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k«U  widerfahren  xu  lassen.  Aber  ind^m  er  bebsuptet,  wie  wir  gesehen  hsbeo, 
dass  de  la  Coari's  Zeitgenossen  nnr  iostinkimässig  ohne  wissenschaftliche  Graad" 
lagen  die  Regeln  einer  guten  Volkswirthsdisftspolitik  befolgten,  erklärt  er  sa 
gleicher  Zeit,  dass  de  ia  Couri's  und  jener  Anderen  wissenschaftliche  Erorlenin- 
gen  und   Vorschriften  bei   ihren   Zeitgenossen  nur  wenig  Anerkennung  fanden.  j 

Es   ist  wohl  unnotliig,  auf  diesen    Widerspruch   weiter  einzugehen.     Ich  ksnu  ] 

aber   nicht   umhin,   hier   den  Wunsch  anszusprechen ,   dass  drr  Verfasser,   der  l 

schon  so  vertraut  ist  mit  des  Grotius  Schriften,  auch  diesem,  mit  voller  Müsse,  1 

ein  specielles  Studium  widme.  Die  Arbeit  würde  lohnend  sein.  Es  würde 
wenig  Mühe  kosten,  aus  den  Schriften  dieses  Atlas  der  modernen  politischen 
Wissenschsft  ein   Compendium  von  Nalionsl-Oekonomie  zusammenzustellen,  in  j 

dem  wir  sllerdings  nicht  alle  Fragen  der  modernen  Wissenschaft  schu)gi>reeht 
nach  den  Systemen  der  neuern  Gelehrten  abgehandelt,  aber  doch  fast  alle  be- 
rührt und  viele  mit  überraschender  Klarheit  in's  rechte  Licht  gestellt  finden 
würden,  und  wo  wir  kaum  irgend  eine  Spur  antreffen  würden  der  falschen 
Begriffe,  die  schon  damala  und  noch  lange  nachher  eine  falsche  Wissenschaft 
anderswo  als  unumstossliche  Wahrheiten  verkündete. 

Denn   auch  in   dieser  Hinsicht  scheint  mir  der   Verfasser  seine  Aufgabe 
nicht   vollkommen   gelöst  zu  haben.     Gesetzt,   Einer  hatte   auf  die  Frsge  nach 
den   Vorzügen   der  Niederlfinder  des  XVII.  Jahrhunderts  vor  andern  Völkern 
im   praktischen   Leben   geantwortet,   es   seyen  diese  doch  im  Grunde  nicht  so 
beträchtlich  gewesen,  weil  sie  z.  B. ,  wenn  auch  Kanäle,  doch  keine  Eisenbahnen 
hatten,  man  würde  gewiss  die  Antwort  nicht  ganz  richtig  finden.    Sir  William 
Temple  spricht  sich  in  seinen  Observations  upon    the  United   Pro- 
V  ine  es   öfters  voll   Bewunderung  sns   über  Dinge,   wie   gepflasterte  Strassen 
und    dergleichen,    die   uns  jetzt  zu  alltaglich  sind,   um  sie  noch  zu  beachten. 
Ist  es  mit  der  Literatur,  mit  der  wissenschaftlichen  Bildung  eines  Volkes  nicht  auch 
80  ?    Um  dem  Verdienste  unserer  Schriftsteller  völlig  Recht  widerfahren  zu  las- 
sen, sollen  sie  im  Lichte  i-hrer  Zeit   betrechtet  werden.     Jl  faut  juger  las 
ecrits   d' apres   leur   daie    gilt    auch  hier  mit  voller   Kraft.     Und  dann 
haben   wir  Recht,  zu    fragen,   wie   lückenhaft  und  fehlerhaft    die  volkswiKh- 
schsftllche  Literstnr  der   Niederlinder  des  XVII.  Jshrhunderts  auch  noch  war, 
welche   andere   Nation   hat   ein   Besseres   aufzuweisen?    Wen   hat   Deutschland 
einem   Grotius,    den    Gebrüdern  de  Ia  Court,   einem   Graswinckel  an  die  Seita 
zu  stellen?     Welche   Schriften   von    Englandern   ai»s  jener   Zeit,  ausser   viel- 
leicht Hobhes   (Dudley  North  und  John  Locke  gehörten  schon  einer  späteren 
Periode    an),    können    mit  den    ihrigen  in   die   Reihe  kommen?    Frankreich 
gab  schon   den   Ton   an   in   der    europaischen   Literatur    wie   in   der   Politik. 
Was  hat  das   Frankreich   des  XIV.  Ludwig   suf  diesem  Gebiet  geleistet?    Wie 
hat  es  sich  grade  in  dieser  Zeit  durch   den   mfichtigen  Einfluss  Colhert's  far 
Jahrhunderte  auf  einen   Irrweg  fuhren  lassen,  von  dem  es  heute  endlich  sich 
bemüht  zurückzukehren?     Wie   weit   stechen    noch  die   Ansichten   von  Frank- 
reichs scharfsinnigsten  politischen  Denkern   aus  der   ersten  flfilfte  des  XVIIL 
Jahrhunderts,   des   Montesquieu,    ab    gegen   die,   ich   ssge  nicht   einmal   den 
Grotius  oder  de  Is    Court,    sondern    eines    Boxhorn,  eines    Hfiber !     Es  ist 
wahr,  in   spiteren  Zeiten     haben  auch  wir  HolUnder  uns    verblenden  lassenr 
von  dem    Schimmer  der  Theorien,   die    im  Auslände  ausgebrütet  waren,  und 
unsere  Schriftsteller   ans  der  zweiten  Hülfte  des  XVIII.  Jahrhunderts,  E.  La- 
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tttCy  Tan  Heukelom,  ZiüeMii,  yan  den  Hevrel  haben  ticb  bekannt  tu  der 
alleineeligmachenden  Lehre  des  Merkantikyetems  und  des  Pretectionismos. 
Aber  noch  in  jener  Zeit  des  traurigen  Verfalls  ragt  die  berühmte  Propo- 
sitie  des  Stattbaltefs  Willem  IV.  hoch  empor  als  die  Tradition  der  althol- 
landischen  Schule.  Ond  sei  es  aach  schwach  vnd  innehmend  schwächer, 
immer  halU  auch  in  der  spatern  Literatur  (Herr  Laspeyres  selbst  macht  uns 
darauf  aafmerksam)   die  Stimme  des  Grolius,  des  de  la  Court   nach. 

Leiden,  S«*ptember   1863. 

V  i  s  8  e  r  i  n  g,   Professor. 


XV. 
Die  neueste  liftteratur  über  Armenpflege. 

1)  Das  Recht  auf  Armenunterstützung  und  die  Freizügigkeit.  £in  Beitrag 
zu  der  Frage  des  allgemeinen  deutschen  Heimathe  rechts  von  Friedrich 
Bitzer,  Oberregierungsrath.  Stuttgart  und  Oehringen,  Verlag  von 
Aug.  Schaber,  1863.     Viil  und  275.     8^. 

2)  Die  englische  Armenpflege  von  Dr.  K.  Gustav  Kries.  Herausgege- 
ben von  Dr.  Karl  Freiherr  von  Richthofe n.  Berlin  1863.  Ver- 
lag von  Wilhelm  Hertz.     VII  und  382  Seiten.     8^ 

Gegenüber  den  grossen  brennenden  Fragen  der  praktischen  Nationalökono- 
mie, welche  gegenwartig  in  Deutschland  am  meisten  discutirt  werden,  wie  die  der 
Gowerbefreiheit ,  welche  schon  wieder  als  fast  abgethan  im  letzten  Viertel  der 
Eutwicbelung  steht,  und  die  Freihandelsfrage,  welche  noch  kaum  die  Phase 
des  ersten  Viertels  erreicht  hat  und  wohl  der  Hauptstreitpunct  in  den  folgen- 
den Jahren  bleiben  wird,  treten  die  andern  Fragen  der  Nationalökonomie  augeu- 
blicklich  mehr  in  den  Hintergrund,  so  alle  Agrarfragen  und  die  der  Armen- 
pflege. Ich  sage  der  Armen  pflege,  denn  das  Armen  w  e  s  c  u  überhaupt,  die  Ver- 
hinderung der  Armntb  ist  ja  die  dritte  unter  den  grossen  Tagesfragen,  welche 
sich  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  an  die  Associationsfrage  anschliesst.  lieber  diesen 
hochwichtigen  Gegenstaud  sehen  wir  namentlich  seit  L assa II e's  Auftreten  taglich 
neue  Schriften,  wenn  auch  meist  nur  Flugschriften  an  daa  Tageslicht  treten. 
Ueber  die  eigentliche  Armenpflege  wüsstcn  wir  von  grösseren  Schriften  aus  den 
letzten  Jahren  nur  die  zwei  oben  angeführten  Monographieen  zn  nennen,  welche 
aber  unsere  Aufmerksamkeit  um  so  mehr  verdienen. 

Das  Buch  von  Bitzer  und  das  ran  Kries  weisen  merkwürdige  Gegensätze 
auf.  Daa  erste  scheint  nur  der  Anfang  einer  reichen  kommenden  Litteratur, 
wenn  die  Armenpflege  in  Deutschland  aus  dem  Stadium  dea  Schlummers  in  das 
eines  neuen  Erwachens  tritt,  welches  Erwachen  freilich  hauptsächlich  von 
der  politischen  Neugestaltung  Deutachlands  mit  bedingt  ist.  Daa  Werk 
von  Kries  hingegen  scheint  einen  Zweig  der  Litteratur  ala  ein  Haupt- 
werk lur  einige  Zeit  abzuachliessen.  Das  Werk  von  Bitzer  gehört  der  con- 
struirenden,  daa  von  Kries  der  beschreibenden  Nationalökonomie  an.  Bitzer 
behandelt  allgemein  die  wiasenschafUichen  Grundsätze   der  Armenpflege,   wenn 


742  Liiteratnr« 

ff  auch  teilte  Vorscfalif^e  tpeei«li  auf  Dentgchland  Helltet,  Krie«  gelangt  wa 
allgemein  wiaeenschaftlichen  Salzen  nur  an  der  Hand  der  thataicblicben  Armen- 
pfl^e  Englands,  Schatllands  iind  irlanda.  Eine  gesonderte  Betrachtong  beider 
Werke  iat  darum  wohl  die  einzig  mögliehe  Form,  wenn  wir  anch  einzelne  ge- 
meineame  Beziehungen  auffinden  Itdnnen.  Wir  etelien  das  allgemeinere  Werk 
fen  Bitzer  oben  an. 

Ein  Hauptgewicht  in   dem   vorlreffliehen   Buche  ist,   wie  schon  der  Titel 
zeigt,   auf  die  Freizügigkeit  gelegt.     Wenn  dieselbe    auch   auf  der  einen  Seite 
ein   Hauptmittel     der    ArmuthsTcrhinderung  ist,    so    verdient    sie    doch  aneh 
einen  ersten  Platz  in   der  Armenpflege,    denn  sie  ist  ein  Hauptpunct,    der  eine 
geordnete    Armenpflege    durch   die   Gemeinde   schwierig    macht.     Auf  der   Ver- 
aohnting   der  beiden   Gegensatze   Ton   Freizügigkeit   und    Gemeindearmenpfiege 
beruht  die   Haupischwierigkeit  der   Armenversorgung.     Nächst  einer  Einleitnng, 
wohin  wir  auch  die  Abschnitte  über  Geschichte  des  Armen wesene,  über  die  eng- 
lische obligatorische  und  die  französische  facultative  Armenpflege  und  die  Ursache 
der  Armuth   rechnen  möchten ,   behandelt  Bitzer  hauptsachiich  folgende    Gegen* 
stünde:   Die   Aufgabe  des  Staates    gegenüber  der  Armuth,   besonders  soweit 
der  Staat  die  früher  machtigen  gesellschaftlichen  Kreise  mehr  oder  minder  absor- 
bfrt  hat,    sodann  die   Stellung  der   Gemeinde   als  der  zur  Armenunterstfilsung 
Tcrpflichteten  Persönlichkeit  und    die  daraus   folgende   Beschrankung   der   Frei- 
zügigkeit, weiter   die  Befiigniss   des   Staates,  Ausschreitungen  in  der   Freiheit 
der  Gemeinde   zu    verhindern.     Dann   folgen    die  Grundsatze   der  Armenpflege, 
ob  Recht  auf  Unterstützung    oder  nicht,   also  ob  obligatorische  oder  facultatiTe 
Armenpflege,    endlich    eine    über   die  Grenzen  des   einzelnen    deutschen   Staate 
hinausgehende  Frage,  die  des  allgemeinen  deutschen  Heimathsrechts.  Hiermit  endet 
der  constrnctive  Theil,  dem  sich  dann  ein  descriptiver  Theil,  eine  Beschreibmg 
der    bestehenden     deutschen     Armengesetzgebung,    anschliesst.     EndKch    fasU 
Bitzer    seine    Grundsatze    am   Schlüsse  in    einen    Gesetzentwurf  für  eine  all- 
gemeine deutsche  Armenpflege  zusammen.     Ein  reicher,  meistens  Yortrefflich  mit 
warmem,  theilnehmendem  Herzen  und  doch  der  nothwendigen  Kaltblütigkeit  be- 
handelter Stoff,  von  welchem  wir  nur  Weniges,    zumeist  das  berühren  können, 
mit  dem  wir  nicht  ganz  einverstanden  sind. 

Im  Allgemeinen  sagt  der  Verfasser  ganz  richtig,  dass  die  Unterstützung 
durch  die  Gemeinde  erst  ciutrcten  muss,  wo  keine  privatrechtlich  Verpflichteten, 
die  Familien,  sich  finden,  dass  aber,  wenn  die  Gemeinde  einmal  als  die  Ver- 
pflichtete erkannt  ist,  diese  Last  den  andern  Gemeiudelasten  für  Schulen, 
Wegebau  vollständig  gleichzustellen  ist.  Die  Lasten  sind  also  durch  eine  Ge- 
meindeumlage aufzubringen,  und  nicht  etwa  die  unvollständige  freiwillig  ge- 
gebene Arraencollecte  nur  durch  eine  Gemeindesteuer  zu  decken. 

Nur  Eins  möchten  wir  hierbei  noch  berührem  Dürfte  es  nicht  zweck- 
mfissig  sein,  die  Privatmildthitigkeit  in  der  Art  mit  der  Gemeindeanterstfitzong 
in  Zusammenhang  zu  bringen,  daee  die  Gemeinde  den  Privaten  oder  den  Ver- 
einen, welche  der  Gemeinde  einen  Armen,  den  sie  eigentlich  unterstützen 
mussto,  abnahm,  nm  ihm  besondere  in  Krankheit  und  Alter  mehr  zn  ge- 
wibren,  als  die  Gemeinde  gewähren  darf,  bis  auf  die  Höhe  deaaen,  was  der 
Arme  der  Gemeinde  kosten  würde,  schadlos  halte?  Eine  Menge  von  Armen, 
deren   Versorgung  der   Gemeinde    besondere    SchwierigkeiieD   ferorsacht,    md 
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welche  nur  mit  dem  NothwendfgsUn  xa  önterttfilieii  hart  ertfcheiat,  kdnate  a« 
der  Prifatnildthfltigkeit  fiberlaaaen  werden. 

Die  Gemeinde  h2tte  dann  nicht  du  Intereese,  aa  viele  Arme  der  Privat« 
wohllhiligkeit  an  fiberlasaen,  denn  ea  müaste  dieaelbe  Koaten  für  einen  aolchen 
Armen  avfwenden,  wie  ffir  einen,  den  aie  eelbat  Tcrsorgt.  Auf  der  andern 
Seite  hätte  aie  aber  aneh  ein  einfachea  Mittel  in  der  Hand ,  denjenigen  Armen« 
welche  eine  Unteralötaung  nicht  yerdienen ,  die  PriTatunteratätzuog  xu  erachwe*- 
ren,  indem  eie  den  Vereinen  und  Stiftungen  für  aolche  Arme  die  Sobaidien'? 
Zahlungen  veraagt. 

Die  Gemrindearmenpflege  nehmen  wir  mit  Bitxcr  ala  daa  Richtige  an« 
und  die  Abachnitle,  in  welchen  der  Verfaaaer  beweiat,  wie  dieae  mit  dem  Recht 
der  freien  Niederlaaaong  in  Einklang  gebracht  werden  kann  and  mosa,  gehören 
in  den  beaten  in  aeinem  Bache.  Die  Schwierigkeit  liegt  in  der  manciHnal 
richtigen,  inmeiat  aber  Terkehrlen  Enghenigkeit  der  Gemeinden,  welche  in  jedem 
Zazithling  entweder  einen  Armencandidaten  aieht  oder  einen  Solchen,  der  andern 
achon  länger  Angeacsaenen  durch  acine  Concurrenz  ihr  Brod  entziehen  wül,  ao 
daaa  dieae  der  Armenlast  aulieimfallen.  Auf  eine  oder  die  andere  Weiaa  Zo^ 
nähme  der  Armuth!  Noch  echtimmer  ist  es,  wenn  nicht  die  Gemeinde  in  ihrer 
Geaammtheit  die  Vermehrang  der  Armenateuer  furchtet,  sondern  nur  Einzelne 
im  Gemeinderath  für  ihr  Gewerbe  fürchten,  von  dem  aie  bisher  die  AvawftrUgen 
aoaiaschlicaaen  veratanden  hatten.  Doch  daa  hat  mit  der  Armenpflege  Nichte  zu  thun. 
Di«  Nothwendigkeit  der  Freizügigkeit  ist  aeit  den  Beachlfiaaen  der  Panlakircbe  im 
Jahre  1848  und  seit  der  deutsche  volkawirthachaftliche  Congreaa  dieae  Frage  auf  die 
Tageeordnung  gebracht  hat,  oft  genug  schlagend  bewiesen  worden,  und  neue  Argu^^ 
mente  bringt  auch  der  Verfaaaer  dafür  kaum  vor.  Wohl  aber  fuhrt  er  den  Schaden 
alier  Beachränknngen  der  Niederlaaanng  auf  einen  gemeinsamen  Grand  sarück,  aaf 
die  Schwächung  und  Unterdrückung  dea  Gefühles  vollatandigater  Selbatverantwort- 
lichkeit  des  Einzelnen  für  seine  wirlhschaftlichen  und  nicht  wirthachaftlichen 
Handlungen.  Beachränkung  der  Freiheit  achliesat  nothwendig  eine  Ver- 
pflichtung der  Gesammthfit  zur  Linderung  der  Armuth  in  sich,  welche  airar 
nicht  durch  dieae  Beachräukqng  veranlasst  sein  muss ,  aber  dadurch  ver- 
anlaaat  aein  kann,  und  von  dem  Verarmten  jedenfalla  immer  darauf  geachobcn 
werden  wird.  Dieser  Verpflichtung  der  Geaammtheit  wurde  dann  ein  Recht 
dea  Einzelnen  auf  Unteratntzung  durch  die  Geaammtheit  entsprechen.  Von 
dieaer  Verpflichtung  und  dem  entsprechenden  Recht  auf  Armenpflege  will 
non  aber  Bitzer  Nichte  wissen,  und  gerade  darauf  ist  seine  ganze  Deduction 
zugespitzt:  Wenn  Beschränkung  der  Freiheit  einen  Ansprach  auf  Unterstützung 
giebt,  dann  fällt  dieser  weg,  sobald  der  Einzelne  sich  voUsifindig  frei  bewegen 
kann.  Die  facultative  Armenpflege  verdient  alsdann  den  Vorzug  vor  der  obli- 
gatorischen. Damit  verwirft  der  Verfasser  vor  Allem  daa  Princip  der  engliachen 
und  irtachen  Armenpflege.  In  dieaem  Puncte  weichen  wir,  auf  daa  Buch  von 
Kr  loa  gestützt,  von  dem  Verfasser  ab. 

BHzer  meint,  dass  ein  Recht  auf  Unterstützung  im  Falle  der  Verarmung 
daa  Princip  der  vollen  Verantwortlichkeit  dea  Individuuma  ffir  aeine  Thaten 
durchbreche  und  den  Menschen  zu  einer  leichtsinnigen  Eheschliessung,  zv 
einem  unsichern  Gewerbsbetrieba  und  zu  Vernachläaaigung  der  Sparsamkeit  ver« 
anlaaae.  Freilich  wenn  nicht  genan  fiiirt  ist,  auf  welche  Art  von  Unteratutaung 
der  Arme  Anspruch  hat,    dann  kann  die  von   Bilzer  gOKhUderta  Entläaachong 
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und  VerUtternnp  der  Verarmten  eintreten.  Wenn  das  Maximum ,  nelches  kintm 
Armen  gewährt  wird,  ein  zo  hohes  ist,  wird  das  Loos,  der  öfentliehen  Armen- 
pflege anheimsttfallen,  in  gewissen  Lebensrerhaltnissen  ein  angenchines  sein 
können,  wenn  aber  dasjenige,  woranf  der  Arme  ein  Recht  hat,  ihn  nor  vor 
dem  Verhungern,  vor  Krankheiten  u.  s.  w.  schützt,  und  för  Arbeitsflhigo  mit 
einem  grossen  Quantum  von  Arbeit  und  einem  geringen  Quantum  von  Freiheit 
Terbunden  wird,  wie  dasPrincip  der  englischen  Arbeitshüuser  ist,  so  sollte  man 
meinen,  dass  auf  eine  solche  Existenz  hin  Niemand  leichtsinnig  wirthschaften 
und  haushalten  wird.  Wir  Itdnnen  hier  natürlich  nicht  auf  alle  Einwurfe,  welche 
Bitzer  gegen  die  obligatorischo  Armenpflege  Torbringt,  eingehen;  es  soll  nach 
ihm  besonders  unmöglich  sein,  in  Gesetzen  Alles  genau  Torzuschreiben,  und 
darum  eine  Menge  nacfatrSglicber  Verordnungen  nöthig  machen,  sie  soll  die  frdo 
Liebesthatigkeit  beeinträchtigen,  sie  soll  auf  den  Lohn  drücken.  Wir  kdnneii 
diese  Einwendungen  nicht  för  gerechtfertigt  halten,  und  beziehen  uns  für  den 
Gegenbeweis  vor  Allem  auf  die  Resultate,  welche  Kries  in  seinem  Buch  ans 
England  mittheilt.  Eigenthümlich  ist,  dass  dennoch  Bitzer  das  Recht  auf  Du- 
terstutzung  den  Kranken  oder  gar  den  Altersschwachen  einräumen  will,  Fälle, 
auf  deren  Eintreten  Jeder  in  seinem  Leben  rechnen  muss,  und  dem  abzuhelfen 
eine  Menge  Ton  Anstalten  existiren,  nicht  nur  die  allerdings  für  Manche  nicht 
zugängliche  Lebens-  und  Krankenversicherung,  sondern  vor  Allem  die  Sparkasaen 
aller  Art,  bei  denen  ein  regelmässiges  Einzahlen  nicht  verlangt  wird.  Auaser* 
dem  ist  grade  bei  Kranken  und  Alien  die  Privatwohlthätigkeit  am  ersten  bei 
der  Hand,  und  auch  am  besten  angebracht,  nicht  aber  bei  Verarmung  von 
Arbeitsfähigen  wegen  mangelnder  Arbeit.  Dieae  lässt  sich  viel  weniger  voraus- 
sehen ,  wenn  sie  auch  sehr  im  Bereich  der  Möglichkeit  liegt ;  auf  die  Gewissbeit 
hin,  im  Arbeitsheuse  bei  Arbeitsmangel  versorgt  zu  werden,  wird  wohl  Niemaml 
die  Sparsamkeit  ausser  Acht  lassen,  zumal  wenn  das  Recht  anf  Unterstützung 
nicht  weiter  geht  als  auf  das  Allernothwendigste. 

Eine  Menge  Ton  Einwendungen,  welche  Bitzer  macht,  richten  sich  nicht 
eigentlich  gegen  das  Recht  anf  Versorgung,  sondern  auf  die  Art  der  Beschäf- 
tigung, in  welcher  in  der  That  die  englische  Armenpflege  Manches  versucht 
Auch  darin  geben  wir  dem  Verfasser  Recht,  dass  in  den  ärgsten  Arbeitskrisen 
das  Recht  auf  Gemeindeunterstfitzung  für  die  Gemeinde  zu  schwer  werden 
kann,  wie  er  das  an  der  englischen  Banmwollenkrisis  zeigt.  Das  sind  aber 
zum  Glück  ganz  extraordinäre  Nothstände,  auf  welche  wohl  schwerlich  irgend 
eine  Annengesetzgebung  genügend  Rüeksicht  nehmen  könnte,  so  wenig  wie 
auf  ganz    extraordinäre   Naturereignisse,    Ueberschwemroungen   u.  s.  w. 

Endlich  will  uns  in  der  Bitzer'srhen  Deduction  nicht  einleuchten,  warum, 
wo  ein  Anspruch  auf  Unterstützung  begründet  ist,  derselbe  nur  auf  dem  Ver- 
waltungswege,  nicht  üuf  dem  Rechtswege  geltend  gemacht  werden  soll. 

Vollständig  müssen  wir  uns  dagegen  mit  fast  Allem  cluTerstanden  er- 
klären ,  was  er  in  Bezug  auf  Erwerbung  des  Heimathsrechts  in  seinem  ange- 
hängten Gesetzentwürfe  Torschlägt,  wenn  auch  vielleicht  die  Dauer  des  Auf- 
enthaltes, durch  den  man  das  Heimaihsrecht  erlangt,  in  der  ersten  Zeit  etwas 
länger  als  3  Jahre,  dann  aber  in  AbstuAingen  immer  kürzer  als  3  Jahre 
angenommen  werden  dürfte.  Es  wäre  dies  eine  Milderung  für  die  Orte,  in 
welche  Anfangs  ein  bedeutender  Zuzug  stattfände.  Die  Ausgleichung  würde 
allmähliger  vor  sich  gehen. 
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Nach  diesen  für  jedes  Land  principiell  interessanten,  aber  doch  Torsügs- 
weise  auf  deitsche  Verhältnisse  gemönzten  Fragen  berührt  endlich  der  Ver-* 
fasaer  io  seinem  constructiyen  Theiie  die  weitere,  speciell  für  Deutschland 
üiieressante  Frage  der  Freisfigigkeit  aller  Deutschen  in  allen  deutschen  Landen, 
das  allgemeine  deutsche  Heimathsrecht ;  der  Funitt  ist  für  die  einzelnen  Staaten 
Deutschlands  wegen  ihrer  räumlichen  Beschränktheit,  wenn  auch  die  Frage 
für  uns  eine  internationale  oder  rirhtiger  inter staatliche  Frage  ist, 
Tici  wichtiger  als  für  andere  Staaten  grösserer  Ausdehnung  und  yerschiedener 
Nationalität.  So  lange  Deutschland  eben  nur  ein  geographischer  Begriff  ist, 
so  lange  die  deutschen  Staaten  nur  durch  ein  Yölkerrechtliches  Band  lose  an 
einander  geknüpft,  nicht  durch  ein  staatliches  eng  mit  einander  yerbunden 
sind,  ist  die  Frage  principiell  für  uns  dieselbe.  Bitzer  geht  denn  auch  viel 
weniger  genau  auf  diesen  Punkt,  als  doch  mehr  der  äusseren  Politik  angehö- 
rig,  ein.  Die  Noth wendigkeit  eines  allgemeinen  deutschen  Heimathsrechts 
aehen  wir  gerade  so  gut  ein  und  halten  das  Verlangen  darnach  für  ein  ge- 
rechtfertigtes, nur  will  es  uns  nicht  behagen,  dass  das  Unterordnen  der 
eigenen  einzelstaatlichen  Heimathsgesetzgebnng  unter  die  allgemeine  Gesetz- 
gebung keine  Beschränkung  der  staatlichen  Souveränität  oder,  wie  Bitzer  S.  176 
sagt,  keine  Gefahrdung  der  Territorialselbstständigheit  invohire.  Freilich  ist 
es  eine  Beschränkung  der  ParticnlarsouTeränität ,  wie  Alles,  was  wir  an 
bundesstaatlichen  Einrichtungen  den  nordamerikanischen  Freistaaten  oder  der 
schweizer  Eidgenossenschaft  nachstreben.  Die  gemeinaame  Heimathsgesetz^ 
gebnng  der  Schweiz  ist  auch  eine  derartige  Beschränkung  der  cantonalen 
Selbatständigkeit,  wenn  auch  nur  eine  unbedeutende;  der  Himmel  möge  uns 
aber  auch  ?or  einer  solchen  Freizügigkeit  behüten,  die  in  Wahrheit  keine  ist, 
wenn  ein  Canlon  die  Niederlassung  abschlagen  kann,  nicht  nur  weil  der 
Zusiehende  keinen  Heimathsschein  oder  andfre  Ausweisschrift,  kein  Zeugnisa 
sittlicher  Aufführung  hat,  sondern  auch  weil  derselbe  nicht  der  christ- 
lichen Gonfession  angehört  oder  nicht  nachweisen  kann,  „dass  er 
durch  Vermögen,  Beruf  oder  Gewerbe  sich  und  seine  Familie 
au  ernähren  im  Stande  sei!^^  Ja,  der  einmal  in  den  Canton  Aufge* 
nommene  kann,  wenn  er  verarmt,  aus  demselben  durch  Verfugung  der  Poli* 
seibebörden  weggewiesen  werden! 

Auch  den  aus  der  Geschichte  des  deutschen  Mittelallers  entnommenen 
Argumenten  für  die  Freizügigkeit  (S.  170 — 175)  möchten  wir  kein  zu  grosses 
Gewicht  beilegen,  denn  im  Mittelalter  war  es  wichtig,  eine  waffentöchtige 
Bevölkerung  in  die  noch  menschenarmen  Städte  zu  locken,  und  bei  den  deutschen 
Grenzländern  gar  galt  es  eine  vollständige  Colonisation.  Niemand  wird  aber 
leugnen,  dass  ein  zu  colonisirendes  Land  des  freien  Zuzuges  mehr  bedarf  ala 
ein  dichtberölkertes ,  hochcnttivirtes.  Diese  Frage  ist  doch  unstreitig  in  Ame- 
rika und  in  Europa  eine  andere.  Und  dann,  brauchen  wir  denn  diese  Argu- 
mente für  unsere  Forderung  der  deutschen  Freizügigkeit?! 

Auf  S.  180  —  264  giebt  der  Verfasser  als  Gegenstück  zu  dem  Wün- 
schenswertben einen  Ueberblick  über  die  bestehenden  Armengesetze  in  mehreren 
ileutschen  Staaten.  Diese  Mittheilungen  haben  den  Vorzug,  dass  sie  eine 
ungffthre  Anschauung  nnserer  deutschen  Armengesetzgebung  gewähren  und 
jedenfalls  eine  sehr  deutliche  Illustration  zu  der  vom  Verfasser  ausgesprochenen 
Ansicht  geben,   dass   unsere  Armengesetzgebung  in  Deutschland  —  nicht  der 


746  Litieratar. 

Verbesterongen  bedürftig  itt,  Bondern  einen  TonsUiidigen  Netbra  erfbrdcii. 
Für  weitergehende  Zwecke  hingegen  halU  ich  die  Uittheilnngen  für  sn  dfirftig« 
Daeielbe  gilt  Yon  den  beiden  einleitenden  Abichniiten  über  die  facaltative 
Armenpflege  Frankreichs  und  die  obligatorische  Englands.  Nanientlicb  dia 
letztere  ist  dürftig  ausgefallen,  die  irUndische  und  schottische  Armenplega 
sind  sogar  ganz  mit  Stillschweigen  übergangen.  Es  ist  sehr  tu  btdavam, 
dass  Bitzer  das  oben  angeführte  Burh  Ton  Kries  noch  nicht  kennen  kMinte, 
das  Urtheil  des  Verfassers  über  England  wire  gewiss  nicht  so  einseitig  ma* 
gefallen. 

Das  Buch  ?on  Kries  über  die  englische  Armenpflege  ist  in  der  Th«t 
ein  Tort reffliches.  Auch  die  Presse  hat  das  Buch  des  leider  an  früh  Terator- 
benen  Kenners  englischer  Zustfinde  sehr  günstig  aufgenommen.  Die  eng- 
lische Tor  Allem  erkennt  die  grosse  Unparteilichkeit  des  Buches  an  und  eu 
mgiisches  Blatt  schreibt,  dass  einem  Englander  ein  Werk  in  dieser  Vorxfig* 
lichkeit  eben  wegen  der  unYermeidlichen  Parteistellung  unmöglich  aei.  Nach 
der  Leetüre  von  Bitzer  besteht  der  Reiz  dieses  Buches  besonders  darin,  daaa 
es  die  schönste  Illustration  zu  allen  Fragen  der  Armenpflege  ist.  Die  Z»« 
stände  Englands,  Schottlands  und  Irlands  sind  so  yerschieden,  die  ArmenpSege 
ist  überall  den  Zustanden  ohne  Verletzung  der  ökonomischen  Gesetze  ao  zweck- 
m&ssig  angepasst,  dass  kaum  eine  wicblige  Frage  in  dem  Buche  nnberfihrt 
bleibt.  Es  ist  eine  Tergleichende  Charakteristik  dieser  Schwesterlander,  wenn 
auch  der  Verfasser  für  die  Vergleichung  hauptsächlich  nur  daa  Mateiiai 
und  die  Hauplgesichtspunkte  giebt. 

Die  Eintheilung  des  Buches  ist  sehr  einfach.  In  jedem  der  3  Haoptcapitel 
eine  geschichtliche  EntWickelung  des  Armenwesens  in  jedem  der  3  Linder  mit 
Seitenblick  auf  die  beiden  anderen  Lander  und  dann  eine  Darstellung  dca 
gegen  wirtigen  Zostandea  der  Armuth  nach  den  Reformationen  der  Gesetz- 
gebung in  diesem  Jahrhundert.  Bei  der  irischen  Armenreform  nimmt  der 
geschichllirhe  Theil  den  Hauptplatz  ein,  da  die  Reform,  Tor  der  ärgsten  Lei- 
denszeit Irlands  begonnen,  wihrend  der  Nothjahre  nicht  durchgeführt  werden 
konnte,  dafür  aber  auch  die  innerste  Quelle  der  Koth  richtiger  erkannt  imd 
die  Reform  gründlicher  durchgeführt  wurde.  Der  Abschnitt  über  Irland  nit 
seinen  so  höchst  erfreulichen  Resultaten  Alles  dessen,  was  in  der  neneaten 
Zeit  für  dasselbe  geschehen  ist,  zumal  die  gewaltige  Einwirkung  einer  guten 
Armenpflege  auf  die  Verhinderung  der  Armuth,  schien  uns  ?or  Allem  daa 
Interessanteste.  Die  Reform  der  englischen  Armenpflege,  so  Bedeutendes  sie 
geleistet  hat,  brachte  ihren  Nutzen  noch  besonders  den  Nichtarmen,  welchen 
die  Steuerlast  um  ein  Ansehnliches  yermindert  wurde,  wahrend  die  Armen  in 
den  englischen  Arbeitshfiusern  jedenfalls  keine  so  angenehme  Existenz  behielten» 
als  sie  in  den  früheren  Arbeitshausern  gehabt  hatten.  In  Irland  hat  sich 
nmgekehrt  die  Lage  derer,  welche  die  Armen  unterhalten  müssen,  verschlim* 
mert,  der  Hauptwiderstand  ging  Yon  den  reichen  Grundherren  aus,  aof  weldbe 
die  Armensteuer  hauptsächlich  fallen  musste,  die  Armen  hingegen  finden  jetzt 
allezeit  eine,  wenn  auch  nicht  lockende,  so  doch  genügende  Existenz,  wihreiid 
sie  sonst  dem  Hungertode  preisgegeben  waren.  In  England  brauchte  die 
Armenreform  nicht  eine  so  iron  Grund  aus  neue  zu  sein  und  konnte  es  auch 
nicht  sein.  In  Irland  brauchte  auf  die  alten  Zustände  nicht  Rücksicht  ge- 
nommen zu  werden,    eine  Armenpflege  fand  sich  kaum  vor,   die  Heimathage«* 
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B0tie  brftvcht'en  nichf  respeclirt  tu  werden ,  wie  \n  England ,  denn  eine  Graf- 
flchall  iiatte  Tor  der  andern  kaum  etwas  mr  Niederlassung  Verlockendes  Yorana« 
So  icigen  sich  troll  der  grdsaten  Aelinlicbkeiten  in  der  obligatorischen  Ar* 
menpflfge,  in  der  Einfiihrung  des  Princips  der  Arbeitshfiuser,  ähnlicher  ArDDen- 
atenererhebung,  die  gr&ssten  Unterschiede  iwischen  Irland  und  England. 

Ebenso  ist  das  Vrrhältniss  der  schottischen  Annenpflege  der  englischen 
gegenüber  höchst  eigenthfimlich.  9,Die  gesammte  Armenpflege/^  sagt  Kriea, 
,9bchlelt  in  Schottland  mehr  als  in  England  einen  kirchlichen  Charakter  und  zwar 
sowohl  waa  die  Organe  der  Verwaltung,  als  die  Beschaffung  der  Mittel,  als  endlich 
auch  die  Verwendung  derselben  betrifft  Im  Zusammenhang  damit  bewahrten  die 
Localbehörden  in  Schottland  eine  grössere  Selbstständigkeit  als  in  England.  — -* 
Dagegen  blieb  freilich  die  schottische  Armenpflege  dadurch  weit  hinter  der  englischen 
und  der  Erreichung  der  jeder  Armenpflege  gesetzten  Ziele  zurück,  dass  sie  im 
Allgemeinen  nicht  genügend  für  die  Armen  sorgte!  Diese  abweichenden  Ver-* 
hiltnisse,  die  durch  die  Natur  der  Torhandeüen  Mängel  und  die  Beachaffenheit 
dea  Volkes  und  Landes  bei  der  Behandlung  der  Armenpflege  gegeben  waren, 
Ist  bei  dem  Erlass  des  neuen  Armengesetzes  in  höchst  umsichtiger  und  beach- 
tenswerther  Weise  Rechnung  getragen.  Die  günstigen  und  anfänglich  aogar 
glänzenden  Erfolge  der  Reform  der  Armenpflege  in  England  haben  nicht  ver- 
leitet, die  dort  bewährten  Grundsätze  und  Einrichtungen  ohne  Weiteres  auf 
Schottland  zu  übertragen.  Dabei  sind  aber  doch  die  in  England  gemachten 
Erfahrungen  für  die  yielfach  abweichenden  Verhältnisse  benutzt  worden.  Die 
Betrachtung  des  Entwicklungsgangea  und  des  gegenwärtigen  Zustandes  der 
Armengeset zgebnng  in  Schottland  ist  aus  diesem  Grunde  ganz  yorzüglich 
geeignet,  sowohl  die  wissenschaftliche  Erörterung  als  die  praktische  Behand- 
lung der  Probleme  der  Armenpflege  zn  fördern/^ 

lieber  daa  Verhältniss  der  irischen  Armenpflege  zur  englischen  und  achot^ 
tischen  äussert  sich  Krirs  folgendermaasaen :  „Die  neue  Armengesetzgebung  ist 
eines  der  wichtigsten  Hülfsmittd  gewesen,  um  Irland  aus  dem  namenlosesten 
Elende,  welches  sich  durch  die  Kartoffelkrankheit  noch  gesteigert  hatte,  in 
bessere  Zustande  überzuführen.  —  —  Die  Armengesetzgebung  Irlands  bildet  in 
Tieler  Beziehung  den  diametralen  Gegensatz  zu  der  Schottlands.  Während  in 
Sehottland  die  gesetzliche  Armenpflege  seit  Jahrhunderten  bestand  und  unter 
der  Leitung  der  Kirche  auf  deren  Gebiete  erwachsen  war,  ist  sie  in  Irland 
erst  neuerdings  durch  einen  eingreifenden  Akt  der  Gesetzgebung  eingeführt 
Während  man  in  Schottland  mit  der  änsserstcn  Vorsicht  an  dds  Bestehende 
anknüpfte  und  in  jeder  Weise  bemüht  war,  die  Selbstständigkeit  der  Localrer- 
waltung  zu  erhalten,  die  durch  indirecte  Einwirkung  allmählich  zur  freiwilligen 
Befolgung  richtigerer  Grundsätze  vermocht  werden  sollte,  ist  in  Irland  die 
Summe  der  Gewalt  in  eine  Centralbehörde  gelegt,  welche  mit  der  ausgedehn- 
testen Vollmacht  sowie  mit  der  grössten  Energie  und  Consequenz  die  Armen* 
pflege  überall  im  Lande  auf  dieselbe  Weise  organisirt  hat  und  die  Localbehör- 

den  dazu  anhält,  die  gegebenen  Vorschriften  zu  beachten. Der  englischen 

Armenpflege  gegenüber  ist  die  irische  besonders  dadurch  lehrreich,  dass  man, 
ohne  durch  beatehende  Einrichtungen  gehemmt  zu  sein,  den  Plan  für  dieselbe 
▼ällig  frei  und  folgerichtig  entwerfen  und  ihn  sodann  glelchaam  auf  einer 
TabuJa  rasa  ausführen  konnte.  Die  Grundsätze,  welche  man  in  England  beim 
Erlaas  der  neuen  Armengesetze  Tor  Augen  hatte,  aber  aus  Rücksicht  auf  den 
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Widerstand  der  öffehtiichcn  Meinung  und  die  bestehenden  Verhiltnisfte  nur 
iheiiweise  zur  Geltung  bringen  konnte,  wir  meinen  Tor  Allem  die  Beeehrin- 
knng  der  Unteretfitzung  auf  in  die  Armenhäuser  aufgenommene  Personen «  die 
Anfliebung  der  Heimathsgeselie ,  die  Bildung  Yon  Armenrerbinden-  und  die 
Vertheilnng  der  Armenstener  einzig  und  allein  nach  Zveckmassigkeitaräeksich* 
ten,  sind  in  Irland  yollstindig  durchgeführt  worden.  In  erfreulichster  Weise 
zeigt  aber  in  einem  Punkte  die  Gesrhichte  der  Armengesetzgebung  in  England, 
Schottland  und  Irland  die  grösste  Uebereinstimmung:  dem  Erlass  der  betref- 
fenden Gesetze  ging  in  allen  drei  Ländern  eine  lange  und  gründliche  Unter- 
suchung der  bestehenden  Zustände  voraus,  und  in  allen  dreien  wird  das  ein- 
mal für  sie  erlassene  Gesetz  auch  unter  den  schwierigsteu  Umständen  festge- 
halten und  durchgeführt!'^ 

Wenn  wir  an  der  Arbeit  von  Kries,  abgesehen  yon  Kleinigkeiten,  Etwas 
aussetzen  wollen,  so  besteht  dies  nur  darin,  dass  der  Verf.  uns  an  ein- 
zelnen Stellen  das  statistische  Material  zu  wenig  yerarbeitet  giebt,  dass  das 
Fallen  und  Steigen  der  englischen  Armenlast  nicht  genügend  in  Beziehung  zur 
Bewegung  der  Bevölkerung  gesetzt  ist  und,  wo  es  geschah,  dennoch  der  Leser 
sich  ^e  Procentverhältnisse  erst  ausrechnen  muss.  An  andern  Stellen  bedauern 
wir,  dass  uns  der  Verf.  nicht  mehr  giebt,  so  in  Bezug  auf  die  Beschäftigung 
in  den  Arbeitshäusern  und  betreffs  der  Kost,  welche  in  englischen  und  welche 
In  irischen  Armenhäusern  verabreicht  wird  und  als  Minimum  zu  Dem  gilt, 
womit  ein  Arbeiter  in  beiden  Nationen  eine  menschenwürdige  Existenz  führL 
Es  wirft  dieses  interessante  Streiflichter  auf  die  ganze  Wirtbachaft  beider 
Länder,  und  an  solchen  Streiflichtern  ist  das  Werk  von  Kries  sonst  so  reich«  * 

Auch  in  Anbetracht  noch  eines  andern  Punktes  ist  unser  Wissensdurst  in  dem 
Buche  noch  nicht  ganz  befriedigt  worden,  nämlich  wie  weit  die  Gesetzgebung 
des  einen  der  drei  Länder  nicht  nur  auf  die  eigenen  Zustände  und  Verfassung, 
aondern  auch  auf  die  der  anderen  Rücksicht  zu  nehmen  hatte.  Nur  für  die 
Herstellung  voller  Freizügigkeit  in  England  ^thut  Kries  diesem  unserem  Ge- 
lüste Genüge,  und  gerade  dadurch  haben  wir  Appetit  auf  mehr  dergleichen 
bekommen.  Wir  wollen  diess  noch  knrz  berühren  und  einige  Andeutungen 
zur  Lösung  dieses  kitzeligen  Punktes  zu  geben  versuchen. 

Ein  Hauptgrund,  warum  viele  Engländer  von  einer  vollständigen  Auf- 
hebung der  Heimatbsgesetze  nichts  wissen  wollen,  liegt  in  der  Furcht  vor 
einem  massenhaften  Einwandern  der  Irländer  in  die  Irland  zunächst  liegendoi 
Häfen  Englands,  um  daselbst  der  besseren  und  reichlicheren  Armen  Versorgung 
zu  gemessen.  Wie  kann  dem  auch  bei  voller  Freizügigkeit  entgegengewirkt 
werden?  Wie  ich  oben  bemerkte,  dass  die  obligatorische  Armenpflege  fiberall 
nur  ein  Unterhaltsminimnm  gewähren  soll,  damit  kein  Reiz  des  Umzuges  der 
besseren   Armenanstalten   wegen   entstehe,   so   muss   auch   hier   dafür  gesorgt  | 

sein,  dass  der  Irländer  in  den  englischen  Städten  keine  bessere  Kost  u.  s.  w« 
zu  erwarten  habe,  als  er  in  seiner  Heimath  erhalten  würde.  Diese  Gewisaheit 
wird  wenigstens  das  Einwandern  um  dieses  Zweckes  willen  verbieten.  Es 
bliebe  dann  noch  die  Menge  solcher,  welche  leichtsinnig  in  der  Hoffnung  auf 
gute  Beschäftigung  aus  Irland  einwandern  und  keine  Arbeit  finden.  Diese 
Zahl  kann  anfangs  gross  sein,  musa  aber  mehr  und  mehr  abnehmen,  wenn 
die  Lohnausgleicbung  zwischen  den  drei  Königreichen  immer  mehr  Platz  greift.  . 

Noch  mehr  muss  die  Zahl  sich  aber   verringern,   wenn   die   irländischen  Vrr-  ^ 
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hSltntsse  sich  besser  gestalten.    Die   Heimaths^esetze  können  jetzt  sehr  riel 
leichter  in  England  fallen,  als  noch  vor  20  oder  30  Jahren. 

Die  Uebergangsperiods  kann  freilich  ffir  manche  Städte  oder  ganze  Ar* 
menbezirke  hart  werden.  Sie  werden  zum  allgemeinen  Besten,  das  die  Frei* 
zügigkeit  schalTen  soll,  leiden.  Wenn  irgend  wo,  so  liegt  hier  ein  Fall  vor, 
in  welchem  der  Staat  solchen  Schaden  anf  die  Gesammtheit,  auf  die  Steuer- 
pflichtigen, übernehmen  soll.  Ans  einer  Vergleichung  der  Armrnbudgets  der 
Städte,  in  welche  der  Zuzug  stärker  Ist  als  vor  der  Aufhebung  der  Heimaths- 
gesetze,  oder  in  welchen  er  stärker  ist  als  in  andern  Städten,  könnte  der 
Schaden  ermittelt  werden.  Diesen  Schaden  aus  der  Staatskasse  zu  ersetzen, 
kann  auch  nicht  die  Gefahren  hervorrufen,  welche  eine  immerwährende  Be^^ 
streitung  der  Armenlasten  aus  der  Staatskasse  mit  sich  führen  muss,  nämlich 
das  lawinenartige  Anschwellen  des  Armenbudgets. 

Wie  das  Geschilderte  im  Armenwesen  Grossbritanniene  eine  Ausserordent- 
liche Erscheinung  ist,  welche  der  consequenten  Durchführung  der  Freizügigkeit 
und  damit  einer  rationell  durchgeffihrten  Armenpflege  Hindernisse  bereitet,  so 
haben  wir  endlich  noch  einen  letzten  Punkt  anzudeuten.  Die  Consequenz  der 
englischen  Armenpflege  ist  in  der  neuesten  Zelt  durch  die  Baumwollenkrisis 
durchbrochen  worden.  Die  Aehnlichkeit  mit  dem  eben  Geschilderten  liegt 
darin,  dass,  weftn  die  Privaten  es  nicht  thun,  gelegentlich  der  Staat  einschrei- 
ten mflsse,  damit  die  Last  für  die  einzelnen  Gemeinden  nicht  zu  schwer  wird. 
Das  Princip  in  der  gewöhnlichen  Armenpflege,  dass  die  Gemeinde  statt  grös- 
serer Verbände  oder  statt  des  Staates  unterstötzungspflichtig  ist,  wird  dadurch 
ja  nicht  lädirt.  So  hat  das  Gesetz  vom  i,  August  1863  ausgesprochen,  dass, 
wenn  in  einem  Kirchspiel  der  englischen  BaumwoIIendistrIcte  die  Armensteuer 
über  15Vo  ^^^  eingeschätzten  jährlichen  Einkommens  steigt,  dieses  Kirchspiel 
von  den  andern  Kirchspielen  der  uniou,  beziehungsweise  der  Grafschaft,  eine 
Hülfssteuer  verlangen  kann.  Ein  anderes  besseres  Mittel,  welches  das  Kirch- 
spiel wählen  kann,  ist  die  Aufnahme  eines  innerhalb  drei  Jahren  zu  tilgenden 
Darlehens,  so  dass  die  Last  noch  mehr  localisirt  bleibt  und  nur  auf  bessere 
Zeiten  gewälzt  wird.  Beides  sind  nur  Ausnahmsmassregeln.  Eine  solche  ist 
auch  die  Beschäftigung  der  arbeitsfähigen  Armen  ausserhalb  der  Arbeitshäuser, 
was  in  gewöhnlichen  Zeiten  eigentlich  nicht  geschehen  soll,  lieber  die  Wir- 
kung dieser  Massregeln  ist  besonders  zu  vergleichen  die  Schrift  von  Y.  A. 
Hub  er,  Noth  und  Hülfe  unter  den  Fabrikarbeitern  auf  Anlass  der  Baum- 
wollsperre  in  England.     Hamburg,  1863. 

£.  Laspeyres. 


XV. 
Die  nationaldkonainlsiche  Utteratur  in  der  perlodUeheia 


a.  B  n  g  1  a  n  d. 

1)  Prospects  of  the  cotton  districts.     Economist,    Septem- 
ber 5,  1863. 
Die  Noth  in  den  BsumwoUendistricten  von  England  ist  noch  lange   nicht  fiber- 
wunden, wenn  auch  die  politiscben  Blätter  jetzt  über  andere  Dtnge  zu  reden  haben 
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und  die  Baimiwollenfirage  langst  f&r  sie  in  den  Hinlergrond  getreten  ist.  Wir  haltcH 
es  dagegen  für  eine  Verpflichtung,  Yon  Zeit  za  Zeit  den  Yerlanf  der  Krisis-  lu  cen- 
atstiren.  Ewig  denlcwQrdig  in  der  Geschiclite  des  Handels  wird  es  bleiben^  dass  ptdls* 
Kch  durch  die  Verschliessnng  eines  einzigen  Bezugsmarktes  eine  der  ersten  und 
wichtigsten  Waaren  nm  300 — 400  Procent  steigt  und  mehrere  Jahre  diesen  Preis  be«  :; 

hauptea  kann,  und  dass  England  in  Folge  dieser  Veränderung,  wie  ein  Herr  Aah- 
worth  es  scliatzt,  in  diesem  Jahre  an  Aegypten  7,000,000  L.  St.  und  an  Indien  so- 
gar 20,000,000  L.  St.  mehr  als  gewohnlich  för  Baumwolle  allein   zahlt.  ' 

Nach  den  Board  of  trade  return s.  Econ.,  August  29  finden  wir  etwas 
abweichend  von  dieser  Schätzung  als  Betrag   der  Einfulir  von  roher  BaurawoJlo  vna  J 

Indien  in  den  ersten  6  Monaten  von  \ 

1861  1862  1863  \ 

1,683,190       3,914,012       9,193,049  L.  St., 
wir  glauben  aber,  obige  Summe,  welche  der  Economist  vom  5.  Septbr.  bringt  und  ihr 
nicht  widerspricht,  erwähnen  zu  mCbssen.    Auffallend  bleibt,  dass  der  Exporthandel 
nach  Indien  fast  derselbe  geblieben  ist. 

Der  Betrag  der  gesammten  Einfuhr  von  Indien  betrug  in  den  ersten  sechs  Monaten : 

1861  1862  1863 

6,288,925        7,084,373        12,917,681  L.  St., 
dagegen  die  Ausfuhr  nach  Indien  in  den  ersten  sieben  Monaten: 

1861  1862  1863 

9,538,894       8,909,080        9,414,593  L.  St. 

Der  Leitartikel  des  Economist  vom  5.  Septbr.  meint,  dass  der  Abfluss  in  einer 
oder  der  anderen  Form  wieder  nach  England  zurückkehren  werde. 

In  einem  Meeting  zu  Manchester,  Ende  August  d.  J. ,  hat  mau  über  die  jetzige 
Lage  in  den  Baumwollendlstricten  festgestellt,  dass  wieder  eine  geringe  Zunahme  der 
Unterstützungsempfänger  sowie  der  Zahl  der  Arbeitslosen  stattfindet;  ferner,  dass  die 
Baumwolle  für  nicht  mehr  als  3  Tage  Arbeit  in  der  Woche  bis  Weihnachten  zureicht, 
dass  Jedoch  die  Aussichten  für  nächstes  Jahr  sehr  günstig  stehen,  so  dass  man,  auch  j. 

abgesehen  von  Amerika,  für  1864  auf  so  viel  rohe  Baumwolle  aus  anderen  Gegenden  ^ 

rechnen  kann,  dass  die  Fabriken  für  AVi  Tag  Arbeit  pr.  Woche  haben. 

AUmählig,  vermuihet  der  Economist,  werde  der  Preis  der  Baumwolle,  auch  wenn 
Amerilta  ganz  in  Wegfall  kommen  sollte,  wohl  auf  50  Procent  des  jetzigen  Preises 
herabsinken. 

2)  The  haryeat.     Econ.,  September,  12.  1863. 

Die  Weizenernte  in  England  ist  dieses  Jahr  nicht  allein  sehr  reichlich  ausgefallen, 
sondern  die  Frudit  ist  auch  von  vorzüglicher  Qualität.  Der  Weizenpreis,  im  vorigen 
Jahr  51  s.  6  d.  das  Quarter,  ist  dieses  Jahr  nur  42  s. 

Wir  geben  im  Nachstehenden  die  Weizenernte  auf  einer  englischen  Farm  Ton 
1850-1863 : 

Acker  per  Acker 

busbels  1857    .    •  32V2  busbels 

1858  .  .  36 

1859  .  .  24 

1860  .  .  30Va   - 

1861  .  .  33«/4   - 

1862  .  .  33 

1863  .  .  50 

Der  mittlere  Durchschniltsertrag  auf  diese  13  Jahre  pro  Acker  war  321/2  busbels 
pro  Acker.     In  den  Handelstabellen,  Supplement  zum  Econ.  vom  5.  Septbr.,  finden  ' 

wir,  dsss  die  Einfuhr  von  Korn  und  Weizen  in  den  sieben  ersten  Monaten  betrug 

1832  1863 

4,513,821  Quartärs,  dagegen  nur  2,864,155  Qoarters. 

3)  The  discossion  on  the  effect  of  the   gold  discoycries  at 

tbe  British  aaaociation.   Econ»,  September  12,  1863. 
Mr.  Fawcett  on  the  depreciation  of  gold  bj  W.  Stanley  Je* 
▼  ons.    Econ.,  September  19.  1863. 
Mehrere  Gelehrten  in  England  beschäftigt  lebhaft  die  Frage  über  die  Entwertliang  ^ 


per 

1850  . 

.  32 

185t  . 

.  36 

1852  . 

.  31 

1853  . 

.  21 

1854  . 

.  41V, 

1855  . 

.  36 

1856  . 

.  35% 

1845 

104 

184& 

105 

1847 

111 

1848 

94 

1849 

90 

1850 

92 

1857  .  . 

.  129 

1858  .  . 

.  114 

1859  .  . 

.  .  116 

1860  . 

.  .  118 

1861  .  . 

.  •  115 

1862  ,  . 

.  .  113 
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des  0«14cf.  Bereits  im  4.  Hefl  onserer  Zeilschrift  S.  499  erwähnten  wir  eines  Aiifi 
Satzes  vom  Professor  Cairnes  aber  diesen  Gegenstand.  Neuerdings  hat  eins  Za- 
schri/t  von  F.awcelt  an  die  British  aggociation  Qber  Goldentwerthung  vregges  Anf- 
selien  in  England  gemacht  Obige  beide  Artikel  desEconomist  handeln  £von.  Faw- 
c e  l  i  nimmt,  wie  Cairnes,  an ,  daas  die  lll^aarenpreise  jetzt  (1860^1862)  im  Durch- 
schnitt um  10  Procent  höher  sind  als  damals ,  wo  dag  neue  Geld  zuerst  nach  Europa 
kam.  Er  glaubt«  dass  auch  eine  noch  grössere  Entwerthung  des  Goldes  zu  erwarten 
steht,  und  die  Waarenpreise  betrachtlich  mehr  steigen  werden. 

Jevons  hat  nun  zur  Bestätigung  dieser  Goldentwerthung  und  Preissteigerung 
der  Waaren  eine  höchst  interessante  Untersuchung  gemacht.  Er  hat  die  Preise  von 
39  Hauptwaaren  von  1845—1862  verglichen  und  stellt  den  Gang  der  Preise  dieser 
Waaren  während  der  Jahre  1845—1850  (letzteres  Jahr,  das  Jahr  der  Ankunft  des 
californischen  Goldes  in  Europa),  die  er  gleich  100  setzt,  und  zwar  folgende rgestalt 
zusammen : 

1851  ...   92 

1852  ...   94 

1853  ...  111 

1854  .  .  .121 

1855  ...  118 

1856  ...  123 

Hiernach  standen  1849  die  Preise  10%  onter  dem  mittleren  Durchschnitt  von 
den  Preisen  von  1845—1850,  1857  überstiegen  sie  denselben  Durchschnitt  um  29 
Procent.  Zuletzt,  im  Jahre  1862,  blieben  sie  noch  Ober  der  alten  Durchschnittshöhe 
um  13  Procent. 

Jevons  meint,  dass  durch  die  jeweiligen  Hinderungsursschen  (amerikanischer 
Krieg  u.  s.  w.)  der  Preissteigerung  der  Waaren  die  wirkliche  Goldentwer- 
thung und  wirkliche  Tendenz  der  Waarenpreise  zum  Steigen  verhüllt 
werden.  Eine  weitere  Vergleichung  der  Preise  von  118  Waaren  (einschliesslich  der 
39  Hauptwaaren)  hat  gezeigt,  dass  die  Preise  1860 — 1862  gerade  um  lOy«  Procent 
über  den  alten  Stand  vor  der  Entdeckung  des  californischen  Goldes  sich  befanden. 

4)  The  Jrish  census.     Econ. ,  September  5.  1863. 

Der  soeben  veröftenllichte  Bericht  der  Census-Commissäre  für  Irland,  welcher  sich 
über  die  letzten  zehn  Jahre  vom  7.  April  1851  bis  zum  7.  April  1861  verbreitet,  be- 
greift eine  Decade  von  im  Ganzen  glücklichen  Jahren  (on  the  whole,  years  of  pros* 
perity),  wie  der  Economist  sagt.  Wir  folgen  getreu  seinen  Angaben,  lassen  diese  aber 
tu  dem  Leser  seiher  sprechen. 

Zwischen  1841  und  1851  fiel  dfe  Bevölkerung  Irlands  um  19  (!)  Procent,  zwi- 
sehen  1851-<^1861  nur  um  7  Procent,  Verlust  nur  753,418  Seelen  1  1851  zeigt  sich 
besonders  ein  beträchtliches  Fallen  der  Zahl  der  Kinder  unter  5  Jahren  in  Folge  der 
Verminderung  der  Heirathen,  welche  Verminderung  wieder  das  unabänderliche  Resul« 
tst  einer  Periode  des  Elends  ist.  Im  Jahre  1861  kamen  wieder  2,027  Kinder  mehr 
unter  5  Jahren  auf  jedes  100,000  Irlander.  Dagegen  hatte  in  diesem  Jahr  die  Zahl 
der  Personen  zwischen  5 — 20  Jahre  bedeutend  abgenommen.  Der  Grund  liegt  nahe. 
Weniger  Geburl en  in  der  letzten  Decade  bedeuten  weniger  Knaben  und  Mädchen  in 
dieser.  In  den  zehn  Jahren,  die  mit  1851  endigen,  wanderten  35,000  mehr  Irländer 
minnlichen  Geschlechts  aus,  in  der  letzten  47,000  mehr  weiblichen  als  männllchea 
Geschlechts. 

1841  konnte  mehr  als  die  Hälfte  der  Bowohner  von  Irland  %veder  lesen  noch 
schreiben,  nämlich  53  Procent,  1851  fiel  die  Zahl  auf  47,  und  1861  gab  es  deren 
noch  39  Procent.  Von  einer  Bevölkerung  von  6,798,967  waren  nicht  weniger  ab 
1,973,382  Personen  jedes  Unterrichtes  bar,  und  unter  diesen  waren  248,000  mehr 
weiblichen  Geschlechts  vollständig  ununterrichtet.  Bei  dieser  Summe  totaler  Unwissen-' 
heit  sind  die  Kinder  unter  5  Jahren  nicht  einmal  mit  gerechnet.  Sonderbarer  Weise 
bleibt  die  Zahl  derer,  welche  nur  lesen  können,  fast  stationär. 

Einem  raschen  Anssterbsn  entgegen  geht  die  Irische  Mundart.  Die  Zahl  der 
Irisch  sprechenden  Bevölkerung  hat  sich  um  nabesu  420,000  vermindert,  nämlich  von 
1,524,286  im  Jahre  1851  auf  1,105,586  im  Jahre  1861  — nnd  es  giebt  jetzt  nur  noch 
163,000  Irländer,  welche  des  Irische  allein  sprechen.,  Leinster  enthält  deren  nur  200, 
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Ulster  23,000,  Connaucbi  77,000  und  Munster  62,000.    Das  sind  cinfge  der  Haopt- 
resuUste  des  letzten  iriseben  Census! 

5)  The  new  extension  of  Joint  stock  banking  in   the  melro- 
polis.     Econ.  August  8.  1863. 
The   present  State  of  banking.     Econ.  August  15.  1863. 
Banking  with  limited  and  banking  with  untimited  liabi- 
lity.     Econ.  Augnst  15.  1863. 
'    The  joint-stock  syslcm    y.  private  enterprise.    Econ.  August 
22.  1863. 
The   bank  of  England   and   the  joint-stock   banks.     Econ. 
September  12.  1863. 

Die  fönf  zumTheil  sehr  inhaUreicbeD  Artikel,  welche  in  Mouatsfiistim  Economist 
erschienen  sind,  zeigen,  welche  Bedeutung  man  in  England  dem  neuen  Banksystem 
(mit  beschränkter  HaftTerbindlichkeit)  beilegt. 

Wir  entnehmen  beiläufig  einer  französischen  Quelle  (Baudrillart  im  August- 
lieft  des  Journal  des  Economistes  p.  331)  einige  Zahlen  über  die  ungeheuere  Aus- 
breitung des  Systems  der  beschränkten  HaftTerbindlichkeit  in  England..  Vom  1.  Ja- 
nuar bis  15.  Juli  dieses  Jahres  haben  sich  nach  dem  Princip  der  beschränkten  Hafl- 
verbindlichkeit  296  Gesellschaften  einregistriren  lassen.  Das  nominelle  Capital  der- 
selben bildet  die  colossale  Ziffer  von  1,567,253,750  Fr.  fOr  England  allein;  Irland 
hat  9  Gesellschaften  aufzuweisen  mit  einem  Gesamnilcapiial  von  3,100,000  Fr«  und 
Schottland  11  mit  16,721,000  Fr.  Das  Durchschnittscapital  der  Gesellschaften  in 
England  ist  5,300,000  Fr-,  das  der  irländischen  350,000  Fr.  und  das  der  schottischen 
1,600,000  Fr. 

Angesehene  alle  Bankhäuser  in  London,  wie  das  der  Herren  Hankey,  Tereini- 
gen  sich  mit  Joint -Stock  banks  limited  und  lassen  ihnen  ihre  geistigen,  mo- 
rauchen  und  materiellen  Capitalien  zufliessen.  Die  alte  Privatbank  der  Herren  Han- 
key hat  sich  kürzlich  mit  der  Consolidated  bank,  der  schon  ein  anderes  angesehenes 
Bankhaus,  Heywoods  bank,  angehört,  verbunden.  Diese  Verschmelzung,  sagt  der  Eco- 
nomist in  einem  RedaclionsarliUel,  ist  der  sprechendste  Tribut  für  das  Princip ,  wel- 
cher gedacht  werden  kann,  und  ist  ein  schlagender  Beweis  fär  das,  was  in  so  kurzer 
Zeit  eintreffen  zu  sehen  man  kaum  hoffen  konnte. 

Der  Economist  giebt  dem  Sysl'em  der  beschränkten  Haftbarkeit  unbedingt  den 
Vorzug  vor  dem  Banksystem  mit  unbeschränkter  Haftverbindlichkeit.  Ja,  er  scheint 
sich  fär  diese  Credit  Institution  förmlich  zu  begeistern,  denn  er  spricht  sich  wörtlich 
so  aus:  Eine  Bank  von  beschränkter  Haftbarkeit,  mit  einem  bedeutenden  eingezahl- 
ten und  nicht  zurfickziehbaren  Actiencapitale,  mit  einem  guten  EigenIhum,  welches 
von  vermögenden,  nractischen  Bankiers  von  Mitteln,  Kenntnissen,  Einfluss  und  Ge- 
schicklichkeit verwaltet  wird,  ist  so  nahe  dem  Ideale  vom  wahren  und  gesunden  Bank- 
wesen, als  nur  gedacht  werden  kann. 

Gegen  das  Princip  der  beschränkten  Haftbarkeit  tritt  ein  Privalbankier  in  einer 
Zuschrift  an  den  Economist  (Banking  with  limited  and  banking  mith  unlimited  liabi* 
lity)  und  zwar  mit  viel  Geist  und  Sachkennlniss  auf.  Den  Haupteinwand,  den  er  vor- 
bringt, hat  der  Economist  selbst  in  späteren  Artikeln  nicht  ganz  zu  widerlegen  ver* 
mocht,  nämlich  den  Einwand,  welcher  aus  der  Stellung  und  Sicherheit  des  Cspitalew- 
legers  gegenüber  der  Bank  hergenommen  ist. 

Noch  wollen  wir  eines  Vorfalls  gedenken,  welcher  bei  der  letzten  Versammlimg 
der  Actionäre  der  englischen  Bank  wegen  des  Betrags  der  Dividenden  vorgekommen 
ist.  Ein  Actionär  trat  nämlich  auf  und  sprach  seine  Unzufriedenheit  darüber  eflSan 
aus,  dass  die  Bank  von  England  nur  91/3  Procent  Dividende  bezahle,  während  die 
besten  Joint-stock-Banken  17—20  Procent  zahlten.  Die  Erklärung  dieses  ganz  na- 
törlichen  Phänomens  wollen  wir  hier  nicht  weiter  berühren.  Der  Economist  nimmt  selbst- 
verständlich die  englische  Bank,  wie  sie  ist,  in  Schutz.  Sie  ist  Ja  der  Eckstein  für 
das  ganze  Geld-  und  Credilwesen  in  England,  der  gesetzlieli  verpflichtete  Aufbe- 
wahrer des  Reservefonds  für  alle  anderen  Bankhäuser,  und  soll  der  Verhuter  eein 
v^Mi  Geld-  und  Handelskrisen  für  ganz  Grossbritannien.    Gleichwohl  scheint  der  Eco- . 
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nomlst  4ie  faerrachead«  Stellung  der  Bank  %'on  Enflsnd  im  Prineip  zu  verurtheilen. 
£r  sagt  wörtlich  im  Leader  vom  12.  September:  ^Unter  einem  natürlichen  System 
wQrde  eine  Anzahl  von  Banken  von  ungefähr  gleicher  Grosse  heraufgewschsen  sein, 
welche  jede  ihren  eigenen  Reservefond  hielte,  aber  der  Staat  unterbrach  den  natür- 
lichen Procesa  und  schuf  eine  Bank,  grosser  als  alle  ubrigen.^^  Aber,  fragen  wir, 
verlangt  das  Creditsystem  eines  Hauptculturlandes  nicht  wenigstens  einen  Steuermann, 
der  nicht  blos  vom  Privatinteresse,  dem  Dividendenertrag  geleitet  wird?! 


b.  Frankreich. 

Aus  dem  Augost-  und  Septeniberheft  des  Journal  des  Economistes  haben  wir 
diesmal  nur  wenig  Erhebliches  zu  berichten.    Es  ist  Folgendfii: 

1)  Les  chemins  vicinaux,   leur  döveloppcment  et  leur  bud- 

gety  par  Paul  Boiteau.     J.  d.  t.     Acut,  p.  278  sqq. 

Eben  ist  der  officielle  Bericht  ijbar  die  fünfjährige  Periode  der  Vicinalwege  in 
Frankreich  (1.  Januar  1857  —  31.  December  1861)  erschienen.  In  demselben  wird 
aber  auch  zurückgegriifen  auf  die  frulierrn  Perioden  seit  Inkrafttretung  des  Gesetzes 
vom  21.  Mai  183t),  der  Basis  des  jetzigen  Wegesysteins. 

Vom  21.  Mai  1836  bis  zum  31.  December  1861  wurde  In  Frankreich  an  Wegeii 
gebaut : 

65,318  Kilometer  Vicinalwege  de  grande  communication, 
37,798         -  -  d'inter^t  commun  und 

116,638         •         gewohnliche  Vicinalwege  (de  chemins  vicinaux  ordinaires). 

Auf  diesen  Wegen  wurden  mehr  als  140,000  kleinere  Brücken  (ponceaux)  und 
Wasserleitungen  und  mehr  als  6,000  Brücken  (ponts)  hergestellt. 

Die  gesammten  Rosten  an  Leistungen  und  Geld  während  dieses  25jährigen  Zeit- 
raums geben  die  Ziffer  von  1  Milliarde  717,687,756  Fr. 

Von  den  37,510  Communen  Frankreichs  giebt  es  mehr  als  30,000,  bei  denen  die 
Revenuen  für  die  notliwendigsten  Aufwände  nicht  genügen.  Ober-  und  Unterrheiii 
zeichnen  sich  vor  den  Uebrigen  durch  ihre  Wege  aus.  In  dem  Artikel  befindet  sich 
noch  eine  Sammlung  beachlenswerther  Notizen  über  Arbeitslöhne  in  den  verschiedenen 
Departements  von  Frankreich.  Der  Tagelolin  differirt  von  1  Fr.  20  c.  (in  le  Tarn) 
bis  2  Fr.  56  c.  (Departement  der  Rhonej.  Der  mittlere  Lohn  für  die  89  Departements 
ist  1  Fr.  98  c. 

2)  Rapport  snr  I'öconojnie  rnrale  enBelgiqae,  par  M.  L.  de 

Lavergne.     J.  d.    i.     Septembre,  p.  369  sqq. 

LöoncedeLavergne,  der  Verfasser  eines  essai  sur  l'6conomie  rurale  de 
PAngleterre,  de  PJi)cosse  et  de  Plrlande,  bespricht  eine  Skizze  von  £mile  de  La-. 
veieye  über  die  belgische  Land  wir  thschaft,  welche  soeben  in  zweiter  Ausgabe  er- 
schienen ist. 

Belgien  ist  mit  England  und  der  Lombardei  das  bestbebaute  Land  Europa's. 
Seine  Production  von  Bodenerzeugnisssen  ist  ungefähr  die  doppelte  Frankreichs,  das 
Verhältniss  seines  Umfangs  mit  in  Rücksicht  gebracht.  Aebnlich  steht  es  mit  der  Ein- 
wohnerzahl in  beiden  Ländern,  welche  in  Belgien  150  auf  100  Hectaren  überschrei- 
tet,  während    Frankreich    68  Einwohner  auf    100   Hectaren  hat. 

Belgien  ist  auch  in  der  Landwirthschaft  ein  vorschreitendes  Land..  Der  im  vori- 
gen Jahre  vom  Staate  veröffentlichte  Census  gestattet  einen  Vergleich  der  Zehnjahrs- 
periode von  1846—1866  mit  den  früheren  Decaden.  Danach  ist  der  Ertrag  an  Ge- 
treide von  20  Milliooen  Hectaren  auf  24  Millionen  gestiegen,  der  Verkaufswerth  um 
30%  und  der  Pachtwerth  um  20%.  Obschon  die  Bevölkerung  in  diesen  10  Jahren 
von  4,300,000  Seelen  auf  4,700,000  gestiegen  ist ,  hat  doch  die  Durchscboittseinfuhr 
von  fremdem  Mehl  und  Getreide  um  nahe  die  Hälfte  abgenommen,  wogegen  die  Aus- 
fuhr von  AgrlcttllurproduGten  sich  mehr  als  verdoppelt  bat 

Aber  es  fehlt  auch  Me  Schattenseite  dieses  lichten  Gemaides  nicht.  Gerade 
der  bestcuUivirte  Theil  Belgiens,  Flandern,  ist  der,  wo  der  Lohn  am  niedrigsten 
ist.    Als  Ursache  giebt  de  Lavergne  das  Uebermaaas  der  ländlichen  Bevölkerung 
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ID.  Wihrend  {n  Frankreich  dieselba  darclMehnitUich  die  Zahl  40  fdr  100  Hectaren 
niclit  Qbersteii^,  erreicht  sie  in  Flandern  das  Deppelte,  ja  Dreifache  dieser  ZabU 
Hierdurch  entsteht  dann  eine  so  verzweifelte  Concurrenz  um  den  Bodenbesitz  wie  in 
Irland,  ein  beständig  hoher  Stand  der  Pachtungen  und  ein  RQckgang  der  Löline  bis 
aur  Grenze  der  äussersten  Nolhwendiglceit. 

3)  Une  nouyelleth^orie  des  Behanges,  parülHlaarice Block 

J.  d.  £.     Septembre,  p.  379  sqq. 

Maurice  Block  giebt  eine  kurze  Auseinandersetzung  der  Macleod'sclien 
Lehren  Qber  den  Begriff  der  Volkswirthschaft,  des  Geldes  und  des  Credits ;  eine  Be- 
urtbeilung  desselben  soll  es  ausgesprochenermassen  niclit  sein.  Er  nennt  Macleod 
einen  Mann  von  Talent  und  un  esprit  ^videmmeut  sup4rieur.  Einen  solchen  Mann 
und  seine  neue  Lehre  dörfen  wir  nicht  mit  zwei  Worten  abthun;  selbst  aus  den  Irr- 
thflmern  eines  solchen  Mannes  ist  mehr  zu  lernen ,  als  aus  zehn  correcten  Schrill- 
steilem,  die  nur  Gelerntes  weiter  tragen. 

4)  Wir    geben    zum  Jahresschlosa  unserer  Berichte  nach   dam  Journal  la 

Finance   (L'^conomiste   Beige  10.  Octbr.  1863)  noch   ein  In- 
ventar der  gegenwärtige  Creditinstitole  Frankreichs. 
Am  1.  Januar  1818   existirten  in  Frankreich    nur  2  Creditanstalten :   die  Bank 
von  Frankreich  (damaliges  Capital  91,2d0,000  Fr.)  und    die  Hypothekenbank   (Capi- 
tal 30  Millionen  Fr.). 

Jetzt  giebt  es  15  Creditanstalten»  nämlich: 

Capital 

die  Bank  von  Frankreich 182,500,000  Fr. 

der  Credit  foncier 60  Millionen  - 

der  Credit  agricole 20 

der  Credit  indtistriel 40 

der  Credit  mobilier 60 

das  Comptoir  d'escompte 40 

der  Credit  colonial 12 

das  Eisenbahn-Sous-Comptoir ......      6 

die  Colonial-Banken 10 

die  Bank  von  Algerien 4 

das  Sous-Comptoir  för  Handel  und  Industrie    20        -         - 

das  Unternehmer- Sous-Comptoir      ....      5 

das  Comptoir  für  Ackerbau 6 

die  Caisse  des  d^pdts 60 

der  Credit  der  Hallen  und  Märkte       ...      6 

Summa  Summarum  551,500,000  Fr. 
So  bedeutend  nach  dieser  Zusammenstellung  die  Zahl  der  Creditinslitute  gewach- 
sen Ist  und  so  gross  auf  den  ersten  Blick  die  Summe  erscheint,  welche  das  Actien- 
capital  dieser  Institute  bildet ,  so  beweist  doch  eine  Vergleichung  derselben  mit  den 
analogen  Instituten  Grossbritanniens  und  der  Schweiz,  in  welchem  geringen  Maasse 
in  Frankreich  der  Credit  immer  noch  entwickelt  ist.  Die  kleine  Schweiz  mit  ihren 
SVs  Millionen  Menschen  hat  doppelt  so  viel  Creditinstilute  und  das  Act ien -Capital, 
mit  welchem  die  schweizerischen  Banken  gegründet  sind ,  beträgt  m  ehr  als  den  3ten 
Theil  obiger  Summe.  K— n. 
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